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Vorwort 


zur  dritten  Auflage. 


Die  starke  zweite  Auflage  dieses  ersten  Bands  der  Finanz- 
wissenschaft ist  seit  Mitte  1882  im  Buchhandel  vergriffen  gewesen. 
Die  Bearbeitung  der  dritten  Auflage  habe  ich  inmitten  viel  Zeit 
und  Kraft  beanspruchender  politischer  Thätigkeit  und  neben  den 
Verpflichtungen  meinen  akademischen  Lehramts  nicht  so  schnell 
vollenden  können,  als  ich  gewünscht  hätte.  Der  ersten  im  Fe- 
bruar d.  J.  erschienenen  Lieferung  (S.  1  —  252)  folgte  die  zweite 
Lieferung  (S.  253  —  480)  zu  Ende  October.  Nunmehr  gelangt  der 
Schluss  des  Bandes  und  damit  die  Bandausgabe  selbst  in  die 
Oeffentlichkeit. 

Meine  Arbeit  wäre  allerdings  vereinfacht  und  beschleunigt 
worden,  wenn  ich  mich  auf  eine  blosse  Revision  der  zweiten  Auf- 
lage beschränkt  hätte.  Aber  trotz  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
welche  ich  in  dieser  zweiten  Auflage  bereits  mit  meiner  Neube- 
arbeitung der  6.  Auflage  des  ersten  Bands  der  Rau'schen  Finanz 
Wissenschaft  vorgenommen  hatte,  hielt  ich  eine  solche  blosse  Revision 
dieser  im  Jahre  1877  erschienenen  zweiten  Auflage  nicht  mehr  für 
ausreichend.  Ich  habe  in  allen  Abschnitten  Vieles  überarbeitet,  das 
statistische  und  legislative  Material  erneuert  und  fortgeführt  (so 
besonders  im  Abschnitt  vom  Besoldungswesen,  Militärwesen,  Unter- 
richtswesen). Grössere  Partieen  sind  aber  völlig  umgearbeitet  und 
dabei  theils  erweitert  (so  die  finanzwissenschaftliche  Literatur- 
geschichte, das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper,  die  Lehre 
von  der  Deckung  des  Finanzbedarfs,  einige  Abschnitte  des  Eisen- 
bahnwesens), theils  zusammengezogen  worden  (so  das  Domänen-, 
das  Forstwesen).  Endlich  ist  das  vierte  Kapitel  des  ersten  Buchs 
( formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft,  d.  b.  Finanzdienst  und 
Finanzbehördenwesen,  Etatswesen,  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechuungs- 
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wesen ,  Controlwesen ,  Rechnungsabschluss  u.  s.  w. ,  8.  183  —  335) 
in  diese  dritte  Auflage  ganz  neu  eingefügt  worden.  Eb  behandelt 
dieses  Kapitel  einen  Gegenstand,  der,  vielleicht  mehr  als  jeder 
andere  in  der  Finanzwissenschaft,  dem  Theoretiker  besondere 
Schwierigkeiten  bereitet.  Ueber  die  Gründe,  ihn  an  diese  Stelle 
in  Band  I  zu  setzen,  habe  ich  mich  im  Werke  selbst  ausgesprochen 
(S.  Gl,  183). 

Ueberall  war  es  mein  Bestreben,  die  principielle  Behand- 
lung und  die  socialpolitische  Auffassung  noch  schärfer  als 
in  der  vorigen  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Dadurch  sollte  auch 
der  Einklang  mit  der  zweiten  Auflage  der  „Grundlegung"  herge- 
stellt werden.  Auf  die  historischen  Entwicklungen  bin  ich  dabei 
genauer  eingegangen,  als  in  den  früheren  Auflagen  (besonders  im 
Kapitel  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanz wirthschaft).  Auch 
habe  ich  bei  der  Bestimmung  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft 
meine  frühere  Auffassung  ergänzt  und  die  Bedeutung  der  Finanz- 
geschichte für  die  eine,  die  beobachtungswissenschaftliche  Seite  der 
Disciplin  mehr  hervorgehoben  (§12).  An  der  scharfen  Unterscheidung 
zwischen  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte  halte  ich  hier 
wie  in  der  Nationalökonomie  jedoch  fest.  Ich  kann  in  der  unklaren 
Identificiruug  von  Theorie  und  Geschichte  in  beiden  Fällen  nur 
einen  logischen  Fehler  sehen. 

Das  erste  Heft  war  schon  ausgegeben,  als  Schäfflc's  Aufsätze 
„zur  Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfs"  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift erschienen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  dieser  Theorie 
konnte  ich  daher  in  dieser  Auflage  nicht  mehr  vornehmen. 

Die  Eisenbahnlehre  bat  jetzt  noch  eine  weitere  Ausdehnung  erfah- 
ren. Das  Bedenken,  sie  in  solcher  Ausführlichkeit  in  die  Finanzwisscu- 
schaft  zu  ziehen,  wird  daher  gegen  meine  gegenwärtige  Behandlung 
des  Gegenstands  noch  mehr  erhoben  worden.  Indessen  entspricht 
es  doch  der  deutschen  Theorie  und  Praxis,  die  „privatwirthschaft- 
lichen  Zweige"  eingehender  in  der  Finanzwissenschaft  zu  behandeln. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  jetzt  ein  beherrschender  Factor  in 
unseren  Finanzwirthschaften.  Wenn  z.  B.  in  Preussen,  noch  ohne 
die  jetzt  in  Aussicht  stehenden  weiteren  Verstaatlichungen  der  Privat- 
bahnen, in  einem  Gesamrat  Einnahme-Etat  von  1113Mill.M.(f.  1884  85) 
auf  das  Eisenbahnwesen  553  Mill.  M.  fallen,  so  entspricht  es  dieser 
Sachlage  einigermaassen ,  ihm  in  der  Finanzwissenschaft  eine  so 
ausgedehnte  Darstellung  zu  widmen,  wie  es  hier  geschieht.  Darin 
liegt  etwas  für  die  gegenwärtige  Phase  der  Finanzwirthschaft  und 
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demnach  auch  der  Finanzwissenschaft  Characteristisches  (§  27 — 29). 
Im  Uebrigen  glaubte  ich  aber  auch  in  dieser  Auflage  die  Eisen- 
bahnlehre nicht  kürzen  zu  sollen,  weil  ich  noch  nicht  auf  den  Band 
de«  Lehrbuchs,  in  welchem  sie  mehr  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpuncte  aus  zu  behandeln  sein  wird,  verweisen  konnte.  —  Die 
Domänenlehre  und  zum  Theil  die  Forstlehre  konnte  ich  dagegen 
wohl  auch  deshalb  kürzen,  weil  die  älteren  Streitfragen  mehr  und 
mehr  verschwunden  oder  endgiltig  ausgetragen  sind. 

Die  Beziehungen  zur  R  a  u  'sehen  Finanzwissenschaft,  aus  deren 
Neubearbeitung  dieses  Werk  ursprünglich  hervorgegangen  war, 
hatten  sich  schon  in  der  vorigen  Auflage  sehr  vermindert  und 
traten  eigentlich  nur  noch  in  der  Lehre  von  den  älteren  Domänen 
und  von  der  Bewirtschaftung  der  Forsten  mehr  hervor.  Jetzt  be- 
schränken sich  diese  Beziehungen  vollends  nur  noch  auf  die 
Benutzung  von  Notizen  und  einzelnen  kleinen  Ausführungen,  wie 
ich  sie  mehrfach  auch  anderen  Werken  entnommen  habe.  Damit 
glaube  ich  nicht  gegen  die  Rau  gebührende  Hochachtung  Verstössen 
zu  haben.  Die  Wissenschaft  ist  eben,  seit  Rau  die  Grundlage  zu 
dem  seiner  Zeit  so  vorzüglichen  Werke  legte,  vorwärts  geschritten 
und  gerade  die  principiellen  Auffassungen  sind  andere  geworden. 
Ob  mit  vollem  Rechte,  das  ist  ja  noch  bestritten,  aber  nach  meiner 
Ueberzeugung  zu  bejahen. 

Dem  Umfang  nach  bat  sich  dieser  erste  Band  in  dieser  3.  Auf- 
lage wieder  um  117  Seiten  vergrüssert,  besonders  durch  die  Ein- 
fügung des  Kapitels  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirtb- 
schaft, das  allein  152  Seiten  umfasst.  Dem  Inhalt  nach  hat  dieser 
Band  aber  eine  noch  erheblich  grössere  Ausdehnung  durch  die 
veränderte  Art  des  Drucks  erfahren.  Ich  habe,  ähnlich  wie  es  bei 
meinen  und  anderen  Abhandlungen  im  Schönberg'schen  Handbuch 
der  politischen  Oekonomie  geschehen  ist,  durchweg  die  Noten  nicht 
mehr  unter  die  Seiten  oder,  wie  Rau  und  Roscher,  nach  den  Para- 
graphen, sondern  zwischen  den  Text  selbst  in  kleinerem 
Druck  gesetzt  und  ebenso  die  näheren  Ausführungen,  Be- 
weisführungen, Belege  u.  s.  w.  in  dieser  Weise  drucken 
lassen.  Dadurch  ist  eine  bedeutende  Raumersparniss  erreicht  wor- 
den. Es  wird  so  aber  zugleich  meines  Erachtens  in  zweckmässiger. 
Weise,  auch  für  Lehr-  und  Lernzwecke,  das  Hauptsächliche  und 
das  Detail  schon  äusserlich  besser  unterschieden  und  für  denjenigen, 
welcher  die  Noten  genauer  verfolgen  will,  das  lästige  und  zerstreuende 
Hin-  und  Herlesen  und  Herumschlagen  der  Seiten  vermieden. 
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Diene  3.  Auflage  ist,  wie  auch  diejenige  des  2.  Bands  der 
Finanzwissenschaft,  in  der  doppelten  Stärke  der  üblichen  Auflagen 
gedruckt  worden,  —  auch  aus  einer  persönlichen  Rücksicht:  mir 
die  ohnehin  beschränkte  Müsse  für  literarische  Arbeit,  welche  mir 
das  Lehramt  und  die  Theilnahme  am  politischen  Leben  Übrig  lassen, 
wenigstens  für  die  Fortsetzung  des  grossen  systematischen  Werks 
etwas  länger  frei  zu  halten,  dessen  Plan  ich  schon  vor  acht  Jahren 
entworfen  habe,  ohne  davon  bisher  mehr  als  die  Grundlegung  und  die 
beiden  ersten  Bände  der  Finanzwissenschaft  vollenden  zu  können.  In 
den  letzten  zwei  bis  drei  Jahren  war  es  auch  die  persönliche  Be- 
theiligung an  der  Politik,  welche  meine  Zeit  und  Arbeitskraft  in  An- 
spruch genommen  hat,  -  oft  mehr  als  ich  wünschte.  Ich  bin  halb 
widerWillen  in  diese  Betheiligung  hineingezogen  worden,  glaubte  sie 
aber  doch  nicht  unbedingt  ablehnen  zu  sollen.  Gerade  uns  Theore- 
tikern ist  es  gut,  einmal  so  aus  der  Studirstube  ins  Leben  hinaus 
zu  treten  und  Manches  zu  lernen,  was  uns  Bücher  und  Studien  allein 
nicht  lehren.  Und  als  Jünger  einer  Wissenschaft,  welche  wie  die 
Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft  für  das  Leben,  für 
das  Volkswohl  mit  zu  arbeiten  hat,  hielt  ich  und  halte  ich  es 
denn  auch  nicht  für  etwas  Unrichtiges,  sondern  für  etwas  Erlaubtes, 
ja  Gebotenes,  jenen  „socialpolitischen  Standpunct"  in  der 
practischen  Politik,  soweit  die  Kräfte  reichen,  mit  durchkämpfen 
zu  helfen,  den  ich  in  diesem  „Lehrbuch"  der  politischen  Oeko- 
nomie  theoretisch  vertrete,  —  mit  für  eine  Gesetzgebung  dieses 
Characters  zu  kämpfen  und  sie  in  der  öffentlichen  Meinung  mit 
vorzubereiten,  vollends  seitdem  die  Kaiserliche  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  wenigstens  ein  ähnliches  Ziel  aufgestellt  hat,  zur 
unendlichen  Freude  und  Genugthuung  der  Männer  unserer  Richtung 
(s.  §  27—21»)- 

Wenn  dann  auch  mein  Werk  langsamer  vorrückt,  als  ich  gehofft 
habe,  so  mögen  Fachgenossen  und  weiteres  Publicum  es  mit  solchen 
Umständen  freundlich  entschuldigen.  Ich  darf  behaupten,  gerade  an 
dieser  neuen  Auflage  öfters  bis  zur  äussersten  Anspannung  meiner 
Kräfte  gearbeitet  zu  haben.  Wenn  ich  die  Vorrede  meiner  gerade 
vor  12  Jahren  erschienenen  6.  Auflage  Rau's,  der  ersten  dieses 
Bands,  schon  damals  mit  dem  Worte  schloss:  „Die  beschauliche 
Arbeitsmusse  unseres  Altmeisters  Rau  im  schönen  Heidelberg  gehört 
eigentlich  auch  zum  Abfassen  solcher  mühsamer  Werke,  aber  sie 
fehlt  leider  nur  zu  sehr  in  der  Hetzerei  der  Weltstadt",  so  habe  ich 
allerdings  vollauf  erst  in  den  letzten  Jahren  kennen  gelernt,  welche 
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„Nerven  stehlende"  Anspannung  unsere  Zeit  von  ihrem  Gesehleclite 
verlangt.  Und  doeb  ist  das  wieder  das  Grosse  und  das  Anregende 
dieser  Zeit,  wer  möchte  es  eigentlich  anders  haben?!  — 

Was  mir  an  Müsse  für  literarische  Arbeit  bleibt,  werde  ich 
möglichst  ausschliesslich  der  Fortsetzung  dieses  Werks,  zunächst 
dem  dritten  Bande  der  Finanzwissenschaft  widmen,  für  welchen 
ich  seit  Jahren  viele  Vorstudien  gemacht  habe. 

Ubarlottenburg-Uurliu,  2.  December  1883. 

Di.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  zweiten  Auflage  dieses  Bands. 

 Mit  der  tiefgreifenden  Umgestaltung  dieses  Bands  in  der 

neuen  Auflage  bezwecke  ich  mehr  Einheitlichkeit  der  sachlichen 
und  formellen  Behandlung  in  diesem  Bande  wie  zwischen  den  ein- 
zelnen Bänden  des  Lehrbuchs  herzustellen.  In  der  jetzigen  zweiten 
Ausgabe  meiner  Bearbeitung  des  ersten  Theils  der  Finanzwissen- 
schaft leitete  mich  daher  das  Bestreben ,  diesen  Band  überall  i  u 
grundsätzliche  U  ebereinstimniung  mit  meiner  „Grund- 
legung" der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  zu 
bringen. 

Namentlich  wurde  in  den  Untersuchungen  Uber  die  Beibehaltung 
oder  Veräusserung  der  einzelnen  privatwirthscbattlichen  Erwcrbs- 
zweige  neben  dem  Gcsichtspunct  des  Productionsinteresses  —  wel- 
cher Kau  mit  den  früheren  Nationalökonomen  und  im  Ganzen  auch 
noch  mich  in  der  Neubearbeitung  der  6.  Ausgabe  von  Kau  fast  allein 
beschäftigt  hatte  —  der  Gesichtspunct  des  volkswirtschaft- 
lichen Vertheil  ungs-  und  des  social  politischen  Inter- 
esses zur  gebührenden  Geltung  gebracht.   Dadurch  ergaben  sich 
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manche  principielle  Abweichungen  von  Ran  und  hie  und  da  auch 
von  der  letzten  Ausgabe.  Die  jetzige  Behandlung  des  Gegenstands 
liefert  auf  diese  Weise  zugleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theore- 
tischen Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Volkswirtschaft 
und  den  Staat,  sowie  über  die  Rechtsordnung  des  Kapitals  und 
des  Bodens  in  der  „Grundlegung"  durch  die  mehr  practischen  Er- 
örterungen aus  dem  finanzwissenschaftlichen  Gesichtspuncte.  Die 
Theorieen  der  Grundlegung  erfuhren  dabei  gewissermassen  eine 
„Probe",  die  anzustellen  mir  erwünscht  war,  um  so  manche  Puncte 
in  der  Grundlegung  genauer  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die 
practische  Durchfuhrung  zu  prüfen.  Es  ist  dadurch  die  Verbindung 
zwischen  den  theoretischen  und  practischen  Theilen  des  Lehrbuchs, 
soweit  ich  letztere  zu  bearbeiten  übernommen  habe,  hergestellt 
worden.  Darauf  lege  ich  vom  Standpuncte  meines  Systems  der 
Politischen  Ockonomie  aus  besondern  Werth. 


Berlin,  Februar  1*77. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Einleitung. 

1.  Abschnitt 
Der  Staat  und  die  Finanzwirtuschaft. 

I>io  Finanzwissenschaft  hat  zunächst  an  die  Gemein-,  besonders  die  Zwangs- 
?emeiu  wirthsrbaftslehre  und  spe<  iell  an  die  allgemeine  Lehre  vom  Staate 
in  volkäwirthschaftlii'hcr  Hinsicht  anzuknüpfen,  diese  Lehren  aber  als  be- 
kannt vorauszusetzen.  Siehe  daher  das  Nähere  darüber  im  1.  Bande  des  Lehr- 
buchs, Wagner,  Allgein.  Volkswirtschaftslehre  I.  (Grundlegung),  2.  A.  Lpz. 
bes.  Abth.  I,  Kap.  3,  Hauptabsohn.  1,  3,  4  und  Kap.  4. 

I.  —  §.  1.  Der  Staat  und  die  sogen.  Selbstverwaltnngs- 
körper  haben  als  Formen  der  öffentlichen  oder  Zwaugs- 
gemein  wirtschaften  für  das  ganze  Volksleben  Aufgaben  zu 
erftillen,  zu  deren  Durchführung  sie  wie  jede  andere  Wirthschaft 
(G.  §.  161,  170)  der  regelmässigen  Verfügung  Uber  Produktionsmittel 
<1.  h.  Uber  Arbeitskräfte,  Kapitalien  und  Grundstücke  bedürfen,  um 
die  von  ihnen  begehrten  einzelnen  Leistungen  herzustellen.  Die 
Verfügung  über  diese  Productionsmittel  kann  der  Staat  auf  die  ver- 
schiedenen Arten  erlangen,  welche  einer  Wirthschaft  überhaupt 
hierzu  zu  Gebote  stehen  (G.  §.  10).  Geschichtlich  zeigt  sich  darin 
mancher  Wechsel.  Es  kommen  indessen,  wenn  auch  in  ver- 
schiedenem Umfange,  gewöhnlich  mehrerlei  Arten,  jene  Verfügung 
zu  erlangen,  neben  einander  vor. 

Hinsichtlich  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  bedarf, 
sind  namentlich  drei  Systeme  der  Beschaffung  derselben  zu  unter- 
scheiden: die  im  Wesentlichen  freiwillige  und  unentgeltliche 


*^,tstellung  dieser  Kräfte,  wie  im  System  der  unentgeltlichen 
en-)  Aemter  der  Selbstverwaltung;  die  im  Ganzen 


ogs weise  und  nach  einseitiger  Bestimmung  des  Staats  ver- 
?Öne  Bereitstellung,  wie  im  System  der  militärischen  Con- 
cption   oder  der  allgemeinen  Wehrpflicht;  und  die 
^  ragsmässig  erlangte  und  nach  den  Bedingungen  dieses 

Wnjner.  Kiu»iir.wi«-.»i»>..lintt.    I.  .5.  Aull.  1 
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Vertrags  entlohnte  Verfügung,    wie  im  System  des  besoldeten 
Staatsdienstes  (Arbeits-,  Staatsdiener-Vertrag). 

Das  erste  System  hat  nur  ausnahmsweise  in  der  Geschichte 
der  Staaten  eine  grössere  Bedeutung  gewonnen.  Theils  fehlt  es 
an  der  genügenden  Bereitwilligkeit  der  Bürger,  freiwillig  und 
unentgeltlich  Dienste  zu  leisten;  theils  entspricht  die  so  angebotene 
Arbeit  nicht  ausreichend  den  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Arbeit,  welche  der  Staat  stellen  muss;  theils  legen  diese  Dienste 
den  Einzelnen  zu  grosse  und  besonders  zu  ungleiche  Opfer  auf, 
oder  es  stellen  sich  andere  Bedenken  einer  umfassenderen  Ver- 
wendung solcher  Dienste  entgegen.  Der  Staat,  zumal  der  moderne 
Culturstaat,  ist  daher  vornemlich  auf  das  zweite  und  dritte 
System  der  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  angewiesen.  Ob,  wo  • 
und  wieweit  er  hier  mittelst  Zwangs  vorgehen  darf  und  kann,  ist 
an  diesem  Orte  nicht  zu  entscheiden.  Es  genügt  hier,  darauf  hin- 
zuweisen, dass  sich  ein  solcher  Zwang  aus  dem  Wesen  des  Staats 
ableiten  und  principiell  rechtfertigen  lässt  (G.  §.  157)  und  nach 
geschichtlicher  Erfahrung  allgemein,  im  Gebiete  des  Weh rwesens, 
ausgeübt  worden  ist. 

Die  zwangsweise  beschafften  Arbeitskräfte  vermag  der  Staat 
aber  gewöhnlich  nicht  ohne  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  theils  weil 
die  einzelnen  Betroffenen  diesen  Entgelt  nicht  völlig  entbehren 
können,  theils  weil  die  bei  unentgeltlichen  Zwangsdiensten  zu 
bringenden  Opfer  sich  zu  ungleichmässig  vertheilen  würden.  Der 
Staat  muss  daher  in  der  Regel  auch  hier  die  Mittel  zum  Unter- 
halt (Sustentation)  gewähren.  Auch  bei  dem  im  Uebrigen 
unentgeltlichen  Ehrenamtsdienst  ist  öfters  wenigstens  ein  Ersatz 
besonderer  Kosten  nothwendig.  Für  die  in  Anspruch  genommenen 
Zwangs-  und  Ehrendienste,  vollends  für  die  vertragsmässig  gegen 
Lohn  beschafften  Dienste  bedarf  der  Staat  somit  zunächst  der 
Verfügung  über  Sachgüter,  daher  in  der  Gcldwirthschaft  meist 
über  Geld. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich,  dass  der  Staat  zur 
Durchführung  seiner  Zwecke,  welche  sich  ohne  Verfügung  über 
menschliche  Arbeitskräfte  nicht  erfüllen  lassen,  stets  nothv^]^  —  > 
eine  eigene  Wirthschaft  führen  muss,  deren  Aufgabe  es  w 
diejenigen  Sachgütcr  (Geld)  regelmässig  zu  erwerben  und  iwf 
Verwendung  zu  bringen,  welche  zur  Vergütung  der  erforder- 
lichen Arbeitskräfte  erforderlich  sind.    Der  Umfang  dieser  Wirth«  | 
Schaft  kann  sehr  verschieden  sein  und  schwankt  erfahrungsgemäß  | 
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zeitlich  und  örtlich  ausserordentlich.  Aber  wo  überhaupt  ein  „Staat'1, 
wenn  auch  noch  in  primitivster  Entwicklang,  existirt,  da  kann  eine 
solche  eigene  Wirthschaft  zum  Zweck  der  Beschaffung  und  Ver- 
wendung von  Sacbgtitern  niemals  vollständig  fehlen.  Dieselbe  ist 
insofern  eine  absolut  nothwendige  Bedingung  und  Folge  des  Staats 
selbst,  an  sich  eine  absolute  Kategorie  des  Wirtschaftslebens  und 
nur  in  ihrer  Erscheinungsform  etwas  geschichtlich  Ver- 
änderliches. 

Raa  in  d.  5.  A.  §.  3  noch  andere. 

§.  2.  Neben  den  Arbeitskräften  und  ausser  den  für  deren 
Vergütung  erforderlichen  Sacbgtitern  braucht  der  Staat  für  die 
Erfüllung  der  ihm  als  „Productionswirthschaft"  (G.  §.  170,  69) 
obliegenden  Aufgaben  Kapitalien  und  Grundstücke.  Auch  wo 
sich  dieselben  im  concreten  Staate  bereits  in  erforderlicher  Menge 
nnd  Beschaffenheit  in  seinem  Eigenthum  befinden,  bedarf  es  zu 
ihrer  Instandhaltung  einer  beständigen  neuen  Hinzuführung  von 
Sackgütern,  mitbin  zu  diesem  Zweck  wieder  einer  regelmässigen 
Thätigkeit  zur  Beschaffung  und  Verwendung  der  letzteren.  In  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Volkslebens  ändert  sich  indessen 
fortwährend  auch  der  Bedarf  des  Staats  an  solchen  Kapitalien  und 
Grundstücken  in  qualitativer  und  quantitativer  Hinsicht.  Die  vor- 
handenen Staatseigenthumsobjecte  müssen  umgestaltet,  neue  müssen 
dazu  erworben  werden,  u.  A.  auch,  um  eine  richtige  Vertheilnng 
der  nationalen  Kapitalien  und  Grundstücke  als  Privateigenthum  an 
die  Privatwirtschaften  und  als  öffentliches  Eigenthum  an  den  Staat 
und  die  übrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  herzustellen,  insbe- 
sondere was  den  Grund  und  Boden  anlangt  (G.  §.  285  u.  G.  Abth.  II, 
Kap.  3  —  5). 

II.  —  §.  3.  Die  Sachgüter  (bez.  das  Geld),  welche  der  Staat 
zur  Vergütung  von  Arbeit  und  sonst  braucht,  kann  er  wiederum 
auf  dreierlei  Art  erlangen:  freiwillig  und  unentgeltlich  von 
den  Staatsangehörigen  aus  deren  Wirtbschaften;  sodann  mittelst 
privatwirthschaftlichen  Erwerbs,  nämlich  direct  durch  Eigen - 
produetion  der  betreffenden  Sachgüter  oder  indirect  durch 
Verkehrs-  oder  vertragsmässige  Erwerbung  von  anderen 
Wirtschaften  gegen  speciell  stipulirte  Gegenleistungen  (Kauf,  Dar- 
leben,  Miethe,  Pacht);  endlich  zwangsweise  ohne  speciellen* 
Oder  wenigstens  gegen  einen  von  ihm,  dem  Staate,  einseitig 
bestimmten  Entgelt  (G.  §.  10).  Selbst  wenn  das  erste  System 
vollständig  allein  ausreichte,  würde  der  Staat  eine  eigene  Wirth- 


Digitized  by  Google 


-1 


Kinleitung.  1.  Abschnitt.  Staat  und  Finnnzwirthschaft.  §.  3—5. 


schaff  (und  zwar  eiue  „Ausgabewirthschaft",  G.  §.  69) 
führen  müssen,  welche  die  Aufgabe  hatte,  die  so  zur  Verfügung 
des  Staats  kommenden  Guter  richtig  zu  verwalten  und  zu  ver- 
wenden. Hei  den  beiden  andern  Systemen  erlangt  diese  Wirthschaft 
eine  grössere  Ausdehnung  und  einen  reicheren  Inhalt,  weil  hier 
vielfältige  und  umfassende  Thätigkeiten  zur  Erwerbung  der  Güter 
nothwendig  werden,  also  eine  erwerbs wirtschaftliche  Abtheilung 
hinzutreten  muss. 

Freiwillige  und  unentgeltliche  Gaben  von  Sacbgütcrn  und  Ucbertragungcn 
von  Kapitalien  und  GruudstUclcn  Seitens  der  Staatsangehörigen  an  den  Staat  oder,  in 
früheren  Zeiten,  an  das  den  Staat  vertretende  Oberhaupt,  den  Fürsten,  sind  uberall 
in  der  Geschichte  vorgekommen.  Sie  spielen  in  primitiven  Verhältnissen  des  Volks-, 
Wirthschafts-  und  Staatslcbeus  eine  relativ  grössere  Rolle,  so  bei  den  Germanen  zur 
Zeit  des  Tacitus,  auch  noch  in  der  fränkischen  Monarchie  der  Mcrovinger  und 
spater  in  der  Form  von  Ehrengeschenken  an  die  Fürsten,  von  grösseren  einmaligen 
Leistungen  in  besonderen  Fidlen,  z.  B  im  Kriege,  wo  die  Prästation,  wenn  auch  nicht 
nach  strictem  Hechte,  so  doch  nach  der  Sitte,  wenigstens  theilweisc  freilich  schon 
den  Charactcr  einer  Zwangsabgabc  annehmen  kann,  aus  welcher  sich  dann  später  das 
eigentliche  (directo)  Stcuerwesen  entwickelt.  Ganz,  fehlen  solche  Leistungen  auch  in» 
modernen  Staate  der  Gegenwart,  z.  B.  wiederum  im  Kriege,  bei  öffentliche!»  Unglücks- 
fällen, nicht.  Aber  im  Wesentlichen  aus  ähnlichen  Gründen  wie  das  System  frei- 
williger unentgeltlicher  Arbeitsdienste  reicht  auch  dieses  System  freiwilliger  unent- 
geltlicher Gabcu  niemals  aus,  für  den  entwickelten  Staat  vollends  nicht.  Der  Grund 
hierfür  liegt  in  der  Natur  des  Staats  als  Zwangsgcmeinwirthschaft  überhaupt  und  in 
der  Entwicklungstendenz  des  modernen  Rechts-  uud  Culturstaats  insbesondere, 
(G.  §.  154  — 1«0V 

Der  Staat  ist  daher  principiell  und  der  sich  entwickelnde 
moderne  Staat  auch  thatsächlich  immer  mehr  auf  die  beiden 
anderen  Arten  des  Erwerbs  von  Sachgütern  angewiesen.  Das- 
selbe gilt  von  den  Selbstvenvaltungskörpern.  In  die  Verfügung 
der  erforderlichen  Grundstücke  gelangten  diese  Körper  durch 
ursprünglichen  Vorbehalt  bei  der  Ansicdlung  und  Vertheilung  des 
Hodens,  durch  Ankauf,  Pacht,  Confiscation,  Zwangsenteignung. 

III.  —  §.  4.  Die  Erörterung  darüber,  ob,  wo  und  wieweit  ein 
Zwangserwerb  von  Sachgütern  dem  Staate  gestattet  sein  kann, 
gehört  nicht  an  diese  Stelle,  sondern  ebenfalls  in  den  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre.  (G.§.  10, 11, 156—159). 
Hier  ist  nur  zu  constatiren,  dass  auch  ein  solcher  Zwangserwerb, 
in  gleicher  Weise  wie  der  Zwang,  durch  welchen  der  Staat 
persönliche  Dienste  sich  zur  Verfügung  stellt,  aus  dem  Wesen  des 
Staats  als  Zwangsgemciuwirthschaft  abzuleiten  ist  und  danach 
principiell  gerechtfertigt  erscheint  und  überall  in  der  Geschichte 
vorkommt.  Seine  beiden  Hauptformen  sind  die  Besteuerung  und 
die  Enteignung  (G.  §.  384).  Im  Gegensatz  zum  Zwangserwerb 
als  dem  öffentlichen  kann  man  den  durch  Eigenproduktion  ci- 
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folgenden  nnd  den  vertragsmässig  mit  speciell  8tipulirten  Gegcn- 
leistnngen  verbundenen  Erwerb  des  Staats  (zu  welchem  letzteren 
auch  derjenige  mittelst  Creditaufnahmc  gehört)  den  privatwirth- 
schaftlichen  nennen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  in  den  modernen  euro- 
päischen Culturstaatcn  Uberall  dem  Zwangserwerb  gegenüber  diesem 
geschichtlich  alteren  und  anfänglich  vorwaltenden  privatwirthschaft- 
lichen  und  namentlich  gegenüber  dem  Eigeucrwerb  des  Staats  das 
Uebergewieht  versebattt  (F.  II.  §.  340  ff,  438  ff).  Es  hängt  dies  zwar 
zum  Theil  mit  zufälligen  Ereignissen  der  europäischen  Geschichte, 
besonders  mit  dem  mehrfach  vorgekommenen  Verlust  oder  der  Ver 
.  minderung  des  ehemaligen  Staatsguts  zusammen.  Vornemlich  ist 
es  jedoch  die  nothwendige  Folge  zweier  grosser  Momente 
der  volkswirtschaftlichen  Entwicklungsgeschichte,  ein- 
mal der  Ausbildung  des  Rechtsinstituts  des  Privateigen-  S\ 
thums  an  den  sachlichen  Productionsmittcln,  besonders  am 
Roden,  und  des  thatsächlich  grösstenteils  erfolgten  L'cbergangs 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirth- 
schaften  (F.  II.  §.  341),  sodann,  in  nunmehriger  Rückbildung 
dieses  historischen  Processes,  ist  es  die  Folge  jenes  gegenwärtig 
mehr  und  mehr  zur  Geltung  kommenden  grossen  volkswirt- 
schaftlichen Entwickl  ungsprineips,  welches  sich  als  lieber-  y 
gang  von  der  mehr  privatwirthschaftlichen  zu  der  mehr 
gemein-  und  besonders  zwaugsgemein wirtschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirthschaft  formuliren  lässt  und  sich 
in  der  fortschreitenden  Ausdehnung  der  öffentlichen,  besonders 
der  Staatsthätigkeiten  offenbart  (G.  §.  171  ff). 

Zur  regelmässigen  Besorgung  nun  des  Zwangs-  wie  des  privat- 
wirthschaftlichen Ghtererwerbs,  als  des  Mittels  zur  Herstellung  der 
.Staatsleistungen,  sei  es,  um  Arbeitsdienste  zu  vergüten,  sei  es,  um 
unmittelbar  Sachgtlter  für  Staatszwecke  zu  verwenden,  niuss  der 
Staat  eine  eigene  (Erwerbs  )  Wirtschaft  führen.  Und 
wiederum  dasselbe  gilt  meistens  von  den  Selbstverwaltungs- 
körpern. 

IV.  —  §.  5.  Diese  eigene  Wirtschaft,  welche  ein  öffentlicher 
Körper,  wie  der  Staat,  zum  Behuf  der  Erwerbung  und  Verwendung 
von  Sachgütern,  bez.  Geld  für  die  Zwecke  der  von  ihm  mit  Rück 
sieht  auf  die  herzustellenden  Leistungen  repräsentirten  „Productions- 
wirtbschaft"  (G.  §.  170)  betreibt,  ist  die  Finanzwirthschaft  oder 
der  öffentliche  bez.  der  Staatshaushalt.    Dieselbe  ist,  wenn 
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der  Staat  selbst  als  ein  Wirthschaftsganzes  betrachtet  wird, 
eine  Wirthschaftsabtheilung  desselben. 

Andere  Namen  sind:  Rogiorungs  wi  rthschaf  t,  auch  (subjectiv)  Fiuauz- 
veüen.  Der  Ausdruck  Finanzverwaltung  bleibt  besser  für  die  Gcsammtheit  der 
Behörden  vorbehalten,  welche  die  Finanzwirthschaft  leiten.  Die  letztere  wird  mitunter 
auch  Staatswirtbschaft  genannt,  sprachlich  nicht  uurichtig.  Der  Ausdruck  ist 
jedoch  nach  dem  heutigen  Sprachgebrauch  vieldeutig,  indem  mit  ihm  öfters  die 
(staatlich  organisirte)  Volkswirtschaft  selbst  bezeichnet  wird,  wie  z.  B.  in  dem  Titel 
des  bekannten  Ue  r  mann 'sehen  Werks:  „staatswirthschaftlicbc"  Untersuchungen. 
Anders  ist  wieder  die  Terminologie  von  L.  Stein,  übrigens  willkürlich  und  wider- 
spruchsvoll. Er  stellt  den  Begriff .,  Staatswirt  hschaft"  („das  Gtiterlebcn  als  Gegen- 
stand der  Verwaltung  im  weiteren  Sinne")  an  die  Spitze,  betrachtet  die  Finanzen  als 
einen  Theil  derselben  und  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  wieder  nur  die  Staats- 
einnahm'en  verstanden  wissen,  —  eine  Auffassung,  die  er  jedoch  selbst  in  seinem 
Lehrbuch  nicht  festhält.  S.  L.  v.  Stein,  Lehrb.  d.  Finanzwiss.,  3.  Aufl.,  Lpz.  1875, 
S.  1  ff.  Wieder  etwas  abweichend  in  d.  4.  Aufl.,  1S7H,  I,  1  ff.  6  ff.  4S  —  „Das 
Wort  Finanz  stammt  aus  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  IM.  und  14.  Jahrhundert 
verstand  man  unter  finatio,  tinancia,  auch  wohl  tinancia  pecuniaria,  eine  schuldige« 
Geldleistung.  Diese  Ausdrücke  stammen  von  finis  ab,  welches  oft  einen  Zahlungstermin 
bedeutete,  wie  mau  durch  eine  ähnliche  Metonymie  des  Sprachgebrauches  Öfters  sagt: 
einen  Termin,  ein  Quartal,  ein  Ziel  bezahlen.  Mit  dem  griechischen  Worte  rt'Ao;, 
Ziel,  Zweck,  verhält  es  sich  in  ähnlicher  Weise.  Dasselbe  wurde  auch  für  Steuer 
und  Zoll  gebraucht  In  der  alteren  Kanzleisprache  bedeutete  finis  auch  den  eineti 
Rechtsstreit  beendigenden  Vertrag  und  die  daraus  herrührende  Zahlung,  ferner  einen 
vor  dem  König  über  einen  Kauf  von  Grundstücken  abgeschlossenen  Vertrag,  dessen 
Urkunde  die  Form  eines  Urtheils  erhielt  (quasi  litis  terininus),  sodann  die  Abgabe  an 
den  König  von  solchen  Käufen  (the  Kings  sylvor),  eine  Entrichtung  des  antretenden 
Pachters  oder  Grundholden  an  den  Verpächter  oder  Grundherrn,  auch  eine  schwere 
Geldstrafe;  überhaupt  werden  in  England  allerlei  GeldgebUhrcn  mit  dem  Namen  fine 
bezeichnet.  Vgl.  Du  Frcsne  du  Gange,  Glossar,  mediae  et  infimae  latiuitatis,  s.  v. 
tinancia  und  tinatio.  —  Speimann,  Glossar,  archaeologic.  s.  v.  (inis  (Loud.  1651. 
S.  228).  —  Hullmann,  Städtcwesen,  III,  95.  —  Gncist,  Engl.  Verfassung»-  und 
Verwaltungsrecht,  A.  I,  36.  —  Mehrere  Schriftsteller  hielten  den  Stamm  des  Wortes 
Finanz  für  germanisch;  sie  deuten  entweder  auf  das  englische  fine,  Geldstrafe, 
Privilegientaxe  u.  dgl.  (z.  B.  Gc.no vesi,  Grunds,  der  burgerl.  Ock.,  I,  35S\  welches 
aber  nach  Speimann  a,  a.  0.  nicht  vor  der  normannischen  Eroberung  vorkam  und 
nach  dem  Obigen  mit  finis  zusammenhängt.  —  oder  auf  finden,  schwed.  finna, 
welches  durch  deu  Mittelbegriff  von  erfinderisch  auf  ränkevoll  führt,  wie  das 
isländische  findiuu  dnreh  ingeniosus,  calumniosus,  erklärt  wird,  Haldorson,  Lex. 
island.  cd  Kask,  I,  213  (Havn.  1813),  —  oder  auch  auf  fein.  —  Merkwürdig  ist, 
dass  im  16.  und  17.  Jahrhundert  das  Wort  eine  allgemeinere  und  zwar  schlimme  Be- 
deutung hatte,  weil  vielleicht  das  fremde  Wort  an  fein  und  erfinderisch  erinnerte  und 
die  linationes  selbst  mit  vieleu  Bedrückungen  verbunden  sein  mochten,  weshalb  z.  B. 
Schottelius  (Von  der  deutschen  Hauptsprache,  ßraunschweig  1663,  S.  1316)  Finanz 
durch  Schinderei.  Wucher,  erklärt,  und  Sebastian  Braut  (Narrenschiff)  Dntreu, 
Finantz,  Neid  und  Hass  zusammenstellt.  [Aohnlich  noch  v.  Seckeudorff,  Koscher, 
Gesch.  d.  Nat.-Ockon.,  München  1874,  S.  241.]  Vcrgl.  Frisch,  Dcutschlatein. 
Wörterb.  S.  267,  Scherz,  Glossar,  germ.  med.  aevi,  ed.  Oberlin,  I,  392.  Campe, 
Wörterbuch,  S.  321.  In  Frankreich  bezeichnete  schon  damals  fiuance  eine  Geldsumme, 
oder  insbesondere  die  Staatseinnahme  (Nos  adversaires  ont  peu  de  finance,  mais  ils  la 
menagent  bien,  sprach  Kanzler  de  l'Hospital  1568).  los  finances  aber  das  ganze 
Staatsvermögen  und  den  Zustand  der  Regierungswirthschaft.  Der  Einfluss  der 
französischen  Sprache  vordrängte  aus  der  deutschen  jenen  schlimmen  Wortsinn  von 
Finanz  gänzlich.  —  Der  spanische  Ausdruck  hacienda  für  Finanz  stammt  vielleicht 
aus  dem  arabischen  chasena,  Schatzkammer.  Auch  im  Russischen  heisst  kasna  die 
Gasse,  kasnatschei  der  Schatzmeister.  Vielleicht  ist  dies  Wort  durch  dio  tatarische 
Herrschaft  eingedrungen.  Doch  wird  in  der  russischen  Sprache  Finanzwesen  durch 
hosudarstwennie  dochodui,  herrschaftliche  Einnahmen,  ausgedrückr.  (Nach  Kau, 
Aum.  zu  §.  1). 
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Der  Staat  braucht  demnach  zur  Ausführung  seiner  Aufgaben 
als  Productionswirtbscbaft  eine  Summe  „wirtschaftlicher  Güter" 
(G.  §.  15 — 20)  (persönliche  oder  Arbeitsleistungen,  Sachgüter  und 
in  der  Geldwirthschaft  Geld),  welche  den  Staatsbedarf  darstellen. 
Derjenige  Theil  des  letzteren,  welcher  in  Sachgütern  bez.  in 
Geld  besteht,  um  damit  Dienste  zu  vergüten  oder  unmittelbar 
Staatsleistungen  herzustellen  oder  andere  Sachgüter  zu  erwerben, 
ist  durch  die  Finanzwirthschaft,  die  hier,  getrennt  vom  Staate 
gedacht,  als  Verbrauchs-  oder  Ausgabcwirthschaft  fungirt, 
zu  beschaffen.  (G.  §.  69,  170).  Dieser  Theil  des  gesammten  Staats- 
bedarfs kann  daher  speciell  Finanzbedarl  genannt  werden.  In 
der  Geldwirthschaft  (G.  §.  114)  tritt  er  grösstenteils  als  der 
Geldbedarf  der  Finanzwirthschaft  hervor  und  erscheint  rechnungs- 
mässig  als  Staatsausgabe,  bez.  „Ausgang"  (G.  §.  67,  71).  Znr 
Deckung  des  Finanzbedarfs  oder  zur  Bestreitung  der  Staatsaus- 
gabe muss  die  Finanzwirthschaft  sodann  als  Erwerbs-  oder  Ein- 
oahmewirthschaft  fungiren.  Ihr  Erwerb  kommt  rechnungsmäßig 
als  Staatseinnahme  bez.  „Eingang"  (G.  §.  67,  70)  zum  Vor- 
schein. Die  Doppelfunction  der  Verbrauchs-  und  Erwerbswirthschaft 
bildet  den  Inhalt  der  Finanzwirthschaft. 

In  Uebereinstiinmung  mit  Kau,  welcher  sagt,  es  sei  dem  Sprachgebrauche  durch- 
aus zuwider,  aach  die  Beschaffung  persönlicher  Leistungen  ohne  Vcnnittelung  sachlicher 
(iuter,  z.  B.  das  Conscriptionswesen,  in  die  Finanzwirthschaft  zu  rechnen,  (vergl.  da- 
gegen Behr,  Wirtlisch,  des  Staates.  S.  1!»0),  halte  ich  daher  an  der  Beschränkung 
der  Finanzwirthschaft  auf  die  Beschaffung  und  Verwendung  von  Sachgütern  oder  Geld 
fest   Mein  Zusatz  zu  §.  5  Auin.  a.  in  der»».  Ausg.  Kau 's  ist  danach  zu  berichtigen. 

Ihr  eigentümliches  Gepräge  als  Wirthschaftsart  erlangt  die 
Finanzwirthschaft  des  Staats  dadurch,  dass  sie  die  Wirthschaft  ist, 
durch  welche  der  Staat  die  ihm  zu  seiner  Function  als 
höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften  erforder- 
lichen Sachgüter  (Geld)  erwirbt  und  zur  Verwendung 
bringt.  Der  specitische  Character  der  beiden  Abtheilungen  der 
Finanzwirthschaft,  der  Verbrauchs-  und  der  einnahmewirthschaft- 
bchen,  ergiebt  sich  aus  dieser  Sachlage  mit  Nothwendigkeit.  Dies 
ist  von  vornherein  für  die  Auffassung  der  wissenschaftlichen  Lehre 
von  der  Finanzwirthschaft  zu  beachten. 

V.  —  §.  6.  Die  Wissenschaft  von  der  oder  den  Finanzwirth- 
»c  haften  ist  die  Finanzwissenschaft.  Dieselbe  lässt  sich  mit 
Rücksicht  auf  die  ökonomische  Natur  der  Finanzwirthschaft  definiren 
als  die  Wissenschaft  von  der  Wirthschaft,  welche  der 
Staat  oder  ein  öffentlicher  (Selbstverwaltungs  )  Körper 
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zur  Beschaffung  und  Verwendung  der  ihnen  zu  ihrer 
Function  als  Zwangsgemeinwirthschaften  erforderlichen 
SachgUter  (insbesondere  Gelds)  führt  Der  früher  für  die 
Finanzwissenschaft  in  Deutschland  nicht  selten  gebrauchte  Name 
C am eral Wissenschaft  (im  engeren  Sinne)  ist  jetzt  abgekommen. 
Er  erklärte  sich  geschichtlich  daraus,  dass  man  ursprünglich  unter 
Kammersachen  oder  Kammergeschäften  gerade  das  Finanzwesen 
verstand,  und  erst  nach  Errichtung  der  Kammercollegien  auch 
andere,  nicht  finanzielle  Geschäfte,  die  sog.  Polizei,  hinzukamen. 

Kau,  Ueber  die  Catncralwiss.  S.  8.  Der  ältere  Name  z.  B.  bei  Di th mar, 
Eioleitung  in  die  Ökonom.,  Polizei-  und  Cameralwisscnschafteu,  6.  Aufl.  v.  Sch  reber. 
S.  II».  (Frankf.  17HU.)  Eine  noch  engere  Bedeutung  von  Camcralwissenscbaft  ist  jetzt 
Fast  vergessen.  Man  unterschied  (nach  Kau  I.  §.  5)  ehemals  in  dem  heutigen  Um- 
fange der  Finanzwissenschaft  zwei  Theile,  nemlich  1)  die  Camcralwissenscbaft,  welche 
von  den  ganz  in  der  Verfugung  der  Forsten  stehenden  Quellen  der  Staatseinnahme, 
d.  i.  den  Domänen  und  Kegalien  handelte,  2)  die  eigentliche  Finanzwisseuschaft,  deren 
Gegenstand  die  der  landständischen  Mitwirkung  unterworfenen  Abgaben  der  Bürger 
waren;  s.  z.  B.  Fischer,  Lehrbegriff  u.  Umfang  der  deutschen  Staatswissensch.,  S.  20 
(Halle,  17S3).    Kflssig,  Lehrb.  d.  Finanzwiss.  §.  (>. 

Die  Finanzwissenschaft  wurde  bisweilen  auch  mit  dem  Kamen 
»Staatswirthschaftslehre  belegt,  was  aber  bei  der  Vieldeutig- 
keit dieses  Wortes,  welches  mitunter  auch  die  ganze  Politische 
Oekonomie  bezeichnet,  besser  vermieden  wird.  Die  Finanz  Wissen- 
schaft ist  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie. 

S.  u.  §.  12  lf.  u.  Kau,  Volkswirthsch.  -  Lehre,  §.  15.  Ich  halte  in  diesem  Ponctc 
an  Kau 's  Systematik  fest,  wenn  auch  mit  etwas  anderer  Motivirung.  Ueber  Stciu's 
abweichende  Auffassung  der  Finanzwissenschaft  s.  o.  §.  5.  Er  fasst  die  F.  -\V.  auf 
als  einen  „be&timmtcn  Theil  der  Staatswirthschaftslehre"  oder  „die  wissenschaftlich«; 
Entwicklung  der  Staatseinnahmen,  ihrer  Grundlagen  und  ihres  Kcchts"  (4.  A., 
I.  9):  zu  eng.  wie  seine  eigene  spätere  Behandlung  zeigt.  —  Meine  jetzige  Begrifl's- 
bestiminunj?  weicht  von  der  Kau 's  (Fin.  I.,  §.5,  auch  noch  in  meiner  Bearb  d.  t>.  Aufl.) 
ab.  Kau  sagte  hier:  „Die  Finanzwissenschaft  sei  die  Wissenschaft  von  der  besten 
Einrichtung  der  Kegierungswirthschaft  oder  von  der  besten  Befriediguugsweise  der 
StaatsbedUrfnisse  durch  sachliche  Guter."  Dies  wurde  mehr  auf  die  Finanzpolitik 
als  die  Finanz  Wissenschaft  passen,  welche  letztere  doch  zugleich  immer  den 
i  'haracter  einer  Beobachtungswissenschaft  hat  (§.  12).  Kichtig  hat  daher  gegen  meine 
Beibehaltung  der  älteren  Kau'schen  Definition  und  gegen  einen  Widerspruch  der 
letzteren  mit  späteren  Ausfuhrungen  schon  in  meiner  Bearbeitung  der  Ii.  Auflage 
(§.  S5  fl.)  Hack  Einwendungen  erhoben,  s.  dess.  Kecension  der  0.  Aufl.  in  d.  Tab. 
Ztschr.  XXVIIL  (lb72)  S.  434.  Auch  Gossa,  elementi  'S.  ed.  Mil.  1SS2,  S.  3.  be- 
stimmt die  Finanzwissenschaft  als  „dottrina  del  patrimonio  pubblico',  welche  lehre 
modo  rniglioro  di  costituirlo,  ainministrarlo  ed  impiegarlo".  Leroy-Beaulie  u 
Fin.  I..  Par.  1877.  p.  2:  Finanzwiss.  „science  des  revenus  public»  et  de  la  mise  en 
oeuvre  de  ccs  revenus",  m.  E.  auch  zu  eng. 
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2.  Abschnitt. 

Charactwistrung  der  Finanz wtrthschaft  als  W  i  r  th  schalt  sart. 

Vgl.  Wagner,  (i.  §.  4i*  ir.  Kau,  I.  §.  7—  H).  Laspeyres,  Art.  Staatswirth- 
schaft  im  Staats  Wörterbuch  X,  71  H.    Goffcken,  in  Schönbcrg's  Handbuch  II,  3  fl. 

§.  7.  Ihren  speeifischen  Character  erlangt  die  Finanzwirth 
schaft,  wie  gesagt  (§.  5),  dadurch,  dass  sie  für  die  Zwecke 
öffentlicher  Körper,  speciell  des  Staats  fungirt.  Im  Einzelnen 
tritt  das  Wesen  nnd  die  Eigentümlichkeit ,  die  Aehnlichkeit  mit 
anderen  Wirtschaften  und  die  Verschiedenheit  von  denselben  bei 
der  hier  vornemlich  zu  betrachtenden  Finanzwirthschaft  des  Staats 
in  folgenden  einzelnen  Puncten  hervor: 

I.  Die  Finanzwirthschaft  ist  eine  E inzelwirthschaft,  welche 
das  den  Staat  in  der  Verwaltung  vertretende  Organ,  die  Regie- 
rung, zum  Wirthschaftssubject  hat. 

Als  Einzelwirtschaft  ist  sie  in  vielen  Puncten  anderen  Einzel- 
wirtschaften wesentlich  gleichartig,  so  namentlich  auf  den- 
jenigen Gebieten,  wo  sie  ganz  oder  tiberwiegend  nach  den 
Grundsätzen  des  privatwirthschaftlichen  Systems  Güter, 
insbesondere  Sachgüter,  für  den  freien  Verkauf  auf  dem  Markte 
producirt:  in  der  Feldgüter-,  Forst  -,  Bergwerksverwaltung  u.  s.  w. 
Soweit  diese  Gleichartigkeit  besteht,  ist  auch  die  Lehre  von  der 
Finanzwirthschaft  in  der  Einzelwirthschaftslehre  oder  der  Privat- 
ökonomik enthalten.  Sie  gehört  daher  streng  genommen  im 
Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  Theilen,  der  Domänen-,  Forst-  und 
Eisenbabnlehre  u.  s.  w.,  nur  insoweit  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  der  Umstand,  dass  der  Staat  das  einzelwirthschaftliche  Subject 
ist,  Eigentümlichkeiten  des  Wirthschaftens,  z.  B.  bei  der  eigenen 
Verwaltung  der  Feldgüter,  Forsten,  Bergwerke,  bedingt.  Letzteres 
ist  nun  freilich  meistens,  und  oft  in  erheblichem  Maasse  der  Fall, 
indem  die  Uebernahme  neuer  oder  Beibehaltung  älterer  privat- 
wirtbscbaftlicher  Tbätigkeiten  und  der  betreffenden  Eigenthums- 
objecte  überhaupt  nur  selten  aus  rein  finanziellen,  sondern  mehr 
oder  weniger,  selbst  überwiegend  aus  Staats-  und  volkswirtschaft- 
lichen, socialpolitischen ,  politischen  Gründen  erfolgt  und  demnach 
auch  die  Verwaltung  oder  Bewirtschaftung  mit  nach  solchen 
Rücksichten  stattfindet. 

Richtige,  aber  etwas  zu  weitgehende  Bemerkungen  Uber  diesen  Punct  macht 
?  Scheel,  Schönbergs  Handbuch  II.  3<i.  —  Die  Zugehörigkeit  mancher  tiuanzwirth- 
*chaftlicben  Lehren  zur  Einzelwirthschaftslehre,  nicht  zur  eigentlichen  Finan/.wissen- 
tthaft  hat  z.  B.  v.  Hock  in  s.  öffentl.  Abgaben  und  Schulden,  Stuttg.  18M,  «S.  1. 
hervorgehoben     Aehnlich  betont  es,  wenn  auch  in  anderen  Ausdrücken,  doch  dem 
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Sinuc  nach  L.  v.  Stein  in  s.  Finauzwissensch.,  bes.  in  d.  Abschn.  v.  wirthscbaftl. 
Einkommen  des  Staates  (3.  Ausg.,  S.  173  11'.).  Im  Princip  ganz  richtig.  Wenn  in- 
dessen an  diesor  Scheidung  der  privatökonomischen  und  tinanzwirthschaftlichcu  Seite 
der  Fragen  in  den  Werken  über  Fiuanzwissenschaft  nicht  genau  festgehalten,  sondern 
auch  die  ersterc  in  grösserem  Umfange  mit  in  die  Erörterung  gezogen  wird,  so  hat 
dies  in  Deutschland  geschichtliche  und  praktische,  wie  anderseits  theoretische 
Grunde.  Ersteres,  weil  in  den  deutschen  Territorialstaateu  das  Domänenwesen  bis  in 
dio  Neuzeit  hinein  den  Haupttheil  des  Finanzwesens  bildete  und  die  praktischen 
Camcralisten  in  der  Verwaltung  die  privatökonomische,  technisc  he  volkswirtschaft- 
liche und  die  eigentlich  finanzwirthschaftliche  Seite  gleichzeitig  behandeln  mussten. 
Theoretische  Gründe,  weil  sich  mit  unter  dem  Einfluss  dieser  Praxis  die  deutsche 
Finanzwissenschaft  in  der  Form  der  Camcral Wissenschaft  und  dann  aus  dieser  heraus 
entwickelt  hat  Dieser  Ursprung  ist  in  dem  Werke  von  Hau  noch  deutlich  erkennbar. 
Hier  werden  die  privatwirthschaftlichen  Einkommenzweige  und  die  Regalien  noch 
sehr  eingehend  behandelt,  während  viele  der  betreffenden  Erörterungen  theils  über- 
haupt nicht  in  die  Politische,  sondern  in  die  Privatökonomik,  theils  wenigstens  nicht 
oder  nicht  vollständig  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  die  Volkswirthschafts- 
politik  und  in  die  Wirthschaftlicho  Verwaltungslehre  gehören.  Trotzdem  lässt  sich 
indessen  auch  für  die  Gegenwart  noch  diese  Behandlungsweise  Rau  s  aus  Gründen 
prac tischer  Zweckmässigkeit  rechtfertigen  und  wird  wenigstens  einstweilen  auch  in 
meiner  Bearbeitung  der  Finanzwissenschaft  noch  beibehalten.  Denn  bei  dem  engen 
inneren  Zusammenhange  lassen  sich  die  politisch -ökonomischen  und  privat  - 
ökonomischen,  sowie  die  finanzwissenschaftlichen  und  volkswirthschafts-,  socialpolitischen 
(iesichtspunetc  bei  der  Erörterung  doch  niemals  vollständig  trennen.  Auch  fehlt 
es  in  der  neueren  Literatur  an  privatökonomischen  Schriften  auf  dem  jetzigen  Stand- 
punete  der  Wissenschaft,  auf  welche  man  verweisen  könnte.  Später,  wenn  dio 
Ausarbeitung  dieses  Lehrbuchs  der  Politischen  Ockonomie  bis  zu  der  speciellen  und 
praktischen  Volkswirtschaftslehre  vorgeschritten  sein  wird,  beabsichtige  ich  theilweise 
eine  Herübernahmo  einiger  Materien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenschaft  einen 
etwas  zu  grossen  Raum  einnehmen,  z.  B.  der  Eisenbahnlchre  in  die  Bände  4  u.  bes.  M. 
L.  Stein  Übersicht  in  seiner  flüchtigen  Weise  bei  seiner  mehrfachen  Polemik  gegen 
meine  Behandlung  der  privatwirthschaftlichen  Zweige  in  der  3.  und  4.  Ausgabe  seiner 
Fiuanzwisscnschaft,  dass  ich  hierin  absichtlich  Rau  noch  folgte  und  die  Auf- 
nahme der  Eisenbahnlehre  in  die  Finanzwissenschaft  nur  eine  Conscq ueuz 
dieser  Rau'schen  Behandlungsweise  war.  Die  Bedenken  hiergegen  vom  Stand- 
punete  strenger  Systematik  habe  ich  schon  damals  selbst  ausgesprochen, 
s.  Vorwort  zu  meiner  Bearbeitung  der  0.  Aufl.  d.  I.  B.  d.  Rau'schen  Finanzwissen- 
schaft, S.  IX.  Diese  Bedenken  treffen  meine  Behandlung  aber  nicht  mehr,  als  die- 
jenige Rau's  und  vieler  anderer  Finanzschriftstellcr. 

Die  Regierung,  vollends  die  der  parlamentarischen  Finanz- 
controle  des  Verfassnngsstaats  unterstehende,  ist  als  leitendes  und 
verwaltendes  Organ  der  Finanzwirthschaft  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  complexe  Grösse.  Sie  selbst,  als  einheitliches 
Ganzes,  daher  auch  ihr  Wille  rauss  erst  künstlich  gebildet 
werden.  Dieser  Wille  kommt  nur  durch  einen  Organismus  von 
Behörden  und  einzelnen  Personen  zur  Ausführung.  Die  Finanz- 
wirthschaft ähnelt  daher  allen  solchen  Ein/elwirthschaften,  deren 
leitendes  und  verwaltendes  Rechts-  und  Wirthschaftssubject  auch 
eine  juristische  Person  ist,  demnach  anderen  Gemeinwirth- 
schaften  und  solchen  Privatwirtschaften ,  welche  in  Form  von 
Vereinen ,  Erwerbsgesellschaften ,  besonders  Actiengesellschaften, 
betrieben  werden. 
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Namentlich  diu  Aehulichkoit  zwischen  dem  fiiianzwirthsehaftlichen 
Betrieb  des  Staats  (der  Gemeinde  u.  8.  w.)  und  dem  Actiengesellschafts- 
Retrieb  ist  von  weitreichender  Bedeutung  in  der  Frage  von  der  Abgrenzung 
dt»  durrh  den  Staat  (und  die  sonstigen  öffentlichen  Körper)  vertreteucn  gemein- 
wirthscbaftlichen  and  des  durch  die  Actiengcsellschaft  vertretenen  privatwirthschaft- 
lioheo  Systems,  indem  in  vielen  Fragen,  z.  B.  in  der  Frage  „Staats-  oder  Privatbahn  V", 
..Öffentliches  oder  privates  Versicherungs-,  Bankwesen  ?  die  üblichen  Gründe  für  das 
letztgenannte  System  und  gegen  Staatsbetrieb  schon  deswegen  nicht  schwer  wiegen, 
weil  di«  hier  allein  in  Betracht  kommende  Privatwirtschaft,  die  Actiengcsellschaft, 
in  denselben  Mängeln  wie  die  Wirthschaft  des  Staates  leidet.  Selbst  grosse  Indi- 
v idualwirthsc haften ,  z.  B.  eines  grossen  Grundbesitzers,  Berg-  und  Hutteuwerk-, 
Fabrikbesitzers,  haben  wegen  der  Verwickeltheit  der  Verwaltung  noch  einige  Aehn- 
Iichkeit  mit  der  Finanzwirthschaft,  was  bei  der  Frage  nach  der  finanziellen  Zweck- 
mässigkeit des  Staats-Grundcigenthums,  Bergwerks-,  Hüttenbetriebs,  zu  beachten  ist. 
In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und  anderen 
Productions-)  Wirtschaften  nicht  um  speeifischo  (qualitative),  sondern  nur 
um  gradweise  (quantitative)  Unterschiede.  Nur  bei  dem  Vergleich  /wischen 
der  Finanzwirthschaft  und  der  gewöhnlichen  I  ndividual- (Productions-)  Wirth- 
schaft (der  eigentlichen  Kinzclfirma,  allenfalls  auch  der  offenen  Handelsgesellschaft 
und  Commanditgesellschaft)  verhält  sich  dies  anders:  nur  hier,  nicht  allgemein, 
kann  man  wenigstens  häufig,  z.  B.  beim  Betrieb  des  Ackerbaues,  der  Fabrikation,  des 
Handels  unter  Mitwirkung  des  im  folgenden  §.  besprochenen  Umstands  von  einem 
.natürlichen'1  ökonomisch  -  technischen  Vorzug  der  privaten  Einzel  wirthschaft  vor 
der  Finanzwirthschaft  sprechen,  ein  Satz,  welcher  in  praktischen  volkswirthschaftlichcii 
and  finanziellen  Fragen  im  Ucbrigen  viel  zu  sehr  verallgemeinert  und  daher  iniss- 
bräuchlich,  unter  falschem  Hinweis  auf  die  „Erfahrung-,  angewendet  worden  ist 
Es  ist  gut,  dies  schon  hier  zu  betonen.  Die  weitere  Ausführung  folgt  in  der  Lehre 
vom  Priraterwerb.  Einzelne  wichtige  Fragen,  z.  B.  die  Eisenbahnfrage,  sind  durch 
die  falsche  Stellung  des  Gegensatzes  oft  von  vornherein  schief  aufgefasst  worden. 
Der  hervorgehobene  Irrthum  hängt  übrigens  eng  mit  der  einseitigen  Reactioii  des 
Smitbianismus  und  seiner  Theorie  der  freieu  Concurreuz  gegen  Staatsth&tigkeit  und 
mit  der  gleich  einseitigen  optimistischen  Beurtheilung  der  Thätigkeit  der  vom  Selbst- 
interessc  geleiteten  Privatwirtschaften  zusammen.  Vgl.  Wagner,  G.  §.  121),  134  fT.  u. 
Vorbemerk,  zu  Abth  L  d.  G..  Kap.  3.  S.  196  ff.,  Kap.  4,  S.  288  ff.  u.  Abth.  II..  S.  343  fl. 
Cnter  den  Finanzschriftstellcrn  begegnet  die  einseitige  Parteinahme  gegen  die  privat- 
wirthschaftlichen  Gebiete  des  Finanzwesens  aus  dem  Gninde  einer  ohne  Weiteres  an- 
genommenen, vermeintlichen  principiellen  Inferiorität  des  Staates  bei  A.  Smith  selbst, 
neuerdings  noch  am  Meisten  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  früher  auch  bei 
Max  Wirth.  Mit  Recht  ganz  anders  Schmoller,  Epochen  d.  preuss.  Fin.polit., 
Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1877,  S.  104  ff.  u.  v.  Scheel.  Schönberg's  Handb.  II.  40. 

II.  —  §.  8.  Wie  im  Staate  Uberhaupt,  so  besteht  auch  in  der 
Finanzwirthschaft  das  Arbeiterpersonal  aus  einem  zahlreichen 
und  complicirten  Apparate  in  der  Regel  nicht  selbst  direct 
ökonomisch  am  Ausfall  der  Arbeit  oder  an  der  Menge  und  Güte 
des  Arbeitsproducts  interessirter  „Arbeiter",  der  Beamten.  Auch 
in  dieser  Beziehung  giebt  es  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und 
verschiedenen  Arten  anderer  Einzelwirtbschaften  Aehnlichkciten 
und  Verschiedenheiten,  welche  von  der  Finanzwissenschaft  und 
Finanzpraxis  zu  beachten  sind. 

Die  Finanzwirthschaft  leidet  unvermeidlich  gegenüber  dem 
Selbstbetrieb  des  Privaten  an  den  Naclitheilen  aller  Wirtschaften, 
welche  mit  einem  solchen  Beamtenapparat  arbeiten  müssen.  Sie 
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steht  daher  wiederum  anderen  Gemeinwirthschaften  und  unter  den 
Erwerbsgesellschaften  besonders  der  Actiengescllscbaft  in  dieser 
Beziehung  ziemlich  gleich.  „  Die  Trennung  mehrerer  Zweige  des 
Finauzdienstes  wird  noth  wendig,  wodurch  die  oberste  Leitung  be- 
trächtlich erschwert  wird.  Der  Vorstand  des  ganzen  Finanzwesens 
kann  nur  durch  verschiedene  Mittelglieder  die  Ausführung  der  Be- 
Schlüsse  bewirken,  die  Geschäftsführung  der  unteren  Beamten  nicht 
an  Ort  und  Stelle  beobachten,  sondern  dieselbe  fast  nur  aus  schrift- 
lichen Berichten  kennen  lernen  und  vermittelst  schriftlicher  Be- 
fehle leiten.  Die  hieraus  hervorgehende  Umständlichkeit  und 
Schwerfälligkeit  im  Staatshaushalte  hat  die  Folge,  dass  hier 
Manches  nach  anderen  Regeln  eingerichtet  werden  muss,  als  in 
der  Privatwirtschaft"  (Rau,  Fin.  I,  §.  H).  Es  ergiebt  sich  daraus  aber 
auch  vielfach  fast  mit  Noth  wendigkeit  eine  geringere  Wirth- 
schaftlichkeit  des  Betriebs  und  namentlich  in  der  Gegenwart 
in  den  gewöhnlichen  Erwerbsgeschäften  (der  Landwirtbschaft, 
Fabrikation,  des  Handels)  eine  natürliche  ökonomisch-tech- 
nische Ueberlcgenheit  des  einfachen  Privatgeschäfts- 
betriebs gegenüber  dem  Staats-  (Communal-  u.  s.  w. )  Betrieb  mit 
nicht  selbst  interessirten  und  noch  durch  gleichwohl  unvermeidliche 
Controlen  gebundenen  Beamteu.  Dies  gilt  um  so  mehr,  je  weniger 
nach  der  Natur  des  Geschäfts  eine  eigene  Betheiligung  der  Be- 
diensteten am  Geschäftserfolg  wegen  des  im  folgenden  §.  9  an- 
gegebenen Grundes  Uberhaupt  eingerichtet  werden  kann  oder 
wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden  darf,  also  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  eigentlichen  Staatsthätigkeiten. 

Abschaffung  des  eigenen  Sportclbezugs  der  Richter  im  Dicnstintoresse ;  von 
immerhin  nicht  unbestreitbarem  Werthe  ist  der  Schulgeld-  und  llonorarbezug  der 
Lehrer  (auch  an  den  Universitäten).  —  Selbst  bei  Geschäften  der  materiell  wirtschaftlichen 
Sphäre  hat  man,  im  Gegensatz  zu  der  Privatwirtschaft,  die  an  sich  mögliche  Be- 
theiligung der  Beamten  am  Gewinn  des  Unternehmens  grundsätzlich  im  Dienstin  Je  rosse 
ausgeschlossen,  z.  B  bei  der  l'reuss.  Bank,  der  jetzigen  Kcichsbank,  hinsichtlich  des 
leitenden  und  verwaltenden  ßcamtcnpersonnls.  das  gar  keine  Bankactien  besitzen  darf. 

Man  hat  hieraus  in  der  entwickelten  Volkswirtschaft  wohl  die  Hegel  abgeleitet, 
dass  die  „Staatsindustrie"  besser  vermieden  wird,  soweit  die  technische  Seite 
und  das  Moment  der  privatwi  rthschaftlichcn  Rentabilität  entscheidet. 
Mit  letzterem  Satze  wird  dann  zugleich  die  oft  vergessene  Schranke  dieser  Kegel 
gezogen:  in  vielen  Fällen,  z.  B.  in  der  Forst  Wirtschaft,  beim  Eisenbahnwesen, 
entscheidet  diese  Seite  und  dies  Moment  nicht  allein.  Ferner  gilt  die 
Kegel  auch  in  den  wichtigen  Fällen  nicht,  wo  aus  sachlichen  (technischen  u.  s.  w.) 
Gründen  auch  der  sonstige  einzelwirthschaftliche  Betrieb  ähnlich  wie  der  Staats- 
betrieb eingerichtet  werden  und  namentlich  in  gleicher  Weise  mit  einem  complicirten 
Beamten  Apparate  arbeiten  mttsste:  z.  B.  bei  den  grossen  Verkehrs-.  Bank-,  Versicherungs- 
anstalten. Der  Staat  steht  daher  auch  aus  diesem  Grunde  bei  dem  Industriebetrieb 
ebensowenig  wie  aus  dorn  im  vorigen  §.  7  angegebenen  Grunde  principiell  gegen  die 
Actienge  Seilschaften  zurück,  was  wiederum  z.  ß.  für  die  Eisen  bahn  frage,  das 
Versicherungswesen  zu  beachten  ist.    Aebnlichca  gilt  von  der  Gemeinde. 
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Dem  Staate  kommt  ferner  auch  in  der  Finanzwirthschaft  im 
Vergleich  mit  denjenigen  anderen  Einzelwirtbschaften ,  besonders 
den  Privatwirtschaften,  welche  gleichfalls  mit  einem  solchen 
Beamtenapparate  ihre  Geschäfte  besorgen  müssen,  zweierlei  zu 
Gate,  —  ein  selbst  in  ökonomischer  und  speciell  in  finanzieller 
Hinsicht  wichtiger  Punkt:  —  er  braucht  seine  Beamten  nicht  bloss 
iu  Geld  zu  bezahlen  und  kann  sie  anders  stellen  als  jede 
andere,  vollends  jede  Privatwirtschaft.  Ersteres,  indem  er  äussere 
fchrenvortheile  vergiebt  (Rang,  Titel,  Stellung,  Orden  u.  s.  w.). 
Letzteres,  indem  er,  wenigstens  bis  jetzt  fast  allein,  (ähnlich,  aber 
nicht  wohl  in  gleichem  Maasse  nur  in  der  Verwaltung  grosser 
.Selbstverwaltungskörper)  der  Staatsdienerschaft  als  Arbeitergattung 
in  der  Organisation  des  Staatsdienstes  eine  gesichertere 
nnd  darin  dem  einzelnen  tüchtigen  Beamten  durch  die  Aussicht 
auf  Vorrücken  (Avancementsystem)  eine  allmälig  besser 
bezahlte,  höhere  und  wichtigere  Stellung  bietet.  Der  Siaat 
verfUgt  Dank  diesem  System  doch  häutig  über  ein  besonders 
tüchtiges  und  bei  gleicher  Lohnzahlung  Über  ein  tüchtigeres  Arbeits- 
personal als  jede  andere  Wirtschaft. 

Vgl.  outen  Uber  den  Staatsdienst  u.  das  Besoldungswescn.  Interessante  Vergleiche 
/vischen  der  Anziehungskraft  des  Staates  und  der  Privatwirtschaften  (Aktiengesellschaft) 
als  Arbeitgeber  liessen  sich  in  Deutschland  in  der  wichtigen  Wirthsehaft.speriodc 
v  it  1»»71  anstellen  und  fielen  schliesslich  doch  zu  Gunsten  des  Staats  aus. 

III.  —  §.  9.  Die  Finanzwirthschaft  beschafft  Sachgüter 
(Geld),  mit  welchen  der  Staat  zur  Erfüllung  seiner  ihm  als 
Zwaugsgemeinwirthschaft  obliegenden  Aufgaben  vorne  m  lieh 
immaterielle  Güter  („öffentliche  Einrichtungen",  Dienstleistungen) 
herstellt.  Fasst  man  den  Staat  und  die  Finanzwirthschaft  als  Ein 
Wirthschaftsganzes  auf,  so  erfolgt  also  hauptsächlich  ein  Um- 
setzungsprocess  von  materiellen  in  immaterielle  Güter. 

Vgl.  u.  A.  Laspeyres,  Staatswörterb.  X,  72  fl"..  80  ff. 

Wegen  der  Unentbehrlichkeit  der  letzteren  für  das  ganze  volks- 
wirtschaftliche Leben  und  für  alle  privatwirthschaftlichen  Thätig- 
keiten  der  Einzelnen  müssen  diese  Staatsleistungen  und  muss  der 
Staat  und  daher  auch  die  Finanzwirthschaft  —  und  zwar  letztere 
gerade  in  ihrer  Verbrauchs  wirtschaftlichen  Abtheilung  —  selbst 
für  eminent  produetiv  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  gelten. 
Aber  schwierig  ist  sogar  die  technische  und  vollends  die  ökono- 
mische Produktivität  der  einzelnen  Staatsthätigkeit  zu  beurteilen. 
G.  §.  116*,  151,  158,  161  ff.)    Denn  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
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Fälle  sind  schon  Dach  der  Natur  der  staatlichen  Gemeinwirthschaft, 
z.  B.  bei  den  Leistungen  auf  dem  Hauptgebiete  der  Staatsthätigkeit, 
dem  der  Rechtsordnung  und  des  Rechtsschutzes  (Militärwesen!), 
die  einzelnen  Leistungen  des  Staates  speciell  unverkäuflich. 
Es  waltet  im  Staate  noch  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemein- 
wirthschaft,  die  Übrigen  Zwangsgemeinschaften,  auch  die  Gemeinde, 
eingeschlossen,  das  Princip  der  bloss  generellen  Entgeltlich- 
keit ob:  ein  gemein  wirtschaftlicher  Productionsprocess  findet  statt, 
dessen  Kosten  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen 
Princip  von  specieller  Leistung  und  Gegenleistung,  sondern  nach 
einer  einseitig  vom  Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden,  ohne 
separate  Verrechnung  mit  dem  Einzelnen  Uber  dessen  Empfänge 
von  Staats  vortheilen.  (G.  §.  116  a).  Selbst  in  der  geringen  Zahl 
von  Fällen,  wo  der  Staat  (und  ähnlich  die  anderen  räumlichen 
Zwangsgemeinwirthschaften,  wie  besonders  die  Gemeinde)  sich  den 
einzelnen  Dienst  vom  Geniessenden  speciell  vergüten  lassen,  in  der 
sogen.  Geb  Uhr  (F.  II.  §.  277  ff.),  wird  die  Höhe  dieser  Gebühr 
nicht,  wie  bei  anderen  Preisen,  durch  die  Marktconcurrenz,  sondern 
einseitig  vom  Staate  festgestellt  und  regelmässig  nicht  bloss  nach 
dem  privatwirthschaftlichen  Gesichtspunkte  der  Kostendeckung. 

Die  Folge  hiervon  ist  dann,  dass  die  Finanzwirthschaft 
nicht  wie  die  Privatwirtschaft  von  selbst  im  bezahlten 
Absatz  ihrer  Leistungen  ihr  vorgeschossenes  Kapital 
und  damit  die  Mittel  zur  Fortsetzung  ihrer  Production 
immer  von  Neuem  ersetzt  erhält,  sondern  zu  diesem  Zwecke 
einer  eigenen  Erwerbsart  der  Einkünfte,  der  Besteuerun g, 
bedarf.  Daraus  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  gewöhnliche 
Maassstab  des  privatwirthschaftlichen  Systems  zur  Beurtheilung 
der  technischen,  der  privat-  und  schliesslich  der  volkswirtschaft- 
lichen Productivität,  nemlich  der  —  freilich  oft  trügerische  — 
Maas8stab  dauernder  lohnender  Rentabilität,  in  der  Finanz 
wirthschaft  fehlt,  mit  ihm  aber  auch  diese  wirksame  Controle 
für  die  Production  überhaupt  und  für  die  Durchführung  des  Principe 
der  Wirtschaftlichkeit. 

Auch  daraus  entwickelt  sich  wieder  die  Notwendigkeit  der  Forderung  einer 
unabhängigen  Finanzcontrole  durch  Volksvertretungen .  um  einen  Ersatz  jenes 
fohlenden  Maassstabcs  der  Productivität  zu  erlangen,    (i.  §.  160,  163. 

IV.  —  §.  10.  Der  Staat  ist  auf  unbegrenzte  Dauer  be- 
rechnet. Geht  auch  der  einzelne  geschichtliche  Staat  unter,  er  findet 
in  dem  Nachfolger  seinen  Ersatz.  Der  Staat  kann  daher  Geschärte 
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eingehen,  welche  anderen  Einzelwirtschaften  in  der  Regel  schon 
wegen  ihrer  beschränkten  Lebensdauer  versagt  sind.  Ein  Punct, 
der  u.  A.  für  das  Staatsschuldenwesen  von  Bedeutung  ist:  der 
Staat  allein  kann  und  darf  eigentlich  immerwährende  (sogen, 
ewige)  Kenten  versprechen. 

Das  Gesagte  gilt  nicht  allein  selbstverständlich  von  den  gewöhnlichen  Wirt- 
schaften, deren  Rechtssubjcct  ein  einzelner  Mensch  ist,  eondern  auch  von  Vereinen, 
ErwcrbsgeseJlschaftcn  u.  s.  w.  Mit  gutem  Grunde  haben  selbst  Gesetzgebungen  für 
die  Acticngcsellschaften  mitunter  eine  Maximaldauer  festgesetzt ,  welche  erst  beim 
Ablauf  dieser  Zeit  verlängert  werden  kann.  Auch  die  übrigen  Zwangsgemeinwirth- 
schaften,  selbst  die  Gemeinden,  stehen  dem  Staate  hier  nicht  gleich.  Sind  sie  auch 
nach  geschichtlichen  Erfahrungen  oft  langlebiger  als  der  historische  Staat,  dem  sie 
angehören,  »o  wechselt  ihre  „Substanz"  (ihre  Bevölkerung,  Wohlstand  u.  s.  w.)  noch 
viel  mehr,  was  für  Kragen  wie  die  der  ewigen  Kentcnschuld  in  Betracht  kommt.  Das 
Rom  der  Kaiserzeit  von  lVo — 2  Millionen  Bewohnern  war  zur  Zeit  der  Pabstresidenz 
in  Avignon  eine  Landstadt  von  weniger  als  17,000  Einwohnern  geworden.  Ob  Italien 
in  diesem  Maassc  „niedergegangen"  war,  ist  doch  zu  bezweifeln. 

V.  —  §.11.  Der  letzte  und  wesentlichste  Unterschied  zwischen 
der  staatlichen  Finanzwirthscbaft  und  anderen  Wirtbschaften  liegt 
endlich  in  der  Bestimmung  des  Staats  für  das  Volksleben  und 
in  der  souveränen  Stellung  desselben  im  und  über  dem  Wirtli- 
scliaftsleben. 

Inhalt  und  Umfang  der  Staatsthätigkeiten  müssen  sich 
nach  den  richtig  erkannteu,  dem  Interesse  des  Volks  gemäss 
bestimmten  Staatszwecken  richten.  In  dieser  Beziehung  steht 
aber  der  Staat  und  demgemäss  die  Finanzwirthschaft  ausserhalb 
der  freien  Verkehrs coneurrenz.  Er  vermag  vielmehr  kraft 
seiner  Souveränetät  seine  Aufgaben,  die  Art  der  Erfüllung  der- 
selben und  mitbin  die  Menge  und  Beschaffenheit  von  Leistungen, 
die  er  der  Bevölkerung  bietet,  freithätig  zu  bestimmen,  ohne  Rück 
sieht  auf  die  Begehrtheit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks. 
(G.  §.  162).  Die  Durchführung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staate 
aber  kraft  seiner  Finanzhoheit  oder  Finanzgewalt1),  d.  h. 
der  Souveränetät  speciell  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbs  von  Ein- 
künften möglich.  Denn  er  kann  sich  so  die  letzteren  im  erforder- 
lichen Umfange  durch  den  Zwangserwerb  (s.  o.  §.  3,  4)  be- 
schaffen, ohne  eine  specielle  Gegenleistung  zu  gewähren.  Dieser 
Zwangserwerb,  insbesondere  mittelst  allgemeiner  Steuern,  ist 
die  dem  Staate  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaft 
zustehende  eigentlich  organische  Erwerbsart  in  unseren 

')  Der  von  L.  Stein  Kinanzw.,  3.  Aufl.  S.  79,  162  perhorrescirte  Ausdruck 
..Finanzhoheit"  läsat  sich  recht  wohl  noch  aufrecht  erhalten.  Die  Identificirung  der 
von  L.  Stein  sog.  Staatswirtbschaftsgewalt  mit  der  Finanzgewalt  (eb.  S.  77  II.)  ist 
freilich  falsch,  aber  auch  nicht  so  „gewöhnlich",  wie  er  behauptet. 
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wesentlich  privatwirthschaftlich  organisirten,  demnach  das  Ganze 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  rechtlich  in  die  Einzelein- 
kommcn  nnd  Vermögen  zersplitternden  Volks  wirtschaften. 

Dadurch  wird  es  dem  Staate  möglich .  dauernd  auch  nicht  begehrte  oder  zu 
kostspielige  Leistungen  herzustellen,  für  welche  die  Privatwirtschaft  im  freien  Ver- 
kehr keinen  Absatz  oder  keinen  vollen  ErsAte  der  Productionskosten  erlangen  wurde. 
Iii  dieser  (icwalt  liegt  eine  offenbare,  durclrdie  Geschichte  reichlich  belegte  Gefahr 
des  Missbrauchs,  d.  h.  einer  Anwendung  der  Soureränetät  des  Staats  und  speciell  der 
Finanzgcwalt  gegen  das  wahre,  Infere^^iles  Staats  und  seiner  Bevölkerung.  Daher 
weist  auch  die  Kinanzwisscnschaft  von  Mb  rem  Standpuncte  darauf  hin ,  dass  die 
Kegieruug  in  der  Ausübung  der  Finanzgewalt  einer  Controle  bedarf.  Eine  solche 
liegt  in  einem  der  Regierung  unabhängig  gegenüberstehenden  Organ,  dass  die  Interessen 
der  Bevölkerung  auch  in  den  Finanzsacheu  zu  vertreten  hat.  daher  in  einer  je  nach 
der  politischen  Verfassungsform  der  Staaten  verschieden  organisirten  Volksvertretung 
(Stände.  Parlament  u.  s.  w.,  Steuerbewilligungsrecht  derselben). 


ä.  Abschnitt. 
Die  Fiiianzwlssensfliaft. 

Für  die  Fragen  der  Systematik  vgl.  Hau,  Volkswirthschaftsl.  S  Auf!  §.  3,  12  ff., 
bes.  1",  21  II.  W  agner,  G.  1.  A.  Vorrede  S.  10  ff.  GefIVken  in  Schönberg's  Haudb. 
II.  Abb.  1.  Stein  Finauzwiss.  4.  A.  I,  1 — 3U  passim.  t'ossa,  fiuanz.  cap.  1.2. 
Le roy-Beaulieu  fin.  I,  1  IT.  In  der  Bestimmung  der  Aufgaben  der  Fiiianzw.  habe 
ich  im  Folgenden  meine  frühere  Auffassung  wesentlich  ergänzt  (2.  A.  §.  12  ff.). 

§.  12.  Die  Finanzwissenschaft  ist  materiell  oder  nach  ihrem 
Inhalte  ein  Theil  der  Politischen  Ockonomie,  formell  ein 
Theil  der  Staats  Wissenschaften. 

I.  Die  Finanzwissenschaft  hat  zwei  wesentlich  verschie- 
dene Aufgaben.  Sie  soll  nemlich  einmal  zeigen,  wie  that- 
sächlich  nach  der  geschichtlichen  Erfahrung  die  sach- 
lichen Hilfsmittel  (bez.  Geld)  für  den  Staat  und  die  anderen 
öffentlichen  Körper  beschafft  und  verwendet  worden  sind 
und  noch  werden.  Das  ist  ihre  vorwiegend  theoretische 
Aufgabe,  in  Bezug  auf  welche  sie  vornemlich  eine  Beobachtungs- 
wissenschaft ist,  welche  aus  der  Geschichte  und  Statistik  ihr 
Material  entnimmt  und  die  Causalzusammenhängc  in  der 
Entwicklung  und  Gestaltung  der  Finanzwirtbschaft,  besonders  der 
einnähme  -wirtschaftlichen  Seite  derselben  (Domanial-,  Regal-, 
Steuerwirthschaft,  Arten  und  Formen  der  Besteuerung,  öffentliche 
Crcditwirtbschaft  u.  s.  w.)  aufzudecken,  die  bezüglichen  Abhängig- 
keitsverhältnisse von  den  socialen,  politischen  und  namentlich  den 
wirtschaftlichen  Factoren  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens 
und  die  danach  sich  ergebenden  finanzwirthschaftlichen  Entwicklungs- 
gesetze festzustellen  sucht.    Die  zweite  Aufgabe  besteht  in  der 
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wissenschaftlichen  Lösung  der  practischen  Finanz- 
probleme, soweit  dafür  nicht  die  concreten  Verhältnisse  der, 
einzelnen  Finanzwirtbschalt,  sondern  allgemeine,  aus  der  Er- 
fahrung gewonnene  oder  bestätigte  oder  auch  deduetiv  abgeleitete 
Grundsätze  eine  Richtschnur  geben  können.  Die  Lösung  der 
ersten  Aufgabe  bereitet  hier  diejenige  der  zweiten  theilweise  mit 
vor  (s.  jedoch  §.  18).  Die  Erörterungen  Uber  das  bestehende 
Fioanzrecht  und  seine  geschichtliche  Entwicklung  (de  lege  lata) 
werden  hier  zu  solchen  Uber  die  passende  Fortbildung  und  Ge- 
staltung des  Finanzrechts  (de  lege  ferenda).  'Grade  dabei  muss 
wieder  der  Staat  in  seiner  Function  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaft  oder  als  Gesammtwirthschaft  des  staatlich  organi- 
sirten  Volks  aufgefasst  werden.  Die  Finanzwissenschalt  gehört 
insofern  mit  zur  Gemeinwirthschafts-,  speciell  zur  Zwangsgemein- 
wirthschaftsiehre  und  setzt  in  allen  ihren  Untersuchungen  die 
Bekanntschaft  mit  diesem  wichtigen  Theile  der  Politischen  Üekono- 
mie voraus.  (G.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4). 

Es  gilt  dies  vor  Allen»  von  der  Lehre  vom  Fi n  anzbedarf  oder  von  der 
Staats  ausgäbe.  Dieser  Bedarf  ist  Wirkung  und  Maass  der  herrschenden 
Auffassong  der  Staatszwecke,  des  geltenden  Bereichs  der  Staatsthiitigkeit  und  des 
bestehenden  Verwaltungssysteins,  d.  h.  des  Organismus  von  Einrichtungen  und  Arbeits- 
kräften, mit  Hilfe  deren  die  Staatsthätigkeit  durchgeführt  wird.  Die  Aufgaben  des 
Staats  als  höchster  Form  der  Zwangsgem  erwirtschaften,  die  organische  Verbindung 
aller  letzteren  unter  eiuauder,  daher  namentlich  des  Staats  mit  der  Gemeinde  und 
den  übrigen  Selbstverwaltungskörpern  (räumlichen  Zwangsgemeiu  wirtschaften), 
<G.  §.  141,  155),  ferner  ihrer  aller  mit  den  freien  Gemeiu  wirtschaften  (Vereins- 
wesen u.  s.  w.)  tü.  §.  15)  1F.)  zum  geznciuwirthschaftlicheu  System,  die  richtige 
•  oinbination  des  letzteren  mit  dem  privatwirthsehaftlichen  und  <  aritativen  System  zu 
dem  grossen  Organ ismos  der  Volkswirtschaft  (G.  §.  110  —  120)  —  alle  diese  Momente 
bestimmen  den  jeweiligen  Bereich  der  Staatsthätigkeit  und  damit  den 
Finanzbedarf.  Die  Fiuanzwisscnschaft  muss  dieses  Zusammenhangs  der  ausgabc- 
wirthschaftlichcn  Abtheilung  der  Finanzwirthschaft  mit  der  ganzen  Organisation  der 
Volkswirtschaft  stets  eingedenk  sein  und  hat  in  di  es  er  Beziehung  als  ein  materieller 
Thcil  der  Politischen  Oekonomie  zu  gelten.  Denn  die  Finanzwirthschaft  des  Staats 
fongirt  hier  als  ein  hochwichtiges  Glied  iu  der  Kette  von  Einzel  wirtschaften,  welche 
die  Volkswirtschaft  bilden,  (G.  §.  49-56),  diese  anderen  Einzelwirtschaften  beein- 
flussend und  von  ihnen  beeinflusst.  ihnen  stets  zugleich  indirect  Güter  gebend  — 
nemlich  die  Staatsleistungen,  für  deren  Herstellung  sie  die  sachlichen  Mittel  beschallt  — 
und  direet  Güter  nehmend,  durch  die  Besteuerung  u.  s.  w. 

§.  13.  Aus  dieser  Auffassung  der  Finanz  Wissenschaft  ergeben 
sich  für  die  Behandlung  der  letzteren  zwei  wichtige  Fol- 
gerungen und  Forderungen: 

1.  Mehr  und  mehr  muss  die  Finanzwissenschaft,  welche  in 
ihrer  bisherigen  Gestalt  fast  noch  ausschliesslich  die  Lehre  von 
der  Finanzwirthschaft  des  Staats  ist,  sich  zur  Lehre  von  der 
Finanzwirthschaft  aller,  einen  grossen  Organismus 
bildenden  Zwangsgemeinwirthschaften  im  Staate  er- 

\    W.i-.'in  r.  l-'iii:i>uui»---ii*«-li;tft.     |.        Aufl.  2 


Digitized  by  Google 


18 


Einleitung.  3.  Abschnitt.  Die  Finanzwissenschaft.  §.18,  14. 


weitern  oder  m.  a.  W.  zu  der  Lehre  vom  Staats  haushalte  in 
Verbindung  mit  der  Lehre  vom  Haushalte  der  grossen  räum- 
lichen Selbst  Verwaltungskörper,  mithin  vor  Allem  vom 
Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinzialhaushaite.  Denn  der 
Staat,  zumal  unser  heuliger  geschichtlicher  Staat,  der  moderne 
europäische  Rechts-  und  Culturstaat,  ist  zwar  der  vornehmste 
Repräsentant,  die  höchste  Form  der  Zwangsgemcinwirth- 
schaften,  von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in  letzter  Linie 
ihre  Zwangsbefugnisse  ableiten,  aber  er  ist  doch  immer  nur  eine 
dieser  Formen,  er*  hat  in  Gemeinschaft  mit  den  Übrigen  die 
Aufgabe  zu  erfüllen,  die  nothwendigen  „Gemeingüter"  (G.§.  139 ff.) 
des  gemeinwirthsehaftlichen  Systems  der  Production  und  BedUrfoiss- 
befriedigung  in  der  Volkswirtbschaft  herzustellen  und  dement- 
sprechend statt  des  privatwirthschaftlichen  Systems  einzutreten.  Die 
aus  der  Function  des  Staats  entspringende  Aufgabe  der  staatlichen 
Finanzwirth8chaft  lässt  sich  deshalb  wissenschaftlich  nicht  voll- 
ständig getrennt  erörtern  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge- 
meinde, des  Kreises,  der  Provinz,  so  wenig  als  diese  Aufgaben  in 
der  Praxis  zu  trennen  sind. 

Schon  die  bisherige  Finanzwissenschaft  hat  daher  mit  Hecht  auf  das  Finanz- 
wesen dieser  Sclbstverwaltuugskörper  Bezug  genommen.  Doch  genügt  dies  noch  nicht. 
Namentlich  drängt  die  in  der  Praxis  unserer  ( 'ulturstaaten,  zumal  Deutschlands,  vor 
sich  gehende  grossartige  Organisation  der  Selbst-  neben  der  Staats- 
verwaltung auf  eine  förmliche  Erweiterung  der  bisherigen  Finanzwissenschaft  hin. 
wie  es  schon  länger  die  englische  politische  und  Verwaltungspraxis  hätte  thuu 
sollen.  Wenn  unsere  Disciplin  auch  in  ihrer  neuesten  Literatur  —  dieses  Werk  noch 
mit  eingeschlossen  dieser  Forderung  gegenwärtig  noch  nicht  so  vollständig  nach 
allen  Seiten  entspricht,  wie  es  principiell  zu  verlangen  wäre,  so  liegt  der  Grund  nicht 
in  einer  Bestreitung  der  Richtigkeit  jenes  Ziels  oder  in  fehlender  Erkcnntniss  desselben, 
sondern  in  äusseren  Verhältnissen,  zum  Thcil  in  dem  Mangel  an  genügenden  Vor- 
arbeiten Uber  das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper,  speciell  der  Gemeinden. 
Eine  grössere  Berücksichtigung  dieses  Finanzwesens,  als  die  bisherige,  wird  aber 
immer  mehr  zu  erstreben  sein. 

S.  die  frühere  Behandlung  bei  Kau,  Finanzwiss.  5.  Ausg.  §.  53 — 55,  in  der 
von  mir  bearbeiteten  6.  Ausg.  §.  3Sa— 3S  f.  —  Die  künftige  Finanzwissenschaft  wird 
somit  einen  weiteren  Kähmen,  als  die  gegenwärtige  und  vollends  als  die  frühere  um- 
fassen müssen.  Vorgearbeitet  wird  ihr  seitens  der  Politischen  Ückonomic 
durch  die  Lehre  vom  gemeinwirthsehaftlichen  System,  hinsichtlich  dessen 
hier  auf  Schaf flo  und  auf  meine  ..Grundlegung"  verwiesen  wird,  eine  Hauptseite 
der  Frage,  welche  bei  L.  Stein  noch  /.u  sehr  fehlt;  sodann  seitens  der  neueren 
Staatswissenschaft,  besonders  der  Inneren  Verwaltungslehre  durch  die 
Lehre  von  der  Selbstverwaltung  in  ihrer  organischen  Verbindung  mit  der  Staats- 
verwaltung, bezüglich  deren  auf  Gn eist 's  bekannte  Werke  über  die  englische  Selbst- 
verwaltung u.  s.  w.  und  namentlich  auf  L.  Stein's  grosses  System  der  Vcrwaltuugs- 
lehre  und  zum  Thcil  auch  bereits  auf  dessen  Finanzwissenschaft,  besonders  die  3.  u.  4. 
Autlage,  zu  verweisen  ist.  Stein  hat  im  letzteren  Werke  den  Selbstverwaltungskörpern 
ihre  Stelle  in  der  von  ihm  sogen.  Staatswirthschaft  «s.  bes.  3.  Aufl.  S.  SO)  und  ihrem 
Finanzwesen  im  „Organismus  der  Finanzvcrwaltung"  (cb.  S.  120—150^  gegeben,  wo- 
mit aber  vorläulig  doch  mehr  die  formale  als  die  materielle  Seite  der  Aufgabe  gelöst 
i^.    In  d.  4.  A.  werden  jetzt  in  B.  I  im  1.  Buche  (Staatshaushalt  und  Staatsreicb- 
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thom)  im  4.  Haoptstück  „der  Haashalt  der  Selbstverwaltung"  (S.  124—129),  im 

2.  Bache  (Ausgaben  o.  s.  w.)  S.  1 56  ff.  das  Ausgabebudget  d.  Selbstvcrw.körper.  im 

3.  B.  S.  200  ff.  die  Selbstverw.körpcr  als  Finanzorgane,  dann  in  der  Einnahmelehre 
.beofalb  d.  Verhältnisse  der  Selbstvcrw.körper  etwas  näher  betrachtet  (s.  bes.  das 
Stenerwesen  ders.  I.  548  —  568).  Viel  dürftiger  als  die  Behandlung  der  Staats- 
Fin  wirthsch.  bleibt  das  freilich  alles  noch.  Auch  Leroy-Beaulieu  widmet  im 
1.  B.  ein  Kap.  den  Localsteuern.  —  Die  Hauptaufgabe  besteht  darin,  auch  uach 
Gegenständen  die  Thätigkeitsgcbiete  der  Selbstverwaltungskörper  unter  einander 
und  gegenüber  der  Sphäre  des  Staats  (bez.  des  Reichs)  principicll  und  erfahruugs- 
missig  festzustellen,  daraus  die  Anforderungen  abzuleiten,  welche  die  betreffenden 
verschiedenen  Ausgabewirthschaften  erfüllen  müssen,  und  dann  die  principicll  und 
erfkhrongsmässig  richtigen  Deckungsmittcl  der  dazu  gehörigen  Einnahniewirth-. 
schaften,  daher  namentlich  diu  Steuersysteme  der  verschiedenen  Haushalte  des 
Staats  and  der  Selbst rcrwaltungskörpcr  zu  bestimmen.  Um  letzteren  Punct.  um  die 
Besteucrungsfrage ,  drehen  sich  auch  gegenwärtig  die  praktischen  Finanzproblcme  auf 
diesem  Gebiete  vonicmlich. 

§.  14.  —  2.  Die  zweite  Forderung,  welche  für  die  Behand- 
lung der  Finanzwissenschaft  zu  stellen  ist,  betrifft  die  stete  Beach- 
tung der  Beziehungen  zwischen  der  Finanzwirthschaft  * 
einer-  und  der  V olks wirthschaft  des  privatwi  rthschaft- 
lichen  Systems  anderseits.  Die  Finanzwirthschaft  liefert  die 
sachlichen  Mittel  zur  Herstellung  der  Leistungen  des  zwangsgemein- 
wirtbschaftlichen  Systems.  Von  Art  und  Umfang  dieser  Leistungen 
hängt  nothwendig  stets  die  Abgrenzung  desjenigen  Gebiets  der 
Volkswirtschaft  ab,  welches  dem  privatwirtb schaftlichen  System 
verbleibt.  Die  Finanzwirthschaft  bezieht  aber  bei  der  geschichtlich 
gegebenen  heutigen  Ausdehnung  des  letztgenannten  Systems  in 
unseren  Volkswirtschaften  jene  sachlichen  Mittel  grösstenteils 
durch  den  ihr  eigenthümlichen  Zwangserwerb,  die  Besteuerung, 
aus  dem  Einkommen  der  Privatwirtschaften.  Auf  dieser  Seite 
erscheinen  die  Staatsleistungen  u.  s.  w.  mithin  in  ihren  Kosten. 
Es  ist  nun  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft,  die  Noth wendig- 
keit eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Werth 
der  Staatsleistungen  für  das  Volksleben  und  ihren 
Kosten  für  die  Privatwi rthschaften  stets  im  Auge  zu 
behalten. 

Die  Finanzwissenschaft  kann  so  wenig  wie  die  Finanzpraxis  einen  ein  für  allemal 
festen  absoluten  oder  relativen  Betrag  (im  Verhältniss  zum  Volkseinkommen)  angeben, 
welchen  die  Kosten  der  Staatslcistungen  nicht  überschreiten  dürfen.  Denn  je  nach 
dem  Werth  der  Staatsleist angen,  nach  ihrer  Art  und  Güte  kann  und  darf  dieser  Betrag 
sich  verändern.  Je  mehr  sich  die  Staats-  und  zwangsgcmeinwirthschaftlichc  Sphäre 
bei  den  Völkern  der  modernen  Welt  ausdehnt,  „eine  desto  grössere  Quote  der  Aus- 
gaben des  Familienbudgets  entfällt  nothwendig  auf  Steuern,  besonders  an  Gemeinde 
and  Staat,  auch  auf  Gebühren  an  sie"  (G.  §.  171).  Daraus  ist  keine  nothwendige 
Deberlastung  der  Privatwirtschaften  abzuleiten,  sondern  es  ist  darin  nur  eine  Folge 
einer  veränderten  —  mehr  gemein-,  weniger  privatwi  rthscbaftlicbcn  —  Organisation 
der  Volkswirtschaft  zu  erkennen.  Aber  die  Finanzwissenschaft  muss  doch  betonen, 
dass  hier  Alles  ankommt  auf  eine  richtige  Bestimmung  der  Leistungen  des  Staats, 
w  da«  die  letzteren  stets  wenigstens  im  Ganzen  für  die  Volkswirtschaft  den  Ersatz 
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für  die  Steuern  bilden  und  die  eigene  Leistungsfähigkeit  der  Privatwirtschaften  noch 
steigern.  Davon  hängt  die  Productivität  der  Verwendung  ab.  welche  der 
Stnat  den  Steuern  giebt.  Wird  daher  die  Staatsthätigkeit  in  unrichtiger  Weise 
ausgrubt  und  werden  die  Kosten  derselben  ohne  genügende  Berücksichtigung  der 
Rückwirkungen  der  Finanzinassregcln  auf  die  Volkswirtschaft  aufgebracht,  werden 
die  Lehrsätze  der  Volkswirtschaftslehre  dabei  nicht  gchfirig  zu  Rathe  gezogen,  so 
muss  die  Finanzwissenschaft  ihre  warnende  Stimm«:  erheben.  „Eine  druckende,  die 
Verarmung  einzelner  Volksclasseii  oder  des  ganzen  Volkes  herbeiführende  Finanz  ver- 
waltung,  sie  mag  sich  nun  harter  Gcwaltstreiehe  oder  listiger  Kunstgrille  („Plusmacheiei") 
bedienen,  kann  nur  aus  kurzsichtigein  Despotismus  entspringen"  <Rau,  Fin.  I.  §.  12). 

II.  —  §.  15.  Die  Finanzwissenschaft  gehört  zu  den  »Staats- 
wissenschaften, weil  sie  vorneralich  die  Lehre  von  der  Finanz- 
wirthschaft  des  Staats  ist.  Dahci  hat  sie  Bezug  zu  nehmen  auf 
die  etwaige  Stellung  des  Staats  in  Bundesstaats- Verhältnissen 
u.  s.  w.,  wodurch  eine  mehr  oder  weniger  eingreifende  Rückwirkung 
auf  das  Finanzwesen  des  Einzel-  oder  Gliederstaats  entsteht,  ferner 
auf  das  Vcrhältniss  des  Staats  zn  den  Selbstvcrwaltungs- 
kttrpern,  wobei  wieder  mancherlei  Beziehungen  zwischen  den 
Finanzen  dieser  Körper  und  den  Staatsfiuanzen  eintreten.  Vielfach 
handelt  es  sich  in  modernen  Staaten  nur  um  eine  ihnen  vom  Staate 
„delegirte"  Thätigkeit  dieser  Körper,  zur  Ausführung  eigentlicher 
Staatsaufgahen  durch  sie,  wovon  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
Act  zu  nehmen  ist.  Für  die  Finanzwissenschaft  als  Staatswissen- 
schaft kommen  viele  Grundsätze  und  Lehren  der  übrigen  Staats- 
wissenschaften, der  allgemeinen  Staatslehre  (Politik),  des 
allgemeinen  und  des  positiven  Staatsrechts,  speciell  der 
Inneren  Verwaltungslehre  (Polizei  Wissenschaft),  der  Wirt- 
schaftlichen Verwaltungslehrc  (§.  16),  der  Justizver- 
waltungslehrc.  der  Militärverwaltungslehre  u.  s.  w.  in 
Betracht. 

Namentlich  mehrere  der  leitenden  lirundsittze  der  modernen  Steuerpolitik, 
besonders  die  sogen.  Priucipion  der  <ie reehtigkei t  („Allgemeinheit"  und 
..(il  eich  Massigkeit"  der  Rcstcuerung,  Fin.  II.  .H!»f» — sind  blosse  Conse«iuenzen 
der  im  heutigen  Staate  zur  Anerkennung  gelangten  Re»  htsprineipien  der  staatsbürger- 
liehen  Freiheit  und  (ileichheit  der  Bevölkerung.  Desgleichen  ist  die  Trennung  von 
Hof-  und  Staatsiinanzen  in  monarchischen  Staaten  und  die  daraus  folgende  Ver- 
werfung des  Rechts  des  Regenten,  beliebig  zu  seinen  Privat/wecken  über  die  Staats- 
einkünfte zu  verfugen,  eine  einfache  Conse<|Uenz  der  modernen  staatsrechtlichen  Ent- 
wicklung II.  s.  w. 

III.  —  §.  16.  In  besonders  nahe  Beziehung  tritt  die  Finanz- 
wissenschaft vielfach  mit  der  Wirtschaftlichen  Verwaltungs- 
lehrc oder  der  speciellcn  oder  practischen  Volkswirthschafts- 
lehre ( Volks  wir  t  lisch  aftspolitik).  Denn  die  Thiitigkeiten,  welche 
der  Staat  hier  ausübt,  berühren  oftmals  nicht  nur  die  Ausgabcwirth- 
schaft,  sondern  zugleich  die  Kinn  ahm  ewirthschaft  des  Finanz- 
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wesens.  Es  wird  z.  ß.  ein  bestimmtes  Gebiet  der  Thätigkeit,  wie 
das  Münz-,  Post-  und  Eisenbahnwesen,  vom  Staate  Übernommen, 
nin  es  nach  den  Grundsätzen  des  genicinwirthschafilichen  Systems 
za  leiten ,  aber  es  dient  gleichzeitig  mit  zur  Erzielung  von  Ein- 
nahmen ,  sei  es  um  die  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  zu 
decken  oder  um  selbst  noch  einen  Ueberschuss  darüber  hinaus  zu 
geben.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Staat  diesen 
Einrichtungen  angedeihen  lässt,  verändert  sich  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Volkslebens  mitunter  wesentlich.  Das 
finanzielle  Interesse  tritt  stärker  oder  schwächer  hervor  und  ver 
schwindet  vielleicht  schliesslich  ganz,  weil  der  Staat  dies  durch 
das  Volkswohl  für  geboten  hält.  In  der  Lehre  von  den  Staats- 
einnahmen wird  näher  nachgewiesen  werden,  nach  welchen  ver- 
schiedenen Finanzprincipien  der  Staat  eine  von  ihm  geübte 
Thätigkeit  oder  geschaffene  Einrichtung  behandeln  kann  und  in  der 
Geschichte  behandelt  hat. 

Kur  die  formelle  Behandlung  der  Finanzwissenschaft  selbst  erklärt  sich  aus  diesen 
Verhältnissen  die  Thatsache,  dass  viele  Gegenstände  der  Vol ks wi rthschafts- 
politik  sowohl  in  der  literarischen  Darstellung  dieser  als  in  derjenigen  der  Finanz- 
wissenschaft eine  Stelle  finden  können  und  auch  gefunden  haben.  Die  Volks- 
wirtschaft apolitische  Bedeutung  einer  Einrichtung  oder  Thätigkeit  des  Staats 
fiir  das  Volksleben  oder  die  finanzielle  Bedeutung  derselben  für  die  Staatsein- 
nahmen pflegt  zwar  iu  einein  bestimmten  Lande  und  Zeitalter  zu  überwiegen.  Die 
Wissenschaft  hat  dann  die  Aufgabe,  dies  zur  Geltung  zu  bringen  und  danach  den 
(iegenstand  mehr  dem  praktischen  Tlieile  der  Volkswirtschaftslehre  oder  mehr  der 
Finanzwissenschaft  zuzuweisen,  l'nter  der  Annahme  eines  gewissen  Wirthschafts-  und 
Culturzustandes  der  Völker  Jässt  sich  bisweilen  (obwohl  man  darin  öfters  gleichfalls  zu 
absolut  geurthcilt  hat)  auch  priucipiell  die  linanzielle  Ausnutzung  einer  Staatsein- 
richtong  für  Einnahincbcächallüng  verwerfen,  wie  etwa  diejenige  des  Schul-,  des  Münz-, 
des  Landstrassenwesens  bei  den  Culturvülkern  unserer  Epoche.  (Ob  in  diesen  Bei- 
spielen ganz  mit  Kecht.  steht  freilich  dahin,  s.  Fin  II.  §.  29«;,  21)9,  305,  306).  Dann 
wird  der  Gegenstand  grossentbeils  aus  der  Einnahmelehre  der  Finanzwissenschaft  selbst 
auszuscheiden  seiii.  Da  es  sich  indessen  in  allen  solchen  Fragen  meistens  um  eontro- 
verse  Puncte  handelt,  nach  deren  Entscheidung  erst  die  Hinausweisung  des  Gegen- 
standes aus  diesem  Thcü  der  Finan/.wissenscliaft  wissenschaftlich  begründet  ist.  so 
rechtfertigt  e*  sich  immerhin,  einer  solchen  Materie  einen  Platz  in  letzterer  Discipliu 
zu  belassen,  auch  wenn  dann  wiederholte  Erörterungen  über  denselben  (iegenstand  in 
den  verschiedenen  Theilen  des  wissenschaftlichen  Systeme«  der  l'olitis«  hen  Oekonomie 
nicht  ganz  zu  vermeiden  sind. 

Vgl.  Kau ,  Fin.  I.  §.  13.  Die  Frage  ist  eiue  ganz  ahnliche  wie  die  oben  im 
'2.  Abschn  §.  7  erwähnte.  S.  nam.  das  daselbst  gegen  L.  Stein  Gesagte,  was  hier 
nur  zu  wiederholen  wäre.  Er  übersieht  in  seiner  Polemik  gegen  die  Hineinziehung 
mancher  Gegenstände  in  die  Finanzwissenschaft,  die.  er  meistens  nur  mir  vorwirft,  die 
Hoch  zunächst  an  Kau 's  und  der  meisten  anderen  deutschen  Finanztheoreiikor  Adresse 
irtheo  müsste,  dass  eben  die  finanzielle  Behandlung  streitig  ist.  in  der  Geschichte 
vielfach,  gewechselt  hat  und  eine  bestimmte  principielle  Entscheidung,  die  für 
•He  Üegcnwart  ganz  richtig  sein  mag.  (übrigens  auch  hier  meist  nur  relativ 
richtig;  ist),  nach  geschichtlicher  Aullässung,  welche  Stein  doch  sonst  s<> 
*n<  rgisch  vertreten  will .  nicht  als  die  allein  richtige  gelten  kann.  Die  unbedingte 
Hinausweisung  eines  solchen  Gegenstands  aus  der  Finanzwissenschaft  beruht  insofern 
anf  einer  petitio  prineipii. 
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IV.  —  §.  17.   Hülfsiehren  der  Finanzwissenschaft. 

Rau,  Volkswschl.  §.  14.   Roscher,  Syst.  I.  §.  20. 

1.  „Privat-Oekonomik",  nemlich  Land-  und  Forstwirth- 
schafts-,  Bergbau-,  Gewerks-  und  Handelslehre,  nebst  ihren 
Specialtheilen  (Bank-,  Versicherungs-,  Transportlehre  u.  s.  w.). 

Diese  Disciplinen  sind  wichtig  für  die  Lehre  von  den  privatwirthschaftlichen 
Erwerbszweigen  und  von  den  Gebuhrenzweigen,  aber  auch  für  die  Steuerlehre-,  hier 
namentlich  für  die  Lehre  von  den  Ertragstcuern  und  den  indirecten  Ver- 
brauch steuern,  besonders  der  Bier-,  Branntwein-,  Zucker-,  Tabaksteuer,  bei  welchen 
es  sich  um  die  genauere  Kenntnis«  z.  B.  der  chemischen  Processe  bei  der  Erzeugung 
des  Products  für  die  zweckmässige  und  gerechte  Einrichtung  der  Besteuerung  handelt. 

2.  Staatsrechenkunst,  politische  Arithmetik,  ein  Theil 
der  angewandten  Mathematik,  welcher  sich  mit  der  Lösung  mannig- 
faltiger, in  der  Staatsverwaltung  vorkommender  Rechnungsaufgaben 
beschäftigt. 

S.  ältere  Literatur  bei  Rau,  Fin.  I.  §.  1J,  Note  c;  z.  Th.  darnach  in  d.  2,  Aufl. 
dieses  Bandes  §.  17  Note  IS.  Neuere  Werke  u.  A.:  ü  leib  treu,  polit  Arithmetik 
2.  Aufl.,  Heidelberg  1853.  Oettingor,  Anleitung  zu  finanziellen,  polit.  u.  jurid. 
Rechnungen,  Brannschweig,  1845.  Dessen  weitere  Ausfuhrung  der  politischen  Arith- 
metik. 1863.  Beskiba,  Lehrbuch  für  die  juristische,  politische  und  cameralist. 
Arithmetik.  Wien,  1862.  Wild,  Politische  Rechnungswissensch.  I.  B.  Manchen  1862. 
Haberl,  Lchrb.  d.  polit  Arithmct.  Wien,  1875. 

§.  18.  3.  Geschichte  und  Statistik  des  Finanzwesens  sind 
für  die  Fioanzwissenschaft,  wie  Geschichte  und  Statistik  überhaupt 
für  die  ganze  Politische  Oekonomie,  einerseits  Hilfswissen- 
schaften, andererseits  Methoden  der  Beweisführung  und 
daher  der  Fortbildung. 

Die  nähere  Begründung  dieser  Auflassung  gehört  in  die  Fortsetzung  der  „Grund- 
legung" in  dem  späteren  2.  B.  der  Allgem.  Volks wirthschaftsl.  Rau's  Ansichten 
(Volkswirtlischaltsl.  frühere  und  noch  8.  Aufl.  I,  §  24,  25)  sind  hier  unzulänglich. 
Aber  auch  Roscher  wird  der  Statistik  nicht  gerecht,  s.  dessen  System.  I,  §.  18. 
22,  26.  Meine  Auffassung  s.  in  d.  Abb.  Statistik  in  Bluntschli's  StaatswOrterb.  XI. 
400  ff.  nam.  S.  457  ff.  S.  sonst  bes.  Knies,  polit.  Oekonom.  Braunschw.  1855  u.  neue 
(2.)  Aufl.  1881—82. 

Wenn  in  beiderlei  Beziehung  die  Geschichte  bisher  kaum 
eine  so  hervorragende  Bedeutung  für  die  Finanzwissenschaft,  wie 
für  andere  Theile  der  Politischen  Oekonomie,  gewonnen  hat,  so 
liegt  dies  zunächst  an  dem  äusseren  Grunde,  dass  es  an  genügen- 
den Vorarbeiten  Uber  die  Geschichte  des  antiken,  mittelalterlichen 
und  selbst  vielfach  des  neuzeitlichen  Finanzwesens  noch  sehr  fehlt, 
ein  Mangel,  welchen  neuere  Studien  und  Quellenforschungen  in- 
dessen mehr  und  mehr  heben.  Selbst  heute  ist  man  aber,  was 
verarbeitetes  Material  anlangt,  noch  vielfach  auf  sonst  veraltete 
Werke,  wie  Hüllmann,  Lang  u.  A.  angewiesen.    Für  die  in 
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§.  12  genannte  erste  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  oder  für 
die  erfabrungswissenschaftliche  Seite  dieser  Disciplin  hängt  der 
weitere  Fortschritt  der  letzteren  vornemlich  von  geschichtlicher 
Forschung  und  statistischer  Untersuchung  ab.  Für  die  zweite 
Aufgabe,  die  practische,  gilt  dies  aus  einem  principiellen 
Grande  nicht  in  gleichem  Maasse.  Die  Finanzgeschichte  vor  der 
modernen  Epoche  der  „staatsbürgerlichen"  Gesesellschaft  und 
vor  den  grossen  technischen  und  wirtschaftlichen  Umgestaltungen 
der  Neuzeit,  also  im  Wesentlichen  die  Finanzgeschichte  vor  der 
Mitte  oder  dem  Schluss  des  18.  Jahrhunderts  bietet  zu  wenig  Ver- 
gleichungspuncte  mit  der  Gegenwart,  als  dass  man  aus  ihr  für  die 
Lösung  der  jetzigen  practisehen  Finanzprobleme  sich  viel  Raths 
erholen  könnte. 

Jener  principielle  Grund  liegt  in  dem  innigen  Abhängigkeits- 
verhäitniss  der  Finanz wirthschaft  vom  Gange  des  Staats- 
lebens. In  das  moderne  Staatsleben  sind  nun  Factoren  ein- 
getreten, welche  der  früheren  Zeit  grossentheils  fehlen,  weshalb 
«ich  keine  rechte  Vergleichbarkeit  ergiebt. 

Der  Umfang  und  der  Inhalt  der  Staatsthätigkeit  hat  sich  gegen  jede  frohere 
geschichtliche  Periode  unserer  Colturvölker  ausserordentlich  erweitert  und  ver- 
ludert und  diese  Bewegung  dauert  fort.  Die  Ausgabcwirthschaft  des  modernen 
Staats  lässt  sich  daher  mit  derjenigen  keines  anderen  genügend  vergleichen. 
Zar  Deckung  des  Finanzbedarfs  müssen  deshalb  auch  Mittel  eines  früher  nicht 
gekannten  Umfangs  in  Anspruch  genommen  werden.  Aehuliches  gilt  vom  Haushalt 
der  übrigen  Öffentlichen  Körper,  besonders  der  Gemeinden  (Grossstiidte). 

Bei  der  Wahl  dieser  Mittel  bclindct  sich  die  moderne  Welt  wiederum  in  einer 
»oüstäadig  anderen  Lage  als  die  frühere  Zeit.  Nach  der  Aufhebung  aller  Unfreiheits- 
verhältnissc ,  dem  Fortfall  ständischer  Vorrechte  in  der  Besteuerung,  nach  der  An- 
erkennung allgemeiner  persönlicher  Freiheit  und  staatsbürgerlicher 
Gleichheit,  freien  Eigenthums  und  Vertragsrechts  muss  die  Staatsgewalt 
noth wendig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bedarfs  verfahren,  als  sie  es  ehedem 
thno  konnte.  Die  Entwicklung  des  modernen  Gcsellsehaftslebens,  der 
modernen  Volkswirtschaft,  des  Systems  der  freien  Concurienz,  dann 
namentlich  der  Productions-Technik,  des  Com inu nica tionswesens  stellt 
ebenso  viel  neue  Anforderungen  an  die  Beschallung  der  Staatseinnahmen  wie  an  die 
Function  des  Staats  und  damit  an  die  Ausgabcwirthschaft  des  Finanzwesens.  Das 
moderne  Kcchtslebeu,  das  neuere  Völkerrecht  sind  weitere  Factoren  von 
weitreichendem  Einflnss  auf  die  mögliche  Art  der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

Für  die  heutigen  Aufgaben  der  Finan/wirthschaft.  welche  die  Finanzwissenschaft 
mit  zq  lösen  hat.  bietet  sich  so  kaum  ein  Analogon  in  der  entfernteren  Vergangenheit. 
Die  Finanzgcschicbtc  ist  daher  von  grösstem  Interesse  als  ein  wichtiger  Theil  der 
allgemeinen  politischen,  der  Cultur-  und  Wirtschaftsgeschichte,  als  Hauptförderungs- 
ujirtel  zur  Lösung  der  genannten  ersten  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft.  Auch 
practisehen  hohen  Werth  hat  sie  als  der  Schluss«!  des  Verständnisses  füj  das  in 
flcn  einzelnen  Staaten  historisch  überkommene  Finanzwesen.  Aber  sie  ist  nur  ein 
untergeordnetes  Förderungsmittel  der  Fiuauzwissens<  halt,  soweit  letztere  sich  mit  den 
practisehen  Aufgaben  des  Finanzwesens  der  Gegenwart  zu  befassen  hat.  Am  ineisten 
eigentliche  Förderung  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Erkcnntniss  möchte  aus  der 
beschichte  des  Staatsschulden-  und  Papiergcldwesens  der  neueren  Zeit  und  für  das 
Finanzwesen  der  Gemeinden  aus  der  Geschichte  des  städtischen  Steuerwesens  eine 
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vor  der  grossen  Schön bergVhen  Schrift  übrigens  noch  sehr  wenig  bearbeitete 
Partie  der  Finanzgcschicbtc  —  zu  gewinnen  sein.  Sonst  ist  es  voniemlich  erst  die 
neuere  und  neueste  (ieschichtsperiode  der  modernen  Staaten,  in  welcher  die 
Finanzgeschichto  von  umfassenderer  Bedeutung  für  die  Fortbildung  auch  der  prac- 
tischen  Seite  der  Finanzwisscnsrhaft  wird.  Denn  in  dieser  Periode  entwickelt  sich 
der  moderne  Rechts-  und  Culturstaat,  die  neue  Technik,  das  neuo  Rechts-,  Wirthschafts-, 
Culturlcben  mit  seinen  Anforderungen  an  den  Staat  und  demnach  an  das  Finanzwesen. - 
Hier  sind  denn  namentlich  die  Verhältnisse  der  bereits  weiter  vorgeschrittenen  Länder, 
z.B.  Englands  und  Frankreichs,  von  Wichtigkeit.  Die  Finanzgeschichto  fuhrt  dann 
theils  in  die  Darstellung  des  positiven  Finanzrechts  unserer  modernen  Staaten, 
theils  bei  dem  Erfordernis*  zillermässiger  Genauigkeit  zur  Finau/.statistik  hinüber. 

§.  19.  Das  positive  Finanzrecht  ist  ein  Tucil  des  posi- 
tiven öffentlichen  Rechts.  Es  handelt  sich  auch  hier  bei  der  Finanz- 
wissenschaft um  die  verfassungsmassigen  und  gesetzlichen  Be- 
stimmungen Uber  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung  an  der 
Feststellung  und  Controle  des  Staatshaushalts  (Budgetrecht,  Control- 
recht);  ferner  um  die  Gesetze,  Ausführung»  -  und  Vollzugsverord- 
uungen,  Instructionen  u.  s.  w.  Uber  Besteuerung,  Verwaltung  des 
werbenden  Staatsvermögens,  Staatsschuldenwesen  und  Finanz- 
vcrwaltung  im  Allgemeinen ,  Kassenwesen  u.  s.  w.  Auch  die 
Stcuergesetzent würfe,  die  Motive  zu  denselben,  die  Kammer- 
verhandlungen darüber  sind  eine  wichtige  Quelle. 

Die  Finanzstatistik  bildet  sich  aus  den  Daten  der  Finanz- 
rechnungen, welche  dann  das  Material  für  die  „vergleichende 
Finanzstatistik"  liefern.  Jemchr  das  Budgetrccbt  der  Volks- 
vertretungen und  deren  verfassungsmässige  Finanzcontrole  und  je 
mehr  das  Princip  der  Oeffentlichkeit  in  Finanzsachen  sich  in 
unseren  Staaten  einbürgerte,  desto  reicher,  eingehender  und  leichter 
zugänglich  ist  dieses  finanzstatistische  Material  geworden.  Not- 
wendig ist  dabei,  namentlich  auch  für  Vergleiche  verschiedener 
Perioden  und  Länder,  die  Unterscheidung  von  Regier ungs- 
entwurf  des  Voranschlags  oder  Budgets  (vorgelegtes 
Budget),  von  verfassungsmässig  verabschiedetem  Budget  und 
Schlussrechnung  (Ergcbniss). 

Die  vergleichende  Finanzstastistik  hat  die  Aufgabe, 
aus  der  Vergleicbung  der  Finanzrechnungen  eines  Staats  in  ver- 
schiedenen Perioden  und  verschiedener  Staaten  die  characteristischen 
Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  der  Gestaltungen  des  Finanz- 
wesens abzuleiten.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  finanzstatistischen 
Daten  aber  möglichst  genau  vergleichbar  gemacht  werden, 
was  oft  grosse,  nicht  immer  genügend  beachtete  Schwierigkeiten 
bietet. 
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Störend  ist  zunächst,  dass  in  den  einzelnen  Ländern  die  Aufstellung  von 
Brutto-  und  Nettobudget  (d.  h.  von  Ausgaben  und  Einnahmen  bez.  inbegriffen 
and  abzüglich  der  durchlaufenden  Posten,  der  Gowinnungs-  und  Erhebungskosten 
der  Einnahmen  u.  s.  w.\  selten  in  ganz  gleicher  Weise  erfolgt;  ferner  dass  mitunter 
das  moderne  Princip  der  fiscalischon  Kassencinheit  noch  nicht  ganz  conse- 
ijoent  durchgeführt  ist,  sondern  für  einzelne  Zweige  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
noch  besondere  Kassen  bestehen.  Bei  finanzstatistisehen  Vergleichen,  namentlich 
l*i  etwaigen  Berechnungen  der  Verkeilung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  oder  des  Verhältnisses  zwischen  Rohertrag  und  Reinertrag  im 
Einnahmeetat  stört  ferner  die  sehr  ungleiche  Ausdehnung  der  privatwirth- 
>chaftlicben  Thätigkeit  in  den  verschiedenen  Staaten  (Domänen,  Bergwerke,  Eisen- 
bahnen 11.  s.  w.).  Durch  Nichtbeachtung  des  angegebenen  ümstandes  entstehen  die 
ertasten  Täuschungen.  So  berechnet  selbst  Horn  in.  s.  annuaire  du  cred.  publ.  p. 
h60 ,  S.  289 ,  die  Kopfquoten  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Hauptstaaten  ohne 
Kucksicht  auf  jenes  Moment:  Baden  nimmt  hier  gleich  nach  üross.-Brit.  die  zweit- 
höchste Stelle  ein,  —  wegen  seines  Eisenbahnwesens  und  seines  Bruttobudgets; 
Baiern  mit  seinem  damal.  Nettobudget  trotz  Staatsbahnwesens  erst  die  zwölfte! 
Solche  Zusammenstellungen  sind  ohne  jeden  Werth.  Weiter  hat  auch  die  unmittelbare 
Vergleichung  von  Staaten  und  Staatshaushalten  sehr  ungleicher  Grösse  ihr 
Missliches,  indem  z.  B.  ein  kleiner  reicher  oder  armer  Staat  verglichen  mit  einem 
grossen  Staat  in  zu  günstigem  oder  zu  ungünstigem  Lichte  erscheinen  wird.  Denn 
der  grosse  Staat  wird  oft  aus  Provinzen  ungleicher  Entwicklung  zusammengesetzt  sein, 
Ton  denen  manche  Provinz  jenem  kleinen  Staate  gleicht,  was  aber  bei  der  Zusammcn- 
ziehong  der  Resultate  des  grossstaatlichen  Finanzwesens  nicht  so  zum  Vorschein 
kommt.  Namentlich  in  Deutschland  wird  dies  bei  einem  Vergleich  Preussens  mit 
einem  Mittel-  oder  Kleinstaat  oft  übersehen.  Und  schliesslich  darf  nicht  unbeachtet 
bleiben,  dass  die  öffentlichen  Thätigkeiten  in  verschiedenen  Ländern  und 
Zeiten  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungskörpern  manchfach  ver- 
schieden vertheilt  sind  (England-Continent!),  was  naturlich  die  Vergleichbarkcit 
der  Daten  der  Staatsfinanzen  und  dio  Schlüsse  daraus  sehr  erschwert. 

Viele  Mühe,  die  Grundlagen  für  richtige  Vergleichbarkeit  der  finanzstatistischen 
Daten  herzustellen,  gab  sich  v.  Czörnig,  d.  österr.  Budg.  i.  Vergleich  mit  jenen  d. 
vorzügl.  and.  europ.  Staaten,  Wien  1862.  S.  darüber  meine  Besprechung  in.  d. 
dm.  Gel.-Anz.  1863,  S.  81— 116.  Engel,  krit.  Beiträge  z.  vergleich.  Finanzstatistik, 
Preoss.  StaL  Zeitschr.  1862.  S.  145.  Horn,  annuaire  du  cnd.  publ.  Par.  1859—61 
llcider  mit  dem  H.  Jahrg.  eingegangen)  und  darüber  meine  Recension  in  d.  Gött. 
<»el.-Anz.  1859.  S.  1601  — 1620,  worin  überall  auf  d.  methodol.  Fragen  der  ver- 
gleichenden Finanzstatistik  eingegangen  ist.  Ueber  letztere  s.  bes.  die  Verhandlungen 
der  intern.  Statist.  Congrcsso  zu  Paris.  London  u.  nam.  Wien.  Dann  neuerdings: 
r.  Kiecke,  d.  intornat.  Finanzstatistik,  ihre  Ziele  und  Grenzen.  Stuttg.  1876  (im  Auf- 
trage der  perman.  Commission  d.  intern.  Congresses  gearbeitet) ,  der  die  Schwierig- 
keiten und  unvermeidlichen  Mängel  aller  vergleichenden  Finanzstatistik  näher  nach- 
weist (s.  bes.  Abschn.  5)  und  die  neuere  Literatur  d.  Finanzstatistik  anführt.  Die 
besten  und  neuesten  Versuche  einer  Verglcichung  der  Finanzstatistik  der  ('ulturstaatcn 
sind  Fon  Herrn.  Wagner  im  Gotb.  Altnanach  gemacht,  bes.  1874,  und  seitdem  von  der 
jetzigen  Redaction  (Stein,  Behm)  wiederholt.  Dio  besten  neueren  deutschen  ver- 
gleichend-finanzstatistischen  Arbeiten  sind  die  von  Gerstfeldt.  Mancherlei  ünanzstat. 
Vergleiche  und  weitere  Bemerkungen  Uber  die  Art  sie  anzustellen,  folgen  in  den 
späteren  Abschnitten  diesos  Werks,  bes.  auch  in  d.  Ausgabelehre. 

Endlich  ist  unter  den  Gegenständen  der  Statistik  nicht  bloss 
die  Finanzstatistik,  sondern  auch  die  allgemeine  Bevölkerungs- 
und die  volkswirthschaftliche  Statistik  jedes  Staats,  wegen 
der  Abhängigkeit  des  Finanzwesens  vom  Zustande  der  Volkswirt- 
schaft, besonders  zu  beachten. 

„Man  sagt  oft,  Zahlen  regieren  die  Welt;  das  aber  ist  gewiss.  Zahlen  zeigen, 
»ie  sie  regiert  wird'-,  so  sagt  Goethe.  Ob  unbedingt  auch  der  Statistiker  selbst,  der 
die  Mangel  seines  Materials  kennt,  ist  eine  andere  Frage. 
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Einleitung.   3.  Abschnitt.  Die  Finauzwissenschaft.   §.  20. 


V.  —  §.  20.  Ueber  das  hier  wie  immer  streitige  Verhältniss 
der  Wissenschaft  (Theorie)  zur  Ausübung  (Praxis)  äusserte 
sich  Rau  folgendermaassen  —  (Fin.  I.  §.  15—18),  —  Ausführungen, 
welche  zwar  heutezutage  fast  für  selbstverständlich  gelten  können 
und  deswegen  Manchem  beinahe  trivial  erscheinen  werden, 
angesichts  vieler,  auch  noch  neuester  Vorgänge  im  öffentlichen 
Leben  bei  uns  und  in  anderen  Ländern,  angesichts  der  Prüfungs- 
ordnungen für  den  höheren  Verwaltungsdienst,  auch  im  Finanzfacb, 
aber  immerhin  hier  noch  ihren  Platz  behalten  und  beherzigt  werden 
mögen : 

„Die  blosse  Geschäf  tsübung  (Koutine)  ohne  wissenschaftliche 
Kenntnis»  muss  entschieden  als  unzureichend  erklärt  werden.  Ohne 
geordnetes,  reifes  und  vielseitiges  Nachdenken  über  die  wirtschaftlichen  Angelegen- 
heiten der  Staaten  ist  man  nicht  im  Stande,  deu  richtigen  Weg  zu  Verbesserungen 
zu  finden;  mau  bleibt  aus  Gewohnheit  gerne  bei  dein  Bestehenden,  ohne  es  unbefangen 
zu  prüfen,  und  halt  sich,  statt  das  Ganze  zu  Uberblicken,  an  Einzelnes.  Sobald  in 
einem  praktischen  Gebiete  eine  wissenschaftliche  Behandlung  angefangen  hat,  kann 
Niemand,  der  zur  Ausübung  borufen  ist,  es  sei  denn  in  den  ganz  untergeordneten 
Diensten,  den  Beistand  des  in  der  Wissenschaft  niedergelegten  Gedankcnvorrathes 
entbehren,  selbst  wenn  dariu  noch  Manches  uureif  wäre.  Der  Schein  einer  aus  blosser 
Geschäftsubung  erlangten  vollkommenen  Tüchtigkeit  ist  dann  eine  Täuschung,  weil 
dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  eine  Weise  die  in  dein  Beamtenstande  verbreiteten 
oder  auch  zum  Gemeingute  der  Bürger  gewordenen  wissenschaftlichen  Lehrsätze  ihren 
EinÜuss  geäussert  haben,  auch  muss  diese  mühsame  Weise  der  eigenen  Ausbildung, 
wo  man  die  Theorie  zerstückelt  und  aus  zweiter  oder  dritter  Hand  sich  aneignet,  dem 
unmittelbaren  Erforschen  derselben  immer  nachgesetzt  werden.  Die  Erfahrung  bewebt, 
dass  die  Wissenschaft  eine  grosse  Macht  über  die  Ausübung  besitzt,  dass  ihre  Lehren 
auf  vielerlei  Wegen  früher  oder  später  in  das  Geschftftsleben  gelangen  und  dort 
herrschend  werdeu,  und  dass  hierdurch  grosse  Verbesserungen  zu  Sunde  kommen". 

Der  theoretisch  hochgebildete  österreichische  Fiuanzpractiker  v.  Hock  setzte  daher 
mit  Kecht  seiner  Schrift  über  „d.  öll.  Abgaben  u.  Schulden"  folgendes  Wort  Hoyer- 
Collard's  vor:  „Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth  haben, 
man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht,  und  was  mau  thut. 
wenn  man  handelt."  S.  auch  Vorwort  zum  B.  IL  meiner  Fiu.wiss.  —  Ueber  da« 
Verhältniss  von  Theorie  und  Praxis  in  einzelnen  Finanzfragen,  z.  B.  der  Valutafrage, 
s.  A.  Wagner,  Boss.  Papier-Währung,  Kiga,  1S6S,  S.  1  ff. 

„Gleichwohl  giebt  die  Wissenschaft  für  sich  allein  zur  Führung 
schwieriger  Staatsgeschäfto  nicht  die  hinlängliche  Fähigkeit  Sie  kann 
bei  der  Entwicklung  allgemeiner  Lehrsätze  nicht  in  alle  Verschiedenheiten  der  äusseren 
Zustände  der  Zeit  und  des  einzelnen  Landes  eingehen  und  muss  bei  ihren  Anforderungen 
eine  gewisse,  oder  die  gewöhnliche  Lage  der  Dinge  voraussetzen.  Nur  da,  wo  bloss 
wenige  Fälle  möglich  sind,  ist  es  thunlich,  für  jeden  derselben  besondere  Grundsätze 
aufzustellen.  Mau  muss  also  bei  der  Anwenduug  jener  wissenschaftlichen  Vorschriften 
auf  ein  einzelnes  Land  immer  erst  die  besonderen  Umstände  erforschen  und  hieraus 
die  Regeln  für  das  zweckmässigste  Verfahren  ableiten.  Was  hier  als  Ausnahme  einer 
theoretischen  Kegel  erscheint,  ist  nur  die  Folge  der  Einwirkung  eines  anderen  Grund- 
satzes. Zu  diesen  sorgfältig  aufzulassenden  Umstünden  gehören  die  rechtlichen  Verhält- 
nisse (positives  Privat-  und  Staatsrecht  des  einzelnen  Landes),  die  bisherigen  Ein- 
richtungen der  Fiuanzverwaltuug .  auf  die  man  fonbaucn  muss  oder  von  denen  man 
wenigstens  nicht  sogleich  abgeheu  darf,  der  Zustand  der  Gewerbe,  die  Wohlhabenheit 
des  Volkes,  die  äussere  Stellung  des  Staates  u.  dgl." 

„Es  war  auch  öfters  die  Schuld  der  bisherigen  Theorie,  weuu  man 
nie  nicht  anweudbar  fand,  d.  h.  sie  war  noch  unvollkommen  und  ihre  Lehrea 
bedurften,  wenn  man  sie  in  Vollzug  zu  bringen  unternahm,  noch  einer  Läuterung. 
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Dies  war  die  Folge  des  jugendlichen  Alters  der  ganzen  Politischen  Ückonomio  und 
des  Umstände«,  dass  viele  Bearbeiter  derselben  ihre  Sorgfalt  und  Vorliebe  den  volks- 
wirtschaftlichen Grundlehren  zugewendet  hatten  und  in  die  Finanzwissenschaft  weniger 
«ingedrungen  waren.  Daher  blieben  manche  schwierigere  Theilc  derselben  ungenügend 
durchdacht,  es  wurden  hier  und  da  aus  einem  zu  beschränkten  Kreise  von  Erfahrungen 
einseitige  Schlüsse  abgeleitet,  es  wurden  Behauptungen,  die  nur  in  gewissen  Be- 
schränkungen wahr  sind,  mit  zu  grosser  Allgemeinheit  aufgestellt,  die  verschieden- 
artigen obersten  Grundsätze  durchdrangen  sich  nicht  immer  gehörig,  endlich  sind  über 
manche  Arten  von  Finanzgeschäften  noch  gar  keine  wissenschaftlichen  Betrachtungen 
angestellt  worden.  Wo  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  da  ist  man  leicht  geneigt,  sogar 
die  Möglichkeit  oder  doch  die  Fruchtbarkeit  einer  systematischen  Behandlung  in  Zweifel 
ai  ziehen  und  die  Gegenstände  in  das  Gebiet  wechselnder  besonderer  Kegeln  zu  ver- 
weisen, wie  dies  in  Frankreich  oft  geschehen  ist.  Wie  aber  die  Wissenschaft  mehr 
gepflegt  wird,  zieht  sie  auch  mehr  solcher  Angelegenheiten  in  ihren  Bereich.  Je 
glucklicher  man  diese  Mängel  vermeiden  und  je  mehr  sich  der  Vorrath  belehrender 
Erfahrungen  anhäufen  wird,  desto  fester  muss  auch  das  allgemeine  Vertrauen  auf  die 
Wissenschaft  wurzeln."  Vergl.  v.  J a k  o b ,  Finanzwissenschaft,  I.  Vorrede.  —  v.  M  a  1  c h  u ß . 
Handb.  I.  Vorrede.  —  Jakob  a.  a.  0.  unterscheidet  1)  den  reinen  Theoretiker,  der 
»ich  bloss  an  das  Allgemeine  hält,  2)  den  praktischen  Theoretiker,  der  die  Anwendung 
der  Theorie  auf  wirkliche  Fällo  lehrt,  3)  den  theoretischen  Praktiker,  4)  deu  blossen 
Praktiker,  Routinier.  Die  Finanzgclebrten  müssen  zur  zweiten,  die  Finanzpraktiker  zur 
dritten  Kategorie  gehören,  um  nützlich  wirken  zu  können.  In  Männern  wio  Malchus, 
J.  G.  Hoffmann,  Ucbeuius  und  namentlich  Hock  bat  die  deutsche  Finanzwissen- 
schaft Vertreter  besessen,  welche  mehr  als  ähnliche  bei  irgend  einem  anderen  Volke 
Theorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  vortrefflich  vereinigt  haben. 

..Wie  die  gesammte  Politische  Oekonomio,  so  ist  die  Finanzwissenschaft  demnach 
für  den  Beamten  in  jedem  Zweige  der  Finanzvcrwaltung  unentbehrlich. 
Manche  dieser  Zweige  wurden  früherhin  bloss  nach  den  besonderen  Kunst  regeln,  z.  B. 
der  Forstwissenschaft,  des  Bergbaues,  des  Post-,  Münz-,  Lottowesens  u.  s.  w.  behandelt. 
Id  unserm  Zeitalter  aber  verbreitet  sich  mehr  und  mehr  die  Ucbcrzeugung.  dass  diese 
technischen  Kenntnisse  nicht  genügen,  und  dass  man  auf  die  allgemeinen  finauzwissen- 
schaftlichen  Grundlehren  zurückgehen  muss,  um  jeden  dieser  Geschäftszweige  ganz 
zweckmässig  zu  gestalten/' 

„Die  Finanzwissenschaft  ist  ferner  für  dio  Rechtspflege  und  sogen.  Innere 
Verwaltung  im  engeren  Sinne  von  unzweifelhafter  Bedeutung,  weil  bei  vielen  Rechts- 
srreitigkeiten  (z.  B.  fiscalischen)  und  Vorgehen  (z.  B.  Steuerbetrug)  dio  Begriffe  und 
Einrichtungen  des  Finanzwesens  massgebend  sind,  und  weil  viele  Staatsanstnlten  die 
Zwecke  der  Volkawirthschaftspolitik  und  der  Finanzwirthschaft  zugleich  betreffen". 

„Dio  Finanzwissenschaft  ist  endlich  auch  dem  Gebildeten,  dem  Burger. 
welcher  die  Ereignisse  seiner  Zeit  begreifen  will,  nützlich  und  geradezu  unentbehrlich 
Demjenigen,  welcher  in  Gemeindeämtern,  in  den  Parlamenten  tind  in  den  Vertrctungs- 
»rganen  der  Selbstverwaltungskörper  zu  einer  öffentlichen  Wirksamkeit  berufen  ist." 


4.  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Finanzirissensehaft  und  ihrer  Literatur. 

Eine  eigentliche  umfassendere  Literaturgeschichte  der  Finanzwissenschaft 
fehlt.  Man  ist  auf  die  allgemeine  Literaturgeschichte  der  Politischen 
Ockonomie,  welche  freilich  die  Finanzliteratur  oft  nur  sehr  nebenbei  (mitunter  gar 
nicht)  berührt,  und  auf  die  kurzen  Abrisse  und  Bibliographien  der  systematischen 
Werke  der  Finanzwissenschaft  angewiesen.  Aus  der  allgemeinen  Literaturgeschichte 
v  das  fleissige  und  stoffreiche  Werk  von  Kautz,  geschieht!.  Eutwickl.  d.  Nat.-Oek.  u. 
ihrer  Literatur,  Wien,  1860  und  jetzt,  bes.  auch  f.  d.  ältere  deutsche  Finanzliter., 
Roscher,  Gesch.  d.  Nationalökon. ,  München,  1S74  (vgl.  Register  s.  v.  Finanz- 
Wissenschaft,  Finanzen).  K.  Walckcr's  „z.  Gesch.  d.  Finanzwiss."  („Zeitfragen",  Lpz. 
a.  Kass.  1874,  S.  183—196)  enthält  nur  einige  Aphorismen.  Rau,  Fin.  I.  §.  22—23 
pebt  einen  kurzen  Abriss,  mit  Bibliographie,  danach  auch  noch  meine  2.  A.  §.  21  ff.. 
Stein,  Fin.  4.  A.  I.  24—39  einige  allgemeine  Bemerkungen  u.  Notizen,  dsgl.  Geffckcn 


Digitized  by  Google 


28  Einleitung.   \  A.  Entwicklung  der  1'inanzwis.senschaft  und  Literatur.  §.21,22. 

in  Schönbcrg's  Handb.  d.  pol.  Ock.  II,  Abth.  1,  §.  !>  If.  Bei  Gossa.  1« in.  4.  ed.  p.  7—1 1 
einige  literar.  Kingerzoigo  (s.  auch  ders.  guida  allo  studio  dcll*  econ.  pol.  2.  ed. 
Mil.  1878,  psssim,  deutsch  von  Moormeister,  IbSl);  in  einem  Anhange  (p.  171 — 2U4) 
eine  gute,  systematisch  nach  den  Materien  geordnete  Bibliographie  der  neueren  finanz- 
wiss.  engl.,  französ..  deutschen,  italien.  u.  z  Th.  der  sonstigen  (u.  A.  d.  span.^  Literatur. 
Eine  vorzügliche  umfat sende  Monographie  über  die  ital.  Fin.lit.  z.  Th.  mit  Hinblicken 
auf  die  übrige  lieferte  jüngst  G.  Ricca-Salerno.  storia  delle  dottrino  finanziarie  in 
Italia,  Koma,  1881. 

In  dieser  3.  Auflage  ist  dieser  Abschnitt  Über-  u.  /..  Th.  umgearbeitet  und 
etwas  erweitert  worden.  Ungleich  wichtiger  als  die  Literatur  ist  bis  zur  neueren  Zeit 
(vierte  der  im  Text  unterschiedenen  Epochen)  die  practischc  Gestaltung  des  Finanz- 
wesens. Darauf  wird  mehrfach  bei  den  betreuenden  einzelnen  Materien  (so  im  ß.  I, 
Kap.  4,  vom  Finanzdienst,  §.  SC  H.)  eingegangen.  Auch  für  weitere  Einzelheiten  der 
neueren  Literatur  seit  der  Mitte  des  18.  J.h..  soweit  diese  von  Bedeutung  für  die  Ent- 
wicklung der  Ideen  und  Ziclpuncte  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  Finanzwesens 
sind,  ist  auf  Späteres  zu  verweisen,  wo  öfters  Abrisse  der  literarhistor.  Entwicklung 
an  betreffender  Stelle  gegeben  werden,  i  Vgl.  be*.  B.  II,  von  den  Gebühren  u.  der 
aligcin.  Stcuerlehre.)  Eine  eingehendere  Literaturgeschichte  der  allgemeinen  Finauz- 
litcratur  muss  der  monographischen  Behandlung  vorbehalten  bleiben.  Ucber  die  lite- 
rarische Bearbeitung  des  älteren  und  neueren  practischen  Finanzwesens  einzelner  Län- 
der s.  unten  die  Bibliographie  am  Schluss  dieses  Abschnitts  u.  ebenfalls  die  Noten  in 
den  späteren  Abschnitten. 

§.  21.  Die  Geschichte  der  Finanz  Wissenschaft  steht 
mit  der  Geschichte  der  Finanzwirt  bschaft  in  Zusammen- 
hang.   Theorie  und  Praxis  wirken  gegenseitig  auf  einander  ein. 

Die  Anfänge  einer  einigermassen  wissenschaftlichen  Er- 
örterung des  Finanzwesens  gehen  nicht  über  den  Beginn  der  neueren 
Zeit,  das  Rcformationszeitalter,  hinaus.  Etwas  bedeutendere  An- 
sprüche werden  kaum  vor  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
befriedigt.  Für  die  ältere  Zeit  kann  man  auch  aus  den  Finanz - 
einriebt ungen  nur  mit  Vorsicht  auf  theoretische  Ansichten 
der  betreffenden  Epoche  schliessen,  indem  dabei  gewöhnlich  nur 
rein  practische  Gesichtspuncte  massgebend  waren  und  Zufall, 
Tradition  und  Routine  entschieden. 

Für  die  Geschichte  der  Finanzwissenschaft  sind  etwa  dieselben 
grossen  Epochen  wie  für  diejenige  der  Finanzwirthschaft  und 
damit  der  allgemeinen  Geschichte  Uberhaupt  zu  unterscheiden: 
I.  Alterthum,  II.  Mittelalter,  III.  Uebergangszeit  vom  15.,  16.,  zum 
17.,  18.  Jahrhundert,  IV.  neuere  Zeit  etwa  seit  der  Mitte  des  18., 
V.  neueste  Zeit  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhundert.  Jene  Ueber- 
gangszeit knllpft  an  die  mittelalterlichen  Verhältnisse  noch  deutlich 
an  und  lässt  sich  für  das  Finanzwesen  als  die  Epoche  der  „ständi- 
schen Gesellschaft"  characterisiren.  Im  17.  und  vollends  im 
18.  Jahrhundert  beginnt  diese  Epoche  mit  dem  Siege  der  absoluten 
Staats-,  insbesondere  Fttrstengewalt  in  die  Epoche  der  „staats- 
bürgerlichen Gesellschaft"  überzugehen.  Denn  der  Absolutis- 
mus hat  grade  dieser  Epoche  hier  wie  sonst  mächtig  vorgearbeitet. 
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Im  und  mit  dem  Zeitalter  der  französischen  Revolution  gelangt 
diese  Epoche  aber  erst  zu  voller  Herrschaft  und  rechtlicher  Aner- 
kennung im  „Rechtsstaat".  In  unserem  Jahrhundert  treten  dann 
allmiilig  die  socialen  Ideen  immer  mächtiger  hervor,  beeinflussen 
die  Auffassung  des  Staatszwecks,  der  Aufgaben  und  damit  der  Aus- 
gaben der  öffentlichen  Körper,  social  politische  Gesichtspuncte 
fangen  an  für  die  Ausgabe-  und  Einnahraewirthschaft,  besonders 
für  die  Besteuerung  sich  geltend  zu  machen  :  eine  „sociale"  Epoche 
der  Finanzwirtbschaft,  eine  Zeit  des  Cultur-  und  Socialstaats 
kündigt  sich  in  Anknüpfung  an  die  und  in  Weiterentwicklung  der 
staatsbürgerlichen  Periode  an.  Die  finanzwissenschaftliche  Literatur 
seit  dem  15.  und  IG.  Jahrhundert  spiegelt  auch  diese  drei  Epochen, 
die  ständisch-absolutistische,  die  staatsbürgerliche  und 
die  sociale,  wieder.  Die  grossen  Gäbrungcu  in  der  Praxis  der 
Politik  und  der  Finanzpolitik  kommen  in  der  Literatur  stets  deutlich 
zum  Vorschein.-  Die  Wissenschaft  hilft  dann  der  Praxis  mit  zu  all 
luäliger  Abklärung.  Aber  natürlich  gelangt  auch  die  Literatur  selbst, 
stets  vom  umgebenden  practischen  Leben  beeinflusst,  wie  sie  ist,  erst 
allmälig  zur  Klarheit  des  Erkennens  und  der  Ziele.  Grade  in  der 
unmittelbaren  Gegenwart  ist  die  Unfertigkeit  der  Finanzwissenschaft 
wesentlich  mit  eine  Folge  der  gewaltigen  socialen  und  wirtschaft- 
lichen Gähruugen  im  practischen  Leben. 

I.  —  §.  22.  Dem  Alterth  um  und  dem  Mittelalter  ist  nicht 
nur  eine  systematische  Finanzwissenschaft  völlig,  sondern  selbst 
eine  wissenschaftliche  Erörterung  einzelner  Finanzfragen  in  der 
Hauptsache  fremd.  Dies  kann  nicht  auffallen,  da  es  in  der  antiken 
Welt  Griechenlands  und  Roms  kaum  zu  einer  eigentlichen,  von  der 
Philosophie  wenigstens  nicht  losgelösten,  Staatswissenschaft,  zu 
einer  selbständigen  Wirtschaftswissenschaft  aber  Überhaupt  nicht 
gekommen  ist.  Denn  die  sporadischen  Bemerkungen  der  Historiker 
und  selbst  die  gelegentlichen,  etwas  zusammenhängenderen  und 
principielleren  Ausführungen  einzelner  Philosophen  Uber  ökonomische 
l'uncte  können  doch  noch  nicht  als  eine  „Politische  Oekonomie" 
im  Sinne  einer  wirklichen  Wissenschaft  gelten.  Aus  den  Massregeln 
der  practischen  Staatsmänner  der  antiken  Culturstaaten  lassen  sich 
aber  immerhin  auch  theoretische  Gesichtspuncte  ableiten,  welche 
diesen  Männern  deutlich  zum  Bewusstsein  gekommen  waren  und 
nach  denen  sie  handelten.  Der  Zusammenhang  zwischen  guten 
Finanzen  und  Macht  und  Wohlsein  von  Staat  und  Volk  ist  auch 
damals  nicht  verkannt  worden. 
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Vgl.  die  Ausführungen  von  Böckli,  Staatshaush.  d.  Athener  2.  A.  I,  201  ff, 
Uber  die  auch  im  Alterthum  nachweisbare  u.  erkannte  Bedeutung  der  Finanzen  für 
das  Staatswohl.  —  Theilwcisc  finanzwissenschaftlicher  Art.  jedenfalls  finanzieller  Ten- 
denz ist  die  gewohnlich  und  nach  Böckh  wohl  mit  Kocht  dem  Xenophon  zuge- 
schriebene Schrift  vom  Einkommen  oder  ton  den  Quellen  des  Wohlstandes  (thqi 
noQtov).  Die  meistens  freilich  sehr  fragwürdigen  Vorschläge  dieser  Schrift  gehen 
darauf  hinaus,  durch  Entwicklung  der  inneren*  volkswirtschaftlichen  Kräfte  des  Lands 
und  Volks  von  Athen  den  Wohlstand  und  die  Staatseinkünfte  unabhängiger  vom  Aus- 
land, von  den  Bundesgenossen  zu  machen.  U.  A.  soll  im  volkswirthsch.  u.  finanziellen 
Interesse  die  Vermehrung  der  vom  Kriegsdienst  zu  befreienden,  aber  Schutzgcld  zah- 
lenden Schutzgenossen  begünstigt,  dem  Handel  soll  durch  öffentliche,  mit  aus  Staats- 
mitteln herzustellende  Einrichtungen  Unterstützung  zu  Theil  werden.  Der  Hauptvor- 
schlag betrifft  die  Ausdehnung  des  attischen  Silberbergbaus.  Dieser  gilt  dem  Xeno- 
phon für  unerschöpflich  und  durch  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  für  jeder  Ausdehnung 
fähig.  Die  Vermehrung  des  Silbers  werde  dessen  Werth  nicht  erniedrigen.  Der  Staat 
solle  nach  und  nach  eine  grosse  Anzahl  Sclaven  anschaffen  und  diese  vermiethen, 
woraus  ihm  ein  erhebliches,  sich  steigerndes  Einkommen  erwachsen  könne.  S.  Böckh, 
a.  a.  0.  S.  777—789,  Kautz,  (icsch.  d.  Nat.ökon.  S.  125  fr. 

Unter  den  hervorragenden  Hegenten  des  Mittelalters,  welche  die  Bedeutung  der 
Ordnung  der  Finanzen  für  das  Staatsleben  erkannt  haben  u.  bei  ihren  Plänen  u. 
Maassregeln  den  Eindruck  machen,  als  ob  sie  wohl  mit  von  theoretischen  Einsichten 
ausgegangen  wären,  ist  wohl  Friedrich  IL,  der  Hohcnstaufc,  besonders  als  Herrscher 
Sicilicns,  hervorzuheben.    S.  v.  Baumer  s  Hohenstaufen,  B.  III. 

II.  —  §.  23.  In  der  Uebergangsperiode  vom  Mittel- 
alter zur  Neuzeit  begannen  sieh  seit  dem  16.  Jahrhundert  die 
politischen  Schriftsteller  auch  Uber  das  Finanzwesen  zu 
verbreiten.  Es  waren  die  allgemeinen  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Veränderungen  des  Zeitalters,  welche  auch  auf 
diese  theoretische  Beschäftigung  mit  Finanzfragen  hinwiesen : 
einerseits  die  allmälig  erfolgende  Loslösung  des  Staatsbegriffs 
von  der  patrimonialen  Auffassung;  das  Emporkommen  des  fürst- 
lichen Absolutismus,  wodurch  doch  die  Entwicklung  eines  eigent- 
lichen Staatslebens  begünstigt  wurde;  die  Umgestaltung  in  der 
Wehrverfassung;  die  Einbürgerung  des  römischen  Rechts  (auch  des 
Fiscalreehts);  der  wachsende  Finanzbedarf  des  Staats  im  Gefolge 
von  alle  Dem;  anderseits  in  ökonomischer  Hinsicht  der  immer 
mehr  sich  vollziehende  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
schaft;  die  Gcldentwerthung  im  Gefolge  der  americanisehen  Silber- 
ausbeutc;  dazu  die  allgemeine  bevormundende  Tendenz  in  der 
Wirth8chaftspolitik,  die  mercantilistische  Politik,  die  Begünstigung 
des  Regalien wesens  in  der  Praxis;  die  Säcularisation  des  geistlichen 
Guts  in  den  protestantischen  Ländern,  die  u.  A.  eine  andere  Regelung 
des  Arincnwescns  gebot. 

Aber  die  ersten  literarischen  Versuche  einer  Art  finanzwisseu* 
schaftlicher  Theorie,  sowohl  in  grösseren  staatswissenschaft- 
lichen Werken  (Bodin,  Gregorius  Tholosanus,  Box* 
horn  u.  A.  m.),  als  in  der  abgesonderten  Darstellung  des 
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Finanzwesens  (Bornitz,  B  e  s  o  1  d,  K 1  o  ck,  v.  Secken- 
dorf u.  A.)  waren  und  blieben,  so  urtbeilt  Rau,  Fin.  I.  §.  20 
mit  Recht,  lange  doch  „sehr  mangelhaft.  Sie  zeugen  mehr  für  den 
Sammlerfleiss,  als  für  die  gründliche  Sachkenntniss  ihrer  Verfasser, 
welche  zwar  manche  gute,  [aber  auch  oft  sehr  platte]  Lehren  der 
Sparsamkeit,  Gerechtigkeit  und  wirtschaftlichen  Klugheit  aufstellten, 
jedoch  die  zur  Erläuterung  bestimmten  Tbatsachen  aus  den  ver- 
schiedensten Zeitaltern  und  Staatsverhältnissen  hernahmen  und 
wenig  Einsicht  in  den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  der  Gegen- 
wart bewiesen.  Später,  im  Verlaufe  des  17.  Jahrhunderts,  ergriffen 
Geschäftsmänner  die  Feder.  Auch  ihnen  standen  strengere 
wissenschaftliche  Grundsätze  nicht  vor  den  Augen."  Mercantilistische 
Ansichten  äussern  dabei  vom  17.  Jahrhundert  an  immer  mehr  ihren 
Hinflugs  auf  die  Finanzliteratur. 

Die  deutschen  Autoren  knüpfen  im  Uebrigen,  dem  Zustand 
der  Praxis  gemäss,  vorzüglich  an  das  Domänen-  und  Regalien - 
wesen  der  Territorien  an  und  machen  allmälig  die  Finanzlehre 
zu  einem  Theil  der  Kameralwissenschaft.  Das  Domänen- 
wesen gilt  fast  allgemein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
wesens. Da  aber  bei  dem  steigenden  Staatsbedarf  und  dem  noch 
anentwickelten,  mehrfach  noch  an  die  unliebsame  ständische  Zu- 
stimmung geknüpften  (directen)  Steuerwesen  die  Domäneneinkünfte 
immer  weniger  ausreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  auf  die 
Entwicklung  des  Regalienwesens,  der  indirecten  Abgaben,  der 
Accise  u.  8.  w.  gelenkt,  worüber  dann  auch  in  der  Literatur 
debattirt  wird.  „Die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  blieb  schon 
wegen  des  Mangels  leitender  staatsrechtlicher  Sätze  sehr  unvoll- 
kommen. Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
Gefühle  geleitet,  mehrfach  eifrig  für  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
Schonung,  obgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zu  begründen 
vermochten."  (Rau  a.  a.  0.).  Der  Zusammenhang  zwischen  Volks- 
wirtschaft und  Volkswohlstand  einer-,  Finanzen  und  Steuerkraft 
andrerseits  wird  in  dieser  Periode  aber  schon  deutlich  erkannt  und 
findet  in  der  theils  patriarchalisch,  theils  höfisch  und  fiscalisch 
gefärbten  Literatur  seinen  mitunter  freilich  sehr  naiven  Ausdruck 
iv.  Seckendorf f,  v.  Schröder).  In  der  traurigen  Zeit  nach 
dem  verheerenden  dreissigjährigen  Kriege  galt  es  in  der  That 
zunächst  direct  und  indirect  durch  wohlgeplante  und  zweckmässig 
durchgeführte  positive  Staatspolitik  („Landescultur- 
politik")  Volk,  Land  nnd  Volkswirtschaft  zu  heben,  wenn  die 
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Finanzinteressen  des  Fürsten  oder  Staats  sollten  wahrgenommen 
werden  können.  Dies  war  der  richtige  Gesiehtspunct,  welcher  in 
den  mitunter  rein  fiscalisch  und  absolutistisch  klingenden  Beweis- 
führungen der  Schriftsteller  nicht  zu  verkennen  ist. 

Eine  Charactcristik  der  einzelnen  alteren  Autoren  ist  bei  der  Unklarheit  ihrer 
Meinungen  u.  der  Verwirrtheit  ihrer  Darstellung  mit  wenigen  Worten  kaum  zu  liefern 
u.  durch  den  Werth  der  Schriften  auch  hier  nicht  geboten.  Im  Folgenden  daher  nur 
Einiges  zur  Orientirung.  Aus  der  deutschen  älteren  Literatur,  namentlich  des  17. 
Jahrhunderts,  giebt  Roscher  in  s.  (iesch.  d.  Nationalökon.  meist  genauere  Auszüge. 
Besonders  wichtig  sind  zwei  Perioden  mit  ihrer  Literatur,  die  von  Koscher  söge- 
nannte  des  „Eindringens  des  wälschen  Kcgalisinus"  im  16.  Jahrhundert,  der 
aber  iu  Deutschland  nie  solche  Bedeutung  wie  im  Auslande  (Frankreich,  Italien)  ge- 
wann (s.  bes.  Koscher  a.  a.  0.  §.  3S,  39,  S.  151  ff'.,  158  ff*.),  und  die  Periode  des 
sogen.  Acciscstreits  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  und  später  noch.  bes.  in  Bran- 
denburg, s.  darüber  und  über  die  sich  anknüpfende  Literatur  Koscher  §.  74,  S.  319  11., 
v.  luama-Sternegg,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  IN05.  B.  21,  S.  515,  Glicinaun.  ebendas. 
1S73,  B.  29,  S.  177,  auch  Kiedel,  brandenb.  preuss.  Haush.  S.  31,  4'.»  ff'.,  u.  bes. 
lsaacsohn,  prenss.  Beainteuth.  II,  1S2 — 197.  Uebcr  eine  ähnliche  Streitschrift- 
literatur  bei  Gelegenheit  des  Wal  pole 'sehen,  später  gescheiterten  Planes  einer  Salz-, 
Weiu-  u.  Tabakaccisc  (1732 — 33)  s.  Leser,  ein  AcciscstreiHn  England.  Heidclb.  1?>79. 

Der  hauptsächlichste  deutsche  Vertreter  der  fiscalischeu  Kegalisirungen  war  der 
strassburger  jurist.  Professor  Ob  recht  (1547 — 1012),  aus  dessen  hierher  gehörenden 
Abhandlungen  (1(117  nach  seinem  Tode  herausgegeben  zu  Strassburg)  Koscher  län- 
gere  Auszuge  giebt.  Aehnliche  Tendcuzen  finden  sich  mehrfach  bei  italienischen  und 
französischen  Autoren  jener  Zeit. 

Das  im  Ganzen  auch  wohl  hier  in  der  Finanzlitcratur  bedeutsamste  Buch  ist 
Jean  Bodin's  (Bodinus  1530—1596)  1576" — 77  zuerst  französ.,  dauu  15S4  lateinisch 
geschriebenes  u.  öfter  erschienenes  Werk  de  republica,  bes.  Buch  6,  Kap.  2  de  aerario. 
S.  über  ihn  Baudrillard,  Bodin  et  son  temps,  Par.  1*53,  bes.  p.  473—  503,  auch 
Kautz  S.  271,  Koscher,  (iesch.  d.  deutschen  Nat.-ök.  S.  143  11'.,  Kicca-Salerno 
a.  a.  0.  p.  60  II.  Bodin  ragt  überhaupt  als  theoretischer  Politiker  und  Naüonalökonoin 
über  seine  Zeitgenossen  hervor  und  kann  als  einer  der  Begründer  moderner  Staats- 
wissenschaft gelten.    Er  hat  u.  A.  die  „Verteuerung",  d.  h.  die  Preissteigerung  der 
Waaron  im  16.  Jahrhundert  mit  zuerst  auf  die  Vermehrung  des  Geldes  in  Folge  der 
amerik.  Silbergewinnung  zurückgeführt.  Er  vertritt  eine  rationelle  Müuzpolitik.  Seine 
Ausführungen  Uber  Fiuauzen  stellen  bereits  eine  Art  theoretisches  System  dar.  Kr 
erörtert  die  zweckmässige  und  gerechte  Verwendung  des  fürstlichen  Einkommens, 
wobei  neben  den  eigentlich  öffentlichen  Ausgaben  Ausübung  der  Wohlthätigkeit  hervor- 
gehoben wird.  Er  bringt  die  Einnahmen  in  ein  System:  Domanialcinkommen,  das  er 
für  das  passendste  und  sicherste  hält,  weshalb  der  Veräusserung  der  Domänen  vorzu- 
beugen ist;  Beute  u.  dgl.  vom  Feinde;  Geschenke,  auch  testamentar.  Zuwendungen 
von  Freunden  u.  Unterthaneu;  Tribute  der  Bundesgenossen;  Staatshandcl  (bedenklich V, 
Abgaben  der  Kauflcute  beim  Ein-  und  Ausfuhren  der  Waareu  ^Zölle,  höhere  Ausfuhr-, 
niedrigere  Einfuhrzölle),  alt  und  im  Ganzen  berechtigt;  endlich,  directe  Steuern:  nur 
im  Fall  absoluter  Notwendigkeit  zulässig.    Für  solche  Steuern  wird  Allgemeinheit 
(keine  Exemtion  der  privil.  Stände)  u.  Gleichmäßigkeit  verlangt.  Luxussteuern  werden 
empfohlen.    Die  theueren  Anleihen  sind  dem  Bodin  bedenklich,  eher  im  Fall  der 
Noth  Zwangsauleihen  zulässig.   Bodin  empfiehlt  auch  zu  Zwecken  der  Verwaltung,  der 
Besteuerung  und  der  Sittlichkeit  einen  umfassenden  Census  (Volkszählung,  mit  vh-Jcr- 
lei  speciellen  Angaben  über  Beruf,  Vermögen  u.  s,  w.). 

Neben  Bodin  ist  sein  Landsmann  Gregorius  (Grcgoire)  Tholosauus  (aus 
Toulouse,  gest.  J597)  mit  s.  Werke  de  republ.  3.  Buch  zu  nennen.  Nach  Kau  §.  20. 
Note  6  wurde  dies  Buch  mehrmals  abgedruckt,  u.  a.  Francof.  1642,  4°.  Arnd  (bi- 
blioth.  polit.  heraldica,  1705,  S.  97)  erwähnt  eine  Frankf.  Ausg.  von  1597;  nach  der 
biographie  gener.  XXL  S79  ist  die  älteste  Ausgabe  1595  zu  Cahors  erschienen. 
Naude,  bibliogr.  polit.  Hai.  1712  S.  28  schildert  den  Verf.  richtig:  omnia  in  gern 
et  panca  dijrerit,  vgl.  Kau,  primae  lineae  historiae  politiees.  p.  b2.    S.  indessen 
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anders.  Koscher,  Gesch.  tl.  deutschen  Nat.ol».  S.  189  ff.  Bodinus  wird  nach  Rau 
von  (iregorius  nicht  erwähnt,  scheint  aber  von  ihm  hic  und  da  benutzt  worden  zu 
>ein ;  er  hebe  mehr  die  juridischen  u.  religiösen  Gcsichtspuncte  als  Bodin  hervor, 
neige  sich  auch  mehr  zur  unbedingten  füretl.  Gewalt,  ohne  jedoch  deren  Missbrauch 
ungerügt  zu  lassen.  —  Auch  die  holla nd.  polit.  Schriftsteller  u.  Nationalökonomen 
Jes  17.  J.h.  sind  z.  Th.  auf  Finanz-  u.  Steuerfragen  eingegangen,  so  die  beiden  De- 
lacourt  (Peter  161S  — 16S5,  u.  Jan\  Boxhorn  (institutiones  politicae  lib.  I,  c  10, 
auch  varii  tractatus  polit.  Amsteld.  1643).  S.  darüber  E.  Laspeyres,  Gesch.  d.  volks- 
wirthsch.  Anschauungen  der  Niederländer  u.  ihrer  Liter,  zur  Zeit  d.  Kepubl.,  Lcipz. 
1563;  ders.  über  Delacourt  in  d.  Tab.  Ztschr.  1S02,  B.  18,  S.  330,  bes.  S.  364  (prin- 
zipielle Abwcisnng  der  Glcichmässigkeit  der  Besteuerung:  um  die  wohlhabenderen  u. 
volkswirthschaftlich  wichtigeren  Thcilc  der  Bevölkerung  nicht  aus  dem  Lande  zu  ver- 
drängen, seien  diese  mit  Steuern  zu  schonen).  Koscher  Gesch.  d.  Natök.  S.  221  ff. — 
Unter  den  italien.  Zeitgenossen  Bodin's  vertritt  der  bedeutendste,  G.  Botero  (1540 
—  1617)  (della  ragione  di  stato,  Venet.  15S9)  in  der  Hauptsache  ahnliche  theoret. 
Ansichten  über  Finanzen  wie  Bodin  (Ricca-Salerno,  p.  02  ff.  Eb.  über  andere 
italien.  Finanzschriftsteller  der  Zeit).  Auch  Sully's  Memoiren  sind  aus  dieser  Pe- 
riode zu  erwähnen. 

Die  deutschen  Autoren  des  17.  Jahrhunderts  kommen  bereits  zu  einer  gewissen 
Vfrsclbständigung  und  Systematisirung  ihrer  Ausführungen  Uber  Finanzen. 
So  giebt  Bornitz  (Jac.  Bornitius,  aerarium  Francof.  1G1 2.  4°)  ein  Gerippe  einer 
iinanzwissenschafr.  Er  betont  vor  Allem  die  Doinäncnwirthschaft  als  Grundlage  der 
Finanzen,  rechtfertigt  im  Priucip  Steucrexemtionen,  verlangt  aber  sonst  Glcichmässig- 
keit der  Besteuerung,  auch  ist  er  Gegner  der  Übrecht'schen  Regalisirungstcndenzen  (a. 
Uau  §.  20.  Note  b.  Koscher  S.  1S4,  103  —  194).  —  Chr.  Bcsold,  von  Koscher 
•ler  grosste  deutsche  Staatsgelebrtc  in  der  I.  Hälfte  d.  17.  J.h.  genannt  (a.  a.  U.  S. 
195  ff.),  ein  äusserst  fruchtbarer  und  vielseitiger  Schriftsteller,  berührt  mehrfach  Finanz- 
lagen und  hat  ebenfalls  eine  Schrift  de  aerario  geschrieben  (zuerst  1615  f?],  2.  A. 
1*520  u.  spätere).  Er  ist  gegen  die  willkührliche  Ausdehnung  der  Regalien,  nur  aus- 
nahmsweise für  Staatsmonopolicn.  In  der  Besteuerung  vertritt  er  die  ständischen 
Rechte  der  Bewilligung  und  Controlc,  mehr  die  indirecten  als  die  directen  Steuern, 
er  verwirft  die  Steucrexemtionen  der  privil.  Stände  (Roscher.  S.  203  —  205,  Rau, 
{J.  20,  Note  6;.  —  Von  Einfluss  auf  die  Literatur  seiner  Zeit  war  namentlich  mit 
2  grossen  Finanzwerken  Kaspar  Klock:  tractatus  occonomico-politicus  de  contri- 
butionibus,  Brem.  1634,  Fol.,  und  tract.  juridico-politico-polcmico-historicus  de 
aerario,  Norimb.  1051,  2.  ed.  1671,  Fol.  (Roscher  S.  210  —  217  hebt  auch  hier 
Iis  Hauptsächliche  gut  hervor).  Zwei  unendlich  weitschweifige  und  von  ihrem 
Thema  abschweifende,  höchst  nmfangreiche  Werke  (das  erste  von  519,  das  zweite  in 
der  2.  Aufl.,  besorgt  von  Peller.  von  1104  doppelspaltigcn  Seiten  Gross-Folio\ 
NatiooalökoiK,  Jurist,  u.  finanzwirthschaftlichc  Erörterungen  laufen  neben  einander  her 
u.  sind  mit  polit,  histor.  u.  anderen  Excursen  wirr  gemengt.  Im  1.  Buche  de  aerario 
winl  eine  wirre  Geschichte  der  Finanzen  in  der  ganzen  Welt,  im  2.  Buche  eine  Er- 
örterung über  die  verschiedenen  Mittel  u.  Wege  der  Beschaffung  der  Einnahmen  ge- 
ruhen, unter  Berücksichtigung  der  damit  in  Verbindung  stehenden  volkswirtschaft- 
lichen und  Yerwaltnngsfragcn.  In  der  älteren  Schrift  ist  Kl.  hinsichtlich  der  ständi- 
gen Rechte  auch  in  Betr.  der  Besteuerung  freisinniger,  in  der  zweiten  absolutisti- 
scher. Er  tritt  für  das  Regalienwcscn  ein,  doch  mit  Maass.  Für  die  Steuern  stellt 
er  einige  richtige  volkswirthsch.  Gesichtspunctc  auf  u.  macht  Katastrirungsvorschläge. 
l>cn  Accisen  redet  er  wenigstens  in  schwachbevölkerten,  verkehrsarmen  Ländern  wie 
Deutschland  nicht  das  Wort,  Besteuerung  der  wichtigsten  Lebensbedürfnisse  verwirft 
er  s.  bes.  Roscher,  S.  215—217). 

Während  die  erstgenannten  Schriftsteller  mehr  als  Theoretiker  an  die  Finanz- 
lagen herantreten  und  diese  wissenschaftlich  —  nach  Maassgabe  ihrer  Zeit  —  behan- 
deln wollen,  verfolgt  der  bedeutendste  deutsche-  Autor  auf  diesem  Gebiete,  Veit  Lud- 
wig von  Seckendorf f  (,H>26  —  1692)  mehr  practische  Verwaltungszwecke  in  seinem 
lange  Zeit  sehr  einflussroichen  Werke  „der  teutsche  Fürstenstat"  (zuerst  1650, 
Frankf.  a.  M..  in  kl.  4°.,  erschienen,  die  von  mir  benutzte  u.  im  weiteren  Verlauf 
ritirtc  Aufl.,  dann  noch  öfters  bei  Lebzeiten  u.  nach  dem  Tode  de9  Verf.,  bis  in  die 
Mitte  d.  18.  J.h.  neu  aufgelegt).  Dies  Buch  „hat  lange  Zeit  die  vornehmste  Grund- 
lage des  polit  Unterrichts  auf  den  deutschen  Universitäten  gebildet,  wonach  verschie- 
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dene  Gelehrte  ihre  Vorlesungen  hielten"  ^Roscher  S.  23b.  der  ihn  eingehend  wür- 
digt. S.  238  —  252,  über  S.  s  Finanz-Auffassungen  S.  241»  IC),    v.  S.  war  ein  ehren- 
fester Staatsmann  von  gesunder  realpolitischer  u.  gemässigt  conservativer  Richtung, 
lange  in  herzogl.  sächs.,  zuletzt  in  kurbrandenb.  Diensten  (Kanzler  d.  Univcrs.  Halle). 
Sein  genanntes,  in  den  neueren  Auflagen  vermeintes  u.  in  einzelnen  Puncten  ver- 
ändertes Hauptwerk  liefert  ein  Schema  für  die  Beschreibung  eines  Fürstenthums  oder 
einer  ähnlichen  Herrschaft  i  kurzer  1.  Theil).  behandelt  dann  in  einem  2   Tli.  die 
Einrichtung  der  Verfassung  und  Regierung  eines  solchen  Landes  des  Breiteren  eine 
Art  allgemeiner  u.  innerer  Verwaltungslehre)  und  geht  in  einem  dritten,  dem  hierher- 
gehörigen  Theile,  auf  das  Finanzwesen  und  die  Finanzverwaltung  ein:  „von  eines 
Lands-Herrn  eigenen  Gütern  u.  Einkünften,  Vorzügen  u.  Regalien,  dadurch  er  nel»en 
Fürstlicher  u.  Herrlicher  Präm  inenz  u.  Hoheit  die  Mittel  zu  seiner  Fürstl.  u.  Standes 
gebührlichen  Unterhaltung  u.  ergetzlichkeit  erlanget  u.  wie  er  darauss  sein  Kammer  u. 
Hausswesen  führet  u.  bestellet".  (Das  Wort  „Finanz"  bedeutet  bei  v.  S.  noch  in  jenem 
älteren  Sinne  (s.  o.  §.  5.  S.  6J  „unbillige,  zumal  arglistige  Erpressung",  Roch  er 
S.  241).    Er  betrachtet  hier  freilich,  für  seine  Zeit  charactet istisch  bei  allem  Maas? 
im  Einzelnen  u.  bei  politischen  Ansichten  —  z.  B.  in  BetretF  der  Steuern  und  der 
ständischen  Bewilligung  derselben  — ,  welche  keineswegs  dem  fürstl.  Absolutismus  der 
Zeit  schmeicheln,  „die  ganze  Volkswirtschaft  aus  dem  Standpuncte  des  noch  vorzugs- 
weise höfisch  u.  domanial  gefärbten  Regierungsbaushalta"  (Roscher  S.  24U).  Der 
genannte  3.  Theil  des  Werks  ist  mehr  eine  practische  Finanzverwaltungslehre  n.  Dar- 
stellung der  positiven  Finanzvcrhältnissc  in  deutschen  Landen,  als  eine  theoret.  Finanz- 
wissenschaft.  Doch  finden  sich  Bestrebungen  der  theoret.  Systematisirung  und  der  prin- 
cipiellen  Behandlung  u.  Generalisiiung  vielfach.    In  5  Kapiteln  wird  gehandelt  von 
den  fürst],  Gütern,  Einkünften  u.  Regalien  insgemein  (Kap.  I):  dann  specicll  von  den 
fürstl.  eigenen  Gütern  u.  Einkünften,  „die  nicht  auf  Regalien  bestehen"  (privatwirtbsch. 
Einnahmen,  K.  2,  Gebäude,  landwirthsch.  Kammergütcr,  gemeine  Gefälle,  Renten, 
Gülten,  Zinsen.  Zehnten  u.  a.  m);  von  fürstl.  Einkünften,  Hoheiten  u.  Gerechtigkeiten, 
die  andere  Stände  des  Lands  insgemein  nicht  haben,  sondern  als  fürstl.  Regalien  gel- 
ten, oder  denselben  verglichen  werden  oder  sonst  hierherzuzichen  sind  (Kap.  3,  also 
Einnahmen  aus  Regalien  i.  e.  S„  gebühren-  u    Mcnerartigc  Abgaben,  wohin  v.  S. 
rechnet:  Bergregal,  Münzregal,  Geleit  u.  Zoll.  Lchen-Hofsangelegcnhcitcn,  Wildbann 
nebst  Jägerei.  Fischerei  u.  Wassern utzung,  Forstbann  u.  Walduutzung,  „I-andes-Stcuer- 
barkeit".  Fiscalgcrcchtigkeit  u.  dul.).   Das  4.  Kap  beschäftigt  sich  mit  «ler  Bestellung 
der  fürstl.  Kammer  zur  Beaufsichtigung  u.  Verwaltung  der  aufgezählten  Einkünfte. 
Nutzungen  und  Regalien  (die  eigcntl.  Finanzverwaltungslehre,  mit  Ausführungen  Uber 
Vcrrechnungswcscii,  Etats  u.  dgü.    Das  5.  Kapitel  ist  eine  Darstellung  der  fürstl. 
Privatökonomie,  indem  es  von  der  Bestellung  u.  Verfassung  der  „fürstl.  Hofstadt" 
(Hofhaltung)  handelt  u.  die  dazu  gchöiigeu  Aufgaben  u.  Einrichtungen  näher  darlegt. 
Das  Privat-  u.  öffentlich  -Rechtliche  und  -Oekonomische  wird  doch  schon  mehrfach 
deutlicher  geschieden.    Bei  der  Gliederung  des  Fiuanzbcdarfc  (Frank f.  Ausg.  r.  1 65t> 
S.  164)  werden  6  Rubriken  gebildet,  die  ersto  und  die  letzte  betreffen  fürstliche  Privat- 
interessen (Haushaltung  —  Ergötzlichkeitcu),  die  4  mittleren  öffentliche  Angelegen- 
heiten (Besoldung  der  Hof-  u.  Staatsdiener,  —  sonstige  innere  u.  äussere  Verwaltung, 
—  Erhaltung  der  Schlösser,   Aintsgebäude,  Festungen.  Landstrassen.  Brücken,  — 
Kirchen-,  Schul-,  Armcnwcscn).    Eino  characterist.  Reihenfolge,  in  der  beachtens- 
werter Weise  die  besondere  Hervorhebung  des  Militärwesens  als  Hauptglied  der  Aus- 
gaben noch  fehlt.  Bei  der  Darstellung  u.  Beurtheilung  der  Einkünfte  stehen  auch  für 
v  S.  nach  deutscher  Praxis  die  Domanialeinkünfte  u.  Regaleinnahtncn  voran,  wobei 
aber  in  letzterer  Beziehung  an  die  alten  Regale  gedacht,  nicht  deren  Ausdehnung  das 
Wort  geredet  wird.   Die  Steuern  fasst  v.  S.  bes.  in  der  1.  Aufl.  noch  als  eino  durch- 
aus extraordinäre,  mehr  freiwillige,  nur  mit  ständ  Bewilligung  zu  erhebende  Einnahme 
auf  (S.  222  ff.)  und  betrachtet  es  selbst  als  erreichbares  Ziel,  wieder  zur  Beseitigung 
aller  Steuern  zu  kommen,  wo  „die  Obrigkeit  bei  ihren  ordentlichen  Einkünfftcu  u.  die 
Unterthanen  bei  Ablegung  ihrer  Erbschuldigkcit  beruhen  und  vergnügt  sein  können" 
^S.  22\)\    Später  erscheint  ihm  diese  Hoffnung  selbst  als  zweifelhaft.   Er  neigt  dann, 
aus  den  gewöhnlichen  GrUndcu  der  pract.  Staatsmänner,  („Unmerklichkeit")  mehr  zu 
A reisen,  Lizenzen,  Consumtionssteuern  als  zu  Schätzungen. 

In  vieler  Beziehung  ein  Zerrbild  der  patriarchalischen  Auffassung  der  Volks- 
wirtschaft und  des  Finanzwesens  erscheint  in  dem  Werke  eines  Zeitgenossen  v  Seeken- 


Digitized  by  Googli 


Feberganjisperiode  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit. 


35 


dorffs.  in  \V.  vou  Schröder  s  filrstl.  Schatz  u.  Rentkammer  (zuerst  1686  u.  6  mal 
später  aufgelegt).  Dennoch  ist  mehr  die  Ausdrucksweise  als  die  volkswirtschaftliche 
q  finanzielle  Grundtendenz  des  Huchs  so  anstössig.  dessen  Verf  nur  sonst  rückhalt- 
loser Absolutist  u.  strenger  Mcrcantilist  war.  Er  empfiehlt  wörtlich  dem  Fürsten, 
ikich  einem  Hausvater  seinen  Unterthancn  erst  zu  einer  guten  Nahrung  zu  verhelfen, 
venu  er  ihnen  etwas  nehmen  wolle,  ähnlich  wie  ein  Hausvater  das  Vieh,  das  er 
^Machten  wolle,  erst  inasten,  die  Kühe,  die  er  melken  wolle,  erst  gut  futtern  müsse: 
von  der  Form  abgesehen  ja  ein  ganz  richtiger  u.  von  den  practischen  Finanzmäunern 
oft  unbeachtet  gelassener  Satz.  (Roscher  S.  294  iL).  —  Auch  die  bekannten  grossen 
Suatspclchrten  der  Epoche,  H.  Co n ring  (de  acrario  boni  prineipis  reete  constituendo, 
»t^endo  et  «onservando.  Koscher  S.  2H0  ff.)  und  Puffeudorf  (eb.  S.  31(»)  gehören 
za  den  in  der  Literarhistorie  der  deutschen  Finanzwissenschaft  zu  nennenden  Autoren 
Die  Schrift  des  ersteren  enthalt  nach  Roscher  „eine  ziemlich  vollständige  Finanz- 
geschäft jeuer  Zeit,  allenthalben  mit  volkswirtschaftlichen  Durchblicken".  Pollen- 
dorfs  Finanzlehre  ist  „ein  aufgeklarter  Absolutismus  fast  genau  derselben  Art,  wie 
lie  Praxis  des  Grossen  Kurfürsten"  (Koscher).  Bemerkenswerth  ist  seine  rechts- 
philosophische Begründung  der  Besteuerung  auf  den  Schutz  für  Leben  u.  Vermögen, 
den  dafür  die  Unterthancn  genössen,  und  seine  Forderung,  dass  die  Stcuervertheilung 
Dich  Verhältniss  des  Nutzens  der  Pflichtigen  vom  öffentlichen  Frieden  erfolge  (Ro- 
leber, S.  317).  Das  noch  in  der  modernen  Theorie  spukende  sogen.  „Gcnussprincip" 
u.  „Assecuranzprincip"  als  Ret  htsprineip  für  die  Begründung  uud  finanzwirthschaft- 
lich«  Princip  für  die  Vertheilnng  der  Steuern  (Fin.  11.  §.  418,  340)!  — 

Unter  den  ausländischen  Schriftstellern,  welche  Finanzfragen  mit  berühren, 
sind  im  17.  J.b.  in  England  die  Philosophen  Hobbes  u.  bes.  Locke  mit  zu  nen- 
nen, wofür  hier  auf  Roscher,  z.  Gesch.  d.  engl.  Volks w.sch.lehre,  Lpz.  1*351,  u.  jetzt 
loch  auf  Ricca-Salerno  a.  a.  0.  p.  S2  II.  zu  verweisen  genügen  muss.  (Bei  Locke 
Stouerubcrwälzungstheoric.)  Unter  den  ital.  Autoreu  der  Zeit  wirkt  Botero's  Ein- 
tiuss  nach.  Bedeutendes  auf  diesem  Gebiete  tritt  nicht  hervor  ( Kicco  -  Salcrno 
p.  l'A 

Die  erwähnte  Epoche  des  Accisestreits  in  d.  2.  Hälfte  des  17.  J.h.  und  noch 
liiouber  ins  ISte  spielend,  hat  zu  einer  Streitschriftliteratur  geführt,  in  die  Roscher 
u.  die  oben  S.  32  gen.  Schriften  interessante  Einblicke  gewähren.  Aehnlicher  Streit 
•ler  Ansichten  über  directe  u.  indirecte  Stenern  wie  noch  heute. 

§.  24.  Bis  Uber  die  Mitte  des  18  Jahrhunderts  hinaus  Undert 
sich  in  diesem  Zustande  der  Finanzliteratur  doch  nur  wenig.  Im 
Wesentlichen  auf  Grund  der  bisherigen  Anschauungen,  wenn  auch 
allmälig  nnter  dem  Kinfluss  der  neueren  Staats-  und  Rechtsphilo- 
sophie, besonders  Wölfl" scher  eudämonistischer  Richtung,  wurde  die 
Finanztheorie  in  Deutschland  nur  mehr  und  mehr  systematisirt 
und  im  Einzelnen  mehr  ausgebildet,  meist  im  engen  Anschluss  an 
die  Kameralwissenschaft,  diesem  „Inbegriffe  der  für  einen  Beamten 
in  der  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse"  (Rau)  oder  als 
ein  Theil  dieser  Disciplin.  Die  wichtigsten  Autoren  sind  v.  Justi 
und  v.  Sonnenfels. 

S.  die  Literatur  in  Rau,  Grundriss  der  Kameralwissenschaft,  1323,  S.  10.  Viele 
blos  finanzielle  Schriften  bei  Zinckc,  Kameralistenbibliothek,  III,  780  ff.  (1751).  — 
Noch  heute  sind  manche  dieser  Schriften  auch  deshalb  beachtenswert)] ,  weil  sie  die 
Verhältnisse  der  damaligen  Praxis  schildern  oder  zum  Ausgangspunct  der  theoret. 
Betrachtung  nehmen.  Für  die  ganze  deutsche  Kameralwissenschaft,  die  eine  Wurzel 
der  modernen  deutschen  Nationalökonomie,  und  damit  auch  für  die  „kameralistische 
Finanzwissenschaft"  des  IS.  Jahrhunderts  ist  die  eudämonistische  oder  Wohlfahrtsstaats- 
Philosophie  Chr.  Wolff's  vielfach  von  Einfluss  gewesen,  —  jene  Philosophie,  welche 
für  die  Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismus4'  der  Friedrich  IL  u.  Maria 
Theresia  in  mancher  Hinsicht  die  theoretische  Begründung  u  Rechtfertigung  gegeben 
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hat.    Unter  den  fmanz.  Fachschriften  verdienen  hervorgehoben  zu  werden:  (Jasser's 
erster  Inhaber  des  von  Friedr.  Willi.  I.  neu  erri«  bieten  Ökonom.  Lehrstuhls  an  der 
Ullivers.  Halle,  1727)  Einleit.  zu  den  ökon.,  polit.  u.  kauieralwissenschaften .  1721) 
(1.  Band',  ..eine  nach  den  damaligen  Begriffen  ziemlich  vollständige  Finanzwissenschaff 
(Ivos«' her,  S.  372  tl.\  d.  h.  vorncuilich  die  Lehre  v.  d.  Domänen  u.  Hegalien,  deren 
Erträge  den  (iviletat,  während  die  Steuern  den  Militäretat  zu  derken  haben.  Hei 
Weitem  der  hervorragendste  deutsche  Theoretiker  dieser  Epoche,  hier  wie  auf  dein 
verwandten  polizeiwissensehafd.  (iebietc  war  .loh.  Heinr.  (iottl.  von  Justi  (gest.  1771. 
ausführlich  Uber  ihn  Koscher.  S.  444— 4f>5,  Uber  s.  Fin.wiss.  4(>1  ID.    Mit  seinen 
hierhergehörigen  grossen  Werken  (System  des  Finanzwesens.  Hallo  17111,  4.,  u.  Staats- 
wirthschaft  2.  B.  Leipz.  1.  A.  1752,  2.  staik  vermehrte  A.  17.>\  hat  v.  Justi  wohl 
den  Anspruch  auf  den  Platz  des  bedeutendsten  linan/.theoretischeu  Systematikers  seiner 
Zeit  erworben.    Mit  Hecht  stellt  ihn  Stein  voran,  freilich  ihn  doch  wohl  etwas  über- 
schätzend.   Auch  Hau  nennt  seine  Werke  „die  erste  ausführliche  u.  methodische 
Abhandlung  der  Finanzwissenschaft,   die  auch  lange  Zeit  Handbuch  der  Practiker 
blieb."    v.  Justi  steht,  wie  v.  Sonnenfels  an t  ausgesprochen  cudäuionist.  Stand- 
puncto  (s.  bes.  d.  Einleit.  z.  System  d.  Fin.  S.  4  11.    u.  theilt  die  Vorzüge  ti.  die 
Schwächen  dieser  philosoph.  Auffassung,  weiss  namentlich  die  Oonllictc  zwischen  dein 
Staats-  und  Volksinteresse  u.  der  Einzelfreiheit  so  wenig  als  seine  practischen  Vor- 
bilder. Maria  Theresia  u.  Friedrieh  d.  <ir.  zu  lösen.    In  polit.  Ansichten  ist  er  von 
Montesquieu  beeinflusst.    Die  Anschauungen  seiner  Zeit  über  Bevölkerung,  positive 
Volkswhthscbaftspolitik  („Polizei"1*  als  Mittel  zur  Hebung  des  Wohlstands  u.  damit 
der  Finanzkraft,  im  Gedankengange  der  v.  SeckendorH'  u.  v.  Schröder,  theilt  er,  was 
auch  auf  seine  theoret.  Behandlung  der  Finanzwissenschaft  Einfhiss  übte:  der  1.  Band 
der  „Staatswirthsch."  enthält  die  „Lehre  von  der  Erhaltung  u.  VermchruDg  des  Ver- 
mögens des  Staats,  mithin  die  Staatskunst,  die  Polizei-  und  t'ouimcrzienwissenscli.. 
nebst  der  Haushaltungskunst":  der  2.  Band  baut  dann  auf  dieser  Grundlage  „die 
eigentliche  Kameral-  oder  Finan/.wissenschaft"  auf,  oder  „die  Lehre  von  dem  ver- 
nünftigen (iebrauche  des  Vermögens  des  Staats".     Es  tritt  überall  bei  v.  Justi  in 
volkswirthseh.  Fragen  der  so  eharaetcristischc,  th.  mercantilistische,  th.  staats>bevor- 
mundende  Standpunct  der  Doctrin  vor  den  Physiokraten  u.  Smith  scharf  hervor.  Im 
Finanzwesen  steht  ihm  die  Besteuerung  schon  mehr  voran,  als  den  deutschen  Kameralisten 
des  17.  J.h.,  wenn  er  das  auch  mehr  als  einen  ^tatsächlichen  Uebelstand  ansieht  ii. 
von  den  Einkünften  aus  den  Domänen  u.  Hegalien  sagt,  „sie  seien  eigentlich  die- 
jenigen, worauf  der  Staat  fundirt  ist"  i.Fin.  S.  347).    Die  Steuern  u.  Abgaben  sollten 
daher  eigentlich  nicht  zu  den  ordentlichen  Staatseinkünften  gerechnet  weiden  (Eb.S.  350\ 
Er  stellt  für  die  Besteuerung  bereits  die  Hegeln  der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaft", 
im  Wesentlichen  die  v.  A.  Smith  (Fin.  S.  302  II..  3<iS),  auf,  kennt  die  Bedeutung 
des  lioauztechnischen  Moments  in  allen  Steuersachen  gut  (Fin.  S.  3il«)  ID  u.  hat  hier 
für  die  Folgezeit  der  deutschen  Steuertheorie  roigebaut.    Die  lediglich  principielle 
Behandlung  der  Stcuerfrageii  in  der  englischen  Doctrin.  ohne  irgend  genügende  Hück- 
sicht  auf  die  Steuertechnik ,  wird  so  mit  Hecht  vermieden.    Seine  volkswirthseh. 
Würdigung  der  Steuern  enthält  im  Einzelnen  manches  Richtige,  entbehrt  aber  freilich 
jener  principicllen  Würdigung,  wie  sie  erst  seit  der  Smith'schcn  Zeit  eneicht  wird. 
In  Montesquieu 'scher  Weise,  aber  nicht  mit  einfacher  Zustimmung  zu  ihm,  wird  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Steuern,  deren  Art,  Höhe  und  der  Staatsform  u.  s.  w. 
behandelt  (Fin.  S.  3I>«)  lf).    Doch  die  ganze  Staatsidee  v.  Justi's  war  eine  zu  einseitige, 
als  dass   grade  seine  politischen  Betrachtungen  der  Besteuerung  genügen  könnten. 
Im  Ganzen  ist  er  grösser  im  Speci'  llen ,  im  Technischen  als  im  Allgemeinen.  Philo- 
sophischen, Öclientlieh  -  Hechtlichen,  Volkswirtschaftlichen. 

Der  jüngere  Zeitgenosso  v.  Justi's,  der  österr.  Nationalökonom  Job.  v.  Sonnen  f  eis 
(1733—  1bl7,  jüd.  Abstammung)  nimmt  in  der  deutschen  Finanzliteratur  des  vor. 
Jahrhunderts  mit  seinem  s.  Z.  berühmten  viel  knapper  geschriebenen  Werke  „Grund- 
sätze der  Polizei,  Handlung  u.  Finanz"  (3.  B.,  I.A.  Wien  17H5,  (».  17*»h,  nach  der 
ich  citire.  7.  1S04.  S.  1 S 1 9)  wokl  als  Finanztheoretiker  die  erste  Stelle  nach  Justi 
ein.  (Vgl.  Bosch  er,  533—552,  über  d.  Fin.wiss.  S.  54s  h".).  Er  war  zwar  ebenfalls 
Eudämonist  und  aufgeklärter  Absolutist,  vertritt  noch  schärfer  als  seine  Zeitgenossen 
das  „ Bevölkerunirsprincip"  (Vermehrung  der  Bevölkerung  als  Ursache,  Wirkung  n. 
Massstab  der  Hebung  des  Volkswohlstands),  ist  bis  zuletzt  von  A.  Smith  noch  kaum 
berührt,  aber  in  seinem  politischen  Unheil  u.  seiner  Auffassung  des  Finanzwesen 
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doch  schon,  seiner  Zeit  entsprechend,  mehr  ein  moderner  Maun  als  v.  Justi.  in  seiner 
Maabauffassimg  vuii  Rousseau'scheu  Ideen  mit  beeinflußt.  Domänen  u.  Kegalien 
taten  bei  ihm  weit  mehr  zurück  als  bei  v.  Justi;  seine  Steticilchrc  ist  uieht  so  tech- 
nisch eingehend ,  aber  |»iiu ci|>ie!I  scharfer  u.  z.  U.  seine  Polemik  wider  die  Steuer- 
freiheiten Privileg.  Stande,  vor  Allen  der  ..Clerisey"  athmet  den  (ieist  der  Josefinischen 
Zeit  o.  der  „staatsbürgerliche!!  Epoche**  (III.  107  II.). 

Aus  der  deubchen  l'inan/lit  sind  ausserdem  etwa  noch  zu  nennen:  die  (inanz. 
Artikel  in  Bergius'  Polizei-  u.  Kameralmagaziii,  1707  II'.  1»  Bande.  -  v.  Pfeiffer, 
droiidriss  d.  Finanzwesens ,  l.pz.  17M  u.  dess  Lchrbegrifl'  sämmtl.  ökon.  u.  kamcral- 
*!*srnsch.  1 7*J i  —  78.  VI  (Uosch'-r  S.  .').">.)  t[.\  —  Jung.  Lehrb.  d.  Fiu.wiss.  17s9 
Roscher  S.  552).  —  Kössig.  Fiu.wiss.  17S0  ( Hos»  he r  S.  51)1).  S.  auch  Mor- 
timt'i,  Grundsätze  d.  llandlungs-,  Staats-  u.  Fiu  Wissenschaften,  d.  v.  Engelbrecht. 
IlauJ».  1T***1.  —  Mehr  vum  Staudpunct  d  pract.  Staatsmanns  aus  d.  Schule  Friedr.  d.  (ir.: 
'!<  Biel  fei  d.  institutions  politbjues,  1700,  I,  eh.  11,  12  (Roscher  S.  420  lf.). 

Diese  ganze  Finanzliteratur  des  18.  J.h.  leitet  dann  hinüber 
zur  modernen  deutschen  Finanzwissenschaft  der  streng  wissen 
sehaftlichen  Periode,  auf  die  sie  (auch  von  Kail  gilt  das  noch) 
einen  deutlichen  Einfluss  ausgeübt  hat.  Dieser  letztere  wurde  nur 
durch  die  mächtigeren  Einflüsse  von  anderen  Seiten  (£.  25)  mehr 
und  mehr  zurückgedrängt,  ist  aber  auch  gegenwärtig  berechtigter- 
massen  noch  nicht  völlig  verschwunden,  was  System,  Methode, 
Berücksichtigung  der  finanztechnischen  Momente  anlangt,  worin 
die  moderne  deutsche  Wissenschaft  Dank  dieser  Nachwirkung  der 
kameralistischen  Periode  die  fremde  heute  noch  übertrifft. 

In  der  ausländischen  Literatur  Yon  Ende  des  17.  bis  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gelangt  man  nur  ausnahmsweise 
zu  der  in  Deutschland  beliebten  Systematisirung  der  Finanztheorie. 
Aber  einige  Finanzfragen  finden  doch  bereits  in  dieser  Periode 
eine  bemerkenswerthe  Behandlung  von  wissenschaftlichem  Werthc. 
.So  fördern  in  Frankreich  Boisguilbcrt  und  Vauban  durch 
ihre  Kritik  der  bestehenden  Besteuerung  und  deren  Wirkungen  und 
durch  Erörterungen  und  Reform  vorschlüge,  welche  sich  daran 
sehliessen,  die  theoretische  Erkenntniss  des  Steuerwesens.  Die 
Theorie  des  öffentlichen  Credils  und  damit  zusammenhängender 
Puncte  wird  durch  den  Schotten  Law  gefördert,  trotz  des  practi- 
schen  Fiascos  dieses  Mannes.  Die  Italiener  siud  auch  jetzt  nicht 
müssig  (Broggia).  Montesquieu'«  Auftreten,  das  auch  für  die 
Finanztheorie  von  nachhaltiger  Bedeutung  war,  fällt  in  den  Schluss 
dieser  Periode,  wie  ebenso  dasjenige  von  Hunie,  Beide  bringen 
dann  mit  den  Physiokratcn  die  politischen  und  Wiitbschaftswisseu- 
schaften  zu  jenem  mächtigen  Aufschwung,  welcher  in  A.  Smith 
culminirt  und  auch  die  Finanzdoctrin  in  neue  Richtungen  führen 
sollte. 

Näheres  Eingehen  auf  diese  Literatur  müssen  wir  uns  hier  versagen.  Sie  darf 
aber  Dicht  unterschätzt  oder  ubersehen  werdeu.    Kau 's  Unheil  Fin.  I,  §.  20  über 
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die  Italiener  des  18.  J.h.  ist,  wie  K  icca-Salerno's  Arbeit  zeigt,  doch  zu  ungünstig 
hinsichtlich  der  Ausbeute  dieser  Autoren  auch  für  die  Finanzwissenschaft.  Boisguilbcrt 
u.  Vau  bau  sind  von  der  neueren  franzüs.  Literarhistorie  wohl  etwas  übermässig 
hervorgehoben  und  überschätzt  worden,  aber  beiuerkeriawerth  sind  ihre  Ausführungen 
Über  die  Uubilden  der  damaligen  Besteuerung  u.  ihre  Keforravorschlägo  allerdings. 
S.  beider  Schriften  (B.'s  Detail  de  la  France  1093,  2.  ed.  1097,  Factum  de  la  Franco 
1706  oder  1707,  V.s  dimo  royale,  1707)  in  vol.  1  der  Collect,  des  prineip.  economistes, 
ed.  Dairc.  Darüber:  Horn,  econ.  polit.  avant  les  physioerates,  Par.  18G",  Cadc  t, 
P.  de  Boisguilbert,  Par.  1870,  G.  Cohn.  Boisg.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1SG9,  B.  25, 
S.  360,  v.  Skarzynski  P.  de  B.,  Berl.  1S73,  Ricca-Salerno,  S.  96  ff.  B.  wie  V. 
strebten  doch  vor  Allem  nach  einer  gerechteren  und  wirtschaftlich  zw  eck - 
massigeren  Verthcilung  der  Steuerlast,  wobei  der  Verwaltungspractiker  B. 
nur  nicht  so  radical  vorgeht  als  dor  Marschall  Yauban  mit  seiner  Forderung  des 
„Königszebents"  von  allen  ländlichen  und  städtischen  Ertragen.  —  Law's  Credittheorie 
bes.  in  s.  „memoire*"  u.  ..lettrcs"  sur  les  banques  (im  1.  vol.  der  Coli  d.  priue.  econ.). 
Darüber  Kautz.  S.  282.  Horn,  J.  Law,  Leipz.  1S5S,  bes.  Kn  i es.  Credit  1. 03  ii.  Weitere 
französ.  Fiuanzschriften:  Duval.  Clements  des  (inauces.  Par.  1730.  Dutot.  reflex.  polit. 
•ur  les  flu.  et  le  commerce,  La  Haye,  1738—54  II.  B.  Auch  Mclou,  essai  polit.  sur 
le  commerce,  1734,  Forbonnais,  recherches  et  consider  sur  les  liu.  de  France  175$ 
n.  a.  m.  berühren  Finanz-,  Credit-,  Steuerfragen.  Groubcr  de  Groub«nthal, 
theorie  gencr.  de  ladmiiiistr.  des  fin.  P.  1788  2  B.  —  Uebcr  die  Italiener  (auch 
andere,  wie  z.  B.  Mclou)  s.  Uicca-Salcrno,  99  ff.  (Pascoli,  173.H,  1737, 
Bandini  1677—1760,  bes.  Broggia,  gest.  1763.  von  ihm  trattato  dei  tributi  etc. 
Nap.  1743,  s.  Kicca-S.  p.  100  ff.).  Genovesi,  dessen  gedrängte  Entwicklung  der 
Finanzgrundsätze  auch  Kau  schätzbar  nennt,  gehört  doch  erst  der  späteren  Periode  an. 

III.  —  §•  25.  Neuere  Zeit  seit  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts oder  strenger  wissenschaftliche  Periode  der  Finanz- 
wissenschaft. Diese  beginnt,  wie  diejenige  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie,  —  was  bei  aller  Achtung  vor  einzelnen  früheren  Autoren 
mercantili8ti8cher  wie  freierer  Richtung  wahr  bleibt  —  doch  erst 
nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Drei  Hauptmomente 
zeigen  sich  darauf  von  Einfluss.  Zunächst  und  zumeist  die  Ent- 
wicklung der  neueren  Volkswirthscha ftslehre,  der  „Theorie 
der  freien  Concurrenz",  in  der  Lehre  der  Physio k raten  (Quesnay, 
Turgot)  und  mehr  noch  in  dem  epochemachenden  Werke  von 
Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in  der  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  und  in  der  (theoretischen)  Politik,  in  An- 
knüpfung an  Montesquieu,  Rousseau  und  schliesslich  und 
hauptsächlich  an  Kant.  Endlich,  den  Ausschlag  gebend,  die 
practische  Umgestaltung  des  politischen,  socialen  und 
wirtschaftlichen  Lebens  durch  die  französische  Revo- 
lution und  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse.  In 
der  Praxis  und  in  der  Theorie  geht  nunmehr  erst  die  „ständische 
Periode"  definitiv  unter  und  gelangt  die  „staatsbürgerliche" 
zur  Herrschaft. 

Die  Phvsiok raten  waren  die  ersten  consenuenten  Vertreter 
des  Individualismus  und  Liberalismus  auf  ökonomischem 
fte  biete,  sie  stehen  hiermit  auf  derselben  philosophischen  Gruud- 
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läge  wie  A.  Smith  und  die  britische  Oekonoraik.  Ihre  Doctrin 
wird  mit  Hecht  mit  der  britischen  Lehre  zu  einer  höheren  Einheit, 
eben  der  „Theorie  der  freien  Concurrenz",  zn  Einer  grossen 
„Schule"  zusammengefasst,  in  welcher  sie  die  erste,  die  Smith'sche 
Lebrc  die  zweite  Entwicklungsphase  bildet.  Der  auch  für  die 
FinaDztheorie  hochwichtige  Punct  der  neuen  Doctrin  ist  die  ganz 
veränderte  Auffassung  des  Zwecks  und  der  Aufgaben 
des  Staats.  Grundsätzlich  wird  Front  gegen  die  eudamonistische 
Staatsanffassung,  gegen  die  Vielrcgiererei  und  die  Einmischung 
des  Staats  in  das  Wirtschaftsleben  gemacht.  Die  „natürliche 
Ordnung"  soll  im  letzteren  hergestellt  werden,  der  Staat  soll  sich 
im  Wesentlichen  auf  Hechtsschutzgewähr  und  etwa  auf  Volks- 
erziehung beschränken,  Handel  und  Wandel  nicht  künstlich  regu- 
liren.  „die  sterilen  Ausgaben  sich  selbst  Uberlassen"  (Qncsuav 
Max.  8).  Daraus  würde  eine  Verminderung  des  Finanzbedarfs 
folgen  müssen.  Der  verbleibende  Bedarf  soll  dann  nach  phvsio- 
kratischer  Lehre  einfacher  und  rationeller  und  dem  leitenden 
ökonomischen  Princip  der  Doctrin  der  „Oekononiisten "  gemäss 
ganz  oder  grossentheils  durch  eine  einzige  Grundsteuer  oder 
eine  einzige  Steuer  (iiupot  uniquej  vom  Boden-Reinertrag  (produit 
net)  .bedeckt  und  die  schweren,  belästigenden,  ungleichmässigen, 
grosse  Erhebungskosten  bedingenden  bisherigen  Steuern,  zumal 
die  indirecten  Verbrauchsteuern  sollen  beseitigt  werden. 
Die  Forderung  jener  einzigen  Steuer  ist  die  Consequenz  der  schiefen 
und  unhaltbaren  physiokratisehen  Lehre  von  der  allein  Heinertrag 
oder  Ueberschuss  schallenden  Bodenarbeit  und  ausserdem  von  dem 
.Streben  nach  Vereinfachung  der  Besteuerung  eingegeben,  indem 
die  Steuer  jenen  Heinertrag  an  der  Quelle,  in  der  Hand  des  Boden- 
bebauers bez.  des  Grnndeigenthümers  trifft.  Die  Beseitigung  des 
bestehenden  Steuerwirrwarrs  wird  somit  auch  aus  Gründen  der 
Steuertechnik  (Vereinfachung  der  Besteuerung,  Verringerung  der 
Krhebungskosten)  und  der  Gerechtigkeit  (gleichmässigere  Be- 
steuerung; verlangt.  Trotz  der  theoretischen  Einseitigkeit  und 
grossentheils  der  Falschheit  der  philosophischen  Grundlage  des 
Pbysiokratisnius,  der  Unrichtigkeit  der  Lehre  vom  alleinigen  Rein- 
ertrag der  Bodenarbeit  und  der  practischen  Undurchführbarkeit 
der  „einzigen  Steuer"  hat  die  ganze  Doctrin  doch  anregend  und 
befruchtend  auf  die  Finanztbeorie  eingewirkt. 

Uber  die  innere,  nicht  nur  Verwandtschaft,  sondern  (jeuieinsauikeit  de*  I'liy^u- 
Vutismus  und  Suiithianisnius,  ungeachtet  der  Berichtigung  der  Lehre  roro  produit  iict 
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und  iinpöt  unique  durch  Smith,  s.  bes.  v.  Scheel  Uber  Turgot,  Tüb.  Ztaehr.  1S08, 
B.  24,  S.  '243  (I.,  auch  v.  Rivers  über  Turgot,  in  Hildebr.  Jahrb.  1S74  I,  meine 
(irundleg.  S.  223  ir.  Vgl.  aoeh  v.  Skarzynski,  A.  Smith,  Berl.  1S78,  Leser,  Begr. 
d.  Reichthums  bei  A.  Smith.  —  Ueber  die  Physiokraten  im  Allg.  z.  B.  E.  Laspey- 
rcs  in  Bluntschli's  Staatswörtcrb.  B.  8,  L.  De  Lavergnc,  «con.  l'ranc.  du  IS.  siecle, 
Par.  1S70.  —  Quesnay's,  T  urgot's  und  der  übrigen  wichtigeren  Physiokraten 
Schriften  jetzt  am  Besten  zuganglich  in  d.  Coli.  d.  prineip.  üconomistes,  vol.  2 — 4.  — 
Die  Steucrlehre  schon  in  Qucsnay's  Max.  5  (aus  175S):  „«juc  ttinput  ne  seit  pa> 
destruetif  ou  disproportionne  ä  la  masse  du  reveuu  de  la  natiou;  <jue  sou  augnienta- 
tiou  suive  l'augmeutatiou  des  reveuus;  qu'il  soit  etabli  iinuiediatcincnt  sur  le 
produit  net  des  biens-fonds  et  non  sur  le  salaire  des  hommes  ni  sur  les  denries, 
ou  U  mulliplierait  les  frais  de  pereeption,  pröjudicicrait  au  commerce  et  d.-truirait 
aunuellemcnt  une  partie  des  richesses  de  la  nation."  Moditicationcn  u.  Zugeständnisse 
an  die  Praxis  bei  andern  Physiocratcn.  So  plädirt  Mirabeau  (d.  Aeltcrei,  th6orie 
de  l'impot,  1700,  für  eine  Besteuerung  in  Frankreich  von  75  Mill.  F.  mittelst  einer 
Grundsteuer,  von  150  Mill.  F.  mittelst  einer  auf  Ileord,  Haus  u.  Personen  gelegten 
Einkommensteuer.  Ein  Hauptargument  gegen  die  bestehende  Besteuerung  ist  auch 
für  M.  die  eolossalc  Höhe  der  Erhebuugskosten.  die  er  auf  c.  5S0/,,  anschlagt  (V,  *I50 
von  6'JÜ  Mill.  F.)  —  Le  Trosnc,  traite  de  l'administr.  provinc.  et  de  la  reforme  de 
l'impot,  1779,  behält  die  (irenzzöllc  bei,  vereinfacht  aber  sonst  das  Steuersystem,  in- 
dem er  die  indir.  Steuern  durch  einige  directe  ersetzt.  —  Seit  den  Physiokraten  ist 
der  theoret.  Kampf  gegen  die  indirecten  Verbrauchsteuern  aus  prineip.  u.  toeiin. 
Gründen  lebhaft.  Vgl.  meine  Fin.  U,  S.  488  ff.  —  Ein  Versuch  zur  Verwirklichung 
der  physiokrat.  „einzigen  Steuer"  ist  in  kleinem  Maassstabe,  in  ein  paar  Dörfern,  in 
Baden  gemacht  worden.  Er  musste  schon  dieses  Maassstabes  wegen  misslingcn.  S. 
den  auch  sonst  für  die  physiokr.  Lchro  beachtenswerthen  Aufs,  von  Euiminghau» 
über  Karl  Friedr.  v.  Baden,  in  Hildcbr.  Jahrb.  1872,  B.  19.  S.  1  h".  Scheel  in  d. 
Aufs,  über  Türgot  S.  255. 

Mit  deu  Physiokraten,  wie  gesagt,  auf  demselben  Boden  der 
philosophischen  und  ökonomischen  Grundanschauungen  stehend, 
aber  die  falsche  Steuerlehre  derselben  fallen  lassend  verbreitete 
hierauf  „A.  Smith  ein  neues  Licht  Uber  das  Finanzwesen,  indem 
er  die  volkswirtschaftliche  Grundlage  desselben  in  seinem  der 
ganzen  Politischen  Oekonomie  gewidmeten  Werke  entwickelte. 
Die  Staatseinkünfte  traten  aus  der  Vereinzelung,  in  der  man  sie 
bisher  betrachtet  hatte,  zu  einem  Ganzen  zusammen,  welches  mit 
dem  grösseren  Ganzen  der  Volkswirtschaft  in  der  engsten  Ver- 
bindung erschien.  Man  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  für  die 
nothwendige  Schonung  des  Volksverniögens  und  der  Volksgewerbe 
bestimmte  Grundsätze  statt  tindeutlicher  und  schwankender  Kegeln 
aufzustellen,  und  man  lernte  Massregeln  und  Einrichtungen  als 
fehlerhaft  erkennen,  bei  deneu  man  bisher  kein  Bedenken  gehegt 
hatte"  (Kau  §.  22).  Allerdings  hat  selbst  Smith,  wie  L.  Stein 
mit  Recht  sagt,  zwar  schon  eine  ziemlich  vollständige  Staatswirth- 
schaftslehrc,  aber  noch  keine  vollendete  Finanzwissenschaft  ge- 
liefert, weil  ihm  in  seinen  Erörterungen  Uber  das  Finanzwesen  ein 
einheitliches  leitendes  Prineip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
nothwendige  Folge  seiner  mangelhaften,  dürftigen  Staatslehre, 
namentlich  der  vollständigen  Verkennung  der  universalen  Bedeutung 
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des  Staats  für  das  Volksleben  und  der  Bedingtheit  der  Volkswirt- 
schaft (selbst  des  von  A.  Smith  und  seiner  engeren  Schule  eigent- 
lich allein  betrachteten  privatwirthschaftlicben  Svstcms)  durch  den 
Staat.  Aber  von  diesem  allerdings  verhängnissvollen  Fehler  ab- 
gesehen hat  A.  Smith  auch  hier  mit  dem  fünften  Buche  seines 
berühmten  Werks  vom  Volkswohlstande  Kpoche  gemacht,  mass- 
gebenden, in  der  englischen  Literatur  eigentlich  noch  heute  nach- 
haltigen Einfluss  auf  die  theoretische  Auflassung  und  Behandlung 
des  Finanzwesens  ausgeübt  und  schon  ein  ziemlich  abgerundetes 
System  der  Theorie  entworfen.  Die  auch  iiusserlich  eni^c  Vcr- 
bindung,  in  welcher  er  das  Finanzwesen  mit  der  Politischen  Oekonomic 
behandelte,  blieb  für  die  ausländische  Wissenschaft  bis  heute  meistens 
bestehen.  Die  sich  selbständig  stellende  deutsche  Finanzwissensehaft 
ist  in -'ihrer  Systematik  aber  ebenfalls  von  Smith  mit  beeinflnsst 
worden.  Sic  hat  sich  erst  seit  ihm  aus  der  alten  Kameralwissen- 
schaft  herausgelöst  und  verdankt  Smith  namentlich  das  Durch- 
dringen zu  schärferer  principieller  Behandlung  der  Finanzfragen 
aus  dem  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunct. 

Per  wichtige  britische  Vorläufer  von  A.  Smith  au<h  im  Gebiete  der  Finanz-, 
namentlich  der  Stcuertheoric  ist  D.  Home,  besonders  in  seinem  Essay  über  Steuern 
u.  Staatscrcdit  in  den  „cssays  a.  treatises  011  several  subjeets"*  1753.  II.  ist  Gegner 
«1er  physiokrat.  u.  ähnlicher  Stoticrtendcnzen.  mehr  Anhänger  passender  Verbrauchs-, 
auch  Luxussteuern,  auch  ein  scharler  Kritiker  der  leichtsinnigen  Staatsschulden»  irth- 
schaft.  Auch  der  überhaupt  durch  Smith  etwas  zu  sehr  verdrängte  gemässigte  untl 
irt-läuterte  Mcrcaotilist  ,1.  Stcuart.  in<|iiiry  into  the  principles  of  pol.  ccon.  1707.  giebt 
eine  beachtenswerthe  Steiierlehre. 

Es  ist  überhaupt  hier,  wie  sonst  nicht  sowohl  die  keineswegs  überall  vorhandene, 
mehrfach  ganz  fehlende  Originalität,  als  die  glückliche  Form  seiner  Darstellung,  die 
grossartigo  Zusammenfassung  de<  Stoffs,  die  richtige  Verbindung  theoret.  n.  pract. 
Auffassung,  der  A.  Smith  seine  Epoche  machende  Stellung  in  der  Finanzwissenschaft 
verdankt.  Seine  staatsmännische  Auffassung  lässt  ihn  die  doctrinären  Einseitigkeiten 
eher  vermeiden  und  dadurch  ihu  auch  für  die  Praxis  grösseren  Erfolg  erzielen.  Eine 
nähere  Darlegung  u.  Würdigung  seiner  Finanztheorie  gehört  nicht  hierher.  Vielfach 
liegt  seine  Theorie  doch  der  Finanzwissenschaft  bis  auf  unsere  Tage  zu  Grunde  u. 
ist  daher  in  diesem  Werke  öfters  an  ihn  anzuknüpfen,  beistimmend  und  kritisch  ab- 
lehnend. S.  s.  ..Inr|Uiry  into  the  naturc  a.  causes  of  the  wcaJth  of  nations".  Lomi. 
1776  u.  zahlreich  später.  Unter  den  deutschen  Lebersetzungen  die  ältere  von  Garve, 
die  >fur  die  beste  geltende)  v.  Asher  (Stuttg.  1  SI>1 ,  2  B.t.  neueste  von  Stöpel  1  >7>, 
von  Löwcnthal.  2.  A.  1SS0,  franzüs.  in  d.  Coli.  d.  prineip.  econom.  vol.  V  u.  VI. 
Das  5  Buch  „of  the  revenue  of  the  sovercign  or  Commonwealth"  zerfällt  in  «H  grössere 
Abthcil.  (Kap ).  Zuerst  werden  die  Ausgaben  geprüft,  wo  die  Staatslehre  des  Verf. 
am  Meisten  nachtheilig  einwirkt,  neben  manchem  richtigen  polit.  Gesichtspunkt,  der 
l>ei  Smith  nie  fehlt,  aber  mit  seiner  Grundanschauung  in  Widerspruch  steht.  Darauf 
werden  die  Quellen  der  Staatseinkünfte  behandelt,  liier  werden  u.  A.  für  die  Besteu- 
rung  die  berühmten  4  Kegeln  aufgestellt  (B.  V,  ch  II,  part  2  im  Auf.)  (s.  meine  Fin.  II, 
221),  wie  sie  übrigens  vor  u.  gleichzeitig  mit  Smith  von  manchem  andern  Autor  ge- 
geben wurden  (auch  von  deutschen  Kameralisten,  s.  die  Noten  der  vorausgehenden 
§§)  Drei  dieser  Regeln.  ..Bestimmtheit „Bequemlichkeit",  „geringe  Erhebungskosten" 
sind  selbstverständliche  Steuerverwaltungsprincipien  vFin.  II,  §.  5X1— 536).  wo  nur  die 
Schwierigkeit  besteht,  sie  in  der  Praxis  richtig  auszuführen.    Die  erste  Kegel.  ,.Be- 
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Steuerung  im  VcrhältnUs  zu  den  resp.  Fähigkeiten,  d.  i.  zum  Eiukommeu,  welches 
man  unter  dem  Schutze  des  Staats  geniesst",  ist  mit  den  anderen  Regeln  das  richtige 
Steuerprosrramui  der  „Staatsbürger!.  Gesellschaft"  (Stein),  aber  ein  unklarer  Satz,  der 
iu  »einer  Fassung  alles  problematisch  lässt,  d.  h.  eigentlich  keine  Frage  lost,  vielmehr 
alle  möglichen  Streitfragen  der  Steucnheoric  in  sich  birgt.  Auch  die  weitere  Steuer- 
lchre  von  A.  Smith  leidet  an  erheblichen  Mängeln,  z.  Th.  der  Folge  der  ungenügen- 
den Smith'schcn  Lehre  von  der  Vertheilung  des  Einkommens.  Das  Schlusskapitcl 
handelt  von  den  Staatsschulden.  S.  Uber  Smith'  Staats-  u.  Finanzlehrc  Oncken, 
Smith  u.  Kant,  Leipz.  1^77.  I,  105  ff.  —  Bis  heute  halt  sich  die  britische  Finanz- 
wissenschaft merkwürdig  streng  in  den  Gleisen,  die  Smith  zog.  nach  Inhalt  und  selbst 
auch  Form.  S.  z.  B.  Mill,  princ.  of  pol.  ccon.  (Deutsch  v.  Sötbcer).  ebenf.  Buch  5.  — 
Immerhin  manche*  Selbständige  zeigt  auch  im  IS.  J.h.  die  Italien.  Literatur 
über  Finanzen,  wofür  hier  auf  Ricca-Salcrno's  rcichhalt.  Werk  zu  verweisen  genügen 
inuss,  da  ein  allgemeiner  EinHtiss  dieser  Literatur  auf  die  Finanzwissenschalt  über- 
haupt und  speciell  auf  die  deutsche  doch  nicht  hervortritt  S.  u.  A  Gmovesi's 
lezioni  di  econ.  civile,  17(55,  u.  darüber  Ki.cca-S.  p.  178  ff. 

Der  Umschwung  der  Philosophie  und  die  französische 
Staatsumwälzung  haben  dann  zu  neuen  staatswissensehaftlicbe« 
Untersuchungen  Uber  die  Aufgaben  des  Staats  und  die  Grenzen 
seiner  Tliätigkcit  geführt ,  wodurch  neue  staatsrechtliche  Satze  ge- 
wonnen und  der  Finanzwissenschaft  von  einer  anderen  Seite  aus 
vorgearbeitet  wurde.  Ein  Ucbelstand  war  nur  hier  die  über- 
triebene Reaction  der  K aufsehen  Staatslehre  gegen  die 
eudämonistische  Theorie  der  Wollt" sehen  Schule  und  gegen  die 
Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismus".  Diese  Reaction 
bewirkte  eine  bedenkliche,  der  concreten  Sachlage  auch  durchaus 
widersprechende  Entleerung  des  Staatsbegriffs,  welche 
sich  mit  der  einseitigen  und  ungcschichtlichen  Opposition  des 
Smithianismns  gegen  alle  „Staatseinmischung"  in  das  (materiell-) 
wirtschaftliche  Gebiet  begegnete.  Die  falsche  Lehre  von  S mit  Ii 
und  seiner  Schule  Uber  die  Unproductivität  der  Dienst- 
leistungen (G.  §.  IG  ff.)  und  damit  auch  des  Staats  leistete 
dieser  verhängnissvollen  Richtung  noch  Vorschub.  (G.  Abth.l,  Kap.  4. ) 
Trotzdem  gewann  aber  unter  dieseu  verschiedenen  Einflüssen  die 
Finan/.wissenschaft  eine  festere  systematische  Gestaltung  und  es 
bereitete  sich  in  Folge  der  allmäligen  Vervollkommnung  der  Wissen- 
schaft ein  Umschwung  der  Praxis  vor,  der  seitdem  zwar  langsam, 
aber  doch  unaufhaltsam  sich  vollzieht. 

Neben  dem  grösseren  u.  nachhaltigeren  Einflu-s  der  neueren  Philosophie,  bes. 
der  Kantschen.  darf  der  Eitifluss  M  o u  tes«j ui  cn'>  nicht  ganz  ubersehen  wurden.  In 
seinem  berühmten  „esprit  des  lois"  (lienf  174»»  zuerst)  behandelt  M.  die  Besteuerung 
in  B.  Xlll ,  den  öffentl.  Credit  mit  in  B.  XXII.  Kr  stellt  j'iie  utilitarische  ..Asse- 
ruranztheorie"  für  die  Begründung  der  Steu-rn  auf.  wonach  diese  sind  „uue  portion 
«|Ue  cha<|ue  citoyen  donnc  de  sun  bien  pour  avoir  la  Min  t.  «Ic  l  autre  ou  pour  en 
jouir  agreableuient  ^"X III,  eh.  1).  Eine  schon  ältere,  aber  noch  heut»  nicht  völlig 
überwundene  Theorie  der  Begründung  und  Vertheilung  der  Steuern  (s.  Fin.  IL  4 IS). 
Bes.  wichtig  i*t  seine  Ernrterumr  über  die  Beziehungen  zwischen  Staatsform,  politi- 
>eher  Freiheit  u.  Besteuerung,  wo  die  Möglichkeit  starker  Besteuerung  grade  für  der» 
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irdcreu  Staat  abgeleitet  wird,  «iiite  Uebcmcht  über  M.'s  Finanziellen  bei  Ricca- 
Salerno,  p.  112  II". 

§.  26.  Die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Finanzwesens 
bat  sieh  dann  auf  dieser  Grundlage  im  Auslande  und  in  Dcutsch- 
laod  bis  in  die  neueste  Zeit  benieikenswerth  verschieden- 
artig gestaltet. 

„Die  vielen  Bearbeitungen  der  Politischen  Oekonomie  seit 
Adam  Smith  erstreckten  sich  gewöhnlieh  auch  auf  das  Gebiet 
des  Finanzwesens,  inzwischen  wurde  dasselbe  in  den  nichtdeutschen 
Werken  jener  Art  nicht  vollständig  systematisch  behandelt,  sondern 
vorzüglich  in  der  Absicht  herbeigezogen,  um  volkswirtschaftliche 
Lehren  darauf  anzuwenden  und  dadurch  zu  erläutern.  Man  be- 
schränkte sich  dabei  meistens  auf  eine  allgemeine  Betrachtung  des 
Stenerwesens,  der  Staatsausgaben  und  Staatsschulden,  die  man  bei 
der  volkswirtschaftlichen  Lehre  von  der  Consumtion  einschaltete." 
(Rau,  §.  23.)  Schon  eine  solche  Einschaltung  6chloss  unliebsame 
Consequenzen  in  sich.  Es  konnte  dabei  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht, wie  im  Uebrigen  nach  der  ganzen  staatsphilosophischen 
Anpassung,  von  der  diese  Oekonomisten  ausgingen,  eine  prin- 
cipielle  Auffassung  der  Bedeutung  der  Finanzwirthschaft  flir 
die  Volkswirtschaft  nicht  gewonnen  werden.  In  der  Tbat,  eine 
solche  fehlt  hier  bis  in  die  Gegenwart  fast  durchweg.  Aber  im 
Einzelnen  wird  Bedeutendes  geleistet,  besonders  in  der  Lehre 
von  den  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  der  Steuern, 
von  der  Ueberwälzung  der  einzelnen  Arten  Steuern. 
(Ricardo.)  Ueber  der  principiellen  Erörterung  wird  jedoch  die 
stenertechnische  Seite  der  Fragen  arg  vernachlässigt. 

Die  nionograph  ische  Finunzlitcratur  knüpft  gern  an  die  grossen  practisehen 
Probleme  de*  öffentlichen  Lebens  an,  namentlich  in  England,  an  die  Fragen  des 
Staa tss  c h u ld cn  w e sc n s,  de»  Papiergelds,  der  Münz-  und  Bankpolitik, 
des  Zollwesens  u.  s.  w.  In  neuester  Zeit  linden  sich  auch  Anklänge  an  die  social- 
poHüschc  Auflassung  des  Finanzwesens.  Im  Einzelneu  zeiitt  sich  hier  in  der  eng- 
livrhen  und  französischen  Literatur  fast  immer  der  Tact.  den  die  Anschauung  großer 
Staatsverhältnisse  verleiht,  wodurch  auch  die  reinen  Theoretiker  vor  dem  Doctrimrismus 
Vrwabrt  werden,  zu  welchem  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Finanzwisscnschalt  die 
.Theorie  der  freien  Concurrenz"  sonst  so  leicht  gefuhrt  hat.  Aber  eine  sei bst.i nd ige 
Finanzwisscnschaft  in  deutscher  Weise,  als  ein  besonderer  Theil  der  Politischen 
'Jekonotuie.  fehlte  der  fremden  Wissenschaft  bis  vor  Kurzem  grossentheils .  soweit  sie 
nicht,  wie  die  osteuropäische  und  etwas  die  italienische,  von  der  deutschen  Wisseri- 
*haft  beeinfiusst  wurde.  Selbst  besondere  Werke  über  das  ganze  Finanzwesen  sind 
in  der  englischen  und  französischen  Literatur  selten  und  beginnen  erst  in  neuster 
Zeit  mehr  hervorzutreten. 

S.  u.  die  Bibliographie.  Zu  nennen  s.  z.  B.  aus  der  1.  Hälfte  d.  J.h.  .1.  B. 
Say,  traite  d'econ.  pol.  (vielfache  Aufl.)  1.  III.  eh.  <»—!»:  der»,  cours  complet  d'econ. 
pol.  prat.  7.  Th.  :<.  Absein»,  u  s.  Th  —  Eingreifender  u.  selbständiger  auch  hier 
Simonde  de  Sismondi,  Nouv.  pnnc.  decon.  pol.  Par.  ISIS,  2.  A.  I S21 .  1.  0  (d.- 
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liinjjöt).  —  Bieardo,  princ.  of  pol.  icon.  ch.  s- -I*»,  1".»,  zuerst  IM'.»,  deutsch  von 
Baumstark,  Lcipz.,  I.A.  2.  A.  ls"7.  nebst  Baumstark's  Erläuterungen,  iS'iS. 

M'Culloch,  treat.  on  the  princ.  a.  pract.  influcnec  of  taxation  ;i.  the  funding  system, 
I.ond.  1">45  u.  öfter.  —  J.  St  Mill,  princ.  of  pol.  ec.  B.  V. 

„In  Deutschland ,  wo  die  Finanzwisscnschaft  schon  früher 
als  eine  besondere  Wissenschaft  (von  den  kanieralistischcn  Autoren) 
behandelt  worden  war,  wurde  dagegen  von  vielen  Schriftstellern 
die  zusammenhängende  und  vollständige  Darstellung  derselben 
beibehalten,  so  dass  sie  als  einer  der  drei  llauptthcilc  der  Politischen 
Ockouomic  vorgetragen  oder  auch  ganz  ausschliesslich  abgehandelt 
wurde.  Diese  Methode  hat  die  Ausbildung  der  Finanzwissenschaft 
sehr  befördert."  (Kau  §.  23).  Hier  zeigt  sich  einmal  die  Nach- 
wirkung der  alten  kanieralistischcn  Tradition  von  günstigem  Ein- 
flüsse, dann  auch  die  in  Deutschland  doch  immer  vorhandene 
tiefere  Auffassung  des  Staats  und  damit  der  Finanzwirth- 
schaft,  als  der  materiellen  Bedingung  des  Staats,  verbunden  mit 
dem  deutschen  Sinn  für  systematische  Behandlung.  Aber  zwei 
Klippen  hat  besonders  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft 
dieser  Periode  (vor  der  neuesten  Phase  der  Disciplin)  nicht  stets 
vermieden.  Sie  hütete  sich  nicht  immer  vor  dem  Doctrinarismus, 
eine  manchestcrschuleartigc  Beschränkung  der  Staatsthätigkcit 
zu  befürworten,  und  sie  betonte  den  öffentlichen  Cliaracter 
der  Finanzwirthschaft  oft  nicht  genügend. 

Am  letzteren  Fehler  war  nicht  selten  die  Engl-  de»  politischen  Gesichtskreises 
kleiner  .Staatsveihältnissc  schuld.  Es  hangt  hiermit  und  mit  dem  ^tatsächlichen  Zu- 
stande der  deutschen  TcrritoriaHinanzen  zusammen,  dass  das  Domänen-  und  Kegalieu- 
wesen  gegenüber  dem  Steuer-  und  vollends  dem  Staatsschuldcnwcsen  noch  /.u  sehr 
im  Vordergrund  der  Betrachtung  stand.  Zu  einer  principiellon  Würdigung  namentlich 
des  Staatscredits  gelangte  die  deutsche  Finanzwissenschaft  daher  z.  K.  noch  nicht, 
seihst  Neben  ins  kaum  ausgenommen.  Ihren  llöhcpunct  erreichte  die  ältere  deutsche 
systematische  Finanzwisscnschaft  sonst  im  Ganzen  wohl  in  dem  fur  seine  Zeit  muster- 
giltigen  Werke  von  Kau. 

Die  Literatur  s.  u.  in  der  Bibliographie.  Bes.  zu  nennen  sind  neben  Bau 
v.  Jacob,  v.  Malohus  für  die  allgemeine  Finanzwisscns«  haft,  Nebcnius  f.d.  Lehre 
vom  ötf'eml,  Credit,  J.  G.  Hoff  mann  f.  d.  Steucrlchre,  von  etwas  späteren  v.  Hock. 

Ausser  in  den  grösseren  selbständigen  Welken  und  in  den  umfassenderen  Syste- 
men der  Politischen  Ockonomic  wurde  in  Deutschland  auch  öfters  ein  Abriss  der 
Finanztheorie  in  den  allgemeineren  Werken  über  die  ganze  Staatswissenschaft 
*  Politik)  gegeben. 

Ein  immer  wichtigeres  Hilfsmittel  auch  für  die  Finanztheoric 
wurde  im  Laufe  des  Jahrhunderts  die  stark  anschwellende  historische, 
statistische  und  administrative  Finanzlitcratur  über  das  Finanzwesen 
einzelner  Staaten,  .die  monographische  über  einzelne  practisebe 
Finanzfragen,  die  politische  und  populäre  über  finanzielle  Zeit-  und 
Streitfragen.  Das  überall  neu  erwachte  politische  Leben,  in  der 
Aera  der  Constitutionen,  die  immer  stärker  hervortretende  Bedeutung 
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der  Finanzen  für  Staaten  und  Selbstverwaltungskürpcr  führte  überall 
zur  regsten  Beschäftigung  mit  Finanzargelcgenhciten.  Die  parla- 
mentarischen Verhandlungen  bewirkten  eine  solche  von  Amtswegen 
und  das  moderne  Verfassungswescn  gab  ausserdem  den  Anlass  zur 
Anerkennung  und  breitesten  Verwirklichung  des  Princips  der 
Publicität  in  allen  Finanzsachen,  wodurch  eine  Masse  werthvollcs 
statistisches  und  legislatives  Material  zu  Tage  trat,  das  vielfach 
noch  der  wissenschaftlichen  Verarbeitung  harrt,  diese  durch  seine 
l  eberfülle  erschwert,  unverarbeitet  aber  nicht  immer  genügend 
brauchbar  für  Schlussziehungen  ist. 

IV.  —  §.  27.  Eine  neueste  Entwicklungsphase  der 
Finauzwissenscbaft  hat  sich  in  manchen  Symptomen  etwa  seit  der 
Mitte  unseres  Jahrhunderts  angekündigt  und  ist  jetzt  in  Deutsch- 
land wenigstens  deutlich  im  Durchbruch  begriffen.  Sie  findet  ihre 
Berechtigung  in  den  Mängeln,  welche  nach  dem  Gesagten  der  bis- 
herigen Finanzwissenschaft  ankleben,  und  ihre  Erklärung,  wie  immer, 
in  der  Umgestaltung  der  Anschauungen  auf  den  nächst- 
stehenden  Wissenschaftsgebieten,  sowie  in  neuen  Er- 
scheinungen des  öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhält 
die  Finanzwissenschaft  auch  neue,  erweiterte  und  veränderte 
Ziele:  es  bereitet  sich,  nach  der  „staatsbürgerlichen",  das  Richtige 
in  derselben  aufnehmend  und  fortführend,  eine  „sociale"  Phase  des 
öffentlichen  Lebens,  der  Politik,  der  Finanzwirthschaft  und  als 
Reflex  davon  eine  analoge  Phase  in  der  Finanzwisscnsehafr  vor. 

In  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  (theoretischen)  \ 
Politik  ist  an  die  Stelle  der  engen  und  einseitigen  Kant 'sehen 
Schutzzwecktheorie  und  der  rationalistischen  Auffassung  die 
organische  und  historische  Auffassung  des  Staats  getreten. 
Der  Staat  wird  nicht  mehr  als  eine  willkührliche  Bildung,  die  etwa 
auch  unterbleiben  könnte,  nicht  nur  als  ein,  besten  Falles,  not- 
wendiges Uebel,  sondern  als  die  unumgängliche  Bedingung 
und  zugleich  die  höchste  Form  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  der  Menseben  betrachtet,  als  ein  Product 
der  Geschichte,  mit  dem  jede  Theorie  als  mit  einer  gegebenen 
Grösse  rechnen  muss.  Der  entleerte  Staatsbegriff  ist  daher 
wieder  angefüllt  und  dem  Staate  sind  theils  für  sich  allein, 
theils  in  Gemeinschaft  mit  den  Selbstvcrwaltungskörpern  die  um- 
fassendsten Aufgaben  vindicirt  worden,  namentlich  neben  denjenigen 
auf  dem  Gebiete  des  Recbtszwecks  solche  der  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsförderung, ohne  fest  bestimmbare  Grenzen,  in  neuester 
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Zeit  mit  der  bestimmten  Tendenz  einer  Hebung  der  unteren  Classen 
mittelst  Staatshilfe.  In  der  auch  für  die  Finanzwisscnsebaft 
zunächst  massgebenden  volkswirtschaftlichen  Auffassung 
erscheint  der  »Staat»  als  höchste  Form  der  Zwangsgemein - 
wirtschaften,  als  wahre  Gcsammtwirthscbaft  der  Nation, 
stets  in  enger  Verbindung  mit  den  übrigen  Zwangsgemeinwirt  h- 
schaiten,  mit  den  grossen  8 elbstverwaltungsk tfrpern.  Die 
für  den  Staat  erfolgenden  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanz- 
wirthschaft  erlangen  ihre  organische  Stellung  im  Productions-  und 
Vertheilungsprocess  der  wirthschaftlichen  Güter.  Sie  fungiren  als  das 
Mittel  des  Umsatzes  von  materiellen  in  immaterielle  Güter,  von  Sach- 
!  glltern  der  Privatwirtbschaften  in  Dienstleistungen  des  Staats  und, 
i  durch  den  direct  und  indireet  fördernden  Einfluss  der  letzteren  auf  die 
Volkswirtschaft,  wieder  dieser  Dienstleistungen  in  Sachgüter. 

Ks  inass  genügen,  das  hier  anzudeuten.  Das  Nähere  und  die  Begründung  gehört 
nicht  in  die  Finanzwissenschaft.  sondern,  soweit  überhaupt  iu  die  politische  Oekonouiie, 
nach  meiner  Auffasseng  in  deren  „grundlegenden  Thcil"  Khen  deshalb  habe  ich 
auch  fiir  mein  System  der  Finanzwissenschaft  geglaubt,  diese  ..(irnndlcgung"  zuvor 
ausarbeiten  zu  müssen.  (S.  Vorwort  zu  B.  1  d.  Lehrb.  d.  Polit.  Oekon.  1.  Aufl  \  Ich 
beziehe  mich  daher  hier  jetzt  auf  dies  Work.  s.  hes.  (irnndl^g.  2.  A.  1.  Abth.  Kaji. 
3  u.  4.  Auch  iür  den  folgenden  Punct  habe  ich  die  nähere  Begründung  iu  letzterem 
Werke  zu  geben  gesucht,  1.  Abtbeil.  K.  JJ,  u.  2.  Abth.  der  2.  Ausgäbet. 

Dazu  kommt  noch  ein  wichtiges  zweites  Moment.  Die  neuere 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie  erkennt  nicht  nur  den  orga- 
nischen Zusammenhang,  die  gegenseitige  Abhängigkeit  und  Sieh- 
ErgUnzung  des  vornemlich  durch  den  Staat  vertretenen  gemein- 
wirthschaftlichcn  und  des  privatwirthschaftlieben  Systems,  sie  sagt 
sich  auch  mehr  und  mehr  von  der  optimistischen  Auf- 
fassung des  letzteren  im  Smithianismus  los  und  erkennt 
die  grossen  Bedenken  des  Systems  der  freien  Concurrenz. 
(G.  §.  121—138.)  Sie  lernt  verstehen,  dass  die  Gestaltung  des 
privatwirthschaftlichen  Productionssystems,  die  bestehende  Privat- 
eigenthumsordnung ,  besonders  das  private  Kapital-  und  Grund- 
eigenthum, dass  die  auf  dieser  Basis  sich  vollziehende  Vertheilung 
des  volkswirtschaftlichen  Prodnctionsertrags  oder  Volkseinkommens 
mit  der  ökonomischen  eine  entscheidende  sociale  Bedeutung  haben 
und  dass  die  socialen  Machtverhältnisse  der  Klassen  und 
Individuen  der  modernen  Erwerbsgesellschaft  dadurch  ihr  Gepräge 
erhalten  (G.  Abth.  II).  Zugleich  erkennt  die  Nationalökonomie 
den  Einfluss,  welchen  der  Staat  direct  oder  indireet  auf  die  Ver- 
theilung des  Vol  kseinkommens  und  auf  die  socialen  Macht- 
verhaltnisse einerseits  durch  die  Art  seiner  Thätigkeit,  also 
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durch  die  Art  der  Verwendung  seiner  Einkünfte  oder  durch 
seine  Ausgabe wirthschaft,  anderseits  durch  die  Gestaltnno; 
seiner  Einnahm e wirthschaft  ausübt.  Der  Staatsbesitz  (und 
ähnlich  der  Communalbesitz)  von  sachlichen  Productionsmitteln, 
Kapitalien,  Grundstücken,  als  Grundlage  der  privatwirthschaftlichen 
Erwerhszweige  (älteres  und  neueres  Domanium)  und  vieler  GebUhren- 
anstalteu  (Verkehrswesen),  hat  als  öffentliches  oder  Gemeineigen- 
tbnra  (G.  §.  254)  auf  die  ganze  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
daher  weiter  auf  die  Production  und  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens und  Vermögens  erheblichen  Einfluss.  Und  die  Art  der 
Besteuerung,  der  vornehmsten  modernen  Einnahmequelle,  (Steuer- 
gattnngen,  Stenerfuss,  Steuerform,  Erhebungssystem  u.  s.  w.),  endlich 
das  öffentliche  Creditsystem  (Staatsschulden wesen)  sind  in 
ihrem  Einfluss  auf  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse 
gleichfalls  immer  mehr  erkannt  worden. 

Es  entwickelt  sich  aus  dieser  Erkenntniss  nun  eine  doppelte 
Forderung  für  die  Finanzwirtbschaft,  mithin  auch  für  die  Finanz 
Wissenschaft: 

Zunächst  die,  die  Ausgaben,  den  Staatsbesitz  und  das 
Besteuerungs-  und  Creditsystem  so  einzurichten,  dass  gewisse 
daraus  bisher  hervorgehende  ökonomische  und  sociale 
Tebelstände  möglichst  abgestellt  werden. 

Sodann  die  weitere  Forderung:  dass  auch  solche  Uebel- 
stände,  welche  unabhängig  von  der  bisherigen  positiven  Staats- 
thätigkeit  und  vom  Einnahmcsystem  der  Finanzwirthschaft  sind, 
durch  eine  zweckentsprechende  Socialpolitik  und  eventuell 
mit  Aufwendung  von  Finanzmitteln  gehoben  werden.  Daraus 
folgt  dann  für  die  Finanzen  eine  Acnderung  und  im  All- 
gemeinen eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs,  um  mehr 
und  andere  Stnatsthätigkeiten  zu  ermöglichen,  eine  Erweiterung 
des  Staatsbesitzes,  um  Renteneinkommen  und  Gewerbsgewinn 
den  Privatwirtschaften  zu  entziehen  und  auf  den  Staat  (ähnlich 
auf  die  Communen  u.  s.  w.)  zu  Ubertragen  (Staatseisenbahnwesen, 
Versicherungswesen,  Rankwesen,  neue  Regalisirungen ,  Tabak- 
monopol,  —  städtische  Anstalten  f.  Gas,  Wasser,  Verkehr  u.  s.  w.). 
Neben  den  rein  finanziellen  Gesichtspunct  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs  tritt  ferner  der  Gesichtspunct  einer  „socialen 
Steuerpolitik"  zu  dem  ausgesprochenen  oder  nicht  gescheuten 
Zwecke,  eine  andere  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
als  die  im  System  der  freien  Concurrenz  auf  der  Basis  der  heutigen 
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Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  sich  vollziehende  mit  Hille  des 
>  Besteuerung  88)  stems  herbeiznfubren.  Es  ist  die  moderne  „sociale 
j Frage"  in  der  Wissenschaft  und  im  öffentlichen  Leben,  welche 

hier  umgestaltend  auch  auf  die  Finanzwissenschaft  einzuwirken 

beginnt  und  eben  deren  „sociale  Phase"  einleitet. 

Die  nähere  Regtundung  für  das  Gesagte  sucht  wiederum  meine  „Grundlegung" 
zu  geben.  S.  1.  Abtli.  Kap.  3,  4,  im  2.  Kap.  die  §.  76— Sl  u.  §.  !)4 — 101»  e,  nebst 
Abth.  II.  Aus  der  Finanzliteratur  bes.  v.  Scheel,  progress.  Besteuerung,  Tob.  Ztsoh. 
1S75  u.  ders.,  Erbschaftssteuer,  Hildebr.  Jahrb.  1S75.  Jetzt  auch  mein  B.  I[  der 
Fin.wiss.  Einzelne  ähnliche  (iesichtspunete.  aber  dabei  m.  E.  noch  nicht  die  ausrei- 
chende Zurückfuhruiifc  der  Spccialfragcn  (Steuerart  u.  Form.  Stcucrfiiss.  proportionaler, 
progressiver,  Erbschafts-,  Böricnsteuer  u.  s.  w.)  auf  das  höhere  ..sociale  Finanzprincip". 
nach  dem  gegenwärtig  solche  Fragen  zu  entscheiden  sind,  bei  Neumann.  Schmol- 
ler, L.  Stein  (I,  414)  u.  A.  in.  S.  Fin.  II,  bes.  d.  Absch.  über  gerechte  Steuer- 
vertheilung  S.  2V2  ff.,  u.  die  Cifnte  S.  2S2,  2S3.  Am  Meisten  hat  auch  hier  Schäfflc 
in  seiner  „Steuerpolitik"  (Tab.  1880)  sich  mit  auf  den  Boden  dieser  socialen  Auf- 
fassung gestellt. 

V.  —  §.  28.  Die  Finanzwissenschaft  ist  unter  diesen  Einflüssen 
gegenwärtig  in  einer  ähnlichen  Krisis  begriffen  wie  die  ganze 
,  Politische  Oekonomie.    Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  die  grossen 
Probleme,  welche  hier  vorliegen,  von  der  Theorie  bereits  vollständig 
bewältigt  sind.    Vieles  ist,  wie  im  practischen  Leben,  noch  unab- 
geklärt.   Aber  das  Ziel  möchte  bereits  feststehen:    Die  Finanz 
Wissenschaft  muss  der  neuen  organischen  Auffassung  des 
■  Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben  der  Staats- 
[und   der  Selbstverwaltung   und   dem  soc  ial-politischen 
ineben  dem  fiscalischen  Gesichtspunct  im  ganzen  Finanzwesen, 
[in  den  Fragen  des  Besitzes  von  öffentlichem  Eigenthum, 
jiin  Steuerwesen,  im  Creditwcsen  und  in  der  Ausgabe- 
wirtbschaft gerecht  werden.   Damit  schreitet  sie  weit  über  die 
Entwicklung  hinaus,  welche  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft, 
auch  bei  Kau,  erreicht  hat. 

Einigkeit  Uber  dieses  Ziel  herrscht  freilich  auch  in  der 
deutschen  Wissenschaft  noch  nicht,  so  wenig  als  in  der  politischen 
Praxis.  Wird  der  erste  Theil  der  Aufgabe,  die  Finanzielle  der 
neueren  Auffassung  des  Staats  und  der  Staats-  und  Selbstverwaltung 
anzupassen,  auch  immer  mehr  zugestanden  und  hat  derselbe  in 
L.  Stein' s  Finanzwissenschaft  bereits  eine  in  vieler  Beziehung 
vorzttgliche  Lösung  gefunden,  so  wird  der  zweite  Theil  der  Auf- 
gabe, die  zugleich  social -politische  Auffassung  des  Finanz- 
wesens, noch  um  so  mehr  beanstandet,  vielfach  noch  nicht  einmal 
verstanden. 

Vgl.  z.  H.  die  Acusserungen  Sfltbeer's  in  Betreff  einer  Stelle  über  das  soeial- 
politische  Stcuerprinrip  in  meiner  Vorrede  zum   1.  Rande  des  Lehrbuchs  (S.  VI.)  in 
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dem  Aufsatze  über  d.  Uesainmteiukomnien  in  Preußen  im  Arbeiterfreund  '*  1 87ö 
(XIII.).  2S*>.  Die  schatzenswerthen  Vergleiche  des  preuss.  u.  englischen  Volkseinkom- 
mens und  seiner  Vertheilung,  welche  Sfltbeer  hier  giebt,  beweisen  in.  E.  schon  die 
Tendenz  steigender  Ungleichheit  des  Einkommens,  die  ich  bekämpfen  möchte.  Und 
Sötbeer's  frühere  Arbeit  über  die  Wirkungen  des  Staatsschulden wesens  ist  selbst  ein 
Beleg  für  die  Notwendigkeit,  die  socialpolitische  Seite  der  Finanzmassregeln  mit 
zu  beachten.  Bei  fremden  Nut. Ökonomen,  z.  B.  bei  Leroy-Beau lieu  in  seinem  viel- 
fach vorzüglichen  Finanzwerk,  mangelt  eine  solche  sociale  Auffassung  noch  ganz,  su 
itci  der  Betrachtung  des  Steuerfusses,  der  Erbschaftssteuer.  —  Auf  die  mancherlei 
Angriffe,  welche  diese  Auffassung  der  Finanzen  und  der  Finauzwissenschaft  mir  zu- 
gezogen hat,  lohnt  es  sich  mir  nicht,  an  dieser  Stelle  einzugehen.  Sachlich  waren  sie 
>dten  genug,  die  grosse  liberale  Tagespresse  ist,  wie  immer,  in  solchen  Dingen  durch- 
las in  der  Arrieregarde ,  wie  es  Lassalle  von  ihr  so  richtig  sagte,  gewöhnlich  um 
mehr,  je  mehr  sie  von  „Fortschritt"  redet. 

In  der  Finanzwissenschaft  selbst  kann  die  auf  jenes  Ziel 
bezügliche  Controverse  auch  nicht  ausgefochten  werden,  denn  sie 
gehört  hierher  nur  nach  ihreu  finanztechnischen  Consequenzen. 
Völlig  zu  erledigen  ist  sie  allein  in  der  Allgemeinen  Vclkswirth 
schattelehre ,  speciell  in  der  „Grundlegung",  auf  welche  dafür  hier 
zn  verweisen  ist.  Dieses  Werk  stellt  sich  aber  nunmehr  auf  diesen 
socialpolitischeu  Standpunct  und  wird  versuchen,  ihn  auch 
in  der  Finanztheoiie  zur  Geltung  zu  bringen. 

Ausserhalb  der  deutschen  Wissenschaft  ist,  abgesehen 
von  einzelnen  Anzeichen  in  der  italienischen,  von  der  deutschen 
Literatur  beeinflussten  Finanzwissenschaft,  von  dieser  neuesten 
Entwicklungsphase  der  Finanzielle  selbst  noch  weniger  zu  spüren, 
aU  von  der  Umgestaltung,  welche  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie  bei  uns  neuerdings  zu  geben  gesucht  wird.  Von  unserem 
Standpuncte  aus  erscheint  dies  als  ein  Mangel,  welcher  sich  aus 
der  ungenügenden  Auffassung  des  Staats  und  aus  dem  falschen 
Hängenbleiben  in  den  Schablonen  des  Smithianismus  erklärt. 

§.  29.  Die  Weiterentwicklung  wird  gewiss  bei  uns  wie  im 
Auslande  wesentlich  mit  von  der  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Dinge  im  practischen  Leben  abhängen.  In  dieser 
Hinsicht  muss  das  Znrtickgehen  auf  nationale  Wirtschafts- 
politik und  der  entschiedene  Fortschritt  zu  einer  positiven 
•Staatsw irthschafts-  und  Socialpolitik  —  nach  Rodbertus' 
richtigem  Programm  wort:  Die  Volkswirtschaft  muss  mehr  Staats- 
wirthschaft  werden  —  oder  m.a.  W.  die  Hinwendung  zum  „Staats- 
socialismus"  und  die  finanzielle  Voraussetzung  dafür,  eine 
„sociale  Finanzpolitik"  von  grossem  Einflüsse  auch  auf  die 
Finanzwissenschaft  werden.  Eiue  solche  Politik  erscheint  mir 
ebenso  berechtigt,  als  unausbleiblich,  wenn  die  grössten  inneren 
Katastrophen  vermieden  werden  sollen.    Es  ist  hoch  erfreulich, 
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dass  das  junge  Deutsche  Reich  hier  mit  gewohnter  preossischer 
Energie  den  neuen  Weg  betritt,  sich  selbst  zum  Ruhme,  allen 
anderen  Culturstaaten  zur  Nachahmung.  Die  bisher  in  der  Theorie 
noch  so  vielfach  angefochtene,  in  der  politischen  Praxis  als  uner- 
hört geltende  „sociale  Steuerpolitik",  welche  in  diesem  Werke  in 
dieser  Weise  zuerst  vertreten  wurde,  hat  in  den  Motiven  zur  ersten 
Unfallversicherungs-Vorlage  im  Deutschen  Reichstage  und  noch 
allgemeiner  und  principieller  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  im  prächtigen  Lapidarstyl  ihren  Ausdruck  und  ibre 
Anerkennung  gefunden.  Ein  solcher  Vorgang  in  der  Praxis  wird 
von  der  Theorie  auf  die  Dauer  nicht  ignorirt  werden  können  und 
zur  vollen  Herrschaft  der  „socialen  Phase"  in  der  Finanzwissen- 
schaft der  Gegenwart  das  Seine  beitragen. 

Ich  habe  hierauf  schon  in  meiner  Abh.  directe  Steuern  in  Schönberg's  Hand- 
buch II,  170  hingewiesen  nud  wiederhole  es  hier  absichtlich  auch  gegenüber  neuer- 
licher Polemik  gegen  diese  Auffassung.  Vgl.  aus  den  gen.  Motiven  der  Uufallrersich.- 
vorlagc  n.  A.  die  folg.  Sätze:  „dass  der  Staat  sich  in  höherem  Maasse  als  bisher  sei- 
ner hilfsbedürftigen  Mitglieder  annehme,  ist  nicht  bloss  eine  Pflicht  der  Humanität 
u.  des  Christen thu ms,  von  welcher  die  staatlichen  Einrichtungen  durchdrangen  sein 
sollen,  sondern  auch  eine  Aufgabe  staatserhaltcndcr  Politik,  welche  das  Ziel 
zu  verfolgen  hat,  auch  in  den  besitzlosen  Klassen  der  Bevölkerung,  welche  zugleich 
die  zahlreichsten  u.  am  wenigsten  unterrichteten  sind,  die  Anschauung  zu  pflegen, 
dass  der  Staat  nicht  bloss  eine  nothwendige,  sondern  auch  eine  wohlthätige  Anstalt 
sei."  ....  „Das  Bedenken,  dass  in  die  Gesetzgebung,  wenn  sie  dieses  Ziel  verfolge, 
ein  socialistisches  Element  eingeführt  werde,  darf  von  der  Betretung  dieses 
Weges  nicht  abhalten.  Soweit  dies  wirklich  der  Fall  ist,  handelt  es  sich  nicht 
am  etwas  ganz  Neues,  sondern  um  eine  Weiterentwicklung  der  aus  der  christlichen 
Gesittung  erwachsenen  moderuen  Staabidec,  nach  welcher  dem  Staat  neben  der  de- 
fensiven, auf  den  Schntz  bestehender  Rechte  abzielenden,  auch  die  Aufgabe 
obliegt,  durch  zweckmässige  Einrichtungen  und  durch  Verwendung  der  zu  sei- 
ner Verfugung  stehenden  Mittel  der  Gcsammthcit  das  Wohlergehen  aller 
seiner  Mitglieder  und  namentlich  der  schwachen  und  hilfsbedürftigen  positiv  zu 
fördern.  ...  Auch  die  ßesorgniss,  dass  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  nam- 
hafte Erfolge  nicht  erreichen  werde,  ohne  die  Mittel  des  Reichs  und  der 
Einzelstaaten  in  erheblichem  Maasse  in  Anspruch  zu  nehmen,  darf  von 
der  Betretung  des  Weges  nicht  abhalten.  Denn  der  Werth  von  Maassnahmen.  bei 
welchen  es  sich  um  die  Zukunft  des  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Bestands  hau* 
delt,  darf  nicht  an  den  Geldopfern,  welche  sie  vielleicht  erfordern,  gemessen  wer- 
den." —  U.  ähnlich  ist  allgemeiner  uoch  in  der  Kais.  Botschaft  v.  17.  Nov.  1S81  die 
Rede  von  Plänen  „zur  positiven  Förderung  des  Wohls  der  Arbeiter1',  namentlich  von 
Gewährung  „grösserer  Sicherheit  u.  Ergiebigkeit  des  Beistands,  auf  den  die  Hilfsbe- 
dürftigen Anspruch  haben",  u.  von  „einem  höheren  Maass  staatlicher  Fürsorge,  als 
ihnen  (spcciell  den  Arbeitsinvaliden)  bisher  hat  zu  Theil  werden  können."  Dass  hier- 
für „ohne  die  Aufwendung  erheblicher  Mittel"  nichts  zu  erreichet!  sei,  verhehlt  sich 
die  Botschaft  nicht.  Einstweilen  von  einem  grossen  Theil  der  ..öffentlichen  Meinung'* 
abgelehnte,  verspottete,  aber  im  Zusammenhang  der  Social-  u.  Finanzpolitik  betrachtet 
durchaus  der  Erörterung  werthe  Ideen  n.  Pläne,  grosse  Erwerbsquellen  der 
Privatwirtschaft  dieser  zu  entziehen  und  nach  einem  neuen  „Rega- 
lisirungspri neip"  dem  Staate,  zum  Zweck  specicllcr  Leistungen  für 
die  unteren  Classen,  zu  übertragen,  solcho  Ideen  u.  Pläne  möchten  in  nicht 
allzofcrncr  Zeit  zn  den  regelmässigen  Objccten  zählen,  welche  die  Finanzwissenschaft 
in  der  „socialen  Phase"  der  Finanzpolitik  zu  behandeln  haben  wird,  —  wie  z.  B.  die 
Constituirung  eines  Reichs- Tabaksmonopols  als  „Patrimonium  der  Enterbten" 
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*um  Hilfsfonds  für  Arbcitervcrsichcrungswcsen.  nach  einer  speciellen  Idee  des  Fürsten 
Bismarck  (nicht,  wie  öfters  gesagt  wurde,  des  Verf.  dieses  Werks,  der  nur  ähnliche 
Ideen,  z.  B.  hinsichtlich  der  Verwendung  der  Salzsteuer  schon  früher  kundgegeben 
|s.  Fi».  II,  S.  49  lj  und  jene  Bismarck'sche  Idee  zuerst  mit  im  Publicum  verbreitet 
bat).  Die  bloss  negative  Kritik  und  die  Abtrumpfung  solcher  Ideen  mit  einem  Schlag- 
wort des  Tags,  wie  sie  auch  von  Männern  der  Wissenschaft  erfolgt  ist,  wollen  wenig 
besagen  gegenüber  einer  unverkennbaren  Tendenz  der  Praxis,  eben  derartige  Pro- 
bleme der  Social-  u.  Finanzpolitik  zur  Lösung  zu  stellen.  Uic  Rhodus. 
hic  salta,  —  das  wird  für  die  Finanzwissenschaft  in  dieser  neusten  Eutwicklungsphasc 
des  politischen,  socialen,  wirtschaftlichen  Lebens  u.  in  der  eben  dadurch  bedingten 
Phase  der  Finanzwissens«*haft  solchen  Problemen  gegenüber  gelten. 

VI.  —  §.  30.  Zur  Bibliographie  der  Finanzwissen- 
sehaft. Im  Vorausgehenden  ist  nur  in  grossen  Zügen  ein  Bild 
der  Entwicklung  der  Finanz  Wissenschaft  entworfen  worden.  Es 
kann  nicht  die  Aufgabe  eines  Lehrbuchs,  wie  des  gegenwärtigen, 
sein,  eine  förmliche  Literaturgeschichte,  welche  sich  ein- 
gehend mit  den  Werken  der  einzelnen,  wenn  auch  nur  der  wich- 
tigeren Autoren  beschäl tigt,  zu  geben.  Ebenso  wenig  vermag 
ein  solches  Werk  eine  vollständige  Bibliographie  des  Fachs 
zu  liefern.  Entsprechend  dem  Vorgänger  dieses  Werks,  dem 
Rau' sehen  Lebrbuche,  soll  indessen  auch  hier,  im  Anscbluss  an 
obige  Skizze  der  Geschichte  der  Finanzwissensebai t,  ein  Beitrag 
znr  Bibliographie  der  Disciplin,  insbesondere  hinsichtlich  der  neueren 
und  neuesten,  namentlich  deutschen  Literatur,  seinen  Platz  finden. 

Die  folgende  Uebersicht  Uber  die  Finanzliteratur  beschränkt 
(»ich  im  Wesentlichen  auf  die  Schriften  systematischer  und  all- 
gemeiner Art,  einschliesslich  einzelner  monographischer  Arbeiten 
von  Bedeutung  für  die  principielle  Auffassung  des  Finanzwesens, 
lern  er  auf  die  Werke  Uber  Finanzgeschichte,  Finanzstatistik 
and  über  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  Die  Special- 
literatur Uber  die  einzelnen  Hauptgebiete  des  Finanzwesens  (Steuer- 
wesen, Staatscredit  u.  s.  w.)  findet  sich  in  den  späteren  Abschnitten 
angeführt. 

I.  Allgemeine  bibliographische  Hilfsmittel  der  (neueren)  Finauzliteratur 
sind:  Müldcncr,  bibl.  geogr.  stat.  et  oecon.  pol.  ((iött.);  dess.  (jetzt  eingestellte) 
»taatswissensch.  Bucherschau  in  den  früheren  Jahrgängen  der  Tab.  Ztschr.  für  Staats- 
wissenseb.  Ferner:  0.  Mühlbrecht's  (auch  die  fremde  Literatur  vollständig  um- 
fassende) Uebersicht  der  rechts-  u.  staatswiss.  Liter.,  Berl.  seit  1SGS  jährlich.  —  Ausser- 
dem dürfen  drei  gedruckt  vorliegende  Bibliothekskataloge  hier  genannt  werden, 
derj.  der  Hamburger  Commerz bibliothek  (Hamb.  1S64,  mit  späteren  Nachträgen) 
o.  derj.  der  Bibliothek  des  K.  Statist.  Bureaus  in  Berlin  (1.  Abth.  1S74.  2.  1  STD), 
wozu  jetzt  noch  (1SS2)  derj.  der  Biblioth.  des  Deutschen  Reichstags  getreten  ist. 
Die  zwei  erstgenannten  Bibliotheken  sind  wohl  die  reichsten  Specialbibliotheken  der 
Staatswissenschaften  (im  weitesten  Sinne)  in  Deutschland,  reich  bes.  auch  an  aus- 
ländischer Literatur,  die  Berliner  freilich  lückenhaft  in  Bezug  auf  ältere  Werke. 
Die  Reichstagsbibliothek  beginnt  sich  ihnen  würdig  anzuschliesscn  und  übertrifft  sie 
bereits   in  einzelnen  Zweigen ,  allerdings  nicht  in  der  Finanzliteratur.  —  Für  die 
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ncneste  in-  u.  ausländ.  Liter,  s  auch  den  reichhaltigen  Lage rkatalog  No.  30(18*2) 
der  Buchh.  f.  liechts-  u.  Staa'swissensch.  Puttkaminer  u.  Mühl  brecht  in  Berlin. 
Das  specicll  die  preuss.  Finauzlitcratur  bctrellende  Werk  von  Kletke,  Liter.  Uber 
das  Finanzwesen  des  preuss.  Staats.  3.  Aull..  Berlin  lh76,  liefert  zugleich  vielfach 
ein  allgemeines  bibliographisches  Hilfsmittel  für  die  Finanzliteratur.  Eine  kürzen- 
Bibliographie,  systematisch  gegliedert,  enthält  Cossa's  elementi  d  scienza  d.  iin. 
Mil.  3.  ed.  18S2,  deutsch  v.  Eheberg,  Erlangen  1SS2,  (hier  u.  A.  mehrfache 
Angaben  über  span.,  russ ,  poln.,  scandinav.,  holländ.,  ungar.  u.  s.  w.  Finanzwerke). 
Die  folgende  Uebersicht  beschränkt  sich  im  Wesentlichen  für  die  fremde  Literatur 
auf  Angaben  über  französ.,  englische  u.  italien.  Werke. 

IL  Einzelne  Werke  (die  ältere  Literatur  z.  Th.  nach  Bau*. 

!.  Aus  der  fremden  Literatur  über  Polit.  Oekouomie  im  Allgemeinen. 

Ad.  Smith,  weaJth  of  nations,  b.  V.  s.  o.  S.  41.  —  Kicardo,  priuciples  of 
polit.  econ.,  s.  S.  44.  —  M'Culloch,  ebendas  —  J.  St.  Mill.  princ.  of  pol.  econ., 
B.  V.,  deutsch  v.  Sötbccr,  2.  Aufl.  in  1.  B..  Hamb.  1861,  S.  5yO  It.  (3.  Aufl.  1870). 

J.  B.  Say,  traili  diicon.  pol.  s.  o.  S.  43.  —  Simonde  de  Sismondi,  nouv. 
princ.  d'ccon.  pol.,  ebendas. 

2.  Deutsche  Werke  über  Finanzwisseuscbaft  im  Anschluss  an  die  Werke 
über  Polit.  Oekonomie  im  Allgemeinen. 

Krug,  Abriss  d.  Staatsökonnmie,  S.  11«  bis  Ende.  —  Harl,  Handb  d.  Staats- 
wirthsch.  u.  Finanz,  2.  Abth.  hll.  —  Graf  J.  v.  Soden,  Nationalökonomie.  VI.  B. 
lbll  (hat  auch  den  besonderen  Titel:  StaatstinanzwissenscbafO.  —  Fulda  (t  1847), 
Grundsätze  der  ökonomisch-polnischen  oder  Katneralwis*eus(  haften.  2.  A.  18M.  S.  2.">5 
bis  Ende.  —  Schmalz,  Staatswirthschafblehro.  IL  152  bis  Ende.  —  Lötz,  Hand- 
buch der  Staatswirtlischattslehrc.  III.  B.  —  Pölitz,  Die  Staatswissenschaften.  II,  263 
bis  Eude  (2.  Ausg.  18.17).  —  Krause,  National-  und  Staatsökonomie,  II,  2IS{1830). 

—  Schätfle.  d.  gesellsch.  Syst.  d.  inenschl.  Winhsch.  Tub.  1SG7,  2.  Aufl.  §.  176 
bis  179,  198—220  (bes.  nationalök.  Analyse  d.  Staats),  §.  274—284  (Abriss  d.  Finauz- 
wissensch.).  —  W  irth ,  M.  Gruudz.  d.  Nationalök.,  B.,  4.  Aufl.,  Cola  lü>82,  S.  328—506 

3.  Selbständige  Behandlungen  der  gesaminten  Finanzwissenschaft. 
(Systemat.  Werke). 

a.  Deutsche  Werke:  Stockar  v.  Ncuforn  (+  1817),  Handb.  der  Finanz- 
wissenschaft,  Bothenburg  a.  d.  T.  1807.  II.  B.  —  v.  Jacob,  Die  Staatsfinanzwissenschaft. 
Halle,  1821,  IL  2.  Ausg.  ron  Eisclcn,  1837.  —  Behr.  Die  Lehre  von  der  Wirt- 
schaft dos  Staates,  Leipzig,  1 S-J2.  —  Fulda.  Handb.  der  Finauzwisscnschaft, 
Tüb.  1826.  —  v.  Malchus  (f  1840).  (ehem.  westfähl.  u.  würicmb.  Finanzmini-ter"». 
Handbuch  der  Finanzwisscnschaft  uud  Finanzvcrwaltung.  Stuttg.  18(0.  II.  aioch  heute 
wen  In  oll  bes.  für  die  pract.  Seiten,  Verwaltung  u.  s.  w.)  —  Schön,  Die  Grundsätze 
der  Finanz,  eine  kritische  Entwicklung.    Breslau  1832.    (Nur  einzelne  Abhandlungen. > 

—  Barth.  Vorlesungen  über  Fiiianzwisscnschaft.  Augsb.  1843.  —  Gr.  Cancrin. 
184'  ),  Die  Oekouomie  der  menschlichen  Gesellschaft  t:nd  das  Finanzwesen.  Stutt- 
gart 1845.  —  Magnus  Graf  Moltkc,  Leber  die  Einnahmequellen  des  Staats. 
Hamburg  1846.  —  Umpfcnbach.  Lehrbuch  der  Finanzwissenschalt.  IL  B.  Erlangen 
185'J.  1S60,  (mehr  nur  Grundriß.  —  Stein.  Lehrbuch  der  Finanzwisscnschaft. 
Leipzig  1860,  4.  Aufl.  jetzt  in  2  B.  1878.  —  Huhn,  Finanzwiss.,  Lpz.  1865.  - 
K.  J  Bergius.  Grundsätze  der  Finanzwiss.  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preuss. 
Staat.  Berlin  1865.  2.  Aufl.  1871.  —  E.Pfeiffer,  die  Staatseinnahmen.  Geschichte. 
Kritik  und  Statistik  derselben.  Stuttg.  1866.  II.  B.:  ders.  vergleich.  Zusammenstell. 
d.  europ.  Staatsausg. .  1865,  2.  A.  1878.  —  Bischof.  Katechismus  d.  Finanzwiss.. 
Lpz.  1>70.  3.  A'.  1  SSO  (jjrossenth.  Auszug  aus  Stein's  und  meinem  Fin.werk).  — 
Parth.  A,  B,  V.  d.  Fin.wns.  Gratz,  ls71.  —  Schmidt,  Uepetit.  d.  Syst.  d.  allgeni 
Fin.rechts  u.  d.  Fin.wisscnsch.,  Lpz.  1880.  —  v.  Hock.  öli.  Abgalten  und  Schulden, 
Stuttg  1863  (nahezu  eine  vollständ.  Fm. Wissenschaft  in  prägnanter  Kürze,  über  Finanz- 
technisches  mit  das  Beste).  —  G.  Schönberg,  Handbuch  der  polit  Oekouomie. 
Tub.  1^82,  B.  II,  1—464,  10  grössere  monograph  Abhandlungen:  v.  Getfckcn  ub. 
Wesen,  Aufgabe,  Geschichte  d.  Fin.wiss.  u.  üb.  Staatsausgaben,  v.  v.  Scheel  üb. 
Erwerbseinkünfte,  v.  Schall  üb.  Gebuhren,  üb.  Aufwandsteuern,  üb.  Verkehr-  u. 
Erbsch.steucr,  v.  Helferich  üb.  allgem.  Steu.lehre.  v.  Riecke  üb.  Zölle  u.  Zucker- 
steuern.  v.  A.  Wagner  ub.  directe  Steuern  u.  ub.  Ordn.  d.  Fin  wirthsch.  nebst 
ötlcntl.  Credit. 
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b.  Fremde  Litoratur.  J.  Garnier.  trait6  de  finances,  3.  ed.  Par.  J872.  — 
Leroy-Beauli  cu,  traite  de  la  science  do  fin.  2  vol.,  Par.  1877,  2.  ed.  1879  (sehr 
reichhaltig  u.  eingehend  in  Betr.  d.  französ.  Finanzen).  —  Gandillot,  princ.  do  la 
«c  d.  nn.  Par.  1874.  —  De  Luca.  scienza  d.  fin.  Nap.  1S5S.  —  Marcscotti,  le 
ünanze.  Bol.  1867.  —  Zeppa.  la  sc.  fiuanc.  Fir.  1870.  —  Giovanclli,  dclla  sc. 
tminz.  toI.  I,  Heina  1877.  —  Morpurgo,  la  finanza,  Fir.  1877.  —  L.  Gossa,  primi 
elementi  di  sc.  d.  fin.  3.  ed.  Mil.  1SS2  (hier  Werke  in  and.  fremd.  Sprachen  S.  176), 
deutsch  a.  d.  T.  Grundriß  d.  Fin.wisscnsch.,  frei  bearb.  v.  Eheberg,  Erl.  1882  (als 
Grundriss  auch  dies  Buch  Cossa's  gleich  seinen  anderen  sehr  branchbar). 

4.  Monographische  theoret.  Behandlungen  von  Haaptgübietcn  der 
Finanzwissenschaft  nebst  einigen  grundlegenden  Arbeiten  über  einzelne  Puncto. 
(Weiteres  in  den  späteren  Abschnitten  bei  den  Spcciallehren). 

a.  Ordnungdcr  Finanzwirthschaftu.dgl.:  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen. 
Heidelb.  1855.  —  A.  Wagner,  Ordn.  d.  osterr.  Staatshaushalts,  Wien  1863,  Ab- 
schD.  I,  S.  1 — 63.  (Oberste  Grundsätze  d.  Finanzwiss.  f.  d.  Ordnung  d.  Staatshaus- 
haltes.): ders. .  Art.  Staatshaushalt  in  Kcntzsch'  Handwörterbuch  der  VoRswirth- 
«hafbfehrc  (186»').  ders.  a.  a.  0.  in  Schernbergs  Handb.  II,  413  —  433.  — 
Laspeyres,  Art.  Staatswirthsch.,  Staatsw.buch,  B.  10.  —  Schäffle,  z.  Theorie  der 
Deckung  des  Staabbcdarfs,  Tüb.  Ztschr.  1883  (B.  39).  —  Knies,  tinan/.polit.  Er- 
örterungen. Hcidelb.  1871  (Prorectoratsprogr.  allgemeineren  Inhalts)  —  Vgl.  auch  die 
Staatsrecht).  Liter.,  bes.  über  Budgetrecht,  so  Gneist,  Gesetz  u.  Budget,  ßerl.  1879). 

b.  Besteuerung.  S.  die  umfassendere  Bibliographie  in  B.  II,  S.  139 — 150. 
t.  A.  Murhard.  Theor.  u.  Polit.  d.  Besteuer.,  Gött.  1S34.  —  J.  G.  Hoff  mann. 
Lehre  r.  d.  Steuern,  Berl.  1840.  —  G.  Schindler,  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem 
Zusammenhange  mit  den  Grundprincipicn  d.  Steuerlchre,  Tüb.  Ztsch.  1863,  XIX,  I. — 
Proudhon,  theoric  de  l'impöt,  Brüx.  1861  u.  spater.  —  Eisenhart,  Kunst  d. 
Besteuer.,  Berl.  186*».  —  Maurus,  mod.  Besteuer.,  Heid.  1870.  —  A.  Held,  Ein- 
kommensteuer, Bonn  1872.  —  Heuschling,  l'impöt  sur  le  revenn,  Par.  et  Brüx.  1873. 

—  Gutachten  über  Personalbesteucrunj?  von  Nasse,  Held.  Genscl.  Graf  v.  Wintzin- 
t-erode  u.  Rösslcr,  Lpz.  1873  (Schriften  des  Vereins  f.  Soc.  Pol.  III.).  — 
Fr  J.  Nenmann,  progress  Einkommensteuer  im  Staats-  und  Gemeindehaushalte. 
Lpz.  1874  (Schriften  d.  Ver.  u.  s.  w.  VIII.):  ders,  d.  Steuer  nach  d.  Leistungs- 
fähigkeit, in  Conrad's  Jahrb.  1880,  1*81.  —  Vcrhandl.  dieses  Vereins  über  Ein- 
kommensteuer, Lpz.  1875,  (Schriften  No.  XI),  15  ff.  —  v.  Scheel,  progress.  Be- 
>teucr,  Tüb  Ztsrh.  1875.  XXXI,  273:  ders  ,  Erbschaftssteuer,  Hildebr.  Jahrb.  1875, 
XXIV,  233:  dies.  Arbeit  j^elbstäodig  in  2.  Aufl..  Jena  1877.  —  Schäffle,  Grund- 
sätze d.  Steuerpolitik,  Tüb.  1880.  —  Es.ju.  de  Parieu,  traite  des  impoU,  4  vol. 
1  cd.  Par  1*66.  1867.  —  Cliffe  Leslie,  fmauc.  reforra,  Lond.  1S71  (auch  deutsch 
von  Brömel.  1872.) 

Ueber  Communalbesteuerung  insbesondere:  Die  Comuiunalsteuerfrage. 
10  Gutachten  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  (bes  v.  E.  Meier,  Nasse,  v.  Reitzenstein  u. 
A  m.).  Heft  12  d.  Ver.schr.  1877.  —  Verhandlungen  darüber  in  d.  Ver.vcrs.  z. 
Berlin  1877,  Heft  14  d.  Schriften,  Leipz.  1878.  —  Daraus  bes.  ausgearbeitet  das 
Iteferat  von  A.  Wagner,  d.  Coinniunalsteuerfrage ,  Lcipz.  1878.  —  R.  Fried  berg. 
J.  Besteuer.  d.  Gemeinden,  Berl.  1878.  —  v.  Bilinski,  d.  Gcineindebcsteueruug  u.  d. 
Reform,  Leipz.  1878.  —  Gneist.  d.  preuss.  Finanzreform  durch  Rcgulir.  d.  Gemeinde- 
steuern, Berl.  1881.  ■  - 

c.  Oeffentlicher  Credit.  Neben ius,  ölfentl.  Credit,  2.  Aufl.,  I. B.,  Karlsr.  1829.  ^ 

—  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Heid.  1855.  —  A.  Wa*gner,  Art.  Staatsschulden 
ita  Staatsvörterb. ,  X.  —  S  ö  t  b  e  e  r ,  Betracht.  Uber  d.  Staatsschuldcnwesen ,  Berl. 
Vierteljahrschr.  f.  Volkswinhseh  1865,  2.  B.  —  E.  Nasse,  Steuern  und  Staatsanleihen. 
Tabing.  Zeitschr.  1868.  XXIV.  —  O.Michaelis,  über  Staatsanleihen  (aus  d.  volksu.  j 
Virtelj^chr)  in  d.  volkswirthsch.  Schriften,  Berl.  1873  II.  —  Ricca-Salorn  o,  teor.^i 
sreoer.  d.  prost,  publ.  Mil.  187!» 

Besondere  deutsche  Fachzeitschriften  f.  d.  Finanzwissenschaft  allein  bestehen 
nicht,  doch  finden  sich  manche  hnanzwbs.  Specialarbeitcn  in  den  allgcm.  natökon. 
und  staafewiss.  Fachzeitschriften,  so  in  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  d.  gos.  Staatswiss. .  in 
Hildebrand -Conrad's  Jahrbüchern  f.  Nat  ök  u.  Statut  ,  im  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u  s.  w. 
d  deutschen  Reichs,   in  d.  Berl.  Vicrtel.j.schr.  f.  Volkswirthsch.    Aus  d.  fremden 
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Lit.  s.  bes.  das  Journal  des  Economistcs,  da»  Journ.  of  tbe  Statist.  Soc.  in  London, 
den  engl.  Econoinist  u  A.  in. 

5.  Abriss  der  Finanzielle  in  Werken  der  allgemeinen  Staats- 
wissenschaft 

Behr,  Syst  d.  angew.  Staats!.,  III,  348.  (1810)  —  Craig,  Grundzüge  d.  Politik. 
III.  Bd.  deutsch.  Leipz.  1816.  —  v.  Arotin.  Staatsr.  d.  constitut.  Monarchie,  fortges. 
durch  r.  Rotteck.  II,  295.  (1827.)  —  Weber,  Grundzüge  d.  Politik,  2.  359.  (1827.) 

—  Ei  seien,  Handbuch  des  Systems  der  Staatswisscnachaftcn,  S.  291.  (1828.)  — 
Schm itthenner,  Grundriss  der  politischen  und  historischen  Wissenschaften,  I,  215, 
.ISMO/)  —  Schön,  Die  Staatswissenschaft,  S.  311  —360.  (1831.)—  v.  Kotteck. 
Lohrbuch  der  ökonomischen  Politik  (des  Yernuuftrcchtes  4.  B.)  Stuttg.  1835,  S.  22*>. 

—  Stahl,  Philos.  d.  Rechts,  II,  2.  §.  120  ff.  —  Waitz,  Politik,  1862.  S.  81  ff.  — 
IL  Es  eher,  Handb.  d.  pract.  Politik,  Lpz.  1868,  I,  247  ff.  —  Bluutscbli,  Lehre 
v.  mod.  Staate,  5.  Aufl.,  Stuttgart  1S76,  II,  495  ff.  u  a.  m. 

6.  Zur  Literatur  der  Finauzgcschichto  (s.  auch  Ko.  7  u.  bes.  8  untcu 
u.  f.  Weiteres  d.  Spccialabschnittc). 

Heeren.  Ideen  Uber  die  Politik  u.  s.  w.  der  Völker  der  alten  Welt,  3.  Ausg., 
Gött.  1815,  III.  —  L.  Key  nie  r,  de  fecou.  polit.  et  rur.  des  Perses,  et  Pbeuic,  Gen. 
et  Par.  1819;  dgl.  des  Ärabes  et  des  Juifs,  1820;  dgl.  des  Egyptiens  et  Carthagin.. 
1823;  dgl.  des  Grecs,  1825.  —  Ganilh,  Essai  politique  sur  1c  revenu  public  des 
peoplcs  de  l'antiquitü  du  moyen  agc  et  des  siecles  modernes.  P.  1806.  Neue  Ausg. 
1823.  IL  Bd.  (grössentheils  über  Frankreich  und  England)  —  Böckh,  Die  Staats- 
haushaltung der  Athener,  Berlin  1817.  IL  2.  Ausg.  1850. 

Ueber  Rom  ist  die  ältere  Hauptsclmft:  Burmann,  de  vectigalibus  populi  Ro- 
mani.  Leid.  1734.  —  Hegewisch,  Histor.  Versuch  Uber  die  röm.  Finanzen,  Altona. 
1804.  —  Bosse,  Grundzüge  des  Finanzwesens  im  römischen  Staate.  Braunschweig, 
1806.  7,  IL  —  Becker,  Handbuch  der  röm.  Alterthümer.  fortges.  v.  Marquardt, 
3.  Tbl.  2.  Abth.  1853  (enthält  Finanz-  u.  Militärwesen),  neue  Aufl.  Röm.  Staatsverw.  B.  2, 
Lpz.  S.  76—308.  1876.  —  Mommscn,  röm.  Staatsr.,  Lpz.,  1874,  II,  1.,  100  ff,  596  fl.. 
11,  2.  (1873),  929  ff.  —  Buuchard,  etude  sur  l'administr.  des  finances  de  l'emp. 
Romain,  Par.  (1874).  —  r.  Gosen,  röm.  Fiscus,  Tüb.  Ztsch.  23.  —  Rodbcrtus. 
z.  Gesch.  d.  röm.  Tributsteuer  u.  s.  w.,  in  Hildebr.,  Jahrb.  B.  4,  5.  8. 

HüUmann,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin.  1805.  ^Nur 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches,  nicht  der  einzelnen  Landet  —  G.  Waitz. 
Deutsche  Verfassuugsgcschichtc  pass.,  bisher  8  Bände,  d.  älteren  in  neuen  Auflagen. 
B.  S.  Kiel,  1878.  Für  die  einzelnen  Epochen  s.  bes.  die  Kapitel  über  d.  Finanzwesen 
(so  B.  8,  S.  216  —  4M».  —  Zcumcr,  d.  deutscheu  Stadtcsteuern ,  insbes.  d.  Stadt. 
Reichssteuern  im  12.  u.  13.  J.h.  Leipz.  187S  (Schmoller's  Forsch.  I,  2).  —  Lang, 
bist.  Entwickl.  d.  deutschen  Steuervcrl'ass.,  Berl.  u.  Stett.  1793.  —  Ilse,  Gesch.  d. 
deutschen  Steuerwesens  1.  Abth.  Giesseu  1844.  G.  Schön  be i  g,  Fin.verhältnisse 
d.  St.  Basel  i.  14.  u.  15  J.h.  Tüb.  1879.  —  Töppen,  d.  Zinsverfass.  Preussens  unter 
d.  Herrsch,  d.  Deutschen  Ordens.  Ztschr.  f.  preust.  Gesch.  B.  1.  —  Kotelmann,  d. 
Finanzen  Albr.  Achills,  ebendas.  B.  M.  —  G.  Schmollcr,  d.  Epochen  d.  preussu 
Fin.politik,  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w.  i.  Deutschen  Reich.  K.  F.  I,  1877  S.  33—114.  — 
Klewitz,  Steu.verfass.  im  Herzogth.  Magdeburg,  Berl.  1797.  —  Kries,  hist.  Ent- 
wickl. d.  Steu.vcrfass.  in  Schlesien,  Bresl.  1842.  —  Riedel,  d.  Brand,  preuss.  Staats- 
haushalt in  d.  beiden  letzten  Jahrhunderten,  Berl.  1866  (quell.mässig).  —  Krug. 
Gesch.  d.  preuss.  Staatsschulden,  her.geg.  v.  Bergius,  Breslau  1861.  —  f.  Bosse. 
Darstellung  des  staatswirthschaftlichen  Zustande*  in  den  doutschen  Bundesstaaten  auf 
«einen  geschichtlichen  Grundlagen.  Brauuschwcig.  1820.  —  Falko,  Gesch.  d.  Deutschen 
Zollwesens,  Lpz.  1869.  —  Hoffmann,  das  Finanzwesen  von  Würtemberg  Zu  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts.  Tübingen.  1840  —  Oberlei  tue  r,  Oesterreichs  Finanzeu 
unter  Ferdinand  L.  Wien.  1859;  ders. ,  Finanzlage  Nieder-Oesterreiebs  im  16.  Jahr- 
hundert, Wien  1803;  ders..  Finanzlage  der  deutsch-österreich.  Ei  blande  im  J.  1761, 
Wien,  1865.  —  Schwabe  v.  Waisen  freund,  Vers,  einer  Gesch.  d.  österr.  Staats-, 
Credit-  u.  Schuldenweseus,  Wien  1860  ff.  —  J.  v.  Hauer,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  österr. 
Finanzen.  Wien.  1848,  5  Hefte.  —  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  s.  w.  der  Österr. 
Bancozettelperiode,  Tab.  Ztschr.  1861  u.  1803.  —  Vocke,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Ein- 
kommensteuer in  Baieru,  Tüb.  Ztschr.  B.  20  u.  21.  —  S.  im  AUgem.  sonst  die  Werko 
über  deutsche  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  (wo  Eichhorn  auch  über  das  Fioauz- 
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wesen  immer  noch  das  Beste  u.  Eingehendste  giebt)  u.  über  allgemeine  deutsche 
u.  Territorialgeschichte,  so  Droyseu's  Gesch.  d.  preuss.  Politik. 

Sinclair,  Hiatory  of  the  public  revenue  of  the  British  cinpiro.  3.  Edit.  1803. 
UL  —  Madox,  Hiatory  etc.  of  tho  exchequer,  2.  cd.  Loud.  1769.  —  Gneist,  engl. 
Verwaltungsrccht,  2.  A.  2.  B.  Berl.  1867.  passim.  —  Vocko,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit. 
Kekhs,  Leipz  1867.  —  Höf ler,  Gesch.  d.  engl.  Civilliste.  Stuttg.  1834.  —  Do  well, 
sketch  of  the  bist,  of  taxes  in  Engl.  Lond.  1S76  ff. 

Froumantcau  (pseudonym),  Le  secret  des  finances  de  France,  1851.  (Auf- 
zählung alier  Einnahmen  und  Ausgaben  des  SO  jährigen  Zeitraums  von  1550 — 1580, 
Tgl.  v.  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaft,  III,  111.)  —  de 
Forbonnais,  Rccherchcs  et  considerations  6ur  les  finances  de  la  France  depuis  1595 
josquen  1721.  Bäle.  1758.  II.  4°,  u,  Li6ge,  1758.  VI.  8°.  —  Arnould,  Histuiro 
generale  des  finances  de  la  France,  Par.  1804.  4°.  —  de  Montbiou,  Particularites 
et  übservatious  sur  les  miuistres  des  fiuauces  de  la  France  les  plus  cclebres  depuis 
1660  jusqu  eu  1791.  Par.  1812.  —  Bresson,  Histoire  financierc  de  la  France.  Par. 
1828.  II.  (meistenteils  aus  Monthion  abgeschrieben).  —  Bailly.  Histoire  financiere 
de  la  France.  1830.  II.  (bis  1786.)  —  Die  Discours  preliminaircs  von  Pastor  et  tot 
den  von  demselben  herausgegebenen  Thcilcn  der  Ordounances  des  rois  de  France, 
Bind  15—19,  enthalten  ebenf.  die  ältere  französische  Finanzgeschichtc. —  Clamageran, 
bist,  de  l'imput  en  France.  3  voL  Par  1861 — 76.  —  de  Nervo,  Les  finances  fraucaises 
bous  Fanden  ne  monarchie,  la  ^publique,  le  cousulat  et  l'empire  P.  1863.  IL  B» 
Forts,  sous  la  restauration.  1865—68.  IV.  B.  —  Yuitry  6tudes  sur  le  regime  fin. 
d.i.  France  avant  la  rcvolution.  Par.  1878.  —  Oborlcituer  Frankr.s  Fin.verhält- 
aissc  unL  Ludw.  XVI.  Wien  1866.  —  d'Audiffret,  apercu  du  cred.  publ.  etc.  de 
1789—1860,  Par.  1861.  Dgl.  bis  1S73,  Par.  1873.  —  Tripier,  la  detto  publ.  cn 
France  17S9— 1873,  Par.  1873.  —  v.  Wolff.  d.  Staatsrentenschuld  in  Frankr. 
Lpz.  1875.  —  Cohn.  G.,  Colbcrt,'i.  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  25,  bes.  B.  26, 
S.  390  IT. 

7.  Zur  Finanzstatistik. 

S.  oben  §.  19,  S.  25.  Hauptwerk  immer  noch:  v.  Czörnig,  d.  österr.  Budget 
im  Vergleich  mit  jenen  d.  vorzugl.  and.  ourop.  Staaten,  Wien,  1862.  Eine  neue  Be- 
arbeitung dieses  halbamü.  Werks  durch  ein  Statist.  Bur.  wäre  erwünscht.  —  F.  Cohen, 
ctudes  sur  les  impüt»  et  sur  les  budgets  des  prineip.  etats  de  l'Europe  Par.  1865  — 
r.Czöruig.  Einriebt  üb. Budget,  Staatsrecht,  u.  s.  w.in  verschied. Staaten,  Wien,  1866. — 
M.  Block,  l'Europe  pol.  et  soc,  Par.  1869,  ch.  3.  —  Ders.  Annuaire  d'econ.  pol. 
et  de  stat.,  jährlich.  —  Kolb,  Handb.  d.  vcrgl.  Statistik.  —  Goth.  Almanach,  die 
Hauptdaten  für  alle  Culturstaaten  jährl.,  in  den  letzton  Jahrgängen  gegen  früher  sehr 
specialiairt  —  Mehrfach  Aufsätze  in  der  Zeitschr.  f.  Kap.  u.  Rente.  —  Publicationen 
d.  internal.  Statist.  Congresses  über  Fiuanzstatistik,  bes.  der  grossen  Städte  (vom  Pesttr 
städt.  Bur.  besorgt).  1.  vol.  1877  11.,  Jahresbulletin  kürzer  ausserdem.  —  Die  Arbeiten 
der  vergleichenden  Fiuanzstatistik,  vorneml.  Uber  deutsche  Verhältnisse,  aber  mit  Vcr- 
glcichungen  fremder,  von  Ph.  G  erst  fei  dt,  bes.  Beiträge  z.  Keichssteuerfragc  u.  s.  w. 
Leipz.  1879,  ferner  vergleichende  Zahlen  u.  Bilder  i.  Reichssteuerfrage,  Leipz.  1881.  — 
Leber  ihren  betreffenden  Staat  bringen  die  amtl.  Statist.  Bureaus  bes.  in  den  „Jahi- 
büchern"  vergleichend.  Statist.  Daten  f.  längere  Perioden  (Deutsches  Reich,  Preussen, 
Oesterreich,  bes.  Italien  u.  a.  in.)  UeWr  Communal-Finanzs tatist.  s.  bes.  die 
u.  gen.  neueren  preuss.  Publicationen. 

Regelmässig  finden  sich  geschichtliche  Ausführungen  und  Statist.  Daten 
in  den  Werken  der  folgenden  Rubrik,  natürlich  von  verschiedener  Ausdehnung. 

8.  Zur  Literatur  über  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  (Weiteres 
in  den  Specialabschnitten). 

Deutschland.  Gebiet  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes:  v.  Reden, 
(f  1857),  Allgemeine  vergleichende  Finanzstatistik,  Darmstadt,  1851—56.  II  B.  in 
4  Abtheilungen.  Es  sind  bloss  die  deutschen  Staaten  abgehandelt.  Bd.  I  enthält  die 
rein  deutschen  Staaten.  Bd.  II  Preussen  und  Oesterreich. 

Neues  Deutsches  Reich:  A.  Wagner,  Reichstinanzwesen  in  v.  Holtzen- 
dorff's  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  B.  1  u.  3  (hier  bes.  über  die  Kriegsfinanzen  1870—71).  — 
Zahlreiche  Abhandlungen  und  Materialicnsatninlungen  über  alle  wichtigeren  Gebiete 
des  D.  Finanzwesens  (v.  v.  Auffsess  u.  a.  m.)  in  Hirth's  Annalcn  d.  D.  R.  — 
Jahrb.  d.  amtl.  Statist,  d.  proussisch.  Staats,  IV,  2,  S.  215  11.  —  Statist.  Jahrb.  f.  d. 
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Deutsche  Geich.  Lpz.  1882.  Berl.  18S2.  S.  148  ff.  Zoll-  u.  Stcuerstatistik  auch  in  d. 
„Statistik  d.  D.  Reichs",  bes.  in  d.  Monatsheften.  —  Weber,  d.  D.  Zollverein,  Lpz  1869, 
2.  Aufl.  1871.  —  Ueber  das  Rcichsfinanzrccht  s.  bes.  v.  Rönne's  u.  Laband's 
Werke  Uber  das  Staatsrecht  d.  Deutschen  Reichs. 

Einzelne  Staaten  des  heut.  Deutschen  Reichs: 

Prcussen:  Klctkc,  Literatur  üb.  d.  Finanzw.  d.  preuss.  Staates.  3.  AnH..  ßerl. 
1876  (sehr  flcissig).  —  v.  Bcguelin,  histor.  krit  Darstell,  der  Accise-  u.  Zollvcrfass. 
in  preuss.  Staaten,  Rerl.  1797.  —  Borowski,  Abriss  des  praktischen  Kamcral-  und 
Finanzwes.  in  den  K.  preuss.  Staaten.  3.  Ausg.,  IL,  Berlin  1805.  —  Bonzenberg, 
Preussens  Gcldhau»halt  u.  neues  Steuersystem.  Leipzig  1S2U.  —  (v.  Reibnitz?)  Uber 
Prcussens  Gcldhausbalt  u.  s.  w.  Berlin  1821.  —  Hanscinann,  Prcussen  u.  Frankreich, 
staatswinhschaftlich  u.  politisch,  2.  Aufl.,  1834.  (Gegen  den  Verfasser  trat  Kauf- 
mann auf.  den  wieder  Springsfcld  zu  bekämpfen  suchte.")  —  ?.  Bülow-Cuui- 
merow,  Prcussen.  Berlin  1812.  S.A. —  Bergius.  Preuss.  Zustände.  Münster  1^44; 
dess.  Grundsätze  d.  Finanzwiss.  mit  bes.  Bezieh,  auf  d.  preuss.  Staat.  Berlin,  2.  Aufl. 
1871.  —  Dietcrici,  Tabellen  und  N  ichrichten  für  den  preuss.  Staat  für  das  Jahr  1841), 
IV.  B.  1S53.  —  Schimmclpfenuig,  d.  preuss.  directen  Steuern  2  B.  3.  u.  4.  A. 
Potsd.  1859:  ders.  die  preuss.  iudirecten  Steuern.  2  B.  3.  A.  Berl.  IS  öS.  — 
Nasse,  Bemerk  über  d  preuss.  Steuersyst.  Bonn.  1961.  —  v.  Czörnig,  das  österr. 
Budget  etc.  I,  2S1.  —  Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  preuss.  Staats.  S.Jahr- 
gang 1869,  S.  357 — 57*  (Einnahmen  u  Ausgaben  von  1860 — 69).  —  Auch  4.  Jahrg., 
2.  Abth.  S.  245  ff.  (1874— 70).  —  Richter,  das  preuss.  Staatsschuldenwcscn ,  Berl. 
1869.  —  Dieterici  (jun/l,  Gesch.  d.  Steucrrcf.  in  Prcussen  von  1810—20.  Berl. 
1S75.  —  S.  auch  J.  G.  Hof f man n 's  Lehre  v.  d.  Steuern.  Berl.  1840.  —  v.  Czud- 
nochowski,  Steu.reform.  Fin.pol.  u.  s.  w.  in  Prcussen,  Berl.  1873.  —  Wissmann, 
d.  Steuerwesen  d.  preuss.  Monarchie,  Berl.  1S75.  —  Ueber  Communalfiuanz- 
statistik:  L.  Herrfurth,  Beiträge  z.  Finanzstatistik  d.  Gemeinden  in  Prcussen, 
Ergänz.h.  6  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur ,  1879:  Herrfurth  u.  Studt,  Fin.stat. 
d.  Kreise  d.  preuss.  Staats,  Ergh.  7,  18^0;  Beitrüge  z.  Statist,  d.  Gemcinöeabgaben 
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1859—  Iii  (leider  nicht  fortgesetzt).  —  Czörnig,  Oestcrr.  Budget  für  1862. 
Hauptwerk,  Vergleichung  d.  Budgets  von  Oesterreich,  Gross -Britanuien,  Frankreich. 
Preussen.  Russlaud,  Belgien,  Holland,  Baiern,  Spanien,  Portugal,  die  4  erstgen.  aus- 
fohriieh.  --  0.  Hubner.  Berichte  d.  Statist.  Ccntr.  -  Archivs ,  1858,  über  Gr.-Brit. 
u.  Oesterr.  —  Pfeiffer,  europ.  Staatsausgaben  u.  Einnahmen  s.  o.  — 

Hauptquelle  für  Spccialitatcn  des  Finanzwesens  einzelner  Lander:  Die  Staats- 
haushalts« tats  (ähnlich  die  Commun.-Haush.ctats),  die  Papiere  der  parlam.  Körper 
über  Finanzsachen ,  Steuergesetzentwürfe  u.  s.  w. ,  die  Gesetzsammlungen  in  Bez.  auf 
die  Finanz-,  Steuer-,  Staatsschuldengesetze,  die  Berichte  der  Controlkörpcr  (Obcr- 
rechenkammern ,  Staatsschuldcncoinmissionen  u.  dgl.  m.).  Auch  davon  wird  Einzelnes 
;clcgeadich  an  seinem  Orte  in  diesem  Werke  genannt. 
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Erstes  Buch. 
Die  Ordnung  der  Finanzwirthschaft. 

Kau,  Fin.  I,  (5  A.,  auch  z.  Th.  noch  meine  Bearbeitung  d.  0.  A.)  hat  iu  seinem 
J.  Buche  von  den  „Staatsatisgaben"  Mancherlei  behandelt,  was  systematisch  richtiger 
davon  zu  trennen  ist.  weil  es  sich  auf  die  Regelung  der  Finanz»  iithschaft  im  All- 
gemeinen bezieht,  so  die  Lehre  von  den  Haushalten  der  Selbstvcrwaltunijskörper,  in 
den  §§.  53 — 55  und  57  'jn  der  6.  Ausgabe  von  mir  au  eine  andre  Stelle  gochoben, 
3b  c  ID.  Andres  von  grosser  und  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Fiuanzwirth- 
>chaft  und  ihre  Ordnung,  wie  die  Lehre  vom  Haushalt  der  Staatenvcrbiuduugcn, 
ron  der  Deckung  der  Staatsausgaben  (Abschn.  3  des  1.  Buchs  in  meiner  <i.  Ausgabe) 
hat  Rau,  nach  dem  früheren  Standpuucte  der  Wissenschaft,  ganz  übergangen  oder 
nur  nebenbei  und  gelegentlich  iu  anderem  Zusammenhang  betührt.  Dagegen  tiudet 
«ich  dann  wieder  in  Erörterungen  wie  der  ..allgemeinen  Betrachtung  der  Staatsaus- 
gaben '*  in  der  5.  Aufl.  §.  24—41  (6.  Ausg.  g.  24— 31a)  Mauches,  was  gegenwärtig 
tbeils  unuöthig,  theils  autiqnirt  erscheint.  Andere  Punkte,  welche  sich  auf  die 
materielle  und  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  beziehen,  erörtert  Kau  im 
2.  Bd.  im  U.  und  z.  Th.  im  4.  Buche.  In  der  2.,  bereits  im  Wesentlichen  versclb- 
»täudigten  Ausgabe  des  1.  Bandes  meiner  Neubearbeitung  des  Kau  schen  Finanzwerks 
Labe  ich  im  dortigen  1.  Buche  schon  in  erhcblicber  Erweiterung  und  vielfach  völliger 
Abweichung  von  Kau  ..die  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  den  Finanzbedaif " 
behandelt.  Aber  ich  behielt  damals  noch  die  formelle  Ordnung  des  Haushalls  dem 
Schluss  des  Werks  vor.  Bei  den  engen  Zusammenhang  der  materiellen  und  formellen 
Ordnung  und  in  der  Conse<|ueuz  richtiger  finanzwisscnschaftlicher  Systematik  erscheint 
es  aber  doch,  in  Uebereiustimmuug  mit  Stein,  angemessener,  auch  die  Lehre  von 
der  formellen  Ordnung  schon  hier  mit  in  das  erste  Buch  herüber  zu  nehmen  und 
sie  der  Lehre  von  den  Ausgaben  und  Einnahmen  voranzuschicken,  wie  ich  es  nunmehr 
in  dieser  3.  A.  thue.  Die  Abtrennung  der  Lehre  vom  .,  Finanzbedarf"  für  ein  be- 
sonderes (jetzt  das  zweite)  Buch  ist  ebenfalls  wohl  das  Richtigere.  Aus  der  Literatur 
ist  namentlich  auf  Stein,  bes.  auf  dessen  neueste  Behandlung  des  Gegenstands  in 
d.  4.  A.  zu  verweiseu  (1.  Buch:  ,, Staatshaushalt  u.  Staatsrcichthum",  I,  51 — 1 
tlicilwcisc  auch  auf  Buch  2.  „Staatsausgaben,  Verwaltungsielire  u.  Cameralwissenschaft" 
n.  Buch  3,  1.  Abth.  „verfass.  massiges  Finanzwesen").  Hier  wie  sonst  geht  nur  bei 
Stein  die  linanz wissenschaftliche  und  finanzpolitische  Behandlung  der  Fragen 
zu  sehr  in  der  fiuanzrcchtl  ichen,  bez.  verwaltungsrechtlichen  auf.  was  bei  dem 
engen  Zusammenhang  der  Dinge  freilich  nahe  liegt,  aber  wobei  das  Gebiet  der  Finanz- 
viseoschaft  (vollends  wenn  man  diese  mit  Stein  auf  die  Einnahmen  —  allerdings 
unrichtig  —  beschränkt,  s.  o.  vor  7)  zu  sehr  erweitert  und  verschoben  wird.  Das 
gilt  namentlich  von  der  Behandlung  der  ..formellen"  Ordnung  der  Finanzwirthschaft 
Ich  habe  mich  grade  in  diesem  Gegenstand  möglichst  auf  das  Hauptsächliche  zu  be- 
schränken gesucht,  ohne  in  das  reiche  Detail  der  budgetrechtlichen  Fragen  u.  s.  w. 
einzugehen,  wie  das  ähnlich  auch  Leroy-Beaulieu  (Fin.  II,  1.1,  le  budget)  ver- 
meidet. Dagegen  war  mein  besonderes  Bestreben,  die  Finanzwirthschaft  in  engerem 
Zusammenhange  mit  der  volkswirtschaftlichen  Lehre  vom  Staate 
und  vom  zwan  gsgcineiuwirthschaftlichcn  System  überhaupt  zu  be- 
handeln, gemäss  dem  in  der  „Gruudlegung"  dargelegten  und  dort  begründeten  Stand- 
punete.   Auf  letzteres  Werk,  bes.  Abth.  1,  Kap.  3  u.  4,  z.  Th.  auch  2.  u.  Abth.  II, 
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1.  B.  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  §.  31. 


iat  daher  hier  zu  verweisen.  Ich  wollte,  wie  schon  in  der  vorigen  2.  Aufl.,  den  1.  Band 
der  Finanzwissenschaft  mit  der  „Grundlegung"  möglichst  in  Einklang  bringen. 

Mit  Ausnahme  von  Stein  und  Lcroy-Beau lieu  beschränkt  sich  die  sonstige 
allgemeine  finanzwissenschaftliche  Literatur  im  Wesentlichen  auf  die  Erörterung  ein- 
zelner Gegenstände  dieses  1.  Buchs.  Im  Abriss  habe  ich  jüngst  in  der  Abb.  X. 
B.  11  d.  Schön berg'schen  Handb.  der  Pulit.  Oekon.  „Ordnung  d.  Fin.wirthsch." 
(S.  413  —  433)  den  grössteu  Theil  des  Themas  behandelt. 

§.  31.  Einleitung.  Hier  sind  folgende  Gegenstände  zu  be- 
handeln. 

I.  Es  ist  die  Einwirkung  darzulegen,  welche  der  Staat  als 
Ge8ammtwirthscbaft   und   Hauptorgan   des  zwangs 
gemeinwirth8chaftlichen  Systems  auf  die  Gestaltung  und 
Entwicklung  der  Finanzwirtbschaft  ausübt.   (Kapitel  1). 

II.  Es  ist  neben  dem  eigentlichen  Staats  haushalte  das  Finanz- 
wesen einmal  der  Staatenverbindungen,  zu  denen  ein  Staat 
Völker-  oder  staatsrechtlich  gehören  kann,  sodann  der  kleineren 
räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften  oder  der  Selbstverwal- 
tungskörper, besonders  der  Provinz,  des  Kreises,  der  Gemeinde, 
ins  Auge  zu  fassen,  mit  welchen  allen  sich  der  Staat  in  die  Auf- 
gaben des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  theilt.  (Kap.  2). 

III.  Es  sind  oberste  Grundsätze  für  die  materielle 
Ordnung  des  Staatshaushalts,  (bez.  auch  der  übrigen  öffent- 
lichen Haushalte),  insbesondere  für  die  Sicherung  des  Gleich- 
gewichts in  demselben  und  damit  eine  Theorie  der  Deckung 
des  Finanzbedarfs  aufzustellen.   (Kapitel  3). 

IV.  Es  ist  die  formelle  Ordnung  des  öffentlichen, 
besonders  des  Staatshaushalts  darzustellen,  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  die  principiellen  Fragen,  welche  dabei  auftauchen,  und 
als  solche  eine  finanzwissenschaftliche,  nicht  bloss  eine 
öffentlich-  oder  verwaltungsrechtliche  Bedeutung  haben.  (Kap.  4). 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Ffnanzwirthschaft  in  ihrer  Abhängigkeit  vom  Gang:  des 
öffentlichen,  besonders  des  Staatslebens. 

Dur  Gegenstand  dieses  Kapitels  findet  seine  ticfurc  Begründung  nicht  hier,  sondern 
im  grundlegenden  Thcil  der  Politischen  Oekonomie.  Hier  in  der  Finanzwissenschaft 
sind  daraus  nur  einige  Folgerungen  für  das  Finanzwesen  abzuleiten.  S.  bes.  meine 
Grundlegung,  I.  Abth.  Kap.  4  und  Kap.  3  Hauptabschn.  4  (§.  150—160).  Sonst  die 
Liter.  Uber  Verwaltungsichre,  nam.  Stein 's  grosses  Werk  und  sein  ..Handbuch"; 
im  Abriss  E.  Meier,  in  v.  Holtzendorff s  Encycl.  d.  Rechtswissensch.  S.  u.  4.  A. 

§.  32.  Die  Finanz wirthschaft  hat  dem  Staate  die  sachlichen 
Hilfsmittel  (Sacbguter,  Geld)  zu  beschaffen,  welche  dieser  zu 
seiner  Function  als  Gesaramtwirthscbaft  bedarf  (§.  1  ff.).  Daraus 
folgt  mit  Notwendigkeit,  dass  der  äussere  Umfang  der  Finanz* 
wirthschaft  von  dem  Umfang  und  der  Art  der  jeweiligen  Aufgaben 
und  Thätigkeiten  des  Staats  bestimmt  wird.  Und  wesentlich  das- 
selbe gilt  von  den  Haushalten  der  Übrigen  öffentlichen  Körper. 

Namentlich  ist  die  Ausgabewirt hschaft  des  Finanzwesens  unmittelbar  ab- 
hängig vom  Umfang  und  Inhalt  der  Staatslhätigkcit:  der  Finanzbedarf  gestaltet,  bewegt 
und  gliedert  sich  nach  dieser  Thätigkcit.  Die  Einthcilung  der  allgemeinen  Zwecke 
uud  einzelnen  Aufgaben  des  Staats  ist  daher  auch  von  selbst  die  Grundlage  der  Ein- 
theilong  des  Finanzbedarfs.  Üie  Gestaltung  und  Eiutheilung  dieses  Bedarfs  i.>t  aus 
diesem  Grunde  an  und  für  sich  auch  nicht  in  der  Finanzwibsenschaft,  sondern  in  der 
Staats-,  bez.  der  Staatsverwaltungslebre  und  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre 
zu  begründen.  Sie  muss  daraus  hier  in  die  Finanziell^  herüber  genommen  werden 
and  dieser  zum  Aasgangsputict  dienen.  Aber  in  der  Finanzwissenschaft  selbst  sind 
dann  nur  die  finanziellen  Conseqnenzen  aus  der  Gestaltung  und  Weiterentwicklung 
der  Staatsthädgkcit  zu  ziehen. 

In  dieser  Hinsicht  sind  es  drei  Puncte  aus  der  volkswirt- 
schaftlichen Betrachtung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems 
überhaupt  und  des  Staats  speciell,  von  welchen  die  Finanzwissen- 
schaft besonders  Act  zu  nehmen  hat. 

1.  Die  Zwecke  und  Aufgaben  des  Staats  (bez.  der  sonstigen 
Öffentlichen  Körper)  und  dieses  Systems  und  die  zur  Durchführung 
vorzunehmenden  einzelnen  TbUtigkeiten  (§.  33 — 35). 

2.  Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  dieser 
Thätigkeiten  in  der  modernen  Culturwelt  (§.  36). 

3.  Das  Vorwalten  des  Präventivprincips  vor  dem 
Repre8sivprincip  im  entwickelten  Staatsleben  (§.  37). 

I.  —  §.  33.  A.  Das  zwangsgemein  wirtschaftliche  System  und 
in  ihm  der  Staat  (G.  §.  154  ff.,  162  ff.)  speciell  haben  durch 
eventuell  zwangsweises  autoritatives  Eingreifen  das  Selbstinteresse 
der  Individuen  unter  die  Zwecke  der  menschlichen  Gemeinschaften 
zu  beugen  und  dadurch  Existenzbedingungen  der  Gattung  und  des 
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Einzelneu  als  Mitglieds  der  Gattung,  Entwieklungsbedinguugen  der 
Volkswirtschaft  und  sittliche  Zwecke  der  Gesammtheit  und  der 
Einzelnen  sicher  zu  stellen.  Der  Staat  und  jenes  System  treten 
dabei  in  eine  stets  veränderliche  Combination  mit  dem  privat- 
wirthschaftliehen  System.  Die  durch  sie  herzustellenden  Leistungen 
lassen  sich  daher  nicht  endgiltig  feststellen.  Für  die  Finanz- 
wirthschaft  folgt  daraus  der  wichtige  Sehluss,  dass  auch  ftlr  ihren 
Umfang  und  ihre  Thätigkeit  keine  festen  Grenzen  zu  ziehen 
sind,  woraus  sich  die  Verkehrtheit  einer  grundsätzlichen 
Stabilität  der  Einnahmen  und  der  ausschliesslichen  An- 
weisung des  Staats  auf  unbewegliche  oder  wenig  be- 
wegliche Einnahmearten,  sowie  die  bloss  relative  Bedeutung 
des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  im  öffentlichen  Haushalte  er- 
giebt.    (G.  §.  163,  u.  u.  §.  34,  36). 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  unter 
die  beiden  organisch  verbundenen  Staatszwecke,  den  Rechts- 
und Machtzweck  und  den  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck, 
einreihen  (G.  §.  165  ff.).  Die  Verwirklichung  dieser  Zwecke  im 
Leben  des  Staats  führt  zu  einem  System  von  Leistungen,  welches 
zugleich  zu  einem  System  der  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft 
oder  zu  einem  System  des  Finanz bedarfs  wird.  Als  Durch- 
führungsmittcl  der  Staatszwecke  erscheinen  die  verfassungs- 
mässige oberste  Centralleitnng  oder  oberste  Handhabung 
der  Staatsgewalt,  sodann  die  Finanzverwaltung,  welche 
ihrerseits  nur  Mittel  für  die  Staatszwecke  sind. 

ßau  theilt  die  Aufgaben  in  solche  aus  der  „Verfassung"  und  in  „Kegierungs- 
ausgaben"  ein  (5.  Ausg.  42),  und  rechnet  zu  den  ersteren  die  Ausgaben  ftlr  dm 
Hof  und  die  Volksvertretung.  Die  Kegiernngsausgaben  (§.  4?0  gliedert  er  dann 
materiell  nach  deu  Staatszweckun.  In  der  0.  Ausgabe  (§.  42.  13,  43c)  habe  ich  diese 
Ausdrucke  noch  beibehalten.  Sie  lassen  sieh  indessen  kaum  billigen.  Auch  die  sogen. 
Kegierungsau?gaben  sind  verfassungsmässige. 

Im  moderneu  Staate  ersteht  sich  alsdann  folgendes  System 
der  Ausgabe  wirthschaft  oder  des  Finanzbedarfs. 

1.  Bedarf  für  die  verfassungsmässige  oberste  Cen- 
tral leitung,  insbesondere  für  die  obersten  Leiter  des  Staats 
(d .  i.  in  M  o n a  r c  h  i  c  e  n  1  ü r  den  Fürsten  und  seinen  Hof),  für 
die  Volksvertretung  und  für  die  obersten  Staats  kör  per 
(Staatsrat!],  Ministerrath,  ,  Staatsministci  inm'M. 

Streng  genommen  wäre  dieser  Bedarf  auf  denjenigen  der  anderen  (iebiete  mit 

zu  vertheileu.  weil  die  oberste  Leitung  des  Staats  schliesslich  nur  das  Mittel  zur  Keali- 

siruiig  der  beiden  organischen  Staats/wecke  ist.  Der  Übrige  Theil  der  Ausgaben  für 

die  Centralleitung  schliesst  sich  unmittelbar  au  die  Thiitigkciten  zur  Durchführung 
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der  beiden  Staatszwecke  und  an  die  Finanzvcrwaltung  an,  repartirt  sich  also  demgeinäss 
jleich  richtig.  In  der  verfassungsmässigen  obersten  Centralleitung  liegt 
die  Bürgschaft  für  die  notwendige  harmonische  innere  Vereinigung  des  Ker  hts-  und 
Colturzvecls  des  Staats. 

2.  Bedarf  znr  Durchfuhrung  des  Rechts-  und  Machtzwecks. 
Die  hierher  gehörigen  Staatsleistungen  lassen  sich  wieder  in  ein- 
zelne Classen  zusammenfassen,  welchen  bestimmte  Verwal- 
tungsabtheilungen (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen. 
Nach  letzteren  theilen  sich  daher  dann  wieder  die  betreffenden 
Finanzbedarfsquoten.    Hierher  gehören 

a)  die  Justiz  (Civil-  und  Criminaljustiz  nebst  Strafanstalts- 
wesen); 

b)  die  (Sicherheits)  Polizei  (i.  e.  S.),  ein  Theil  des 
sogen.  „Inneren". 

Die  Ressorts  von  Justiz.  Polizei,  Innerer  Verwaltung  (s.  unter  Nr.  H)  sind  in 
den  einzelnen  Staaten  verschieden  begrenzt,  auch  findet  nicht  selten  ein  Wechsel  darin 
statt  Die  Gcnsdarmerie ,  das  Gefänguisswescu ,  die  Strafanstalten  stehen  bald  hier, 
bald  dort,  in  Preusscn  z.  Ii.  die  Polteeivcrwaltung,  die  Landgeusdartnerie,  die  Straf- 
anstalten beim  Ministerium  des  Innern;  beim  Justizministerium  die  Gerichtshöfe  und 
die  Gefangnissverwaltung.  In  Baiern  Strafanstalten  beim  Justizministerium,  Polizei, 
licosdannerie  beim  Minist,  d.  Innern.  In  Oestorreich  gab  es  in  der  centralist. 
Periode  zeitweise  eine  oberste  Polizeibehörde  in  einer  den  Ministerien  coordinirten 
Stellung,  später  ein  Polizeiministerium.  Jetzt  steht  in  West- Oesterreich  die  (Jens-  . 
darmerio  in  dem  bes.  „Min.  der  Landesverteidigung"  (woneben  das  Reichs - 
Wogsmin.  f.  beide  Reichshälften  gemeinsam),  die  Polizei  ressortirt  z  Min.  d.  Innern. 

c)  Die  diplomatische  und  consularische  Vertretung 
im  Auslande  („Auswärtiges"),  welche  neben  dem  Zweck  des 
Hechtsschutzes  der  Staatsangehörigen  im  Auslande  auch  noch  den 
Interessen  der  wirtschaftlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  zum 
Theil  zu  den  Leistungen  behufs  Durchführung  des  Culturzwecks 
des  Staats  gehört; 

Der  diplomatische  Dienst  steht  regelmässig  unter  dem  Minist,  des  Auswärtigen, 
das  Consulatswescn  meistens  auch  (im  Norddeutschen  Bunde  im  Bandesetat,  im  Deutschen 
Keich  beim  Ausw.  Amt),  mitunter  unter  dem  Minist  d.  Handels,  z.  B.  zeitweise  in 
Oöiterreirh,  jetzt  auch  hier  in  dem  (gemeinsamen)  Minist,  d.  Aeussern. 

d)  Das  Militärwesen  (bewaffnete  Macht,  Heer  und  Flotte). 

Für  Heer  und  Hotte  bestehen  zwei  getronnte  Ministerien  in  den  meisten  Staaten 
mit  Marinewesen;  in  Frankreich  umfasst  das  Marineministerium  die  Colonien  mit. 

Justiz  und  Polizei  bezwecken  den  Rechtsschutz  im  Innern  des  Staats,  diplo- 
matische und  consularische  Vertretung  denjenigen  ausserhalb  des  Staats.  Vornemlirh. 
doch  nicht  ausschliesslich,  gilt  Letzteres  auch  vom  Militärwesen. 

3.  Finanzbedarf  zur  Durchführung  des  Cultur-  und  Wohl- 
lahrtsz weck 8.  Die  hierher  gehörigen  Staatsleistungen  erfüllen 
das  grosse  Gebiet,  welches  man  mit  einem  gemeinsamen  Namen 
als  dasjenige  der  Inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.)  bezeichnen 
kann,  —  ein  Gebiet,  welches  sich  gerade  im  modernen  Staat  immer 

A.  Wagn»r.  Finanxwiiinenseh&Ft.    1.    :i.  Aufl.  5 
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mehr  ausdehnt,  daher  immer  neue  Aufgaben  zu  lösen  giebt  und 
dafür  immer  grössere  Mittel  beansprucht. 

Die  einzelnen  Thätigkeiten  und  Leistungen  lassen  sich  öftere  nicht  scharf  von 
denjenigen  zur  Durchfuhrung  des  Kcchtszwecks  trennen,  z.  B.  von  denen  im  Gebiete 
iler  „Polizei  '.  Die  „allgemeine  Landcsverwaltung"  (s.  unter  a)  unter  dem 
Ministerium  des  Inneren  dient  beiden  Staatszwecken  zugleich.  Im  Einzelnen  bieten 
sich  ferner  manche  Schwierigkeiten  für  die  Einreihung  in  C lassen  und  Yer- 
waltungsabtheilungcn  (Ministerien).  In  den  einzelnen  Staaten  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  bestehen  daher  auch  nicht  unbedeutende  Verschiedenheiten  in  der  Begrenzung 
der  sogen.  Ressorts.  Auch  zwischen  der  Inneren  Verwaltung  (in  diesem  allgemeinen 
Sinn)  einer-  und  der  Justiz  und  Polizei  andererseits  sind  die  Thätigkeiten  in  unseren 
<  !iilturstaaten  nicht  immer  gleich  massig  abgethcilt.  Ein  absolutes  Princip  für  die 
richtige  Eintheilung  giebt  es  auch  nicht,  sondern  die  Gestaltung  dieser  grossen  Gebiete 
der  Staatsthätigkeit,  ihr  Verhiiltniss  zu  einander  und  die  Eingliederung  der  speeiellen 
Thätigkeiten  in  jedes  Gebiet  unterliegen  selbst  wieder  einem  niemals  still  stehenden 
geschichtlichen  EntwicUungsproccss.  Für  die  Gegenwart  können  in  den  west- 
europäischen Cultu  rstaaten  etwa  folgende  drei  Gebiete  und  demgemäß  Be- 
darfsquoten unterschieden  werden.  (G.  §.  1  (><)). 

a)  Die  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne:  derjenige 
Tbeil  des  Geschäftsgebiets  des  sogen.  Ministeriums  des  Inneren, 
welcher  sich  nicht  auf  Rechtsschut/.thHtigkeiten,  Sicherheitspolizei 
noch  auf  volkswirtschaftliche  Fürsorge,  Cultus  und  Volksbildungs- 
wesen bezieht.  Daher  rechnen  wir  hierher  die  amtliche  Statistik, 
das  Öffentliche  Gesundheitswesen,  das  Hilfs-  und  Armenweseu 
(öffentliche  Wohlthätigkeit)  n.  s.  w.  Kinigc  dieser  Zweige  sind  in 
der  Praxis  öfters  mit  der  Polizcivcrwaltung  verbunden.  Ferner 
gehört  hierher  die  allgemeine  Landcsvcrwaltnng,  soweit  sie  Staats- 
verwaltung ist  und  auf  Staatskosten  erfolgt,  nebst  der  Oberaufsicht 
über  die  Verwaltung  der  Selbst  Verwaltungskörper. 

In  Prcussen  steht  z.  B.  d.  amtl.  Statist.,  mcteorol.  Instit..  das  Vcrwaltungs- 
jrerichtswescu ,  die  Deputation  f.  d.  Ileimathwcsen ,  die  staatlichen  Ausgaben  f.  d. 
Standesämter,  die  Verwaltung  der  Öil'cntl.  Amtsblätter  u.  s.  w„  Wohlthätigkeit  im 
Ministeriuin  d.  Innern,  ausserdem  d.  landrüthl.  Behörden,  Aemter,  Landdrost.,  u.  d. 
unter  N.  2  mit  genannten  Zweige.  Das  Gesundheitswesen  im  Unterrichtsministerium. 
In  Baiern  Etat  für  Gesundheit,  Wohlthätigkeit,  Sicherheit,  gew.  Districtsstrassen  im 
Minist,  d.  Innern. 

b)  Die  volkswirtschaftliche  Verwaltung.  Dahin 
gehören  wichtige  Zweige  aus  dem  üblichen  Ressort  des  Ministe- 
riums des  Innern,  so  alles  Das,  was  man  die  Verwaltung  oder 
Handhabung  der  (materiell  )  wirtschaftlichen  Rechts- 
ordnung nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  Ordnung  ge- 
hört zum  Rechtszweckc.  Der  Staat  ftbt  hier  „Volkswirthschafts- 
pflege"  im  Gebiete  der  pri vatwirthschaf tlichen  Thatig- 
keit  (Ackerbau,  Bergbau,  Gewerbe,  Handel  u.  s.  w.).  Ferner  ist 
dieser  Verwaltungszweig  regelmässig  verbunden  mit  der  gänzlichen 
oder  theilweisen  Ueber nähme  gewisser  allgemeiner,  die 
ganze  Volkswirtschaft  angehenden  Angelegenheiten  auf  den 
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Staat.  Diese  Augelegen  Leiten  können  unter  dem  Namen  des 
„ Verkehrswesens"  zusammengefasst  werden  und  es  gehört 
dahin  besonders:  Maass  und  Gewicht,  Münze,  Bank-,  Versicberungs-, 
Communications-  und  Transportwesen.  In  unseren  Staaten  sind  die 
hierher  gehörigen  Thätigkeiten  theils  dem  allgemeinen  Ministeriuni 
des  Innern,  theils  Specialministerien  der  Landescultur,  der  Land- 
wirtschaft, des  Handels,  der  Gewerbe  und  öffentlichen  Arbeiten, 
der  Communicationen  u.  s.  w.,  Einzelnes  auch  wohl  noch  dem 
Finanzministerium  Ubertragen. 

Die  Zusammenfassung  dieser  Thätigkeiten  in  einem  ,.  Ministerium  der  Volks- 
»irthschafr.  wie  eine  Zeitlang  in  Oesterreich,  schien  Manches  für  sich  zu  haben, 
>tatt  der  jetzigen  Zersplitterung,  wo  drei  oder  vier  Ministerien  in  enge  verwandten 
Sachen  entscheiden  oder  die  Vertheilung  der  einzelnen  Gegenstände  unter  sie  ziemlich  will- 
kürlich erfolgt, —  wenn  nicht  der  Kessort  zu  gross  würde!  —  Das  „Handelsministerium" 
mehrfach  eine  neue  Schöpfung,  z.  B.  in  Preusscn  i.  J.  I S4S,  Yerordn.  v.  17.  Apr. 
als  Minist,  d.  Handels,  der  Gewerbe  u.  öflcntl.  Arb.  vom  Ministerium  des  Innern, 
der  Finanzen  losgetrennt.  Neuerdings  Veränderungen  in  der  Gestaltung  und  in  den 
Ressorts  dieser  Ministerien.  Neben  einem  jetzt  auf  einen  nur  noch  kleinen  eigenen. 
Yonicmlich  die  Angelegenheiten  v.  Handel  und  Gewerbe  umfassenden  Geschäftskreis 
beschränkten  .,Min.  für  Gewerbe  und  Handel"  (worin  u.  A.  auch  die  Navigat.schuleu) 
m  besondre«  ..Min.  d.  öffcntl.  Arbeiten4'  (mit  der  Verwaltung  der  Staatseisen  bahnen, 
der  sonstigen  ßauverwaltung  (Wasserbau  u.s.  w.|.  dein  Staats-  Berg-  u.  Hüttenwesen), 
eiu  besonderes  „Min.  f.  Landwirthsch.,  Domänen  u.  Forsten"  (letzteres  beides  früher 
beim  Finanzministerium)  (Erl.  v.  7.  Aug.  1S7S,  Ges.  v.  13.  März  1870).  —  In  (West-) 
Oesterreich  jetzt  im  Min.  d.  Inneren  auch  der  Staatsbaudienst,  die  Polizei,  im 
Handelsministerium  Post,  Telegraphen,  Staatsbahnen,  im  Ackerbauministcriuui  die 
Domänen.  Forsten,  Bergwerke  des  Staats.  —  In  Baiern  im  Min.  d.  Inneren  eine 
Abtheil.  f.  Landwirttisch,  Gewerbe,  Handel.  —  In  Frankreich  (unter  dem  Kaiser- 
tham  u.  jetzt  unter  d.  Republik)  ein  besond.  Minist,  der  öflentl.  Arbeiten  (mit  Strassen- 
bao.  Eisenbahnen,  inn.  SchiftTahrt,  Häfen,  Staatsbauten)  und  ein  anderes  gemeinsames 
für  Ackerbau  u.  Handel.  —  In  Kussland  ein  Minist,  der  Wege  u4  Verkehrsanstalten 
(f.  Eisenbahnen.  Landstrassen,  Kanäle,  Flusse,  wogegen  Posten  ti.  Telcgrapheu  Abtheil, 
f.  sich). 

c)  Die  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Bildungs- 
wesens sowie  des  öffentlichen  Cultus.  Hierhin  gehört  das 
Cnltus-  und  Unterrichtsministerium  mit  seinem  üblichen  Ressort. 

In  kleineren  Staaten  etwa  eine  Abtheilung  des  Minist,  des  Innern .  z.  B.  in 
Baden.  In  Baiern  ein  allgcm.  Minist,  d.  Innern  u.  ein  anderes  Minist,  d.  Innern 
för  Kirchen-  und  Schulaiigclcgcnhdten.  In  Frankreich  ein  Minist,  des  öflentl. 
Unterrichts  u.  unter  Napoleon  Hl.  ein  gemeinsames  für  Justiz  u.  Cultus  ;  später  bildeten 
Cultus,  Unterricht  u.  schöne  Knuste  ein  Minist,  zusammen,  jetzt  ist  der  Cultus  davon 
»'»gezweigt  und  unter  d.  Min.  d.  Inneren  gestellt.  In  Preusscn  ein  Minist,  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Mcdicinalangelcgenhciten.  In  Kussland  oin  Minist, 
der  Volksauf  klärung  u.  der  Kessort  des  heil.  Synod  (für  d.  gricch.  orthod.  Kirche).  — 
Einzelne  Zweige  befinden  sich  mitunter  bei  anderen  Ministerien,  z.  B.  die  öffentlichen 
Kunstsammlungen.  Bibliotheken,  Theater,  dio  etwa  unter  einem  Ministerium  des  K. 
Hauses  oder  der  schönen  Künste  (so  im  Kais.  Frankreich,  mit  Keichsarchiven  u.  A.  m  ) 
stehen  oder  gewisse  Fachschulen  (etwa  bei  einem  der  volkswirtschaftlichen  Mini- 
sterien u.  s.  w.)  In  Preussen  z.  B.  die  Bau-  u.  Gewerbeakad.  in  Berlin,  d.  techn. 
I.  eh  ratist.  in  d.  Provinzen  früher  unter  dem  Minist,  des  Handels,  jetzt  im  Unterr.min.. 
d.  landwirthsch.  Akad.  u.  Lehranstalten  sind  beim  Minist,  d.  Landwirtschaft  ver- 
blieben. 
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Mehrfach  knüpfen  sich  an  die  Staatsleistungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Rechtsschutzes  und  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsförderung 
Einnahmen,  namentlich  die  sog.  Gebühren  an.  Diese  Ein- 
nahmen sind  aber  nicht  der  Zweck,  dessentwegen  die  betreifende 
Staatsthätigkeit  erfolgt,  sondern  letztere  geschieht  behufs  Durch- 
führung der  vom  Staate  einmal  im  Interesse  der  Gesammtheit  über- 
nommenen Aufgaben,  also  aus  inneren  sachlichen,  volkswirtschaft- 
lichen, socialpolitischeu,  politischen,  nicht  aus  äusseren  finanziellen 
Gründen.  Der  Zweck  darf  unter  der  Benutzung  einer  solchen  Staats- 
thätigkeit  als  Einnahmequelle  daher  auch  nicht  leiden.  Insofern 
mu88  die  finanzielle  Rücksicht,  eine  Einnahme  zu  erzielen,  bei  der 
Vornahme  dieser  Thätigkeiten  überhaupt  und  bei  der  Art  und  Weise, 
wie  sie  vorgenommen  werden,  hinter  die  Rücksicht  auf  den  Zweck, 
dessentwegen  die  Thätigkeit  vom  Staate  übernommen  wird,  zurück- 
treten. Einige  Staatsleistungen  auf  den  genannten  Gebieten  sind 
im  Folgenden  demnach  sowohl  bei  den  Ausgaben  als  bei  den  Ein- 
nahmen zu  berühren,  z.  B.  Justiz  (Kosten  und  Einnahmen,  Gebühren, 
Gerichtssporteln),  Schulen,  Strassen,  Post,  Münze  u.  s.  w. 

4.  Bedarf  für  die  Finanzverwaltung,  welche  im  Finanz- 
ministerium repräsentirt  wird.  Die  Finanz  Verwaltung  hat  die 
Aufgabe,  die  Mittel  zur  Führung  des  Staatshaushaltes  herbeizu- 
schaffen und  sie  den  einzelnen  Dienstzweigen  behufs  Ausfuhrung 
der  diesen  im  Staatsleben  obliegenden  Functionen  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Sie  muss  zu  diesem  Zwecke  bestimmte  Thätigkeiten 
ausüben,  welche  wiederum  nur  Mittel  zur  Durchführung  dieser 
organischen  Staatszwecke  sind.  Die  Ausgaben,  welche  sich  an  die 
Thätigkeiten  der  Finanzverwaltung  knüpfen,  sind  theils  allge- 
meine, aus  der  Leitung  und  Organisation  des  Finanzwesens  im 
Ganzen  hervorgehende  (Centraileitung,  Etats-,  oberstes  Rechnungs-, 
Kassen-,  Controlwesen);  theils  specielle,  welche  sich  an  die  Er- 
hebung der  einzelnen  Einnahmen  oder  an  die  Verwal 
tung  der  betreffenden  Einnahmezweige  anschliessen  und 
in  den  Abschnitten  vom  Privaterwerb  der  Regierung,  von  den  Steuern 
und  den  Staatsschulden  einzeln  mit  behandelt  werden. 

Genau  genommen  mussten  die  Ausgaben  für  die  Finanzrerwaltung  auf  die  Aus- 
gaben für  die  Durchführung  der  eigentlichen  Staatezwecke  repartirt  Verden.  Denn 
offenbar  kästet  z.  B.  das  Militair,  die  Justiz  nicht  nur  das,  was  unmittelbar  dafür  veraus- 
gabt wird,  sondern  noch  um  so  viel  mehr,  als  die  Beschaffung  der  Deckuugsmittcl 
für  die  Ausgaben  (an  Erhebnngskosten  für  die  Steuern,  an  Zinsen  u.  s.  w.  für  die 
Schulden)  erheischt.  Bei  der  Würdigung  der  Kosten  des  Rechtsschutzes,  namentlich 
des  Militairwesens .  ist  jedenfalls  daran  zu  denken,  dass,  von  den  neuen  Eisenbahn- 
schulden  abgesehen,  notorisch  der  bei  Weitem  gnlsste  Theil  der  Staatsschulden  aus 
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Kriegen  o.  s.  w.  herrührt,  die  laufenden  Ausgaben  für  die  Schuld  also  auf  jenes 
Conto  mit  zu  setzen  sind.  —  Der  Kessort  des  Finanzministeriums  umfasst  nicht  immer 
alle  diejenigen  Zweige,  welche  ausschliesslich  oder  vorneinlich  Einnahmequellen  sind 
iim  Unterschied  von  den  Th&tigkeiten ,  an  die  sich  Gebühren-Einnahmen  knüpfen V 
In  Russland  besteht  z.  B.  noch  ein  besonderes  Ministerium  der  Dominen  neben  dem 
iier  Finanzen.  Mehrfach  stehen  auch  solche  wichtige  Anstalten,  welche  für  den  Staat 
doch  wenigstens  vornemlich  als  Einnahmequelle  in  Betracht  kommen,  unter  dem 
Handels-  oder  dem  Ministerium  der  öH'cntl.  Bauten,  auch  der  Laudwirthsch.  S.  die 
Angaben  o.  unter  3,  a.  In  diesen  Ressortbegrenzungen  wird  allerdings  Afters  passend 
dem  volkswirtschaftlichen  neben  oder  vor  dem  finanziellen  Gesichtspunct  Rechnung 
getragen,  aber  Vieles  ist  doch  willkürlich  und  durch  ganz  zufällige  historische  Ent- 
wicklung bedingt  Die  öflfcnÜ.  Schuld  steht  mitunter  unter  einer  selbständigen  höchsten 
Behörde  oder  auch  ab  selbständiger  gestellte  Abtheilung  im  Finanzminist  Ebenso  das 
oberste  Control-  u.  Rechnungswesen  %  B.  in  Oesterreich,  Russland,  in  Prcusseu  unter 
d.  Staatsminist.). 

§.  34.  —  B.  Die  Grundsätze  und  Gesichtspuncte  fttr  die 
Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  im  All- 
gemeinen und  der  einzelnen  Leistungen,  durch  welche  die 
Staatszwecke  ausgeführt  werden,  sind  nicht  in  der  Pinanzwissen- 
sebaft,  sondern  wieder  in  der  Staatslehre  und  Staatsverwaltungs- 
lehre  und  soweit  der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthschaft  erscheint, 
im  grundlegenden  Theile  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre 
darzulegen. 

G.  §.  1S4— 190.  Schaffle,  gesellsch.  Syst.  2.  A.  Kap.  29.  31,  §.  185,  199. 

Da  jede  staatliche  und  jede  andere  zwang^g^meinwirthscbaftlichc,  ..öffentliche" 
Thätigkeit  in  der  Regel  nothwendig  mit  einem  Finanzbedarf  oder  einer  Ausgabe  für 
sie  verbunden  ist ,  so  folgt  daraus,  dass  die  Feststellung  einer  solchen  Tbatigkeit  und 
damit  des  Ob  und  Wie  ihrer  Ausführung  zugleich  von  einer  Feststellung  des  Finanz- 
bedarfs und.  implicite,  der  zu  dessen  Deckung  dienenden  Einnahmen  bedingt  ist.  Es 
erklart  sich  auf  diese  Weise  die  bekannte  und  wichtige  geschichtliche  Thatsache,  dass 
diejenigen  Factoren,  welche  im  Staatsleben  (und  ebenso  im  Leben  andrer  öffentlicher 
Körper)  die  Finanzwirtbschaft  beherrschen  oder  mit  bestimmen ,  wie  die  Volksvertre- 
tungen (Parlamente,  Stände),  neben  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,  auch  im  Allgemeinen 
und  im  Einzelnen  den  Bereich  der  Staatsthätigkeit  feststellen,  selbst  wenn  ihnen  dazu 
die  unmittelbare  Competenz  abgeht. 

Bei  diesem  untrennbaren  Zusammenhang  zwischen  Finanz- 
bedarf und  Staatsthätigkeit  mues  die  Finanzwissenschaft  för  die 
Feststellung  beider  folgende  drei  Forderungen  stellen: 
Organisation  einer  richtigen,  unabhängigen  Finanzcontrole, 
Beachtung  des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  und  Beachtung 
des  Verhältnisses  des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen. 

1.  Es  ist  eine  durch  die  Volksvertretung  auszuübende  wirksame 
Finanzcontrole  zu  verlangen,  damit  Umfang  und  Inhalt  der 
Staatsthätigkeiten  und  daher  wiederum  die  Höhe  des  Finanzbedarfs 
richtig  und  sparsam  bestimmt  werde.  In  der  sog.  constitutio- 
nellen  Budgetwirthschaft  liegt  hierfür  die  —  wenigstens  ver- 
hältnissmässig  —  beste  Garantie. 
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Regierung  und  Volksvertretung  repräscntiren  hier  in  mancher  Beziehung  die 
beiden  verschiedenen  Seiten  eines  Geschäftsabschlusses,  die  Regierung  die  des  An- 
gebots, die  Vertretung  die  der  Nachfrage  nach  den  Staatslcistungcn.  Beider 
Urthcile  über  Werth  und  Kosten  dieser  Leistungen  werden  leicht  auseinandergehen. 
Die  Regierung  wird  mitunter  den  W  erth,  d.  h.  die  Summe  von  Vorthcilen  der  Staats- 
leistungcn  für  die  Bevölkerung  und  das  Gemeinwesen,  Uber-  und  die  Kosten,  d.  h.  die 
Opfer,  welche  die  Bevölkerung  in  den  Steuern  (und  iu  der  damit  verbundenen  Be- 
lästigung) trägt,  unterschätzen;  umgekehrt  die  Volksvertretung.  Die  Regierung 
wird  auch  oft  geneigt  sein,  Staatstbätigkeiten  Uberhaupt  länger  beizubehalten,  statt  sie 
aufzugeben  oder  den  Privaten  zu  überlassen  (z.  B.  in  der  gewerblichen  Sphäre  i ;  eine 
bestimmte  Verwaltungseinrichtung  unverändert  zu  erhalten,  statt  sie  zu  verbessern 
(Princip  der  Stabilität  in  der  Verwaltungspolitik);  die  Staatsthätigkeiten  noch  weiter 
auszudehnen ,  statt  den  Privaten  und  den  Vereinen  oder  doch  den  Gemeinden, 
Kreisen.  Provinzen  neu  herantretende  Aufgaben  zu  Übertragen  (Princip  der  Staats- 
alluiacht,  der  Bevormundung,  der  Hypcrcentralisation);  oder  endlich  neue  Gebiete  der 
Staatsthätigkeit  nach  alter  Schablone  einzurichten.  In  allen  diesen  Dingen  wird  eine 
unabhängige,  gut  eingerichtete  Volksvertretung  sehr  häufig  den  entgegengesetzten 
Standpunct  einnehmen ,  das  Princip  des  Fortschritts  bekennen,  auf  Einschränkung  der 
Staatsthätigkeiten,  Reform  der  Verwaltung  hindrängen  und  g« trade  dadurch  der  Re- 
gierung gegenüber  zu  einem  Organ  wirksamer  Kinanzcontrole  werden.  Freilich  wird 
die  Volksvertretung  unter  dem  Einflüsse  einseitiger  Zeitansichten  auch  leicht  in  die 
den  regierungsseitigen  entgegengesetzten  Fehler  verfallen,  der  Popularität  wegen 
knausern  oder  abstreichen,  z.  B.  im  Militairetat.  Aber  dennoch  besteht  eine  grosse 
Wahrscheinlichkeit,  dass  au*  dem  Pactiren  der  Regierung  und  der  Volksvertretung 
Coinpromissc  hervorgehen,  durch  welche  das  Interesse  von  Staat  und  Volk  in  der 
Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  des  dafür  erforderlichen  Aufwandes  noch  am 
Besten  gewahrt  wird  und  namentlich  auch  der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  zur  rich- 
tigen Geltung  kommt.  Der  leitende  Grundsatz  bei  der  Prüfung  muss  in  jedem  einzelnen 
Falle  sein:  jode  Staatsthätigkeit  oder  jede  Art  derselben  und  daher  jede  Ausgabe 
dafür  ist  zu  verwerfen,  welche  der  Gesammtheit  ein  höheres  Opfer  auferlegt,  als  die 
betreffende  Staatslcistung  ihr  nutzt  oder  werth  ist  (absolute  Verwerflichkeit)  oder 
als  sie  noth wendig  kostet,  wenn  sie  ebenso  gut.  aber  billiger  von  den  Privaten. 
Vereinen  oder  anderen  Organen  für  ollentli«  he  Zwecke,  wie  den  Gemeinden  u.  s.  w.. 
ausgeführt  werden  kann  (relative  Verwerflichkeit i.  (S.  Schaffte,  Ges.  Syst.  d. 
menschl.  Wirthsch.,  2.  A.  §.  205.  21l>.  Im  absolutistischen  Staate  liegt  die  Gefahr  un- 
richtiger Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  geringerer  Sparsamkeit  näher,  doch 
kann  auch  hier  etwa  durch  einen  Staatsrath  und  durch  eine  richtige  Stellung  des 
Finanzministeriums  gegenüber  den  anderen  Ministerien  eine  Prüfung»-  und  Control- 
instauz  geschaffen  werden.  Die  preussischc  Finan/.vciw.dtung  war  auch  in  der 
absolutistischen  Periode  sparsam  und  ausgezeichnet). 

Werth  und  Kosten  der  Staatsleistungen  allgemein  und  einzeln  festzustellen, 
ist  freilich  schwierig.  Denn  bei  der  Iinmaterialität  und  Un\ erkauf  lichkeit  der  meisten 
Leistungen  (§.  M)  kann  nicht  der  Tauschwerth,  sondern  nur  der  Gebrauchswerth  und 
auch  dieser  nur  sehr  allgemein  ermittelt  werden.  Und  selbst  die  Kosten  sind  schwer 
genau  zu  ermitteln,  weil  die  richtige  Repartition  der  vielen  gemeinsamen  Ausgabe- 
posten (für  die  gemeinsamen  Centraibehörden,  für  die  aufgenommenen  Staatsschulden.  " 
für  die  Erhebung  der  Steuern  u.  s.  w.)  sich  niemals  vollständig  durchführen  lässt. 
Erleichtert  wird  die  Aufgabe  in  der  Praxis  dadurch,  dass  die  Masse  der  alt- 
Überkommenen  Leistungen  Oberhaupt  kaum  ernstlich  in  Frage  steht  und 
nur  die  einzelnen  alten  wegfallenden  oder  neuen  hinzukommenden 
Thätigkeiten  auf  ihren  Werth  und  ihre  Kosten  zu  prüfen  sind. 

2.  Der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  ist,  wie  iiir  jede  Wirt- 
schaft, so  früher  anch  für  die  Kinanzwirthschaft  als  die  Hanpt- 
regcl  ftlr  die  Ausgaben  bezeichnet  worden.  Diese  wohlgemeinte, 
auch  von  Rau  gethcüte  Auflassung  ist  indessen  in  dieser  Absolut- 
heit bei  der  Bedingtheit  des  gesammten  Wirtschaftslebens  durch 
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den  Staat  nicht  baltbar.  „Jener  Grundsatz  kann  niemals  eine 
absolute,  sondern  nur  eine  relative  und  Uberhaupt  nicht  die 
Bedeutung  haben,  dass  eine  Ausgabe  unbedingt  unterbleiben 
mtlsste.  Denn  das  hängt  immer  von  dem  Zweck  derselben, 
daher  von  der  mit  ihr  herzustellenden  öffentlichen  Leistung  ab. 
Die  Sparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender  Grundsatz 
des  Staatshaushalts  werden,  sondern  ist  bloss  eine  selbst- 
verständliche, aber  freilich  in  der  Praxis  oft  verletzte  Klugheits- 
regel in  Betreff  der  Durchführung  des  ökonomischen  Princips  im 
Staatshaushalte,  wie  in  jeder  Einzelwirtschaft."  (G.  §.  163). 

Wenn  man  den  Grundsatz  in  dieser  Beschränkung  annimmt,  kann  man  mit  Kau 
sagen:  ..er  entspringt  aus  der  Kücksicht  auf  die  Beschränktheit  des  Vermögens  und 
Einkommens  im  Vergleich  mit  dem  grossen  Umfange  der  Bedürfnisse,  und  fordert 
eine  verständige  Anordnung  des  Aufwandes,  so  dass  mit  gleicher  Aufopferung  sach- 
licher Guter  der  grösste  Erfolg,  oder,  was  dasselbe  sagt,  gleicher  Erfolg  mit  dem 
geringsten  (iiiteraufwande  bewirkt  wird.    Die  Beobachtung  dieses  Grundsatzes  wird 
auch  nicht  allein  von  der  wirtschaftlichen  Klugheit,  sondern  auch  von  der  Gerech- 
tigkeit geboten.  Der  Staatsaufwand  schmälert,  von  der  Kostenseite  betrachtet,  immer 
den  Gütergebrauch  der  Burgcr.  es  mögen  nun.  die  erforderlichen  Hinkünfte  unmittel- 
bar aus  dem  Privatvermögen  erhoben,  oder  gewisse  Ki  werbsgeschäfte  den  Bürgern 
entzogen  und  von  der  Regierung  betrieben  werden.    Staatsbürgern  dürfen  aber  nur 
solche  Lasten  aufgelegt  werden,  welche  zur  Erreichung  der  Stiatszwcckc  dienen,  und 
dio  Staatsgewalt  ist  zu  keinem  Aufwände  befugt,  der  nicht  zur  Befriedigung  eines» 
solchen  Staatsbedürfnisses  beiträgt."    Kau.  Fit».  I,  &  2S.  übrigens  erkennt  er  in  §.  33 
selbst  schon  die  Kelativitüt  des  Sparsauikeitsprincips  an.    Beredte  Entwicklung 
jenes  Satzes  bei  Necker.  Admin.  des  hn.  de  la  France.  I,  30  der  l.  Ausg.  —  Von 
den  ältern  Schriftstellern  nimmt  Bodin  grosse  Luxusbauten  in  Schutz,  empfiehlt  aber 
doch  ein  verständiges  Maas  derselben  und  der  fürstlichen  tieschenke,  Gregorius 
'Kap.  VIII,  Abs.  II.)  eifert  strenger  gegen  die  Verschwendung  und  den  Prunk  der 
Höfe,  noch  starker  Besold.  S.  10  IL    Diese  Beiden  tragen  die  Lehren  der  Sparsam- 
keit in  dem  Abschnitt  von  der  Erhaltung  des  Staatsvennögeiis  vor,  ennservatio 
aerarii  iRau).  —  Zu  einseitige  Betonung  der  „Sparsamkeif  als  leitender  Grundsatz 
der  Finanzpolitik  l>ei  einzelnen  Theoretikern  der  neueren  Nat.ök  .  z.  B.  J.  B.  Say 
traüe,  1.  3,  eh.  0,  cours  p.  S  ch.  1).  wo  die  „öffentlichen  Ausgaben"  als  ..Konsum- 
tionen"   betrachtet  werden;  ähnliche  Tendenzen  bei  manchen  Parlamentariern.  — 
Ueber  die  freilich  durchaus  falsche  Ansicht,  die  Staatsausgaben  könnten  überhaupt 
ohne  Nachtheil  beliebig  vermehrt  werden,  wenn  nur  ,.das  Geld  wieder  unter  die  Leute 
komme",  was  ja  eigentlich  fast  immer  geschehe,  eine  Art  mercantilistischen  Irr- 
thuins,  s.  Kau,  Fin.  I,  §•  20.  30  u.  danach  meine  2.  A..  S.  03.    Eine  ähnliche  Be- 
richtigung giebtSay  a.  a.  O..  auch  cours  p.  7,  ch.  13.   Nur  wenn  die  Dienste,  welche 
mit  dem  Gelde  bezahlt  werden,  wirklich  produetiv  sind,  liegt  ein  Ersatz  der  durch 
Steuern  u.  s.  w.  herangezogenen  (iüter  für  die  ganze  Volkswirtschaft  vor.    Die  Aus- 
gaben,  welche  die  Beamten  u.  s.  w.  aus  ihrem  Gehalte  bestreiten,  vertreten  aber 
keine  neue,  sondern  nur  eine  veränderte  Nachfrage  nach  Sachgütem  und  Diensten 
verglichen  mit  den  Ausgaben,  welche  die  Besteuerten  ohne  die  Besteuerung  hätten 
machen  können. 

Man  kann  dann  mit  Kau  (§.  32)  aus  dem  Grundsatze  der 
Sparsamkeit  folgern:  „Es  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem 
Gemeinwohle  angehörenden  Zweck,  also  für  irgend  eine  Privat- 
absicht oder  blosse  Privatvortheile,  vorgenommen  werden,  ein  Satz, 
dessen  Nichtigkeit  ausser  Zweifel  steht,  dessen  Anerkennung  und 


Digitized  by  Google 


72      1.  B.  1.  K.  Finanz*  irtli!<chaft  in  Abhängigkeit  v.  Staatslebcu.  §.  34,  35. 

Durchführung  aber  früher  schwer  zu  bewirken  war,  so  z.  B.  hin- 
sichtlich der  sog.  Sinecuren,  der  Amtsstellen  mit  Besoldungen 
ohne  Dienstgeschäfte.  In  Grossbritannien  sind  dieselben  in 
neuerer  Zeit  abgeschafft  worden.  Anfang  dieses  Jahrhunderts  soll 
ihr  Betrag  dort  noch  an  360,000  Pf.  St.  gewesen  sein.  —  Man 
darf  ferner  auf  minder  wichtige  Zwecke  keine  Summe  verwenden, 
welche  zur  Bestreitung  einer  dringenderen  Ausgabe  nöthig  ist. 
Ueberhaupt  soll  wegen  der  Unmöglichkeit,  für  alles  Nützliche  in 
einem  gegebenen  Augenblicke  zureichende  Mittel  zu  finden,  möglichst 
eine  solche  Gleichförmigkeit  in  den  verschiedenen  Regierungszweigen 
beobachtet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  zugleich  besorgt 
werden  und  leichter  verschiebliche  Ausgaben  erst  nach  der  Deckung 
der  wichtigeren  an  die  Reihe  kommen".  —  Endlich  muss  im  ein- 
zelnen Falle  mit  den  geringst  möglichen  Kosten  gewirthsebaftet 
werden,  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Vortheil  des  Augenblicks, 
sondern  auch  derjenige  der  längeren  Periode  zu  berücksichtigen  ist. 

§.  35.  —  3.  Die  Beachtung  des  Verhältnisses  des  Finanz- 
bedarfs (des  Staats,  wie  der  anderen  öffentlichen  Körper)  zum 
Volkseinkommen  ist  stets  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  auf  welches  die  Finanzwissensc hallt  eindringlich  hin- 
weisen muss.   Aber  von  vorneherein  muss  man  sieh  darüber  klar 

i  sein,  dass  sich  ein  Grundsatz,  welche  Höhe  der  gesammte  Staatsauf- 
wand, —  ganz  allgemein  genommen  oder  in  einem  bestimmten 

i  Staate  zur  bestimmten  Zeit,  absolut  dem  Betrage  an  Geld 
oder  wirtschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote  des  Volksein- 
kommens, —  erreichen  darf,  offenbar  nicht  aufstellen  lässt.  Die 
früheren  Versuche,  hierfür  bestimmte  Zahlensätze  oder  unüber- 
schreitbare  Quoten  des  Volkseinkommens  zu  ermitteln,  sind  daher 
auch  immer  missglückt.  Sie  beruhen  auf  einer  falschen,  mechanischen 
und  äusserlichen  statt  einer  richtigen  organischen  Auffassung  des 
Verhältnisses  des  Staats  zur  Volkswirtschaft. 

Murharri,  Theor.  u.  Pol.  d.  Besteuerung,  S.  110,  Parieu,  Tln-or.  des  impöts 
I.  &7 ,  Hock.  OefT.  Abgaben.  S.  34,  und  die  dort  citirten  Schätzungen  von  Büsch, 
Bielefeld,  Justi  (vergl.  über  ihn  Koscher,  (iesch.  d.  Kationalökon.  S.  403),  Pölitz, 
Schmalz  u.  A.  m.  Man  ging  von  1  ,„  bis  4ll0  des  Volkseinkommens.  Selbst  Hock 
glaubt  aber  doch  noch  sagen  zu  dürfen:  „Wir  wurden  ein  Steuersystem,  das  jährlich 
mehr  als  15°/0  des  freien  Einkommens  des  Volkes  kostet,  schon  für  zu  hoch  halten.1' 
SchOu  hält  den  Nationalcharacter  und  die  Staatsform  (letztere  auch  schon  Justi)  für 
entscheidend  für  die  mögliche  Höhe. 

Zu  betonen  ist  nur,  dass  weder  der  Werth  noch  die 
Kosten  einer  Staatsleistung  für  sich,  sondern  immer  nur  beide 
zusammen  bei  der  Beurtheilung  der  absoluten  und  relativen  Höhe 
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der  Ausgabe  zu  berücksichtigen  sind.  Daher  dürfen  nicht  bloss 
politische,  aus  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene,  aber  auch 
nicht  ausschliesslich  privatwirthschaftliche  Erwägungen  ent- 
scheiden. Als  Regel  kann  der  Satz  gelten:  je  grösser  der 
unmittelbar  ökonomische  Werth  einer  Staatsleistung  —  der 
aber  erheblich  weiter  als  gewöhnlich  zu  fassen  — ,  je  mehr  die 
Leistung  die  Productionskraft  Aller  fördert  und  je  grösser 
das  absolute  freie  Volkseinkommen,  d.  h.  im  Sinne  Roscheids 
dasjenige,  welches  nach  Befriedigung  der  notwendigsten  (materiellen) 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  übrig  bleibt,  (G.  §.  85)  ist,  endlich 
ein  je  grösserer  Theil  der  reinen  Staatseinnahme  aus  dem 
Privaterwerb  des  Staates,  nicht  aus  Steuern  herrührt,  desto 
höher  kann  auch  der  Staatsaufwand,  absolut  und  als  Quote 
dieses  Einkommens,  sein. 

Die  Anerkennung-  des  ökonomischen  Werths  einer  Staatsleistung  in  weitcrem 
Müsse  folgt  schon  aus  der  Auffassong  der  Dienstleistungen  mit  als  wirtschaftliche 
'iöter  (abweichend  von  Raa)  oder  der  sogen.  Productivitiit  dieser  Leistungen.  (Vgl. 
Wagner,  (i.  §.  16—20.)  Besonders  wichtig  zeigt  es  sich  z.  B.  in  der  Militair- 
frago,  so  weit  dies  eine  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  ist.  Das  weltgeschicht- 
liche Beispiel  Preussens  dient  als  Beleg.  Namentlich  in  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wenn  sie  ernst,  wie  in  Preussen,  durchgeführt  ist,  muss  sicherlich  auch 
*ine  grossartige  Schulung  der  männlichen  Bevölkerung  erkannt  werden,  die  der 
letzteren  dauernd  zu  Gute  kommt.  Dem  Militärbudget  klebt  daher  mehr  ökonomischer 
S'utzenect  auch  in  dieser  Beziehung  an,  als  man  oft  denkt.  Der  volkswirtschaftliche 
Fortschritt  Preussens,  der  auch  im  übrigen  Deutschland  kaum  eine  Parallele  findet, 
iit  gewiss  zu  einem  wesentlichen  Theile  auf  diese  Schulung  des  preussischen  Volkes 
im  Militairwesen  mit  zurückzufahren.  S.  A.  Wagner.  Preuss.  Jahrbücher  1868,  I,  8U>. 
i.  Richthofen,  üb.  d.  Productivität  d.  Armee  u.  s.  w.  Schlcsw.  1869. 

Die  Herkunft  der  Einnahmen  aus  Steuern  oder  Privaterwerb  ist 
namentlich  auch  bei  Vergleichen  verschiedener  Staaten  zu  beachten,  um  den  wirk- 
lichen Druck  von  Ausgaben  wie  für  die  Staatsschuld  und  für  Militair  richtig  zu  be- 
messen. Ein  hohes  Procent  dieser  beiden  Ausgaben  von  der  Gesammtausgabc  kann 
loch  relativ  erträglich  sein,  wenn  der  Staat  grosse  Reineinnahmen  aus  Fcldgütcrn, 
Forsten,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  bezieht.  Die  Lage  des  Deutschon  Reichs,  Preussens 
und  der  deutschen  Mittelstaatcn  ist  in  dieser  Beziehung  besonders  günstig,  verglichen 
mit  Oesterreich.  Frankreich,  Gross-Britannien.  Italien,  weil  bei  uns  die  Staatsschuld 
jrosscntheils  aus  Rente  gebenden  Kapitalanlagen  (Staatseisenbahnen)  herrührt  und  der 
Rest  des  Scholdenaufwands  (für  Zinsen  u.  s.  w.)  regelmässig  mehr  als  vollständig 
durch  die  Ueberschüsso  der  Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  der  Post  u.  s.  w.  gedeckt 
wird.  S.  die  Daten  u.  d.  Meth.  d.  Berechn.  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staats - 
baiish..  S.  151 ;  Ders..  Art.  Staatsschulden  i.  Staatswörterb.  X.  56.  Jetzt  bes.  (icrstfoldt, 
Bein*,  z.  Reichssteuerfrage,  Lpz.  1879.  Nach  seinen  Berechnungen  betrugen  um  187!» 
t.  B.  die  Ueberschüsse  (Reinerträge)  der  Domänen,  Forsten.  Bergwerke.  Ebenbahnen. 
Post.  Telegr.  in  Deutschland  (Keich  und  Einaelstaaten)  287  MillM.  ip.  Kopf  6.72  hl.). 
m  tirossbrit.  78  (p.  K.  2.8 1\  in  Frankreich  78  (2.12),  West-Oesterr.  1U(0.SS'\ 
Kussland  56  (0.80).  d.  h.  von  sämmtlichen  ..Abgaben'',  (directen  u.  iudirecten 
Stenern.  Stempeln  u.  s.  w..  es  fehlen  z.  Th.  dabei  die  Gerichtskosten  u.  dgl).  44.4°  „ 
in  Deutschland,  gegen  5.74.  4.06.  8.55.  4.24°/0  in  den  4  anderen  Grossstaaten.  Zur 
Bestreitung  der  Ausgaben  von  Heer  u.  Flotte  u.  Schuld  erübrigen  also  in  Deutschland 
"ei  grössere  nicht-steuerrechtliehc  Einnahmen,  so  dass  ceteris  paribus  der  Druck 
'lieser  ohnehin  bei  uns  kleineren  absolaten  Ausgaben  leichter  zu  tragen  ist.  Heer, 
Flotte  o.  Schuld  kosten  zusammen  p.  Kopf  Mark  in 
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überhaupt        ,,ach  Abzus  Jcllcr  ,,,c,,t 
überhaupt,    stcUürrechtlichcil  Reinerträge 

Deutschland        15.3  S.6 

(irossbrit.  36.6  34  3 

Frankreich         40.S  3S.7 

West-Ücstcrr.      18.11  18.0 

Hussland  14.2  13.4 

Deutschland  verdankt  dies  günstige  Verhältniss  im  Vergleich  zu  den  anderen  Staaten 
namentlich  vier  Umständen:  1)  der  Massigkeit  seines  Aufwands  für  Heer  u.  Flotte, 
dem  absoluten  Betrage  der  Ausgaben  nach  (in  Deutschland  11,  in  Urosslirit.  1S.5, 
Frankreich  17.S.  West-Oesterr.  7.  2,  Kussland  10.6  M.  p.  Kopf  ),  zumal  unter  Berück- 
sichtigung der  militärischen  Leistungen;  2)  der  Kleinheit  seiner  Staatsschuldenla^t 
(p.  Kopf  jährlich  4.3.  gegen  18.2,  23,  11.7.  u.  3.6  M.  in  den  4  andern  Staaten): 
3)  dem  Ursprung  eines  grossen  Theils  seiner  Schulden  in  Staatseisenbahnen,  die  sich 
durchschnittlich  ausreichend  verzinsen;  4)  dem  bedeutenden  Besitz  rentablen  älteren 
Domaniums.  Feldguter.  Forsten.  Bergwerke.  Die  Einnahmen  aus  Kapitalfonds  (Invaliden- 
fonds  u.  a.  m.i  sind  dabei  in  Deutschland  nicht  einmal  berücksichtigt.  Demgemäß 
kann  Deutschland  auch  finanzwirthschaftlich  und  zum  Thcil  volkswirtschaftlich  seinen 
Militäraufwand  leichter  als  die  anderen  Staaten  tragen,  und  würde  dies  um  so  mehr 
der  Fall  sein ,  wenn  nicht  der  Volkswohlstand  geringer  als  in  (irossbritaiiiiien  u. 
Frankreich  u.  der  Belastuugscoefficicnt  durch  die  grosse  Kinderzahl  so  hoch  wäre. 

Hei  Vergleichen  mehrerer  Staaten  oder  eines  Staates  in 
verschiedenen  Zeiten  ist  namentlich  immer  erst  eine  entsprechende 
Gleichmiissigkcit  der  Budgets  zu  gewinnen,  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Forderungen,  welche  die  vergleichende 
Finanzstatistik  stellt  (§.  19). 

Vielerlei  Ausgaben  für  öffentliche  Zwecke  erscheinen  hier  im  Staatsbudget  (z.  B. 
auf  dein  europäischen  Continent.  namentlich  in  Frankreich),  dort  in  den  besonderen 
Budgets  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen,  auch  der  Kirch«-  u.  s.  w.  (z.  B.  in  England  ), 
('zornig,  d.  österr.  Budg.  u.  s.  w.,  hat  sich  daher  mit  Recht  besonders  bemüht,  das 
Staatsbudget  durch  Hinzufügung  dieser  anderen  Budgets  (auch  derjenigen  besonderer 
Anstalten,  z.  B.  für  Unterricht,  welche  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen  beziehen) 
zu  vervollständigen,  (s.  z.  B.  I,  103,  über  (irosshritannien).  S.  u.  §.  41  H.  Viele 
Lasten  des  Volkes  für  öffentliche  und  speciell  für  Staatsleistungen  gehen  auch  g-ar 
nicht  oder  nicht  vollständig  durch  die,  Rechnungen  des  Staates,  der  Gemeinde  u.  s.  w.. 
z.B.  Einqnartirungeu  und  manche  Arbeitsleistungen:  Die  sogen,  verborgenen  Aus- 
gaben oder  versteckter  Staalsbcdarf.  (S.  II  er  mann,  Staatswirthscb.  Unters.  2.  Aufl.. 
S.  50.  224;  ders.  auf  dem  Wiener  Internat.  Statist.  tkmjircss.  s.  Rechenschaftsbericht. 
S.  360,  526;  ricker.  3.  Vers.  d.  internat.  Conpr.,  1S57,  S.  106.  114.  Vgl.  Lötz, 
Handb.,  111.03.^  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  verschiedenen  Zeiten  (Kriegszeiten ! 
sind  diese  Ausgaben  von  sehr  verschiedenen!  Umfange,  was  bei  Vergleichen  des  o  f  fe  u 
vorliegenden  Stnatsaufwandcs  nicht  zu  vergessen  ist.  In  früherer  Zeit,  vor  allgemeinerer 
Entwicklung  der  (ieldwirthschaft  im  Staatshaushalt,  besonders  bei  der  älteren  Ein- 
richtung des  Heerwesens  (Naturah|uartier  u.  s.  w.)  waren  diese  Ausgaben  ungleich 
bedeutender  als  in  den  meisten  Staaten  gegenwärtig  Grosse  Uebclstämle  bestehen  in 
diesem  Puncto  noch  in  Russland.  Natürlich  ist  es  die  Gesa  in  m  thei  t  aller  solcher 
Opfer,  welche  mit  dem  Volkseinkommen  in  Vergleich  gebracht  werden  muss.  Statistische 
Berechnungen  hierüber  sind  höchst  schwierig  und  fast  niemals  vollständig.  Vollends 
einigermaassen  zuverlässige  Berechnungen .  welche  Quote  des  Volkseinkommens  iu 
einem  bestimmten  Staate  und  Zeitpunctc  von  dem  gesammten  (in  obiger  Weise  ver- 
standenen' öffentlichen  Aufwand  beansprucht  wird,  fehlen  noch  durchaus  wegen  der 
Unsicherheit  der  Berechnung  des  Volkseinkommens  (G.  02.  93.  86.  110).  Da  es  immer 
auf  die  Art  der  Staatsleistunsren  ankommt,  so  ist  überhaupt  eine  endgiltigc 
statistische  Feststellung  der  Quote,  welche  der  Staat  oder  eine  andere  der  grossen 
Zwangsgemeinscliaften^  vom  Volkseinkommen  ohne  Bedenken  für  seine  Ausgaben  ver- 
wenden darf,  an  und  für  sich  unmöglich.    Die  statistischen  Untersuchungen  über  den 
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Nonnalconsuin  der  Familie»  (Haushaltuugon)  und  der  einzelnen  Wohlstands-  und  B<  - 
rufsdassen  von  Familien  geben  unter  Voraussetzung  einer  bestimmten  Sphäre  der 
Staatsthatigkeit  indessen  auch  für  die  beregte  Frage  einige  Anhaltspunctc  au. 

(S.  Engel  i.  d.  Ztschr.  d.  K.  Sachs.  Stat.  Bar. .  1S57,  S.  lütt,  u.  die  dortigen 
Arbeiterbudgets  nach  Ducpetiaux,  Le  Play.  Neuerdings  die  Arbeiten  von  E.  Las- 
peyres  in  d.  BalL  Monatsschr.  1870;  ders.  in  d.  „Ooncordia"  1S75.)  Die  Grund- 
lage für  Alles  ist  eine  gute  Haushaltstatistik  der  verschiedenen  Wohlstands- 
Llassen.  worüber  indessen  noch  wenig  Genügendes  vorliegt. 

Man  kann  die  Frage  nach  dem  Verhältniss  des  Finanzbedarfs 
zum  Volkseinkommen  auch  dabin  zuspitzen:  ob  der  Finanzbedarf 
so  hoch  steigen  dürfe,  dass  die  in  der  Deckung  gebrachten  Opfer 
der  Bevölkerung  ein  drückendes  Maas 8  erreichen.  Letzteres 
will  besagen:  der  übliche  Normalconsum  der  Bevölkerung  muss 
beschränkt,  die  übliche  Ersparung  vollends  stark  vermindert  werden 
oder  ganz  aufhören. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  wenn  dieser  Zustand  sich  nur 
aof  kurz  vorübergehende  Staats nothlagen  erstreckt,  die 
Vornahme  der  hohen  Ausgabe  Erfolg  verspricht  und  gerade  dieser 
concrete  Staat  die  Erhaltung  verdient.  Die  Frage  ist  zu  ver- 
neinen, wenigstens  theoretisch,  so  schwer  dies  auch  den  Be- 
theiligten, namentlich  den  leitenden  Staatsmännern,  fallen  mag, 
wenn  diese  Bedingungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
wurde.  In  untergehenden  Staaten  liegt  letztere  Eventualität  öfter  vor. 

Kussland  1S12  —  IM«.  Proussen  1813— IM  I!  Freilich  wird  das  endgiltige 
Unheil  hier  immer  vom  Ausgang  mit  abhängen,  (iambetta  und  die  Seinen  werden 
im  Deccinber  1>70  das  Beispiel  der  französischen  Republik  auch  hierher  gerechnet 
haben.  Ob  mit  Recht,  lehrte  die  Zukunft.  Der  Ausgang  des  heroischen  Kampfes  der 
Nordstaaten  von  Amerika  hat  die  enormen  finanziellen  Upier  gerechtfertigt.  Hei 
längerer  Dauer  de»  südlichen  Widerstandes  hätte  die  Union  doch  vielleicht  schon  aus 
finanziellen  Gründen  gespalten  bleiben  müssen.  Denn  Staatsansgabcn  von  der  Höhe 
•ler  lVJ4er  können  nicht  lange  ausgehalten  werden. 

Sind  die  Staatsleistungen  an  sich  nicht  entbehrlich,  kann  auch 
an  den  Kosten  für  sie  nichts  erspart  werden,  so  beweist  die  Un- 
möglichkeit, den  Staatsbedarf  aufzubringen,  eben  die  Unmöglichkeit 
des  dauerndeu  Bestandes  eines  solchen  Staates.  Selbst  die  Hülfe 
durch  Staatsbankerott,  also  durch  Bruch  der  privatrechtlichen  Ver- 
pflichtungen, wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  „Staats- 
produetion"  muss  in  solchen  Fällen  am  Ende  wie  die  Privat  - 
produetion  eingehen,  weil  „das  Unternehmen  nicht  mehr  die 
Kosten  deckt." 

Auch  hier  ist  die  Geschichte  die  Hichterin,  die  aber  ihr  endgiltiges  Iiiheil 
mitunter  länger  verschiebt  als  man  erwartet.  ^Türkei!) 

VAn  auf  die  Dauer  nicht  ttberschreitbares  Verhältniss 
des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen  besteht  mithin.  Damit 
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wird  aber  nur  die  Regel  bestätigt,  dass  zwischen  den  Verwen- 
dungen des  Einzelnen  für  seine  verschiedenen  BedUrfnissbefrie- 
digungen  eine  gewisse  Harmonie  bestehen  muss.  Denn  in  letzter 
Linie  vertheilt  sich  der  durch  Steuern  gedeckte  Fiuanzbedarf  ja 
als  Ausgabe  auf  das  Haushaltbudget  der  Privaten. 

II.  —  §.  36.  Das  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen,  insbesondere  der  Staatsthätigkeiten"  wird 
für  die  Finanzwirtbschaft  zum  Gesetz  der  wachsenden  Aus- 
dehnung des  Finanzbedarfs,  sowohl  des  Staats,  als  in  der 
Regel  (und  öfters  noch  mehr)  auch  der  Selbstverwaltungskörper 
bei  entsprechender  Deccntralisation  der  Verwaltung  und  ordentlicher 
Organisation  der  Selbstverwaltung.  Neuerdings  zeigt  sich  bei  uns 
besonders  eine  grosse  Zunahme  des  Finanzbedarfs  der  Gemeinden, 
zumal  vieler  städtischen  (§.  44  ff.).  Jenes  Gesetz  ist  das  Ergebniss 
empirischer  Beobachtungen  bei  den  fortschreitenden  Culturvölkern 
wenigstens  unserer  Civilisationsperiode  und  findet  seine  Erklärung, 
Rechtfertigung  und  Begründung  im  Entwicklungsbedtlrfniss  des 
Volkslebens  und  in  den  Veränderungen,  welche  diesem  Bedtlrfniss 
gemäss  in  der  Combination  des  gemein-,  besonders  des  zwang« 
gemeinwirthschaftlicben  und  des  privatwirtbsebaftlichen  Systems 
vor  sich  geben.  Finanzielle  Schwierigkeiten  können  diese 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dann  der  Umfang 
der  letzteren  von  demjenigen  der  Finanzwirthschaft  bestimmt  wird, 
statt  wie  sonst  umgekehrt.  Aber  auf  die  Dauer  überwindet  das 
Entwicklungsbedürfniss  fortschreitender  Völker  diese  Schwierigkeiten 
doch  immer  wieder. 

Bei  Run  bis  incl.  5.  Ausgmbo  fehlt  die  Beachtung  dieses  wichtigen  Momente. 
In  der  fi.  Ausgabe  hatte  ich  in  §.  1  (bes.  Arno,  a)  mit  Berufung  auf  meine  älteren 
einschlagenden  Arbeiten  (Ürdn.  d.  österr.  Staatshaush.  Wien,  1S63  S.  3  ff.)  kurz  darauf 
hingewiesen.  Meine  frühere  Formulirung  ging  grade  von  der  f  in  a  n  zi  el  le  n  Be- 
trachtung, d.  h.  doch  nur  von  dem  Aeuss  er  liehen  der  Erscheinung  aus.  Das 
Innerlich -Treib cn de,  das  sich  nur  im  Finanzbedarf  abspiegelt,  ist  aber  die 
Entwicklung  der  Staatsthätigkcit  oder,  allgemeiner  ausgedruckt,  der  Zwangsgemoin- 
wirthschaften.  Für  die  nähere  Darlegung  und  Begründung  vgl.  jetzt  Wagner.  Grund- 
legung, Abth.  I,  Kap.  4,  Hauptabschn.  3. 

Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  nun  mit  Noth wendigkeit  hin- 
sichtlich des  Finanzwesens  die  Forderung,  dass  dasselbe  in  seiner 
Einnahmewirthschaft  Expansionsfähigkeit  besitzen  muss, 
nm  sich  dem  steigenden  Finanzbedarf,  der  finanziellen  Wirkung  der 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit,  anzupassen.  Demnach  kein  aus- 
schliessliches Angewiesenscin  auf  unbewegliche,  wenig- 
bewegliche oder  nach  anderen  Rücksichten  als  der- 
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jenigen  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  sich  bewegende 
Einnahmen:  d.  h.  kein  bloss  privatwirthschaftüches 
Einkommen  im  modernen  Staate,  nicht  allein  grundsätzlich 
stabile  Steuern,  wie  es  mitunter  gesetzlich  die  neueren  Grund- 
steuern sind,  auch  nicht  bloss  solche  Steuern,  welche,  wie  die 
Ertragsteuern,  nicht  leicht  eine  einfache  Erhöhung  vertragen 
(Fin.  II,  §.  463),  sondern  Begründung  der  Einnahmewirtbschaft 
des  modernen  Finanzwesens  wenigstens  stark  mit  auf  bewegliche 
Steuern  und  Staatscredit.  Eine  wichtige  principielle  Streit- 
trage Aber  die  richtigen  oder  passenden  Einnahmequellen  des 
modernen  Staatshaushalts  wird  hierdurch  einfach  und  sicher  ent- 
schieden (Fin.  II,  §.  366,  368). 

III.  —  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  für  die  Praxis  und  Theorie 
des  Finanzwesens  ist  ein  zweites  -  „Gesetz "  des  Staatswesens, 
dasjenige  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips  vor  dem 
Repressi  vprineip  im  entwickelten  Staate.  (G.  §.  179 — 183).  Es 
betrifft  die  Veränderung  der  technischen  Art  und  Weise 
oder  Methode,  in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausführt. 
Diese  Veränderung  ist  einerseits  wieder  eine  Consequenz  eines 
allgemeinen  ökonomischen  Gesetzes  auch  auf  dem  Gebiete  der 
„Slaatsproduction",  nemlich  des  Gesetzes  derallmäligenPräpon- 
deranz  des  Kapitalfactors,  besonders  des  stehenden  Kapitals, 
and  der  qualificirten  Arbeit  im  gesammten  Productionsprocess 
der  Volkswirtschaft.  Anderseits  bringt  es  das  Bedürfniss  des  ent- 
wickelten Volkslebens  mit  sich,  dass  Rechtsstörungen  überhaupt 
möglichst  vermieden  werden.  Der  Staat  sucht  daher  dagegen  all- 
gemeine Vorkehrungen  zu  treffen,  d.  h.  er  greift  auf  dem  Gebiete 
»les  Rechts-  und  Machtzwecks,  vor  Allem  im  Wehrwesen,  aber 
aoeh  in  der  Auswärtigen  Verwaltung,  in  der  Justiz  und  Polizei, 
zq  umfassenden,  präventiv  Rechtsstörungen  verhütenden  Einrich- 
tungen und  Massregeln. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
dienste, die  Ausbildung  und  Anstellung  eines  berufsmässigen 
Beamtenthums,  die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befestigungen.  Im  System  der  Kriegswaffen 
tritt  die  Maschine  auch  hier  immer  mehr  an  die  Stelle  des 
Werkzeugs.  Zur  Ausführung  aller  Dienste  des  Staats  und 
zur  Handhabung  der  complicirten  Kriegswaffen  bedarf  es  eines 
eigens  gebildeten  und  geschulten,  „qualificirten"  Arbeits- 
personals. 
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Das  Vorwalten  des  Präventivprincips  bat  für  die  Finanzen 
vor  Allem  eine  andere  zeitliche  Vertheil ung  des  Finanz- 
bedarfs zur  Folge.  Der  laufende  Bedarf  ist  dauernd,  auch  in 
ruhiger  Zeit,  höher,  bei  der  Repression  geringer.  Aber  dafür 
wird  auch  letztere  seltener  ntfthig,  weil  weniger  Rechtsstörungen 
ausbrechen,  und  wenn  diese  (Kriege!)  doch  eintreten,  so  wird 
bei  dem  Präventivsystem  der  Extrabedarf  nicht  so  viel  grösser, 
während  er  bei  dem  anderen  System  ausserordentlich  steigt.  Dort 
wird  sparsamer  gewirthschaftet  und  lässt  sich  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarfs  einrichten.  Hier  treten 
in  beiderlei  Beziehung  Schwierigkeiten  ein.  So  verdient  im  ent- 
wickelten Staate  auch  in  finanzieller  Hinsicht  das  Präventivsystem 
den  Vorzug. 

S.  Grundleg.  §.  1>3.  Besonders  frappant  tritt  der  Unterschied  beider  Systeme 
im  geordneten  Heerwesen  und  im  blossen  Milizwesen  hervor.  Das  Präventivsy stein 
ist  freilich  erst  auf  höherer  volkswirtschaftlicher  Entwicklungsstufe  das  ökonomisch  - 
zweckmässigerc,  ebenso  wie  liier  erst  die  \\  irthschaft  mit  mehr  stehend  cm 
Kapital  und  die  intensiven  Systeme  der  Bodenbenutzung  rationell  sind,  wahrend 
früher  passender  mehr  umlaufendes  Kapital  verwendet  wird  und  Extensivität 
vorherrscht.  Prävention  im  Staatslcbeu ,  Wirthschaft  mit  stehendem  Kapitale 
und  I  ntensivität  der  Bodenbenutzung  sind  analoge  Erscheinungen  und  zusammen 
auf  ein  höheres  allgemeines  volkswirtschaftliches  Princip  zurück  zu  führen. 
Vgl.  auch  Grundlegung  §.  311  lAnm.  10)  und  unten  über  Strassen  und  Eisenbahnen. 


/weites  Kapitel. 

Die  FiiiaiiKwirthsehaften  der  Staatenverbiiidiingeii  und  der 
Selbstvenvaltuiiafskttrper  neben  dem  Staatshaushalte. 

Hau  behandelt  nur  kurz  den  Haushalt  der  Selbstvcrwaltungskörper  (5.  A.  §.  53  —55. 
erweitert  und  verändert  in  der  von  mir  bcarbeit.  t>.  A.  u.  in  der  2.  A.  meines  B.  I) 
bei  der  allgemeinen  Betrachtung  der  Kegicrungsausgaben ,  ferner  iu  §.  3S  die  „Ver- 
wendungsart d.  Ausgaben  in  Bez.  auf  das  Land",  das  Finanzwesen  d*:r  Staatenver- 
bindungen gar  nicht.  Die  drei  Puncto  stehen  aber  in  en«?er  organischer  Verbindung 
und  betrellen  nicht  nur  die  Ausgahewirthschaft,  sondern  die  ganze  Finanzwirthschaft. 
Deshalb  müssen  sie  hier  in  genaueren  Zusammenhang  gebracht  werden  und  eine  andere 
Stellung  im  System  der  Finanz  Wissenschaft  erhalten.  Dem  entsprechende  Veränderungen 
und  Erweiterungen  der  Lehre  habe  ich  schon  iu  der  2.  A.  vorgenommen  (§.  3S — 50). 
S.  au.  h  ubon  die  Vorbem.  S.  Ül  u.  Stein  a.  a.  •».  Auch  liier  ist  an  die  Lehre 
von  den  Zwangsgemeinwirths.  haften  und  den  (lemeinbedUrfnisscn  anzuknüpfen,  s.  (inind- 
legung.  Abth.  I.  Kap.  3  §.  13!>  — 144,  154— H>0  u.  Kap.  1. 

§.  38.    Das  zwangsgemeinwirthschaftliche  System  wird  au 
seinem  wichtigsten  Gebiete,  demjenigen  der  Fürsorge  für  die  Ge- 
meinbedürfnisse der  Rechtsordnung,  für  die  „räumlichen"  und  „zeit- 
lichen" Gemeinbedürfnisse,  (G.  §.  140-143)  zwar  hauptsächlich, 
aber  doch  nicht  allein  durch  den  Staat  vertreten.    Neben  und 
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Aber  ihm  fnngirt  in  der  Geschichte  öfters  die  Staaten  Verbindung, 
neben  und  unter  ihm  stets  eine  der  kleineren  räumlichen 
Zwangsgemeinwirthschaften  oder  der  grossen  Selbstver- 
waltungskörper, Provinz,  Kreis,  Gemeinde.  Die  Staaten- 
verbindung und  die  Selbstverwaltungskörper  stehen  mit  dem  Staate 
in  engem  organischen  Connex  und  theilen  sich  mit  ihm  in  die  Auf- 
gaben des  zwang8gemeinwirth8chaftlicheh  Systems.  Zur  Ausführung 
der  von  ihnen  geforderten  Aufgaben  bedürfen  sie  in  der  Regel  auch 
eines  eigenen  Haushalts,  jedenfalls  gewisser  Finanzmittel. 
Die  Finanzwissenschaft  hat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser 
Gemeinschaften  an  und  für  sich  und  besonders  in  seinem  Zu- 
sammenhange mit  dem  Staatshaushalte  zu  betrachten.  Dieser 
Znsammenhang  tritt,  gegenüber  den  Selbstverwaltungskörpern,  am 
Meisten  bei  der  Beziehung  des  Staats  und  seines  Finanz- 
bedarfs zum  Staatsgebiete  und  dessen  Theilen  hervor, 
weshalb  dieser  Punct  hier  auch  zugleich  mit  ins  Auge  zu  fassen 
ist.  Es  hat  sich  daher  diesen  Kapitel  mit  drei  Gegenständen  zu 
beschäftigen:  mit  dem  Finanzwesen  der  Staaten  Verbindungen 
(1.  Abschnitt,  §.  39—41),  mit  der  Beziehung  des  Finanzbe- 
darfs  zum  Staatsgebiete  (§.  42)  und  mit  dem  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskörper  (§.  44  ff.,  beides  im  2.  Abschn  ). 


1.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  Staaten  Verbindungen. 

I.  —  §.  311.  Unter  „Staatenverbindungen"  verstehen  wir 
hier  nur  solche,  welche  für  unbegrenzte  Dauer  bestehen  und 
gewisse  öffentliche  Aufgaben  für  eine  Gemeinschaft  von  „Staaten" 
oder  „staatsartigen"  öffentlichen  Körpern  „gemeinsam"  dauernd 
verfolgen,  im  Gegensatz  zu  vorübergehenden  Verbindungen,  wie  z.  B. 
Alliancen.  Von  solchen  Staatenverbindungen  sind  hier  drei  Arten 
zn  unterscheiden:  der  sogen.  Staatenbund,  durch  welchen 
souveräne  Staaten  dauernd,  wenn  auch  nur  lose  völkerrechtlich 
miteinander  verbunden  sind;  der  sogen.  Bundesstaat,  ein  engerer 
staatsrechtlicher  Verband  mit  eigener  SouverUnetät  (§.  40);  und 
andere,  sich  nicht  genau  in  diese  beiden  Kategoricen  fügende 
Formen  einer  Staatenverbindung  (§.  41). 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (und  öfters  auch  eine  dieser 
anderen  Formen)  haben  vor  Allem  regelmässig  Ausgaben  von 
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Bundeswegen  zu  machen.  Die  Gegenstände,  fUr  welche  und 
die  Höhe,  in  welcher  diese  Ausgaben  erfolgen,  ferner  die  Art  und 
Weise,  wie  die  letzteren  durch  Einnahmen  gedeckt  werden,  daher 
die  Gestaltung  des  Bundesfinanzwesens,  ergeben  sich  aus  der  Bundes- 
verfassung und  den  dieselbe  ausfuhrenden  oder  fortbildenden  Ver- 
trägen der  Bundesstaaten  oder  Gesetzen  des  Bundes. 

S.  z.  B.  Ober  Staatenbund  und  Bundesstaat  Waitz,  Polit.,  S.  45.  43.  153  H.. 
R.  v.  Mohl,  Encyclop.  d.  Staatswiss..  1859,  S.  37.  II.  A.  Zachariä,  D.  Staats-  u. 
Buudcsrccht.  I.  §.  25— 2S  (2.  Aufl.).  Ob  man  im  Bundesstaat  streng  genommen  den 
einzeluen  Staat  noch  „Staat"  im  eigentlichen  Sinn  nennen  und  daher  auch  bei 
diesem  von  „Staatshaushalt*'  sprechen  kann,  ist  eine  hier  nicht  zu  entscheidende 
Frage.  Wir  bleiben  beim  üblichen  Sprachgebrauch.  —  Das  Finanzwesen  der  Staaten- 
verbindungen  ist  principiell  finanz  wissenschaftlich  fast  noch  gar  nicht  behandelt. 
Kau  hatte  nichts  darüber.  Stein  noch  jetzt  fast  nichts.  Für  Deutschland  natürlich 
ein  Mangel.  Auch  f.  d.  fiu.wiss.  Behandlung  im  AUg.  s.  Laban d,  Fin.recht  d. 
1).  Reichs,  in  Hirth's  Annalen  1673  S.  405  n".  und  im  3.  B.  s.  Staatsrechts  d.  D.  Reick». 

].  Im  Staatenbunde  ist  die  Souveränetat  der  einzelnen 
Staaten  nur  wenig  beschränkt,  die  gemeinschaftlichen  Gegenstände 
sind  an  Zahl  und  Bedeutung  unbeträchtlich.  Wenn  sie  auch  wesent- 
liche Staatsaufgaben  betreffen,  hat  der  Bund  als  solcher  doch  keine 
eigene  Staatsgewalt,  kein  Gesetzgebung-  und  Besteuerungs- 
recht. Ein  selbständiger  Bundeshaushalt  kann  daher  beinahe 
ganz  fehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  Bundesausgaben  werden 
durch  Beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  einem  bestimmten 
Vertheilungamassstabe  (z.  B.  der  Grösse  der  Bevölkerung)  gedeckt 
(Matricularbeiträge)  und  erscheinen  als  Ausgaben  der  Einzel- 
Staaten  in  deren  Etat.  Ein  besonderes  Bundesschuldenwesen 
fehlt. 

Ein  solcher  Staatenbund  war  der  Deutsche  Bund  1S15  — 66,  die  Schweiz 
(obwohl  schon  mit  einiger  Annäherung  an  den  Bundesstaat)  bis  184S.  Ueber  den 
Deutschen  Bund  s.  Zachariä  II,  §.  243  ff,  Uber  die  Bundesmatrikel  u.  Bundescasseo 
eb.  §.  294  —  200.  Die  Kosten  der  Bundeskanzlei  wurden  durch  Beiträge  gedeckt, 
welche  nach  dem  Stimmrecht  im  engeren  Rath  in  der  Weise  repartirt  wurden,  dass 
auf  jede  der  17  Stimmen  ein  Simplum  von  2000  fl.  im  24  fl.-Fusse  kam,  alle  andercu 
Ausgaben  nach  der  Grösse  der  Bevölkerung  auf  Grund  der  Bundesmatrikel,  Simplum 
30,000  fl.  Bei  der  Auflösung  des  Bundes  im  J.  1S6G  galten  für  dieses  Matrikular- 
wesen  die  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  vom  14.  April  1842,  3.  Oct.  1851  und 
20.  Juni  1800.  Auch  für  den  Fall  eines  Bundeskriegs  war  zur  Bestreitung  der  Kriegs- 
kosten eine  Kundeskricgscassc  in  Aussicht  genommen,  welche  aus  den  matrikular- 
mässigen  Beiträgen  dur  Bundesstaaten  zu  dotiren  war. —  Wagner.  Reichsfinauzwescn 
in  v.  Holtzcndorff's  Jhrb.  f.  (icsetzgeb.  u.  s.  w.  d.  D.  Reichs,  I  (1871),  S.  580—581. 

Auch  das  alte  Deutsche  Reich  konnte  in  den  letzten  Jahrhunderten  kaum 
noch  für  mehr  als  einen  Staatenbund  gelten.  Hat  doch  schon  Bodin  ihm'den  Character 
der  Monarchie  ab-  und  denjenigen  des  aristokratischen  Reichs  zugesprochen  (1.  II  c.  l»\ 
Der  Hauptmangel  in  linanzwirthsch.  Hinsicht  war  seit  Jahrhunderten  das  Fehlen  ge- 
nügender selbständiger  Reichs  einnahmen.  Das  Ertrag  gebende  Reichsvermögeu, 
die  Finanzregalieu  und  gebühren  artigen  Einnahmen  aus  Hoheitsrochten  waren  fast 
sämmtlich  an  die  Reichsstände  verloren  gegangen,  die  Begründung  einer  selbständigen 
allgemeinen  Reichsbestcuerung  nicht  gelungen.  Der  Versuch  im  ..gemeinen  Pfennig" 
i.iiu  15.  Jahrhundert  (1427  -  1551)  1  1  mal  ausgeschrieben,  aber  ganz  unzureichend  ein- 
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gegangen),  zeigte  bereits  völlig  die  Ohnmacht  des  Reichs.  Man  wurde  schon  im 
16.  Jahrhundert  zum  System  der  M  atricnlarumlagen  (nach  sogen.  Römer- 
monaten, indem  nach  der  Matrikel  von  1521  die  von  jedem  Reichsstand  für  den 
Kömerzog  zu  stellende  Mannschaft  in  Geld  angeschlagen  wurde)  genöthigt,  das  elend 
genug  fungirte.  (Ein  Monat  anfangs  128000  11.,  seit  1737  5S2H0  h\,  selten  vollständig 
eingegangen,  zur  Dockung  der  Kosten  des  Reichskammergerichts  o.  s.  w.).  Eine 
dringende  Warnung  für  das  neue  Deutsche  Reich ,  S.  Weizsäcker,  geschichtl. 
Entwickl.  d.  Idee  einer  allgem.  Reichsteucr  (Rede)  Berl.  1882. 

§.  40.  —  2.  Der  Bundesstaat  bat  eine  in  bestimmter  Sphäre 
souveräne,  eine  eigentliche  Staatsgewalt.  Wichtigere  und 
zahlreichere  Theile  der  den  wesentlichen  Staatsaufgaben  entstam- 
menden Staatstbätigkeiten  sind  der  Competenz  einer  eigenen  Bun- 
desgesetzgebung unterstellt. 

Die  grossen  Beispiele  von  bleibender  Bedeutung  sind  bekanntlich  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  die  Schweiz  (Verf.  v.  12.  Sept.  1S48), 
der  Norddeutsche  Bund  (Verf.  v.  25.  Juni  1867)  und  das  nunmehrige  neue 
Dentsche  Reich  (Verfass.  v.  31.  Dec.  1870,  Veitr.  mit  Hessen  v.  15.  Nor.  1S70, 
Baden  v.  dems.  Tage,  Würtemberg  v.  25.  Nov.  1870,  Baiern  y.  23.  Nov.  1870).  Für 
die  fiuanzrcchtl.  Seite  des  Deutschen  Finanzwesens  s.  Laband  in  Hirth's  Annalen, 
a.  a.  0.,  f.  d.  finanzwissensch.  u.  finanzpol.  Seite  A.  Wagner,  Reichsfinanz- 
wesen in  v.  Holtzend.  Jahrbuch  L  1871.  S.  581—645  (auch  selbständig  erschienen) 
o.  III,  1S74,  S.  60—252. 

Namentlich  pflegen  das  Militai r wesen ,  die  auswärtige 
Vertretung  (Diplomatie  und  Consulate),  einzelne  Zweige  der 
Inneren,  besonders  der  Volkswirtschaftlichen  Verwaltung 
(Handel,  Münz-,  Zettelbankwesen,  Communicationen  und  grosse 
Verkehrsanstalten,  Post,  Telegraphen  u.  8.  w.),  des  obersten  Justiz- 
und  Unter richtswesens  u.  a.  m.  Sache  des  Bundes  zu  sein. 

In  Nordamerika  sind  Aeussores,  Heer  u.  Flotte  (incl.  Invalidenpensionen), 
oberste  Cterichte,  Indianerwesen,  Regierung  der  Territorien .  Handelspolitik,  Zollwesen. 
Münze,  Post,  Landvermessung ,  Küstensicherung ,  Bundesschuld  Bundessache.  In  der 
Schweiz  Aeussercs,  Heer  (incl.  Pulver-  u.  Patronenfabriken),  oberster  Gerichtshof, 
Handelspolitik,  Zollwesen,  Münze,  Post,  Telegraphen,  Maass  und  Gewicht,  technische 
Hochschule  Bundesangclcgenheit  Die  Competenz  des  Norddeutschen  Bunds  er- 
streckte sich  nach  §.  4  der  Verf.  auf  folgende  „der  Beaufsichtigung  u.  Gesetzgebung 
des  Bonds  unterliegende"  Gegenstände:  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Niederlassungs- 
rerhältnisse,  Staatsbürgerrecht,  Passwesen  u.  l'remdenpolizei ,  Gewerbebetrieb  u.  Ver- 
sicherungswesen (s.  §.  3  d.  Verf.),  Colonisation  u.  Auswanderung  nach  ausserdeutschen 
Landern  —  Zoll-  u.  Handelsgesetzgebung  u.  f.  Bundeszwecke  zu  verwend.  Steuern  — 
Maass-,  Münz-,  Gewichtssystem.  Grundsätze  über  Ausgabe  v.  fund.  ü.  unfuud.  Papier- 
geld —  allgem.  Bestimm.  Uber  Bankwesen  —  Erfindungspatente  —  Schutz  d.  goist. 
Eigenth.  —  Schutz  d.  deutschen  Handels  im  Ausland,  der  Schifffahrt,  der  Flagge, 
Consulatswesen,  —  Eisenbahnwesen  u.  Herstell,  v.  Land-  u.  Wasserstrassen,  im  Interesse 
der  Landesvertheid.  u.  d.  allgem.  Verkehrs,  —  Flösserei  u.  Schiflf.  auf  den  mehreren 
Staaten  gemein«.  Waeserstrassen.  Zustand  der  letzteren,  Fluss-  u.  and.  \\  asscrzölle,  — 
Post-  und  Telegraphenwesen,  —  Best  üb.  wechselseit.  Vollstreckung  v.  Erkenntnissen 
in  Civilsachen  u.  s.  w.,  —  Beglaubigung  öflentl.  Urkunden,  —  gemeins.  Gesetzgeb. 
aber  Obligat,  Straf-,  Handels-,  Wechselrecht  u.  gerichtl.  Verfahren,  —  Militärwesen 
des  Bunds  u.  Kriegsmarine,  —  Medicinal-  u.  Veterinärpolizei.  —  Dieser  Artikel  ist 
wörtlich  als  Art  4  auch  in  d.  Verfass.  d.  Deutschen  Reichs  übergegangen  mit 
dem  Zusatz,  dass  die  Bestimmungen  über  Presse  und  Vereinswesen  auch  Bundessache 
sein  sollen.  Die  normale  Fortentwicklung  bringt  es  gewöhnlich  mit  sich,  dass  die 
Competenz  des  Bundes  sich  langsam,  aber  steetig  erweitert,  wie  die  Schweiz  und  das 
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Deutsche  Reich  es  jetzt  erleben.  Die  Zerlegung ,  bez.  Umbildung  des  ursprungliche n 
Reichskanzleramts  in  eine  Anzahl  selbständiger  oberster  Reichsämter ,  von  denen 
bes.  das  Reichsamt  des  Inneren  eine  Reihe  vou  kleineren  Reichsämtern  umfasst 
(Heimathwcs.,  Statist. Amt,  Gesundh.amt ,  Patentamt.  Nonnaleich.commission)  u.  die 
Steigerung  der  Ausgaben  für  diese  Abtheilungen  der  „Inneren  und  Volkswirthscb. 
Verwaltung"  belegen  das  am  Besten.  1872  beanspruchte  (Schlussrechn.)  diese  Innere 
u.  die  Justizverwaltung  1  065  Mill.  M„  18S1/82  (Anschl.)  4*555  Mill.  M. 

Damit  nähert  sich  natürlich  der  Bundesstaat  mehr  dem  Einheitsstaat  und  der 
Einzelstaat  mehr  der  Provinz.  Für  die  betreflenden  Haushalte  ergeben  sich  analoge 
Consequenzen  (vgl.  z.  B.  Wagner  in  Holtzcnd.  Jahrb.  III,  187). 

Zur  Durchführung  dieser  genieinsamen  Zwecke  und  zur  Be- 
sorgung der  dafür,  sowie  für  die  Bundesgewalt  und  Bundesver- 
tretung selbst  nöthigen  Ausgaben  bedarf  der  Bundesstaat  eines 
eigenen  Haushalts,  wie  ein  Einheitsstaat,  einer  besonderen 
Finanz  Verwaltung  und  eventuell  (für  Kriege,  etwaige  Ver- 
kehrsanstalten u.  s.  w.)  eines  eigenen  Bundesschuldenwesens. 

In  den  gen.  3  Bundesstaaten  besteht  ein  eigener  grösserer  Bundeshaushalt  und 
ein  Bundesschuldcnwesen.  In  Nordamerika  Abschluss  f.  1 S79 — SO  (u.  in  d.  Klammer 
Anschlag  f.  18M  —  82)  in  Mill.  Doli.  Zivildienst  incl.  Acusscrcs  5144  (67-50) 
Kriegsdcp.  3812  i30*24h  Marinedep.  13  54  (1502),  Pensionen  56  77  (incl. 
19-3  Mill.  Rückstände)  (50*0),  Indianer  5  95  (4*86),  Zinsen  d.  Schuld  08  55  (88*88), 
Tilgung  d.  Schuld  unbestimmt,  District  Columbia  3*27  (3*35),  Summa  d.  Ausg.  ohne 
Tilg.  267*64  (259  02).  Einnahmen  338*53  (850  0),  neinl.  Zölle  180*52  (195),  Innere 
Steuern  124  01  (130),  Lindverkauf  102  (1*0),  v.  d.  Nationalbanken  701  (7*12), 
Münze  2  79  (3  0),  Summe  plus  allen  and.  divers.  Einn.  333*53  (350).  Ueberschuss 
der  ordentl.  Einnahmen  über  d.  ord  Ausgaben  65**«8  (90  09).  Stand  d  öfi'cntl.  Schuld 
der  Union  I.Juli  1880  212042  (wovon  3SS*80  Papiergeld),  ab  Cassenbestand  (201*09), 
Restschuld  191933,  1.  Juli  1879  1990*42,  I.  Juli  1S70  24006  M.  D.  —  Schweiz 
Abschl.  L  1880  (in  Klammer  Anschl.  f.  1881).  Einn.  (Roh)  iu  Mill.  fr.  42*5  (40*7), 
wovon  Zölle  17*21  (17),  Post  15*51  (15*43»  [Ausgabe  dafür  14*25.  bez.  14*20], 
Telegr.  2*37  (2*25)  [Ausg.  1*81  u.  1*90].  Münze  1*27  (0  404)  (Ausg.  ebenso  hochV 
Ausgaben  im  Ganzen  41  04  (40*951,  wovon  Kap.-  u.  Zinszahl.  2*75  (1.87),  allgcm. 
Vcrwalt,  0*75  (0*76).  die  einzelnen  Departements  (vergleichbar  den  Ministerien,  aber 
nur  f.  d.  obere  Yerwalt.)  3*53  (3*52),  Militär  11*70  (13*J4)  (ausserdem  Kriegs- 
material 0*94.  bez.  0*88),  Polytechnikum  in  Zürich  0*302  (0*300)  (Zuschuss  zu  den 
eig.  Einn.).  Nach  einer  vergleichenden  Zus stell,  der  Rundes-  u.  der  Cantonal- 
tinanzen  f.  1870  (Gotb.  Jahrb.  1882  S.  964)  betragen  die  N  e  1 1  o  ausgaben  des  Bunds 
18*80,  der  Cantone  44*10  Mill.  fr.,  davon  u.  a.  f.  Militär  bez.  12*61  u.  217,  Justiz 
0  18  u.  2*78,  Gefängnisse  nichts  u.  108,  Polizei  0*018  u.  2*70,  volkswirthsch.  An- 
gelegenheiten und  ölf.  Arbeiten  217  u.  12*71,  Unten*..  Wissensch.,  Kunst  0*39  u.  8*90. 
Kirchenweson  nichts  u.  312,  Wohlthätigk.  0  015  u.  2*51,  Sanitwes.  fast  nichts  u.  0*26, 
Ges.geh.  und  allgem.  Verwalt.  1*28  u.  3*67,  Kosten  d.  Schulden  1*22  u.  3  01  MiÜ\  fr. 
Man  sieht,  wo  der  Schwcrpuuct  der  Bundes-  u.  d.  Cantonalthiitigk.  liegt  Von  den 
ord.  Nettoeinnahmen  (B.  17*24,  C.  39*74  Mill.)  trcfTcn  auf  d.  indir.  Steu.  i.  w.  S. 
beim  B.  15'85,  bei  d.  Cant.  15*04,  v.  d.  dir.  Steu.  0*966  u.  16*45,  v.  d.  Regalien  u. 
Monopolen  (Salz  u.  s.  w.)  0*305  u.  4*15,  v.  d.  Einn.  aus  Forsten,  Domänen,  Staits- 
gewerben  0*103  u.  3*67  Mill.  fr.:  doch  eine  wescnüicbe  Achnlicbkeit  mit  den  Ver- 
hältnissen im  Deutschen  Reich  in  d.  relativer  Verthcilung  der  Posten  zwischen  Bund 
u.  Cantonen. 

Ueber  das  Deutsche  Reich  s.  eingehend  bis  1874  Wagner,  Holtzcnd. 
Jahrb.  III,  167;  Statut  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich,  3.  J.  g.  1882,  S.  148  £  u.  bes.  auch 
(ierstfeldt.  Beitr.  z.  Reichsteuerfrage.  Die  „fortdauernden"  Ausgaben  waren  (Ab- 
schluss) 1872  338*41,  1881/82  (Anschlag  mit  Nachträgen)  511*68,  1882/S8  (Anschl.) 
531*83  Mill.  M.  Davon  Reichabeor  bez.  266*78,  342*21,  842*49,  Marine  14*85,  27*52. 
27*57,  Reichsinval.fonds  (also:  Belastung  desselben  mit  Pensionen)  28*28,  31  07,  30  13, 
allgcm.  Pensionsfonds  20*87,  18*40,  19*10,  Reichsschuld  0*59,  10*60,  13*70,  Rcichs- 
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tag  0-136.  0-404,  0*408.  Auswärt.  Amt  4*88,  6*56,  6  68,  Keichsamt  d.  Innern  lincl. 
Reichskanzler  u.  Kanzleramt  u.  Reichseisenb.amt)  0*826,  2*30,  3*20,  Kcichsjustizver- 
waltung  0  239,  1*70,  1  71,  Keichsschatzawt  117,  69  46,  86  32,  u.  and.  Posten  mehr. 
Die  „einmaligen"  Ausgaben  gestatten  bei  der  stark  od  Schwankung  und  grossen  Ver- 
schiedenheit in  den  einzelnen  Jahren  keinen  unmittelbaren  Vergleich.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  (d.  h.  die  Eingänge  ohne  die  Anleihen,  d.  französ.  Contribution ,  di* 
Zahlungen  aus  dem  Festungs-  u.  Eisenb.fonds)  waren  1872  (Abschloss)  u.  l*sl  '82 
(Anschlag  nebst  Nachtrag)  u.  1882/83  (Anschlag)  bez.  284*25.  519-71,  61068  (incl. 
l'cberschuss  von  10  56  Mill.  M.  aus  Vorjahr);  davon  Zolle  u.  Verbrauchsteuern  164*04. 
335-49,  389*10,  Stempel-  u.  ähnl.  Abgaben  (Statist,  (iebühr)  5  08,  7*51,  19*58.  Uebcr- 
schnss  von  Reichsbahncu  (Eis.  Lothr.\  Post,  Tclegr.,  Reichsdruckerei,  Einn.  aus  Bank- 
wesen (Kcichäbank),  Munzwesen  19  80,  32*30.  36*51,  verschied.  Verwalteinn.  1*20. 
5*82,  6*01,  aus  dem  Reichsinval.fonds  (Zinsen  und  Kapitalquoten)  nichts.  31  07,  30*13, 
Zinsen  aus  belegten  Keichsgcldern  nichts,  3*84.  3  06,  Matricularbeiträgc  94  12,  103*6*!», 
103*68  Mill.  M.  Die  Keichsschulden  sind  in  den  letzten  Jahren  wieder  aus  An- 
leihen für  verschiedene  Zwecke  angewachsen,  nachdem  sie  (bez.  die  des  Norddeutschen 
Bundes)  nach  dem  letzten  Kriege  aus  der  französ.  Contribution  getilgt  waren.  Am 
1.  April  1880  war  der  Betrag  218*08  Mill.  M.  nominell  Anleihen,  100  Mill.  M. 
Schatzscheinc,  159*44  Mill.  M.  Kcichscassensrhcine  (Papiergeld).  Die  aus  d.  französ. 
Contribution  gebildeten  „Fonds"  überragen  diese  Schulden  auch  noch  nach  dem 
gegenwärtigen  Bestände;  dazu  dann  noch  der  baare  Rcichskriegsschatz  v.  120  Mill.  M. 
in  Gold. 

Da  es  sich  hier  um  grössere  Ausgabeposten  handelt,  deren 
Aufbringung  durch  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  nach  der 
Kopfzahl  oder  nach  irgend  einem  ähnlichen  immer  ziemlich 
willkflhrlichen  Maassstabe  ohnehin  die  Einzelstaaten  ungleich  be- 
lasten würde,  so  werden  zweckmässiger  Weise  mit  den  genannten 
Ausgaben  auch  gleichzeitig  bestimmte  Einnahmequellen  aus  dem 
Haushalt  der  Einzelstaaten  ganz  ausgeschieden,  der  Competenz  des 
Bundes  und  seiner  Gesetzgebung  unterstellt  und  passend  dem  Bunde 
daneben  noch  ein  besonderes  Besteuerungsrecht  zur  Deckung 
seiner  verfassungsmässigen  Ausgaben  verliehen.  Von  letzterem 
pflegt  aus  steuertechnischen  Gründen  namentlich  in  Bezug 
auf  die  sogen,  indirecten  Steuern,  Zölle,  inländische  Ver- 
brauchssteuern Gebrauch  gemacht  zu  werden,  passend  so, 
dass  diese  ausschliesslich  dem  Bunde  zufallen,  während  die 
directe  Besteuerung  ganz  oder  grossentheils  den  Einzelstaaten 
verbleibt,  für  die  Deckung  ihrer  Bedürfnisse.  Andernfalls  müssen, 
wenn  die  zugewiesenen  Einkünfte  nicht  ausreichen,  auch  hier  noch 
Matricularbeiträge  erhoben  werden,  —  was  besser  abzustellen 
ist.  Je  mehr  sich  der  Bundesstaat  in  seiner  Fortentwicklung  dem 
Einheitsstaate  etwa  nähert,  je  grössere  und  kostspieligere  Aufgaben 
an  ihn  herantreten  (Bundeskriege!,  Reichsbahnen!),  desto  mehr 
mus8  auch  der  Bundeshaushalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen allmälig  einem  gewöhnlichen  Staatshaushalte  gleichen  und 
desto  mehr  schrumpfen  die  Einzelstaatshaushalte  zu  freilich  höher 
ausgebildeten  Provinzialhaushalten  zusammen.    Eine  solche  Ent- 
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wicklung  ist  auch  in  finanzieller  Hinsicht  wohl  im  Ganzen  erwünscht. 
Das  schwierige  Problem  der  richtigen  Trennung  von  Hauptstaats-, 
d.  h.  eben  von  eigentlichstem  Staatsbedarf  und  Local-  (Landes- 
tbeil-) bedarf  wird  auf  diese  Weise  für  grosse  Ausgabeposten  wohl 
am  Besten  gelöst  (s.  u.  §.  43). 

Es  ist  gewiss  beachtenswerth ,  dass  in  den  drei  wichtigsten  modernen  Bundes- 
staaten, wie  die  vorausgehenden  Angaben  zeigen,  vor  allein  die  Grenzzölle,  dann 
mit  diesen  in  näherer  Verbindung  stehende  innere  Verbrauchsteuern  (so  wenigstens 
im  Deutschen  Reich  und  in  Nordamerika,  —  die  Schweiz  hat  das  noch  nicht  erreicht), 
rechtlich  und  thatsächlich  auf  den  Bund  übertragen  sind:  namentlich  die  Tabak- 
und  die  (ietränksteuern.  So  im  Deutschen  Reich  speciell  die  Tabakst.  (An- 
schl. 1881/82  4.58,  1882/S3  11.03  Mi».  M.),  die  Rübenzuckerst.  (49.55  u.  47.42). 
die  Salzst  (36.37  u.  30.71),  leider  noch  immer  nicht  vollständig  die  Branntweinst 
(die  in  Baiern ,  Württemb. ,  Baden  noch  aparte  Landesst  blieb,  A.  f.  das  Übrige 
Reichsgebiet  34.85  u.  35.52)  u.  die  Bierst.  (die  ausser  in  d.  3  gen.  Steuern  noch  in 
Elsass-Loth.  besondere  Landesst.  ist.  A.  f.  Reichsgebiet  15.10  u.  t5.11  Mill.  M.). 
Diese  Einnahmen  sowie  die  Ucbcrschüsse  der  Post-  und  Telegr.verwaltimg  (die  in 
Baiern  und  Württemberg  ebenfalls  Landessache  blieb)  dienen  zn nächst  zur  Bestrei- 
tung der  Reichsausgaben  (Art  70  d.  Reichsverfass,).  Durch  Ges.  v.  15.  Juli  1879  ist 
bei  Gelegenheit  der  Zollreform  u.  s.  w.  allerdings  die  Bestimmung  getroffen,  dass  der 
Ertrag  der  Zölle  u.  der  Tabaksteuer  nur  bis  zur  Summe  von  130  Mill.  M.  der  Reichs- 
casse  zufliesst  u.  der  Betrag  darüber  hinaus  den  Einzelstaaten  nach  der  Matricular- 
bevölkerung  zufallen  soll:  formoll  reichspolitisch  ein  unliebsames,  im  Effect  aber  doch 
nicht  erhebliches  Zugeständnis  au  den  Particularismus.  da  pro  tanto  eben  nur  eine 
Compensation  mit  den  Matric.bciträgen  erfolgt.  Die  Einführung  andrer  Reich- 
steuern ist  gestattet  (Art.  70  d.  Verf.),  aber  bisher  nur  f.  die  Wechselstempcl  (Ertr. 
Anschl.  1881  '82  u.  82/83  6.11  u.  «S.Ol  Mill.  M.),  Spielkartenstempel  (1.1  u.  1.04  Mill. 
M.),  die  statistische  Gebühr  (0.3  u.  0.45),  1  SSI  f.  versch.  and.  Steinpciabgaben  („Börseu- 
steuern",  Anschl.  1882 'SS  12.07  Mill.  M.)  erfolgt,  nicht  für  directe  Steuern.  So  waren 
1881/82  364.26  M.M.  diverser  ehemaliger  einzelstaatl.  Einnahmen  u.  Betriebsüberschüsse 
an  das  Reich  übertragen.  Die  stcuer-technischcn  Gründe  für  die  Ucbcrnahme 
grade  solcher  indirecter  Steuern,  auch  der  Post,  Telcgraphie  u.  s.  w.  auf  das 
Reich  sind:  gemeinsam«  u.  vereinfachte  Coutrolen,  wohlfeilere  Erhebung  grade  in 
einem  grossen  Gebiete,  volkswirtschaftliches  ßedürfuiss  gleichmäßiger  Regelung 
dieser  Dinge.  S.  Wagner,  Jahrb.  1,  5S9.  Dirc  te  Reichsteuern  werden  gleichwohl 
schwerlich  auf  die  Dauer  ausbleiben.  Ueber  die  Stcuerprojcctc  im  Reich  Wagner, 
Jahrb.  III,  213.  Ders.  schwebende  deutsche  Fiu.frageu,  Tüb.  Ztschr.  1SS0,  S.  68  tf. 
Geffcken,  Reform  d.  Reichstcuern,  Hcilbr.  1879,  Schmoller,  deutsche  Steuerreform, 
Jahrb.  1881,  S.  859  «ff.  Gcrstfeldt's  Schriften.  Schäffle,  Steuerpolitik.  Plan 
einer  Reichseinkommensteuer,  Hirth,  Annalcn  1S75,  S.  115  ff. 

In  Nordamerika  ist  während  des  Bürgerkriegs  der  umfassendste  Gebrauch  vou 
dem  Besteuerungsrecht  des  Bundes  gemacht  worden,  s.  Hock,  Finanz.  Amerikas 
S.  187  ff.  Nach  d.  späteren  Ermässigung  brachten  diese  Steuern  1868  noch  186.34  M.  D., 
wovon  auf  rohe  Baumwolle  22.50.  Sjiirit.  H.2S,  gegohr.  Getränke  5.69,  Tabak  18.64, 
Manufact.  39.16,  Liccnzen  16.36,  Banken,  Versieh.,  Eisen»,  Telegr.  ges.  16.53,  Ein- 
kommenst.  33.07,  Testainentsst.  2.82,  div.  Abgaben  2.43  Mill.  D.  Die  Weiterentwick- 
lung hat  ron  directeu  Unionsteuern  wieder  abgeführt. 

Die  Matricularbeiträge  belasten  im  Deutschen  Reiche  die  süddeutschen 
Staaten  relativ  stärker,  weil  diese  an  der  allgemeinen  Bier-  u.  Branntweinsteuer  nicht 
theilnchmen  (z.  B.  Preussen  1  SS  1/82  nur  52.50,  Sachsen  nur  5.62,  dagegen  Baiern 
20.15,  Württemberg  7.2S,  Baden  5.19  Mill.  MA  Das  Bedenkliche  und  das  Trügerische 
des  Kopf<iuoteiisystems  beruht  derauf,  dass  ohne  Rücksicht  auf  den  verschiedenen 
Wohlstand  die  Consumtions-  u.  Productionskraft  u.  die  Stcuerfähigkeit  jedes  ,. Kopfes" 
in  jedem  sogen.  „Staate"  als  gleich  angenommen  wird.  Dabei  wird  ganz  übersehen, 
dass  grosse  und  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  unmittelbar  vergleichen  lassen,  da 
der  kleine  ..Staat",  vollends  in  Verhältnissen  wie  den  deutschen,  eben  nichts  Anderes 
als  eine  zur  Souveränctät  gelangte  Provinz  oder  gar  nur  ein  Kreis  eines  natürlichen 
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grossen  Staatsgebiets  ist,  8.  o.  §.  19.  S.  Uber  die  Frage  in  Deutschland  Wagner, 
Jahrb.  1,  028,  III,  217,  Hirth,  in  s.  Annalen  1875,  115  ff.  Matricularbeiträge,  coro- 
binirt  nach  der  Kopfzahl  und  der  ungefähren  Steuerkraft,  sind  verfassungsmässig  in 
der  Schweiz,  aber  nicht  in  pract.  Anwendung:  ärmste  Oantone  15  cent.  p.  Kopf, 
Teicbste  90  cent;  Hirth,  Aunal.  1S75,  S.  142,  786.  Vorschläge  zur  Beseitigung  u. 
Veränderung  der  Matric. beitrage  machte  v.  Scheel,  Jahrb.  f.  d.  Ü.  Reich  1878  (Neue 
Folge  II).  48  ff.  Dgl.  Vorschläge  dess.,  statt  nach  der  blossen  Kopfzahl  nach  der 
Zahl  der  Erwerbsfähigen  in  der  Bevölkerung  die  Matricbeiträge  zu  vertheilen, 
in  Hildebr.  Jahrb.  1878,  XXX,  34,  mit  statist.  Ausführung.  —  Um  den  Ersatz  oder 
'loch  die  wesentliche  Verminderung  der  Matricbeiträge  und  zugleich  um  die  Schaffung 
selbständiger  Reichseinnahmen,  ein  auch  politisch  so  wichtiges  Ziel ,  drehen  sich 
die  Reformpläne  o.  Versuche  im  Reiche  seit  1878.  Gedanke  auch  an  Rei«hs-Erb- 
schaftsteucr  u.  an  umfassendere  Uebertragung  der  einzelstaatl.  stempelart.  Verkehr- 
steuern auf  das  Reich  nebst  deren  weiterer  Ausbildung;  jetzt  vor  der  Reform  der  Zölle 
u.  Verbrauchsteuern  in  den  Hintergrund  getreten.  S.  Bericht  d.  Commission  z.  Er- 
örterung der  Einfuhr,  einer  Reichs-Steinpcl-  u.  Erbsch .Steuer;  Papiere  d.  Bundesraths 
1S77/78  N.  98. 

§.  41.  —  3.  In  der  concreten  Wirklichkeit  zeigen  die  sogen. 
Staatenbünde  und  Bundesstaaten  schon  mancherlei  erhebliche 
Modificationen  der  theoretischen  Idee  dieser  Staatenverbindungen. 
Die  Geschichte  weist  aber  auch  noch  zahlreiche  andere  Ver- 
bältnisse einer  Staatenverbindung  auf,  welche,  zufälligen 
historischen  Ereignissen  entsprungen,  sich  nicht  immer  leicht  unter 
eine  bestimmte  Völker-  und  staatsrechtliche  Formel  bringen  lassen, 
zumal  der  rechtliche  und  factische  Zustand  in  solchen  Fällen  oft 
erheblich  von  einander  abweiche». 

Beispiele:  das  frühere  und  jetzige  Verhältniss  des  K.  Polen  zu  Russland,  früher 
wohl  ein  Mittelding  zwischen  Personal-  und  Realunion,  getrennte  Finanzen,  jetzt 
faetisch  wenigstens  kaum  etwas  Anderes  als  Einverleibung;  das  polnische  Budget 
•ler  Ausgaben  postenweise  bei  den  Budgets  der  russ.  Kcichstninistericn,  woneben  eine 
Zeitlang  nur  ein  kleiner  Betrag  noch  besonders  für  Polen  im  russ.  Budget  stand 
(1S70  8.74  M.  R.).  der  jetzt  auch  verschwunden  ist;  ebenso  bei  den  Einnahmen. 
Das  Verhältniss  Transkaukasiens  (Einn.  u.  Ausg.  ein  besonderer  Theil  des 
russischen  Budgets1*,  Finnlands  (im  Wesentlichen  Personalunion,  durchaus  getrennte 
Finanzen  u.  Ausgaben.  Schulden,  besond.  Militärbudget  getrennt  v.  allgem.  Budg.  des 
ross.  Reichst.  —  In  Oesterreich  hatte  die  Militairgrenze  seit  lange  ein  apartes 
Budget,  das  nur  als  besond.  Theil  d.  Staatsb.  aufgestellt  war.  Jetzt  hat  d.  Königreich 
Kroatien  u.  Slavonien  noch  ein  besond.  „Budget  f.  d.  Erfordernisse  der  inneren  Auto- 
nomie" oder  für  seine  „autonome  Verwaltung1*  (55  °/0  d.  hier  erhob,  dir.  u.  indir.  Steuern 
Äiessen  in  d.  ungar.  Staatsschatz,  45  0/o  bleiben  dem  Lande  für  jene  Erfordernisse; 
gesctzl.  Bestimm,  v.  1S73).  Das  jetzige  Verhältniss  zwischen  Oesterreich  u.  Ungarn 
»cislcith.,  im  Wiener  Reichsrath  vertretene  n.  Länder  d.  ungar.  Krone)  auf  firund  der 
Verfassung  v.  1867  lässt  sich  auch  nicht  unter  eine  einfache  Formel  bringen.  Merk- 
male der  Personal-  und  Realunion,  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  u.  wieder  des 
Einheitsstaats  liegen  in  bunter  Mischung  durcheinander.  Als  Rcalunion  ist  das 
Verhältniss  vielleicht  noch  am  Richtigsten  zu  bezeichnen,  weil  dies  Moment  noch 
vorwaltet.  Das  ist  natürlich  für  die  Einrichtung  des  Finanzwesens  von  wesentlichem 
Eüifluss.  —  Weiter  sei  an  das  Verhältniss  der  Türkei  vor  dem  letzten  Kriege  zu 
ihren  Schutzstaaten .  der  Donaufürstenthüiner  unter  einander  (Rumäniens,  fast 
dum  Einheitsstaat  schon  vor  1877  gleichkommende  Realunion,  jetzt  ganz  Einheitsstaat, 
Luxemburgs  zu  Holland  (seit  1867  Personalunion),  Limburgs  desgl  bis  186B.  der 
Elbherzogthümer  zu  Dänemark  bis  18b4  u.  A.  m.  erinnert.  Alle  solche  künst- 
liche Verhältnisse  äussern  auch  auf  die  Ausgabeeinrichtung  und  die  ganze  Finanz- 
wirthsebaft  überhaupt  ihren  Einfluss.  Sie  haben  selten  lange  unveränderten  Bestand 
ond  führen  leicht  zur  polit.  Verwicklungen,  daher  auch  zur  Unordnung  im  Finanzwesen. 
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Staaten,  welche  nur  in  Personalunion  stehen,  wie  z.  B. 
Schweden  und  Norwegen,  bleiben  im  Wesentlichen  selbständige, 
wenn  auch  unauflöslich  verbundene  Staaten.  Ein  grösserer  Kreis 
gemeinsanier  Angelegenheiten,  daher  auch  ein  gemeinsamer  Haus- 
halt fehlt,  kaum  dass  einzelne  gemeinsame  Ausgaben  (etwa  ftlr 
Diplomatie)  vorkommen.  Auch  für  gemeinsame  Behörden  können 
hier  die  Ausgaben  in  den  einzelnen  Budgets  getrennt  bleiben. 

Schweden  und  Norwegen  haben  f.  gemeinsame  Sachen  einen  aus  schwedischen 
und  norwegischen  Mitgliedern  zusammengesetzten  Staatsrath,  dessen  Kosten,  wenn  aus 
den  mir  nicht  specieüer  vorliegenden  Budgets  geschlossen  werden  darf,  getrennt  in 
beiden  Haushalten  erscheinen. 

Staaten,  welche  in  Realunion  oder  einer  ähnlichen  näheren 
staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Puncten  die 
Merkmale  eines  Bundesstaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  und 
eine  grössere  Reihe  wichtigerer  gemeinsamer  Gegenstände  („Ge- 
sammtstaat",  wie  z.  B.  die  Oesterreichisch-ungarische  Monarchie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten",  neben  besonderen  Haushalten  der 
Länder  oder  Ländergruppen.  Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 
Hinsichten  derjenigen  des  bundesstaatlichen  Finanzwesens:  im  ge- 
meinsamen Haushalt  gewisse  durchaus  gemeinsame  Ausgaben  (etwa 
Aeusseres,  Heer,  gemeinsame  Schuld),  auch  bestimmte  gemeinsame 
Einnahmen,  welche  ohne  Separatverrechnung  für  die  Theile  des 
Gesammtstaat8gebiets  zuvörderst  zur  Deckung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  dienen  (Einnahmen,  welche  sich  an  die  Ausgabezweige 
knüpfen,  einzelne  indirecte  Steuern,  wie  Zölle).  Die  übrigen  Aus- 
gaben werden  nach  einem  verfassungsmässig  bestimmten  Maass- 
stabe durch  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes  aus  dessen  eignen 
Einnahmen  gedeckt.  Die  Geschichte  zeigt  auch  in  solchen  Puncten 
viel  Mannigfaltigkeit.  Mitunter  ist  die  Realunion  so  eng,  dass  alle 
wichtigeren  Gegenstände  gemeinsam  sind  und  die  einzelnen  Länder 
höchstens  noch  besondere  Haushalte  von  der  Natur  eines  Provinzial- 
haushalts  oder  selbst  das  nicht  einmal  mehr  haben. 

Nach  d.  Verfass.  von  1867  sind  in  Oesterreich -Ungarn  gemeinsam:  die 
Zweige  (a.  Ausgabeetats)  für  d.  Aeussere  (wobei  auch  die  Subvention  der  Oesterr. 
Lloyd-DampfschifF.gesellschaft).  für  Heer  u.  Flotte,  f.  ein  gemeins.  Finanzministerium 
u.  einen  gemeinsamen  Rechnungshof  (Summe  A.  f.  1881  122.18  Hill,  fl.,  wovon 
107.89  ordentl.)  u.  gemeinsame  Deckungsmittel:  eigene  Einnahmen  der  gemeinsamen 
Verwaltungszweige,  besond.  des  Kriegsmin. ,  der  Consulate  (i.  Ii.  1881  3.31  Mill.  fl.), 
Ufberschüsse  der  Zollgefalle  (3.77  Mill.  fl  ),  im  G.  f.  1S81  7.08  Mill.  fl.  Alle  anderen 
Einnahme-  und  Ausgabeetats  (auch  z.  B.  der  Hofstaat)  sind  getrennt.  Der  Rest  der 
gemeinsamen  Ausgaben  wird  —  nach  Abzog  eines  bes.  Zuschusses  v.  2.18  Mill.  fl.. 
den  Ungarn  jetzt  für  den  U ebergang  eines  Theils  der  Militairgrenze  an  die  Civilver- 
waltung  noch  bes.  giebt  —  zu  70  °/0  von  den  cisleith.  und  zu  30  °/0  von  den  tingar. 
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Ländern  gedeckt  Vou  der  Staatsschuld  ist  nur  die  schwebende  in  Betreff  der 
Hypothekaranweisungen  (Schatzscheine)  und  des  Papiergelds  (beide  Posten  zus.  ge- 
setzlich begrenzt  auf  412  Mill.  fl.)  gemeinsam.  Die  übrige  sog.  allgemeine 
Schuld  (E.  1SS0  2755.S3  Mill.  fl.)  lastet  eigentlich  jetzt  auf  den  cisleith. 
Landen  nach  dem  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn  allein ,  jedoch  zahlt  dieses  zur 
Verzinsung  der  Schuld  die  fixe  Summe  von  30.82  Mill.  fl.  jährlich.  Dazu  kommt 
dann  noch  eine  besondere  Schuld  der  Westhalfte  („der  im  ßeichsrathe  vertretenen 
Königreiche  u.  Länder"),  E.  1SS0  40H.61  Mill.  fl.  Die  (irundentlastungsschuld 
lastet  in  der  westl.  Hälfte  des  Staats  auf  den  einzelnen  Kronlanden,  in  Ungarn 
auf  der  Gesammtheit  der  ungar.  Lande  als  deren  Staatsschuld.  Ausserdem  hat 
Ungarn  seit  seiner  wiedererlangten  politisch.  Selbständigkeit  eine  schon  recht  bedeutende 
eigene  eigentliche  Staatsschuld  erlangt  (meist  f.  Eisenbahnbauten  u.  Deckung  der 
Deficite),  Auf.  1880  752.5  Mill.  fl.  —  Rumänien  hatte  schon  länger  ein  einheitl. 
Budget ;  an  die  Türkei  zahlte  es  für  beide  Furstenth.  getrennt  den  kleineu  Tribut  von 
5000  u.  3000  Beutel  (ä  500  Piaster  gleich  30  Thlr.).  Auch  Serbien  hatte  schon 
ror  der  1S77/78  erreichten  völligen  Unabhängigkeit  ein  ganz  getrenntes  Budget,  in 
dem  der  Tribut  an  die  Pforto  als  Ausgabeposten  (in  der  turk.  Kecbuung  als  Einnahme) 
anart  forkain  (4600  Beutel).  Aehnlich  noch  jetzt  Samos  (800  Beutel\  Aegypten 
(76.5  Mill.  Piaster  oder  681.4*0  ägypt.  Pfund,  zu  20.S  Reichsmark). 

2.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskttrper. 

S.  o.  S.  61  u.  78  die  litcr.  Notiz.  Ausser  Stein  ist  kaum  etwas  Weiteres, 
»peciell  Finanzwissenschaftliches  zu  nennen.  Die  bisherige  Literatur  des  Finanz- 
wesens dieser  Körper  bezieht  sich  fast  nur  auf  die  Gemeinden  und  beschrankt  sich 
meistens  auf  die  Steucirerhältnisse.  S.  die  bezügl.  Lit.  oben  §.  30.  Aus  der  Statistik 
bes.  Herrfurth  u.  Gerstfeldt. 

I.  —  §.  42.  Der  staatliche  Finanzbedarf  in  seiner  Be- 
ziehung zum  Staatsgebiet.  Die  Betrachtung  hierüber  führt  znr 
Besprechung  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltungskörper  hin 
and  geht  derselben  passend  voraus,  weil  dabei  einige  fllr  die 
finanzielle  Ordnung  dieser  Verhältnisse  raaassgebende  Gesichts- 
punete  bereits  deutlich  hervortreten.  Folgende  zwei  Fragen  sind 
hier  hervorzuheben.  Einmal,  welche  Wirkung  die  Veraus- 
gabung des  Finanzbedarfs  im  Inlande  als  Verwendung  von 
Sachgütern  ausübt.  Sodann,  wie  sich  der  Finanzbedarf  hin- 
sichtlich seiner  in  der  Herstellung  von  Staatsleistungen  her- 
vortretenden Wirkung  auf  das  inländische  Staatsgebiet  ver- 
theilt Die  ältere  Finanztheorie  hat  den  ersten  Punct  öfters  erörtert, 
mit  dem  zweiten,  wichtigeren  sich  jedoch  noch  wenig  beschäftigt. 

1.  „Wenn  der  Staatsaufwand  innerhalb  des  Landes  geschieht, 
sagt  Rau  (§.  38),  so  werden  einheimische  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer beschäftigt,  wird  inländischen  Kapitalien  und  Grundstücken 
eine  Rente  abgewonnen,  was  ohne  Zweifel  für  die  Volkswirtschaft 
zuträglich  ist.  Daher  haben  schon  ältere  Schriftsteller  den  Satz 
aufgestellt,  man  solle  die  Staatsausgaben  so  einrichten,  dass  die 
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Summen  nicht  ausser  Landes  gehen,  sondern  dem  inländischen 
Nahrungsstande  zu  Gute  kommen.  Doch  ist  diese  Regel  nur  unter 
zwei  Bedingungen  zulässig,  dass  nemlich  der  Zweck  der  Ausgabe 
darunter  nicht  leidet  und  diese  auch  nicht  höher  wird,  oder  dass, 
wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein  volks- 
wirtschaftlicher oder  politischer  Nebenvortheil  erreicht  wird  und 
desshalb  der  Mehrbetrag  auch  als  besondere  Ausgabe  zu  recht- 
fertigen sein  würde,  z.  6.  als  eine  Prämie  zur  Ermunterung  eines 
wichtigen  und  dieser  Begünstigung  bedürftigen  Gewerbszweiges," 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  wichtige  Güter  für 
die  Militärverwaltung  erzeugt  werden.  Die  Herstellung  solcher 
Güter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherheit 
des  Landes  geboten  sein. 

v.  Justi,  Staatsw.  II,  4S2,  verlangt  die  inländische  Verwendung  der  Staatsaus- 
gaben. Auch  Kau  a.  a.  O.  meint,  dass  die  ins  Ausland  gehenden  Geldsummen  in 
der  Regel  eine  entsprechende  Warenausfuhr  nach  sich  ziehen,  kann  nicht  als  voll- 
ständiger Ersatz  des  Nachtheiles  für  die  einheimischen  Gewerbe  angesehen  werden. 
Allerdings  haben  aber  wohl  mercantüistische  Gründe  zu  der  Forderung  mitgewirkt  — 
Oeftere  Vorschrift,  besonders  früher,  Pensionen  im  Lande  zu  verzehren.  Selbst  in 
deutschen  Staaten  bestanden  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  mehrfach  Abzüge  für 
Pensionen,  selbst  für  Wittwenpensionen ,  welche  im  „Ausland"  verzehrt  werden,  d.  h. 
natürlich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  andern  deutschen  Staaten.  Da  dergleichen 
meistens  durch  Familienverhältnisse,  Gesundheitsrudsichten  u.  s.  w.  veranlasst  werden 
wird  und  die  deutschen  „Staaten4'  doch  schon  lange  vor  lS(if>  und  1870  ein  nationales, 
culturliches  und  wirtschaftliches  Ganze  bilden,  so  erscheinen  diese  Abzüge  kleinlich 
und  unbillig.  —  Die  inländ.  Herstellung  auch  zu  höheren  Kosten  im  Interesse  der 
nationalen  Unabhängigkeit,  z.  B.  bei  WaHcnfabriken ,  Kanone ngiessercien  .  Schiiisbau- 
anstalten, manchen  Fabriken  fttr  Eisenverarbeitung  (Panzerplatten,  Eisenbahn- 
material) u.  s.  w. 

§.  43.  —  2.  Die  Vertheilung  des  Finanzbedarfs  oder 
der  Staatsausgaben  Uber  das  inländische  Staatsgebiet. 
Hier  hat  man  zwischen  Haupt-  und  Landestheil-  oder  Local- 
finanzbedarf1)  oder  zwischen  allgemeinen  und  speciellen 
Ausgaben*)  (in  diesem  Sinne  des  Worts)  zu  unterscheiden. 

Der  Hauptfinanzbedarf  wird  durch  die  allgemeinen 
Zwecke  des  ganzen  Staats  als  solchen,  der  Finanzbedarf  für 
die  Landestheile  durch  die  speciellen  Bedürfnisse  dieser  letzteren 
nach  einer  Staatsthätigkeit  Uberhaupt  oder  nach  einer  gerade  in 
der  Art  oder  in  dem  Umfange  auszuübenden  Staatsthätigkeit 
bedingt  oder  er  umfasst  eine  solche  Staatsausgabe,  welche  doch 
bestimmten  Landestheilen  vorwiegend  zu  Gute  kommt. 

*)  Umpfenbach,  Finanzwiss.  §.  20  (etwas  andere  Scheidung).  Ich  brauchte 
früher  den  Ausdruck:  Haupt-  und  Local  Staats  bedarf.  Da  der  Staats  bedarf  aber 
ein  weiterer  Begriff  ist  als  der  Finanzbedarf  (§.  5),  ist  es  richtiger,  auch  hier  den 
letzteren  Ausdruck  anzuwenden.    S.  auch  Rau.  Fin.  I,  §.  3S. 

«)  v.  Malchus,  Finanzwiss.  II,  §.  7. 
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Hauptfinanzbedarf  also  namentlich:  Aufwand  für  Ccntraherwaltung,  Hofstaat, 
Heenresen ,  Flotte ,  Öffentliche  Schuld ,  oberste  Justizbehörden ,  Gerichtshöfe .  höchste 
allgemeine  Bildung*-,  Kunstanstalten  u.  s.  w.,  Localfinanzbedarf  dagegen  gesammtes 
mittleres  und  unteres  Gerichtswesen,  da  dies  nach  der  heute  herrschenden  Auf- 
fassung Staatsangelegenheit  sein  soll,  ähnlich  auch  innere  Verwaltung,  Polizeiwcsen, 
Schul- ,  Strassenwcsen  u.  s.  w.,  soweit  diese  Gebiete  Staatssache  im  Interesse  der 
I.uidestheile  und  der  Gesammtheit  sein  sollen,  bei  entsprechender  Entwicklung  der 
Auffassung  also  auch  z.  B.  das  Annen-,  das  Versicherungswesen.  Hier  entscheidet 
der  Stand  der  politischen  Meinungen,  dor  öfl'entlichrechtlichen  und  national ökon. 
Doclrinen.  In  Staaten  mit  grosser  Staatsschuld,  starkem  Heer  ist  der  Hauptstaatsbedarf 
sothwendig  im  Verhältniss  zum  Localstaatsbedarf  sehr  hoch.  Die  unvermeidliche 
Folge  ist,  dass  die  Provinzen  starke  H i n a u s Zahlungen  an  die  Centralcassen  zur 
Deckung  dieser  Ausgaben  machen  müssen,  was  mitunter  etwa  gerade  die  wohlhabenderen, 
daher  mehr  Steuern  tragenden  Provinzen  zu  der  unrichtigen  Ansicht  verfuhrt,  sie 
»eien  überhaupt  den  anderen  Provinzen  gegenüber  überlastet  Italien.  Provinzen 
Oesterreichs  früher,  einigermaassen  balt  Provinzen  Russlands).  Veneüen  zahlte  1862 
9.76  Mill.  fl.  für  die  Centraiausgaben  Oesterreichs,  12.34  Mill.  wurden  in  der  Provinz 
Ibst  verwandt,  schwerlich  im,  Verhältniss  zum  Wohlstand  des  Landes  eine  Ueber- 
Utung.  S.  Näheres  in  dem  unten  gen.  Aufs.  v.  A.  Wagner.  Um  so  nothwendiger 
aber  ist  es,  in  solchem  Fall  wenigstens  den  Hauptstaatsbedarf  möglichst  zu  decentralisiren. 

Derjenige  Theil  des  Hauptfinanzbedarfs,  welcher  sich  an  die 
Central  Verwaltung  anknüpft  und  daher  auch  vornehmlich  am  Re- 
gierungssitz verausgabt  wird,  kann  centralisirter,  derjenige 
Theil,  welcher  sich  schon  nach  seinem  Zweck  oder  doch  unbeschadet 
desselben  Uber  das  ganze  Land  vertheilt,  kann  decentralisirter 
oder  vertheilter  Hauptfiuanzbedarf  genannt  werden.  Letzteren, 
soweit  es  der  Zweck  erlaubt,  möglichst  gleichmässig  über  die  Theile 
des  »Staatsgebietes  zu  vertheilen,  also  demgemäss  die  betreffenden 
Staatsanstalten  und  Thätigkeiten  u.  s.  w.  einzurichten,  ist  eine 
billige  volkswirthschaftspolitische  Forderung  im  Interesse  der  steuer- 
zahlenden Provinzen  gegenüber  zu  starker  Centralisirungstendenz. 

Centralisirter  Hauptbedarf  daher:  Hofstaat,  Ministerien  und  andere  höchste 
Militiir-  und  Givilbehörden ,  allgemeine  Reichsanstalten,  wie  z.  B.  höchste  Schulen, 
^»mmlnngen .  Bibliotheken  u.  s.  w.  Die  Zinszahlung  der  Staatsschuld  erfolgt  meist 
»ach  am  Regierungssitz,  namentlich  wenn  derselbe  ein  Geldplatz,  sonst  an  anderen 
in-  and  z.  Tb.  ausländischen  Börscnorten.  Vertheilter  Bedarf:  die  Ausgaben  für 
iie  mittleren  und  unteren  Verwaltungsbehörden,  Gerichte,  Schulen,  das  Gros  der  Aus- 
üben für  Heer  und  Flotte.  Sie  erfolgen  nothwendig  an  den  Orten,  wo  die  betreffenden 
Anstalten  sich  befinden.  Mitunter  bestimmt  die  Natur  der  Sache  schon  die  Localität, 
*|e  z.  B.  bei  der  Flotte,  den  Festungen,  dem  Bergbau.  In  anderen  Fällen  steht  die 
*  *h]  frei.  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  in  unsern  modernen  Staaten  und  zwar  neben 
Frankreich  und  Russland  (Petersburg!)  wohl  am  Meisten  in  den  deutschen  und  andern 
europäischen  Mittelstaaten  (z.  B.  auch  Dänemark)  oft  eine  einseitige,  mitunter  ganz 
**eckwidrige  Begünstigung  der  Residenzen  erfolgt  ist,  indem  möglichst  alle  höheren 
Behörden  dahinein  verlegt  wurden.  Gewiss  auch  ein  culturlicher  Nachtheil,  freilich 
»ber  eine  Folge  der  künstlichen  Territorialbildung  dieser  Staaten  (Karlsruhe.  Darmstadt, 
Stuttgart,  Hannover!  Auch  selbst  München  und  Dresden).  Passend,  wenigstens  nach 
dieser  Seite  betrachtet,  der  o leerste  bad.  Gerichtshof  in  Mannheim,  der  hannov. 
früher  in  Celle,  das  Reichsgericht  jetzt  in  Leipzig.  —  Nach  Rau  t§.  38  Anm.  d  der 
■''  Aufl.)  betrugen  im  Dep.  Seine  1846  die  Staatseinkünfte  (ohne  Zölle)  129  Mill. 
Francs,  die  Staatsausgaben  machten  daselbst  527  Mill.  aus.  In  19  Dep.  beliefen  sich 
di«e  Ausgaben  nicht  voll  auf  */3  der  Einkünfte  (nur  58  Proc.  derselben);  Cord i er. 
^epntirten-Kammer ,  18.  Mai  1846.   De  Lavergne  berechnete,  dass  1850  im  Nord- 
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weston  vou  Frankreich  die  Staatseinkünfte  514.  die  Staatsäusgabon  707  MU1.  Fr.  be- 
tragen, iu  den  mittleren  Landestbeilen  jene  93V8.  diese  an  77  M.  Im  Jahre  1855 
war  die  Verschiedenheit  noch  grösser.  Die  gesammte  Ausgabe  mit  Ausnahme  der  im 
Auslande  für  den  Krieg  verwendeten  Summen  war  um  727  Mill.  Fr.  angewachsen, 
wovon  543  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  und  die  4  Dep.  mit  Kriogshäfen  kamen ,  also 
nur  183  Mill.  auf  den  übrigen  Theil  des  Landes,  und  /.war  auf  die  Dep.  der  Mitte, 
des  Südwestens  und  Nordostens  zusammen  nur  44Va  Mill.  Offenbar  konnten  die  Ein- 
künfte der  Land  est  heile  noch  weniger  im  gleicheu  Vcrhältniss  zu  den  Ausgaben  stehen. 
Journ.  des  Econ.  April  1853,  S.  1,  Juli  1857,  S.  32.  —  lieber  Osterreich  siehe 
Czöruig  a.  a.  0.  II,  420.  A.  Wagner,  Oesterr.  Finanz,  seit  dem  Frieden  von 
Villafranca.  „Uns.  Zeit"  1863,  S.  188  IT.  (nach  den  Daten  aus  d.  Vorlagen  zum 
Voranschlag  v.  18H2  berechnet).  Auf  das  Centrale  kamen  v.  351*6  Mill.  fl.  Erforder- 
niss  267*7,  v.  296*6  Mill.  fl.  Ncttostaatscinnahinc  10  4  (incl.  Militairgrenze).  Die 
Provinzen  hatten  also  257*3  Mill.  fl.  für  die  Centraiausgaben  zu  liefern,  ergaben  aber 
nach  Abzug  der  für  sie  und  in  ihnen  erfolgenden  spec.  Ausgaben  von  86*9  Mill.  nur 
199*3  Mill.  fl.  für  diesen  Zweck,  daher  58  Mill.  11.  ordentl.  Deficit.  Die  üeborschü»« 
der  Proviuzen  sind  sehr  ungleich ,  Dalmatieu  hatte  gar  keinen ;  Näheres  a.  a.  U. 
S.  189—190. 

Hinsichtlich  des  Localfinanzbedarfs  ist  namentlich  immer 
zu  untersuchen,  ob  und  wieweit  demselben  wirklich  ein  Staats-, 
nicht  nur  ein  (reines)  Local-  oder  Landestheilbedürfniss  zu 
Grunde  liegt.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Bedarf  möglichst  ganz 
aus  dem  Staatsbudget  in  dasjenige  des  betreffenden  Selbstver- 
waltungskörpers (Provinz,  Bezirk,  Kreis,  Gemeinde)  hinüber  zu 
setzen.  Hier  handelt  es  sich  um  die  allgemeine  Frage  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  neben  oder  statt  der  Staatsverwaltung. 
Nicht  ausgeschlossen  bleibt,  dass  dabei  mitunter  aus  besonderen 
Gründen  wahre  LocalbedUrfnisse  zu  StaatsbedUrfnissen  erklärt 
und  demgemass  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  Staatsbudget 
gesetzt  werden.  Die  Natur  des  Staats  als  eines  Organismus  recht- 
fertigt das.  Gleichwohl  wird  es  ein  Ausnahmefall  sein  und  ist 
alsdann  eine  Prägravation  des  begünstigten  Landestheils  mit 
Staatsabgaben  wohl  zulässig.  Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  es 
sich  eben  um  gemischt-staatliche  und  provinzielle,  communale  u.  s.  w. 
Bedürfnisse  handelt,  wie  so  vielfach,  z.  B.  im  Verkehrs-,  Strassen-, 
Schul-,  Armenpolizeiwe8en  u.  s.  w.  Hier  erscheint  als  das  Richtige 
eine  Vertheilung  der  bezüglichen  Ausgaben  auf  den  Staat  und 
den  (oder  die  mehreren)  sonstigen  öffentlichen  Körper,  nach  einem 
bestimmten  Verteilungsschlüssel,  oder  so,  dass  der  Staat  Zuschüsse 
bis  zn  der  und  der  Höhe  an  die  Provinz,  Gemeinde,  oder  umge- 
kehrt diese  an  jene  giebt,  oder  dass  eine  Kategorie  der  Kosten, 
z.  B.  die  persönlichen,  vom  einen,  eine  andere,  z.  B.  die  sachlichen, 
vom  anderen  Theil  übernommen  werden.  Gerade  auf  eine  solehc 
Entwicklung  drängt  der  organische  Character  des  geraeinwirth- 
8chaftlichen  Systems  hin. 
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Ohne  Anerkennung  diese«  Grundsatzes  kann  man  überhaupt  nicht  von  einem 
Staat  sieben,  sondern  nur  von  einem  Gemeinde-.  Provinziallcbcn  sprechen.  Voll- 
ständige  Gleich mässigkeit  der  Vortheile  und  Opfer  aller  Betheiligten  bei  allen 
StMtsthatigkeiten  ist  einmal  nicht  zu  erreichen.  S.  Wagner,  Grundlegung  Abth.  I. 
Kap.  3  u.  4.  Vortreffliche  Anfange  einer  richtigen  Scheidung  von  Staats-  und 
Laadestheü bedarf  und  einer  solchen  Kostenvertheilung  z.  B.  in  neuen  Strassen- 
tesetzen,  wie  dem  badischen  7.  14.  Jan.  1868,  auch  in  der  neueren  finanziellen 
Scholgesetzgebung. 

Die  richtige  und  billige  Entscheidung  über  solche  Puncte, 
welche  besonders  bei  denjenigen  Ausgaben,  die  den  Cultur-  und 
Wohlfahrtszweck  des  Staats  betreffen,  schwierig  ist,  hängt  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen 
and  von  der  Einrichtung  von  Vertretungsorganen  dieser  Körper 
(Landrath,  Provinzial-,  Kreistände,  Gemeindevertretung)  wesentlich 
mit  ab  und  ist  wieder  die  Voraussetzung  einer  gesunden  Gestaltung 
eines  leistungsfähigen  Finanzwesens  dieser  Körper  und  wechsel- 
wirkend, desjenigen  des  Staats.  Die  grosse  Frage  der  sogen. 
Deeentralisation  der  Verwaltung  und  der  Organisation 
der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staat  hat  hier  auch  finanziell 
eine  wichtige  Tragweite. 

Die  gerechtere  Vertheilung  der  Lasten,  keineswegs  nothwendig 
eine  verminderte  Belastung  überhaupt,  oft  sicher  das  Gegen theil,  wird  die  finanz. 
Folge  der  Deeentralisation  der  Verwaltung  sein,  was  man  oft  verwechselt.  S.  (irundl. 
S.  309.  —  Die  Bedeutung  der  Frage  der  Provinzial-.  Kreisorganisation,  besonders  in 
Preussen,  kann  in  unsrer  gegenwartigen  politischen  Entwicklung  auch  in  finanzieller 
Beziehung  kaum  Überschätzt  werden. 

11.  —  Das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper 
$.  44.  Die  Bildung  besonderer  Provinzial-  (Bezirks), 
Kreis-  und  Gemeindehaushalte  neben  dem  Staatshaushalt  ist 
nach  dem  Vorausgehenden  eine  principielle  Forderung  zum  Be- 
hnfe  der  richtigen  und  gerechten  Durchführung  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen  Systems.  Der  Staat  kann  und  darf  nicht  alle  in  das 
Gebiet  dieses  Systems  in  der  Volkswirtschaft  gehörigen  Leistungen 
direct  selbst  tibernehmen,  sondern  muss  Vieles  den  Selbstverwaltungs- 
körpern von  vornherein  tiberlassen  oder  von  Neuem  tibertragen. 
Die  entscheidenden  Gründe  hierftthr  sind  nicht  finanzielle, 
aber  auch  finanzielle  Gründe  sprechen  für  diese  Gestaltung  der 
Dinge  mit,  weil  sich  nur  so  ein  Mittel  bietet,  den  Finanzbedarf 
und  die  Deckungsmittel  dafür  einigermaassen  gerecht  und  zugleich 
möglichst  zweckmässig  auf  die  Bevölkerung  des  Staatsgebiets  zu 
vertheilen. 

Es  ergiebt  sich  namentlich,  dass  bei  richtiger  Organisation  der  Selbstverwaltung 
ui>d  bei  entsprechender  Mitwirkung  und  Controle  von  Vertretungsorganen  in  den 
einzelnen  Selbstverwaltungskörpern  „die  Leistungen  der  Bürger  mit  den  für  sie  aus 
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dcu  öffentlichen  Thätigkeiten  entspringenden  Yortheilun  leichter  im  richtigen  Vcrhalt- 
niss  stehen  werden,  die  Bereitwilligkeit  zur  Uebernabiue  von  Lasten,  durch  den 
deutlicher  sichtbaren  Nutzen  für  die  einzelnen  Landestheile ,  die  Anhänglichkeit  der 
Burger  an  diese  verstärken,  ein  löblicher  Wetteifer,  nützliche  Anstalten  zu  errichten 
und  zur  Blüthe  zu  bringen,  entstehen  wird,  endlich  die  Ausgaben  nach  reiferer  Er- 
wägung des  wahren  Bedürfnisses  eingerichtet  und  auf  die  sparsamste  Art  bestritten 
werden  können"  (Kau  Fiu.  I.  §.  53).  Auch  lehrt  die  Erfahrung,  dass  eine  solche 
Selbstverwaltung  eine  Menge  tüchtiger  Arbeitskräfte  entwickelt,  welche  sich  für 
das  Gemeinwesen  ohne  Entgelt  zur  Verfügung  stellen  und  dass  wohlhabende  patriotische 
Familien  es  als  eine  Ehrensache  ansehen,  durch  Stiftungen  und  Beiträge  öffentliche 
Zwecke  durchführen  zu  helfen,  weil  sie  eben  den  unmittelbaren  Nutzen  für  das 
Gemeinwohl  erkenuen.  Ein  nicht  verwerflicher  Ehrgeiz  'spielt  dabei  oft  mit.  Von 
jeher  äusserte  sich  die  Neigung,  Stiftungen  für  gemeinnützige  Zwecke  zu  dotiren. 
innerhalb  enger  localcr  Kreise,  namentlich  in  den  Gemeinden,  sehr  selten  für  den 
ganzen  (zumal  grossen)  Staat,  psychologisch  begreiflich. 

Auch  in  neuester  Zeit,  trotz  riel  lebhafteren  Staatsbewusstseins .  bewährt  sich 
dies  noch.  Städte  wie  Frankfurt,  Köln,  Basel  und  überhaupt  die  schweizer,  auch  die 
holländischen,  sind  hier  rühmlichst  hervorzuheben. 

Im  Uebrigen  gehört  die  Frage  der  Decentralisation  der  Ver- 
waltung und  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  nicht  in  die 
Finanzwissenschaft,  sondern  wiederum,  wie  andre  ähnliche  Fragen, 
in  die  Staats-,  Verfassungs-  und  Verwaltungslehre,  Einiges  davon 
speciell  in  die  Innere  Verwaltungslehre,  auch  in  die  Allgemeine 
Volkswirtschaftslehre.  Die  Finanzwissenschaft  hat  dann  nur  die 
finanziellen  Conseq ucn zen  zu  ziehen,  welche  das  wieder 
in  verschiedener  Weise  denkbare  und  in  der  Praxis  verschieden 
gestaltete  Nebeneinanderbestehen  von  Staats-  und  anderen  öffentlichen 
Haushalten  mit  sich  bringt. 

Mit  dem  politischen  Verständniss  der  Sache,  sogar  dem  Begriff  der  ..Selbstver- 
waltung" fehlte  den  älteren  Finanztheoretikern  auch  das  Verständniss  der  finanziellen 
Seiten  der  bezüglichen  Fragen  meist  S.  ?.  Jacob.  II,  §.  828,  985.  Fulda.  Handb. 
§.  21,  v.  Malchus  II,  41.  Auch  Kau  5.  A.  §.  52 — 55  in  der  prineip.  Auffassung 
noch  ungenügend.  Diese  erstrebte  ich  bereits  in  d.  2.  A.  von  B.  I,  §.  44—49,  doch 
reichte  das  dort  Gegebene  noch  nicht  aus.  Erhebliche  Förderung  gerade  anch  der 
finanzwissensch.  Behandlung  des  Gegenstands  erfolgte  durch  Stein,  3.  A.  S.SO. 
126  fl'.  u.  nam.  4.  A.  I,  18  —  21,  »9—  50,  124 —  J2S,  158—162,  200  fl*.,  290  fl 
Stein  benutzt  hier  wie  sonst  mit  Erfolg  die  Katcgoriecn  seiner  Vorwaltungslchrc, 
beleuchtet  Manches  in  sehr  zutreffender  Weise,  schablonisirt  und  construirt  aber  wie 
gewöhnlich  etwas  zu  viel  und  hütet  sich  auf  diesem  Gebiete  vor  „verworrenem  In- 
halt" und  Detail  (vgl.  I,  128),  indem  er  „Inhalt"  nnd  Detail  zu  sehr  vermeidet  und 
sich  seiner  Neigung  nach  nur  mit  den  „grossen  Gesichtspuncten"  begnügt.  So  werth- 
voll diese  zur  Orientirung  sind ,  so  wird  eben  doch  auf  einem  so  positiven  Gebiete 
wie  dem  Finanzwesen  der  Sclbsrverwaltungskörper  noch  etwas  mehr  verlangt. 

A.  Die  Organisation  der  Selbstverwaltung  in  ihrer 
finanziellen  Bedeutung  §.  45.  Der  Ausdruck  „Selbstvcr- 
waltungskörper"  wird  hier  in  der  neuerdings  üblich  gewordenen 
Weise  für  die  „localen  Zwangsgemeinwirtbscbaften"  (G.  §.  141), 
besonders  die  genannten  drei  oder  vier,  Provinz,  Bezirk,  Kreis, 
Gemeinde  gebraucht.  Er  enthält  aber  eigentlich  zwei  noch  heute 
keineswegs  allgemein  erfüllte  Postulate,  dass  nemlich  diese  „Ge- 
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oieinwirthschaften  "  als  (öffentliche)  Körper,  als  selbständige 
Rechtspersönlichkeiten ,  mit  dem  Rechte  der  juristischen  Person 
und  der  eigenen  Vermögens-  und  Erwerbsfähigkeit  und  ferner,  dass 
sie  als  Selbstverwaltungskörper  mit  dem  Recht  und  den 
Organen  eines  solchen  Körpers  constituirt  seien.  Dies  trifft 
Beides  von  altersher  fast  allgemein  bei  den  (Orts-)  Gemeinden 
zo,  aber  vielfach,  wenigstens  bis  vor  Kurzem  auch  in  unseren 
Landern,  nur  bei  diesen.  Die  „Selbständigkeit"  gegenüber  dem 
.Staate  und  diejenige  ihres  Haushalts  gegenüber  dem  Staatshaus- 
balte ist  dabei  wieder  örtlich  und  zeitlich  manchfach  verschieden. 
Die  grösseren  öffentlichen  Körper,  die  im  neueren  deutschen 
Staatsrecht  wohl  sogen.  „Communalverbände  höherer  Ordnung", 
die  Kreise,  besonders  die  Provinzen  und  die  ihnen  analogen,  unter 
verschiedenen  Namen  vorkommenden  (Grafschaften,  Herzogthümer, 
Kronländer,  „Königreiche  und  Länder"  [Oesterreich]  u.  8.  w.)  sind 
zwar  historisch  oftmals  aus  älteren  wirklich  ganz  oder  fast  ganz 
unabhängigen  und  selbständigen  Territorialkörpern  der  Feudalzeit 
hervorgegangen.  Aber  sie  haben  in  den  letzten  Jahrhunderten  im 
absolut  monarchischen  und  im  modernen  centralistischen  Staat 
wenigstens  auf  dem  europäischen  Continent  ihre  Selbständigkeit 
beinahe  ganz  verloren  und  sind  nur  territoriale  staatliche  Ver- 
waltungsabtheilungen geblieben  oder  selbst  das  erst  wieder  neu 
geworden. 

In  ihrer  räumlichen  Begrenzung  hat  die  Staatsgewalt  nach  äusseren  Zweck- 
Bissigkeitsrücksichtcn  manche  Acnderungen  des  historischen  (iebietsumfangs  vorge- 
kommen (besonders  auch  in  den  deutschen  Staaten)  oder ,  wie  Frankreich  in  seinem 
mechanischen  „Departementsystem"  ohne  jede  Rücksicht  auf,  ja  hier  sogar  mit  ab- 
sichtlicher Nichtachtung  der  historischen  Eintheilung  des  Staatsgebiets,  letzteres  in 
grössere  und  kleinere  Verwaltungsgebiete  zerlegt. 

Erst  die  neuere  und  neueste  Zeit  hat  begonnen,  u.  A.  speciell 
in  Deutschland,  zum  Zweck  der  Decentralisation  der  gesammten 
öffentlichen  Verwaltung,  zur  Erleichterung  auch  für  die  eigentliche 
•Staatsverwaltung,  und  im  politischen  Interesse  der  Herbeiziehung 
der  Staatsbürger  zur  eigenen  Theilnahme  an  den  öffentlichen  Ge- 
schäften, den  Provinzen,  Kreisen  u.  s.  w.  in  eigenen  „Provincial"- 
„ Kreisordnungen "  u.  dgl.  m.  rechtliche  Selbständigkeit  zu  geben 
uod  sie  zu  öffentlich  rechtlichen  Körpern  oder  zu  Selbstver- 
waltungskörpern aus-  oder  umzubilden. 

Neben  den  Vorgängen  in  einigen  kleineren  deutschen  Staaten  ist  hierfür  vor 
Allem  die  preussische  Gesetzgebung  v.  1872  tf.  Epoche  machend  gewesen.  Dadurch 
i't  hier  in  einigen  Puncten,  besonders  durch  Ueberweisung  von  Staatsaufgaben  zur 
Uorchführung  an  die  Kreise  und  Provinzen,  eine  Annäherung  an  die  Verhältnisse 
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der  englischen  Selbstverwaltung  erfolgt.  Das  wird  allmälig  zu  einer,  heute  noch 
erst  beginnenden,  grosseren  Vergleichbarkeit  auch  der  britischen  und  preussischen 
Öffentlichen  Finanzverhältnisse  fahren,  indom  der  Staatshaushalt  (nebst  den  preuss. 
Quoten  des  Reichsbaushalts)  ähnlich  wie  in  England  in  stärkerem  Maasse  durch 
die  Haushalte  der  Localverwaltungskörper  ergänzt  wird.  In  den  deutschen  Staaten 
bestehen  auch  jetzt  noch  manche  Verschiedenheiten  in  der  öffentlich  rechtlichen 
Stellung  der  „Coininunalverbände",  Kreise,  Districte  u.  s.  w.  und  demgemäss  in  den 
Haushalten  dieser  Körper  sowie  in  der  mehr  oder  weniger  unabhängigen  Stellung 
dieser  Haushalte  gegenüber  dem  Staatshaushalt.  Die  französischen  Departement» 
und  kleineren  Gebietsabtheilungen  können  auf  den  Namen  von  Selbst verwal  tungs- 
körpern  in  finanzieller  wie  in  sonstiger  Beziehung  noch  gegenwärtig  nur  in  geringem 
Maasse  Anspruch  machen  und  sind,  wie  in  mancher  Hinsicht  selbst  die  dortigen 
(principicll  gleichmässig  organisirten ,  daher  öffentlich  -  rechtlich  nicht  weiter  unter- 
schiedenen Stadt-  und  Land-)  Gemeinden  in  ihrem  Finanzwesen  mehrfach  nur 
eine  Art  Appendix  zum  Staatshaushalte. 

Uebcr  die  nicht  allgemein  feststehenden  Begriffe  „Staats-  und  Selbstverwaltung" 
und  Uber  die  doch  wohl  wichtige  Ablehnung  einer  völligen  Idcntificirung  von  Com- 
inunal-  und  Selbstverwaltung  s.  Ernst  Meier  in  HoltzendorfTs  Encycl.  d.  Rechts- 
wiss.  3.  A.  (1877)  S.  886— 897,  auch  Georg  Meyer  in  Schönberg's  Handb.  II.  4S6. 

Stein  stellt  regelmässig  zu  den  Selbstverwaltungskörpern  ausser  den  genannten 
auch  die  Körperschaft  Dafür  lässt  sich  zwar  Einiges  geltend  machon,  aber  die 
Körperschaft  weicht  doch  in  wesentlichen  Puncten  zu  sehr  ab,  um  hier  eingereiht  zu 
werden.  Ich  ziehe  sie  daher  nicht  hier  mit  ein.  (Eine  gleiche  Entscheidung  gegen 
Stein  trifft  Ul brich,  östorr.  Staatsrecht,  Berl.  18S2).  Gewisse  einzelne  Körper, 
Kirchspiele  (England),  Armen-,  Schul-,  Wegeverbände  u.  dgl.  sind  nur  in  einigen 
Fällen  noch  neben  den  Ortsgemeinden  zu  berücksichtigen. 

Die  auch  fUr  die  finanzielle  Betrachtung  charakteristischen 
Momente  der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staate  sind  eine  ge- 
wisse Autonomie  der  betreffenden  Körper  und  eine  Oberaufsicht 
des  Staats  Uber  sie.  Wie  überhaupt,  so  ist  auch  speciell  auf  dem 
Gebiete  des  Finanzwesens,  bei  der  Bestimmung  der  Ausgaben  und 
der  Besteuerung  das  Maass  der  Autonomie  und  der  Oberaufsicht 
und  beider  Verhältniss  zu  einander  in  den  europäischen  Staaten 
ein  erheblich  verschiedenes.  In  England  ist  die  Autonomie  seit 
lange  und  noch  heute  die  grösste  in  Bezug  auf  die  Art  der  Aus 
führung  öffentlicher,  einschliesslich  der  vom  Staate  übertragenen 
Thätigkeiten,  keineswegs  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Gegen 
stände  öffentlicher  Thätigkeit  Uberhaupt  und  auf  die  Besteuerung 
zu  Communalzwecken.  Selbst  hinsichtlich  des  ersten  Puncts  hat 
sich  die  Staatseinmiscbung  und  Oberaufsicht  z.  B.  gegenüber  den 
Kirchspielen  (parihses)  in  der  Armenverwaltung,  ausgedehnt,  weil 
gewisse  vom  Staate  diesen  Körpern  auferlegte  Verpflichtungen 
oder  zur  freien  Uebernahme  gestattete  Thätigkeiten  nicht  genügend 
oder  „autonom4*  gar  nicht  ausgeführt  wurden.  Deutschland  und 
besonders  Prcussen  hat  die  städtische  und  z.  Tb.  Uberhaupt  die 
Autonomie  der  Ortsgemeinden,  neuerdings  auch  der  anderen 
grösseren  Körper  in  gewissen  Grenzen  gegeben,  aber  sich  doch 
erhebliche  Beschränkungen  namentlich  der  finanziellen  Autonomie 
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vorbehalten,  so  das  Krforderniss  der  staatlichen  Genehmigung  bei 
Scbuldanfn ahmen,  bei  grösseren  Veräusserungen  von  Immobilien  und 
in  Bezug  anf  die  Art  und  das  Maas 8  der  Besteuerung  (Vor- 
behalt gewisser  Steuerarten  fllr  den  Staat,  Beschränkungen  in  der 
Wahl  der  einzelnen  Arten  bei  den  Selbstverwaltungskörpern,  Fest- 
setzung einer  Maximalgrenze  für  die  Quote  der  Zuschlage  zu  den 
Staatssteuern,  Uber  die  hinaus  eine  Erhöhung  nur  mit  Zustimmung 
der  vorgesetzten  staatlichen  Aufsichtsbehörde  erfolgen  darf  u. 
dgl.  m.).  Darin  und  in  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Com- 
petenzkreises,  wenigstens  für  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungs- 
körper, innerhalb  dessen  sie  allein  das  Recht  der  Autonomie  be- 
sitzen, liegt  auch  eine  wirksame  Schranke  für  die  autonome  Aus- 
gabewirthschaft  dieser  Körper.  Deutschland  vertritt  mit  diesen 
Hinrichtungen  wieder  wie  so  vielfach  eine  gewisse  mittlere  Stellung 
zwischen  England  und  Frankreich.  Im  letzteren  ist  das  Maass 
der  Autonomie  noch  jetzt  das  geringste,  mehrfach  nur  auf  einen 
Beirath  von  Vertretungskörpern  zu  den  Vorschlagen  und  Beschlüssen 
der  durch  den  Staat  ernannten  Verwaltungsvorstände  (Präfect, 
Unterpräfect,  Maire)  beschränkt. 

S.  Stein,  Haudb.  d.  Verw.lehre.  2.  A.  S.  33  II'.,  der».  Fin.  I,  8  fl,  21,  172  ir. 
Ernst  Meier.  Verwalt.recht  in  Holtzend.  Encycl.  3.  A.  S.  897  ir.  4.  A.,  1882, 
S.  10$ I.  (Abriss  der  Verwalt.organisation  in  Preussen,  England,  Frankreich).  Georg 
Meyer,  Abb.  Behördcnorganis.  d.  Verwalt.  d.  Inneren,  in  Schönberg's  Handb.  d. 
Hit  Oekon.  II,  485.    Näheres  nnten  in  §.  53  ff.  — 

B.  Der  Wirkungskreis  und  die  davon  abhängige 
Ausgabe w irthschaft  oder  der  Finanzbedarf  der  Selbst- 
verwaltnngskörper.  §.  46.  Die  rechtliche  Stellung  und  davon 
mit  bedingt  die  thatsächlichc  Entwicklung  der  Selbstverwaltungs- 
körper ist  für  die  Vertheilung  der  öffentlichen  oder  Ver- 
waltungsaufgaben zwischen  dem  Staate  (und  Reiche)  einer- 
nnd  diesen  Körpern  anderseits  sowie  auch  zwischen  den  verschiedenen 
Kategorieen  der  letzteren  unter  einander  maassgebend.  Demgemäss 
vertheilen  sich  auch  die  betreffenden  Ausgaben  und  gestaltet  sich 
da»  Verhältniss  der  Ausgabewirthschaft  des  Staats  zu  denjenigen 
der  Selbstverwaltungskörper. 

Diese  Dinge  stehen  wieder  durchaas  im  Fluss  der  Geschichte,  und  sind  zeitlich 
in  demselben  Lande  und  örtlich  zu  gleicher  Zeit  in  verschiedenen  Ländern,  auch  noch 
t'genwlrlig  in  Europa,  namentlich  zwischen  dem  Continent  und  England,  vielfach 
»«schieden.  Dies  erschwert  nicht  hur  Vergleiche  in  administrativer  und  finanzieller 
feäehong,  es  macht  auch  die  Anwendung  allgemeiner  Katcgoriecn  und  Schablonen 
wf  die  Öffentlichen  Aufgaben  und  Ausgaben  misslich.  Jedenfalls  kann  sie  nur  mit 
Vorlwhalt  und  unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Thatsache  erfolgen,  dass  jede 
äolebe  Kategorisirung  gegenüber  der  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  und  dem  Wechsel 
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der  maassgebenden  Anschauungen  bloss  einen  bedingten  Werth  hat.  Gleichwohl  ist 
sie  für  das  wissenschaftliche  Bedurfhiss,  welches  eine  Zusammenfassung  des  Gleich- 
artigen und  eine  Trennung  des  Verschiedenartigen  verlangt,  nicht  zu  entbehren. 

Grade  auch  für  die  finanzwissenschaftlichen  Zwecke  ist  zunächst 
der  „übertragene"  und  der  „eigene"  („selbständige") 
Wirkungskreis  der  Selbstverwaltungskörper  zu  unterscheiden.  Dort 
bändelt  es  sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welche  wesentlich  Staats- 
aufgaben sind  und  diesen  Körpern  vom  Staate  zur  Ausführung 
ausdrücklich  „Uberwiesen"  wurden:  „speziell"  d.  h.  mit 
Normirung  des  Einzelnen  durch  den  Staat  schon  bei  der  Ueber- 
tragung  oder  mittelst  Controle  in  der  Aufsichtsinstanz,  oder 
„generell",  indem  das  Einzelne,  in  Betreff  der  Art  und  Weise 
der  Ausführung  u.  s.  w.  im  Wesentlichen  diesen  Körpern  zu  be 
stimmen  überlassen  ist.  In  der  neuesten  Entwicklung  dieser  Dinge 
wird  hier  das  Ziel  einer  Decentralisation  der  öffentlichen  Ver- 
waltung mittelst  Entlastung  der  Staatsverwaltung  und  Benutzung 
der  Selbstverwaltung  für  Staat 8 zwecke  verfolgt:  durch  letztere 
sollen  hier  Staats-,  insbesondere  Local-  Staatsbedürfnisse  (§.  43) 
aus  politischen  und  aus  technischen  Gründen  durch  „Delegirte", 
eben  die  Selbstverwaltungskörper  und  deren  Organe,  befriedigt 
werden.  Im  eigenen  Wirkungskreise  dieser  Körper  handelt  es 
sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welchen  der  Character  einer 
Staat  8  aufgäbe  nicht  —  oder  wenigstens  nach  der  herrschenden 
Auffassung  nicht  —  anklebt,  sondern  derjenige  einer  Aufgabe 
speciell  des  betreffenden  Selbstverwaltungskörpers  in  seinem  Ge- 
biete. Diesen  Kategorieen  der  Aufgaben  entsprechen  dann  die 
analogen  der  Ausgaben  dieser  Körper  auf  der  ausgabewirth- 
scnaftlichen  Seite  ihres  Haushalts:  speciell  überwiesene 
(obligatorische),  generell  überwiesene  (obligatorische) 
Ausgaben  aus  dem  übertragenen  Wirkungskreis,  eigene  oder 
freiwillige  (facultative)  aus  dem  selbständigen  Wirkungskreis. 

Die  Autonomie  fehlt  bei  den  speciell  überwiesenen  Aufgaben 
und  Ausgaben  fast  ganz,  bei  den  generell  überwiesenen  grossen 
tbeils,  sie  besteht  in  beiden  Fällen  etwa  nur  hinsichtlich  einiger 
Puncte  der  verwaltungstechnischen  Ausführung  und  der  Art  der 
Aufbringung  der  Deckungsmittel  der  Ausgaben,  obgleich  auch  diese 
mitunter  gesetzlich  bestimmt  wird.  Die  staatliche  Oberauf- 
sicht wacht  Uber  die  im  Staatsinteressc  verlangte  richtige  Aus- 
führung des  „Mandats".  Im  eigenen  Wirkungskreise  kommt 
die  Autonomie  auch  auf  dem  Gebiete  der  Aufgaben  und  Ausgaben 
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zur  Geltung,  vorbehaltlich  gewisser  Beschränkungen  und  Controlen 
Seitens  der  staatlichen  Aufsichtsinstanz.  Die  finanzielle  Auto- 
nomie im  Gebiete  der  E  i  n  n  a  h  m  e  wirthschaft  ist  die  Bedingung 
für  die  Ausführung  der  Aufgaben  im  eigenen  Wirkungskreise,  die 
Beschränkung  dieser  Autonomie  durch  das  staatliche  Aufsichtsrecht 
i  Erforderniss  der  Staatsgenehmigung  bei  einzelnen  Maassregeln, 
wie  Schuldaufnahme,  Besteuerung  Uber  ein  gewisses  Maass  hinaus, 
Beschränkung  auf  die  Wahl  gewisser  Steuern)  ist  eventuell  die 
Grenze  für  die  Ausdehnung  dieses  Wirkungskreises. 

Die  Unterscheidung  dieser  Kategorieen  von  Aufgaben  und  Ausgaben  (letztere  bei 
Km,  Pin.  I,  §.  54,  55,  meine  Fin.  I.  2.  A.  §.  45.  Stein  Fin.  I.  ltiO,  scheinbar 
abweichend  und  in  dem  Abweichenden  unrichtig,  aber  im  Grunde  nur  andere  Aus- 
drücke für  dieselbe  Sachet  iät  principiell  und  theoretisch  durchaus  richtig  und  auch 
pnetisch  werthvoll.    Nur  ist  die  Scheidung  zwischen  den  spcciell  und  generell  über- 
wiesenen Aufgaben  und  Anagaben  öfters  nicht  genau  bis  ins  Einzelne  durchzuführen, 
lad  die  wichtigere  zwischen  übertragenem  und  eigenem  Wirkungskreis  beruht  nicht 
uf  der  ..Natur  der  Sache"  oder  auf  einem  absoluten  Merkmal,  wie  nicht  selten 
a  Jen  Erörterungen  der  Politiker  und  Staatsgelehrtcn  (sogar  von  Stein)  ausdrucklich 
jder  implicite  angenommen  wird,  sondern  sie  erfolgt  nach  der  jeweiligen  ge- 
richtlichen Entwicklung  und  deren  Anerkennung  im  Volksbewusstscin.  Danach 
»J>d  gewisse  Gebiete  von  öffentlichen  Aufgaben  dem  Staate  ausschliesslich  —  wie 
jotzt  regelmässig  Heerwesen,  Auswärtiges,  Justiz  —  oder  den  Sclbstvcrwaltungskörpera 
ausschliesslich  —  wie  Tbcile  der  Local-,  auch  der  Sicherheitspolizei,  des  Wegewesens, 
«las  uutere  Schulwesen,  das  Armenwesen  —  oder  beiden,  Staat  und  diesen  Körpern 
und  etwa  wieder  mehreren  Arten  der  letzteren  gemeinsam  —  wie  gewisse  Theile 
der  Polizei,  Verkehrs-,  mittleres  und  höheres  Schulwesen  —  übertragen.  Demgemäss 
bildet  sieh  dann  im  Einzelnen  die  Scheidung  der  Aufgaben  und  Ausgaben  im  con- 
reteD  Falle  und  erscheint  für  sich  selbst  sowie  in  der  Kichtung  der  Weiterentwicklung, 
reiche  ihr  durch  ihre  bisherige  Entwicklung  und  Gestaltung  gegeben  ist.  dem  Yolks- 
l*TMstsein  und  sogar  der  Staatswissenschaft  als  selbstverständlich  so  und  so,  als 
uturgemäss",  so  leicht  auch  der  Nachweis  ist,  dass  es  sich  hier  um  wanchfach 
hinderliche  und  noch  heute  zwischen  unseren  so  nahe  verwandten  Culturstaaten 
lerschiedeno  Compctenzbegrenzungcn  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungs- 
k&rpern  und  wieder  unter  den  einzelnen  der  letzteren  handelt.    Eine  principiell 
feste,  ein  für  allemal  richtige  Bestimmung  dieser  Competenzen  giebt 
»so  wenig,  als  eine  feste  Grenze  zwischen  Gemein-  und  Privatwirt- 
schaft. Die  neueren  Tendenzen,  die  Schullast  Armenlast  auf  den  Staat  oder  grössere 
Körper  von  den  Ortsgemeinden  ab,  die  Strassen  baulast  umgekehrt  vom  Staate  ab  auf 
'Ue  Selbstverwaltungskörper  zu  legen,  (wenn  auch  mit  finanzieller  Staatsbei hülfe,  wie 
m  Prenssen),  ähnliche  Tendenzen  in  Specialzwcigcn  der  Inneren  und  der  Wirthschaft- 
lichon  Verwaltung  <z.  B.  Aufgaben  und  Ausgaben  im  Gesundheitswesen!  zeigen,  dass 
hier  Vieles  sich  im  Fluss  der  Geschichte  bewegt,  was  mitunter  für  absolut  feststehend 
rill  Wie  in  der  Verwaltung  und  in  der  Finanzwirthschaft  kann  es  sich  daher  auch 
in  der  Finanzwissenschaft  nur  darum  handeln,  für  gegebene  Zeiten  und  Länder 
den  Wirkungskreis  von  lteich  und  Staat  einer-  und  der  verschiedenen  Arten  der 
N;lWverwaltungskörper  anderseits  zweckmässig  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  und 
ü-ktig  nach  den  jeweiligen  Anschauungen  abzugrenzen.  In  gleicher  Weise  siud  dann 
▼ieder  jetzt  als  Staat  »aufgaben  anerkannte  öffentliche  Aufgaben  nach  solchen  Kück- 
iichten  eventuell  den  Selbstverwaltungskörpern  zu  übertragen  und  ist  die  Deckung 
'kr  betreffenden  Ausgaben  mit  Staats-  oder  Communalmittcln  oder  mit  beiden  zu- 
Eleich  in  einem  gewissen  Verhältnis  vorzunehmen.    Die  Unterschiede,  welche  in 
diesen  Punctcn  zwischen  unseren  modernen  Staaten  noch  bestehen,  —  immer  noch 
»o  Meisten,  trotz  beiderseitiger  Annäherung,  zwischen  England  und  dem  Continent  — 
flsd  deswegen  berechtigt,  sofern  die  bezüglichen  Einrichtungen  den  gesammten  Landes- 
'crhaltnisseu  entsprechen.    Man  darf  nur  wegen  dieser  Verschiedenheiten  keine  ein- 
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seitigen  Vergleichungeu  /..  B.  auch  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Einnahmen  (§.  19) 
machen,  sondern  muss  z.  B.  in  England  die  Etats  des  Staats-  und  der  Comnunal- 
haushalte  in  manchen  Rubriken  zusammenfassen,  um  mit  continentalcn  Verhaltnissen 
des  Staatshaushalts  allein  vergleichbare  Daten  zu  erhalten. 

§.  47.  Die  angedeuteten  Schwierigkeiten  treten  auch  hei  einer 
Eintheilung  der  einzelnen  concreten  Ausgaben  unserer  Selbst 
Verwaltungskörper  hervor.  Man  kann  öfters  nur  sagen,  dass  bei 
einer  solchen  Ausgabe  sieb  der  Character  einer  der  drei  unter- 
schiedenen Kategorieen  mehr  oder  weniger  scharf  zeigt,  häufig 
eine  Ausgabe  je  nach  der  angenommenen  Auffassung  von  der 
richtigen  Competenz  des  Staats  oder  eines  anderen  öffentlichen 
Körpers  bald  zu  dieser,  bald  zu  jener  Kategorie  zu  stellen  ist 
(z.  B.  für  Armen-,  Schul-,  Wegewesen),  mehrfach  eine  Ausgabe 
gemischten  Character  hat.  Im  Folgenden  daher  mehr  nur  Bei 
spiele  der  Eintheilung. 

1.  Speciell  Überwiesene  obligatorische  Ausgaben  sind:  mehrfach«' 
Leistungen  der  Selbstverwaltungskörper  für  staatliche  Militärbedarfnisse. 
Beschaffung  von  Natural«]  uartier  für  die  Truppen  (soweit  hier  nicht  eine  individuelle 
Last  der  einzelnen  Bürger,  namentlich  d»>r  Hausbesitzer  und  Wohnungsinhaber  vor- 
liegt) und  Erhebung  communaler  Abgaben  dafür  (preuss.  Sublevationssteuer):  in 
Preusscn  u.  A.  Lasten  der  Kreise  für  die  Unterstützung  bedürftiger  Familien  zum 
Dienst  einberufener  Reserven  n.  Landwchrlcute,  Ges.  v.  27.  Febr.  1530,  §.  y.  Schon 
nach  d.  älteren  preuss.  und  nach  der  neuen  deutschen  Reichsgesetziebung 
über  Kriegsleistungen  (Reichsges.  v.  13.  Juni  1878)  liegen  gewisse  naturale 
Kriegsleistungen  den  Gemeinden.  Kreisen  oder  bes.  Lieferungsverbändcii 
ob.  Das  Reich  leistet  aber  spater  Vergütung  (s.  Näheres  bei  A.  Wagner  in  Holtzend. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III,  80,  220  »I.K  üeber  ähnliche  Leistungen  im  Frieden  s. 
Ges.  v.  13.  Febr.  1875.  Ferner:  Leistungen  für  Unterhalt  und  Transport  der  Sträflinge 
und  Gefangenen,  sowie  für  Erhaltung,  Mobiliar  der  Gerichtsgebäude,  Gefängnisse  und 
mitunter  noch  anderer  öffentlicher  Gebäude  und  Localo  für  Staatszweckc  (f r an zfl* 
DepartJast.,  ähnlich  Belgien,  Folizeilocal-Beschaflung  durch  die  Gemeinden  in  Preussen}, 
Erhebung  von  Staatssteuern  durch  die  Gemeinden,  soweit  dafür  kein  oder  kein  ge- 
nügender Ersatz  erfolgt,  Mittragung  staatlicher  Polizeiausgaben.  Kosten  der  poli- 
tischen Wahlen  (Staat,  Reich). 

2.  Zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehören 
nach  der  heute  wohl  meistens  zutreffenden  Auffassung  eigentlich  die  grossen  Haupt- 
posten der  jetzigen  Communaletats ,  die  Ausgaben  für  das  Armen-  und  für  das 
Volksschulwesen.  Denn  regelmässig  sind  diese  Lasten  den  Communen  und  Ver- 
bänden durch  Staatsgesetze  ausdrücklich  übertragen,  während  es  sich  dabei  in  erster 
Linie  um  Staatsaufgaben  bandelt.  Gleiches  gilt  von  den  Kosten  der  Civil- 
standsämter  (im  Wesentlichen  den  Gemeinden,  als  Standesamtsbezirken,  zugewälzt, 
s.  preuss.  G«s.  v.  9.  März  1874  §.  5),  ferner  von  denjenigen  Wegebaulasten, 
welche  sich  auf  Öffentliche  Strassen  von  mehr  als  localer  Bedeutung  beziehen  und 
vom  Staate  nicht  oder  nicht  voll  ersetzt  werden  i  wie  jetzt  theilweise  in  Preusscn  durch 
das  Dotationsgesetz).  Je  nach  der  Auffassung  und  verwaltungsrechtlichen  Regelung 
des  Wegewesens  sind  die  Unterscheidungen  von  speciell  und  generell  überwiesenen 
und  selbst  von  facultativen  Ausgaben  auf  diesem  Gebiete,  wie  auch  auf  dem  ver- 
wandten des  Wasserbaus  freilich  vielfach  fliessende.  (Vgl.  /..  B.  das  bad. 
Strassengesetz  v.  14.  Jan.  1888:  Unterscheidung  von  Gemeindewegen  —  für  den 
Verkehr  innerhalb  einer  Gemarkung  oder  vorzugsweise  für  die  nachbarliche 
Verbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  anderen  —  und  von  Land  Strassen,  die  einen 
weiteren  Verkehr  vermitteln  und  nach  Anhörung  «1er  beteiligten  Gemeinden  und 
Kreisverbünde  ins  Staatsbudget  gesetzt  wetten.  —  Als  Regel  >ri!t  na«*h  &  i>  für  die 
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Landstrassen,  dass  die  Kosten  der  Unterhaltung  den  Gemeinden,  durch  deren 
(lemarkung  sie  ziehen,  zu  7«.  dem  Kreisverband  dieser  Gemeinden  zu  */4,  der  Staats- 
casse  zu  7a»  die  Kosten  des  Neubaus  und  der  Hauptverbesserung  bez.  zu  '/„. 
V«  und  9;?  zufallen.  Unter  Umstanden  wird  der  etwa  zu  drückend  werdende  Beitrag 
der  Gemeinden  zu  Lasten  der  Staatscasse  ennässigt.  Nach  erfolgter  Genehmigung 
des  Budgets,  worin  die  betreffenden  Strassen  eingesetzt  sind,  kann  der  Bau  u.  s.  w. 
auch  gegen  den  Willen  der  beitragspflichtigen  Gemeinden  und  Kreise  ausgeführt 
verden.  Hier  handelt  es  sich  um  spec.  überwiesene  Ausgaben,  bei  den  Gemeinde- 
wegen in  §.  4  d.  Ges.  um  gener.  überwies.  Ausgaben).  —  Für  Preussen  vgl.  die 
Vorschlage  v.  Gneist,  Verwalt.,  Just.,  Rechtsweg  u.  s.  w.,  Berl.  1869,  S.  471,  475 
über  Wegewesen.  Jetzt  d.  preuss.  Ges.  v.  8.  Juli  1875,  betr.  die  Ausführung  der 
S§.  5  u.  6  d.  Ges.  v.  30.  April  1873  wegen  der  Dotation  der  Provinzial-  und  Kreis- 
rerbände.  Die  Ausgaben  für  die  Herstellung  besserer  Strassen,  als  der  etwa  ge- 
setzlich verlangten,  z.  B.  von  Chausseen  statt  der  gewöhnlichen  Landwege,  für  Ver- 
besserungen im  Pflasterwesen  u.  dgl.  worden  schon  zu  den  facultativen  zu  rechnen 
sein,  während  Strassenreinigung  (mit  Cloakenwosen)  und  Beleuchtung 
im  Wesentlichen  zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Aasgaben  gehören, 
»ber  auch  wieder  zu  facultativen  im  Falle  höherer,  als  der  gesetzlich  gebotenen  Qualität 
fahren.  —  Der  Aufwand  für  Sicherheitspolizei,  soweit  ihn  die  Gemeinden  tragen, 
ist  spcciell  überwiesene  Ausgabe,  wenn  die  Verwaltung  in  Händen  des  Staats,  generell 
überwiesene,  wenn  sie  in  denjenigen  der  Gemeinde  ist.  Sanitäts-,  baupolizeiliche 
Ausgaben  gehören  meistens  zu  letzteren,  jene  gehen  aber  öfters  in  facultative  über 
bei  grösserer  freiwilliger  Commuiialthätigkeit  auf  diesem  Gebiete  (z.  B.  Kosten  des 
Impf wesens,  bei  fehlenden  Impfgebühren ,  in  Deutschland  wesentlich  den  Selbst- 
terw.körpern,  so  in  Preussen  nach  Ges.  v.  12.  April  1875  den  Kreisen,  zugeschoben, 
mit  Ausschluss  der  Kosten  f.  d.  Herstellung  u.  Unterhaltung  der  Impfinstitute,  die 
der  Staat  trägt). 

3.  Die  facultativen  Ausgaben  ergeben  sich  auf  den  bereits  genannten  Ge- 
bieten des  übertragenen  Wirkungskreises  regelmässig  aus  dem  Plus  an  Kosten,  welches 
aus  einer  die  gesetzliche  Verpflichtung  quantitativ  und  qualitativ  überschreitenden 
Art  der  Ausführung  der  bezüglichen  Aufgaben  hervorgeht,  z.  ß.  im  Volksschul-, 
Wege-,  Sanitätswesen.  Dazu  tritt  der  Aufwand  für  mittleres  und  höheres  Schul- 
wesen, für  dessen  Uebernahme  regelmässig  bei  uns  kein  gesetzlicher  Zwang  für  die 
Selbstverwaltungskörper  besteht;  ferner  der  Aufwand  für  kirchliche  Dinge,  wofür 
Gleiches  gilt,  endlich  für  das  grosse  Gebiet  „gemeinnütziger  Zwecke",  wohin  vor- 
nemlich  volkswirtschaftliche  Förderungsmittel  aller  Art  gehören  („Landes- 
nihurinteressen"  in  den  Kreisen,  Provinzen),  wissenschaftliche,  künstlerische, 
allgemeine  Bildungs-,  Wohlthätigkeitsangelegcnheiten  (letzteres  über  das 
Maass  gesetzlicher  Verpflichtung  zur  A  rmen  Versorgung  hinaus),  Städteverschönerung 
grösserer,  ästhetischen  und  Kunstinteressen  dienender  Aufwand  bei  öffentlichen  Ge-, 
binden,  Denkmäler,  Parks  u.  dgl.  m.).  Grade  dies  Gebiet  dehnt  sich  mit  der  Oultur- 
entwicklung  immer  mehr  aus,  so  fast  überall  neuerdings,  mitunter  zu  schnell  und  zu 
stark  (italien.  Städte,  Florenz).  Die  staatliche  Oberaufsicht,  wenigstens  im  Wege  der 
Pontrole  über  die  Besteuerung,  erscheint  nicht  unnöthig.  Vielfach  handelt  es  sich 
hier  um  Anstalten,  welche  zugleich  zu  einer  Kostendeckung  des  betreffenden  Aufwands 
mittelst  Geb  Uhren  der  Interessenten  oder  selbst  zu  einer  Erzielung  von  Ueberschüssen 
(Reinerträgen)  darüber  hinaus,  dienen  können  und  passend  so  dienen:  Wasserver- 
sorgung, Gasanstalten  (Anstalten  für  Beschaffung  electrischen  Lichts),  Viehhöfe, 
Schlachthäuser,  Markthallen,  Lagerhäuser,  bald  wohl  allgemeiner  locale 
Transportanstalten,  wie  städtische  und  vou  grösseren  Verbänden  ausgeführte 
kleine  (Local-)  Bahnen,  Pferdebahnen,  u.  dgl.  in.  Hier  ist  es  die  Entwicklung 
der  Technik,  welche  solche  Anstalten  als  eigentlich  öffentliche  im  Besitz  von 
öffentlichen  Körpern  passend  und  im  gemeinnützigen  Interesse  fast  nothwendig  er- 
scheinen lasst  S.  Wagner,  G.  $.  142,  146,  ders.  Communalbesteuer.,  jetzt  selbst 
Gneist,  Gemeindesteuern.  Ueber  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staateu  s.  u.  §.  53  ff. 

Stein,  Fin.  I.  160  unterscheidet,  mehr  formell  als  materiell  vom  Obigen  ab- 
weichend, aber  systematisch  unrichtig  vier  grosse  Kategorieen  der  Selbstverwaltung«  • 
ausgaben:  (1)  Ausgaben  für  die  örtl.  Verwaltung  in  der  Gesamintheit  der  für  da* 
örtliche  Bedürfniss  bestimmten  Anlagen  u.  Anstalten  (also  vornemlich:  Ausgaben  im 
eigenen  Wirkungskreis.  —  mit  der  falschen  Behauptung,  die  Besteuerung  könne 

7* 


Digitized  by  Google 


100     1.  B.  2.  K.  2.  A.  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper.  $.  47.  4v 


hier  nur  einen  subsidiären  Character  haben,  vorncwlich  seien  diese  Ausgaben  durch 
Gebühren  zu  decken);  (2)  Ausgaben  f.d.  staatlichen  Functionen  der  allgemeinen 
Verwaltung,  die  die  Selbstverwaltung  Übernehme  (also  im  Übertragenen  Wirkungskreis): 

(3)  Ausgaben  für  Offen tl.  Dienst  u.  Besoldungswescn  (gehört  richtiger  zu  1  u.  2); 

(4)  Ausgaben  f.  d.  Schulden wesen  der  Selbstverwaltung  (ebenfalls  richtiger  zu 
rtipurtiren  auf  die  Zw«ickc,  denen  die  Schulden  dienten;  warum  hier  nicht  von  Ge- 
bühren —  z.  B.  für  die  Schulden  des  Canalisinings-,  Wasser-,  Gasbcleuchtungswcsens!  — , 
sondern  nur  von  Steuern  die  Rede  sein  soll,  ist  unerfindlich).  Wesentlich  mehr  nach 
practischen,  als  nach  wissenschaftlichen  Gesichtspuncten  unterscheidet  die  neueste 
preussische  amtliche  Communal-  und  Kreislinanzstatistik  (s.  bes.  Statist.  Erganz.  Nr. 
ü.  v.  1879)  folgende  Kategoriecn  von  Ausgaben:  1.  allgemeine  staatliche  Zwecke, 
einschliesslich  Polizei,  darunter  1)  Leistungen  f.  d.  Militär-  u.  Marineverwalt 
{einzeln  noch :  Einquartier.,  sonst.  Garnis.einricht..  sonst.  Ausgaben .  wie  Unterstütz, 
von  Reservisten-Familien);  2)  Ausg.  f.  d.  JustizverwalL  (Gerichtsgefängmsse ,  Polizei- 
anwaltsch.,  Schiedsmannssachen):  3)  Polizei  (Nacht- Wachwesen ,  Feuerlöschwesen,  — 
doch  Beides  kaum  als  „staatL  Zwecke",  sondern  als  echte  Local  zwecke  zu  be- 
zeichnen, —  Polizeigefangnisse,  sonst  Poliz.ausg.i ;  4)  f.  Wahlen  z.  Reichs-,  Land-. 
Provinc-,  Kreistag;  5)  sonst.  Ausg.  f.  staatl.  Zwecke  (Steuerverwalt.,  Eichungs- 
wesen u.  A.  m.).  Daher  meist;  speciell  überwiesene  Ausgaben.  —  IL  Ausgaben 
für  Yerkehrsanlagen,  neml.  1)  f.  Strassen  u.  Plätze  (Entwäss.,  Pflaster.,  Beleucht.. 
Reinigung,  Sonstiges) ;  2)  Ausg.  f.  sonstige  Yerkehrsanlagen  (Chauss.,  Landwege,  Brücken. 
Fähren,  Canäle,  Schleussen,  Dämme,  Hafenanlagen  u.  s.  w.).  —  III.  Ausg.  f.  ge- 
werbl.  Anlagen  zu  Gemeindezwecken  u.  f.  gemeinnutz.  Anstalten,  viel- 
fach gebührenpflichtig,  also  auch  Einnahmen  gebend,  1 )  Gasanstalten ;  2)  Wasserwerke ; 
3)  Sonstiges.  —  IV.  Ausg.  f.  Wohlthätigkeits-  u.  Armenanstalten,  f.  Wohl- 
thätigkeit  u.  Armenpflege  überhaupt,  J)  unt.  Gemeindeverwalt. ;  2)  Zuschüsse  an  andere 
Anstalten  nicht  unL  Gem.verwalt.,  3)  Sonstiges.  —  V.  Ausg.  f.  U  nte  rrichtszwecir. 
1)  Volks-  u.  Elem.  Schulen  unter  Gem.verwalt.,  incl.  Armen-  u.  Mittelschulen;  2)  höh. 
Unterr.anstaltcn  unter  Gern  verw.;  3)  Spcc.unterr.anst.  unter  Gem.verwalt.,  4)  Zuschüsse 
an  nicht  unt.  Gem.verwalt.  steh.  Unterr.anstaltcn :  5)  Sonstiges.  —  VI.  Ausg.  f.  d. 
allgeiu.  Gem.verwalt.  (ßesold. ,  Pensionen,  Büreaukoston)  incl.  Kosten  f.  besond. 
Verwaltzweige.  1)  persönl.,  2)  sächl.  Ausg.  —  VII.  Ausg.  für  Gcineindoschulden. 
1)  f.  Verzinsung,  2)  f.  Tilgung,  3)  Passivrenten.  4)  f.  neue  Anleihen.  Die  Rubriken 
II,  IV,  V  siud  generell  überwiesene  (obligatorische)  Ausgaben,  wenigsten:» 
in  der  Hauptsache,  mit  Ausnahme  besonders  des  facultat.  höheren  Unterrichts- 
wesens  u.  abgesehen  von  der  die  gesetzliche  Verpflichtung  meist  übersteigenden 
bessereu  Ausführung  der  überwiesenen  Zwecke,  z.  B.  beim  Wege-,  Armenwesen.  Die 
Rubriken  III.  VI,  VII  sind  überwiegend  fakultative  Ausgaben. 

§.  4«.  In  finanzieller  Hinsicht  liegen  die  Verhältnisse  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  der  Sclbstverwaltungskörper  erheblich 
verschieden  von  denen  im  selbstständigen  Wirkungskreise,  ins- 
besondere auch  in  Bezug  auf  die  Fragen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs. Da  es  sich  dort  um  8 1 a a t s aufgaben  handelt,  deren 
Ausführung  nur  aus  politischen  und  technischen  Gründen  jenen 
Körpern  Ubertragen  worden  ist,  so  müsste  in  der  Kegel  eigentlich 
der  Staat  die  Kosten  dafür  tragen  oder  sie  ersetzen.  Hier  ist 
das  System  der  Dotationen  aus  Staatsmitteln  (Preussen)  am  Platze 
und  principiell  berechtigt.  Nur  soweit  die  Aufgabe  ein  Local- 
Staatsbedürfniss  betrifft  und  soweit  es  zur  technisch  richtigen  und 
ökonomisch  sparsamen  Ausführung  dient,  den  die  letztere  besorgen- 
den Selbstverwaltungskörper  finanziell  eigens  an  möglichster  Er- 
mässigung des  Kostenaufwandes  zu  interessiren ,  würde  jene  Regel 
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eine  Aasnahrae  oder  Einschränkung  erleiden  und  der  bezügliche 
Körper  die  Kosten  einer  solchen  Maassregel  im  Gebiete  des  über- 
tragenen Wirkungskreises  selbst  endgiltig  zu  tragen  oder  eine 
Reparation  zwischen  ihm  und  dem  Staat,  wie  in  dem  System 
specieller  Staatsbeiträge  zu  einzelnen  Ausgaben  (§.  49)  einzutreten 
haben. 

Würde  allgemein  in  dieser  Weise  verfahren,  so  hätte  jeder  betheiligte  Körper 
diejenige  finanzielle  Belastung,  welche  ihm  gebührt.  Der  Staat,  als  grösstcr  Kreis 
gemeinsamer  öffentlicher  Interessen  und  regelmässig  leistungsfähigster  Körper,  würde 
freilich  seinen  Haushalt  nicht  auf  Kosten  der  Selbstverwaltungskörper  entlasten  können, 
modern  müsste  uach  geeigneten  eigenen  Dcckungsmitteln  sich  umthun.  Diese  Körper 
aber  wurden  nicht  so  gedrückt  durch  den  übertragenen  Wirkungskreis  und  könnten 
im  eigenen  die  nöthigen  Aufgaben  leichter  und  besser,  mitunter  überhaupt  erst 
erfüllen.  Die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  zumal  in  den  letzten  Jahrzehnten,  war 
aber  in  den  meisten  Staaten  eine  andere.  Der  übertragene  Wirkungskreis  wurde  nicht 
;mr  aus  sachlichen,  sondern  mit  aus  staatsfinanziellen  Gründen,  daher  mitunter  zu 
M&rk  und  überhaupt  nicht  immer  passend  ausgedehnt,  um  den  Staatshaushalt  zu 
entlasten ,  aber  um  den  Preis  einer  Ueberlastung  der  Communalhaushalte.  Daraus 
Mod  Störungen  hervorgegangen,  neuerdings  namentlich  in  Deutschland,  welche  nach- 
theilig auf  die  öffentlichen  Interessen  zurückgewirkt  haben  und  die  vielfach  nothwendige 
oder  erwünschte  weitere  Ausdehnung  öffentlicher,  „gemeinwirthschaftlicher"  Thätig- 
Wt  hemmen.  Finanz-,  besonders  Steuerreformen,  welche  den  Staat  in  die  Lage 
bringen,  diese  Abschiebung  von  Staatslasten  auf  die  Selbstverwaltungskörper  unter- 
lassen zu  können,  oder  die  letzteren  durch  selbständige  Entwicklung  ihrer  Einnahme- 
virthsebaft  leistungsfähiger  und  zur  Mittragung  der  Kosten  des  übertragenen  Wirkungs- 
kreises befähigter  zu  machen,  sind  eine  Vorbedingung  für  eine  Besserung  dieser  Ver- 
hältnisse. In  der  eigenthümlichen  Lage  Deutschlands  nimmt  das  Reich  hier  zum 
Theil  die  Stellung  des  Staats  anderswo,  die  Einzelstaaten  nehmen  die  Stellung  der 
gTössten  Selbstverwaltungskörper  ein  und  ähnliche  finanzielle  Schwierigkeiten  entwickeln 
>ich  hier.  Die  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  an  das  Reich  zur  Deckung  der 
Reichsausgaben  (§.  40)  sind  ein  Analogon  der  Belastungen  der  Selbstverwaltungskörper 
mit  den  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben.  In  dem  dringenden  Bedürfniss  der 
Abstellung  dieser  Uebelständc  liegt,  noch  neben  dem  politischen  Moment,  die  tiefe 
innere  rein  finanzwirthschaftliche  Berechtigung  der  grossen  Pläne  der  Reichssteuer- 
reform des  Fürsten  Bismarck,  Pläne,  welche  recht  eigentlich  in  dieser  bei  uns  noch 
■torch  die  gegebene  historischpolitische  Entwicklung  erschwerten  Sachlage  ihre  Er- 
klärung finden:  darin  auch  das  finanzwissenschaftliche  Interesse  der  Gncist'schen 
Schrift  „die  deutsche  Kinanzrefonn  durch  Rcgulirung  der  Gemeindesteuern" 
(Berl.  1  sS  1  > ,  wo  der  gerade  entgegengesetzte  Plan,  eine  Steuerreform  „von  Unten 
nach  Oben",  doch  schliesslich  die  gleiche  Tendenz  wie  der  Bismarcksche  Plan 
verfolgt:  die  Lasten  zwischen  Reich,  Staat  und  Selbstverwaltungskörpern  richtiger  zu 
vettheilen.  S.  auch  Gerstfeld ts  fin.stat.  Schriften  (bes.  Zahlen  u.  Bilder,  1HS1  ,  u. 
Städtefinanzen  in  Preussen,  1SS2),  Schmoller,  Theorie  u.  Praxis  der  D.  Steuer- 
reform, Jahrb.  ISS1,  Sö<*.  —  Stein  I,  22. 

C.  Die  Einnahmewirthschaft  der  Selbstverwaltungs- 
körper. -  §.  49.  Ihr  Umfang  und  ihre  ganze  Einrichtung  hängen 
in  einer  Hinsicht  von  der  erörterten  Gestaltung  der  Ausgabewirth- 
schaft  nnd  von  der  die  letztre  wieder  bedingenden  Organisation 
der  Selbstverwaltung  ab.  Danach  bestimmt  sich  vornemlich  die 
Wahl  der  Deckungsmittel,  nach  Art,  Höhe  und  finanz* 
technischer  Einrichtung  derselben.   Daneben  macht  sich  für 
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die  Einnahmewirthschaft  speciell  aber  noch  die  gegebene  ge- 
schichtliche Entwicklung  geltend  und,  soweit  Dar  für  die  freie 
Bewegung  des  einzelnen  Selbstverwaltungskörpers  ein  gewisser 
Spielraum  durch  die  Rechtsordnung  gegeben  ist,  wirken  Gesichts 
puncte  der  technischen  Zweckmässigkeit  und  überhaupt  alle  die- 
jenigen Factoren  hier  mit  ein,  welche  auch  im  Staatshaushalte  die 
Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft,  besonders  bei  der  Wahl  der 
Steuern  und  Gebühren,  beeinflussen.  Die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Selbstverwaltungskörpern  und 
wieder  zwischen  den  einzelnen  der  letzteren,  u.  a.  schon  die 
verschiedene  Gebietsgrösse,  der  Unterschied  in  der  vorherrschenden 
Erwerbsarbeit  (Stadt  —  Land,  Industrie,  Handel  —  Landwirtschaft) 
bedingen  dabei  natürlich  auch  rein  aus  dem  Zweckmässigkeits- 
gesicbtspuncte,  von  der  Rechtsfrage  abgesehen,  manche  Verschieden- 
heiten in  der  Wahl  der  Deckungsmittel. 

Die  Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper  lassen  sich  in 
zwei  Hauptclassen,  Beiträge  aus  Staatsmitteln  (ähnlich 
Beiträge  des  Körpers  höherer  Ordnung  ans  seinen  Mitteln  an  den 
kleineren  Körper)  und  selbständige  Einnahmen  eintheilen. 

1.  Beiträge  aus  Staatsmitteln  sind  in  verschiedener  Weise 
denkbar  und  in  der  Praxis  üblich. 

a)  Zunächst  in  der  Form  von  Zuschüssen  für  einzelne  Aus- 
gaben, in  festem  Betrage,  mit  der  und  der  bestimmten  Geldsumme 
oder  mit  veränderlichem  Betrage,  hier  wieder  so,  dass  etwa  ge- 
wisse Theile  einer  Ausgabe  vom  Staate,  andere  von  dem  betreffen- 
den Körper  gedeckt  werden  (z.  B.  Theilung  nach  persönlichen  und 
sachlichen  Kosten  einer  Einrichtung)  oder,  dass  der  Staat  die  ein 
gewisses  Maximum  übersteigende  Ausgabe  deckt  oder  in  anderer 
ähnlicher  Weise.  In  dieser  Art  wird  öfters  bei  dem  Schul-,  Wege-, 
Polizeiwesen  verfahren,  ähnlich  bei  den  Selbstverwaltungskörpern 
unter  einander,  z.  B.  im  Armenwesen  (Landarmen-  und  Ortsarmen- 
verbände). Mancherlei  Modalitäten  und  Combinationen  sind  hier 
möglich  und  Verschiedenheiten  nach  den  Zwecken  der  Ausgaben 
auch  passend.  Der  leitende  Gedanke  muss  wieder  sein,  die  all- 
gemeinen Interessen  des  Staats  (und  Körpers  höherer  Ordnung) 
und  die  speciellen  des  Selbstverwaitungskörpers  (bez.  kleineren 
Körpers)  möglichst  in  Einklang  zu  bringen,  dem  organischen 
Zusammenhang  der  gesammten  öffentlichen  Einrichtungen  gemäss, 
sowie  die  Vertheilung  der  Lasten  möglichst  zweckmässig  und 
gerecht  zu  gestalten. 
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Hier  liegt  noch  ein  zukunftsreiches  Gebiet  finanzwirthschaftlichcr  Ordnungen, 
Teiches  man  in  neueren  W  c  g  c  gesetzcn  tz.  B.  dem  oben  genannten  badischen) 
zweckmässig  auszubauen  begonnen  hat.  W  ichtig  sind  solche  Einrichtungen  und  werden 
es  immer  mehr  für  die  Deckung  der  Kosten  des  Schul-  und  Armenwesens,  wo 
•lk  anf  diesem  Vertheilungsprincip  bcrub'-ndeu  älteren  gesetzlichen  Vorschriften  viel- 
fach nicht  mehr  recht  genügen. 

b)  Eine  andere  Form  der  Beiträge  aus  Staatsmitteln  ist  eine 
regelmässige  feste  Dotation  an  die  Selbstverwaltungskörper, 
eben  „zu  Zwecken  der  Selbstverwaltung".   Solche  Dotation  kann 
passend  zur  Bestreitung  der  überwiesenen  obligatorischen  Aus- 
gaben, namentlich  der  generell  überwiesenen  dienen.   Die  Be- 
stimmung der  Verwendung  im  Ganzen  erfolgt  durch  die  gesetz- 
lichen Normen  fttr  den  Wirkungskreis  der  Selbstverwaltung.  Die 
Verwendung  im  Einzelnen  erfolgt  nach  eigener  Anordnung  des 
betreffenden  Körpers  vorbehaltlich  des  allgemeinen  Oberaufsichts- 
rechts des  Staats.   Diese  Einrichtung  erleichtert  die  Durchführung 
der  Decentralisation  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  für  den  Beginn,  wo  es  den  Selbst- 
verwaltungskörpern an  eigenen  Einnahmen  fehlt  und  dieselben 
sich  nicht  sofort  zweckmässig  beschaffen  lassen.   Aber  auch  als 
dauernder  Beitrag  des  Staats  ist  eine  solche  Dotation  doch  unter 
der  Voraussetzung  passend,  dass  die  Einrichtung  der  Staatsein- 
nahmen, der  Besitz  von  Rentenobjecten  (Domänen,  Forsten,  Eisen- 
bahnen) und  das  Staatssteuersystem  grade  die  Beschaffung  dieser 
Mittel  Seitens  des  Staats  zweckmässiger  als  je  apart  für  sich  durch 
den  einzelnen  Selbstverwaltungskörper  erscheinen  lassen.   Das  trifft 
wohl  thatsächlich  öfters  zu,  soweit  Steuereinnahmen  in  Betracht 
kommen  besonders  bei  geeigneter  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung, in  den  deutschen  Staaten  (Preussen)  grade 
auch  bei  dem  grossen  und  werthvollen  Domanialbesitz  des  Staats. 
Aber  ein  Maasshalten  mit  solchen  Dotationen  empfiehlt  sich  bei 
der  Verwandtschaft  der  öfters  in  einander  tibergehenden  generell 
Verwiesenen  und  freiwilligen  eigenen  Ausgaben  der  Selbstver- 
waltung doch,  —  um  so  mehr,  als  die  Auffindung  eines  ge- 
eigneten Schlüssels  oder  Maassstabes  für  die  Vertheilung 
der  Dotation  unter  die  einzelnen  Körper  ihre  begreiflicher  Weise 
erheblichen,  völlig  nicht  zu  lösenden  Schwierigkeiten  hat. 

Das  typische  Beispiel  für  die  Ausstattung  der  Selbstverwaltungskörper  mit 
Slaatüdotationen  ist  die  neue  preussi sehe  Gesetzgebung,  bes.  die  Gesetze  v.  30.  April 
1*73  u.  9.  Juli  1875,  wo  sich  die  Schwierigkeit  der  Vertheilung  aber  auch  gezeigt 
kt.  h  der  Beurthcilung  des  Dotationssystems  weiche  ich  zu  dessen  Gunsten  von  der 
2.  Auflage  (§.  46)  etwas  ab. 
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§.  50.  —  2.  Selbständige  Einnahmen.  Hierhin  können 
gehören  und  gehören  meistens  auch  thatsächlich  so  ziemlich  alle  die 
Einnahmen,  welche  sich  im  Staatshaushalte  vorfinden.  Doch  ist 
eine  einzelne  Einnahme  mitunter  mehr  für  letzteren  oder  fUr  den 
Haushalt  eines  Selbstverwaltungskörpers  geeignet  und  durch  das 
öffentliche  Finanzrecht  ausschliesslich  oder  überwiegend  auch  wohl 
dem  Staate  vorbehalten.  Näheres  darüber  in  der  Lehre  von  den 
Einnahmen.  Die  drei  grossen  Kategorieen  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen finden  sich  in  verschiedenem  Umfang  auch  im  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskörper : 

a)  Pri vatwirthschaftliche  Einnahmen  („  Erwerbsein- 
kttnfte")  aus  werbendem  Vermögen,  aus  Grundbesitz,  Kapital, 
Gewerbebetrieb  u.  s.  w.   Da  die  Provinzen  und  Kreise  vielfach 
erst  neuerdings  wieder  als  selbständige  politische  Körper  mit 
eigenem  Finanzwesen  organisirt  sind ,  im  Unterschied  zu  den 
Ortsgemeinden,  so  fehlt  es  jenen  in  der  Regel  ganz  oder 
grösstenteils  an  solchem  Vermögen.    Die  etwa  ehemals  poli- 
tisch unabhängig  gewesenen  Landestheile  (Herzogtümer,  Graf- 
schaften u.  s.  w.)  haben  ihr  altes  Vermögen  dieser  Art  an  den 
Staat,  der  sie  einverleibte,  übertragen.    Nur  in  einzelnen  Fällen 
ist  dies  neuerdings  anders  gehalten  worden.   Mit  der  Zeit  können 
anch  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungskörper  aber  manche 
Einrichtungen  gründen,  welche,  wie  Localbahnen  (für  Dampf-  und 
Pferde),  Transportcurse  (Omnibuswesen),  Creditanstalten  u.  s.  w., 
wenigstens  halb  privatwirthschaftlicher  Natur  oder  gemischt 
dieses  und  Gebührencharacters  sind  und  eine  Rente  abwerfen. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  von  Einfluss. 

Das  Staats  vermögen  der  1866  neu  erworbenen  preussiseben  Provinzen  ist 
preussisches  StaatsvennOgen  geworden,  mit  wenigen  Ausnahmen,  so  z.  B.  was  den 
kurhess.  Staatsschatz  anlangt,  der  dorn  communalständ.  Verband  des  R.-B.  Cassel 
verblieb  (preuss.  Erlass  v.  16.  Scpt  1*j07). 

b)  Gebühren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
der  Selbstverwaltungskörper  und  Beiträge  der  nächsten  Inte- 
ressenten für  die  Errichtung  solcher  Anstalten.  Hier  steht  wohl 
noch  eine  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht,  je  mehr  man  von 
dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtige  gemeinnützige  Ein- 
richtungen der  Actiengesellschaft  zur  Ausbeutung  zu  überlassen, 
und  sie  in  finanziell  oft  recht  vortheilhafter ,  für  das  Gemeinwohl 
jedenfalls  günstigerer  Weise  auf  Rechnung  des  interessirten  Selbst- 
verwaltungskörpers ausführt  und  betreibt. 
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c)  Eigentliche  Steuern.  Die  verschiedensten  Arten 
sind  bei  diesen  Körpern  ebenso  wie  beim  Staate  selbst  mög- 
lich, sind  auch  in  der  Geschichte  vorgekommen  und  kommen 
noch  jetzt  vor,  namentlich  directe  Steuern,  wie  Grund-,  Haus-, 
Mieth-,  Gewerbesteuer,  Einkommen-,  Vermögensteuer  und  ander- 
seits indirecte  Verbrauchsteuern,  besonders  Thor-Accisen, 
Octrois,  Getränkesteuern  u.  a.  m.  Im  feudalen  und  im  ständischen 
Staate  war  die  Mannigfaltigkeit  der  Localsteuern  bei  fast  völliger 
finanzieller  Autonomie  der  Städte  in  diesen  eine  grosse,  wie  denn 
die  moderne  Besteuerung  in  den  Stadtgemeinden  zuerst  zur  Ent- 
wicklung kam.  Später  wurde  grade  mit  Rücksicht  auf  die  Inter- 
essen der  Staatsbesteuerung  diese  Autonomie  beschränkt,  städtische 
Abgaben  wurden  in  Staatssteuern  verwandelt  oder  mit  jenen  ver- 
bunden (Accisewesen).  Auch  in  der  neueren  Zeit,  als  die  Städte 
wieder  politisch  selbständiger  und  die  Selbstverwaltungskörper 
höherer  Ordnung  neu  organisirt  wurden,  hat  der  moderne  Staats- 
gedanke und  das  Berücksichtigung  ,erhcischende  Finanzinteresse 
des  Staats  regelmässig  (selbst  in  England)  gewisse  Beschränkungen 
des  —  überhaupt  nur  aus  dem  Staatssteuerrecht  abgeleiteten, 
bez.  übertragenen  —  Steuerrechts  der  Selbstverwaltungskörper 
in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Steuerarten,  die  Form  der  Steuer- 
erhebung, die  Höhe  der  Steuersätze  und  die  einzelnen 
Artikel  der  Verbrauchsbesteuerung  festgehalten  oder  neu  gegeben. 
Da6  Einzelne  darüber  gehört  noch  nicht  hieher. 

§.  51.  Zwei  allgemeinere  Fragen  betreffen  die  leiten- 
den Principien  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  gegenüber 
dem  Staate  nnd  seinem  Haushalt  und  sind  schon  hier  zu  erörtern, 
nemlich  einmal,  ob  die  Steuern  dieser  Körper  nur  Zuschläge 
zu  Staat s steuern  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein,  oder  ob 
es  gestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatssteuer  abweichende 
eigene  Besteuerung  durchzuführen;  sodann,  o^  die  Höhe  dieser 
Zuschläge  oder  der  eigenen  Steuern  jenen  Körpern  selbständig 
für  sich  festzusetzen  erlaubt  sein  kann  oder  nur  mit  Staats- 
zustimmung  rauss  erfolgen  dürfen. 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  hat  die  continentalc 
Entwicklung  überwiegend  zu  dem  System  von  Zuschlägen  zu 
den  Staates teuern,  vornemlich  zu  den  directen,  geführt,  was  sich 
geschichtlich  aus  dem  Untergang  der  Autonomie  der  früheren 
grösseren  politischen  Körper  im  Staatsverbande  und  bei  den 
Gemeinden   aus   der   Unterdrückung   ihrer  Autonomie  erklärt. 
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Provinzen,  Kreise,  selbst  Gemeinden  wurden  hier  eben  vielfach 
zu  jenen  bloss  mechanischen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staats- 
gebiets, ohne  selbständiges  Leben,  herabgedrUckt.  Auch  bei  der 
neueren  Tendenz  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung  und 
der  Verwandlung  jener  mechanischen  Gebietsteile  in  politische 
und  wirthschaftliche  Organismen,  scheute  man  vor  den  Schwierig- 
keiten der  Einrichtung  eines  selbständigen  (autonomen)  Steuer- 
systems meistens  zurück,  fürchtete  wohl  noch  mehr  dessen  Conflict 
mit  dem  Staatssteuersystem  und  wollte  überhaupt  Seitens  des  Staats 
die  Unabhängigkeit  der  Selbstverwaltungskörper  auch  nicht  zn 
gross  werden  lassen.  So  hat  man  vorwaltend  das  System  der  Zu- 
schlage zu  den  Staatssteuern  beibehalten  bez.  eingeführt,  dabei 
auch  wohl  die  Zuschläge  auf  gewisse  Staatssteuern  (directe  Real-, 
Personal-,  einzelne  innere  Verbrauchsteuern)  beschränkt.  Anders 
ist  hier,  wie  in  so  vielen  Beziehungen,  die  Entwicklung  in 
England  gewesen.  In  Verbindung  mit  dem  geschichtlich  über- 
kommenen, inhaltsreichen  Selfgovernment  stand  und  steht  hier  ein 
entwickeltes  selbständiges  System  der  Gommunalbesteue- 
rung  (local  taxation),  ohne  Verbindung  mit  der  Staatsbesteue- 
rung, allerdings  rechtlich  und  thatsächlich  wesentlich  beschränkt 
auf  directe  Realsteuern  und  einige  gebührenartige  Steuern. 
Auch  auf  dem  Continent  fehlt  es  nicht  an  einzelnen  besonderen 
Steuern  der  Selbstverwaltungskörper,  namentlich  der  Gemeinden 
(besondere  Mieth-,  Hundesteuer),  andere  „Lux us steuern 
eigene  Einkommensteuern,  namentlich  aber  eigene  städtische 
Octrois,  mit  gewissen  Beschränkungen  in  der  Wahl  der  Artikel 
(Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Ausschluss  einzelner 
Artikel,  z.  B.  Salz,  Staats  -  zollpflichtige  Waaren,  so  meist  in 
Deutschland).  Aber  diese  Fälle  bilden  gegenüber  den  Zu- 
schlägen doch  die  Ausnahme.  Die  neue  preuss.  Communalfinanz- 
statistik  hat  übrigens  den  Beweis  geliefert,  dass  mehr  oder  weniger 
von  den  Staatssteuern  abweichende  Einkommen-,  andere  besondere 
Personal-  und  Realsteuern  in  Städten  und  Landgemeinden  doch 
noch  viel  häufiger  sind,  als  man  annahm. 

Für  die  Entscheidung  der  Frage  in  principieller  Hinsicht  sind 
wohl  die  Steuern  zur  Deckung  der  überwiesenen  von  denjenigen 
zur  Deckung  der  eigenen  freiwilligen  Ausgaben  zu  trennen. 
Wie  t\ir  jene  die  Staatsdotationen,  so  können  für  sie  auch  die 
Zuschläge  zu  Staatssteuern  besonders  in  Betracht  kommen.  Aber 
schon  für  einen  Theil  der  generell  überwiesenen  und  mehr  noch 
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iar  die  freiwilligen  Ausgaben  erscheint  doch  ein  eigenes  Steuer- 
system der  Selbstverwaltung  als  finanzielle  Consequenz  des  Wesens 
der  letzteren.  Freilich  kann  von  einer  völligen  Autonomie  in 
Bezog  auf  dies  Steuersystem  ebenso  wenig  wie  sonst  in  der  Selbst- 
verwaltung die  Rede  sein.  Dies  widerspricht  dem  modernen 
Staatsgedanken  und  dem  Begriff  der  Souveränetat  des  Staats  und 
bei  der  Wahl  wie  bei  der  Höhe  der  Steuern  muss  die  Rücksicht 
auf  die  Staats  steuern  maassgebend  bleiben.  Aber  nur  ein  be- 
sonderes Steuersystem  kann  sich  den  Wirthschaftsvcrhältnissen 
der  einzelnen  Landestheile  und  den  speciellen  Aufgaben,  welche 
gerade  die  Selbstverwaltungskörper  statt  des  Staats  ausfuhren 
sollen,  richtig  anpassen.  Für  das  Steuersystem  dieser  Körper 
müssen  die  Sonderverhältnisse  der  Landestheile  ebenso  mit 
massgebend  sein  als  für  das  S  t  a  a  t  s  Steuersystem  die  all- 
gemeinen Verhältnisse  des  ganzen  Landes  verglichen  mit 
anderen  Ländern.  Im  System  der  Zuschläge  wird  gegen  diese 
Anforderung  Verstössen.  Eine  Selbstverwaltung,  welche  auf  dieses 
.System  allein  finanziell  basirt  ist,  wird  daher  ebenso  wie  diejenige, 
welche  sich  bloss  auf  Staatsdotationen  stützt,  ihren  Zweck  in 
einer  wichtigen  Beziehung  wenigstens  nicht  genügend  erreichen. 
Vollends  aber  ein  grundsätzlicher  Ausschluss  von  besonderen 
Stenern  aus  dem  Steuersystem  der  Selbstverwaltungskörper,  zumal 
der  Gemeinden,  ist  zu  verwerfen,  als  dem  Zweck  der  ganzen 
Einrichtung  der  Selbstverwaltung  widersprechend.  Wird  zwischen 
den  einzelnen  Körpern  unterschieden,  so  erscheint  das  Zuschlags- 
system noch  am  Wenigsten  bedenklich  bei  den  dem  Staate  selbst 
ähnlichsten  Körpern,  daher  bei  den  Provinzen  und  zum  Tbeil 
noch  bei  den  Kreisen,  immer  bedenklicher  dagegen  bei  den 
kleineren  Verbänden,  daher  vor  Allem  bei  den  Gemeinden. 
Denn  hier  verlangen  die  aparten  L o c a  1  Verhältnisse  immer  mehr 
Berücksichtigung,  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leich 
testen  steuertechnisch  möglich  und  zugleich  hier  am  Dringendsten 
eine  Forderung  der  Steuerpolitik  wird,  besondere  Steuern  Denen 
aufzuerlegen,  welche  an  den  öffentlichen  Einrichtungen  und  Ver- 
wendungen aller  Art  wenigstens  indirect  den  meisten  Nutzen 
haben,  wie  die  Grund-  und  Hauseigentümer  (G.  §.  76—81, 
352—362).  Auf  diese  Weise  wird,  soweit  dies  Uberhaupt  in 
Zwangsgemeinwirthschaften  möglich  und  zulässig  ist  (G.  §.  158), 
hier  durch  ein  besondres  Steuersystem  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  (Fin.  II,  §.  423,  424)  mehr  durchgeführt.  Für 
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die  Wahl  der  eigenen  Localsteuern  wird  sieh  der  Staat  nur  ein 
Zustimmungsrecht  und  gewisse  Steuern  wird  er  sich  passend 
allein  vorzubehalten  haben.  Diese  Schranken  der  Steuer- 
autonomie sind  noth wendig,  aber  in  Verbindung  mit  Vorschriften 
über  die  Höhe  der  Localsteuern  auch  genügend. 

Im  Allgemeinen  sind  für  unsere  Länder  heutzutage  im  Interesse  des  freien 
Verkehrs  besonders  eigene  indirecte  Abgaben,  wie  Thoraccisen  und  beim  Produ- 
centen  erhobene  Verbrauchssteuern,  der  Selbstverwaltungskörper  hier  auszuschlicssen 
oder  nur  ausnahmsweise  und  mit  besonderer  Vorsicht  zu  gestatten.  Eher  sind  hd 
solchen  Steuern  Zuschläge  zu  den  betreffenden  Staatssteuorn  zulässig,  aber  auch 
mit  Ausnahmen  nach  Artikeln  (z.  B.  nicht  bei  Salz,  wohl  bei  Getränken).  Eigene 
Verkehrssteuern  (Fin.  II,  §.  467  ff.)  können  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  gestattet 
werden,  auch  Zuschläge  zu  den  Staats-Verkehrssteuern  gewöhnlich  nicht  (Ausnahmen 
bei  Besitzwechselabgaben  vom  Charactcr  der  Steuer  auf  Conjuncturengewinn ,  Fin.  II, 
§.  476  ff.).  Das  Hauptgebiet  der  selbständigen  und  der  Zuschlagsbesteuerung  der 
Selbstverwaltung  ist  die  direetc  Besteuerung:  die  selbständige  besonders  in  der 
Form  eigener  Ertrags-,  namentlich  Realsteuern,  die  Zuschläge  bei  den  Staats- 
Ertrags-  und  Realsteuern  und  ausschliesslich  bei  etwaigen  Staats- Einkommenstenern. 
Ein  doppeltes  Staats-  und  Communalsystem  der  Ertrags-,  Rcalsteueni  ist  allen- 
falls zulässig;  bei  der  Einkommensteuer  jedoch  nicht.  Die  Basis  derselben  inuss 
eine  einheitliche  sein.  Dagegen  Verstössen  in  Preussen  die  bestehenden  Steuer- 
einrichtungen, wie  die  neue  Finanzstatistik  der  Gemeinden  zeigt,  noch  vielfach.  Die 
Realsteuero  als  eigene  Steuern  eignen  sich  principiell  und  technisch  am  Besten  für 
die  Selbstverwaltungskörper ,  wenn  auch  die  Übliche  englische,  in  Deutschland  von 
(in  ei  st  (mit  Ausnahmen)  und  von  Nationalökonomen  der  Freihandelschule  (Fauchen 
vertretene  aussrhiessliche  Beschränkung  dieser  Körper  auf  solche  Stenern  zu 
weit  geht.  (Vgl.  Fiu.  II.  §.  465,  466.  523-531,  auch  Wagner,  Abb.  Directe  Steuern 
in  Schönberg's  Handbuch  II.)  Die  neuen  preuss.  Ootniuunalstcuercntwurfe  (so  v.  1S77' 
wollen  nur  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern,  gar  keine  eigenen  directen  Steuern 
zulassen:  das  wäre  selbst  bedenklich,  wenn  die  directe  Staatsbesteuerung  in  Preussen 
besser  wäre  (Grundsteuer,  Gewerbesteuer.  Classensteuer!),  bei  der  Beschaffenheit  dieser 
Steuern  ist  es  gewiss  nicht  räthlich. 

Die  Bestimmung  der  Höhe  der  selbständigen  wie  der  Zu 
schlagslocal8teuern  wird  bei  uns  auf  dem  Continente  regelmässig 
nicht  den  Selbstverwaltungskörpern  ganz  allein  überlassen,  sondern 
stets,  jedenfalls  aber  wenn  ein  gewisses  gesetzliches  Maximum 
überschritten  werden  soll,  bis  zu  welchem  sich  der  betreffende 
einzelne  Körper  frei  bewegt,  an  die  Staatsgenehmigung  ge- 
knüpft (Preussen).  Das  erscheint  auch  passend,  weil  sonst  die 
Zwecke  jener  Körper  zu  weit  ausgedehnt  werden  könnten  und  die 
Staat8besteuerting  leicht  unter  zu  hoher  Localbesteuerung  zu  leiden 
vermöchte.  Je  besser  aber  die  Organisation  der  Selbstverwaltung 
und  besonders  die  Einrichtung  einer  wirksamen  Finanzcontrole 
durch  eigene  Vertretungen  in  ihr  selbst  gelingt,  desto  freieren 
Spielraum  kann  der  Staat,  wie  in  der  Wahl  so  in  der  Höbe  der 
Localsteuern  jenen  Körpern  gewähren.  (S.  unten  §.  54  ff.  über 
Preussen). 
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§.  52.  —  d)  Eine  letzte  ausserordentliche  Einnahmequelle 
ist  die  Veräusserung  von  Vermögensbestandtheilen  der  Selbst- 
verwaltungskörper, besonders  von  ertraggebendem  Grund  ver- 
mögen, und  namentlich  die  Aufnahme  von  Schulden.  Für 
solche  (zumal  grössere  und  Grundbesitz  betreifende)  Veräusserungen 
gelten  in  principieller  Hinsicht  ziemlich  dieselben  Kegeln  wie  für 
Veräusserung  von  Staatsgut  (Domänen  u.  s.  w.),  wofür  auf  die 
späteren  Abschnitte  zu  verweisen  ist.   Gewöhnlich  ist  bei  uns  die 
Veräusserung  von  Grundeigenthum,  auch  wohl  von  Kapitalver- 
mögen an  die  Staatsgenehmigung  gebunden  (Preussen).  Die 
Aufnahme  von  Schulden  unterliegt  principiell  einer  ähnlichen 
Beurtheilung  wie  beim  Staate.    Sie  hat  weniger  Bedenken,  weil 
die  Schulden  hier  gewöhnlich  zur  Herstellung  wich- 
tiger gemeinnütziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  zur 
Deckung  der  Zinsen  und  wohl  noch  Leberschüsse  darüber 
hinaus  gebender  Anstalten  und  Einrichtungen  halb 
privatwirthschaftlichen ,  halb  Gebührencharacters  dienen  (Gasan- 
stalten, Wasserwerke,  Cloakenwesen ,  Markthallen  u.  s.  w.)  — 
häufiger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist.   Denn  letzterer  nimmt 
vomemlicb  zur  Durchführung  des  Hechts-  und  Machtzwecks,  die 
Selbstverwaltungskörper  dagegen  meist  nur  für  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsinteressen Schulden  auf.    Es  ist  daher  auch  nothwendig, 
diesen  Körpern  die  betreffende  Ermächtigung  gesetzlich  zu  gewähren, 
weil  sie  viele  Aufgaben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Aufnahme 
von  Anleihen  ausführen  können.    Die  Staatsgenehmigung 
in  jedem  einzelnen  Falle  erscheint  dabei  zur  Controle  und  um  für 
später  übermässige  Belastung  der  Bevölkerung  zu  verhüten  ge- 
boten (Preussen). 

Von  allen  Selbstverwaltungskörpern  sind  die  Gemeinden 
nicht  nur  die  ältesten  und  diejenigen,  welche  doch  von  Alters  her 
eine  gewisse  Selbständigkeit  und  auch  eine  gewisse  finanzielle 
Autonomie  sich  fast  Uberall  durch  alle  Zeit  hindurch  erhalten  haben,  — 
sie  sind  auch  heute  noch  die  wichtigsten  dieser  Körper.  Sie 
haben  vielfach  noch  ein  eigenes  Grundvermögen  („Kämmerei- 
güter" der  Städte),  oft  seit  unvordenklicher  Zeit,  etwa  ein  Rest 
des  ursprünglichen  Gemeineigenthums,  das  später  zum  Corpo- 
rations  vermögen  der  Gemeinde  wurde  und,  wie  die  Staats- 
domänen behandelt,  Erträge  zur  Deckung  der  Gemeindeausgaben 
abwirft.  Daneben  aber  wird  grade  neuerdings,  mit  den  immer 
grösseren  Anforderungen,  welche  an  die  Gemeindeverwaltung,  zu- 
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mal  der  Städte,  herantreten  das  Gebühren-  und  Steuerwesen 
für  die  Gemeinden  immer  wichtiger.  Jenes  im  Anschluss  an  jene 
noch  einer  bedeutenden  Ausdehnung  fähigen  und  im  öffentlichen 
Interesse  selbst  zu  Ubernehmenden  mehrfach  erwähnten  „gemein- 
nützigen öffentlichen  Anstalten  und  Einrichtungen",  welche  vor 
Allem  Gemeindesache  passend  sind.  Und  zwar  je  mehr  grade 
die  Gemeinde  ihrer  Natur  nach  den  Character  einer  Gemeinschaft 
für  die  Befriedigung  1  o c a  1  e r ,  auch  der  materie  1 1-wirthscbaft 
liehen  Sphäre  angehöriger  Gemeinbedürfnisse  hat  und  je  niebr 
sie  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  erfolgreich  hier  statt 
der  Privatwirth8chaften ,  d.  h.  meistens  der  speculativen  Erwerbs- 
(Actien  )  Gesellschaften  ökonomisch-technisch  befähigt  ist,  Aufgaben 
zu  Ubernehmen  (so  namentlich  auch  im  örtlichen  Communi 
cationswesen)  und  gut,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  und 
ihrer  Finanzen,  auszuführen.  Ein  umfassendes  örtliches 
Besteuerungsrecht,  auf  dem  Gebiete  der  selbständigen  wie 
der  Zuschlagsbesteuerung,  bedarf  aber  schliesslich  grade  die  Ge 
m  e  i  n  d  e  am  Meisten ,  sowohl  um  ihren  sich  stets  vermehrende» 
öffentlichen  Aufgaben  nachzukommen,  als  um  die  öffentlichen  Lasten 
möglichst  zweckmässig  und  gerecht  zu  vertheilen.  Für  die  Regelung 
der  finanziellen  Autonomie  der  Gemeinden  und  des  grade  ihnen 
gegen  über  freilich  noch  besonders  wichtigen  staatlichen  Oberaul- 
sichtsrechts  wird  gewöhnlich  auch  heute  noch  passend  zwischen 
Stadt-  und  Landgemeinden  unterschieden  und  namentlich  der 
modernen  Grossstadt  eine  freiere  Bewegung  für  die  Gestaltung 
ihrer  Haushaltung,  mit  scharfer  Controle  durch  richtig  organi- 
sirte  städtische  Vertretungskörper  gegeben  werden  müssen. 

D.  Finanzwesen  der  Selbstverwaltung  in  einigeu 
Staaten. 

§.  53.  Die  britischen  Verhältnisse  sind  immer  noch  prac 
tisch  besonders  wichtig  und  geschichtlich,  öffentlich-rechtlich  wie 
finanzpolitisch  auch  allgemein  besonders  lehrreich,  freilich  in  ihrem 
chaotischen  Zustande  nichts  weniger  als  mustergiltig,  vielfach  darin 
wahrhaft  abschreckend.  Für  die  Selbstverwaltung  der  Körper 
höherer  Ordnung  hat  die  neue  preussische  Gesetzgebung 
grosse  Bedeutung  und  verdient  sie  am  Meisten  Beachtung,  neben 
ihren  Vorläufern  in  anderen  deutschen  Ländern  und  ihren  Nach 
folgern  in  einigen.  Die  französische  Gesetzgebung  ist  in  den 
formellen  Puucten  hier  wie  sonst  vorzüglich,  wenn  sie  auch 
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sachlich  am  Wenigsten  den  neueren  Anforderungen  an  eigentliche 
„Selbst  Verwaltung"  entspricht. 

Ein  specielles  Eingehen  auf  alle  Einzelheiten  widerspricht  tlem  Üharacter 
and  Zweck  dieses  W  erks,  üie  allgemeine  verwaltungsrcchtlichc  und  die  finanzielle 
Seite  des  Gegenstands  hängen  auch  —  namentlich  in  England  —  so  eng  zusammen, 
dass  eine  genauere  Darlegung  des  concretcn  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung 
in  einem  Staate  fast  zu  einer  Darlegung  der  Organisation  und  des  gesaminten  Ver- 
Taltungsrechts  der  Selbstverwaltung  selbst  werden  muss.  Wir  müssen  uns  hier  auf 
eine  Orientirung  Uber  die  finanz  wirtschaftlichen  Hauptpuncte  beschränken, 
welche  für  unsere  Zwecke  auch  genügt.  Manches  Weitere  später  in  der  Lehre  von 
den  Ausgaben  und  Einnahmen. 

1.  Für  England  sind  die  einschlagenden  Werke  Gneist's  auch  in  Bezug  auf 
die  finanzielle  Seite,  besonders  das  Steuerwesen  der  Selfgovernment  (die  sogen,  local 
taies'i  vornemlich  hervorzuheben.  So  sein  englisches  Vcrwalt.recht,  2.  B  2.  A.  Berl.  1 
Selfgovernment  in  England,  3  A.  Berl.  1871  (bes.  Buch  1,  Kap.  2  u.  3,  auch  §.  »s, 
152,  164),  engl.  Verfass.geschichte  Berl.  18S2  (bes.  S.  667  ff.);  mehrfach  auch,  für 
dift  Vergleiche  mit  englischen  Dingen,  Gneist's  verwaltungsrechtlichc  und  verwaltungs- 
politische Schriften  Uber  preussische  u.  deutsche  Verhältnisse  (s.  u.).  Viellach  Einzelnes 
bei  Stein  in  dem  grösseren  Werk  Uber  Verwalt.lehrc  u.  in  der  Fin.wiss.  I  a.  a.  0; 
Sute  Abrisse  über  die  Organisation  des  Selfgovernment  geben  Ernst  Meier,  Abb. 
Yerwalt.recht,  in  HoltzendorH's  Encycl.  3.  A.  S.  !)33,  4.  A.  S.  1141,  Georg  Meyer 
ia  Schön berg's  Handb.  II,  487  (beide  mit  weiteren  Liter.angaben).  S.  sonst  u.  A. 
Knies,  engl.  Armenpflege,  Berl.  1863,  ders.  Gemeindesteuern  in  England,  2  Art. 
in  d.  Tüb.  Ztschr.  1855.  Report  of  the  poor  law  commission  on  local  taxation  3  vol. 
Land.  1844,  Auszug  daraus  in  the  local  taxes  of  the  United  Kingdom,  Lond.  1846, 
Rep.  on  local  taxat.  1870,  desgl.  1S75  (von  Göschen)  u.  neuere  Koports  über  Armen- 
wesen. Statistik  f.  1873/74  (Hauptposten)  im  Statist,  abstract  f.  1878,  p.  7.  Palgrave 
u.  Scott  Aufsätze  im  Journ.  of  the  stat  soc.  of  London  1871.  Cobden  club  essays, 
loc.  jrovernm.  a.  taxat..  1875  (über  England  u.  die  wichtigsten  andren  europ.  Staaten). 
f.  Czörnig.  österr.  Budget  I,  104  H.  de  Parieu,  iinpöts  IV,  230.  Fisco  et  van 
der  Straeten,  instit.  et  taxes  localcs  du  roy.  uni  2.  cd.  Par.  1863.  Leroy-Beau- 
lieu,  l'administr.  locale  en  France  et  en  Angleterre,  Par.  (1872),  ders.  trait<*  de  fin. 
I.  livre  2.  eh.  15,  ßödiker,  Communalbcsteuerung  in  England  u.  Wales,  Berl.  1873 
'scharfe,  aber  treffende  Nachweisung  der  grossen  Missstände,  bes.  mit  Gneist's  zu 
optimistischer  ßcurthcilung  des  leitenden  Grundsatzes  der  engl.  Communalbcsteuerung 
zu  vergleichen).    M.  Block,  les  cominunes  et  la  libcrt<\  Par.  1876,  p.  94  H. 

England  fehlen  Landgemeinden  im  continentalen  Sinn  des  Worts,  die  sogen. 
Städte  sind  nur  zum  kleineren  Theil,  der  Zahl  nach,  Städte  mit  eigentlicher  Stadt- 
verfassung  idie  sogen,  municipal  boroughs),  die  grosse  Mehrzahl  sind  nur  „Local- 
iistricte",  welche  durch  eine  für  einige  Localzwecke  fungirende  Behörde  einheitlich 
lusammengefasst  werden.  Die  unterste  Localvcrwaltungscinheit  ist  das  Kirchspiel, 
*och  die  Städte  bilden  eigentlich  nur  eine  Vereinigung  von  Kirchspielen,  die  Graf- 
schaften stellen  den  Sclbstvcrwaltungskörpcr  höherer  Ordnung  dar,  dem  es  aber 
au  einer  förmlichen  Organisation  fehlt.  Für  Specialzwecke  sind  dann,  besonders 
in  neuerer  Zeit,  verschiedenerlei  Verbände  gebildet,  so  namentlich  die  unions  fur 
die  Verwaltung  des  Annenwesens,  bez.  für  die  Tragung  eines  Ilaupttheils  der  Lasten 
d'^sselbeo,  Districte  für  die  Gesundheitsverwaltung,  für  das  Wegewesen  u.  a.  m. 

Innerhalb  dieser  Kirchspiele,  Verbände,  Grafschaften  werden  nun  regelmässig 
für  gesetzlich  bestimmte  Zwecke  gesetzliche  bestimmte  Steuern 
—  ..Zwecksteuern"  —  erhoben  und  verwendet.  Diese  Erhebung  und  Vor- 
vendung  von  Localsteuern  durch  eigene  Organe  bildet  das  Selfgovernment  in  finan/.- 
virthschaftlicher  Beziehung.  Die  finanzielle  Autonomie  der  einzelnen  „Körper*1 
(soweit  dieser  Ausdruck  hier  zulässig  ist)  ist  aber  eine  eugboschränkte ,  im  Puncte 
der  Wahl  der  Stcuerart  und  des  Verwendungszwecks  fehlt  sie  grossenthcils  ganz, 
bir  eigene  (selbständige)  Wirkungskreis  und  damit  das  Gebiot  der  facultativen 
Aosgabcn  ist  nemlich  enger  bemessen,  als  in  Deutschland,  selbst  in  den  Städten 
mit  Stadtverfassung.    Die  Erhebung  von  Steuern  für  die  betreffenden  Aufgaben  und 
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Ausgaben  dieses  Wirkungskreises  erfolgt  nur  auf  Grund  einer  allgemeinen  gesetzlicheu 
Ermächtigung  des  einzelnen  Körpers,  für  die  und  die  generell  angegebenen  Zwecke 
Steuern  erheben  zu  dürfen.  Die  Autonomie  beschränkt  sich  dann  darauf,  von  der 
Ermächtigung,  einen  solchen  Zweck  sich  anzueignen  und  Steuern  dafür  zu  erheben, 
Gebrauch  zu  machen.  Mitunter  handelt  es  sich  hier  aber  um  Dinge,  welche  der 
Staat  im  öffentlichen  Interesse  sicher  ausgeführt  zu  sehen  wünscht.  Kommt  der  be- 
treffende Körper,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  nicht  freiwillig  dem  nach,  so  wird  er 
auch  wohl  gesetzlich  genöthigt,  die  Aufgabe  zu  übernehmen,  also  die  Autonomie  noch 
mehr  beschränkt  (so  im  Gesundheitswesen).  Dadurch  geht  auch  ein  solcher  Gegen- 
stand in  das  Hauptgebiet  der  englischen  Selbstverwaltung  in  den  „übertragenen" 
Wirkungskreis  mit  überwiesenen  Ausgaben  über.  Hier  beschränkt  sich  die 
finanzielle  Autonomie  vollends,  auch  in  Betreff  der  Höhe  der  Ausgaben  und  der 
dafür  zu  erhebenden  Steuern,  indem  diese  Höhe  eben  in  der  Hauptsache  durch  den 
vorgeschriebenen  Zweck  schon  bedingt  ist  Bei  dem  Ineinanderlaufen  und  Sicb-kreuzen 
der  Competcnzcn  der  einzelnen,  einem  oder  einigen  Zwecken  dienenden  Localbehörden 
(boards),  bei  dem  Mangel  einer  centralisirten  Localverwaltung  selbst  in  den  Städten 
sind  diese  Zustände  nach  dem  eigenen  Ausdruck  britischer  Practiker  und  Staatsmänner 
(so  namentlich  Göschen' s  in  seineu  Urtheilen  über  Localverwaltung)  „wahrhaft 
chaotisch".  Durch  das  System  von  Spccialsteuern,  bez.  von  bestimmten  festen  Steuer- 
beträgen  für  die  Deckung  von  Specialaufgaben,  ohne  ordentlichen  Gesammtetat  und 
im  Wesentlichen  ohne  Ucbertragungen  zwischen  den  verschiedenen  specialisirtcn  Aus- 
gabe» und  den  Steuern  dafür,  wird  dieses  Chaos  im  Gebiet  der  Besteuerung  nocli 
gesteigert.  Auch  die  Finanzstatistik  leidet  darunter  sehr  und  ist  absolut  vollständig 
kaum  zu  beschaffen.  Die  Weitläufigkeit  und  die  Kosten  der  Communalverwaltung 
(200,000  Beamte  in  England)  steigen  dadurch  stark.  Genügend  eingerichtet  sind  die 
Vertretungsorgane  der  Besteuerten  in  Kirchspiel,  Union,  District  ebenfalls  nicht,  in 
der  Grafschaft  fehlen  sie  ganz.  Aber  der  einzelne  Besteuerte  ist  wirksam  durch 
die  gesetzliche  Begrenzung  des  Localsteuerrechts  geschätzt,  indem  er  nur  soweit 
besteuert  werden  darf  und  zu  seinem  Schutze  die  Gerichte  anrufen  kann. 

Die  Gommunalbesteuerung  hat  sich  geschichtlich  auf  das  Engste  an  die  Arm  en- 
steuer  (poor  rate)  aus  der  Zeit  Elisabeth's  (43  Eliz.  c.  2.  v.  1601)  angeschlossen  und 
im  Wesentlichen  dieselbe  rechtliche  und  thatsüchliche  Entwicklung  wie  diese  Steuer 
gewonnen.  Unter  dem  Namen  „Annensteuer"  wird  die  Hauptmasse  der  gesam inten 
Localsteuern  erhoben,  nicht  nur  für  die  Deckung  der  den  Kirchspielen,  jetzt  grossen  - 
thcils  den  Unions  obliegenden  Armcnlast,  —  übrigens  immer  noch  der  Hauptzweck  — 
sondern  auch  für  zahlreiche  andere,  gesetzlich  bestimmte  Specialzwecke.  Daneben 
kommen  Steuern  unter  anderem  Namen  vor,  dieselben  werden  thcils  rechtlich,  theils 
wenigstens  thatsächlich  auch  nach  dem  Massstab  der  Armensteuer,  höchstens  mit 
einzelnen  kleinen  Abweichungen  davon,  erhoben,  was  die  steuerpflichtigen  Subjecte 
und  Objecte  betrifft,  so  besonders  die  wieder  einer  Menge  Specialzwecken  dienende 
Grafschaftsteuer  (couuty  rate),  die  Wegesteuer  und  eine  ganze  Anzahl  sonstiger 
„rates"  für  Specialzwecke  (s.  Gneis t,  Selfgovernm.  3.  A.  Kap.  3,  mit  grossem  Detail 
u.  Statistik,  auch  Bödiker  a.  a.  0.).  Der  feste  Grundsatz  dieser  Besteuerung  ist, 
dass  sie  auf  dem  in  dem  betreffenden  örtlichen  Gebietstheil  liegenden  Kealbesitz, 
der  visible  profitable  property  in  the  parish  ruht,  eine  aus  dem  Armen- 
gesetz von  J  001  herrührende,  in  bestimmter,  nunmehr  unbestrittener  Weise  ausgelegte 
Vorschrift.  Demnach  sind  die  Steuerobjeete :  Ländereien  aller  Art  und  Benutzungs- 
weisen, auch  Kohlenbergwerke  (nicht:  andere  Bergwerke),  Häuser,  Zehnten,  ver- 
käuflicher Niederwald  (nicht:  Hochwald).  Zu  den  Häusern  gehören  Wohnhäuser 
wie  Gewerksgcbäude  aller  Art.  Das  steuerpflichtige  Subject  für  diese  Objecte  ist  aber 
nicht  der  Eigenthumer  an  sich,  sondern  der  nutzniessende  Inhaber  (occupior), 
daher  eventuell  statt  des  Eigcuthümers  der  Miether,  Pächter  u.  s.  w.,  —  ein  Princip. 
das  neuerdings  (seit  1810  zuerst,  dann  noch  ausgedehnt)  aber  für  kleine  Miethgrund- 
stücke  verlassen  worden  ist,  indem  hier  der  Eigenthumer  statt  des  Miethers  im  Interesse 
leichterer  Erhebung  der  Steuer  zum  Pflichtigen  gemacht  worden  ist  (System  des 
„compounding  the  rates",  für  c.  Vs  der  steuerpflichtigen  Wohnungen  in  Kraft). 
(S.  G neist,  Selfgovernm.  §.  24  S.  143  ff.).  Die  nicht- grundbesitzendo  Bevölkerung 
ist  also  nur  durch  diese  hier  als  Mieth-  und  Pachtsteuer  zu  characterisirende  Real- 
besteucruug  mit  Localsteuern  belastet.  Wer  die  letzteren  trägt,  hängt  von  den  üeber- 
wälzungsverhältnissen  ab:  beim  ländlichen  Grundbesitz  doch  wohl  oftmals  der  Eigen- 
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tbamer,  indem  die  Pachtrente  um  die  Steuer  verringert  wird.  Die  kapitalbesitzende 
Bevölkerung  wird  ausser  auf  diesem  Wege  der  Mieth-  und  Pachtsteuer  durch  die 
Localsteoer  auf  die  Fabriken  u.  dgl.  m.  und  auf  den,  meist  hoch  abgeschätzten  Boden, 
welcher  zu  Cominunicationcn  (Eisenbahnen)  und  zu  verschiedenen  sonstigen  technischen 
nicht-landwirthschaftiichen  Zwecken  dient,  mitgetroffen.  Eine  Ueberlastung  des  Grund- 
besitzes durch  die  Localsteuern  ist  gleichwohl  kaum  zu  verkennen.  Gneist's  eifrige 
Befürwortung  dieses  englischen  Systems,  das  er  in  den  Grundzügen  selbst  filr  Deutsch- 
land empfiehlt,  geht  zu  weit.  So  sehr  man  die  Belastung  des  Realbesitzes  grade 
filr  Communalzwecke  auch  aus  wirtschaftlichen  Gründen  als  berechtigt  zugeben  darf 
und  sie  selbst  vorzugsweise  verlangen  musa  (s.  Fin.  II  §.  423,  424),  so  ist  doch  die 
Schablone  „den  Communcn  nur  die  Realstcueru"  zu  eng  und  z.  Th.  falsch.  Weiteres 
in  der  Steucrlehre.  —  Ausser  diesen  directen  Steuern  kommen  unter  den  eng* 
liscbcn  Localsteuern  noch  mancherlei  Gebühren,  gebührenartige  Steuern,  Hafen- 
gelder u.  dergl.,  auch  altere  Accisen  und  Stadtzölle  (London,  u.  A.  auf  Kohlen,  Wein) 
ror.  Aber  die  personale  Einkommensteuer,  die  Gronzzölle,  die  grossen  inneren  Ver- 
brauchsteuern (Malz,  Spirituosen)  hat  der  Staat  sich  vorbehalten.  Neuerdings  hat 
sich  jedoch  zur  Erleichterung  der  Lasten  der  Localsteuern  und  zur  leichteren  Durch- 
fohrung  neuer  den  Verbänden  aufgetragener  öffentlicher  Aufgaben  das  System  der 
Staatszuschüsse  für  Specialzwecke  (§.  49)  in  England  immer  weiter  ausgedehnt. 
Dies  sehliesst  bei  dem  Cbaracter  der  britischen  Staatseinnahmewirthsrhaft  eine 
Verwendung  anderer  als  blosser  Realsteuern  für  die  Kosten  der  Selbstverwal- 
tung ein. 

Die  einzelnen  Aufgaben,  welchen  die  einzelnen  Localsteuern  gesetzlich  dienen, 
sind  zum  Theil  ausserordentlich  specialisirt,  was  wieder  den  Vergleich  mit  continentalcn 
Verhältnissen  sehr  erschwert.  (Reichstes  Detail  bei  Gneist,  Selfgovernm.  S.  117  IT.). 
In  der  Hauptsache  dient  die  Grafschaftssteuer  (county  rate)  zur  Deckung  der 
Gerichts-  und  Polizeikosten  (7  ältere  Haupt-  und  an  40  neuere  Nebenzwecke, 
u.  A.  auch  f.  Erhaltung  der  Grafschaftsbrücken,  der  Irrenhäuser  der  Grafschaft);  die 
städtische  Steuer  (borough  rate)  ebenfalls  für  Gerichts-  und  Polizei- 
kosten u.  allgemeine  Verwalrungskosten  (Besoldungen  der  Beamten);  die  Armen - 
Steuer  für  die  Bestreitung  der  den  Kirchspielen  und  Sammtgemcinden  (Unionsl 
gesetzlich  aufliegenden  Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  u.  für  eine  wachsende 
Anzahl  Nebenzwecke,  welche  auf  Kosten  dieser  Körper  auszuführen  sind  (u.  A.  Constabler- 
dienst,  Impfwesen,  Civilstandsregister) ;  die  Wegesteuer  für  die  öffentlichen  Strassen 
in  Stadt  und  Land  (subsidiär  auch  für  Chaussee- Erhaltung,  für  Chausseebau  sonst 
besondere  Verwaltungen,  die  sog.  turnpike  trusts).  —  ebenfalls  nach  dein  Princip  der 
Annensteuer,  mit  kleiner  Modification  im  Umfang  der  steuerpflichtigen  Objecto 
o.  A.  Hochwald  u.  Bergwerke  hier  allgemein  einbezogen).  Neuerdings  sind  besonders 
die  Ausgaben  für  Gesundheitswesen  und  Volksschulwesen  hinzugekommen 
und  werden  ebenfalls,  neben  Staatszuschüssen  und  üebertragung  einzelner  Posten  auf 
«len  Staat  (u.  A.  Lehrerseminare)  nach  dem  Modus  der  Armensteuer  gedeckt. 

Im  J.  1873/74  stellten  sich  die  Einnahmen  der  gesammten  Localverwal- 
tung  in  Tausenden  Pf.  St.  (also  Weglassung  von  3  Nullen): 


Dircct  durch  „rates" 
Indirect  durch  Zölle, 

Gebühren  u.  dgl. 
Zus.  Localsteuern 
Staatszuschüsse 
Andere  Mittel 
Anleihen  (ausser  der 

Armen  Verwaltung) 
Zusammen 


England  u. 
Wales 
19.773 


Schottland 
1.908 


Wand 
2.641 


Zusammen 
24.322 


4.106 
23.879 
1.006 
4.645 


464 
2.373 
161 

520 


355 
2.996 
1.238 

236 


4.926 
29.248 
2.405 
5.401 


8.201 
37.731 


149 

3.203 


129 
4.500 


8.480 
45.434 


A.  Wannor,  Finan7wia*»n«rJutft.   I.  3.  Aull. 


8 


Digitized  by  Google 


114     I  B.  2.  K.  2.  A.  Finanzwesen  der  Sclbstverwaltungskörpcr.  §.  53.  54. 


Die  Ausgaben  waren  gleichzeitig: 
England  u.  Wales. 
Metro-     Land-     Küsten-    c       Schott-  r  ,  * 
pole.    distrietc.  districte.  land.  lrlaml- 

Armenpflege  (bei  Engl.  incL  Zurück- 
zahlung v.  WerkhausanleihciO        1 .037       6.054  7.691      hol  1.001 

Andere  Parochialausgaben,  aus  der 

poor  rate  zu  zahlen   137         5S3        —         720      —  — 

Hauptstadt.  Ges.ausgabe  für  Strassen, 
Bauwesen.  Wasser,  Canalisir.,  Be- 
leucht,  Geaundh.verwalt.  u.  dgl.  m. 

Allgem   4.038         —  —      —     .  — 

Desgl.  i  Inlande  (z.  Tb.  a.  Polizei)      —         11.691      —         —  — 

Polizei   1.042  —         —  — 

Dgl.,  auch  Gefängnisse,  Irrenhäuser  2.7SS      —         —      25S     1.2  J  4 

Wegewesen  (incl.  Chausseen)    .    .      —  2.247       —         —       ISO  1.140 

Srhulverwaltung   743         1.214  1.957  327 

Regräbnisswesen   57  342      —         399     —  — 

Handelshäfen.  Leuchtturme.  Loot- 

senwesen  u.  ».  w   -  —        3.703       —      —  477 

Durch  die  ..  Stadtautoritäten  "    .    .  —  —     1.176  «;»>4 

Anderes   422        —  804       1  19 

Summa   7.053      25.334     3.763    30.751    3.158  4.616 

Auf  den  Kopf  Schilling:   ...      —  31.4     18.4  17.:* 

Kür  das  fcanzo  Verein.  Königreich  zus.  44,524,000  Pf.  St.  Manche  einzelnen 
Posten  dieser  Ausgabestatistik  sind,  wie  man  sieht,  nicht  genauer  mit  deutschen  Ver- 
hältnissen vergleichbar,  die  Organisation  der  Verwaltung  ist  zu  verschieden,  aber  eiaen 
ungefähren  Einblick  erhält  man  doch.  Dieser  Ausgabcetat  ist  z.  Tb.  durch  Anleihen 
gedeckt.  Unter  Abzug  der  letzteren  bliebe  eine  Ausgabe  von  c.  30  Mill.  Pf  St., 
d.  h.  etwa  die  Hälfte  der  damaligen  ordentlichen  Staatsausgabc  von  c.  71  Mill.  Pf.  St. 
Die  Loralstcuern  allein  betrugen  c.  40°/„  der  damaligen  Staatssteuern  (63.3  Mill.  Pf.  St.) 
und  die  directen  Localsteuern  c.  295  °/o  der  directen  Staatssteuern. 

§.  54.  —  2.  Preussen.  Die  hiergehörige  neuere  Literatur  hat  theils.  wie 
besonders  Gneist's  Schriften,  die  neuere  Gesetzgebung  über  Selbstverwaltung  mit  an- 
geregt und  dafür  in  Ausführungen  de  lege  ferenda  vorgearbeitet,  theils  das  bestehende 
Recht  dargelegt.  S.  Gneist,  Verwaltung,  Justiz  u.  Rechtsweg,  Staats-  u.  Selbst- 
verwalt.  Berl.  Is69.  Dcrs.  Rechtsstaat  u.  Vcrwalt. - Gcrichtsbark.  in  Doutschl.. 
2.  A. ,  Berl.  1879:  ders.  d.  preuss.  Krcisordn..  Berl.  Iv70;  dcrs.  Verw.refonn  u. 
Rechtspflege  in  Preussen.  Berl.  1  SSO :  ders  d.  preuss.  Steu.reform,  Berl.  1878;  dcrs. 
d.  preuss.  Fin. reform  durch  Regulir.  d.  Gemeindesteuer»,  Berl.  1  SSI  (s.  dar.  G.  Cohn,  i 
Conr.  Jahrb.  ISS1,  B.  36,  S.  410.  Schmoller.  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1SS1,  S.  S63. 
auch  Gerstfeld,  Fin.reformplan  f.  d.  D.  Reich,  Lpz.  18S1.  S.  SO  (f.).  —  Ernst 
Meier.  Abb.  Vcrwaltungsrecht  in  HoltzendorfTs  Encycl.  d.  Rechtswiss  ,  3.  A.,  S  897  H ; 

4.  A..  S.  1099.  Ders.  die  Reform  d.  Vcrwaltorganis.  unter  Stein  u.  Hardenberg, 
Lpz.  1SS1.  Georg  Meyer,  Abh.  Behördenorganis.  in  Schönberg's  Handb.  II,  507.  — 
l  eher  das  Vcrwaltungsrecht  vor  der  Reform  der  70er  Jahre:  v.  Möller,  d.  Recht 
d.  preuss.  Kreis-  und  Provincialverbände .  Berl.  1S06.  —  v.  Rönne,  preuss.  Staats- 
recht 3.  A.  I,  2  Abth.  Lpz.  1S70  S.  406  ff.  (zus.hängend  wird  v.  Rönne  das  Recht 
der  Selbstvcrw.körpcr  im  5.  B.  der  im  Erscheinen  begriffenen  4.  A.  s.  preuss.  Staats- 
rechts behandeln'.    Herrn.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht,  II  ^Lpz.  1877)  Kap.  4. 

5.  1  ff.,  ders.  Lchrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts.  I  (Lpz.  1S81)  S.  40S  ff..  Georg 
Meyer,  Lchrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  Lpz.  1878,  §.  109—118.  Morier,  Selbst- 
regierung, D.  v.  Beta,  Lpz.  1S76.  Hue  de  Grais,  Handb.  d.  Vcrfass.  u.  Verwalt. 
in  Preussen  ti.  d.  D.  Reich,  2.  A.  Berl.  1S82  §.  71—76.  Das  lcgislat.  u.  s.  w. 
Material  Uber  die  neue  Ges.geb.  der  höheren  Verbände  detaillirt  bei  v  Brauchitsch. 
d.  neuen  preuss.  Verwalt.gesetzc .  5.  A.  Berl.  1SS2,  2  B.  Preussen  erfreut  sich  jetzt 
vorzüglicher  finanzstatistischer  Aufnahmen  über  die  Finanzen  der  Gemeinden  u. 
Kreise.  l>esonders  über  das  Steuerwesen,  bearbeitet  v.  Herrfurth,  Studt,  v.  d. 
Brincken,  im  Ergänz.heft  0.  7,  9  d.  Preuss.  stat.  Ztschr.,  sich  anschliessend  au 
frühere  Aufsätze  in  d.  Ztschr.  (so  im  Jhg.  1S71,  Arbeit  von  Biene k),  an  das  amtl. 
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Jahrbuch  u.  an  Hff.  35  d.  „Preuss.  Statistik".  Ein  allgemeines  Gesetz  Uber  Communal- 
k-steuerung  ist  wiederholt  in  Angriff  genommen  worden,  aber  bisher  nicht  gelungen. 
Die  genannten  statistischen  Arbeiten  sollten  dafür  u.  ftlr  die  ganze  deutsche  Reichs- 
und die  preuss.  Staatsfinanzreform,  für  das  sogen.  „Verwendungsgesetz1'  u.  A.  ui. 
die  Thatsachen,  namentlich  die  Höhe  der  Belastung  mit  (jiemeinde-,  Kreis-,  Provincial- 
und  anderen  öffentlichen  Corporationsabgabcn  (Schul-,  Kirchen-,  Armenstcuern)  und 
das  Verhältniss  dieser  Belastung  zu  den  Staatssteuern  feststellen,  —  Thatsachen,  deren 
genaue  Kenntniss  in  manchen  Puncten  die  Voraussetzung  für  die  richtige  Wahl  des 
Wegs  zur  Finanzreform  ist.  Gegenwärtig  wird  kein  andrer  Staat  eine  so  vorznglicho 
Kiaanzsmistik  der  Selbstverwaltung  besitzen.  Es  fehlt  vornemlich  diejenige  der  Guts - 
bezirke  (in  deren  Gebiet  Uber  2  Mill.  Einwohner  ausserhalb  der  Gemeindeverfassung 
lebeu.  grosscnthcils  nur  in  den  östl.  Provinzen).  Dieselbe  hat  aber  kaum  überwind- 
liehe  Schwierigkeiten  in  der  Vermischung  des  öffentlich- rechtlichen,  gomeinwirth- 
schaftlichen  mit  dem  privatrechtlichen,  privatwirthschaftlichen  Moment.  Bei  den 
Landgemeinden  bildet  die  noch  vielfach  herrschende  Naturalwirtschaft  (z.  B.  in  der 
Besorgung  des  Wegebaus)  ebenfalls  für  die  Finanzstatistik  eine  Klippe,  da  hier  Natural- 
leistungen iu  Geldwerthe  umzusetzen  sind,  wie  es  in  den  genannten  Arbeiten  auch 
geschehen  ist  S.  sonst  auch  N e u m a n n ,  progress.  Einkommensteuer ,  Weener. 
Referat  über  Commun.besteucrung  nebst  Statist.  Tabellen,  Verhandl.  d.  Vor.  f.  Soc. 
pohl  1§77»  Heft  14  d.  Ver.schriften ,  S.  27,  überhaupt  die  Liter,  über  allgemeines 
und  über  preuss.  Communalsteuerwesen,  so  Grotefend,  1874,  Kotze  1877,  Gut- 
achten d.  Ver.  f.  Soc.  polit  1877,  mein  Referat  auf  d.  Vcrsamml.  dieses  Vereins  1877 
(u.  selbständig  Lpz.  1S78),  die  Gerstfeld'schen  Arbeiteu,  welche  das  gen.  amtl. 
Material  weiter  verarbeiteten ,' bes.  „ein  Fin.ref.plan"  1881,  „Zahlen  u.  Bilder4'  1881, 
„Städtefinanzen  "  18S2.  Auch  Blenk,  Gehaltsverhältnisso  der  höheren  Gemeindc- 
beamten  in  d.  preuss.  Stadtgemeinden  über  10,000  Einw.,  Preuss.  Stat.  Ztschr.  S-  271. 

a.  Für  das  öffentliche  Finanzrecht  der  Gemeinden,  namentlich  für  das 
Steuerrecht  sind  die  Vorschriften  der  Stadt-  und  Landgemeindeordnungen 
massgebend.  Nach  der  Städtcordn.  f.  d.  6  östl.  Provinzen  v.  30.  Mai  1853  ist  u.  A. 
die  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zur  Vcräusscrung  von  Grund- 
stücken und  diesen  gesetzlich  gleichgestellten  Gerechtsamen,  und  zu  Anleihen, 
durch  welche  die  Gemeinde  mit  einem  Schuldeubestand  belastet  oder  der  vorhandene 
Tergrössert  wird  (§.  50  d.  Ges.).  Zur  Deckung  der  durch  Bedürfuiss  oder  Verpflichtungen 
der  Gemeinde  nöthigen,  aus  den  Einnahmen  vom  städtisrhen  Vermögen  nicht  gedeckten 
Ausgaben  können  die  Stadtverordneten  die  Aufbringung  von  Gemeindesteuern 
beschliessen  (§.  53).  Dicso  können  bestehen:  einmal  in  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
stenern,  wobei  aber  die  Steuer  f.  d.  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  bei  Zu- 
schlagen zur  classif.  Einkommensteuer  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Grund- 
eigenthum frei  zu  bleiben  bat;  die  Genehmigung  dor  Regierung  ist  bei  allen 
Zuschlägen  zur  Einkommensteuer  (also  nicht  zur  Classenst),  bei  Zuschlägen  zu 
den  übrigen  directen  Steuern,  wenn  sie  50°/o  übersteigen  oder  nicht  nach  gleichen 
Sitzen  auf  diese  Steuern  verthcilt  werden  sollen  (Freilassung  oder  geringere  Belastung 
der  letzten  Classenst.stufe  ist  ohne  Genehmigung  erlaubt),  und  bei  Zuschlägen  zu  den 
indirecten  Steuern  erforderlich.  Sodann  können  besondere  dircete  oder  in- 
directe  Gemeindesteuern  beschlossen  werden,  die  der  Genehmigung  der  Regierung 
bedürfen,  wenn  sie  neu  eingeführt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert  werden 
sollen.  Bei  besonderen  Communaleinkommensteuern  ist  ebenfalls  das  ausserhalb  der 
Gemeinden  gelegene  Grundeigenthum  frei  zu  lassen  (§.  53  d.  St.  0.).  Wie  die  neueste 
Statistik  zeigt,  bestehen  doch  noch  vielo  besondere  Einkommensteuern.  Bestimmungen 
über  den  Gemeindehaushalt  im  Titel  7,  §.  60  ff.  Jährlicher,  eventuell  bis  3  jähr. 
Etat  vom  Magistrat  den  Stadtverordneten  zur  Feststellung  zu  überreichen;  ausseretat- 
mässige  Ausgaben  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stadtverordneten.  Bestimmungen 
öber  Gehälter  u.  Pensionen  in  Titel  6.  —  In  der  Hauptsache  dieselben  Vor- 
schriften in  d.  Städteordn.  v.  19.  März  185G  f.  Westfalen  (§.  49,  52,  mit  eiuer 
Beschränkung  in  Betr.  der  Zuschläge  auch  bei  d.  Classenst,  nicht  nur  der  Eink.st.. 
indem  auch  dabei  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Grundeigenthum  ausser 
Berechnung  bleibt;  die  Zuschläge  unter  50%  verlangen  hier  bei  der  EinLst.  keim- 
besondere  Staatsgcnchmigung;  Tit.  6  u.  7),  dsgl.  in  dorj.  f.  die  Rheinprovinz  v. 
15.  Mai  1850  (§.  46,  hier  auch  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zu  gewissen 
Processen  von  Hnanz.  Bedeutung;  §.  49,  mit  weiterer  Beschränkung  der  Zuschläge  - 
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zur  Classcn-  und  Einkorn inenst.  als  in  den  anderen  Städteordnungen,  in  Bez.  auf 
Freilassung  auch  des  ortsfremden  Gewerbeertrags  in  gewissen  Fällen;  Tit.  H  u.  7). 
Die  gleichen  Bestimmungen  Uber  das  Steuerrecht  wie  in  den  östi  Provinzen  auch  im 
(ies.  v.  31.  Mai  1 85 1  Uber  d.  Verfass.  d.  Städte  in  Neuvorpommern  u.  Rügen,  §.  5.  III. 
In  der  Prov.  Hannover  gilt  die  revidirte  hannov.  Städfeordn.  v.  24.  Juni  1S5S 
(v.  Röuno,  preuss.  Staatsrecht,  8.  A.  II,  2.  Abth.  S.  531,  569  ff.,  bei  Grotefend. 
Polizcilcxicon,  Lpz.  1877  S.  10b2).  Danach  Verpflichtung  der  Gemeindemitglieder 
zur  Zahlung  von  Abgaben,  wenn  die  Einkünfte  des  Stadtvermögens  nicht  ausreichen 
(§.  114).  Vorgängige  Genehmigung  der  Regierung  zur  freiwilligen  Veräussorung  von 
Gerechtigkeiten  u.  Grundstücken,  zu  Anleihen,  welche  den  Schuldenstand  vergrösseru, 
zur  Einfuhrung  neuer  oder  Veränderung  bestehender  Gemeindeabgaben  (§.  119).  In 
Schleswig-Holstein  ist  durch  das  preuss.  Ges.  v.  14.  April  1869  die  Verfassung  u. 
Verwaltung  der  Städte  und  Flecken  geordnet  (v.  Könne,  II,  2.  Abth.  S.  532,  59ü  fl.. 
Grotefend  a.  a.  O.n  Die  Vorschriften  Uber  Veräusserungen,  Anleihen,  Gemeindesteuern 
(§.  71,  72)  sind  hier  denjenigen  für  die  Rheinprovinz  im  Wesen tl.  nachgebildet,  Leber 
Abweichungen  in  Hessen  s.  d.  ehemal.  kurhess.  Gemeindeordn.  f.  Städte  u.  Land- 
gemeinden ?.  23.  Oct.  1834  (bei  Grotefend,  a.  a.  0.  S.  510,  Könne,  II,  2,  S.  5S3). 
U.  A.  können  hiernach  (directe)  Gemeindeumlageu  erst  stattfinden,  wenn  das  Erwerbsein- 
kommen und  die  Erträge  der  bestehenden  Verbrauchsabgaben  nicht  ausreichen(§.  77). 
Für  die  Einführung  ueuer  Verbrauchsabgaben  minister.  Genehmigung  erforderlich. 
1880/81  waren  unter  2.541  Mill.  M.  Gemcindcabgaben  in  den  hess.  Städten  0.844  Mill.  M. 
indireete,  in  den  Landkreisen  v.  1.78  Mill.  M.  Gemeindeabg.  0.29  Mill.  M.  S.  sonst  Tit.  4 
der  gen.  hess.  Ordn.  Im  ehemals  nassau  'sehen  Gebiet  besteht  dienass.  Gemcindeverfass. 
v.  20.  Juli  1851  (v.  Könne,  II,  2,  585,  Grotefend,  527);  auch  hier  noch  mehr  in- 
dircete Abgaben.  In  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  preuss.  (ies.  v.  25.  März  1867,  weseutl. 
nach  den  Grundsätzen  der  Städteordn.  f.  d.  östl.  Provinzen,  so  bes.  in  d.  Vorschriften 
Uber  Staatsgenehm  ig.  von  Anleihen,  Veräusserungen  u.  über  das  Stcuerwesen. 

Für  die  Landgemeinden  bestehen  in  den  6  östl.  Provinzen  die  besonderen 
Bestimmungen  der  Gemeindeverf.  v.  14.  April  1856;  so  über  d.  Vertheilung  der 
Gemeindeabgaben  §.  11,  12.  Hiernach  gilt  zuuächst  der  „hergebrachte"  Mass- 
stab; Veränderung  desselben,  Ergänzung  u.  s.  w.  durch  Gemeindcbeschluss  mit 
Kegicrungsgenchmigung;  eventuell,  wenn  ein  solcher  nicht  zu  Stande  kommt,  allein 
durch  die  Regierung  nach  Anhörung  des  Kreistags  mit  Genehmigung  des  Min.  d. 
Inneru.  Iu  der  Landgcmeindeordn.  f.  Westfalen  v.  19.  März  1856  gelten  für 
den  Gemeindehaushalt,  die  Staatsgenehmigung  zu  Veräusserungen  u.  Anleihen  u.  für  das 
Stcucrrecht  wesentlich  dieselben  Bestimmungen  wie  für  die  Städte  (§.  45,  46,  53,  57). 
In  der  Rhein provinz  können  die  Landgemeinden  (bez.  die  Gemeinden  unter 
10.000  E,  Erl.  v.  15.  Mai  1 S56)  auf  Wunsch  entweder  die  Städteordnung  oder  die 
Gemeindeordnung  v.  23.  Juli  1845,  verändert  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1856,  verliehen 
bekommen.  Die  Bestimmungen  über  das  Steuerrecht  sind  in  letzterem  Gesetz  dieselben 
wie  in  d.  Städteordn.  In  d.  Prov.  Hannover  besteht  das  hanuov.  Ges.  über  die 
Landgemeinden  v.  28.  Apr.  1859,  nebst  hannov.  Min.erl.  v.  dems.  Tage.  Die  Ver- 
theilung der  Gemeindelasten  erfolgt  nach  dem  herkömmlichen  oder  sonst  giltig  be- 
stehenden Fuss,  der  durch  Gemcindeversainmlungs-,  bez.  Ausschuss- Besch luss  unter 
Staatsgenehmigung  abgeändert  werden  kann.  (§  47  n".  der  Min.  V.o.,  mit  Angabe 
der  Gesichtspuncte,  nach  denen  die  Genehmigung  zu  ertheilcn  oder  zu  versagen). 
Erfolgt  wiederholt  keine  Genehmigung,  so  hat  die  obere  Staats- Verw alt behörde  das 
Beitrags- Verhältnis*  zu  bestimmen,  §.  50—52.    Grotefend  S.  492. 

Nach  der  gen.  neuen  Finanzstatistik  hatten  für  1880/81  zu  entrichten  (Mill.  M.): 

Die  Stadtgcm.  Landgem 

(ohne  Gutsbezirke:) 

1.  Directe  Staatssteuorn   80.99  65.75 

2.  Gemeindeabgaben   99.66  58.92 

d.  i.  auf  den  Kopf   10.53  3.76 

davon  iu  Mill.  M. 

a.  Zuschüsse  zur  Grundst.        ....         1.87  18.07 

b.  „  ,.  Gebäudest   6.84  5.19 

c  ..  Class.u.  Einkorn menst.  .  50.66  22.12 
d.      „         „  Gewerbest   1.24  1.21 

zusammen-    Zuschläge  ....        60.61  46.59 
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Die  Stadtgem. 

Laudgein. 

(ohne  Gutsbezirk.) 

c  besondere  Gemeindeemkomineosteueru 

10.67 

2.04 

f.  wohn-  n.  Miethst  

11.10 

0.06 

VT  1 

1.20 

0.57 

1                                   Vft  • 

5.67 

5.51 

i.  sonst.  Pers.st  

0.29 

3.21 

4.05 

0.56 

1.  and.  Gem.  n.  Corporsteuern  .... 



0.3S 

zusammen:  and.  Stenern    .    .  . 

39.04 

12.33 

a                   %                 vi  l 

Ausserdem  erhoben,  neml  

8.50 

30.00 

334 

11.59 

3.13 

5.20 

0.12 

1.96 

1.80 

11.15 

Summa  Gem.  u.  Corp. st  

108.11 

88.8S 

1S9.10 

154.63 

Verhältnis  von  N.  4  :  1  wie  V  zu  1 00 : 

133 

135 

uhne  Hohenzollem.  Das  System  der  allgemeinen  Gemeindeabgaben  waltet  demnach 
sUrk,  in  besonderem  Maassc  in  den  Städten  vor,  wo  die  Schullasten  nur  noch  theil- 
veise  Schulsocietätslasten  sind,  meistens  auf  die  Gemeindccasse  übernommen  wurden 
und.  gemäss  einer  Befugniss  der  Städte  in  den  Kreisordnungsprovinzen,  sowie  gemäss 
dem  üblichen  Contingentirungsprincip  iu  den  anderen  Provinzeu,  die  Kreisabgaben 
jrrossentheils  direct  aus  der  Gemeinderasse  im  Ganzen  entrichtet  werden ,  ohne  Indi- 
vidaalrepartition  auf  einzelne  Steuerpflichtige.  Letzteres  Princip  ist  dagegen  für  die 
Landgemeinden  durch  die  Kreisordnung  vorgeschrieben  und  besteht  auch  sonst  all- 
gemein. Die  Zwecksteuern  für  das  Armenwesen  sind  auch  in  den  Landgemeinden 
der  alten  Provinzeu  unerheblich  idurch  Cab.  0.  v.  22  Juni  1S25  ist  überhaupt  die 
Einführung  einer  besonderen  „Armen  Steuer*'  als  allgemeine  Form  zur  Aufbringung 
der  Armcnlasten  verboten),  wichtiger  sind  sie  noch  in  Schlesw.  Holstein  u.  Hannover. 
—  Das  System  der  Zuschlägo  zu  den  Staatssteuern  Uberwiegt  in  Stadt  und  Land 
bei  den  Gemeindeabgaben ,  aber  die  mehr  oder  weniger  von  den  Staatssteuern  ab- 
weichenden besonderen  Steuern  sind  doch  noch  sehr  verbreitet  und  erheblich  im 
Betrage.  Das  Personalsteuergebict  (zu  dem  auch  die  Wohnungs-  und  Miethsteuern 
l>e».  in  Berlin,  im  Wcscntl.  mitzurechnen  ist)  hat  selbst  in  den  Landgemeinden  eine 
grosse  Ausdehnung  gewonnen  und  überwiegt  vollends  in  deu  Städten:  ein  Haupt- 
amerschiod  von  England.  Die  indircete  Gcmeindebcsteuerung  ist  nur  noch  sehr 
schwach  vorbanden,  am  meisten  in  Hessen -Nassau,  Hannover  u.  in  einzelnen  Städten 
der  alten  Provinzen,  wo  die  Schlachtstcuer  als  Gemeindesteuer  blieb  (so  in  Breslau). 
Die  einzelnen  Provinzen,  theils  die  Gruppe  der  alten  (nnd  hier  wieder  der  östlichen 
und  westlichen  auch  untereinander)  gegenüber  den  neuen  ("1866 er),  theils  jedo  Provinz 
regenüber  den  andern,  ferner  die  einzelnen  Städte  und  die  einzelnen  Landgemeinden  in  den 
kreisen  zeigen  aber  viele  Verschiedenheiten,  für  die  auf  den  reichen  Inhalt  des  Statist. 
Erganz.hcfts  9  zn  verweisen  ist.  Bemerkenswerth  ist  u.  A.,  dass  von  den  37,305 
Landgemeinden  des  Staats  (ohne  Hohenzollem)  doch  nur  noch  640  ohne  Gemeinde - 
abxabcn  u.  7324  vorhanden  sind,  in  denen  diese  Abgaben  ausschliesslich  von  den 
'irundbesitzern  aufgebracht  werden.  — 

Die  älteren  statistischen  Aufnahmen  gestatten  nur  theilweiso  eine  Verglcichung 
mit  den  neuesten.  Für  1857  wurden  im  Staate  alten  Umfangs  (ohne  Hohenzollem) 
*ämmtliche  Corporabgaben  berechnet  in  den  Stadt*emeinden  auf  29.47,  den  Landgcm. 
auf  43.57,  zus.  auf  73.04;  diese  Beträge  waren  1880— Hl  gestiegen  auf  90.35,  65.6S 
n.  156.03  Mill.  M. .  p.  Kopf  1857  im  Staate  4.21,  1880- 81  6.21  M.,  Zunahme  in 
len  Städten  207,  Landgemeinden  51.  im  Ganzen  1140/o,  p.  Kopf  um  48°/,,,  mit  vielen 
Verschiedenheiten  in  den  Provinzen.    (Erg.h.  9  S.  111). 

Ueber  die  Verwendungszwecke  der  Gemeindesteuern  u.  der  gesammten  Ge- 
(Deiüdeeinnabmeii,  sowie  über  die  nicht -steucrrcchtlichcn  Einnahmen  liegen,  abgesehen 

den  erwähnten  Zwecksteuer- Daten .  im  Ergänz.heft  6,  bearb.  v.  Herrfurth, 
ienauere  Daten  für  die  preuss.  Gemeinden  v.  über  10.000  E.  vor,  einzeln  für  170  Ge- 
meinden, f.  1S76.  Hier  werden  (S.  121)  berechnet  für  die  Summe  dieser  170  Ge- 
meinden : 
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Gosammto  Brutto-    Auf  d.    Ord.  Brutto-    Auf  d. 
ausg.  ord.  u.  aussord.     Kopf     ausg.  allein  Kopf 
MUL  M.  M.        MilL  M.  M. 

Alle  Ausgaben  (incl.  Leistungen 

an  Kreis  u.-Prov.  vorband)  227.45  42.87         165.6b        30.«»  1 

Davon  f.  staatl.  Zwecke  (incl. 

Polizei)    13.12  2.45  12.37  2.31 

f.  Verkehrsaulagen  u.  s.  w.  .    .  36.68  0.83  18.22  3.39 

f.  Wohlthätigk.  u.  Armcnwcson  21.62  4  00  20.0S  3.74 

f.  Unterr.zwecke   40.73  7.5»  32.08  5.97 

f.  Verzinsung  und  Tilgung  der 

Gemeindeschulden    ....  20.71  3.86  10.35  3.60. 

Im  Einzelnen  unterscheidet  diese  amtliche  Statistik,  wie  oben  ^S.  1 00»  angegeben 
wurde.  Zur  Illustration  mögen  die  Zahlen  für  die  zwei  grössten  preuss.  Gemeinden, 
Berliu  u.  Breslau,  mitgetheilt  werden.  Einzelne  Posten  bedürfen  eine  Erläuterung, 
wofür  auf  die  Quelle  selbst  zu  verweisen  ist.  Die  bei  einigen  Rubriken  vorkommenden 
Einnahmen  sind  zugleich  mit  angegeben.   <Uic  Zahlen  in  1000  Mark). 

Berlin.  Breslau  (,1875) 

Ausgabo     Davon       Ein-     Ausg.     Davon  Ein- 
Extraord.   nähme  Extraord.  uahme. 

I.  Allgem.  staatl.  Zwecke  3.742  62  336  380  5  57 
neml.  1.  f.  Milit  verw.  .  .  639  —  156  15  —  7 
davon  a.  Einquart                      569          —           154        14        —  7 

b.  sonst,  Garnis.einricht.  —  —         0.2  — 

c.  sonst  Ausgaben  (Ke- 
servistenunterstütz  u  s.  w.)  .  70 

2.  Juatizverwalt   — 

3.  Polizei  2.906 

Davon  a.  Nacht- Wachtwos    .  337 

b.  Ken  erlösch  wes.  .  .  1480 
c  Polizeigcfängn  .    .  131 

d.  Sonstiges  ....  »58 

4.  Wahlsachen     ....  33 

5.  Staatssteuerverwaltung  .  — 

0.  Eichwesen  u.  A.  m. 

II.  Vcrkehrsanlagcn. 

1.  Strassen  und  Platze  .  . 
Davon  a.  Entwässerung    .  . 

b.  Pflasterung    .    .  . 

c.  Beleuchtung  .    .  . 

d.  Keinigung     .   .  . 

2.  Sonst.  Verlcanl.  (Chauss., 
Brücken,  Kahren,  Canäle, 
Schleussen,  Häfen  u.  s.  w.) 

III.  Gewerbl.  Anlagen  u. 
gemeinnütz.  Anst 

1.  Gasanst. (Breslau  in  1H77  i 

2.  Wasserwerke  .... 

3.  Sonst  gem.  nütz.  Anst 

IV.  Wohlthätigk.,Arm.wes. 

1.  Anst.  unt.  Gem.  vcrwalt 

2.  Zuschüsse  an  andere 

3.  Sonstiges  incl.  Armcn- 
kraukeupnege  u.  s.  w.  . 

V.  Unterrichtszwecke 

1.  Gemeinde -Volks- u.Elem. 
schulen,  auch  Annen-  u. 
Mittelschulen  .... 

2.  Höhere  Schulen  unter 
Gem. Verwaltung    .    .  . 
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Prcussische  Gemeinden. 

Berlin.  Breslau  (1875) 

Ausgabe      Davon  Ein-     Ausg.      Davon  Ein- 

Extraord.  nähme  Extraord.  nähme. 

3.  Spcc.unterr.an8t.  dsgl.    .       33  I        49  7  79 

4.  Zuschüsse  an  Schulen, 

nicht   unter  Gcm.verw.      121  —  13        —  — 

5.  Sonst  Ausgaben  ...       30  —  1        IS  3  1 
VI.  Gemeindeverwal t. 

i.  A 1 1  g  e  m.  ( Bcsold.,  Pens., 

Bureauausgb.  u.  a.  w.)    .  4.132  5          504  1.043  100  155 

1.  Persönliche  Ausgaben   .  3.300  48s  8?»5  1 2S 

2.  Sachliche           „        .  772  5           10  189  100  28 
MI.  Gemeinde  schulden  4.090  —        V420  1.509  — 

1.  Verzinsung   3.021  —  1.095  —  — 

2.  Tilgung   1.07S  —          —  413  2^ 

3.  Passivrenten    ....  —  —          —  ]  —  -- 

4.  Neue  Anleihen     ...  —  —         8.420  —  — - 
VIII.  Summe  der  Brutto- 

ausg.   (incl.  einige 

hier  nicht  gen.  Posten)  50.157  12.379         —  10.S01  2.850 

Dazu  treten  dann  noch  die  Leistungen  der  Städte  für  den  Kreisv  erbau« I,  «Ion 
Pmvinzialverband  n.  ftlr  kirchliche  Zwecke  "bei  Berlin  fehlend,  bei  Breslau  N.  1  dgl.. 
N.  2  74,  N.  3  80  Tausend  M.). 

Nicht  uncrhebKch  sind  die  Nettoeinnahmen  „aus  dem  nutzbarem  Ver- 
mögen" (Kämmereigüter,  landwirthsch.  Grundbesitz,   Waldungen,  andere  gcweibl. 
Anlagen  „zu  Privatzwecken")  der  Städte,  im  Ganzen  in  d.  170  preuss.  Gemeinden 
uber  10.000  E.  in  1S76  14.19  Mill.  M.  (netto)  oder  2.64  M.  p.  Kopf,  neben  einer 
Bruttoeinnahme  aus  der  Communalbesteuerung  von  70.39  M.  M.  oder  13.12  M.  p.  Kopf. 
Ferner  die  thcils  gebührenartigen,  th.  den  Character  privatwirthschaftlichcr  Kenten 
und  Untcrnehmcrgewinns  tragenden  Einnahmen  bez.  Betriebs-  oder  Verwaltungsüber- 
vhu-sse  der  Gemeindeanstaltcn,-  Einrichtungen  u.  Unternehmungen.  Hier 
iicwinnen  moderne  Dinge  wie  die  Gasanstalten,  Wasserleitungen  auch  eine  wachsende 
finanzielle  Bedeutung  für  die  Einnahmewirthschaft  der  preuss.  Städte.    Leider  fehlen 
noeh  die  hohen  grossstädt.  Einnahmen  aus  Strassen  bahnen,  die  man  bisher  auch  hier 
<len  Acticngesellschaftcn  zur  Ausbeutung  überliess.    Unter  den  gebührenartigen  Ein- 
nahmen sind  die  Schulgelder  für  höhere  Schulen  hervorzuheben,  welche  die  betretenden 
Kosten  meist  zur  Hälfte  und  mehr  decken.    Keiches  Material  über  dies  Alles  im 
Krgänzh.  N.  0.    Die  Bruttoeinnahmen  (von  denen  bei  Gasanstalten,  Wasserleitung 
allerdings  nur  eine  massige  Quote  als  Reinertrag  für  andere  Communalausgaben  ver- 
fügbar bleibt)  waren  in  den  170  Gemeinden  über  10.000  E.  56.20  Mill.  M.  (davon 
Oasanstalten    27.9S,    Wasservcrsorg.anstalten    8.31,    Eutwäss.anlagen    und  Abfuhr- 
atistaltcn   0.45,    Märkte,    Markthallen,    Messeinrichtungen   0.90,  Cominunications- 
anlagen   1.19,    Schlachthäuser  u.   Höfe   0.31,    Stadtwaagen  0.14,  Krankenhäuser. 
Hospitäler,  Wohlthätigk.anstalten  1.54.  Schulen  im  Ganzen  10.91  [neml.  Volkssch.  1.40, 
höhere  Töchtersch.  2  03,  Mittelsch.  1.79,  Kcal-  und  höhere  Bürgersch.  2.85,  Gym- 
nasien 2.23,  Fachsih.  0.55  M.  M.]    Dazu  traten  noch  besondre  „Beiträge'  2.03 
f.  EinquHrtier.  u.  s.  w.  1.02,  Feld  und  Waldhliterlohn  0.034,  der  Adjacenten  f.  Strassen- 
u.  Wegebaukosten  1.54),  ferner  diverse  „Gebühren  u.  Sportein"  (u  A.  f.  Standesaint- 
wchen.  Eichwesen  u.  A.  in.,  z.  Th.  auf  Herkommen  oder  Special-Rcchtstiteln  beruhend) 
<>54  M.  M.    Im  Ganzen  an  solchen  Bruttoeinnahmen  aus  gebühren  artigen  Gefällen, 
Beiträgen  u.  s/w.  55.44  M.  M,  10.33  M.  p.  Kopf,  gegen  70.39  M.  M.  oder  13.12  M. 
l>.  Kopf  Communalsteuern  (Erg.h.  N.  0  S.  222,  218). 

§.  55.  —  b.  Die  Selbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung,  die  Kreise  und 
Provinzen,  haben  in  Preusseu  früher  nur  beschränkte  Befugnisse  der  Autonomie 
gehabt.  Eine  erhebliche  Erweiterung  derselben  i&t  durch  die  neue  Gesetzgebung  der 
TO  er  Jahre  erfolgt.  Diese  gilt  aber  erst  in  den  östlichen  Provinzen,  mit  Ausnahme 
IWds,  in  den  anderen  bestehen  thcils  die  älteren  Normen  noch,  thcils  neue  besondere 
Bestimmungen,  so  in  den  1806  annectirten  Ländern,  unter  Gewährung  etwas  grösserer 
Autonomie. 
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«.  Die  Kreise,  (S.  r.  Rönne,  I,  2.  §.  169,  Schulze,  preuss.  Staatsr. 
II.  63  ff.,  F.  Meier,  4.  A.  v.  Holtzend. 's  Encycl.  I.  1114V  Nach  den  Kreisordnungen 
v.  1823  ff.  für  die  acht  alten  Provinzen  (Gesetze  t.  1.  Juli  1S23  u.  27.  März  1824) 
haben  die  Kreisstande  nur  die  Befugniss,  die  kreisweise  aufzubringenden  Staats - 
prästationeu  zu  repartiren,  soweit  deren  Aufbringungsart  nicht  durch  das  Gesetz 
bestimmt  vorgeschrieben  ist,  sowie  die  Rcgulirung  von  Abgaben  und  Leistungen  für 
Kreisbedürfnissc  zu  begutachten.  Durch  verschiedene,  im  Einzelnen  nicht  ganz 
übereinstimmende  Verordnungen  von  1841  ff.— 1846  für  die  verschiedenen  Land  es- 
theile (v.  Rönne  I,  2,  S.  549)  haben  die  Kreisstände  aber  die  Befugniss  erhalten, 
die  Kreiseingesessenen  auch  zu  anderen  als  den  ohnehin  obligatorischen  Ausgaben 
zu  verpflichten,  woraus  wieder  das  Recht  abgeleitet  wurde,  Kreisschuldcn  auf- 
zunehmen. Die  regelmässigen  Zwecke  sind:  Ausgaben  zu  gemeinnützigen  Ein- 
richtungen und  Anlagen,  auch  (mit  Ausnahme  der  Prov.  Prcussen)  zur  „Beseitigung 
eines  Nothstands".  Zu  diesen  Zwecken  können  auch  die  Einkünfte  der  Kreis- 
c  o  in  m  u  n  a  1  f  o  n  d  s  benutzt  werden,  das  Kapitalvermögen  derselben  mit  Kön.  Genehmigung. 
Einzelne  weitere  Beschränkungen  ausserdem,  so  in  d.  Rhcinprov. ,  dass  die  Beiträge 
u.  Leistungen  der  Kreiscingoscssencn  10°/»  der  directen  Staatsstcucru  (incl.  Mahl- 
u.  Schlacbtst.)  nicht  übersteigen  dürfen  (doch  Ausnahme  mit  Kön.  Genehmigung). 
Nach  der  Kreisordn.  v.  13.  Decb.  1872  (neue  Fassung  v.  19.  März  1881)  ist  der  Kreis- 
tag (§.  116)  allgemein  befugt,  „Ausgaben  zur  Erfüllung  einer  Verpflichtung 
oder  im  Interesse  des  Kreises  zu  bcschliesson  und  zu  diesem  Behufe  über 
das  dem  Kreise  gehörige  Grund-,  bez.  Kapitalvermögen  zu  verfügen,  Anleihen  auf- 
zunehmen und  die  Kreisangehörigen  mit  Kreisabgaben  zu  belasten,  innerhalb  der 
Grundsätze  der  §.  10 — 18  der  Kreisordn.  den  Vertheilungs-  u.  Aufbringungsmaassstab 
der  Kreisabgaben  zu  bcschliessen,  den  Krcishaushaltsetat  festzustellen  und  hinsichtlich 
der  Jahresrechnung  Decharge  zu  ertheilen;  die  Grundsätze  festzustellen,  nach  welchen 
die  Verwaltung  des  dem  Kreise  gehörigen  Grund-  und  Kapitalvermögens,  sowie  der 
Kreiseinrichtunpcn  u.  Anstalten  zu  erfolgen  hat,  die  Einrichtung  von  Kreisämtern  zu 
bcschliessen,  die  Zahl  u.  Besoldung  dor  Kreisbeamten  zu  bestimmen."  Üeber  die 
Beitragspflichten  zu  den  Kreisabgaben  s.  §.  9—19  d.  Kr.  0.  Hauptgrundsatz 
in  §.  10:  „Die  Verkeilung  der  Kreisabgaben  darf  nach  keinem  anderen  Maassstabe 
als  nach  dem  Verhältniss  der  von  den  Kreisangehörigen  zu  entrichtenden  directen 
Staatssteuern  u.  zwar  nur  durch  Zuschläge  zu  denselben,  bez.  zu  den  nach 
§.  14.  15  zu  ermittelnden  fingirten  Steuersätzen  der  Forensen,  juristischen  Personen 
u.  s.  w.  erfolgen"  —  (mit  spec.  Bestimmungen  über  das  Verhältniss  der  Heranziehung 
der  einzelnen  Steuern).  In  den  einzelnen  Gemeinden  u.  den  Gutsbezirken  erfolgt  dann 
Individualrepartition  der  Kreisabgaben  auf  die  einzelnen  Pflichtigen,  nur  den 
Städten  bleibt  die  Art  der  Aufbringung  ihres  Steuercontingents  Uberlassen  (§.  11) 
und  sie  decken  es  vielfach  gleich  im  Ganzen  aus  ihren  Einnahmen.  Der  Maassstab 
der  Vertheilung  der  Kreisabgaben  soll  ein  für  allemal  festgestellt  werden,  Revision 
von  5—5  Jahren  vorbehalten  (§.12).  Eine  Mohr-  oder  Minderbelastung  einzelner 
Kreisthcilc  ist  gestattet,  wenn  einzelne  Kreiseinrichtungen  in  besonders  hohem  oder 
geringem  Maasse  solchen  Theilen  zu  Gute  kommen  (§.  13).  üeber  den  Kreishaushalt 
s.  §.  127—129  d.  Kr.O.,  über  das  Oberau fsichts-  und  Genehmigungsrecht  der  Regierung 
176—180  (u.  A.  bedarf  die  Belastung  der  Kreisangehörigen  mit  über  50Q/o  der 
Gcsammtsumme  der  dir.  Staatsstcuern,  auch  jene  Mehr-  oder  Miuderbelastung  einzelner 
Kreisthcilc  der  ministeriellen  Genehmigung,  Veräussorungen  von  Grundstücken  u.  Iin- 
mobiliarrechten.  Aufnahme  von  Anleihen  meistens,  neue  Belastung  der  Kreisangehörigen 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  über  die  nächsten  5  Jahre  hinaus  der  Genehmigung 
des  Bezirksraths  §.  176).  —  üeber  die  bisherigen  kreisständischen  Einrichtungen 
in  den  neuen  Provinzen  s.  die  preuss.  Verordnungen  v.  12.  Sept.  1867  f.  Hannover, 
22.  ScpL  1S67  f  Schleswig -Holstein,  9.  Sept.  1*67  f.  R.  B.  Cassel,  26.  Sept.  1867 
f.  Ii.  B.  Wiesbaden.  Die  betreffenden  Kreisstände  haben  die  Vorwaltung  der  dem 
Kreise  gehörigen  Fonds,  mit  dem  Recht,  Ausgaben  daraus  zu  beschliessen,  zu  gemein- 
nützigen Zwecken,  bei  denen  ein  Interesse  des  Kreises  obwaltet,  oder  zur  Abwehr 
eines  Nothstands  dio  Kreisangehörigen  zu  besteuern.  Staatsgenchmigung  ist  erforder- 
lich zu  Beschlüssen,  wodurch  Ausgaben  und  Leistungen  für  den  Kreis  ohne  bestehende 
Verpflichtung  neu  übernommen  werden,  zur  Aufstellung  des  Beitragsfusses  f.  Aufbringung 
der  Kreislasten  oder  zur  Aenderung  des  bestehenden  Fusses.  auch  zur  Veräusseruug 
von  Grundstücken  u.  Kapitalbcständen  (ausser  Ersparnissen  aus  den  letzten  5  Jahren). 
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Einblick  in  die  thatsächliche  Gestaltung  der  Krcishaushalte  gewähren  ebenfalls 
die  genannten  neueren  amtlichen  finanzstatist.  Arbeiten.  An  Kreis-  undProvincial- 
äeoern  neben  den  Gemeindeabgaben  wurden  danach  1880 — 81  aufgebracht  in  den 
Stidten  1.S56  Mill.  M.,  in  den  Landgemeinden  11.147  Mill.  M.,  dort  so  viel  weniger, 
Teil  die  grösseren  Städte  (Uber  25.000  Einw.)  meist  kreisexemt  sind  u.  viele  andere 
diese  Abgaben,  wie  bemerkt,  nicht  individuell  erheben  (Erg.  Heft  9,  S.  49.  99). 
Der  Gesammtbetrag  der  ausgeschriebenen  Kreissteuern  allein  (darunter  die  direet 
ihr  Contingcnt  zahlenden  Städte  inbegriffen),  war  im  preuss.  Staate  (incl.  Hohenzollcrn) 
1*77-78  22.S00,  1880— 81  25.870  MiU.  M.,  davon  im  Gebiet  der  Kreisordnung  14.553, 
im  übrigen  Staatsgebiete  11.323  Mill.  M.;  von  letzteren  zwei  Summen  wurden  erhoben 
als  Zuschlag  zur  Grundsteuer  bez.  4.96S  u.  4.463,  zur  Gebäudest.  1.501  u.  1.202,  zur 
Hassen-  u.  Einkommenst.  7.066  u.  4.150,  zur  Gewerbest.  0.650  u.  0.509.  Oberhaupt 
in  Zuschlagform  14.190  u.  10..T24,  ausserdem  in  Form  besonderer  Realst.  0.047  u. 
0.0S9,  besond.  Personalst  0.0G4  u.  0.088.  sonstiger  besond.  Kreisstcuern  0.252  u.  0.822 
(Erg.  H.  9,  S.  135).  Näheres  in  d.  „  Finanzstatistik  der  Kreise  f.  1877  —  78"  von 
Herrfurth  u.  Studt  (Erg.  Heft  7),  auch  über  die  anderen,  nicht  stt;uerrechU.  Einnahmen, 
über  die  Ausgaben,  den  Vermögens-  und  Schuldenbestand  u.  den  Vcrthcilungsmaass- 
iita!)  der  Kreissteuern.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Hauptposten  (ord.  und  auss.ord. 
Ausg.  u.  Eiun.  zus.)  in  1000  M. 

Staat  Davon  Provinzen 

der  Krcisordn.  andere. 

I.  Ausgaben. 

1.  Für  allgem.  Staatszwecke   215  105  109 

2.  Verkehrsanlagen  21.905         12.848  9.H7 

3.  Wohlthätigk.  Armenw.  u.  s.  w   1.713  1.146  507 

4.  Unterricht   158  98  60 

a.  Sanitätswesen   1.094  551  542 

6.  Undesmeliorat.  Land-,  forstwirthsch.  Zwecke       137  24  112 

7.  Gemeinnützige»   79  35  44 

5.  Beseitig,  v.  Nothstand   33  32  1 

'J.  Zinsen,  Tilg.  d.  Kreisschulden   7.748  4.919  2.829 

10.  Allg.  Kreisverwalt   5.269  4.716  552 

11.  Leist,  an  Provinc.  u.  comm  -  stand.-  Verbände  5.077  2.171  2.906 
11  Sonstiges                                                      1.789  1.375  413 

Summe  d.  Ausgaben   45.277        28.022  17.255 

II.  Einnahmen. 

1.  Aus  nutzbarem  Kreisvermögrn   1.662  1.110  552 

2.  Aus  den  Verkehrsanlag   2.039  1.759  280 

3.  Aus  Wohlthätigk.anst.  u.  gemeinnOtz.  Anlag.        183  131  52 

4.  Ans  Untcrr.anst.    .    .   6  6 

5.  Aus  Kreisstcuern   22.798        12.994  9.803 

♦i.  Aus  Jagdscheingeldern   511  200  310 

*.  Aus  Zahlungen  aus  Staats-  od.  Prov.fonds    .     8  293  5.437  2.856 

S.  Anleheu   5.371  3.102  2.268 

9.  Sonstiges   3.168         2.005  1.162 

Summe  der  Einnahmen   44.030        26.746  17.284 

I1L  Summe  des  Activ Vermögens    .    .    43.205         32.483  10.761 

1.  Davon  Gebäude   10.011         18.301  8.365 

2.  ,.   Inhaberpapiere  8.612         13.027  5.673 

3.  ..   and.  Forderungen   1.399  5.274  2.692 

IV.  Summe  der  Passiva   93.266        64.997  28.269 

1.  Davon  Iubabcrpap   47.685         37.160  10.525 

2.  ..   sonstige  Schulden   45.581         27.836  17.744 

Die  Naturalleistungen  sind  hier  Uberall  in  Einnahme  u.  Ausgabe  auf  Geldwerth 

tulucirt.   Die  Bedeutung  der  Ausgaben  f.  Verkehrsanlagen  ragt  hervor. 

S.  56.  —  fi.  Die  Provinzen.  <S.  v.  Könne,  E.  Meier,  Schulze  a.  a.  D.i  Die 
^co.  rroviiK'iaJverbände  sind  nach  der  neuesten  preuss.  Gesetzgebung  jetzt  die  höchsten 
^stYcrwaltungskörper,  welche  insbesondere  regelmässig  nunmehr  auch  als  Land- 
»faenierbände  fungiren  und  die  älteren  communalständischen  Verbände  in  sich  auf- 
is.  z.  B.  das  Ges.  v.  IS.  Jan.  1881  betr.  die  Aufheb.  d.  comm.ständ.  Verbände 
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f.  Pouiiucrn,  d.  Ges.  v.  19.  Jan.  18S1  betr.  die  Aufbob.  d.  couim.ständ.  Verbands  *1. 
Neutnark  u.  dessen  Vereinig,  mit  Brandenbarg.  Eine  Ausnahme  bildet  namentlich  die 
Provinz  Hossen-Nassau,  wo  dio  beiden  geschichtlich  getrennten  Bestandteile  auch 
in  den  beiden  Regierungsbezirken  der  Provinz  selbständige  communalständ.  Verbände 
geblieben  sind^.  — 

Nach  dem  fies.  v.  5.  Joni  1823  und  den  danach  für  die  einzelnen  älteren 
Provinzen  gegebenen  provincialstäudischen  Verfassungen  hatten  die  Stände  kein  Hecht 
der  eigenen  Besteuerung  zur  Deckung  der  Provincialausgaben ,  noch  ein  Recht  der 
Schuldaufnahme,  Nach  dem  J.  1666  führte  zunächst  die  Rücksicht  auf  die  neuen 
l'rovinzen  zu  einer  Ausbildung  der  Provincialverfassungen  und  zur  Ausgestaltung  der 
Provinzen  zu  Selbstverwaltungskörpern  höchster  Ordnung  mit  umfassenderer  Coinpeteu/.. 
Die  preuss.  Verordnung  v.  22.  Aug.  1867  machte  aus  dem  Gebiete  Hannovers  (wozu 
später  das  preuss.  Jadegebiet  trat)  einen  Provincialverband  mit  Corporationsrecbt,  dem 
durch  das  Ges.  v.  7.  März  180b  eine  jährliche  Dotation  von  1li  Mill.  Tbl.  aus 
Staatsmitteln  zu  eigner  Verwaltung  eigentümlich  überwiesen  wurde,  und  zwar  für 
folgende  Zwecke:  Bestreitung  der  Kosteu  des  Pro vinc.land tags  und  der  einzelnen  Land- 
schaften, Unterhaltung  u.  Ergänzung  der  Landesbibliotheken,  Zuschüsse  f.  ötfentl. 
Sammlungen  d.  Kunst  u.  Wissensch.,  Unterhalt,  u.  Unterstütz,  d.  Irrenanstalten,  milden 
Stiftungen,  Blinden-,  Taubstummen-,  Rettungs-,  Idioten-,  Landarmcnaustalten ,  des 
jüdischen  Schul-  u.  Synagogenwesens,  Kostenbestreitung,  bez.  Unterstützung  des 
chausscemäss.  Ausbaus  von  Landstrassen  u.  Instandhaltung  der  Gemeindewege,  Bildung 
eines  Fonds  für  Zuschüsse  zu  Landesmeliorationen,  sowie  f.  ähnliche,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  bestimmende  Zwecke.  Dem  Prov.landtag  steht  unter  Mitwirkung 
u.  Aufsicht  der  Staatsregicrung  die  Beschlussnahme  Uber  die  Communalangclegeuheitcn 
der  Proviuz,  die  Verwaltung  und  Vertretung  der  prov.ständ.  Institute  und  Vermögens- 
rechte zu.  Er  hat  sonst  die  Rechte  und  Pflichten  der  Prov .stände  der  älteren  Provinzen. 
Darüber  hinaus  ist  die  Provinz,  zum  Unterschied  von  den  alten  Provinzen,  die  dies 
Recht  bis  dahin  noch  nicht  hatten,  befugt,  im  Interesse  der  Provinz  Ausgaben 
u.  Leistungen  zu  übernehmen  und  die  Art  und  Weise  der  Aufbringung 
derselben  zu  beschliessen ,  also  ein  weiter  Kreis  facultativer  Ausgaben  eröffnet 
(§.  2  d.  Verordn.  v.  22.  Aug.  1867).  Staatsgenehmigung  ist  erforderlich  bei  der 
Neuübernahme  von  Ausgaben  u.  Leistungen  für  den  Verband  ohne  bestehende  Ver- 
pflichtung, ferner  zur  Aufstellung  des  Beitragsfusses  für  Aufbringung  der  Verbands- 
lasten u.  für  Abänderung  des  bestehenden  Fusses,  endlich  zu  Veräußerungen  von 
Grund-  und  Kapital  bestand  des  prov.ständ.  Vermögens,  soweit  das  Kapital  nicht  aus 
Ersparnissen  der  letzten  5  Jahre  herrührt.  (§.  17  d.  gen.  Verordnung).  Durch  Ges. 
v.  25.  Dec.  1869  ist  die  bannov.  Landcscreditcassc  von  1842  zur  Prov  Anstalt  erklärt 
u.  unter  bezügl.  Entlastung  des  Staats  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten  auf  die 
Provinz  übergegangen.  (Erweitcr.  d.  Statuten  dieser  Anstalt  durch  Ges.  v.  24.  Juli  1875, 
auch  Ges.  v.  7.  März  1>79).  Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Landarm cn- 
verbauds  der  Prov.  Hannover  ist  dem  Prov.verband  übertragen  worden  (Verordn.  v. 
I.  Aug.  1871).  Auch  die  Provincialstände  v.  Schleswig-Holstein  haben  durch 
V.  v.  22.  Sept.  1867  wesentlich  dieselben  finanziellen  und  sonstigen  Befugnisse,  wie 
die  hannoverschen  erhalten,  ebenso  die  getrennten  Communalstände  der  beiden  Be- 
zirke der  Prov.  Hessen-Nassau  (  V.  v.  20.  u.  26.  Sept.  1S67,  beim  nass.  Reg.bz.  ist  der 
Stadtkreis  Frankfurt  a.  M.  vom  communalständ.  Verband  ausgeschlossen).  Der  Erlass 
v.  11.  Nov.  1868  regelt  für  den  R.  Bz.  Kassel  die  Verwaltung  des  communalständ. 
Vermögens  u.  der  communalständ.  Anstalten  näher.  Dem  Com  in  unal  verband  ist  die 
Landescreditkassc  von  1832  (s.  Näheres  bei  v.  Rönne,  I.  2.  Abth.  S.  542  ff.)  durch 
preuss.  Ges.  v.  25.  Dec  1869  als  ständische  Anstalt  überwiesen  worden,  unter  spocieller 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse.  Die  hess.  Brnndversich.anstalt  in  Kassel  ist  durch 
Ges.  v\  IS.  Mär/  1879  von  Anf.  1880  an  auf  den  Communalverband  d.  R.  B.  Kassel 
übergegangen.  Durch  Erlass  v.  16.  Sept.  1867  ist  der  ehemals  kurhess.  Staats- 
schatz dem  comm. stand.  Verband  des  R,  B.  Kassel  überwiesen  als  ein  demselben 
gehöriges  u.  von  ihm  zu  verwaltendes  Vermögen,  mit  Bestimmung  der  Verwendungs- 
zwecke f.  Unterstützung  des  Chaussee-  u.  Landwegebaus.  Unterhaltung  der  I^and- 
krankenanstalten  u.  Landhospitäler,  Anlogung  und  Unterhalt,  einer  Irronheilanstalt. 
dsgl.  einer  Arbcitsanatalt  f.  verhaftete  Landstreicher.  Bettler,  Arbeitsscheue,  für  die 
Kosten  der  Landarmenpflege,  eines  Landarmenhauses,  f.  Landesbibliotheken,  u.  „ähnliche, 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke."    Ausdehnung  dieser  Zwecke 
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ist  erfolgt  durch  Ges.  v.  25.  März  1S69  (u.  A.  Uebemabmc  der  Kosten  der  couiwun. 
stand.  Verwalt.,  verschiedener  Armen-  und  Woblthätigk.ausgaben ,  Bildung  eines 
Zoschussfonds  f.  Landesmeliorationeu).  (Die  Verhältnisse  des  hessischen  fürstlichen 
FidcicoiD m issvermögens  [wozu  der  „Hausschatz"  gehörte,  s.  Rönne,  I,  2.  A.. 
S.  542|  sind  nunmehr,  nach  vertragsm&ss.  Regelung  und  Auseinandersetzung  mit  den 
Mitgliedern  des  kurhess.  Hauses  cndgiltig  durch  Ges.  v.  16.  März  1881  geordnet. 
Die  Vennögonsgogenstande  des  Fideicommisses ,  die  dem  Staate  demnach  verblieben, 
sind  als  Staatseigenthum  anerkannt,  die  Bestände  des  Hausschatzes  mit  den  bei 
der  Gcncralstaatskasse  verwalteten  Staatsactivkapitalfonds  vereinigt,  die  auf  dem  Haus- 
schatz  ruhenden  rechtlichen  Verpflichtungen  auf  den  Staat  übernommen  worden.  Die 
aa  die  Mitglieder  des  Fürstenhauses  auszuzahlenden  Kenten  stehen  jetzt  auf  dem 
Staatsbaushaltetat).  —  Dem  comm.stünd.  Verband  d.  R.  B.  Wiesbaden  ist  die  Nass. 
Landesbank  durch  Ges.  v.  25.  Dec.  180!)  Ubertragen  worden,  eine  nass.  Staatsanstalt", 
neben  ihr  ist  eine  comui.&tänd.  Sparkasse  errichtet  worden.  Die  nass.  Brandversich. - 
anstatt  wurde  durch  Ges.  v.  21.  Dec.  1S71  commuualstäud.  Institut  v.  Anf.  lt>72  an. 
Darob  Ges  v.  1J.  März  1S72  ist' der  Wiesbad.  Verband  auch  zu  Chausseebauteil  u. 
Irren-  n.  TaubstummenfUrsorgc  mit  142.0UO  Tbl.  jährlich  aus  Staatsfonds  dotirt.  auch 
sind  zwei  ältere  Fonds  von  46.380  Tbl.  zur  Gründung  einer  cotnui. stand.  Hilfskasse 
jenem  Verband  uberwiesen  worden. 

Eine  Fortbildung  der  Provincialverfassungcn  der  alten  Provinzen  erfolgte  durch 
die  wichtige  Gesetzgebung  von  1875:  Provincialordn.  f.  d.  0  östl  Provinzen  (ohne 
Posen)  v.  29.  Juni  J875,  abgeäudert  durch  Ges.  v.  22.  März  18S1  nnd  darauf  neu 
redigirt  in  d.  Bck.inach.  v.  22.  März  1881,  ferner  durch  die  sogen.  Dotationsgesetze, 
welche  sich  z.  Th.  mit  auf  die  Krcisvcrb&ndo  u.  auf  die  anderen  Provinzen  bezichen, 
•Jes.  v.  30.  April  1873  u.  8.  Juli  1875  (s.  das  Material  darüber  bes.  bei  v.  Brauchitsch). 
Die  Prov. verbünde,  bz.  Landtage  haben  hier  eine  umfassendere  Compctcnz  erhalten, 
§  8.  34  —  44,  bes.  §.  37),  namenüich,  wie  die  neuen  Provinzen,  das  Recht,  Aus- 
gaben, welche  zur  Erfüllung  von  Verpflichtungen  oder  im  Interesse  der  Provinz 
erforderlich  sind,  zu  beschliessen ,  dafür  die  Staatsdotatiuncn  nach  der  gesetzt.  Vor- 
schrift, die  Einnahmen  aus  dem  sonstigen  Kapital-  und  Grundvermögen,  auch  das 
Vermögen  selbst,  zu  verwenden,  Anleihen  aufzunehmen,  Bürgschaften  zu  übernehmen, 
Prov.abgaben  auszuschreiben  (§.  37).  Nähere  Bestimmungen  Uber  diese  Abgaben  in 
$.  105 — 100,  im  8.  Abschnitt,  v.  Prov.haushaltc.  Bis  zum  Erlass  eines  besond. 
Coiomunalstcuergesetzcs  ist  die  Hauptvorschrift  die,  dass  die  Prov.abgaben  auf 
die  einzelnen  Land-  u.  Stadtkreise  nach  dem  Maassstabe  der  in  ihnen 
anfkomincndcn  directen  Staatssteuern,  mit  Ausschluss  der  Hausir-Gewerb«- 
steuer,  verth eilt  werden  sollen.  Die  Stadt-  u.  Landkreise  bringen  (§.  JOS)  die 
Contingcnte  nach  den  Vorschriften  der  Krcisordn.  u.  der  Städtcordn.  v.  1853  auf, 
daher  Zwang  zur  Individualrepartition  nur  bei  den  Landkreisen  (o.  S.  120).  Eine 
Mehr-  oder  Minderbelastung  einzelner  Provincialtheile  ist  ebenso  wie  diejenige  einzelner 
kreistheile  zulassig  (§.  110).  Geber  das  staatl.  Aufsichtsrecht  s.  Tit.  3.  §.  114  II'., 
bes.  §.  Uli.  U.  A.  ist  danach  minist.  Genehmigung  erforderlich  bei  Mehr-  u. 
Minderbelastungen  einzelner  Prov.theilo  zur  Aufnahme  v.  Anleihen,  zur  Beiast.  des 
Verbands  mit  über  25%  Prov.beiträgen  vom  Gesammtaufkommen  der  dir.  Staatsstouern, 
au<  h  zu  über  fünfjähr.  Belastungen  ohne  gesctzL  Verpflichtung.  In  diesen  Bestimmungen 
liegt  die  eventuelle  Begrenzung  der  facult.  Aufgaben  und  Ausgaben;  die  einzelnen 
Gegenstände,  welche  der  Prov.verband  übernehmen  darf,  sind  gesetzlich  nicht  näher 
bestimmt. 

Das  Dotationsgesetz  v.  30.  April  1*73  hat  jährlich  2  Hill.  Thlr.  aus  den 
Staatseinnahmen  bewilligt  zur  Ausstattung  der  Prov.verbände  der  alten  Provinzen, 
Schlesw.- Holsteins,  des  Stadtkr.  Frankfurt  a.  M.,  Hohenzollerns  u.  des  Jadegebicts  mit 
..Fonds  zur  Selbstverwaltung",  ferner  jährlich  1  Mill.  Thlr.  zu  Fonds  für  die  Durch- 
fuhrung der  Kreisordnung  (u.  ähnlicher  f.  d.  anderen  Provinzeu  zu  erlassender  Gesetze^ 
bes.  zur  Bestreit,  d.  Kosten  des  Kreisausschusses  u.  der  Amtsverwaltung  im  ganzen 
Staate.  Der  —  wohl  angreifbare,  mechanische,  aber  schwer  durch  einen  besseren  zu 
ersetzende  —  Vcrthcilungsmaassstab  für  diese  Summen  unter  die  Verbände  ist: 
zur  Hälfte  der  Flächeninhalt,  zur  Hälfte  die  Civilbevölkerung  v.  1871;  gleicher  Maass- 
stab für  die  Vertheiluug  der  1  Mill.  Thlr!  unter  die  Kreise.  Durch  Ges.  v.  8.  Juli 
IS7.*>  wurde  die  Dotation  der  gen.  Provinzen  um  7.44  MilL  M.  erhöht.  (Endgilt 
Verthcilting  der  ganzen  Summe  von  13.44  Mill.  M.  durch  V.  v.  12.  Sept.  1  S73>. 
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Ausserdem  wurden  den  genannten  Verbänden  die  nach  d.  Ges.  v.  1873,  §.  5,  zinsbar 
angelegten  Dotationsfonds  f.  d.  Jahre  1873  —  75  vom  1.  Jan.  1876  an  überwiesen 
(zus.  13.08  Mill.  M ).  Die  gesotzlichen  Verwendungszwecke  dieser  Summen,  — 
also  „generell  überwiesene,  obligatorischo  Ausgaben"  —  sind  nach  §.  4 
d.  Ges.  v.  1875:  Neubau  chauss.  Wege  u.  Unterstützung  des  Gemeinde-  u.  Kreis- 
wegebaus, Beförderung  von  Landesmeliorationen  innerhalb  des  provinz.  Interesses, 
Landarmen-  u.  Corrigendenwescn ,  Irren-,  Taubstummen-,  Blinden wesen ,  Unterstütz, 
milder  Stiftungen ,  Kettungs-,  Idioten-  u.  and.  Wohlthätigkeitsanstaltcn ,  Zuschüsse  f. 
künstl.  u.  wissenseb.  Vereine,  öff.  Sammlungen,  Landesbiblioth.  u.  s.  w.,  u.  „ähnliche 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke".  In  den  Prov. verbänden  sind 
mit  den  überwiesenen  Summen  auch  die  Kosten  des  Prov.landtags,  der  Prov.verwaltung 
u.  einiges  A.  m.  zu  bestreiten.  In  Verbindung  hiermit  sind  den  Prov. verbänden  eine 
Reihe  von  gemeinnützigen  Anstalten  mit  allen  Rechten  u.  Pflichten  unter  Ausscheidung 
des  Staats  zur  Verwaltung  u.  Unterhaltung  Uberwiesen ,  auch  verschiedene  kleinere 
Fonds  an  sie  übertrafen  worden.  Endlich  wurde  durch  das  Ges.  v.  1875.  §.  1b, 
allen  Provincialverbänden ,  auch  der  neuen  Provinzen,  den  Com m. verbänden  von 
Kassel  u.  Wiesbaden,  den  Stadtkreisen  Berlin  u.  Frankfurt  a.  M.,  u.  dem  Comm.verbaiid 
von  Hohenzollern  Eigenthum  an  und  Verwaltung  u.  Unterhaltung  der  Staats  - 
Chausseen  übertragen  (mit  Ausnahme  der  berg-  u.  foretfiscaL  Staatschausseenl 
Zur  Uebernahme  dieser  Last  wurde  den  Verbänden  eine  woitere  Jahresrente  aus 
Staatsfonds  von  19  Mill.  M.  gewährt,  wovon  15  Mill.  M.  im  Gesetze  selbst,  4  Mill. 
M.  halb  nach  Fläche,  halb  nach  Volkszahl  auf  die  Verbände  vertheilt  wnrdon. 

Auf  Grund  dieser  verschiedenen  Dotationsgesetze  enthält  der  preuss.  Staats- 
haushalt jetzt  jährlich  37,550,111  M.  „zur  Gewähr,  von  Provinc.fonds  f.  Zwecke  der 
Selbstverwaltung,  einschlicssl.  d.  Mittel  z.  Durchführ,  der  Kreisordn.44.  ausserdem 
„Beitrag  z.  d.  Kosten  der  Amtsverwalt.  der  östl.  Provinzen44  745,500  M.  Diese 
Dotationen  machen  in  den  Prov.verbänden  die  Prov.steucrn  bisher  noch  grossentheiL* 
entbehrlich.  Die  genannten  neueren  finanzstatist  Arbeiten  trennen  die  Kreis-  und 
Prov.steucrn  nicht.  An  „Leistungen  der  Kreise  an  den  Prov.-  oder  Coramunalständ. 
Verband44  erscheinen  in  d.  Fin.statist.  der  Kreise  f.  1877/78  die  schon  oben  mit  auf- 
geführten Summen  von  5  077  MilJ.  M.,  wovon  2.171  im  Gebiete  der  Kreisordn., 
2.000  im  übrigen  Gebiet  Diesen  Summen  stehen  bei  den  Einnahmen  der  Kreise 
an  „Zahlungen  aus  Staats-  oder  Provinc.fonds44  8.203  Mill.  M.  gegenüber,  bez.  5.437 
u.  2.856  in  den  beiden  Gebietsgruppen.  — 

Wichtig  für  das  gesammte  preussische  u.  deutsche  Communalfinanzwesen  i.  w.  S. 
ist,  dass  die  indircete  Besteuerung  in  Form  von  Zollen  odor  Zuschlägen  zu  den  Vereins- 
zöllen, auch  zu  den  inneren  Verbrauchsteuern  auf  Salz  wie  den  Einzelstaaten,  so  auch 
den  Communen  n.  Communalverbänden  untersagt  ist.  (Zolivcrcinsvcrtr.  v.  1867  in 
Betr.  der  eingeführten  ausländ.  Erzeugnisse,  die  eingangszollpflichtig,  vorbehaltlich  der 
inneren  Steuern  auf  Branntw.,  Bier,  Essig,  der  Mahl-  o.  Schlachtsteuer  auch  von  aus- 
länd. Productcn,  Art.  5,  N.  I;  ähnliche  Beschränkungen,  auch  in  Betr.  der  Höhe 
der  Sätze  f.  inländ.  Artikel,  Branntwein,  Bier,  Wein,  ferner  Mehl  n.  Mehlfabrikatc, 
Fleisch  etc..  für  die  cinzclstaatl.  Besteuerung,  Art  5,  N.  II,  §.  2;  Abgaben  f. 
Rcchn.  v.  Communen  u.  Corporationen  dürfen  nur  f.  Gegenstände,  die  zur  örtlichen 
Konsumtion  bestimmt,  erfolgen,  natn.  f.  Bier,  Essig.  Malz.  Cider,  f.  d.  der  Mahl- 
u.  Schlachtst.  unterliegenden  Erzeugnisse,  Brennmatcr.,  Marktvictualien,  Fourage,  nur 
in  Weinlanden  f.  Wein,  nur  ausnahmsweise  f.  Branntwein,  daneben  Beschränkungen 
in  d.  Höhe  der  Sätze  bei  Wein,  Bier,  Branntw.  (Art.  5,  II,  «j.  7);  nach  d.  Ueberoin- 
kuuft  v.  8.  Mai  1867  darf  neben  der  neuen  Vereins  -  Salzsteuer  keinerlei  andere 
Sal /abgäbe  erhoben  werden.)  Elsass-Lothringen  unterliegt  für  seine  städt. 
Octrois  diesen  Beschränkungen  nicht.    (Rcichsges.  v.  25.  Juni  1873  §.  5). 

In  den  preuss.  Provinzen,  worin  die  neue  Provincialordnung  nicht  gilt,  stehen 
die  früheren  Ordnungen  noch  in  Kraft  und  sind  durch  neuere  Vorschriften  ergänzt, 
so  dass  doch  in  wesentlichen  Punctcn  Gleichinässigkeit  der  Verhältnisse  besteht. 
S.  u.  A.  Erlass  v.  27.  Sept.  1871  ,  betr.  das  Regulativ  über  die  provincialständ.  An- 
stalten u.  Vermögen  der  Rh  ein  provinz,  mit  Nachtrag  v.  1.  Nov.  1*»75.  Erl.  v. 
16.  Aug.  1871,  mit  Nachtr.  v.  8.  Dec.  1875  über  die  prov.ständ.  Anstalten  der  Prov.  Posen. 

57  —  3.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  gelten,  mit  manchen  Ab- 
weichungen im  Einzelnen,  ähnliche  gesetzliche  Bestimmungen,  für  die  finanzielle 
Autonomie  der  Gemeinden  u.  der  höheren  Communalverbändc  und  für  das  Oberauf- 
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sichte-  und  Genehmigungsrecht  der  Staatsregierung  in  Betr.  der  Wahl  der  Steuerart, 
der  Höhe  der  Steuer,  der  Schuldaufnahmen  u.  s.v.  Couimunalvcrbändc  höherer 
Ordnung  mit  weiteren  Befugnissen  (obrigkeitlichen,  finanziellen)  hat  auch  hier  die 
neuere  Gesetzgebung  erst  geschaffen,  th.  (Baiern,  Baden,  Sachsen-Weimar  u.  a.  m.)  schon 
früher,  mit  nach  preuss.  Muster  in  K.  Sachsen,  Hessen,  Braunschweig,  liier  kann 
nur  Einiges  aus  diesem  grossen  Detail  hervorgehoben  werden.  —  Vgl.  i.  Allg.  über 
die  betreff,  verfassungs-  u.  verwaltrechtl.  Bestimmungen  des  Particularrechts  (ieorg 
Meyer,  Lehrbuch  d.  D.  Staatsrechts,  §.  110  ff.  —  118,  211. 

Für  die  Gemeindesteuern  ist  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
Staatssteuern  (einzeln  auch  zu  Verbrauchsteuern,  so  der  Biersteuer,  z.  B.  in  Baieru) 
•och  ausserhalb  Preussens  das  vorwaltende.  Doch  kommen  communale  Octrois 
mehr  vor  (Baiern,  Würtemberg,  u.  a.  m.).  In  Baiern  gingen  im  Gemcindecdict  v. 
17.  Mai  1818  u.  der  Verordn.  v.  22.  Juli  1815),  betr.  die  Umlagen  f.  Gemeindebe- 
darfnisse, die  Getreide-  u.  Flcischaufscbläge  den  directen  Steuern  voran,  in  d.  Gem. 
ordo.  v.  29.  April  1869  Art  39  sind  diese  Steuern  als  gleich  statthaft  erklärt  Ausser- 
dem kommt  bes.  der  Localmal/.-  oder  Bieraufschlag  vor,  der  1879  in  den  rechtsrhein. 
Kreisen  4.55  Mill.  M.  ertrug  (Ztschr.  des  bair.  stat  Bur.  1880,  S.  174).  Vgl.  Zürn, 
in  d.  Gutachten  z.  Comm.steuerfrage ,  Sehr.  d.  V.  f.  Soc.pol.  XII,  1877,  S.  102. 
Schüller  n.  Mayer,  (baier.)  Gcm.ordn.,  3.  A.  Erl.  1882,  S.  40  II*.  Neue  Ver- 
brauchsteuern der  Gemeinden  können  nur  durch  Gesetz  eingeführt  werden.  In 
Wurtemberg  zunächst,  wenn  die  übrigen  Einnahmen  nicht  reichen,  Umlage  von 
..Gemeindeschaden"  auf  die  im  Gemeindeverband  befind!.  Güter,  Gefalle,  Gebäude,  Gewerbe 
nach  Verhältniss  der  Staatssteuer;  auch  Zuschläge  bis  1%  des  steuerbaren  Betrags  zur 
Einkommensteuer  (wovon  dann  %  an  die  höheren  Verbände,  die  Amtscorporationen.) 
Dazu  subsidiär  in  den  Gemeinden,  wo  sonst  die  Gemeindeumlagen  als  Zuschläge  zur  Grund-, 
Gebäude-  u.  Gewerbesteuer  100°/o  übersteigen  würden,  mit  königl.  Verordnung  Coininunal- 
abgaben  auf  Bier,  Fleisch,  Gas,  in  bestimmten  Maximalsätzen  zulässig  (Gesetz  v.  23.  Juli  1877 
Art  18  u.  Ges.  v.  8.  März  1881).  S.  Riecke,  Verfass.  Würts  u  s.  w.  1882.  S.  227.  — 
Im  K.  Sachsen  hat  Dresden  eine  bedeutendere  indirecte  Communal- Verbrauchs- 
besteuerung (s.  Mittheil.  d.  Dresd.  stat  Bur.  H.  1,  v.  Jan  nasch). 

Die  Communalverbände  höherer  Ordnung  anlangend,  so  bilden  in  Baiern 
die  Kreise  (Regier.  Bezirke)  eigene  Kreisgemeinden  mit  d.  Recht  der  jurist  Person 
(Ges.  v.  28.  Mai  1852,  ältere  Gesetze  v.  1828,  1846),  denen  verschiedene  gemeinnützige 
Zwecke  obliegen,  bes.  im  Gebiete  der  volkswirthsch.  Interessen,  des  Verkehrswesen, 
des  Armen-  u.  Wohlthätigkeits-,  Gesundh.wescns.  Die  Vertretung  der  Kreisgemeinde 
der  sog.  Landrath,  setzt  den  Etat  fest,  bewilligt,  soweit  die  anderweiten  Mittel  nicht 
aasreichen,  mit  Staatsgen ehmigting  die  „ Krcisumlagcn "  oder  Kreissteuorn,  die  regel- 
mässig nach  Maassgabc  der  directen  Staatssteuern  vertheilt  werden,  (anderer  Maass- 
stab nur  auf  Antrag  des  Landraths  durch  Staatsgesetz  zulässig).  Zuschüsse  aus  der 
Staatskasse  für  Kreiszwecke  kommen  ebenfalls  vor.  Vgl.  v.  Pözl,  baier.  Vcrfass.rccht 
§.  131  II'.,  Stockar  v.  Neuforn,  Handb.  d.  baier.  Fin.vorwalt.  3.  A.  v.  Hock. 
Hamb.  1881,  I.  72  ff.  vom  Kreishaushalte.  —  Der  kleinere  Com  mu  naiver  band  im  Kreise, 
ausser  den  krcisunmittelbaren  Städten,  wird  in  Baiern  durch  die  mit  dem  Bezirksamt 
zu9.fallendc  Distri ctsgemeinde  gebildet,  die  der  Districtsrath  vertritt  (And.  Ges. 
r.  28.  Mai  1852).  Finanzstatistik  über  die  Districtsumlagcn  u.  ihr  Verhältniss  zu 
den  directen  Staatssteuern  in  d.  Ztschr.  d.  baicr.  stat.  Bur.  1878  S.  268  (f.,  1880 
S.  22  iL.  eb.  S.  100  ff.  über  die  grösseren  Städte,  Daten  f.  1876  —  78.  Im  ganzen 
Staate  waren  danach:  Die  Steuerprincipalsummc  der  directen  Staatssteuern  in  den 
Bezirksämtern,  16.89  Mill.  M. ,  die  Districtsumlagcn  5.09  oder  80.13%  der  Staats- 
steuer, die  Steucrprincipalsummcn  der  directen  Staatssteuern  der  Gemeinden  21.65  Mill.  M. 
(bloss  derj.  Gemeinden ,  in  denen  Gemcindeumlagen  erhoben  werden,  20.33  Mill.  M.), 
der  Betrag  der  erhobenen  Gemcindeumlagen  17.01  M.  M.  oder  78.56%  der  Staats- 
steuern (oder  83.68%  unrer  Berücksichtigung  bloss  der  Gemeinden,  in  denen  Umlagen 
erhoben  wurden).  P.  Kopf  die  Distr.uml.  1.01 ,  die  Gemeindeuml.  3.39  M.  (bloss  in 
den  Gem.  mit  Umlageerhebung  3.00),  zus.  4.40  M.  Die  Kreis  Umlagen  allein  betrugen 
ausserdem  (1876)  5.51  M.  M. 

In  Wurtemberg  fungiren  die  0  b  e  r  ä  m  t  c  r  als  höhere  Communalverbände  u.  Selbst- 
vcrwaltungskörper  auch  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  schon  nach  Ges.  v.  1822,  nicht  die 
Kreise.  S.  Riecke,  a.  a.  O.  S.  222.  Wichtig  in  prineip.  Hinsicht  für  die  Ausbildung  der 
Selbstverwaltung  war  die  b  a d i  s  ch  e  Gesetzgebung,  Ges.  über  Organis.  d.  inneren  Verwalt 
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v.  5.  Oct.  1863.  Die  mehrere  „Bezirke"  umfassenden  „Kreise",  mit  gewählten  Krcis- 
versammlungcn  o.  Kreisausschüssen  haben  Corporationsrechte.  Nach  §.  41  »st  „die 
Krcisversammlung  berechtigt,  im  Interesso  des  Kreises  u.  seiner  Bewohner  gemein- 
nützige Anstalten  zu  gründen  u.  zur  Förderung  gemeinsamer  Kultur,  Wirthschaft  u. 
Wohlthätigkeit  die  Gemeinden  zu  unterstützen",  ßesond.  Gegenstände  des  Wirkungs- 
kreises sind:  neue  Strassen.  Brucken,  Kanäle,  Uebernahme  schon  vorhandener.  Erricht. 
v.  Sparkassen.  Kreisschnl-,  Rettungsanstalten,  Werk-,  Waisen-,  Annen-,  Krankenhäusern, 
sonst.  Armenftlrsorgc,  event.  Uebernahme  von  Gcmeindclustcn  auf  deu  Kreis.  Anleihen. 
Krcisumlagcn .  Alles  unter  Aufsicht  des  Staats.  —  Gr.  Hessen  iGcs.  12.  Juni  1874) 
hat  ähnlich  wie  Preusscn  höhere  Selbstverwaltungskörper  (Provinzen,  Kreise)  mit  Ver- 
tretungsorganen u.  weiteren  finanziellen  Befugnissen  eingerichtet.  Dasselbe  gilt  vom 
K.  Sachsen  (Gesetz  v.  21.  April  1873,  betr.  die  Bildung  von  Bezirksverbänden). 
Diese  Verbände  werden  durch  die  Amtshanptmannschaften  gebildet,  haben  die  Rechte 
einer  jurist.  Person .  werden  durch  die  Bez.vcrsainmlung  u.  den  Bezirksausschuß  ver- 
treten. Dio  Bcz.vorsamml.  darf  für  gemeinnützige  Zwecke,  welche  gesotzlich  zu 
Bezirksangelcgenhciten  erklärt  sind,  —  namentl.  Einricht.  f.  Armenversorg. ,  öll'entl. 
Krankenpflege,  Wegebau,  Nothstands-Abwehr,  Unterstutz,  der  Familien  der  Reservisten 
u.  s.  w.  —  Einrichtungen  u.  Ausgaben  beschliessen ;  dafür  u.  A.  das  Recht,  Anleihen 
aufzunehmen  u.  den  Be/itk  mit  Abgaben  zu  belasten.  Verkeilung  der  Bezirkssteuern 
auf  die  (iemeinden,  Gutsbezirke.  Fiscus  nach  Maassgahc  der  directen  Staatssteuern. 
Die  Städte  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  sind  bezirksexemt.  Dotation  der  Verbände  u. 
dieser  Städte  mit  3  Mi  II.  Tbl.  Fonds  zu  Selbstverwaltuugszwecken ;  der  Kapitalbetrag 
dieser  Fonds  muss  erhalten  werden  (Ges.  v.  25.  Juni  1874).  Vgl.  Lcuthold,  sächs. 
Verw.recht,  Lpz.  1878  §.  16.  —  Auch  in  den  deutschen  Kleinstaaten  bestehen 
jetzt  mehrfach  zwischen  Gemeinde  u.  Staat  Commu naiverbände  höherer  Ordnung  für 
Zwecke  der  Selbstverwaltung,  mit  finanz-  u.  stcuerrochtl.  Befugnissen.  S.  Georg  Meyer, 
Staatsrecht,  S.  303  ff. 

§.  5s.  —  4.  In  Oesterreich  (West-.  „  Oisloithanien "  oder  „Gebiet  der  im 
Reichsrath  vertretenen  Königreiche  und  Länder'  )  bestehen  Uber  den  Ortsgemeinden 
als  Communalvcrbände  höherer  Ordnung  in  einigen  Kronländern  (Böhmen,  Tirol. 
Steiermark,  Galicien)  Bozirke  (Ul brich,  Lehrb.  d.  österr.  Staatsrechts.  Berl.  1882 
§.  116  ff.).  Die  Kronländer  selbst  haben  nach  der  eigenthümlichen  historisch -poli- 
tischen Entwicklung  des  Kaiserstaats  thcils  die  Bedeutung  von  Selbstvcrwaltungskörpem 
höchster  Ordnung,  gleich  den  Provinzen  anderer  Staaten,  thcils  eine  darüber  noch  etwas 
hinausgehende,  der  Stellung  von  Einzelstaaten  eines  Bundesstaats  vergleichbare.  Das 
wirkt  auch  auf  die  Finanzwirthschaft  ein.  S.  f.  d.  Staatsrechtliche  Ul  brich 's  neues  Werk. 

Für  die  österr.  Gemeinden  hat  das  Reich>gcs.  v.  5.  März  1862  die  allge- 
meinen Grundsätze  festgestellt,  für  die  einzelnen  Krouländer  sind  daraufhin  besondere 
lindes-  Gemeindcordnungen  erlassen  (Ulbrich.  246,  giebt  die  Daten  dieser  Gesetze). 
Ausserdem  bestehen  für  grössere  Städte ,  bes.  die  Landeshauptstädte  eigene  im  Wege 
der  (iesetzgebung  erlassene  Ortsstatuteu  (Uebers.  bei  Ulbrich,  S.  288).  Der  Wirkungs- 
kreis der  österr.  Ortsgemeinden  stimmt  in  Betreff  der  obligatorischen  (n.  A.  auch 
Voltaschulwcscn.  Armenwesen,  übrigens  Beides  im  Gemeindeges.  v.  1K62  Art.  5  zum 
„sclbständ.'*  Wirk.kreis  der  Gemeinde  gerechnet)  und  facultativen  Aufgaben  im  Wesent- 
lichen mit  demjenigen  der  Gemeinden  im  Deutschen  Reiche  Uberein.  Die  finanzielle 
Autonomie  im  Ausgabe-  und  Einnahmewesen,  das  betreffende  Oberaufsichts- ,  bez. 
Zustimmungsrecht  des  Staats  (bei  Vcräusserungcn  von  grösseren  Vcrmögensobjectcn. 
bei  Sdiuldaufnabmc.  Besteuerung  f.  Gemeindezwecke)  ist  gleichfalls  ähnlich  geregelt. 
Die  Gemeindesteuern  können  als  Zuschläge  zu  den  dirocten  Steuern  —  und  zwar 
nur  auf  alle  directen  Steuern  gleichmassig  —  u.  zur  Verzchruugssteuer  (hiermit 
Beschränkung  auf  den  L ocal verbrauch,  also  Freilassung  der  anderswohin  gehenden 
Ortsproductc  und  der  nur  im  Handelsverkehr  durchgeführten  Waaren)  oder  in  Form 
anderer  Auflagen  u.  Abgabon  beschlossen  werden,  wenn  die  Einkünfte  aus  dem  Ge- 
meindeeigenthum die  Ausgaben  nicht  decken.  Einführung  neuer  Auflagen  u.  Aus- 
gaben, ausser  jenen  Zuschlägen,  u.  Erhöhung  bestehender  setzt  ein  Landcs- 
g.  sctz  voraus  (Gem.  Ges.  v.  J862  Art.  15). 

Die  im  Gemeindeges.  v.  1862  Art  17  ff.  vorgesehenen,  nur  theilweise  gebildeten 
Bezirke  haben,  ähnlich  den  preuss.  Kreisen,  einige  grössere  Localanfgabcn  der 
Inneren  Verwaltung  durchzuführen  (Anstalten  f.  Landeskultur,  Gesundheitspflege. 
Armenversorgung,  Humanitätsansfalten,  Bezirkstrassen  u.  dgl.).    Die  Besteuerung  zu 
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Bezirk&zwccken  hat  regelmässig  in  der  Form  von  Zuschlägen  zu  den  directen 
Stenern  zu  erfolgen,  bis  zu  einem  bestimmten  Maasse  (Böhmen  10.  Tirol  50.  Steier- 
mark 27,  Galicicn  20°/,,)  ohne  Weiteres,  darüber  hinaus  und  im  Falle  anderer  Umlagen 
Ut  ein  besonderes  Landesgesetz  erforderlich  (Gem.  Ges.  v.  1862  Art.  21.  Ulbrich  S.  204). 

Die  Stellung,  welche  die  österr.  Kronländer  in  der  neueren  Verfassungsepoche 
seit  1861  („Februarpatent"  v.  26.  Febr.  1861,  „Landesordnungen"  auf  Grund  desselben) 
wieder  erhalten  haben,  ist  wie  gesagt  eine  etwas  selbständigere,  als  sie  den  Provinzen 
in  einem  modernen  Einheitsstaat  gewahrt  zu  sein  pflegt.  Das  hat  auch  seinen  Ein- 
flass  aof  die  Landeshaushalte  gehabt.  (Vgl.  Ulbrich,  a.  a.  0.  §.  118  ff.,  v.  Czörnig, 
>ht  Budg.  II,  401  lf.)  Die  „Länder"  haben  eine  erhebliche  Thitigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  Inneren  Verwaltung  (Anstalten  f.  Krankenpflege,  Findel-,  Gebär-,  Irrenwesen, 
Impfwesen,  Zwangsarbcitshäuser ,  Schulwesen,  Aufwand  f.  Kaust  u.  Wissenschaft, 
Strassen-  u.  Chausseebau,  z.  Th.  Gensdarmcrie - ,  Militärquartier-,  Vorspannwesen  u. 
A.  m.).  Die  Einnahmen  zur  Deckung  dieser  obligat,  u.  facult.  Ausgaben  flicsson  aus 
dem  werbenden  Vermögen  u.  Gefällen  der  Länder,  aus  Landesfonds  (Domesticalfonds) 
aus  der  früheren  ständ.  Periode,  aus  Specialfonds,  Uberwiegend  jedoch  aus  Landcs- 
steoern,  wiederum  regelmässig  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Staatssteuern. 
Bis  zu  10%  können  diese  Zuschläge  durch  anton.  Landtagsbeschluss,  darüber  hinaus  oder  in 
indercr Form  nur  mit  kais.  Genehmigung  angeordnet  werden  (Ulbrich,  S.  301).  Ausser- 
dem ist  in  Westösterreich  die  Grundentlastungsschuld  eine  Spcciallast  der  einzelnen 
Kronläoder,  nicht  desStaats,  der  aber  erhebliche  Zuschüsse  übernommen  hat.  Statistisches 
ul*r  die  Landesfonds,  den  Gemeindehaushalt  im  österr.  Statist.  Jahrb.  f.  1879  H.  VII. 

§.  59.  —  5.  In  Frankreich  stehen  über  den  Gemeinden  (communes)  als  Analoga 
unserer  Communalverbändc  höherer  Ordnung  nur  die  Departements.  Die  Cantone 
gehören  nicht  dazu,  da  sie  nur  Gebiotsabtheilungen  für  einige  Specialzwccke ,  ohne 
cirporaure  Gestaltung,  sind.  Und  auch  dio  Arrondissements  sind  hier  nicht  zu 
nennen,  da  sie,  die  Unterabteilungen  der  Departements,  zwar  in  „Rathen"'  (conseils) 
eine  Vertretung  mit  gewissen  Aufgaben,  aber  keine  selbständige  Finanzwirthschaft, 
kein  eigenes  Budget  haben.  S.  über  die  Organisation  Ernst  Meier  in  HoltzendorlTs 
Kacvcl.  d.  Rechtswiss.  3.  A.  S.  939  ff,  4.  A.  S.  1148  h".,  Georg  Meyer,  in  Schön- 
berg's  Handb.  d.  pol.  Oekon.  II,  498.  Leroy-Beaulieu,  adininistr.  loc.  cn  France 
et  cn  Äuglet.  1.  Partie  u.  3.  partie  (diese  über  d.  Finanzielle);  ders.  trait6  de 
fin.  I  lirre  2,  ch.  15.  Block,  les  communes,  passim  (Vergleiche  mit  and.  Ländern). 
Hers,  dict  du  l'administr.  fran<;.,  2.  cd.  3.  tirago,  Par.  1881,  nebst  den  jährt,  er- 
scheinenden Supplements  dazu  (bisher  4,  1878  —  81),  unter  den  betreffenden  tech- 
nischen Ausdrücken,  so  „Organisation  communalo"  u.  A.  m.,  sehr  reichhaltig  im  lcgis- 
lat  Material,  auch  Uber  die  finanzwirthsch.  Bestimmungen ;  ebendaselbst  Bibliographie. 
Uber  das  französ.  Communalfin.wesen  speciell:  v.  Drasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Fin.wcs. 
in  Frtnkr.  Lpz.  1874.  v.  Reitzenstein,  Gutachten,  in  B.  XII  der  Schriften  d.  Ver. 
f.  Soc.pol.,  1877.  S.  111  —  187,  bes.  S.  133—  157.  Auch  v.  Hock,  Fin.vcrwalt. 
franku  4.  Kap.  passim.  über  den  Octroi  7.  Kap.  S.  377  ff.  Jetzt  v.  Kaufmann,  Fin. 
Frankreichs,  Leipz.  1882,  Buch  V,  spec.  über  Paris  S.  752  ff.  (während  des  Drucks 
dieses  Bogens  mir  zugegangen:)  bes.  viel  Statistisches.  Die  Verhältnisse  in  Betreff 
der  Zoschlagxentimen  sind  complicirt.    Für  Näheres  s.  bes.  Block 's  dict. 

Die  Ausgaben  der  Gemeinden  zerfallen  verwaltungsrechtlich  bes.  in 
obligatorische  u.  facultative.  Zu  den  ersteren,  welche  die  staatliche  Au fsichts- 
ttehörde  (Pr&fect)  zwangsweise  ins  Budget  setzen  kann,  wenn  sie  der  Municipalrath 
nicht  bewilligen  will,  gehören  eine  Reihe  speciell  überwiesener  Ausgaben  für 
Staatszwecke  (o.  A.  gewisse  Kostcnpo>ten  f.  dio  Volkszählungen,  f.  d.  Civilstandsregiater, 
Mietlie,  Reparatur,  Unterhaltung,  Mobiliar  f.  d.  Fricdeusgcrichte,  gewisse  Zuschüsse 
n>  den  Cultuskosten  [subsidiär],  Zuschüsse  zu  den  Unterbaltskosten  der  Waisen-  n. 
Findelkinder,  auch  solcher  Geisteskranken,  dio  in  der  Gemeinde  ihr  Domicil  haben. 
Korten  der  polit.  Wahlen,  Logis  f.  d.  Präsidenten  der  Assissen  ausserhalb  des  Sitzes  des 
Appcllgcrichts,  gewisse  Polizeigebäudekosten,  Kosten  der  Erneuerung  der  Mutterrollen 
der  directen  Steuern .  gewisse  andere  Polizeikoston.  nur  ein  Minimum  Untcrrichtsaus- 
faben  o.  A.  m.).  Die  Armen  last  bildet  in  Frankreich  keine  obligator.  Ausgabe  der  Ge- 
meinden. Dagegen  werden  eine  Reibe  von  Ausgaben  f.  eigentliche  Communalzwecke  (Wege- 
vesen, Gommunalgebäude,  allgem.  Commonalverwalt.kostcn,  Schuldenlast)  zu  den  oblig. 
Ansgabon  gerechnet.  Erst  nach  Bestreitung  der  oblig.  Ausgaben  können  vom  Manicipal- 
™h  selbständig  facult.  Ausgaben  beschlossen  werden .  vorausgesetzt,  dass  die  ordenfl. 
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Einnahmen  zur  Deckung  beider  Kategorieen  ausreichen,  so  für  Zwecke  des  Cullus,  öfTenil 
Unterrichts,  öUcntl.  Wohlthätigkcit,  öffentl.  Arbeiten,  Wege  u.  dgl.  m.  (Hauptges.  d.  Gc- 
meindeges.  v.  18.  Juli  1837,  neuere  Ges.  v.  18.  Juli  186«,  10.  Aug.  1871).  —  Die  Ein- 
nahmewirthschaft  derGcmeinden  beruht,  abgesehen  vom  Ertrag  werbenden  Vermögens 
u.  communaler,  nach  dem  privatwirthsch.  Erwerbs-  oder  nach  dem  Gebuhrenprincip  ver- 
walteter Anstalten,  sowie  abgesehen  von  Gebuhren  verschiedener  Art,  uberwiegend  auf 
dem  gesetzlich  genau  geregelten  System  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Steuern 
(Centimes  additioneis),  Antheilen  an  der  Patent -(Gewerbesteuer)  u.  an  d.  Pforde- 
u.  Wagensteuer  (hier  5%),  endlich  dem  verbreiteten,  bes.  in  den  grösseren  Gemeinden 
wichtigen  städtischen  Octroi  (Thoraccise).    Die  Zuschlage  sind  th.  gesetzlich  feste, 
th.  veränderliche  nach  dem  Jahresbedarf,  ferner  th.  allgemeine  f.  die  Deckung  der 
ordentl.  Gommunalausgaben  überhaupt,  th.  spcciclle,  eine  Art  Zwecksteuern  f.  be- 
sondere einzelne  obligatorische  Ausgaben.  Das  System  der  Zuschlagcentimen  steht  hier 
mit  der  Specialisirung  letzterer  Ausgaben  in  Verbindung.   50/o  Zuschläge  zur  Grund-  u. 
Personal-  u.  Wohnungssteuer  im  Maximum  bilden  die  erste  allgemeine  Steuereinnahme  zur 
Deckung  der  jährlichen  regelmäss.  Ausgaben  der  Gemeinden.  Im  Fall  des  Bedarfs  treten 
Specialzuschläge  zu  den  4  directen  Steuern,  f.  Vicinalstrassen  im  Max.  von  5%  (Ges.  v. 
21.  Mai  1836),  desgleichen  mit  wechselndem  Maximum  (festgesetzt  durch  das  Finauzgeset/.) 
f.  die  Primärschulen,  ferner  für  die  Kosten  der  Feldhüter  hinzu.    Im  Fall  die  Einkünfte 
noch  nicht  ausreichen,  werden  mit  Staatsgenehmigung  weitere  Zuschlagcentimen  zu 
den  directen  Steuern  erhoben.   Auch  Zuschläge  zur  Bestreitung  einmaliger  obli- 
gator.  u.  facult.  Ausgaben  sind  ebenfalls  unter  gewissen  Cautelen  (Genehmigung  des 
Präfectcn,  bez.  der  Staatsregierung)  zulässig.   Die  Maxiina  der  ausserord.  Zuschläge 
werden  jährlich  von  den  Gencralräthen  innerhalb  der  vom  Finanzgesetz  normirten 
Grenzen  festgestellt  (v.  R eitzenstein,  S.  139,  Ges.  v.  10.  Aug.  1871  Art.  42). 
Allgcmeiu  ferner  beziehen  die  Gemeinden  8%  vom  Ertrage  der  in  ihnen  erhobenen 
Patents  teuer  (Ges.  v.  25.  Apr.  1844).   Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Gebühren 
u.  steuerartigen  Abgaben,  welche  ausserdem  in  den  Cominunen  vorkommen  (s.  Block, 
dict.  p.  1413),  befindet  sich  eine  obligat.  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden 
(Ges.  v.  2.  Mai  1855)  u.  bes.  der  Octroi,  die  Hauptsteuerquelle  der  bedeutenderen 
französ.  Städte,  aber  auch  in  kleineren  Gemeinden  sehr  verbreitet  (im  Ganzen  jetzt 
in  über  1500!)  aus  der  alten  Monarchie  stammend,  1 7y  1  aufgehoben,  schon  unter 
dem  Directorium  wieder  hergestellt  (Ges.  v.  9.  germin.  Y,  11.  frim.  VII,  2.  vendem. 
u.  27.  frim.  VIII,  5.  ventose  VIII  u.  a.  m.  bis  in  die  neuste  Zeit).  Vgl.  Art.  octroi 
bei  Block,  dict,  v.  Reitzenstein,  S.  150  (f.   Die  Reihe  der  steuerbaren  Artikel 
ist  eine  sehr  grosse  u.  den  Municipalräthen  ist  Freiheit  gegeben,  sie  mit  Zustimmung 
des  Generalraths  des  Departements,  event  des  Ministers  und  Staatsraths  noch  aus- 
zudehnen.   Sie  umfasst  (Tarif  im  Anschluss  an  d.  Decret  v.  12.  Febr.  1870)  sechs 
grössere  Kategorieen,  Getränke,  Nahrungsmittel,  Brennmaterial,  Futter,  Baumaterial, 
Verschiedenes.  Der  Tarif  bestimmt  das  zulässige  Maximum  der  Tarifsätze,  verschieden 
nach  6,  nach  der  Bevölkcrungsgrösse  gebildeten  Ortsklassen.   Der  Wein  spielt  eine 
Hauptrolle  im  Ertrag  des  Octroi,  bes.  der  grossen  Städte  des  Nordens:  ein  Haupt- 
untorschied  von  den  Verhältnissen  anderer  Läuder.    Nach  der  amtlichen  Statistik  f. 
1877  (im  Auszug  in  Block 's  ann.  de  1'ec.  pol.  p.  1881  p.  149)  bestand  der  Octroi  1823 
in  1434  Gemeinden  mit  6  Hill.  Einw..  Rohertrag  61.87  M.  fr.,  p.  Kopf  10.32  fr.,  1877 
in  1543  Gemeinden  mit  10.95  Hill.  Einw.,  Rohertrag  250.12  Hill,  fr.,  p.  Kopf  22.83  fr. 
Davon  über  die  Hälfte  in  Paris,  126.49  M.  fr.    Von  den  Hauptobjecten  gaben 
Wein  76.86  M.  fr.  (in  Paris  allein  50.84),  Cider  u.  s.  w.  2.24  (Paris  0.22),  Alco- 
hol  15.79  (P.  9.83),  and.  Flüssigkeiten  24.79  (P.  12.03),  Nahrungsmittel  63.68  (P.  23.28), 
Brennstoffe  24.49  (P.  9.97),  Futter  12.34  (P.  4.19),  Baumaterial  24.19  (P.  12.28),  Ver- 
schiedeues 5.74  (P.  4.01),   An  finanz.  Bedeutung  überwiegt  so  der  Octroi  als  Communal- 
cinnahme  im  Ganzen  die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  bei  Weitem,  namentlich  auch 
in  den  grösseren  Städten  (Lyon  1868  ges.  Einn.  14.63  Mill.  fr.,  wovon  Octroi  6.71, 
Zuschläge  1.45,  Marseille  1869  16.30  i.  G..  wovon  Octroi  8.5,  Zuschläge  1.32  M.  fr.; 
Paris  Budg.  f.  1881  ord.  Einn.  232.34,  auss.ord.  5.36,  zus.  237.70;  von  d.  ord.  Einn.  aus 
Octroi  130.45,  aus  Zuschlagcentimen,  Specialaufl.  u.  Hundesteuer  zus.  nur  24.37  H.  fr., 
Voranschi.  d.  Octroi  f.  1883  140  Hill.  fr.  Hebekosten  des  Octroi  in  Paris  1860  5.62. 
1879  4.37°/0).  Eingehende  Bestimmungen  auch  über  die  Aufnahme  von  Communal- 
Anleihen.    (Ges.  v.  24.  Juli  1867).    Bei  Anleihen,  welche  aus  ausserord.  Quellen 
später  als  nach  12  Jahren  zuruckzahlbar  sind,  ist  ein  Regierungsdecret  erforderlich, 
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das  bei  Gemeinden  mit  Uber  100,000  fr.  Einkommen  im  Staatsrath  erlassen  werden 
moss.  Bei  Anleihen  im  Betrage  von  Uber  1  Mill.  fr.  ist  ein  Gesetz  nothwendig. 
Bei  pewissen  anderen  Anleihen  Zustimmungsrecht  des  Präfecten.  Die  Zuschläge 
zu  den  directen  Steuern  für  Coinmunalzwecke,  ebenso  für  Departementszwecke .  er- 
scheinen als  Annex  zum  jährlichen  Budget  des  Staats:  im  B.  f.  1SS2  151  4$  Mill.  fr. 
f.  Communal-,  140.77  M.  fr.  f.  Depart.zwecke ,  jenes  40.4,  dieses  37.5,  zus.  77.9% 
des  Ertrags  der  4  grossen  directen  Staatssteuern  (375.14  M.  fr.).  Die  directen  Stcuer- 
zuschlägc  betrugeu  also  im  Ganzen  noch  nicht  60%  des  jetzigen  Rohertrags  des 
Octroi,  obwohl  dieses  nur  in  einem  Thcil,  allerdings  in  allen  grösseren  Gemeinden, 
besteht.  Nach  einer  amtl.  Statistik  f.  1877  (bei  Kaufmann  ,  a.  a.  0.  S.  737  ff.)  betrugen 
in  den  Gemeinden  ohne  Paris  die  ord.  Ausgaben  354.3,  die  ausserord.  350.4  (wovon 
Schuldcotilg.  187.7)  M.  fr.,  dazu  Paris  mit  bez.  100.2  u.  87.7,  zus.  553.5  u.  447.1, 
Summa  1000.6  M.  fr.  Die  gleichzeit.  Einnahmen,  ohne  Paris,  ord.  407.3  ^davon 
Zuschläge  zu  den  dir.  Steuern  77.8,  Antheil  an  Staatssteu.  8.7,  Octroi  110.4.  Hunde- 
steuer 6.3)  M.  fr.,  die  ausserord.  Einnahmen  514.6  M.  fr.  (davon  directe  Zuschläge  3S.3, 
Anleihen  173.4,  Küeksrände,  Ueberscbüsse  226.2  M.  fr.),  zus.  922  M  fr.  Einn.,  dazu 
Paris  mit  426.1.  Summe  alier  Gem.einn.  1348  M.  fr.  Die  Abhängigkeit  der  franzGs. 
Gemcindeu  vom  Staate  tritt  auch  in  der  Erhebung  der  Zuschläge  durch  die  S'euer- 
einnehmer  des  Staats,  in  der  Ucbcrweisung  der  Quoten  an  die  Gemeinden  u.  in  der 
Beifügung  der  betreffenden  Einnahmen  zum  Staatsbudget  hervor. 

Die  Departements,  welche  in  der  Revolution  als  hauptsächliche  Verwaltungs- 
abtbeilungcn  an  die  Stelle  der  Provinzen  u.  s.  w.  der  alten  Monarchie  traten,  haben  im 
Generalrath  (conseil  general)  ein  Vertretungsorgair.  sie  besitzen  eine  eigene  Finanzwirth- 
s<:haft  u.  ein  eigenes  Budget,  das  in  ein  ordentliches  und  ein  ausserordent- 
liches  zerfällt.  Auch  hier  sind  die  ordentlichen  Ausgaben  z.  Th.  obligatorische 
für  staatliche  Zwecke,  welche  in  das  Budget  gestellt  werden  müssen  (u.  A,  Miethe, 
Mobiliar,  Unterhaltung  der  Präfectur-  u.  Unterpräfectur-Hotcls,  dgl.  für  die  Assisscn-. 
Civil-  u  Haudelsgcrichtthöfe,  Kascrnirung  der  Gensdarmeric).  Auch  die  Last  der 
Ausgaben  für  cnfants  assistes  (Waisen-.  Findelkinder)  liegt  den  Departements  in  der 
Hauptsache  ob.  Dazu  treten  Ausgaben  für  Dcpart.Gebäude,  Dep  -  Strassen  (womit  die 
Ausgaben  der  Gemeinden  für  die  Vicinalstrassen  grösserer  Verbindung  u.  von  all- 
gemeinem Interesse  in  gewisse  Combinationen  gebracht  worden),  für  öffentliche  Unter- 
stützung, für  Cultus,  Depart.-Archive,  Beförderung  von  Ackerbau  u.  Industrie,  ölfentl. 
Unterricht,  gewisse  Katasterkosten,  Unterstützung  an  Gemeinden  f.  gewisse  Zwecke. 
Zar  Deckung  der  ordentl.  Dcpartausgaben  dienen  namentlich  die  ordentlichen 
Zuschlagcentimen  zu  den  directen  Staatssteuern.  Der  Betrag  wird  jährlich 
tlorch  das  Finanzgesetz  festgestellt;  er  ist  neuerdings  im  Max.  25  cent  oder  %  von 
der  Grand-  u.  der  Personal-  u.  Wohnungsstcuer,  1  cent.  von  allen  4  directen  Steuern. 
Dazu  kommen  Specialzuschläge  für  gewisse  Zwecke  (Zwecksteuern),  namentlich 
für  Vicinalwege  (Max.  7  cent.),  f.  Primärunterricht  (Max.  3  cent),  beides  Zuschläge 
zu  den  4  directen  Steuern,  f.  Katastererneuorung,  (Max.  5  cent.,  bloss  von  der  Grund- 
steuer, doch  nur  zum  kleinsten  Thcil  verwandt).  —  Das  ausserordentliche  Aus- 
gabebudget ist  zunächst  auf  ausse  rordentliche  Zuschlagcentimen  zu  den  4 
directen  Steuern  basirt.  deren  Maximum  ebenfalls  das  jährliche  Finanzgesetz  feststellt 
ineuerdiugs  12  cent).  Darüber  hinaus  müssen  Zuschläge  durch  ein  Gesetz  gestattet 
werden.  Ferner  dienen  zu  grösseren  derartigen  Ausgaben  Dcpart-Anlcihcn,  die 
der  Generalrath  bis  zur  Kuckzahlungsfrist  von  15  Jahren  auf  die  ord.  u.  ausserord. 
Einnahmen  aufnehmen  darf.  Für  andere  Anleihen  ist  ein  Specialgesetz  nothwendig. 
Vgl.  bes.  Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  das  die  Befugnisse  der  Generalräthe  erweitert  hat. 
Näheres  in  den  Art  Departement,  conseil  general,  chemins  vicinaux  u.  a.  in.  in 
Block 's  dict  de  l'admin.;  auch  E.  Meier  in  Holtzend.  Encycl.  4.  A.  S.  1150  ff.  — 

In  Belgien  hat  das  Prov.ges.  v.  30.  Aug.  1S36  Näheres  über  das  Finanzwesen 
der  Provinzen  bestimmt  Auch  hier  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
Steuern  (6%  ord.  Zuschlag,  dazu  eiu  wechselnder  auf  bestimmte  Zeit).  Die  belg. 
Coinmuncn  erhalten  für  die  aufgehobenen  Octrois  Entschädigungen  in  Antheilen  an 
den  Zöllen,  inneren  Verbrauchsteuern  (auf  Branntwein,  Bier,  Essig.  Zucker),  Postein- 
nahmen (zus.  1881  25.68  Mill.  fr.,  neben  60.01  Mill.  fr.  Staatsan thcil).  Ueber  das 
belg.  Communalün.wcs.  s.  Bollie,  traite  des  taxes  communales,  Brüx.  1  SS  1 .  Ueber 
die  Aufheb.  d.  Octrois  Kollmann  in  d.  Ztsrhr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1868.  Auf  das 
italien.  Cominunalfin.wesen  kann  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Ilervor/u- 

A.  Wntfiier,  Finanzwiasennchafl.   I.       Au«.  9 
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heben  sind  die  guten  finanz-statistischen  Arbeiten  des  ital.  stat.  Nur.  darüber,  s. 
Bilanci  cominunali  f.  1879,  Roma  1880. 

Drittes  Kapitel. 

Materielle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  Theorie 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

Vgl.  oben  S.  K]  die  Vorbeuierk.  zum  I.  Buche.  Die  Fragen  der  materiellen 
uud  formellen  Ordnung  des  Staatshaushalts  hängen  enge  zusammen  und  lassen  sich 
auch  in  der  Darstellung  nicht  vollständig  treunen.  Bei  der  materiellen  Ordnung  handelt 
es  sich  mehr  um  finanzwissenschaftliche  und  finanzpolitische  Grundsätze, 
bei  der  formellen  mehr  um  finanztechnische  und  um  Staats-,  bez.  verwaltun gs- 
rechtlichc.  In  diesem  Werke  sind  die  ersteren  das  Wichtigere.  Sie  werden  daher 
auch  in  diesem  Kapitel  vor  der  formellen  Ordnung  bchandolt.  Vom  finanzwissen- 
schaftlichen  Standpunctc  aus  ist  zu  verlangen,  dass  die  Grundsätze  fün  die  materielle 
Ordnung  in  der  formellen  Ordnung  des  öffentlichen  Haushalts  alsdann  möglichst  Be- 
rücksichtigung finden. 

Soweit  Kau  diesen  Gegenstand  Überhaupt  berücksichtigt  hat,  geschah  dies  im 
1.  Abschnitte  des  3.  Buchs  (Verhältniss  der  Einkünfte  zu  den  Ausgaben  des  Staats) 
§.  403  bis  470  und  theilweise  im  2.  Abschnitte  dess.  Buchs,  in  der  Lehre  von  den 
Staatsschulden  §.  471  tl..    Von  der  einen  Alt  der  Unterscheidung  zwischen  ordcntl. 
u.  ausscrordentl.  Einnahmen  sprach  Kau  in  §.  39—41  (5.  Ausg.).   Bei  der  principiellen 
Bedeutung  der  hier  zu  erörternden  Puncte  für  die  Lehre  von  den  Einnahmen  erschien 
es  richtiger,  diesen  Gegenständen  eine  andere  Stelle  im  System  zu  geben.  Dadurch 
wird  einmal  die  innere  Verbindung  zwischen  den  Lehren  von  den  Ausgaben  und  von 
den  Einnahmen  tiefer  begründet    Sodann  wird  innerhalb  der  Ausgaben  die  Grenz- 
linie gezogen,  bis  zu  der  die  ordentlichen  Einnahmen  unter  allen  Umständen  ausge- 
dehnt werden  müssen.    Man  gewinnt  so  erst  ein  Mass  für  diese  Einnahmen  insgesammt, 
das  bereib  feststehen  muss,  wenn  die  Frage  nach  der  Wahl  der  einzelnen  Arten  der 
ordentlichen  Einnahmen  (und  darunter  auch  der  einzelnen  Steuerarten)  beantwortet 
werden  soll.    In  meiner  Neubearb.  (6.  Aufl.  von  Kau,  1.  von  mir,)  hatte  ich  diese 
Lehre  an  den  S<  hluss  des  Buchs  von  den  Staatsausgaben  gestellt  (§.  82  —  S3d, 
S.  lilh  — 242:.    In   der  2.  Ausg.  gab  ich  ihr  eine  wohl  richtigere  systematische 
Stellung  und  fügte  zugleich  die  damals  noch  davon  getrennte  Erörterung  über  den 
ordentl.  u.  ausscrordentl.  Bedarf  (§.  39-— 41  d,  S.  68  ff.),  woran  jene  Lehre  vom  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalte  und  der  Deckung  des  Bedarfs  anzuknüpfen  hat.  nunmehr 
unmittelbar  in  diesen  Abschnitt  ein.    Ich  bin  dabei,  wie  auch  in  der  jetzigen  Aufl. 
jfrossentheils  meinen  eigenen  älteren  Arbeiten:  Ordn.  d.  österr.  Stantshaush.  (dessen 
Verhältnisse  mich  zunächst  auf  diese  Untersuchungen  führten')  S.  1—03,  Art  Staats- 
schulden im  Staatswörtcrb.  X.  1—20,  Art  Staatshaush.  u.  Staatsschulden  im  Hand- 
wörterb.  d.  Volkawirthsch.lchre  v.  Kentzsch  gefolgt.    S.  jetzt  auch  meiuo  Abh.  X 
..Ordn.  d.  Fin.wirtbsch."  in  Schönberg's  Handb.  II,  413.    An  einer  ähnlichen  allge- 
meinen und  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  hat  es  in  der  fin.wiss.  Literatur 
bisher  gefehlt.    Man  hat  sich  mit  der  Aufstellung  u.  Kritik  des  obersten  Postulats  der 
Finanzpolitik  (§.  Gl)  begnügt,  bis  man  danu  nach  Dictzcl's  hier  massgebender  An- 
regung die  Frage  von  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  principieller  erfasste  und  sie 
als  die  principiello  Vorfrage  über  die  Benutzung  des  öffentlichen  Credits  überhaupt 
erkannte.    Hauptsächlich  gehört  daher  hichcr  die  neuere  Liter,  über  den  Staats- 
credit:  Dietzel,  System  d. Staatsanleihen.  Heidelb.  1855,  meine  vorhin  gen.  Arbeiten, 
Laspeyrcs,  Art.  Staatswirthsch.  im  Staatswörtcrb.,  Sötbeer,  Betrachtungen  über 
Staatsschuldcnwesen  in  d.  Beil.  volksw.  Vicrtdj.scbr.  1865  B.  2,  Nasse  in  dem  alle 
diese  Arbeiten  kritisch  zus.fassenden  Art.  Steuern  u.  Staatsanleihen,   Tüb.  Ztschr. 
B.  24  (ISfiS).    Eine  allgemeinere  Erörterung  des  Problems  jetzt  auch  bei  Stein,- 
Fin.  3.  A.  S.  35  ff.  u.  4.  A.  I,  60  11.    Die  wenig  loyale  Polemik  Stcin's  in  s.  3.  A., 
die  ich  iu  der  2.  A.  S.  !>9  rügte,  hat  der  geniale  Wiener  College  in  d.  4.  A.  wieder- 
holt und  verschärft,  auf  Grund  einer  so  flüchtigen  Lcctüre  der  angegriffenen  Auf- 
fassungen, wie  man  sie  bei  ihm  leid.-r  gewohnt  ist.  oder  wie  er  sie  sich  wenigstens 
im  Fall  einer  solchen  Polemik  nicht  zu  schulden  kommen  lassen  sollte.    So  bezeichne 
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ich  nicht,  wie  er  mir  imputirt,  in  §.  H6  S.  189  d.  2.  A.  „Extrastcuern"  in  Staats- 
aothlag-en  zugleich  als  „Zwangsanleihen",  sondern  spreche  von  „grossen  Extrasteuern". 
>dcr  „richtig  repartirten  Zwangsanleihen",  u.  stelle  nicht,  nach  Steins  falschem 
i'iut,  einen  „Gegensatz"  von  „chronischem"  und  „wahrem",  sondern  einen  Unterschied 
m  ..chronischem"  und  „acutem"  Deficit  auf  (Stein,  I,  G",  ük,  meine  2.  Aufl.  S.  143). 
Seine  Polemik  hat  mich  zu  keiner  sachlichen  Aenderung  veranlasst.  Auch  bleibe  ich  ihm 
s^genuber  objectiv  (s.  Fin.  II.  S.  142).  Seine  eigenen  Unterscheidungen  der  Deficite 
jeben  aber  entweder  nur  andere  Ausdrucke  für  dieselbe  Sache  oder  sind  Wortspielcrebjii. 

Man  kann  eine  in  der  „Grundlegung"  (§.  64  ff.)  näher  dargelegte  und  motivirte 
Terminologie  für  die  Güterbewegung  in  einer  Wirthschaft  zweckmassig  auch  auf  die 
} inaozwi rthschaft  anwenden.  Danach  sind  als  „Eingänge"  und  „Ausgänge" 
diejenigen  Sachgütcr,  bez.  Geldsummen  zu  unterscheiden,  welche  zur  Durchführung 
der  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft  in  die  Verfügung  der  letzteren  eingehen 
ur»d  aas  dieser  Verfügung  heraustreten.  Unter  diesen  Ein-  und  Ausgängen  befinden 
-kh  auch  die  durch  den  Credit  bewirkten  Empfänge  und  Fortgaben  von  Sachgütem 
«der  Geld.  Unter  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft  sind  dagegen 
naob  jener  Terminologie  streng  genommen  nur  diejenigen  Ein-  und  Ausgänge  der 
Fioaiuwirtüschaft  zu  verstehen,  welche  gleichzeitig  eine  Veränderung  des  zur  Ver- 
fügung der  Finanzverwaltung  stehenden  Staatsverm  ögens,  des  sog  Fiscal  Ver- 
mögens, in  sich  schliessen.  Es  ist  im  Folgenden  an  diese  Unterscheidung  zwischen 
Ein  -  uod  Ausgängen  und  Einnahmen  und  Ausgaben  für  einen  Punct  der  wichtigen 
Lehre  vom  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  und  vom  Deficit  anzuknüpfen. 

§.  60.  In  diesem  Kapitel  sind  gewisse  obcrsteGrundsätzc 
für  die  materielle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  damit  Mi- 
die Sicherung  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte 
aufzustellen.  Es  handelt  sich  dabei  zunächst  um  Grundsätze,  deren 
Befolgung  die  Vermeidung  eines  Deficits  zwischen  Ein-  und 
Ausgängen  oder  eines  sogen.  Ca ssen- Deficits  sichert.  Dieses 
Ziel  kann  auf  die  Dauer  nur  erreicht  werden,  wenn  für  ein 
richtiges  System  von  Eingängen  in  der  Finanzwirthschaft  ge- 
sorgt wird.  Deshalb  müssen  auch  dafür  Grundsätze  für  die  Wahl 
der  passenden  Eingänge  abgeleitet  werden.  Solche  lassen 
>ich  nur  in  der  Weise  finden,  dass  die  einzelnen  Eingänge  den 
verschiedenartigen  Ausgängen  bez.  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft 
angepasst  werden.  Daher  muss  eine  Analyse  der  Ausgaben 
oder  des  Finanzbedarfs  nach  dem  Gesichtspuncte,  für  jede  Aus- 
sabeart  die  geeigneten  Deckungsmittel  zu  ermitteln,  erfolgen. 
Diese  Analyse  führt  zu  einer  Unterscheidung  von  ordentlichen 
UDd  ausserordentlichen  Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne 
des  Worts).  Die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Deckungs- 
mittel des  modernen  öffentlichen,  namentlich  des  Staatshaushalts 
sind  Steuern  unS  Staatsschulden.  Die  Untersuchung  kann 
«ich  daher  vornemlich  auf  die  Wahl  dieser  beiden  Arten  von  Ein- 
gängen beschränken.  Dabei  ist  an  die  genannte  Unterscheidung 
der  Ausgaben  anzuknüpfen.  Zugleich  muss  aber  auch  der  Fall 
der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des  Staatscredits 
erörtert  und  nach  Hilfsmitteln  zum  Ersatz  in  einem  solchen 
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Falle  geforscht  werden.    Nach  Erledigung  dieser  Punctc  ist  dann 
die  Lehre  vom  Deficit,   insbesondere  vom  eigentlichen 
Deficit,  zum  Abschluss  zu  bringen.    So  gewinnt  man  eine  Theorie 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 
Im  Folgeuden  wird  somit  behandelt: 

I.  Das  Gleichgewicht  in  Ein-  und  Ausgängen  und  das 
Casscndeficit,  §.  61. 

II.  Die  Unterscheidung  von  ordentlichem  und  ausser- 
ordentlichem Finanzbedarf,  §.  02  ff. 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Deckungsmittel  flir 
den  Finanz  bedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Steuern  und 
Staatsschulden,  §.  65  ff. 

IV.  Die  Falle  der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des 
Staatscred its,  §.  74  ff. 

V.  Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficits,  77. 
I.  —  §.  61.  Das  Gleichgewicht  zwischen  Aus-  und 

Eingängen.  Derjenige  Betrag  des  Finanzbedarfs,  welcher  für 
eine  Rechnungsperiode  (Jahr)  einmal  nach  Massgabe  der  Über- 
nommenen Verpflichtungen  und  auszuführenden  Thätigkeiten  fest 
gestellt  worden  ist  (§.  34),  muss  durch  Eingänge  der  Finanzwirth 
schaft  in  derselben  Periode  gedeckt  werden.  Diese  Eingänge 
müssen  ferner  in  den  Zeitpuncten,  wo  die  Ausgaben  zu  machen 
sind,  verfügbar  sein.  Daher  müssen  sich  die  Eingänge  einer 
solchen  Periode  in  ihrer  Höhe  und  ihren  Fälligkeits- 
terminen genau  nach  der  Höhe  und  den  Fälligkeit« 
terminen  der  festgestellten  Ausgänge  richten  oder  mit 
andern  Worten  -  da  dies  auf  beiden  Seiten  vornemlich  in  Betracht 
kommt,  —  es  wird  insofern  die  Einnahme  durch  die  Aus- 
gabe bestimmt.  Dieser  oft  missverstandene  und  wegen  seiner 
vermeintlich  sehr  bedenklichen  praetischen  Conscquenzen  vielfach 
bestrittene  Satz  ist  ein  im  Grunde  selbstverständliches  oberstes 
(formelles)  Postulat  der  Fiuanzpolitik  für  die  richtige 
Ordnung  des  Staatshaushaltes.  Wird  es  vernachlässigt,  so 
tritt  ein  Cassen deficit  ein,  d.  h.  die  laufenden  Eingänge  (und 
insbesondere  Einnahmen)  reichen  zur  Bestreitung  der  laufenden 
Ausgänge,  bez.  Ausgaben  nicht  aus. 

Dann  muss  entweder  die  «ranze  Staatsthäligkcit  ins  Stocken  getathen ,  oder  da 
dies  nicht  angeht  und  da  selbst  einzelne  einmal  unternommen«'.  Staatsthütigkciten  nicht 
ohne  grosse  Störung  und  Nachtheile  plötzlich  eingestellt  werden  können,  so  fuhrt  ein 
solches  Casscndeficit  nur  zu  leicht  zum  schlimmsten  Schuldenmachen ,  z.  H.  in  der 
Form  der  Papiergcldausgabe .  oder  zum  Verschleudern  von  Staatseigenthum  in  gon' 
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planloser,  ungerechter  und  verderblicher  Weise,  sowie  in  Rückwirkung  hiervon  oft  zu 
um  so  geringerer  Sparsamkeit  im  Staatshaushalte,  daher  zu  neuer  Vergrößerung  dos 
..eigentlichen*'  Deficite  (§.  77).  Namentlich  unterbleiben  etwa  coutractlichc  Zahlungen 
l  B.  an  die  Staatsgliiubiger,  Beamteu,  Lieferanten  u.  s.  w.,  woraus  die  unbilligsten 
Verkürzungen  dieser  Personeu,  welche  doch  ihrerseits  dem  Staate  Leistungen  gemacht 
haben  oder  selbst  noch  fortwährend  machen,  hervorgehen.  Ein  solcher  Zustand  fuhrt 
natürlich  zur  grössten  Unordnung  und  leicht  auf  Jahre  hinaus  zum  schlimmsten 
bronischen  Deficit  und  damit  zum  Kuin  der  Finanzen  und  des  Staatscredits. 
..Ist  die  Herrschaft  der  Deficite  eingebrochen,  ist  mau  um  eine  Unzahl  von  Millionen 
roni  Gleichgewicht  entfernt,  da  erscheint  jede  Ersparuug  im  Kleinen  unnütz,  man 
rrwartet  die  Rettuug  von  sogen,  grossen  Massrcgeln  und  ein  Geist  der  Unwirtbschaft 
und  Sorglosigkeit  bemächtigt  sich  der  Finanzvertwaltuug".  Hock,  öllentl.  Abg.  S.  33, 
mit  d.  gewiss  sehr  rieht.  Unheil  über  Kubeck,  den  spars.  österr.  Minister  in  Gleich- 
ichtszeiten ,  und  Bruck,  der  iu  der  Dericitwirthschaft  bloss  Millionen  beachtete, 
leber  das  oberste  Postulat  s.  Wagner,  Ord.  a.  a.  0.  S.  1  fl'.,  12  11'.,  Art.  Staatshaush. 
S.  Kau,  in  d.  5.  Aufl.  der  Fiuauzwissenschaft  §.  469,  v.  Malchus  U,  8  tl.. 
Schön.  Grunds.  S.  2«  Murhard.  Th.  u.  Polit  der  Besteuerung  S.  103—131. 
I' -Opfenbach,  Finanzwiss.  g.  4,  §.  1MJ  11. ,  Hock,  ön".  Abgaben  §.  7,  S.  30  11. 

Der  Ausdruck  Deficit  (engl,  deheieney,  französ.  auch  decouvert ,  deutsch  mit- 
unter Ausfall,  s.  Kau  in  Welc-ker's  Staatslcx.  3.  Aull.  IV,  330)  wird  im  gewöhnlichen 
Leben  und  selbst  im  Staatsrechnungswesen  in  verschiedenem  Sinn  gebraucht,  woraus 
"ft  irrige  Ansichten  Uber  die  Lage  eines  Staatshaushalts  hervorgehen.    S.  u.  §.  77. 

Zur  Vermeidung  eines  Cassendeficits  und  der  es  begleitenden 
l'ebelstände,  ferner  ebenso  zur  Vermeidung  von  zwecklosen,  unver- 
wendbaren Lieberschlissen  („Cassen  Überschüssen",  als  Gegen- 
stück des  Casseudeficits)  im  Staatshaushalte  wird  für  die  Dauer 
als  Regel  die  Gleichheit  der  Eingänge  und  Ausgänge 
in  der  betreffenden  Rechnungsperiode  zu  erstreben  sein.  Zu  diesem 
wie  zu  den  weiteren  Zwecken  der  formellen  Ordnung  der  Finanz- 
wirttischaft  dient  die  Aufstellung  eines  Voranschlags  (E  tat's, 
Badget's)  für  die  Finanzperiode  über  die  darin  zu  erwartenden 
Aas-  und  Eingänge,  bez.  Ausgaben  und  Einnahmen  und  die  Ziehung 
einer  Bilanz  zwischen  diesen  Stimmen. 

In  unseren  Staaten  mit  Volksvertretung  wird  dieser  Voranschlag  regelmässig 
/.wuchst  von  der  Regierung  aufgestellt,  der  Volksvertretung  zur  Prüfung  und  Ge- 
aehmigung  vorgelegt  und  alsdann  nach  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  als  Staats- 
haushalts- oder  Finanzgesetz  der  Periode  verkündet.  Er  enthält  in  dieser  Form 
bei  den  Ausgaben  die  Erlaubnis*,  sie  bis  zu  der  bestimmten  Summe  für  den  be- 
stimmten Zweck  vorzunehmen  (die  sog  Credite  der  einzelnen  Verwaltungsabthcilungen, 
Ministerien.  Behörden  u.  s.  w.1.  Dabei  bestehen  dann  nähere  staatsrechtliche  Vor- 
schriften, ob  und  welche  Uebertragungen  von  Crediten  ^Transferirunireu,  Virements) 
von  eiuem  Zweige  zum  anderen  in  FoUc  von  Ersparungen  oder  Minderausgaben, 
»eiche  in  einer  Abtheilung  gemacht  sind,  der  Kegicruug  allein  vorzunehmen  erlaubt 
sein  soll.  Eine  Uebersch reitung  der  etatsmässigen  Ausgaben  ist  sonst  im  Allge- 
meinen unzulässig,  entzieht  sich  aber  bei  notwendigen  unvorhergesehenen  Aus- 
üben und  bei  einem  höheren  Bedarf  für  die  etatsmässigen  (z.  B.  wegen  höherer 
Sachpreise)  zum  Theil  dem  Einlluss  des  Staats.  Der  Voranschlag  führt  ferner  die 
Eingänge  nnd  Einnahmen  nach  dem  muthinasslichcn  Ertrage  der  einzelnen  Quellen 
auf.  Dieser  Ertrag  hängt  von  der  gegebenen  Beschaffenheit  dieser  Quellen,  bei  einem 
Theilo  der  Steuern  von  dem  Entrichtungsfusse  und  sonst  im  Allgemeinen  von  der 
ranzen  Lage  der  Volkswirtschaft ,  der  Politik  u.  s.  w.  ab  und  inuss  auf  Grund  der 
bisherigen  Erfahrungen  unter  Berücksichtigung  der  Zeitverhältnisse  möglichst  objectiv 
festgestellt  werden,  entzieht  sich  aber  mit  seinen  Schwankungen  ebenfalls  stets  mehr 
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oder  weniger  der  ganz  genauen  Veranschlagung.  Die  constitutionelle  Budgetwirthschaft 
und  die  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  (§.  34)  über  das  von 
letzterer  eingehend  durchgeprüfte  Budget  bietet  auch  für  die  Vermeidung  eines  Cassen- 
deficits  wohl  wiederum  besondere  Bürgschaft.  Denn  die  Rogierung  wird  leicht  geneigt 
sein,  die  Ausgaben  zu  niedrig,  die  Einnahmen  zu  hoch  zu  veranschlagen,  währen«! 
die  Volksvertretung  öfter*  der  entgegengesetzten  Annahme  huldigen  wird;  mitunter 
auch  umgekehrt.  Ausserdem  sind  die  Fälle  zu  berücksichtigen,  dass  aus  der  ver- 
schiedenen zeitlichen  Verthcilung  der  Ein-  und  Ausgänge  innerhalb  einer  Finanz- 
periode ('assendeficits  entstehen,  indem  Ausgaben  vor  dem  Eingang  der  zu  ihrer 
Deckung  bestimmten  Einnahmen  (z.  B.  Steuern")  zu  leisten  sind.  Die  materielle 
Ordnung  des  Haushalts  macht  bei  allen  solchen  Uebcrschreitungcn  der  Ausgaben. 
Ausbleiben  von  Einnahmen  u.  s.  w.  Befugnisse  der  Regierung,  geeignete  Dcekungs- 
mittcl  zu  beschallen,  z.  B.  mittelst  Aufnahme  einer  schwebenden  Schuld,  Vornahme 
von  Uebertragungen.  Anlegung  und  Verwendung  von  Reservefonds,  nothwendig.  — 
In  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat  haben  auch  die  Staatenverbindungen  (§.  31*)  und 
Selbstverwaltungskörper  Budgets  aufzustellen. 

Für  Etat  früher  in  Deutschland  das  lat.  Status  gebraucht.  Budget,  eigentlich 
im  Englischen  ein  Sack,  Beutel,  von  dem  altfranzüs.  bouge  und  dem  noch  jetit 
üblichen  bougette,  sodann  in  der  engl.  Farlainentssprache ,  wegen  der  Uebergabe  der 
Actenstücke  in  einem  solchen  Behälter,  der  vom  Kanzler  der  Schatzkammer  dem 
Parlament  vorgelegte  Etat  (daher  Campe's  wunderliche  üebersetzung:  Bedarfstasche l. 
Italienisch  preventivo  im  Gegensatz  von  cousuntivo,  den  Rechnungsergebnissen  des  ver- 
flossenen Jahrs.  Welcker's  Staatslex.  3.  Aufl.  III,  115  An.  Budget  von  K.  H.  Ra». 
(Rau,  §.  465).    Näheres  über  Etatwesen  im  folg.  Kap.  4,  bes.  Abschn.  2. 

Der  Voranschlag  eines  geordneten  Staatshaushalts  muss  in 
der  Regel  in  Ausgang  und  Eingang  bilanciren,  d.  h. 
beide  letztere  einander  decken,  wenn  nicht  aus  besonderen, 
bei  uns  nur  ausnahmsweise  zutreffenden  Gründen  ein  Eingangs 
überschuss  erzielt  werden  soll.  Das  Verbleiben  eines  (Cassen) 
Deficits  schon  im  Budget  —  budgetmässiges  Deficit  —  ist  mir 
dann  zulässig,  wenn  für  alle  Fälle  Eingangsqucllen  zur  Disposition 
gestellt  sind,  aus  denen  das  Deficit  rechtzeitig,  sobald  es  wirklich 
eintritt  oder  zum  „wahren"  wird,  mit  Sicherheit  gedeckt  werden 
kann,  z.  B.  in  der  constitutionellen  Budgetwirthschaft  mittelst  Er- 
mächtigung der  Regiernng,  kleine  budgetmässige  Deficits  eventuell 
durch  Aufnahme  einer  (schwebenden-)  Staatsschuld  bis  zu  einem 
Maximal-  oder  auch  bis  zu  dem  wirklich  nöthig  werdenden  Be- 
trage zu  decken.  (So  jetzt  regelmässig  auch  im  Deutschen  Reich 
und  in  Preussen  bei  zeitweiligem  Mangel  an  Cassen raitteln  inner- 
halb des  Finanzjahrs).  Aber  davon  abgesehen  gilt  recht  eigentlich 
hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal  als  in  der  Finanz- 
periode nicht  reducirbar  bewilligte  Finanzbedarf  folge- 
richtig die  Bewilligung  der  vollständigen  Bedeckung 
dieses  Bedarfs  durch  die  dazu  erforderlichen  Ein- 
gänge in  der  Periode  in  sich  schliesst. 

Diese  budgetmässige  und  wirkliche  Bilancirung  von  Ausgängen  und  Eingängen 
ist  das  ein/.ige  Mittel  zur  Vermeidung  eines  verderblichen  Cassendefieits  und  eine 
Conscqueuz  des  aufgestellten  i'ostulats  und  des  eben  forraulirten  Satzes.    Der  Ein- 
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trand,  da*>  damit  cino  „rücksichtslose  Steigerung  der  Einnahmen  gerechtfertigt"  werde, 
trifft  nicht  zu  Wenn  die  Einnahmen,  also  insbesondere  die  Steuern,  jetzt  schon 
druckend  hoch  siud  oder  es  hei  der  Erhöhung  auf  den  Betrag  der  Ausgaben  werden, 
so  müssen  nur  zuvor  dio  letzteren  vermindert  oder  andere  Eingänge,  z.  Ii.  aus 
Oreditoperationen  für  zulässig  und  erreichbar  befunden  werden.  Die  sorgfältigste 
Prüfung  hierüber,  die  Nachforschung,  ob  nicht  wenigstens  ein  Theil  der  Ausgaben 
rerschoben  werden  kaun,  ist  dann  dringend  geboten.  In  der  Regel  ist  jedoch  über- 
haupt eine  beträchtliche  Verminderung  der  Autgaben  schwer  durchzusetzen  oder  sie 
kann  wenigstens  nicht  sofort  für  die  bevorstehende  Finanzperiodo  erfolgen.  Alsdann 
iddss  dennoch  für  jetzt  dieser  Ausgabebetrag  als  dio  fosto  Grösse  betrachtet  werden, 
»ach  der  sich  die  Eingänge,  bez.  die  Einnahmen  unbedingt  richten  müssen.  In  der 
< institutionellen  Budgetwirthschaft  adoptirt  die  Volksvertretung  damit  noch  nicht,  wie 
man  oftmals  in  dieser  Frage  eingewendet  hat,  die  ganze  regierungsseitige  Auflassung 
'ler  Staatszwecke,  dio  zur  Verwirklichung  der  letzteren  eingeschlagene  Politik  und 
>\as  bestehende  Verwaltungssystem.  Sie  erkennt  vielmehr  nur  mit  der  Budgctbe- 
»illigung  an ,  dass  für  die  jetzige  Finanzperiode  der  Bedarf  nicht  zu  verändern  ist. 
folglich  im  Interesse  der  Aufrechtcrhaltung  der  Ordnung  im  Staatshaushalte  auch 
Hinnahmen  oder  Eingänge  in  entsprechender  Höhe  eröffnet  werden  müssen. 

II.  —  §.  62.  Die  Scheidung  des  Finan z bedarf 8  in 
ordentlichen  und  ausserordentlichen.  Diese  Eintheilung 
kommt  in  einem  dreifachen  Sinne  vor,  einmal  indem  man  auf 
die  Zeit  des  Eintretens  des  Bedürfnisses  und  Bedarfs, 
für  welchen  eine  Ausgabe  bestimmt  ist,  auch  auf  den  Umstand, 
ob  dies  genau  voraus  zu  bestimmen  war  oder  uicht;  zweitens, 
indem  man  auf  die  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen  sieht;  drittens  kann  die  Unterscheiduog 
noch  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  haben.  Die  zweite  Ein- 
teilung ist  für  die  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  von 
principieller  Tragweite,  daher  finanzwissenschaftlich  die  wichtigste. 

1.  Erste  Unterscheidung. 

Rau,  5.  Aufl.,  §.  39  —  41  hat  nur  diese,  aber  nicht  ganz  correct;  ebenso  ich 
in  der  6.  Ausg.  §.  .'»!> — 41  noch  nicht  ganz  richtig.  —  S.  auch  Malchus,  Fin.  II.  55. 
Text  z.  Th.  nach  Bau,  aber  mehrfach  von  ihm  abweichend. 

a)  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  regel- 
mässigen Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  be- 
stimmter Periodicität  vorkommen,  daher,  einem  fortdauernden 
Bedürfnisse  entsprechend,  sich  genau  vorbestimmen  lassen. 
Es  ist  deshalb  zweckmässig,  zu  ihrer  Deckung  Einkünfte  von 
gleicher  Fortdauer  und  Höhe  aufzusuchen. 

b)  Ausserordentliche  Ausgaben  treten  dagegen  in  Folge 
eines  besonderen  entweder  Überhaupt  nicht  oder  seinem  Bedarfs- 
betrage nach  nicht  vorauszusehenden  Bedürfnisses  in  einem 
Zeitpuncte  unerwartet  hervor,  z.  B.  bei  einem  Kriege,  einem 
plötzlichen  Nothstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse  Summen 
zur  Deckung  erforderlich,  so  müssen  ausserordentliche  Hilfsmittel 
in  Bewegung  gesetzt  werden.   In  einem  grösseren  Staatshaushalte 


Digitized  by  Google 


136        I.B.  3.  K.  Materielle  Ordnung  «ler  Finanzwirthschaft.  §.  02,  (»X 


kommen  aber  auch  zahlreiche  kleinere  Posten  solcher  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  vor,  die  sich,  wenigstens  im  Ganzen, 
mit  einiger  KegelmHssigkeit  wiederholen.  Dafllr  kann  man  einen 
Einnahmebetrag  schon  nach  dem  Budget  als  freiverfügbaren 
Hilfsvorrath  (Reservefonds)  in  Bereitschaft  halten,  daher 
im  Etat  in  Ausgabe  stellen  oder  die  Regierung  zur  Ausgabe  von 
»Schatzsch  einen  ermächtigen. 

Diese  kleinen  Posten  ausserordentlicher  Ausgaben  sind  dann  den  sogen, 
unständigen  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  verwandt.  Kau  äusserte  sieh 
darüber  folgendermaßen  (§.  41). 

„Man  nennt  diejenigen  Ausgaben,  die  von  Jahr  zu  Jahr  mit  gleicher  Summe 
bestritten  werden  können,  ständige,  während  die  unständigen  von  wechselnder 
(irösse  sind.  Zur  Erreichung  mancher  Zwecke  wird  nach  Umständen  bald  eine  grössere, 
bald  eine  kleinere  Menge  von  Mitteln  nothwendig,  z.  B.  bei  Baukosten.  Diäten.  Prämien. 
Strafprocesskosten.  Um  aber  doch  für  zureichende  Einkünfte  schon  vorher  einiger- 
tnassen  sorgen  zu  können,  bildet  man  sieh  bei  den  unständigen  Ausgaben  wenigstens 
eine  Vermuthung  über  ihre  wahrscheinliche  Grösse,  im  Anhalt  an  den  Durchschnitt 
aus  den  vorhergehenden  Jahren"  und  unter  Berücksichtigung  der  steigenden  oder 
fallenden  Richtung  der  Jahressummo  dieser  Ausgaben.  „Wo  vielerlei  unständige  Aus- 
gaben vorkommen,  da  kann  man  bei  sorgfältig  gefertigten  l'cberschlägen  hotten,  dass. 
wenn  ein  Theil  der  ersteren  den  Anschlag  übersteigt,  dagegen  an  andern  etwas  er- 
spart wird.  Da  es  jedoch  nicht  sicher,  dass  beide  Fälle  sich  gerade  ausgleichen,  so 
ist  auch  um  der  unständigen  ordentlichen  Ausgaben  willen  ein  Hilfsvorrath  nützlich, 
dessen  Grosse  im  Verhältnis*  zum  ganzen  Staatsaufwandc  nach  den  Umständen  zu 
bemessen  ist",  oder  die  Emission  von  Schatzschcincn  erfolgt  auch  hier.  „Lassen  sich 
unständige  Ausgaben  ohne  andore  Nachtheile  in  ständige  umwandeln,  so  ist  dies  für 
die  Ordnung  im  Staatshaushalte  förderlich." 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  v.  1833,  §.  143.  sollte  ein  Rescrrccredit  von 
5  Proc.  des  ganzen  Au>gabebudgeti  zur  Verfügung  des  (iesaminhninisteriutns  bereit 
gehalten  werden.  In  Preusson  war  sonst  ein  ansehnlicher  Reservefonds,  z.  B.  nach 
dem  Voranschlage  von  1847  2  312  000  Thlr.,  er  wurde  aber  auch  zu  Landesver- 
besserungen benutzt  und  der  Ueberschnss  zum  Staatsschätze  geschlagen.  Neuerlich 
sind  nur  noch  300.000  Thlr.,  dann  400.000  als  Haupt- extra- ordinarium  des  Finanz- 
ministeriums aufgenommen.  So  auch  jetzt  noch  12  Mill  M.  Baiern  hatte  1855— ßl 
050.000  n*.  Reservefonds  auf  43  Mill.  fl.  Ausgaben  nach  Abzug  der  Einnahmskosten, 
also  IV,  Proc,  für  186S  und  69  sind  je  1.818.000  tl.  als  Reichsreservefonds  bei 
58'/4  Mül.  reiner  Staatsausgabe  angesotzt,  also  ,T1  Proc.  für  1874  u.  75  nur  0  90  Mill.  M. 
bei  einer  eigentl.  Staatsausgabe  v.  130-8  Mill.  Mrk.,  f.  1*80  u.  81  0*3  M.  M.  bei 
1 32.34  M  M.  Sachsen,  A.  1874—75  0  42  Mill.  Mrk.  Reservefonds  bei  47  49  Mill. M. 
(iesammtausgabe.  f.  1**80  u  81  0-235  hei  63"G.  Wurtemberg  f.  1875— 7<> 
105.000  Mrk  bei  4434  Mill.  Mrk.  eigentl.  Staatsausgabe.  1882  —  83  70.000  bei 
52  04  M.  M.  —  Die  Ausgabe  von  Schatzscheinen  für  die  gen.  Zwecke  ist  ein  passendes 
Mittel  zur  Ersetzung  oder  Ergänzung  baarer  Reservefonds,  weil  sie  weuiger  Zinseu 
kostet.  In  England  u.  Frankreich  ist  sie  seit  lange,  in  Prcussen  u.  im 
Deutschen  Reich  jetzt  auch  üblich. 

§.  63  —  2.  Zweite  Unterscheidung. 

Zuerst  hat  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen  1855,  die  Wichtigkeit  dieser  Ein- 
theilung  betont  und  sie  für  die  Staatsbedarfsdeckung  verwerthet.  s.  nam.  S  90  IT., 
152  fr.,-  wobei  er  indessen  nicht  genügend  specialisirt ,  s.  unten.  S.  auch  Umpfen- 
bach,  Finanzwiss.  §.  194,  201,  174.  (ianz  unabhängig  von  Dietzel  bin  ich  auf  iu- 
duetivem  Wege,  speciell  durch  das  Studium  der  österr.  Finanzverhältnisse  bei  dem 
Aufsuchen  eines  richtigen  Verfahrens  in  einem  am  chronischen  Deficit  leidendi4» 
Staatshaushalte,  zur  Aufstellung  einiger  Hauptprincipien  für  die  Ordnung  der  Fiuanz 
wirthsrbaft  gelangt,  wie  sie  früher  schon  Dietzel  a.  a.  O,  abgeleitet  hatte.  Nachdem 
ich  Letzteres  nachträglich  bemerkt  hatte,  habe  ich  Dietzel'»  Priorität  offen  aner- 
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Unat,  15.  Vorrede  zu  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts),  was  Dietzel  selbst 
fruher  dankbar  constatirt  bat.  —  [Jeher  die  Frage  seihst  s.  meine  angef.  Schrift,  bes. 
S.  !> — 19.  54  —  63,  ferner  Wagner,  Art.  Staatsschulden.  Staatsworterb.  X,  5  —  10. 
u.  Art.  Staatshaushalt  im  Handwörterb.  der  Volkswirthschaftsl.  v.  Neutsch.  Laspeyres, 
Art.  Staatswirthsch.  im  Staatswörterb.  X,  s|  II'.  Nasse,  Steuern  und  Staatsan!.,  Tab. 
Ztschr.  f.  Staatswiss.  XXIV  (1S69>  1  ff..  II  ff.  Jetzt  auch  Stein,  Finanzwiss..  3.  Aufl. 
S.  42  —  49,  4.  A.  I,  64  ff,  ganz  ahnlich  dem  Sinne  nach  (nur  mit  gesuchten  neuen 
Ausdrucken)  wie  ich  schon  in  d.  6.  Ausg.  v.  Kau.  aus  welcher  diese  Partie  hier 
ziemlich  wörtlich  herüber  genommen  wurde  (6.  Ausg.,  §.  41a  U.). 

Wichtiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandte, 
aber  doch  schart'  zu  unterscheidende  zweite  Eintheilung  des  Finanz. 
bedarfB  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  wobei 
auf  das  innere  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Aus- 
gabe (Ausgang)  (sicher  oder  mutmasslich)  erzielten 
Wirkungen  gesehen  wird.  Die  Wichtigkeit  dieser  Eintheilung 
liegt  darin,  dass  sie  zugleich  den  Ausgangspunct  für  eine 
richtige  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung,  insbesondere 
för  die  Beantwortung  der  Frage  über  die  principielle  Zulässigkcit 
and  den  Umfang  der  Benutzung  des  Staatscredits  statt  der 
Besteuerung  bildet. 

Für  die  Scheidung  der  Ausgaben  nach  dem  angeführten 
Moment  lässt  sich  zugleich  der  Begriff  des  umlaufenden  und 
stehenden  Kapitals  (G.  §.  27,  259)  auch  auf  die  Finanzwirth- 
sebaft  anwenden,  wenn  die  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  auch 
keine  ganz  vollständige  ist.    Hiernach  sind  zu  unterscheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel 
massige  Zuführung  umlaufenden  Kapitals  in  den  öffentlichen  Haus- 
halt, d.  h.  der  Aufwand  an  Gütern,  welcher  innerhalb  einer 
Productions-(Finanz-)periode  definitiv  im  staatlichen  (communalen 
u.  s.  w.)  Productionsproce8s  zugesetzt  wird,  seinem  vollen 
Werth e  nach  in  die  producirten  Güter  (Staatsleistungen)  über- 
geht und  sich  eben  deshalb  jährlich  in  demselben  Betrage 
wiederholen  muss. 

Man  kann  diese  Ausgabe  auch  die  eigentliche  ord  entliche  Ausgabe  oder 
das  Normalerforderniss  nennen.  Dieses  umfasst  alsdann  alle  die  Ausgabe»,  welche 
sich  durch-  den  gegenwärtigen  Bereich  der  Staatsthätigkeiten  und  das  in  einer 
Finanzperiode  bestehende  Verwaltungssysteui  jährlich  cet.  par.  in  demselben  Be- 
trage ergebeu,  also  einschliesslich  des  bleibenden  Theils  der  seit  der  letzten 
Finanzperiode  hinzugekommenen  neuen  (vermehrten)  Ausgabe.  Der  Haupttheil  des 
Normalerfordernisscs  ist  Lohn  für  die  vom  Staate  gebrauchten  Arbeitskräfte  (Gehalt 
der  Beamten,  Sold  u.  s.  w.),  dazu  kommt  der  sich  regelmässig  wiederholende  unmittel- 
bare Sachgiiterbedarf  (Real bedarf).  Auch  die  Zinsen  ^tiud  Lotteriermlehensg e - 
winnste  als  Ersatz  oder  Vervollständigung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gehören 
hierher,  die  Ausgaben  für  Tilgung  formell  rechtlich  je  nach  den  Anlcihccontractcn. 
nicht  unbedingt  allgemein  linanzwissensrhaftli«  h,  weil  eine  regelmässige  Schulden- 
tilgung nicht  principiell  gebut<n  ist. 
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b)  Ausserordentlicher  Finanzbedarf:  der  unperio- 
discb,  in  grösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  statt- 
findende Aufwand  an  Gütern,  dessen  Wirkungen  Uber  die 
laufende  Finanzperiode  (notbwendig  oder  regelmässig)  hin - 
tiberragen.  Hier  ist  aber  weiter  zweifach  (a  und  ß)  zu  unter- 
scheiden. 

Es  ist  ein  Fehler  von  Dietzel  a  a.  0.,  die»  nicht  genügend  zu  thun.  Dadurch 
gelangt  er  zu  seiner  viel  zu  weit  gefassteu  Hegel  für  die  Anwendung  des  Staatscredils 
statt  der  Besteuerung  behufs  Deckung  des  Staatsbedarfs.  S.  A.  Wagner,  Ordn. 
a.  a.  U.,  S.  3S  II..  Laspeyrcs  a.  a.  0.  X,  So,  Nasse,  a.  a.  0.,  S.  11.  Auch  Stein, 
Finanzwisscnsch.,  3.  Aufl.,  S.  46,  47,  wo  jedoch  auch  die  Kegel  für  die  Benutzung 
des  Staatscredils  zu  absolut  ausgesprochen  ist,  ähnlich  wie  bei  Dietzel.  Ebenso 
noch  in  Stein's  4.  A. 

ä)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  die  Grundlage  einer 
dauernden  Nutzung,  d.  h.  sie  wird  zu  einer  stehenden  Kapital- 
anlage, so  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ausgabe und  eine  gesteigerte  staatliche  Productions 
fähigkeit  eintritt.    Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

aa)  Einmal  die  privatwirthschaftliche  Kapitalanlage: 
alle  Ausgaben  für  die  Erwerbung  (durch  eigene  Errichtung  oder 
durch  Ankauf)  und  für  die  Verbesserung  eines  privatwirthschaft- 
lichen  Unternehmens,  dessen  Zweck  ausschliesslich  oder  doch 
zugleich  mit  darin  besteht,  dem  Staate  einen  Reinertrag  zur 
Bestreitung  der  aus  der  Durchführung  der  eigentlichen  Staatszwecke 
entspringenden  Ausgaben  abzuwerfen,  oder  wo  wenigstens  die 
(Verzinsungs-  und  Betriebskosten  des  betreffenden  Unternehmens 
ganz  oder  theilweise  durch  die  Einnahmen  aus  der  Kapitalanlage 
mit  gedeckt  werden  sollen  (Objecto  von  Erwerbseinkünften  und 
von  Gebühreneinnahmen). 

Wie  in  der  spateren  Lehre  von  den  privatwirthseh.  Einnahmen  gezeigt  wird,  giebt 
es  im  modernen  Staatshaushalt  immer  weniger  rein  privat wirthschaftl.  Unternehmen, 
sondern  es  spielt,  z.  B.  bei  Forsten,  Eisenbahnen,  ein  staatswirthschaftl.  (iesichts- 
punet  stark  mit.  Der  Rente bezug  ist  dann  nur  ein  mehr  oder  weniger  mitsprechen 
der  Zweck.  —  Beispiele:  Anlage,  Ankauf,  techn.  Verbesserung  (durch  neue  Kapital  - 
Verwendungen)  von  Feldgütern,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Staatsfabriken,  Eisen- 
bahnen, Post-  und  Tclegrapheneinrichtungen. 

bb)  Sodann  die  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage, 
wodurch  zur  Durchführung  der  eigentlichen  Staats- 
z wecke  bestimmte  Staateeinrichtungen  und  Anstalten  geschaffen 
oder  verbessert  werden,  welche  alsdann  wie  ein  stehendes  staat- 
liches Immaterialkapital  wirklich  die  Grundlage  für  eine  dauernde 
Nutzung,  für  eine  grössere  Leistungsfähigkeit  des  Staats  auch  bei 
nicht  wiederholter  Ausgabe  bilden. 
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Die  Ausgaben,  welche  für  die  ersic  Ein-  und  Durchführung-  grosser  staatlicher 
Reformen  vorübergehend  in  besonderem  Umfange  erforderlich  sind,  —  wohl  zu  unter- 
scheiden von  denen,  um  welche  sich  etwa  von  da  an  wegen  solcher  Keformen  das 
NormaJerfordcrniss  dauernd  erhöht  — ,  bilden  den  wichtigsten  Fall,  z.  ß.  die  Anlage 
eines  neuen  Grundsteucrkatastcrs  für  die  Finanzverwaltung,  eines  Staatsstrassennet7.es. 
die  Vornahme  einer  Justizreform,  wie  etwa  die  Ersetzung  der  Patrimonialgerichtc 
•lurch  landesherrliche,  einer  Verwaltungsreform,  einer  Gesetzgebung  über  Ablösung 
Ton  Grundlasten  oder  anderen  wohlerworbenen  Rechten,  wobei  der  Staat  etwa  einen 
Theil  der  Entschädigungen  auf  seine  Rechnung  nimmt,  einer  Militärreform,  die  Ein- 
führung eines  neuen  BcwaH'nungssybtems,  die  Herstellung  von  Flotten,  Festungen  u.  s.  w. 

A.  Wagner,  Ordn.  S.  43  ff.  Hier  statistische  Beispiele  aus  der  grossen 
österr.  inneren  Reformperiode  1849  ff.  Eine  Summe  von  12  —  14  Mill.  fl.  mag 
1S50—  60  bei  der  J  u  s  t  i  z  reform  in  Oesterreich  als  stehende  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlage  verwandt  worden  sern.  S.  auch  Wagner  in  Horn  s  Ann.  du  ered. 
publ.  1861,  p.  59  ff.  »art.  fin.  de  l'Autriche)  u.  Staatswörterb.  VII,  606,  616  fl.  Die 
bekannte  engl  Ausgabe  von  20  Mill.  Pfd.  St.  für  Entschädigung  der  Sklavenhalter, 
die  Zuschüsse  (oder  Vorschüsse)  Russlands  bei  der  Emancipation  der  Leibeigenen, 
die  Zuschüsse  der  Österreich.  Kronländcr  bei  der  Grundcntlastung,  ähnliche  in 
deutschen  Staaten  (z.  B.  in  Baden  bei  der  Zehntablösung)  sind  wichtige  Beispiele. 
Häufig  werden  solche  Aufgaben  für  staatswirthschaftl.  Kapitalanlagen  nach  längeren 
Zwischenräumen  (Perioden  der  Stabilität,  Reaction)  auf  einmal  in  besonders  grossem 
Umfang  nothwendig.  Perioden  des  Fortschritts,  der  Reform,  oft  nach  grossen  politischen 
Bewegungen,  so  nach  1848,  nach  1866  (neues  curop.  Infanteriefeuerwallensystem,  ver- 
besserte Kanonen,  Panzerschi ff'e  u.  s.  w.),  ähnlich  wieder  1871  If.  S.  Wagner,  Ordn. 
S.  3,  45  ff.  und  jetzt  namentl.  ders. ,  Grundlegung  I,  §.  178.  S.  auch  unten  über 
das  Finanzwesen  der  Militärverwaltung. 

ß)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  vorübergehend  in  einzelnen 
Finanzperioden  durch  abnorme,  sich  zeitweilig  der  Verwirklichung 
der  Staatszwecke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  verursacht. 
Man  kann  hier  nur  gezwungen  und  oft  ganz  und  gar  nicht  von 
der  Schaffung  stehender  staatlicher  Immaterialkapitalicn  durch 
solche  Ausgaben  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der  Regel 
grosse  Verluste  an  Sachgütern  und  Menschenkräften  für  die  ganze 
Volkswirtbschaft  dar.  Der  Hauptfall  ist  stets  der  Kriegsauf- 
wand oder  der  ähnliche  für  die  Bewältigung  innerer 
Unruhen.  Mitunter  kann  auch  der  Staatsanfwand  für  die  Be- 
kämpfung allgemeiner,  durch  Elemcntarereignisse  bewirkter  Noth- 
standc  (bei  Misswachs,  Ueberschwemmung)  hierher  zählen.  Nur 
darin  gleicht  diese  Ausgabe,  welche  man  die  eigentliche  ausser- 
ordentliche oder  die  ausserordentliche  im  engeren  Sinne  nennen 
kann,  der  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage,  dass 
alle  drei  nicht  regelmässig  periodisch  wiederkehren.  Dadurch 
unterscheiden  sie  sich  auch  von  der  ordentlichen  Ausgabe  (Normal- 
erforderniss). 

Ueber  die  Volkswirtschaft!.  Wirkung  des  Kriegsaufwands  siehe  A.  Wagner, 
•Jrdn.  S.  49—53.  (Vgl.  auch  ders.  Russ.  Papierwähr.  Abschn.  I  u.  IL).  —  Andre 
Nothstände:  die  Österr.  Staatsunterstützung  Ungarns  bei  dem  Misswachs  (durch 
Trockenheit)  in  1863,  desgl.  die  preuss.  Ostpreussens  bei  dem  Misswachs  (durch 
Nässe)  in  1867.  desgl.  die  so b  weizer.  Cautonalhilfen  bei  der  Rheiuubcrsehwcmmung 
in  1*68.   Die  preuss.  Hilfe  beim  oberschles.  Nothstand  1871».  vGes.  v.  3.  Febr.  1880, 
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fi  Mill.  M.,  aas  einer  Anleihe.)  Vgl.  Siegel,  über  Staatshiife  bei  Notständen. 
Tab.  Ztschr.  1882. 

Man  kann  auch,  freilich  immer  nur  ganz  bedingt,  zugestehen,  dass,  venu  ein- 
mal eine  solche  eigentliche  ausserordentliche  Ausgabe  in  einer  Finanzperiodo  (Jahr) 
vorgekommen,  sie  in  den  folgenden  nach  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  ausbleiben 
wird.  Insofern  wirkt  also  auch  diese  ausserordentliche  Ausgabe  allerdings  Uber  die 
Periode,  in  welcher  sie  erfolgte,  hinaus.  Aber  eine  Sicherheit,  wie  doch  im  Fall 
der  staatswirthschaftlichcn  Kapitalanlage,  besteht  gleichwohl  nicht.  Ja,  in  dem 
wichtigsten  Falle,  dem  des  Kriegsaufwands,  ist  die  wirkliche  Sachlage  oft  gerade 
umgekehrt:  der  beendete,  selbst  der  glücklich  beendete  Krieg  schafft  oft  genug  für 
den  Staat  gerade  eine  Aussicht  auf  einen  baldigen  neuen  Krieg.  Dies  kann  selbst 
in  jenen  Fällen  gelten,  wenn  ein  Krieg  zu  einem  wohlthätigen  staatlichen  Neubau 
und  zu  einem  neuen  Aufschwung  der  nationalen  Volkswirtschaft  fuhrt.  Die  auch 
volkswirtschaftlich  so  segensreiche  Folge  der  niederland.  Befreiungskämpfe 
im  lti.  Jahrb.,  ebenso  der  deutschen  1813,  des  Kriegs  von  IStit»  in  Deutschland 
sind  Beispiele.  Aber  wenn  mau  auch  mit  Kecht  in  den  Kriegen  Preusscns  gegen 
Dänemark,  Oesterreich  und  Frankreich  die  Grundlage  für  die  politische  Wiedergeburt 
Deutschlands,  und  insofern  auch  etwas  volkswirthschaftlichcs  Gutes  sieht,  so  beweist 
doch  gerade  dieses  Beispiel,  wie  so  manche  andere,  dass  „ein  Krieg  den  anderen 
gebahrt,  oder,  wie  seit  1871.  zu  gebähreu  droht'*,  was  für  unsoro  Frage  von  Wichtig- 
keit ist. 

Auch  vom  finanziellen  Standpuncte  aus  wird  man  daher  diese 
ausserordentliche  Ausgabe  in  der  Hauptsache  als  einen  Kapital- 
verlust zu  behandeln  haben.  Derselbe  kann  nur  mitunter,  weil 
er  sich  nicht  periodisch  wiederholt,  ähnlich  wie  ein  Elementar- 
schaden (oder  wie  etwa  bei  Banken  massenhafte  Verluste  an  aus- 
stehenden Darlehen  in  einer  Creditkrise),  in  einer  Reihe  von 
Finanzperioden  amortisirt  oder  „abgeschrieben"  werden.  Dieses 
Verfahren  beruht  aber  eigentlich  nur  auf  einer  buchhalterischen 
Fiction,  indem  der  erlittene  Verlust  einstweilen  theilweise  noch 
als  ein  Guthaben,  oder  ein  Activum  bloss  in  Rechnung 
betrachtet  wird,  wahrend  in  dem  Fall  der  privat-  und  staats- 
wirthscliaftlichen  Kapitalanlage  dieses  Activum  auch  wirk  lieb 
existirt.  In  der  Lehre  von  der  Staatsbedarfsdeckung  ist  dieser 
wesentliche  Unterschied  zu  beachten. 

Stein  a.  a.  0.  3.  A.  S.  4G  11.  untersucht  die  (irüudo  des  von  ihm  sogen,  staats- 
wirthsch.  Defioits  im  Wesentlichen  mit  denselben  Ergebnissen,  wie  ich  schon 
im  Text  der  §§.  41a  -41c  der  ft.  Ausg.  von  Kau  die  connexc  Frage  behandelte. 

§.  64.  —  3.    Dritte  Bedeutung. 

Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Unterschieds  zwischen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  kommt  auf  die 
Unterscheidung  eines  stabilen,  ein  flir  allemal  oder  doch  für  längere 
Perioden  von  den  gesetzlichen  Factoren  (Parlament ,  Stände)  be- 
willigten und  eines  wandelbaren,  jährlich  (oder  von  Finauz- 
periode  zu  Finanzperiode)  neu  zu  bewilligenden  Theils  des  Aus- 
gabevoranschlags hinaus.  Namenilich  nach  englischem  Vor- 
gange, der  übrigens  nicht  ganz  allein  steht,  erscheint  es  als  eine 
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wichtige  Aufgabe  des  öffentlichen  Finanzrecbts  (BuU- 
getbew  illigu  ngsfrage),  aus  der  jährlichen  Ausgabe  einen  Theil 
als  stabiles  Budget  auszuscheiden,  der  etwa  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
wieder  revidirt  wird,  und  dafür  bestimmte  Deck u  11  gs mittel 
(privatwirthschaftliche  Einnahmen,  Steuern)  bleibend  der  Regierung 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

Das  stabile  Budget  kann  nicht  wohl  die  ganze  ordentliche  Ausgabe  ^in  der 
zweiten  Bedeutung,  Normalerfordern iss)  umfassen,  wohl  aber  einige  Hauptposten 
derselben,  welche  ihrem  Wesen  nach  längere  Zeit  <:ine  gleich m ässige  Höh c 
behalten  und  unter  allen  Umständen  bestritten  werden  müssen,  wenn  die 
Staatsmaschine  ungestörten  Fortgang  haben  soll.    Dahin  sind  namentlich  gewisse  au> 
privatrech tlichen  Verpflichtungen  herrührende  Zahlungen,  wie  die  Verzinsung  und 
con tractli che  Tilgung  der  öffentlichen  Schuld  zu  rechnen.    iA.  Wagner.  Art. 
Staatsschulden,  Staatswörterb.  X.  40).    Dazu  treten  passend  solche  weitere  T heile  der 
ordentlichen  Ausgabe,  über  welche  auch  aus  anderen  Gründen  (z.  R.  um  peinliche 
oder  schwierige  parlamentarische  Verhandlungen  zu  vermeiden  oder  um  eine  gewisse 
Stabilität  der  Behandlung  der  sich  an  diese  Ausgaben  knüpfenden  politische!)  Fragen 
zu  erreichen),  passend  für  längere  Zeit  (selbst  für  eine  unbestimmt  lange  Zukunft) 
eine  feste  Vereinbarung   zwischen  Regierung   und  Volksvertretung   getroffen  wird. 
Wichtige  Beispiele  der  Praxis  und  des  geltenden  öffentlichen  Finanzrechtes  sind  die 
Bestimmungen  über  Civillisten,  Krondotationen  u.  s.  w..  ferner  die  ..Coutingen- 
tirung"  des  Militärbudgets  auf  mehrere  Jahre,  wie  im  Norddeutschen  Bunde 
und  Deutschen  Reiche.    Der  schon  vorhandene  Begriff  der  Dotation  könute  und 
sollte  hier  in  entsprechender  Weise  weiter  gebildet  werden,  so  dass  das  stabile 
Budget  aus  einer   bestimmten   Reihe  solcher  Dotationen   bestände.  <Der 
technische  Ausdruck  Dotation  bezeichnet  im  preuss.  Budget  den  Zuschuss  zur  Rente 
des  Kronfideicommissfonds,   die  Ausgabe   für  die  öffentliche  Schuld  [Verzinsung. 
Tilgung.  Verwaltung]  und  die  Kosten  des  Landtags.) 

Eine  solche  Scheidung  hätte  nicht  nur  günstige  politische  Folgen,  sondern  käme 
tnuthmasslich  auch  den  Finanzen  zu  Gute.  Denn  das  wandelbare  Budget  würde 
dann  um  so  sorgsamer  geprüft  werden,  während  jetzt  die  ganze  Prüfung  schon  aus  Zeit- 
mangel, oft  genug  nur  allzusehr  Formsache  ist.  Politisch  und  finanzpolitisch  möchten 
daher  die  Vortheile  einer  solchen  Einrichtung  grösser  sein  als  die  von  libcralpolitischer 
Parteiseite  geltend  gemachten  Bedenken. 

Treffend  sagt  Stein,  Finanz  ,  1.  Aufl..  S.  29:  „es  durfte  kaum  zu  bezweifeln 
sein,  dass  dieser  Gedanke  (der  Ausscheidung  eines  ordentlichen  oder  stabilen  Budgets) 
noch  eine  bedeutsame  Zukunft  hat,  da  eine  Bewilligung  des  absolut  Notwendigen 
an  sich  ein  Unding  und  seine  Verweigerung  als  Mißtrauensvotum  gegen  Persönlich- 
keiten ein  durchaus  verkehrtes  Mittel  ist,  denn  sie  würde  in  der  That  ein  Misstrauens- 
votum  gegen  die  Existenz  des  Staats  selbst  sein."  Der  preuss.  Etat  hat  bei  den 
Ausgaben  eine  Rubrik:  „darunter  künftig  wegfallend"  (/..  B.  Gehalte  auf  Aussterbe- 
etat). Diese  Ausscheidung  liessc  sich  in  der  im  Text  angedeuteten  Weise  ausbilden. 
Ein  verwandter  Gedanke  liegt  zu  Grunde.  Gegen  solche  stabile  Budgctthcile  sind 
meistens  die  mehr  links  stehenden  politischen  Parteien,  in  Deutschland  z.  B.  die 
Fortschrittspartei  in  der  Militärbudgetfrage. 

S.  v.  Mälchus.  Finanz.  II,  §.  20  tS.  III  (f.),  A.  Wagner,  Urdn.  u.  s.  w. 
S.  5s,  Stein,  Finanzwiss.,  1.  Ausg..  S.  29  ff.,  3.  Ausg.,  S.  69,  71  ff.  lieber  England 
Malchus  a.  a.  0.,  S.  113,  v.  Czörnig,  österr.  Budget,  I,  20,  Bcrgius,  Finauz- 
wissensch.  S.  14.  =  ders.  in  d.  Tüb.  Zfech.  für  Staatswiss.  1*71,  S.  103  (aber  den 
'.onsolid.  Fonds  handelnd),  (in eist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Ausg.  II,  7(59  und 
G**.  S.  932  —  845.  Ders.,  Budg.  u.  Ges.  nach  d  constitut.  Staatsrecht  Englands. 
Herl  1 SG7.  Die  Angaben  der  verschiedenen  Schriftsteller  stimmen  übrigens  über  die 
englischen  Verhältnisse  nicht  ganz  Uberein.  Man  unterscheidet  zwischen  den  auf  dem 
Gesetz  beruhenden  u.  den  für  den  Dienst  des  Jahrs  bewilligten  Ausgaben.  Die 
erateren  betragen  nach  Gneist  jetzt  an  30  Mill.  Pfd.  St..  vorncmlich  filr  die  Zinsen 
der  Schuld,  ausser  welchen  im  J.  iMil  1.975.139  Pf  ordentliche  dauernde.  Ausgaben 
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waren,  bes.  für  das  gesammte  ßichterpersonal,  das  ordentliche  Personal  der  Gesandt- 
schaften und  einige  andre  A  eint  er.  Diese  Ausgaben  sind  auf  den  sogen,  consoli- 
dirtcu  Fonds  angewiesen,  d.  h.  auf  den  Betrag  einer  bestimmten  Reihe  von  Ab- 
gaben, welche  Pitt  1787  in  ciuen  Fonds  vereinte  und  für  jene  Ausgaben  bleibend 
bewilligen  Iiess.  Die  einzelnen  Einnahmen  u.  Ausgaben  dieser  Fonds  waren  ursprunglich 
nach  dem  älteren  finanzrechtl.  System  je  als  besondere  Fonds  constituirt,  dann  in 
drei  grössere  Fonds  zusammengezogen  worden,  bis  sie  nun  zum  consolid.  Fonds  ver- 
einigt wurden  {21  Ge.  III,  c.  18).  Dieser  Fonds  haftet  für  die  betr.  Ausgaben,  nur 
»ein  Ucbcrsehuss  steht  zur  Anweisung  für  den  Dienst  des  Jahres  offen.  Die  auf  dem 
Gesetz  beruhenden  Ausgaben  werden  daher  auch  nicht  im  Etat  dem  Parlament  zur 
Bewilligung  vorgelegt.  Uebcr  den  consolid.  Fonds  u.  die  ihm  voraugeh.  Gesetzgeb. 
s.  Gn  ei  st  a.  a.  0.  II,  833.  Die  neueren  Acmter  und  Verwaltungseinrichtungen  sind 
immer  mehr  auf  die  period.  Parlamentsbewilligungen  angewiesen  worden  (eb.  S.  835).  — 
In  den  Niederlanden  wurde  vor  der  Trennung  Belgiens  nach  Ges.  v.  24.  Aug.  1815 
ein  10 jähr,  stabiles  Budget  bewilligt  „für  alle  ordentlichen,  fixen  und  beständigen 
Ausgaben,  welche  aus  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  hervorgehen  u.  insb.  sich 
auf  den  Friedensstand  beziehen  "  S.  Malchus  II,  11!*.  Vorschlag  Lafitte's  für 
Frankreich  1827.  ebendas.  S.  114.  —  Norddeutsche  Bundcsverf.  Art.  00,  Be- 
willigung eiues  stabilen  Militäretats  bis  Ende  1871,  1  °/0  d.  Bevölkerung  v.  1867, 
225  Thlr.  per  Mann.  Ebenso  Deutsche  Reichsverf.  Art.  00,  s.  auch  Art.  02,  71. 
Dann  Deutsches  Reichsges.  v.  9.  Dec.  1871,  wurin  auf  3  Jahre,  bis  Ende  1874,  eiu 
stabiler  Militäretat  bewilligt  wurde.  S.  darüb.  A.  Wagner  im  Holtzcndorlfschen 
Jahrb.  III,  171  ff.  Seitdem  jährliche  Bewilligung,  aber  auf  Grund  der  im  Keichsges. 
v.  2.  Mai  1874  für  die  Zeit  v.  1875—81  gesetzlieh  festgesetzten  Truppenstärke 
Friedcuspräscnzstärkc"  des  Heeres  an  Unteroflieieren  u.  Mannschaften,  ohne  Ein- 
icchnung  der  Einjährig-Freiwilligen)  vou  401.059  Maun.  Durch  Ges.  v.  0.  Mai  1880 
ist  diese  Zahl  bis  31.  März  1888  auf  427.274  Mann  festgestellt  worden. 

III.  Die  Wahl  der  Deckungsmittel  oder  Eingangsarteu 
fllr  den  Finanz  bedarf. 

S.  hierzu  bes.  die  oben  S.  130  in  der  Vorbem.  zu  diesotn  Kap.  genannte  neuere 
Literatur  über  die  Priucipien frage:  Steuern  oder  Schulden? 

Dieser  allgemeinen  Frage  nach  den  richtigen  Deckungsmitteln  wird  in  der 
Praxis  selten  naher  getreten,  weil  für  die  Hauptmasse  der  von  einem  zum  andern 
Jahr  sich  wiederholenden  Ausgaben  bestimmte  Deckungsmittel  geschichtlich  uber- 
kommen und  staatsrechtlich  festgestellt  zu  sein  pflegen.  Auch  die  Theorie  hat  erst 
neuerdings  dieser  Frage  ihre  Aufmerksamkeit  gewidmet  und  sie  principiell  zu  be- 
antworten gesucht  (s.  u.).  Dies  ist  vom  Standpuncte  der  Wissenschaft  aus  auch 
durchaus  geboten.  Namentlich  verlangt  die  systematische  Behandlung  der  Finanz- 
wissenschaft eine  solche  principielle  Erörterung  der  Frage,  weil  sonst  immer  die 
innere  (organische)  Verbindung  zwischen  der  Lehre  von  den  Staatsausgaben  und 
Einnahmen  fehlt.  Die  Theorie  muss  der  Praxis  hier  den  richtigen  Weg  zeigen. 
Kümmert  sich  die  Praxis  um  jene  Frage  nicht,  so  steht  sie  eben  nur  auf  dem  Stand- 
puncte gewöhnlicher  Routine  und  wird  bei  jeder  Schwierigkeit  Fiasco  machen,  nach- 
dem sie  mit  ihrer  planlosen  Wahl  der  Deckungsmittel  für  gesteigerte  Ausgaben  und 
Deficite  der  Volkswirtschaft  und  den  Finanzen,  dem  Volke  und  Staate  schwere 
Wunden  geschlagen  hat.  Namentlich  droht  hier  regelmässig  die  grosse  Gefahr,  dass 
ohne  Untersuchung,  ob  es  in  diesem  Falle  zulässig  sei,  das  acute  DcHcit  einfach  so 
lange  es  irgend  geht  durch  Aufnahme  von  Staatsschulden  oder  Veräusserung  von 
•  meistens  werbendem)  Staatsei genthum  gedeckt  wird,  statt  dass  die  Ausgaben  möglichst 
beschränkt  und  die  Einnahmen  aus  Steuern  rechtzeitig  erhöht  werden.  Dadurch  wird 
das  „acute4-  Deficit  zu  einem  „chronischen",  das  sich  von  einer  Finanzperiode 
zur  anderen  hinzieht,  in  Folge  der  falschen  Deckungsmittel  immer  mehr  vergrössert, 
schliesslich  lawinenartig,  und  nun  vollends  nicht  mehr  zu  beseitigen  ist.  Von  der 
Wahl  richtiger  Deckungsmittel  für  die  Ausgaben  hängt  daher  auch  der  dauernde 
Gleichgewichtszustand  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Staatshaushalt  ab. 
Während  die  Vermeidung  eines  Casscndehcits  mehr  nur  eine  Aufgabe  der  Finanz  - 
calculatur  ist,  wird  die  Erhaltung  (und  eventuell  die  Wiederherstellung)  jem-s 
dauernden   Gleichgewichtszustands    de>    Staatshaushalts    eine    der   wichtigsten  und 
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schwicrigstciuAufgabcn  der  practischen  Finanzpolitik  und  die  theoretische  Erörterung 
über  diese  Aufgabe  eine  bisher  meistens  nicht  genügend  erörterte  Cardinalfrage  der 
Finanzwissenschaft.  —  Besonders  instruetiv  für  Pathologie  und  Therapie  von  Deficite  und 
insofern  für  die  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckung  ist  die  neuere  Österreich.  Finanz- 
geschichte. In  diesem  Staate  hat  mau  es  zu  lange  versäumt,  das  einmal  nicht  zu  be- 
seitigende Deficit  durch  rechtzeitige  und  gehörige  Steigerung  der  Steuern  zu  decken. 
Es  war  namentlich  ein  schwerer  Fehler  der  absolutistischen  Regierung  vor  und  nach  1 84>. 
immer  wieder  zu  leicht  zu  dem  verführerischen  und  politisch  bequemeren  Mittel  der  Ver- 
mehrung der  Staatsschuld  und  sogar  des  Papiergelds  zu  greifen,  als  zur  unliebsamen 
Steuurerhöhung.  Mannichf.  Beisp.  in  meinen  hnanzgcschichtl.  Aufsätzen  Uber  Oesterreich, 
so  i.  B.  Staatswörterb.  VK.  605,  620.   W  ie  anders  verfuhr  Nordamerika  im  Bürgerkriege! 

§.  65.  Für  die  aufgeworfene  Frage  genügt  es,  bloss  zwischen 
den  beiden  Hauptarten  von  Eingängen  oder  Deckungsmitteln  zu 
unterscheiden,  welche  man  gewöhnlich  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche nennt.  Die  ersteren  siud  die  ihrer  Natur  nach 
einer  regelmässigen  Wiederholung  von  Periode  zu 
Periode  fähigen  Einnahmen,  nemlich  der  Privaterwerb  des 
•Staats  und  die  Auflagen  oder  Steuern  (im  weitesten  Sinne  des 
Worts).  Die  ausserordentlichen  umfassen  die  keiner  solchen 
periodischen  Wiederholung  fähigen  Eingänge  aus  der  Vcräus- 
serung  von  Staatseigenthum  (Verminderung  der  Staatsactiva) 
und  aus  der  Benutzung  des  Staatscredits  oder  der  Auf- 
nahme von  Staatsschulden  oder  Anleihen  (Vermehrung 
der  Passiva).  In  unserer  heutigen  Zeit  und  in  den  civilisirten 
Staaten  kommen  als  ordentliche  Einnahmen  vornemlich  die  Steuern 
und  als  ausserordentliche  die  Staatsschulden  in  Betracht. 
Die  Frage  dreht  sich  daher  vor  Allem  darum,  ob  Steuern  oder 
Staatsschulden  zur  Bedeckung  der  Ausgänge  Uber- 
haupt und  speciell  der  Ausgaben  und  event.  in  welchem 
Vcrhältniss  beide  dazu  benutzt  werden  sollen.  In 
dieser  Form  liegt  sie  in  der  Regel  in  der  Praxis  zur  Entscheidung 
vor  und  bietet  sie  auch  für  die  Theorie  das  meiste  Interesse.  Sie 
muss  aber  beantwortet  werden,  noch  bevor  die  einzelnen  Arten 
der  ordentlichen  Einnahmen  näher  betrachtet  werden,  weil  es  vom 
Ausfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  Höhe  der  Ausgänge 
unbedingt  ein  Gesammtbetrag  ordentlicher  Einnahmen  zu  be- 
schaffen ist. 

Nach  der  Terminologie  o.  S.  131  u.  in  der  Grundlegung  §.  G4  fi°.  würden 
die  „ausserordentlichen"  Einnahmen  des  gewöhnlichen  Sprachgebrauchs  meistens  nur 
unter  den  allgemeineren  Begriff  der  „Eingänge"  fallen  und  nur  die  ordentlichen 
Einnahmen  eigentliche  Einnahmen  sein.  Zu  beachten  ist  übrigens  auch  für  die 
Finanzwi rthschaft,  dass  manche  Ein-  und  Ausgänge  nur  ein  Su bstanzwcehsel 
des  Vermögens  sind,  nicht  eine  eigentliche,  neue  Einnahme  oder  Ausgabe. 
Es  hängt  dies  mit  der  Lehre  vom  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzbedarf 
m  d.r  obigen  zweiten  Bedeutung  (§.  03/  zusammen.    Der  Ausgang  für  ein«'  staats- 


Digitized  by  Google 


144         1.  N-  :t-  K.  Materielle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft.  §.  «3,  (>»>. 


wirtschaftliche  Kapitalanlage  ist  z.  Ii.  keine  reelle  Ausgabe,  sondern  nur  ein  solcher 
Substanzwcchscl.  S.  Grundlegung  I,  §.  GS  ff.  Die  neue  Terminologie  dient  dazu, 
auf  solche  wesentliche  Momente  der  Unterscheidung  hinzureisen ,  was  z.  B.  Ad. 
Held  in  s.  Bemerk,  in  Hildebrands  Jahrb.  lsTfi,  B.  27,  S.  158  verkannt  hat. 

§.  60.  Steuern  oder  Staatsschulden  als  Deckungs- 
mittcl  der  Ausgaben. 

1.  Dogmengeschichtliches  über  diese  Frage. 

Es  kann  sich  an  diesem  Orte  nur  um  eine  generelle  Characterisirung  der 
älteren  und  neueren  theoretischen  Ansichten  handeln.  S.  Näheres  bei  Dietzel, 
System  d.  Staatsani,  pass.,  bes.  S.  15$  ff.,  und  bei  A.  Wagner.  Ordnung  d.  österr. 
Staatshaush.  S.  fi  ff.,  14  ff.  Im  Texte  ist  dieser  Darstellung  und  der  Behandlung  der 
Frage  im  Art.  Staatsschulden  im  Staatswflrtcrb.  gefolgt  worden.  Das  Gesagte  bezieht 
sich  so  ziemlich  auf  alle  früheren  Theoretiker,  auch  auf  Nebenius,  v.  Malchu> 
und  auf  Kau.  S.  in  der  5.  Aufl.  seiner  Finanzwiss.  bes.  §.  46G.  UV,).  471, 
478a,  worin  übrigens  im  Vergleich  mit  den  früheren  Auflagen  schon  mehrfache  Zu- 
gestandnisse gegen  die  neuere  Lehre  gemacht  sind.  Der  Satz,  mit  welchem  in  §.  471 
der  früheren  Auflagen  die  Lehre  von  den  Staatsschulden  von  Kau  eingeleitet  wurde: 
„wenn  zur  Bestreitung  des  beschlossenen  Staatsaufwands  die  gegenwärtigen  Staats- 
einkünfte (d.  h.  die  ordentlichen  Kinnahmen)  nicht  zureichen,  eine  Erhöhung  der- 
selben für  volkswirtschaftlich  nachtheilig  oder  überhaupt  nicht  für  rathsam  erachtet 
wird  und  kein  früher  angesammelter  Hüfsvorrath  zur  Verfügung  steht,  so  muss  die 
fehlende  Summe  durch  eine  Schuld  gedeckt  werden"  —  dieser  Satz  bezeichnet  eben 
nur  ganz  richtig  den  Zeitpunct.  wo  eine  Schuld  aufgenommen  zu  werden  pflegt, 
aber  enthält  kein  Princip  über  das  Wesen  und  die  Zulässigkeit  einer  Benutzung  des 
Staatscredits. 

Die  alteren  Theoretiker  haben  die  Frage  nach  der  Wahl  der 
Bedeckungsart  der  Ausgaben  nicht  generell  und  principiell  bebandelt, 
sondern  sie  regelmässig  nur  bei  Gelegenheit  ihrer  Erörterungen 
Uber  Staatsschulden  berührt.  Sie  stellten  dabei  kurzweg  die  Frage 
auf,  ob  und  wann  der  Staatscredit  benutzt  werden  dürfe  und  solle 
und  ob  Staatsschulden  mehr  Vortbeilc  oder  mehr  Nachtheile  böten. 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gegeben 
werden  müssen,  die  aber  unmöglich  war.  Jene  Theoretiker  sind 
deshalb  zu  einer  klaren  Erkenntniss  des  Wesens  und  zu  einer  unbe- 
fangenen Würdigung  des  Staatscrcdits  nicht  gelangt,  sie  blieben 
alle  au  dem  Namen  Staatsschuld  hängen  und  dieser  wurde  somit 
verhängnissvoll  (Dietzel).  Man  wog  die  Vortheile  und  Nachtheile 
ab,  fand  regelmässig  die  für  eine  Benutzung  des  Staatscredits 
sprechenden  Gründe  zu  leicht,  sah  höchstens  in  der  Aufnahme  von 
Staatsschulden  ein  freilich  oft  unvermeidliches  Uebel  und  beschäftigte 
sich  daun  vorzugsweise  mit  den  Erscheinungsformen  des  Staats- 
credits, indem  die  Nachtheile  des  Staatsschuldcnwescns  durch 
eine  richtige  Wahl  der  Schuldform  möglichst  abgeschwächt  werden 
sollten.  Statt  ein  festes  Princip  Über  das  Wesen  und  die  Zulässig- 
keit einer  Benutzung  des  Staatscredits  aufzustellen,  bezeichnete  die 
herrschende  Finanztheorie,  von  den  Vorgängen  in  der  Praxis  ein- 
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fach  abstrahirend,  nur  den  Zeitpunct,  wo  eine  Schuld  contrahirt 
zu  werden  pflegt,  als  denjenigen,  wo  eine  Schuld  allenfalls  auf- 
genommen werden  darf.  Hier  wurde  also  die  angefochtene  Praxis 
zum  theoretischen  Rechtfertiguiigsgrunde  des  Staatsschuldenmachens 
selbst.  Bei  einem  solchen  Selbstwiderspruch  der  Theorie  Hessen 
sich  begreiflich  nicht  einmal  die  notorisch  schlimmsten  Aus- 
schreitungen der  Praxis  in  der  Benutzung  des  Staatscredits  ver- 
baten. Es  wäre  bei  der  gegnerischen  Stellung  zu  allem  Staats- 
schuldenwesen folgerichtiger  gewesen,  zu  verlangen,  dass  die  Aus- 
gabe nicht  Uber  den  Betrag  der  ordentlichen  Einnahme  steigen 
solle  oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nicht  mehr  zu  ver- 
mindern sei,  unbedingt  auf  die  Höhe  desselben  gebracht  werden 
müsse.  Aber  angesichts  der  practischen  Schwierigkeiten  wurde 
diese  Consequenz  nicht  gezogen. 

2.  Principielle  Erörterung  dieser  Frage.  Die  Früheren 
tibersahen,  dass  die  von  ihnen  behandelte  Frage  Uber  die  Anwend- 
barkeit des  Staatscredits  nicht  für  sich  zu  beantworten  ist,  sondern 
dass  ihr  eine  Vorfrage  vorausgehen  muss,  welche  Ausgänge  bez. 
Ausgaben  grundsätzlich  durch  ordentliche  Einnahmen  zu 
decken  sind.  Die  Untersuchung  hierüber  führt  erst  zu  einer 
richtigen  Auffassung  aller  der  Controversen,  welche  sich  an  die 
Benutzung  des  Staatscredits  knUpfen,  hin.  Es  sind  dabei  die 
beiden  Fragen,  welche  Ausgänge  durch  Steuern  und  welche  durch 
Anleihen  zu  decken  seien,  in  ihrem  organischen  Zusammenhang 
aufzufassen  und  auf  ein  oberstes  Princip  zurückzuführen,  nach 
welchem  sie  einfach  beantwortet  werden  können.  Die  Neueren 
sind  in  dieser  Weise  verfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 
Grundlage  für  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
gelegt  Eine  principielle  Würdigung  des  Staatscredits  ist  erst  hier- 
durch erzielt  worden. 

S.  die  betreff.  Literaturangaben  oben  S.  130.  Ausserdem  auch  Einminghaus 
iaf  d.  Tolkswirthsch.  Congress  in  Mainz  1S69  (i.  Auszug  Br.  H.  61.  1869  Nr.  935), 
dws.  im  Bremer  Handcisbl.  Nr.  892  (1S63)  (wie  der  Aufs.  r.  Nasse  in  d.  Tub. 
tochr.  eine  kritische  Re?ision  der  Theorieen  v.  Dietzel,  Wagner,  Laspeyres, 
^fttbeer).  Ebendas.  ein  Aufsatz  aus  anderer  Feder,  „Staatsschulden  u.  Steuern". 
Nr.  929  (1869).  0.  Gildemeister  „Kriegsanleihen"  in  d.  Preuss.  Jahrb.  B.  17. 
D»s,  was  an  den  Ansichten  Sötbeer's  in  Betreff  der  nachtheiligen  Wirkung  inländischer 
Anleihen  verglichen  mit  Steuern  auf  die  Verth  eilung  des  Vermögons,  bez  Ein- 
kommens in  der  Volkswirtschaft  richtig  ist,  ist  nichts  Neues  und  kann  durch  hngirte 
Zihlen beispiele  auch  in.  E.  nicht  besser  bewiesen  werden.  (Vgl.  auch  die  sich 
Sttbeer  anschliessenden  Bemerkungen  von  Emmiughaus  im  Br.  H.  Bl.  a.  a.  0.\ 
h>  den  Erörterungen  über  die  Wirkungen  solcher  Anleihen,  die  das  Kapital  einer 
iroioctiren  Verwendung  im  Inland  erst  wegnehmen  (s.  §.  68"),  als  Kapital  ent- 
lehn ngen  auf  die  Volkswirtschaft,  komme  ich  schon  in  d.  Ordn.  d.  Osterr.  Staats- 
A  WtgB«.r.  t'inauiwissensohaft   I.  i.  Aufl.  J(j 
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haush.  S.  31  — 35  (1863)  und  noch  bestimmter  in  dem  Art.  Staatsschulden  im  Hand- 
wörterbuch von  ßcntzsch  S.  860  (geschrieben  Anf.  1865)  und  im  Staatswörterb. 
X,  15 — 18  (1865)  zur  Bevorzugung  der  Steuer  vor  der  Anleihe,  weil  letztere  die 
Vertheilung  ungunstiger  beeinflusse  und  die  Arbeiter  eher  beeinträchtige.  Stein 
hat  schon  früher  und  noch  in  der  3.  Aufl.  8.  Finanzwiss.  S.  44  ff.,  dann  S.  715  ff.. 
727  ff.  im  Wesentlichen  keine  andre  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckung,  als  die  im 
Text  aufgestellte,  nur  dass  er,  wie  Dietzel,  die  nothwendige  Einschränkung  für  die 
wirkliche  Benutzung  des  Staatscrcdits  zur  Deckung  nicht  macht  und  somit  die 
eigentlich  socialpolitische  Seite  der  Frage,  die  auch  Sötbeer  behandelt,  — 
Einfluss  der  Wahl  der  Deckungsmittel  und  specicll  der  Schuldaufnahme  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  —  vernachlässigt.  Wenn  er  es  dabei  für  gut 
findet,  auch  in  der  3.  Ausg.  S.  731.  meine  Behandlung  der  Frage,  die  viel  älter  als 
die  seinige  ist  (schon  in  meiner  „Ordnung  des  Österreich.  Staatshaushalts"  a.  a.  0.  — 
1S63),  nicht  einmal  zu  erwähnen,  obwohl  sie  in  d.  6.  Ausg.  v.  Kau's  Finanzwiss. 
die  erschöpfendste  Bearbeitung  des  Gegenstands  war,  ursprunglich  unabhängig  von 
Dietzel  entstand  u.  z.  B.  Nasse  in  dem  von  Stein  selbst  genannten  Aufsatz  mit 
zum  AnknUpfungspuncte  diente,  so  berechtigt  mich  das  wohl  zu  einer  Verwahrung 
gegen  diese  literarische  Illoyalität  in  einem  Werke,  welches  auf  Objectirität  Anspruch 
macht.  Die  von  Stein  jetzt  so  betonte  Verbindung  der  Staatsschuldenfrage  mit  der 
Verwaltung  ist  in  meiner  schon  1863  und  1865  aufgestellten  und  in  der  6.  Ausg. 
v.  Rau's  Finanzwiss.  neu  formulirten  Lehre  ron  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage 
im  Kern  und  in  der  Ausfuhrung  rollständig  enthalten.  St  ein 's  ohnehin  schiefe  und 
in  seiner  Weise  nicht  haltbare  Unterscheidung  von  Finanzcredit  und  Staatsschuld 
hat  mit  der  hier  zu  behandelnden  Frage  nichts  zu  thun  Rau  hatte  den  Gegenstand 
des  Tezts  noch  kaum  nur  berührt  In  d.  4.  A.  bat  Stein  keine  Aenderungen  ge- 
macht, welche  mich  zur  Zurücknahme  dieser  Vorwurfe  bestimmen  können,  S.  4.  A. 
I,  61  fl'.,  II.  343  ff.,  457  ff.  In  gekünstelter  neuer  Terminologie  wird  die  jetzt  allge- 
mein angenommene  Lehre  vorgetragen,  nur  dass  wie  bei  Dietzel  die  Grenze  für 
die  Benutzung  des  Credit*  viel  zu  weit  bleibt  u.  demgemäss  auch  das  enorme  Wachs- 
thum der  Schulden  in  einigen  modernen  Staaten  zu  leicht  genommen  wird  (II,  464  ff.> 

Den  Weg,  auf  welchem  man  zur  jetzigen  Theorie  der  Bedarfs- 
deckung gelangte  und  diese  Theorie  selbst  betreffend,  so  hat  man 
zunächst  die  Frage  nach  der  richtigen  Bedeckungsart  der  Aus- 
gaben mit  der  früher  in  §.  63  aufgestellten  Unterscheidung  des 
Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen  in  Verbindung 
gebracht,  wobei  das  Unterscheidungsmerkmal  in  der  Dauer  der 
mit  einer  Ausgabe  als  einer  Guterverwendung  hervorgebrachten 
Wirkungen  liegt  Dadurch  gewann  man  eine  feste  Unter- 
grenze für  denjenigen  Theil  des  Gesammtausgangs,  der  unbe- 
dingt durch  ordentliche  Einnahmen  (Steuern)  bedeckt  werden 
muss:  im  Wesentlichen  die  ordentliche  Ausgabe  oder  das 
Normalerfordernis s.  Jene  Untergrenze  bezeichnet  zugleich  die 
Obergrenze  (Maximum),  bis  wohin  allenfalls  die  ausserordentliche 
Einnahme  (Schuldaufnahme)  zur  Deckung  der  Ausgänge  benutzt 
werden  darf,  soweit  nemlich  Zweck,  Wesen  und  Wirkung 
der  letzteren  hierüber  entscheidet:  demnach  darf  von  diesem 
Gesichtspuncte  aus  der  ganze  ausserordentliche  Finanz- 
bedarf, d.  h.  die  privat-  und  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche  ausserordentliche 
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Aasgabe  auf  diese  Weise  bestritten  werden.  Jedoch  ist  damit 
noch  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet,  ob  überhaupt  und  unter 
allen  Umständen  oder  wieweit  die  ausserordentliche  Einnahme 
wirklich  zur  Deckung  dieser  Ausgaben  benutzt  werden  soll;  denn 
hierfür  können  doch  noch  andre  als  der  obige  Gesichtspunct  in 
Betracht  kommen.  Die  Entscheidung  hängt  nemlich  noch  von 
einer  weiteren  Erwägung  ab. 

Dietzel  a.  a.  0.  zieht  diesen  zweiten  Punct  nicht  mit  in  Betracht,  sondern 
entscheidet  nur  nach  der  Wirkung  der  Ausgaben,  die  mit  Anleihen  oder  Steuern  be- 
stritten werden.  Hieraus  sowie  aus  der  unterlassenen  weiteren  Specialisirung  der 
ausserordentlichen  Ausgaben  erklärt  sich  seine  viel  zu  weit  gefasste,  deshalb  unrichtige 
Kogel  für  die  Benutzung  des  Staatscredits.  Die  im  Text  hervorgehobene  Berück- 
sichtigung der  Wirkungen  von  Anleihen  oder  Steuern  als  Guterentziehungen  schon  in 
d.  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  Abschnitt  I  Nr.  S.  19  —  36.  Aehnlich  einseitig 
wie  Dietzel  auch  noch  Stein  a.  a.  0..  selbst  noch  in  d.  4.  A. 

Neben  der  vergleichenden  Betrachtung,  welche  Wirkungen 
die  Ausgänge  als  Güter-  oder  Kapital verwen düngen  auf  die 
Volkswirtschaft  ausüben,  müssen  nemlich  auch  noch  die  Wirkungen 
verglichen  werden,  welche  die  beiden  verschiedenen  Arten  der 
Einnahmebeschaffang,  also  namentlich  die  Besteuerung  und  die 
Schulden  aufnähme,  als  Güter-  oder  Kapital  heran  Ziehungen  aus 
den  Einzelwirtbschaften  auf  die  Volkswirtschaft  hervorbringen. 

Die  ausserordentliche  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 
Einnahme  wirklich  als  Deckungsmittel  vorgezogen  werden,  wenn  es 
erstens  der  Zweck  und  die  Wirkung  des  Ausgangs  erlaubt,  also 
wenn  es  sich  um  ausserordentliche  Ausgaben  (i.  w.  S.)  handelt,  und 
wenn  zweitens  in  diesem  Falle  zugleich  die  Beschaffung  ausser- 
ordentlicher Einnahmen  von  der  Volkswirtschaft  günstiger  oder 
minder  ungünstig  empfunden  wird,  als  die  Beschaffung  ordentlicher 
Einnahmen. 

Hierdurch  erhält  man  für  die  Theorie  und  die  rationelle  Praxis 
die  Rege),  dass  die  wirkliche  Anwendung  des  Staatscredits 
gegenüber  jener  vorhin  aufgestellten  Obergrenze  sehr  wesentlich 
zu  beschränken  ist,  d.  h.  es  muss  auf  die  Schuldaufnahme 
iu  vielen  Fällen  verzichtet  werden,  wo  die  Beschaffenheit 
der  Ausgänge,  welche  durch  Schulden  gedeckt  werden, 
allein  betrachtet,  sie  erlauben  würde.  Demgemäss  ist 
alsdann  die  ordentliche  Einnahme  (Besteuerung)  mit 
unter  selbst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ausserordent- 
lichen Ausgabe  zu  erhöhen  (s.  u.  §.  68  ff.). 

Hiernach  ist  mithin  im  Unterschied  von  der  principlosen  Auf- 
fassung der  früheren  Theorie  der  Satz  festgestellt  worden,  dass  die 
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Deckungsmittel  der  Finanzwirthschaft  grundsätzlich  doppelte 
sind:  ordentliche  Einnahmen,  besonders  durch  Benutzung  der 
Steuerkraft  und  ausserordentliche  Einnahmen,  besonders 
durch  Anwendung  des  Staatscredits:  Besteuerung  und 
Schuldaufnahme  sind  zwei  Formen  derselben  Operation 
mit  speeifisch  gleicher,  nur  gradweise  verschiedener 
Wirkung. 

§.  67.  —  3.  Begründung  dieser  Theorie  der  Finanz 
bedarfsdeckung. 

Vgl.  hierzu  auch  Wagner,  Grundleg.  Abth.  I,  Kap.  3  und  4.  über  die  Organisation 
der  Volkswirthschaft  und  den  Staat. 

In  beiden  genannten  Fällen,  bei  der  Besteuerung  und  der 
Schuldaufnahme,  werden  für  die  Zwecke  des  staatswirthschaftlichen 
Productionsprocesses  Güter  aus  den-  Einzelwirtschaften  in  der 
Volkswirtschaft  herangezogen  und  in  das  Staatswesen  verarbeitet. 
Aber  die  „Producte",  welche  in  letzterem  durch  diese  Güterver- 
wendungen gewonnen  werden,  sind  von  verschiedener  Dauer.  Die 
Noth wendigkeit,  sie  neu  zu  erzeugen,  wiederholt  sich  daher  in 
Perioden  von  ganz  ungleicher  Länge.  An  diesen  Unterschied  ist 
hier  anzuknüpfen  und  sind  demnach  die  Staatsleistungen,  je  nach- 
dem sie  mit  ordentlichen  oder  mit  ausserordentlichen  Aus- 
gaben bewerkstelligt  werden,  zu  trennen. 

a)  Die  Leistungen  ersterer  Art  werden  im  Allgemeinen  stets 
in  gleich  langen  Zeitabschnitten  (z.  B.  Finanzjahren)  völlig  „cou 
sumirt".  Im  Wesentlichen  liegt  Jahr  für  Jahr  das  gleiche  Be 
üttrfniss  der  Einzelwirthschaften  nach  diesen  von  der  staatlichen 
Gesammtwirthschaft  für  sie  zu  erzeugenden  Gütern  (Sorge  für 
Rechtsschutz,  Beförderung  der  Cultur  und  Wohlfahrt)  in  derselben 
Weise  wieder  vor.  Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Ans 
gäbe  gedeckt  wird,  stellen  daher  in  der  That  die  Zuführung  von 
umlaufendem  Kapital  in  den  Staatshaushalt  dar,  gehen  mit  ihrem 
ganzen  Werthe  in  die  Productionskosten  der  mit  jener  Ausgabe 
hergestellten  Güter  (also  meistens  immaterieller  Staatsleistungen) 
und,  wenn  man  der  Berechnung  z.  B.  Jahresabschnitte  zu  Grunde 
legt,  auch  in  den  Gesammtwcrth  der  Jahresproduction  in  der  Volks 
wirth8chaft  Uber.  Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentlichen 
Ausgabe  an  Gütern  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisser 
massen  eine  Ausgabe  für  die  Gesammtheit  der  Privat-  und  der 
Gemein wirthsc haften  ausschliesslich  derjenigen  des  Staats  selbst 
bildet,  erhält  die  Volkswirthschaft  und  erhalten  speciell  diese 
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schaften  in  derselben  Zeit  im  Werthe  der  ytaatsleistungen,  also  an 
Einnahme,  wieder. 

So  ist  es  wenigstens  bei  gerechter  Stenervertheilung  und  bei  der  richtigen 
Normimng  von.  Allen  im  Wesentlichen  glcichmässig  zu  Gute  kommenden,  Staats- 
leistungen auch  in  BctreH  jeder  einzelnen  Einzelwirtschaft.  Die  Staateeinnahmen, 
mit  denen  die  ordentliche  Ausgabe  bestritten,  also  m.  a.  \V.  mit  denen  die  jährlich 
tod  Neuem  in  gleichem  Umfauge  nöthig  werdenden  Staatsleistungen  beschafft  werden 
sollen,  müssen  daher  einer  ebensolchen  regelmässigen  Wiederholung  fähig  sein.  Dies 
sind  nun  aber  bloss  die  ordentlichen  Staatseinnahmen,  namentlich  auch  die  Steuern. 
Dther  sind  diese  allein  die  geeigneten  Dcckungsmittel  für  die  ordentlichen  Ausgaben 
und  müssen  sie  ausreichen,  also  nötigenfalls  entsprechend  erhöht  werden,  um  diese 
Aasgaben  vollständig  zu  decken. 

Wird  nun  das  Gebiet  der  Staatsthätigkeit  und  das  Verwaltnngs- 
system  richtig  bestimmt,  so  dass  der  Betrag  der  ordentlichen 
Ausgabe  und  Einnahme  wenigstens  auf  die  Dauer  ebenfalls  als 
angemessen  gelten  kann,  so  wird  durch  die  strenge  Befolgung 
des  Grundsatzes,  mindestens  stets  die  ganze  ordentliche  Aus- 
gabe durch  ordentliche  Einnahmen  zu  decken,  in  finanzieller 
und  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  ein  zweifacher  wichtiger 
Vortheil  erreicht,  dem  nachzustreben  ist.  Einmal  bleibt  der 
Staatsbaushalt  vor  der  Gefahr  eines  „  chronischen", 
nicht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sich  in 
seiner  Höhe  stets  noch  steigernden  Deficits  bewahrt. 

Damit  wird  auch  in  schwierigen  Perioden  des  Staatslebens  der  rettungslose 
Rain  der  Finanzen  mit  allen  seinen  furchtbaren  wirtschaftlichen ,  politischen  und 
Etlichen  Folgen  für  das  Volk  vermieden.  Denn  wenn  selbst  ein  Theil  der  ordent- 
lichen, Dothwendig  jährlich  im  gleichen  Betrage  wiederkehrenden  Ausgabe  durch  die 
Mtürlich  nicht  lauge  vorhaltende  Veräusserung  von  Staateeigcnthum  oder  durch  Schuld- 
»ofnahme  gedeckt  wird,  so  wächst  das  vorhandene  Deficit  jährlich  auch  bei  sonst 
gleich  bleibender  Ausgabe  um  den  Betrag  der  verminderten  Einnahme  und  der  hin- 
zukommenden Zinsen .  und  zwar  in  immer  stärkerer  Progression. 

Besonders  deutliche  Belege  für  diese  Sätze  giebt  die  neuere  Finanzgeschichte 
Oesterreichs,  Italiens,  auch  Russlands  und  z  Th.  Frankreichs.  Die 
Progression  des  Scbulderfordernisscs  nach  dem  absoluten  Betrage  (in  Millionen)  des 
letzteren  und  nach  dem  Verhältniss  zur  ordentlichen  Netto-Eiunahnie  in  zweien  dieser 
Stuten  zeigt  die  folgende  Uebersicht,  wobei  freilich  zuzugeben  ist,  dass  nur  ein  Theil 
der  Zunahme  auf  die  ganz  verwerfliche  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  mit  Staats- 
schulden zurückgeführt  werden  kann. 

Oesterreich.       Resultat  Rossland.  Budget. 

(Gesammtstaat)   Proc.  d.  ord.  Schuld-       Proc.  d.  ord. 


erforderniss 
MiU.  fl.  C.-M. 


Schuld- 


Einn. 


erforderniss 
Mill.  R.  S. 


Netto-Einn. 


1S4S 
1949 

1S50 
1951 
1&52 
1S53 
1954 
IS55 
1S56 


37'2 
172 
44  7 
54-7 
562 
641 
72  9 
79-1 
91*4 


33'3 
340 
26  1 
287 
265 
2V6 
31  1 
31  9 
354 


1962 
1S63 
1964 
1965 
1866 
1867 
1869 
1869 
1970 


5430 
57  49 
5964 
63'29 
68-59 
73-85 
76  64 
76-10 
79-38 


19-4 
211 
19*4 
206 
222 
21  7 
215 
20  1 
203 
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Oesterreich. 

nCSQltat. 

\\  ussiann 

nuagft 

>  (lesammtataati 

rroc.  d,  ord 

ocnuia- 

rroc.  d.  ora 

ocnuid- 

Linn. 

crioraennsb 

Netto-Linn. 

erforderniss 

MM.  IV.  0. 

Mill.  n.  ly.-M. 

1857 

96*7 

3frs 

1871 

82-18 

23-« 

185S 

102-8 

38*9 

1872 

8638 

230 

1859 

1 20-0 

462 

1873 

91*06 

. .  20-0 

1860 

1155 

411 

1874 

93  26 

0.  20  0 

1861 

1214 

440 

1875 

10691 

c.  22-0 

1863 

1419 

469 

1876 

10842 

1H67 

A.  1493 

50'4 

1877 

10826 

1878  133.7 
1S79  156-6 
1880  171*5 
1*81  193-3 

Die  Berechnung  für  Oesterreich  (in  1863  ohne  Rückzahlung  an  d.  Nationalbaiili 
weicht  von  den  Daten  in  Czörnig's  Handbuchlein  und  a.  a.  0.  etwas  ab,  weil  hier 
nach  etwas  anderen  Grundsätzen,  z.  B.  in  Betreff  der  riet.  Zahlungen  an  und  aus  dem 
ehemaligen  allgemeinen  Tilgungsfonds,  verfahren  wurde.  Die  mitgetheilten  Daten 
nach  meinen  speciellen  Berechnungen.  Für  1867  der  Anschlag.  Nach  dem  dann 
eintretenden  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn,  der  damit  rerbundenen  Einsteilung  der 
meisten  Tilgungen  nnd  der  erfolgten  Zinsreduction  (euphemistisch:  Einkommensteuer- 
erhöhung)  ist  die  frühere  Entwicklung  abgebrochen.  In  Ungarn  ist  sie  dafür  mit 
um  so  mehr  Erfolg  nun  allein  fortgeführt.  (Im  ungar.  Etat  f.  1881  steht  das  Schuld- 
erforderniss  für  die  seit  1868  entstandene  eigene  Ungar.  Schuld  schon  mit  54*3  Mill.  1. 
neben  dem  Betrag  v.  30  3  M.  Ü.  österr.  Schuld.)  In  den  früheren  Zahlen  f.  Oesterreich 
ist  die  contractliche  Tilgung,  der  Münz-  und  Wechselverlust  (Folge  der  Papiergeld- 
wirthschaft) ,  die  Subventionen  an  Bahnen  u.  s.  w.  im  Schuldenorderniss  bei  den 
Zinsen  inbegriffen.  —  Auch  boi  Russland  umfasst  die  Ziffer  die  Tilgung  mit  Für 
die  Jahre  seit  1873  ist  das  Budget  etwas  anders  als  früher  publicirt,  weshalb  der 
angegebene  Procentsatz  von  da  an  nur  annähernd  richtig  ist.  Für  die  folgenden  Jahn 
wagte  ich  ihn  aus  den  mir  vorliegenden  Daten  überhaupt  nicht  zu  berechnen.  Di? 
enorme  Zunahme  ist  die  Folge  des  letzten  Türkenkriegs.  In  1881  beträgt  das  Schuld- 
erforderniss  von  den  stark  gesteigerten  K  oh  einnahmen  aus  den  dir.  u.  indir.  Steuern 
11.  von  den  Staatsgütern  (zus.  548*6  Mill.  I?.),  eine  Summe,  welche  den  Haupttheil 
der  ord.  Bein  einnähme  darstellt,  35*2%.  Diese  Quote  war,  iu  derselben  Weise  be- 
rechnet. 1862  von  den  gleichen  Einnahmen  (circa  258  Mill.)  circa  21%:  also  trotz 
der  Vermehrung  der  genannten  Haopteinnahmen  um  106%  noch  eine  Steigerung  der 
Quote  des  Schulderfordernisscs  von  ein  Fünftel  auf  über  ein  Drittel!  Und  daneben 
über  1  Milliarde  Ii.  uncinlösbares  Papiergeld  mit  Zwangscurs.  W'aren  nicht  in 
Oesterreich  und  Bussland  die  ordentl.  Einnahmen  (worunter  aber  manche  Posten,  die 
im  Grunde  zu  den  ausserord.  gehören)  so  bedeutend  gesteigert  (wenn  auch  in  Oester» 
reich  nicht  erheblich  genug  und  nicht  rechtzeitig),  so  wurde  der  Procentsatz  noch 
viel  gTösser  geworden  sein.  Das  österr.  Schulderforderniss  von  1861  betrug  z.  B. 
mehr  als  die  ganze  Netto -Einnahme  von  1848  u.  637%  der  (durch  Einbeziehung 
Ungarns  u.  s.  w.  schon  stark  gesteigerten)  Einnahme  von  1851.  Das  russ.  Schuld- 
erforderniss von  1870  ist  25  2%  der  ordentl.  Einnahmen  von  1862,  das  v.  1881  69%.  - 
In  Italien  sind  die  Schulden  der  ehemaL  selbständigen  Staaten  hinzugekommen.  Der 
Hauptpostcn.  die  5%  (consolid.)  Kente  rührt  aus  der  sardin.  Schuld  und  aus  neuen 
Schulden  des  Königreichs  Italien  her.  Er  betrug  1S61  97  8  Mill  fr.  Zins,  1870  263  2. 
woneben  noch  etwa  ein  Drittel  dieser  Summe  auf  andre  neue  rückzahlbare  Schulder» 
des  Königreichs  kam.  Während  sich  die  ordentl.  Einnahme  Italiens  von  1861  —  70 
etwa  verdoppelte  (457  auf  951  Mill.  Francs  incl.  Erhebungskosten),  stieg  der  gesammt? 
Schuldaufwand  auf  das  4  -  5  fache.  Nach  d.  A.  f.  1881  war  das  Ziuserfordemiss 
f.  d.  consolid.  Schuld  355*6.  f.  d.  rückzahlbare  38  7,  das  Erforderniss  f.  d.  schwebeude 
(incl.  Eisenb.zinsgarant.)  63*5,  f.  Annuitäten  z.  Ankauf  d.  oberital.  Bahnen  29' i. 
zus.  187  Mill.  fr.  oder  circa  45%  der  ord.  Nettoeinnahme  (c.  1084  Mill.  fr?).  — 
In  Frankreich  erforderte  die  Kente  (fundirte  Schuld)  1851  233,  1870  364.  1876  74$. 
1*82  74.''  Mill.  fr.  Zins.    In  Oesterreich.  Italien  und  neuerdings  auch  in  Kussland 
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Nicolaibahn  Petersburg -Moskau)  hat  man  daneben  in  sohr  bedeutendem  Umfange 
werbendes  Staatseigenthum,  so  fast  alle  Staatseisenbahnen  veräussert,  z.  Th.  auch  zu 
sehr  schlechten  Preisen ,  in  Oesterreich  meist  im  Beginn  der  Rentabilitätsperiode  der 
Bahnen.  Hier  wurde  bis  Ende  1859  ein  Bahncomplex,  der  «36*26  Mill.  fl.  C.-M. 
«kostet,  für  meist  erst  in  längeren  Jahresraten  fällige  lfiSöG  Mill.  fl.  C.-M.  ver- 
kaafl!  S.  Wagner  in  Uns.  Zeit  1S63.  S.  159.  Erst  in  d«>n  letzten  Jahren  haben 
•Österreich  u.  Italien  mit  dem  neuen  Erwerb  von  Staatsbahnen  begonnen  u.  daraus 
rthrt,  wie  auch  in  Ungarn,  ein  Theil  der  neueren  Schulden  her.  die  sich  wenigstens 
ttras  aus  den  Bahnertragen  seihst  verzinsen. 

Der  Gleichgewichtszustand  zwischen  Constitution 
ood  Production  in  der  ganzen  Volkswirtschaft  oder 
ra.  a.  W.  zwischen  BedUrfnissbe  friedigungen  nnd  pro- 
dnetiven  Leistungen  der  Einzelwirthschaften  bleibt  dann 
ebenfalls  gewahrt:  der  zweite  Gewinn,  der  aus  der  Befolgung 
jenes  Deckungsgrundsatzes  hervorgeht. 

Was  die  Einzelwirthschaften  /.  B.  jährlich  an  Rechtsschutz  und  Förderung  ihrer 
Interessen,  aller  An  erhalten,  in  diesem  Zeitraum  völlig  verzehren  und  jährlich  in 
demselben  Umfange  von  Neuem  bedürfen,  das  bezahlen  sie  auch  in  den  Steuern 
u.  s.  w.  aus  ihren  laufenden  Leistungen  (oder  Einnahmen)  vollständig.  Sie  werden 
aber  zu  diesen  Leistungen  auch  nur  in  den  Stand  gesetzt  durch  das,  was  ihnen  wieder 
1er  Staat  leistet ,  ebenso  wie  umgekehrt  letzterer  dies  nur  leisten  kann ,  wenn  er  die 
erforderlichen  Guter  aus  den  Einzelwirthschaften  heran  zieht.  Hier  besteht  also  bei 
richtiger  Normirung  der  Staatsthätigkeitcn  und  der  Besteuerung  und  bei 
der  Befolgung  des  richtigen  Grundsatzes  für  die  Deckung  des  Finanzbeda rfo  das  Ver- 
hiltniss  der  völligen  Corrcspondcnz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  wenn 
Aach  in  anderer  Form  als  im  gewöhnlichen  Tauschsystem.  <G.  §.  116,  158V  Es  ist 
die  Aufgabe  der  Staatsverwaltung,  dieses  Verhältuiss  fest  ins  Auge  zu  nehmen.  Der 
Staat  und  die  anderen  Einzelwirthschaften  bilden  ja  nur  zusammen  das  organische 
•iaoze  der  Volks wirthschaft.  In  den  Steuern ,  die  dor  Staat  zur  Bestreitung  der 
ordentlichen  Ausgaben  verwendet,  nimmt  er  den  Einzelwirthschaften  etwas,  was  er 
ihaen  zu  derselben  Zeit  im  vollen  Betrage  in  den  Staatsleistungen ,  also  nur  in  einor 
andern  Form,  an  Gütern  wiedersieht;  und  zwar  in  der  Form,  in  welcher  die 
Einzelwirthschaften  diese  Guter  brauchen,  insbesondere  auch  um  ihre  eigenen  Produc- 
üonen  zu  betreiben,  und  wie  sie  diese  Guter  selbst  gar  nicht  oder  nicht  ebenso  gut 
•^neogen  können.  Die  Eiuzelwirthscuaft  schärft  also  sich  selbst  allein  nachhaltig 
die  Bedingungen  der  eigenen  Production,  wenn  sie  die  ordentlichen  Ausgaben  des 
Staats  mit  ordentlichen  Einnahmen  (Steuern)  zu  decken  ermöglicht.  Denn  nur  in 
diesem  Falle  kann  der  Staat  andauernd  den  übernommenen  Aufgaben  nachkommen. 

Der  aufgestellte  Grundsatz  hat  daher  eine  eben  solche  volks 
wirthschaftliche  als  finanzielle  Tragweite.  Die  richtig  bestimmte 
and  mit  Steuern  u.  s.  w.  gedeckte  ordentliche  Ausgabe 
ist  insofern  wirklich  reproduetiv:  sie  erzengt  ihre  eigenen 
wirthschaftlicben  Bedingungen  immer  selbst  wieder  (Stein):  das 
Princip  der  „Erhaltung  der  Kraft"  in  der  mit  der  Staatswirth- 
aebaft  als  Ein  Ganzes  betrachteten  Volkswirtschaft. 

Stein,  Finanzen  1.  Ausg.  S.  30,  wo  der  Satz  ohne  Weiteres  —  zu  weit  —  für 
dl«,  nicht  bloss  für  die  ordentl.  Ausgaben  aufgestellt  wird.  Auch  die  neuste  Dar- 
^dlunrjr  Steins  in  d.  4.  A.  II,  343  (F.  leidet  an  dem  tiefen  Mangel  jeder  richtigen 
Begrenzung  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits.  Ein  „Anlagekapital"  der 
^taatswirthsch.  ist  die  Staatsschuld  (auch  wenn  man  sie  mit  Stein  vom  Finanzcredit 
trennt)  keineswegs  so  allgemein,  wie  Stein  es  hinstellt  II,  345),  namentlich  regelmässig 
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nicht,  wenn  sie  zur  Deckung  von  Deficiten  im  ord.  Etat  u.  von  Kriogskosten  dient. 
Die  ganze  Beweisführung  St  ein 's  a.  a.  0.  schwebt  ohne  jene  Begrenzung  in  der  Luft 
u.  dient  mit  ihren  vagen  halbwahren  Allgemeinheiten  nur  dazu,  die  missbräiichlichst.' 
Scbuldvermehrung  der  Praxis  noch  theoretisch  zu  rechtfertigen.  Der  richtige  und 
wichtige  Gedanke,  die  Staatsschuld  in  enger  Verbindung  mit  der  Verwaltung  zu 
betrachten,  fuhrt  so  bei  Stein  nicht  zur  Klärung,  sondern  zur  Confusion. 

b)  Mit  der  ausserordentlichen  Aasgabe  nnd  zwar  mit 
der  privat-  und  Staats  wi  rth  schaftliche  n  Kapitalanlage, 
sowie  mit  der  durch  abnorme  Schwierigkeiten,  z.  B.  Kriege,  ver- 
anlassten eigentlichen  ausserordentlichen  Ausgabe  (§.  63), 
verhält  es  sich  anders  als  mit  der  ordentlichen  Ausgabe.  Die 
Wirkungen  der  ausserordentlichen  Ausgabe,  nlso  der  mit  ihnen 
bewerkstelligten  Leistungen  kommen  wenigstens  in  der  Regel 
künftigen  Finanzperioden  in  der  Form  erhöhter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staatlicher  oder  zunächst  volkswirtschaftlicher  Pro 
duetionsfähigkeit  oder  mutmasslich  zu  vermindernder  Ausgabe  zu 
Gute.  Diese  Umstände  stehen  bei  einer  Deckung  der  betreffenden 
Ausgaben  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  der  Belastung  künftiger 
Perioden  mit  den  Zinsen  und  Kosten  der  Anleihen  u.  s.  w.  aus- 
gleichend gegenüber.  Bei  der  Wahl  solcher  Deckungsmittel  wird 
also  das  Gleichgewicht  der  Finanzen  nicht  gestört. 

Namentlich  wenn  etwa  die  Dauer  der  Anleihen,  also  die  Tilgungstermino,  nach 
der  voraussichtlichen  Dauer  der  günstigen  finanziellen  Wirkung  der  mit  den  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  hergestellten  Anlagen  oder  gemachton  Leistungen  bemessen 
wird,  so  können  kaum  noch  rein  finanzielle  Bodenken  laut  werden.  Practisch.! 
Schwierigkeit  macht  nur  die  Berechnung  einer  solchen  Dauer,  besonders  in  dem 
wichtigsten  Falle,  wenn  Kriegsansgaben  mit  den  Anleihen  bestritten  wurden.  Aber 
man  kann  sich  durch  Annahme  kürzerer  Tilgungsperioden  auch  hier  ziemlich  sicher 
stellen.  Es  ist  kein  Widerspruch  mit  dem  hier  Gesagten,  dass  die  Länge  der  Tilgungs- 
perioden u.  die  Dauer  der  Wirkungen  der  beztlgl.  Ausgaben  übereinstimmen  musstco. 
wenn  gleichwohl  die  principielle  Notwendigkeit  der  Tilgung  selbst  in  solchem  Fall 
einer  allmäligen  „Aufzehrung"  der  betreffenden  Anstalten  bestritten  wird.  Entschiede 
bloss  die  Dauer  jener  Wirkungen,  so  mttsste  unbedingt  entsprechend  getilgt  werden. 
Aber  nach  der  Natur  des  Staatshaushalts  ist  die  Frage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Regel  (d.  h.  von  Einnahmen  aus  Privaterwerb  oder  Vcräusserung  von  Staatseigentum 
abgesehen)  identisch  mit  jener:  ob  Besteuern  bloss  zum  Zwecke  der  Tilgung 
oder  Fortbesteheulassen  der  Schuld.  Diese  Frage  ist  aber  so  wenig  unbedingt  zu 
(iunsten  der  Besteuerung  zu  beantworten,  als  die  andere,  ob  Ausgaben  mit  Steuern 
oder  Schulden  gedeckt  werden  sollen.   S.  A.  Wagner  im  Staatswörtorb.  X,  20. 

Auch  vom  volkswirthschaftlichen  Standpunkte  ist  wenigstens  in  einer 
Hinsicht  gegen  die  Benutzung  des  Staatscredits  in  dem  angegebenen  Falle  nichb 
einzuwenden.  Denn  für  die  Volkswirtschaft  als  ein  Ganzes  ist  es  ohnehin  in  einei 
Beziehung  einerlei,  ob  die  dorn  Staate  nöthigen  Mittel  durch  Steuern  oder  durch 
Staatsschulden  beschafft  werden:  in  beiden  Fällen  sind  es  die  vorhandeueu 
Guter  der  Gegenwart,  die  einem  auderweiten  fonsum  oder  eiuer  anderw  eilen 
produetiven  Verwendung  entzogen  werden,  weil  sie  der  Staat  für  seine  Zwecke  braucht. 
I  ruhei  hat  man  wohl  öfters  die  Staatsschuldenaufnahmc  damit  zu  rechtfertigen  ge- 
sucht, das»  durch  sie  die  Lasten  auf  die  Zukunft  geschoben  würden,  was  im  Falle 
gewisser,  der  Zukunft  mit  oder  ausschliesslich  zu  Gute  kommender  Ausgaben  daher 
ganz  billig  sei.  Diese  Rechtfertigung  beruht  aber  auf  einer  offenbaren  Verkennrmg 
des  doch  sehr  einfachen  Vorgangs.  Die  Unrichtigkeit  dieses  Arguments  zu  Gunsten 
der  Staatsschuld  bewirkt  jedoch  nicht,  dass  man  nun  die  Anwendung  des  Staatscredits 
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rerwerfen  müsse.  Vielmehr  würde  eine  solche  Operation  gerade  um  so  mehr  fest- 
/ohalten  sein,  da  sie  nach  dem  Obigen  bei  der  Dcckuug  der  ausserordentlichen  Aus- 
gabe durch  finanzielle  Gründe  unterstützt  wird  und  für  die  Volkswirtschaft  als  Ganzes 
betrachtet  in  der  erwähnten  Beziehung  wenigstens  indifferent  ist.  Der  handgreifliche 
Irrthum  wird  von  den  Gegnern  der  Staatsschulden  oft  mit  unnöthiger  Wichtigkeit  be- 
handelt. So  von  Chalmers  und  nach  ihm  von  Mill,  polit.  Oek.,  B.  1,  Kap.  .">,  §.  8  u. 
vielen  Anderen.  Aber  wenn  das,  was  durch  Anleihen  oder  Steuern  dem  Staate  zur 
Verfügung,  z.  B.  für  Kriegführung,  gestellt  wird,  nothwendig  auch  die  vorhandenen 
Güter  der  Gegenwart  sind,  so  macht  es  eben  doch  einen  Unterschied,  welchen  Einzel - 
wirthschaften  diese  Güter  in  jedem  der  beiden  Fälle  gehören  und  nun  entzogen  werden. 
Eigentümlich  ist,  dass  Hock  eine  Ansicht  über  die  Entlastung  der  Gegenwart  durch 
Anleihen  äussert,  die  mit  jener  irrigen  älteren  viel  Aehnlichkeit  hat  und  einer 
kritischen  Bemerkung  gegenüber  sie  brieflich  festhielt,  s.  ölfentl.  Abg.  S.  32,  Finanz. 
Amerikas  S.  470  ff.,  A.  Wagner  in  d.  Gött.  Gel.  Anz.  1M>7.  S.  946.  S.  auch  u. 
§.  72,  S.  163. 

Gleichwohl  kaun  man  sich  trotzdem  nicht  unbedingt  für 
die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  des  ausserordent- 
lichen Bedarfs  aussprechen.  Denn  die  Wirkung  der  Steuern  und 
Staatsschulden  auf  die  Lage  der  Einzelwirtschaften  und  insofern 
wieder  auf  die  Volkswirtschaft  kann  eine  verschiedene  sein.  Die 
Beschaffung  der  Deckungsmittel  ist  daher  in  dieser  Beziehung 
doch  nicht  gleichgültig  für  die  Volkswirthschaft,  wenn  sie  es  auch 
in  der  vorhin  erwähnten  Hinsicht  war.  Es  bedarf  dann  keines 
weiteren  Beweises,  dass  diejenigen  Deckungsmittel  den 
Vorzug  verdienen,  welche  günstiger  oder  minder  un- 
günstig als  Gttterheranziehungen  aus  den  Einzelwirt- 
schaften auf  die  Volkswirthschaft  einwirken.  Nur  das  ist 
vielmehr  nachzuweisen,  ob  und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen 
Besteuerung  und  Schuldaufnahme  bestehen.  Hiervon  hängt  es  ab, 
ob  das  Gesetz  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits  im  Staatshaus- 
halte mehr  oder  weniger  Einschränkungen  gegenüber  jenem  Satze 
erfahren  soll,  dass  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  wegen  ihrer 
länger  dauernden  Wirkungen  an  sich  durch  Staatsschulden  gedeckt 
werden  dürften. 

§.  68.  —  4.  Die  vergleichsweisen  volkswirtschaft- 
lichen Wirkungen  der  Steuern  und  Staatsschulden  als 
Güterheranziehungen  aus  den  Einzelwirthschaften. 

In  den  frühereu  Auflagen  (2.  A.  S.  124)  ist  nur  das  Resultat  der  betreffenden 
l'ntersuchung  gegeben,  die  Begründung  dafür  auf  die  spätere  Lehre  vom  öffentlichen 
Credit  überhaupt  verschoben  worden.  Ich  gebe  in  dieser  3.  A.  dieso  Begründung 
nunmehr  schon  hier,  womit  die  principielle  Frage  dann  erledigt  ist.  Das  Folgende 
bildet  einen  Auszug  aus  meinen  älteren  Arbeiten  über  den  Gegenstand  (Ordn.  d. 
österr.  Staatshaush.  S.  19  ff.,  271—289,  Staatswörterb.  Art.  Staatsschulden,  X,  10— IS). 
Die  dortige  Beweisführung  glaube  ich  in  allem  Wesentlichen  aufrechthalten  zu  können, 
▼ie  ich  sie  auch  jüngst  in  Kürze  in  Schönberg's  Handb.  II,  427  —  430  wiederholt 
habe.  Dietzel  specialisirt  auch  hier  zu  wenig.  Stein  ebenfalls  nicht.  Vgl.  ausser 
diesen  sonst  bes.  die  oben  S.  130  u.  S.  145  gen.  Arbeiten  von  Laspeyres,  Sötbeer. 
Nisse,  Emminghaus.  ferner  f.  d.  Frage  der  auswärtigen  Anleihen  0.  Michaelis, 
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in  d.  volkswirthach.  Viertclj.schr.  1S6T  (jetzt  in  B.  2  s.  volksw.  Schriften^,  wo  ein*» 
andere  Auflassung  vertreten  ist.  S.  auch  v.  Hock,  öd'.  Abgaben  §.  35  ff.,  u  hin- 
sichtlich eines  Einwand»  aus  der  vermeintlich  widerlegten  „Lohnfondstheorie" 
Brentano  in  Hildebr.  Jahrb.  1871,  I,  269. 

Für  die  Frage  der  Räthlichkeit  der  wirklichen 
Benutzung  des  Staatscredits  statt  der  Besteuerung 
sind  zunächst  drei  Arten  Anleihen  nach  den  Arten  der 
Kapitalien,  aus  denen  sie  fliessen;  sodann  die  einzelnen 
Arten  des  ausserordentlichen  Finanzbedarfs  zu  unterscheiden. 

a)  Die  Anleihen  können  sein: 

'<*)  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen  Kapitalien  der 
heimischen  Volkswirtschaft, 

ß)  Anleihen  aus  Kapitalien  fremder  Volkswirthschaften  (Ver- 
schuldung an  das  Ausland), 

y)  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst  durch 
die  Anleihe  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung  im 
Inlande  entzogen  werden. 

Es  ist  gegen  eine  solche  Unterscheidung  der  Kapitalien ,  aus  denen  die  An- 
leihen fliessen,  wohl  unter  dem  Hinweis  auf  die  practischen  Verhältnisse  des  Geld- 
markts eingewendet  worden,  bei  dem  heutigen  kosmopolit.  Character  des  Werthpapier- 
verkehrs und  bei  der  Betheiligung  der  verschiedensten  Börsen  und  Geldleute  an  An- 
leiheopcrationen  lasse  sich  gar  nicht  sagen,  welcher  Art  eine  Anleihe  sei.  Sicherlich 
ist  dies  oft  in  der  Praxis  schwer.  Aber  aus  welchen  Kapitalien,  des  Inlands  oder 
Auslands,  eine  Anleihe  hauptsächlich  und  dauernd  komme,  lässt  sich  doch  auch 
hier  bestimmen.  Für  die  theor.  Seite  der  Frage  genügt  dies:  man  wird  z.  B.  eine 
Anleihe,  die  als  in  der  Fremde  aufgenommen  zu  billigen  wäre,  doch  lieber  möglichst 
vermeiden  müssen,  wenn  sie  durch  Betheiligung  des  inländ.  schon  angelegten  Kapitals 
m  Stande  kommt  oder  muthmasslich  die  Obligationen  rasch  heimströmen.  Hypothesen 
wie  die  obige,  dass  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderen  Art  seien,  muss  man 
fast  bei  jeder  theoret.  Behandlung  practischer  volkswirthsch.  Fragen  zum  Zweck  «1er 
Isolirung  der  einflussübenden  Umstände  bilden. 

b)  Die  auch  hier  zu  unterscheidenden  Arten  des  ausserordent- 
lichen Finanzbedarfs  sind  die  drei  genannten:  privat  wirtschaft- 
liche, staatswirthschaftliche  Kapitalanlagen,  eigentlicher 
ausserordentlicher  Aufwand  (Kriegskosten  u.  dgl.)  (§.  73  ). 

Zu  a.  Immer  vorausgesetzt,  dass  die  Anleihe  nach  der  Art 
der  Ausgänge,  die  mit  ihr  gedeckt  werden  sollen,  zulässig  ist,  so 
darf  im  Allgemeinen  vom  Standpuncte  der  einzelnen  Volks- 
wirtbschaft aus  die  Anleihe  der  ersten  und  zweiten  Art 
der  Besteuerung  vorgezogen  werden.  Dagegen  muss  um- 
gekehrt die  Besteuerung  statt  der  Anleihe  der  dritten 
Art  gewählt  werden.  Die  letztere  Anleihe  bildet  aber  im  Ganzen 
den  normalen  Hauptfall  der  Benutzung  des  Staatscredits. 
Insofern  ist  doch  in  der  Regel  der  Besteuerung  der 
Vorzug  zu  geben.    Vom  Standpuncte  der  Weltwirthschaft 
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ans,  wo  die  Kapitalübertragung  von  einer  Volkswirtschaft  zur 
andern  als  indifferent  erscheint,  wird  das  Urtheil  ferner  sogar  nur 
dann  zu  Gunsten  der  Anleihe  lauten,  wenn  ohne  die  letztere  das 
Kapital  bloss  in  schlechten  Unternehmungen  (also  z.  B.  in  Zeiten 
ausschweifender  Ueberspeculation)  vergeudet  worden  wäre.  Dem- 
gemäss  ist  von  diesem  Standpuncte  aus  der  Benutzung  des 
Staatscredits  nur  in  bestimmten  einzelnen  Fällen  der 
ersten  und  zweiten  Art  von  Anleihen  der  Vorzug  ein- 
zuräumen, reberall  sonst  muss  man  daher  auch  für  die 
Deckung  der  ausserordentlichen  Ausgaben  möglichst'  die 
ordentliche  Einnahme,  bez.  die  Steuer  wählen.  Da  ferner 
aus  dieser  Einnahme  nothwendig  stets  die  immer  zum  Normal- 
erforderniss  gehörende  Verzinsung  und  vorkommenden  Falls 
auch,  wenn  sie  anders  einen  vernünftigen  Sinn  haben  soll,  die 
Tilgung  der  Schulden  erfolgen  muss,  so  erscheint  die  ordent- 
liche Einnahme  oder  Steuer  zugleich  als  Basis  der  Credit- 
benutzung. 

Erfolgt  die  Schuldaufnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
als  nach  obigen  Regeln,  so  hat  dies  die  unbedingt  nach- 
theilige volkswirtschaftliche  Wirkung,  dass  sich  die  Lasten 
der  Staatsausgaben,  also  das  Gesam mtopfer,  auf  die 
E in zel wirthsc haften  in  der  Gegenwart  ungleichmässiger, 
mithin  ungerechter  als  im  Falle  der  Besteuerung  verth eilen  werden: 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wird  bei  der  Schulden 
wirthschaft  ungleichmässiger  als  bei  der  Steuerwirthschaft,  selbst 
als  im  Falle  hoher  und  drückender  Gesammtbesteuerung,  welche 
bei  Vermeidung  von  Anleihen  nöthig  würde.  Darunter  leiden 
vornemlich  die  unteren  (arbeitenden)  Classen,  deren  Interesse 
also  keineswegs  die  Anleihen  in  den  vorerwähnten  Fällen  empfehlens 
werth  macht.  Eine  solche  Wirkung  der  Anleihen  kann  dann,  auf 
die  Dauer  wenigstens,  auch  den  Staatshaushalt  schädigen. 

Sonst  wird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um- 
fänglicheren Benutzung  des  Staatscredits  nur  dann  leiden  und  in 
Unordnung  kommen,  wenn  nicht  einmal  das  volle  Normal- 
erforderniss  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird.  Denn 
hier  droht  immer  ein  chronisches  eigentliches  Deficit 
cinzureissen. 

§.69.  Die  Begründung  der  hier  getroffenen  Entscheidung 
zwischen  den  drei  verschiedenen  Arten  von  Anleihen  lässt  sich  in 
folgender  Weise  geben.    In  allen  drei  Fällen  ist  für  diese  Ent 
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sebeidung  der  Einfluss  massgebend,  welchen  die  Anleihe  auf  die 
Vo  lkswirthschaft  im  Ganzen,  auf  die  Production  und  die  Vcr- 
theilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  mithin  auch  auf 
die  Lage  der  unteren  Classen  der  Bevölkerung  muthmasslich  aus- 
übt. Hierbei  ist  dieser  Einfluss  an  sich  und  zum  Theil  wieder  im 
Vergleich  mit  der  Besteuerung  zu  untersuchen. 

Die  erste  Art  Anleihen  anlangend,  diejenige  aus  disponiblen 
Kapitalien,  so  sind  unter  letzteren  solche  zu  verstehen,  welche 
thatsächlich  zur  Zeit  der  Aufnahme  der  Anleihe  müssig  liegen,  also 
nicht  in  der  Production  beschäftigt  sind,  sondern  eine  Verwendung 
suchen.  Durch  Anleihen  dieser  Art  wird  mithin  der  Production, 
der  Arbeiterbeschäftigung  kein  Kapital  entzogen,  wird  keine  Ein- 
schränkung der  Production  nothwendig  und  erfolgt  keine  allge- 
meine Steigerung  des  landesüblichen  Zinsfusses.  Wo  daher  solche 
Kapitalien  zur  Verfügung  stehen,  dürfen  Anleihen,  den  für  diese 
zulässigen  Verwendungszweck  vorausgesetzt,  gebilligt  werden.  Sie 
haben  hier  unter  Umständen  selbst  noch  einige  Nebenvortheile, 
während  die  vermehrte  Besteuerung  in  gewissen  volkswirtschaft- 
lichen Lagen,  wo  solche  Ausgaben  vornemlich  in  Frage  stehen, 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  Hat.  Es  giebt  nun  in  der  Praxis 
auch  Fälle,  wo  disponible  Kapitalien  für  eine  Anleihe  wirklich  zu 
Gebote  stehen.  Nur  liegen  diese  Fälle  nicht  immer  vor,  wie  die 
neuere  Theorie  (Dietzel)  zu  wenig  beachtet.  Auch  sind  Kapitalien 
doch  regelmässig  nur  für  eine  gewisse  Zeit  in  dem  angeführten 
Sinne  disponibel,  so  dass  für  eine  andere  Zeit  die  Beweisführung 
nicht  oder  nicht  genügend  passt.  Die  betreffende  Anleihe  gebt 
in  letzterem  Falle  in  diejenige  der  dritten  Art  Über  und  hat  dann 
entscheidende  Gründe  gegen  sich.  Demgemäss  ist  der  Vorzug  der 
Anleihen  aus  disponiblen  Kapitalien  vor  der  Besteuerung,  immer 
den  eine  Benutzung  des  Credits  überhaupt  rechtfertigenden  ver 
wendungszweck  als  vorhanden  vorausgesetzt,  zwar  richtig,  aber 
diese  erste  Art  Anleiben  hat  eine  viel  geringere  practische  Be- 
deutung und  Anwendbarkeit,  als  öfters  (besonders  von  Dietzel) 
angenommen  wird. 

In  zwei  oder  drei  l  allen  giebt  es  solche  disponible  Kapitalien  und  kann  hier 
ihre  Heranziehung  für  Öffentliche  Finanzzwecke  selbst  volkswirthschaftlieh  gunstig 
wirken.  In  der  hoher  entwickelten,  besonders  in  der  Volkswirthschaft  mit  bedeutender 
Industrie  und  starker  Betheiligung  am  Welthandel  (typisches  Beispiel  der  Gegenwart: 
England)  werden  einmal  in  Kriegszeiten,  also  in  dem  practisch  so  wichtigen  Falle 
der  Benutzung  des  Staabcredits,  viele  bisher  beschäftigte  Kapitalien  iu  Folge  der 
allgemeinen  Verkehrsstockung  ..disponibel"  für  die  Verwendung  zu  Anleihen.  Die 
gerade  in  solcher  Zeit  leicht  besonders  druckende  Mehrbesteucrung  wird  hier  in  er« 
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wünsebter  Weise  entbehrlich.  Lafitte's  bekanntes  Wort  bewahrheitet  sich:  die  An- 
leihe nimmt  die  Kapitalien,  wo  sie  sind  (d.  h.  disponibel  siudi.  die  Steuern,  wo  sie 
nicht  sind;  diese,  wo  sie  10,  12%  und  mehr,  jene  wo  sie  4,  5%  kosten  (Lafitte  in 
d.  französ.  Kammer  1830,  s.  Rau,  Fin.  II,  §.  474a  Note).  Auch  in  einem  zweiten 
Fall,  der  in  modernen,  industriellen  und  kapitalreichen  Volkswirtschaften  in  der 
gegenwärtigen  Epoche  wirtschaftlicher  Kechtsordnung  nicht  selten  vorliegt,  bei  kapital- 
vergeudender oder  schlecht  anwendender,  in  üeberspeculation  Ubergehender  Speculation 
auf  dem  Geldmarkt,  auch  bei  nachtheiliger  Abströinung  von  Kapital  aas  der  Heimatli 
in  die  Fremde,  kann  eine  Anleihe  in  günstiger  Weise  Kapital  heranziehen,  Ueber- 
speculatiouen  und  Krisen  vermeiden  oder  eruiässigen  helfen.  Endlich  in  jenen  oft 
lange  dauernden  Perioden  „flauer"  Geschäfte,  wie  sie  Ueberspeculationen  und  Wirt- 
schaftskrisen zu  folgen  pflegen  oder  durch  politische  Verhaltnisse  hervorgerufen  werden, 
kann  eine  Anleihe  Öfters  auf  genügende  Mengen  disponibler  Kapitalien  rechnen  und 
durch  deren  Abschöpfung  gunstiger  einwirken  als  die  Besteuerung.  In  diesen  Fällen 
passt  daher  Dietzels  Beweisführung  [u.  A.  Syst.  S.  224  Ii'.),  ähnlich  die  M.  Wirth's, 
Steins  u.  A.  m.  und  ist  das  Verdict  von  Nationalökonomen,  wie  z.  B.  J.  St.  Mill's 
(pol.  cc.  4.  engl.  Ausg.  1857  I,  94  IT.,  II,  452  II  ),  gegen  dio  Staatsschulden  ein  zu 
unbedingtes.  Mill  nimmt  übrigens  einen  dieser  Fälle,  wenn  neinlich  sonst  ohne  die 
Anleihe  das  Kapital  doch  in  Ueberspeculationen  vergeudet  oder  in  die  Fremde  ge- 
sendet sein  würde,  selbst  ausdrucklich  schon  von  seinem  Verdict  aus  (Mill  II,  453). 

Aber  der  Fehler  dor  neueren  Staatscreditthcorie  ist,  dass  sie  jene  Fälle  thcils 
zu  sehr  verallgemeinert,  theils  als  stets  vorhanden  annimmt.  Es  giebt  ganz  ver- 
schiedene Fälle,  wo  die  Dinge  in  der  Praxis  wesentlich  amiers  liegen,  als  hier  an- 
genommen wird.  Jene  Theorie  hat  die  Verhältnisse  hochentwickelter  Volkswirt- 
schaften vor  Augen  und  ist  hier  in  gewissen  Perioden  richtig.  In  ärmeren,  weniger 
entwickelten  Volkswirtschaften  wird  es  in  der  Kegel  an  disponiblen  Kapitalien  fehlen. 
Auch  in  reichen  Volkswirtschaften  kommen  ferner  Zeiten,  wie  nach  längerer  Dauer 
des  Kriegs,  oder  mitten  in  Speculationspcrioden ,  wenn  schon  viel  Kapital  in  neuen 
Anlagen  feststeckt,  ins  Ausland  abgeflossen,  viel  umlaufendes  in  stehendes  verwandelt 
ist  (Eisenbahnen,  Bergbau,  Fabrikwesen)  u.  s.  w.,  wo  die  Anleihe  vergebens  „disponible" 
Kapitalien  sucht  (England  während  der  Zeit  des  Eisenbahnschwindels  1S44  ff.).  Hier 
hinkt  daher  auch  jene  Theorie,  nach  welcher  „immer"  auf  genügende  Meugen 
disponiblen  Kapitals  in  modernen  Volkswirtbschaften  zu  rechnen  sei,  —  von  jenen 
Fallen  ganz  abgesehen,  wo  aus  politischen  Ursachen  der  Staatscredit  den  Dienst  ver- 
sagt, wie  es  Frankreich,  das  Haupt beispiel  Dictzel's  nach  den  zu  optimistisch 
ausgeleerten  Erfahrungen  der  50er  Jahre  für  die  neuere  Staatscreditthcorie,  lb7ö — 71 
selbst  erfahren  musste.  Vgl.  meine  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  20  ff.,  auch  Art. 
Staatsschulden  im  Staatswörterb.  X,  10,  wo  diese  Einwände  gegen  und  Berichtigungen 
an  Dietzcl's  Theorie  bereits  gemacht.  S.  auch  die  richtige  Einschränkung  dieser 
Theorie  durch  Umpfenbacb,  Fin.wiss.  II,  130  ff.:  „Je  nach  dem  Verhältnis  des 
vorhandenen  Kapitalvorraths  zu  den  vorhandenen  Anlagegelegcuheiten  wird  der  Ein- 
fluss.  welchen  die  Contrahirung  einer  Staatsschuld  übt,  von  einer  empfindlichen 
Schwächung  des  Kapitalmarkts  durch  die  mannigfaltigsten  Stadien  hindurch  bis  zu 
einer  wohltätigen  Erleichterung  desselben  gehen  können.*- 

§.  70.  Die  zweite  Art  von  Anleihen,  solche,  welche  aus  dem 
Aasland  hereingeliehen  werden,  also  ans  fremden  Kapitalien 
stammen,  ist  im  Ganzen  überwiegend  günstig  zu  bcurtheilen,  so- 
weit sie  eine  Kapitalvermehrung  im  Inlande  bewirkt.  Es  wird 
so  zunächst  das  disponible  Kapital  vermehrt,  weshalb  die  Be- 
weisführung zum  Theil  dieselbe  wie  im  vorausgehenden  Fall  ist. 
Daneben  kommen  einige  besondere  Gründe  Für  und  Wider  iu 
dieser  Frage  nach  den  Wirkungen  einer  „Verschuldung  an  das 
Ausland"  in  Betracht,  von  denen  diejenigen  „Für"  doch  wichtiger 
als  diejenigen  „Gegen"  sind.  Die  letzteren  können  um  so  weniger 
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entscheidend  sein,  da  jede  andere  Verschuldung  an  das  Ausland, 
welche  unter  den  heutigen  Verhältnissen  des  internationalen  Ver- 
kehrs bei  grösseren  Verschiedenheiten  des  Zinsfusses  zwischen 
In-  und  Ausland  nicht  zu  vermeiden  ist,  die  gleichen  Bedenken, 
aber  nicht  dieselben  Vorzüge  wie  eine  Verschuldung  an  das  Aas- 
land in  der  Form  von  Staatsanleihen  bietet. 

„Auswärtige"  Anleihen  können  in  formell  und  reell  auswärtige  unterschieden 
werden:  jene  werden  im  Auslande  selbst  aufgenommen,  haben  daher  regelmässig 
Einzahlung» Zinszahlung»  -  und  Kapitalrückzahlungsstellen  an  ausländischen  Börsen- 
plätzen; diese,  die  reell  auswärtigen,  liegen  vor,  wenn  die  Obligationen  der  formell 
auswärtigen  Anleihe  wirklich  im  Besitz  des  Auslands  sind  und  solange  sie  es  bleiben 
oder,  ein  heutzutage  wichtiger  Fall,  wenn  inländische  Anleihen  durch  Erwerb- der 
Obligationen  in  den  Besitz  des  Auslands  übergehen.  Auch  formell  auswärtige  An- 
leihen gelangen  öfters  in  den  Besitz  von  Inländern,  dann  scheiden  sie  aus  unserer 
Betrachtung  aus.  Für  die  vorliegende  Frage  braucht  im  Uebrigen  an  diesen  Unter- 
schied nicht  weiter  angeknüpft  zu  werden.  Es  handelt  sich  hier  jetzt  um  Anleihen, 
welche  wirklich  fremde«  Kapital  zur  Vorfugung  des  Inlands  bringen,  also  um  reell 
auswärtige.  Beide  Formen  von  auswärtigen  Staatsanleihen,  die  formell  auswärtigen 
mitunter  in  besonderem  Maasse,  sind  verglichen  mit  anderen  Crediten.  durch  welche 
das  Inland  Kapital  aus  dem  Ausland  hereinzieht,  öfters  wegen  des  grösseren,  ge- 
festeteren  und  verbreiteteren  Credits  grade  des  borgenden  Staats  das  beste  und 
billigste  Mittel,  sich  diese  Kapitalverfugung  zu  verschaffen.  (Oesterreich.  RnssUnd. 
Ungarn,  Italien,  Nordamerica  können  als  gute  Belege  dienen). 

Indem  die  auswärtige  Anleihe  das  disponible  Natioualkapital 
im  Inlande  vermehrt,  vermag  sie,  verglichen  mit  der  dritten  Art 
der  Anleihen,  derjenigen  aus  bereits  produetiv  verwendeten  heimischen 
Kapitalien,  und  verglichen  mit  normaler  und  übermässiger,  d.  b* 
mit  einer  den  üblichen  Consum  und  die  übliche  private  Kapital- 
bildung einschränkenden  Besteuerung  volkswirtschaftlich  günstig 
zu  wirken,  d.  h.  eine  sonst  nüthige  Consum-  oder  Productions- 
einschränkung  zu  verhüten.  Und  zwar  in  den  beiden  hier  zu 
unterscheidenden  Fällen  des  Verwendungszwecks  oder  der  Aus- 
gaben, nemlich  sowohl,  wenn  es  sich  um  produetive,  selbst  rentable 
Verwendungen,  wie  bei  privat  und  staatswirthschaftlichen  Kapital- 
anlagen, als  auch,  wenn  es  sich  um  unproduetive,  Kapital  ver- 
zehrende Verwendungen,  wie  bei  der  „eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe",  auch  in  dem  Hauptfall  der  letzteren,  wenn  es  sich  um 
die  Deckung  von  Kriegskosten  handelt  Hier  „verhütet  die  aus- 
wärtige Anleihe  eine  Einschränkung  der  Production,  welche  sonst 
dadurch  nothwendig  geworden  wäre,  dass  inländisches  Kapital 
aus  der  produetiven  Verwendung  zur  Kriegsführung  u.  s.  w.  heraus- 
gezogen und  zerstört  worden  wäre;  dort,  im  Falle  der  Verwendung 
zu  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen,  ermöglicht 
sie  neben  der  Vornahme  der  letzteren  eine  gleichbleibende  Aus 
dehnung  der  privatwirthschaftlichen  Production,  soweit  diese  von 


Digitized  by  Google 


Anleihm  ans  auswärtigen  Kapitalien. 


der  Verfügung  über  Nationalkapital  abhängt,  denn  von  letzterem 
würde  ja  der  Annahme  nach  nun  dem  Inlande  nichts  entzogen. 
Also:  unter  der  hier  zulässigen  Einrecbnung  der  betreffenden  pro- 
ductiven  Verwendungen  des  Staats,  die  auswärtige  Anleihe  er- 
möglicht hier  eine  reelle  grössere  Ausdehnung  der  Gesammt- 
production.  Sie  kommt  so  dem  Inlande  nachhaltig  zu  Gute,  gleicht 
Wirthschafts-  und  Culturdifferenzen ,  die  tiefere  Ursache  nationaler 
Zinsfussverecbiedenheiten ,  und  damit  internationaler  Kapitalbe- 
wegungen, aus  und  bewirkt,  statt  eines  Rückgangs  eine  Hebung 
der  ganzen  Volkswirtschaft:  eine  wahrhaft  culturhistorische  Mission 
des  internationalen  öffentlichen  Credits. " 

Die  letzten  Sätze  z.  Th.  wörtlich  aus  meiner  Abh.  Ürdn.  d.  Fin.wirthsch.  in 
Schönberg's  Handb.  II,  42S.  Etwas  eingehendere  Begründong  in  meiner  Ordn.  d. 
flsterr.  Staatshansh.  S.  272  ff.  n.  im  Staatswörterb  X,  11  ff.  Einwendungen  gegen 
diese  Beweisführung  können  allerdings  mehrfach  gemacht  werden.  Dieselben  heben 
z.  Th.  nicht  mit  Unrecht  einige  Bedenken  —  noch  abgesehen  von  den  unten  zu  er- 
wähnenden —  gegen  den  auswärtigen  Credit  hervor.  Aber  diese  Bedenken  treten 
gegenüber  den  Vortheilen  zurück  und  sind  wiederum,  gleich  den  spater  zuzugebenden, 
nicht  durchschlagend,  weil  sie  sich  gegen  jede,  einmal  doch  nicht  zu  verhindernde 
Benutzung  ausländischen  Credits  erheben  lassen.  So  kommt  es  für  die  Wirkungen 
einer  auswärtigen  Anleihe  und  der  durch  sie  herbeigeführten  Kapitalübertragung  vom 
Aualand  ins  Inland  u.  A.  auch  auf  die  Form  an,  in  welcher  sich  diese  Uebertragung 
rollzieht.  Die  letztere  kann  direct,  durch  Baargeldeinfuhr  und  durch  vermehrte 
Waareneinfuhr  und  indirect,  durch  Beschränkung  der  sonst  eintretenden  Geldausfuhr 
oder  der  Waarenausfuhr  erfolgen.  Hier  werden  die  Schulden  des  Inlands  an  das 
Ausland  durch  das  fremde,  in  die  Anleihe  gesteckte  Kapital  beglichen.  Verschiedenerlei 
Störungen  einzelner  Zweige  der  heimischen  Production  können  hier  allerdings  zeit- 
weilig aus  der  grösseren  Einfuhr  fremder  Waarcn  oder  aus  der  geringeren  Ausfuhr 
heimischer  Waaren  hervorgehen.  Die  in-  und  ausländischen  Absatzverhältnisse  werden 
verschoben.  Im  Einzelnen  kommt  es  hier  auch  noch  auf  die  Art  der  Waaren  an. 
in  welchen  eine  Mehrausfuhr  oder  Mindereinfuhr  erfolgt,  ob  es  mehr  Roh-  und  Hilf- 
stoffe, also  Natural -Kapitalien  für  die  weitere  Verarbeitung,  oder  fertige  Erzeugnisse, 
Fabrikate  u.  dgl.  m.  unmittelbar  für  den  Consum  sind.  Für  die  Volkswirtschaft  als 
Ganzes,  daher  für  die  gesammte  Bevölkerung,  diese  ebenfalls  als  ein  Ganzes  aufge- 
löst, ergiebt  sich  aber  doch  aus  der  Verfügung  über  das  auswärtige  Kapital  der 
Vortheil,  mehr  pruduciren  und  mehr  consumiren  zu  können,  als  wenn  das  Inland  die 
betreifende  produetive  oder  unproduetive  Staatsausgabe,  um  deren  Deckung  mit  der 
Anleihe  es  sich  handelt,  aus  seinen  eigenen  Sachgütern  mit  Hilfe  heimischer  Anleihen 
oder  Steuern  bestreitet  Der  Nutzen  von  fremden  Subsidien,  Contributionen  u.  dgl. 
liegt  in  denselben  Verhältnissen.  Lehrreich  für  die  ganze  Frage  sind  die  neueren 
Untersuchungen  über  grosse  Werth  Übertragungen  zwischen  verschiedenen  Volkswirt- 
schaften, wie  sie  z  B.  durch  Contributionen  u.  dgl.  bewirkt  werden.  S.  die  Liter, 
über  die  „Fünf  Milliarden4'  (1S71),  bes.  Fcllmeth,  z.  Lehre  v.  d.  iuternat.  Zahl.bilanz, 
Heidelb.  1877,  L/Bambcrgcr,  die  5  Milliarden,  Bcrl.  1S73,  A.  Sötbeer  dgl.. 
BerL  1874,  Stöpel.  dsgl.  ,Frankf  1878,  A.  Wagner,  in  dem  Aufs,  über  d  deutschen 
Reichsiinanzen  in  Holtzend.  Jahrb.  des  D.  Reichs.  B.  3,  1S74,  S.  228  —  252,  ders. 
aber  diese  ganze  Liter  in  Hildebr.  Jahrb.  1874  B.  22  S.  379  ff.,  L.  Wolowski, 
result  econ.  du  payement  de  la  contrib  do  guerre  en  Allem,  et  en  France,  Par.  1874 
(aus  d.  J.  des  Econ.),  C.  Ferraris ,  indennita  di  guerra  etc.  Nuova  Antalogia,  Febr.  1875. 
Auch  die  Vermeidung  eines  sonst,  ohne  die  Verfügung  über  den  auswärtigen  Credit, 
eingetretenen  höheren  Steuerdrucks  darf  doch  als  ein  Vortheil  gelten.  —  Ohne  die 
Verfügung  über  ausländisches  Kapital  würden  Länder  wie  Oesterreich,  Italien,  Russ- 
land, Nordamerica  die  grossen  Ausgaben  für  Kriege  u.  dgl.  und  für  produetive  Zwecke, 
wie  Eisenbahnen  entweder  gar  nicht  haben  bestreiten  können  oder  auf  anderen  Ge- 
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bieten  der  Volkswirtschaft  und  damit  im  Ganzen  nicht  im  Stande  gewesen  sein,  sich 
entsprechend  wirtschaftlich  so  weit  und  so  rasch  zu  entwickeln ,  wie  sie  es  jetzt 
vermochten. 

§.  71.  Als  regelmässige  erhebliche  volks wirthschaftli che 
Nachtheile  der  Verschuldung  an  das  Ausland  gelten  die  Hin  aus  - 
Zahlung  der  Zinsen,  der  „Zinstribut"  an  die  Fremde,  und  die 
Kapitalrückzahlung,  mag  letztere  in  der  Form  der  eigentlichen 
Schuldentilgung  oder  des  Rückerwerbs  der  Anleihetitel  durch  In- 
länder erfolgen.  Hier  wird  jedoch  das  Causalverhältniss  nicht 
richtig  aufgefasst.  Wurde  die  Anleihe  ihrer  Zeit  zu  unproduetiven 
Zwecken,  z.  B.  für  einen  Krieg,  verwendet,  so  hat  allerdings  eine 
Zerstörung  von  Nationalkapital  stattgefunden,  welche  für  die 
heimische  Volkswirtschaft  und  Bevölkerung  einen  Druck  bewirkt. 
Den  letzteren  hätten  sie  aber  unmittelbar  und  stärker  bei  der 
Bestreitung  jener  Anleihe  aus  heimischen,  bisher  beschäftigten 
Kapitalien  oder  aus  Steuern  empfunden.  Das  Nationaleinkommen 
wäre  sofort  definitiv  verkleinert  worden.  Mit  Hilfe  des  auswärtigen 
Kapitals  konnte  dies  vermieden,  jener  Druck  vermindert,  in  der 
Zinszahlung  an  das  Ausland  auf  eine  längere  Zeit  vertheilt,  in  der 
Kapitalrückzahlung  auf  eine  spätere  Zeit  höherer  Entwicklung, 
grösseren  Wohlstands,  niedrigeren  Zinsfusscs  —  lauter  günstige 
Umstände,  welche  mit  auf  die  Verfügung  über  das  fremde  Kapital 
zurückzuführen  sind  —  verschoben  werden.  Die  Zinsen  insbesondere 
stellen  regelmässig  nur  einen  Theil  desjenigen  Volkseinkommens 
dar,  welches  ohne  die  Verfügung  Uber  das  fremde  Kapital  gar 
nicht  gewonnen  worden  wäre.  Aehnlich  bleibt  immer  noch  ein 
besonderer  Vortheil  nachweisbar,  wenn  die  ursprüngliche  Ver- 
wendung des  Anleihekapitals  eine  produetive  war.  Die  gesammte 
volkswirthschaftliche  Entwicklung  wird  Dank  dem  fremden  Kapital 
immer  eine  grössere  sein,  als  sie  sonst  möglich  gewesen  wäre. 
Ein  Plus  an  Volkseinkommen  und  Volksvermögen  bleibt  nach  Ab- 
zug der  Hinauszahlung  von  Zinsen  und  der  späteren  Kapital- 
rückzahlung an  das  Ausland  stets  tibrig. 

Vgl.  auch  hier  die  weiteren  Ausfuhrungen  Uber  diese  Punctc  in  meinen  ge- 
nannten früheren  Arbeiten.  Der  öfters  besonders  betonte  Ucbclstaud,  dass  eine  An- 
leihe billig  an  das  Ausland  begeben  werde  und  theuer  zurückzulaufen  sei  —  darch 
Tilgung  wie  durch  Privatankauf  im  Verkehr  —  ist  tatsächlich  häufig  genug  vor- 
handen, lüsst  sich  aber  durch  eine  richtige  Form  der  Anleihe,  uemlich  durch  Aus- 
gabe derselben  annähernd  zu  einem  dem  jeweiligen  wirklichen  Zinse  (Kealzinsfuss) 
entsprechenden  Nominal zinsfuss,  statt  der  Begebung  stark  nnter  Pari  grossentheils 
vermeiden.  S.  meine  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  204 — 225,  Art  Staatsschulden 
im  Staatawörterb.  X.  3G  Ü*.,  Art.  Ordn.  d.  Fin  wirthsch.  in  Schönberg's  Haudb.  II, 
§.  31,  S.  -II*  ff.  —  Die  Last  einer  öffentlichen  Ausgabe  wird  dem  Inland  durch  die 
auswärtige  Anleihe  freilich  nicht  undgiltig  abgenommen  —  ausser  im  Fall  des  Staats- 
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bankerotte!  Aber  sie  wird  ihm  regelmässig  erheblich  erleichtert,  „von  der  ärmeren 
Gegenwart  auf  die  reichere  Zukunft  verschoben".  Die  jüngste  Kinanzgeschichte  von 
Nordamerica,  das  nunmehr  seine  Anleihen  vom  Ausland  zurückerwerben  und  im  Zins- 
fuss stark  reduciren  konnte,  auch  von  Frankreich,  welchem  der  auswärtige  Credit  1S71  ff. 
eine  Zeitlang  ebenfalls  die  grossen  Credit-  und  Finanzoperationen  sehr  erleichterte, 
zeigen  deutlich  die  practische  Wichtigkeit  der  vorausgehenden  Beweisführung.  Wenn 
«♦esterreich,  Ungarn,  Russland  u.  a.  L.  m.  den  Druck  des  „Zinstribute"  besonders 
-tark  empfinden,  so  liegt  die  Schuld  wieder  nicht  an  der  auswärtigen  Verschuldung 
an  sich,  sondern  an  der  langen  Andauer  einer  stete  auf  Anleihen  sich  stutzenden, 
vielfach  bedenklichen  Finanzpolitik.  Welcher  volkswirtschaftliche  Druck  würde  jedoch 
erst  ohne  den  Recurs  auf  den  ausländischen  Credit  entstanden  sein?! 

Unter  den  weiteren  Nachtbeilen  der  Verschuldung  an  das 
Ausland,  zumal  in  der  Form  von  Staatsanleihen,  werden  auch 
politische  genannt:  grössere  Abhängigkeit  vom  Ausland  und 
seinen  Börsen  (Italien  gegenüber  Frankreich,  Russland  gegenüber 
England  und  jetzt  auch  gegenüber  Deutschland).  Dieser  Nachtheil 
ist  nicht  ganz  zu  leugnen.  Die  Abhängigkeit  ist  jedoch  in  gewissem 
Grade  eine  gegenseitige»  auch  eine  mitunter  recht  heilsame  Friedens- 
bürg8chaft  und  Garantie  ruhiger,  besonnener  auswärtiger  Politik 
des  verschuldeten  Staats.  In  der  Hauptsache  ist  das  Verhältniss 
aber  auch  nicht  anders  bei  den  übrigen  Formen  internationaler 
Verschuldung.  Letztere  ist  bei  dem  heutigen  Verkehr  die  Wirkung 
von  Zinsfussverschiedenheiten  und  hört  nur  mit  deren  Ausgleichung 
auf.  Diese  Ausgleichung  wird  grade  durch  die  internationale 
Kapitalübertragung  vom  reicheren  und  volkswirtschaftlich  ent- 
wickelteren Lande  niedrigeren  in  das  ärmere  Land  höheren  Zins- 
fasses allmälig  mit  herbeigeführt.  Hier  waltet  also  ein  Princip 
des  Selbstcorrectivs  ob. 

Bedenklicher,  auch  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung,  ist  eine 
andere  Wirkung  der  Verschuldung  an  das  Ausland,  welche  auf 
dem  Gebiete  des  Staatscrcdits  mitunter  besonders  scharf  hervor- 
tritt: die  Gefahr  grosser  Störungen  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  daher  des  heimischen  Geld-,  Credit- und 
Bankwesens  in  kritischen  Zeiten,  in  wirtschaftlichen  und 
zamal  in  politischen  Krisen. 

Das  Ausland  sucht  sich  in  solchen  Zeiten  rasch  auf  einmal  eines  mehr  oder 
weniger  erheblichen  Theils  seines  fremden  Werth  papierbesitzes  zu  entledigen,  die 
Obligationen  strömen  ins  Inland  zurück,  drucken  den  Curs  unverhältnissmässig  herab. 
Zar  Bezahlung  reichen  die  Guthaben  aus  dem  gewöhnlichen  Handelsverkehr  nicht  aus, 
die  Warenausfuhr  aus  dem  Inlande  stockt  ohnedem  leicht  iu  solcher  Lage,  sie  lässt 
sich  jetzt  vollends  nicht  auf  einmal  rasch  steigern.  Wechsel  aufs  Ausland  werden 
daher  stark  gesucht  und  vertheuern  sich,  Baargcld  fliesst  hinaus,  wird  den  Banken 
entzogen,  die  Lage  der  letzteren,  ihre  Baarzahlungsfähigkeit.  die  Einlösbarkcit  der 
Banknoten  wird  gefährdet,  der  Credit  muss  allgemein  beschränkt  werden  und  der 
Disconto  steigt,  Zwangscurs,  Papiergeld wirthschaft  reissen  unter  solchen  Umständen, 
wo  der  heimische  Staat  etwa  ohnedem  in  Finanznoth  zur  Papicrgeldpressc  greift,  um 
leichter  ein  oder  verschlimmern  sich  noch  mehr.    Mitunter  kann  der  politische 
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Antagonismus  zwischen  dem  schuldenden  Inland  und  dem  ensditirenden  Auslaud,  von 
Kriegen  zwischen  beiden  selbst  abgesehen,  die  Lage  der  Dinge  noch  erschweren. 
So  bat  z.  B.  England  die  russischen  Staabpapier-  und  Papiergeldcurse  in  dem  leUtwi 
TQrkenkricge  (1877)  durch  massenhaftes  Losschlagen  russischer  Papiere  in  Berlin, 
Petersburg  u.  a.  m.  stark  geworfen. 

Diesen  Schwierigkeiten  gegenüber  ist  wieder  das  beste 
Präventi v mittel  eine  vorsichtige  heimische  Politik.  Die  freilich 
nur  theilweise  wirksamen  Repressivmittel  sind:  richtige  Disconto- 
politik  der  Banken,  rechtzeitige  und  genügende  Erhöhung  des 
Zinsfu8se8,  Beschränkung  der  Vorschüsse,  wodurch  auf  die  JVechsel- 
curse,  auf  die  Curse  der  Fonds  und  die  Preise  der  Waaren  ein- 
gewirkt, die  Rtickströmung  der  Papiere  und  der  Abfluss  des 
Metalls  ins  Ausland  erschwert  wird.  So  beachtenswerth  aber  dieser 
Zusammenhang  zwischen  auswärtiger  Verschuldung  und  den  dar 
gelegten«  Umständen  ist:  den  Ausschlag  gegen  die  auswärtige 
Anleihe  kann  auch  dies  Bedenken  nicht  geben,  zumal  jede 
andere  Art  und  Form  internationaler  Verschuldung  ganz  ähnliche 
Wirkungen  hat. 

§.  72.  Wesentlich  verschieden  von  dem  Urtheil  über  die  erste 
und  die  zweite  Art  Anleihen  fällt  dasjenige  Uber  die  dritte  Art 
aus,  über  die  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst 
durch  die  Anleihe  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung 
im  In  lande  entzogen  werden  (§.  (58).  Hier  ist  die  Opposition 
der  älteren  Theorie,  der  britischen  Oekonomisten  (Mill)  im  Ganzen 
berechtigt  und  trifft  die  von  Dietzel  u.  A.  m.  gegebene  Recht- 
fertigung in  der  Hauptsache  nicht  zu.  Sogar  eine  reelle  Kapital- 
besteuerung, welche  nicht  nur  nach  dem  Kapital  aufgelegt, 
sondern  aus  dem  Kapital  bezahlt  wird  (Fin.  II  §.  330,  370  ff) 
oder  auch  eine  solche  „übermässige"  Besteuerung,  welche  den 
Normalconsum  der  Besteuerten  und  deren  weitere  Kapitalvermehrung 
vermindert  oder  letztere  unmöglich  macht,  vollends  die  gewöhnliche, 
wenn  auch  hohe  reelle  Einkommenbesteuerung  (Fin.  II  §.  330,  37i>) 
hat  hier  muthmasslich  für  die  Volkswirtschaft,  besonders  für  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  weniger  ungünstige  Folgen  als 
jene  Anleihe.  Im  Princip  wirken  diese  inländische  Anleihe  und 
die  inländische  Besteuerung  auf  die  Volkswirtschaft  und  die  Be- 
völkerung, beide  wieder  als  ein  Ganzes  betrachtet,  gleichmUssig, 
aber  dem  Grade  nach  wirkt  diese  Anleihe  noch  übler  ein. 
Wenn  man  nemlich  die  verschiedenen  wirtschaftlichen  Classcn 
des  Volks  unterscheidet,  so  ergiebt  sich  durch  das  Anleihesystetn, 
verglichen  mit  der  Besteuerung,  eine  Begünstigung  der  besitzenden, 
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namentlich  der  das  Kapital  zur  Anleihe  hergebenden  and  eine 
Benachtheiligung  der  nicht  besitzenden,  der  unteren  arbeitenden 
Classcn:  letztere  beziehen  eine  kleinere,  jene  die  gleiche  oder 
selbst  eine  grössere  Quote  vom  gesam raten  Volkseinkommen,  aus 
welchem  auch  der  Finanzbedarf  des  Staats  mit  gedeckt  werden  muss. 

Jene  schon  erwähnte  \S.  152)  irrthiimlichc  Rechtfertigung  des  Anleihesystems 
Jurch  einzelne  frühere  Theoretiker,  welche  unter  Laien  und  Practikern  heute  noch 
verbreitet  ist,  die  Annahme,  dass  Anleihe  und  Besteuerung  nicht  principieli  gleich, 
sondern  erstere  insofern  günstiger  wirke  als  die  Besteuerung,  als  sio  das  wirtschaft- 
liche Opfer,  die  Last  einer  mit  ihr  gedeckten  Ausgabe,  z.  B.  für  Kriegskosten,  ?on 
der  Gegen  wart  auf  die  Zukunft  wälze  und  dadurch  die  jetzige  Generation 
erleichtere,  Ubersieht,  wie  schon  bemerkt,  dass  es  in  beiden  Fallen  vorhandene 
oder  in  der  Gegenwart  hervorgebracht  werd  ende  neue  Sachguter  des  jetzigen 
Geschlechts  sind,  welche  dem  Staate  bei  der  Anleihe  oder  der  Steuer  aus  dem  Ein- 
kommen oder  Vermögen  des  Volks  zur  Verfugung  gestellt  werden.  Im  Ganzen 
mass  die  betreffende  Einschränkung  des  Consums,  Minderbildung  von  Kapital  und 
Minderproduction  gewisser  Guter  in  beiden  Fällen  zunächst  in  gleichem  Umfange 
in  der  Gegenwart  eintreten.  (Vgl.  ausser  Mill,  a.  a.  0.  auch  Dietzel  S.  177).  Es 
kann  sich  bei  der  Wahl  zwischen  Anleihe  und  Steuer  daher  nur  um  die  Frage  handeln, 
ob  nicht  die  directen  und  indirecten  Weiterwirkungen  der  einen  oder  der 
anderen  dieser  zwei  Methoden,  einen  Theil  des  Einkommens  oder  Vermögens  der 
gegenwärtigen  Generation  dem  Staate  zur  Deckung  von  Finanzbodarf  zuzuführen, 
verschiedene  sind?  Das  ist  nun  der  Fall  und  zwar  ergeben  sich  bei  der  Besteuerung 
muthinasslich  günstigere  Wirkungen  für  die  Production  und  namentlich  für  die  Ver- 
theilang  als  bei  der  Anleihe,  der  entscheidende  Punct  in  dieser  Frage. 

Zur  Betheiligung  an  der  Anleihe  werden  die  Kapitalisten 
durch  die  Aussicht  auf  grösseren  Gewinn,  als  sie  ihn  aus  der 
bisherigen  Beschäftigung  ihrer  Kapitalien  ziehen  —  die  Voraus- 
setzung dieser  Erörterung  —  angereizt.  Ein  besonderes  Motiv  zu 
eigener  Beschränkung  des  Consums,  zu  grösserer  Sparsamkeit, 
um  neues  Kapital  zu  bilden,  und  zu  gesteigerter  produetiver 
Thätigkeit  liegt  daher  für  diese  Classen  bei  der  Anleihe  nicht  vor, 
wohl  aber  bei  der  Besteuerung.  Bei  jener  droht  in  Folge  dessen 
derjenige  Theil  des  Volkseinkommens,  bez.  Volksvermögens,  welchen 
der  Staat  für  die  Deckung  seines  Finanzbedarfs  den  Einzel  wirt- 
schaften entzieht,  ausschliesslich  auf  Kosten  der  nicht  kapital- 
besitzenden, an  der  Anleihe  un betheiligten  Volksclassen,  vor  Allem 
der  Masse  der  Arbeiter  in  die  Verfügung  des  Staats  Ubertragen 
zu  werden.  Bei  der  gleichmässigen  Besteuerung  aller  Classen 
müssen  die  Kapitalbesitzer  an  dieser  Last  ihr  Theil  mittragen  und 
werden  sie  angespornt,  die  Einbusse  an  Einkommen  oder  vollends 
an  Kapital,  welche  ihnen  die  Steuer  auflegt,  durch  angemessene 
Regelung  ihres  Consums,  ihrer  Ersparungen  und  durch  Steigerung 
ihrer  Productivität  wieder  wett  zu  machen. 

Dies  ist  der  Vorgang,  auf  das  einfachste  Schema  zurückgeführt.  In  der  Praxis 
kommen  naturlich  noch  andere  Factoren  mit  in  Betracht.    Die  Einschränkung  des 
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Konsums  der  Kapitalisten  bei  der  Besteuerung  kann  z.  B.  auch  eine  verminderte  Nach- 
frage nach  Erzeugnissen,  dadurch  nach  Arbeit  bewirken,  welcher  aber  anderseits  die 
vermehrte  Nachfrage  nach  beiden  von  Seiten  des  die  betreffende  Ausgabe  machenden 
Staats  gegenüber  steht. 

Ausser  auf  die  angegebene  Weise  lässt  sich  der  Beweis  za  Gunsteu  der  Be- 
steuerung und  gegen  die  Anleihe  auch  noch  folgend  crmaasen  fuhren.  Die  Anleihe 
wird  —  auch  hier  wieder  den  Fall  der  vollen  Beschäftigung  des  heimischen 
Nationalkapitals  vorausgesetzt,  also  vom  Vorhandensein  disponibler  Kapitalien  abge- 
sehen, —  nothwendig  aus  dem  umlaufenden  Kapital  gedeckt.  Aus  diesem  erhalten 
in  unseren  Volkswirtschaften  in  der  Hegel  die  Arbeiter  zunächst  wenigstens  ihren 
Lohn,  freilich  in  der  Voraussetzung  des  Hückcr>atzcs  dieses  Lohns  aus  den  Mitteln 
derer,  welche  nach  den  Arbeitsproducteu  als  Consumenten  eine  wirksame  Nachfrage 
unterhalten  und  diese  Producte  bezahlen.  Eine  Verminderung  dieses  Theils  des  um- 
laufenden Kapitals,  der  als  ..Lohnfonds"  fungirt,  droht  also  wiederum  die  Arbeiter 
besonders  zu  benachteiligen,  Denn  selbst  wenn  die  Nachfrage  der  Consumenten 
nach  Arbeitsproducteu  gleich  bliebe,  würde  es,  wenn  diese  Nachfrage,  wie  anzunehmen 
ist,  keine  Vorschüsse  an  die  Unternehmer  gäbe,  an  Mitteln  zu  gleicher  Lohnzahlung 
wie  bisher  fehlen.  Auch  hier  ist  es  nur  wieder  die  vom  Staate  durch  seine  Ver- 
wendungszwecke ausgehende  Nachfrage  nach  Arbeit,  welche  diesen  Nachtheil  für 
die  Arbeiter  zweitweise  ausgleichen  oder  vermindern  könnte.  Im  Falle  der  Kriegs- 
ausgabo wird  z.  B.  zuerst  und  eine  Zeitlang  bei  starker  Hccrutiruug  von  Soldaten  unter 
der  Arbeiterbevölkerung  und  grosser  Nachfrage  nach  Ausrüstungsgegenständen ,  für 
deren  Herstellung  wieder  Arbeitskräfte  gesucht  sind ,  eine  Lohnerhöhung  statt  der 
sonst  zu  erwartenden  Verschlechterung  der  Lage  der  Arbeiter  eintreten  (nordameric. 
Erfahrungen  1802,  EinHuss  von  „Kapitalscballüng"  durch  Papiergoldausgabe,  s.  meine 
Ordn.  d.  öst.  Staatsh.  S.  5«)  tf. ,  auch  Mi  11.  pol.  ccon.  I,  Aber  da  hier  nicht 

wie  in  der  gewöhnlichen  Sachgüterproduction  eine  regelmässige  Keproduction  des 
Kapitals  erfolgt,  muss  „in  einem  langen  Kriege,  welchen  ein  Volk  ganz  mit  eigenen 
Truppen  und  (intern  ohne  fremde  Soldheere  und  Subsidien)  führt,  nothwendig  all- 
inälig  eine  starke  Einschränkung  des  Consuins  materieller  Güter  erfolgen,  welche 
schliesslich  die  Masse  der  Bevölkerung  in  Noth  und  Entbehrung  stürzt"  (Wagner 
a.  a.  0.),  beim  Anleihesystcm  aber  noch  mehr  die  unteren  Classen  schädigt.  In  Staaten, 
welche  dies  System  übermässig  ausgedehnt  haben,  läuft  in  der  That  „das  auf  dem 
Besteuerungszwang  fundirte  öffentliche  Schuldenwoson  dann  vielfach  nur  auf  eine  neue 
Zinsknechtschaft  der  Massen  zu  Gunsten  der  Staatsgläubiger  hinaus"  und  drohen  heil- 
lose Zustände,  für  die  es  an  Symptomen  nicht  mehr  fehlt.  Mit  Hecht  warnt  hier 
auch  Sötbeer  a.  a.  U.  vor  dem  Anleihesystcm  und  das  Verdict  der  J.  St.  Mill  u.  v. 
A.  m.  ist  hier  berechtigt. 

Den  Einwand,  den  Brentano,  Hildebr.  Jahrb.  B.  16,  S.  20S  aus  der  durch 
Thornton  —  dem  sich  dann  auch  Mill  anschloss  —  u.  A.  m.  erfolgten,  vou 
Brentano  gebilligten  Berichtigung  der  älteren  brit.  Lohnfoudstheorie  gegeu  meine 
vorausgehende  Beweisführung  erhebt,  kann  ich  nicht  für  zutrellend  halten.  Einmal 
stütze  ich  mich  gar  nicht  allein  für  meinen  Nachweis  des  Vorzugs  der  Steuer  vor 
der  dritten  Art  Anleihen  und  für  meine  Darlegung  der  Benachtheiligung  der  Arbeiter 
im  Falle  der  Anleihe  aus  bereits  beschäftigten  Kapitalien  auf  jene  Lohnfoudstheorie. 
wie  sich  aus  dem  Obigen  ergiebt.  Sodann  aber  halte  ich  die  neuere  „Berichtigung" 
der  Lohufondstheorie  (u  A.  selbständig  jetzt  auch  von  George,  Fortschritt  u.  Armuth. 
Deutsche  UcberseU.  v.  Gufsehow,  Herl.  1  ss  1  Huch  1  vorgenommen)  überhaupt  nur 
für  theilweise  richtig.  Nicht  die  Lohnfoudstheorie  allein ,  aber  auch  nicht  die 
auf  Hermann  zurückzuführende  sogen,  deutsche  Theorie  von  der  Abhängigkeit  de.» 
Lohns  von  der  Nachfrage,  bez.  der  Zahlung  der  Konsumenten  erklären  das  Problem 
der  Bestimmgrunde  der  Lohnbewegung,  sondern  nur  eine  recht  wohl  mögliche  unH 
in.  E.  notwendige  Vereinigung  dieser  beiden  Theorieen.  Die  Ausführung  dieser 
These  und  ihre  Begründung  gehört  jedoch  in  die  theoretische  Nationalökonomie.  Ich 
wollte  hier  nur  nieine  frühere  Beweisführung  dun  neueren  Bemängelungen  gegenüber 
ausdrücklich  aufrecht  halten.  Die  Ausführungen  Brentanos  a.  a.  0.  in  d.  Note  sind 
auch  sonst  anfechtbar,  da  sie  von  nicht  zutreffenden  Voraussetzungen  in  Betreff  des 
Kapitalzuschusses  ausgehen.  Ausführlicher  als  oben  habe  ich  in  meiner  Ordn.  d.  öst 
Staatsh.  u.  im  Art.  Staatsschulden  die  Frage  behandelt. 


Digitized  by  Google 


Eiiifluss  der  Ausgabezweckc  in  der  Frage  der  Anleihen.       '  165 

§.  73.  Zu  b  (in  §.68).  Auch  je  nach  der  Natur  der  einze  Inen 
Arten  der  ausserordentlichen  Ausgaben  ist  die  Frage  der  Räth- 
lichkeit  der  wirklichen  Benutzung  des  Staatscredits  verschieden 
zu  entscheiden.  Wenn  auch  Zweck  und  Wirkung  dieser  sämrot- 
lichen  Ausgaben  die  Schuldaufnahme  rechtfertigt  (§.  66),  so  doch 
schon  für  die  verschiedenen  Arten  nicht  gleich  unbedingt. 

a)  Denn  allein  die  privat-  und  die  Staats wirthsch ält- 
liche Kapitalanlage  und  unter  ihnen  wiederum  am  Meisten  die 
erstgenannte,  bieten  eine  sichere  Bürgschaft  dafür,  dass  sie, 
einmal  vorgenommen,  künftigen  Finanzperioden  und  der  ganzen 
Volkswirtschaft  als  Ausgabeersparung%der  Einnahmevermehrung 
zu  Gute  kommen  werden.  Bei  der  eigentlichen  ausser- 
ordentlichen Ausgabe,  insbesondere  bei  Kriegskosten,  be- 
steht eine  solche  Sicherheit  stets  in  viel  geringerem  Maasse. 
Wenn  man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Ausgaben 
artheilt  ?  so  wird  man  zwar  unter  den  oben  bezeichneten  Cautelen 
selbst  die  Kriegsausgabe  durch  Anleihen  decken  dürfen. 
Aber  unter  übrigens  gleichen  Umständen  ist  es  doch  bereits  ge- 
rathener,  lieber  hier  wenigstens  mit  zu  ordentlichen  Einnahmen 
zu  greifen  und  womöglich  die  Benutzung  der  Anleihen  auf  die 
beiden  genannten  Arten  der  Kapitalanlage  zu  beschränken.  Dies 
ist  um  so  mehr  anzurathen,  wenn  nach  ihrer  vergleichsweisen 
Wirkung  als  Kapitalentziehung  der  Besteuerung  vor  der  Anleihe 
wegen  der  Art  der  Kapitalien,  aus  denen  die  Schuld  gezahlt  wird, 
nach  dem  Vorigen  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Denn  dann  kommen 
möglicher  Weise  noch  volkswirtschaftliche  zu  den  finanziellen 
Bedenken  gegen  die  Anleihe  für  Kriegs-  und  dergleichen  Ausgaben 
hinzu.  Hiernach  wird  die  Deckung  von  letzteren  nur  durch 
auswärtige  und  in  gewissen  Fällen  durch  Anleihen,  welche  aus 
disponiblenKapitalien  der  heimischen  Volkswirtschaft  kommen, 
vorzunehmen  sein. 

Ea  ist  daher  gewiss  als  die  solidere  Fraxis  zu  bezeichnen,  wenn  wenigsten!» 
ein  Theil  der  Kriegskosten  und  sonstiger  ausscrorden tl.  Ausgäbet!  (z.  B. 
fUr  öffentl.  Nothständc)  durch  Steuern  bestritten  oder  nur  vorübergehend  durch 
schwebende  Schulden,  welche  alsbald  mit  Steuerertrügeu  wieder  abgezahlt  werden, 
gedeckt  wird.  So  verfahrt  mit  Recht  iu  neuerer  Zeit  (irossbritanuien.  Selbst  in 
diesem  Lande  ist  auf  grössere  Massen  disponibler  Kapitalien  nicht  immer  zu  rechnen. 
Namentlich  wird  die  Einkommensteuer  in  solchen  Fällen  richtig  erhöht.  Das  Vor- 
handensein einer  derartigen  beweglichen  und  mit  Sicherheit  einen  höheren  Ertrag 
gebenden  Steuer  ist  auch  mit  Rücksicht  auf  solche  Fälle  zu  verlangen.  (Fin.  II  §.  36S.^ 
Im  Krimmkriege  erhöhete  Grossbritannien  die  Einkommensteuer  von  7  auf  J-l  und 
■»chlicsslich  auf  16  d.  v.  L.  St.  (63/87w)  für  das  voll  besteuerte  und  von  5  auf  1.0 
und  ll'/3  d.  für  das  niedriger  besteuerte  Einkommen:  erst  1S57  erfolgte  wieder  die 
Herabsetzung  auf  den  alten  Satz.    Der  Ertrag  stieg  von  7*13  auf  16  92  Mill.  L. 
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Ausserdem  worden  damals  die  Zölle  auf  Zucker  (Durchschnittszollsatz  per  Centner  für 
alle  Gattungen  von  11  allmälig  bis  auf  147,  sh.),  Thee  (von  auf  1"/*  per  Pfand, 
statt  der  beabsichtigten  Ermässigung  auf  1  sh.),  Kall'ee  (von  3  auf  4  d.  per  Pfunde 
die  Accisen  auf  Malz  (von  fast  28/4  auf  4  sh.  per  Bushol)  u.  Branntwein  (in  England 
von  7  sh.  10  d.  auf  8  sh.,  in  Schottland  von  4~/a  auch  allmälig  bis  auf  S  sh. ,  in 
Irland  von  3'/a  auf  ^  sü-  Per  Gallon)  erhöht  Aehnlich  wurde  die  Expedition  nach 
Abyssinien  grossentheUs  durch  Steigerung  der  ordentl.  Einnahmen  bestritten  (Auf- 
wand 1867/67—69/70  dafür  8  3  MiU.  L.,  Erhöhung  der  Einkommensteuer  von  5*7  Mill. 
in  1866/67  auf  6  18,  8.62,  10  04  Mill.  L.  in  den  3  folg.  Jahren  nach  Rcchnnngs- 
abschluss,  Auschl.  für  1870/71  7*6  Mill).  Auch  bei  anderen  Extraausgaben,  z.  B.  für 
den  grösseren  militärischen  und  maritimen  Aufwand  1960  fr.  wurde  so  operirt.  Aehnlich 
jetzt  1882  für  den  ägyptischen  Krieg.  —  Preussen  erhöhte  1855/56  wegen  der 
Kosten  der  ÜUstungen  die  Klassen-,  Einkommen-  und  Schlachtsteuer  um  '/«•  — 
Oesterreich  legte  im  Kriege  von  1859  einen  Zuschlag  zur  Grund-  u.  Haussteuer 
von  7a»  zur  Hausklasscnsteucr  von  V2,  zu  der  Erwerbsteuer,  Einkommensteuer  und  dem 
contributo  arti  o  commercio  von  7s  des  Ordinariums  „für  die  Dauer  der  durch  die 
Kriegsereignisse  herbeigeführten  Verhältnisse"  auf  (Verordn.  v.  13.  Mai  1859).  Ebenso 
wurde  die  Verzchrungsst  um  78  der  Normalsätze,  der  Salzpreis  um  15°/0,  die  Kcchts- 
gebühren,  Stempel  u.  s.  w.  meist  um  20°/„  erhöht  (Yerord.  v.  17.  Mai  1859).  Die 
meisten  dieser  Erhöhungen  blieben  mit  einigen  Abänderungen,  zeitweise  mit  neuen 
Steigerungen  und  selbst  Verdoppelungen  (1862  10,  permanent.  —  Frankreich  erhöhte 
durch  Verordn.  der  provis.  Kegieruug  v.  17.  März  1848  die  4  directen  Steuern  um 
45%,  was  192  Mill.  Fr.  betrug  u.  1*52  wieder  aufhörte.  Später  (,Ges.  v.  23  Juni  1S57) 
trat  ein  zweiter  \0°/QigeT  Kricgszuschlag  zu  dem  lange  bestehenden  bei  allen  directen 
Steuern  hinzu,  die  Tabaksteuer  (im  Monopolpreis)  und  die  Branntweinsteuer  wnrdc 
1860  erhöht.  Die  bedeutenden  Steucrerhöhungcn '  und  neuen  Steuern  in  Frankreich 
nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  fallen  unter  einen  anderen  Gesichtspunct,  denn  sie 
dienten  im  Wesentlichen  nicht  mehr  zur  Deckung  der  laufenden  ausserordentlichen, 
sondern  der  durch  die  Kriegs-  und  Contributionsanleihen  u.  's.  w.  gesteigerten  ordent- 
lichen Ausgaben  für  Zinsen,  Erhöhung  der  Militärbudgets  u.  s.  w.  Die  Lage  war 
ähnlich  wie  iu  den  Vereinigten  Staaten  v.  Nordamerika  u.  in  Italien,  wo  natürlich 
auch  im  grössten  Umfange  neue  Steuern  geschaffen ,  alte  erhöht  werden  mussten,  um 
die  enormen  Ausgaben  für  Kriege  u.  Staatsneubau  wenigstens  theilweise  zu  decken. 
Nach  dem  Ende  des  Kriegs  hat  Amerika  bald  die  vollständige  Deckung  der  laufenden 
Ausgaben  mit  ordentl.  Einnahmen  erreicht,  ebenso  Frankreich,  in  den' letzten  Jahren 
auch  Italien.  In  den  Verein.  Staaten  hat  mau  die  Besteuerung  in  so  erheblicher 
Höhe  beibehalten,  dass  nunmehr  seit  Jahren  beträchtliche  Ueberschüsse  zur  Schulden- 
tilgung aus  ordentlichen  Einnahmen  bleiben  (Abschluss  1879/80  65*88,  Anschl.  1881/82 
90*08  Mill.  Doli.  Ueberschuss).  Eine  Finanzlage,  die  dann  auch  auf  den  Staatscredit 
sehr  günstig  wirkte  und  im  Verein  mit  anderen  günstigen  Umständen  starke  Zins- 
reduetion  der  Schuld,  von  6  auf  5.  4l/a  u.  4°/0  ermöglichte. 

ß)  In  gleicher  Weise  wird  man  sich  dahin  aussprechen  mllsseo, 
dass  die  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage  besser  auch 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wenn  nicht  eine  in 
jeder  Beziehung  unbedenkliche  Anleihe  in  Aussicht  steht.  Denn 
die  günstigen  Wirkungen  solcher  Anlagen  und  die  Dauer  der 
ersteren,  z.  B.  bei  grossen  Verwaltungsreformen,  sind  doch  nicht 
leicht  ganz  so  sicher  zu  constatiren,  als  etwa  bei  privatwirth- 
schaftlichen  Kapitalanlagen. 

Die  herrschende  Praxis  in  Staaten  normaler  Finanzlage,  dass  die  staatswirth- 
sehaftlichcn  Kapitalanlagen ,  wenigstens  die  kleineren,  ziemlich  Jahr  für  Jahr  vorkom- 
menden Ausgaben  dafür,  durch  ordentl.  Einnahmen  bestritten  werden,  lässt  sich  daher 
auch  billigen,  so  z.  B.  hinsichtlich  der  sog.  „unständigen**  Ausgaben  für  Bau- 
kosten u.  dgl.  (§.  62),  wo  z.  B.  bei  der  Menge  von  Neubauten  in  einem  grösseren 
Staate  jährlich  dieser  Posten  überhaupt  besser  grossentheils  zur  ordentlichen  Aus- 
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gäbe  gesetzt  wird,  während  ein  einzelner  Neubau  im  Haushalt  einer  kloinen  Gemeinde 
Dicht  dazu  gestellt  zu  werden  braucht,  da  er  sich  nicht  bald  wiederholen  wird.  Nur 
sollte  in  jenen  Fallen  auch  im  Staatshanshalte  ein  bestimmtes  Princip  leiten  u.  die 
betreff.  Posten  in  den  Ausweisen  übersichtlich  zusammengestellt  werden,  damit  man 
zur  besseren  Beurtheilung  der  wirklichen  Finanzlage  leichter  feststellen  kann,  ob  und 
in  welchem  Verhältniss  die  Ausgaben  eines  Jahres  nach  der  Dauer  der  Wirkungen 
der  beschafften  Leistungen  und  Anstalten  nur  diesem  Jahre  oder  auch  späteren  Finanz- 
Perioden  zu  Gute  kommen.  In  Preussen  gehört  der  grösste  Theil  der  sog.  einmaligen 
and  ansscrord.  etatsmässigen  Ausgaben  zu  Staats-  u.  z.  Th.  selbst  zu  privatwirthschaft- 
lichen  Kapitalanlagen  (z.  B.  Meliorationen  der  Domänen  u.  s.  w.)  und  wird  regelmässig 
schon  nach  dem  Voranschlage  durch  die  ordentliche  Einnahme  (die  allerdings  einige 
kleinere  Posten  ausserordcntl.  Einnahmen  einschliesst)  gedeckt  Aber  ein  festes  Princip 
der  Scheidung  fehlt  auch  hier;  so  stehen  /..  B.  ganz  gleichartige  Posteu  für  Chaussee- 
neubauten,  Stromregulirungen,  Hafenbauten  u.  s.  w.  unter  den  ordentlichen  und  den 
etatmäßigen  ausserordentlichen  Ausgaben  Jahr  für  Jahr.  —  In  Staaten ,  welche  so 
Läufigen  „Neugestaltuugen"  (der  inneren  Organisation,  Verwaltung  im  Justiz-,  Polizei-, 
Unterrichts-,  Kriegswesen  u.  s.  w.)  unterliegen,  wie  früher  wenigstens  (1848  ff.)  z.  B. 
Oesterreich,  z.  Th.  auch  Kussland,  würde  es  vollends  ein  höchst  gefährliches 
Princip  sein,  mit  Rücksicht  auf  die  mögliche  Dauer  der  Wirkung  solcher  Ver- 
wendungen eine  Deckung  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  vorzunehmen.  Hier  fehlt 
bei  der  Unstätheit  der  Verhältnisse  das  in  finanzieller  Hinsicht  wesentliche 
Merkmal  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen:  die  wirkliche  längere  Dauer 
der  Wirkungen,  —  Von  den  Theoretikern  haben  Dietzel  wie  Stein  auch  diese  Seite 
der  nur  bedingten  liäthlichkcit  der  Benutzung  des  Staatscredits  viel  zu  wenig  be- 
achtet, z.  Th.  ganz  übersehen.  Stein  wird,  wie  so  häufig,  von  einem  partiell  richtigen 
Gedanken,  der  Productivität  der  Süiatsausgabe  und  Staatsschuld,  ganz  hingenommen 
nnd  vergisst  darüber  die  so  höchst  notwendigen  Einschränkungen.  Vgl.  3.  Aufl., 
S.  717  ff.,  42  ff.    Ebenso,  noch  in  d.  4.  A. 

y)  Anders  liegt  die  Sache  bei  grösseren  Verwendungen  für 
privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen.  Diese  müssen  unbe- 
dingt ans  ausserordentlichen  Einnahmen  oder  Anleihen  bestritten 
werden,  so.  lange  man  wenigstens  im  Rahmen  der  bisherigen 
Wirthschafts -  und  Finanzpolitik  bleibt  und  nicht  etwa  mit  Hilfe 
der  Besteuerung  dem  Staate  die  Mittel  verschaffen  will,  um 
direct  auf  dem  Gebiete  der  SacbgUterproduction  den  Besitzern 
des  Privatkapitals  als  überlegener  Concurrent  entgegentreten  zu 
können.  Sehen  wir  von  dieser  Eventualität  hier  ab,  so  darf  in  der 
Tbat  bei  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlage  des  Staats  die 
Regel  für  die  Benutzung  des  Staatscredits  absoluter  formulirt  werden. 

Dieser  Satz  wird  von  Laspeyrcs  im  Staatswörterb.  X,  93  angegriffen,  hier 
aber  meiues  Erachtens  mit  Recht,  wie  schon  ebend.  X,  8,  festgehalten,  wenigstens 
als  Regel  bei  grösseren  Ausgaben,  wenn  man  nicht  die  obige  Eventualität  statuirt. 
Ob  die  Volksvertretung  hier  mitwirkt  oder  nicht,  ist  für  die  volkswirtschaftliche  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  gleichgültig.  Es  ergiebt  sich  hier  übrigens  wieder,  wie 
bei  einer  weitgreifenden,  socialpolitischen  Zwecken  dienenden  Steuerpolitik  die  heutigen 
hnaü/wissenschaftlichen  Grundsätze  inannichfach  nur  als  historisch -relative  er- 
scheinen. Bei  kleineren,  sich  ohnehin  in  einem  grösseren  Haushalt  auch  öfters 
wiederholenden  Verwendungen  jener  privatwirthsch.  Art  empfiehlt  es  sich  aber  wohl 
auch,  ebenso  wie  bei  kleinen  staatswirthsch.  Ausgaben,  sie  zur  ordentlichen  Ausgabe 
zo  schlagen  und  demgemäss  aus  ordenU.  Einnahmen  zu  decken:  ein  Zugeständniss 
an  Laspeyres'  Auffassung.  Anderseits  ist  an  den  grossen  Kapitalaufwand  für  Eisen- 
bahnen (Bau,  Kauf)  u.  Aehnliches  zu  denken,  wo  sich  das  Missliche  einer  Besteuerung 
w  solchem  Zweck  doch  deutlich  zeigt. 
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Zu  dem  allgemeinen  Rechtfertigungsgrundc,  welcher  aus  der 
Wirkung  der  Ausgaben  entnommen  ist,  kommen  noch  weitere 
Gründe,  die  hie^  wohl  den  Ausschlag  geben. 

Privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  mit  Steuern  herstellen, 
widerspricht  einmal  dem  letzten  Zweck  und  tieferen  Kechtsgrnnd 
der  Besteuerung. 

Die  hergesteuerten  Güter  werden  den  Einzelwirtschaften  entzogen,  damit  in 
der  Gesammtwirtbschaft  des  Staats  solche  Güter  producirt  werden,  welche  der  Staat 
allein  oder  doch  am  Besten  für  die  Volkswirthschaft  herstellen  kann  (eigentliche 
Staatslcistuogcn.  meist  immaterieller  ,\rt),  nicht  aber  solche  Güter,  welche  der  Einzel - 
wirthschaftcr  selbst,  und  oft  besser  als  der  Staat,  herstellt.  Steuern  für  dio  privat- 
wirthschaftlichcn  Kapitalanlagen  zu  verwenden,  würde  also  nur  dazu  führen,  dem 
einzelwirthschaftlichen  Betrieb  Sachgüter  oder  sachliche  Productionsmittel  zu  entziehen, 
mit  Hülfe  deren  der  Staat  den  Einzelwirthschaften  in  der  Production  derselben 
Güter  unmittelbare  Concorrenz  macht. 

Die  Deckung  durch  Anleihen  wird  ferner  auch  durch  die 
speeifische  Natur  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlagen 
und  durch  die  Wirkung  der  fiir  letztere  erfolgenden  Kapitalver- 
wendungen gerechtfertigt. 

Ob  der  Staat  oder  Private  Kapital  zum  Ankauf  oder  zur  ersten  Anlage  und 
Verbesserung  von  Domänen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerken.  Fabriken  und  sonstigen 
Gcwcrksanlagen ,  Eisenbahnen  u.  dgl.  m.  verwenden,  das  hat  für  die  Volkswirthschaft 
im  Wesentlichen  ganz  die  gleiche  W  irkung.  Thcils  wird  (beim  Ankauf)  Kapital  ein- 
fach von  einem  Wirthschaftsbetricb  auf  den  andern  übertragen,  theils  (bei  der  Ncu- 
aulage  und  Melioration)  umlaufendes  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neue  Ersparnisse 
als  Betriebskapital  benutzt  u.  s.  w.  Private  machen  für  solche  Zwecke  auch  häufig 
Anleihen,  die  dann  nicht  anders  wirken,  als  die  Staatsanleihen.  Letztere  entziehen 
vielleicht  das  Kapital  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung  in  der  heimischen 
Volkswirthschaft.  so  dass  hier  eine  Einschränkung  der  Production  erfolgen  muss. 
Aber  auf  der  andern  Seite  vergrössert  sich  die  Production  durch  die  Leistungen  der 
betreffenden  Staatsanstalt.  Die  Wirkung  einer  Deckung  der  privatwirthschaftlichen 
Kapitalanlage  des  Staats  durch  Anleihen  ist  immer  ebenso,  als  wenn  Private  ihre 
eigenen,  bereits  anderswie  angelegten  oder  aus  den  produetiven  Anlagen  dritter 
Personen  leihweise  herangezogenen  Kapitalien  in  ein  neues  Unternehmen  stecken;  nur 
die  Richtung,  nicht  der  Gesa  mm  tum  fang  der  volkswirtschaftlichen  Production 
ändert  sich,  eine  Kapitalvcrnichtung  erfolgt  nicht. 

Endlich  setzt  die  Aufbringung  des  bedeutenden  Aufwands 
z.  B.  ftlr  Eisenbahnen  durch  Steuern  eine  viel  vollkommenere  Ein- 
richtung der  Besteuerung  voraus,  als  sie  besteht  und  in  absehbarer 
Zeit  bestehen  kann.  Der  Druck  der  unvermeidlichen  Ungleich- 
mässigkeiten  jeder  Besteuerung  würde  in  solchem  Falle  vollends 
unerträglich. 

Dies  hat  Perrot,  der  einzige  mir  bekannte  Befürworter  des  Staatseisenbahnbaus 
aus  Steuerfonds,  ganz  übersehen. 

Wo  es  sich  um  grosse  Suramen  für  solche  Anlagen,  z.  B. 
um  Eisenbahn  bau  handelt,  ist  es  auch  allgemeine  Praxis,  ausser 
ordentliche  Deckungsmittel  zu  brauchen.  Neben  Anleihen  kann 
man  passend  den  Erlös  für  veräusserte  Staatsgüter,  die 
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Ablösungskapitalien  für  beseitigte  Grundlastcn  u.  dgl.  m. 
so  verwenden.  Auch  die  Heinerträge  des  Domaniums  (i.  w.  S.), 
obgleich  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  gehör%,  mögen  allenfalls 
auf  diese  Weise  benutzt  werden.  Die  Wirkung  davon  auf  die 
Volkswirtschaft  ist  dieselbe,  als  wenn  Private  die  Erträge  ihrer 
Unternehmen  sofort  übersparen  und  für  die  Errichtung  neuer 
Anstalten  verwenden.  Für  die  Steuerzahler  gewährt  dann  nur 
zeitweise  der  Besitz  von  Reute  gebenden  Staatsansi  alten  keine 
Erleichterung. 

Nach  dem  Vorausgehenden  kommt  man  zu  folgender  Regel 
für  die  wirkliche  Benutzung  des  öffentlichen  Credits,  in 
wesentlicher  Einschränkung  gegen  Dietzel's  Theorie  und  Stein's 
Erörterungen:  Die  Benutzung  des  Credits  ist  überhaupt  nur  zu- 
lässig bei  gewissen  Verwendungszwecken  der  Anleihen,  zu  denen 
nicht  die  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  gehört.  Auch  wenn  der 
Zweck  sie  erlaubt,  sollte  die  Schuldenaufnahme  möglichst  beschränkt 
werden  auf  die  Fälle  von  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen 
heimischen  und  aus  auswärtigen  Kapitalien.  Dies  um  so  mehr, 
wenn  eigentlicher  ausserordentlicher  Aufwand,  wie  Kriegskosten  u. 
dgl.  zu  decken  ist,  während  die  Deckung  des  Bedarfs  für  staats- 
wirthschaftliche  Kapitalanlagen  auch  mittelst  Anleihen  aus  bereits 
angelegten  heimischen  Kapitalien  unbedenklicher  ist  und  der  Bedarf 
ttir  privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  grösserer  Art  in  normaler 
Weise  durch  solche  Anleihen  richtig  bestritten  wird.  Demgemäss 
ergeben  sich  auch  die  Forderungen  an  die  Ausdehnungsfähigkeit 
der  ordentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Besteuerung  zur  Deckung 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzbedarfs. 

IV.  —  §.  74.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  der 
Benutzung  des  Staatscredits.  Nach  dem  Vorhergehenden 
muss  die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  der  Ausgaben 
doch  auf  wenige  ganz  bestimmte  Fälle  eingeschränkt  werden. 
Aber  auch  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
schuldenwesens geschieht,  in  weiterem  Umfange,  namentlich  unbe- 
dingt zur  Deckung  der  gesammten  Kriegsausgaben  —  praetisch 
der  Hauptfall  —  empfohlen  wird,  so  erheben  sich  noch  folgende, 
eng  mit  einander  zusammenhängende  wichtige  practische  Fragen: 

1)  ob  Anleihen  denn  immer  möglich  sind; 

2)  ob  auch  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deckung  des 
einmal  vorliegenden  Bedarfs  in  festbestim mter  Zeit,  mit 
ihnen  immer  sicher  erreicht  werden  kann; 
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3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleihe  nicht  mitunter  so 
ungünstig  sein  können,  dass  dennoch  besser  für  andere  Deckung»- 
mittel  gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  führen  zu  derjenigen  von  der  Notwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staatsschatzes  und  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  hin.  Erst  durch  ihre 
Erörterung  erlangt  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckun^ 
den  richtigen  Abschluss. 

Die  bisherige  Theorie,  auch  iu  ihren  neueren,  der  Benutzung  des  Staatscredits 
günstigen  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fragen  so  gut  wie  völlig  ignorirt, 
während  sie  doch  ausserordentlich  wichtig  sind.  Bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr. 
Staatshaush.  S.  23 — 2ü*  u.  Art.  Staatsschuld,  im  Staatswörterb.  S.  18  sind  die  Fragen 
bereits  berührt.  Für  die  Entwicklung  im  Texte  sind  die  neuesten  Erfahrungen  bes. 
Prcusscn's  i.  J.  lSt»6  u.  1870  gewiss  mit  Kecht  massgebend  gewesen.  Merkwürdig-, 
aber  charactcristisch  für  ihn,  ist  die  Stellung,  welche  Stein  zu  diesen  Fragen  und 
speciell  zu  meiner  Behandlung  derselben  i.  d.  0.  Ausg.  Rau  s  einnimmt.  Vgl.  besond. 
seino  Polemik  gegen  meine  Rechtfertigung  des  Staatsschatzes,  Finanzwissensch.. 
3.  Ausg.,  S.  6>>2  lf.,  bes.  IUI  11". ,  104.  Dieser  geistvolle  Gelehrte  besitzt  leider  zum 
Schaden  für  seine  verdienstvollen  Werke  absolut  nicht  die  Fähigkeit,  Gedanken  u. 
practischen  Verhältnissen  ausserhalb  seines  Schematismus,  ich  sage  nicht  gerecht  zu 
werden,  sondern  nur  sie  zu  verstehen.  Wenn  Jemand,  wie  er,  so  lange  in  Oesterreich 
gelebt  hat  u.  doch  nicht  einmal  im  Stande  ist,  die  Lücke  zu  erkennen,  welche  für 
die  Theorie  u.  Praxis  des  Finanzwesens  hier  von  mir  auszufüllen  gesucht  wird, 
während  ihm  gerade  Oesterreich^  Geschichte  den  Beweis  ad  hominem  demonstrirt, 
dass  hier  eine  Lücke  ist.  so  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  ihn  achsclzuckend  bei 
seiner  Einseitigkeit  zu  belassen.  Bedauerlich  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  sophistischen 
Theoricen  schlimme  österreichische  Finanzpraxis  rechtfertigt  (man  vgl.  z.  B.  seine 
Stellung  in  der  Eisenbahnfrage,  die  gradezu  mit  seiner  Kegaltheorie  in  Widerspruch 
ist,  seine  ältere  Theorie  der  Vcrkohrssteuern,  wo  die  bedenklichsten  fiscalischen  Practiken 
nicht  nur  ihre  Absolution  finden,  sondern  als  die  wahren  Postulate  der  höheren  Wissen- 
schaft erscheinen,  u.  A.  in.),  während  er  diese  Unfähigkeit  beweist,  aus  dem  Studium 
des  so  hochinteressanten  u.  lehrreichen  österr.  Staatshaushaltes  diejenigen  Puncto 
herauszufinden,  wo  die  Praxis  u.  die  bisherige  Theorie  mit  absoluter  Nothwendigkcit 
verbessert  werden  müssen.  S.  auch  u.  über  Stein  's  ..Finanzwissenschaft  des  Kriegs." 
In  d.  4.  Aull.  I,  252  hat  Stein  in  der  Erkcnntniss  vom  Werth  eines  Staatsschatzes 
wenigstens  den  einen  Fortschritt  gemacht,  das  „ausnahmsweise  Zweckmässige44  einer 
solchen  Einrichtung  zuzugestehen.    Seine  Einwände  sind  die  alten,  oft  widerlegten. 

Es  gentigt,  im  Folgenden  den  nicht  nur  practisch  wichtigsten, 
sondern  auch  für  die  wissenschaftliche  Principienfragc  charac- 
teristischsten  Fall  zu  behandeln:  wenn  plötzlich  sehr  grosse 
Kriegsausgaben  binnen  einer  ganz  kurzen  Zeit  zu  be- 
streiten sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Kriegen  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegenwart  stets  vor.  Jedoch  gestaltet  er  sich  noch  bemerkens- 
werth  verschieden  nach  der  geographischen  Beschaffenheit 
eines  Staatsgebiets,  nach  der  ganzen  politischen.  Stellung 
und  Aufgabe  eines  Staats  und  nach  dem  herrschenden 
Wehrsy  stem. 
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Von  der  geographischen  Beschaffenheit  des  Staatsgebiets,  d.  h.  von  der 
ßodengestaltung  (Flachland,  Gebirgsland),  den  Grenzverhältnissen  (gute 
natürliche  —  schlechte  conventioneile  Grenzen),  der  Abrundung  des  Gebiets, 
dem  Z  u  s  a  m  m  e  n  1  i  e  g  e  n  desselben  in  einer  compacten  Masse  oder  der 
Zerrissenheit  in  mehreren  getrennten  Stucken  u.  s.  w.  hängt  die  Otfensiv- 
ond  Defensivkraft  eines  Staats  wesentlich  mit  ab.  Ein  Staat  z.  B.  mit  offenen  Grenzen, 
Flachland,  mit  grosser  Ausdehnung  seines  Gebiets  in  schmalen  Streifen  Uber  weite 
Räume  unterliegt  der  besonderen  Gefahr,  rasch  beim  plötzlichen  Ausbruch  eines 
Krieges  einen  Theil  seines  Gebiets  vom  Feinde  überschwemmt  zu  sehen.  Dadurch 
vermindern  sich  auch  die  finanziellen  Hülfsmittcl  eines  solchen  Staats  sofort  und  der 
Staatscredit  leidet  leichter  oder  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.  Man  vergleiche 
unr  Preussen  und  Deutschland,  bes.  vor  den  Jahren  1M>6  u.  1870,  aber  im 
Wesentl.  doch  auch  jetzt  noch  mit  Grossbritannien,  Frankreich.  Spanien,  Scandinavieu, 
Italien.    Man  denke  an  die  Schweiz. 

Von  der  politischen  Stellung  und  Aufgabe  eines  Staats,  welche  beide 
einmal  das  Product  bestimmter  geschichtlicher  Verhältnisse  sind  und  sich  nicht 
leicht  beliebig  ändern  lassen,  hängt  die  nähere  oder  fernere  Gefahr  von  Kriegen 
wesentlich  mit  ab.  Z.  B.  ein  erst  im  Aufbau  begriffener  Staat,  der  die  Aufgabe 
Dicht  von  sich  weisen  konnte,  nationalen  Bedürfnissen  gemäss  sich  auszudehnen,  zu 
arrondiren  und  innerlich  in  seiner  politischen  Verfassung  neu  zu  gestalten,  wie 
Deutschland  in  der  Gegenwart,  wird  leichter  als  ein  gefesteter  alter  Staat  zu  Offensiv- 
kriegen behufs  rechtzeitiger  Defension  (Preussen!)  genöthigt  werden  oder  öfters  seinen 
Bestand  von  Neuem  vertheidigen  müssen.  Eine  solche  Lage  bceinllusst  nothwendig 
auch  die  Benutzbarkeit  des  Staatscredits. 

Unter  den  verschiedenen  modernen  Wehrsystemen  ist  es  das  preussisch- 
deutschc  mit  seiner  Scheidung  von  stehendem  Heere,  Reserve  und  Landwehr,  welches 
seiner  eigentümlichen  Organisation  gemäss  relativ  noch  grösserer  Geldsummen, 
die  zugleich  in  noch  kürzerer  Zeit  verfügbar  sein  müssen,  gerade  im  aller- 
kritischsten  Augenblicke,  ncinlich  kurz  vor  und  unmittelbar  nach  der 
Kriegserklärung,  wo  der  Credit  regelmässig  am  Tiefsten  erschüttert  ist,  bedarf:  zur 
Mobilmachung  u.  s.  w.  Das  ist,  wie  mauches  Andere,  ein  volkswirthschaftlichcr 
und  finanzieller  wie  politischer  und  insofern  selbst  militärischer  Nachtheil  dieses 
Wehrsystems,  der  wegen  der  anderweiten  Uberwiegenden  Vortheile  (Ersparung  au 
Geld  und  Arbeitskraft  u.  s.  w.  in  Friedenszeit,  grössere  Truppenstärke  im  Kriege) 
als  dem  System  inhärent  in  den  Kauf  genommen  werden  inuss.  Auch  für  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  ist  diese  Eigentümlichkeit  des  preussisch- deutschen  Wehr- 
systems wieder  nicht  ohne  wichtige  Folgen. 

Die  Crediterschütterung  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  beweist  die  Statistik  der 
Curse  der  Wertpapiere  fast  in  jedem  neueren  grossen  Kriege  ganz  deutlich,  so  bes. 
1859,  1866,  1870.  Das  Minimum  der  Curse  pflegt  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach 
der  Kriegserklärung  erreicht  zu  werden,  noch  bevor  irgend  entscheidende  militär. 
Operationen  erfolgt  sind.  Später  steigen  wohl  selbst  im  Kriege  die  Curse  des  Staats, 
der  Niederlagen  erlitten,  weil  die  Aussicht  auf  baldigen  Frieden  wächst:  so  war  es 
wiederholt  in  Oesterreich.  Freilich  zeigen  die  französischen  Curse  i.  J.  1870  eine 
entgegengesetzte  Bewegung,  in  welcher  sich  der  verstärkte  Eindruck  der  gatiz  un- 
erwarteten Niederlagen  abspiegelt,  während  der  anfängliche  günstigere  Cursstand  auf 
das  übertriebene  Selbstgefühl  der  Franzosen  zurückzuführen  war.  Ueber  die  Bewegung 
der  deutschen  Curse  in  der  Zeit  vom  5.  bis  19.  Juli  1870  s.  die  Tab.  XI  in  A.  Wagner, 
Syst.  d.  Zettelbankpolitik.  S.  412.  zum  Beleg  des  Gesagten.  —  Die  sog.  Mobilmachungs- 
kosten (einmal.  Ausgaben)  werden  für  Preussen  im  Feldzug  von  1866  auf 
13  61  Mill.  Thlr.  angegeben,  wovon  für  die  mobile  Armee  (pcrsönl.  Mobilmachungs- 
u.  Ausrüstuugsgelder,  Beschaffung  der  Pferde,  Bekleidung,  der  Fahrzeuge  u.  Geschirre 
u.  s.  w.,  Ausrüstung  der  Pontoncolonnen,  Ausstattung  der  Fcldlazarethe)  10*14  Mill.  Thlr. 
Für  das  norddeutsche  Heer  im  J.  1870  war  in  der  Zeit  vom  15.  Juli  bis  3.  Aug. 
täglich  mindest.  2  Mill.  Thlr.  nothwendig  für  Mobilmachung  u.  Krieg  (ohne  das 
sächs.  Contingent).    (Stenogr.  Bcr.  üb.  d.  ßeichstagsverh.,  2.  Scss.,  1871,  II,  74). 

Die  drei  erwähnten  Umstände  erschweren  die  Benutzung  des  Staatscred.  bes. 
in  Deutschland,  zumal  in  Preussen,  vollends  vor  den  Ereignissen  von  1866  und 
1870.  Die  schwierige  geograph.  Lage  in  Mitten  des  Welttheils,  die  auch  jetzt  noch 
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schlechten  Grenzen  gegen  die  Schweiz  u.  Holland,  gegen  Oesterreich  a.  Hussland  oder 
Polen  üben  dauernd  einen  ungunstigen  Einfluss  aus. 

Die  Summen ,  um  welche  es  sich  in  neueren  Kriegen  von  Grossstaaten  binnen 
kurzer  Wochen  und  Monate  handelt,  Ubersteigen  bei  Weitem  Alles,  was  sonst  im 
Haushalt  des  Staats  oder  anderer  grosser  Einzelwirtschaften,  z.  B.  für  Eisenbahnzwecke, 
in  ähnlich  kurzer  Zeit  an  grossen  Ausgaben  noch  vorkommt. 

Die  durchschn.  tägliche  Ausgabe  für  Heer  u.  Flotte  stieg  in  den  Verein. 
Staaten  1805  auf  über  3  Mill.  D.,  die  laufende  Extraausgabe  für  den  Krieg  von 
1&70  —  71  (über  die  gewöhnl.  militär.  Ausgabe  hinaus)  betrug  für  Norddeutsch- 
land täglich  weit  über  1  Mill.  Thlr.  —  Förmlich  experimentell  lassen  sich  die 
preuss.-deutschen  Erfahrungen  von  1866  und  mehr  noch  von  1870  —  71  für  die 
Theorie  verwerthen.  Der  urplötzliche  Kriegsausbruch  im  Juli  1870,  die  Erfordernisse 
der  Mobilmachung  einer  riesigen  Armee  und  deren  Sendung  an  die  ferne  Westgrenze, 
die  eigentümlichen  geographischen  Verhältnisse  Deutschlands  belehren  vortrefflich 
Uber  das,  was  hier  auch  in  finanzieller  Hinsicht  nothwendig  ist.  Ich  darf 
deshalb  hier  wohl  spcciell  auf  meine  eingehende,  <|uellenmässige  Bearbeitung  de* 
deutscheu  Kriegsfinanzwesens  in  1870  —  71  im  HoltzendorH'schcn  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
III,  S.  65—166,  verweisen,  bes.  S.  68  IL,  120  ff,  152  ff. 

Erweist  sich  nun  die  Benutzung  des  Staatscredite  gerade  für 
diesen  Zweck,  für  die  Deckung  plötzlicher  grosser  Kriegs- 
ausgaben immer  als  zulänglich?  Diese  Frage  ist  durchaus  nicht 
mit  Sicherheit  Itir  alle  Fälle  zu  bejahen,  vollends  nicht  in  Staaten, 
wo  die  im  Vorigen  erwähnten  Umstände  erschwerend  einwirken. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  24.  26.  Das  hier  im  Jahre  1863  Uber  Frankreich 
Gesagte  hat  im  Kriege  von  1S70  seine  Bestätigung  gefunden. 

Absolut  unmöglich  ist  freilich  wohl  die  (freiwillige)  Anleihe  zur  Beschaffung 
kleiner  Summen  nicht  leicht  für  einen  Staat,  wohl  aber  öfters  zur  Beschaffung 
grosser  Summen,  zumal  wenn  letztere  in  bedeutenden  Beträgen  rasch  auf  ein- 
mal nothwendig  zusammen  kommen  müssen.  Mit  EinZahlungsterminen,  welche  sich 
Uber  lange  Zeiträume  erstrecken,  reicht  mau  nicht  aus.  Durch  Gewährung  wesentlich 
günstigerer  Bedingungen,  also  bei  eiuer  Emission  einer  Anleihe  zu  viel  niedrigerem 
als  dem  üblichen  Curse  oder  zu  viel  höhcrem  Zinsfusse,  kann  man  zwar  in  der  Regel 
grössere  Snmmen  eher  beschallen.  Aber  auch  diese  Kegel  hat  ihre  Ausnahmen. 
(Ein  interessantes  und  lehrreiches  Beispiel  liefert  die  Österreich.  Steueranleihe 
von  1861.  die  bei  einem  Betrage  von  bloss  80  Mill.  Golden  in  Friedenszeit,  aber 
mitten  in  einer  der  schwersten  inneren  Verfassungskriscn  [vor  der  Schmerling'schcn 
Februarverfassung]  nur  mit  grösster  Mühe  und  unter  den  härtesten  Bedingungen 
f5%«  Curs  88.  rückzahlbar  al  pari  zu  je  ein  Fünftel  schon  in  1 — 5  Jahren,  reeller 
Zinsfuss  an  9°/0!J  zu  Stande  kam.    S.  Ä.  Wagner  in  Uns.  Zeit  1863,  S.  149.). 

Die  Bedingungen  der  Crediterlangung  können  ferner  in  solchem  Falle  so  un- 
günstig für  den  Staat  als  Schuldner  werden,  dass  es  auch  aus  diesem  (»runde  grosse 
Bedenken  hat,  bloss  auf  den  Staatscredit  angewiesen  zu  sein.  Der  Staat  ist  dann 
der  Ausbeutung  durch  die  Creditgeber  vollständig  preisgegeben.  Die  Anleihe,  selbst 
wenn  sie  im  erforderlichen  Betrage  wirklich  die  Deekungsmittcl  liefert.  —  und  gerade 
recht  in  diesem  Falle.  —  kommt  so  theuer,  dass  andere  Hilfsquellen  dringend  in 
Erwägung  zu  ziehen  siud.  Vollends  in  der  Zwangslage  eines  Staats,  welcher  unmittel- 
bar vor  und  nach  der  Kriegserklärung  aus  den  vorerwähnten  Gründen  durchaus  flüssiger 
Geldmittel  bedarf,  wird  eine  Anleihe  meistens  nur  mit  grossen  Opfern  zu  Stande 
kommen.  Man  denke  z.  B.  an  die  erste  Kriegsanleihe  des  Norddeutschen  Bundes  im 
Jahre  ls70,  die  doch  erst  fast  14  Tage  nach  der  Kriegserklärung  aufgelegt  wurde, 
beim  Curse  von  SS  (5°/0ig)  nur  zu  weniger  als  zwei  Drittel  trotz  alles  Patriotismus 
zu  Stande  kam,  —  am  3.  u.  I.  Aug.,  allerdings  2  Tage  vor  Weissenburg!  S.  Wagner 
im  Jahrb.  III,  69  —  71.  Zu  welchem  Curse  hatte  Geld  beschallt  werden  müssen  ohne 
Vorhandensein  des  preussischen  Schatzes,  also  etwa  Mitte  Juli!  Die  5°/0igen  preuss 
Papiere  waren  vom  5.  bis  19.  Juli  von  102*/„  auf  87,  die  41/9w/oigen  von  94  auf  77*/4 
gewichen,  mutmasslich  aber  um  viele  Procento  mehr,  wenn  gleich  damals  die  neue 
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Anleihe  aufgelegt  wordeu  wäre.  In  welche  peinliche  Verlegenheit  kam  Oesterreich 
jungst  bei  der  Beschaffung  des  kleinen  Extrabedarfs  für  die  Durchführung  der  bosnischen 
Occapatiou !  Bis  zum  Plane .  eine  hypothekarische  Schuld  auf  die  grossen ,  im  Bau 
befindlichen  Staatsgebäude  auf  dem  Wiener  Glacis  aufzunehmen!  Der  Umstand,  dass 
die  Abh&ngigkoit  der  in ilitärischcu  Leistungsfähigkeit  des  Staats  von  der 
Verfügung  Uber  bestimmte  grosse  Summen  Geld  innerhalb  gewisser 
kurzer  Zeit  bekannt  ist,  wirkt  abermals  nur  ungunstig  auf  den  Staatscredit  ein  und 
verschlechtert  die  Bedingungen,  unter  denen  wenigstens  die  Anleihe  zur  Deckung  des 
ersten  Bedarfs  aufgenommen  werden  muss,  wiederum. 

Demgemäss  ist  es  als  Grundsatz  richtiger  Finanz- 
politik hinzustellen,  tlass  der  Staat  rechtzeitig  im  Frieden 
Vorkehrungen  treffen  muss,  um  in  dem  immerhin  möglichen 
Falle,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Umfange  gar  nicht  oder 
nicht  schnell  genug  zu  Stande  kommt,  und  in  dem  oftmaligen  wirk- 
lichen Falle,  dass  die  Bedingungen  der  Anleihe  im  Augenblicke 
ausserordentlich  ungünstig  sind,  nicht  durchaus  auf  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  angewiesen  zu  sein. 

Die  Vorkehrungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  ergreifen 
sind,  sind  die  Anlage  eines  Staatsschatzes  (Kriegsschatzes) 
nnd  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Extra-  (Kriegs-)stcuern. 

§.  75.  Die  Anlage  eines  Staats-Kriegsschatzes,  d.  h.  die 
Hereithaltung  eines  grösseren  Betrags  haaren  (gemünzten)  Geldes 
dient  zur  Deckung  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  und 
im  Beginn  eines  Kriegs.  In  früheren  Zeiten,  bei  geringer 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  und  bei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 
das  Sammeln  eines  Staatsschatzes  für  eine  wesentliche  Massregel 
der  Staatsklugheit.  Unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  modernen 
Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  Staatsschätze  verzichtet  und 
die  Theorie  sie  in  der  Regel  kurzweg  verworfen. 

Für  den  Staatsschatz.  Hu  nie,  S.  Versuch,  Gönner,  Nothweudigkcit  eines 
Staatsschatzes,  Staats  wiss.  u.  jurid.  erwogen,  Landshut  1805  (in  d.  Werk  Uber  Staats- 
schulden §.  43  nimmt  G.  diese  Ansicht  zurück).    Ancillon,  Geist  der  Staatsver- 
fassung, S.  297,  mit  Rücksicht  auf  Friedrich  IL  —  Genovcsi  II,  77  folgt  Humc. 
schliesst  jedoch,  es  komme  auf  die  Verfassung  u.  auf  d.  Handclsreichthum  an.  Für 
Jen  Schatz  auch  Strucnsce,  Schmalz,  Encycl.  §.  811.    Jacob  I,  §.  731  tf. 
sucht  zu  zeigen,  dass  Schätze  nur  da  nöthig  seien,  wo  wenig  Geldumlauf,  wenig  grosse 
Kapitale  und  wenig  Credit  zu  linden.  —  Vgl.  A.  Smith,  III,  355.  —  v.  Sonnen- 
fels, Grunds.  III,  §.  lliO— 195.  —  Lötz,  III,  424.  —  Mac  Culloch,  taxation 
S.  39ti  (Rau).  —  (icgen  den  Staatsschatz  auch  Malchus  I,      81,  Kau  in  d.  früheren 
Aufl.  d.  Finanzwissenschaft  §.  404,  z.  Tb.  aus  den  hier  im  Text  widerlegten  Gründen, 
ferner  Dietzel  S.  157.  Umpfenbach  §.  192,  Stein  1.  A.  S.  475,  4.  A.  I,  252, 
Bergius  S.  415  IC,  die  sämmtlich  den  wesentlichen  Punct  nicht  erkennen.  —  Hinweis 
auf  die  bedingte  Rechtfertigung  und  die  Einseitigkeit  der  abstracten  Theorie  in  dieser 
Frage  bei  A.  Wagner,  Ordu.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  23,  Art  Staatssch.  Staats- 
würterb.  X,  19.   Durchaus  der  richtige  Standpunct  bei  Hermann,  staatswirthschaftliche 
Untersuchungen,  2.  Aufl.,  S.  228,  wo  besonders  auch  die  Bedeutung  des  Staatsschatzes 
als  eines  Sicherungsinittels  gegen  übermässiges  Sinken  aller  Curse  von  Wertpapieren 
and  der  demgemässe  volkswirthsch.  Nutzen  eines  solchen  Schatzes  richtig  hervor- 
gehoben wird.    Die  Frage  vom  Staatsschatze  gehört  zu  den  vielen  practischen  Fragen 
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unseres  Fachs,  in  denen  nach  einer  einseitigen  abstracten  aprioristischen  Theorie  unter 
jedem  Absehen  von  de»  That-acheu  und  unter  Verzicht  auf  irgendwelche  objective 
Prüfung  entschieden  und  die  absolute  Verwerfung  des  Staatsschatzes  abgeleitet  wird. 
Nachdem  dieser  Standpunct  iu  solchen  Fragen  wenigstens  von  den  wissenschaftlichen 
Vertretern  der  deutschen  Nationalökonomie  ziemlich  überwunden  ist,  hält  ihn  um  so 
mehr  noch  der  Journalismus  und  die  Geschäftswelt  fest.  Hei  der  Verwerfung  des 
Staatsschatzes  denkt  man  meistens  au  die  Schätze  barbarischer  Herrscher  oder  Staaten 
der  alten  Welt:  die  Grunde,  welche  für  solche  Schätze  sprechen,  treffen  in  den 
civilbirten  Staaten  freilich  meist  nicht  mehr  zu.  Mit  diesen  Gründen  widerlegt  man 
aber  den  Nutzen  eines  Staatsschatzes  eines  modernen  Staats  nicht.  Es  ist  deshalb 
die  Art  und  Weise  schwer  begreiflich,  wie  Stein  die  Frage  des  Staatsschatzes  noch 
glaubt  abmachen  zu  können.  Er  sagt  darüber  3.  Aufl.  d.  Finanzwiss.  S.  193:  „Da* 
Bcdürfuiss  nach  einem  solchen  Schatze  ist  mit  dem  Crcditwesen  der  neueren'  Zeit 
verschwunden  (7?),  die  Uebelstände  der  Entziehung  von  Geld  aus  dem  Umlaufe  und 
der  Zinslosigkeit  desselben  jedoch  nicht;  gewiss  ist,  dass  der  Schatz  nur  aus  Ucbcr- 
bchüssen  entstehen  kann,  und  sein  Vorhandensein  daher  nur  beweist,  dass  man  diese  nicht 
rationell  zu  verwalten  versteht  (sie!!).  .  .  .  Die  ganze  Frage  kann  in  unserer  Zeit 
als  beseitigt  angesehen  werden."  Und  in  der  Anmerk.  S.  194:  „Was  Wagner 
bei  Kau  mit  seiner  Verteidigung  des  Staatsschatzes  will,  ist  nicht  recht  abzusehen  (?) ; 
hätte  ihn  doch  Jacob  I,  331  (falsch  citirt  f.  I,  §.  72b,  731  ff.)  Ichren  müssen,  wie 
wesentlich  sich  in  unserem  Jahrhundert  die  Auflassung  über  die  historische  Bedeutung 
der  Sache  geändert  hat."  Nach  dieser  Probe  von  Stein 's  Fähigkeit,  die  Ansichten 
anders  Denkender  zu  verstellen,  wird  meine  Bemerkung  oben  wohl  nicht  als  ungerecht- 
fertigt erscheinen.  Uebrigens  hat  Jacob  in  §.  731  die  richtigen  Gesichtspuncte  her- 
vorgehoben, täuscht  sich  aber  in  §.  "33,  dass  ein  Staat  in  einem  kapitalreichcn  Volke, 
der  unbedingt  Credit  besitze,  sich  „die  prompten  Mittel  zur  Führung  eines  Kriegs" 
ohne  Schatz  sicher  verschallen  könne.  J  a  c  o  b  's  Auffassung  ist  viel  gründlicher  als 
die  Stci tische.  In  d.  4.  A.  I,  252  macht  dann  Stein  doch  das  Zugeständniss,  dass 
die  Voraussichtlichkeit  drohender  Kriege  den  Worth  eines  Staatsschatzes  so  hoch 
steigern  könne,  dass  die  Vortheilo  die  Nachthcilo  überwiegen.  — 

In  neuerer  und  in  neuester  Zeit  hält  man  bes.  nur  in  Preussen  und  jetzt  iin 
Deutschen  Reiche  an  dem  Staatsschatzsystem  seit  Friedrich  Wilhelm  L  fest:  vgl. 
Uber  d.  Geschichtliche  bes.  Kiedel.  brandeub.  preuss.  Staatshaush.  passim,  bes. 
S.  72,  SO,  120  ff..  ISO,  23!»,  wo  inauche  Berichtigungen  früherer  irrthojml.  (meist  zu 
hoher)  Zahlen.  Betrag  1740  8*7,  17S6  55'2  (incl.  viel  leichtes  Geld),  neuerdings 
meist  20  —  30  Mill  Thlr.,  wenn  nicht  gerade  grössere  Ausgaben  daraus  bestritten. 
Nach  K.-O.  v.  17.  Jan.  1S20  und  17.  Juni  1S26  llosscn  dem  Staatsschatz  Verwaltungs- 
überschüsse.  Best  uud  zufällige  Einnahmen  aus  d.  Erlös  bei  Vcräusserungen  oder 
Vererbpachtung  solcher  Besitzungen  und  Anlagen  des  Staats,  die  nicht  Domänen  sind 
(z.  B.  Hütten-,  Gruben,  Salzwerke  u.  s.  w.,  Militärgebäude  u.  s.  w.),  gewisse  nicht- 
domaniale  Ablösungsgelder,  gewisse  zurückzuzahlende  Darlehen  u.  s.  w.  zu.  Hiernach  , 
war  das  Anwachsen  des  Staatsschatzes  unbegrenzt,  —  der  hauptsächliche,  aber 
wesentlich  nur  formelle  Ucbelstand  der  ganzen  Einrichtung.  Der  Streit  zwischen 
Regierung  und  Kammer  drehte  sich  bes.  um  diesen  Punct;  es  erfolgto  das  Compromiss 
im  Gesetz  v.  2S.  Sept.  1806,  worin  der  Staatsschatz  als  feste  Staatseinrichtung  mit 
Recht  beibehalten,  aus  der  Kriegsentschädigung  vorweg  mit  27'3  Mill.  Thlr.  dotirt, 
aber  in  §.  2  bestimmt  wurde,  dass  die  dem  Staatsschätze  nach  der  K.-O.  r.  1820 
u.  1820  „übereigneten  Einnahmen,  sobald  diu  baaren  Bestände  desselben  durch  fernere 
Einziehungen  über  30  Mill.  Thlr.  erhöht  werden  wurden,  den  allgemeinen  Staatsfonds 
als  Einnahmen"  ....  zufliessen.  Ueber  d.  Verwalt.  s.  Rönno,  Staatsrecht,  3.  Aufl. 
H,  1,  S.  73:  vgl.  auch  Richter,  preuss.  Staatssch.  passim  und  Bergius,  Fiuanzwüw. 
bes.  S.  415  —  422.  Die  Institution  hat  sich  von  Neuem  1866  und  1870  vortrefflich 
bewährt,  wie  so  manche  preussische  (und  englische),  die  vor  der  abstracten  Theorie 
keine  Gnade  fanden.  Sie  steht  mit  dem  preuss.  Wehrsystem  in  engem  Zusammenhange 
nicht  minder  mit  der  geographischen  Lage  des  Landes.  Vgl.  über  den  Nutzen  des 
preuss.  Staatsschatzes  in  1870  meinen  Aufs.  Reichsfinanzwesen  im  Hoitzendorfl'schen 
Jahrb.  III,  67  II'..  152  II.,  und  die  dortigen  Daten  aus  den  Reichstagsverhaudiungcn. 
Fürst  Bismarck  äusserte  sich  dahin:  „Ich  will  bloss  die  eine  Thatsache  hervorheben, 
dass,  wenn  wir  einen  Staatsschatz  nicht  gehabt  hätten,  wir  positiv  nicht  im  Stande 
gewesen  wären,  die  paar  Ta?e  zu  gewinnen,  welche  hinreichten,  das  gesammte  linke 
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Kbcinufcr,  das  baicrisschc  wie  das  preußische,  vor  der  französischen  Invasion  zu 
schützen.  Hätten  wir  den  Staatsschatz  nicht  gehabt,  so  fing  der  Krieg  am  Khein 
an"  u.  s.  w.  —  Mit  vollem  Kecht  hat  es  daher  die  Keichsregierung  durchgesetzt, 
dass  der  ehemalige  preuss.  Stnat?sihatz  zu  einem  Reichs kriegsschutz  gemacht 
wurde  (Keichsges.  v.  11.  Nov.  1S71).  S.  darüber  meinen  Aufs.  S.  10S,  152  II. 
Er  ist  auf  120  Mill.  Mark  in  Gold  fixirt,  aus  der  franzö?.  Contributiou  dotirt,  ge- 
setzlich nur  zu  Ausgaben  für  die  Zwecke  der  Mobilmachung  verwendbar  mittelst  kais. 
Auordnung  unter  vorrangig  oder  nachträglich  (s.  Uber  diesen  Streitpunct  meinen 
Aufs.  S.  155)  einzuholender  Zustimmung  des  ßundesraths  und  des  Reichstags.  Die 
Einwände  im  Reichstag  waren  ausser  politischen  die  gewöhnlichen  privatwirthschaft- 
. liehen,  die  im  Text  wiederlegt  werden.  Der  mitunter  (auch  1  ST  1)  gemachte  Vor- 
schlag, den  Schatz  verzinslich  anzulegen,  wird  durch  den  Zweck  der  Institution  ver- 
boten. Die  plötzliche  Kündigung  der  Gelder  würde  auch  eine  Creditkrise  beim  Kriegs- 
ausbruch noch  steigern,  s.  A.  Wagner,  Zettelb.  polit.  S.  390,  Jahrb.  S.  153  1F. 

Die  gegen  den  Staatsschatz  angeführten  Gründe  sind  nicht 
durchweg  stichhaltig  oder  werden  durch  andere  überwogen: 

Man  sagt  zunächst,  ein  Staatsschatz  sei  unnöthig,  weil 
man  sich  in  Nothfällen  durch  Anleihen  helfen  könne. 
Nach  den  Erörterungen  im  Vorhergehenden  ist  diese  Behauptung 
auf  Grund  der  Erfabruug  aber  gar  sehr  der  Einschränkung  be- 
dürftig. Vielmehr  erscheint  danach  der  Staatsschatz  bedingt  fast 
überall  auch  jetzt  noch,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  ganz  ausser- 
ordentlich durch  seine  Lage  gesichert  ist,  —  selbst  England  kann 
wohl  mehr  wegen  seiner  geschützten  iusularen  Lage,  als  wegen 
seines  Kapitalreichthums  auf  einen  Staatsschatz  verzichten  — 
unbedingt  aber  in  Staaten  der  oben  geschilderten  Art  gerecht- 
fertigt.   Er  ist  hier  ein  wichtiges  Mittel  der  Sicherheit. 

Man  sagt  ferner,  das  „Tod t liegen"  grosser  Geld- 
summen, die  Zinsverluste  u.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 
volks wirtschaftlicher  Verlust,  der  zudem  eine  Belastung 
der  meistens  ärmeren  Gegenwart  zu  Gunsten  der  reicheren  Zukunft 
in  sich  schliesse.  Die  Bereithaltung  eines  Staatsschatzes  ist  jedoch 
eine  Maassregel,  wie  sie  im  Staatshausbalte  und  in  der  Privat- 
wirtschaft zur  regelmässigen  Führung  der  Wirthschaft  mehrfach 
unvermeidlich  sind,  z.  B.  wie  die  Anlegung  von  Waffenvorräthen, 
Zeughäusern,  Arsenalen,  Schiffen,  Festungen  u.  s.  w.  und  wie  über- 
haupt von  Reservefonds  (in  Geld  oder  in  Sachgtitern  für  einen 
concreten  Zweck),  welche  bereit  gehalten  werden  für  einen  mög- 
licher Weise,  stets  aber  ungewiss  wann  eintretenden  Fall. 

S.  die  sehr  trelll  Bemerkungen  von  Hermann  S.  226,  der  „Vorräthe.  die 
nun  dem  gegenwärtigen  Verbrauch  entzieht,  um  sich  die  Art  ihrer  Verwendung  zu 
wahren,  für  Falle  uuvorherzusehenden  Bedarfs  oder  um  später  in  beliebiger  Weise 
frei  darüber  zu  verfügen",  auch  nicht  zu  den  todten  Kapitalien  rechnet.  —  Wagner, 
(irundL,  §.  21.  Anm.  3.  —  Solche  Reservefonds  haben  eine  bestimmte  wirt- 
schaftliche Function:  sie  gewähren  die  Sicherheit  regelmassiger  Führung  der 
betreffenden  Geschäfte.    Man  kann  sie  daher  auch  nicht  als  todt  oder  massig 
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liegend  bezeichnen.  Ihre  Nutzungen  sind  nur  anderer  Art  als  die  vieler  anderer 
Güter.  Vom  Staatsschatz  speciell  gilt  dasselbe,  auch  für  die  Zeit,  wo  er  ruhig  bereit 
liegt.  Sein  Nutzen  besteht  iu  der  Gewähr  jrrösserer  Sicherheit  für  den  Staat  und  für 
die  Volkswirtbschaft.  Wenn  den  Leistungen  des  Staats  auch  im  Gebiete  des  Rechts- 
schutzes nach  Innen  und  Aussen,  wie  von  den  Neueren  mit  Recht,  volkswirtschaft- 
liche Productivitat  zuerkannt  wird,  so  ist  sie  auch  einem  Staatsschatze  von 
richtiger  Höhe,  der  dio  Vornahme  jener  Leistungen  mit  verbürgt,  nicht 
abzusprechen.  Die  unmittelbaren  Zinsverluste  sind  der  meistens  nicht  sehr  hohe 
Preis,  um  welchen  der  Staat  die  werthvolle  Gewissheit,  stets  über  die  nöthigen  Geld- 
mittel beim  Ansbrucho  eines  Kriegs  zu  verfugen,  bezahlt.  Bei  einer  massigen  Höhe 
des  Staatsschatzes,  die  allein  in  Frage  kommt,  sind  jene  Zinsverluste  auch  für  die 
Fiuanzen  erträglich  und  werden  unmittelbar  durch  die  erheblichen  Cursgewiunste  bei 
Kriegsanleihen  mehr  oder  wenigor  aufgewogen.  Rechnungsmässig  würde  es  sich 
rechtfertigen  lassen,  die  jährlichen  Zinskosten  des  Schatzes,  also  in  Deutschland  jetzt 
etwa  4°  0.  zu  den  Staatsausgaben,  speciell  zum  Militäretat  zu  setzen.  In  den  ohne 
Krieg  bisher  verflossenen  1 1  Jahren  also  bei  uns  c.  52*8  Mill.  M.  Aber  dieselbe 
Forderung  könnte  eigentlich  auch  für  die  Anrechnung  von  Zinsen  auf  den  Kosten- 
aufwand für  Arsenale,  Festungeu  u.  s.  w.  gestellt  werden. 

Man  wendet  weiter  ein,  mit  Hülfe  eines  Staats- 
schatzes erreiche  man  doch  nicht  den  beabsichtigten 
Zweck.  Es  handle  sich  bei  modernen  Kriegen  um  so  grosse 
Summen,  dass  man  sie  nicht  in  einem  Schatze  aufsammeln  könne, 
sonst  wäre  der  Zinsverlust  ganz  uuertriiglich.  Ein  kleiner  Staats- 
schatz aber  sei  gleich  erschöpft  und  ohne  irgend  erhebliche 
practische  Bedeutung.  Man  müsse  also  doch  sofort  wieder  auf 
den  Staatscredit  zurückkommen.  Diese  Beweisführung  verfehlt 
das  Ziel,  weil  sie  dem  Staatsschatze  eine  falsche  Aufgabe  stellt. 

Es  handelt  sich  beim  Staatsschätze  nicht  um  Geldsummen ,  mit  denen  ein  längerer 
grosser  Krieg  eines  Grossstaats  gefuhrt  werden  kaun,  nicht  um  2—3 — 400  Mill.  Thlr. 
und  mehr.  Von  der  Ansammlung  und  Bereithaltung  eines  solchen  Betrags  kann  für 
längere  Zeit  nicht  die  Rede  sein.  Die  Function  des  Staatsschatzes  ist  aber 
auch  eine  ganz  andere:  der  Staatsschatz  soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  dass 
der  Staat,  welcher  plötzlich  in  einen  Krieg  verwickelt  wird,  mit  u  n  b  c  d  i  n  g  t  e  r 
Sicherheit  sich  in  kürzester  Zeit  schlagfertig  machen  kann,  ohne  sofort 
unter  den  drückendsten  Bedingungen  mit  Anleihen  an  den  Geldmarkt  kommen  zu 
müssen  und  dabei  gleichwohl  nicht  des  Erfolgs  sicher  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
genügt  aber  ein  Staatsschatz  von  massiger  Höhe,  selbst  in  einem  Staate  mit 
ungünstiger  geographischer  Lage,  schlechten  Grenzen  und  mit  Landwehrsystem.  Die 
Zinsverluste  bei  einem  solchen  Schatze  fallen  daher  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  und 
werden  durch  die  besseren  Anleibecurse  um  so  leichter  gut  gemacht. 

Mit  diesem  Einwände  opponirten  früher  Börsen blättcr  gern  gegen  den  Staats- 
schatz, jetzt  noch  L.  Stein.  In  unruhigen  Zeiten,  wie  den  jetzigen,  wo  der  Schatz 
nur  kurze  Zeit  unbenutzt  liegt,  kann  der  finanzielle  Gewinn  am  Curs  vollends  leicht 
den  Zinsverlust  Ube^teigen.  Von  E.  liititi  bis  Sommer  1870  gingen  am  preuss.  Schatz 
5 — t»  Mill.  Thlr.  Zins  verloren.  Diese  Summe  möchte  reichlich  an  besseren  Cursen 
im  Juli  und  Aug.  1870  wieder  gewonnen  seiu.  Daneben  der  von  Hermann  hervor- 
gehobene Vortheil,  dass  der  allgemeine  Cnrsdriick  geringer  wird.  Die  Last  des 
Schatzes  wie  des  Heeres  trug  I'reussen  bisher  allein,  der  Vortheil  kam  aurh  hier  dem 
Übrigen  Deutschland  mit  zu  Gute. 

Man  erhebt  endlich  politische  Bedenken  gegen  den 
Staatsschatz:  er  mache  die  Regierung  unabhängiger  von  der 
Volksvertretung,  die  Controle  schwerer,  erhöhe  die  Gefahr  unnützer 
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Kriege  oder  sonstiger  unnüthiger  Ausgaben.  Diese  Bedenken  sind 
kaum  irgendwie  haltbar. 

Es  inuss  traurig  um  die  Macht  einer  Volksvertretung  und  um  die  Gewissen- 
haftigkeit einer  Regierung  bestellt  sein,  wenn  ein  Staatsschatz  in  dieser  Hinsicht  Be- 
fürchtungen erwecken  könnte.  Dann  wurde  eine  Regierung  auch  ohne  ihn  unabhängig 
und  eine  Volksvertretung  bedeutungslos  genug  sein.  Der  practisehe  Nutzen  eino* 
Staatsschatzes  für  dio  politische  Sicherheit  und  Macht  eines  Staates  fallt  umgekehrt 
«ehwer  ins  Gewicht  Indem  man  die  Zwecke  der  Verwendung  des  Staatsschatzes 
yosetzlich  feststellt,  ?..  11.  auf  den  Fall  der  Mobilmachung  des  Heers  beschränkt, 
»erden  auch  die  letzten  politischen  Bedenken  hinfällig.  (Reichsges.  v.  11.  Novemb.  IS7I, 
S.  2.    Der  Schatz  hebst  auch  amtlich  jetzt  Reichskricgssrhatz.) 

Die  erste  Begründung  oder  die  Wieder anfüllung  des 
Staatsschatzes  erfolgt  dem  Zweck  der  Einrichtung  gemäss  oft  am 
Besten  durch  Aufnahme  einer  Anleihe,  wenn  nicht  ausserordentliche 
Mittel,  wie  Kriegsentschädigungen  vom  Feinde,  zur  Verfügung 
stehen.  Auch  die  Veränsserung  von  Staatseigenthum  kann  in 
Frage  kommen.  Wird  dann  noch  eine  weitere  Erhöhung  Uber  den 
hierdurch  erreichten  (Minimal  )  Betrag  fllr  noth wendig  gefunden, 
so  kann  diese  aus  kleinen  Ueberschüssen  der  laufenden  Einnahmen 
geschehen.  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
dungszwecke des  Staatsschatzes  empfiehlt  sich  auch  aus  dem 
rein-finanziellen  Gesichtspuncte. 

Gen.  Reichsges  §.  1  u.  2.  Bei  eingetretener  Verminderung  soll  dor  Schatz  bis 
/.ur  Wiederherstellung  der  Summe  von  40  Mill.  Thlr.  „aus  anderen  als  den  im  Rcichs- 
haushaltsetat  aufgeführten  Bezugsquellen  fliessenden  Einnahmen  des  Reichs  und  im 
Uebrigcn  nach  der  darüber  im  Reichshaushaltsetat  zu  treffenden  Bestimmung  ergänzt" 
werden.   S.  Jahrb.  d.  D.  Reichs  III,  155. 

§.  76.  —  2.  Die  rechtzeitige  Organisation  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  oder  richtig  repar- 
tier Zwangs  an  leihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  für 
Staatsnothfälle  getroffen  werden  muss. 

Auf  diesen  Punct  hat  mich  schon  vor  längerer  Zeit  Holforicb  mit  Recht 
aufmerksam  gemacht,  s.  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  Kritik  der  österr.  Bancozettelper. 
Tüb.  Ztscbr.  1S03,  S.  402  Auf  dio  wesentl.  Lücke  in  unserer  modernen  Finanz- 
wirthschaft,  welche  weder  das  bestehende  Bestouerungs-  noch  das  Anlcihcsystem  aus- 
füllt, sondern  derentwegen  es  eines  Schatzes  und  eines  Systems  von  Kriegssteuern  bedarf, 
bin  ich  namentlich  durch  die  Studien  über  Papiergeldwirthschaft  hingeführt  worden. 
Ebcod.  S.  400.  Stein  scheint  es  auders  gegangen  zu  sein.  Er  spöttelt  über  den 
Ausdruck  „Ext ra steuern41:  „was  für  ein  Ding  ist  denn  für  die  Finanzwissenschaft 
eine  ExstrasteuerV"  I,  6S.  Wenn  er  diesen  einfachen  und  klaren  Begriff  nicht  ver- 
steht, ho  ist  ihm  durch  Erläuterungen  nicht  zu  helfen.  S.  jetzt  auch  meine  Abh. 
directe  Steuern  in  Schömbergs  Handb.  II,  271  u.  Fin.  II,  §.  306  ff.  über  die  „tinanz- 
polit.  Steuerprincipien". 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wird  der  Staat  auch  im 
weiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  für  den  Fall 
der  Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatscredits.  Damit 
^\rd  aber  auch  ein  practisch  ausreichendes  Mittel  geschaffen, 

\.  W»(«ner,  Finanz« iwn^haft.   I.  3.  Aull.  12 
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durch  das  die  Aufnahme  von  Staatsschulden  in  den  Fällen,  wo  sie 
nach  dem  Früheren  besser  unterbleibt,  eher  entbehrlich  gemacht 
wird,  ohne  dass  der  Staat  die  Möglichkeit  der  Deckung  für  seine 
einmal  unvermeidlichen  'Ausgaben  verliert.  Die  gewöhnlichen 
Steuern  reichen  für  den  fraglichen  Zweck  nicht  aus.  Der  Ertrag 
solcher  Extrasteuern  oder  Zwangsanleihen  kann  nötigenfalls  selbst 
ohue  weseotliche  Gefahr  durch  die  zeitweilige  Ausgabe  von 
Papiergeld  (ohne'Zwangscurs)  antieipirt  werden,  denn  es  besteht 
alsdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder  ein- 
gezogen wird. 

Selbst  Oesterreich  hat  ungefährdet  die  louib. - venetian.  Zwangsaiileihcn 
durch  Papiergeld  (Vaglien)  antieipirt:  so  1S59  Ausgabe  u.  schon  1860  Einziehung  v. 
7'28  Mill.  fl.  Papiergeld,  s.  Ins.  Zeit  ls(i;t,  S.  27. 

Zwangsanleihen  fallen  wenigstens  in  der  hier  in  Betracht  kommenden  Beziehung 
„  wesentlich  uuter  den  Gcsiehtspunct  der  Besteuerung.  Sie  können  vor  eigentlichen 
Steuern  gerade  in  Stanfeuoth fallen  den  Vorzug  verdienen,  weil  hei  ihnen  mancherlei 
sonst  unvermeidliche  Härten  eher  ausgeglichen  werden,  —  sofort,  durch  Weiterbe- 
gebung der  betreffenden  Schuldtitel,  später,  durch  Rückzahlung  der  entnommenen 
Summen. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
steuern oder  Zwangsanleihen  muss  nothwendig  vorher  in  ruhiger 
Friedenszeit  erfolgen. 

Improvisiren  mitten  in  der  Zeit  des  Kriegs  und  des  unmittelbaren  Geldbedarfs 
lässt  sich  dergleichen  in  ausreichender  Weise  gar  nicht  und  stets  alsdauu  nur  mit 
grossen  Unvollkommeuheitcn  und  Härten.  Die  Aufgabe  ist  hier  auf  finanziellem  Ge- 
biete eine  ähnliche,  wie  in  Betreff  der  Organisation  ausserordentlicher  militärischer 
Hulfskräfte  im  Gebiete  des  Heerwesens.  Ein  Wchrsystem  wie  das  heutige  deutsche 
erlangt  erst  sein  notwendiges  finanzielles  Complement  und  darin  die  Garantie  seiner 
sicheren  Durchführbarkeit  mittelst  eines  Systems  von  Hülfsstcucrn  in  Kriegen  und 
anderen  Staatsnothlagen. 

Ein  richtiger  Beginn  ist  auch  hier  das  namentlich  in  Preussen  und  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  ausgebildete  System  der  sogen.  Kricgsleistongcn ,  zu  denen 
gewisse  Private  (wie  diu  Pferdebesitzer)  und  namentlich  die  Selbstverwaltungs- 
körper (Kreise,  Gemeinden)  gesetzlich  dem  Staate  verpflichtet  sind.  Diese  Leistungen 
beschranken  sich  im  Wesentlichen  auf  Natural  lieferungen  und  Leistungen.  Die 
nothwendige  Ergänzung  fehlt  aber  noch:  neinlich  die  Einrichtung  eines  Systems 
von  Extra- Geld  steuern,  wodurch  zugleich  das  System  des  Staatsschatzes  und  das  des 
öffentlichen  Credits  richtig  ergänzt  werden.  Vgl.  die  proussi sehen  Bestimmungen 
nach  d.  Ges.  v.  11.  Mai  1851  wegen  der  Kricgsleistungcn  und  deren  Vergütung  (ein- 
geführt im  Norddeutschen  Bunde  durch  Verordnung  vom  7.  Nov.  1867).  In  Zu- 
sammenhang damit  die  Verordnung  vom  24.  Febr.  \SM  u.  tiesetz  v.  12.  Sept.  1855 
Uber  die  Herbeischaüüng  der  Pferde  durch  Landlioferungen.  Hier  wird  für  einen 
erheblichen  Theil  des  Kriegsbedarfs  (Brotmaterial,  Hafer,  Heu,  Stroh.  Naturalver- 
pflegung.  manche  Transportmittel,  Holz,  Pferde  u.  s.  w.)  durch  eine  entsprechende 
Verpflichtung  der  Kreiso  und  Gemeinden  gesorgt,  denen  nachträglich  eine  ^ freilich 
nicht  immer  genügende)  Entschädigung  vou  Seiten  des  Stants  zu  Theil  wird.  Jetzt 
s.  nam.  d.  Gcsetzgcb.  d.  D.  Reichs,  Gas.  vom  13.  Juni  1 87 .*!  (mein  Aufs.  Reichstin. 
im  Jahrb.  HI,  80  II.,  220  fl'.).  das  die  Hauptgrundsätze  des  preuss.  Rechts  herü ber- 
nahm, manche  Härten  derselben  beseitigte  (so  in  Betr.  der  P  fe rd e Stellung,  eb. 
S.  223.  225).  lieber  die  Verhältnisse  im  Frieden,  s.  Ges.  d.  Nordd.  B.  v.  25.  Juni  186S 
über  Quartierleistung  u.  bes.  zum  Vergleich  das  Ges.  über  d.  Naturalleistungen  f.  d. 
bewaffnete  Macht  im  Frieden  v.  13.  Febr.  1875.    Diese  Gesetzgebung,  bes.  d.  Ges. 
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v.  1ST3.  ist  auch  ein  inteross.  Beitrag  zur  principiell  rieht.  Behandl.  des  Privateigen- 
tums aus  dem  Gesichtspuncte  des  öffentlichen  Interesses,  s.  Jahrb.  III,  225. 
meine  Gründl.  I,  §.  286.  —  Corrcspondiren  muss  nur  ein  gerechtes,  auch  für  solche 
Zwecke  ausreichendes  Steuersystem  der  Kreise  u.  (Jemoinden.  Dir  Aufgabe,  durch 
Extrasteuern  die  Bedeckung  des  Staatsbedarfs  filr  den  Krieg  sicher  zu  stellen,  wird 
überhaupt  wohl  mittelst  Decentralisation  der  Besteuerung  gelöst  werden  müssen.  S.  o. 
45,  47. 

Unterbleiben  die  besprochenen  Vorkehrungen,  so  wird  besten 
Falles  schon  der  Staatscredit  in  einem  zu  uiasslosen  Um- 
lange ftir  die  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben  in  Anspruch 
genommen.  Das  fuhrt  nur  zu  leicht  in  die  reine  Deficitwirthschaft 
hinüber.  Oftmals  wird  aber  die  Hülfe  des  Staatscredits  ver- 
sagen. Dann  muss  in  Ermangelung  anderer  Mittel  die  Ausgabe, 
von  welcher  vielleicht  das  Schicksal  eines  Staats  und  Volks  ab- 
hängt, unterbleiben.  Oder  aber  der  Staat  hilft  sich,  so  lange  es 
geht  —  und  es  geht  stets  eine  geraume  Zeit  lang  —  durch  die  - 
Ausgabe  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  h.  uneinlösbarem, 
mit  dem  Zwangscurs  versehenem,  und  regelmässig  geht  daraus 
länger  andauernde  Papiergeld wirthschaft  mit  allen 
ihren  zerrüttenden  Folgen  hervor. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  27,  Staatswörterb.  X,  19,  Ber.  d.  volksw.  Congress. 
in  Hannover  1864.  S.  48  u.  die  Entgegnung  v.  Wölfl',  worin  der  gerügte  abstracte 
Sundpuuct  in  äusserster  Naivetät  hervortritt.  —  Zu  diesem  verderblichen  Hülfsmittel 
ist  trotz  der  klarsten  Einsicht  in  dessen  Schädlichkeit  fast  jeder  neuere  Staat  in  an- 
dauernden schlimmen  Nothlagen  gedrängt  worden:  so  fast  alle  beteiligten  Staaten 
m  den  grossen  französ.  Revolutionskriegen,  selbst  Grossbritannien.  Frankreich 
T<:rmied  die  Papiergeldwirthschaft  unter  Napoleon  I.  besonders  Dank  den  ungeheuren 
Contribotionen  u.  s.  w.  des  Auslands.  In  neuerer  Zeit  sei  nur  au  Oesterreich 
<<<;it  184S  1855,  1859.  1S60),  Russland  (seit  1854,  u.  von  Neuem  im  letzten  Türkeu- 
Iri^ge  1878  fr.),  Nordamerika  (seit  1862),  Italien  (seit  18(50),  Frankreich 

1870)  erinnert. 

In  unserem  gerühmten  Zeitalter  der  volksw irthschaftlichen  Aufklärung  und  des 
Rechtsstaats  hilft  man  sich  also  wie  ehedem  mit  Verschlechterung  der  Währung,  d.  h. 
[irivatrechtlich  gesprochen  mit  Raub  und  Betrug  und  ungleichmössigster  Belastung  der 
Einzelnen  für  dio  Staatszwecke,  nicht  weil  man  das  Mittel  billigt,  sondern  weil  es 
iaetiseb  zunächst  allein  zum  Ziele  fuhrt.  Der  Grund  liegt  einfach  in  der  oft- 
maligen practischen  Unzulänglichkeit  des  Anlcihesystems,  im  Mangel  eines  Staats- 
schatzes, der  am  Besten  über  die  ersten  finanziellen  Schwierigkeiten  beim  Ausbruch 
-  iner  Staatsnothlage.  insbesondere  eines  Kriegs,  hinweg  hilft,  und  in  der  Ungenügcndhcit 
■kr  bestehenden  Steuersysteme,  welche  bei  Weitem  nicht  elastisch  genug  sind . 
um  sich  plötzlichem  grösserem  Staatsbedarf  anzubequemen.  Die  Sicherung  gegen  die 
'»«.fahr  der  Papiergeldwirthschaft  ist  daher  nicht,  wie  man  wohl  gemeint  hat,  in  der 
Verbreitung  der  Einsicht  in  die  volkswirtschaftlichen  Nachtheile  des  Papiergelds  zu 
>ochcn,  denn  diese  Einsicht  fehlt  nicht  mehr,  —  von  der  Verbreitung  dieser  „Auf- 
klärung" über  die  Nachtheile  des  Zwangscurses  erwartete  man  auf  dem  volkswirt- 
schaftlichen Congress  iu  Hannover  das  Wunder,  dass  es  keine  Papiergeldwirthschaft 
nchr  geben  werde!  S.  Ber.  S.  52.  Vgl.  meine  Gründl.  §.  133,  —  sondern  in  der 
Bereitmaehung  anderweiter  finanzieller  Hülfsmittel,  d.  h.  neben  dem 
Staatsschatz  in  einem  System  von  Extrastcuem.  Biiher  ist  diese  wichtige  Aufgabe 
vöd  der  Praxis  noch  sehr  wenig  beachtet,  von  der  Theorie  so  gut  wie  ganz  ignorirt 
oder  mit  oberflächlicher  Kurzsichtigkeit,  wie  in  der  Staatsschatzfrage,  von  der  Hand 
gewiesen  worden. 
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Auch  Slcin  hat  darüber  ni<  hts  iu  d.  Fin.wiss.  ~  In  s.  Lehre  v.  Heerwesen 
giebt  Stein  S.  2Ü  —  2b  einige  Fingerzeige  für  die  Aufgaben  d.  Finanzwesens  im 
Kriege  u.  stellt  dann  eine  allgemeine  Regel  auf,  welche  deu  Mittclpunct  aller 
„Finanzwissenschaft  des  Krieges"  (D  bilden  soll.  Danach  „hat  die  Diplomatie 
dem  Staate  zu  sagen,  welcher  Krieg  wahrscheinlich  ist  (!!),  die  Kriegswissenschaft  hat 
zu  sagen,  welche  Mittel  er  fordert,  die  Heeresverwaltung  hat  darnach  die  Kriegs- 
bereitschaft zu  bestimmen;  die  Finanzverwaltung  hat  ihrerseits  diese  Kriegsbereitschaft 
durch  ein  Anlehen  zu  decken;  die>cs  Anlchcn  vor  (!!)  dem  Kriege  muss  so  gross 
sein,  dass  es  die  bereits  vorhandene  schwebende  Schuld  des  Staats  im  Voraus 
consolidirt  (V!),  denn  der  Krieg  selbst  soll  nicht  mit  Anlehen,  sondern  mit  Ausgaben 
von  schwebenden  Schuldscheinen  gefuhrt  werden  und  diese  Schuldscheine  soll 
man  nach  dem  Kriege  wieder  durch  eine  Obligationsschuld  consolidiren.'*  Fangen 
die  schwebenden  Schuldscheine  an  „zu  billig  zu  werden,  so  soll  der  Krieg  auf- 
hören!!). Denn  das  richtige  finanzielle  Maass  seiner  Dauer  ist  kein  andres, 
als  der  Curs  seiner  schwebenden  Schuldscheine  (!).*•  Der  Krieg  „dauert  zu 
lange,  wenn  seinetwegen  Papiergeld  ausgegeben  werden  muss;  gefahrlich  wird 
seine  Dauer,  wenn  das  Papiergeld  ein  Agio  bekommt."  „Nur  die  höchste  Gefahr 
kann  einen  Krieg  mit  Agio  motiviren".  Mit  diesem  letzten  Satz  hält  sich  Stein 
für  diese  „FinanzwUsenschaft  des  Krieges"  ein  Pförtchen  olfen.  um  diese  bodenlos 
doctrinärc  und  unpractisehe  Theorie  der  Deckung  des  Kriegsbedarfs  zu  retten.  Ein 
weiteres  Wort  der  Kritik  ist  nicht  nothwendig.  Man  braucht  nur  au  Ereignisse  wie 
1859,  1861».  1870,  an  die  Lage  vollends  von  Staaten  wie  Oesterreich,  Hussland. 
Italien  u.  v.  a.  in.,  welche  schon  in  Friedenszeit  entwerthetes,  schwankendes  Papier- 
geld haben,  zu  denken,  tun  die  absolute  U  n  a  u  wen d  ba rk ei t  jener  Stein'sclicn 
„Finanzwissenschaft  des  Kriegs"  sofort  zu  erkennen.  Die  Aufstellung  unbrauchbarer, 
schöu  klingender  Formeln  ist  do.  h  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  nicht!  Diese 
Stein 'sehe  Theorie  ist  eine  neue  Bestärkung  meiner  oder  vielmehr  der  deutschen 
Staatsschatztheorie  und  des  im  Texte  tiesagten. 

V.  —  §.  77.    Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficite. 

Der  Begriff  Deficit  wird  im  gewöhnlichen  heben  und  selbst  in  der  technischen 
Sprache  des  Staatsrechnungswesens  oft  iu  verschiedenem  und  fast  immer  in  einem 
vagen,  unpräcisen  Sinuc  gebraucht.  Eine  schärfere  Begriffsbestimmung  und  die  not- 
wendige Unterscheidung  verschiedener  Arten  von  Deficiten  ist  für  Theorie  und  Praxis 
geboten,  um  viele  Unklarheiten  zu  beseitigen.  Beides  erlangt  man  am  Besten  durch 
die  Anknüpfung  des  Bcgrills  und  der  Unterscheidungen  an  eine  wissenschaftliche 
Theorie  der  Deckung  der  Staatsausgaben.  Demgcmäss  ist  schon  iu  den  früheren  00 
u.  ff.  eine  bestimmte  Terminologie  gebracht  worden,  welche  hier  zum  Schluss  noch 
übersichtlich  zusammengestellt  wird: 

1.  C aasende fi eit  oder  Deficit  im  weitesten  Sinne  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  laufende  Gesammtausgabe  (alle 
Arten  zusammengefasst)  oder  der  „Gcsammt- Ausgang"  durch  die 
Gesammteinnabme  (gleichfalls  aller  Arten)  oder  den  „Gcsammt- 
Eingang"  in  einer  Finanzperiode  nicht  gedeckt  wird.  Dieses  Cassen- 
deficit  ist  ein  acutes,  wenn  es  plötzlich  durch  Vermehrung  der 
Ausgänge,  Verminderung  der  Eingänge  oder  durch  beides  zugleich 
hervortritt,  ein  chronisches,  wenn  es  sich  durch  mehrere  Finanz- 
perioden hinzieht,  also  länger  andauert.  Jedes  solches  Deficit  kann 
und  muss  zur  Ziffer  gebracht  werden. 

2.  Eigentliches  oder  wahres  Deficit  bezeichnet  den 
Zustand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  fiuanzwissenschaft- 
lichen  Sinne  des  Worts  (das  Normalerforderniss)  nicht  vollständig 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wie  dies  nach 


Digitized  by  Google 


Begriff  und  Arte«  des  Deficit? 


181 


§.  60  principiell  zu  verlangen  ist.  Auch  hier  kann  in  ähnlicher 
Weise  wie  beim  Casscndeficit  ein  acutes  und  chronisches  Deficit 
unterschieden  werden.  Dieses  eigentliche  Deficit  ist  ebenfalls 
möglichst  genau  zur  Ziffer  zu  bringen,  was  aber  eine  viel  schwierigere 
Aufgabe  der  Finanzcalcnlatur  und  Fiuanzstatistik  als  beim  Casscn- 
deficit ist  Es  bildet  das  Hauptkriterion  für  die  Beurtheilung  der 
ungünstigen  Lage  eines  Staatshaushalts. 

3.  Deficit  in  der  ausserordentlichen  Gebahrung  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  ausserordentliche  Ausgabe  oder 
die  Summe  der  Ausgänge  durch  den  Ueberschuss  der  ordentlichen 
Einnahme  über  die  ordentliche  Ausgabe  nicht  gedeckt  wird.  Es 
kann  dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthschaftlichen 
Kapitalanlage  und  im  Zweige  der  eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe  unterschieden  werden.  Namentlich  letzteres  Deficit,  welches 
dann  meistens  durch  Schuldaufnahmc  gedeckt  zu  werden  pflegt, 
ist  ebenfalls  ein  wichtiges  Kriterion  zur  Beurtheilnng  der  un- 
günstigen Lage  eines  Staatshaushalts.  Gegenüber  der  privatwirth- 
schaftlichen  Kapitalanlage  gestalten  sich  die  Verhältnisse  insofern 
anders,  als  die  Deckung  dieser  Anlage  durch  ausserordentliche  Ein- 
nahmen allgemein  zulässig  ist,  daher  der  genannte  Begriff  „Deficit" 
hier  eigentlich  entfällt. 

4.  Die  verschiedenen  Deficite  könuen  b  udgetmässige,  die 
schon  im  Voranschlage  vorgesehen  sind,  und  wirkliche,  die  sich 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Budget  oder  auch  gegen  dasselbe 
aus  der  laufenden  Gebahrung  ergeben,  sein. 

Andere  Begriffsbestimmungen  des  Deficite  bei  Stein,  Finanzwissensch.,  3.  Ausg., 
S.  42  ff.  Er  unterscheidet  ein  finanzielles,  ein  administratives  und  ein  eigentliches 
Deficit,  das,  auf  seine  Ursachen  zurückgeführt,  den  Begriff  des  staatswirthschaftlichen 
Deticits  ergebe.  Ueber  letzteres  unklare  Auseinandersetzung  S.  46  ff.  (Es  soll  z.  B. 
entstehen  durch  das  regelmässige  Steigen  der  Ausgaben,  das  seinen  allgemeinen  Grund 
in  dem  in  der  Kegel  (?)  steigenden  Preise  aller  Bedürfnisse  hat  dies  sei  das  „natür- 
liche" (!)  Deficit).  Dann  fuhrt  Stein  das  Deficit  auf  „einmalige  grosse  Auslage  für 
irjrcnd  eineu  Thcil  der  Verwaltung"  zurück,  —  im  Wesentlichen  so  wie  ich  nach  der 
obigen  Lehre  von  d.  staatswirtbscu.  Kapitalanlage,  aber  ohne  scharfe  Characterisirung 
dickes  Falls,  wie  sie  oben  versucht  wird.  In  d.  4.  A.  I.  01  kommen  noch  einige 
weitere  wilikührliche  Specialisirungen  u.  Benennungen  von  Deficit«  vor.  Das  „admini- 
strative" Deficit  entsteht,  „wo  ein  bestimmter  Verwaltungszweig  mehr  Ausgaben  macht, 
»ls  ihm  im  Voranschläge  berechnet  worden."  Stein  zerlegt  es  iu  drei  Formen,  N.  2 
wird  durch  ein  „Orient!.  Unglück"  begründet  („Deficit  d.  Noth"),  N.  3  u.producrivcs 
Deficit")  durch  einmalige  grosse  Ausgaben  (also  wie  meine  .,staat>wirtnsch.  Kap. 
anläge'  ).  Die  „letzte  u.  cigcntl.  allgemeinste  Art  des  Deficits"  ist  das  „regelmässige" 
sie!  .  das  auf  den  Gesetzen  beruht,  welche  den  Werth  des  Geldes  beherrschen,  wo 
eine  jener  halbwahren  (ienerali^ationcn  Uber  die  bestandige  Tendenz  zum  Sinken  des 
Geldwerths  zur  Begründung  herbeigezogen  wird.  Auch  in  der  Darstellung  gehen  bei 
Stein  hier  die  „Arten"  und  die  „Formen  der  Arten"  des  Delicits  bunt  durcheinander.  — 
Mi  habe  keinen  Grund  gefunden,  an  meiner  früheren  Darstellung  etwas  zu  ändern. 
Wenn  Stein  meine,  übrigens  nach  dem  obigen  secundiire,  Unterscheidung  von  acutem. 
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chronischem  Deficit  practisch  und  theoretisch  werthlos  nennt,  so  ist  dies  ürtheil  mir 
wieder  ein  Beleg  dafür,  dass  Stein  leider  aus  den  österr.  Zuständen  nicht  so  viel 
gelernt  hat,  als  er  gekonnt,  wenn  er  unbefangen,  ohne  sich  von  seinem  Schema  be- 
herrschen zn  lassen,  geprüft  hätte.  In  d.  4.  A.  I.  i*H  spöttelt  Stein  auch  übor 
meine  Unterscheidung  des  „budgctraässigen  "  und  „wirklichen"  Deficits  ganz  unver- 
ständig; ein  „budgetmäßiges"  Deficit  braucht  durchaus  kein  wirkliches  zu  werden. 
z.B.  wenn  die  Kinnahmen  die  Voranschläge  überschreiten.  Stein 's  weitere  Einwände 
sind  einfach  Folge  seiner  Fluchtigkeit  im  Lesen. 

Die  richtige  Berechnung  der  verschiedenen  Arten  und  nament- 
lich des  eigentlichen  Deficits  ist  hiernach  eine  schwierige  Aufgabe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  umfassende  Umrechnungen  der 
Etats  nothwendig  macht.  Die  gewöhnlichen  amtlichen  und  privaten 
Berechnungen  ergeben  ftlr  die  Zwecke  der  vergleichenden  Finanz- 
statistik und  fltr  die  Beurtheilung  der  wahren  Lage  eines  Staats- 
haushalts immer  nur  ganz  annäherungsweise  richtige  und  vergleich- 
bare Werthe,  was  zu  oft  tibersehen  wird.  Denn  man  legt  dabei 
keine  richtigen  Begriffe  der  „ordentlichen"  und  „ausserordentlichen" 
Einnahmen  und  ihrer  Unterarten  zu  Grunde. 

Die  Grundsätze ,  nach  denen  die  amtlichen  Staatsrechimngen  im  Ausgabe-  und 
Einnahino-Etat  aufgestellt  werden,  sind  sehr  verschieden.  Auch  dio  Finanzstatistiker 
lassen  sich  selten  von  ganz  bestimmten  wissenschaftlichen  Principien  bei  ihren  Zu- 
sammenstellungen leiten  oder  vermögen  dieselben  doch  bei  der  Verwickeltheit  der 
Aufgabe  nicht  ganz  consequent  durchzuführen.  Man  inuss  daher  immer  erst 
genau  angeben,  was  im  concreten  Falle  unter  dem  Begriff  „Deficit" 
verstanden  werde.  Meistens  fasst  man  zwar  diesen  Begriff  in  der  Praxis  und  in 
di  r  Finanzstatistik  so.  dass  er  sich  obigem  Begriff  des  wahren  Dcticits  nähert,  aber 
eine  Menge  nach  Zeit  und  Land  immer  wieder  verschiedene  Unterschiede  finden  doch 
statt.  Von  den  Ausgaben  pflegen  wohl  diejenigen  für  priratwirthschaftliche  Kapital- 
anlagen, z.  B.  für  Eisenbahnbauten,  zum  Theil  richtig  abgesetzt  zu  werden,  aber  z.  Ii. 
Meliorationsverwendungen  für  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke  u.  s.  w.  in  der  Regel 
wieder  nicht.  Eine  Ausscheidung  von  Ausgaben  für  staatswirthschaftliche  Kapital- 
anlagen, z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen  und  neue  Organisationen,  regelmässigen 
Strassen-  und  Wasserneu  bau ,  Grundsteuerkatastcr,  findet  gewöhnlich  nicht  statt,  aber 
in  einzelnen  Fällen,  namentlich  wenn  es  sich  um  sog.  „einmalige"  Ausgaben 
handelt,  z.  B.  für  grosso  Ablösungen,  „ausserordentlichen'"  Strasscnbau,  Umgestaltung 
der  Bewaffnung  des  Heers,  Schillsbau.  Festungsbau,  wird  die  bezügliche  Ausgabe 
doch  wieder  von  der  ordentlichen  abgezweigt.  Die  Schuldentilgung  wird  wiederum 
ganz  verschieden  behandelt,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  theilweise  zur  ordentlichen 
Ausgabe  gerechnet.  Acbnliche  Ungleichmassigkcitcn  finden  sich  bei  der  Behandlung 
der  Einnahmen.  Ein  festes  Princip  für  die  Eintheilung  fehlt  regelmässig  auch 
hier.  Meistens  wird  zwar  zum  Behuf  der  Berechnung  des  Deficits  die  ordentliche 
Einnahme,  also  die  Reinerträge  des  Staatsoigenthums  und  der  Steuern,  zu  Gründe 
gelegt,  Schuldaufnahme  und  VerÄusserung  von  Staatseigenthum  <wic  Domänen  u.  s.  w.> 
richtig  abgesetzt,  aber  consequent  wird  dieser  Grundsatz  selten  durchgeführt  Kleinere 
Erlöse  z.  B.  aus  regelmässigen  Veräusserungcn  von  Domänen,  selbst  aus  ein- 
maligen von  kleineren  besonderen  Staatsanstaltcn .  wie  Hüttenwerken  u  dgl.  in.,  sind 
doch  oft  bei  den  ordentlichen  Einnahmen  eingeschlossen.  Mittheilungen  aus  den 
Finanzrechnungen  der  Staaten  über  das  „Deficit"  müssen  daher  stets 
mit  aller  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Selbst  wenn  die  Ausweise  sehr 
detaillirt  vorliegen,  ist  es  zumal  dem  Privatstatistiker  kaum  möglich,  ganz  sichere  und 
genau  vergleichbare  Daten  festzustellen.  Man  hält  sich  für  die  Berechnung  des 
Deficits  in  längeren  Perioden  auch  wohl  einfach  an  die  Zunahme  der  Staatsschuld, 
dio  Abnahme  des  werbenden  Staatsvermögens,  indem  man  jrrössore  neue  privatwirthsch. 
Kapitalanlagen,  z.  B.  Eisenbahnen,  in  Abzug  bei  der  Schuld  bringt.    Allein  aus  der 
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Zunahme  des  Kapital  betrag  der  Schuld  ist  durchaus  nicht  auf  eiue  gleiche  Ver- 
wendung ausserordentlicher  Mittel  zu  schliessen,  da  die  Schuldtitel  sehr  oft  unter 
Pari  begeben  werden.  Selbst  wenn  der  wirkliche  Erlös  aus  der  Schuldvermebrung 
und  Eigenthumsverminderung  constatirt  wird,  so  kann  vielleicht  ein  umfassender 
Strassen ban.  eine  grossartige  Reorganisation  der  Verwaltung,  des  Steuerwesens  durch- 
geführt sein,  wodurch  das  wahre"  Deficit  (im  obigen  Sinne,  unter  N.  2)  viel  geringer 
vird,  als  es  sich  aus  jener  Rechnung  ergiebt.  Offenbar  dreht  sich  hier  auch  Vieles 
um  den  Begriff  der  Productivität  einer  Ausgabe  oder  Anlage,  wonach  sich  wiederum 
der  Begriff  Deficit  verändert:  das  Deficit  wird  grösser,  wenn  unter  produetiven  Aus- 
üben nur  die  verstanden  werden,  welche  eine  rentable  privatwirthsch.  Kapitalanlage 
schaffen,  und  kleiner,  wenn  auch  andere  Ausgaben  mit  längerer  Wirkung  so  genannt 
werden.  —  Nur  mit  all  den  Vorbehalten,  welche  sich  aus  dem  Gesagten  ergeben, 
lassen  sich  daher  statist.  Angaben  über  „Deficite*4  machen,  wie  sie  in  der  Kurze  Rau 
iu  der  5.  Ausg.  §.  463a  und  ausführlicher  ich  in  d.  ß.  Ausg.  von  Rau  S.  236—242 
brachten.  Dieser  finanzstatistische  Excurs  ist  in  dieser  wie  in  der  vorigen  (2.)  Aus- 
gabe fortgefallen,  weil  er  in  ein  Werk  über  Finanzwissenschaft  überhaupt  kaum  ge- 
hört. Er  wäre  einem  Handbuch  der  pract.  Finanzstatistik  vorzubehalten.  Dann  aber 
auch,  weil  ich  mich  noch  mehr  überzeugte,  dass  bei  einer  wirklich  brauchbaren 
stilistischen  Behandlung  des  Puncts  noch  viel  mehr  ins  Detail  eingegangen  werden 
muss.  als  es  an  diesem  Orte  irgend  angeht.  Diejenigen  Daten,  welche  allenfalls  Platz 
rinden  könnten,  sind  auch  noch  immer  viel  reichlicher  iu  leicht  zugänglichen  Werken 
im  finden,  wie  besond.  in  den  finanzstatistischen  Abschnitten  des  Gothaer  Hof  kalendcrs 
Ms  ls~6  von  Hermann  Wagner,  seitdem  v.  Behm  u.  v.  Stein),  in  Kolb's  Statistik 
u.  s.  w.  Ausser  auf  diese  Werke  ist  für  die  einzelnen  Staaten  auf  die  frühere 
Bibliographie  zu  verweisen. 


Viertes  Kapitel. 
Formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft. 

Die»  Kapitel  bildet,  wie  früher  bemerkt  (S.  61,  130),  eine  Hinzufügung  in  dieser 
3.  Auflage  dieses  Bandes  I.  zum  ersten  Buche  .,von  der  Ordnung  der  Finanzwirth- 
sebaft" .  aus  den  S.  61  dargelegten  Gründen.  Die  Angelegenheiten  und  Fragen 
der  formellen  Ordnung  sind  im  Unterschied  zu  denjenigen  der  materiellen  Ordnung 
mehr  finanztechnischer  und  Staats-  und  verwaltungsrechtlicher  Natur. 
Sie  verlangen  vielfach  auch  filr  eiue  allgemeine  Behandlung,  vollends  für  das  Ver- 
ständnis der  Fiuanzeinrichtungen  eines  concreten  Staats  ein  Zurückgehen  auf  Finanz- 
iind  Verwaltungs-Geschichte.  Auch  in  einem  Werke  über  Finanzwissenschaft 
tiud  Finanzpolitik  kann  ein  Eingehen  auf  diese  technischen,  rechtlichen  und  ge- 
schichtlichen Verhältnisse  des  engen  Zusammenhangs  mit  den  finanzwissenschaftlichen 
uud  -politischen  Erörterungen  wegen  nicht  ganz  vermieden  werden.  Aber  es  ist  nicht 
nur  aas  äusseren  Gründen  zu  beschränken,  es  inuss  auch  die  Verschiedenheit  des 
Standpuncts  diesen  technischen,  rechtlichen  und  geschichtlichen  Seiten  des  Gcgen- 
stand«  gegenüber  in  einem  Werke  über  Finanzwissenschaft  einer-  und  in  solchen  über 
die  Technik  des  Finanzdiensts,  das  öffentliche  Finanzrecht  und  die  Finanz-  und  spccicll 
die  Finanzvcrwaltungsgcschicbte  anderseits  festgehalten  werden.  In  dem  vorliegenden 
Werke  handelt  es  sich  bei  der  Beschäftigung  mit  jenen  Seiten  immer  nur  um  die 
Aufgabe,  allgemeine  Entwicklnngsprincipien  aufzufinden  und  allgemeine 
«irundsätze  für  die  mit  der  jeweiligen  Rechtsordnung  und  dem  gesammten  Kultur- 
/.ostand  eiues  Zeitalters  vereinbare  möglichst  zweckmässige  Gestaltung  der 
formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  festzustellen.  Der  Finanztheoretiker  und 
finanzpolitiker  haben  daher  andere  Ziele  und  müssen  in  Folge  dessen  auch  theilweise 
andere  Wege  gehen,  als  die  juristischen  Darsteller  dos  Finanzrechts  und  die  Histo- 
riker des  Finanzwesens.  Stein  scheint  mir  das  öfters  zu  übersehen.  Auch  einzelne 
historische  Nationalökonomen  sind  wohl  geneigt,  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte 
ebenso  zu  identificiren.  wie  sie  es  mit  Wirtschaftsgeschichte  und  Nationalökonomie 
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zu  thuu  suchen,  —  freilich  ohne  dies  wirklich  zu  erreichen  — ,  unter  dem  unklaren 
Vorgeben,  nur  so  werde  die  letztero  „exaet"  begründet.  Hier  liegt  in.  E.  ein  Miss- 
veretändniss  über  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonomie  und  Fiuanz- 
wissenschaft  als  eigener,  von  Wirthschafts-  und  Finanzgcschiebte  unterschiedener, 
wenn  auch  aus  dicken  einen  Theil  ihres  Materials  und  ihrer  Beweismittel  entnehmen- 
der Disciplinen  vor. 

Die  im  Ganzen  so  reichhaltige  neuere  deutsche  systematische  Literatur  über 
Finanzwissenschaft  hat  freilich  deu  Gegenstand  dieses  Kapitels  nur  ausnahmsweise 
etwas  genauer  und  priocipieUer  behandelt  (am  meisten  ?.  Malchus).  Wenn  dazu 
jetzt  auch  Manches  hinzuzufügen  ist,  so  liegt  doch  der  bisher  üblichen  mehr  nur 
orientirenden  und  cursorischen  Behandlungswciso  die  richtige  Auffassung  zu  Grunde, 
dass  die  Materie  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  Finanztechnik  und  Finanz- 
recht  in  der  Finanzwissenschaft  als  solcher  nicht  erschöpft  werden  kann  uoch  uiuä 
Au  dieser  Auffassung  halte  ich  im  Folgenden  ebenfalls  fest. 

Aus  der  älteren  Literatur  s.  u.  A.  schon  v.  Seckendorf^  tcutscher  Fürsten- 
staat (Frankf.  Ausg.  v.  Iü5ti,  nach  der  ich  citiro),  bes.  Th.  3,  Kap.  4.  r.  Justi. 
Staatswirthsch.  2.  A.  Lpz.  1758,  II,  Buch  3,  auch  B.  2,  S.  469—527  passim.  Ans 
der  neueren  systemat.  tinanzwiss.  Literatur  s.  Jacob,  Fin.wiss.  II,  Buch  3,  bes. 
§.  9C4 — 9S!)  u.  §.  1268  fl'.,  vornemlicli  u.  am  eingehendsten  ?.  Malchus,  der  den 
2.  Band  seines  Finanzwerks,  zwischen  Finanzwisseuschaft  uud  Finanz  verwal- 
tungslehrc  principiell  im  System  unterscheidend,  ganz  der  letzteren  widmet  Kau  II, 
Buch  4,  §.  530  fl.  ümpfenbach  II,  Buch  4.  Bes.  Stein  4.  A.,  I,  51-223 
(grösstenteils  hierhergehörig,  übrigens  mit  sehr  gekünstelter  und  angreifbarer  Syste- 
matisirung  des  Stoffs).  Loroy-Bcaulieu ,  fiu.  II.  livre  1.  Abriss  einiger  Haupt- 
punete  iu  meiner  Abb.  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  in  Schönbergs  Handb.  II.  §.  1 — 9. 
v.  Czörnig,  Darstell,  d.  Einrichtungen  über  Budget,  Staatsrechnung  u.  Controle  in 
Ocsterr.,  Preussen,  Sachsen,  Baiern,  Württemb.,  Baden,  Frankreich,  Belgien  (Wien 
lSüß).  Sonst  gehört  Manches  aus  den  Schriften  über  Vcrwaltungs-  und  Finanz- 
geschichte, über  Staatsrecht  u.  Politik  hieher,  bes.  auch  die  bezügliche  Literatur  über 
diese  Verhältnisse  in  einzelnen  Staaten.  Darunter  sind  aus  der  deutschen  Literatur 
v.  Hock's  Werke  über  Frankreichs  und  Nordamerikas  Finanzen,  (in eist's  Uber 
englisches  Staats*  und  Verwalr.recht,  v.  Rönne's  über  preu*s.  u.  deutsches,  La- 
ban d 's  über  deutsches  Staatsrecht,  besonders  in  den  Abschnitten  über  Etat,  Budget  u. 
Fin.vcrwaltung  hervorzuheben,  üeber  Frankreich  cinschläg.  Detail  iu  Block's 
dick  de  l'admin.  franc.  und  auch  d'Audiffret's  syst.  fin.  de  la  France,  3.  edit. 
Par.  1S64  ff. 

§.78.  Zur  Ucbersicht.  In  jedem  etwas  ausgedehnteren 
öffentlichen  Haushalt,  zumal  im  Haushalt  des  modernen  entwickelten 
grösseren  Staats  verlangt  die  Leitung  der  Finanz wirthschaft  und 
die  Durchfuhrung  der  finanziellen  Aufgaben  eine  eigene  Finanz- 
verwaltung, d.  h.  einen  besonderen  Aemter-  und  Behörden- 
apparat („Finanzbehördenwesen")  speciell  für  die  finanz- 
wirthschaftlichen  Zwecke  innerhalb  des  Organismus  der  voll- 
ziehenden Gewalt  oder  für  den  Finanzdienst. 

Nach  den  unvermeidlichen  Anforderungen  des  Princips  der  Arbeitsteilung-  in 
der  modernen  öffentlichen  Verwaltung  hat  sich  in  unseren  Staaten,  höchstens  von  ganz 
kleinen  sogen.  „Staaten"  abgesehen,  eine  solche  eigene  Finanzvcrwaltoug  auch  überall 
geschichtlich  herausgebildet,  meistens  als  eine  der  besonderen  obersten  Verwaltung*- 
ahtheilungen ,  als  ein  eigenes  „Ministerium".  Die  einzelnen  theils  unter  diesem 
allein,  theils  mit  unter  anderen  Ministerien  stehenden  Finanzämter  und  Finanzbehördcn 
bilden  dann,  wie  die  Aemter  in  anderen  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltung,  ein 
vielgliederiges  System  und  stehen  unter  einander  in  einem  bestimmten  üeber-.  Nebon- 
und  Cntcrordnungsverbältniss.  Sie  sind  insbesondere  entweder  höhere  leitende, 
auch  Aufsicht  und  Controle  ausübende,  oder  untere  ausführende  Organe 
im  Verwaltungsorganismus. 
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Dem  obersten  leitenden  Organ  der  Finanzverwaltung,  dem 
jetzt  gewöhnlich  sogen.  Finanzministerium  liegt  neben  der 
Leitung  und  Beaufsichtigung  der  gesammten  Finanzverwaltung  auch 
die  Aufgabe  ob,  in  erster  Linie,  wenn  auch  gewöhnlich  unter  be- 
stimmter Mitwirkung  der  übrigen  obersten  Staatsbehörden  oder 
einiger  von  ihnen,  die  Finanzgesetzgebung  vorzubereiten  und 
den  Voranschlag  (Etat,  Budget  §.  61)  für  die  kommende 
Finanzperiode  aufzustellen. 

Dieser  hnanzministcrielle  Entwurf  des  Voranschlags  wird  alsdann  etwa  noch  einer 
Bcratbung  durch  audere  Organe  des  Behördenorganismus  (.Staatsrath,  (iesammtministc- 
riuui)  unterzogen  und  darauf  dein  Staatsoberhaupt  zur  Genehmigung  unterbreitet.  Mit 
dieser  verschon  kommt  er  in  Staaten  mit  Volksvertretung  (Stände,  Kammern.  Parla- 
ment) als  Regierungs-Entwurf  zur  Prüfung  und  Genehmigung  an  die  Vertretungs- 
körper. Nach  bestimmten,  aus  dem  Verfassungsrecht  sich  ergebenden  Rochtsformen 
wird  er  hier  durchberatheu  und,  im  Ganzen  oder  Einzelnen  mehr  oder  weniger,  viel- 
fach auch  gar  nicht  abgeändert,  von  der  Vertretung  gebilligt  („votirt").  Zurüek- 
gcleitet  an  die  Regierung  wird  er  nach  erfolgter  Vereinbarung  zwischen  den  Factoren 
der  gesetzgebenden  Gewalt  vom  Staatsoberhaupt  sanetionirt,  als  „verabschiedeter 
Etat"  und  Finanzgesetz  öffentlich  verkündigt  und  damit  der  Finanzvcrwaltung  und 
den  betheiligten  sonstigen  Organen  der  vollziehenden  Gewalt  zur  Richtschnur  gegeben 
und  von  ihnen  zur  Aus  f u  h  r  u  n  g  oder  Vollziehung  gebracht. 

Die  Angelegenheiten,  welche  sich  auf  die  Vorbereitung,  Auf- 
stellung, Einrichtung,  parlamentarische  Votirung,  endgiltige  ge- 
setzliche Feststellung  und  nunmehrige  Ausführung  des  Voranschlags 
beziehen,  bilden  das  sogen.  Etatwesen. 

§.  79.  Die  Ausführung  des  Voranschlags  erfolgt  zunächst 
durch  Anordnungen  (Verordnungen)  der  hierzu  nach  dem  öffent- 
lichen Recht  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt.  Diese 
Anordnungen  bestehen  vornemlich  in  Anweisungen  oder  Auf- 
trägen dieser  Organe  an  bestimmte  untere  finanz wirtschaft- 
liche Vollzugsbehörden  zur  Empfangnahme  der  gesetzlichen, 
bez.  etatmässigen  Einnahmen  —  „  Einnahm  e-Aemt  er"  —  und 
zur  Vornahme  der  gesetzlichen,  bez.  etatmässigen  Ausgaben  — 
„Ansgabe-Aemter". 

Dieses  „finanzielle  An  weisungsre  cht"  haben  einmal  das  Finanzministe- 
rium oiler  die  von  ihm  ressortircnden,  damit  betrauten  Behörden,  sodann  zur  Durch- 
führung ihres  Au«gabeetats  und  soweit  sie  Einnahmezweige  mit  zu  verwalten  haben, 
aorh  die  anderen  obersten  Behörden  (Ministerien)  und  die  von  ihnen  dependirenden 
Acuter,  i.  B  eines  der  lolkswirthsehaftlichen  Ministerien,  dem  die  Domänen,  Forsten, 
Bergwerke,  Eisenbahnen.  Posten  unterstehen.  In  der  Zeit  des  ancien  regiino  war  es 
bei  uns  wie  in  anderen  Ländern  ein  verbreiteter  Uebelstaud,  dass  der  Monarch 
selbst  das  finanzielle  An  Weisungsrecht  willkührlich  zu  allen  möglichen  Ausgaben  den 
Kassen  gegenüber  ausübte. 

Die  hnanzwirthschaftlichen  Vollzugsbchördcn  steheu  ebenfalls  theils  im  Ressort 
der  Finanzverwaltung,  theils  anderer  Vcrwaltungszweige  (Ministerien).  Zu  erstereu 
gehören  gewöhnlich  die  Eiiinahmeämter  für  die  Hauptzweige  der  Einnahmen,  nament- 
lich für  die  Steuern,  dann  die  Ausgabeämter  für  gewisse  all  gemeine  Ausgabe- 
zweige  (etwa  Pensionswescn .  bestimmte  Dotationen,  Staatsschuld).  Finauzwirthschaft- 
liche  Vitllzugsbehörden  anderer  Ressorts  sind  vomeinlich  Ausgabeämter  für  die  Be- 
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wcrkstclligung  der  Verwaltungsausgaben  dieses  Hessorts,  ferner  auch  Aeintcr 
für  den  Eiuuabmedienst  solcher  Ertragsquellen,  welche  dem  betrellendcn  Ressort  unter- 
stellt sind,  z.  B.  bei  der  Cebertragung  des  Domänen-  und  Forstwesens  an  das  land- 
wirtschaftliche Ministerium,  oder  für  die  Erhebung  solcher  Einnahmen,  weiche  sich, 
wie  die  soffen.  ..Gebühren4*  oder  gebührenartigen,  an  die  Ausübung  der  Verwal- 
tungsthätigkeit  eines  Kessorts  anknüpfen. 

Die  hierhergehörigen  finanzwirthschaftlichen  Vollzugsbehörden  haben  daher  die 
mit  der  Ausführung  des  Amts  verknüpften  Kassengeschäfte  und  die  mit  diesen 
uumittclbar  verbundenen  Rechnungsgeschäfte  auf  Grnnd  der  durch  Gesetze  und 
Verordnungen  festgestellten  Normen  zu  besorgen.  Sie  sind  demnach  Kassenämtcr 
oder  Kassen  behörden  und  führen  gewöhnlich  diesen  technischen  Namen  oder 
kurzweg  den  der  „Kasse",  wo  dann  wohl  durch  Hinzufügung  eines  Beiworts  Rang. 
Aufgabe  und  Zweck  der  Kasse  näher  bezeichnet  wird  (z.  B.  General- Staatskasse, 
Staats- Hauptkasse,  Provincial-,  Kreis-,  Special-,  Ministcrial-,  Kriegs-,  Staatsschulden-. 
Steuer-,  Zoll-,  Domänen-,  Forstkasse  u.  v.  a.  m.). 

Die  bezüglichen  finanzwirthschaftlichen  Angelegenheiten  bilden 
das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen.  Letzteres 
trennt  sich,  zumal  in  grösseren  öffentlichen  Haushalten,  theilweise 
vom  Kassenwesen  und  dem  damit  unmittelbar  verbundenen  Rechnungs- 
wesen und  wird  dann  als  „Staatsbuchhaltungswesen" 
(Staatsbuchhalterei)  ein  besonderer  selbständiger  Zweig  der  Finanz- 
verwaltung. Diese  Staatsbuchhaltung  dient  dem  Zweck,  Ueber- 
sicht  Uber  die  Bewegung  und  den  Stand  der  Kassen  und  weiter 
Uber  die  Lage  des  öffentlichen  Haushalts  und  seiner  einzelnen 
Zweige  zu  gewinnen  und  fortdauernd  zu  erhalten. 

§.  80.  An  das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  schliesst 
sich  das  Controlwesen  an,  das  verschiedene  Aufgaben  hat  nnd 
danach  in  verschiedene  Arten  zerfallt:  die  eigentliche 
Rechnungs-  oder  Kassencontrole  (Controle  im  engsten  Sinne), 
die  administrative  oder  Verwaltungscontrole  und  die 
politische  oder  sog.  Staatscontrolc  („verfassungsmassige" 
Steiu's). 

Der  ersten  unterliegt  alles  Kassen-  und  das  damit  verbundene  Rechnungswesen 
hinsichtlich  seiner  ordnungsinässigen  rechnerischen  und  deu  Anweisungen  entsprechen- 
den Durchführung  Seitens  des  Kassen-  und  Rcchnungüpcrsonals,  welches  dctngeinä&s 
eontrolirt  wird.  Die  Verwaltungscontrole  soll  die  Bürgschaft  dafür  liefern,  dass  die 
mit  dem  Recht  der  finanziellen  Anweisung  versehenen  Behörden  streng  gesetz  massig, 
bez.  nach  den  Bestimmungen  ond  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  gemacht  haben,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ausgaben,  welche  die  Kassen 
vorzunehmen  angewiesen  wurden.  Sie  hat  im  gutgeordneten  Haushalt  der  absoluten 
Monarchie  bereits  eine  grosse  Bedeutung  und  wird  hier  für  die  obersten  Verwaltungs- 
chefs (Minister)  schon  zu  einer  politischen  Controle  dem  Staatsoberhaupt  gegenüber. 
Von  einer  solchen  besonderen  politischen  Controle,  welcho  sich  mit  der  administrativen 
eng  und  im  letzten  Endzweck  kaum  mehr  unterscheidbar  verbindet,  kann  man  dann 
vornemlich  im  modernen  Staate  mit  Repräsentativ  Verfassung  sprechen.  Hier  wendet 
sich  die  Controle  gegen  die  für  die  Ausübung  des  finanziellen  Anwcisungsrcchts,  wie 
dem  Staatsoberhaupt  (Monarchen)  so  der  Volksvertretung  verantwortlichen  obersten 
Regierungsorgatie  ^  Minister).  Es  soll  dadurch  festgestellt  werden,  ob  und  wie  weit 
die  ganze  Finanzwirthschaft  und  insbesondere  die  Ausführung  des  Staatshaushalts 
streng  gesetz-  und  bez.  etatmässig  erfolgt  ist  und  ob  keine  eigenmächtigen,  von 
Gesetz  und  Etat  abweichenden  Acte  der  Regierung  stattgefunden  haben.  Im  letzteren 
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Fall  muss  die  Regierung  Entlastung  und  nachträgliche  Gutheissung  von  der  Volksver- 
tretung wegen  gesetz-  und  etatwidriger  Führung  des  Staatshaushalts  einholen  und  er- 
halten (Frage  der  Min  isterverantwortlic  hkei  t  in  finanziellen  Angelegen- 
heiten und  der  Erlangung  der  I  nd  ein  nitätserthei  hing).  Die  administrative  und 
die  politische  Controle,  welche  derngemäss  in  unseren  Staaten  nunmehr  vielfach  in 
einander  übergehen,  pflegen  durch  besondere  selbständige,  auch  den  Ministerien  gegen- 
über unabhängige  oberste  Controlbehörden  —  oberster  Rechnungshof,  Obcr- 
rcchenkainmcr  —  ausgeübt  zu  werden. 

§.  81.  Auf  Grund  der  Rechnungsergebnisse  der  Kassenämter 
wird  dann  der  Rechnnngsabschluss  des  Staatshaushalts,  das 
„Ist"  neben  dem  „Soll"  des  Etats,  festgestellt  und  dieses  End- 
resultat der  finanziellen  Gebahrung  wiederum  dem  Staatsoberhaupt 
und  der  Volksvertretung  zur  nachträglichen  Genehmigung  derjenigen 
Abweichungen  vom  Etat,  für  welche  die  Finaozvcrwaltung  und 
die  sonstigen  obersten  Verwaltungsorgane  verantwortlich  sind,  vor- 
gelegt Die  Dinge  endigen  daher  normal  wiederum  mit  einem 
besonderen,  den  Rechnungsabschluss  genehmigenden  Gesetz. 

Dieser  Abschluss  zieht  sich  unvermeidlich  längere  Zeit  nach  Ablauf  der  be- 
treffenden Finanzperiode  (Jahr)  hin .  da  die  etatmassigen  Einnahmen  und  Ausgaben 
einer  solchen  Periode  überhaupt  nicht  alle  genau  innerhalb  des  laufenden"*  Jahres 
zu  bewerkstelligen  sind,  sondern  sich  vielfach  ganz  unabhängig  vom  Willen  der  Fiuanz- 
vcrwaltung  in  das  oder  die  folgenden  Jahre  als  Einnahme-Rückstände  und  Ausgabe- 
itcste  hinziehen ,  so  sind  auch  gesetzliche  Bestimmungen  darüber  nothwendig.  wie  es 
in  solchen  Fällen  gehalten  werden  soll,  ob  und  wie  weit  namentlich  Ausgaben  (z.  Th. 
auch  Einnahmen)  auf  Grund  des  Etats  einer  abgelaufeneu  Periode  zur  Vornahme 
(bez.  Erhebung)  gelangen  dürfen,  welchem  Jahre  sie  zuzurechnen  sind  u.  s.  w. :  die 
Fragender  f  inanz-administrativen  Trennung  der  versch iedene n  „Jah- 
res J icns t e'\  der  Einrichtung  der  Verrechnung  dafür  n.  s.  w. 

§.  82.  Jede  Finanzwirtbschaft  eines  geschichtlich  überkommenen 
Öffentlichen  Körpers  tritt  endlich  eine  neue  Finanzperiode  mit  einem 
mehr  oder  weniger  erheblichen  Bestände  von  öffentlichem  (Staats-, 
Communal)  Vermögen  an,  das  theils  Finanzzwecken  („ Finanz  - 
vermögen"),  theils  Verwaltungszwecken  („Verwaltungs ver- 
mögen") dient  (G.  §.  25). 

Erstercn  Falls  gehört  es  gewöhnlich  zum  Hessort  der  Fiuanzverwaltung  iFinan/.- 
imiiiitcrium),  auch  wohl  eines  der  volkswirtschaftlichen  Ministciion  (landwirthschaft- 
licbes.  Bauten-,  Verkehrs-Ministerium) .  letzteren  Falls  zu  den  Ressorts  der  einzelneu 
Crossen  Dienstzweigo  (Gebäude,  Mobiliar-Invcntarc .  militärische  und  maritime  An- 
stalten und  Einrichtungen,  Kunst-  und  wissenschaftliche  Sammlungen  u.  s.  w.).  In 
|j<lcr  Etatsperiode  gehen  von  diesem  Vermögen  wenigstens  einzelne,  oft  recht  bedeu- 
tende Veränderungen .  Verminderung  durch  Ge-  und  Verbrauch  (Militärverwaltung), 
•iorch  Unfälle,  Vermehrungen  durch  betreuende  etatmassige  Ausgaben  vor  sich. 

Auch  das  gehört  zur  formellen  Ordnung  des  öffentlichen  Haus- 
halts, dass  über  diese  Ab-  und  Zugänge  und  demnach  über  die 
Bestände  Buch-  und  Rechnung  —  theils  in  Geld,  theils  und 
vornemlich  in  natura  —  geführt  und  Verzeichnisse  angelegt  und 
auf  dem  Laufenden  erhalten  werden  (Inventarisirung  des  Staats- 
vermögens).    Die  Controle  in  den  erwähnten  drei  Formen  hat 
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sich  auch  auf  diese  „Activbestände",  wie  anderseits  das  Rechnungs- 
und Controlwesen  auf  die  Passiva  der  Verwaltungs-Dicnstzweige, 
insbesondere  auf  das  eigentliche  Staatsschuldenwesen  zu 
erstrecken. 

Auch  in  den  Haushalten  der  Sclbstverwaltungskö  rper  verlangt  die  for- 
melle Ordnung  der  Finanzwirthschaft  im  Princip  dieselben  Einrichtungen,  wie  im 
Staatshaushalte.  Die  geringere  Ausdehnung  der  betreffenden  Haushalte  gestattet  nur 
in  der  Kegel  eine  Vereinfachung,  z.  B.  im  Finanzbehörden  wosen.  Mehrfach  können 
uud  werden  Finanz-,  z.  B.  Kassengeschäfte  von  Staatsbehörden  zugleich  mit  fiir  Selbst- 
vcrwaltungskörper  ausgeführt,  z.  B.  die  Einziehung  gewisser  Steuern  (wie  anderseits 
auch  umgekehrt,  indem  etwa  die  Einziehung  von  Staatsstcucrn  mit  durch  Organe  der 
Commune  geschieht).  Unterschiede  in  den  bezuglichen  Einrichtungen  der  Staats-  und 
der  Selbstverwaltungshaushalte  ergeben  sich  sonst  aus  den  Verschiedenheiten  des 
öffentlichen  Hechte,  z.  B.  in  Bezug  auf  das  Etat-  und  Controlwesen  (administrative 
und  politische  Controlc).  Aber  in  grossen  Sclbstverwaltungs-Hausbaltcn .  so  der  mo- 
dernen Grossstädte,  in  entwickelten  Provincial-Haushaltcn,  müssen  sich  diese  Einrich- 
tungen aus  hnanztccbnischcn  und  öffentlich-rechtlichen  (inludcn  denjenigen  des  Staats- 
haushalts mehr  und  mehr  nähern,  wio  dies  auch  ^tatsächlich  geschehen  ist.  Manches 
richtet  sich  dabei  nach  der  Art  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  und  dem  Maasse 
der  den  betreifenden  Körpern  gewährten  finanziellen  Autonomie,  so  besonders  bei  den 
Selbstvcrwaltungskörpcrn  höherer  Ordnung. 

Demnach  sind  in  diesem  Kapitel  folgende  Gegenstände  zu 
behandeln : 

I.  Der  Finanzdienst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 
behördenwesen. 

II.  Das  Etatwesen. 

III.  Das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

IV.  Das  Controlwesen. 

V.  Der  Rcchnungsabschluss,  die  Einrichtung  der 
Jahresdienste  und  die  Inventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens. 

1.  Abschnitt. 

Der  Finanzdicnst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 

behtfrdenwesen. 

I.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Die  Organisation  des  heutigen  Finanzdiensts  und  die  heute  Übliche  Zusammen- 
fassung der  obersten  Finauzverwaltung  im  Finanzministerium  in  den  modernen  Staaten 
ist  das  Ergebnis*  einer  langeu  geschichtlichen  Entwicklung,  welche  sich  in  der  euro- 
päischen Welt,  besonders  auf  dem  ('«ntinent,  vom  Mittelalter  her  in  jedem  Lande  ver- 
schieden und  doch  in  den  GrundzUgcn  glcichmässig  vollzöget!  hat.  Diese  Entwicklung 
steht  in  engstem  Zusammenhang  mit  derjenigen  di  r  gesammten  öffentlichen  Verwal- 
tung und  mit  derjenigen  der  öffentlichen  Einnahmcwirthsrhaft  und  lässt  sich  auch  in 
jedem  einzelnen  Lande  nur  in  diesem  Zusammenhang  darstellen  und  verstehen.  So- 
weit die  Geschichte  des  Finanzdiensts  und  seines  Behördenwesens  ein  Thcil  der  all- 
gemeinen Verwaltung**«  schichte  und  damit  wieder  ein  Thcil  der  ganzen  Entwi<  klungs- 
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jcschichte  des  modernen  Staats  ist,  kann  hier  darauf  nicht  näher  eingegangen  werden. 
Es  ist  dafür  auf  die  Werke  Uber  Staats-  und  Rechtsgeschichte ,  Uber  die  specielle 
Verwaltungsgeschichte  einzelner  wichtiger  Lander  —  ein  kaum  erst  zu  bebauen  be- 
gonnenes Gebiet  —  über  Vcrwaltungslchre  und  Verwaltungsrecht  zu  verweisen.  Der 
Zusammenhang  der  Entwicklungsgeschichte  des  Finanzhchördcnwcscns  ebenso  wie  der 
gegenwärtigen  Gestaltung  des  letzteren  mit  der  Gestaltung  der  Einuahincwirthschaft 
wird  in  der  Lehre  von  den  Öffentlichen,  namentlich  von  den  Staatseinnahmen  mehrfach 
behandelt  werden.  An  dieser  Stelle  muss  die  Hervorhebung  einiger  allgemeinen  Mo- 
mente genügen ,  welche  für  die  geschichtliche  Entwicklung  und  heutige  Einrichtung 
jenes  Diensts  wichtig  waren.  Daran  reihen  sich  einige,  mehr  nur  als  Beispiele 
dienende  Ausführungen  zur  Geschichte  des  Finanzdicnsts  einzelner  Lander  an,  wobei 
wir  uns  aber  für  Mittelalter  und  neuere  Zeit  auf  deutsche  Verhältnisse  beschränken 
§.  S6— 91).  Alles  Specicllerc  darüber  gehört  in  die  eigentliche  Finanzgeschichte, 
welche  als  solche  keinen  Gegenstand  dieses*  Werks  bildet.  Die  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung der  Geschichte  des  Finanzdiensts  ist  auch  bisher  noch  sehr  spärlich,  noch 
ungleich  mehr  als  z.  B.  diejenige  der  Steucrgcschichtc.  Quellen-  u.  litcrar.  Nachweise 
>.  unten  in  den  §§.  86  ff. 

§.83.  —  A.  A eitere  Zeiten.  Von  „Verwaltung"  im 
modernen  Sinne  kann  in  den  Reichen,  Staaten  und  Territorien 
während  des  ganzen  Mittelalters  und  vielfach  darüber  noch  hinaus 
bis  ins  17.  Jahrhundert  bekanntlich  nur  bedingt  gesprochen  werden. 
Es  fehlten  dafür  die  Bedürfnisse  wie  die  Voraussetzungen.  Eine 
Centralisation  der  Verwaltung  beim  König  oder  Fürsten  fand 
vollends  nur  in  geringem  Maasse  statt.  Bei  der  vorherrschenden 
Naturalwirtschaft,  der  Begründung  der  königlichen  Einkünfte 
rornemlich  auf  Domänen,  welche  von  eigenen  Verwaltern  bewirt- 
schaftet wurden,  und  für  den  Hof  und  für  dessen  Beamte  unmittel- 
bar die  Erträge  in  natura  abliefern  mussten,  bei  dem  ähnlichen 
System  von  Naturalleistungen  der  Hintersassen  (fiscalini)  und 
Unterthanen  zur  Deckung  der  nicht  genauer  zu  trennenden  fürst- 
lichen- Hof-  und  öffentlichen  Bedürfnisse  waren  eigene  Finanzorgane 
der  Verwaltung,  ein  eigentliches  Etat-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen einheitlicher  Art  für  das  ganze  Gebiet  des  „Staats"  weder 
nöthig  noch  möglich. 

Der  Schwerpunct  der  Finanzwirthschaft  lag  in  der  Örtlichen  Naturalgewinnung 
der  Domänenerträge  und  der  örtlichen  Erhebung  der  Gefalle  durch  Administratoren 
und  Beamte,  welche  zugleich  andere  Aufgaben,  militärische,  polizeiliche,  vogteilichc. 
allgemeine  administrative,  mitunter  auch  richterliche  zu  besorgen  hatten.  Sie  waren 
selbst  auf  Naturalgchalte  aus  diesen  Einnahmen  gesetzt  und  hatten  die  UebersehUsse 
abzuliefern.  Aehnlichcs  galt  von  der  Erhebung  der  wenigen  steuerartigen  Einnahmen 
der  älteren  Zeit,  von  der  Verwaltung  der  Regalien,  der  steuerartigen  [im  Unterschied 
ton  den  gnindhcrrlichcn)  Grundabgaben  und  sonstigen  directen  Steuern  (auch  der 
Boden,  soweit  diese  nicht  von  Grundherrschaften  und  Gemeinden  selbständig  subrepar- 
tirt  und  von  ihnen  gleich  im  Ganzen  abgeführt  werden),  während  nur  etwa  für  die 
an  bestimmten  Stellen  zu  erhebenden  Zölle  eigene  Unterbcaintcn  schon  früh  sich 
finden  -Zöllner).  Vom  Ccntrnm ,  vom  König  und  Fürsten  aus  fehlte  zwar  nicht  jede 
Controlc  (welche  z.  B.  schon  die  carolingischen  missi  mit  auszuüben  hatten,  die  zu- 
gleich manche  Einkünfte  selbst  einziehen  und  verrechnen  mussten),  aber  dieselbe  ist 
hier  so  wenig  wie  auf  anderen  Gebieten  der  öffentlichen  Verwaltung  ein«  feste  Ein- 
richtung und  nicht  genügend  wirksam.  Unter  den  den  Rath  und  die  Verwaltungs- 
organe des  Fürsten  bildenden  höchsten  Beamten  am  Hof  befinden  sich  besondere 
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Beamte  („Kämmerer*"  u.  s.  f.)  für  die  Aufsicht  Uber  die  EiukUnftc  und  den  Schatz, 
die  Besorgung  der  Ausgaben  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Kassen-  nml 
Kechnungsgeschafte  meist  erst  später.  Früher  gehören  die  bezuglichen  Functionen 
mit  zu  denen  des  obersten  Verwaltungsbeamten  (des  „Kanzlers"  oder  welchen  Titel 
er  fuhren  mochte),  gleich  allen  anderen  Verwaltungsgeschäften.  Er  vollfahrt  sie  durch 
Unterbeamte,  Schreiber  u.  dgl.:  die  ersten  Keime  eines  speciellen  Finanzdienstes  an 
der  Centralstclle. 

§.  84.  —  B.  Späteres  Mittelalter.  Uebergangszeit. 
In  diesen  Verbältnissen  geben  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters, namentlich  gegen  dessen  Schluss  allgemeinere  Veränderungen 
vor,  im  Princip  ähnlich  in  sonst  sehr  verschiedenen  europäischen 
»Staaten  und  in  den  zur  politischen  Selbständigkeit  gelangenden 
Territorien.  Diese  Veränderungen  sind  das  Product  bekannter 
allgemeiner  Umgestaltungen  im  wirtschaftlichen  und  politischen 
Leben.  Die  öffentlichen  Bedürfnisse  steigen,  indem  Staat,  Territorium 
und  Stadt  mehr  Aufgaben  an  sich  ziehen.  Letztere  werden  ebenso 
wie  die  schon  von  Altersher  üblichen  mehr  ccntralistisch  und 
gleichmässiger  im  ganzen  Staatsgebiet  ausgeführt.  Der  vermehrte 
Finanzbedarf  muss  bei  der  wachsenden  Unzureichendheit  der 
älteren,  ohnehin  vielfach  verloren  gegangenen  oder  verminderten 
Einnahmequellen  (Domänen,  Regalien)  mehr  steuerwirthschaftlich 
gedeckt  werden.  An  Stelle  der  älteren  Naturalwirtschaft  in  der 
Volkswirtschaft  und  im  Finanzwesen  kommt  die  Geldwirtbschaft 
mehr  zum  Durchbruch:  der  Finanzbedarf  selbst  wird  mehr  Geld- 
bedarf, so  vor  Allem  mit  der  Aenderung  der  Wehrverfassung  und 
dem  Aufkommen  von  Soldtruppen,  vollends  mit  den  stehenden 
Heeren  seit  dem  17.  Jahrhundert;  die  Einnahmen,  die  Leistungen, 
Abgaben,  Steuern  müsseu  mehr  Geldabgaben  werden.  Die  Stcuer- 
wirthschaft  führt  direet  und  indirect  zu  einer  grösseren  Mitwirkung 
der  „Stände"  an  der  Regelung  des  Finanzwesens  gegenüber  der 
auf  diesem  Gebiete  nicht  souveränen  öffentlichen  Gewalt.  Den 
Ständen,  Parlamenten  u.  s.  w.  muss  der  Steuerbedarf  nachgewiesen 
werden.  Das  setzt  schon  eine  gewisse  Entwicklung  des  Etat-, 
Kassen-  und  Rechnungswesens,  wenn  auch  noch  nicht  notwendig 
eine  einheitliche  Gestaltung  desselben  voraus.  Die  Entwicklung 
laudständischer  Verfassungen,  wie  in  deutschen  Territorien,  die 
dabei  übliche  Trennung  der  Kassen  und  Etats  (Kammerkasse, 
Steuerkasse  §.  90)  ist  hier  besonders  für  die  Ausbildung  des  Finanz- 
behördenwesens und  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  von 
Einfluss  gewesen.  Alle  die  genannten  und  andere  verwandte 
Umstände  wirken  auf  die  Entstehung  eines  von  der  sonstigen 
öffentlichen  Verwaltung  getrennten  eigenen  Finauzdienstes  hin. 
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Mit  zuerst  und  bereits  ziemlich  rationell  in  den  Städten,  wo  die  wirtschaft- 
lichen und  finanziellen  Verhältnisse  das  besonders  begünstigen  <Gcldwirthschaft,  Steuer- 
wirthsohaft,  mehr  und  früher  „öffentliche",  „geincinwirthschafdichc"  Thätigkeit,  §.  88); 
dann  auch  in  den  Territorien  und  Staaten  (§.  89  ff.).  Die  moderne  tinanzwirthschaft- 
lkhe  Centralisation  fehlt  hier  freilich  auch  später,  im  17.  und  ls.  Jahrhundert  in  der 
Staatenwelt  des  „ancien  regime"  grossentheils  noch.  Die  „fiscalische  Kassencinheit", 
auch  nur  im  Etat-  und  Rechnungswesen,  war  noch  nicht  erreicht  Die  Hof-  und 
Staatsfinanzen  werden  erst  allmälig  und  in  der  ganzen  Periode  bis  zur  französischen 
Revolution  noch  selten  ausreichend  goschieden.  Aber  an  der  Centralstcllc .  beim 
Fürsten,  sind  doch  schon  besondere  höchste  Beamte,  mit  einem  besonderen  Amts- 
und  Beamtenapparat,  speciell  mit  dem  Finanzdienst,  namentlich  mit  der  Verwaltung 
der  hauptsächlichen  Einnahmen,  betraut.  Centraikassen ,  wenn  auch  noch  mehrere 
nebeneinander,  auf  welche  einzelne  besondere  Ausgaben  angewiesen  sind,  werden  von 
hier  aus  verwaltet  und  empfangen  baar  oder  durch  Verrechnung  aus  von  ihnen  ab- 
hängenden Provincial-  und  Localkasseu  deren  Ueberschüsse  (nach  Abzug  nament- 
lich der  unmittelbar  aus  letzteren  Kassen  zu  deckenden  Ertragsgewinnungs-  und  Er- 
hebungskosten). Das  wird  allmälig,  besonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert  nach  dem 
Siege  der  monarchischen  Gewalt  über  die  Stäudo,  soweit  durchgeführt,  als  es  das 
Festhalten  an  einer  gewissen  Selbständigkeit  der  unter  Einer  Staatsgewalt  (Fürst)  ver- 
einigten Provinzen  und  Länder  in  der  gesammten  Verwaltung  im  Zeitalter  des  alten 
Staatensystems  vor  der  französischen  Revolutionsperiode  („Provincialsystein")  überhaupt 
gestattet  und  als  es  mit  dem  geschichtlich  überkommenen  System  von  „Zweckkassen" 
(Einnahmen  und  Ausgaben  getrennt  für  einzelne  Zwecke)  vereinbar  ist,  —  ein  System, 
welches  mit  der  Finanz-,  Steuer-  und  Landesverfassung  einmal  eng  zusammenhing  und 
über  das  sich  deshalb  auch  die  absolute  Monarchie  jener  Periode  nicht  völlig  hinweg- 
setzen konnte  oder  wollte. 

Mit  der  Umgestaltung  des  Aemtorwesens  und  des  Beamtenthums,  der  Einbürge- 
rung von  Goldgehalten  und  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Besteuerung  wird  dann 
auch  im  Lande  selbst  die  wirthschafdich-finanzielle  Behandlung  und  Verwaltung  der 
älteren  Ertragsquellen  des  öffentlichen  Einkommens,  des  Domaniums  und  der  Regalien 
eine  andere:  der  „camcralistisch-fiscalische"  Standpanct  gewinnt  die  Herrschaft,  be- 
m>d deren  technischen  Specialbcamton  wird  die  Verwaltung  übertragen,  Be- 
amten, die  nicht  mehr  oder  nur  noch  nebenbei  andere  Verwaltungsaufgaben  auszu- 
fuhren haben.  Die  regelmässig  und  allgemein  werdende  Besteuerung,  zumal  das 
fjeldsteuersystem  und  die  Entwicklung  besonderer  Steuerarten  (indireetc  Steuern)  führt 
auch,  theils  schon  für  den  Veranlagungs-  und  Erhebungsdienst,  thcils,  wo  dieser  noch 
anderen  Verwaltungsorganen  oder  Commuualorganeu  verbleibt  oder  neu  übertragen 
wird,  wenigstens  für  die  Ansammlung  der  Gelder  in  Kassen ,  für  das  Verrcchnungs- 
wesen  und  für  den  Ausgabedienst  zu  eigenen  localen  Finanz-Beamten  und  Be- 
hörden (wie  in  Deutschland  die  „  Ren  t  meist  er "  uud  ..Rentämter").  Das  17.  und 
IS.  Jahrhundert  sind  bei  uns  in  Deutschland  wie  in  anderen  europäischen  Staaten 
bereits  emsig  bemüht,  diesen  localen  Finanzdienst,  das  sich  ihm  anschliessende  Pro- 
vincial- und  Central- Fiuanzbchörden-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  nach  bestimmten 
theoretischen  Regeln  und  practischen  Grundsätzen  „rationell"  zu  gestalten  (Preussen, 
Oesterreich.  Frankreich  im  IS.  Jahrhundert,  v.  Seckendorf f,  v.  Justiz  So  bereitet 
sich  die  moderne  Organisation  des  Finanzdienstes  und  dos  finanziellen  Behörden-. 
Etat-,  Kas»cn-  und  Rechnungswesens  bereits  allgemein  vor.  Die  vielfach  schon  tech- 
nisch ganz  guten  Einrichtungen  am  Schluss  des  ancien  regime  trugen  hier,  wie  auf 
anderen  Verwaltnngsgebieten ,  nur  noch  die  Spuren  der  alteren  volkswirtschaftlichen 
und  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  an  sich,  unter  denen  das  frühere  Finanzwesen 
sich  entwickelt  hatte.  Der  Hauptübelstand  lag  in  Mängeln  des  öffentlichen  Rechts, 
in  immer  noch  nicht  vollständiger  oder  nicht  genügend  verbürgter  Trennung  der  Hof- 
und  Staatsfinanzen  und  in  dem  vom  absoluten  Fürsten  ausgeübten  Anw eisungs recht 
gegenüber  den  öffentlichen  Kassen.  Ein  Recht,  von  dem  tüchtige  Regenten  wohl  nur 
Uberwiegend  zu  öffentlichen  Zwecken  und  zum  Nutzen  des  Landes  Gebrauch  machten, 
was  aber  selbst  hier  für  die  Ordnung  der  Finanzen  Gefahren  barg  und  das  von  un- 
tüchtigen Regenten  immer  wieder  zu  persönlichen  Zwecken  missbraucht  werden  konnte 
nnd  wurde.   Damit  war  keine  dauernde  Ordnung  des  Staatshaushalts  vereinbar. 
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§.  83.  -  C.  Neueste  Zeit  der  verfassungsmässigen 
Finanzverwaltung.  Entwicklungen  im  öffentlichen  Recht 
waren  es  denn  auch  vornemlich,  welche  die  hauptsachlichen  neuesten 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  formellen  Ordnung  des  Finanz- 
wesens und  des  Finanzdienstes  herbeigeführt  haben,  — -  in  England 
dank  der  schon  frtiher  erreichten  Consolidation  seiner  Verfassungs- 
verhaltnisse zuerst,  besonders  seit  der  zweiten  Revolution,  auf  dem 
Continente  Europas  seit  den  grossen  politischen  Bewegungen  im 
Gefolge  der  französischen  Revolution. 

Die  vollständige,  dauerudo  und  mit  genügenden  Onutelen  verbürgte  Trennung 
der  Hot-  und  Stnatslinan/cn,  die  erst  so  erreichte  völlige  Selbständigkeit  des  Finanz- 
diensts als  eines*  (ilieds  des  grossen  Organismus  der  modernen  öfl'ontlichcn  Verwaltung, 
die  technisch  vollendete  Ausbildung  des  Etat-  und  Oontrolwesens  sind  allgemeine  Er- 
rungenschaften dieser  Periode,  nicht  nur  in  den  Staaten  mit  sogen.  Kcpräsentativ- 
verfassung,  sondern  auch,  wenngleich  immer  noch  weniger  gesichert,  in  den  sogen, 
absolut-monarchischen  Staaten  (l'reusscn,  Oesterreich  vor  184*.  Russland).  Leberall 
bricht  sich  ferner  gegenüber  der  früheren  provincicllen  Zersplitterung,  dem  Üeber- 
rest  der  alteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  der  Gedanke  der  Staatseinheit  jetzt 
Hahn  und  löst  sich  der  Staatsbegrifl  von  der  patrimonialeu  Auffassung  los.  Das  hat 
auch  für  das  Finanzwesen  und  speciell  für  die  Organisation  des  Finanzdiensts,  fur  das 
Finanzbehörden-  und  das  Etatwesen  grosse  Bedeutung:  Einheit.  Einheitlichkeit,  grössere 
<ileichinüs>igkcit  im  Staatshaushalte,  Centralisation  der  Einnahmen,  fiscal ischc  Kassen- 
cinheit.  Concentration  der  Leitung  des  Finanzdiensts  in  Einer  obersten  Oeutralstclle. 
dem  nunmehrigen  „Finanzministerium",  sind  die  Folge.  Dieses  Ministerium  erhält 
auch  in  den  Staaten  ohne  Volksvertretung  als  erste  leitende  Verwaltungsinstanz  in 
allen  Finanzsacheu  eine  bevorzugte  Stellung  beim  Entwurf  des  Etats,  bei  der  Bewilli- 
gung höheren  Aufwands  in  demselben  für  die  anderen  Vei waltungszwcigc  und  ist  da* 
entscheidende  Verwaltungsorgan  unter  dem  Staatsoberhaupt  für  die  Gestaltung  und 
Fortbildung  der  Einnahmewirthschaft. 

Zum  Abschluss  kommt  diese  Entwicklung  durch  die  modernen 
„Verfassungen"  in  den  Staaten  mit  Volksvertretung.  Hier 
erlangen  die  „Stände",  „Kammern",  „Parlamente"  das  politisch 
besonders  wichtige  Recht  einer  entscheidenden  Mitwirkung  bei  der 
Aufstellung  des  Etats  und  bei  der  Finanz-,  besonders  der  Steuer- 
gesetzgebung. Es  entsteht  dadurch  erst  eine  hinlänglich  verbürgte 
„verfassungsmässige  Finanzverwaltung",  namentlich  eine 
Finanzcontrole  in  Betreff  der  Prüfung  und  der  Innchaltung  des 
Etats.  Das  Etat-  und  das  Controlwcscn  (die  administrative  und 
politische  Controle  §.  80)  werden  Hauptangelegenheiten  des  ver- 
fassungsmässigen Rechts  der  Volksvertretung.  Die  Verwaltung, 
insbesondere  die  im  Finanzministerium  znsammengefasste  Finanz- 
verwaltung werden  für  die  Führung  des  Staatshaushalts  dieser 
Vertretung,  wie  schon  bisher  dem  Staatsoberhaupt,  verantwortlich. 
Auch  dies  wichtige  staatsrechtliche  Princip  bedingt  wieder  eine 
Steigerung  der  Anforderungen  an  die  technisch  zweckmässige 
Einrichtung  des  Finanzdiensts,  des  Finanzbehördenwesens,  des 
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Zahlungs  ,  Caasen-,  Rechnungs-  und  Controlwesens.  So  wird  die 
formelle  Ordnung  des  Staatshaushalts  erst  in  der  gegenwärtigen 
Epoche  der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft"  mit  den  not- 
wendigen öffentlich-rechtlichen  Garantiecn  umgeben. 

II.  Zur  Geschichte  des  Finanzdienstes  einzelner  Staaten. 

§.  *0.  —  I.  Altcrtbutn.  Griechenland.  Was  man  heute  Uber  die  alt-, 
rriechischc  Finauzverwaltung,  namentlich  die  athenische  weiss,  ist  wenig,  spo- 
radisch, im  Einzelnen  unsicher  und  die  historische  Entwicklung  dieser  Dinge  entzieht 
Mch  vollends  grosse ntheils  der  Kcnntniss.  Dennoch  genügt  das  Bekannte,  um  sich 
-in  ungefähres  Bild  von  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  zu  macheu.  Mau  sieht, 
dass  hier,  besonders  in  Athen  während  seiner  Blüthezeit  eine  linauztechnisch  und 
staatsrechtlich  hoch  ausgebildete  Finanzverwaltung  bestand,  welche  in  ihren  typischen 
<>rundztigen  den  modernen  Einrichtungen  gleicht,  --  ganz  naturgemüss,  da  es  sich 
hier  um  feste  logische  oder  naturliche  Kategorieen  von  Dingen  handelt,  welche  nur 
in  äusseren  Formpuncten  dem  geschichtlichen  Wechsel  unterliegen.  S.  das  Buch  2 
\ati  Böckh's  Staatshaush.  d.  Athener,  I.  Der  Uath  der  500  führte  die  Finauzver- 
waltung. Unter  ihm  fungirten  Behörden  und  Beamte  getrennt  für  die  drei  Haupt- 
•lienste,  die  Erhebung  der  Einnahmen,  das  Kassenwesen  mit  der  Besorgung  eines 
Theils  der  Ausgaben  ^sO  durch  die  athen.  Apodecten,  die  die  empfangenen  Gelder  als 
oberste  Kasseninstanz  an  Spccialkassen  abführten),  und  für  das  Rechnungs-  und  Control- 
wesen  (sehr  umfassende  Pflicht  zur  Rechenschaftslegung,  entwickeltes  V  erfahren  dabei, 
öeUeutlichkeit).  Zahlreiche  Finauzbeamten-Kategorien  kamen  in  diesen  drei  Dienst- 
zareigen  vor.  Ein  formliches  Etatwesen  in  Form  von  Voranschlägen  über 
Einnahmen  und  Ausgaben,  als  Grundlage  für  den  Finanzdienst  und  für  die  Ver- 
antwortlichkeit der  leitenden  Finanzverwaltungsbchörden  fehlte.  Ein  solcher  Ueber- 
schlag  wurde  „schwerlich  in  irgend  einem  hellenischen  Staate  regelmässig  und  im 
Voraus  angefertigt.'  Böckh  I,  2*0. 

Horn.  Trotz  mannigfacher  Lücken  reieht  das  Material  über  die  Finanzverwal- 
tung Korns  aus,  sich  ein  ziemlich  genaues  Bild  davon  zu  machen  und  die  hauptsäch- 
lichen Veränderungen,  welche  die  Erhebung  der  Stadt  zum  Weltreich  und  der  l  eber- 
sang von  der  republikanischen  zur  monarchischen  Regierung  mit  sich  brachten,  ge- 
schichtlich zu  verfolgen.  Die  neueren  Arbeiten  von  Th.  Mommsen,  II.  Mar- 
quardt. 0.  Hirschfeld,  Lange  u.  m.  a.  haben  unter  Mitbenutzung  des  inschrift- 
lichen  Materials  Vieles  auch  im  Detail  festzustellen  vermocht.  S.  bes.  Marquardt, 
r*m.  Staatsverwalt.  II  (1*76)  S.  70,  144,  109,  2*6  rf.  —  300.  Mommsen,  röin. 
Staatsrecht  (I.  Aufl.)  II,  1.  Abth.  (1*74).  S.  510— 53*  (Quästur),  II,  2  Abth.  S.  »S3— 
••53  ^Staatskassen)  und  manches  Andere  passim.  L.  Bouchard,  sur  l'administration 
<les  iinances  de  l'empiru  romain  dans  les  dorniers  tcinps  de  son  existence,  Paris  (ohne 
Jahreszahl,  um  1*70),  bes.  ch.  1,  11  — 13.  Eine  kurze  Uebcrsicht  auch  nur  des  Wich- 
tigeren liisst  sich  ohne  ein  uns  hier  unmögliches  Eingehen  auf  Einzelheiten  nicht  wohl 
getan.   Nur  einige  Puncto  seien  daher  hier  hervorgehoben. 

Vielleicht  zu  den  ursprünglichen  seit  Begründung  des  Amts,  jedenfalls  zu  den 
sehr  alten  Functionen  der  Quaestorcs  urbani  gehörte  die  Kasseuverwaltung 
Mommsen,  II,  1,  510  II'.).  Sie  hatten  die  Aufsicht  über  das  acrarium,  den 
Staatsschatz  und  die  Staatskasse  und  über  Alles,  was  darin  war,  einschliesslich  der 
Kassenbücher,  später  der  Abrechnungen  des  Aerars  mit  den  Provincialstatthaltcrn. 
..Als  Verwalter  der  römischen  Kasse  waren  die  (Juästoren  verbunden,  die  für  den 
Staatsschatz  bestimmten  Zahlungen  entgegenzunehmen  und  die  aus  demselben  ange- 
wiesenen zu  leisten"  (Mommsen  a.  a.  0.  S.  514).  Doch  gelangten  nicht  alle  Ein- 
nahmen in  diese  Kasse,  sondern  in  Specialkassen,  „die  rechtlich  Theile  des  acrarium, 
al*:r  thatsäcblich  davon  getrennt"'  waren,  Kassen,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
^  B.  für  das  zur  Soldzahlung  dienende  tributum)  aber  rechnungsmässig  durch  die 
Bücher  der  Quästoren  liefen,  —  also  insofern  das  Princip  der  Staatskassen-Einheit. 
Kinzelne  Arten  von  Einnahmen  und  Ausgaben  wurdeu  verschieden  behandelt,  „lieber 
Jas  eigentliche  Kassenverfahren  ist  sogut  wie  nichts  bekannt"  (Mommsen  II.  1, 
A.  Wttjfnfr.  Kinaiuwi<**ii».-Iiafi.   I.    3.  Aull.  13 
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521).  Mit  der  kaiserlichen  Zeit  gingen  in  der  Besetzung  dieses  Amts  der  Acrar- 
Quästur  und  dann  in  diesem  selbst  Aenderungen  vor  sich. 

„Ein  fester  Etat,  in  welchem  Ausgaben  und  Einnahmen  gegen  einander  ab- 
gewogen waren,  scheint  zur  Zeit  der  Republik  niemals  aufgestellt  worden  zu  sein" 
(Marquardt  a.  a.  ().  S.  77).  Erst  Augustus  Hess  einen  solchen  Etat  auf  Grund 
umfassender  Vorbereitungen  herstellen  (rationarium ,  breviarium  iinperii).  Unter  den 
ersten  Kaisern  erfolgten  Veröffentlichungen  daraus.  Aber  vom  Inhalte  ,  der  sich  auf 
die  Kassen  -  Bestände,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ausserdem  auf  verschiedenes 
Andere,  bezog,  ist  nichts  auf  uns  gekommen.  Nur  von  den  Vorbereitungen  ist 
Einiges  bekannt  (Marquardt  19!*.  Mommsen,  H,  2.  Ahth.  953i.  Die  öfters  ver- 
suchten Schätzungen  der  Neueren  Uber  die  Höhe  der  römischen  Staatseinnahmen  und 
Ausgaben  sind  sammtlieh  sehr  unsicher  (Marquardt  S.  280), 

Von  besonderer  staatsrechtlicher  und  finanztechnischcr  Wichtigkeit  war  die  Ge- 
staltung des  Kassen  wesens  seit  der  Kaiserl.  Zeit  (Marquardt  S.  293  fl".,  Momm- 
sen II,  2.  Abth.  S.  934).  Die  Entwicklung  der  Dinge  ist  hier,  entsprechend  der 
immer  absoluter  werdenden  Gewalt  des  Monarchen,  cinigermaassen  die  analoge  wie 
in  der  neueren  Zeit  des  Niedergangs  der  ständischen  Macht  und  die  umgekehrte  wir 
seitdem  in  der  Periode  der  Loslösung  des  modernen  Staats  von  der  patrimonialeu 
Auffassung  und  seit  der  Ausbildung  der  constitutionellen  Staatsform.  Das  acrarium 
Saturni  der  Republik,  damals  die  einzige  Haupt-Staatskasse,  wurde  nach  der  Thei- 
lung  der  Provinzen  in  senatoris«  he  und  kaiserliche  zur  Staatskasse  bloss  für  dir 
ersteren.  Obgleich  der  Senat  darüber  rechtlich  verfugte,  kam  doch  auch  diese  Kass' 
mehr  und  mehr  unter  die  maas>gebcnde  Leitung  des  Kaisers.  Langer  noch  formell 
getrennt  neben  dem  Fiscus  bestehen  bleibend,  wurde  sie  im  X.  Jahrhundert  zur  blossen 
Stadtkasse  und  der  Fiscus  die  einzige  Haupt-Staatskasse.  Der  fiscus  (f.  Oacsarisl. 
ist  die  von  Augustus  begründete  eigentliche  kaiserliche  Staatskasse,  in  welclic 
vor  Allem  die  Einnahmen  aus  den  kaiserlichen  Provinzen,  ferner  gewisse  Einnahme» 
von  Domänen  und  Abgaben  auch  aus  den  senatorischen  Provinzen  lliessen,  auf  welcher 
aber  Ausgaben  wesentlich  öffentlichen  Characters.  nur  von  nächstem  Intcres*' 
auch  für  den  Monarchen  lasten,  für  die  Unterhaltung  des  Heeres,  der  Flotten.  d<> 
Kriegsmaterials,  für  die  Besoldung  der  Beamten,  die  Versorgung  Borns  mit  Getreide, 
die  Militärstrasscn .  die  Post,  die  Staatsbauten.  Vom  Fiscus  als  kaiserl.  StaatskasH 
unterschied  sich  eine  kaiserl.  Privatkassc  <p a t r i in o n i u m  Caesaris\  die  alx  r 
doch  mehr  die  des  Fürsten  als  solchen  als  reines  Privat-  und  Familienvermögen  (re> 
familiaris)  gewesen  zu  sein  scheint.  Entsprechend  den  Verhältnissen  des  absolut- 
monarchischen Staats  war  die  Trennung  von  Fiscus  und  Privatkasse  eine  schwankende, 
thatsächlich  nicht  wesentliche.  Neben  diesen  Oentralkassen  errichtete  Augustus  end- 
lich noch  im  aerariuin  militare  eine  mit  bestimmten  Einnahmen  (n.  A.  der  Krb- 
schaftssteuer)  ausgestattete  „Militärpensionskasse".  Für  den  Erhebungs-,  Ausgabe-. 
Verrechnnngs-  und  <  'ontroldienst  bestand  nun  ein  sehr  entwickeltes  Aemtersystem  auch 
in  den  Provinzen.  U.  A.  in  jeder  Provinz  eino  Provincialkasse  (fiscus  provinciaA 
unter  ihr  verschiedene  Einnahmeämter;  bei  jedem  Truppentheil  ein  fiscus  rast  renn* 
filr  die  Ausgaben.  Besondere  Organe  ähnlicher  Art  hatte  das  Acrar,  solange  es  Staats- 
kasse war,  nnd  die  kais.  Privatkasse  (Marquardt  S.  ,H04^.  Für  den  Erhebungsdici^t 
ist  die  Aufgabe  durch  das  ausgedehnte  System  der  Verpachtung  der  Steuern  und 
Gefälle  vereinfacht  worden.  Allerdings  wurde  im  kaiserlichen  Kom  die  provimiale 
Hauptsteuer,  „die  Grund-  und  Vermögenssteuer  nicht  mehr  verpachtet,  sondern  von 
den  Behörden  des  Reichs,  unter  Vermittlung  der  städtischen,  direet  erhoben"  (Mouim- 
sen  II.  2,  947).  Aber  wichtige  Einnahmen,  so  die  Erbsehafistcuer,  die  Zölle,  manche 
Domänerigcfälle,  blieben  verpachtet.  Die  Dachgesellschaften  und  ihre  einzelnen 
„Bureaus"  in  den  Stcuerbezirken  standen  indessen  unter  einer  gewissen  Controlc  dnreh 
beigegebene  kais.  Beamte  und  die  Schlussrechnungen  gingen,  nach  Mommsen,  nach 
Horn  {eb.  S.  9 IS).  So  deutet  alles  das,  was  von  Nachrichten  Uber  die  römwek 
Finauzvcrwaltung  auf  die  Gegenwart  gekommen  ist,  so  viel  Unsicheres  auch  im  Ein- 
zelnen bleibt,  darauf  hin.  dass  die  damaligen  Einrichtungen  in  ihrer  späteren  Ent- 
wicklung zur  Zeit  des  wohlgeordneten  röm.  Weltreichs  denjenigen  moderner  (iross- 
staaten  sehr  ähnlich  gewesen  sind,  —  was  ja  auch  natürlich  genug  ist. 

S7.  —2.  Früheres  Mi  t  telaltcr,  besonders  in  Deutsc bland.  Die  römi- 
schen Einrichtungen  gingen  zunächst  in  die  Staaten  mit  Uber,  welche  sich  auf  den 
Trümmern  des  röm.  Reiches  in  der  romanisch-germanischen  Welt  neu  bildeten.  Aber 
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•las  Meiste  davon  gerieth  doch  bald  in  Verfall  und  verschwand  unter  den  ganz  ver- 
änderten wirtschaftlichen,  socialen  nnd  politischen  Verhaltnissen.  Erst  allmälig  ent- 
wickelte die  neue  Staatonwelt  nach  ihren  Bedürfnissen  ihre  neue  Finanzverwaltung, 
technisch  und  rechtlich  viel  unvollkommener,  als  die  römische  Verwaltung  gewesen. 
Einzelnes  bildete  sich  spater  auch  wohl  mit  nach  antikem  Muster  und  nicht  erst  mit 
der  späteren  Einbürgerung  des  röm.  Rechts,  sondern  schon  früh  beim  fränkischen 
Künigtham  fand  das  römische  Fiscal  rocht  eine  gewisse  Anerkennung  und  Nach- 
ahmung, was  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  (Gestaltung  des  Finanzwesens,  besonder*  der 
Einnahmen  blieb. 

Im  fränkischen  Reich  der  Merovinger  findet  sich  unter  den  höchsten 
Ilofbeamtcn  bereits  ein  eigener  Schatzmeister  oder  Kämmerer  (thesaurarius). 
•Jer  den  Schatz  und  was  damit  in  Verbindung  stand,  die  (Geschenke  u.  s.  w.  verwai- 
ste (Waitz.  Verf.gesch.  lt.  2.  Aufl..  402)  Der  Hegrill  des  Fiscus  im  römischen 
Sinne  hat  sich  auch  bei  den  Merovingern  erhalten,  wenngleich  etwas  modificirt.  Er 
bedeutet  die  königl.  Kasse  und  weiter  alles  königl.  Eigeuthum  und  was  dazu  gehört 
an  Einkünften  u.  dgl.,  auch  den  Schatz,  der  in  der  Schatzkammer,  dem  aerarium 
(aer.  pnblicuin)  bewahrt  wird  und  die  Einnahmen  empfängt.  Eine  Trennung  des 
«igrentlichen  öffentlichen  und  des  königlichen  Vermögens  und  Einkommens  fehlt  aber 
uaoh  Lage  der  Verhältnisse.  Für  die  Verwaltung  der  (Güter  und  die  Erhebung  der 
v  lt^n  genau  zu  trennenden  steuerartigen  und  herrschaftlichen  Abgaben .  (Gefälle",  der 
Strafgelder  dienen  im  Lande  die  gewöhnlichen  allgemeinen  Beamten,  die  (Grafen,  auch 
<lie  domestici.  unter  ihnen  die  örtlichen  Beamten,  Virarien.  Tribunen,  Schulthcissen, 
'lie  Wirthschaftsbeamten  der  Domänen,  keine  eigenen  Finanzbeamten,  mit  Ausnahme 
der  Zöllner  (Waitz,  II,  617— 626,  112).  Hiillmann,  D.  Fin.gesch.  246). 

In  der  caroli n g ischen  Zeit  ging  die  Entwicklung  auf  der  so  geschaffenen 
«Grundlage  fort,  Carl  M.  wie  seine  Nachfolger  schärfen  in  den  Capitnlarien  auf  finanz. 
Gebiete  mehr  alte  Normen  ein,  als  dass  sio  neue  (Grundsätze  durchführten.  Das  Major- 
domat  war  selbst  durch  die  Theilnahme  an  der  Verwaltung  des  königl.  (Guts  mit  zu 
seiner  Macht  gelangt.  Der  Kern  der  Finanzwirthschaft  war  nach  wie  vor  das  könig- 
liche Domänengut,  und  blieb  das  noch  lange  nach  der  carol.  Zeit.  Die  Verwaltung 
'lieser  (Güter  durch  eigene  Wirthschaftsbeamte  unter  Aufsicht  vou  Ilofheamtcti  und 
i'ontrolc  der  Sendboten  wird  bes.  im  capit.  de  villis  von  Carl  M.  genau  geordnet.  Ver- 
zeichnisse,  Beschreibungen  und  Inventare  werden  aufgenommen  (vgl.  Waitz,  IV. 
Kap.  6,  bes.  S.  119  IE,  v.  I  nam  a-Sternegg,  Deutsche  Wirthsch.gesch.  1,  321  II'., 
Hüll  in  a  im.  Fin.gesch.  1  ff.,  1«)  ff.,  36  IIA  Eine  besondere  Finanzvcrwaltung  und 
eigene  Finanzbearate  fehlen  bei  dem  Character  des  ganzen  Staatswesens,  der  Ver- 
mischung des  örfentlichen-rechtlichen  und  privatrechtlichen  Moments,  der  vorherrschen- 
■ien  Naturalwirthschaft  (vgl  bes.  Waitz  a.  a.  0.). 

In  der  folgenden  Periode,  etwa  vom  iL  — 13.  Jahrhundert,  gewann  zwar  die 
•ieldwirthschaft  schon  mehr  Boden  und  die  Heercsverfassung  änderte  sich  und  begann 
irie.hr  (Geldbedarf  zu  schaffen.  „Doch  war  man,  sagt  Waitz,  VIII,  216,  weit  entfernt 
von  einer  nach  irgend  welchen  allgemeinen  (iesichtspuneten  geordneten  Finanzwirth- 
vbaft.  Als  Regel  galt  noch  immer,  dass  die  staatlichen  Bedürfnisse  möglichst  durch 
lireetc  Leistungen  zu  befriedigen  seien:  öffentliche  Ausgaben  und  die  des  Königs 
waren  nicht  geschieden  und  deshalb  auch  die  Einkünfte  nicht  auseinander  gehalten, 
für  die  Verwaltung  dieser  waren  keine  besonderen  Einrichtungen  getroffen.  Auch  in 
<len  einzelnen  Ftirstenthümern  verhielt  es  sich  nicht  wesentlich  anders,  was  sich  fand, 
trug  nur  den  Character  einer  grösseren  Privatwirtschaft  an  sich."  Der  ..Kämme- 
rer'4 hat  die  Finanzgeschäfte,  soweit  von  solchen  zu  reden  ist,  zu  leiten.  Der  Auf- 
bewahrungsort des  Einkommens  und  der  kön.  Kasse  wird  camera,  Kammer  ge- 
nannt, woneben  die  Ausdrücke  fiscus,  aerarium,  thesaurus,  Schatz  in  der  früheren 
Bedeutung  vorkommen,  mit  etwas  verschiedenen  Nebenbedeutungen  (Waitz,  VIII, 
21!)  ff'.).  Sonst  fehlen  eigene  Finanzbeamte  auch  auf  den  (Gütern  und  im  Lande  wohl 
weh  fast  ganz,  die  Wirthschaftsbeamten  (Amtleute)  und  allgemeinen  Verwaltungs- 
beamten  (Vögte)  besorgen  auch  hier  den  unteren  Dienst  für  die  etwaigen  Finanz- 
en hafte,  Erhebung  von  Abgaben,  (Gefällen,  Bewcrkstelligung  von  Ausgaben  mit. 
Auch  „an  umfassenden  Aufzeichnungen  über  das,  was  dem  König  an  Besitzungen  und 
Einkünften  zustand  oder  durch  und  für  ihn  zur  Verwendung  kam,  hat  es  wahrschein- 
lich in  Deutschland  gefehlt"  (Waitz.  VIII,  223).  Also  noch  nichts  von  „Etatwesen". 
Mit  dem  allmäligen  Herabsehen  der  Reichsgewalt,  dem  Verluste  der  meisten  Domänen 

13* 


Digitized  by  Google 


19ß 


1.  B.  I.  K.  Formelle  Ordnung.  1.  A.  Finanzdienst.  §.     —  S'K 


und  Regalien,  dem  Fehlen  eiuer  bleibenden  Reichsbesteuerung,  dem  Ueborgang  der 
Zelle  u.  s.  w.  an  die  Territorialgewalten,  dem  Mangel  eigentlicher  öffentlicher  Reichs- 
ausgaben ist  in  der  Folgezeit  im  Deutschen  Reiche  als  solchem  natürlich  von  einer 
eigenen  Finanzverwaltung  immer  weniger  die  Rede.  Die  verbliebenen  Domanial-  und 
anderen  Einkünfte  wurden  auf  Reichsgutem  ähnlieh  wie  in  den  Territorien  verwaltet, 
die  seltenen  Reichssteuern  von  den  Städten  und  Territorien  meist  hier  eigens  erhoben 
und  an  die  kais.  Kammer  abgeführt.  Dies  gilt  grossentheils  auch  von  den  Heichs- 
steuern  des  15.  und  Di.  Jahrhunderts  (dem  „gemeinen  Pfennig"  und  der  „Türken 
Steuer"),  konnte  mangels  eigener  Verwaltungsorgane  des  Reichs  und  angesichts  der 
bereits  ziemlich  ausgebildeten  Verwaltungsnaschincric  der  Territorien  auch  kaum 
anders  sein ,  erklärt  aber  das  ganz  unzulängliche  Eingehen  solcher  Abgaben  inif 
(Weizsäcker,  Rede  über  d.  gesehichtl.  Entwickl.  u.  Idee  einer  allgem.  Reichssteuer. 
Berl.  lbv>). 

§.  >S.  —  3.  Deutsche  Fiuanzverwaltung  in  deu  Territorien  und 
Ei  nzel Staaten.  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  deutschen  politischen  Verhält- 
nisse erklärt  es,  dass  vom  späteren  Mittelalter  an  nur  eine  territoriale  und  locale 
Finanzverwaltung  in  Betracht  kommt.  Am  Frühsten  bildet  sich  die  locale  in  den 
Städten  ans,  weil  hier  zuerst  eigentlich  öffentliche,  „ gerne iu  wi  r  thschaft- 
liche"  Bedarfnisse  Befriedigung  erheischen,  dafür,  zumal  in  Städten  mit  weuig 
(ieineindevermogen  und  deshalb  vorherrschender  Steuerwirthschaft ,  umfassende  Ein- 
richtungen zur  Einnahmeboschaffung  getrollen  und  öffentliche  Organe  zur  Leitung  und 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  bestellt  werden  müssen.  In  den  „Städten  ent- 
wickelte sich  zuerst  ein  geordneter  öffentlicher  Haushalt;  in  ihnen  bildeten 
sich  zuerst  im  deutschen  Gemeinwesen  Steuern  im  heutigen  Sinne  des  Wort? 
und  eine  St  aats  w  i  r  t  hsc  h a  ft  heraus,  in  welcher  die  Geldwirthschaft  durchgeführt 
wurde,  die  Haupteiuuahine<iuelle  in  Stenern  bestand,  in  welcher  auch  der  Ölieutlichu 
Credit  in  mannigfacher  Weise  zur  Bestreitung  ordentlicher  und  ausserordentlicher 
öffentlicher  Ausgaben  zur  Auwendung  kam  und  eigene  Finanzorgane  uuter 
öffentlicher  Controle  nach  gesotzlicher  Vorschrift  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
öffentlich-rechtlichen  Gemcinwirrhschaft  besorgten"  (Schön  borg,  Fiu.verf.  d.  St. 
Basel,  Tüb.  1S7'J,  S.  !»  II.).  „Die  zweckmässige  Organisation  der  Finaiizverwaltuiic 
war  daher  in  den  Städten  bereits  lange  ein  wichtiger  Zweig  der  öffentlichen  Verwal- 
tung, ehe  in  den  Territorialstaaten  auch  nur  das  Bedürfniss  danach  vorhanden  war" 
S.  II).  Wahrscheinlich  hat  die  städtische  Finanzverwaltung  später  deu  Terri- 
torien mit  zum  Muster  gedient,  wie  z.  B.  Arnold  (Verf.gesch.  d.  deutschen  Frei- 
städte, 1S54,  II,  13H,  bei  Schön  berg  a.  a.  0.)  auch  annimmt,  Schön  borg  selbst 
mit  Rucksicht  auf  erst  noch  erforderliche  weitere  Untersuchungen  dahin  gestellt  sein 
lässt.  In  Basel  {Schönberg,  S.  23  II.)  war  im  14.  Jahrhundert  der  Rath  auch 
die  höchste  Finanzbehörde,  die  Ausführung  seiner  Beschlüsse  in  Finanzsachen  und 
die  eigentliche  Finanzverwaltung  hatie  seit  Mitte  des  14.  Jahrh.  ein  besonderes  Colle- 
gium  von  7  Personen  (die  „Sieben".  5  Rathsherren.  2  Zunftmeister").  „Sio  wareu  das 
eigentliche  administrative  Central-Finanzorgan.  Sie  hatten  die  Stadtkasse  hinter  sich 
(drei  von  ihnen  führten  die  Schlüssel  dazu),  empfingen  direct  oder  indireet  durch 
andere  Finanzbeamte  die  Einnahmen  und  besorgten  nach  den  Anweisungen  des  Raths 
die  Ausgaben"  (eb.  S.  31).  Ueber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  genaue 
Wochen- Rechnungsbücher  geführt.  Am  Ende  der  Amtsführung  hatten  die  Sieben  eine 
Rechnung  aller  Einnahmen  und  Ausgaben  zusammenzustellen  und  dem  Rath  zu  über 
geben,  um  Decharge  zu  erhalten.  Auch  Jahresabschlüsse  wurden  gemacht  un-i 
alle  diese  Abrechnungen  in  besoudere  Bucher  eingetragen.  Ein  anderes  Collegiuin. 
das  im  15.  Jahrh.  dazu  kam,  das  der  13,  scheint  in  Finanzsachen  die  Entscheidungen 
des  Raths  mit  vorbereitet,  die  Ausführung  der  Rathsbeschlüsse  mit  besorgt,  die  Thätigkeit 
der  sp  -ciellen  Finanzorgane  überwacht  zu  haben,  —  also  ciue  Art  Coutrolorgau  gewesen  zu 
sein  (Schönberg  S.  4U).  Noch  ein  anderes,  aus  ständigeren  Mitgliedern  bestehendes 
Organ,  die  „Dreier",  hatte  neben  den  Siebenern  eine  Function  der  Mitwirkung  an  den 
Finanzgeschäften  und  vielleicht  speciell  die  Stadtschuldeuverwaltung  in  Händen  tSchön- 
berg,  S.  45»:.  Die  Siebener  wie  die  Dreier  erhielten  Honorar.  Als  untere  Ausfüh- 
rungsorgane besonders  für  die  speeielle  Erhebung  einzelner  Einnahmen  und  für  die 
Besorgung  einiger  Ausgaben  waren  E iuzclbeamte  vorhanden,  die  in  gewissen  Ter- 
minen die  Hinnahmen  an  die  Siebener  abzuführen  und  ihnen  Rechnung  zu  legen 
hatten  («  b.  S.  50,  Daten  über  die  Gehalte  uud  Löhne  der  Stadtbcamteu  in  14'U)S.  55!» 
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§.  M>.  Die  Territorialhnanzen  behielten  länger  ihren  Schwerpunct  in  den  Do- 
mänen. Kegalien  und  alten  Abgaben  und  Gefällen  mancherlei  Art.  eigentliche  um- 
fassendere Steucrwirthschaft  kam  erst  später  und  als  bleibende  Einrichtung  erst  vom 
Ja. — 17.  Jahrhundert  hinzu,  als  auch  hier  mit  der  Umgestaltung  des  Heerwesens,  der 
Notwendigkeit  vermehrter  „innerer",  polizeilicher,  wirtschaftlicher  Vorwaltungs- 
ihätickeit,  mit  der  starkereu  Entwicklung  der  Geld  Wirtschaft  der  Finanzbedarf  stieg, 
mehr  als  Geldbedarf  erschien  und  neue  Einrichtungen  zu  seiner  Besorgung  und 
Deckung  erforderlich  wurden.  Die  Ausbildung  der  landständ ischen  Verfassung 
hingt  eng  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen.  Es  galt  für  die  Stände,  ihre  her- 
gebrachten Rechte  und  Privilegien  zu  erhalten;  das  gefährdetstc  dieser  Rechte  war 
k'i  dem  steigenden  Finanzbedarf  und  der  oftmals  fühlbaren  Finanzuoth,  welche  zu 
schlimmer  Sehuldenwirthscbaft  führte,  die  Freiheit  von  Beten  oder  Steuern,  wäh- 
rend die  Territorialgewalten  unbedingt  mehr  und  neue  Steuern  brauchten.  Eben  dies 
führte  zu  Verhandlungen  mit  den  Ständen,  um  Hilfe  zur  Abtragung  von  Schulden 
und  zur  Bestreitung  von  Ausgaben  mittelst  Steuern  zu  erhalten.  Daraus  ging  die  Ver- 
einigung der  Stände  und  die  landständischo  Verfassung  mit  hervor.  Wenn  dabei  auch 
andere  Momente  noch  mitwirkten  und  andere  Dinge  in  den  Versammlungen  erledigt 
rurden,  so  war  doch  die  ständische  Stcuerbewilligung  meistens  der  Kern  von 
Allein.  (S.  daher  auch  Fin.  II.  §.  355,  bes.  350  u.  nberh.  Abschn.  2  das.  S.  1!>5  II.: 
„die  Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  u.  zum  polit.  Stände- 
»-esen".  —  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Kechtsgesch.  II,  §.  423  II'.  Als  Beispiele  der 
Kittwicklung  der  Dinge  im  Einzelnen,  ausser  den  Noten  bei  Eichhorn,  s.  u.  A.  Kries, 
histor.  Entwickl.  d.  Steucrverfass.  in  Schlesien,  Brcsl.  1 S42.  Falke.  Steuerbewillig, 
der  Landstände  in  Kur-Sachsen,  Tab.  Ztschr.  1S74,  1S75,  Riecke,  Verfass.  u.  s.  w. 
Wörtern  bergs  1SS2,  S.  12  11'.). 

Es  bildete  sich  so  der  Begriff  des  „Kammerguts"  rechtlich  genauer  aus  und 
<»  entstand  neben  der  fürstlichen  „Kam merkasse" ,  in  welche  die. Einkünfte  des 
Kammcrguts,  d.  h.  meistens  nur  die  Ueberschüssc  der  einzelnen  Ertragsquellen 
H«»isen.  —  über  die  unmittelbar  zur  Ertragsgewinnung  erforderlichen  Ausgaben  und 
über  die  allgemeinen  Verwaltungsausgaben  hinaus,  die  z.  B.  für  die  Vögte  und  die 
Üitnstmannschaft  gebraucht  wurden  —  die  landständischc  Steuerklasse.  Ein 
i'ewüses  Etatwesen  war  damit  schon  verbunden ,  weil  den  Ständen  der  Bedarf  der 
Fürsten  aus  der  Unzureichendheit  der  Mittel  der  Kammerkasse  erst  nachgewiesen 
werden  musste.  Ein  genaueres  Rechnung*-,  Specialkassen-,  Controlwesen  knüpfte  sich 
'Lina  nothwendig  an. 

In  der  Verwaltung  der  landesherrlichen  oder  Kammcreinkünfte  ging  aus  den 
i'.rschiedenen  hier  angedeuteten  Gründen  im  14. — 10.  Jahrhundert  denn  auch  eine 
Veränderung  hervor.(  Vgl.  bes.  Eichhorn,  III,  §.  43«,  IV,  §.  54'.0  Ein  eigentlicher 
höherer  wie  unterer  Finanz  dienst  beginnt  sich  von  der  allgemeinen  Verwaltung  los- 
zulösen.   Der  allgemeine  oberste  Verwaltungsbeamte,  der  jetzt  über  grössere  Districte 
als  ..Lindeshauptmann"  u.  dgl.  bestellt  wird,  hatte  zwar  auch  noch  die  Einlieferung 
und  Verrechnung  der  Einnahmen  unter  sich,  der  eigentliche  Finanzdienst  wurde  aber 
schon   von   besonderen   ("ameral-  oder  Finanzbeamten  („Ren  t  meist  er", 
..Kammermeister",  „Landsehreiber'  n.  dgl.  Namen  mehr'i  besorgt.    Solche  Spc- 
>  ialboamte  i Amtskassner ,   Amtsverwaltcr)  kommen  auch  bei  den  unteren  Aemtern 
mehr  und  mehr  auf.    Die  Nntiiralbcsoldungen  der  Verwaltungsbeaiulen ,  das  System 
der  Anweisung  derselben  auf  Domänen,   die  sie  dann  für  sich  selbst  zu  bewirt- 
schaften hatten,  und  auf  guLsherrlichc  (icfälle  hörten  noch  nicht  auf,  aber  die  Geld- 
besclduugcn  verbreiteten  sich  mehr.    Die  Duniänen  selbst  wurden  bis  zum  Ende  des 
IT.  Jahrh.  in  deutschen  Landen  meistens  auf  Rechnung  der  Kamtnerkassc  bewirth- 
-chaftet.  nicht  verpachtet    Ein  Theil  ihres  Ertrags  wurde  immer  noch  in  natura  dem 
Hofe  oder  den  Beamten  als  Besoldung  zugeführt,  aber  die  Verrechnung  und  die  (Cnn- 
trolo  wurden  methodischer  und  umfassender.    Im  10.  u.  17.  Jahrh.  bestand  die  Ver- 
änderung der  allgemeinen  Einrichtung  des  obersten  Beamtenwescns  in  der  Bildung 
von  Coilegicn  von  Rathen  („Hofrath",  ..Kanzlei".  ..Regierung"),   einem  oder  in 
grösseren   Landern   mehreren  für  die  einzelnen  Landesthcile.    Iiier  führte  die  Ver- 
mehrung der  (icschäfte,  die  steigende  Arbeitsteilung  und  das  Bedürfnis  nach  spe- 
mlhtisch  ausgebildeten   Iteamtcn   dann   zu   einer  Trennung  nach  Geschäfts- 
?r nppen.   Besonders  für  die  Besorgung  der  (icschäfte  des  Kammcrguts  entstanden, 
•td'arij»  Ms  eigene  Deputationen  der  Regierung,  dann  als  selbständige  Coilegicn  die 
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HofkaiuHicru  Eichhorn,  IV,  371.  Die  Einrichtung  und  Aufgabe  dieser  Kam- 
mern Mitte  des  1".  Jahrh.  behandelt  v.  Seckeudorf f,  teutseher  Furstenstaat,  TL  3, 
Kap.  4,  Frankf.  Ausg.  v.  Ifiöt»,  S.  '2A2  11.  genau.  Die  „Kammer"  oder  h'eut- 
kainmer  („Kenterey"  ,  auch  Kcchenkammer ,  Hof k.mimer]  hat  für  „die  recht.'  Ein- 
bringung der  furstl.  intraden"  und  für  ,die  gebührliche  Anwendung"  dersolbeu  zu 
sorgen.)  Wo  dann  vom  17.  Jahrh.  an  der  Eintfuss  der  Stände  in  Finanziellen  ge- 
brochen wurde  und  sich  die  Territorialgewalt  auch  im  Inneren  ziemlich  zur  absoluten 
entwickelte,  während  die  stehenden  Heere  und  die  gesauimtc  Landesverwaltung,  die 
sich  ohnedem  mehr  centralisirte,  den  Fiuanzbedarf  immer  mehr  steigerten  und  unbe- 
dingt grosser«;  Steuereinnahmen  verlangten  (Oesterreich,  Preussen.  Baieru  u.  a.  ni.), 
k:un  es  bereits  zu  einer  einheitlicheren,  alle  Arten  öffentlicher  Einnahmen,  Kauimer- 
einkunfte  und  Stenern  zusammenfassenden  Finanzverwaltung.  Anderswo  erhielten  sich 
mehr  die  älteren  Einrichtungen,  auch  selbst  die  förmliche  Rassentrennung,  nicht  nur 
wahrend  des  1?>.  Jahrb.,  sondern  noch  über  die  Sturme  «1er  französischen  Kriegszeit 
hinaus,  in  einzelnen,  besonders  einigen  kleineu  deutschen  Staaten  sogar,  mit  einige« 
Modificationen  in  Folge  «les  neueren  Vcrfassungsrechts,  bis  in  die  unmittelbare  Gegen- 
wart. Diese  Dinge  lassen  sich  überhaupt  nur  in  historischer  Betrachtung  ver- 
stehen. Sie  hängen  mit  der  IJechtsgcschichte  des  älteren  domanium  oder  Kamniergut> 
auf  das  Engste  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle  noch  nicht  einzugehen  ist.  Nur 
über  das  getrennte  Kassenwesen,  in  seiner  Bedeutung  für  die  formelle  Ordnung  des 
Staatshaushalts  uud  für  die  Finanzrcrwaltung  ist  hier  noch  Einige»  hinzuzufügen 
(z.  Tb.  nach  §.  151.  15,H,  151  der  2.  Aull,  dieses  Bands  l,  im  Anschluss  an  Kau 
Fin.  I.  §.  «10.  02,  O.H.  S.  auch  v.  Seckendorf f,  Furstenst.  Tb.  1.  Kap.  3,  Abschuß 
(von  der  ..Landes-Stcuoibatkcir,  Frankf.  Ausg.  v.  H»50  S.  222),  v.  Justi.  Staab- 
winhsch.  II.  V.».  Zachari  i.  D.  St.  u.  Bundesrecht  II.  §.  20!»  ff.,  210  11.  <2.  A.). 

§.  0<».  Die  Kass«  (itrennung  im  deutschen  territorialen  Finanz- 
wesen. Nach  den  anerkannten  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Landesstaatsrechts, 
welche   meist  noch  beim  Eintritt  der  Periode  der  neuen  Verfassungsbildungen  im 

10.  Jahrhundert  galten,  war  der  Begriff  des  ,.  K  am  mer  guts",  der  fürstlichen 
..Kauimereinkunfte",  die  in  die  .,K  am  me  rkass  c"  flössen,  eiu  ziemlich  um- 
fassender. Zuui  Kammergut  gehörten  nicht  nur  der  ländliche  Grundbesitz  uud 
Verwandtes,  die  Feldguter,  d.  h.  Garten-.  Beb-.  Ackerland.  Wiesen,  Weiden,  sammt 
Wirtschaftsgebäuden,  häufig  mit  gu t s he  rrli ch e n  Gerechtsamen,  dinglichen 
Berechtigungen  verbunden,  wobei  die  Feldguter  vielfach  grosse  HofgUter 
(Domänen  böfc  bildeten  (die  späteren  ..Kammergüter  im  en gereu  Siuue"  oder 
die  ..eigentlichen  Domän«'n").  ferner  Ge w e rksvor rieh  Hingen,  als  Mühlen,  Braue- 
reien u.  «Igl.  m..  auch  wohl  Wohngebäude,  dann  die  Waldungen.  Forsten.  Die 
«ic.sammtheit  dieses  Br>itzthums  hiess  schon  im  fränkischen  Reich  bona  fiscalia,  später 
«lomania,  Dominien  (Zöpfl,  St.  u.  K.gesch.  II.  210.  Waitz,  Verf.ge>ch.  II,  Hin  Ii'.). 
Ausserdem  gehörten .  wie  sich  aus  der  Verbindung  der  Territorialgewalt  (späterer 
Landeshoheit.'  und  «lein  Domänenbesitz  in  der  Einen  Hand  des  Fürsten  erklärt,  noch 
andere  finanzielle  Gerechtsame  verschiedenen  staatsrechtlichen  Characters 
zum  Kammcrgut .  welche  fiuanzwisseiisehaftlieh  überwiegend  g«d>uhren-  und  steoer- 
aniger  Natur  sind.  So  werden  die  sog.  nutzbaren  Kegalien.  Bergwerke,  Salinen. 
Posten.  Münze  u.  v.  a.  m.,  dann  die  Zölle  und  G  clci  ts  gc  ldc  r,  ferner  Conlis- 
cationsertriiü'e.  Sportein,  ('onoessions-,  Nachsteuer-  und  Abzugsgelder.  Bot 
zehnten.  St  ein  p  e  1  gefäll  o  im  Allgemeinen,  mit  particularrechtlichen  Ausnahmen, 
zum  Küinuiergut ,  daher  die  betreffenden  Einkünfte  regelmässig  zum  Einkommen  der 
Kammerkasse  gerechnet  (s.  Zachariä.  D.  St.  u.  Bundesrecht.  II,  «$.  200,  in  der 
2.  Ausg.  S.  421».  W  ie  nun  auch  der  rechtliche  Ursprung  dieses  Kammerguts.  nament- 
lich seines  Haupttheils,  des  Grundbesitz«*:»,  immer  war.  —  theils  wirklich  ursprüng- 

11.  lies  Staatsgut,  theils  dynastisches  llausgut  --.  nach  gemeinem  deutschen  Staats- 
recht hatte  der  Ertrag  dieses  gesammten  Kammerguts  nicht  nur  zur  Bestreitung  der 
eigentlichen  fürstli<'hen  oder  11  o f ausgaben,  sondern  darüber  hinaus,  soweit  erreichte, 
zur  Bestreitung  der  übrigen,  wirklich  ..öUentlichen"  oder  Staatsbedürfnisse  zu  dienen, 
eine  Unt.  r-t  h,;i  lung  «1er  Ausgaben,  welche  freilich  früher  vollends  eine  üiessende 
»ar.  Auch  na.  h  «1er  Entstehung  der  landständisehen  Verfassung  hatte  der  Fürst  die 
Verwaltung  «les  Kammeriruts  und  der  Kammerkasse  allein  in  Händen.  Im  Interesse 
«I.  s  Landes,  bez.  ihrer  >clh>t  dtijft.  n  die  Stände  aber  einer  Veränsserung.  Vergebung 
und  Belastung  des  Kammerguts  widersprechen,  um  dosen  Einnahmen  für  die  Deckung 
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der  Ausgaben  verfügbar  zu  erhalten,  ferner  hatten  unter  diesen  Umständen  die  Stände 
das  Recht,  wenn  von  ihnen  die  Bewilligung  neuer  oder  der  Fortdauer  alter,  d  h. 
früher  von  ihnen  bewilligter  Steuern  verlangt  wurde,  Einsieht  vom  Stande  und  den 
Mitteln  der  Kammerkasse  zu  nehmen.  Nur  bei  ihnen  nachgewiesener  Insuffieienz 
dieser  Kasse  brauchten  sie  Steuern  zu  gewähren,  ein  Kechtssatz,  welcher  ausdrücklich 
in  Kraft  blieb,  als  im  Laufe  des  17.  Jahrb.  mehr  und  mehr  die  Verpflichtung  der 
Stände  zur  Bewilligung  von  Steuern  im  Fall  notwendigen  Bedarfs  geltendes  öffent- 
liches Hecht  wurde.  Diese  Verhältnisse,  u.  A.  auch,  schon  in  der  früheren  Zeit  der 
Und>tändischcn  Verfassung,  die  Bewilligung  der  Steuern  in  der  Form  von  „Zw<'ck- 
steueru"  für  die  und  die  bestimmte  Verwendung  (Schuldentilgung,  Kriegskostcn  u.  dgl. 
—  v.  Seekeudorff  a.  a.  0.  erwähnt  als  sonstige  Motivirung  der  Steuerforderung 
/,  B.  Abgang  der  eigenen  Kammergüter,  weitläufige  Bestellung  des  Kegimcnts,  notli- 
vendigo  Gebäude,  vorhabende  gemeinnütz.  Anstalten,  ansehnliche  Heirathen,  kostbare 
Kelsen.  Legationen  u.  s.  w.  „zu  des  Fürsten  und  des  Landes  Nothdurft"  — )  führten 
/ur  Bildung  der  landständischen  Steuerkassen  („Landeskassou"),  in  welche 
\\k  bewilligten  Steuern  flössen. 

In  den  einzelnen  Territorien  war  die  Rechtsstellung  und  Verwaltung  dieser 
Kassen  nicht  ganz  die  gleiche.  Anfangs  waren  die  Kassen  ausschliesslich  oder  über- 
wiegend unter  der  Verwaltung  der  Stände  oder  ihrer  Ausschüsse,  der  ständischen 
Schatzcollegieu  selbst,  nicht  bloss  in  Bezug  auf  die  eigentlichen  Kassengeschäfte  und 
iaf  die  Verwendung  der  bewilligten  Summen ,  sondern  mehrfach  auch  in  Betreff  der 
Erhebung  der  Steuern.  Später,  als  die  Steuern  thatsachlich  regelmässige  wurden 
uud  schon  deshalb  ein  ordentliches  Bohördenwesen  für  den  Erhebung*-,  Kassen-  und 
Verwendungsdienst  uöthig  ward,  und  als  die  Territorialgewalt  überhaupt  den  ständi- 
M-hen  Einfluss  mehr  uud  mehr  lähmte,  wurde,  wie  einst  beim  röm.  aernrium  in  der 
Ksberzeit,  die  ständische  Mitwirkung  öfters  nur  eine  Formalität  oder  verschwand 
selbst.  Das  allgemeine  Rechtsprincip  war  aber  doch,  dass  die  Stände  selbst  oder 
durch  Ausschüsse  die  Landeskasso  verwalteten  oder  bei  der  landesherrlichen  Verwal- 
tung derselben  mehr  oder  weniger  wirksam  coneurrirten  und  dieselbe  controlirten.  In 
mehreren  Ländern  ging  das  Bestreben  der  Stände  darauf  aus,  für  die  Landeskasse 
völlige  Unabhängigkeit  von  der  Landesherrschaft  zu  erlangen,  was  aber  nicht  zu  er- 
reichen war.  Hier  walten  nach  Ländern  und  Zeiten  grosse  Verschiedenheiten.  ..Worin 
•tie  Bechte  des  Landesherrn  in  Bctrelf  der  Landcskas>o  bestanden  ,  lässt  sich  nur  aus 
l'-r  Verfassung  der  einzelnen  Länder  bestimmen;  so  viel  lag  aber  überall  in  der 
Natur  der  hergebrachten  Verfassung,  dass  der  Landesherr  oder  seine  Käthe  nicht  ein- 
ging über  die  vorhandenen  Landesgelder  disponiren,  Uebersehüsse  sich  nicht  aneignen 
»ii-l  keine  verbindlichen  Zahlungsbefehle  an  die  landschaftlichen  Kassenbeamten  er- 
lassen konnten,  sowie  auch  anderseits  die  einseitige,  der  landständischen  Zustimmung 
entbehrende  Ausschreibung  neuer  Stcuerauflagen  für  die  Untcrthanen  nicht  als  ver- 
bindlich erachtet  wurde"  (Zachariä,  a.  a.  0.  II,  49G.  Näheres  in  den  Schriften  der 
»Itercri  Publicisten.  bes.  Moser,  v.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen,  Kries.  Falke 
a.  a.  0.1  Thatsächlich  waren  es  vor  Allem  die  Bedürfnisse  des  Wehrwesens,  die 
Soldtruppen  und  stehenden  Heere,  für  welche  die  Landessteuerkassen  die  Mittel  auf- 
bringen mussten.  Daher  die  Steuerkasse  die  „Kriegskasse",  wie  im  brand.preuss.  Staate. 

Natürlich,  dass  diese  Kassentrennung  finanztechnisch  mannigfache  Nachtheile  und 
auch  staatsrechtlich  nur  solange  einen  guten  Sinn  hatte,  als  das  ältere  Verfassungs- 
recht  bestand  und  die  Auffassung  noch  zutraf,  die  v.  Seckend  orff  (am  Eingang 
•le-4  Abschnitts  von  der  „Landcs-Stcuerbarkeit"  S.  222)  typisch  mit  den  Worten  ver- 
tritt: „Die  Stctireu  oder  die  also  genente  Anlagen  oder  Entrichtungen  sind  keine 
ordentliche  gewisse  Gefälle,  die  etwan  ein  Untcrthaner  seinem  Herrn  an  Krbzinsen 
und  Krohndiensten  entrichtet,  sondern  seynd  extraordinär  Anlagen  und  Einnahmen, 
*<'l'he  ihrer  rechten  Art  und  Gelegenheit  nach  freiwillig  und  als  guthertzige  Bey- 
-teuern  gereichet  und  dahero  auch  in  etlichen  Orten  Bethen,  d.  i.  erbetene  Eiu- 
Unfte,  anderswo  auch  Hülffen  oder  Präsenten  genennet  werden  .  .  .  ."  Die  Ver- 
waltung doppelter  Kassen  dieser  Art  war  unvermeidlich  schwerfälliger,  für  die  for- 
melle Ordnung  des  Haushalts  störend,  zu  mancherlei  Streifigkeiten  wurde  dadurch 
Megenheit  gegeben.  Wo  in  der  absolutistischen  Zeit  die  Dynastie  sich  mit  dein 
Staat  mehr  Eins  wusste  und  sich  hier  gerade  dadurch  und  mehr  dann  noch  in  der 
r'olcezeit  des  neuen  Verfassungsrechts  der  Staatsbegrill  der  früheren  patrimonialen 
Auffassung  entrang,  kam  es  daher  zu  einer  neuen  Kechtsbildung,  eventuell  zu  ein«  r 
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vertragsmässigen  Regelung  zwischen  Laudesherrn  und  Ständen  über  das  Kauiuiergut 
und  zu  einer  Vereinigung  der  beiden  Kassen,  der  Kammer  und  der  Lrndesstcuer- 
kassc.  Dadurch  wurde  erst  der  Boden  für  die  moderne  rationelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts und  des  Finanzdiensts  geschaffen.  Nur  die  eigenthumlicheu  politischen  und 
staatsrechtlichen  Verhaltnisse  in  Deutschland,  besouders  in  den  Mittel-  und  den  doch 
nur  euphemistisch  „Staaten"  zu  nennenden  Kleinstaaten,  erklären  es,  dass  Reste  jener 
alten  Einrichtungen  noch  in  unsere  Tage  hineinragen. 

Sonst  hängt,  wie  bemerkt,  die  ehemalige  Kassentrennung  auch  mit  den  Hecht»  - 
Verhaltnissen  des  alten  Domaniunis  näher  zusammen,  mit  dem  wirklichen  oder  behaup- 
teten Charactcr  alles  oder  eines  grossen  Theils  dieses  Domaniums  als  Patrimonialtriit 
der  herrschenden  Dynastie.  Hier  schien  öfters  ein  dynastisches  Interesse  die  dauernde 
Sonderstellung  dieses  Domaniums  und  eine  aparte  Kasse  dafür  zu  verlangen.  Ein 
Gcsichtspuuet,  welcher  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sich  mehrfach  bi> 
in  die  (regenwart  hinein  vertreten  findet  und  mancherlei  Kämpfe  zwischen  Fürst  und 
Ständen  über  das  Domanium,  sowie  neuere  vertragsmäßige  Regelung  darüber  erklärt. 
Ausserhalb  Deutschlands,  wo  die  alteren  Rechtsverhältnisse  ähnlich  lagen,  und  in 
Oesterreich  und  Preussen,  wo  dio  Dynastie  sich  mehr  mit  dem  Laude  politisch  eines 
wusste,  ist  sowohl  die  Anerkennung  aller  Domänen  als  Staatsgut  als  auch  die  Beseiti- 
gung der  besprochenen  Kassentrennung  längst  erfolgt,  worauf  in  der  Lehre  von  den 
Domänen  zuiückzukomtnen  ist.  In  Deutschland  steht  mit  der  Regelung  dieser  Do- 
mänen- und  Kassenangelegenheit  auch  diejenige  der  fürstlichen  Civillisteu  öfters 
in  Verbindung.  Specielle,  sonst  kaum  verständliche  Einrichtungen  wie  die  Bildung 
von  „(i ru  nds t ock vo  rm ögc n "  (WUrtcinburg  s.  Riecke,  Verfass.  u.  s.  w. 
Wurtenib.s,  S.  181  ff.,  Baden,  s.  Regenauer,  bad.  Staatshaush.  S.  51)  häugcii 
ebenfalls  mit  der  nur  historisch  zu  verstehenden  besonderen  Rechtsstellung  des  Do- 
maniums zusammen.  Aehnliches  gilt  auch  heute  noch  von  der  Einrichtung  der  Etats 
in  einigen  deutschen  Staaten  (/..  B.  in  Wurte in berg:  Einnahmen  I.  vom  Kammer- 
gut,  II.  aus  Steuern).  Im  ehemal.  Kön.  Hanno  vor  wnrde  die  Kassentrennung  1831 
aufgehoben,  1841  wieder  eingeführt,  1851  abermals  beseitigt.  Veränderungen  in  enger 
Verbindung  mit  den  hannov.  Verfassuns;skäinpfen.  In  B  ra  u nsc h  weig  noch  jeut 
2  Etats,  „Staatshaush.etat"  und  „Etat  der  Kammerkasse".  Im  letzteren  als  Einnahmen 
die  Domänenpachten  und  Gefälle,  Forsten  und  Jagden.  Berg-  u.  Hüttenwerke.  Zinsen 
(IHM  zus.  2  103  Mill.  M.);  als  Ausgaben  die  Verwalt.kosten,  Erhaltung  d.  Kammer- 
guts. Kammcrschuld ,  Rückzahlungen  und  „Zahlung  an  die  herzogliche  Ilofkassc" 
(0>25  M.  M.),  zus.  1.456  M.  M  ,  der  Ueberschuss  kommt  als  Domänen- Netto- 
ertrag (0  737  M.  M.1»  in  den  Staatshaush. etat  unter  dessen  Einnahmen.  Aehnlich,  ein 
echtes  Bild  der  an  ältere  Zustünde  noch  erinnernden  kleinstaatl.  Fin.verwalt.,  die  Ver- 
hältnisse in  Coburg- (tot ha.  Im  ersten  oder  Domäuenkassenetat  die  Bruttoeinnahmen 
(aus  Forsten,  Domänen,  Zinsen,  Verschiedenem)  und  die  darauf  zunächst  lastenden 
Ausgaben  (Verwalt.kosten,  Doman.schuld.  Kirchen-  u.  Schulausgaben),  der  Ueberschuss 
in  bestimmtem  Verhältnis*  an  die  herzogliche  und  an  die  Staatskasse.  Im  Etat 
der  letzteren  dann  diese  Ueberschüsse  als  Einnahme.  Einige  weitere  ältere  Notizen 
bei  Hau  I,  §.  112  Noten  u.  in  d.  2.  Aufl.  dieses  Bands  §.  154.  Noten. 

§.  1)1.  —  4.  Brandeuburg-preussische  Finanzverwaltung.  Ein  ge- 
naues Bild  der  Finanzverwaltung  der  Staaten  des  t'ebergangszeitnlters  im  17.  o«d 
18.  Jahrhundert  erhält  man  natürlich  nur  aus  der  Darstellung  der  Verwaltung  eines 
einzelnen  concreten  Staats.  Die  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  dafür  sind  für  keineu 
einzigen  Staat  bisher  ausreichend.  Die  allgemeine  Verwaltungsgeschichte  der  einzelnen 
Staaten  wartet  noch  auf  ihre  genügende  Bearbeitung  und  das,  was  davon  bisher  vor- 
liegt, nimmt  auf  die  Finanzverwaltung  nicht  immer  die  gebührende  Rücksicht.  Di« 
Arbeiten  über  Finanz-  und  Steuergeschichte  vernachlässigen  die  Geschichte  der 
Finanzverwaltung  gewöhnlich  zu  sehr  Unter  den  deutschen  Verhältnissen  ist  diu 
Entwicklung  der  Finanzverwaltung  in  Oesterreich  und  in  Preussen  besonders 
wichtig.  Für  letzteres  verspricht  (i.  Schmoller's  geplante  Vorwaltungsgeschiohte 
auch  hier  eine  wichtige  Lücke  auszufüllen.  Vorläufig  ist  auf  einzelne  einschlagende 
bereits  veröffentlichte  Vorarbeiten  Schmoller's,  meist  in  d.  Ztsehr.  f.  preuss.  Gesch. 
(so  Jahrg.  1871,  73,  71  über  Städtewesen),  U.A.  auch  auf  seinen  Aufs,  „die  Epochen 
der  preuss.  Finanzpolitik"  in  d.  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich.  Jahrg.  1877.  S.  33,  auf 
Droysen's  Gesch.  d.  preuss.  Politik,  auf  Isaaesohn's  Gesch.  d.  preuss.  Beamten - 
thurns  (bisher  2.  lt..  bis  E.  d.  17.  JahrlO  Berl.  1^71  u.  78  und  vor  Allem  auf  Rie- 
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de  Ts  brandenb.  preuss.  Staatshaush.  <J7.  u.  l*v  Jahrh.\  Herl.  1M>»>  zu  verweisen.  Die 
l  tngestaltungen  in  der  Stein-Hardeuberg  scheu  Refonnpcriode  auch  auf  dein  Gebiete 
•ler  Finanzverwaltung  scbildert  E.  Meier,  in  s.  bezogt.  Werke  iLcipz.  1*»M  >.  Die 
hauptsächlichen  Ei nrieli tungen  des  Finanzdicnsts  in  ihrer  allmäligcn  l  in-  und  Aus- 
bildung im  hnanzberühmten  hohciizollcr'sehcn  Staate  sind  nach  der  hier  /umeist  be- 
nutzten Darstellung  von  Isaacsohn  und  Riedel  die  folgenden.  Sie  werden  hier  ab 
ein  Beispiel,  und  im  Allgemeinen  als  ein  musterhaftes,  der  Entwicklung  der  Finanz- 
verwaltung  des  Patrimonialstaats  in  dessen  Fortbildung  zum  modernen  Rechts-  und 
Culturstaat  vorgeführt. 

Auch  in  Brandenburg  lindet  sich  im  15.  Jahrb.  als  ein  eigenes  oberstes  Ilofamt 
das  des  Kammermeisters  oder  Kämmerers,  der  damals  bereits  nach  Abgabe 
des  eigentlichen  Kammerdienst  i.  c.  S.  (Verwaltung  von  Kleidung.  Schmuck,  Ge- 
räth  u  s.  w.)  das  eigentliche  oberste  Finanzamt  repräsentirt.  Er  hat  die  Kammer- 
einkunfte  und  die  darauf  angewiesenen  Ausgaben  zu  verwalten,  lässt  durch  seinen 
Kainmerschreiber  die  Rechnungen  fuhren,  hat  die  Einnahmen  und  Ausgaben  besor- 
genden Beamten  im  Lande  zu  controliren  und  seinerseits  selbst  dem  Markgrafen  Rech- 
nung zur  Erhaltung  seiner  Entlastung  zu  legen.  Auf.  d.  16.  Jahrb.  unter  Joachim  I. 
werden  Kammenncister  und  Kammerkasse  auf  die  Verwaltung  der  Domänen  und  klei- 
neren Regalien,  Judenschutzgeldcr  u.  ?.  w.  beschränkt,  und  unter  einem  Hofrenthei- 
meis ter  eine  Hofrcnthci  und  Landeskasse  (für  die  hauptsächlichsten  Regalien, 
Steuern,  Zölle,  Zieseu)  abgezweigt.  Beide  Kassen  bleiben  aber  in  engster  Beziehung, 
lhe  Kainmerkassc  wird  dann  mehr  und  mehr  die  kurfürstliche  Privatkasse,  die 
spätere  ('ha tu  11c  für  den  persönlichen  Bedarf,  die  Hofrcnthci  ist  mehr  die 
Staatskasse,  für  den  Hofstaat  und  die  allgemeine  Landes-,  namentlich  Civilvcrwal- 
tung.  Für  das  Militärwesen  entstand  erst  mit  der  Einbürgerung  des  stehenden  Heeres 
als  einer  festen  Institution  unter  dem  grossen  Kurfürsten  eine  eigene  Kasse.  Von  einem 
geordneten  Staatshaushalte  ist  bis  Mitte  des  17.  Jahrb.  noch  keine  Rede.  Reste  der 
alten  Naturalwirtschaft  hatten  sich  erhalten  und  störten  die  Uebersicht,  und  der  Kur- 
fürst griff  durch  Erthcilung  von  unmittelbaren  Zahlungsanweisungen  an  die  localen 
Specialkassen  willkürlich  ein.  Rechnung*-,  Buchungs-,  Controlwesen  blieben  unvoll- 
ständig (Isaacsohn  l,  Jl  ff.,  Riedel  1—  S).  Auch  die  neueren  Forschungen  haben 
daher  für  die  ältere  Zeit  bis  zur  2.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  nur  ganz  lückenhaftes  finanz- 
statist.  Material  zusammenbringen  können,  obwohl  schon  im  Landbuch  der  Mark  von 
Karl  IV.  1373  ein  Verzeichnis*  der  landesherrlichen  Einkünfte  aufgestellt  wurde. 

Für  die  untere  Finanzverwaltung  im  Lande  selbst  war  im  15.  Jahrh.  noch  der 
allgemeine  Verwaltongsbeamte,  der  Vogt,  das  Hauptorgan,  der  ..neben  der  Eintreibung 
der  regelmässigen  Steuern  in  seinem  Bezirk  die  bestmögliche  Ausnutzung  der  Rega- 
lien und  Einziehung  der  Natural-  und  Geldleistungen  der  inarkgräfl.  Domänen,  die 
genaue  Registrirung  sämmtlicher  Einnahmen  und  schliesslich  ihre  Verrechnung  vor 
den  landesherrlichen  Commissionen  zu  besorgen  hatte"  (Isaacsohn.  I.  55  >.  Doch 
werdcu  vom  15.  Jahrh.  an  und  mehr  noch  im  10. Jahrh.  die  Unterbeamten  des  Vogts, 
Kastner.  Zöllner.  Amtsschreiber  specicller  mit  dem  Finanzexccutivdienst  betraut  und 
die  höheren  Beamten  auf  den  Finanzcontroldienst  beschränkt.  Der  Kastner,  der 
auch  noch  andere  Geschäfte  zu  besorgen  hatte,  war  der  vogteiliche,  spater  der  landcs- 
nnd  amtshauptmännische  Kasse  n  beam  te,  mit  entsprechenden  finanzwirthschaftliehen 
Functionen  im  Vogtei-  und  Amtsbezirk,  namentlich  auch  mit  Verrechnung  und  Buch- 
führung betraut  und  verantwortlich  dafür  (Isaacsohn.  I,  03  tf).  Neben  dem  Kastner 
erscheint  im  Di.  Jahrh.  der  Schosse  r.  dann  schon  früher  bei  bedeutenderen  Zoll- 
stättcu  der  Zöllner  für  die  Verwaltung  der  Zollgefällo  (eb.  S.  72  II'.).  Unter  ihm 
stehen  für  die  Zollcontrole  die  Zoll  reit  er.  Ueber  dem  Zollwcsen  als  oberer  Control- 
beamter  tritt  Ende  des  10.  Jahrh.  der  0  b  e  rz  ol  1  a  u  fs  eh  c  r  hervor  (eb.  S.  7S\  Auch 
der  Landeshauptmann  an  der  Spitze  eines  grösseren  Bezirks  hat  in  seinem  klei- 
neren Spccialbezirk  mit  den  anderen  Functionen  des  Vogts  die  wirthschaftlich-linan- 
ziellen  Befugnisse  desselben  \ck.  S.  107). 

Die  oben  angegebenen  allgemeinen  Verhältnisse  haben  auch  in  der  Mark  Bran- 
denburg zu  einer  Mitwirkung  der  Stände  in  der  Finanzverwaltung  geführt. 
Wesentlich  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  war  zuerst  1 4SS  eine  B  i  erz  iese  (Aecise) 
von  den  Ständen  bewilligt  und  später  verlängert  worden,  1 54 1*  kam  ein  neues  Bier- 
geld hinzu.  Die  Verwaltung  besorgt  ein  aus  den  sog.  Oberständen  (Prälaten  und 
Kitterschaft)  und  den  Städten  gemeinsam  gebildeter  Aussclmss.  unter  dem  besondere 
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„Zieseineister"  die  Speeialverwaltung,  Verrechnuni;  u.  s.  w.  fuhren.  Auch  eine  zur 
Deckung  landesherrlicher  Schulden  Mitte  des  16.  Jahrh.  bewilligte  städt.  directe  Steuer 
(Schoss)  wird  von  den  Städten  selbst  verwaltet  und  in  zwei  Hauptlasten  gesammelt 
(Stendal  und  Berlin).  Eine  andere  directe  Steuer  der  Landschaft  unterliegt  der 
Verwaltung  durch  eiuen  Ausschuss  der  Oberstände  (Isaacsohn,  1,  ISO  ID. 

Im  17.  Jahrh.  war  auch  für  die  gesammte  obere  Finanzverwaltung  die  Errich- 
tung des  „Geheimen  Raths"  (160-1)  von  Bedeutung,  indem  dadurch  ein  Aufsichts- 
und Controlorgan  für  die  Kammerverwaltung  mit  geschallcn  wurde.  Bald  darauf  kam 
es  zur  Umbildung  der  mark.  Kammer  in  eine  Collegialbchördo  unter  einem  Prä- 
sidenten (1615),  dem  auch  die  Ilofrenthei  unterstellt  wurde  und  deren  Vorstand  (Hof- 
rentheimeistcr)  1052  regelmässiges  Mitglied  der  Amtskammer  wird.  Die  Zeitverbült- 
nisse Hessen  es  noch  nicht  zu  einer  erfolgreichen  Hebung  der  Finanzverwaltung 
kommen,  aber  in  dieser  Arotskammor- Verwaltung  rindet  das  preuss.  Finanz-  und 
C'ameralbeamtcnthum  seine  Schulung.  Getrennte  Kammerverwaltungen  bestanden  in  den 
neu  erworbenen  Landen,  Preussen,  Cleve-Mark  (Isaacsohn,  II,  10 — 50). 

Erhebliche  Fortschritte  machte  die  Organisation  der  Finanzverwaltung,  die  Be- 
schallung und  feste  Ordnung  neuer  Steucnjuellen  (Accise)  zur  Deckung  der  steigenden 
Ausgaben,  besonders  auch  für  das  Militär,  unter  dem  grossen  Kurfürsten.  Die  Grund- 
lage für  die  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  im  alten  preuss.  Staate  (der  Zeit  vor 
IMM»)  wurde  damals  gelegt.  Schon  bei  der  Reorganisation  des  Geheimen  Raths  i.  J. 
1651  wurde  in  einem  Collegium  von  „Staats- Kammerräthcn"  ein  eigeues 
oberstes  Verwaltungs-Departement  für  die  Finanzen  <  Katnmereinkünfte.  Steuern)  ge- 
bildet. Später  kam  es  zu  einer  administrativen  Scheidung  in  ein  II of kämme r- 
departement  namentlich  für  die  Dotnäneneinkiinfto  und  ein  K  ri  egsdeparte- 
ment  für  die  neuen  Steuern  zu  Militär-  und  Kriegszwecken.  Für  letzteres  Departe- 
ment ward  iu  Anknüpfung  an  ältere  zeitweilige  Einrichtungen  ähnlichen  Zwecks  eine 
eigene  ti e u  e  G e n er a  1  ka sse ,  die  Gencral-Kricgskassc  errichtet  (1674,  1676). 
Zugleich  wurde  die  zu  Zwecken  der  Militärverwaltung  und  Aufbringung  der  Kosten 
dafür  gebildete  Einrichtung  von  Co m m i s s a r i a ton  (Kriegs-  u.  a.  m.  Commissaro 
ein  „ständiges  Institut .  das  vermöge  seiner  Doppelnatur  als  Militär-Intendantur  und 
Steucrdirection  auf  die  Entwicklung  der  Heeres-  wie  der  Civilverwaltung  hervor- 
ragenden EiuHuss  geübt  hat"  (Isaacsohu,  II,  173).  Die  ständische  Stcuervcrwaltung 
ging  mehr  und  mehr  in  Städten  und  auf  dem  Lande  auf  fürstliche  Steuer- Com- 
missariate  über.  Kassen-,  Kechuungs-  und  ton  trol  w  esen  verbesserten 
sich  auch  bei  dem  Nebeneinanderbestehen  verschiedener  Gencralkassen  (Chatulle,  Ilof- 
renthei, Hofstaatsrenthei,  Kriepskassc)  und  centraler  Nebenkassen  und  bei  noch  mangel- 
hafter Einrichtung  des  Specialkassenwesens  erheblich  (Riedel,  11  — 13,  auch  passim 
13—34,  Isaacsohn  II,  108  lf.,  122  Ü".,  bes.  Kap.  5  „der  Kriegsstaat  d.  Gr.  Kur- 
fürsten". Entwickl.  der  Coinmissariate,  der  Steucrvorfass.  u.  s.  w.  S.  15S  ff.  Ueber 
die  Rechnungsabschlüsse  s.  d.  Tabellen  in  den  Beilagen  zu  Riedel's  Werk).  Be- 
merkenswerth sind  auch  die  practisehen  Bemühungen,  allgemeine  Etats  durch  die 
Summirung  der  Provincialetats  zu  bilden  (1679— SO). 

Zu  einer  geordneten  Etatseinrichtung  für  das  Finanzwesen  kam  es  jedoch  erat 
unter  König  Friedrich  I.,  noch  in  dessen  kurfürstlicher  Zeit  (10S3,  16SS — SO),  unter 
dem  zugleich  das  Rechnungswesen  bedeutend  vervollkommnet  und  ein  Hauptübelstand 
der  älteren  Finan/.wirthschaft  grossentheils  beseitigt  wurde,  nemlich  durch  directe  An- 
weisungen des  Fürsten  an  untergeordnete  Behörden  und  Kassen  willkürlich  über  deren 
(ieldmittel  zu  verfügen  (Riedel  S.  35,  Isaacsohn  II,  256).  Das  System  der  all- 
gemeinen und  der  speciellen  obersten  „Zweck-Kassen"  erlitt  manche  Veränderungen, 
blieb  aber  bestehen  und  wurde  durch  ziemlich  willkürliche  Vertheilung  der  Ausgaben 
auf  die  einzelnen  Kassen,  z.  B.  Zuschiebung  mancher  anderweiter  Ausgaben  auf  die 
Kriegskassc.  nicht  verbessert.  Wie  in  der  übrigen,  so  tritt  auch  in  der  Finanzverwal- 
tung das  Streben  nach  grösserer  (Zentralisation  und  Verschärfung  der  Revisionen  und 
Controlen  hervor. 

Grosse  Fortschritte  in  jeder  Richtung  machte  die  preuss  Finanzverwaltung  dann 
unter  dem  „camcralistischen"  König  Friedrich  Wilhelm  I.  Die  besondere  königliche 
Chatullkassc  für  die  persönlichen  Ausgaben  des  Fürsten  wurde  aufgehoben,  der  König 
setzte  sich  selbst  auf  „Handgelder",  eine  Art  Civilliste  der  absoluten  Monarchie.  Die 
Güter  der  Chatullkasse  wurden  mit  den  Domänen  vereinigt  (1715)  und  so  der  Schritt 
ans  dem  reinen  PatrimonialMaat  zum  modernen  Staate,  die  Trennung  der  Hof-  uud 
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Staatsfiuanzen  bereits  damals  in  Preussen  im  Wesentlichen  vollzogen.  Für  die  Haupt- 
iweige  des  Einnahniediensts,  mit  Ausnahme  der  Geschäfte  des  Gcncral-Kricgscommis- 
sariats,  wurde  bereits  1713  eine  oberste  collcgiale  Centraibehörde,  das  Gencral- 
Finanzdirectoriuin  gebildet.  Im  J.  1722  machte  die  Centralisirung  auf  diesem 
«iebiet  den  weiteren  wichtigen  Fortschritt ,  dass  dies  Directorium  und  das  Gencral- 
kricgscoinuiissariat  zu  einer  einzigen  Behörde,  dem  General  -Ober-  Finanz  - 
Kriegs-  und  Domänen- Directorium  verschmolzen  wurde,  das  nunmehr  die 
KainmereinkUnfte  u.  s.  w.  und  die  Steuern  unter  sich  hatte.  Auch  in  den  Provinzen 
wurden  die  bisher  getrennten  Fiuanzbehördcn  möglichst  zusammengelegt  (Kriegs-  und" 
Uomäuenkainmern).  Nur  das  Kassensystem  blieb  in  der  Central-  wie  Provincialvcr- 
»altung  ein  doppeltes,  das  der  Cieneral-K  riegs-  und  der  Gcncraldomänon- 
Kassc,  aber  die  älteren  kleineren  Nebenkassen  verloren  ihre  Selbständigkeit,  indem 
ihre  Ueberschüsse  (über  die  Erhebuogskosten  ihrer  Einkünfte)  an  eine  der  zwei 
(jcneralkassen  abzuliefern  hatten.  So  wurden  in  der  Richtung  auf  „hscalische  Kasscn- 
tiuheit"  erhebliche  Fortschritte  gemacht,  denen  gegeuüber  die  Errichtung  einiger 
militärischer  Specialkasseu  für  besondere  Zwecke  (Rceruten-,  Invaliden-,  Potsd.  Milil. 
Waisenhaus- Kasse)  nicht  schwer  ins  Gewicht  fällt.  Die  Errichtung  einer  eigenen 
Hechnungs-Revisionsbehörde,  der  Gcncral-Roche  nkammer,  1723,  sicherte  die 
Keellität  aller  dieser  Verbesserungen  i Riedel,  S.  54  h".,  57,  5S,  u.  Beil.  11  — 13). 

Friedrich  d.  Gr.  behielt  diese  Einrichtungen  der  Finanzverwaltung  seines  Vaters 
bis  nach  dem  7 jähr.  Kriege  im  Wesentlichen  bei.  Dann  traten  in  der  Function  des 
tieneraldirectoriums  einige  Aenderungen  ein  (Riedel  S.  \V.)  II'.),  namentlich  aber 
suchte  der  König,  unabhängig  von  diesem  Directorium,  nach  fremden,  besonders  frau- 
jfaischeü  Mustern  und  mit  Hilfe  fremder  Finanzbeamteu  neue  Einuahmezweigo 
(Lotterie,  Tabakmonopol)  zu  schallen  und  den  Finauzdienst  für  die  indirecteu  Steuern, 
Accise  und  Zölle,  sowie  Post,  neu  zu  organisiren  (System  der  „Regie").  Diese 
Veränderungen  uud  Neugestaltungen  wurden  auch  für  die  Einrichtung  des  Kasseu- 
weseus  wichtig.  Zwar  blieben  die  beiden  grossen  Generalkassen  bestehen,  aber  Uber 
einige  Gelder  dariu  zog  der  König  die  directe  Verfügung  an  sich  uud  von  den  Ein- 
künften, welche  seine  neuen  Einrichtungen  brachten ,  galt  dasselbe.  Es  bildete  sich 
daher  eine  neue  k.  Dispositionskasse,  mit  dem  Generaldirectorium  geheim  gehal- 
tener Gebahrung,  ohne  Mitwirkung  und  selbst  ohne  Kcnntniss  der  sonstigen  obersten 
tätlichen  Finanzbehörden,  neben  den  Gcneralkassen.  Im  Ucbrigen  fand,  mit  Aus- 
nahme Schlesiens,  dessen  Finanzverwaltung  selbständig  blieb,  eine  grössere  Cen- 
tralisirung der  Staatseinnahmen  uud  Ausgaben  statt.  Wenn  nun  auch  die  formelle 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  Kassen-,  Rechuungs-,  Controlwcsen  Fortschritte  ge- 
macht und  der  König  nicht  für  seine  persönlichen  Zwecke,  sondern  für  die  wich- 
tigsten Staatszwecke  über  die  Mittel  der  Dispositionskasse,  verfügt  hat,  so  ist  doch 
diese  zu  absolute  Cabinetsregicrung  des  Königs  in  der  Zeit  nach  dem  Tjähr.  Krieg  der 
Fiuanzrerwaltung  nicht  gunstig  gewesen.  Sic  war  verwickelter,  unübersichtlicher  und 
staatsrechtlich  weniger  gut  geordnet,  als  unter  Friedrich  Wilhelm  1.,  die  Oberrechen- 
kamtner  war  in  ihrer  Bedeutung  und  Function  herabgedrückt  worden.  (Belege  bes. 
bei  Riedel.) 

Diese  Ruckschritte  sind  unter  Friedrich  Wilhelm  II.  gleich  zu  Anfang  wieder 
beseitigt  worden.  Das  Generaldirectorium  erhielt  wieder  die  Stellung  der  obersten 
leitenden  uud  beaufsichtigenden  Behörde  für  alle  Zweige  des  Finanzdiensts,  die  Accise- 
und  Zolladministration  wurde  eine  Abthcilung  des  Directoriums,  die  verhasste  beson- 
dere Regie  dafür  aufgehoben  tl'Sb — S7  >.  Die  Ober-Ree  he  nkammer  erhielt  ihre 
bedeutsame  Stellung  und  Aufgabe  für  eine  umfassende  Controle  des  Staatshaus- 
halts neu  angewiesen  (C.  J.  v.  2.  Nov.  lTStif,  —  nach  Gesichtspuncten,  welche  für  sie 
heute  noch  in  Preussen  gelten.  ..Bei  der  Revision  der  Rechnungen  sollte  nicht 
bloss  calculatorische  Richtigkeit,  Uebereinstimmung  mit  den  Etats, 
•  ustific  ati on  der  Abweichungen  und  gehörige  Beibringung  von  Belägen,  son- 
dern auch  die  zweckmässige  Benutzung  der  Eiukomme  injuellen  und  die 
Beobachtung  gebührender  Sparsamkeit  in  den  Ausgaben  ihrer  Prüfung 
unterliegen"  (Riedel  S.  1-13  II).  Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Rechnungen 
aller  Öß'eutl.  Kassen  der  Revision  der  Überrechenkammer  unterstellt.  Zu  diesen  Aus- 
nahmen gehörten  die  Rechnungen  der  besonderen  geheimen  Dispositionskasse, 
deren  Stellung  eine  unliebsame  Anomalie  im  Staatshaushalte  blieb,  practisch  eine 
»chlmiUHTc  als  unter  Friedrich  II.,  da  die  Ausgaben  dieser  Kasse  mehr  mit  zu  per- 
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bildlichen  und  llof-Lu.vi^aus^aben  verwendet  wurden  (Uiedcl  S.  152,  auch  Beil.  17). 
Wichtige  Soli  ritte  in  Bezug  auf  die  Organisation  des  Finanzdiensts  im  alten  Staate 
that  endlich  noch  Friedrich  Wilhelm  III.  in  der  Zeit  vor  ISOU.  Kine  Immcdiat- 
F  ina  nz -Kommission  aus  4  Ministem  und  4  Käthen  wurde  mit  dem  Auftrage, 
Finanzrefonnen  aufzustellen,  gebildet.  Der  Wirkungskreis  der  Ohe  rrechenka  miner 
wurde  ausgedehnt  u.  A.  ihr  jetzt  auch  die  Revision  der  bisher  exemten  Kasse», 
darunter  der  Dispositionskasse,  unterstellt  und  diese  Behörde  dem  Gencraldircctoriuin 
im  Range  gleichgestellt.  Daneben  wurde  noch  eine  (.Jen e ral- Controle  der 
Finanzen  unter  einem  (ietieralcontroleur,  der  zugleich  Chef  der  Oberrechenkammer, 
eingerichtet  (170S).  mit  der  Aufgabe,  jährliche  Uebersichtcn  der  Einnahmen  und  Auf- 
gaben dorn  König  zu  liefern  und  die  Ergebnisse  der  gesummten  Verwaltung,  specicll 
der  Finanzen,  kritisch  zu  bcurthcilen.  Hierdurch  entstand  eine  schärfere  Ccntralisirung 
des  ganzen  Finanzdiensts.  Auch  das  (ieneraldirectorium  wurde  erweitert,  die 
Verwaltungen  der  neu  erworbenen  Länder  mehr  in  dasselbe  hineingezogen,  die  colle- 
gialc  Berathung  aller  das  Ganze  des  Staats  angehenden  Geschäfte  im  Direktorium  ein- 
gerichtet. Die  Dispositionskasse  blieb  zwar  dem  König  gegeunber  in  der  früheren 
Stellung,  aber  sie  hörte  auf,  bloss  vom  Cabinet  aus  verwaltet  zu  werden  und  wurde 
dem  Staatsminister-Gcncralcontroleur  mit  unterstellt,  —  also  eine  Beschränkung  des 
absolutistischen  Systems  in  diesem  Puncte.  Die  beiden  grossen  Gencralkassen .  Do- 
mänen- und  Kriegskasse,  blieben  bestehen,  die  gesammten  Staatseinkünfte  und  Aus- 
gaben wurden  darin  mehr  und  mehr  centralisirt,  so  z.  B.  die  Militärgclder  der  schien. 
Provincialkassen  auf  die  (ieneral-Kriogskassc  übertragen  (Riedel  S.  200  11.,  210.  220. 
231).  Alles  dies  trug  dazu  bei,  den  preussischen  Staatshaushalt  zu  Anfang  des  11».  Jahrb. 
auch  schon  vor  ISOb*  mehr  und  mehr  zu  einem  modernen  zu  machen.  Die  absolut- 
monarchische  Regierungsform  zeigte  sich  freilich  auch  in  der  Organisation  der  FinaDZ- 
verwaltung  noch  massgebend ,  aber  bei  der  strengen  Rechtlichkeit  und  Sparsamkeit 
des  preuss.  Königthums  war  die  formelle  Ordnung  im  Staatshaushalte  fast  schon 
vollständig  erreicht  und  verbürgt. 

02.  —  5.  Auch  in  Oesterreich  war  im  Laufe  des  ls.  Jahrb.  die  Finnnz- 
verwaltung  doch  schon  mehr  auf  modernen  Fuss  eingerichtet  und  in  stärkerem  Maas.se 
centralisirt  worden.  Das  gilt  noch  mehr  und  schou  früher,  in  Gemässheit  der  ganzen 
politischen  Entwicklung  des  Staats,  von  Frankreich,  wo  im  surintendant  des 
fiua nc es  schon  seit  dem  14.  Jahrh.  und  im  späteren  c ontr<Meur-ge nera  1  des 
finances  seit  dem  17.  J.h.  bereits  in  der  alten  Monarchie  ein  in  vieler  Hinsicht  dem 
modernen  Finanzminister  ähnliches  oberstes  leitendes  Finnnzorgan.  das  durch  eine 
einzelne  Person  vertreten  wurde,  bestanden  hat.  Die  formelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts wäre  im  IS.  J.h.  schon  ausreichend  gewesen,  wenn  nicht  die  staats- 
rechtlichen Bürgschaften  dafür  im  Zeitalter  Ludwig  XIV.  u.  XV.  gefehlt  hätten. 
Es  war  der  Vorzug  E  n gla  n ds,  auch  in  dieser  Hinsicht  bereits  Einrichtungen  erlangt 
zu  haben,  welche  auf  dem  Continent  erst  in  der  Periode  nach  der  französ.  Revolution 
zur  Durchführung  gekommen  sind.  Aber  nicht  nur  staatsrechtlich,  sondern  auch 
hnanztechnisch  war  in  England  die  Organisation  der  Finanzvcrwaltung  und  der  Fiuanz- 
dienst  schon  weit  früher  als  auf  dem  Continente  gut  geordnet.  Die  tüchtige  Grund- 
lage dazu  schul  bereits  der  normannische  Lchensstaat,  nach  Mustern  aus  seinem 
Heimathlande,  der  Normandie,  in  der  Einrichtung  der  Schatzkammer,  exchequer, 
mit  ihrem  an  moderne  Gestaltungen  erinnernden  bestimmt  geregelten  Geschäftsgang. 
S.  bes.  (j  ueist,  engl  Verwalt. recht ,  2.  A.  I,  104  ff. .  nach  dem  älteren  Hauptwerk 
von  Mado.x,  History  etc.  of  the  exchequer,  2.  ed.  Loud.  1700.  Bei  (ineist  auch 
die  Weiterentwicklung  u.  heutige  Gestaltung  des  Finanzdiensts.  (wonach  unten  in  §.  100 
Weiteres),  s.  bes.  Gnei>t,  II,  702—  *B2.  Auch  in  der  heutigen  Einrichtung  und  in 
der  ganzen  Stellung  der  exchc^ucr  ist  Vieles  nur  historisch  verständlich,  steht  aber 
grade  in  England  in  so  engem  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Verfassung  u.  Ver- 
waltung, dass  hier  nicht  darauf  eingegangen  werden  kann. 
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III.  Die  moderne  verfassungsmässige  Finanzverwaltung. 

§.  !»3.  —  A.  Das  Finanzministerium.  Insbesondere  seine 
Functionen.  Das  Characteristische  der  modernen  Organisation  der 
obersten  Staatsverwaltung  überhaupt  ist  die  Zerlegung  derselben 
in  grössere,  nach  dem  Princip  zusammengehöriger  Fachgegenstünde 
gebildeter  Verwaltungsabtheilungen,  meist  jetzt  allgemein 
sogen.  Ministerien,  an  deren  Spitze  verantwortliche  Chefs 
stehen,  womit  also  hier  die  Collegialverfassung  beseitigt  ist.  Eine 
dieser  Abtheilungen  ist  nun  die  finanz  wirtschaftliche,  das  Finanz. 
Ministerium. 

Stellung  und  Wirkungskreis  desselben  sind  erst  in  der  neueren  Epoche  der 
..Verfassungen",  d.  h.  der  Einrichtung  von  Volksvertretungen  neben  Fürst  und  Regierung, 
staatsrechtlich  zu  dein  geworden,  was  sie  jet/.t  sind.  ludessen  ist  doch  auch  hier, 
selbst  in  Frankreich,  wo  der  Finanzminister  jetzt  an  die  Stelle  des  üencralcontroleurs 
der  Finanzen  in  der  alten  Monarchie  getreten  ist.  nur  eine  Entwicklung  fortgeführt 
worden,  welche  in  der  vorausgehenden  Periode  angebahnt  und  in  den  Staaten  des 
IS.  J.h.  bereits  im  Wesentlichen  zur  Verwirklichung  gelangt  war.  Die  Unterschiede 
zwischen  unseren  heutigen  Finanzministerien  und  den  obersten  Central-Finan/.behördcn 
dos  IS.  J.h.  siud  daher  in  tinanztechnischer  Hinsicht  auch  nicht  so  bedeutend,  als  in 
staatsrechtlicher.  Die  schärfere  Hervorhebung  des  (irundsatzes  der  Verantwortlichkeit 
des  Finanzministers  hat  nur  in  derselben  Richtung  gewirkt,  wie  die  technischen  Re- 
dürfnisse  des  Finanzdiensts:  zur  Concentration  der  (Geschäfte  der  "bersten  Leitung, 
Verwaltung,  Aufsicht  bei  der  Centralstelle. 

Im  Einzelnen  zeigen  die  Stellung  und  der  Wirkungskreis  des 
Finanzministeriums  in  den  verschiedenen  Staaten  einige  Verschieden- 
heiten nach  dem  geltenden  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  und  den  speciellen 
Bedürfnissen  jedes  Staats.  Aber  in  den  Gruudzügcn  besteht 
grade  hier  eine  hervorstechende  Gleichheit  der  Einrichtungen,  zumal 
auf  dem  europäischen  Continent.  Naturgemäss,  da  es  den  nervus 
rerum  gerendarum  verwaltet,  hat  das  Finanzministerium,  wenn 
auch  nicht  im  Range,  doch  der  Sache  nach  eine  hervorragende 
Stellung  unter  den  Ministerien.  Dies  kommt  auch  in  bestimmten 
staatsrechtlichen  Grundsätzen  zur  Anerkennung,  namentlich  darin, 
dass  das  Finanzministerium  principiell  zu  hören  ist  und  auch  wohl 
die  entscheidende  Stimme  hat,  wo  es  sich  für  irgend  einen  Ver- 
waltungszweig um  neue  oder  um  gegen  bisher  vermehrte  Ausgaben 
handelt.  Die  hauptsächlichen,  im  Wesentlichen  in  den  modernen 
»Staaten,  wenigstens  in  den  grösseren,  gleichmässigen  Functionen 
des  Finanzministeriums  sind  dann  die  folgenden. 

1.  Entwerfung  des  Staatsvoranschlags  für  die  künftige 
t'inanzpcriode.  Zunächst  zur  Vorlegung  an  die  etwa  bei  der 
Feststellung  mitwirkenden  sonstigen  obersten  Staatskörper  (Gesammt- 
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ministerium ,  Ministerrath,  Staatsrath).  Nach  liier  erfolgter  Be- 
rathung  und  Erledigung  hat  namentlich  der  Finanzminister  den 
Entwurf  beim  Staatsoberhaupt  selbst  zu  vertreten  und  nach  dessen 
Sanction  ihn  der  Volksvertretung  vorzulegen  und  ihn  hier  zu  ver- 
treten. 

Es  empfiehlt  sich,  die  Vorbereitung  des  Budgets  eine  hinlängliche,  aber  auch 
wieder  eine  nicht  zu  lange  Zeit  vor  der  Vorlage  im  Parlament,  bez.  vor  dem  Anfang 
der  neuen  Finanzperiode  zu  beginnen  und  eine  bestimmte  Zeit  vorher  innerhalb  der 
Regierungskreise  selbst  zum  Abschluss  zu  bringen.  Daher  pflogen  Bestimmungen 
getroffen  zu  werden,  dass  die  anderen  Verwaltungschefs  ihre  Anträge  auf  verändert«», 
besonders  auf  erhöhete  Credite  im  neuen  Etat  bis  zu  einem  bestimmten  Präclusiv- 
terinin  beim  Finanzministerium  anbringen  müssen,  (in  Preussen  z.  B.  bis  zum  MO.  Juni 
des  Vorjahrs).  Die  Vorbereitungen  des  Budgets  im  Finanzministerium  und  weiter  in 
der  Regierungsinstanz  nicht  zu  lange  Zeit  vor  dem  neuen  Finanzjahr  auszudehnen,  ist 
räthlich  mit  Rücksicht  auf  die  sonst  in  grosserem  Umfang  zu  erwartenden  Veränderungen 
der  für  die  Einnahme-  und  Ausgabe-Ansätze  im  Budget  maassgebenden  Verhältnisse, 
wodurch  dann  wieder  die  missliche  Notwendigkeit  von  Nachtragsetats  entsteht. 
In  dieser  Gefahr  liegt  auch  das  Missliche  längerer  als  ein  jähr.  Etatsperioden,  bes.  in 
grossen  Staaten,  wenn  sich  dafür  auch  andere  zutreffende  (Jrüudc  geben  lassen  (s.  §.  10  4). 

2.  Vollziehung  des  Staatsvoranschlags  nach  seiner  Ver- 
abschiedung und  seiner  Verkündigung  als  Finanzgesetz.  Grade 
diese  wichtige  Aufgabe  concentrirt  sich  im  Finanzministerium  und 
fällt  zunächst  diesem  zu,  wenn  sich  auch  im  weiteren  Verlaufe 
andere  Ressorts  daran  betheiligen.  Das  Finanzministerium  voll- 
ftihrt  die  Aufgabe  im  Verordnungswege  und  mittelst  des  ihm 
grundgesetzlicb  zustehenden  An  Weisungsrechts  Uber  das  ge- 
sammte,  zunächst  ihm  zur  Verfügung  stehende  Staatseinkommen 
(bez.  Uber  die  etatsmässigen  „Eingänge"  einer  Finanzperiode),  ein 
Recht,  welches  durch  den  Etat,  namentlich  ftir  die  Ausgaben,  nur 
seine  nähere  ziffermässige  Bestimmung  und  Begrenzung  findet. 

Dcmgemiiss  concentrirt  sich,  auch  vorbehaltlich  der  Mitwirkung  anderer  Ministerien 
und  coordinirter  oberster  Verwaltungsbehörden  (z.  B.  für  das  Staatsschuldenwesen^  und 
der  zu  diesen  «rehörigen  Mittel-  und  Unterbehörden,  der  Ausgabe-  und  Einnahtne- 
dienst  in  oberster  Centraiinstanz  beim  Finanzministerium  und  untersteht  demselben 
daher  die  Ilauptstaatskassc.  Nach  dem  jetzt  anerkannten  „Princip  der  fiscal  ischen 
Kasseneinheit"  läuft  durch  diese  Kasse  möglichst  die  (Jesammtheit  aller  auf 
Rechnung  des  Staats  (Fiscus)  erfolgenden  Ausgänge,  bez.  Ausgaben  und  aller  Ein- 
gänge, bez.  Einnahmen  zu  seinen  (iunsten.  Und  zwar  mindestens  rechnungsmässig, 
so  weit  es  nothwendig  und  zweckmässig  auch  thatsftchl  ich,  indem  die  Einnahme- 
ämter  ihre  Einnahmen,  eventuell  —  unter  Abzug  ihrer  tinmittelbar  bestrittenen  Betriebs-, 
Erhebtings-  und  dgl.  Kosten  und  nach  weiterem  Abzug  der  auf  sie  angewiesenen 
allgemeinen  Verwaltungsausgaben  —  ihre  Ueberschussc  an  die  Hauptkasse  abführen 
und  von  diesor  Ausgaben  direct  geleistet  oder  Fonds  dazu  an  andere  Kassen  Uber- 
tragen werden. 

Auf  (irund  des  Etats  überweist  daher  das  Finanzministerium  aus  den  ihm  zur 
Verfügung  stehenden  Einuahmen  allen  anderen  Verwnltnngszweigen  die  für  sie  aus- 
gesetzten Credito,  über  welche  die  betreffenden  Ressortschefs  und  Behörden  dann 
weiter  durch  eigene  Anweisungen  disponiren.  Für  die  richtige,  d.  h.  gesetzmässige 
und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  sich  haltende  Ausübung  des  Anweisungsrecbts 
ist  das  Finanzministerium  der  administrativen  und  der  politischen  Controle  (§.  80) 
unterworfen.    Ueberschreitungen  des  Etats  in  den  Ausgaben  haben  die  anderen  Ver- 
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»altungszweigc  auch  ihm  gegenüber,  und  wenn  sie  mit  seiner  Zustimmung  geschehen, 
hat  sie  das  Finanzministerium  in  Gemeinschaft  mit  dem  ('hei*  der  betreuenden  Ver- 
waltung dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  gegenüber  zu  vertreten  und 
ihfur  Indemnität  einzuholen. 

3.  Vorbereitung  der  organischen  Gesetze  rein  oder 
überwiegend  l'inanzwi rthschaftlichen  Cbaractcrs  und  Ver- 
tretung derselben  in  der  Berathungsinstanz  vor  den  anderen  obersten 
Staatskörpern  (Ministerrath,  Staatsrath  u.  dgl),  sowie  weiterhin 
vor  dem  Staatsoberhaupt,  um  dessen  Genehmigung  zur  Vorlage 
des  Gesetzes  bei  der  Volksvertretung,  und  vor  letzterer,  um  deren 
Zustimmung  zu  erlangen. 

Vornemlich  kommen  hier  die  grossen  organischen  Gesetze  über  die  Uauptcin- 
gange  (Einnahmen)  des  modernen  Staats,  die  Steuern  und  das  Staatsschuldcn- 
rt'scn  in  Betracht.  Bei  den  Gesetzen  ober  privalwirthsehaftliche  oder  Erwcibs- 
doliinftc  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  auch  Verkehrsanstalten,  wie  Post,  Telegraph, 
Eisenbahnen)  und  vollends  über  Gebuhrencinnahmen  (Justizgebuhren ,  Unterrichtsge- 
bühren n.  a.  in.)  steht  regelmässig  der  finanzielle  Gcsichtspunct  in  zweiter  Linie,  wes- 
halb die  Verwaltung  dieser  Zweige  überhaupt  nicht  direet  dem  Finanzministerium  zu 
unterstehen  braucht  (s.  u.)  und  die  Vorbereitung  der  betreffenden  Gesetze  zwar  wohl 
unter  Mitwirkung  des  Finanzministeriums  erfolgt,  das  dabei  das  fiscalische  Interesse 
zu  vertreten  hat,  aber  von  den  betretenden  anderen  Ministerien  ausgeht.  Ein  ähnlicher 
Sachverhalt  besteht  bei  den  Gesetzen  in  Bezug  auf  Staatsausgaben ,  welche  letztere 
natürlich  durch  die  bezüglichen  Staatsthätigkeiten  bedingt  werden,  weswegen  die 
Ge**ot2c  regelmässig  zum  Hessort  des  betreffenden  Fachministeritims  gehören  (Militärisches, 
Bauten.  Kcformen  u.  s.  w.).  Speciell  ins  Gebiet  der  vom  Finanzministerium  vorzu- 
reitenden organischen  Gesetze  des  Ausgabcwcsejis  gehören  aber  diejenigen  zur 
Regelung  der  Gehalte  und  Pensionen  der  Staatsbeamten.  Dafür  sind  im  Wesent- 
lichen in  allen  Zweigen  des  Staatsdicnsts  gleichmässigc  Sonnen,  vornemlich  nur  mit  der 
Interschcidung  von  Civil-  und  Militärdienst,  erforderlich.  Das  Finanzministerium 
allein  ist  im  Stande,  das  fiscalische  Interesse  gegenüber  der  Gesammtheit  der  An- 
sprüche des  Besoldung*-  und  Pensionsetats  zur  Geltung  zu  bringen.  Nur  wird  bei 
-l<r  grossen  allgemeinen  politischen  Bedeutung  dieses  Gcgcnstaudf  natürlich  auch 
wieder  der  finanzielle  Gesichtspunct  nieht  allein  entscheiden  können.  Die  Aufgabe, 
daa  politische  Interesse  in  der  Sache  wahrzunehmen,  wird  den  anderen  Hessortschefs 
Diit  zufallen. 

4.  Vollziehung  der  finanzwirthschaftlichen  Gesetze. 

Diese  erfolgt  namentlich  wieder  im  Wege  der  Verordnungen  (Vollzugs-, 
Verwaltn ngs Verordnung),  durch  Erlass  von  Verfügungen  und  Bescheiden  zur 
Illing  von  Zweifeln  und  Fragen,  welche  erst  bei  der  Vollziehung  des  Gesetzes  auf- 
tauchen.   S.  Stein,  4.  A.  I.  11)4. 

5.  Oberste  Leitung  und  Verwaltung  der  Finanz- 
wirthschaft. 

In  dieser  Hinsicht  gehört  zum  Finanzministerium  zunächst  das  gosammfe 
Zahlungs-,  Kassen-,  Hechnungs-  und  Oontrolwescn  (Kechnungs-  oder 
Kassencontrole),  die  Staatsbuchhalterci;  ferner  die  n n  in i  ttc Iba re  Verwaltung 
'  ichtiger  Einnahmequellen;  regelmässig  insbesondere  der  meisten  Steuern 
('lirecten,  indirecten,  Fin.  II.  §.  33S,  „Erwerbs'--,  „Verkehrs"-,  „Vcrbrauehs-'-Stcuern 
u.  s.  w.,  Fin.  II,  §.  151 — 531),  zum  Thcil  auch,  so  namentlich  früher,  der  „Domanial- 
Hinnahmen"  i  w.  S.,  der  Domänen.  Forsten,  Bergwerke,  Staatsfabriken,  Staats-  Handels- 
field-  und  Bankgeschäfte,  Verkehrsanstalten.  Doch  sind  diese  Einnahmequellen, 
deich  den  meisten  Verwaltungen  von  Gebührenzweigen,  vielfach  dem  Hessort  des 
Finanzministeriums  entzogen  und  aus  principiellcn  und  practischen  Gründen  anderen 
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Ministerien,  denjenigen  für  Landwiithschaft,  Haudel  und  Gewerbe.  Bauten,  Verkuhrv 
anstaltcn  unterstellt.  Das  Finanzministerium  hat  öfters  auch  die  Substanz  des  Staab- 
Vermögens  zu  überwachen,  daher  die  Inventarisirung  desselben  unter  sich,  vorbehaltlich 
der  Üebertragung  dieser  Aufgaben  an  andere  Fach -Ministerien.  Auch  das  Staats- 
schuldenwesen ist  wohl  aus  staatsrechtlichen  und  praetischen  (inindeu  —  letzteres 
ncinlich  im  Interesse  des  Staatscrcdits  —  dem  Finanzministerium  eutzogen  oder 
wenigstens  unter  eine  besondere  Behörde  gestellt,  welche  auch  bei  der  ressort- 
mässigen  Zugehörigkeit  zum  Finanzministerium  eine  selbständigere  Stellung  als  eine 
blosse  Vcrwaltungdabtheilung  desselben  einnimmt.  Von  den  Ausgabezweigen  ver- 
waltet das  Finanzministerium  unmittelbar  wohl  einzelne  von  allgemeiner  Be- 
deutung fdr  den  ganzen  Staat,  die  allgemeinen  Dotationen,  das  Pensionsweicn, 
u.  dgl.  m.  —  mitunter  sogen,  „allgemeine  Finanzvcrwaltung"  im  Unterschied  von 
der  „speciellen"  — ;  ferner  die  zum  Dienst  seines  eigenen  Specialressorts  gchOrigou 
Ausgabezweige  —  eben  die  .,speeicllo"  Finanzvcrwaltung.  Beispiele  aus  einzelnen 
Ländern  unten  in  §.  Ii«  iL 

Die  Ausscheidung  von  Domänen  u.  s.  w. ,  Verkehrsanstalten  aus  dem  Finanz- 
ministerium ist  mehrfach  principiell  verlangt  und  ausgeführt  worden,  um  den  fis- 
ealisch on  (iiisichtspuuet  in  der  ganzen  Richtung  und  Tendenz  der  Verwaltung  hinter 
den  eigentlich  staatswirthschaftlichen  zurücktreten  und  allgcm  ein  o  staab- 
und  volkswirtschaftliche  Interessen,  die  eben  fUr  die  Üebertragung  dieser  Verwaltungs- 
zweige  grade  an  den  Staat  die  entscheidenden  sind,  mehr  zur  Berücksichtigung 
kommen  zu  lassen.  Insofern  birgt  diese  administrative  Organisation  und  Kessortbc- 
stimmung  ein  Stück  Entscheidung  wichtiger  allgemeiner  Staats-  und  volkswirtschaft- 
licher l'rincipicnfragen  in  sich. 

§.  (J4.  Organisation  und  Eintheilung  des  Finanz- 
ministeriums. Gewisse  Grundzüge  sind  hier  dem  Finanzministerium 
mit  den  anderen  Ministerien  im  modernen  Staate  gemein. 

Beim  Minister  und  in  seinem  Bureau  concentriit  sich  die  Entscheidung  aller 
(ieschafto,  zu  deren  Berat hung  aber  die  Ministerialräthe  in  Form  von  Coilegien 
wohl  hinzugezogen  werden,  während  der  einzelne  Rath  (Referent,  Decorncnt)  über 
die  Angelegenheiten  seines  speciellen  Ressorts  dem  Minister  berichtet  üeberall  aber 
ist  es  der  Minister,  der  nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsatze  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  dio  Entschuldung  trifft. 
Alle  Verfügungen,  Bescheide,  Verordnungen  des  Ministeriums  erfolgen  daher  durch 
den  Minister  persönlich  oder  in  Vertretung. 

Im  Uebrigen  hängt  die  Organisation  und  Eintheilung  des 
Finanzministeriums  wesentlich  von  den  Functionen  und  der 
Ressortbestimmung  des  letzteren  ab,  wonach  sich  auch  wieder  die 
Ausdehnung  der  Geschäfte  richtet.  In  kleineren  Staaten  kann 
Manches  vereinfacht  und  zusammengezogen  werden,  was  sich  in 
grösseren  verwickelter  gestaltet  und  getrennt  wird.  Neben  tech- 
nischen Rücksichten  machen  sich  mitunter  auch  staatsrechtliche 
bei  einzelnen  Punctcn  geltend. 

Nach  technischen  Gesichtspuncten  scheiden  sich  die  allge 
meinen  Angelegenheiten  der  im  Finanzministerium  concentrirten 
Finanzverwaltung,  für  die  dann  wohl,  etwa  in  Verbindung  mit 
dem  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  eine,  oder  mit  diesem, 
aber  getrennt,  zwei  Abthcilungcn  (Departements,  Sectionen) 
gebildet  werden,  von  den  speciellen  Finanzdieust-Zweigen.  Für 
letztere  werden  je  nach  dem  Um  taug  der  Geschäfte  eine  grössere 
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oder  kleinere  Anzahl  weiterer  Ministerial- Abtheilungen  nach  dem 
leitenden  Gesicbtspunct  der  sachlichen  Zusammengehörigkeit 
der  Gegenstände  eingerichtet. 

Also  z.  B.  wenn  Dominien  u.  s.  w.,  Vcrkehrsanstaltcn  im  Finanzministerium 
stehen,  für  Domänen,  für  Forsten,  oder  für  beide  zusammen,  für  Berg-  und  Hütten- 
werke, für  dircete,  für  indirecte,  für  Stempel-,  Register-  und  derartige  Steuern,  für 
Snwtsschuldenwescn ,  mit  etwaigen  weiteren  Spcoialisirnnjrcn  nach  Bcdilrt'niss.  tliat- 
>ärhlich  öfters  nach  historischer  Tradition,  die  man  beibehält. 

Mitunter  bilden  sich  solche  Abtheilungen  des  Ministeriums  ans 
staatsrechtlich en  Gründen  zu  mehr  s elbständigen  Behörden 
aas,  die  nur  wegen  des  Gegenstands  ihrer  Beschäftigung  dem 
Finanzministerium  angegliedert  und  bloss  in  gewissen  Puncten 
demselben  subordinirt  sind,  so  z.  B.  die  Verwaltung  des  Staats- 
schuldenwesens,  auch  der  oberste  Rechnungshof,  wo  der- 
selbe nicht  ganz  selbständig  gestellt  ist.  In  anderen  Fällen  werden 
aus  speciell  finanz -technischen  und  ökonomisch- technischen 
GrUnden,  u.  A.  wegen  des  Erfordernisses  specieller  Fachkennt- 
nisse auch  in  der  oberen  Leitung,  einzelne  Dienstzweige  des  Finanz- 
ministeriums zu  selbständigeren  „Directionen"  („General- 
directionen"  u.  unter  dgl.  Namen  mehr)  erhoben  und  damit  der 
unmittelbaren  Verwaltung  von  der  Cenlralstelle  aus  entzogen. 

Neuere  Beispiele  sind:  Monopolverwaltungcn .  wie  Tabak  (Oesterreich  i ,  Lottu- 
svrwaltung  (Oesterreich,  Preussem,  Bcrgwerksvnrwaltung  (Baiern),  Munzwesen  ^mehr- 
fach).  Staatsmauufacturcn  (Frankreich),  Staats-,  (ield-  und  Bankgeschäfte  iPreussen. 
V-cbandlung,  ehemals  die  Bank),  Pcnsionswescn  preuss.  Wittwen- Verpflejfungsanstsilt), 
f^ncraldirectionen  der  Haupteinnahmezweige  Uberhaupt  'Frankreich,  §.  99)  u.  dpi.  in 

Mehrfach  spielen  hier  auch  die  schon  erwähnten  Tendenzen 
mit,  neben  und  vor  dem  bloss  fiscalischen  die  allgemeinen 
Staats-  und  volkswirtschaftlichen  Gesichtspuncte  mehr  zur 
Geltung  zu  bringen  (z.  B.  bei  eigenen  Directionen  für  Bergwerke, 
Staatsfabriken,  Banken). 

Der  weitere  Schritt  über  die  Bildung  solcher  selbständigeren, 
aber  doch  noch  zum  Finanzministerium  ressortirenden  „Directionen" 
hinaus  ist  dann,  die  betreffenden  Dienstzweige  anderen  Fach- 
ministerien zu  unterstellen,  bei  denen  diese  allgemeinen  staats- 
und  volkswirtschaftlichen  Interessen  ex  officio  gepflegt  werden, 
z.  B.  die  Domänen  und  Forsten  dem  landwirtschaftlichen,  die  Ver- 
kehrsanstaltcn  dem  Handelsministerium  oder  einem  verwandten. 
Oder  man  geht  endlich  auch  noch  einen  letzten  Schritt  in  dieser 
Richtung  vorwärts  und  erhebt  solche  Dienstzweige,  einzeln  oder 
verwandte  miteinander,  zu  eigenen  Ministerien  oder  diesen 
wenigstens  im  Wesentlichen  gleichgestellten  obersten  Centralbe 
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hörden,  so  z.  B.  die  Post  und  Telegraphie  (so  jetzt  in  Frankreich), 
das  Staatseisenbahnwesen.  Derartige  Erscheinungen  sind  im  Lebet] 
der  modernen  Staaten  mehrfach  hervorgetreten.  Sie  bilden  einen 
interessanten  Beleg  flir  die  wirtbsebafts-  und  culturgescbichtltcb 
bemerkenswerthe  Thatsacbe  des  allmäligen  ZurUckweichens  der 
Ulteren  rein  oder  Uberwiegend  fiscalischen  Tendenz  bei  der  Ver- 
waltung von  Objecten  des  Staatsvennögens  und  von  Ertragsquellen 
(Regalien  u.  dgl.)  vor  dem  Princip  der  Verwaltung  in  möglichst 
8taat8wirtb8cbai'tlich- gemeinnütziger  Weise. 

Vgl.  Stein,  4.  A.  I.  198.  Kau  Fin.  II.  §.  535.  Beispiele  unten  in  §  96  H 
Beachtenswert!»  ist  namentlich,  wie  sich  der  innere  Grund  der  Regal i sinnig,  d.  Ii. 
des  ausschliesslichen  Vorbehalts  einer  wirtschaftlichen  Th&tigkcit  für  den  Staat,  hier- 
mit verändert,  z.  B.  bei  Münze,  Post,  anderen  Vcrkchrsanstalten :  das  Regal  diente 
ursprünglich  vor  allem  dem  fiscalischen  Zweck,  einen  grosseren  Reinertrag  erzielen 
zu  können,  jetzt  dem  volkswirtschaftlichen  Zweck,  die  bei  reifende  Einrichtung  möglichst 
gut  einrichten  zu  können.  Darauf  ist  in  der  Lehre  von  den  Regalien  nnd  Gebühren 
zurückzukommen  (s.  auch  Fin.  II,  Kap.  1  v  d.  Gebühren). 

§.  95.  —  B.  Das  sonstige  Finanzbebördenwesen  und 
der  finanzielle  Executi vdienst.  Die  Einrichtungen  schliessen 
sich  zum  Theil  an  die  allgemeinen  in  der  modernen  Staatsver- 
waltung an,  zum  Theil  folgen  sie  der  Organisation  der  oberen 
Finanzverwaltung,  besonders  des  Finanzministeriums  genauer  und 
gliedern  sieb  nach  dessen  Abtheilungen  und  nach  den  General- 
Directionen;  zum  Theil  endlich  und  vielfach  Uberwiegend  ist  auf 
sie  das  technische  BedUrfniss  der  verschiedenen  tinanzwirthschaft- 
lichen  Dienstzweige,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Einnahmen, 
von  Einflus8,  ein  BedUrfniss,  das  anderseits  für  die  Organisation 
des  Finanzministeriums  selbst  mit  bestimmend  sein  musste. 

In  früherer  Zeit  (§  87 — 91)  dienten  die  allgemeinen  Verwaltungsorgane,  Acmtei 
und  Beamten  zugleich  meistens  mit  für  den  Finanzdienst,  besonders  auch  zuf  Einziehung 
der  Einkünfte,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  z.  B.  im  Zolldienst.  Fortschreitender 
Arbeitsteilung  auch  in  der  Verwaltung  gemäss  hat  sich  dann  der  Finanzdienst  all- 
mälig  von  dem  allgemeinen  Verwaltungsdienst  losgetrennt  und  verselbständigt,  so 
namentlich  da,  wo  es  sich  um  specifisch-technische,  dieselbe  Arbeitskraft  auch 
ziemlich  gleichmässig  und  fortwährend  beschäftigende  finanzielle  Aufgaben  handelte. 
Eben  deshalb  schon  am  frühsten  im  Zolldienst,  später  im  Dienst  der  anderen  indirekten 
Steuern,  der  Verkehrsstenern,  in  der  Ei  gen  Verwaltung  von  Staatseigenthum,  Regalien 
und  anderen  Ertragsquellen  durch  Administratoren  auf  Rechnung  des  Staats,  daher 
beim  Münz-,  Post-,  Bergwerks-,  Forstwesen  u.  s.  w.  Dagegen  blieb,  z.  Th.  bis  in 
die  Gegenwart  hinein ,  die  Verwaltung  der  directen  Steuern  und  der  Domänen  in  der 
neueren  Periode  der  Verpachtung,  in  der  Mittel-  und  selbst  in  der  unteren  Instanz 
wohl  ein  Theil  der  allgemeinen  Landesverwaltung,  indem  deren  Organe  auch  hier 
die  betreffenden  finanzwirthschaftlichen  Geschäfte  mit  zu  besorgen  haben.  AUerding> 
mitunter  —  auch  hier  die  Consuquenz  des  Arbeitsthciluugsprincips  —  so,  dass  inner- 
halb einer  allgemeinen  Verwaltungsbehörde  wieder  Abtheilungen  wie  für  andere  Fach- 
gruppen von  Geschäften  (Polizei-,  Schul-,  Kirchen.  Sanitäts-,  Wirthschaftssachen  u.  ».  w.1). 
so  auch  für  Finanzsachen  gebildet  oder  wenigstens  Specialbearate  einer  allgemeinen 
Behörde  mit  dem  Finanzdienst  betraut  werden.  Die  Vermehrung  aller  Verwaltung» - 
gesebäfte.  wie  auch  dor  Finan/jarheu  speciell  und  das  Bedürfniss.  gerade  die  Finanz- 
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Geschäfte  von  technisch  gebildeten  Organen  besorgen  zu  lassen,  hat  aber  jetzt 
mehrfach  zu  eigenen  Finanzbehörden  für  fast  alle  verschiedenen  Zweige  oder 
wenigstens  für  je  eine  Reibe  verwandter  Zweige  des  Finan/.diensti  geführt.  Auch 
hier  zeigen  sich  freilich  manche  Unterschiede  in  den  ein/einen  Ländern,  je  nach  der 
»irösse  der  Staaten,  der  Entwicklung  der  inneren  Staatsverwaltung  überhaupt  und 
ihrer  Stellung  zur  localon  Selbstverwaltung  und  nach  der  Gestaltung  der  Finan/.wirth- 
vbaft.  namentlich  des  Stenerwesens.  In  Deutschland,  speciell  in  Prcussen  ist  die 
Loätrennuug  der  Finanzvcrwaltung  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  besonders  bei  der 
Jirci'ten  Besteuerung  von  der  Übrigen  inneren  Verwaltung  noch  nicht  so  weit  gediehen, 
als  z.  B.  in  Frankreich,  was  mit  der  grösseren  Einfachheit  unserer  directen  Steuern 
und  mit  Verschiedenheiten  in  der  Erhobung  zusammenhängt. 

Die  schon  erwähnten  speeifisch  technischen  Dienstzweige 
haben  ihr  eigenes  Behördenwesen,  das  etwa  nach  oben  zu  in  einer 
Generaldirection  oderMinisterialsection  gipfelt,  aus  inneren  sachlichen 
Gründen  auch  nach  unten  zu  am  Meisten  selbständig  ausgebildet 
and  damit  das  sog.  „Centralisationsprincip"  in  dem  einzelnen 
Zweige  —  Post,  Zollwesen,  Verwaltung  der  inneren  Verbraucha- 
steoerü,  mit  weiteren  Specialisirungen  nach  den  Hauptkategorieen, 
Salz,  Tabak,  Bier,  Branntwein,  Wein  u.  s.  w.,  Forst-,  Bergwesen 
-  vollständig  durchgeführt.  Die  übrigen  tinanzwirthschaftlichen 
Dienstzweige,  wie  nnmentlich  die  Verwaltung  der  directen  Steuern, 
bleiben  auch  aus  sachlichen  Gründen  mit  dem  sonstigen  Verwaltungs- 
behördenwesen mittlerer  und  unterer  Instanz  in  näherer  Beziehung. 

So  scheidet  sich  denn  das  moderne  Finanzbebördenwesen 
nach  drei  Grundsätzen,  einmal  nach  Fachgruppen  oder 
gegenständlich;  sodann  räumlich,  nach  dem  Wirkungskreis  im 
Staatsgebiet  und  dessen  Theilen,  wo  als  Regel,  die  aber  Ausnahmen 
erleidet,  die  Finanzbehördenorganisation  sich  der  räumlichen 
Organisation  der  inneren  Landesverwaltung  anschliesst  —  Provinz, 
Bezirk,  Kreis,  Gemeinden,  Stadt  und  Land,  mit  den  betreffenden 
Amtsstellen  für  den  Finanzdienst  — ;  endlich  nach  Rangver- 
hältnissen, indem,  wie  gleichfalls  in  der  sonstigen  Verwaltung, 
die  Finanzbehörden  jeder  Fachgruppe  und  des  ganzen  Staats  in 
einem  bestimmten  Verhältniss  der  lieber-  und  Unterordnung  unter 
einander  stehen.  Zwischen  ihnen  läuft  daher  der  Instanzenzug 
von  unten  nach  oben,  bis  zur  Centralstelle,  daher  regelmässig  bis 
?om  Finanzministerium.  Hier  gelten  dann  in  Betreff  des  Rechts, 
Verordnungen  und  Verfügungen  zu  erlassen,  die  untergeordnete 
Behörde  zu  controliren  und  zu  rectificiren ,  hinsichtlich  des  Be- 
schwerdenlaufs u.  s.  w.  die  allgemeinen  Grundsätze  des  modernen 
Verwaltungsrechts,  speciell  des  Rechts  der  vollziehenden  Gewalt. 
Regelmässig  sind  die  Local- Finanzbehörden  (Zoll-,  Steuer-Aemter, 
Steuereinnehmer,   Ausgabekassen   n.  s.  w.)   mit  der  eigentlichen 
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Ausführung  der  einzelnen  in  ihr  Ressort  schlagenden  finanzwirth 
schaftliclien  Verwaltungsacte  betraut,  wie  dies  der  Gang  der  Dinge 
erfordert.  Diesen  Behörden  und  ihren  Organen  stehen  daher  auch 
für  die  Sicherung  des  Einnahmediensts ,  mithin  besonders  für  die 
Steuerveranlagung  und  Erhebung,  die  erforderlichen  Control-  und 
Zwangsrechte  („Execution")  (Fin.  II.  §.585-590,  579,  580)  zu. 

Vgl.  v.  Malchin»,  II,  Kau,  Fin.  II,  §.531—534.  Stein,  4.  A.  I,  195.  Ein-' 
weitere  Ausfuhrung  kann  hier  im  Hinblick  auf  die  practischeu  Beispiele  in  den 
folg.  §§.  unterbleiben.  Sind  auch  die  leitenden  Principicn  und  (inindzügc  der  modernen 
Organbation  des  Finanzbehördenwesons  und  seiner  Dicnstvcrrichtungen  im  Wesent- 
lichen Ubereinstimmend,  so  unterscheidet  sich  diese  Organisation  doch  in  den  einzelnen 
Staaten  unter  dem  Einfluss  der  verschiedenen  geschichtlichen  Entwicklung,  der  Ver- 
schiedenheiten der  Landesvorwaltnng,  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  der  Volks- 
dichtigkeit, der  Einnahmearten  u.  s.  w.  immer  wieder  bemerklich.  Auf  den  Wirkungs- 
kreis und  die  Functionen  der  Mittel-  und  Unterbehörden  im  Finanzdienst  wird  in 
den  einzelnen  Abschnitten  dieses  Werks  bei  den  Einnahmen  u.  s.  w.  mitunter  ein- 
gegangen. 


IV.  Gegenwärtige  Einrichtung  der  Finanzverwaltung  iu 

einigen  Staaten. 

Das  Wesentliche  hierüber  wir»!  wohl  in  den  Werken  über  Staatsrecht,  Ver- 
fassung*- u.  Verwaltungsrccht  und  über  Finanzgesetzkunde  der  einzelnen  Staaten  mit 
gothcilt.  Weiteres  findet  sich  in  den  Staatshandbüchern  u.  dgl  u.  ist,  z.  B.  ia  Betr-  fl 
der  Einzelheiten  des  Bcaintcnthutns ,  aus  den  Etats  zu  ersehen.  Ueber  die  nord- 
deutschen Staaten  giebt  eine  Uobersicht  der  Organisation  u.  Competenz  der  oberen 
Behörden  ein  Aufsatz  iu  Hirth's  Annale»  1*^70  S.  117  II'.,  t>71  ff.  Allgemein' 
organisatorische  (iesetze  fehlen  öfters. 

§.  9ti.  —  1.  Preussen.  Hier  gehen  die  jetzigen  Einrichtungen  auf  tl>' 
grosse  Beformperiode  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  und  auf  die  Zeit  der  Neugestaltung 
des  Staats  nach  1*>15  zuriick.  An  Stelle  der  älteren  Behörden,  namentlich  auch  des 
(leneraldireetoriums,  (§.  91),  das  im  alten  Staate,  um  ISOC».  noch  in  4  Provineial- 
und  in  4  Bealdcpartements  zerfiel,  (wovon  das  erste  für  Kassen-,  Stempel-,  Münz-. 
Bank-.  Mcdicinal-.  Lotterie-,  Postweseu  unter  einem  Minister,  der  zugleich  Ueneral 
Controlenr  der  Finanzen  war),  trat  eine  neue  Organisation,  welche  auch  fttr  den 
Fiuan/.dienst  umgestaltend  war  (s.  E.  Meier,  Bef.  d.  Vcrw.organis.,  S.  29.  177  ti. 
v.  Könne,  preuss.  Staatsr.  8.  A.  II,  1.  Abth  ,  S.  90  ff.,  II,  2.  Abth.  S.  574  ff.) 

Nach  dem  Publicandum  v.  lti.  Dec.  1808  wurde  ein  eigenes  Finanz- 
ministerium zur  Leitung  und  Verwaltung  des  gesammten  Finanzwesens  (unter  Zu- 
weisung der  Fonds  zur  weiteren  Verfüguug  an  dio  anderen  Bessortchefs)  errichtet. 
Die  Stellung  desselben  unter  den  obersten  Behörden,  sein  Wirkungskreis  und  sein- 
Kessortvethältnisso  sowie  seine  Eiutheilung  haben  wiederholt  Aendcrungon  erfahren 
U.  A.  wurde  zeitweilig  (1S17  —  23)  ein  besonderes  Schatzministerium  vom  Finanz- 
ministerium abgezweigt.  Die  jetzt  geltende  Organisation  beruht  vornemlich  auf  d.  k. 
Erlass  v.  17.  April  1S48;  die  wichtigste  seitdem  erfolgte  Aenderuug  ist  die  leber- 
tragung  der  Abtheilung  f.  Domänen  u  Forsten  vom  Finanzministerium  auf  das  laad- 
wirthschaftliche  Ministerium  (Erl.  v.  7.  Aug.  1S7S).  Danach  „hat  das  Finanzministerium 
gegenwärtig  die  gesammte  Finanzvcrwaltung  des  Staats  zu  leiten,  den 
Staat sh aus haltsetat  und  die  Kechnungen  darüber  aufzustellen  und  eine  fort- 
laufende Controlc  über  die  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  zu  üben.  Dasselbe 
bildet  demgemäss  den  Mittelpunct  für  das  gesammte  Etats-  «.  Kassenwesen  de» 
Staats,  indem  ihm  .siimmtliehe  Etats  zur  Mitrevision  vorzulegen  und  alle  Kassen- 
abschlUsse  einzureichen  sind.  Ausserdem  hat  dasselbe  die  Verwaltung  der 
direkten  u.  indirecten  Steuern  und  der  snustigen  Einnahmezweige  de« 
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Maats,  weiche  uicht  auderen  Ministerien  oder  Reichsbehörden  untergeordnet  sind, 
speciell  zu  fahren.  Endlich  unterliegt  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
seiner  oberen  Leitung"  (v.  Könne  11,  1.  Abth.  S.  1)2'.  Das  Finanzministerium  zer- 
fillt  jetzt  in  3  Abtheilungen,  für  Etats-  und  Kassenwesen.  —  (im  Wesentlichen 
dafür  bestand  von  1S17 — 26  eine  eigene  unabhängige  Centraibehörde,  die  „Gcnoral- 
cootrole  der  Finanzen",  dann  für  einen  Theil  der  hierhergehftrigen  Aufgaben 
von  ]$2tj — 44  eine  andere  Centraibehörde,  die  „Staatsbuchhalterei" );  —  für  die 
judirecten  Steuern  (wozu  in  Prcussen  ausser  den  üblichen  auch  die  Stempel-. 
Erb*cb.steuer.  verschiedene  gebuhrenart.  Abgaben  im  Verkehrswesen,  jetzt  auch  die 
üenchtskosten  u.  s.  w.  gerechnet  werden),  u.  für  die  directen  Steuern.  Zum  Ressort 
des  Finanzministeriums  gehören  an  sonstigen  Centralbehörden  die  Gencralstaatskasse. 
die  General -Lotterie -Direction,  die  Münzanstalten,  die  Gen.-Dir.  d.  allgem.  Wittwcn- 
verpfleg.anstalt ,  weiter  die  Seehandlung.  In  einer  abgesonderten,  mehr  selbständigen 
Stellung  steht  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden.  Abgesehen  von  verschiedenen, 
meist  gebührenartigen,  dem  Gcsammtbctragc  nach  kleineren  Einnahmen,  die  bei  allen 
einzelnen  Ministerien  vorkommen,  sind  von  Haupteinnahmezweigen  mehr  privatwirthsch. 
Natur  anderen  Ministerien  als  dem  Kinanzministcrium,  mit  aus  den  oben  dargelegten 
principiellcn  und  practischen  Gründen,  in  Prcussen  unmittelbar  übertragen  :  die  Domänen 
q.  Forsten  dem  landwirtschaftlichen ,  das  Berg-,  Hütten-  u.  Salinenwescn  rincl.  der 
Btirgwcrksteuern)  u.  das  Staatscisenbahuwesen  dem  Min.  f.  Orient).  Arbeiten  ( 1 879>. 
Eine  „dem  König  unmittelbar  untergeordnete,  den  Ministern  gegenüber  selbständige 
Behörde"  ist  die  Oberrechnungskammer  (Ges.  v.  27.  Marz  1S72.  §.  1,  Vor- 
geschichte bei  v.  Könne,  II,  1.  S.  154,  G.  Herrfurth,  preuss.  Etats-  u.  s.  w.  Wesen. 
Berl.  1391,  S.  13  ff.). 

Für  die  Finanzverwaltung  im  Lande  fungiren  als  Mittelbehörden  die 
Abtheilungen  der  Bozirksregioru ngen  (Rcgicr.Bezirk)  für  die  Verwaltung  der 
directen  Steuern ,  der  Domänen  und  Forsten,  also  Glieder  des  allgemeinen 
Organismus  der  inneren  Verwaltung,  ferner  die  selbständigen,  den  Regierungen 
löordinirten  Provincial-Steuer-Directionen  für  die  Verwaltung  der  indirecton 
Steuern  und  Zölle,  die  in  gleicher  Weise  wie  die  Regieningen  der  Oberaufsicht 
de»  Oberpräsidenten  der  Provinz  unterstehen  (das  Einzelne  näher  bei  v.  Rönne,  II,  1. 
tvs.  §.  264,  266,  274,  279;  zu  den  Bcz.regierungen  gehören  auch  Kassen rathe. 
Kinzelbeamtc ,  die  die  Kassen-,  Etats-  u.  Rechn.sachcn  zu  bearbeiten  haben).  Ab- 
deichende Einrichtungen  in  der  Mittelinstau/  bestehen  namentlich  in  Berlin,  wo  die 
'«schifte  der  directen  Steuerverwaltung  jetzt  von  einer  besonderen  ,, Direction"  dafür 
»ahrgenommen  werden  (Organis.ges.  v.  26.  Juli  1SSO  §.  3S)  u.  bisher  in  d.  Prov. 
Haanover,  wo  im  theilweisen  Auschluss  an  die  älteren  hannov.  Verhaltnisse,  für 
die  ganze  Provinz  die  gesammte  Finanzverwaltung,  mit  Ausnahme  der  auch  hier 
ciaer  eigenen  Provincialsteucrdirection  unterstehenden  indirecten  Steuern  u.  Zölle,  bei 
der  „Finanzdirection'1  Concentrin  ist  (preuss.  Erl.  v.  5.  April  1S69\  Nach  dem 
'Jrgtnis.ges.  v.  1SS0  §.  24  soll  auch  hier  dieselbe  Einrichtung  wie  in  den  anderen 
Provinzen  eintreten,  also  die  Geschäfte  der  Finanzdirection  an  die  Regierungen  (bis- 
herigen Landdrosteien)  übergehen.  —  Bei  den  Regierungen  bestehen  Reg.- Haupt- 
massen, in  welche  die  Kreiskassen  und  in  den  Provinzen,  wo  solche  bestehen,  die 
Meaererhcber  ihre  Einnahmen,  bez.  Ueborschüsse  terminweise  abzufahren  haben. 

Die  staatlichen  Üntcrbeh Orden  der  Finanzverwaltung  sind  in  Preussen  da- 
durch z  Th.  entbehrlich,  dass  in  einer  Reihe  von  Provinzen  die  directen  Staats 
steuern  durch  die  Communen  erhoben  werden.  lu  einigen  Provinzen  fuugiren  aber 
»uch  dafnr  eigentliche  staatliche  Steucrempfänger.  In  den  Kreisen  giebt  es  dann 
k'rciskassen  und  Kreissteuereinnehmer,  an  welche  von  den  Communen  u.  den 
übrigen  Steuerempfängern  die  Gelder  abgeliefert  werden.  Ein  besonderes  System 
«»jener  Finanz-Ünterbeh Orden  u.  Beamten  besteht  für  die  indirecten  Steuern 
»•  Zölle  unter  jeder  Prov.steuerdircction  (Zoll-  u.  Stetierätnter  vorschied.  Rangs,  im 
'irenzbezirk  u.  im  Innem\ 

Der  Ausgabedienst  wird  th.  von  der  Gen eralstaatskasse,  th.  von  Central- 
Ussen,  (sog.  General  kassen)  einzelner  Ministerien  (so  im  Cultusmin.)  u.  Behörden, 
im  Lande  von  den  Regierungshauptkassen  und  von  Specialkassen  für  einzelne 
\  erwaltungszweige  besorgt. 

Die  Verwaltung  der  Reichszölle  und  inneren  Reichs- Verbrauchsteuern 
at  bisher  Angelegenheit  der  Einzelstaaten,  das  Reich  hat  aber  Commissariate  zur 
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Controle,  indem  weclisolwcisc  Finanzbeamte  der  grösseren  Eiuzelstaateu  bei  deu  be- 
treffenden Districtsbehördcn  eines  anderen  Staats  als  Bevollmächtigte  fungiren.  Die 
oberste  Finanzverwaltung  des  Den  tscheu  Reichs  concentrirt  sich  in  dem  jetzt  zu 
einem  selbständigen  Reichsaint  erhobeneu  Reichsschatzamt,  dessen  unmittelbar 
verwaltende  Tliätigkcit  aber  bei  dem  engen  Connex  zwischen  Keichs-  u.  Staatsfinanzcn 
eine  geringe  ist.  Die  Reich  s hau ptkas sc  wird  von  der  Rcichsbank  verwaltet  Zi. 
den  Reichs -Finanzbehörden  gehört  noch  die  Verwaltung  der  Reichsschulden . 
dioj.  des  Rcichskriegsschatzcs  u.  diej.  des  Reichs-In  vali  denfonds. 

§.  97.  —  2.  Andere  deutsche  Staaten.  In  sämmtlicheu  M ittelstaaten 
bestehen  jetzt  ebenfalls  besondere  Ministerien  der  Finanzen,  während  in  den 
Kleinstaaten  etwa  nur  eine  Abtheilung  der  obersten  Centraibehörde  (Ministerium-, 
u.  dgl.)  spcciell  für  die  Finanzgeschäfte  fungirt.  Bei  manchen  Unterschieden  im 
Einzelnen  unter  sich  u.  von  den  preuss.  Einrichtungen  besteht  doch  im  Ganzen  mit 
letzteren  Ucbcroinstimmung. 

In  Baiern  (Pözl,  Verw  r.  3.  A.  S.  60  if.,  Stockar  v.  Neu  forn  •  H  o  c  k. 
3.  A.  I,v83  ff.)  stehen  die  Dotnüuou  u.  Forsten,  letztere  als  eine  eigene  Abthcilung 
(Min.  Forstbureau),  dann  die  Bergwerke  u  Salinen  (unter  einer  zum  Finanzministerium 
lossortircndcn  eigenen  Gcneraladiniuistration)  unter  dem  Fin.min ,  die  Verkehrsanstalten 
in  einer  eigenen  Gcneraldirection  unter  d.  Min.  d.  K.  Hauses  u.  des  Aeusscrn  (ebenso 
wie  in  Wurtembcrg).  Auch  die  Zölle  u.  indirecten  Steuern  bilden  eine  besonder' 
Generaldirection  unter  dem  Finanzministerium.  Zu  diesem  rcssortiren  auch  dioStaatb- 
Centralkasse  und  in  selbständigerer  Stellung  die  Staatssch  ulden  co  mm  ission 
sowie  der  obersto  Rechnungshof.  Die  Finanz -M ittclstcllcu  im  Lande  sind  tu 
den  Kreisen  (Reg.bc/.irkon)  regelmässig  —  d.  h.  wo  nicht  Ccntmlstellcn  gewisse  Ge- 
schäfte ausfuhren  oder  ein  besonderes  Behördensystem  besteht,  wie  bei  der  (Jcn.dir. 
der  indir.  Steuern  u.  s.  w.,  der  Bergwerke  u.  bei  d.  Verkehrsanstalten  —  die  Krcis- 
regierungen,  bez.  die  Finanzkam  inern  in  denselben.  In  jedem  Kreise  befindet 
sich  eine  der  Kreisregierung  unmittelbar  untergeordnete  Kreiskassc.  Die  Finanz- 
U  n  torbehftrden,  für  das  Gros  sämmtlicher  Einnahmen,  bes.  für  den  Stcuerdieust  u. 
für  die  Besorgung  der  Ausgaben  sind  die  Rentämter  (Stockar-Hock,  S.  \3'A  H  l 
Ein  eigenes  Mittel-  u.  l'ntcrbehördeusystom  (Zoll-,  Salzsteuerämtcr)  besteht  für 
Reichs-  u.  baier.  indir.  Steuern  u.  Zölle  unter  der  betreff,  Gcneraldirection  (Stockar- 
Hock  S.  107  II'.).  Für  das  Gebühren-  (u.  Verkehrsteuer-'  Wesen  fungiren  th.  die 
Rentämter,  th.  besondere  Expeditions-  u.  Taxämter  (eb.  S.  1-14  II). 

In  \Vürtemberg(Riecke,  Verf.  u.s.w.  \V.  S  101)  ist  das  Finanzministerium 
eines  der  verfassungsmäss.  Verwaltungsdepartomcnts,  in  welchem  sich  die  gesammte 
Fiuanzvcrwaltung  vereinigt,  mit  den  beidon  Hauptausnahmen,  dass  für  die  Staats- 
schuld verfassungsmässig  eine  besondere  landständische  Verwaltung  (unter  Ober- 
aufsicht eines  kön.  Commissärs)  besteht  u.  dass  die  Verkehrsanstalten  seit  lb<>! 
aus  dem  Finanzdepartcuient  ausgeschieden  u.  dem  Miu.depart.  der  Auswärt.  Ange- 
legenheiten ubertragen  sind.  Unter  dem  Finanzmin.  stehen  die  Oberfinanzkammcrn 
mit  3  Abtheil.  (Domäncndirection ,  I'orstdirectlon,  Bergrath),  das  Steu e rcollegiutn 
für  die  Verwaltung  der  directen  und  indir.  (incl.  Reichs -i  Steuern,  zeitweilig  eine 
für  neue  Kataster  gebildete  Commission.  dann  die  Staatskassenvcrwaltung,  dk 
0  bc  rrec  honkam  in  er  u.  das  Statist,  topogr.  Bureau.  Finanz-  Mittel-  u.  Unter- 
behörden im  Lande  sind  dio  Kamcralämte  r  (f.  Doinimcnwcsen .  Leitung  eines 
Theils  der  dir.  Steuern,  Erhebung  eines  anderen  Theils,  auch  der  indir.  Lande*- 
steuorn.  u.  für  den  A^gabcdicnst).  Das  Kanstattcr  Kameralamt  fungirt  zugleich 
Hauptsteucramt  f.  Zölle  u.  Rcichsstcuern,  wofür  ausserdem  noch  Grenz-  ti- 
tuliere Zollämter  u.  Steuerämter  bestehen.  Für  die  indir.  Land  es  steuern  giebt  e.-> 
noch  staatliche  U m geldscom miss ärc  u.  Ortsstcucrbcamten.  Die  Grund-.  Ge- 
bäude- u  Gewerbesteuer  wird  von  den  Gemeinden  u.  Amtskörperschaften  erhoben,  unter 
dem  Princip  der  communalen  Steuerhaft  (Fin.  II,      507)  und  an  den  Staat  abgeführt 

In  Baden  (Regenauer,  S.  12  ff.,  1 SH  fl*.  u.  passiin)  bestehen  im  Finanz- 
ministerium eine  Domänen-,  eine  Steuer-,  eine  Zoll-,  eine  Baudirection  u.  die  Geu.di' 
der  Staatseisenbahneu.  Eigene  Finanz-  Mittel-  u.  L* u t e r behörden  im  Laude  (mit 
dazugehörigen  Kassen)  sind  die  Domänenverwaltungcn .  Bezirksforsteicn .  dio  Hütten- 
verwaltung,  Salinenverwaltung,  die  übereinnehmercien  für  einen  oder  mehrere  Aunv 
bezirke  zur  Stcuervcrwaltung.  die  Zollämter.  Auch  in  Hessen  ist  die  Finanzver- 
waltung in  einem  Finanzministerium  (mit  3  Hauptabtheil.)  concentrirt. 
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Ebenso  im  K.  Sachsen,  ebenfalls  3  Abtheil.  —  die  erste,  vornemJ.  f.  Etat-. 
Kassen-,  Rechnung*-,  Abgaben-  n.  Stcucrwescn  u.  A.  m.,  die  zweite  f.  Domänen. 
Forsten  u.  andres  Staatseigentum,  die  dritte  f.  Wege-.  Verkehrswesen,  Verkehrsau- 
italten  —  u.  unter  U.  Min.  die  Zoll-  u.  Steuerdircction  für  die  Zölle  und  indirecten 
Stenern,  die  Gen.dir.  der  Eisenbahnen,  die  Landrenten-  u.  s  w.  Bankverwaltung,  die 
Direktion  der  Landcslotteric .  das  Oberborgamt.  Die  Oberrechnungskammer  steht  hier 
unter  dem  Gesammtministerium.  Im  Lande  die  Zoll-  u.  Stcuerämter  f.  d.  indirecten 
Stenern  u.  Zölle,  die  Kreissteuerräthe  u.  Bozirkssteuercinnahmestcllen  f.  d.  directon 
Steuern,  die  Domänen-  u.  die  Forstverwaltungen  u.  s.  w. 

g.  9*.  —  3.  Oesterreich  (Ulbrich,  Lehrb.  d.  öst.  Staatsrechts,  S.  42. 
Iii  ff.,  156  fl.  Dessary,  Fin.gea.kunde.  S  296  II'.,  eingehend  Konopasck-Mor- 
Blonski,  Fln.ges.kunde.  2.  A.  I.  25  IT.)  Natürlich  hat  hier  auch  die  Organisation 
der  Finanzverwaltung  mancherlei  Veränderungen  unter  den  W  echsel  fallen  der  inneren 
Politik  des  Kaiserstaats  erfahren,  so  auch  noch  in  der  jüngsten  Periode  seit  IS  18.  Schon 
im  alten  Staate  war  im  vor.  Jahrhundert  u..  unter  manchen  Veränderungen  während  u. 
nach  der  französ.  Kriegszeit,  später  das  Finanzwesen  in  der  Hauptsache  bei  einer 
Ceatralstcllc,  der  allgemeinen  Hof  kämm  er.  die  aber  nach  älterer  Weise  auch  volks- 
virthschaftlicbc  Verwaltungsgeschäfte  zu  besorgen  hatte,  concentrirt  worden.  Neben 
ihr  bestand  das  (icncralrcchnungsdirectorium  als  allgemeine  Oontrolbohörde. 
Die  1848  er  Ereignisse  mit  ihren  weiteren  politischen  und  staatsrechtlichen  Folgen 
fahrten  zum  modernen  MinUterialsystem  mit  Ministern  als  verantwortlichen  Chefs  an 
der  Spitze.  Seit  dem  Ausgleich  mit  Ungarn  ( 1 SHT)  besteht  ein  R  oichs  f  in  an  z- 
tmoistcrium  und  ein  gemeinsamer  oberster  Rechnungshof  für  das  ganze  Reich. 
Dies  Ministerium  hat  wesentlich  nur  den  Haushalt  f.  d.  (icsammtmonarchio  formell 
in  ordnen  u.  zu  leiten  (Etat-,  Kassen-,  Rechnungswesen),  indem  fast  die  ganzen 
Einnahmen  des  Rcichsetats  aus  Beiträgen  der  beiden  Reichshälften  s.  o.  §.  11  S.  86) 
herrühren  und  von  deren  Finanzverwaltung  getrennt  beschallt  werden. 

An  der  Spitze  der  westösterr.  Finanzvcrwaltung  („im  Reichsratho  vertretene 
Königreiche  u.  Länder")  steht  das  Finanzministerium  f.  sämmtliche  Finanzan- 
gclegenheiten.  Zu  dessen  Ressort  gehören  von  Haupteinnahmequellen  die  directen  u. 
indirecten  Steuern  (letztere  incl.  Zölle.  Monopole,  Lotto,  Stempel  u.  „(Jebühreu  von 
Rechtsgeschäften"),  die  Staatsdruckerei,  die  Münze.  Dagegen  unterstehen  dem  besond. 
Min.  d.  Ackerbaus  auch  hier  jetzt  die  Domänen  u.  Forston,  ferner  die  Bergwerke  u. 
dem  Handelsmin.  die  Verkehrsanlagen  u.  Anstalten  (Häfen.  Post,  Telegraphen,  Staats- 
ebenbahnen).  Das  Finanzministerium  zerfallt  in  3  „Sectioncu"  if.  Budget  u.  Credit- 
resen;  f.  indirecte  Abgaben  u.  unbewegt.  Staatscigcnth.;  f.  Pensionswesen,  direetc 
Steuern  u.  die  leitenden  Finanzbehörden),  die  Sectionen  in  eine  Anzahl  weitere  Fach- 
departements. Als  eigene  Central -Behörden  unter  dem  Finanzministerium  fungiren  in 
selbständigerer  Stellung  die  Direction  der  Staatsschuld,  dio  Lottogef&Ilsdirection,  die 
1834  errichtete  (icncraldircction  der  Tabaksregie,  beide  letztere  mit  einem  selbständigen 
Mittel-  u.  Unterbehörden  -  u.  Amtsorganismus  im  Lande,  die  Centralcommission  zur 
Kegeln n?  der  (irundsteuer,  diu  Direction  der  Hof-  u.  Staatsdruckerei,  das  Haupt- 
munzamt.  Ferner  stehen  die  Salinenverwaltungen  im  Salzkammergut  unmittelbar  unter 
dein  Fin.min.  »in  Galicien  unter  der  Fin.landesdirection\  Zur  Controle  der  Finanz- 
verwaltung besteht,  den  Ministerien  gleichgeordnet,  der  oberste  Rechnungshof 
iVerordn.  v.  21.  Nov.  1S66).  Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Kinanzprocuratur 
ein  (diejenige  in  Wien  mit  centralamtlicher,  die  in  den  Provinzen  mit  Provinz.be- 
liördenstellung),  zur  Vertretung  des  Staatsschatzes  in  Rechtsgeschäften  u.  Rechtsstreiten 
Mor-Blonski,  I,  46  Ii.). 

Der  Finanzdienst  im  Lande  in  der  Mittel-  und  Untorinstanz  ist  überwiegend 
in  besonderen  Finanzbehörden  organisirt,  welche  aber  z.  Th.  mit  der  politischen 
(inneren)  Verwaltung  in  Verbindung  gebracht  sind.  Die  oberen  Mittelbohörden,  direet 
unter  dem  Finanzministerium  sind  die  Finanzlandesbeh  Orden,  immer  je  I  in  jedem 
Kronlando  (in  den  grösseren  Finanzland  es  directionen,  in  den  kleineren  Fiuanz- 
directionen  genannte.  Sie  haben  die  zum  Fin.min.  ressortirendeu  Finanzsachen  unter 
sieb»  daher  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  u  u  d  indirecten  Steuern  in  ihrem 
Kronlando  (s.  „Amtsunterricht"  v.  29.  Mai  1874,  bei  Konopasek -Mor-Blonski  I,  2S\ 
Der  Präsident  ist  der  Landescbcf,  durch  den  die  Verbindung  mit  der  polit.  Verwaltung 
hergestellt  ist,  unter  ihm  steht  ein  speciell  finanzieller  Director.  Im  unteren  Finanz-, 
namentlich  Steuerdicnst  sind  die  Behörden  für  die  directe  Besteuerung  von  den- 
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jenigeu  für  die  übrigen  Finanzgeschäfte,  bes.  für  die  indireete  Besteuerung  getrennt. 
Als  Behörden  erster  Instanz  oder  leitende  für  die  directen  Steuern  bestehen  in  den 
grösseren  Landeshauptstädten  Steueradiniuistrationon,  iu  den  kleineren  Steuer- 
local commissi oii en,  ausserhalb  die  Bezirkshauptmannsc haf teu,  die  politischen 
Behörden  der  inneren  Verwaltung,  welchen  für  die  Steuersachcu  besondere  Fiuauz- 
beainte  beigegeben  siud.  Die  gleichstehenden  Finan/behördcu  für  den  sonstige:) 
Fiuanzdieust  sind  die  Finanz bezirksdirectioneu  statt  ihrer  iu  den  kleineren  Krön- 
lündern  Fiuanzinspectoren  u.  Obcriuspectorcn i.  Die  unteren  Executi vbehördca 
siud  die  Steuerämter,  besonders  für  die  Verwaltung  u.  Erhebung  der  directea 
Steuern,  (wobei  auch  die  Geineindeu  selbst  mitwirken)  und  eines  Theils  der  Gebühren. 
Stempel,  Taxen,  indirekten  Steuern  u.  sonstigen  Gefälle;  ferner  die  Zollämter,  die 
Verzehrungssteueräuiter  in  Wien  (Linie),  die  Salz-,  Tabak-,  Steuipelver- 
schleissäni  ter  Iu  Wien  besteht  ein  höheres  Centraltax-  und  Gobühreube- 
messungsamt  für  das  iu  Oesterreich  stark  cutwickelte  Gebiet  der  Stempel,  Taxen  u. 
Gebühren  von  Rechtsgeschäften ,  ausserdem  Gebührenbemessungsämter  iu  den  Kron- 
ländern.  Eine  besondere  Einrichtung  für  den  Controldictist  in  Bezug  auf  die  Staats- 
jtofalle,  bes.  die  Zölle  und  indir.  iun.  Steuern  u.  Monopole,  ist  die  österr.  bewaffnete 
Finanzwache  (Mor- Blonski  I,  <iS  ID.  —  Die  Berg-  u.  Hütten-,  Domänen- 
u.  Forst  Verwaltung  urfolgt  durch  besondere  Directioneu  mit  weiteren  Unterbehörden 
in  den  Provinzen  vll  brich,  S.  155,  Blonski,  I,  1  TS >.  Aehulich  wie  in  West- 
Ocsterrcieh  ist  die  Organisation  des  Fiuanzdieusts  auch  jetzt  uueh  in  Ungarn  (Blonski, 
I.  S»l). 

§.  9!).  —  -1.  Frankreich  ,  Hock,  Fin.verwalt.  Frankreichs,  Kap.  1,  auch 
2  u.  A,  Kaufmann,  Fin.  Fr.'  s.  Buch  1,  bes.  Kap.  2  u.  3.  Speciellercs  in  D*  Audiffret» 
syst.  fin.  de  la  France  u  in  den  bezüglichen  Specialartikeln  von  B  1  o  c  k  's  dict.  de 
l'admin.  franc.i.  Die  französ.  Finanzverwaltung  hat  gegenwärtig  den  grössteu  Staata- 
haushalt  der  Welt  unter  sich,  von  3 —  4  Milliarden  Fr.  im  Jahresetat,  die  Nebeiietats 
eingeschlossen.  Sie  ist  aber  nicht  nur  die  grösste.  sondern  auch  eine  der  besi- 
urgauisirteu  und  bestgeordneten,  namentlich  in  allen  formellen  Puucten.  Mehrfach 
schon  in  der  alten  Monarchie,  dauu  seit  der  Revolutionszeit  hat  sich  Frankreich  be- 
sonders ausgezeichneter  Finanzminister  erfreut,  die  auch  im  spcciell  Fiuanztecli- 
n i sehen  hervori-agend  waren.  Das  Hauptverdieust  gebührt  zwei  Ministem  der 
Restauration ,  Barou  Louis  u.  Graf  Vi  Hole.  Bes.  wichtig  f.  d.  Organisation  de; 
Finanzministeriums  ist  die  Ordonnanz  v.  17.  Dec.  Aenderungeu  in  Coiopeteuz. 

Ressort,  Eintheiluug  u.  s.  w.  sind  aber  seitdem,  z.  Th.  unter  dem  EinHuss  der  wech- 
selnden Staatsverfassungen  und  der  von  diesen  wieder  mit  abhäugigen  Verwaltungv 
grundsät/e,  mehrfach  erfolgt,  auch  in  der  neuesten  republicau.  Zeit.  Wie  auf  andere» 
französ.  Verwaltuiigsgebicteii  bind  jedoch  auch  hier  die  Haupteinrichtungeu  unter  allen 
neueren  politischen  Stürmen  des  Staats  im  Wesentlichen  bestehen  geblieben;  wohl 
einer  der  Grunde,  dass  diese  Stürme  weniger  tief  iu  das  wirtschaftliche  Wohl  der 
Nation  und  in  die  finanzielle  Gesundheit  des  Staats  eingegriffen  haben,  als  man  hätte 
vermuthen  mögen. 

Die  französische  Finauzverwaltung  der  Neuzeit  ist  im  Finanzministerium 
noch  vollständiger  als  in  anderen  Staaten  Concentrin  und  ceutralisirt.  Es  unterstehen 
demselben  fast  alle  Einnahmezweige  unmittelbar,  nur  die  Forsten  sind  neuerdings 
abgezweigt  und  unter  das  Ackerbauministerium  gestellt,  und  das  P  u  1  v e  r monopol 
wird  vom  Kriegsmiiiistcriuni  verwaltet.  Aber  auch  in  diesen  und  ähnlicheu  Falk» 
wird  der  Einnahmedienst  durch  Beamte,  welche  zum  Finanzministerium  rossortireu, 
besorgt.  Für  Posteu  und  Telegraphen  besteht  gegenwärtig  ein  eigenes  Ministerium. 
Unter  dem  Finan/.miuister  fungirt  jetzt  ein  Unterstaatssecretär.  Beide  haben  ei» 
eigenes  „Cabinef  zur  Besorgung  der  Central-  u.  allgemeinen  Geschäfte.  Das  Mini- 
sterium zerfallt  sodann  iu  eiue  Reihe  von  grösseren  Fachabtheiluugen:  für  die  allge- 
meine Gelderbewegung  (direction  du  mouveinent  general  des  fonds),  für  die  Staats- 
Central-Kassen  (directeur  comptable  des  caisses  centrales  du  tresor,  auch  caissier- 
payuur  central  du  tresor  public),  für  die  Ueberwachung  der  Gencraldirectionen ,  für 
die  Rechtiangelegcnheitcii  (le  conteiilieux  -  und  die  Generaliiispcction  (eine  der  franzö;. 
Fiuanzverwaltung  eigenthumliche  Einrichtung,  dariu  bestehend,  dass  eine  Anzahl 
Inspectoren  der  Ccntralvcrwaltung  in  einem  gewissen  Turnus  je  eine  bestimmte  Anzahl 
Departements  zur  Revision  aller  Finanzgeschäfte  bereisen:  die  Generalinspoctiüii 
früher  neben  der  Personaldirection  eine  dei^Präsidialabtheiluugen  des  Ministerium:» 
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jetzt  ist  sie  mit  dein  contentieux  zu  einer  Abtheilung  verbunden,  zu  welcher  auch 
•iie  Statistik  gehört.  Das  contentieux  des»  finances  betrifft  die  Regelung  von  Rechts- 
geschäften u.  dgl.,  an  denen  der  Staatsschatz  bethciligt  ist,  Hock,  S.  11,  eine  Ab- 
teilung init  ähnlichen  Functionen,  wie  die  österr.  Finanzprokuratur)  :  weitere  Abteilungen 
■Ics  Finanzministeriums  sind  noch  die  Direction  der  allgemeinen  Buchhaltung  (dir. 
icu.  de  la  comptabilitc  publique)  und  diejeuige  der  eingeschriebenen  Schuld  (dettc 
luscrite).  Uuter  dem  Fiu.uiin.,  aber  in  der  selbständigeren  Stellung  eigener  General- 
Jirectiunen  stehen  gegenwärtig  die  folgenden  ü:  für  die  directen  Steuern,  für 
Registerwesen  (euregistrement)  nebst  Stempel  u.  Domänen,  für  die  inneren  indirecten 
Steuern,  für  die  Zölle,  für  die  Tabaksregie,  für  das  Müuzwosen,  lauter  Zweige  von 
eipjnthuinlicbcr  linanzwirthschaftlicher  u.  z.  Th.  ökonomischer  Technik,  worin  der 
innere  Grund  für  die  Bildung  solcher  eigener  Directioncn  bei  diesen  Zweigen  liegt. 
I'och  ist  mitunter  die  Eingliederung  der  letzteren  als  einfache  Abtheilungen  ins» 
huanzuiinisterium  angeregt  worden.  Die  Generaldirectionen  zerfallen  wieder  iu  Unter- 
»luheiluugen .  diese  in  verschiedene  Bureaux  u.  haben  collegiale  Verfassung.  Eine 
besondere  Stellung  im  Kessort  des  Fin.min.  nimmt  noch  die  Gen.dir.  der  Tilgungs- 
uad  der  Depositenkasse  ein  (dir.  gelier,  de  la  caisso  d'amortissement  et  des  depots  et 
cousignations),  eine  Kasse,  deren  Function  als  Tilgungskasse  im  Wesentlichen  seit 
langer  sistirt  ist,  welche  aber  als  Depositeukassc  (für  öll'entlicho  Depositen  der  Ge- 
richte u.  Verwaltungen,  wie  auch  für  gewisse  Privatgeldor  u.  für  einige  Einrichtungen 
des  Sparkassen-  u.  Lebeusversichcrungswesen)  eine  sehr  umfassende  Thätigkcit  hat. 
Sie  steht  im  Uebrigeu  als  unabhängige  Verwaltuugseinrichtung  direct  unter  dem  Par- 
lamente. In  der  Stellung  eines  selbständigen  Gerichtshofs  fungirt  der  Rechuungs- 
hof  eour  des  comptes). 

Der  Fiuanzdieust ,  insbesondere  der  Eiuuahmedienst  im  Lande  erfolgt  durch 
Kinanzbehörden  und  Beamte,  welche  theils  unmittelbar  unter  dem  Finanzministerium, 
tlt.  uuter  den  gen.  Gcneraldircctionen  stehen  (Kaufmann,  Kap.  3).  Ersteres  gilt 
vqu  den  regelmässig  in  jedem  Departement  (ausser  dem  Seinedep.)  augestellten 
'leneraleiunehmern  (tresoriers-payeurs  generaux),  unter  denen  wieder  die  Arron- 
üsscments-Einnohmer  steheu  (als  welcher  im  Urt  seines  eigenen  Arrond.  der  General- 
•innehmer  futigirt».  die  ihrerseits  Localcinnehmcr  (pereepteurs)  unter  sich  haben  (auch 
hier  fungirt  der  Arrond. -Einnehmer  als  Localeinnehiner  in  seinem  Orte).  Die  Local- 
uud  in  der  Hauptsache  auch  die  Arrond. -Einuehmer  sind  Specialbeamtc  für  die 
Erhebung  der  directen  Steuern.  Die  Gcneraleinnehmer  sammeln  dagegen  alle  Ein- 
nahmen der  Finanzverwaltung  iu  ihrem  Departement  und  leisten  nach  Anweisung 
<lie  Ausgaben  in  demselben  damit.  Sic  nehmen  im  Kassendienst  eiue  hervorragende 
Stellung  iu  der  französ.  Finanzverwaltung  ein,  müssen  z.  B.  die  ctatmässigen  Raten 
'1er  Einnahmen  terminweise  zur  Verfügung  des  Schatzes  stellen,  auch  wenn  dieselben 
noch  nicht  ganz  eingegangen  sind,  auch  vermitteln  sie  kostenlos  deu  Kauf  und  Ver- 
lauf von  Staatsrenten  beim  Publicum. 

Die  Generaldirection  der  directen  Stenern  im  Finanzministerium  hat,  zum  Zweck 
lur  Veranlagung,  Inspektion  und  Controle  der  directen  Besteuerung  im  Lande,  ausser 
ihrem  , Service  central"  im  Ministerium  einen  ..Service  exterieur"  in  jedem  Departement. 
Die  vier  anderen  Generaldirectionen  des  Steuerwesens  haben  nach  der  technischen 
Natur  ihrer  Geschäfte  jede  ihr  eigenes  System  von  Mittel-  u.  Unterbehörden,  bez. 
Beamten  im  Lande  und  ein  sehr  zahlreiches  Beamtenpersonal  überhaupt,  wie  das  be- 
sonders die  Einrichtung  dos  französ.  Euregistrement  und  der  indirecten  Besteuerung 
'»ediiigt.  Bei  diesen  zwei  Generaldirectionen  findet  sich  in  jedem  Departement  in  der 
Kegel  eine  Direction  mit  Iuspcctoren,  Cuiitroleureii ;  der  untere  Dienst  in  der  indirecten 
Besteuerung  wird  th  von  festansässigeu,  th.  von  Wanderbcamten  (receveurs  aiubulants) 
besorgt.  Eiu  Theil  des  Unterbeamteu  -  Personals  dient  mehreren  Generaldirectionen. 
So  sind  die  Tabaksläden  z.  Th.  in  den  Händen  von  Unterbcauiten  der  indirecten 
Besteuerung,  bes.  in  kleinen  Gemeinden.  Zur  Zollverwaltung  gehört  eine  Greuzwache 
vom  20,000  Mann,  welche  auch  für  die  Monopole  u.  indirecten  Steuern  von  Wichtig- 
kit ist  Die  Beamten  sind  theils  auf  Gehalt,  th.  nur  auf  Tantiemen,  th.  auf  Beides 
gesetzt.  Das  Tantiemesystem  rindet  in  Frankreich  hier  umfassende  Auwendung  (bes. 
bei  den  SO  üeneraleinnehmern ,  1SS1  522,000  fr.  Gehalt  u.  3,353,300  fr.  Taut.,  dann 
M  den  Einnehmern  des  Euregistrement,  die  nur  auf  Tantieme  stehen).  — 

Mehrfach  nach  französ.  Muster  ist  die  Finanzverwaltung  iu  Italien  eingerichtet. 
An  der  Spitze  steht  ein  Ministerium  der  Finanzen  und  des  Schatzes,  mit  General- 
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directioncn  unter  demselben  für  die  Verwaltung  des  Schatzdcpartements  (öffentliche 
Schuld,  wofür  noch  eine  besond.  Direction.  Pensionen.  Dotationen  f.  Civilliste,  Apanagen. 
Parlament,  u.  A.  m.).  für  Zölle,  für  Domänen  u.  Eurcgistreinent,  fllr  directe  Steuern 
Katasterwesen,  einschliesslich  Maass-  und  Gewichtswesen .  für  die  allgemeine  Buch- 
fuhrung.  Posten.  Telegraphen.  Eisenbahnen.  Strass »nwwen  stehen  unter  dem  Min. 
f.  öflenfl.  Arbeiten. 

In  Kussland  besteht  neben  dem  FiuanzminiMcrium  ein  besond.  Ministcriunj 
der  Domänen.  Wege.  Verkehrsanstalten,  Eisenbahnen.  Postcu,  Telegraphen  sind  wieder 
unter  andere  Ministerien  gestellt.  Die  Keichscontrole  ist  einer  eigenen  obersten  Be- 
hörde übertragen.  Das  Pin. min.  /erfüllt  in  Departements  für  die  grossen  Einnahme- 
zweige  und  die  sonstigen  Geschäfte. 

§.  100.  —  iS.  (irossbritannien.  (S.  bes.  (ineist.  engl.  Verwalt.recht,  2.  A. 
II.  702  ff.).  Die  Einrichtung  der  obersten  Finanzvcrwaltung.  das  Product  einer  langen 
und  vielfach  eigentümlichen  geschichtlichen  Entwickinn?,  hängt  in  England  engl- 
mit  der  ganzen  Organisation  des  Cabincts  und  dessen  Stellung  zu  Königthum  und 
Parlament  zusammen.  In  der  Form  bestehen  auch  heute  noch  viele  Abweichungen 
von  den  continentalcn  Verhältnissen .  im  Wesen  sind  die  Dinge  unter  dem  Einfluss 
ähnlicher  Bedürfnisse  in  allen  modernen  Staaten,  doch  nicht  mehr  so  sehr  verschieden. 
Die  Spitzo  des  sogen.  Schatzamts  treasury)  bilden  nominell  zwei  Amtsstcllcn.  di- 
des  „ersten  Lords  des  Schatzes  ",  und  die  des  ,, Schatzkanzlers"  ichanccllor  of  th- 
excbequer).  Diese  Stellen  können  in  einer  Person  vereinigt  sein,  gegenwärtig  ist 
dies  bei  (iladstone  der  Fall.  Sonst  ist  der  ..Erste  Lord  des  Schatzes*'  der  Chef 
des  Cabincts,  im  Wesentlichen  der  ..Premierminister",  als  solcher  Chef  der  gesammten 
Staatsverwaltung  und  somit  auch  an  der  obersten  Finanzvcrwaltung  bethciligt,  doch 
hauptsächlich  nur  nominell.  Der  eigentliche  Leiter,  besonders  dem  Parlament  gegen- 
über, und  der  .,  Finanzministcr"  im  continentalcn  Sinne  ist  der  Schatzkanzler.  Da> 
weitere  oberste  Verwaltungsorgan  des  Finanzwesens  ist  eine  Collegialbehörde,  du* 
Lords  Cotmnissioners  of  the  treasury,  bestehend  aus  dem  Ersten  Lord  des  Schatze-, 
ab  nominellem,  dem  Schatzkanzlcr  als  zweitem  Chef  und  drei  ordentlichen  sog.  junior 
Lords,  zu  denen  gegenwärtig  noch  ein  viertes  ausserordentliches  Mitglied  getreten  ist. 
Doch  liegt  die  wirkliche  Geschäftsführung  und  oberste  Verwaltung  thatsächlich  über- 
wiegend in  den  Händen  von  drei  ünterstaatssecretären .  von  denen  zwei  gleich  den 
Ministern  und  den  Comraissioners  mit  dem  Ministerwechsefr  wechseln,  der  dritte 
permanenter  Secretür  ist.  Die  oberste  Finanzverwaltung  zerfallt  in  drei  Abteilungen 
unter  diesen  drei  Secrotären :  eine  für  das  Staatseinkommcu.  dessen  wirkliche  ober 
Verwaltung  aber  durch  selbständige  Unterbehörden  ((icncralzollaint .  Generalamt  für 
das  „inländ.  Einkommen'4  —  inland  revenue  — ,  Generalpostamt,  auch  für  die  T«legrapbie. 
und  ein  Dep.  für  Domänen  u.  s.  w. ,  Gcnoraleontrole.  fcomptroller  general],  General- 
registratur), besorgt  wird,  so  dass  die  Schatzabtheilung  mehr  nur  Aufsich tsiti^taoz  ist: 
eine  zweite  Abtheilung  für  die  Ausgaben,  mit  umfassenden  Controlbcfugnisscn.  uutcr 
dem  permanenten  Seeretär;  eine  dritte  Abtb.  für  das  Anstcllungswcsen  (direet  von  hiev 
werden  nur  die  oberen  Stellen  besetzt,  die  unteren  durch  Unterbchörden).  Der  Schatz- 
kammer attachirt  sind  Spccialburcaus  des  Solicitor's  (Gcncralfiscals)  und  für  Schreib- 
materialien und  Drucksachen. 

Erst  im  Laufe  der  Zeit  (10.  u.  17.  J.Ii  ist  von  der  alten  Schatzkammer  der 
eigentliche  Kassen-  nud  Rech n un gs dienst  abgetrennt  worden.  Ersteres  geschah 
insbesondere  durch  Leberlragung  eines  grossen  Theils  des  oberen  Einnahme-  und 
Ausgabcdiensts  an  die  Bau k  von  England  (1834),  welcher  die  Einnahmedepartement> 
ihre  Einkünfte  zufuhren.  Die  Bank  besorgt  dann  die  sämmtlichen  Auszahlungen  in 
der  Staatsschuldenverwaltuuir ,  einen  Theil  der  Zahlungen  für  den  consolidirten  Fond» 
und  die  Zuweisung  der  Geldsummen  an  die  Dienstzweige  der  Staatsverwaltung  auf 
die  Anweisungen  der  Finanzvcrwaltung  hin.  Im  Schatzamt  selbst  befindet  sich  ein 
General -Controlamt  <comptroller  generali  und  ein  Generalzahlamt  (payinastcr  generali 
für  die  sonstigen  Zahlongsgcschäftc. 

Der  mittlere  und  untere  executive  Einnabmedienst  gliedert  sich  nach  den 
grossen  Zweigen  des  Saatsei nkom mens.  Das  Generalzollamt  icominissioners  o! 
cnstom,  Gneist,  a.  a.  U.  II,  Slö  lt.)  ist  das  Centraiamt  für  den  Zolldieust.  neben 
ihm  fungiren  der  Generaleinnehiner  ireeeiver  general)  und  Generalcontrolcur 
comptroller  general).  unter  ihm  stehen  die  grosse  Zoll-  und  Hafenverwaltung  von  London, 
die  für  sieh  einen  besonderen,  mehrfach  gegliederten  Amtsorganismus  darstellt,  uwl 
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die  Provinzialzullätutcr.  Da»  Geueralamt  für  das  inläud ische  Einkommen, 
bez.  für  die  inneren  Steuern  tcominissioncrs  of  inland  revenue,  Gneist,  II.  S20  ff.1 
ist  au»  der  Vereinigung  der  ursprünglich  getrennten  Behörden  der  verschiedenen  hior- 
uergehörigen  Einkünfte  entstanden  und  jetzt  das  < 'cntralamt  für  diesen  Einnahincdicnst, 
dem  wiederum  ein  besonderes  Gcncralcinnchmcr-  und  ein  Gontrolamt  beigegeben  ist. 
Die  innere  Einrichtung  dieses  Amts  gliedert  sich  nach  Fachgruppen,  d.  h.  nach  den 
Haupteinnahmezweigen  oder  Steuerarten,  die  es  verwaltet,  wohin  die  directen  Steuern 
(taxes,  die  Grund-,  Haus-,  Einkommen-,  die  Luxusstcucrn ,  sog.  assessed  taxes),  die 
inneren  Verbrauchsteuern,  Accisc  (excisc,  daher  bes.  die  Spiritus-  und  Malzstoucr) 
und  die  Stempclabgabcn  u.  s.  w.,  sowie  die  Erbschaftssteuern  gehören.  Der  Aus- 
führungsdienst  im  Lande  steht  unter  diesem  Generalamt  und  ist  für  die  directen 
.steuern  und  die  Accisc  getrennt,  wie  dies  die  technische  Natur  dieser  Abgaben  be- 
dingt. Für  die  ersteren  fungiren  sog.  suneyors  und  Inspcctoren ,  für  die  Accise 
colloctors  je  in  einem  Bezirk  (colleciion)  mit  -dem  erforderlichen  Unterpersonal.  Die 
Staatsschuld .  deren  Kassengeschäft  der  Bank  obliegt,  wird  von  einer  besonderen 
Behörde  verwaltet,  einer  Commission ,  gebildet  aus  detn~Schat/.kanzler .  Sprecher  des 
Unterhauses,  den  Bankgouverneuren  und  eiuigen  anderen  Würdenträgern  ((in eist, 
11.  S59). 

Seit  1834  ist  an  Stelle  früherer  Behörden  ein  General-Coutrolauit  (compt- 
ivller  geueral,  (ineist,  II,  846)  mit  der  Aufgabe  getreteu ,  die  richtige  Verrechnung 
der  Einnahmen  und  die  Gesetzmässigkeit  der  Ausgaben  zu  controliren.  Erst  1832 
ist  es  zur  Organisation  einer  ordentlichen  Behörde  lür  die  Function  einer  Über- 
rechenkammer  (commissioners  of  audit.  Gneist.  II,  856)  gekommen. 


2.  Abschnitt. 
Das  Etatswcscii. 

r.  Justi,  Staatswirthsch.  2.  A.  175»,  II  §.  408  ff.  v.  Male  Ii us.  Fin.  II,  98  ff. 
Kau  Fin.  II,  g.  561  —  565.  Stein  Fin.  I,  51  II.,  73  II.,  A.  Wagner.  Abb.  Ordn. 
d.  Fin.wirthsch.  in  Sehönbcrg's  Handb.  II,  413.  §.  2— S.  Leroy-BeauliouFin.il. 
1.1,  bes.  ch.  1.  —  v.  Czörnig.  Budg..  Staatsrecht!,  u.  ß.  w.  —  Die  öffcntlich- 
lechtliche  Seite  des  Etatwesens  wird  mehrfach  in  den  modernen  Verfassungs- 
urkunden  geregelt,  s.  sonst  die  Schriften  über  Staatsrecht,  v.  Könne,  La  band, 
Pözl,  Gneist  (s.  v.  Gneist  bes.  auch  die  Schrift:  Gesetz  u.  Budget,  Borl.  1879) 
(i.  A.  m.  —  Die  finanztechnischc  u.  administrative  Seite  behandeln  meistens 
wehr  oder  weniger  eingehend  die  Schriften  Uber  positive  Finanz ges et zkun de 
und  Uber  Staats-  bez.  öffentliches  Kassen-  und  Vcrrechnungswcscn  zugleich  mit. 
S.  die  Bibliographie  darüber  bei  Schrott.  Lehrb.  d.  Verrcchn.wisscnsch. ,  4.  A. 
Wien,  1S81  S.  551  11*.  Einzelnes  aus  der  älteren  Liter,  bei  v.  Malehus,  II.  97. 
Kau  II,  §.  539,  Stein,  I,  104.  Die  Spccialschriften  über  einzelne  Länder  gehen 
öfters  auch  auf  die  allgemeineren  Principien  und  technischen  Fragen  des  Etatswesens 
ein.  Von  älteren  Schriften  sind  noch  hervorzuheben:  Feder.  Handb.  Uber  das  Staats- 
rechnungs-  u.  Kassenwesen.  Stuttg.  u.  Tob.  1820;  Kieschkc,  GrundzUge  z.  zweck- 
luass.  Einriebt,  d.  Staats-  Kassen-  u.  Rcchn.wcsens.  Berl.  1821.  —  Ton  zig.  trattato 
della  scienza  di  amministrazione  c  di  contabilitä  priv.  c  dello  stato,  Venezia  1857.  — 
Schrott  s  gen.  Werk  §.  154  ff.  (S.  484  ff.).  —  Leber  Preussen  Näheres  betr.  die 
l»czügl.  ältere  u.  neuere  Liter,  bei  Kletke,  Lit.  üb.  d.  Fin.wesen  d.  preuss.  Staats. 
X  A.  Berl.  Ib76.  S.  337  ff.  S.  n.  A.  Wöhner.  Handb.  über  das  Kassen-  u.  Rech- 
nungswesen, 2.  A.  v.  Symanski.  Berl.  1V24.  (iraaf,  Handb.  d.  Etats-,  Kasseu-  u. 
Ueohnungs wesens  d.  preuss.  Staats,  Berl.  1831;  Jonas,  d.  Kassen-  u.  Rechn.wescn, 
Berl  1864.  Meissner,  d.  gegenwärtig  giltigen  preuss.  Gesetze  betr.  d.  Staats - 
rechnuugswesen .  Berl.  1878.  ders.  preuss.  Vcrwaltungskundc.  B.  1,  übor  preuss. 
Ktatswcseu  u.  über  Baufonds.  Grunberg  1882;  G.  Herrfurth,  d.  gesammte  preuss. 
Kurts-.  Kassen-  u.  Rechnungswesen  u.  s.  w..  Berl.  1881.  v.  Rönne,  preuss.  Staats 
recht  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  575  Ii.  (Etatswesen),  eb.  S.  722  ff.  (Kassen-  u.  Rcchn.- 
wesen)  —  Ueber  Baiern:  Stockar  v.  Neuforn-Hock  Handb.  d.  ges.  Fin.vcrwalt. 
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Baierns,  1,  Is  H.,  3*>7  II.,  Fözl,  Lehrb.  d.  baier.  Verfass  rechte ,  5.  A.  München 
1S77,  S.  441,  526  h".  —  üeber  Oesterreich:  Fröhlich,  Haudb.  d.  Staatsrechn.- 
wissenseb.,  Wien  1656.  v.  Escherich  Lehrb.  d.  allgem.  u.  Staatercchn.wos.  Wien  1651, 
ders.  Kassen-  u.  Rechn.wes.  Wien  1800.  Lichtncgcl,  Gesch.  d.  österr.  Kcchn.  u. 
Oontrolwes.,  Graz  1S72.  Blonski.  Fin.gcs.kunde  II,  302  ff.,  auch  350  ff.  —  Ueber 
Frankreich  v.  Hock,  Fin.w.  511  ff.  (StaatshauslO ,  l\.  Kap.  S.  85  ff.  (ölt".  Kechn.- 
wes.),  v.  Kaufmann,  Kap.  21,  z.  Th.  K.  4,  Art.  comptabilite  publique  in  Block's 
dict.  de  l'adinin.  —  Ucber  Gr.  Britann.  Gneist,  engl.  Verwalt.recht ,  2.  A.  II. 
§.  68  —  70,  S.  832  ff.,  auch  S.  765  ff.  —  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  der 
Verfassungsurkunden  oder  ähnlicher  Grundgesetze  Uber  einzelne  Puncto  des  Etat-  und 
des  Controlwcsens  (Gesetze  über  die  Oberrechnungskammer)  ist  das  Einzelne  auf  dein 
Gebiete  des  Etats-.  Kassen-,  Bechnungs-  und  Controlwcsens  auch  in  der  neuereu 
Constitution.  Periode  meistens  im  Verordnungswege  (Seitens  des  Monarchen,  der  obersten 
Staatekörper  u.  bes  des  Fin.ministcriums),  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung,  geregelt 
worden. 

§.  101.  Das  Etatswesen  der  Finanzwirthschaften  oder  öffent- 
lichen Haushalte  (§.  61)  ist  eigentlich  nur  die  Uebcrtragung  einer 
allgemeinen  technischen  Einrichtung  der  Einzelwirtschaften  (G.  §.  51 ) 
auf  die  Finanzwirthschaften.  In  technischer  Hinsicht  bewirken 
nur  die  Grösse  und  die  Veiwickeltheit  der  tinanzwirthschaftlichen 
Ein-  und  Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  besonders  des 
Staatshaushaltes,  Verschiedenheiten  von  der  Aufstellung  von  Vor- 
anschlägen im  Privathaushalte,  bei  Erwerbsgesellsebaften  u.  dgl.  m. 
Sodann  bedingen  die  Verhältnisse  des  öffentlichen  Hechts  eine 
besondere  rechtliche  Bedeutung  des  finanzwirthschafllichen  Etats- 
wesens, welche  sich  bei  der  Aufstellung,  Genehmigung,  Verpflichtung 
zur  Innehaltung  des  durch  die  zuständigen  Factoren  genehmigten 
und  damit  als  Richtschnur  vorgeschriebenen  Etats,  bei  der  Durch- 
führung des  letzteren  und  weiter  bei  dem  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen in  Bezug  auf  den  Etat,  schliesslich  bei  der  betreffenden 
Controle  Überall  in  eigentümlicher  Weise  geltend  macht.  Nach 
den  rechtlichen  Gesichtspuncten  muss  sich  Manches  in  der 
technischen  Einrichtung  des  Etatswesens  richten,  damit  bestimmte 
Rechtsgrundsätze,  z.  B.  hinsichtlich  der  verfassungsmässigen  Controle 
der  Volksvertretung,  überhaupt  ordentlich  durchgefühlt  werden 
können.  Insofern  sind  für  die  Technik  des  Etatswesens  nicht  nur 
technische  Zweckmässigkeitsgesichtspuncte  allein  massgebend.  Als 
Angelegenheit  der  Finanzwissenschaft  wie  der  practischen  Finanz- 
verwaltung sind  indessen  doch  die  technischen  Seiten  des  Etats- 
wesens das  zunächst  und  allgemein  Wichtige,  die  rechtlichen  Seiten 
kommen  hier  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht. 

Namentlich  ist  davon  auszugehen,  d;tss  ein  moderner,  fast  ganz  auf  Geldwirth- 
schaft  begründeter  Staatshaushalt,  einerlei,  welche  ..Verfassung"'  in  dem  Staate  bestehe, 
doch  in  der  Hauptsache  wegen  der  zwingenden  Anforderungen,  welche  die  Ordnung 
der  Fina  n  zwirt  lischaft  stellt,  ein  gutes  Etatswesen  bedarf.  Es  ist  daher  auch 
begreiflich,  dass  sich  dat>  letztere  geschichtlich  schon  vor  der  neuesten  Periode 
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der  Verfassungen  —  mit  Volksvertretungen  und  mit  Finanzcontrol -,  speciell  mit  ilit- 
wirkongsrechten  dieser  Vertretungen  bei  der  Feststellung  der  Etats  —  im  Interesse 
der  Ordnung  der  Finanzwirtbschaften  entwickelt  bat.  Für  diese  Ordnung  schuf  dann 
das  Verfassungsrecht  in  den  betreffenden  Rechten  der  Parlamente  nur  eine  vermehrte 
Bürgschaft  in  Bezug  auf  die  Prüfung  bei  Aufstellung  und  auf  die  Innchaltung  der 
Etats,  aber  an  dem  Technischen  des  Etatwesens  selbst  viel  zu  ändern,  war  wegen 
dieser  Entwicklung  nicht  immer  nothwendig.  Im  Folgenden  werden  zuerst  die  tech- 
nischen, dann,  soweit  sie  nicht  unmittelbar  gleich  dabei  besprochen  werden  können, 
die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens  (§.  114  II.)  behandelt. 


I.  Die  technischen  Seiten  des  Etats wesens. 

8.  102.  —  A.  Kegriff  und  Zweck  Der  Etat  oder  Vor- 
anschlag (Budget)  ist  eine  ziffernlässige  Uebersicht,  in  bestimmter, 
gewöhnlich  mehr  oder  weniger  systematischer  Ordnung,  Uber  die 
inuthm asslichen  Ein-  und  Ausgänge  (Einnahmen  und  Ausgaben) 
in  Geld  oder  Geldeswerth  im  Haushalt  eines  Öffentlichen  Körpers 
für  eine  künftige  Periode  (Jahr)  und  Uber  die  danach  sich  er- 
gebende Bilanz  zwischen  diesen  Summen  (§.  61). 

Der  wichtigste  dieser  Etats  nach  seinem  Umfang,  auch  nach  seiner  öffentlich- 
rechtlichen  Bedeutung  pflegt  der  Staa tshaushalts-Etat  zu  sein,  in  Bundesstaaten  der 
Reichs-  oder  Bundes  haushalts-Etat.  Neben  ihm  kommen  theils  schon  seit  früher, 
tueils  nach  neueren  Bedürfnissen,  besonders  bei  grösserer  Entwicklung  der  (ieldwirth- 
srhaft,  jetzt  auch  gewöhnlich  in  Folge  ausdrücklicher  gesetzlicher  Anordnung  Etats  der 
Haushalte  der  Selbstverwal  tnngskörper,  der  Provinzen,  Kreise,  (iemeinden  vor,  deren 
technische  und  rechtliche  Seiteu  ähnlich  wie  diejenigen  des  Staatshaushalts  sind  und  hier 
nicht  näher  behandelt  zu  werden  brauchen.  Vgl.  die  Bemerkungen  passim  oben  im 
Ahschn.  vom  Finanzwesen  der  Sclbstvcrwalt.  §.  .">'{  ff.  Die  neueren  Provinzial-,  Kreh-. 
«lemeindeorduuugcn  (Prcussen  u.  a.  L.)  pflegen  wohl  ausdrucklich  die  Etatisirung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  betreffenden  Haushalte  vorzuschreiben.  Womöglich 
>olIte  dabei,  auch  im  Interesse  der  vergleichenden  Finanz-Statistik,  eine  gewisse  fileich- 
missigkeit  in  den  benutzten  Schematcu  befolgt  werden.  tS.  die  o.  gen.  neueren  preuss. 
Arbeiten  v.  lle.rrfurth  u.  s.  w.).  In  kleineren  und  namentlich  in  Landgemeinden 
mit  noch  vorwaltender  Naturalwirtschaft  auch  in  ihrem  Finanzwesen  Naturalleistungen, 
j^rsönl.  Dienste,  z.  B.  im  Wegewesen)  ist  die  Etatisirung  noch  heute  oft  wenig  ge- 
nügend, aber  auch  noch  nicht  ein  so  dringendem  Bedürfnis*,  wie  bei  (ieldwirth^'haft. 
zugleich  erheblich  schwerer  technisch  durchzufuhren  als  bei  letzterer. 

Seinern  Zweck  nach  ist  der  Etat: 

1)  zunächst  ein  technisches  Hilfsmittel  flir  die  Erfüllung  einer 
Hauptaufgabe  der  formellen  und  materiellen  Ordnung  im  öffent 
liehen  Haushalte,  der  planmässige*n  Fürsorge  für  aus- 
reichende Deckung  der  Ausgaben  (Ausgänge)  durch 
die  Einnahmen  (Eingänge)  in  der  späteren  wirklichen 
Führung  des  Haushalts. 

Der  Etat  zeigt  der  Finanzverwaltung,  welcher  Art  und  wie  gross  die  Bedürfnisse 
auf  der  Ausgangsseite  und  die  Dcckungsmittel  auf  der  Eingangsscite  sind ,  macht 
«Uuach  gleich  die  Notwendigkeit  von  Aenderungen  auf  der  einen  oder  der  anderen 
uder  auf  beiden  Seiten  zihermässig  ersichtlich,  um  das  (ileichgewicht  für  die  bevor- 
stehende Finanzperiode  herbeizuführen,  dient,  ganz  abgesehen  von  der  betreffenden 
Kechtspflicht .  als  Richtschnur  bei  der  Bewerkstelligung  der  Ein-  und  Ausgange. 
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und  weist  auch  im  Gebiet  der  letzteren  auf  die  erforderlichen  bedeutenderen  Umge- 
staltungen für  die  weitere  Zukunft  hin,  welche  sich  aus  dem  Bedürfuiss  der  Ver- 
waltung des  Staats  einer-  und  der  bestehenden  Einrichtung  des  Finanzwesens  andrer- 
seits ergeben.  In  technischer  Hinsicht  muss  der  Etat  so  eingerichtet  sein,  dass  er 
für  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  Klarstellung  der  Verhältnisse  bewirkt. 
Leichte  Uebcrsichtliehkeit  des  Etats,  passende  Anordnung  seiner  Kubriken  sind  dabei 
leitende  Ziclpuncte. 

2)  Der  Etat  dient  weiter  dazu,  die  Grösse  des  Gesammt- 
aufwands  eines  öffentlichen  Körpers  im  Verhältniss  zur 
Leistungsfähigkeit  des  Volks  und  der  Volkswirtschaft 
(oder  des  betreffenden  Theils  beider  bei  den  kleineren  Öffentlichen 
Körpern  innerhalb  des  Staats)  ersichtlich  zu  machen,  soweit  dies 
von  der  einen  Seite,  derjenigen  der  Belastung  der  Volks- 
wirtschaft durch  den  Kostenaufwand  eines  öffentlichen  Körpers, 
möglich  ist. 

Mit  um  dieses  Zwecks  willen  sind  au  die  tie^taltung  des  Etats  bestimmte  An- 
forderungen zu  stellen:  Brutto-,  nicht  nur  Nettoetat,  Vollständigkeit  des  Etat». 
Einheit  desselben  oder  in  deren  Ermangelung  Hin/ufugung  von  Xcbenetats  zum 
Hauptetat  n.  dgl.  in.  Dadurch  erst  erlangt  man  die  Möglichkeit,  einigermaßen  den 
Werth  der  Leistungen  des  betreffenden  öffentlichen  Körpers,  im  Ganzen  wie  \u\ 
Einzelnen,  mit  der  Höhe  der  Kosten  dieser  Leistungen  zu  vergleichen,  wie  es  für 
die  rich|ige  Feststellung'  des  Bereichs  der  Staatsthätigkcit  (§.  H4)  und  zur  Würdigung 
der  volkswirtschaftlichen  Productivüät  des  Finanzaufwands  geboten  ist. 

3)  Der  Etat  hat  endlich  den  /weck,  schlussberechtigendes 
Material  für  die  Beurtheilnng  der  ökonomisch-technischen 
Einrichtung  der  Finanzwirthschaft  selbst  zu  bieten, 
besonders  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  einzelnen  Einnahme- 
kategorieen  und  deren  Theile  zu  einander  (Steuern  und  andere 
Einkünfte-Arten  u.  s.  w.)  und  in  Betreff  der  Roh-  und  Reinerträge 
(Höhe  der  Verwaltungs-,  Bewirtbschaftungskostcn  in  den  Betriebs- 
verwaltungen, der  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  dgl.  m.). 

Zu  diesem  Bohufe  ist  wieder  die  passende  Kubricirung  der  Posten,  die 
Selbständigkeit  des  Etats,  die  B ru t to - Etatisirung  unter  genauer  Angabe  der 
von  den  Kohcienahmcn  zur  Erzielung  iter  Reinerträge  abgehenden  Kosten  nothwendig. 

Die  Entwicklungsgeschichte  des  Etatswesens  zeigt,  dass  diese  verschiedenen 
Zwecke  er»t  allmälig  immer  klarer  erkannt  und  durch  verbesserte  Einrichtung  der 
Etats  zu  erreichen  gesucht  worden  sind.  Die  „eonstitutionello  Biidgetwirthschaft"  bat 
zu  diesen  Verbesserungen  im  öffentlich-rechtlichen  Interesse  vielfach  mit  beigetragen. 
Aber  die  dargelegten  Zwecke  und  die  aus  ihnen  hervorgehenden  Anforderungen  ge- 
hören doch  zunächst  wieder  in  das  Gebiet  der  Technik  des  Etatswesens. 

S.  103.  —  B.    Arten  der  Etats. 

Verschiedene  Grundsätze  der  Unterscheidung  lassen  sich  hier  anwenden,  tech- 
nische und  rechtliche  Eintheüungen  kommen  neben  einander  vor.  theils  letztere  sich 
au  jene  anschliessend,  theils  getrennt  davon.  Im  Staatshaushalte,  von  dem  es  hier  zu 
sprechen  gentigt,  sind  der  Unterscheidungen  mehr  als  in  den  Haushalten  der  Selbst- 
Verwaltungskörper,  aber  im  Prineip  kommen  bei  letzteren  dieselben  Arten  vor  und 
bei  grown  verwickelten  Haushalten.  /.  B.  einer  (irossstadt  finden  sie  sich  auch  tu 
der  Praxis 
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1.  Zunächst  sind  zu  unterscheiden  verfassungsmässige 
oder  f inanzgesetzlicbe  und  Verwaltungs-  oder  Kassen- 
etats. Zu  ersteren  gehören  der  Hauptfinnnzetat,  die  Haupt- 
etats und  die  Specialetats. 

a)  Der  Haupt-Finanz  etat  ist  der  Etat  der  gesaramten 
Finanzwirthschaft,  im  Unterschied  von  den  Etats  einzelner  grösserer 
und  kleinerer  Dienstzweige. 

Im  Princip  umfasst  er  daher  ailc  Zweige  der  Eingänge  und  Ausgänge  einer 
Fiitanzpcriodc.  In  der  Praxis  i-t  das  freilich  auch  heute  noch  nicht  immer  völlig 
erreicht,  indem  noch  öfters  diese  oder  jene  Nebenetats  (Speci aletats  s.  ti.)  für 
einzelne  Zweige  apart  vom  Hauptfinanzctat  geführt  werden  (§.  1J3).  Doch  bildet  das 
die  gewöhnlich  auch  sachlich  nicht  erhebliche  Ausnahme,  die  mit  der  strengeren 
Durchführung  des  „Princips  der  fiscalischen  Einheit"  seltener  wird.  Der  Haupt- 
nnanzetat  ist  zugleich  in  rechtlicher  Hinsicht  der  wichtigste,  indem  vor  Allem  er 
von  den  gesetzgebenden  Factoren  festgestellt  und  der  Fjnanzverwaltuiig  und  den 
rostigen  bcthciligtcn  obersten  Verwaltungsbehörden  als  gesetzliche  Richtschnur  zur 
Innehaltung  in  der  practischeu  Finanzgcbahruiig  selbst  vorgeschrieben  wird. 

b)  Hauptetats  (Haupt-Specialetats)  werden  die  besonderen 
Etats  für  die  einzelnen  grösseren  selbständigen  Dienst- 
zweige in  der  Ausgabewirthschaft  und  fttr  die  Hau  ptkategorieen 
der  Einnahmen  in  der  Einnahmewirthschaft  genannt,  nach 
Einteilungen,  welche  sich  gewöhnlich  aus  der  ganzen  Organisation 
der  Staatsverwaltung  (Ministerialsysteni,  Ministerialrats)  und  der- 
jenigen des  Finanzdienstes  (Abteilungen  im  Finanzministerium, 
besonders  für  die  Einuahmezweige,  Directionen  dafür,  Verwaltungs-, 
ökonomisch -technische  und  rechtliche  Gruppen  der  Einnahmen) 
ergeben. 

Diese  Hauptetats  sind  ihrerseits  BeMandtheilc  des  Hauptlinanzetats.  Der  Eut- 
werfong  des  letzteren  geht  ihre  Bildung  voraus.  Nach  seiner  verfassungsmässig«-!! 
Genehmigung  erhalten  die  Hauptetats  dann  als  Theile  des  Hatiptlinanzetats  ihn-  be- 
stimmte rechtliche  Bedeutung. 

c)  Specialetats  sind,  noch  von  den  ebengenannten  unter 
schieden: 

«)  in  einer  Bedeutung  des  Worts  die  Etats  1*11  r  die  einzelnen 
Aemter  und  Behörden  der  grösseren  Verwaltungsabtheilungen, 
daher  insbesondere  für  die  Dienststellen  im  Lande. 

Diese  Etats  bilden  die  Elemente  (Kapitel,  Scctionen,  Titel  u.  dgl.i.  aus  denen 
sich  bei  der  Entwerfung  des  Budgets  die  Hauptetats  und  schliesslich  der  Hauptfinan/.- 
'.tat  zusammensetzen  und  in  welche  wieder,  auch  /..  Th.  mit  bestimmten  rechtlichen 
OoDsequenzen ,  der  genehmigte  Hauptfinanzetat  mit  seiuen  Hauptetats  zerfallt.  Die 
Aufstellung  dieser  Special-  und  der  Hauptetats  schlicsst  sich  auch  an  die  Gliederung 
•ler  Kassen  nach  Geschäftszweigen  und  an  die  örtliche  Verkeilung  der  Kassen  an 

ß)  Der  Ausdruck  „Specialetat"  wird  aber  auch  noch  in  dem 
anderen  Sinne  gebraucht,  indem  darunter  die  früher  häufigen,  jetzt 
noch  hie  und  da  vorkommenden  selbständigen  Neben  etat« 
flir   einzelne   apart   gehaltene   Verwaltungszweige  neben  dem 
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Hauptfinanzetat  verstanden  werden;  mitunter  aueb  solche  Etats, 
von  denen  bloss  die  abschliessenden  Hauptsummen,  z.  H.  die 
UeberschUsse  eines  Zweiges,  allein  in  den  Hauptfinanzetat 
kommen,  während  das  Einzelne  in  einem  solchen  „Specialctat" 
besonders  aufgeführt  wird  (§.  113).. 

Specialetats  erstcrer  Art,  welche  noch  besonders  als  Neben  etat»  bezeichnet  werden 
können,  sind  die  gelegentlich  noch  zu  findenden  Etats  für  einzelne  (rebietstheile 
(Reste  des  alten  Provincialsystems,  das  sonst  meistens  dem  ccntralisirenden  Iiealsystein 
gewichen  ist)  neben  dorn  Hauptfinanzetat  für  das  Hauptgebiet  des  Staats.  Beispiele 
der  zweiten  Art  sind  die  Etats  für  wirthschaftlich  selbständiger  gestellte  Staatsunter- 
nehmuiigcu,  wie  Fabriken,  Danken  (preuss.  Seehandlung),  ferner  auch  für  selbständig«? 
Anstalten  corporativer  Art.  /..  B.  Lehr-,  Kranken-.  Armcnanstalten,  welche  nur  „Be- 
darf's-Zusehllssc"  aus  dem  Staatshaushalt  erlangen  (ausnahmsweise  etwa  auch  an  diesen 
UcbcrschUssc,  statt  sie  selbst  zum  Vermögen  zu  schlagen,  abliefern).  Oesterr.  „dotirte 
politische  Funde"  für  Zwecke  des  Cultns  u.  Unterrichts,  „Religionsfondc",  ..Schulfonde"). 

Die  Vcrwaltungs-  oder  Kassenetats  dienen  unmittelbar 
und  ausschliesslich  den  Verwaltungszwecken.  Sic  ergeben  sich 
auR  den  tinanzgesetzlicben  Etats  und  gliedern  sich  eventuell  nach 
Kassenbezirken  und  nach  Verwaltungsbezirken. 

Bei  ersteren  sind  wieder  Hauptetats  fiir  die  Centralkasseii  und  die  Provincial 
(Bezirks-.  Departements-,  Kronlands-)  Kasten  und  Specialetats  für  die  Localkass-  n 
mit  weiterer  Unterscheidung  dieser  Kassen  nach  den  Einnahme-  und  Ausgabczweigcii 
denen  sie  speziell  dienen,  zu  unterscheiden.  Die  Verwaltungsbezirks  -  Etah)  schliessen 
sich  an  di»;  Verwaltungseintheilung  des  Staatsgebiets  an,  welche  in  den  einzeln«  u 
Dienstzwcigcn  zu  (irunde  gelegt  wird  und  werden  in  (j  e  n  e  ralctats  dieser  Dienst 
zweige  (/..  B.  der  Berg-,  Forst  Verwaltung)  zusatnmengefasst.  t).  Meissner,  preinv 
Wrw.kunde  l,  0,  wonach  hier  z.  Th.  das  (iesagte. 

§.  104.  —  2.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur 
Kategorie  „Zeit"  werden   folgende  Unterscheidungen  gemacht: 

a)  Nach  der  Zeit,  für  welche  die  Etats  bestimmt  sind,  und 
in  welcher  man  steht,  sind  die  Etats  solche  der  abgelaufenen 
Finanzperiode,  der  laufenden  und  der  künftigen.  Ebenso 
unterscheiden  sich  die  „.Jahresdienste". 

Praktisch  und  rechtlich  wichtig  wird  diese  Unterscheidung  besonders  hinsichtlich 
der  Frage,  ob,  wie  weit,  wie  lange,  und  unter  welchen  Bedingungen  und  Formalitäten 
Finanzoperationen,  bez.  Kasscnbewegungeu  (Ein-  und  Ausgänge)  nach  Ablauf  einer 
Finau/periode  noch  auf  (»rund  des  Etats  der  letzteren  und  auf  Rechnung  derselben 
gemacht  werden  dürfen,  wie  und  wann  dt«-  Uebertragung  in  den  laufenden  Dienst  m 
erfolgen  hat  u.  dgl.  in.:  Puncto,  welcho  mit  der  Ausfuhrung  des  Budgets  und  mit 
deui  Rechnungsabschluss  zusammenhangen  und  spater  in  Verbindung  mit  die*«-ii 
<ie«vnständen  zu  behandeln  sind. 

b)  Nach  der  Zeitdauer  der  Finanzperiode,  für  welche 
die  Etats  aufgestellt  werden,  unterscheidet  man  vornemlich  ein 
jahrige  und  mehrjährige. 

In  neuerer  Zeit  und  zumal  in  grosseren  Staateu  sin«!  jene  die  Üblichen. 
technischer  Hinsicht  haben  sie  wohl  meistens  den  Vorzug,  das*  sie  sich  in  ilm-n 
Veranschlagungen  der  Wirklichkeit  mehr  annähern  können  und  werden,  nachträglich' 
Aen<|erun?on  nn<l  N.-irhtrairsetats  sieh  seltener  nothwendig  erweisen.    Auch  wenn  «Ii. 
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mehrjährigen  Etats  in  der  Weise  aufgestellt,  bez.  gesetzlich  festgestellt  werden,  dass 
nicht  ein  Jahresetat  ohne  Weiteres  für  eine  mehrjährige  Periode  gilt,  sondern  so, 
dass  mehrere,  anter  sich  eventuell  verechiedeue  Jahres -Etats  gleichzeitig  auf  einmal 
far  eine  mehrjährige  Periode  gegeben  werden,  sind  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
vorhanden,  wie  namentlich  das  leichtere  und  stärkere  Auseinandergehen  von  Voran- 
schlag und  wirklicher  Finanzgcbahrung.  Je  nach  der  Beschaffenheit  der  Einnahmen 
and  Ausgaben  in  einem  Staatshaushalte,  und  je  nach  der  ganzen  Lage  eines  Staats 
werden  diese  Schwierigkeiten  kleiner  oder  grösser  sein.  Wo  die  Reinerträge  grosser 
Betriebsverwaltungen  (Eisenbahnen,  Forsten,  Berg-  und  Huttenwerke,  wie  in  Preussen 
und  anderen  deutschen  Staaten)  eine  hervorragende  Rolle  im  Einnahmebudget  spielen. 
>ind  die  Bedenken  gegen  länger»;  als  einjährige  Etatsperioden  wegen  der  von  so 
mancherlei  wechselnden  Umständen  abhängigen  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Be- 
triebsverwaltungen nicht  zu  verkennen.  Anderseits  hängt  die  Frage  mit  der  Einrichtung 
der  parlamentarischen  Etatsbcrathung  und  mit  anderen  Verhältnissen  des  Parlamentarismus 
und  des  Staatslebcns  zusammen.  Jene  Bcrathuug  lässt  sich  erheblich  verkürzen  und 
dadurch  in  Bezug  auf  Einzelheiten  gründlicher  machen  bei  längeren  Etatsperioden. 
Eine  ..Gefährdung  des  Budgetrechts  der  Volksvertretung",  welche  öfters  in  einer  solchen 
Einrichtung  gefunden  wird,  möchte  deshalb  kaum  anzuerkennen  sein.  Kürzere  Etats- 
berathung  kommt  auch  wieder  den  sonstigen  parlamentarischen  Arbeiten  zu  Gute. 
Wo,  wie  in  Deutschland,  verwickelte  Verfassungsverhältnisse,  die  Schwierigkeit  des 
Kebenemandcrbestehcns  uud  eventuell  gleichzeitigen  Tagens  des  Reichstags  und  der 
Landtage  zur  Erledigung  der  Etatsberatbung  vorliegen,  sind  daher  immerhin  wohl 
beachtenswerthe  Grunde  auch  für  längere  Etatsperioden  anzuführen.  Die  Ermächtigung 
zu  umfangreicherer  Aufnahme  schwebender  Schulden  (Ausgabe  von  Schatzscheinen) 
bei  erheblicheren  unvorhergesehenen  Abweichungen  der  Wirklichkeit  vom  Etat  wird 
dabei  freilich  kaum  immer  zu  vermeiden  sein.  Das  Richtigste  wäre  wohl  eine  Ein- 
richtung von  „stabilen"  Budgets  mit  längeren  (möglichst  langen)  und  von  „wandel- 
baren" Budgets  mit  kürzeren  (1  jähr.)  Etatsperioden,  nach  dem  Vorgang  Englands,  in 
der  Weise,  wie  es  oben  in  §.  64  erörtert  und  begründet  worden  ist. 

In  den  europ.  Staaten  sind  ein  jähr.  Etatsperioden  die  allgemeine  Regel.  Auch 
im  Deutschen  Reich  und  in  Preussen  bestehen  sie  bisher  verfassungsmässig,  doch  wird 
die  Frage  regierungsseitig  zu  Gunsten  mehr-  (2)  jähr.  Perioden  erwogen.  In  den 
deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sind  meistens  längere,  selbst  bis  6 jähr.  Etats- 
perioden, verfassungsmässig,  neuerdings  aber,  besonders  in  den  grösseren,  aus  nnanz- 
teebnischen  und  mehr  noch  aus  budgetrechtlichen  Gründen  mehrfach  verkürzt  worden. 
Baiern  hat  jetzt  2 jähr.  Perioden,  mit  gleichen  Summen  für  jedes  Jahr,  ebenso  K. 
Sachsen;  Würtcmberg  und  Baden  stellen  in  einem  Finanzgesetz  den  Etat  für 
2  Jahre  getrennt  fest,  Gr.  Hessen  hat  eine  4jährige,  die  Kleinstaaten  1—4 jähr. 
Etatsperioden. 

c)  Nach  dem  Zeitpunct  der  Feststellung  (nach  demjenigen 
der  parlamentarischen  Einbringung  Seitens  der  Regierung  oder, 
wenn  dies  gestattet  ist,  Seitens  der  Mitglieder  der  Volksvertretung) 
unterscheidet  man  den  regelmässigen  („Haupt"-)  Finanzetat 
nnd  Nachtrags-Etats  zu  jenem,  insbesondere  zu  dem  einmal 
von  den  zuständigen  Factoren  festgestellten  und  vom  Staatsober- 
haupt verkündeten  regelmässigen  Etat. 

Principiell  und  unbedingt  zu  vermeiden  sind  solche  Nachtragsetats  nach  dem 
Gange  des  Staatslebens  nicht,  z.  B.  wenn  nach  Erlass  des  Hauptetats  grössere  Ver- 
änderungen in  Einnahme-  und  Ausgabezweigen  eingetreten  sind.  So  hat  z.  B.  in 
Preussen  jüngst  die  Uebernahme  von  Privatbahnen  Nachtragsetats  veranlasst  (Ges. 
f.  14.  Mai  1882,  betr.  Feststellung  eines  Nachtrags  zum  Staatsh.h.ctat  f.  1882  —  S3). 
Aber  im  Interesse  der  Ordnung  und  Uebersichtlichkeit  des  Haushalts  müssen  Nach- 
tragsetats auf  dringende  Fälle  beschränkt  werden.  Einiges  hängt  dabei,  wie  schon 
bemerkt,  von  der  Länge  der  Etatsperioden,  dann  auch  von  der  Zeitdauer  der  Vor- 
bereitung des  Budgets  im  Kreise  der  Regierung  und  von  derjenigen  der  Parlamentär. 

A.  Wiener.  Fiuan*wi»*'ii*chaft  I.    X  Aull.  15 
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Durchbcrathung  ab.  Zur  Vermeidung  von  Nachtragsetats  ist  eine  kurze  Zeitdauer 
der  Vorbereitung  und  Durchbcrathung  erwünscht,  daher  namentlich  ein  Beginn  der 
Vorbereitung  und  Durcharbeitung  des  Etats  innerhalb  der  Regierung  möglichst  kurz 
vor  dem  Anfang  des  neuen  Finanzjahrs  (  Leroy-Beaulieu,  Fin.  II.  7).  Vieles  hingt 
auch  hier  wieder  von  Parlament.  Einrichtungen  u.  Gebräuchen  ab.  In  Frankreich 
werden  die  zum  System  gewordenen  Naehtragsetats  oder  Supplementar-Credite  al> 
ein  Missstand  empfunden.  Z.  Tb  erklären  sich  die  dortiger»  Verhältnisse,  im  Unter- 
schied zu  England,  das  die  Nachtragsetat»  kaum  kennt,  in  Frankreich  daraus,  dass 
Suppleinentarcredite  in  Betr.  der  Ausgalten  hier  in  Opposition  zur  Regierung  oder 
ohne  Mitwirken  derselben  vom  Parlament  auf  Antrag  von  Dcputirteu  votirt  werden 
können.  Eine  Keform  in  diesen  Dingen  gilt  als  nothwendig.  (S.  Näheres  bei  Leroy- 
Beaulicu.  II,  üvre  1.  ch.  II).  In  Preussen  können  nach  d.  Geschäftordn.  d. 
Hauses  d.  Abgeordn.  v.  1»».  Mai  1^7t>  Anträge  von  Mitgliedern,  ..welch»-  eine  Geld- 
bewilligung in  sich  schliessen  oder  in  Zukunft  herbeizuführen  bestimmt  sind,  zur 
Abstimmung  nur  gelangen,  wenn  eine  t.'ommission  mit  ihrer  Vorberathuug  betraut 
worden  ist  u.  diese  einen  Bericht  darüber  erstattet  hat"  27).  Auch  mit  der  Bc- 
fugniss  der  Kegierung  zu  F  cb e  r  t  rag u  n  g  e  n  i.vireinents)  iunerhalh  des  Etats  und 
daher  mit  dein  Maasse  der  Specialisirung  des  Budgets  (in  Kapitel,  Titel  u.  s.  w.)  und 
mit  der  Form  der  parlain.  Votirung  —  in  Abtheilungen  oder  in  Kapiteln  oder  in 
Titeln  und  noch  weiteren  kleinen  Posten  —  steht  das  grössere  oder  geringere  B< - 
durfuiss  nach  Nachtragsetats  in  Verbindung.  Je  beschränkter  das  Hecht  zu  l'cber- 
tragungen  und  je  grösser  die  specialisirende  Votirung  des  Etats,  desto  leichter  die 
Notwendigkeit  von  Nachtragsetats  oder  —  von  ..nachträglicher  Genehmigung  ausser- 
etatsinässiger  Ausgaben."    S.  darüber  u.  §.  117,  IIS 

d)  Nach  dem  Zeitpunct  des  Beginns  des  Etats jahrs  (der 
Etatsperiode)  unterscheidet  man  Etatsjahre  („Finanzjahre"), 
welche,  mit  dem  Kalenderjahre  zusammenlallend,  am  1.  Jan. 
oder  zu  einem  anderen  Termine  anfangen. 

Allgemeine  wirtschaftliche  Gründe,  die  verschiedene  Bewegung  der  Einnahme!! 
und  Ausgaben  nach  den  Jahreszeiten,  namentlich  aber  KUcksichten  auf  die  geeignetste 
Zeit  der  parlainent.  Berathung  des  Budgets  machen  einen  anderen  Anfangstermin  al- 
den  1.  Jan.  rathsam.  Diese  Erwägung  hat  mehrfach  zur  Annahme  andrer  Finanzjahre 
als  der  Kalenderjahre  gefuhrt,  so  in  Grossbritannien,  im  Deutschen  Keich,  in  Preussen. 
wo  (in  beiden  letzten  seit  1.  Apr.  1S77)  das  Fin.j.  am  1.  April  beginnt:  so  jetzt  auch 
in  Würtemb.  u.  Gr.  Heesen.  In  Nord- America  ist  der  1.  Juli  der  Termin,  «in 
Zeitpunct,  den  T.eroy - Beaulieu  (II.  !»)  auch  für  Frankreich  empfiehlt. 

105.  —  3.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur 
Kategorie  „Raum"  unterscheidet  man  nicht  nur  die  Staatshaus 
halts-  und  die  Etats  der  verschiedenen  Selbstverwaltung 
kör  per,  soudern  auch  in  den  erstereu  wieder  den  Etat  für  das 
ganze  Staatsgebiet  und  die  Staatshalt shaltsctats  für  einzelne 
Gebiet  st  heile  (Provinzen  u.  s.  w.). 

Früher,  vor  der  Ersetzung  des  ..Provincialsystcms"  mit  eigenen  getrennten  Ver- 
waltungsdepartemeuts  für  jede  Provinz,  Gruppe  von  Provinzen,  oder  ..Landschaft" 
durch  das  centralistische  .,  Kealsystem " ,  war  die  getrennte  Führung  des  Staatshaus- 
haltsetats in  ,.1'rovincialetats"  das  Uebliche  und  Zweckmässige.  Nor  für  einige  bereits 
zusamrnengefasste  Verwaltungszweige,  z.  B.  Militärwesen,  wurden  etwa  ,.(ieneraletats" 
der  centralisirenden  ..  General  -Staatskasse 41  geführt,  in  denen  bei  den  Einnahmen  die 
Ueberschüsse  der  Provincialetats  als  Beiträge  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Staats- 
verwaltiingszwcigc  erschienen.  Die  neuere  politische  Entwicklung,  die  Einführung 
allgemeiner  Vertretungsorgane  der  ganzen  Staatsbevölkening  und  finanztechnische 
Rücksichten  haben  mit  Recht  zum  ..Prineip  der  fiscalischeu  Kasseneinheit"  und  zu 
einhcitliclien  Staatshaushalts  für  das  ganze  Staatsgebiet  geführt.    Einzelne  kloine 
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Keste  des  iiileren  Systems  haben  sich  aber  mitunter  erhalten  oder  finden  sich  in 
Specialetats  des  Hauptfinanzetats  noch  hie  und  da,  namentlich,  wenn  in  gewissen 
Einrichtungen,  z.  B.  im  Steuerwesen  provinzielle  Abweichungen  geblieben  sind  (Steuern 
«ii-r  llohenzollern'schen  Lande  im  preuss.  Etat). 

4  Endlich  ist  unter  den  Arten  der  Etats  noch  der  Brutto- 
uod  der  Nettoetats  zu  erwähnen.  Die  ersteren  enthalten  hei 
den  Einnahmen  die  Kosten  der  Gewinnung,  Bewirtschaftung,  des 
Betriebs,  der  Erhebung  mit  in  sich,  die  letzteren  führen  nur  die 
Reinerträge  auf. 

Principielles  darüber  u.  109. 

Die  conse<|uento  technische  Durchführung  der  Brutto-  wie  der  Nettoetatisirung 
'•i'  tet  manche  Schwierigkeiten  und  ist  absolut  «enau  kaum  zu  erreichen.  Das  ge- 
richtlich Aeltere  sind  die  Nettoetats,  das  tinanztechnisch  und  budgetreehtlicli 
Kirhtige  die  Bruttoetats,  die  aber  so  aufgestellt  und  eingerichtet  sein  müssen,  dass 
>\<  \\  der  Nettoefat  daraus  leicht  heimstellen  lässt. 

§.  HUI.  —  C.  Einrichtung  und  Form  der  Etats.  Der 
Ktat  ist  ein  Kec  h  n  u n  gsanschlag.  Aus  diesem  seinem  Wesen 
folgen  die  Anforderungen  hinsichtlich  seiner  zweckmässigen  Ein- 
richtung und  Form. 

Auch  hier  liegt  zunächst  eine  technische  Aufgabe  vor,  bei  deren  Lösung 
:;lr:-r  wieder  rechtliche  Gesi«  htspunete.  „budget-  oder  etatsivehtÜche"  coiieurriren. 
Namentlich  richtet  sich  nach  letzteren  <lie  Bedeutung  der  einzelnen  Rubriken  und 
l'osten  (Abtheilungen .  Kapitel,  Sectionen,  Titel  u.  s.  w.j  des  Etat*  und  wird  dann 
mch  darin  mit  Rücksicht  auf  die  budgetrechtliche  Bedeutung  solcher  Posten  mehr 
<«ler  weniger  specialisirt  1 17).  Im  Uebrigen  ist  das  allgemeine  Schema  des  Etats,  wenn 
-nnmal  das  Princip  der  Etatisirung.  ..Brutto-  oder  Nettoetat  V  "*  feststeht,  ein  durch 
lie  Sache  selbst  gegebenes,  das  sich  daher  auch  zeitlich  und  örtlich  nur  in  Neben- 
[■uneten  verändert. 

1.  Der  Hauptfinanzetat  und  seine  Theile,  die  Haupt-  und  die 
Specialctats  (§.  103)  zerfallen  zunächst  vielfach  in  einen  ordent 
liehen  und  einen  ausserordentlichen  Etat,  eine  Scheidung, 
welche  principielle  Bedeutung  hat,  diese*  gemäss  dann  auch  richtig 
durchgeführt  werden  sollte,  aber  in  der  Praxis  öfters  eine  mehr 
äusserlieh-formale,  als  innerlich-begründete  ist.  Die  wissenschaftlich 
und  practisch  werthvolle  Unterscheidung  müsste  sich  bei  den  Aus- 
gängen (Ausgaben)  an  die  oben  in  §.  62,  03  erwähnte  Trennung 
des  Finauzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  „nach 
dem  inneren  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen"  und  bei  den  Eingängen  (Einnahmen)  an  die 
oben  §.  b'5  ff.  aufgestellte  Dcckungstheoric  („Steuern  oder  Schulden  ?") 
anknüpfen.  Das  Streben  in  der  Praxis  des  Etatwesens,  dies  zu 
thon,  ist  auch  ersichtlich,  aber  es  wird  selten  streng  und  folge 
richtig  verwirklicht. 

Dies  güt  z.  B.  auch  von  der  preuss.  etatsmässigen  Scheidung  von  „fortdauernden" 
und  ..einmaligen  und  ausserordentlichen"  Ausgaben  und  von  derjenigen  der  ..ordent- 
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liehen1'  und  „ausserordentlichen"  Einnahmen.  Unter  den  fortdauernden  Ausgaben 
bildet  zwar  der  wirkliche  ordentl.  Bedarf  (das  „Normalerforderniss"  §.  63  )  das  Gros, 
aber  zahlreiche  mehr  oder  weniger  erhebliche  Posten  „ausser ord. "  Ausgaben  im 
wissenschaftlichen  Sinuc,  für  prirat-  uud  staatswirthsoh.  Kapitalanlagen,  befinden  sich 
auch  darunter.  In  einem  grösseren  Staatshaushalte,  wo  sich  derartige  Ausgaben 
ziemlich  regelmässig  wiederholen,  lässt  sich  für  die  Einreihung  dcrselbeu  unter  die 
ord.  Ausgaben  practisch  Manches  sagen,  aber  das  Willkührliche  ist,  dass  dann  wieder 
andere,  ganz  verwandte  Posten,  z.  B.  für  grössere  Neubauten,  in  das  Extraordinarium 
kommen.  Bei  Vergleichen  verschiedener  Jahresetats  desselben  Staats  wie  der  Etats 
der  verschiedenen  Staaten  müsste  man  daher  die  Etats  erst  Posten  für  Posten  zer- 
gliedern. Auch  unter  den  ordentlichen  Einnahmen  befinden  sich  in  Prcussen  und 
anderswo  manche  Posten,  welche  als  eine  Verminderung  der  Substanz  des  Staatsver- 
mögens, z.  B.  bei  Verkäufen  von  Domänen-  und  Forstgrundstücken ,  eigentlich  eine 
ausserordentliche  Einnahme  bilden,  gleich  der  Schuldaufnahme,  oder  welche  implicite 
auf  letzteres  hinauslaufen  (z.  B.  im  neusten  preuss.  Etat  f.  1  Sb3/S4  die  Einsetzung  der 
nur  erst  zum  kleinen  Theil  zu  Pensionszahlungen  verwandten  3%  igen  Zahlungen  der 
Beamten  aus  ihreu  Gehalten  zu  den  Beiträgen  für  Versorgung  der  Wittweu  und  Waisen 
unter  die  laufenden  Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben).  Unter 
diesen  Umständen  ist  die  Berechnung  des  „Dcficits"  auch  stets  ziemlich  willkührlich 
i§.  77),  —  in  soliden  Haushalten,  wie  dem  preussischen .  die  wirkliche  Lage  meist 
gunstiger,  als  diejenige,  welche  in  dem  „rechnungsmässigen  Deficit"  hervortritt. 

Principiell  ist  eine  scharfe  und  consequente  Scheidung  von 
ordentlichem  und  ausserordentlichem  Etat  auf  beiden  Seiten,  der 
Ein-  und  der  Ausgänge,  unter  Befolgung  der  oben  aufgestellten 
Grundsätze  für  die  materielle  Ordnung  des  öffentlichen  Hanshalts 
(3.  Kap.)  berechtigt.  Sie  darf  nur  nicht  dazu  dienen,  die  Lage 
des  Haushalts  durch  willkührliche  Einreihung  ordentlicher  Bedarfs 
posten  in  den  ausserordentlichen  Etat  und  ausserordentlicher  Ein- 
gangsposten in  den  ordentlichen  Etat  günstiger  oder  durch  das 
umgekehrte  Verfahren  sie  ungünstiger  als  der  Wahrheit  ge- 
mäss erscheinen  zu  lassen.  Auch  letzteres  ist  bedenklich  und  führt 
möglicher  Weise  zu  falschen  Finanzoperationen  und  einer  unrichtigen 
Bedeckung.  Ungleich  bedenklicher  und  practisch  gefährlicher  ist 
aber  das  erste  Verfahren,  das  unsolider  Finanzpolitik,  leichtsinnigem 
Schuldenmachen  und  einem  grundsätzlich  verkehrtem  Bedeckungs- 
system Thor  und  Thür  öffnet. 

Es  gehören  demnach  in  den  ordentlichen  Etat  und  müssen 
darin  genau  sichtbar  gemacht  werden:  bei  den  Eingängen  die 
sogen,  ordentlichen  Einnahmen  (oder,  richtiger  gesagt,  die 
Uberhaupt  nur  so  zu  nennenden  „Einnahmen")  nebst  dem  etwaigen 
Zuschuss  aus  ausserordentlichen  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  des  ordentlichen  Etats;  bei  den  Ausgängen  die 
ordentlichen  Ausgaben  nebst  dem  etwaigen  U  eberseh  uss 
in  diesem  Etat,  welcher  für  die  Verwendung  im  ausserordentlichen 
Etat  zur  Verfügung  bleibt.  Die  Einstellung  jenes  Zuschusses  oder 
dieses  ITebcrscliusses  als  besonderer  Posten  in  den  Etat  empföhle 
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sieb  allgemein,  um  diesen  wichtigen  Umstand  recht  deutlich  zu 
machen.  In  den  ausserordentlichen  Etat  gehören  dann  bei 
den  Eingängen:  die  ausserordentlichen  Deckungsmittel  nebst 
dem  etwaigen  Ueberschuss  des  ordentlichen  Etats,  bei  den  Aus- 
gängen die  „ausserordentlichen  Ausgaben"  (nach  deren  drei  grossen 
Kategorieen  getrennt  §.  63)  nebst  den  etwaigen  Zuschüssen  zur 
Deckung  des  ordentlichen  Etats. 

Die  Praxis  bietet  auch  heute  noch  manche  Verschiedenheiten  in  der  Aufstellung: 
•.los  Etat»,  was  eine  Beurtheiluog  in  Gemässheit  der  dargelegten  Grundsätze  und  eim; 
Vergleichung  sehr  erschwert.  So  werden  z.  B.  in  Preussen  im  Staatshaushalteetat 
illauptfinanzetat)  bei  den  Ausgaben  die  dauernden  ron  den  einmaligen  und  ausser- 
ordentlichen getrennt  und  bei  den  dauernden  wieder  die  „künftig  wegfallenden"  neben 
der  Hauptsuminc  besonders  hervorgehoben  (im  Regier.entwurf  f.  1SS3/S4  z.  B.  mit 
li)067,$7<>  von  1.045,473.136  M.  im  Ganzen).  Bei  den  Einnahmen  wird  aber  nur 
iu  den  Spccialctats  zwischen  ordentlichen  u.  ausserordentlichen  dadurch  unterschieden, 
Ji»  aus  der  Bezeichnung  des  einzelnen  Postens  seine  Zugehörigkeit  zu  der  einen 
der  beiden  Kategorieen  ersehen  werden  kann.  Selbst  die  Eingänge  aus  Anleihen  er- 
v  Leinen  hier  nur  als  ein  Titelposten  des  Kapitels  „allgemeine  Finauzverwaltung"  und 
sind  in  der  einen  Abschlussziffcr  der  „Einnahmen"  mit  enthalten.  So  verschwindet 
hier  der  Posten  der  durch  den  Staatscredit  bewirkten  Eingänge  und  ordentlicher  und 
ausserordentlicher  Etat  werden  auf  der  Eingangsseite  verschmolzen.  —  was  gewiss 
nicht  zweckmässig  ist.  —  In  Frankreich  wird  das  ordentliche  Ausgabebudget,  für 
dessen  Deckung  die  ordentlichen  Einnahmen  nebst  den  etwaigen  Uebersc hassen  der 
Vorjahre  dienen,  von  dem  auf  „ausserordentlichen  Hilfsquellen"  fundirten  Ausgabc- 
bodget  unterschieden.  In  (West-)  Oesterreich  werden  bei  den  Ausgaben  die 
ordentlichen  u.  ausserordentlichen  getrenut.  denen  die  „Einnahmen"  nebst  dem  durch 
Anleihen  und  andere  ausserordentliche  Mittel  zu  deckenden  „Deficit"  gegenüber  stehen. 

§.  107.  —  2.  Jeder  vollständige  Haupt-  wie  Specialetat  ent- 
hält zunächst  die  zwei  Seiten  der  Eingänge  (Einnahmen) 
und  der  Ausgänge  (Ausgaben),  die  bei  grösseren  Etats  hinter- 
einander aufgeführt  werden,  wobei  bald  die  Eingänge,  bald  die 
Ausgänge  voranstehen.  Da  letztere  das  eigentlich  bestimmende 
Moment  für  die  Höhe  der  Eingänge  sind  (§.  61),  so  ist  es  logisch 
richtiger,  sie  voranzustellen.  Innerhalb  beider  Seiten,  von  der 
grösseren  oder  geringeren  Specialisirung  noch  abgesehen,  werden 
die  einzelnen  Posten  und  Gruppen  von  solchen  in  systematischer 
Zusammenfassung  und  Reihenfolge  eingestellt.  Man  kann  hier 
entweder  nur  nach  der  inneren  Zusammengehörigkeit  und 
Verwandtschaft  der  Einnahme-  und  Ausgabeposten  selbst  oder 
nach  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  den  grossen  Ver- 
waltungsabtheilungen  (Ministerien)  und  wieder  innerhalb 
<ler  letzteren  nach  innerer  Zusammengehörigkeit  der  Posten  rubriciren. 
Diese  zweite  Methode  entspricht  am  Meisten  den  Consequenzen 
des  modernen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts,  insbesondere 
<leru  „Budgetrecht"  und  der  verantwortlichen  Stellung  der 
Ministerien  und  hat  sich  daher  jetzt  mehrfach  auch  für  die  Rubri- 
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cirung  der  Einnahmen  eingebürgert.  Für  diejenige  der  Ausgaben 
ist  sie  schon  alter  und  liegt  sie  auch  noch  näher.  Sie  geht  hier 
in  die  erste  Methode  der  Rubricirung  mit  über. 

In  manchen  constitutionellen  Staaten  des  Continents  besteht  jetzt  in  der  Rubri- 
eirung  der  Einnahmen  wie  der  Ausgaben  nach  Ministerien  (und  ähulichen,  diesen 
coordinirten  Behörden 'i  im  (i  rossen  und  (ianzen  eine  gewisse  Oileichmässigkcit .  im 
Einzelnen  finden  sich  aber  immer  noch  viele  Unterschiede.  Das  britische  Budget, 
auch  das  uordaraerieanischo  weichen  erheblicher  ab.  Vergleichungcn  der  Budget» 
verschiedener  Staaten,  auch  öfters  der  älteren  und  neueren  Budgets  desselben  Staat.-» 
verlangen  so  noch  heute  viel  Vorsieht.  — 

Beispiele.  In  Preussen  zerfallt  der  Etat  in  die  zwei  llauj>tabtheilungen  :  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  Die  ..Einnahmen"  im  Etat  werden  in  die  3  grossen  Abtheilungen 
,, einzelne  Einnahmezweige".  „Dotationen  und  allgemeine  Finanzverwaltung"  und  ..Staats- 
verwaltungsein nahmen'  geschieden  und  innerhalb  der  ersten  und  dritten  Abtheilnng  nach 
Ministerialdcpartemcnts,  von  denen  die  Einnahmen  rcssortiren.  postenweise  eingestellt. 
Bei  den  „fortdauernden  Ausgaben"  tritt  der  t  "haracter  des  Bruttobudgcts  seharf  hervor. 
Sic  zerfallen  auch  in  drei  grosse  Abteilungen :  „Betriebs-.  Erhebung*-  u.  Verwaltung-»- 
kosten  der  einzelnen  Einnahmezweige",  „Dotationen  (wobei  die  ülfentl.  Schuld)  und 
allgemeine  Finanzverwaltung "  und  „Staatsverwaltung«- Ausgaben",  in  der  1.  und  V>. 
Abth.  wieder  Rubricirung  nach  Ministerien.  Die  üebersicht  wird  durch  die  Trennung 
der  Roherträge  und  der  Betriebsausgaben  der  sogen.  „Betriebsverwaltungen"  etwa.« 
ersehwert.  Die  „einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben"  werden  ebenfalls  nach 
Ministerien  rubricirt.  Die  Einnahmen  stehen  im  Etat  vuran.  Umgekehrt  ist  es  im 
Etat  des  Deutschen  Reichs.  Die  „fortdauernden"  Ausgaben  werden  hier 
theils  uaeh  Yerwaltiingsabtheilungen  (Reichsäintern)  und  innerhalb  derselben  nach  den 
einzelnen  Verwaltungszweeken ,  theils  nach  Haupt-  Ve.rwaltungszweckcn  (Reichsschuhl. 
Rechnungshof,  allgem.  Pensionsfonds,  l^ichsinvalidenfonds)  zusammengefasst  im  Etit 
aufgeführt.  Bei  den  „einmaligen"  Ausgaben  erseheineii  noch  einige  weitere 
Hauptrubriken  (u.  A.  im  Et.  f.  \ss>  s$  f.  d.  Post-  u.  Telegr.verwalt. ,  f.  d.  Reichs- 
druekerei.  f.  d.  Eisenb.vei walt. ,  f.  Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich, 
f.  Delicit  [„Fehlbetrag"]  des  Haush.  f.  IsSO  M,  f.  Betriebsfonds):  Die  Einnahmen 
werden  nach  den  grossen  Quellen,  aus  deneu  sie  fliessen,  rubricirt.  Bei  den  Betriebs- 
verwaltungen (Post-  u.  Telegr.verwalt.,  Reichscisenb.vcrwalt.  [Els.lothr.  Bahnen |,  Reichs 
druckerei)  werdeu  die  Bruttoeinnahmen,  die  Betriebsausgaben  und  die  l'ebersehüss. 
im  Einnahmectat  aufgeführt  u.  nur  die  leberschüsse  in  die  Summe  der  Rcichscinnahiniii 
gezogen.  Die  Rubr.  „ausserord.  Zuschüsse"  entliält  Beiträge  aus  Fonds  (so  aus  <!. 
Reichsfestungsbau-,  Reichsciscubahnhau-.  Reichstags-(iebüudefonds)  sowie,  «lie  Eingänge 
aus  Anleihen.  Selbst  zwischen  dem  prouss.  u.  dem  Reichsetat  bestehen  also  er- 
hebliche Verschiedenheiten,  die  bei  Vergleichen  erst  durch  Umrechnungen  ausgeglichen 
werden  müssen.  —  Das  Budget  Baierns  besteht  aus  Theilen:  A)  Staatseinnahmen 
des  lauf.  Jahres  (nach  Einnahmequellen,  nicht  nach  Ministerien  rubricirt),  B)  Aus- 
gaben auf  die  Erhebung,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  mach  den  Kinnahmezweigen 
unter  gleicher  Zitier  wie  diese  rubricirt  .  0)  Staatsausgaben  (th.  nach  Hauptausgahe- 
zwecken —  so  für  «1.  K.  Hof  u.  Hau--,  f.  d.  Staatsschuld',  f.  d  Staatsrath,  f.  d.  Landtag, 
f.  Reichszwecke,  f.  Pensionen  u.  dgl.  [in  Rubr.J,  u.  A.  ui.  -  .  th.  nach  Ministerial- 
departements zusammengefasst •.  —  In  W  ü  r?c  in  b  erg  ist  das  Budget  der  Ausgaben 
ähnlich  wie  in  Baiern  aufgehellt,  das  der  Einnahmen  hat  die  I  Hauptrubriken:  „aus 
dem  Kammergut"  (incl.  Verkehrsanstalten)  mit  Brutto-,  hosten-  und  Nettosuminen. 
„aus  den  Steuern"  dsgl..  „Autheil  an  Reichscinuahmen",  „Zuschuss  zur  Deckung  der 
contractl.  Tilgung  der  Eisenh.anlehen".  —  In  (West-)  Oesterreich  werden  die 
Ausgaben  jetzt  nach  Ministerien  und  einzelnen  selbständigen  Hauptzwecken  (Civilliste. 
Oabinetskauzlei,  Reichsrath,  Reichsgericht,  Ministerrath,  Rechnungshof,  Pensioneu. 
Dotationen  nebst  Subventionen,  Staatsschuld,  Antheil  an  deu  gemeins.  Ausgaben  der 
(lesammtmonarchiei,  die  Einnahmen  gleichfalls  grösstenteils  nach  Ministerien  (mit 
Unterscheidung  der  Quellen),  ausserdem  nach  einigen  selbständigen  Zweigen  rubricirt.  — - 
In  Frankreich  wird  das  ordentl.  u.  ausserord.  A  u  sgabe  budget  jetzt  nach  Mini- 
sterien aufgestellt  « beim  Fiuanzmin.  stehen  die  öifcntl.  Schuld,  die  Dotationen  u. 
Ausgaben  f.  Präsident,  Parlament,  Ehrenlegion.  Zuschüsse  z.  Marineinvalidenkasse. 
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ferner  die  Erhebungskosten  u.  s.  \v.  der  Steuern  u.  öH'entl.  Einkünfte,  welche  von 
«lieseui  Ministerium  verwaltet  werden).  Auch  die  Nebeubudgets,  (§.  113),  dasjenige 
<lcr  auf  Specialeinnahinen  l'undirten  Ausgaben  f.  Departements  u.  (jcineiudeu  u.  das- 
jenige der  Services  rattacbes  pour  ordre  au  budget  de  1  annee,  werden  in  der  Ausgabe- 
ieite  nach  Ministerien  rubrieirt.  Dagegen  fuhren  die  Ein uah inebudgets  in  Frankreich 
<lie  Einnahmen  nach  den  Quellen  allein  zusammengefasst  auf.  —  Letzteres  gilt  von 
dein  auch  sonst  vielfach  abweichenden  britischen  Budget,  das  bei  den  Ausgaben 
uach  Zwecken  derselben  und  unter  Berücksichtigung  der  staatsrechtlichen  Trennung 
■les  stabilen,  auf  dem  consolidirten  Fonds  beruhenden  und  des  Jahresbudgets  (s.  o. 
§.  64)  unterscheidet.  —  In  Italien  sind  die  Ausgaben  im  Budget  nach  Ministerien, 
mit  eigentümlicher  Unterscheidung  von  Kategorieen  innerhalb  der  Ministerien  (l  wirkl. 
Ausgaben,  II  Bewegung  der  Kapitalien.  III  Eisenbahnbau,  IV  Compensationen),  die 
Einnahmen  nach  den  Quellen,  mit  analoger  Unterscheidung  nach  diesen  Kategorieen 
rubricirt.  ~  In  Kussland  werden  die  Ausgaben  im  Etat  nach  einzelnen  selbständigen 
Zwecken,  uberwiegend  aber  ebenfalls  nach  Ministerien,  die  Einnahmen  nach  Quellen 
zusammengefasst. 

§.  108.  Die  Rubricirung  der  einzelnen  Kategorieen  und 
l'osten  von  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Etat  wird  sich  immer 
mit  nach  der  Verwaltungseinrichtung  des  concreten  Staats  richten 
müssen.  Auch  in  den  einzelnen  Ministerien  und  Dienstzweigen 
ergeben  sich  Eigenthömlichkeiten  aus  speciellen  Verhältnissen. 
Mitunter  hat  man  aber  hier  gewisse  durchlaufende  Kategorieen 
eingeführt,  nach  denen  gegebenen  Falls  in  allen  »Specialetats  unter- 
schieden wird.  Dahin  gehört  bei  den  Ausgaben  z.  B.  die 
Unterscheidung  von  „persönlichen"  und  „sächlichen"  im 
preussisch-Deutschen  Etat,  welche  richtig  durchgeführt  einen 
allgemeineren  Werth  beanspruchen  kann. 

Die  „persönlichen"  zerfallen  hier  wieder  in  „Besoldungen",  „  Wohnungsgeld- 
zuachusse  für  die  Beamten"  u.  „andere  persönliche  Ausgaben"  worunter  Prüfungs- 
gebühren, Bezahlung  von  Hilfsarbeitern,  persönl.  u.  Localzulagen  f.  Beamte,  ausscrord. 
Kemuiierationen  f.  Subaltern-  n.  Dnterbeamte).  Die  ..sächlichen"  Ausgaben  umfassen 
Büreaubedürfnisse,  incl.  Beleuchtung,  Feuerung,  Reise-  u.  Fuhrkosten,  Miethen,  aber 
auch  Diäten  oder  Tagegelder  u.  A.  m.'i. 

• 

Bei  der  Rubricirung  der  Eingänge  ist  vom  fin  an  /.wissen- 
schaftlichen Standpuncte  aus  die  Forderung  zu  stellen,  dass  nach 
dem  finanziellen  Character  der  Eingänge  unterschieden  wird. 
Daher  mllssten  namentlich  die  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Eingänge  scharf  getrennt  und  bei  beiden  wieder  die 
finanziell  gleichartigen  Posten  rubrikenweise  vereinigt  und 
so  von  den  anderen  getrennt  werden.  Dies  geschieht  jedoch  kaum 
in  einem  Etat  ganz  folgerichtig  und  in  verschiedenen  Haushalten 
nicht  gleichmässig.  Theils  ist  daran  die  verschiedene  Termi- 
nologie schuld,  die  in  der  Praxis  noch  mehr  als  in  der  Theorie 
schwankt,  z.  B.  hinsichtlich  des  Begriffs  privatwirthsehaftliche  Ein- 
künfte. Gebühren,  Steuern  und  wieder  „direetc"  und  „indirecte" 
Steuern.    Theils  richtet  sich  die  Rubricirung  der  Einnahmen  auch 
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hier  mit  nach  Verhältnissen  der  Verwaltungsorganisation, 
der  Ressorts  der  Ministerien  und  anderen  Behörden,  was  dann 
wieder  zu  Abweichungen  in  der  Rubricirung  von  der  finanzwissen- 
schaftlich richtigen  führt.  Hier  wird  sich  die  Wissenschaft  be- 
scheiden müssen,  da  das  Etatwesen  doch  zunächst  practischen 
Zwecken  dient  und  diese  demnach  vorangehen.  Bei  der  kritischen 
Beurtheilung  des  Etats,  bei  finanzstatistischen  Vergleichungen  rauss 
aber  auf  das  Incorrecte  solcher  practischer  Rubricirungen  Rücksicht 
genommen  und  das  Material  der  Etats  für  manche  Schlussziehungeu 
erst  Uber-  und  umgearbeitet  werden. 

S.  Uber  die  Terminologie  in  Betr.  der  Einnahmen  unten  Buch  3  u.  speciell 
iu  Betr.  der  Gebühren  u.  Steuern  Band  II,  namentl.  §.  277  u.  §§.  ,H29  11.  Die  ge- 
schichtliche Entwicklung  nnd  der  technische  Zusammenhang  der  Dinge  haben  z.  B. 
in  Pieussen  dahin  gefuhrt,  dass  die  Steuern  und  Steuer-  und  gebUhrenartigen  Ab- 
gaben von  Privatbergwerken  nur  als  ein  besonderer  Einnahmctitel  des  Einnahmckapitels 
„Verwaltung  für  Berg-,  Hütten-  u.  Salinenwesen"  erscheinen,  also  in  Verbindung  mit 
Einnahmen  ganz  anderen  Characters,  mit  privatwirthschaftlichen  aus  Staats-  Berg-  u. 
Hüttenwerken.  Die  eigentümliche  Vermengung  des  Gebuhren-  und  des  Verkehrs- 
steuer-Moments bei  den  sogen.  „Justizgebühren"  (Gerichtskosteu),  Hegisterabgaben  und 
in  der  Form  des  Stempels  erhobener  Abgaben  („Stempelsteuern"),  eine  geschichtlich 
überkommene  und  im  modernen  Recht  dieser  Abgaben  noch  vorhandene,  völlig  auch 
kaum  zu  beseitigende  Vermengung  (s.  Band  II,  Fin.  S.  29  ff?>,  nölhigt  auch  in  der 
Etatisirung  dieser  Einnahmen  zur  Zusammenfassung  solcher  heterogener  Posten.  Die 
Erbschaftssteuer  verschwindet  dann  als  selbständige  Hubrik  wohl  ganz  in  der  Haupt- 
rubrik ,,Stcmnelgefälle  u.  Gebühren  von  Rechtsgeschäften "  (so  früher  in  Preusscn  u. 
a.  deutschen  Staaten,  jetzt  noch  in  Frankreich.  Oesterreich  u.  s.  w.k  Auch  je  nach 
der  Erhebungsform  muss  eventuell  eine  Einnahme  im  Etat  unter  anderer  Rubrik 
erscheinen,  z.  B.  wieder  bei  den  ebengenannten  Abgaben,  je  nachdem  sie  mittelst 
Stempels  oder  unmittelbar  erhoben  werden  i Fin.  II.  §§.  320  II'.).  Die  Ueber- 
tragung  der  Erhebung  der  Gerichtskosten  von  der  Justizverwaltung  an  die  Verwaltung 
der  iudirecten  Steuern  hat  in  Preussen  seit  d.  Etat  f.  1  SSO/81  zur  Folge  gehabt,  dass 
die  „Gerichtskosten  und  Strafen"  nunmehr  unter  den  „indirecten  Steuern"  im  Etat 
erscheinen. 

g.  109.  -  3.  Brutto-  und  Nettoetats.  Die  älteren  Etats 
enthielten  gewöhnlieh  nur  die  Nettosummen  bei  den  Einnahmen 
und  Ausgaben ,  die  neueren  Etats  sind  regelmässig  Bruttoetats. 
Diese  Entwicklung  ist  finanztechnisch  und  rechtlich  ganz  berechtigt. 
Denn  nur  aus  den  Bruttoetats  ersieht  man  alle  Kosten  eines  öffent 
liehen  Haushalts  (so  besonders  bei  den  Steuern  nnd  Gebühren), 
alle  Belastungen  des  Volks  und  der  Volkswirtschaft  durch  diesen 
Haushalt  (so  ebenfalls  namentlich  bei  beiden  genannten  Posten). 
Ebenso  ist  die  ökonomisch -technische  Leistung  der  Verwaltung  in 
Bezug  auf  die  Privaterwerbseinkünfte  und  auf  die  Besteuerung 
und  das  Gebührenwesen  zum  Theil  wesentlich  mit  nach  dem  Ver- 
hältniss  des  Roh-  zum  Reinertrag  und  nach  der  Höhe  der  Be- 
wirthschaftungs-,  Betriebs-  und  Erhebungskosten  zu  beurtheilen. 
Der  Etat  muss  daher  alle  Daten  erhalten,  um  diese  Verhältnisse 
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richtig  übersehen  zu  können:  eine  freilich  schwer  zu  erfüllende 
und  vollständig  consequent  und  correct  kaum  in  irgend  einem 
grösseren  öffentlichen  Haushalt  erfüllte  Forderung.  Je  mehr  privat- 
wirthschaftliche  Betriebs  -  Verwaltungen ,  wie  Domänen,  Forsten, 
Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen,  Fabriken,  Gebühren- 
zweige  wie  Post,  Telegraphie,  Monopolverwaltungen,  wie  Salz 
und  Tabak,  indirecte  Steuern,  wie  Zölle,  innere  Verbrauch- 
steuern in  einem  Haushalte,  desto  mebr  steigen  die  Schwierigkeiten 
der  Bruttoetatisirung  und  desto  höher  sind  die  Summen  der  Brutto- 
etats, absolut  und  im  Verhältniss  zu  den  Nettoziffern.  Letztere 
müssen  aus  dem  Etat  auch  genau  mit  zu  entnehmen  sein,  um 
schliesslich  den  wirklichen  Geldbetrag,  welcher  für  die  öffentlichen 
Zwecke  verfügbar  ist,  und  damit  die  wirklichen  Kosten  der  Er- 
füllung dieser  Zwecke  ersichtlich  zu  machen. 

Geschichtlich  erklärt  sich  die  ältere  Nettoeta tisi rang  aus  dein  ganzen  Zustande 
des  alteren  Finanzwesens  und  der  Finan/.verwaltuug  (§.  S3  ff.).  Ein  grosser,  anfangs 
der  grösste  Theil  der  öffentlichen  Thätigkeiten  erfolgte  örtlich,  wo  es  grade  nöthig 
«rar,  bestand  aus  Naturaldienstcn  oder  wurde  mit  Naturaleinuahmen  ausgeführt,  die 
von  den  einzelnen  Beamten  uud  Behörden  selbst  eingezogen  oder  von  Unterbehörden 
an  diese  Beamten  u.  s.  w.  direct  abgeführt  wurden.  Nur  die  etwaigen  UeberschUsse 
der  örtlichen  Einnabmestellen  kommen  für  all  (rem eine  und  an  der  o  entralstelle 
erfolgende  Thätigkeiten  in  Betracht  und  nur  für  diese  UeberschUsse  lag  das  Bedürfnis* 
einer  Etatisirung  vor,  die  ebendeshalb  eine  Nettoetatisirung  war.  Erst  mit  der  Durch- 
ringung  des  Gedankens  der  „fiscalischen  Kasseneinheit'4  (§.  1)2).  mit  der 
grösseren  Centralisation  im  Staate  überhaupt,  wobei  die  örtlichen  öffentlichen 
Thätigkeiten  eben  doch  auch  als  S taats thätigkeiten  anerkannt  wurden,  mit  der  ver- 
mehrten wirtschaftlichen  Einsicht  in  das  Wesen  der  „Kosten"  der  Einnahmen  eines 
öffentlichen  Haushalts  und  mit  der  Ziehung  aller  Folgerungen  aus  dem  Begriff  und 
Zweck  des  Etats  kam  man  zur  Bruttoetatisirung.  Die  neuere  staatsrechtliche  Ent- 
wicklung hat  diese  dann  vollständig  zur  Geltung  gebracht,  weil  nur  sie  die  wirkliche 
Belastung  des  Volks  und  den  wirklichen  Aufwand  der  Verwaltung  ergiebt.  In  Deutsch- 
land ist  daher  auch  hierauf  die  neuere  Periode  der  „Verfassungen"  von  Einfluss  ge- 
worden, mindestens  mit  Vorschriften,  welche  implkite  die  Bruttoetatisirung  bedingen. 
(Letzteres  in  d.  preuss.  Verf.urk.  v.  1S50  Art.  91):  „alle  Einnahmen  u.  Ausgaben 
des  Staats  müssen  im  Voraus  veranschlagt  und  auf  den  Staatshaushaltetat  gebracht 
werden",  wo  im  Wort  „alle"  die  Bruttoetatisirung  inneliegtX  Die  allgemeine  Durch- 
führung der  Geldwirthschaft  hat  ebenfalls  auf  Bruttoetats  mit  hingewirkt. 

Die  äussere  Erscheinung  eines  Brutto-  und  Nettoetats  ist  natürlich  sehr  ver- 
schieden: ersterer  schlicsst  namentlich  ceteris  paribus  mit  viel  grösseren  Summen  ab. 
Eine  unmittelbare  Vergleichbarkeit  solcher  Etats  fehlt  grossentheils.  Dasselbe  gilt 
für  Bruttoetats  von  Staatshaushalten  mit  sehr  verschiedenen  Einnahmequellen 
und  Verwaltungssystemen  in  Bezug  auf  letztere.  Der  Besitz  und  vollends 
die  eigene  Verwaltung  (wo  dann  die  Betriebs-  u.  s.  w.  Kosten  durch  den  Etat  laufen, 
»-as  bei  der  Verpachtung  nicht  der  Fall)  von  älteren  Domanialobjecten  (Domänen  i.  c.  S.. 
Forsten.  Berg-  u.  Hüttenwerken»,  von  Staatseisenbahnen,  der  Post-  u.  Telegraphen- 
betrieb des  Staats,  die  eigene  Monopolvcrwaltung  statt  anderer  Verbrauchsteuerformen 
Salz,  Tabak),  das  Vorwalten  iudirecter  Steuern  mit  höheren  Verwaltungs-  und  Er- 
hebungskosten vor  directen  mit  regelmässig  niedrigeren  Kosten  bedingen  hohe  Summcu 
der  Bruttoetats,  höhere  als  in  Haushalteu  mit  anderen  Einuahmeverhältnissen.  Daher 
ist  hier  vor  den  nicht  seltenen  oberflächlichen  tiuanzstatistischcn  Vergleichen,  i.  B. 
der  beliebten  Berechnung  von  Kopfquoten  der  Gesammt-  (Roh*)  Einnahmen  und  Aus- 
gaben zu  warnen  (s.  o.      19).    Die  Etats  der  deutschen  Staaten  figuriren  alle  mit 
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relativ  hohen  Bruttozillern  wegen  des  Besitzes  grosser  privatwirthschaftlicher,  meistens 
selbst  verwalteter  Einnahmequellen,  abweichend  von  den  Etats  fremder  Staaten,  denen, 
diese  Quellen  grosscnthcils  fehlen.  Der  Einfluss  des  S  taa tsc i  s  e  n  bahn  wesens  auf 
den  Etat  zeigt  sich  besonders  stark.  Vorneinlich  in  Folge  neuer  Verstaatlichung  von 
Privatbahnen  schliesst  z.  B.  der  preuss.  Etat  f.  lS8Jfj'S4  iKegier.entwurf)  g«g«u  don 
des  Vorjahrs  (rerabschied.  Etat)  um  184.0  Mül.  M.  höher  (1081I-58  gegen  055  58  M.  M.> 
ab.  Nach  Abzug  der  demnach  im  Wesentlichen  nur  durchlaufenden  Posten  der 
grossen  Betriebsverwaltungen  reduciren  sich  daher  die  deutschen  Etats  sehr  erheblich. 
Die  dann  sich  ergebenden  Zahlen  zeigen  erst  verglichen  mit  denen  ausländischer 
Etats  die  verhältnissmassige  Niedrigkeit  der  Summen,  mit  denen  unsere  Staatshaushalte 
wirtschaften.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  der  Etats  vou  den  Betriebsverwaltungen 
liegt  der  (iedanke  doch  nahe,  für  letztere  neben  dem  eigentlichen  Staatshaushaltsetat  be- 
sondere Etats  aufzustellen  und  in  jenen  nur  die  Uebcrschüsse  oder  Zuschüsse  (Deficite) 
dieser  Betriebsverwaltungen  einzustellen:  ein  Verfahren,  das  als  Verstoss  gegen  den 
Grundsatz  der  fiscal  Ischen  Kasseneinheit  sonst  meistens  mit  Hecht  im  modernen  Etats- 
wesen  beseitigt  ist  (§.  IIS). 

Folgende  Beispiele  /.eigen  den  Einttuss  der  Brutto-  und  der  Nettoetatisirung  und 
die  grossen  Unterschiede  in  europ.  Staatshaushalten  je  nach  der  erwähnten  Gestaltung 
des  Einnahmcwcscns. 

Brutto-         Betriebs-,  Erheb.-,         Netto-  =»7M 
einnähme  Verwaltkostcn  einnähme  derBrutto- 

d.  Einnahmen  eiuuahuie 
Prcusscn  1 8S2  8*  «142.3  M.  M.       419.7  M.  M.  522.5  M.  M.  55.4 

Dazu  < .  #]0°'tt  Anth.  il 
an  Kcichscinnahmcn 

(e.vcl.  Matr.bcitr.)        c.    40»i    ..  „     c.  92      „  c.  HU    „  .. 

Zusammen:  c.  134S.3  .,  „     c.  511.7  ,.  .,         c.  836.0  c.  K2.5 

Baiern  1883  22s  7      „  91.0  .,  137.7  ,.  Ü0.2 

West -Oesterreich  l*S2       4 1S.2  „  n.         134.0  „  fl.  310.2  „  11.  70.5 

(irossbritannien  18M/S2  87.7  „  Pf  St.  8.5  „  Pf.  St.  70.1  „  Pf.  St.  90.2 
Frankreich  ord.Einn.  1883  3032.S     fr.       317.6     fr.  2715.2  ,.  fr.  80.5 

Bei  Preussen  nur  annaherungsweiser  Anschlag  des  Autheils  an  den  Keiehsein- 
nahinen  (eigentlich  etwas  höher,  weil  Suddeutschland  an  den  Branntwein-  n.  Bier- 
steuern nicht  participirfi.  Genau  gleichwertig  für  Vergleiche  sind  alle  solche  und 
ähnliche  Daten  nicht,  weil  zu  mancherlei  sonstige  Verschiedenheiten  in  der  Vorbuchung 
und  Etatisirung  bestehen.  Aber  ein  ungefähres  Bild  der  ausserordentlichen  Unter- 
schiede erhält  man  doch. 

§.  110.  —  4.  Eintheilung  und  Specialisirung  des  Etats. 
Die  technisch-sachliche  und  die  rechtliche  Zusammenge- 
hörigkeit der  einzelnen  Posten  des  Etats  pflegt  durch  die  aus  ser- 
liche Zusammenfassung  derselben  zu  „Titeln",  dieser  zu 
„Sectionen"  oder  „Kapiteln",  letzterer  wieder  zu  „Ab- 
theilungen" im  Etat  oder  durch  eine  „Eintheilung"  in  diesem 
Sinne  angedeutet  zu  werden.  Die  technischen  Namen  und  die 
Gruppen  dieser  Zusammenfassungen  schwanken.  Ihre  rechtliche 
Bedeutung  bildet  einen  wichtigen  Theil  des  „Budgetrechts"  (§.  114  ff). 
Auch  ihre  technisch -sachliche  Bedeutung  ist  aber  für  die  ganze 
Ordnung  des  Etatswesens  und  des  Haushalts,  für  die  Uebcrsicht- 
lichkeit  des  Etats,  ftlr  das  Rechnungswesen  und  die  Controle  nicht 
zu  verkennen.  Je  nachdem  man  bei  dieser  Eintheilung  und  folge- 
weise bei  der  Zerlegung  des  Hauptetats  und  der  grossen  Einnahme- 
und  Ausgaberubriken  mehr  oder  weniger  ins  Einzelne  geht,  ent- 
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steht  dann  eine  grössere  oder  geringere  „»Specialisi rung"  des 
Etats.  Der  Aufstellung  des  Etats  selbst  muss  natürlich  —  wenn 
man  sich  nicht  mit  ganz  rohen,  deshalb  nur  wenig  brauchbaren 
»Schätzungen  und  Pauschanschlägen  begnügt,  was  nur  ausnahms- 
weise zulässig,  wenn  auch  mitunter  unvermeidlich  ist,  —  eine  solche 
Specialisirung  zu  Grunde  liegen.  Deshalb  ist  es  aber  weder 
technisch  noch  rechtlich  nothwendig  noch  zweckmässig, 
in  dem  Etat  selbst,  wie  er  der  Volksvertretung  zur  Genehmigung 
vorgelegt  und  der  Verwaltung  zur  Nachachtung,  der  Oberrechen- 
kammer zur  Grundlage  der  Controle  vorgeschrieben  wird,  gar  zu 
sehr  zu  specialisiren. 

Viele  Posten  im  Etat  beruhen  doch  nur  auf  Veranschlagungen,  für  welche  die 
sicheren  Grundlagen  fehlen ,  so  alle  diejenigen,  welche,  wie  die  sachlichen  Ausgaben 
grossentheils  und  wie  die  Erträge  der  Privaterwerbszweige  (Forsten,  Bergbau),  von 
der  Bewegung  der  Preise  der  Güter  im  Verkehr  abhängen.  Je  mehr  man  hier  und 
in  anderen  ähnlichen  Fällen  eine  zusammengehörige  Gruppe  von  Einnahmen  und  Aus- 
gaben specialisirt,  desto  mehr  Abweichungen  der  wirklichen  Ergebnisse  von  den  Vor- 
anschlägen sind  wahrscheinlich.  J5oi  der  Zusammenfassung  in  einer  grösseren  Rubrik 
wird  eher  in  Folge  der  entgegengesetzten  Bewegungen  der  Einzelposten  eine  Aus- 
reichung, daher  eine  grössere  Ücbcreinstimmung  zwischen  Voranschlag  und  Ergebnis* 
eintreten.  Ein  gewisser  Spielraum  von  U  ebert  ragu  ngc  n  zwischen  Einzelposten, 
Titeln  und  selbst  Kapiteln,  daher  eventuell  die  Aufstellung  des  Etats  in  grösseren 
Rubriken,  (Abtheilungen,  Kapiteln),  um  Ucberschreitungeu  hier  und  Minderausgaben 
gegen  die  Specialanschläge  dort  in  der  wirklichen  C'iebahrung  zum  Ausgleich  zu  bringen, 
erscheint  insofern  als  etwas  ganz  Natürliches  gegenüber  der  Unvollkommenhcit  aller  Vor- 
anschläge, was  doch  auch  für  die  bndgetrechtli«  he  Frage  (§.  117)  zu  beachten  ist. 

In  Preussen  zerfällt  der  Etat  in  Kapitel,  diese  in  Titel  > mit  budgetrechtlichcr 
Bedeutung,  indem  nach  Titeln  votirt  wird).  .lene  führen  fortlaufende  Nummern  je 
bei  den  Einnahmen  und  bei  den  Ausgaben,  durch  alle,  in  feststehender  Keilte  sich 
folgenden  Ministcrialetats  hindurch.  Die  Titel  haben  in  jedem  Kapitel  besondere 
laufende  Nummern.  Die>elbe  Einrichtung  besteht  im  Etat  des  Deutschen  Kciches. 
Eine  jüngste  Neuerung  ist  hier  und  jetzt  ivscit  Iss3-'S4)  auch  in  Preussen.  dass  der 
Hauptßnanzetat,  der  Vereinfachung  und  besseren  Lebcrsichtliehkcit  wegen,  nur  in 
Kapiteln  den  Parlamenten  vorgelegt,  wie  er  ebenso  im  Gesetzblatt  publicirt  wird. 
Die  Titel  stehen  nur  in  den  Specialetats  der  Anlagen.  —  In  Baiern  zerfallt  jede 
der  drei  Abtheilungen  des  Staatshaushaltsetats  in  „Ziffern"  (mit  lauf.  Nummer  je 
durch  die  Abthcil.),  diese  in  Kapitel,  diese  in  Paragraphen.  —  In  Frankreich  zer- 
fällt das  Budget  in  Minist. departcinents,  diese  in  Sectioneu  grössere  Abteilungen), 
diese  in  Kapitel  (nach  denen  jetzt  votirt  wird)  mit  laufender  Nummer  innerhalb  jede* 
Ministeriums,  die  Kapitel  sind  iu  Artikel  zerlegt. 

Für  budgetrechtliche  Zwecke,  z.  B.  was  das  Hecht  der  Ucber- 
tragung  von  Ausgaben  von  einem  Jahre  auf  das  andere  (so  bei 
Baufonds)  und  zwischen  gewissen  Etatspositionen  verschiedener 
Abtbeilungen,  Kapitel  anlangt,  werden  wohl  gleich  im  Etat 
bezügliche  „Anmerkungen"  den  betreffenden  Posten  beigefügt. 
(Preussen).  Im  Uebrigen  werden  besondere  „Erläuterungen" 
(„Bemerkungen")  theils  am  Rande  im  Etat  oder  in  den  Special- 
ctats  selbst,  theils  nachfolgend  in  weiteren  Ausführungen  gegeben, 
wesentlich  zum  Zweck  der  Begründung  einer  Position  überhaupt 
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(z.  B.  einer  Creditforderung)  oder  des  Geldbetrags  derselben ,  der 
Abweichungen  vom  Vorjahre  u.  s.  w.  Das  Alles  zusammen  bildet 
die  „Anlagen"  des  Etats,  zu  denen  auch  wohl  die  Specialetats 
selbst  gerechnet  werden. 

Mancherlei  kleinere  und  grössere  formelle  Verschiedenheiten  tindeu  sich  hier 
gewohnheitsmäßig,  hie  und  da  auch  aus  staatsrechtlichen  Gründen  in  verschiedenen 
Staatshaushalten,  aber  im  Wesentlicheil  besteht  doch  eine  gewisse  Uebercinstimmuug, 
den  Zwecken  des  Etats  und  der  Erläuterungen  gemäss.  —  Wichtig  werden  diese  Er- 
äuteruugen  besonders  da.  wo  bei  Ausgaben  eine  neue  oder  sehr  erhöhete  For- 
derung, bei  Einnahmen  ebenfalls  eine  neue  oder  verminderte  Position  begründet 
werden  soll,  daher  z.  B.  im  preuss.  -  deutschen  Etatwesen  bei  den  „einmaligen  und 
ausserordentlichen"  Ausgaben,  für  Neubauten,  grössere  Meliorationen  u.  dgl.  ni. 
Besondere  „Denkschriften"  werden  wohl  in  einzelnen  wichtigeren  Fällen  beigefügt 
oder  nachträglich  auf  Wunsch  der  Parlamente  oder  der  „Budgetcoinmissionen"  von 
der  Regierung  geliefert.  So  entwickelt  sich  um  und  aus  dem  Etat  eines  grösseren 
Haushalts  ein  grosses  Actenmaterial,  das  für  die  geuauere  Kenntniss  des  Finanzwesens 
von  bedeutendem  Werthe  ist.  schon  der  Uebcrsichtlichkeit  halber  aber  rom  Etat  selbst 
besser  getrennt  wird. 

■ 

§.  111.  —  5.  Feststellung  derZahleu  für  schwankende 
Etat spositionen.  Dahin  gehören  fast  alle  Einnahmen,  die  einen 
mehr,  wie  die  Roh-  und  Reinerträge  der  Betriebsverwaltungen,  die 
Einnahmen  aus  Geblthrcnzweigen,  indirecten  und  Verkehrssteuern, 
die  anderen  weniger,  wie  die  Summen  der  Domänenpachten  und 
die  Erträge  der  directen  Steuern.  Bei  den  Ausgaben  sind  die 
sachlichen  grossentheils  hierher  zu  rechnen,  auch  diejenigen  für 
nicht- ständige  Arbeitsdienste,  ferner  unvorhergesehene  Ausgaben 
u.  dgl.  m.  (§.  62).  Theils  ist  das  Vorkommen  dieser  Ausgaben 
fraglich  und  schwankend,  theils  ist  ihre  Höhe  und  diejeuige  vieler 
Einnahmen  veränderlich  unter  dem  Einfluss  der  Preisbewegung 
und  anderer  Umstände  des  Verkehrs  und  des  öffentlichen  Lebens. 
Im  Etat  als  einem  Voranschlage  handelt  es  sich  darum,  auf  Grund 
gewisser  Erfahrungsregeln  und  Mutbmassungen  Ziffersätze  zu  ge- 
winnen. Dazu  können  Durchschnittsberechnungen  nach 
den  wirklichen  Ergebnissen  der  Vorjahre,  der  abgeschlossenen 
Jahresdienste  und  Veranschlagungen  nach  gewissen  Beob- 
achtungen im  Staatsleben  und  im  Verkehr,  besonders  in  Bezug 
auf  eine  seit  den  letzten  abgeschlossenen  Ergebnissen  wahrnehmbare 
veränderte  Richtung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  (Steigerung, 
Abnahme  des  Verkehrs,  Aenderung  der  Preisbewegung,  der  öffent- 
liche Thätigkeiten  bedingenden  Verhältnisse  u.  s.  w.)  benutzt 
werden.  Im  Interesse  des  wirklichen  Gleichgewichts  im  Haushalte 
müssen  namentlich  die  beiden  Gefahren  vermieden  werden,  die 
künftigen  Einnahmen  zu  hoch  und  die  künftigen  Ausgaben 
zu  niedrig  zu  veranschlagen.    In  der  „constitutionellen  Budget  - 


Digitized  by  Google 

i 


Schwankende  Posten. 


—  Einheit  do  Etats. 


237 


wirthschaft"  liegt  immerhin  eine  gewisse  Garantie  gegen  diese 
Gefabren.  Die  Parlamente  sind  aber  den  letzteren  leicht  besonders 
ausgesetzt,  während  die  Regierangen  eher  zu  dem  entgegengesetzten 
Fehler  einer  Ueberschätzung  der  Ausgaben  und  einer  Unterschätzung 
der  Einnahmen  neigen. 

üebcr  die  technische  Berechnungsweise  solcher  Etatspositionen  pflegen  Vor- 
schriften im  Verordtiungswcge  Seitens  der  betreffenden  ßessortministcrien  gegeben  zu 
sein,  theils  allgemeine,  theils  für  besondere  Dienstzweige.  S.  über  Preusscn  Meissner. 
Verwaltkunde.  I.  li>  ff.,  über  „Fractionsberecbnungcn".  Für  die  Berechnung  der 
Durchschnitte  werden  8  jähr.  Ergebnisse  zu  Grunde  gelegt  und  Abweichungen  daron 
dann  besonders  begründet  unter  Würdigung  der  massgebenden  Verhältnisse. 

Besonders  wichtig  und  schwierig  sind  die  Voranschlage  für  grössere  Bauten, 
insbes.  für  eigentliche  Neubauten  aller  Art,  die  in  den  Parlamenten,  so  in  Preussen, 
gleich  bei  der  ersten  Creditforderung  verlangt  werden.  Darüber  eingehende  Special- 
bestimmungen, s.  f.  Preussen,  Meissner,  a.  a  0.  S.  24,  111  ff.  Während  der 
Bauzeit  erfolgt  Uebertrajrung  der  bewilligten,  noch  nicht  verbrauchten  Crcdite  auf 
das  oder  die  nächsten  Etatsjahre.  Der  veranschlagte  Aufwand  kommt  aber  raten 
weise  bei  den  ..einmal,  u.  ausserord.  Ausgaben"  auf  den  Etat  und  unterliegt  somit 
jede  neue  Kate  einer  besondren  Bewilligung.  Für  die  laufenden  gewöhnlichen 
Reparatur-  u.  Unterhaltungskosten  der  Bauten  werden  Pauschsnmmcn  nach  den  allge- 
meinen Grundsätzen  ins  Ordinarium  des  Etats  gestellt. 

§.  112.  —  D.  Einheit  des  Etats  und  Princip  der  fis- 
calischen  Kasseneinheit. 

Auch  diese  Fragen  des  Etatwesens  sind  doch  zunächst  finanztechnische , 
welche  nur,  wie  manche  der  im  Vorausgehenden  schon  berührten,  mit  rechtlichen 
nahe  zusammenhängen  und  zum  Theil  damit  zusammenfallen.  Sie  werden  daher  auch 
hier  gemeinsam  behandelt. 

„Princip  der  fisealiseben  Kasseneinheit"  heisst  die  mindestens 
r echnungsmässige  Vereinigung  aller  Ein-  und  Aus- 
gänge eines  öffentlichen,  insbesondere  des  Staats- 
haushaltes in  Einer  Kasse,  bez.  Rechnung.  Die  Consequenz 
dieses  Princips  ist  im  Etatwesen  die  „Einheit  des  Etats"  oder 
die  Zusammenfassung  aller  Ein-  und  Ausgänge  des 
betreffenden  Haushalts  in  Einem  Etat. 

Finanz  technisch  sind  diese  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Etats  geboten,  weil  so  allein  die  Vollständigkeit  im  Ueber- 
blick  der  einem  öffentlichen  Haushalte  zu  Gebote  stehenden  und 
der  von  ihm  verwendeten  Finanzmittel  erreicht  wird.  In  politi- 
scher und  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht  entsprechen  sie 
beim  Staatshaushalte  dem  modernen  Princip  der  Staatseinheit, 
auch  der  Centralisation  gegenüber  der  früheren  Decentralisation 
und  provinciellen  Autonomie,  ferner  den  modernen  gesammtstaatlichen 
einheitlichen  Vertretungskörpern  der  ganzen  Staatsbevölkerung,  im 
Unterschied  von  älteren  provincialstündischen  Vertretungen.  In 
wirtschaftlicher  Hinsicht  siod  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Etats  die  Consequenz  der  Auffassung  der  öffentlichen  Haushalte 
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des  Staat«  und  der  Selbstverwaltungskörper  als  einheitlicher 
Wirthschaften,  welche  als  „ Fiscus"  (Staatstiscus,  analog  bei 
Communen  und  Verbänden)  selbständige  Rechtspersönlichkeiten  für 
finanzwirthschaftliche  Zwecke  werden. 

Es  ist  daher  auch  begreiflich,  wenn  sich  die  fiscalisehe  Kassen- 
einheit und  die  Einheit  des  Etats  im  Staats-  und  Coramunalhaus- 
halte  erst  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr,  auch 
jetzt  übrigens  aus  technischen  und  politischen  Gründen  noch  nicht 
immer  vollständig,  durchgerungen  haben.  Im  Staate  war  es  das 
Zeitalter  der  absoluten  Monarchien,  welches  den  Uebergang  vom 
mittelalterlichen  feudalen  und  patrimonialen  zum  modernen  Staate 
bildet,  in  dem  sich  dies  Streben  nach  fiscalischer  Kassen-  und 
Etatseinheit  deutlicher  zeigt.  Erst  in  der  Periode  der  verfassungs- 
mässigen Finanzverwaltung  nach  der  Epoche  der  französischen 
Revolution  ist  jedoch  diese  Einheit  im  Princip  völlig  zur  Geltung 
gelangt,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Gründen  Nebenetats  (§.  113) 
mitunter,  dann  aber  ausdrücklich  als  Ausnahme  geblieben  sind. 
Aus  finanztechnischen  Gründen  und  unter  dem  befördernden  Eiu- 
fluss  des  neueren  Verfassnngs-  und  Verwaltungsrechts  der  Selbst- 
verwaltungskörper hat  jene  Einheit  sich  dann  auch  in  den  Haus- 
halten dieser  Körper  eingebürgert. 

S.  oben  Abschn.  1  dieses  Kapitels  S.  lss  II'.  Wagner,  in  Schön bergs 
Handb.  II.  4 Hi  ii'.  Aeltero  Abweichungen  von  der  Kassen-  und  Etatseinheit  habe 
ich  bereits  in  dem  eben  gen.  Aufsatz,  dem  ich  hier  folge,  auf  drei  typische  Ver- 
schiedenheiten des  früheren  Finanzwesens  zurückgeführt.  Kestc  dieser 
älteren  Einrichtungen  ragen  mehrfach  noch  in  die  Gegenwart  herein,  so  im  deutschen 
kleinstaatlichcn  Finanzwesen.  Aber  auch  aus  pnu  tischen  Zweckmässigkeits-  und  aus 
orTenÜich-rechtlichen  Gründen  hat  man  mitunter  noch  jetzt  den  alteren  ähnliche  Ein- 
richtungen in  einzelnen  Fällen  befürwortet  und  beibehalten  oder  neu  geschaffen  (§.  11 .1). 
Insofern  haben  diese  Dinge  nicht  nur  historisches,  sondern  auch  actuelles  Interesse. 

Einmal  bildet  die  früher  besprochene  K  a  s  s  e  n  t  r  e  n  n  u  n  g  in  Ländern  mit 
älterer  landständischer  Verfassung,  wie  in  den  deutschen  Territorien  ^j.  HO) 
eine  characteristische  Abweichung  vom  Princip  der  Kassen-  und  Etatseiuheit.  Reste 
davon  haben  sich,  wie  oben  gezeigt,  mehrfach  noch  in  deutschen  Staaten  erhalten. 

Sodann  bestanden  früher  auch  für  die  einzelnen,  ehemals  selbständigen 
Landcsthcile  eines  grosseren  Staatsgebiets  längere  Zeit  noch  getrennte  Kassen  und 
Etats,  auch  nachdem  diese  Länder  unter  Einer  Hoheit  (Fürst)  vereinigt  waren.  Ein 
solcher  Zustand  des  Finanzwesens  entsprach  den  übrigen  staatsrechtlichen  und  Ver- 
waltungsverhältnissen. Die  Einheit  des  Staats  (Territoriums)  war  überhaupt  zunächst 
mehr  erst  nur  in  der  Dynastie  gegeben.  Auch  im  Zeitalter  der  über  die  alten  Stände 
obsiegenden  Monarchie  hat  man  in  Verwaltung  und  Finanzen  erst  nach  und  nach 
mehr  ecntralisirt.  Kcal-  neben  und  statt  Provincialdcpartemcnts  gebildet,  für  „gemeinsame 
Ausgaben"  „gemeinsame  Einkünfte"  geschaffen  oder  beide  aus  den  Provincialßnanzen 
ausgeschieden.  So  wurde  in  den  Ländern  des  ancien  regime  das  Princip  der  Kassen- 
und  Etatseinheit  vorbereitet .  aber  noch  nicht  erreicht.  Die  Staatshaushaltetats  waren 
doch  mehr  nur  eine  Verbindung  vou  Provincialetats.  (Vgl.  §  91,  bes.  Riedel  über 
Preussem.  Wo  gegenwärtig  ein  „Land"  nur  durch  Personalunion  mit  einem  Staate 
verbunden  oder  sonst  politisch  selbständiger  geblieben  ist,  findet  sich  wohl  noch  etwas 
den  früheren  Provincialetats  Analoges.    (Finnland,   früher  auch  Königr.  Polen 
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gegenüber  Kussland).  In  Bundesstaaten  sind  die  Ei nzcl Staats -Haushalte  und  Etats 
auch  den  alteren  Verhältnissen  vergleichbar. 

Endlich  bildet  das  ältere  System  von  Specialkassen  und  Etats  für  Spe  cial- 
/.wecke.  für  bestimmte  einzelne  Verwaltungszwecke  und  für  bestimmte  zur 
Dockung  dieser  Ausgaben  dienende  Einnahmen  noch  eine  besonders  cbaracteristischc 
Abweichung  von  der  modernen  fiscalischen  und  Etatseinheit.  Das  Speeialkasscn- 
System  war  das  natürliche  geschichtliche  Product  der  all  mal  igen  Entwicklung 
»euer  und  vermehrter  Thätigkeiten  eines  öffentlichen  Körpers,  der  dafür  hervortretenden 
linanzbedürfnissc  und  der  speciellen  Massregelu  zur  Beschaffung  der  dafür  erforder- 
lichen Deckungsmittel.  Wo  es  sich  für  letzteren  Zweck  um  ständische,  wie  in  deutschen 
Territorien,  oder  um  parlamentarische  Steuerbewilligungen  wie;  in  England,  handelte, 
oder  wo  die  absolute  Monarchie,  wie  im  vorigen  Jahrhundert,  doch  auch  nur  mit 
Mühe  und  Vorsicht  neue  Finanziellen  sich  eröllncn  konnte,  da  hat  sich  wohl  eine 
sranzc  Reihe  von  solchen  „Zweckkassen14  gebildet.  Daraus  ging  neben  dem  Mangel 
:in  Uebersichflvchkeit  des  Finanzwesens  auch  eine  grössere  und  kostspieligere  Ver- 
waltungsarbeit hervor,  bis  dann  „Consolidationen",  wie  in  England,  und  Centralisationen, 
wie  auf  dem  Continente  stattfanden.  (S.  bes.  über  die  Entstehung  des  „consolid. 
Touds"  in  England,  17S7,  und  über  die  ihm  vorausgehenden  Gestaltungen  (in eist, 
engl.  Verwalt.recht.  2.  A.  II,  S33,  S40).  Erst  die  moderne  Auffassung  von  der  Ein- 
heit der  Staatszwecke,  von  der  principiellen  Notwendigkeit  der  Uobcrnahine  der 
verschiedenartigsten  öffentlichen  Thätigkeiten  auf  den  Staat  und  von  der  Einheit  der 
Finanzmittel  und  der  Finanzverwendungen  für  solche  Thätigkeiten  hat  hier  aber  an 
Stelle  der  Zersplitterung  des  Zweckkassen -Systems  zur  fiscalischen  Kasseneinheit  ge- 
führt. Auch  hier  ist  die  finanzielle  Entwicklung  ein  Product  und  ein  Spiegelbild  der 
Entwicklung  der  politischen  Idee  und  öffentlich-rechtlicher  Verhältnisse.  —  Im 
(  ommunalfinanzwesen  ging  etwas  Aehnliches  vor  sich.  Doch  ist  die  Einheit  hier  ge- 
wöhnlich nicht  soweit  als  im  Staatshaushalte  durchgeführt,  was  sich  mit  aus  der 
eigentümlichen  Art  mancher  Communaltbätigkeiten ,  besonders  solcher,  welche  der 
inateriell-wirthschaftlichen  Sphäre  angehören,  erklärt.  Hier  kommen  dann  aber  öfters 
auch  die  gleich  noch  zu  erwähnenden  Gründe  für  teilweise  Abweichungen  vom  Princip 
der  Kasseneinheit  in  Betracht. 

§.  113.  Nebenetats.  Absolut  vollständig  ist  die  Kassen- 
«nd  Etatseinheit  auch  gegenwärtig  wob!  noch  nirgends  erreicht, 
wenn  man  ihr  auch,  besonders  unter  dem  Einfluss  der  neueren 
Verfassungsverhältnisse,  in  den  Staatshaushalten  immer  näher  ge- 
kommen ist. 

Noch  immer  giebt  es  auch  einzelne  Eiunahmen  und  Ausgaben,  die  kategorien- 
weise oder  doch  in  Betreff  einzelner  Posten  überhaupt  nicht  im  Etat  erscheinen,  weil 
das  für  unnöthig  und  zwecklos  Mühe  machend  gilt  oder  die  Verrechnung  zu  um- 
ständlich ist  (z.  B.  Werth  der  Dienstwohnungen,  der  eigentlich  in  Geld  veranschlagt 
zur  Einnahme  und  Ausgabe  gehört)  oder  weil  gewisse  Vergütungen  für  amtliche 
Thätigkeiten  von  Beamten  gleichwohl  —  kaum  mit  Recht  —  als  deren  Privat  bezüg* 
gelten  (Gebühren.  Vorlcsungshonorarc). 

Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  auch  gegenwärtig  noch  für 
einzelne,  etwas  apart  stehende  öffentliche  Einrichtungen 
und  Anstalten  Specialetats  als  selbständige  „Nebenetats" 
neben  dem  Hauptetat  geführt  werden.  In  den  letzteren  werden 
dann  nur  etwa  die  Ueberschüsse  jener  Specialetats  als  Ein- 
nahmen oder  die  Zuschüsse,  welche  aus  dem  allgemeinen  Haus 
halt  zur  Deckung  der  Deficite  erforderlich  sind,  als  Ausgaben  ein 
gestellt.    Hierin  liegt  eine  bleibende  Abweichung  vom  Princip 
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der  Kassen-  uud  EtaUeiuheit,  die  zwar  mit  Recht  eine  Ausnahme, 
aber  unter  Umständen  doch  eine  berechtigte  Ausnahme  bildet. 

S.  o.  §.  103,  sub.  c.  So  kann  sich  die  Sache  verhalten  bei  gewissen  Betriebs- 
verwaltungen (Eisenbahnen.  Staatsfabriken,  Banken,  städtischen  gewerblichen  und 
gebührenpflichtigen  Anstalten,  wie  Gasanstalten,  Wasserleitungen,  Viehhöfen,  Kanalisirang 
u.  dgl.  m.),  ferner  bei  der  Abwicklung  grosser  Extraausgaben,  z.  B.  von  Kriegs- 
kosten, bei  der  Durchführung  besonderer  Keforme  n  auf  einem  Verwaltungsgebiete, 
auch  heute  endlich  noch  bei  Anstalten  mit  Stiftungscharacter  für  Kirchen-,  Schul- 
Wohlthätigkcit  und  mit  Zuschusspflicht  des  Staats  oder  d^r  Gemeinden.  Im  Schön - 
berg'schen  Handb.  II,  41b  habe  ich  die  ausnah msweise  Berechtigung  von  solchen 
Neben-Specialctats  neben  dem  Hauptetat  noch  etwas  bedingter,  als  im  Vorausgehenden, 
zugegeben.  Aber  grade  die  Aufnahme  der  grossen  Betriebsverwaltungen,  bes.  der 
Staatseisenbahnen,  in  den  Hauptetat  hat  doch  in  der  That  auch  für  letzteren  ihre 
bedenklichen  Seiten.  In  Prcussen  kommt  jetzt  nach  den  neuesten  Eisen  bahn- Ver- 
staatlichungen fast  die  Hälfte  der  Bruttoeinnahmen  auf  die  Eisenbahnen  (Rcg.entw. 
16S3M  514.7  M.  31.  von  109<».6  M.  M.:  dazu  U6.5  M  M.  des  Etats  der  Berg-, 
Hütten-  u.  Salinenverwaltung >.  Das  hat  sein  Missliches.  Es  wurde  die  Aufstellung 
Kauz  selbständiger  Nebenetats  fiir  solche  Verwaltungen,  mit  blosser  Ucbertragung  der 
lebcrschüsse  oder  erfordorlichen  Zuschüsse  in  den  Hauptetat,  wohl  die  „Ucbersicht- 
lichkeit  und  Klarheit  der  Finanzverhältnisse **  hier  erhöhen,  nicht,  wie  ich  a.  a.  O. 
zu  allgemein  annahm,  verringern. 

Nebenetats  der  geschilderten  Art  finden  sich  aus  principiellen  und  practischen 
Gründen  noch  öfters  in  modernen  Staatshaushalten,  mehr  noch  für  die  mancherlei 
grösseren  städtischen,  halb  gemeinnutzigen,  halb  gewerblichen  Anstalten,  in  CominunaJ- 
haushalten.  So  hat  bisweilen  die  Staatsschulden  Verwaltung,  namentlich  der 
aparte  Schuldentilgungsfond  einen  solchen  Nebenetat.  Im  Deutschen  Reich 
wie  in  Frankreich  sind  die  jüngsten  Kriegskosten  in  besonderen  Etats  liquidirt.  In 
Prcussen  hat  die  Seehandlung  ihren  Specialetat,  nur  der  Ucberschuss  steht  als 
Nettoeinnahme  im  Hauptetat.  Mitunter  ist  es  so  bei  der  Münze,  bei  der  auch  sonst 
die  Ein-  und  Ausgänge  von  MUnzmatcrial  nicht  im  Staatshaushaltsetat  zu  erscheinen 
pflegen  ^insofern  eine  Abweichung  von  der  Bruttoetatisirung).  In  Baden  sind  jetzt 
einige  Betriebsverwaltungen  aus  dem  allgemeinen  Etat  ausgeschieden  und  werden  in 
speciellen  Nebenetats  geführt  (Eisenbahn-  Betriebs-,  Eisen  b.-  Bau-,  Eisenb.-S  c  h  u  1  d  e  n  - 
tilgungs- Verwaltung,  Bodensec- Daiupfschilff.).  —  In  Frankreich  (Leroy- 
Bcaulicu  II,  10  fl'.,  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  S.  71*7  ff.)  besteht,  nach  manchem 
Wechsel  der  Verhältnisse,  gegenwärtig  eine  ganze  Reibe  solcher  Ncbeuetats  neben 
dem  „allgemeinen  Budget-'  3044.2  M.  Fr.),  so  ein  ..Budget  der  auf  ausser- 

ordentl.  Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben-  (weist  f.  grosse  öHcntl.  Arbeiten  des 
Verkehrswesens),  im  Et.  f.  1SS3  Ö201  M.  Fr.,  dann  das  ..Budget  der  auf  specielle 
Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben**  (die  Zuschläge  zu  den  dir.  Staatssteuern  f.  Depart.- 
und  Comniun.- Ausgaben ,  1SS3  417*1  M.  Fr.),  ferner  die  6  ordnungsmäßig  zum 
allg.  Budget  gefugten"  Specialbudgcts  f.  die  Nationaldruckerei,  Ehrenlegion,  Marine 
Invalidencasse ,  Staatseisenbahnen,  Münzen  uud  Medaillen,  die  Central- Kunst-  und 
Gewerbeschule  (zus.  1SS3  S4B  M.  Fr.>. 


Einiges  ist  des  Zusammenhanges  wegen  schon  im  Vorausgehenden  bei  den 
technischen  Seiten  mit  erörtert  worden.  Einiges  Andere  muss  hier  noch  berührt 
werden.  Es  handelt  sich  dabei  aber  in  diesem  finanzwisscuschaft  liehen  Werke 
nicht  um  ein  näheres  Eingehen  in  das  ganze,  manche  schwierige  Controversen  auf- 
weisende staatsrechtliche  Gebiet  des  Budgetrechts,  z.  B.  bezuglich  der 
Ministerverantwortlichkeit,  des  „Ausgabebewilligungsrechts",  des  Rechts  der  „Budget- 
verweigerung*-, der  Forterhebung  bestehender  Steuern  und  Abgaben  (Art.  109  d. 
preuss.  Verfass.)  oder  der  allgemeinen  Bewilligung  der  Steuererhebung  durch  das 
Etatsgesetz  u.  dgl.  m.,  wobei  auch  unvermeidlich  die  Rechtsgeschichte  und  das  posi- 
tive Recht  jedes  einzelnen  Staats  mehr  zum  unmittelbaren  Ausgangspunct  genommen 


II.  Die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens 
(sogen.  „Budgetrecht"). 
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werden  inüsste.  Für  uns  kommt. es  vielmehr  nur  darauf  an,  einige  der  budgetrecht- 
licbcn  Fragen  vom  (iesichtspunet  finanzwirthschaftlicher  Zweckmässig- 
keit aus  für  unsere  Zeit  in  unseren  Staaten  in  einer  dementsprechenden  Behandlung 
de  lege  ferenda  hier  in  die  Finanzwissenschaft  hinein  zu  ziehen.  Dies  geschieht  in 
rorzQglichcr  Weise  in  gleicher  Tendenz  von  Leroy- Beau lieu  II.  1.  I,  ch.  1  u.  2. 
Her  Standpunct  finanzwirthschaftlicher  Zweckmässigkeit  kommt  in  der  Praxis  in  diesen 
Dingen  jedoch  selten  rein  znin  Ausdruck.  Politische  Tendenzen ,  —  unabhängigere 
Stellung  der  Regierung,  grosserer  Einfluss  der  Parlamente,  —  sind  öfters  entscheiden- 
dere Factoren  für  die  Gestaltung  des  Budgetrechts  im  Ganzen  und  in  den  massgeben- 
den Einzelheiten.  Die  parlam.  Kämpfe  drehen  sich  gern  um  dieso  Puncto.  Alle 
mögliche  Veränderungen  mit  den  Verfassungsänderungen  bes.  in  Frankreich.  S. 
Leroy -Beau  Ii  eu  a.  a.  0.  —  Vgl.  sonst  passim  Stein,  Fin.  I,  72  (f.  und  für  das 
budgetrcchtlichc  Material  die  Werke  Uber  positives  Staatsrecht  einzelner  Staaten, 
far  vergleichende  Behandlung  bes.  Gneist,  „Gesetz  und  Budget"  (1S"9), 
uam.  Kap.  IV  (Uber  das  englische,  französ.  belgische  und  deutsche  Budgetrecht ) : 
höchst  lebreich  u.  m.  E.  durchweg  zutreffend  in  der  staatsrechtlichen  Construction  des 
deutschen  Budgetrechts  und  in  den  eingestreuten  politischen  und  finanzpolit.  Er- 
örterungen, so  u.  A.  in  dem  Urtheil  über  die  „sachwidrige  Spccialisirung" 
des  Budgets  in  Preussen  und  über  die  bedenklichen  Folgen  davon  (S.  174  ff.,  s.  u. 
§.  117,  US).  Ausserdem:  Frickcr,  d.  Natur  der  Steuervcrwilligung  und  des 
Finanzgesetzes.    Tüb.  Ztschr. ,  B.  17,  1961,  S.  t>36. 

• 

§.  114.  —  A.  Allgemeine  Bedeutung  des  Budgetrecbts. 
In  finanzwirth8cbat'tlicher  Beziehung  ist  zunächst  zu  betonen,  dass 
eine  staatsrechtlich  und  politisch  gut  geordnete  Gestaltung  des 
„ Bndgetrechts"  ihren  allgemeinen  Werth  Air  das  Finanzwesen  hat. 
Sie  bietet  vermehrte  Bürgschaften  für  ordentliche  Prüfung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben,  für  ökonomisch  und  technisch 
zweckmässige  und  sparsame  Finanzverwaltung,  sie  wirkt  dadurch 
günstig  auf  den  öffentlichen  Credit  ein,  was  sich  u.  A.  in  Er- 
mässigung des  Zinsfusses  der  Anleihen  und  geringerem  Schwanken 
der  Curse  der  Schuldverschreibungen  zeigen  wird.  Es  muss  dabei 
aber  auch  im  finanzwirthschaftlichen  Interesse  vor  jenem  Extrem 
der  links  stehenden  Parlamentsparteien  gewarnt  werden,  welche 
in  einer  Ausbildung  des  Budgetrechts  zu  dem  (formellen  und 
materiellen)  Rechte  einer  absoluten  Ausgabe-  und  Einnahme-,  ins- 
besondere Steuerbewilligung  und  demgemäss  in  dem  Rechte  der 
völligen  „  Budgetverweigerung "  und  „  Steuerverweigerung "  ihr 
Ideal  sehen.  Ein  solches  Recht  würde  darauf  hinlaufen,  Alles 
,,in  Frage  stellen"  und  die  ganze  Staatsmaschinerie,  Verwaltung 
ii  s.  w.  eventuell  auch  „zum  Stillstand  bringen"  zu  können. 
Selbst  wenn  ein  derartig  extremes  Recht  der  Volksvertretung  mnass- 
baltend  mit  politischen»  Tactc  ausgeübt  wird,  möchte  die  Anerkennung 
desselben  als  eines  Theils  des  geltenden  öffentlichen  Rechts  tinanz- 
wirthschaftlich  nachtheilige,  den  öffentlichen  Credit  schädigende 
Wirkungen  mit  sich  führen.  Das  verfassungsmässige  Budgetrecht 
hat  aber  doch  überhaupt  in  erster  Linie  finanzwirthschaftliche 
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Zwecke,  die  politischen  in  Betreff  des  Einflusses  der  Volke 
Vertretungen  der  Regierung  gegenüber  stehen  erst  in  zweiter  Linie. 
Hiernach  müssen  bezügliche  Bestrebungen,  welche  auf  eine  solche 
Missbildung  des  Budgetrechts  abzielen,  gerade  im  finauzwirth 
schaftlichen  Interesse  abgewiesen  werden.  In  letzterem  liegt 
durchaus  eine  Sicherung  der  Grundlagen  uud  der  Stabilität 
des  Finanzwesens,  welche  bei  einem  solchen  Budgetrecht  verloren 
zu  gehen  droht. 

Es  spukt  hier  immer  noch  die  extrem  individualistisch -liberale  Anschauung, 
welche  den  Staat  als  etwas  mehr  oder  weniger  Entbehrliches  ansieht  und  einen 
unhaltbaren  Gegensatz  von  Staat  und  Volk  und  von  Kcgierung  uud  Volksvertretung 
festhält;  als  ob  etwa  die  gesicherte  Fortdauer  der  Staatsverwaltung  mehr  oder  über- 
haupt nur  ein  Kegierungsintercssc,  nicht  vielmehr  das  erste  uud  höchste  Volks- 
interesse wäre,  dessen  Befriedigung  gar  nicht  in  Frage  gestellt  werden  darf.  Meint 
Grundlegung  §.  154  H'.,  HU  II".  Gu  ei  st 's  grosses  Verdienst  ist  es,  in  seinen  Werken 
Uber  englisches  Kocht  irrige  Ansichten  über  das  donige  Budgetrecht  berichtigt  und 
auch  für  Deutschland  nachgewiesen  zu  haben,  dass  ein  solches  extremes  Budgetreclit 
hier  nirgeuds  verfassungsmässig  ist;  s.  bes.  sein  „Ges.  u.  Budg."  a.  a.  0.  Ucber  uV 
politische  uud  finanzpolitische  Bedenklichkeit  solchen  Kechts  ist  kein  Zweifel  liiöglnli. 

§.  115.  —  B.  Einzelne  finauzwirthschaftlich  besonders 
wichtige  Fragen  des  Budgetrechts.  Als  solche  sind  wohl 
zu  nennen:  1)  die  Form  der  parlamentarischen  Berathung 
und  Beschliessung  oder  sogen.  Votirung  des  Budgets;  2)  die 
Specialisirung,  in  welcher  das  Budget  der  Volksvertretung 
vorgelegt  und  namentlich  in  welcher  es  mit  rechtsverbind 
lieber  Kraft  für  die  Verwaltung  votirt  wird,  woraus  sieb 
dann  das  Maass  der  Befugniss  der  Verwaltung,  von  sich  aus 
U  e  b  e  r  t  r  a  g  u  n  g  e  n  ( Transferirnugen ,  virements)  zwischen  ver- 
schiedenen Etatspositiouen  vorzunehmen  und  anderseits  auch  er 
giebt,  ob  uud  in  welchen  Fällen  Naehtragscreditc  erbeten 
oder  nachträgliche  parlamentarische  Genehmigung  von  der  be 
sondereu  Erlaubniss  bedürftigen,  eigenmächtig  erfolgten  Ueber 
tragungen  (ähnlich  auch:  der  Vornahme  unbewilligter  Ausgaben) 
eingeholt  werden  muss:  3)  die  Hinrichtung  dcrControle  in  Bezug 
auf  die  Innehaltung  des  Etats  bei  der  Ausführung  und  4)  die  Ab- 
legung der  Schlussrechnuug. 

Die  beiden  letzten  Puucte  werden  unten  in  Abacbn.  4  und  5  dieses  Kapitel? 
mit  behandelt,  die  beiden  ersten  sind  hier  /.u  erledigen. 

1.  Die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und 
Votirung  des  Budgets  zeigt  in  den  einzelnen  modernen  Staaten, 
im  engen  Anschluss  an  andere  Verhältnisse  des  Parlamentarismus, 
manche  Verschiedenheiten,  welche  in  Europa  wieder  auf  den 
britischen  und  c  o n t i n e n t a  1  e n  Typus  zurückgeführt  werden 
kftnnen,  wnneben  No rdanicrica  einen  dritten  Typus  darstellt. 


Digitized  by  Google 


Parlamentarisch«*  Bildet  -  B<*rathunir. 


24a 


a)  In  Grossbritannien  wird  in  Folge  der  Scheidung  des 
stabilen  und  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  überhaupt  nur  ein 
Thcil  der  Ausgaben  und  ein  noch  kleinerer  Theil  der  Ein- 
nahmen eigentlich  jährlich  vom  Parlament  „bewilligt",  die  Übrigen 
Ausgaben  und  Einnahmen  beruhen  auf  festem  Gesetz  und  erscheinen 
nnr  rechnungsmassig  der  Vollständigkeit  wegen  im  Etat.  Dadurch 
wird  von  vorneherein  die  „In -Frage -Stellung"  des  ganzen  Haus- 
halts vermieden  und  die  vorteilhafte  ^Möglichkeit  gegeben,  die 
Mitwirkung  des  Parlaments  bei  der  Feststellung  des  Etats  grade 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  etwas  wirklich  „fraglich"  ist. 

Die  Berathung  des  vom  Schatzkanzler  vorgelegten  Budgets 
erfolgt  in  allen  ihren  Stadien  nicht  in  besonderen,  zu  diesem 
Zweck  ans  dem  Parlament  gewählten  Commissionen,  wie  auf 
<lem  Continent  (den  sogeu.  „Budgetcommissionen"),  sondern 
in  formloserer  Weise  im  ganzen  Hause  (Unterhause),  das  sich 
hierzu  zunächst  als  „Comite"  constituirt,  und  zwar  als  „Comite 
der  Bedürfnisse"  (comitec  of  supply)  fllr  die  Bedarfsfrage  und 
danach  als  „Comite*  der  Mittel  und  Wege"  (eomitee  of  ways  and 
means)  für  die  Bedcckungsfragc. 

Jedes  Mitglied  des  Hauses  kann  sich  an  »Hosen,  nicht  ßflcntlichen  Comite- 
sitzungen  und  Bcrnthnngcn  betheiligen,  thatsächlich  aber  bethoiligen  sich  meist  nur 
■lic  fachmännisch  oder  sonst  am  Gegenstand  interessirten  Mitglieder.  „Die  Resultate 
dieser  Verhandlung  werden  dann  gewöhnlich  gegen  Schluss  der  Session  in  einer 
ficsamintubcrsicht  zusammengefaßt,  die  in  Form  eines  Gesetzes  als  consolidated  fund 
aetpublicirt  wird'4  ((in eist,  Oos.  n.  Bndg.  S.  Mit  Recht  rühmt  Leroy- Heaulicu 
II,  20  diese  Organisation  als  besonders  ingeniös  und  practisch.  Sie  habe  alle  Vor- 
theile ohnn  dio  NachtheiJe  der  contincntalcn  geschlossenen  Commissionen,  schliesse 
kein  Mitglied  von  der  Berathung  aus,  vcikiluc  die  öffentlichen  Parlamentssiizutigen 
u.  beschleunige  die  Durclibcrathung  des  Budgets  erwünscht.  —  Ob  ohne  Scheidung 
eines  stabilen  und  wandelbaren  Budgets  die  Erfolge  dieselben  wären,  steht  vielleicht 
dahin,  aber  anderseits  weisen  auch  die  Erfolge  einer  solchen  Bcrathungsmethode 
wieder  auf  dio  Zweckmässigkeit  dieser  Scheidung  hin.  Abstriche  an  Forderungen 
der  Regierung  sind  im  englischen  Parlament  selten  und  spärlich  (Beispiele  bei  (in eist 

a.  a  o.  s.  im 

Im  Unterschied  zu  Frankreich  und  zu  anderen  Continental- 
staaten  schlägt  das  englische  Parlament  oder  einzelne  Mitglieder 
desselben  nicht  selbst  Ausgaben  vor,  was  ein  Vorrecht  der  Krone 
ist.  Das  möchte  zwar  als  allgemeines  Budgetrechts -Princip  zu 
weit  gehen,  aber  hat  immerhin  den  Vortheil,  wie  sich  am  Gegen- 
satz Frankreichs  zeigt,  grössere  Regclmilssigkeit  im  Etat  und 
Vermeidung  von  Supplementcrcditen  zu  bewirken. 

Vgl.  Leroy  II,  52  IV. 

§.  116.  —  b)  In  den  constitutionellen  Staaten  des  Continents 
besteht  meistens  keiue  Ausscheidung  bestimmter  Ausgaben  aus  dem 
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Etat  der  Finanzperiode  (Jahr)  wie  in  England ,  sondern  der  oder 
die  Etats  der  Ausgaben  und  Einnahmen  werden  vollständig  von 
der  Volksvertretung  durchberatben  und  votirt.  Diese,  wenn  sie 
ernstlich  genommen  würde  oder  wird,  sehr  umfassende  Arbeit  pflegt 
durch  Berathungen  und  Beschlüsse  besonderer  Commissionen, 
insbesondere  der  sogen.  „Budgetcommissionen"  („Commission 
zur  Prüfung  des  Staatshausbaltsetats"  nach  der  amtlichen  preussischen 
Benennung)  für  die  endgiltige  Beschlussfassung  in  der  „Plenar- 
versammlung"  vorbereitet  zu  werden. 

Diesen  Commissionen  werden  von  vornherein  entweder  der  ganze  Etat  oder 
bestimmte  wichtigere  und  streitigere  Theilc  desselben  und  eventuell  später  auf  be- 
sonderen Antrag  einzelne  Specialitäten ,  worüber  sich  die  Plenarvcrsammlung  erst  im 
Wege  der  vorbereitenden  G'oinmissionsbcrathung  zum  Zwecke  ihrer  Entscheidung  unter- 
richten will,  Uberwiesen.  Die  Commission.  aus  einer  angemessenen  Anzahl  — 
nominell  durch  Wahl,  factisch,  wie  z.  B.  in  Preussen  hier  und  bei  anderen  Coin- 
missionen  durch  massgebende  Bestimmung  der  ..Fractionen"  (politischen  Parteigruppen) 
ernannter  —  Mitglieder  bestehend,  bestellt  Heferenten  für  die  einzelnen  Theile  de> 
Etats,  die  dann  zuerst  in  der  Commission,  hinterher  im  Plenum  Bericht  erstatten, 
mündlich,  in  wichtigeren  Fällen  schriftlich.  Auch  andere  verwandte  Finanzsachen, 
z.  B.  Steuergesetzentwürfe,  werden  wohl  der  Budgeteommission ,  der  „einfachen" 
oder  „ad  hoc  verstärkten"  überwiesen.  Manches  Einzelne  ist  natürlich  in  verschiedenen 
Staaten  verschieden,  im  Wesentlichen  besteht  Uebcreinstimmung  der  Einrichtungen, 
wie  dies  bei  Annahme  des  Princips  der  Commissionsbchandlung  begreiflich  ist.  Wir 
haben  hier  im  Vorausgehenden  und  Folgenden  die  preussischen  und  die  analogen 
Einrichtungen  des  Deutschen  Reichs  vor  Augen.  Die  französischen  sind  nicht  *o 
sehr  verschieden  davon. 

Diese  Einrichtungen  beruhen  sicher  auf  einem  richtigen  Grund- 
gedanken und  haben  auch  in  der  Praxis  einige  Vorzüge,  denen 
aber  erhebliche  Nachtheile  gegenüberstehen.  Die  Vorberathung  in 
kleineren,  z.  Th.  mehr  aus  Facbkennern  und  Liebhabern  des 
Gegenstands  bestehenden  Commissionen  kann  einfacher  und  doch 
zugleich  gründlicher  als  in  grossen  Versammlungen  sein  —  wenn 
die  Zusammensetzung  der  Commission  die  richtige  ist.  In  dieser 
Hinsicht  bietet  aber  das  Mitspielen  des  politischen  Parteimoments 
und  die  unvermeidliche  Beschränkung  der  Zahl  der  Mitglieder 
zwei  Gefahren:  dass  nicht  immer  grade  die  sachlich  geeigneten 
Mitglieder  in  die  Commission  kommen  und  dass  qualifleirte  Personen 
ausgeschlossen  bleiben.  Die  britische  Einrichtung  vermeidet  beide 
Gefabren.  Die  ganze  Berathung  wird  ferner  öfters  zeitraubender, 
weil  sie  eine  doppelte,  in  Commission  und  Plenum  wird.  Die 
Minorität  der  Commission  wird  sich  selten  zufrieden  geben  und 
im  Plenum  ihren  Standpunct  von  Neuem  vertreten.  Die  Commissions- 
berathung  giebt  reiche  und  oft  gern  benutzte  Gelegenheit  zu  end- 
losen Verhandlungen  Uber  Kleinigkeiten,  zumal  bei  so  weitgehender 
.Specialisirung  des  Etats  wie  bei  uns,  worüber  die  grossen  Fragen 
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leicht  zu  kurz  kommen.  Die  Prüfung  des  Etats  erseheint  dann 
wohl  gründlicher,  ist  es  aber  in  Wirklichkeit  nicht.  Die  Autorität 
eines  Commissionsvotums  kann  im  Plenum  wohl  den  richtigen 
Weg  zeigen,  aber  ebensogut  auf  den  Abweg  filbren,  weil  mit 
Rücksicht  auf  das  Votum  die  Berathnng  im  Plenum  ungrlindlich  wird. 

Es  liegt  daher  wohl  immerhin  eine  Verbesserung  vor,  wenn 
nur  gewisse  wichtigere  Theile  des  Etats  zuerst  in  der  Budget- 
conimission,  andere  sofort  im  Plenum  verhandelt  werden,  wie  jetzt 
in  Preussen.  Dadurch  erfolgt  eine  Annäherung  an  das  britische 
System  (die  sich  bei  der  üblichen  „schwachen  Besetzung  des 
Hauses"  bei  unwichtigeren  Etatsverhandlungen  auch  äusserlich  noch 
mehr  herausstellt!) 

So  worden  z.B.  vom  preuss.  Etat  f.  1S>>»— S4  der  Budgctcoinuiission  sofort  nur 
überwiesen sämmtlichc  einmalige  n.  ausscrordcntl.  Ausgaben;  aus  der  Verwalt.  der 
directen  Steuern  2  Titel  eines  Kapitels  (classific.  Einkommensteuer  u.  Classensteucr) ; 
aus  derj.  der  iudir.  Steuern  2  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Stempelsteuer,  Gericht*- 
lostcn),  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  (Kosten  f.  d.  Verwalt.  d.  Zölle  u.  s.  w.  von 
Bremen);  von  der  Eisenbahnverwaltung  die  ganze  Einnahme  u.  die  dauernden  Aus- 
gaben;  von  d.  allgem.  Finanzverwaltung  1  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Ergänzung 
der  Einnahmen  f.  d.  Etat*  und  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  (Ruckzahlung  von 
hinterlegten  Geldern);  von  d.  Justizvcrwalt.  5  Titel  aus  2  Kapiteln  u.  3  Kapitel  der 
dauernden  Ausgaben;  aus  dem  Minist,  d.  geistl.  u.  s.  w.  Angelegenheiten  6  Titel  aus 
3  verschied.  Kapiteln;  endlich  die  beiden  Etatsgesetze.  Die  Auswahl  betrifft  auch 
hier  wichtigere,  streitigere  u.  neuere  Theile  des  Etats  (Eisenb. verwalt. !) ;  sie  ist  zu- 
gleich den  „Stichproben'*  zu  vergleichen.  Die  umfassende  Thätigkeit  der  Budget - 
com Missionen  ergiebt  sich  äussorlich  aus  der  grossen  Zahl  und  langen  Dauer  der 
Sitzungen.  In  Proussen  fanden  z.B.  in  d.  'S.  Session  d.  14.  Legislaturperiode  (Auf. 
1SS2)  2ü  Sitzungen  der  gewöhnlichen,  17  der  verstärkten  (f.  d.  Eisen bahnvorlagcu 
u.  s.  w.)  Budgetcommission  statt,  meist  3—4-  u.  mehrstündig,  leber  die  Resultate 
des  preuss.  Etat-Berathungssystems  passiin  sehr  richtige  kritische  Bemerkungen  von 
<incist,  Ges.  u.  Budg.  S.  134  —  lau. 

Je  mehr  nun  auf  diesem  Gebiete  der  Etatsberathung,  begünstigt 
durch  die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und  Votirung 
und  durch  das  Specialisirungsprincip,  die  Volksvertretung  sich 
thatsächlich  bei  der  Feststellung  des  Etats  in  die  Verwaltung  ein- 
mischt u.  „durch  das  Budget  hier  organisirt",  desto  leichter  werden 
sich  auch  Fehler  bei  den  ßeschlussfassungen  einschleichen,  welche 
fltr  die  Verwaltung  und  z.  Th.  auch  für  die  Finanzwirthschaft 
schädlich  sind. 

Die  Gefahr  solcher  Fehler  steigt  noch  bei  dem  französischen  System,  wo- 
nach die  Abgeordneten  berechtigt  sind,  Anträge  auf  Creditbewilligungen  zur  Abstim- 
mung zu  bringen  auch  in  Widerspruch  mit  oder  unter  Passivität  der  Regierung  (vgl. 
Lcroy-Beaulieu  II,  50  ff.).  In  Preussen  ist  dem  durch  die  oben  S.  226  schon 
erwähnte  Bestimmung  des  §.  27  der  Geschäftsordnung  des  Abgeordnetenhauses  wenig- 
stens theilweise  ein  Riegel  vorgeschoben,  indem  hier  Anträge  von  Mitgliedern,  welche 
eine  Geldbewilligung  in  sich  schliessen  oder  in  Zukunft  herbeizuführen  bestimmt  sind, 
aar  mich  Vorberathung  und  Berichterstattung  einer  Commission  zur  Abstimmung  ge- 
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langen  können.  Doch  liegt  bereits  der  Präcedenzfaü  vor;  das»  vuu  Ueberwcbung  au 
eine  Commission  abgesehen  werden  kann,  wenn  solche  Antrage  zum  Etat  gestellt 
werden  u.  die  Regierung  zastiinmt.    S.  Stenogr.  Ber.  1S7.V74  I,  7>3. 

« 

In  unseren  Staaten  mit  Zweikammersystem  ist  endlich  noch 
bemerkenswert!],  dass  wohl  das  Abgeordnetenhaus,  als  „Volks 
Vertretung"  im  engeren  Sinne,  etwas  weitergehende  Befugnisse 
als  die  erste  Kammer  bei  der  Votirung  des  Etats  und  etwa  auch 
bei  anderen  Finanzgesetzen  hat. 

So  müssen  z.  B.  diese  beiden  in  Preusscu  der  2.  Kammer  zuerst  vorgelegt  u. 
können  dio  Etats  von  der  1.  Kammer  nur  im  (tanzen  angenommen  oder  abgelehnt 
werden  (Art.  62  d.  Vcrfass). 

In  d.  nordamer.  Union  bestehen  beständige  Commissionen  aus  Mitglie- 
dern des  Repräsentantenhauses  u.  des  Senats.  Zwei  davon  beschäftigen  sich  mit  dem 
Etat  und  den  Finanzgesotzcn,  eine  für  die  öfl'entl.  Ausgaben,  eine  für  die  ..Mittel  u. 
Wege";  die  letztere  uiuss  binnen  30  Tagen  ihre  Vorschläge  machen.  Lcroy- 
Beaulieu  II,  21. 

§.  117.  —  2.  Die  Specialisiru ng  des  Budgets  und 
die  U ebertrag un gen.  In  dieser  budgetrechtlich  und  wegeu 
der  Tragweite  ttlr  die  Verwaltung  besonders  wichtigen  Frage  ist 
die  Vorlegung  und  die  Votirung  des  Etats  wohl  zu  unter- 
scheiden. 

a)  Jeder  finanztechnisch  richtige  Voranschlag  muss  sich  aus 
Specialitätcn  aller  Art  autbauen.  Für  die  Verwaltung  ist  bei  der 
Ausführung  des  Etats  die  weitestgehende  Specialisirung  Vorbedingung 
der  practischen  Brauchbarkeit  des  Etats.  Jetzt,  wo  es  sich  regel- 
mässig nicht  mehr  um  Geheimnisse  im  Finanzwesen  handelt, 
sondern  umfassende  Oeffcntlichkeit  in  letzterem  anerkannter  Grund- 
satz ist,  wird  daher  die  Vorlage  eines  sehr  specialisirteu 
Etats  mit  allen  Abtheilungen,  Sectioncu,  Kapiteln,  Titeln  und 
weiterem  Detail  in  den  Parlamenten  mit  Recht  zu  verlangen  sein. 
Ein  solcher  Etat  dient  am  Besten  zur  Information,  giebt 
wünschcn8werthe  Gelegenheit  zur  Kritik,  in  und  ausser  dem  Parla- 
ment, welche  auch  der  Regierung  nützlich  sein  kann,  ist  für 
mancherlei  tinanzstatistische  Zwecke  brauchbar,  mitunter  allein 
brauchbar.  U.  A.  ist  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  auch  die 
Einnahmen  ihrem  finanzwirthschaftlichen  Character  nach  möglichst 
genau  specialisirt  werden. 

Dio  meisten  Schwierigkeiten,  die  sich  allerdings  völlig  nicht  lösen  lassen,  bieten 
hier  die  in  Stempclform  u.  als  Kegisterabgabcn  erhobenen  Gebühren  u.  Vcrkchrsstcuern. 
s.  Fin.  II,  Kap.  1. 

b)  Eine  ganz  andere  Frage  aber  ist  es,  wie  der  Etat  vom 
Parlament  beschlossen  oder  votirt  werden  soll:  ob  im  Ganzen 
(en  Woc);  oh  in  grösseren  Abtheilungen,  z.  B.  bei  den  Aus- 
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gaben  nach  Ministerialdepartements,  oder  in  grösseren  Sectionen 
der  letzteren,  in  grosseren  Gruppen  von  verwandten  Ausgaben 
nnd  Einnahmen;  oder  ob  in  kleineren  Abschnitten,  Kapiteln. 
Titeln  u.  dgl.  m.,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Etat,  soweit 
das  von  der  Verwaltung  abhängt,  also  regelmässig  besonders  bei 
den  Ausgaben,  nach  diesen  einzelnen  Voten  von  Titeln, 
Kapiteln,  grösseren  Abtheilungen  u.  8.  w.  hei  der  Ausführung 
streng  inne  gehalten  werden  muss. 

Demnach  dürfen  insbesondere  die  betreifenden  einzelnen  Aus- 
gabepositionen nur  genau  für  den  bewilligten  Zweck  ver- 
wendet, nicht  überschritten  und  zwischen  ihnen  dürfen  keine 
L'ebertragungen  gemacht  werden,  wenn  z.  B.  bei  einer  votirten 
Position  Ersparungen  von  selbst  vorkommen  oder  zu  Gunsten 
anderer  Ausgaben  herbeigeführt  werden  könnten.  Vielmehr  müssen 
solche  Ersparungen  definitiv  von  der  Verwaltung  als  Erttbrignng 
behandelt  werden. 

Je  weiter  nun  bei  der  Votirung  des  Budgets  specialisirt  wird,  bis  in 
kleine  Kapitel  und  kleine  Titel  hinab,  desto  mehr  ist  die  Verwaltung  an  die  Vor- 
anschläge bis  ins  Einzelne  bei  der  Ausführung  des  Etats  gebunden. 
Je  woniger  specialisirt,  je  mehr  der  Etat  in  grossen  Kapiteln  oder  Abtheilungen 
vottrt  wird,  desto  freier  ist  s>ic  in  Betreff  der  wirklichen  Verwendung  der  Sum- 
men. Begreiflich,  dass  daher  die  Regierung  selbst  und  die  ihre  Auffassung  thcilcndcn 
politischen  Parteien  eine  geringere,  die  Parteien  des  Individualismus  und  extremen 
Liberalismus  eine  grössere  „Specialisirung"  des  Bndgots  in  diesem  Sinne  des 
Worts  erstreben. 

Bei  objectiver  Erwügnng  sowohl  des  Zwecks  der  parlamentari- 
schen Mitwirkuug  bei  der  Etatsfeststellung  als  der  Bedürfnisse  und 
Voraussetzungen  guter  Verwaltung  wird  man  in  der  Frage  der 
Specialisirung  einen  Mittelweg  für  den  richtigsten  erklären  müssen. 
Daher  zwar  keine  Votirung  nur  im  Ganzen  oder  bloss  in  ganz 
grossen  Abtheilungen,  Sectionen  u.  dgl.,  wie  zeitweilig  früher  in 
Frankreich,  aber  auch  keine  soweit  getriebene,  dadurch  sachwidrig 
werdende  Specialisirung  fast  bis  ins  kleinste  Detail  wie  in  der 
Kegel  in  Deutschland,  speciell  auch  in  Preussen.  Vielmehr  statt 
dessen  ein  richtiges  Maass  in  der  Specialisirung,  das  im 
preussisch- deutschen  Etatswesen  wohl  durch  die  Votirung  in 
MinUterialabtheilungen  (als  Regel)  und  dieser  in  Kapiteln, 
nicht  in  Titeln,  und  zwar  im  Allgemeinen  wohl  in  der  Form 
etwas  grösserer  Kapitel,  als  den  bei  uns  üblichen,  am  Besten 
gekennzeichnet  wird. 

Dio  richtige  Bildung  solcher  Kapitel  wäre  eine  vorausgo  h  ende  finanzstatistischc 
Arbeit,  deren  Ergobniss  dann  dem  Etat  als  Schema  zu  Grunde  zu  legen  wäre.  Nach 
ilon  natürlichen  Verschiedenheiten  der  Eingange  und  Ausgänge.  Einnahmen  u.  Au«- 
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gaben  ergoben  sicli  schon  verschiedene  Kapitel  auf  diesen  beiden  Hauptseiten  des 
Etats.  In  dem  besonders  wichtigen  Ausgabedienst  Hegen  ähnliche  natürliche  Ver- 
schiedenheiten ftkr  die  Bildung  von  Etatskapitcln  in  den  verschiedenen  Dienst- 
zweigen und  deren  grossen  Gruppen  —  Dotationen,  Schuld,  Kriegsdeparte- 
ment. Civilver waltn n g  —  vor,  wie  denn  z.  B.  im  Kriegsdepartement  eine  Voti- 
ning  in  ganz  grossen  Kapiteln  gewiss  dem  Verwaltungsbedürfniss  am  Meisten 
entspricht.  In  der  Civilverwaltung  kann  unbedenklich  etwas  mehr  specialisirt  werden. 
Cnter  Voraussetzung  eines  richtig  durchgeführten  Aemtcrorganismus  und  eines 
passenden  Systems  von  Normalgehalten  ist  aber  auch  hier  die  Specialisirung.  un- 
beschadet aller  sachlich  begründeten  Ansprüche  der  Volksvertretung  auf  Mitwiikung 
bei  der  Feststellung  des  Etats,  erheblich  mehr  zu  beschränken,  als  dies  iu  Deutsch- 
land üblich  ist. 

Innerhalb  der  nach  solchen  sachlichen  Gesichtspuncteo  ge- 
bildeten Kapitel  des  Etats  hat  das  der  Verwaltung  zustehende 
Recht  der  Uebcrtragung  dann  keine  Bedenken.  Allenfalls 
könnte  die  Verwaltung  angehalten  werden,  bei  der  Rechnungslegung 
dem  Parlament  motivirten  Bericht  Uber  die  l Übertragungen  zu 
erstatten,  welche  sie  bei  der  Ausführung  des  Etats  gegen  die 
Titel  u.  s.  w.  des  von  ihr  selbst  früher  vorgelegten  Etats  vorge- 
nommen hat.  Die  Forderung  einer  nachtraglichen  parla- 
mentarischen Genehmigung  von  Uebersebreitungen  der  etats- 
mässigen  Ausgaben  wäre  aber  auf  die  lieber  schreitung  der 
Kapitel  summen  zu  beschränken. 

§.  118.  Die  Begründung  für  diese  auf  richtiges  Maass- 
halten in  der  Specialisirung  und  in  der  Beschränkung  des 
administrativen  Uebertragungsrechts  abzielenden  Vorschläge  ergiebt 
sich  unschwer  aus  einer  Betrachtung  des  Zwecks  aller  parla- 
mentarischen Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Etats.  Dieser 
Zweck  ist  nicht  und  darf  vor  Allem  im  Interesse  von  Land 
und  Volk,  das  eben  hier  mit  dem  wahren  Interesse  der  Ver- 
waltung durchaus  zusammenfällt,  nicht  darin  gefunden  werden, 
dass  die  meist  in  Verwaltungssachen  durchaus  nicht  hinreichend 
competente  Volksvertretung  störend  in  die  Verwaltung  durch 
Specialisirung  des  Etats  bis  ins  Einzelne  eingreift  oder  „durch 
den  Etat  die  Verwaltung  mit  organisirt",  geschweige  —  worauf 
diese  extreme  Specialisirung  in  der  Praxis  nicht  selten  hinauszu- 
laufen droht  —  der  Verwaltung  nur  am  Zeuge  zu  flicken  sucht: 
eine  wahre,  auch  dem  Parlamentarismus  selbst  gefährliche  Aus- 
artung des  letzteren.  Jener  Zweck  ist  vielmehr:  eine  vermehrte 
Bürgschaft  zu  geben  für  sorgfältige  Erwägung  des  Bedürfnisses 
an  sich  und  seiner  Höhe,  für  ökonomisch  zweckmässige  und 
sparsame  Finanzwirthschaft  und  für  eine  mit  den  Bedürfnissen 
von  Volk,  Land  und  Staat  und  mit  den  Kräften  der  Volkswirtschaft 
harmonirende  Vertheilung  des  öffentlichen  Finanzaufwands  auf  die 
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grossen  Hauptgebiete  der  modernen  öffentlichen  Verwaltung.  Für 
diesen  Zweck  reicht  allerdings  die  Votirung  der  Ausgaben  im 
Ganzen  oder  in  wenigen  grossen  Abtbeilungen  nicht  aus,  jedoch 
ist  jene  weitgebende  Specialisirung  ebensowenig  nothwendig.  Die 
letztere  hemmt  aber  besten  Falles  die  Verwaltung  leicht  nachtheilig, 
und  schafft,  was  doch,  von  unberechtigten  politischen  Nebenabsichten 
abgesehen,  ihr  einziger  Zweck  sein  könnte,  durchaus  keine  ver- 
mehrte Garantie  für  sparsamere  Verwaltung,  —  eher  das  Gegen- 
thei).  Denn  bei  solcher  Specialisirung  hat  die  Verwaltung  gar 
kein  Interesse  an  möglichsten  Ersparungen,  streng  genommen, 
wenn  der  Etat  wirklich  wörtlich  ausgeführt  werden  soll,  gar  keine 
Möglichkeit  dazu.  So  wird  grade  die  Gesaramtausgabe  wachsen. 
Nur  das  ominöse  Mitspielen  politischer  Velleitäten  auf  Seiten 
parlamentarischer  Parteien  kann  zur  Verkennung  dieses  Zusammen- 
hangs der  Dinge  und  dieses  Sachverhalts  führen.  „Kammern  und 
Regierung  müssen  ein  wenig  gegenseitiges  Vertrauen  haben;  fehlt 
es  daran ,  so  ist  eine  intelligente ,  voraussichtige  und  sparsame 
Verwaltung  nicht  möglich"  (Leroy-Beaulien  II,  33). 

Ein  solches  Vertrauensvotum  liegt  ja  in  jeder  parlamentarischen  Budgetvotirung. 
Aber  nichts  ist  thörichter  und  dem  wahren  eigenen  Interesse  von  Volk.  Land  und 
Staat  schädlicher,  als  aus  Misstrauen  gegen  eine  bestimmte  Regierung,  concret  ge- 
sprochen gegen  das  Ministerium  X  V  Z,  wie  das  Budget  zu  verweigern,  so  auch  bis 
ins  Kleinste  zu  specialisiren  und  dadurch  die  Verwaltung  besonders  in  ihren  Reform- 
bestrebungen  lahm  zu  legen.  S.  aber  solche  Cousequenzen  des  preuss.  -  deutschen 
Systems  besonders  Gneist,  Ges.  u.  Budget,  a.  a.  0.,  mit  vortrefilichen,  durchaus  zutref- 
fenden Ausführungen  über  die  Nachtheile  der  deutschen  zu  weit  gehenden  Speciali- 
sirung, womit  Leroy-Beaulieu's  ebenfalls  guten  Erörterungen  zu  vergleichen  sind. 
..Die  Folge  des  Uebcrmaasscs  im  Gebrauch  politischer  Rechte  ist,  dass  man  den  Zweck 
nicht  nur  verfehlt,  sondern  das  Gegenthcil  des  erstrebten  Zwecks  herbeifuhrt.  Ein 
solcher  Etat  dient  nicht  dem  Zweck  der  Förderung  der  Sparsamkeit,  der  Förderung 
ton  Verwaltungsreformcn,  der  zweckmässigeren  Gestaltung  des  Finanzplans,  sondern 
bewirkt  unwillkuhrlich  von  alledem  das  Gegentheil"  (Gncist  S.  176).  Wie  sehr 
schliesslich  auch  im  specialisirtesten  Etat  und  bei  genauester  saebgemässer  Begründung 
die  Bewilligung  der  geforderten  Crcdite,  z.  B.  fUr  einmalige  u.  ausserordentliche  Aus- 
gaben, eine  Vertrauenssache  bleibt,  ergiebt  sich  aus  jedem  nur  ein  wenig  nähereu 
Einblick  in  die  Berathungen  von  Parlamenten  und  Budgetcommissionen. 

Mit  vollem  Rechte  wird  z.  B.  unter  Mitwirkung  der  Volksvertretung  —  wenn 
auch  in  diesem  Falle  grade  nicht  nothwendig  jährlich,  sondern  für  längere  Perioden 
—  festgestellt  werden,  welcher  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte  im  Ganzen  und  im  Vcr- 
bältniss  zum  Civilverwaltungs-Aufwand  erforderlich  und  mit  den  volkswirtschaftlichen 
Kräften  vereinbar  erscheint.  Zu  diesem  Zweck  ist  eine  Specialisirung  des  Militäretats 
in  eine  Reihe  weiterer  Kapitel  im  Allgemeinen  richtig,  weil  erst  dadurch  die  Höhe 
<ies  Bedarfs  sicherer  begründet  werden  kann.  Aber  eine  genauere  Specialisirung 
kann  grade  hier  auf  einem  Gebiete  besonders  nachtheilig  wirken,  auf  welchem  nach 
politischen  Umständen,  nach  technischen  Verhältnissen  (Erfindungen  u.  s.  w.)  oft  rasch 
Veränderungen  der  Pläne  und  Voranschlage  erfolgen  müssen.  Die  Forderung  der 
strengen  Ionehaltnng  eines  sehr  specialisirten  Etats,  ohne  Recht  der  Uebertragung, 
wurde  ähnlich  wirken,  wie  iu  einem  grossen  industriellen  Privatunternehmen  das  Ver- 
langen, dass  der  Unternehmer  einen  fUr  eine  gewisse  Technik  gemachten  Plan  und 
Voranschlag  genau  so  ausfuhren  solle,  auch  wenn  mittlerweile  eine  neue  Erfindung 
die  alten  Plane  unzweekraässig  erscheinen  liisst. 


Digitized  by  Google 


250  !.  I»   4.  K-  Formelle  Ordnung.  2.  Abschnitt.  Etatswesen.  §.  IIS. 


„Nicht  nur,  um  politisch  heikle  und  leicht  zu  Conflictcn  führende  Debatten  sel- 
tener zu  machen,  sondern  auch,  um  einer  technisch  tüchtigen  Verwaltung  Gelegenheit 
und  Anreiz  zu  geben,  mit  gegebenen  Mitteln  bestimmte  Aufgaben  zu  erfüllen,  daher 
auch  im  rein  finanziellen  Interesse,  kann  es  sich  mitunter  empfehlen,  filr  gewisse 
wichtige  Verwaltut)g>/.wcckc  Pauschsuminen  zu  gewähren  oder  den  Etat  dafür 
weniger  als  sonst,  etwa  nur  in  einigo  grössere  Abtheilnngen  zu  specia- 
lis i  reu  und  dem  gemäss  zu  votiren  oder  mehr  Ucbertragungcn  innerhalb  cino 
solchen  Etats  zu  gestatten,  so  namentlich  beim  Militär-  u.  Marine-,  auch  bei  grossen 
Rauclats,  wie  z.  B.  der  Eisenbahnvorwaltnng"  aus  meiner  Abb.  in  Schönberg  s  Hamlb. 
II,  421).  Die  Ausscheidung  cinos  dauernden  aus  dem  (i osammtbud?ct 
und  die  jährliche  Bewilligung  bloss  des  wandelbaren  Budgets  (§.  04)  wurde  auch 
in  der  frage  der  SpccUltsirung  Vieles  erleichtern. 

In  Grossbritannien  und  in  Frankreich  wird  die  Spocialisirung  des  Budgets 
viel  missiger  gehandbabt  als  bei  uns  (s.  Gncist  a.  a.  0.  S.  113,  12$,  174  ff.'.  I« 
G rossbritan nien  wurle  1878  der  Etat  d.  Marine  in  17  Posten,  der  Militäretat  in 
23,  die  Übrige  Staatsverwaltung,  nach  Materien  in  7  Thcilc  geordnet,  in  13il  Posten, 
die  Stcuerverwaltung  in  5  Posten  votirt  (Gncist  S.  175).  In  Frankreich  war  uV 
Spccla  isirung  *tets  ein  grosser  politischer  Strcitpunct  (Lcroy-Bcaulicii  II,  S.  20  ff.. 
34h  Das  Ausgabebudget  wurde  hier  unter  der  l.  Rcpubl.  n.  dem  Kaiscrthnm  cn  bloo. 
während  der  ersten  Zeit  der  Restauration  und  der  ersten  Zeit  des  zweiten  Kaiserthuu^ 
nach  Ministerien,  am  Ende  der  Restauration  und  kurze  Zeit  am  Endo  des  2.  Kaiser- 
reichs (I80o — l»9,  hier  in  50)  grossen  Sectioncn,  von  1830 — 53,  dann  seit  dem  Scnats- 
consult  vom  8.  Sept.  IM>9  am  Sehluss  des  Kaiserreichs  und  seitdem  unter  der  Re- 
publik in  Kapiteln  votirt.  Im  Et.  v.  1S77  waren  deren  c.  350,  im  Durchschnitt  von 
7.7  Mill.  Fr.,  aber  von  sehr  ungleichem  Betrag  (f.  d.  5  °u  u.  37„  Rente  z.  B.  340  bez. 
361  Mill.  Fr.,  im  Miliiäretat  „Sold  und  Naturalleistungen"  303  Mill.  Fr.,  bis  herab 
auf  viele  Kapitel  mit  unter  1  Mill.  u.  selbst  unter  101.000  FrA  Der  französ.  Etat 
f.  18M  (s.  denselben  bei  Kaufmann,  S.  801  ff.)  zerlegt  die  Ausgaben  des  Finanz- 
ministeriums iincl.  f.  Schuld,  Dotationen,  Regie-  und  Erhcbnngskostcn.  im  Ganzen 
1447.3  Mill.  Fr.)  in  S5,  bez.  84  Kapitel,  des  Justizministeriums  (34.5  Mill.  Fr.)  in  in, 
bez.  13,  des  Minist,  d.  Aeusscrcn  (13.7  Mill.  Fr.)  in  15,  bez.  1 J,  des  Minist,  d.  Inne- 
ren u.  d.  Culte  (140.7  Mill.  Fr.)  in  8»,  bez.  7«.  des  Minist,  d.  Posten  n.  Tolcgr. 
(III  Mill.  Fr.)  in  11,  bez.  9,  des  K.iegsminist.  (570  3  Mill.  Fr)  in  28,  bez.  26  (.Max. 
jetzt  Sold:  1*J  1.3  Mill.  Fr,  2  and.  Kapitel  zwischen  50—100,  7  zwischen  10—50, 
10  zw  sehen  l  — 10.  6  unter  1  Mdl.  Fr.),  des  Miuit.  der  Mirine  n.  Colonicn  (19i>.2 
Mill.  Fr.)  in  27,  bez.  25,  des  Min.  d  öffentl  Unterrichts  u.  d.  schönen  Künste  (72 
Mill.  Fr)  in  57,  bez.  5),  des  Min  d.  Ackerbans  n.  Handels  (35.3  Mdl.  Fr.)  in  2S. 
bez.  20,  dos  Minist,  d.  ölfentl.  Arbeiten  (141.4  Mill.  Fr.)  in  50,  bez.  5  1  Kapitel: 
demnach  zerfällt  der  ganze  ordentl.  Ausgabcetat  (2702.5  Mill.  Fr.)  jetzt  in  405,  bez. 
380  Kapitel  (die  kleinere  Zahl  nach  Abzug  der  Rubriken  :  „Ausgabon,  noch  nicht  ver- 
fallen, der  perimiiten  Fiscaljahro",  n.  „Ausgaben  der  abge*chloss.  Fiseal|ahrc*\  welche 
in  jedem  Ministerium  ohne  Zitier  im  Etat  stehen).  Im  Durchschn.  kommen  auf  1  Kap. 
(von  den  gen.  380)  7.27  Mill.  Fr.,  ohno  Militär-,  Marine-,  Schuldetat  (dann  319  Kap. 
u.  968  Mill.  Fr.)  3.03  Mill.  Fr. 

Ganz  andors  im  preuss.  Etat.  Hier  bcsiandon  1878  264  Einnahmctitel,  1400 
ordentliche  u.  306  einmalige  Ausgabetitel  (Gncist  a.  a.  0.  S.  174).  Der  vorgelegte 
Etat  f.  1883—84  weist  bei  den  Einnahmen  48  Kapitel  auf,  die  meistens  wieder  in 
mehrere  Titel  zerfallen  (circa  274  Titel  im  Ganzen,  ohno  einige  klcino  Nebcntitcl. 
f.  1089.6  Mill.  M.  TotaUnmmo,  oder  im  Durchschn.  f.  1  Kap.  22.7  M.  M.,  f.  1  Tito! 
fast  4  M.  M.).  Bei  don  dauernden  Ausgaben  zerfällt  die  Rubrik  A)  Betriebs-, 
Erlicbungs-  u.  Verwaltungskosten  der  einzelnen  Einnahmozweige  (zus.  542.9  M.  M  l 
in  36  Kapitel  u.  dieso  in  circa  503  Titel,  oder  f.  1  Kap.  15.1,  f.  I  Titel  nur  10* 
M.  M.;  B)  dio  Rubr.  Dotat.  n.  allg.  Fm.vcrwalt.  (zus.  251.4  M.  M.)  zählt  11  Kap.  n. 
77  Titel  tjncl.  hier  der  Kapitel,  welche  nicht  in  Titel  zerlegt  sind):  C)  dio  Staatsver- 
waltungsausgabcn  (248.1  M.  M.)  sind  in  85  Kapitel  u.  880  (I)  Titel  (incl.  der  1  -eitel. 
Kap.)  gethcilt,  oder  p.  Kap.  2.92  M.  M..  p.  Titel  nur  282,000  M.!  Dio  Verw.-Atwc 
im  Staatsminist.  zählen  11  Kap.  u.  77  Titel  f.  3.12  M.  M.,  im  Minist,  d.  Acnsscrcu 
2  K„  9  T.  f.  0.50  M.  M ,  im  Fin.minist.  7  K.,  60  T.  f.  40.45  M.  M.,  im  Minist 
öff.  Arbeiten  3  K.,  'M  T.  f.  17.45  M.  M.  im  Minist,  f.  Handel  n.  Gewerbe  4  K 
38  T.  f.  1  56  M.  M.,  im  Just  iniubt.  12  K  .  8s.  T.  f.  >0  10  M.  M.,  im  Minist,  i. 
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Inneru  1«  K..  177  T.  f.  41.24  M.  M..  im  Minist  1.  Landwirt  lisch.,  Forsten  u.  Dom. 
11  K.,  142  T.  1*.  11.45  M.  M..  im  Interr.iuinist.  19  Kap.,  246  T.  f.  51.10  M.  M., 
im  Kricgsinin.  1  K.,  8  T.  f.  0.11  M.  M.  Im  Ganzen  zerfallt  hiernach  die  ordenü. 
dauernde)  Ausgabe  (1045.5  M.  M.>  jetzt  in  132  Kapitel  zu  7.0  M.  M.  und  14(50  (!) 
Titel  zu  715.000  M.  M.  im  Durchschnitt.  Im  Vergleich  mit  Frankreich  lallt  liier 
jllcrdiogs  ins  Gewicht,  dass  der  gewöhnlich  weniger  spccialisirtc  Militär-  u.  Marinc- 
ciat  nicht  im  preuss.,  sondern  im  deutscheu  Ifeicbsbudget  steht.  Aber  die  viel  zu 
?rosse  Spccialisiruug  in  votirte  Titel  bleibt  gleichwohl  deutlich:  hie  ist  auch  in  der 
fivilverwaltung  wohl  lOmal  so  weit  getrieben  als  in  Frankreich.  Die  einmal,  u.  ausscr- 
»idcutl.  Ausgaben  (44.1  M.  M.)  zet fallen  ausserdem  noch  in  14  Kap.  u.  170  Titel. 
Iin  Etat  des  Deutsehen  Reiches  besteht  eine  ähnliche  Specialisirung.  Bei  der  ., Ver- 
waltung der  Roichshcers"  wird  nur  der  Posten  „Milit.vcrwalt.  iu  Baiern"  ungetrennt 
ausgeworfen  iord.  Ausg.  1S82  41.13  M.  M.).  der  für  das  übrige  Reich  (299.36  M.  31.) 
in  3  Spalten  getrennt  f.  Proussen  u.  s.  w.,  f.  Sachsen,  f.  Würtcmberg;  f.  Prcusscn 
ist  die  Summe  263.40  M.  M..  in  30  Kap.  n  S.7S  M.  M.  u.  2S1  Titel  ä  912.000  M. 
^•thcilt.  Bei  der  Mar.verwalt.  (dau.  Ausg.  27.56  M.  M/>  giebt  es  20  Kap.  ä  1.87b  M.  M. 
u.  149  Titel  ä  1  $5.000  M.  im  Durchsch. 

Au  besondere,  mit  dem  betreftendeu  Etatsposten  niebt  in 
Verbindung  stehende  Bedingungen  darf  die  Ausgabe-  und  Ein- 
uabmebewilliguug  bei  uns  zwar  staatsrechtlich  nicht  geknüpft 
werden.  Aber  durch  besondere  Bemerkungen  zum  Etat"  kann 
die  freie  Verfügung  der  Verwaltung  über  einen  Etatsposten  auch 
noch  eingeschränkt  werden,  was  gelegentlich  vorkommt.  Ander- 
seits sind  mitunter  Uebertragungeu  zwischen  verschiedenen  Titeln 
nnd  Kapiteln,  z.  B.  bei  den  Besoldungsetats  verschiedener  Mini- 
sterialabthcilungeu,  ausdrücklich  im  Etat  als  zulässig  bezeichnet- 
Aber  im  Ganzen  bleibt  der  Vorwurf  eiuer  „sachwidrigeu  Speciali- 
sirung des  Budgets  in  Preusscu,  auf  Kosten  der  Sparsamkeit,  der 
Zweckmässigkeit  und  unter  Verdrängung  des  Finanzministers  aus 
der  finanziellen  Disposition"  (Gneist)  bestehen.  Eine  Beschrän- 
kung in  der  Specialisirung,  nach  bewährtem  britischem  Muster, 
ist  daher  eine  gerechtfertigte  Forderung  besonders  für  das  preussisch- 
deutsche  Etats wesen. 

Die  hier  aufgeworfeneu  fragen  stehen,  wie  man  sieht,  in  engster  Verbindung  mit 
'ler  staatsrechtlichen  Form  der  ..Anordnung"  der  liest  eueru  ng.  Sic  weiden 
daher  in  Bezug  auf  letztere  im  2.  Bande  dieses  Werks  wieder  aufgenommen.  S.  11. 
Abschn.  v.  d.  „Bosteuciung  in   ihrer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  u.  s.  w." 

353  11.  (S.  105  II'.).  Bei  der  hier  zunächst  unterschiedenen  Anordnungsform  der 
Besteuerung,  der  „Auflegung"  durch  die  absolute  Staatsgewalt  allein  (§.  354). 
u:iter  Voraussetzung  politischer  Rechtlosigkeit  der  Bevölkerung,  haben  jene  Kragen 
Uine  der  modenion  „budgetreebtlicheu"  vergleichbare  Bedeutung.  Die  Specialisirung 
des  Etats  kommt  nur  innerhalb  der  Verwaltung  selbst  zur  practischen  (Jeltung. 
c.  B.  für  die  Verantwortlichkeit  der  Verwaltungschefs  gegenüber  dem  Staatsoberhaupt 
und  gegenüber  einer  etwa  auch  hier  bestehenden  Oberrechenkammer.  Bei  der  zweiten 
form  der  Anordnung  der  Besteuerung,  der  von  mir  a.  a.  0.  sogen,  „vertrags- 
inässigen  Regelung",  wie  sie  im  mittelalterlichen  und  spateren  ständischen  Tcrri- 
torialstaatc,  namentlich  auch  im  deutschen,  einen  so  characteristischen  typischen  Aus- 
druck findet  \ II,  ?j.  355.  35t»>,  führt  die  ständische  Steuerbcwilligung  vornemlich,  zumal 
m  der  früheren  Zeit,  /u  „Zwecksteuern"  für  bestimmt  genannte  Ausgaben 
und  für  fest  begrenzte  Perioden,  nach  deren  Ablauf  die  Steuer  unbedingt  „ganz 
fodt  und  alle  sein"  sull.    Eine  förmliche  ollentlieh- rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuer- 
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bcwillignu^  wird  anfangs  nur  in  wenigen  Füllen  anerkannt,  später  nar  mit  Muhe  und 
in  beschränktem  Maasse  von  der  Territorialgewalt  durchgesetzt.  Auch  war  es  aner- 
kannter Rechtssatz,  dass  bloss  bei  nachgewiesener  Insuffieienz  der  Kammer- 
einkünftö  eine  Steucrbowilligung  mit  einem  gewissen  Kccbtegrund  zu  fordern  war 
Alle  diese  Verhältnisse  drängten  auf  eine  genauere  Specialisirung  der  Ausgaben 
und  Einnahmen  hin  und  gaben  den  Ständen  die  gern  benutzte,  auch  vom  Fürsten 
nicht  allgemein  als  rechtswidrig  anerkannte  Möglichkeit,  die  Steuerbewilligung  an 
Bedingungen  zu  knüpfen,  die,  wie  z.  ß.  Gewährung  u.  Bestätigung  von  Hechten 
(„Freiheiten",  —  modern  aufgefasst  „Privilegien"^  mit  dem  Zweck  der  Ausgabe  oder 
Steuer  eventuell  gar  nichts  zu  thun  hatten.  Die  moderne  politische  Forderung  weitest- 
gehender Spccialisirung  des  Budgets  entspricht  daher  wohl  den  Con Sequenzen,  zu  denen 
man  bei  der  Anwendung  der  Grundsätze  des  älteren  ständischen  Steucrbewilligungs- 
rechts  im  ehemaligen  Patriinonialstaat  auf  unsere  modernen  Verhältnisse  gelangen  kann. 
Aber  diese  Grundsätze  sind  eben  auf  den  modernen  Verfassungsstaat 
in  dieser  Weise  nicht  anwendbar.  In  diesem  Staate  beruht  die  Anordnung 
der  Besteuerung  nicht  mehr  auf  jener  wirklich  oder  doch  quasi -vertragsmässigen,  mehr 
privatrechtlichen  Regelung  der  Besteuerung  zwischen  Fürst  und  Ständeu,  sondern  auf 
dem  das  ganze  Staatsrecht  des  modernen  Staats  durchziehenden  Gedanken  der  öffent- 
lich-rechtlichen Steuerpflicht  der  Bevölkerung,  als  der  Staatsangehörigen, 
ihrem  Staate  gegenüber.  Die  hier  geltende  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung, 
die  dritte  der  in  B.  II,  §.  357  II.  unterschiedenen  Formen,  die  verfassungsmässig«' 
Steuerbe willigung,  hat  zur  nothwendigen  Voraussetzung  „die  im  Volksbewusstsein 
anerkannte,  im  öffentlichen  Hecht  zur  Geltung  gelangende  Identität  des  Staats- 
und Volksintcresscs  und  daraus  resultirend  die  Idee  einer  Steuer- 
pflicht" (II,  204).  Natürlich  ist  solche  Voraussetzung  eine  Fiction,  die  im  Ein- 
zelnen oft  nicht  zutreffen  mag,  ohne  die  man  aber  den  modernen  Staat  und  sein  öffent- 
liches Recht  gar  nicht  construiren  kann.  Die  extreme  Spccialisirung  des  Budgets 
verstösst,  ebenso  wie  die  Kuüpfung  fremdartiger  Bedingungen  an  die  Bewilligung  einer 
Steuer,  gegen  diese  unvermeidliche  Fiction  und  uiuss  auch  deswegen  abgewiesen  werden, 
wie  es  mit  der  Stellung  solcher  Bedingungen  geschehen  ist.  Ücber  letzteren  staats- 
rechtlichen Punct  vergl.  H.  A.  Zachariac,  deutsches  Staats  -  und  Bundesrecht  (2.  A.1* 
II,  506.  In  den  älteren  laudständ.  Verfassungen  bildet  das  Verbot  der  Stellung  fremd- 
artiger (d.  h.  Zweck  und  Verwendung  der  Steuer  nicht  betreüender)  Bedingungen 
eine  seltene  Ausnahme,  in  den  neueren  deutschen  Vcrfassungsurkuudcn  ist  es  die 
Regel  (z.  B.  Baier.  Verf.  v.  1818:  „die  Stände  können  die  Bewilligung  der  Steuern 
mit  keiner  Bedingung  verbinden".  (Tit.  VII,  9,  Bad.  §.  56,  Würt.  II»,  u.  a  m. 
Die  p reu ss.  Verfassungsurkunde  enthält  den  Passus  nicht,  dafür  aber  die  wichtige 
.illgemeinc  Beschränkung  des  ständ.  Steuerbewilligungsrechts  durch  Art.  101),  wonach 
die  bestehenden  Steuern  forterhoben  werden,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert 
werden.  Ein  wesentlich  eingeschränktes  ständisches  Steuerbcwilligungsrecht  liegt  auch 
hier  vor.  S.  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  ».  A.  I,  1.  Abth.  S.  4351  ff.,  besonders 
auch  über  die  Vereinigung  der  sich  z.  Th.  widersprechenden  Art.  90,  100  u.  101» 
der  preuss.  Verfassung.  Obwohl  v.  Rönne  hier  deu  sogen,  liberalen  Standpunct 
vertritt,  gelangt  doch  auch  er  zu  der  Ansicht,  dass  den  Kammern  „in  Betreff  der- 
jenigen Steuern,  welche  einmal  ohne  Bedingung  oder  Zeitbeschränkuug  festgestellt 
worden  sind,  k  e  i  n  Bewilligungsrecht  zusteht."  Ein  „eigentliches  Steucrverwcigerungs- 
recht,  im  Sinne  des  neuereu  constitutionellcn  Principe"  haben  die  Kammern  nicht. 
Insofern  beruht  auch  nach  v.  Rönne  die  prenss.  Verfassungsurkunde  auf  dem  Grund- 
sätze, dass  die  Staatsbürger,  bez.  dio  Volksvertretung  verpflichtet  seien,  die  Mittel 
znr  Deckung  der  StaatsbcdUrfnisse ,  insoweit  solche  nicht  aus  den  sonst  bestimmten 
Mitteln  bestritten  werden  können,  zu  gewähren ;  „sie  erkennt  kein  Steucrbewilligungs- 
recht  in  dem  Sinne,  dass  die  für  den  Staatsbedarf  nothwendigen  Steuern  auch 
willkührlich  verweigert  worden  könnten."  Dasselbe  bestimmte  allgemein  der 
Beschluss  der  ehemal.  Deutschen  Bundesversammlung  vom  2*.  Juni  1832,  Art.  2.  S. 
v.  Rönne,  a.  a.  0.  S.  442. 
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3.  Abschnitt. 
Das  Zahl  im  ss-,  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

Diese  drei  Dinge  sieben  sowohl  unter  einander  als  auch  wieder  mit  dem  Control- 
wcseu,  dem  Rechnungsabschluss  und  der  Einrichtung  der  Jahresdienste  (§.  SO,  Sl)  in 
engem  Znsammenhange.  Sie  werden  daher  in  diesem  Abschnitt  zwar  in  der  ange- 
gebenen Reihenfolge  behandelt,  aber  mehrfach  sind  Einzelheiten  der  drei  Gegenstände 
in  der  einem  jeden  gewidmeten  spcciellen  Darstellung  (§.  123  ff.)  eben  dieses  Zu- 
sammenhanges halber  und  um  Wiederholungen  zu  vermeiden  vereint  zu  erörtern.  Aus 
demselben  Grunde  muss  Einzelnes  bezüglich  des  Controlwcscns  und  des  Rechnungs- 
abschlusses schon  in  diesem  Abschnitte  vorweg  mit  berührt  und  z.  Th.  bereits  er- 
ledigt werden. 

Das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  ist  in  noch  höhcrem  Grade  als 
die  anderen  Gegenstände,  welche  in  dieses  Kapitel  von  der  „formellen  Ordnung  der 
Kinanzwirthschafr  gehören,  eine  Uberwiegend  finanztechnische  Materie.  Dieselbe 
hingt  wieder  überall  mit  öffentlich-rechtlichen  Verhältnissen  zusammen,  doch 
tritt  dies  Moment  hier  weniger  als  im  Etatswesen  und  als  im  Controlwesen  hervor. 
In  die  Finanzwissenschaft  gehört  das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen 
in  seinen  GrundzUgen  jedenfalls  und  ist  auch  von  älteren  und  neueren  Autoren 
demgemäss  in  den  systematischen  Werken  dieser  Disciplin  behandelt  worden.  Aber 
bereitwillig  muss  zugestanden  werden,  dass  grade  hier  „Grundzüge"  nicht  ausreichen, 
um  einen  genügenden  Einblick  zu  geben.  Wenn  femer  schon  die  Entwerfung  solcher 
Urundzüge  Uberhaupt  und  vollends  dem  Theoretiker,  der  nicht  aus  der  eigenen  An- 
schauung und  Uebung  der  Praxis  urtheilt,  in  der  doch  auch  hier  zu  erstrebenden 
mehr  principiellen  Behandlung  des  Gegensunds  grosse  Schwierigkeiten,  wie  auf 
kaum  einem  anderen  Gebiete  des  Finanzwesens  bereitet,  so  steigern  sich  diese  noch 
erheblich,  sobald  man  wenigstens  etwas  mehr  in  s  Detail  geht  und  hier  die  Thatsachen 
und  Einrichtungen  auf  Principicn  zurückzuführen  sucht.  Die  „grossen  leitenden  Ge- 
sichtspunkte', mit  denen  auch  hier  Stein  operirt  und,  wie  ich  gern  einräume,  oft 
excellirt,  lassen  dann  bald  im  Stich  und  die  Ableitungen  daraus  erweisen  sich  mehr 
als  geistreiche  Constructionen  und  Conjecturen ,  denn  als  etwas,  das  wirklich  den 
principiellen  Kern  der  Realitäten  enthält. 

Die  eigentliche,  die  concreten  Verhältnisse  einzelner  Staaten  betreffende  Fach- 
literatur des  Gegenstands,  wie  z.  Th.  auch  des  Etats-  und  Controlweseus ,  ist  bisher 
mit  geringen  Ausnahmen  subaltern,  auch  meist  unmittelbar  im  Dienste  subalterner  ' 
Verwaltungszwecke  verfasst  und  gewöhnlich  rein  compilatorisch ,  nur  das  Material, 
die  Verordnungen ,  Instructionen  wörtlich  zusammenstellend  und  sie  durch  Auszüge 
aus  den  Acten.  Specialinstructioiun  u.  s.  w.  commentirend,  fast  ohne  jeden  Versuch 
systematischer  Verarbeitung  des  Gebotenen.  Daher  bietet  diese  Literatur  (für  Preusseu  z,  B. 
die  neuen  Schriften  von  Meissner,  Ilerrfurth)  zwar  auch  dem  Finanztheoretiker 
»ehr  dankenswertes  Quellenmaterial,  das  demselben  z.  Th.  sonst  gar  nicht,  jedenfalls 
nur  mit  einem  unverhältnissmässigen  Aufwand  von  Arbeit  und  Zeit  und  doch  schwerlich 
vollständig  verschall  bar  wäre.  Aber  auch  nur  als  eine  finanzwissenschaftliche  Vor- 
arbeit kann  diese  Fachliteratur  nicht  gelten.  Hier  bedürfte  es  erst  einmal  einer 
umfassenden  monographischen  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  von  Gegenständen, 
welche  in  die  formelle  Ordnung  der  Fiuanzwirthschaft  gehören,  Seitens  eines  theoretisch 
und  practisch  gleich  durchgebildeten,  auf  so  hohem  wissenschaftlichen  Standpunctc 
wie  etwa  v.  Hock  stehenden  Fachmanns.  Erst  dann  wird  die  Materie  auch  in  dem 
knapperen  Rahmen,  in  welchem  sie  immer  doch  selbst  in  einem  grösseren  systemati- 
schen Werke  über  Finanzwissenschaft  nur  behandelt  werden  kann,  genügend  darzu- 
stellen sein.  Das  Beste  gab  denn  auch  wohl  —  für  seine  Zeit,  heute  freilich  nicht 
mehr  ausreichend  —  v.  Malchus,  Fin.  II.,  123  ff.,  neuerdings  v.  Hock  (Fin.vcrw. 
Frankr.s)  u.  v.  Czörnig.  Budg.,  Staatsrecht  u.  s.  w.  S.  im  Ucbrigen  die  auf  S.  2H> 
Sen.  Literatur,  auch  für  diesen  Abschnitt,  v.  Jacobs.  §.  12*13— 1315.  Kau  II,  §.  539  ff., 
566  11,  Stein  I,  77.  Sil'ff.,  100  ff.,  die  unten  gen.  Artikel  in  Block's  dict.  de  ladmiri. 
franc.  Eine  ganz  gute  generelle  und  prineipielle  Behandlung  des  Gegenstands,  nur 
mehr  vom  Standpunctc  der  Einzelvurthseh. lehre  und  der  Finanztechnik,  als  vom  tiuanz- 
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wissenschaftlichen,  tindet  sich  in  Schrott's  gen.  Werke.  Wichtigere  Verordnungen 
einzelner  Länder  und  Specialliter,  darüber  s.  unten  in  den  Noten. 

§.119.  Einleitung.  Der  Gegenstand  dieses  Abschnitts  bietet, 
wie  im  Grunde  freilich  auch  derjenige  des  vorigen,  das  Etatswesen, 
zwei  Ausgangspuncte  für  die  Betrachtung.  Man  hat  es  hier  zu- 
nächst mit  allgemeinen  Angelegenheiten,  Einrichtungen  und 
Aufgaben  jeder  grösseren  und  complicirtercn  Einzelwirt- 
schaft zu  thun.  Die  demgemäss  zu  treffenden  Vorkehrungen 
ergeben  sich  aus  der  ganzen  ökonomisch  -  technischen  Structur  und 
aus  dem  Betrieb  (der  Function)  einer  solchen  Eiuzelwirthschatt. 

Die  mehr  oder  weniger  zweckmässige  Gestaltung  dieser  Vorkehrungen  ist  eine 
Mitbedingung  des  grösseren  oder  geringeren  technischen  und  ökonomischen  Erfolgs 
der  Wirthschaft.  Insofern  ist  der  Gegenstand  dieses  wie  des  vorausgehenden  Abschnitts  — 
denn  jede  geordnete  Einzelwirtschaft ,  zumal  die  grössere,  bedarf  auch  der  Vor- 
anschläge —  kein  rein  finanzwissenschaftlichcr,  sondern  ein  solcher  der 
Lehre  von  der  Einzel  wirthschaft  überhaupt,  oder  der  ,.PrivatÖkonomik*\  Kur 
die  besondere  Grösse  und  Eigentümlichkeit  der  Ein  -  und  Ausgänge,  der  Art  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  meisten  Finanzwirthschaften  bedingen  hier  auch  schon 
manches  Eigentümliche  in  den  Verhältnissen  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Kechnungs-. 
<  -ontrolwesens,  des  Rechnungsabschlusses  u.  s.  w. 

Weitere  Abweichungen  und  Besonderheiten  der  betreffenden 
Einrichtungen  bei  Finanzwirthschaften  folgen  sodann  daraus,  dass 
es  sich  hier  um  Haushalte  ö ff en tl icher  politischer  Körper  handelt. 

Im  Etatswesen  entspringt  diesem  Umstände  ein  grosser  Theil  der  speeifischeo 
Eigentümlichkeiten  des  staatlichen,  des  communalen  Etatswesen  im  Unterschied  von 
•lern  sonst  vorkommenden.  Einzelnes,  mitunter  selbst  an  sich  Unzweckmäßiges,  wie 
die  weitgehende  Spccialisirung  des  Etats  mit  den  angegebenen  rechtlichen  Consequenzen 
ij.  117  fl.).  ist  großenteils  auf  das  Mitspielen  des  politischen  Moments  zurückzu- 
führen. Auf  dem  ausgedehnteren  Gebiete  der  Gegenstände  dieses  u.  des  nächsten  Abschnitts 
zeigt  sich  dies  wohl  nur  in  wenigen  Fällen  in  demselben  Maasse,  so  in  der  Verwaltungs- 
und  mehr  noch  in  der  politischen  oder  Staatscontrole  (§.  80).  Aber  mehr  oder  weniger 
richten  sich  die  einzelnen  Vorkehrungen  doch  auch  in  den  betreffenden  sonstigen 
Puncten  der  uns  hier  beschäftigenden  Materien  nach  Anforderungen  politischer 
Art,  in  Gemässheit  der  politischen  Natur  der  Körper,  deren  Finanzwirthschaften  eben 
eine  zweckmässige  formelle  Ordnung  erfahren  sollen. 

Die  hierher  gehörigen  Einrichtungen  des  Finanzdienstes  erhalten 
daher  ihr  characteristisches  Gepräge  durch  zweierlei  zusammen- 
wirkende Umstände:  sie  sind  einmal  ein  nothwendiges  Ergeb- 
niss  der  Verhältnisse  eines  grossen,  complicirten, 
jedoch  einheitlichen  Wirthschaftsbetriebs,  welcher  mit 
einem  umfangreichen,  vielgliederigen  Beamten-  oder  Arbeiterapparat 
und  einem  grossen  verschiedenartigen  Kapital  und  gleichzeitig  an 
zahlreichen  verschiedenen  Orten  in  mannigfaltigster  Weise  operiren 
inuss;  sie  sind  sodann  eine  logische  Consequenz  derjenigen 
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Einrichtung,  welche  seiner  ganzen  Natur  nach  der  Haushalt 
eines  öffentlichen  politischen  Körpers,  speciell  des  Staats 
bedingt. 

In  ersterer  Hinsicht  haben  die  bezüglichen  Vorkehrungen  und  Veranstaltungen 
besondere  Aehnlichkeit  mit  denjenigen  grosser,  örtlich  ausgedehnter  Privatwirtschaften, 
wie  z.  B.  grosser  Grundherrschaften,  Ilandelsuntcmehuiuugen  mit  Filialen.  Agenturen, 
mancher  Actiengesellsehaftcn.  In  der  zweiten  Hinsicht  finden  sich  Verschiedenheiten, 
auch  bei  ungefährer  Gleichheit  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  und  der  davon 
bedingten  Art  und  Hohe  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  zwischen  den  verschiedeneu 
Staatshaushalten  derselbeu  Epoche,  wie  vollends  zwischen  den  Staats-  und  den  Com- 
mnnalhaushalten.  Doch  zeigen  nicht  nur  die  typischen  GrundzUge  der  Ein- 
richtungen, —  eben  das  Product  der  gegebenen  ökonomisch- technischen  Verhältnisse 
grosser  AVirthschaftsbetriebe  und  der  gegebenen  rechtlichen  Structur  öffentlicher  Haus- 
halte, —  sondern  selbst  viele  Einzelheiten  in  der  Durchführung  der  Ein- 
richtungen und  Vorkehrungen  in  demselben  Zeitalter  der  staatlichen,  wirtschaftlichen 
und  Culturentwirkluug  eine  grosse  l'ebereinstimmung.  Eine  solche  tritt  besonders  in 
den  bezüglichen  Veranstaltungen  der  absoluten  Monar chicen  im  letzten  Jahr- 
handort des  ancien  regime  (17..  natu.  IS.  Jahrb.,  Frankreich.  Oesterreich.  Preussen, 
kleinere  Staaten)  hervor,  wo  man  allgemein  ziel-  und  zweckbewusst  finanzwirths<haft- 
liche  Vcrwaltungsreformen  grade  auch  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete  schuf  oder 
doch  anbahnte.  Noch  mehr  ergiebt  sich  eine  solche  Uebereinstimmuug  in  der  ..staats- 
burgerlichen  Epoche"  seit  der  französischen  Revolution,  indem  überall 
die  ökonomisch  -  technischen  Bedingungen  geordneter  AVirthschaft  und  die  rechtlichen 
Bedingungen  öffentlicher  Haushalte  erkannt  und  practisch  möglichst  zu  verwirklichen 
gesucht  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  waren  für  die  Entwicklung  und 
fiir  die  neuere  Gestaltung  der  hierher  gehörigen  Einrichtungen 
denn  auch  ein  wirtschaftliches  und  ein  politisches  oder 
öffentlich-rechtliches  Moment.  Jenes  war  der  Uebergang 
von  der  noch  überwiegend  naturalwirthschaftlichen  Gestaltung 
des  älteren  Finanzwesens  (in  Deutschland  doch  in  den  Territorial 
finanzen  im  17.  Jahrhundert  noch  worwaltend)  zur  geld wirt- 
schaftlichen Gestaltung.  Das  politische  Moment  war  erst 
die  Ausbildung  der  absoluten  Monarchie  des  „  Wohlfahrts- 
ond  Polizeistaats mit  ihrer  Vermehrung  und  Centralisirung 
der  Staatsthätigkeiten,  dann  neuerdings  auch  hier  die  Ausbildung 
der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltung",  in  der 
Aera  der  „constitutionellen  Monarchie"  (§.  85). 

Die  Geldwirtbschaft  tritt  auf  der  Ein nahmescite  in  der  Regal-.  Gebühren- 
und  Steuerwirthschaft  gegenüber  der  Domanialwirthschaft,  in  der  Verpachtung  der 
Domänen  statt  der  Selbstbewirthschaftung  oder  der  Ueberweisung  an  die  Beamten  zur 
Nutzung,  im  neueren  System  der  Staatsschulden,  auf  der  Ausgabeseite  in  der  all- 
mälip  auch  mehr  auf  Geldwirthschaft  basirten  Hofhaushaltung,  in  dem  System  der 
(ieldbcsoldungcn  der  Beamten,  in  den  stehenden  Soldheeren  u.  s.  w.  characteristisch 
üti  Tage. 

Die  politische  Thätigkcit  des  neueren  „Uebergangsstaats"  erheis«  hte  besonders 
seit  dem  Soldhecrsystcm  und  der  Uebernahme  umfassender  gerichts-  und  jwlizei- 
organisatorischer.  cultur-  und  wirthschaftspolitischer  Aufgaben  unvermeidlich  eine 
solche  mehr  geldwirthschaftliche  (iestaltung  des  ganzen  Staatshaushalte  zugleich  aber 
eine  grössere  Centralisirung  der  Einnahmen,  eine  Disposition  über  die 
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Finanzmittel  von  der  Centraistelle  aus.  eine  sorgsamere  ZurathehaltUDg  aller 
dieser  Mittel,  eine  schärfere  Contiolc  Uber  die  Erhebung  und  die  Verwendung  der 
Einnahmen.  Eben  zu  diesen  Zwecken  musstc  das,  was  etwa  ron  Zahlungs-,  Kassen-, 
Rechnungs-,  Controlwesen  schon  bestand,  aber  den  neuen  Bedürfnissen  der  durch- 
geführten (ieldwirthschaft  nicht  entsprach,  auf  ganz  neue  Grundlagen  gestellt  worden. 
Vieles  auf  diesem  Gebiete  war  aber  auch  erst  so  gut  wie  neu  zu  schatten:  ohne  das. 
was  auch  andere  Staaten  leisteten  (Frankreich,  Oesterreich),  zu  unterschätzen,  darf 
auch  hier  wohl  besonders  die  erfolgreiche  Thätigkeit  der  preussischen  Kegenten  vom 
grossen  Kurfürsten  an  rühmend  hervorgehoben  werden  (§.  91).  Die  letzten  finauz- 
technischen  und  rechtlichen  Conscquenzen  sind  in  den  modernen  europäischen  Staaten 
in  der  jetzigen  Periode  der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltung*'  doch  wieder  in 
wesentlicher  Uebereinstimmung  gezogen  worden,  besonders  im  Zahlung« -,  Controlwesen, 
in  Bezug  auf  die  Rechnungsabschlüsse ,  den  Kassenverband  u.  A.  in.:  begreiflich  bei 
der  grossen  Gleichmässigkeit  der  Bedurfnisse  und  nach  den  einfachen  Erfordernissen 
der  logischen  Folgerichtigkeit  in  der  Durchführung  eines  leitenden  Princips. 

I.  Die  Einrichtung  des  Zahlungs-,  Kassen-, 
Rechnungs-  und  Controlwesens  und  des  Geschäftsgangs 

im  Allgemeinen. 

§.  120.  —  A.  Uebcrsicbt.  Es  ist  das  Princip  der  fis- 
cal ischen  Kasseneinheit  in  der  modernen  Finanzwirthschaft 
(§.  112),  die  administrative  Concentration  des  gesammteii 
obersten  Finanzdieustesim  Finanzministerium  als  Centralstelle 
und  der  staatsrechtliche  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  des 
Chefs  dieses  Ministeriums  gegenüber  dem  Träger  der  Staatsgewalt 
und  der  Volksvertretung,  woraus  sich  mit  logischer  Consequenz  die 
Haupteinrichtungen  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesens 
und  des  Controlwesens  ergeben. 

Die  Summen,  welche  das  Etatsgesetz  zur  Vereinnahmung  und 
Verausgabung,  gegliedert  nach  den  einzelnen  Dienstzweigen,  an 
weist,  stehen  in  höchster  Instanz  dem  Finanzminister  zur  Ver 
fügung.  Er  hat  die  Einnahmeämter  zu  instruiren,  direct  die  vom 
Finanzministerium  ressortirenden ,  mittelbar  die  übrigen,  welche 
zum  Ressort  anderer  Ministerien  gehören.  Uebcr  die  Gcsammtbeit 
der  Einnahmen  trifft  der  Finanzminister  zu  Zwecken  der  Veraus- 
gabung, also  speciell  der  Ausführung  dieser  Seite  des  Etats,  die 
Dispositionen. 

Soweit  es  sich  um  unmittelbare  Erbebungs-  (Betriebs) 
kosten  der  Einnahmen  handelt,  pflegen  diese  auf  Grund  allgemeiner 
Verordnungen ,  eventuell  in  besonderen  Fällen  nach  specieller  An 
Weisung  des  Finanzministers  bez.  Ressortchefs,  gleich  aus  den  Ein- 
nahmen der  betreffenden  Einnahmedienstzweige  und  Aemter  bestritten 
zu  werden.  Wichtiger  und  schwieriger  zu  regeln  sind  die  Fälle, 
wo  es  sich  um  die  Verwendung  der  Ueberschüsse  der  Ein- 


Digitized  by  Google 


Uebensicht  der  Einrichtung  des  Gebiets. 


257 


nahineämter  zur  Bestreitung  der  Verwaltungsausgaben  der  einzelnen 
Dienstzweige  handelt. 

Hier  bedarf  es  zunächst  einer  genauen  Uebersicht  der  je 
weilig,  bez.  in  bestimmten  Terminen  wirklich  erfolgten  Ein- 
nahmen sowie  der  daraus  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs  -  u.  s.  w. 
Aasgaben  und  der  danach  vorhandenen  Kassen  bestände  der 
einzelnen  Aemter  oder  (Einnahme-)  Kassen.  Zu  diesem  Behufe 
haben  diese  Kassen  periodisch  von  Unten  nach  Oben  zu  an 
ihre  vorgesetzten  Behörden  bis  hinauf  zum  Finanzministerium  be- 
zügliche Aus  weise  („Kassenextracte")  zu  liefern.  Durch  die 
buchhalterischen  Zusammenstellungen  dieser  Ausweise  ergiebt  sich 
an  der  Centraistelle  die  Gcsammtlage  aller  Einnahmekassen. 

Von  Oben  nach  Unten  zu,  wiederum  in  erster  Linie  vom 
Finanzministerium  aus,  erfolgt  darauf  hin  die  Disposition  Uber 
die  Ueberschüsse  dieser  Kassen.  Theils  werden  den  letzteren  Ver- 
waltungsausgaben zur  Zahlung  Uberwiesen,  auf  Rechnung  der  be- 
treffenden Kasse  oder  anderer  Kassen,  theils  werden  sie  angewiesen, 
ihre  verfügbaren  Ueberschüsse,  etwa  nach  Abzug  eines  gewissen 
Kassenbestands  zur  Bestreitung  weiterer  Ausgaben,  an  andere  gleich- 
geordnete, der  Zuschüsse  bedürfende  Kassen  oder  an  höhere 
Sammelkassen  periodisch  abzuführen.  Diese  Geldbewegung  geht 
wieder  von  Unten  nach  Oben,  von  der  niederen,  der  Special-, 
der  Ortskasse,  z.  B.  eines  localen  Steuererhebers,  zur  höheren,  z.  B. 
der  Kreiskasse,  von  dieser  zur  Bezirks-,  Provincialkasse  und  von 
diesen  schliesslich  zur  Central-  oder  Hauptkasse  des  Staats. 

Jeinehr  aus  letzterer  nn mittelbar  Aasgaben  zu  bestreiten,  grosse  (^entralfomls 
m  dotiren  sind  —  z.  B.  die  Kronkasse,  die  Staatsschuldenkasse,  die  Eisen bahnbaukassc, 
<\\f.  verschiedenen  Ministerialkassen  —  desto  mehr  sind  Ueberschüsse  aus  den  provinciellen 
und  localen  Kassen  an  die  Centralstelle  zu  übertragen,  die  sodann  wieder  von  Oben 
nach  Unten  zur  Dotation  der  betreffenden  Ausgabekassen  disponirt  werden. 

Auch  diese  ganze  Kassenbewegung  wird  wieder  durch  die 
Buchführung,  die  Extracte  für  die  höheren  Behörden  und  die  buch- 
halterische Zusammenstellung  dieser  Extracte  an  der  Centralstelle 
and  für  deren  Zwecke  übersichtlich  gemacht.  Die  sämmtlichen 
Kassen,  welche  Gelder  einnehmen  und  ausgeben,  bilden  so  einen 
einheitlichen  Verband  („  Kassen  verband").  Finanztechnische 
Aufgaben  desselben  sind,  auf  möglichst  geringe  Höhe  der  müssigen 
Kassenbestände  hinzuwirken  und  baare  Geldsendungen  thunlichst 
zu  vermeiden,  indem  durch  Ueberweisung  von  Ausgaben  zur  Zahlung 
so  viel  als  möglich  über  die  von  einer  Kasse  nicht  selbst  gebrauchten 
Ueberschüsse  verfügt  wird. 

A.  Wagner,  Fioanzwi«<«*»nsi'ti:ift.   1.  3.  Aufl.  17 


Digitized  by  Google 


258  1 .  B.  4.  K.  Formell»»  Ordnung.  3.  Abschnitt.  Zahl.-,  Kass.-,  Reehn.wesen.  §.1 20,1 21. 


Durch  Ueberlragung  eines  Thcils  Jer  Kassengeschäfte  an  eine  grosse  Bank 
oder  wenigstens  durch  regelmässige  Verbindung  mit  einer  solchen,  ind«:m  der  Staat, 
bez.  die  Centraikasse  und  andere  Kassen  mit  der  Bank  ein  Contocorrcnt  führen,  lassen 
sich  diese  Aufgaben  besser  erfüllen  (§.  122). 

Da  die  ganze  baare  und  buchhalterische  Geldbcwegung  in  den 
Einnahme  -  und  Ausgabekassen  wesentlich  das  Resultat  feststehender 
und  in  der  Hauptsache  gleichbleibender  finanzwirthschaftlicher 
Einrichtungen  im  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ist,  so  kann  und 
wird  auch  ein  grosser  Theil  der  regelmässigen  Zahlungs-  und 
Kassengeschäfte  durch  allgemeine  Verordnungen  oder  In- 
structionen fest  geregelt.  Dieselben  gehen  für  den  ganzen  Finanz- 
dienst vom  Staatsoberhaupte  („Königliche  Verordnung")  oder  vom 
Finanzministerium  aus. 

Diese  Verordnungen  regeln  häufig  zugleich  die  technische 
Einrichtung  und  die  Formalien  des  Zahlungs-,  Kassen-  und 
Rechnungswesens. 

§.  121.  Practische  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern.  S.  die 
Literatur  über  die  Einrichtungen  einzelner  Staaten  oben  S.  219  in  der  Vorbein,  zum 
Ktatswcsen. 

In  Preussen  (vgl.  Uber  die  Entwicklung  und  die  gegenwärtige  Einrichtung  ckr 
Fin.verwaltung  o.  §.  91  u.  90)  sind  die  älteren  Bestimmungen  über  das  Kassen-  und 
Rechnungswesen  durch  eine  Instruction  v.  27.  Febr.  1769  ersetzt,  bez.  zusammeu- 
gefasst  und  entsprechend  umgestaltet  worden.  Diese  Instruction,  das  „K.  preuss. 
k'assenedict",  ist  lange  die  Grundlage  geblieben,  obwohl  viele  einzelne  Veränderungen 
eintraten.  Neue  zusammenfassende  Btistimmungcn  erfolgten  im  Regulativ  v.  1 7.  März  1  82S. 
s.  v.  Kamptz,  Anualcn,  XII,  283,  llerrfurth,  Etatswes.  Preussens  S.  125  II.  Gc- 
schäftsan Weisung  für  die  Regicrungshauptkasscn  v*.  1.  Juni  1857,  bei  Hcrrfurtli 
S.  133.  Die  verschiedenen  noch  giltigen  Verordnungen,  Reglements,  Instructionen  u.s.  w. 
Uber  Einzelnes  im  Kassen-  und  Rechnungswesen  s.  bei  llerrfurth  u.  Meissner 
a.  a.  O.  (z.  Th.  wörtlich  abgedruckt.  L'ebcrsicht  darüber  bei  Meissner  II,  S.  XI  ff'. 
Hervorzuheben  sind  u.  a.  die  K.-O.  v.  19.  Aug.  1N23  betr.  die  Kassenrevisionen, 
Verordn.  v.  24.  Jan.  1844  betr.  K assend efeete,  Ges.  v.  25.  März  1873,  betr.  die 
Kautionen  der  Staatsbeamten,  mit  zahlreichen  Ausführungsverordnungen  für  die 
Beamten  der  verschiedeneu  Ministerien  und  Dienst/.weigo.  Durch  Verordn.  v.  3.  Nov.  1SIT 
war  eine  höchste  Behörde  u.  d.  T.  „Gcncral-Contiolc"  für  das  Etats-,  Kassen-. 
Rechnungswesen  und  die  Staatsbuchhalterei  errichtet  worden.  Diese  wurde  durch 
K.-O.  v.  29.  Mai  1820  aufgehobeu ,  wobei  gleichzeitig  die  Staatsbuchhalterei  als  be- 
sondere Behörde  verblieb.  Im  J.  IS  14  wurde  auch  diese  aufgehoben  und  ihre 
Functionen  dem  Finanzministerium  Übertragen.  Seit  1S59  besteht  in  letzterem  ein 
besondres  Rechuungsbureau  als  „Hauptbuchhalterei  des  Fin  min.s".  —  Auch  die 
Regulative  u.  s.  w.  für  den  Geschäftsgang  der  Uberrechenkammer  sind  hier 
mit  zu  nennen,  be».  die  Instruction  v.  18.  Dec.  1824,  Erlass  v.  22.  Sept.  1873  (im 
Anschluss  an  das  Gesetz  betr.  Einriebt,  u.  Befugnisse  der  Oberrechcnkammer  vom 
27.  März  1872).  mit  verschiedenen  späteren  Abänderungen. 

Schon  in  der  absolutist.  Zeit  war  namentlich  durch  die  Reformen  der  1820  er 
Jahre  das  im  Text  besprochene  Princip  anerkaunt  und  streng  durchgeführt  worden, 
»lass  neulich  „die  Disposition  über  die  Ucberschüsso  aller  Verwaltungszweige  vom 
Finanzministerium  allein  ausgeht",  weshalb  dasselbe  fortwährend  Uebersichteu 
(.,  Kass  cn  e.ttracte")  von  den  Ei nn ahm eerträge n  und  den  Beständen  der 
Kassen  zu  erhalten  hatte.  Damit  hing  auch  die  damals  eintretende  grössere  C entra li- 
sirung  des  Kassenwesens  zusammen,  indem  mehrere  der  älteren  kleineren  Centrai- 
kassen aufgehoben  und  ihre  Einnahmen,  sowie  »liejenigeu  anderer  Einnahmezweige 
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(auch  der  Domänen-  und  Forstverwaltung),  durch  die  Regierungshauptkassen,  die 
Ueberschüsse  der  verbleihcnden  besonderen  Centraikassen  der  Post  und  Lotterie  un- 
mittelbar in  die  (ieneralstaatskassc  geleitet  wurden.  Letztere  wurde  erst  so  eine  wahre 
oberste  Cen t ral kasse.  Die  vorhandenen  besonderen  Ministerialk&^sen  konnten  nur 
als  reine  Ausgabekassen  rerbleiben,  sie  erhielten  den  Bedarf  aus  der  General- 
Staatskasse  —  durch  directe  Ueberweisung  oder  durch  Ausführung  von  Zahlungen  für 
>ie  in  den  Provinzen.  S.  Herrfurth  S.  1 25  ffl,  v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A. 
II.  2,  723.  Folgerichtig  und  auch  zugleich  dem  Princip  des  Bruttoetats  in  der  Ver- 
rechnung entsprechend  werden  nicht  nur  die  Ueberschüsse,  sondern  rechnungsweise 
auch  die  Bruttoeinnahmen  und  die  abgezogenen  Verwaltungs-  und  Betriebsausgaben 
durch  die  Gcneralstaatskasso  geführt.  —  Zur  Uebersicht  der  Ertrüge,  der  Ausgaben 
und  der  Bestände  und  zur  zweckmässigen  Benutzung  und  Verthcilung  der  Mittel  haben 
alle  Kassen,  auch  die  andren  obersten  Behörden  untergeordneten,  periodische 
Kassencxtrn  cte  und  Jahresabschlüsse  dem  Fin. inin.  einzureichen.  Für  die  ver- 
schiedenen Gattungen  von  Kassen  sind  dafür  ein  für  allemal  bestimmte  Monatstage 
festgesetzt.  Die  Einnahmckasscn  haben  in  der  Kegel  zwei  mal  monatlich  an  bestimmt 
bezeichnete  Kassen  ihre  Ueberschüsse  abzuliefern.  Das  gesammte  Kassenwesen  bildet 
mit  dem  Etatswesen  eine  der  3  Abtheilungen  des  preuss.  Finanzministeriums  (§.  96). 

Ucbcr  Baiern  (o.  §.  97)  s.  Stockar  von  Neuforn- Hock  a.a.O.  Im  Staats- 
ministerium  der  Finanzen  Concentrin  sich  auch  hier  die  gesammte  Finanzverwaltung, 
mit  entsprechender  Verantwortlichkeit  des  Ministers  (Hock,  I.  83).  Unter  dessen 
Uitong  steht  die  Gentraistaatskasse,  in  der  sich  die  Gcldbewegung  des  Staats- 
haushalte* vornemlich  rechnungsweise  concentrirt;  sie  hat  nur  geringe  selb- 
ständige Einnahmen,  aber  grosse  selbständige  Ausgaben,  die  sie  unmittelbar  selbst 
besorgt  (a.  a.  0.  II.  94,  95).  Die  Übrigen  Kassen  haben  monatlich  (früher  z.  Th. 
häufiger)  Bestandsausweiso  dem  Finanzministerium  zu  übersenden  (eb.  I,  3S<f>.  Auf 
Grund  des  Finanzgesetzes  eröffnet  erst  der  Finanzministcr  auch  den  anderen  Ministerien 
ihre  „Credite"  und  hat  er  die  Bcfugniss,  die  bezüglichen  Zahlungen  an  die  Central- 
lasse  direct  anzuweisen  oder  die  übrigen  Finanzstollen  zur  Ertheilung  der  erforder- 
lichen Anweisungen  zu  ermächtigen  (eb.  I,  407,  414). 

Uebcr  (West-)  Oesterreich  (§.  98)  s.  Blonski.  Fin.ges.kunde,  I,  27,  55, 
II,  350.  Die  Vorschriften  über  das  Kasscnwesen  s.  in  „Zustellung  der  Kassenmani- 
pulationsvorschriften" v.  1850,  im  „Amisunterricht  f.  d.  ausübenden  Aemter"  von  1853 
u.  in  d.  Kais.  Verordu.  v.  21.  Nov.  1866  betr.  Bestimmungen  über  die  Regelung  des 
Staats-.  Kechnungs-  und  Controldienstcs.    Vgl.  auch  Schrott    Verrechn.  wissensch. 

57  tf,  dessen  gute  und  klare  theoret.  und  princip.  Darstellung  vornemlich  österr. 
Verhältnisse  vor  Augen  hat.  Unter  etwas  anderen  Bezeichnungen  doch  den  preussischen 
ähnliche  Einrichtungen,  so  in  der  Stellung  des  Finanzministeriums  zum  Kassen-  und 
Rechnungswesen. 

Ueber  Frankreich  \§.  99)  s.  v.  Hock,  Fin.verwalt.  Fr.s.  Kap.  3.  S.  85  ir. 
Ilßff.  (vorneml.  nach  d' Audi f fret 's  syst.  fin.  p.  2  u.  5  bearbeitet,  concis  u.  klar), 
r.  Kaufmann.  Fin.  Frankr.s,  passiin  in  Kap.  1,  S.  44  11'.,  K.  3  u.  4  (hier,  nach 
Block 's  dict.,  gute  Darstellung  des  Dienste  im  Finanzministerium,  sonst  unvollständig 
in  diesen  Partieen).  Das  geltende  legislative  Material  bes.  in  Block's  dict.  de  l'ad- 
ministr.  u.  den  supplem.  (bisher  5);  s.  namentl.  d.  Artikel  comptabilite  publique,  cour 
des  comptes,  payeurs,  pereepteurs.  tresor  public,  tresoriers-payeurs  generaux.  Die 
Hanptbestimmungen  sind  in  Ordonnancen  der  Restaurationszeit  u.  der  Julimonarchie 
enthalten  (14.  Sept.  1822,  10.  Dec.  1823  u.  a.),  Zus.fassung  in  derOrdon.  v.  31.  Mai  1838  ; 
jetzt  geltende  Fassung  der  letzteren  in  dem  die  früheren  Verordnungen  zus  fassenden 
o.  vervollständigenden  Decrct  v.  31.  Mai  1862. 

Die  leitenden  Grundsätze  für  das  ganze  Gebiet  der  französ.  compt.  publ.. 
—  eines  Musters  folgerichtiger  Ordnung  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Kechnungs-  und  Control- 
vesens,  daher  von  allgemeinem  Interesse  für  die  Theorie  des  Gegenstands  überhaupt 
ond  hier  aus  diesem  Grundo  und  zugleich  mit  zur  Uebersicht  der  einschlägigen  Be- 
stimmungen über  das  uns  hier  beschäftigende  Gebiet  eingereiht  —  stellt  Hock 
folgendermasson  hin  (in  vortrefflicher  Fassung,  wenn  auch  in  einer  uns  nicht  ganz 
angemessen  erscheinenden  Reihenfolge,  die  wir  hier  aber  beibehalten):  1)  „Niemand 
darf  Gelder  des  Staate  verwalten,  der  nicht  vom  Finanzminister  ernannt,  unter 
seine  Befehle  gestellt,  ihm  verantwortlich  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Rechnungs- 
hof» unterworfen  ist.    Wer  das  Recht  hat.  Gelder  des  Staats  an  zn  weisen,  darf 
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nicht  Gelder  des  Staats  verwalten".    Dieser  Grundsatz  bedingt  eine  noch  grössere 
Cen  tralisation  des  betreff.  Finanzdiensts  beim  französ.  Finanzministerium  ab  in 
anderen  Staaten.  —  2)  .Jeder  verrechnende  Beamte  ist  zu  einer  Cautionsleistung  ver- 
pflichtet". —  3)  „Der  Staatshaushalt  unterliegt  einer  dreifachen  Ueberwachuug  und 
Prüfung",  einer  legislativen  durch  Staatsrath  u.  gesetzgeb.  Körper  {jetzt  National- 
versammlung), einer  jud  iciellcn  durch  den  Rechnungshof,  einer  administrativen 
durch  einzelne  Ministerien  und  durch  das  Fin.ministerium,  —  wie  in  Friucip  und 
Praxis  jetzt  allgemein  ähnlich,  nur  mit  mehr  Abweichungen  bei  der  zweiten  Controle, 
in  den  modernen  Staaten  mit  constitut.  Verfassung.  —  4)  „Als  Grundlage  der  Ver- 
waltung des  Staatsvermögens  dient  das  jährL  Finanzgesetz  mit  dem  genehmigten 
S  taatsvorans  c  blage",  den  einzelnen  Crediten  u.  s.  w.,  —  wie  jetzt  ebenfalls  all- 
gemein. —  (Nr.  5  bezieht  sich  auf  die  Trennung  der  Jahresdienstc,  wovon  später).  -- 
t>)  „Gelder  des  Staats  dürfen  nur  gegen  juxtirte  (aus  einem  Buch  ausgeschnittene] 
oder  mit  Talons  versehene  Quittungen  in  Empfaug  genommen  werden.  Wer 
für  Rechnung  des  Staats  Abgaben  einhebt  oder  Gelder  empfangt,  wird  mit  dem 
Betrage  derselben  belastet",  ein  eigentümlicher,  zu  weiteren  besonderen  Er- 
richtungen in  der  französ.  Finanzverwaltung  führender  Grundsatz.  —  1)  „Ein  Zahlungs- 
auftrag darf  nur  von  dem  Minister,  dessen  Ressort  er  betrifft,  oder  von  einem  durch 
ihn  im  Kreise  seiner  Befugnisse  hierzu  ermächtigten  Dienstchef,  nach  Liquidirung  der 
Ansprüche  des  Staatsgläubigers  <d.  i.  Zahlungsbercchtigtcn)  ....  ausgestellt  werden". 
„Wer  Zahlungen  für  den  Staat  leistet,  darf  die  Zahlung  nicht  vollziehen,  wenn  ihm 
nicht  vom  Finanzministerium  ein  Fond  hiezu  angewiesen  («ausnahmsweise  nicht 
erforderlich  bei  den  Soldzahlungen  f.  d.  Heer  und  die  Flotte),  vom  betreff.  Minister 
oder  Dienstchef  die  Zahlungsauweisung  zugekommen  und  vom  Staatsgläubiger 
(Zahlungsberechtigten)  die  seine  Ansprüche  rechtfertigenden,  durch  die  Reglements 
nach  Art  und  Form  genau  bezeichneten  Behelfe  vorgelegt  sind".    Dies  ist  die  franzfc. 
Regelung  des  „finanziellen  AnWeisungsrechts",  die  verglichen  mit  der  deutschen  einiges 
Eigentümliche  hat,  wenngleich  im  Hauptpriucip  auch  wieder  damit  übereinstimmt. 
S.  u.  §.  123 — 125.  —  8)  „Alle  Schriften  der  Geld  anweisenden  uud  Geld  verrech- 
nenden Behörden,  Aetnter  und  Kassen  werden  in  der  Hauptsache  genau  nach  den- 
selben Formularien,  unter  denselben  Benennungen,  in  derselben  Weise 
geführt,  in  gleichen  Fristen  abgeschlossen  und  vorgelegt*'.  —  9)  „Alle  Bücher 
der  Haupt  rechnungsleger  werden  nach  doppelter  Buchhaltung  mit  thunlichster 
Beibehaltung  der  im  Staatsvorauschlag  enthaltenen  Rubriken  gefuhrt.    Jeder  Artüel 
des  Journals  erscheint  so  unter  passend  gewählten  Rubriken  doppelt,  unter  deu 
Einnahmen  und  den  Ausgaben,  eingetragen ,  so  dass  stets  jede  Eintragung  sich  selbst 
controlirt",  —  während  in  Deutschland  doch  wohl  aus  triftigen  Gründen  der  sogen. 
Cameralstyl  (s.  u.  §.  135)  dem  Rechnungswesen  zu  Grunde  liegt  oder  die  doppelte 
Buchhaltung  nur  wesentlich  modificirt  Anwendung  findet  (Oesterreich  i.  18.  JJi.).  — 
10)  „Eine  durch  alle  Verwaltungs-,  und  Rechuuugszweige  durchgreifende  Unterscheidung 
ist  die  zwischen  den  zum  Ertrag  gehörenden  Einnahmen  und  Ausgaben  [oder  deu 
etwa  als  eigentliche  oder  wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Dienstzweigs 
zu  bezeichnenden]  und  den  bloss  auf  das  Kassavirement  (die  Fondsbewegung) 
sich  beziehenden":  die  sog.  durchlaufenden  Posten,  z.  B.  Einnahmen  uud  Aus- 
gaben für  Rechnung  einer  anderen  Kasse,  die  zwar  auch  im  Rechnung«-  und  Kasten- 
wesen andrer  Länder  vorkommen,  aber  im  französischen  folgerichtiger  und  vollständiger 
durch  die  Rechnungen  geführt  werden.  —  (Nr.  11  bezieht  sich  auf  die  Einrichtung 
und  Beschaffenheit  der  Rechnungsdocumento.  Register,  Journale).  —  12)  „Kein 
Rechnungsleger  kann  sich  selbst  einen  Beleg  ausstellen,  keiner  mit  einem  anderen, 
der  nicht  zu  ihm  im  Verhältnis*  der  Ueber-  oder  Unterordnung  steht,  ohne 
höheren  Auftrag  in  unmittelbare  Verbindung  treten".  —  (Nr.  13  betrifft  die  äussere 
Einrichtung  und  Fuhrung  der  Kasse,  wo  die  französ.  Bestimmungen  ganz  den  deutschen 
entsprechen,  s.  u.  §.  12!»).—  Im  Finanzministerium  ist  es  iu  Frankreich  die  besondere 
Abtheilung  für  die  allgemeine  Gelderbewegung,  (dir.  du  mouvement  general 
des  fonds  s.  o.  §.  99).  iu  welcher  sich  die  oberste  Leitung  dieser  Bewegung  in  den 
Staatskassen  Concentrin,  bei  der  die  Kassenubersichten  einlaufen  uud  buchhalterisch 
zusammengestellt  und  die  Verfügung  über  die  Uebertragungen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kassen  (unter  Mitbenutzung  der  Bank  von  Frankreich  und  ihrer  Filialen' 
getroffen  wird.    Die  gesammte  comptabilite  publique  bildet  eine  weitere  eigene  Fach- 
abtheilung des  Fin.ministeriums  (wonach  oben  §.  99  S.  21b  zu  ergänzen  ist),  von  der 
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dann  die  Abtheilung  für  die  Centraikasse  und  deren  Dienst  noch  zu  unterscheiden  ist. 
Diese  Kasse  ist  oberste  Sammelkasse  der  Ueberschüsse  der  Departementskassen  und 
fungirt  ausserdem  als  Kasse  für  das  Scinedepartement. 

Geber  England  (§.  100)  s.  (ineist,  engl.  Vcrwalt.reeht,  2.  A.  II,  §.  6»,  70. 
Der  Zahlungsdicnst  concentrirt  sich  in  dem  Amte  des  paymastcr  general  i(icucral- 
Zahlkasse),  welches  jetzt  zum  Schatzamte  (treasury)  gehört.  Dies  Amt  fungirt  neben 
der  Bank  von  England,  welche  die  Zahlungen  für  dio  Staatsschuld  besorgt,  als  Aus- 
zahlungsamt  für  die  Ausgaben  der  übrigen  Zweige  der  Staatsverwaltung. 

§.  122.  —  B.  Eine  Verbindung  des  Staatskassen- 
wesens mit  Banken,  besonders  mit  der  etwaigen  grossen 
Centraibank  des  Landes  empfiehlt  sich  in  unserer  Zeit  aus  ver- 
schiedenen Gründen  und  ist  auch  mehrfach  erfolgt,  gewöhnlich  mit 
der  privilegirten  oder  eines  Notenmonopols  geniessenden  Zettelbank. 

Im  Einnahmedienst  kann  eine  solche  Bank  passend  bei  der  Aufnahme 
und  Einzahlung  von  Staatsschulden  direct  dienen.  Bei  entwickeltem  Check - 
verkehr  und  einem  soliden,  gut  eingerichteten  Abrechnungshausc  (Clearing-Ilousei 
ist  die  Annahme  von  Checks,  besonders  —  aber  nicht  nothwendig  ausschliesslich  — 
auf  die  Hauptbank,  wenigstens  für  gewisse  grössere  Zahlungen  an  Staatskassen,  daher 
namentlich  für  Zoll-,  für  gewisse  innere  Verbrauchsteuer- Zahlungen,  wie  Rübenzucker-, 
Branntwein-,  Bier-,  Salzsteuern,  für  die  Domänenpachtschillingc,  für  grössere  Zahlungen 
an  die  Forst-,  Bergwerksverwaltung,  zulässig  und  zweckmässig  i England*.  Die  Ueber- 
üchüssc  der  Provincial-  und  Localkassen,  in  Orten  mit  Bankfilialen,  gelangen  vielfach 
darch  eine  Bank  für  Fiscus,  Publicum  und  Volkswirtschaft  am  Bequemsten  und 
Wohlfeilsten  an  die  Bestimmungs-  und  Bedarfsorte.  Endlich  können  grössere,  einige 
Zeit  im  Bestand  bleibende  Ueberschüsse,  die  sich  sonst  etwa  in  der  Centralkassc  an- 
häufen, erwünschtermassen  einstweilen  bei  der  Bank  stehen  und  hier  mit  für  Bank- 
geschäfte verwendet  werden. 

Im  Ausgabedienste  kann  eine  Bank  ebenfalls  passend  für  die  Bewerk- 
stelligung interlocaler  und  etwaiger  internationaler  Zahlungen  der 
Staatskasse  fungiren.  Ferner  kann  sie  —  zwar  in  ungleichem  Maasse  je  nach  dem 
System  der  Beurkundung  der  einzelnen  Schuldtitel,  daher  besonders  bei  der  Korin  dur 
Bucbschuld,  wie  in  England,  indessen  doch  auch  bei  der  kontinentalen .  spccicll 
deutschen  Form  der  „Obligationenschuld"  und  der  Zinserhebung  mittelst  Coupons  — 
den  Auszahlungsdienst  und  die  gesammte  technische  Verwaltung  der 
Staatsschuld  übernehmen  (England).  Endlich  Hessen  sich  auch  sonstige  Aus- 
zahlungen, namentlich  solche,  wo  es  sich  um  grössere  Zahlungen  aufgrund 
vorausgehender  Liquidation,  z.B.  für  Lieferungen  an  den  Staat,  oder  um  periodisch 
feste  Hebungen,  wie  die  Besoldungen  der  Beamten  handelt,  an  Banken  zur  Be- 
sorgung überweisen. 

Durch  diese  Einrichtungen  wird  der  eigentliche  Kassendienst 
vereinfacht  und  wohlfeiler,  die  Ansammlung  mtlssiger  Geldbestande 
geringer,  Stockungen  im  Geld  verkehr,  die  Afficirung  des  Geldmarkts 
durch  grössere  Zahlungen  an  die  Staatskasse  oder  von  ihr  mehr 
vermieden,  der  wirkliche  Geldumlauf  in  Münze,  daher  der  Bedarf 
der  Volkswirtschaft  dafür,  ebenso  der  Banknotenumlauf  kleiner. 
Viele  Zahlungen,  z.  B.  zwischen  Staaatsschuldnern  aus  dem  Titel 
der  Zollgefalle  und  Staatsglänbigern  aus  dem  Titel  der  verzinslichen 
Staatsschuld  lassen  sich  durch  blosse  Eintragung  in  die  Bankbücher 
und  reell  durch  Compensation  abmachen.  M.  a.  W.  die  Geld- 
wirth schaft  wird  auch  in  den  Beziehungenzwischen  Fiscus  und 
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Publicum  vielfach  durch  die  Creditwirthsc haft  ersetzt. 
Das  ist  im  Ganzen  eine  volks-  und  privatwirthschaftlich  günstige 
Entwicklung.  Es  kommt  dadurch  auch  in  das  Kassenwesen  des 
Staats,  das  oft  an  einer  gewissen  bureaukratischen  Schwerfälligkeit 
leidet,  ein  kaufmännisch  -  bewegliches  Element,  das  hier  keine 
Bedenken,  sondern  nur  Vortheile  hat,  hinein.  Am  Meisten  passt 
die  Verbindung  des  staatlichen  Kassenwesens  mit  grossen  Central- 
Zettelbanken,  die  zugleich  ein  ausgebildetes  Filialnetz 
haben  (Deutsche  Reichsbank).  Doch  ist  auch  die  Verbindung 
mit  sonstigen  soliden  Banken  fllr  diese  Zwecke  nicht  ausgeschlossen. 
Auch  für  grössere  Communalbaushalte  empfiehlt  sie  sich.  Der 
(Uberwiegend  wünschenswerthe)  Uebergang  vom  System  der  specula 
tiven  Erwerbsgesellschafts-,  besonders  der  Actienbanken  zum 
System  wirklich  öffentlicher  („gemeinwirthschaftlicher")  Banken, 
in  Eigentbum  und  Verwaltung  öffentlicher  Körper  oder  doch  öffent 
licher  Genossenschaften,  würde  jener  Verbindung  von  Staats-  und 
Comraunalkassen  mit  Banken  Vorschub  leisten  und  die  letzten  Be- 
denken socialpolitischer  Art  gegen  eine  solche  Verbindung,  wie  sie 
in  Deutschland  wohl  —  u.  E.  mit  Unrecht  —  aus  dem  Character 
der  bekanntlich  schon  jetzt  nur  von  Reichsbeamten  verwalteten 
Reichsbank  als  Acticngescllschaft  abgeleitet  worden,  beseitigen. 
Auch  die  Ausbildung  öffentlichen  Versicherungswesens  drängt  darauf 
hin  und  würde  selbst  wieder  dadurch  begünstigt. 

Früher  war  die  Ausnutzung  der  Banken  zur  Creditgewährung  an  den  Staat  in 
Finanzuöthcn  ein  gewichtiges  Gegenbedenken.  das  jetzt  in  Folge  Verbesserung  dt* 
Staatscredits  und  staatsrechtlicher  Cautelen  zurückgetreten  ist.  —  Das  wichtigste  Beispiel 
der  Uebernahmc  eines  Theils  des  Kassendiensts  des  Staats  durch  eine  Bank  bildet  die 
Rank  von  England.  Dieselbe  ist  schon  seit  ihrer  Gründung  (1694)  wegen  ihrer 
Darlehen  an  den  Staatsschatz  in  näherer  Verbindung  mit  dem  letzteren  und  hat  all- 
mählich die  Gcldverwaltung  der  Staatsschuld  ganz  übernommen.  Dann  sind  ihr  auch 
die  Ueberschüssc  der  Einnahmekassen  überwiesen,  wofür  sie  mit  dem  Staate  ein  Conto- 
correiit  fuhrt  (public  deposits).  Die  Auszahlung  der  vierteljährlichen  Zinsen  der  Schuld 
kann  sich  jetzt  in  Verbindung  mit  dem  englischen  System  der  Buchcredite,  Checls 
und  des  Clearing- Houscs  grossentheils  durch  Umschreiben  iu  den  Bankbüchern  voll- 
ziehen :  das  Conto  der  public  deposits  nimmt  ab,  das  der  private  deposits  entsprechend 
zu.  Indem  jetzt  Zoll-  u.  ähnliche  Zahlungen  mittelst  ('Lecks  auf  die  Bank  von  Eng- 
land bewerkstelligt  werden  können,  wird  dies  Umschreibeverfahren  (Girireu)  noch  mehr 
zur  Vermittlung  der  Zahlungen  zwischen  Publicum  und  Staatskasse  benutzt.  Neuere 
Kcgelung  dieser  Verhältnisse  des  britischen  Zahlungswesens  durch  Ges.  v.  1866  (29, 
30.  Vict.  c.  3'J).  S.  auch  Stein,  Fin.  I,  1)7  tl'.,  der  aber  hier  wie  eb.  S.  91  mit 
Unrecht  die  Bank  schon  von  Anfang  an  (seit  1694)  zur  „Centraikasse  für  den  ganzeu 
Haushalt"  bestimmt  und  gemacht  sein  lässt.  [Er  schliesst  seine  Ausführungen  S.  9S 
mit  einem  Ausfall  gegen  mich:  „wenn  Wagner  diese  Verhältnisse  und  Principicu 
bekannt  gewesen  wären,  so  hätte  er  wohl  nicht  seine  wunderliche  Idee  eines  Erwerbs 
von  Staatseinnahmen  aus  dem  staatlichen  Betrieb  von  Bankgeschäften  (2.  Aufl.  I. 
§.  224  IT.)  aufstellen  können  ....  So  wie  er  kann  man  in  diesem  ernsthaften  Dinge 
nicht  zu  einem  Kesultat  kommen".  Dass  mir  „diese  Dinge  bekannt"  waren,  —  über- 
haupt und  speciell  mit  Bezug  auf  die  Englische  Bank  —  hätte  Stein  bei  ein  weniir, 
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treriogerer  als  seiner  gewöhnlichen  Flüchtigkeit  und  hei  ein  wenig  mehr  Ernst  in  der 
Kritik,  wie  man  ihn  bei  solcher  Polemik  wenigstens  erwarten  sollte,  aus  den  von  ihm 
selbst  citirten  Stellen  ersehen  können:  2.  A.  I,  S.  510,  513.  Nr.  5,  Note  IT  u.  dir 
dort  cit.  Stellen  meiner  älteren  Rankschriften:  schon  in  meiner  ersten  (1>57'»  spreche 
ich  von  den  Vorschüssen  der  Bank  auf  dcficiency  hüls  des  Schatzes  u.  von  dem 
Kassendienst  für  den  Staat.  Neben  einem  solchen  Dienst  einer  Bank  kann  aber 
sehr  wohl  auch  von  einer  mit  aus  fiscal,  (u.  volkswirthschaftspolitischcn)  Rücksichten 
erfolgenden  Uebcrtragung  von  „Geld-  u.  Bankgeschäften"  auf  den  Staat  (oder  Comtnuneu) 
die  Rede  sein  und  öfters  waren  solche  Rücksichten  (auch  in  Preussen)  massgebend. 
Dagegen  lassen  sich  natürlich  auch  Gründe  anfuhren,  wie  ich  denn  die  Gründe  für 
und  gegen  in  I,  §.  224  (f.  prüfe.  Eine  „wunderliche  Idee"  kann  das  nur  derjenige 
nennen,  der  die  Thatsachen  nicht  kennt  oder  nicht  versteht  (Preuss.  Srchandlung)] 
Nicht  in  der  Ausdehnung,  wie  in  England,  steht  die  Staatskasse  in  Krankreich 
mit  der  dortigen  Bank  in  Verbindung,  mit  der  sie  aber  immerhin  dien  falls  ein  Conto- 
corrent  fuhrt  und  deren  Vermittlung  zu  Zahlungen  zwischen  Paris  und  den  Departe- 
ments wie  dieser  unter  einander  sich  die  Staatskasse  und  die  Generaleinnehmer  viel- 
lach bedienen.  Aehnliche  Verhältnisse  bestehen  in  Italien,  Belgien  (Ges.  v 
17.  Juli  1S72). 

In  Deutschland  hatten  die  Zettelbanken  auch  schon  früher  hie  und  da  in 
ihren  Statuten  Pflichten  zur  Ausführung  von  Staats- Kassengeschäften  übernommen. 
Im  Deutschen  Bankgosetz  r.  15.  März  1S75  ist  der  Reichsbank  in  §.  22 
die  Verpflichtung  auferlegt,  „ohne  Entgelt  für  Rechnung  des  Reichs  Zahlungen 
anzunehmen  und  bis  auf  die  Höhe  des  Reichsguthabens  zu  leisten"  und  das  Recht 
crtheilt,  die  nemlichen  Geschäfte  für  die  Bundesstaaten  zu  übernehmen.  In  Folge 
späterer  Anordnung  (v.  29.  Dec.  1*75)  fungirt  nun  die  Reichsbank  förmlich  als 
Keichshauptkasse  (u.  A.  auch  —  bedenklich  genug  —  als  Einlösungsstelle  für 
die  Reichskassenscheine),  was  allerdings  bei  dem  eigentümlichen  Character  des  Rcichs- 
linanzwesens  und  der  meist  im  blossen  Verrechnungswege  vor  sich  gehenden  Aus- 
einandersetzung zwischen  den  Reichsfinanzen  und  den  Finanzen  der  Einzelstaaten  nicht 
zu  einer  grossen  eigentlichen  Kassengebahrung  führen  musste.  Für  die  Buchführungs- 
ffescbäfto  der  Reichshauptkassc  ist  bei  der  Reichsbank  eine  besondere  Geschäfts- 
abtheilung  eingerichtet.  In  den  Ausweisen  der  Reichsbank  ist  das  Guthaben  des  Reichs 
ungeschieden  in  dem  Posten  „täglich  fällige  Verbindlichkeiten"  enthalten.  Im  Jahres- 
bericht wird  unterschieden,  doch  das  „Guthaben  des  Reichs"  mit  dem  der  Bundesstaaten 
(das  übrigens  in  der  Regel  nicht  so  erheblich  sein  wird)  zusammengefasst.  Am 
l.Jan.  15*82  betrug  dies  Gesammtguthaben  15.01  M.  M.,  worauf  in  1SV2  920.34  M.  M 
eingezahlt,  891.82  M.  M.  ausgezahlt  und  31.  Dec.  1882  49.53  M.  M.  als  Guthaben 
verblieben  sind.  Mit  welchen  einzelnen  Staaten  des  Reichs  und  in  welchem  Umfange 
die  Reichsbank  in  Verbindung  steht,  ergiebt  sich  nicht.  Die  etwas  schwerfällige 
preuss.  Kassenverwaltung  könnte  dadurch  nur  gewinnen.  In  Baiern  bedient  sich  die 
Staatskasse  mehrfach  der  Vermittlung  der  Kön.  Bank  in  Nürnberg  für  ihre  Kassen- 
bewegung. 

II.  Einzelheiten  des  Zahlung»-,  Kassen-  und 

Rechnungswesens. 

§.  123.  Hierhin  gehören  von  wichtigeren  Verhältnissen:  A)  die 
Ordnung  des  finanziellen  Anwe isungsrechts,  —  B)  das 
Kassensystem  und  die  innere  Einrichtung  des  Kassen- 
dienstes, sowie  der  Gang  der  Kassengeschäfte  bei  den 
Kassen,  —  C)  die  innere  Einrichtung  des  Rechnungswesens 
(Buchführung). 

Es  sind  dies  speciell  technische  Dinge,  von  denen  wieder  die  Bemerkung  in 
§.  119  gilt,  dass  es  sich  dabei  um  allgemeine  einzelwirthschaftlichc  und  hnanzwirth- 
schaftliche  Angelegenheiten  zugleich  handelt.  Die  drei  unterschiedenen  Verhältnisse 
hängen  eng  zusammen,  so  dass  bei  der  Erörterung  eines  jeden  Einzelnes  mit  hinein 
vx  ziehen  ist,  was  die  beiden  anderen  betrillt.    Eine  grosse  Fülle  von  Einzelheiten 
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liegt  hier  vor,  »'eiche  in  den  modernen  Staaten  in  zahlreichen  Verordnungen,  Regula- 
tiven .  Instructionen ,  nur  ausnahmsweise  Einzelnes  im  Wege  der  Gesetzgebung  (z.  B 
das  Cautionsweseu)  geordnet  sind.  Bei  manchen  Verschiedenheiten  besteht  in  dein 
Allen  doch  eine  aus  der  Natur  der  Sache  und  modernen  Rechtsbegrilfen  auch  not- 
wendig folgende  grosse  Uebereinstimmung  in  dem  Wesentlichen.  Darüber  darf  man 
sich  durch  die  öfters  verschiedene  Terminologie  —  auch  innerhalb  Deutschlands  — 
und  eben  gewöhnlich  nur  scheinbar  bedeutende  Unterschiede  in  den  Einrichtungen 
und  im  Geschäftsgang  nicht  täuschen  lassen.  Eine  auch  hier  m.  E.  zu  erstrebende 
uud  von  mir  erstrebte  mehr  principielle  Behandlung  eines  solcheu  Gegenstands  bietet 
nach  dem  Character  des  letzteren  besondere  Schwierigkeiten  und  ist  nur  für  die 
wichtigeren  Puncte  strenger  durchzufuhren.  Das  grosse  technische  und  administrative 
Detail  gehört  nicht  in  die  Finauzwissenschaft,  sondern  allenfalls  in  eine  Lehre  vom 
Technischen  und  Formellen  der  Finanzverwaltung.  Ein  freilich  meist  noch  sehr  unvoll- 
kommener Versuch  systematischer  Verarbeitung  dieses  Details  liegt  denn  auch  nur  in 
den  Schriften  für  practische  Zwecke,  „Anleitungen"  zur  Ausbildung  und  für  die 
Prüfungen  des  Subalterndienstea  in  diesen  Branchen  vor. 

A.  Das  finanzielle  An  Weisungsrecht  ist  das  Recht  einer 
Behörde  (oder  des  Chefs  einer  solchen)  von  Aratswegen  oder  nach 
speciellem  Auftrag  (schriftliche)  Anweisungen  (Aufträge)  an  andere 
Beamten  und  Behörden  zur  Em  pfangnahme  (Einhebung)  von 
Zahlungen  auf  Rechnung  des  Fiscus  (Staats,  der  Staatskasse  oder 
einer  Behörde,  eines  Instituts),  sowie  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
auf  Rechnung  dieser  Verpflichteten  an  Dritte  (insbesondere  im 
„Publicum")  zu  geben. 

Auch  dies  Recht  concentrirt  sich  in  oberster  Instanz  beim 
Finanzminister.  Von  ihm  ergehen  sowohl  die  Aufträge  zur 
Empfangnahme  von  Zahlungen  als  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
an  die  betreffenden  Behörden,  soweit  nicht  gewisse  Dienstzweige, 
z.  B.  für  Einnahmen  (Verkchrsanstalten ,  Domänen,  Forsten)  etwa 
unter  anderen  Ministerien  stehen.  Bei  den  Verwaltungsaus- 
gaben beschränkt  sich  die  Anweisung  des  Finanzministers  regel- 
mässig darauf,  den  anderen  Ministerien  die  ctatmässigen 
Credite  im  Ganzen  anzuweisen,  worauf  dann  die  Special- 
verwendung  durch  die  Chefs  dieser  Ministerien  je  in  ihren  Ressorts 
angewiesen  wird.  Die  Minister  und  die  Chefs  der  den  Ministerien 
coordinirten  sonstigen  Behörden  bilden  die  obersten  Verwaltungs- 
osgane  mit  selbständigem  Anweisungsrecht  innerhalb  ihrer 
Competenz  (An Weisungsbehörden  erster  Klasse).  Von  ihnen 
wird  das  Anweisungsrecht  de  legi  rt  an  gewisse  untergebene  Be- 
hörden in  verschiedenem  Umfange  (Anweisungsbehörden  2., 
3.  Klasse  u.  s.  w.,  ordonnateurs  secondaircs). 

Dem  Finanzmiuister  sind  Uber  die  erfolgten  Anweisungen  und  deren  Erledigung 
durch  die  Kassen  auch  aus  den  anderen  Ministerien  regelmässig  periodische  Mit- 
theilungen zu  machen.  Es  kann  auch  die  Einrichtung  getroffen  werden,  da-ss  alle 
oder  gewisse  Anweisungen  andrer  Ministerien  selbst  innerhalb  der  etatmassigen  Credite 
vor  ihrer  Vollziehung  im  Finanzministerium  zu  visiren  sind  —  so  in  Frankreich  Seitens 
der  Directum  der  Fondsbewegung  (v.  Malchus  II,  124). 
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Zur  Empfangnahme  von  Zahlungen  in  ihrem  regel- 
mässigen Wirkungskreise  erhalten  die  Einnahmeämter  einen 
Generalauftrag,  welcher  sich  aus  ihrer  Bestimmung  und  Function, 
bez.  aus  der  Ueberweisung  eines  „Etats"  zur  Vollziehung  an  sie 
(Zoll-,  Verzehrungssteuerämter ,  Aemter  für  directe  Steuern,  Forst- 
kassen, Domänenkassen,  Postkassen  u.  s.  w.)  ein  für  allemal  ergiebt. 
Zahlungen  ausserhalb  dieses  Wirkungskreises  und  Etats  haben 
solche  Aemter  entweder  gar  nicht  anzunehmen,  sondern  bei  iri- 
thümlich  angebotenen  die  Zahlungswilligen  an  das  competente  Amt 
zu  weisen,  oder  nur  ausnahmsweise  einstweilen  „in  Verwahrung" 
zu  nehmen  und  dann  apart  zu  buchen.  Sonst  setzt  die  Annahme 
einen  Specialauftrag  der  competenten  vorgesetzten  Behörde 
voraus. 

Auch  bei  der  Vornahme  von  Zahlungen  sind  die  auf  all- 
gemeinen Rechts-  und  damit  Zahlungstiteln  beruhenden 
regelmässigen  Zahlungen,  insbesondere  die  periodischen, 
wie  für  Besoldungen,  Pensionen,  Schuldzinsen,  gewöhn- 
lich ein  für  allemal  bestimmten  Kassen  durch  einen  General- 
auf trag  zur  Zahlung  Uberwiesen.  Ein  solcher  Generalauftrag 
liegt  auch  hier  in  der  Uebermittlung  des  betreifenden  Etats 
(„Kassenetats")  an  die  Kasse  zur  Ausführung  (Preussen). 
Einer  Special anweisung  der  competenten  Dienstbehörde  bedarf  es 
hier  nur  für  den  Beginn  und  die  Beendigung  des  einzelnen 
Zahlungsanspruchs,  so  bei  neuen  Anstellungen  und  Gehaltszahlungen 
dafür  und  bei  der  Sistirung  oder  Uebertragung  an  eine  andere 
Kasse  oder  bei  definitiver  Beendigung  einer  solchen  einzelnen 
rechtlichen  Verpflichtung  (z.  B.  einer  durch  Tod  oder  sonstiges 
Dienstausscheiden  beendeten  Gehaltszahlungspflicht  an  den  Be- 
amten N.  N.).  Bei  sonstigen  einer  Kasse  generell  zur 
Berichtigung  überwiesenen  Zahlungen  muss  dagegen  in  der  Regel 
noch  für  jede  einzelne  Zahlung  —  z.  B.  für  sach- 
liche Ausgaben  im  Bureaudienst,  bei  Baarkäufen,  soweit  nicht 
eben  an  bestimmte  Beamten  Pauschsummen  dafür  periodisch  zu 
zahlen  sind,  für  Berichtigung  von  Rechnungen  für  Lieferungen 
eine  specielle  Zahlungsanweisung  der  betreifenden,  das  An 
Weisungsrecht  besitzenden  Behörde  der  Kasse  zugehen,  um  letztere 
zur  Bewerkstelligung  der  Zahlung  zu  legitimiren.  Selbstverständlich 
bedarf  es  vollends  einer  solchen  speciellen  Anweisung  bei  allen 
einzelnen  Zahlungen,  welche  nicht  zum  regelmässigen  Wirkungs- 
kreis einer  Kasse  gehören  und  dieser  nicht  generell  Uberwiesen  sind. 
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Die  Durchführung  dos  finanziellen  Anwcisungsrechts  bedingt  dann  wieder  eine 
entsprechende  Buchführung  bei  der  an  weisen  den  Behörde  über  die  ergangenen 
oder  ausgest  oll  ten.  bei  der  beauftragten  Kasse  Uber  die  empfangenen 
Anweisungen.  Letztere  Buchführung  kann  selbständig  neben  der  über  die  verwirk- 
lichten Zahlungen  oder  den  eigentlichen  Kassenverkehr  einhergehen  oder  durch  Ein- 
fügung einer  betreflenden  Spalte  in  die  Kassenrechnungen  mit  der  Kassen  -  Buchführung 
näher  verbunden  werden.  Den  oberen  Behörden,  speciell  den  betreffenden  Ministerien 
und  besonders  dem  Finanzministerium  sind  wieder  periodische  Auszüge  über  die 
crthciltcn,  empfangenen  und  ausgeführten  Anweisungen  zuzustellen. 

Wo  die  Kasse  nach  Generalauftrag  auch  den  einzelnen 
Zahlungsanspruch,  z.  B.  aus  dem  Rechte  auf  die  periodische  Hebung 
der  Besoldung,  selbständig  zu  erfüllen  hat,  obliegt  ihr,  bez.  einem 
damit  speciell  beauftragten  Kassenbeamten,  auch  die  Prüfung 
aller  auf  die  rechtliche  Seite  der  Zahlung  Bezug  habenden 
Puncte,  somit  die  sachliche  und  die  formelle  Prüfung,  bei 
Vollziehung  von  Specialanweisungen  nur  die  letztere  (§.  130). 

Das  Kassen  personal  handelt  hier  auf  seine  eigene  Ver- 
antwortlichkeit und  untersteht  demgemäss  etwaigen  Regress- 
ansprüchen des  Fiscus  wie  des  Berechtigten.  Bei  Zahlungen  auf 
Grund  von  S  p  e  c  i  a  1  anweisungen  der  competenten  Dienstbehörde 
modificirt  und  beschränkt  sich  diese  Verantwortlichkeit  entsprechend. 
Hier  muss  die  Prüfung  des  einzelnen  Zahlungsanspruchs  und  die 
„Liquidation"  desselben  in  der  höheren  Instanz,  bei  der  an- 
weisenden Behörde,  vor  sich  gehen,  welche  demgemäss  hier- 
für die  Verantwortlichkeit  trägt.  Die  Buchführung  wird  hier 
eventuell  über  die  eingereichten  und  die  liquidirten  Zahlungs- 
forderungen und  über  die  darauf  hin  ausgestellten  Zahlungs- 
anweisungen getrennt  erfolgen  müssen. 

§.  124.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  bei  den  Liquidationen, 
der  Ausstellung  der  Anweisungen  und  bei  der  Zahlungsleistung  zu 
richten  auf  die  Innehaltung  des  Etats,  bez.  der  einzelnen 
etatsmässigen  Credite,  dabei  auch  auf  die  Beachtung  der 
staatsrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit,  die 
Bedingungen,  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Ucber- 
tragungen  zwischen  verschiedenen  Kapiteln,  Titeln  u.  s.  w.  des 
Etats  (§.117  ff),  ferner  auf  die  Innehaltung  der  Vorschriften 
über  die  Trennung  der  Jahresdienste,  über  den  Verfall 
der  nicht  erschöpften  Credite  früherer  Jahre  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  u.  dgl.  m. 

Das  Finanzministerium  ist  hier  dem  Staatsoberhaupte  und  der 
Volksvertretung  verantwortlich,  die  Oberrechenkammer  hat  eventuell 
die  bezügliche  Controle  mit  auszuüben,  die  anderen  Ministerien 
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sind  dem  Finanzministerium  gegenüber  zur  Innehaltung  ihrer 
Credite  und  jener  Vorschriften  verpflichtet,  jede  anweisende  Behörde 
ihrer  vorgesetzten.  Feststehen  muss  vor  Allem,  dass  eine  Ueber- 
sebreitung  der  Credite  und  Vorschriften  Seitens  der  anderen  Ministerien 
nur  mit  Wissen  und  —  regelmässig  vorhergehender  —  Zustimmung 
des  Finanzministers  geschehen  darf.  Diesem  sind  daher  die  Gründe 
vorzulegen  und  er  hat  darüber  mit  zu  befinden.  Er  hat  dann  die 
Ueberecbrcitungen  seines  Spccialctats  und  diejenigen  des  Gcsammt- 
etats  nach  Oben  hin  zu  vertreten  und  dafür  nachträgliche  Genehmigung 
des  Staatsoberhaupts  und  der  Volksvertretung,  regelmässig  bei  der 
Vorlegung  des  Rechnungsabschlusses  (§.  147),  einzuholen.  Für  eine 
selbständige  Mitwirkung  der  lediglich  nach  Aufträgen  der  an- 
weisenden Behörden  handelnden  Kassenverwaltungen  bei  derControle 
wegen  Innehaltung  des  Etats  fehlt  eigentlich  diesen  Verwaltungen 
die  Competenz,  selbst  wenn  sie  einen  Generalauftrag  in  der  Form 
der  Ueberweisung  eines  Etats  zur  Vollziehung  erhalten  haben  (s. 
n  über  Preussen). 

Aach  darüber  ist  eine  fortlaufende  Conlrole  geboten,  dass  nicht  kleinere, 
mehr  zufällige  Ueberschreitungcn  des  Etats  und  der  einzelnen  nichtübertragbaren 
Credite  stattfinden,  z.  B.  indem  auf  generelle  Titel,  wie  etwa  „zu  persönlichen  Aus- 
gaben ausser  den  Besoldungen",  „zu  allgemeinen  Unkosten"  durch  Spccialanweisungcn 
mehr  angewiesen  und  verausgabt  wird ,  als  auf  diesem  Titel  zur  Verfügung  steht. 
Die  Hauptsorge  hierfur  muss  wieder  in  die  an w e isen den  Behörden  und  schliessli-  b, 
als  oberste  Controlinstanz  in  das  Finanzministerium  verlegt  werden.  Zu  diesem 
Behufc  wird  passend  in  den  Büchern  der  anweisenden  Behörden  eine  Vcr- 
plcichsspalte  für  das  „etatmässige  Soll"  (bez.  „Darf"  bei  den  Ausgaben» 
gesetzt,  um  dadurch  jederzeit  die  Innehaltung  dieses  „Soll"  durch  das  wirkliche  Er- 
gebniüs  (das  „Ist",  hier  zunächst  der  ausgestellten  Anweisungen)  leicht  vergleichen 
in  können.  Aehnlicb  kann  man  hier  dann  auch  die  Buchführung  der  Kassen 
einrichten  und  durch  Aufnahme  einer  Spalte  des  ..Etats -Soll"  den  Vergleich  mit  der 
wirklichen  üeldgebahrung  oder  Verausgabung  erleichtern.  Nur  erscheint  doch  auch 
hier  die  Kasse,  welche  stets  nur  auf  generellen  oder  speciellcn  Zahlungsauftrag  der 
vorgesetzten  Behörde  handelt,  keine  geeignete  Instanz,  um  etwa  unter  Hinweis  auf 
bereits  erfolgte  üebersch reitung  des  Oedits  von  sich  aus  selbständig  die  Er- 
füllung einzelner  sonst  formell  richtiger  Zahlungsansprüche  an  sie  oder  vollends  die 
Honorirung  einzelner  Spccialanweisungcn  auf  sie  abzulehnen.  Sie  sollte  nur  etwa 
Recht  und  Pflicht  haben,  in  solchen  Fällen  vor  der  Auszahlung,  also,  soweit  angänglich, 
mit  Aufschub,  an  die  vorgesetzte  anweisende  Behörde  den  Thaibestand  zu  berichten 
tmd  weitere  Instruction  zu  erbitten.  Lautet  diese  dann  doch  auf  Auszahlung,  so  muss 
die  Kasse  ordnungsmässig  Folge  leisten.  Aehnlichc  Bestimmungen  sind  für  die  Kassen 
in  Fällen  von  aufstossenden  IrrthUmern  der  anweisenden  Behörden  nothwendig. 

Eine  besondere  Frage  ist  es,  ob  allgemein  die  Zahlungs- 
anweisungen der  mit  dem  Anweisungsrecht  versehenen  Verwaltungs- 
behörden noch  vor  ihrem  Eingang  bei  den  Kassen  einer  Visirnng 
durch  Rechnungs-  und  Controlorgane  unterworfen  werden  und  ob 
von  dieser  vorausgehenden  Visirung  die  Giltigkeit  der  Anweisung 
für  die  Kasse,  allgemein  oder  wenigstens  als  Regel,  welche  aber 
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bestimmte  Aasnahmen  zulässt,  abhängen  soll.  Bestimmungen  dieser 
Art  finden  sich  mehrfach,  aber  je  nachdem  die  Visirungsorgane  zu 
der  anweisenden  Verwaltungsbehörde  gehören  und  von  dieser  ab- 
hängen (Oesterreich,  Italien)  oder  unabhängig  neben  ihr  stehen, 
von  verschiedener  rechtlicher  Bedeutung.  Die  Einrichtung  hat 
finanztechnisch  ihr  Für  und  Wider,  letzteres  überwiegt  wohl,  aber 
sie  kann  staatsrechtlich  werthvoll  und  im  gegebenen  Falle  folge- 
richtig sein.  In  Frankreich  passiren  die  Auszahlungsanweisungen 
das  Visum  der  Direction  der  Fondsbewegung  allgemein. 

Vgl.  Näheres  bei  Schrott,  S.  47*  ff.  u.  u.  in  §.  140  über  die  „Visacontrole". 

Die  Rechnungen  der  anweisenden  Behörden  Uber  die  von  ihnen  erlassenen 
Anweisungen  (zur  Einhebung  und  zu  Ausgaben)  kann  man  als  „Verwaltungs- 
rechnungen'4 von  den  „Kassenrcc  hn  ungeu'4,  d.  h.  den  Rechnungen  der  Kassen 
über  die  vollzogenen  Einhebungen  und  Ausgaben  auch  terminologisch  unterscheiden. 
Danach  trennt  sich  dann  auch  eine  allgemein  (den  ganzen  Staatshaushalt  zusammen- 
fassende) Vcrwaltungsrcchn  ung  (coinptc  d'adininistration)  o.  Kassenrechnung 
(coinpte  do  gestion)  (d* Audiff rct).  Vgl.  Schrott,  Verrochn.wissensch.  S.  527. 
Gewöhnlich  denkt  man  beim  Rechnungswesen  nur  an  die  letztere  Rechnung. 

§.  125.    Practische  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern. 

In  Preussen  (vgl.  Herrfurth  u.  Meissner  a.  a.  0  ,  ausserdem  Meissner, 
preuss.  Verwalt.kunde ,  I,  6,  2«  11..  44)  bestimmte  die  K.-O.  v.  17.  März  1828  (Re- 
gulativ f.  d.  Kassenwesen),  dass  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  der 
im  Etat  festgesetzte  Ausgabebedarf  vom  Finanzministerium  bei  der  Generalstaats- 
kasse,  für  die  in  den  Provinzen  zu  leistenden  Ausgaben  bei  der  betreff.  Regier.- 
hauptkassc   aberwiesen   werde.    Das  Fin.min.    hat  aber  auch  dafür  zu  sorgen, 
dass  uberall  die  nöthigen  Mittel  zur  Zeit  des  Bedarfs  vorhanden  sind.    Mit  deswegen 
nach  der  gen.  K.-O.  period.  Kassenextracte  von  allen,  auch  von  den,  anderen 
obersten  Verwaltungsbehörden  unterstehenden  Kassen  an  das  Fin.min.  —  Für  alle 
Kassen  Verwaltungen  werden  dann  „  Kasse  netats 14  aufgestellt,  für  die  Generalstaats- 
kasse ,  die  Regier.hauptkassen  u.  andere  Hauptkassen  der  Verwalt  zweige  des  Finanz- 
ministeriums vom  Fin.minister ,  der  diese  Etats  zu  zeichnen  u.  dem  König  zur  Voll- 
ziehung einzureichen  hat    Die  anderen  Etats  im  Fin.min.  werden  vom  Fin.minister 
allein,  die  der  Übrigen  Ministerien  von  deren  Chefs,  aber  unter  Mitrevision  u. 
Mitvollziehung  des  Finanzministers  vollzogen  (^.-0^.29.  Mai  1826).    Die  Ueber- 
weisung  der  Kassenetats  an  die  betreifende  Kasse  involvirt  dann  einen  Generalauf- 
trag zur  Einhebung  u.  Auszahlung  gemäss  dem  Etat,  wie  schon  bemerkt.  —  Nach 
der  Geschäftsauweis.  f.  d.  Regier.hauptkassen  v.  1.  Juni  1S57  (u.  in  diesen  Puncten 
ganz  analogen  Vorschriften  f.  die  sonstigen  Kassen)  §.  35  müssen  alle  bei  der  Haupt- 
kasse zur  Verrechnung  gelangenden  Eiunahmen  ..entweder  durch  die  Etats  u.  sonstigen 
allgemeinen  Vorschriften  oder  durch  spec.  Einnahmeordres  überwiesen  sein44; 
andere  Einnahmen,  die  überhaupt  zur  Verwaltung  der  Hauptkasse  gehören,  sind  nur 
in  „  Ass  ervation4'  zu  nehmen  und  Bestimmung  darüber  einzuholen.    Ebenso  gilt 
für  die  Ausgaben,  dass  sie  von  der  Kasse  nur  geleistet  werdeu  dürfen,  wenn  sie  „durch 
den  Etat  oder  durch  ein  für  allemal  ertheilte  Anweisung  oder  durch  spec  Ausgabe- 
ordres  dazu  ermächtigt  worden  ist44  (§.  52\    Die  Buchhalter  der  Kassen  sind  für 
Etatsüberschreitungen  mit  verantwortlich,  müssen  daher  stets  die  Summe 
der  auf  jeden  Etatstitel  angewiesenen  Zahlungen  mit  dem  Etatssoll  in  Vergleichong 
haiton.    Dies  entspricht  zwar  dem  preuss.  Princip  der  Kassenetats,  scheint  aber  mit 
der  Stellung  der  Kassen  zu  den  anweisenden  Behörden  nicht  recht  in  Einklang  zu 
stehen.    Zahlungen  über  das  Etatssoll  hinaus  dürfen  nur  nach  zuvor  eingeholter  Ge- 
nehmigung der  Regierung  erfolgen  (§.  61).  —  Die  Specialkasson  müssen  unweigerlich 
die  ihnen  von  den  Regier.hauptkassen  zugehenden  Zahlungsanweisungen  ausführen, 
nötigenfalls  sich  die  Geldmittel  dafür  vorschussweise  von  der  Hauptkasse  überweisen 
lassen  (§.  73).    Zahlungen,  welche  „fortdauernd  an  bestimmte  Empfänger  u.  in  be- 
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stimmten  Betragen  zu  leisten  sind"  (Besoldungen  u.  dgl.)  werden  den  Specialkassen 
ein  für  allemal  durch  die  Hauptkassc  Uberwiesen,  sie  sind  bis  zum  Todesfall,  sonstigen 
Abgang.  Ablauf  der  Bewilligungszeit  oder  Widerruf  zu  leisten  (§.  74). 

Auch  in  Baiern  (V.  v.  9.  Dec.  1!>2.j,  Stockar  v.  Neuforn-Hock  I,  83, 
392  ff.,  406  ff.,  Fahrinbaeher,  d.  Zahlungswesen  der  allgeui.  Finanzverwaltung) 
erfolgt  die  Assignirung  der  (ieneraletats  auf  die  Staatskassen  durch  den  Finanzminister. 
Dieser,  bez.  das  Fin. Ministerium  ist  auch  die  oberste  Zahlung  auweisende  Behörde. 
Er  delegirt  den  Regierungsfiuanzkammcrn  das  Hecht  th.  mit  deti  Etats  (speciell  den 
..Finanzverwaltungsetats'",  für  die  Einnahmen  u.  die  mit  deren  Erhebung,  Verwaltung 
u.  Betrieb  verbundenen  Ausgaben),  th.  generell  für  gewisse  Ausgaben  (mit  u.  ohne 
Vorbehalt  nachträglicher  Automation >,  th.  durch  besondere  Kescripte  u.  eröffnet 
ihnen  hierfür  einen  bestimmten  „Credit*  (detaill.  Darleg.  Hock  a.  a.  O.  1,  406  ID. 
Die  Kassen  (Kreiskassen,  Rentämter)  dürfen  ohne  schriftliche  Anweisung  durch  die 
Kcgicr.finanzkamtncru  (ausnahmsweise  andere  Behörden)  u.  ohne  Ürcdttcröii'nung  keine 
Zahlung  leisten  n.  bedürfen  in  der  Kegel  noch  spccieller  Zahlungsauweisungen  ftlr  die 
einzelnen  Ausgaben  auch  zur  Verwendung  der  ctatmässigen  Ausgaben.  Die  Kassen- 
beamten haften  dem  gemäss,  ausserdem  auch  für  EtatsUberschreitungen  und  fur  Ver- 
wendung der  bewilligten  Mittel  zu  anderen  Zweckeu,  als  wofür  sie  bestimmt  sind 
(a.  a.  0.  S.  414  fl..  420). 

In  Oesterreich  'Blonski,  II,  357,  im  Allgcm.  die  Theorie  bei  Schrott, 
S.  132,  474  11'.,  480  !!.)  haben  die  „mit  dem  Anweisungsrecht  betrauten  Behörden"  — 
der  Finanzminister,  die  übrigen  Ministerien,  delegirt  die  weiteren  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  die  Kronlands -Hauptbehörden  —  zur  Vollziehung  der  Anweisungen 
'.„Decrcturen")  eine  unmittelbar  unterstehende  Kasse,  dann  ein  Rechnungs- 
<le parte  tn  ent  zur  Evidcnzhaltung  der  Anweisungen  u.  s.  w.  unter  sich.  Die  An- 
webnngen  der  Verwaltungsbehörden  sind  hier  in  Verschreibung  zu  nehmen  und  vom 
Vorstand  des  Rechnungsdcpart.s  oder  dessen  Stellvertreter  zu  contrasigniren, 
bevor  sie  an  die  Kassen  gehen  (s.  o.). 

Mehrfach  eigeuthUmliche  Bestimmungen  bestehen  in  Frankreich  in  Bezug  auf 
•Jas  Anweisungsrecht  u.  die  scharfe  Scheidung  der  „ordonnateurs"  1.  u.  2.  Klasse. 
Jede  Zahlung  auf  Staatsrechnung  muss  vorher  von  einem  Minister  angewiesen  (ordon- 
nance) oder  von  Anweisungsbehörden  2.  Kl.  (ordonnateurs  secondaires)  beauftragt  sein 
in  Gemässheit  ministerieller  Delegation.  Die  Zahlungsleistung  setzt  eine  Creditcröilhung 
voraus.  Die  Anweiser  2.  Kl.  sind  speciell  bezeichnet.  Die  Kasse  (der  „comptable", 
der  zur  Rechnungslegung  Verpflichtete)  kann  und  muss  gegen  Mängel  der  Anweisung 
(wie  auch  der  Beweisstücke  des  eine  Zahlung  Beanspruchenden)  remonstriren ,  aber 
auf  erneute  Anweisung,  trotzdem  zu  zahlen,  muss  die  Kasse  dem  Anweiscr,  unter 
gleichzeitigem  Bericht  au  den  Finanzminister,  Folge  leisten.  Die  besondere  Visirungs- 
instanz,  welche  die  Direction  der  Fondsbewegung  als  Abtheilung  des  Finanzministeriums 
für  alle  Zahlungsanweisungen  der  Minister  bildet,  ist  schon  oben  erwähnt  worden. 
Näheres  im  Decret  v.  31.  Mai  1S02  u.  im  Art  comptabilite  publ.  im  diction.  de 
ladin  in.  franc..  S.  auch  o.  §   121  die  Darstelluhg  nach  Hock.   Kaufmann  S.  64. 

§.  126.  —  B.  Das  Kassenwesen  im  Einzelnen.  1.  Ent- 
wickln n  g.  Das  ganze  Kassensystem  des  Staatshaushalts  hat  sich 
bei  uns  wie  in  anderen  Ländern  historisch  in  enger  Verbindung 
mit  den  Staatseinnahmen  und  deren  Gattungen  und  mit  der 
Einrichtung,  Umbildung  und  Ausdehnung  der  öffentlichen  Ver- 
waltung, bez.  mit  den  für  diese  zu  bestreitenden  Ausgaben 
entwickelt. 

In  der  älteren  Periode  vorherrschender  Naturalwirtschaft .  aber  bereits  mehr 
vorkommender  (ieldgcfälle  fliessen  die  verschiedenen,  privatrechtlichen,  gebühren  -  und 
rcgalartigen .  steuerrechtlichen  Einnahmen  bei  einem  Localerheber ,  der  eventuell  zu- 
gleich Verwaltungsbeamtcr ,  wohl  schon  zusammen.  Er  hat  daraus  die  Betriebs-  und 
Erhebungskosten,  wie  nicht  minder  locale  oder  sonst  auf  ihn  angewiesene  Verwaltungs- 
ausgaben zu  bestreiten  und  nur  die  üeberschüsse  terminweise  an  vorgesetzte  Bc- 


Digitized  by  Google 


270  LB.  4.K.  Formelle  Ordnung.  3.  Abschnitt.  Zahl.-,  Kass.-,  Kechn.wesen.  §.  12<i. 

hörden  und  Kassen  abzuführen.  Bei  diesen  sammeln  sich  so  aus  einem  grösseren 
LandesdUtrict  die  Summen  an,  Ruch  wird  regelmässig  nur  Uber  die  erhaltenen  Gelder, 
also  nur  Uber  die  UeberschUsse,  die  aus  anderen  Kassen  eingingen,  Uber  die  sonstigen 
baar  erhaltenen  Verläge  oder  Uebcrweisungen  andrer  Kassen,  über  die  geleisteten 
Zahlungen  und  über  die  Abfuhren  an  die  höhere  Sammelkasse  geführt  („Netto- 
rechnung4'). Immerhin  bildet  dies  Kassenwe&en  schon  in  gewissem  Maassc  trotz  seiner 
Unvollkommenheitcn  ein  Kassen  System  und  wenigstens  für  den  einzelneu,  einen 
politischen  Körper  darstellenden  Landestheil  hätte  sich  daraus  eine  gewisse  fiscalische 
Kasscncinhcit  mittelst  der  Ansammlung  aller  UeberschUsse  in  Einer  Centraikasse  und 
der  Verwendung  für  C'entralausgaben  durch  diese  bilden  können. 

Der  verschiedene  geschichtliche  Ursprung  der  ein- 
zelnen Einnahmen  und  Einnahmekategorieen,  der  verschiedene 
rechtliche  Charactcr  derselben  und  der  mit  einer  jeden  Ein- 
nahme oder  dem  Ueberschuss  einer  Einnahmeart  zu  bestreitenden 
Ausgaben  hat  indessen  grade  in  den  Staatsformen  der  Uebergangs- 
zeit  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  bis  ins  17.  und  18.  Jahr- 
hundert, als  die  Finanzwirthschaft  mehr  und  mehr  in  geldwirth- 
schaftliche  Formen  tiberging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kassen- 
wesens, besonders  nach  Verwaltungs zweigen,  geführt  und 
trotz  des  früh  unverkennbaren  Bedürfnisses  eine  erheblichere 
Centralisation  desselben  verhindert. 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibende 
Selbständigkeit  der  einzelnen,  ehemals  getrennten  Landes- 
thcile  auch  nach  deren  Vereinigung  in  Einem  Staate  (Territorium). 
Kaum,  dass  Ueberschüsse  der  Landestheile  in  Einer  Kasse  ver- 
einigt wurden.  Jeder  Theil  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigenes 
Kassenwesen  für  sich. 

Sodann  wirkte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  von 
Kammerkasse  und  Landessteuerkasse  (§.  90)  auch  auf 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  unteren  Glieder, 
die  Localkasseu,  für  die  Einnahmen  und  für  die  darauf  angewiesenen 
Ausgaben  hin  und  eine  Zusammenfassung  von  Ueberschüssen  an 
der  Centraisteile,  eine  Uebertragung  von  Geldmitteln  aus  der  einen 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statt,  höchstens  dahrlehens weise. 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Gruppe  bewirkten  rechtliche, 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weitere 
Trennungen  wie  im  Aemterwesen  der  Verwaltung,  so  im  Kassen- 
wesen. Die  Domänen  (i.  e.  S.),  die  Forsten,  die  Bergwerke, 
die  Hauptarten  der  Steuern,  alte  directe,  wie  besonders  die 
Vermögens-,  die  Grund-  und  Haussteuern,  hie  und  da 
neuere,  Personal-  u.  dgl.  Steuern,  die  Zölle,  die  Accisen, 
die  Monopole,  die  Stempelgefälle  u.  s.  w.  -  zum  Theil  in 
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noch  weiterer  Specialisirung  —  haben  ihre  eigene  Verwaltungs 
Organisation,  ihre  besonderen  Aemter,  Behörden  und  Kassen. 
So  specialisirte  sich  der  Einnahmedienst  auch  im  Kassen- 
wesen nach  Einnahmezweigen  („Forstkasse",  „Bergwerks-", 
,Zoll-",  „Stempel -",  „Salzregal-"  oder  „Debit-",  „Chausseegeld"- 
kasse  u.  v.  a.  m.)  oder  m.  a.  W.  die  Einnahmekassen  waren  in 
der  Regel,  sowohl  als  Sammelkassen,  wie  als  Local-  und  erste 
Erhebungskassen  Specialkassen  im  Sinne  von  Kassen  eines 
einzelnen  besonderen  Einnahmezweigs. 

Auf  diesen  Kassen  lasteten  an  Ausgaben  zunächst  immer  nur 
die  unmittelbaren  Betriebs-  und  Erhebungskosten  des  Einnahme- 
zweigs. Dann  wurden  auf  die  Ueberschüsse  die  eigentlichen  Ver- 
waltungsausgaben angewiesen,  jene  auch  wohl  rechtlich  für  diese 
verhaftet  —  wie  Schuldzinsen  und  Schuldrückzahlungen  —  oder 
umgekehrt  oft  zur  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
neue  Einnahmen,  z.  B.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
jene  Specialkassen  des  Einnahmedienstes  unmittelbar  Ausgaben 
dieser  Art  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
kassen Specialkassen  nach  Verwaltungsdienstzweigen.  Auch 
etwaige  Sammelkassen  der  Ueberschüsse  eines  Einnahmedienst- 
zweigs („höhere"  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Salzkassen  u.  dgl.  m.),  die 
dann  regelmässig  in  den  Büchern  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
übersandten  Ueberschüsse  führten,  behielten  diesen  Character 
von  Special-Ausgabekassen,  da  auch  sie  regelmässig  nur  die 
einmal  auf  diese  Kassen  fundirten  speciellen  Verwaltungsausgaben 
zu  bestreiten  hatten. 

Dies  Kassensystem  gipfelte  dann  folgerichtig  und  vielfach  auch 
in  der  Praxis  in  einer  obersten  Centraikasse  („Hauptkasse") 
des  betreffenden  Einnahmedienstzweigs:  so  viel  recht- 
lich, administrativ  und  technisch  getrennte  Einnahmezweige,  so 
viele  Centraikassen.  Nur  die  etwaigen  Ueberschüsse  dieser  letzteren 
konnten  wenigstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
den  administrativen  Grundsätzen  widersprach ,  in  eine  einheitliche 
Centralkasse  zusammenfliessen,  hier  sich  ansammeln  zu  einem 
„Staatsschatze"  oder  zu  „gemeinsamen"  Zwecken  des  ganzen  Staats 
oder  Landes  verwendet  werden. 

Neben  diesen  Verwaltungszweigkasscn  sind  einzelne  besondere  behördliche 
Kassen  vornemlich  für  die  Ve rein nahmun g  der  mit  der  Behörde  und  deren  Thätig- 
Uit  unmittelbar  verbundenen  Einnahmen  (Sportein  und  Gebühren,  Strafgelder  u.  dgl.) 
vorhanden,  deren  Einnahmen  früher  ganz  oder  grossenthcils,  auch  in  den  Staaten  des 
1".  und  IS.  Jahrhunderts  noch  theilweise,  den  Beamten  zuflössen,    ihre  UebcrschiKsü 
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konnten  aber  auch  zur  Zahlung  von  Verwaltungsausgaben  (Besoldungen,  Kosten  der 
Behörde)  dienen,  wo  diese  Kassen  dann  auch  als  behördliche  Ausgabekassen 
fungirten.  Auch  ein  solches  Kassenwesen  entspricht  dein  älteren  Zustand  der  Ver- 
waltung und  den  damals  überhaupt  geltenden  politischen  Anschauungen. 

Die  Zersplitterung  der  Kassen  und  die  mangelnde 
Centralisation  des  Kassensystems  selbst  in  den  oberen 
Instanzen  lag  mitbin  in  der  einmal  geschichtlich  gegebenen 
öffentlich-rechtlichen  Structur  des  „Uebergangsstaats" 
und  in  der  Entwicklungsgeschichte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  Localkassen  sind  daher  vielfach  zersplittert,  wenn  auch 
in  kleineren  Orten  und  sonst  für  die  Erhebung  verschiedener  Ein 
nahmen  wie  früher  Ein  Einnehmer,  dann  mit  getrennter  Ver rech 
nung  der  einzelnen  Einnabmearten  fungirt.  Neue  und  neuartige 
Einnahmen  verlangten  auch  aus  technischen  Gründen  oft  neue  und 
besondere  Beamte,  Aemter,  Kassen. 

Wenn  nun  auch  im  Einzelnen  wohl  schon  früher  öfters  inner 
halb  einer  rechtlich  zusammengehörenden  Gruppe  von  Einnahmen 
und  Ausgaben  eine  gewisse  Centralisation  im  Kassenwesen  unter 
Beibehaltung  getrennter  Buchführung  eintrat,  so  konnte  das  doch 
erst  in  grösserem  Maasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  mäch- 
tigeren Aufleben  des  Gedankens  der  Staats-  (Territorial)- 
Einheit,  daher  seit  dem  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert 
mit  dem  Siege  des  Fürstenthums  Uber  die  Stände  und  mehr  und 
mehr  dann  mit  dem  politischen,  administrativen  und  finanziellen 
System  des  „ Wohlfahrts  und  „Polizeistaats",  des  „aufgeklärten 
Despotismus".  Hier  ist  denn  auch  das  eigentlich  moderne  System 
angebahnt  worden,  dasjenige  „einheitlicher  Staatskassen" 
welche  von  unten  bis  oben,  von  den  Local-,  zu  den  Kreis-,  Pro- 
vinzial-  und  zur  Central  Staatskasse  bin,  also  in  allen  Gliedern 
möglichst  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  territorialen  Wirkungs- 
kreises, welcher  Art  immer,  einheitlich  zusammenfassen, 
auch  die  Kassenbestiindc  als  Ein  Ganzes  behandeln,  die  Trennung 
der  Einnahme-  und  Ausgabegattungen,  soweit  nöthig,  nur  in  der 
Buchführung  und  in  den  summarischen  Auszügen  daraus  fest- 
halten und  in  der  Einen  wahren  Central -Staatskasse  ihren  logiscb 
und  practisch  richtigen  Abscbluss  finden.  Selbst  das  blosse  Streben 
in  dieser  Richtung,  vollends  seine  mehr  oder  weniger  umfassende 
Verwirklichung  war  an  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sich 
vornemlich  erst  im  18.  und  voll  erst  im  19.  Jahrhundert  erfüllt 
haben:  eine  grössere  Centralisation  und  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeiten  überhaupt,  eine  bestimmtere  Auffassung  der  letzteren 
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als  wahre  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellung  des  Staats- 
diensts  und  die  Bezahlung  der  Staatsdiener  durch  feste  Besoldungen 
und  durch  solche  allein,  unter  Ausscheiden  von  GebUhrenbezUgen. 

Die  noch  mehr  oder  weniger  zahlreich  verbleibenden  Aus- 
nahmen von  diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  wurden, 
abgesehen  von  einzelnen  noch  nicht  zu  Uberwindenden  rechtlichen 
Hindernissen,  wie  heute,  wo  sie  auch  noch  vorkommen  (§.  127) 
nunmehr  aus  bestimmten  finanztechnischen  und  administra- 
tiven Gründen  beibehalten.  Im  Ausgabedienst  bedarf  u.  A.  das 
Heerwesen  sein  eigenes  Kassensystem,  in  den  unteren  und  z.  Th. 
in  den  mittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenwesen. 
Aber  solche  Fälle  waren  jetzt  erst  zu  begründende  Ausnahmen, 
nicht  selbstverständliche  Regel. 

Auch  wo  aus  besonderen  Gründen  das  System  der  einbeit- 
liehen  Staatskassen  nurtheilweise  angenommen  wird,  muss  wenigstens 
dem  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  gemäss  (§.  112)  buch- 
halterisch die  Gesammtheit  der  wirklichen  Kinnahmen  und  Aus- 
gaben aller  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derselben 
in  Ein-  und  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Einnahmen  der 
Bruttobetrag,  bei  den  Ausgaben  der  Aufwand  anBetricbs- 
und  Erhebungskosten  in  der  Centraistaatskasse  vereinigt  werden. 

§.  127.  —  2.  Gegenwärtige  Kassen sy steine.  Theils 
im  Anschluss  an  die  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  theils  in 
Gemäs8heit  der  besonderen  Bedürfnisse  einzelner  Zweige  des  Ein- 
nahme- wie  des  Ausgabedienstes,  theils  auch  nach  speciellen  Be- 
dürfnissen der  Behördenorganisation  und  der  Geschäfte  einzelner 
Behörden  sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  die  zwei  im  Vorigeu  schon  mit  berührten  anderen 
Uauptsy steme  zu  unterscheiden:  dasjenige  der  „Vcrwaltungs- 
zweigkassen"  und  dasjenige  der  „behördlichen  Kassen". 
Jedes  dieser  drei  Systeme  lässt  sich  mehr  oder  weniger  zum  herrschen- 
den machen:  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
Finanzwirthschaft  keines.  Jedes  hat  seine  speeifischen  Vorzüge 
und  Mängel,  jedes  entspricht  besonderen  Bedürfnissen  der  allgemeinen 
und  der  Finanzverwaltung.  Während  aus  den  dargelegten,  für 
ihre  Zeit  guten  Gründen  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
früher  das  hauptsächliche  war,  woneben  nur  noch  behördliche 
Kassen  zu  bestehen  pflegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats- 
kassen wohl  als  das  logisch  richtigste  und  practisch  zweckmässigste 
für  die  moderne  Finanzwirthschaft  zu  bezeichnen.  Aber  in  gewissem 

A.  Wagner,  Hiiaiu»-ittü>nM-liaft.   I.   :V  Au«.  Itf 
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Umfange,  besonders  nach  der  Technik  des  Erhebungsdiensts 
und  der  Verwaltung  sind  Verwaltungszweigkassen  für  einzelne 
Einnahme  zweige  und  Administrationen,  theils  in  allen,  besonders 
in  der  Mittel-  und  Unterinstanz,  theils  wenigstens  in  der  unteren 
Instanz  allein,  in  Bezug  auf  die  Localkassen,  —  Zolldienst,  Octroi 
oder  Thorsteuern,  Monopolverwaltungen,  wie  Tabak,  Post,  Telegrapbie, 
Eisenbahnen,  Berg-  und  Hüttenwesen,  Lotterie  u.  a.  m.,  —  ferner 
auch  für  gewisse  Ausgabe  zweige  —  Staatsschuldenverwaltung  z.  Th., 
Militärwesen,  Baukassen  —  noch  heute  am  Platze  und  Üblich,  ja 
meistens  nothwendig.  Auch  behördliche  Kassen  sind  in  manchen 
Fällen  nicht  wohl  zu  entbehren  oder  doch  passend,  für  gewisse 
Amtseinnahmen  (z.  B.  Polizeibehörden,  Schulen),  mehr  noch  ftlr 
den  Ausgabedienst  (Gefängnisse,  einzelne  Verwaltungsbureaus, 
wie  z.  B.  Statistische  Bureaus). 

Es  ist  die  Aufgabe  der  obersten  Leitung  des  Kassen-  und  Rechnungswesens, 
also  der  üblichen  betreffenden  Abtheilung  des  Finanzministeriums,  hier  die  je  nafh 
Umständen  zweckmässigstc  Wahl  des  Systems  zu  treffen.  Dabei  wird  die  Technik 
des  Finanzdienstes  auf  die  stärkere  Entwicklung  des  Systems  einheitlicher  Staatskassen 
hindrängen.  Dies  geschieht  u.  A.  durch  Cumulation  des  Erhebungsdiensts  für  ver- 
schiedenartige Einnahmen  in  Einer  Kasse  oder  durch  Uebertragung  eines  bisher  ge- 
trennten eigenen  Dicnsts  mit  auf  eine  andere  Verwaltung,  sei  es  in  Verbinduug  mit 
der  Cumulation  der  Verwaltungen  selbst  (Post  und  Telegraphier ,  sei  es  ohne  solche 
i  Stempelmarkendebit  der  Postkassen,  der  Tabaktrafiken  in  Monopolländern,  Uebertragung 
der  Einziehung  von  „Gerichtskosten"  an  eine  Steuervcrwaltung,  wie  jüngst  in  Preussco 
an  diejenige  der  indirecten  Steuern).  Aehnlich  wird  im  Ausgabedienst  verfahren,  z.  B- 
besondere  behördliche  uud  Ausgabekassen  worden  beseitigt  und  ihre  Fuuction  mit  von 
einer  grösseren  einheitlichen  Kasse  übernommen  (Uebertragung  des  centralen  Ausgabc- 
dienstes  der  bis  auf  eine  aufgehobenen  preuss,  Ministcrialkasscn  auf  die  General-Staatskasse  . 

Den  Charactcr  der  drei  Systeme  schildert  Schrott  a.  a.  0.  S.  132  ff.  gut  und 
präcis  in  folgender  Weise: 

a)  Beim  System  dor  einheitlichen  Staatskassen  wird  ,.jcde  einzelne 
Kasse  grundsätzlich  als  Kasse  der  Gcsammtheit  der  Vcrwaltungszweigc  bestellt" 
Erforderlich  ist  grundsätzlich  „nur  Eine  Kasse,  an  jedem  Orte  des  Gebiets,  an  welcher 
Geldanweisungen  einer  oder  mehrerer  oder  aller  Verwaltungsbehörden  des  betreffenden 
Gebiets  zum  Vollzug  kommen  müssen.  Das  An  Weisungsrecht  bei  jeder  solchen  Kasse 
steht  sämm fliehen  Verwaltungsbehörden  des  Gebiets  —  jeder  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise —  zu.  Das  Tagebuch  einer  solchen  Kasse  zeigt  daher  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  sämmtlichcr  Vcrwaltungszweigc  des  Staats  vereint  und  den  hiernach  bei 
der  Kasse  vorliegenden  Gcsammt- Kassenrest  an  Staatsgeldcrn." 

b)  Das  System  der  Vor waltungszw eigkassen  „schliefst  sich  unmittelbar 
den  bestehenden  Vcrwaltungszweigcn  selbst  an".  Jeder  solche  Zweig  hat  „seine 
eigenen  Kassen  —  Finanzkassen  für  jeden  Einkommenzweig,  Aufwandskassen  für  jeden 
Aufwandszweig  —  in  erforderlicher  Anzahl.  Die  Tagebücher  jeder  solchen  Kas>e 
zeigen  also  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  (Kassenrest)  ihres  Ycr- 
waltungszwcigs". 

c)  Das  System  der  behördlichen  Kassen  schliesst  sich  an  die  Behörden 
an.  Hier  sind  „für  jedo  Verwaltungsbehörde  (i.  w.  S.)  in  dem  Territorialgebietc.  über 
welches  sich  ihre  Wirksamkeit  erstreckt,  die  zur  Vollziehung  der  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise gelegenen  Anweisungen  erforderlichen  Kassen  aufzustellen;  die  Tagebücher 
dieser  Kassen  zeigen  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Gcldstand  der  Gcsammt- 
heit aller  im  Wirkungskreise  der  Behörde  gelegenen  Vcrwaltungszweigc  vereint". 
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Beim  zwciteu  System  ist  die  grösste  Anzahl  Kassen  nüthig,  an  jedem  Ort  für 
jeden  Verwaltungszweig,  der  hier  Einnahmen  und  Ausgaben  hat,  je  eine;  beim  dritten 
bedarf  es  an  jedem  Orte  je  einer  Kasse  für  jede  Behörde,  die  hier  Anweisungen  zu 
vollziehen  hat;  beim  ersten  System  der  einheitlichen  Staatskassen  genügt  Eine  Kasse 
an  jedem  Orte,  an  dem  Gebahrungcn  in  Staatsgcldcrn  zu  vollziehen  sind.  Da  aber 
an  jedem  Orte  die  Kassen  des  zweiten  und  des  dritten  Systems  in  Ein  .,  Kasse  n- 
amt"  vereinigt  werden  können  (und  sollen)  und  beim  ersten  wieder  die  Eine  Kasse 
für  verschiedene  Geschäftsgruppen  bei  grösserem  Geschäftsumfang  in  mehrere  Acmter 
aufgelöst  werden  inuss,  sei  die  erforderliche  Anzahl  der  Kasscuämtcr  bei  allen 
drei  Systemen  die  nemliche  (Schrott  S.  \'M).  Auch  er  bezeichnet  das  System  ein- 
heitlicher Kassen  als  „das  in  der  Praxis  zweckinässigste". 

Besonders  die  Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahnvcrwaltung,  Monopolverwaltungen, 
überhaupt  „Einkommenzweige  mit  gewerblichem  Betrieb  in  eigener  Verwaltung4' 
(Schrott),  Staats-,  Berg-  und  Hüttenwerke  haben  auch  gegenwärtig  noch  allgemein 
ihr  eigenes  Kassensystem,  ganz  abgetrennt  von  dem  sonstigen  der  allgemeinen 
Finanzverwaltung,  von  unten  bis  oben  getrennt  für  sieh.  Mit  dem  übrigen  Kasseu- 
vesen  stehen  sie  daher  regelmässig  nur  durch  die  Centralstaatskasso  in  Verbindung, 
indem  sie  ihre  Ueberschüsse  —  die  übrigens  nicht  nothwendig  vorher  bei  einer 
Oentralkasse  des  ganzen  Vcrwaltungszweigs  angesammelt  zu  werden  brauchen,  sondern 
in  Sammelkassen  der  Mittelinstanz  bis  dahin  verbleiben  können  (preuss.  Staatsbahnen)  — 
direct  an  diese  (oder  an  die  ihnen  zu  diesem  Bchufc  speciell  angewiesenen  unteren 
und  mittleren  sonstigen  Staatskassen)  abfuhren  und  ebenso  von  hier  etwaige  Bedarfs- 
zuschüsse erhalten.  Innerhalb  jedes  solchen  Verwaltungszweigs  und  seines  Kassen- 
systems kann  dann  eine  ähnliche  Rangordnung  der  Kassen  wie  im  übrigen  Finanz- 
wesen (§.  12S)  vorkommen.  Doch  lässt  sich  auch  hier,  wie  bei  anderen  Verwaltungs- 
zweigen, welche  etwa  nur  eigene  untere  (Lokal -)kassen  haben  ^z.  B.  Wege-,  Forst-, 
Accisevcrwaltung) ,  die  Einrichtung  trcücn,  dass  die  Mittel-  und  Oberkassen  des 
sonstigen  Staatskassensystems  auch  für  den  im  Kassenwesen  getrennten  Verwaltungs- 
zweig mit  fungiren,  besonders  dessen  Ueberschüsse  aufnehmen  und  auch  etwaige 
Ausgaben  dafür  bestreiten,  direct  oder  durch  Dotation  der  Unterkassen  des  allgemeinen 
Staatskassen  Systems. 

Die  T erminologie  bezüglich  der  technischen  Namen  der  verschiedenen  Kassen 
schwankt  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr.  Schrott  a.  a.  0.  S.  135  nennt  die  be- 
sonderen Kassen  des  Systems  der  Verwalt.zweigskassen  Specialkassen,  ein  sonst 
öfters  in  anderem  Sinne,  z.  B.  für  die  unteren  Lokalkassen  oder  für  Kassen  (kleinen 
üinfangs)  zu  ganz  speciellen  Zwecken,  gebrauchter  Ausdruck. 

§.  128.  —  3.  Rangordnung  („Hierarchie")  der  Kassen. 
Bei  allen  Kassensystemen,  vornemlich  dem  der  einheitlichen  Staats- 
kassen, ähnlich  aber  auch  innerhalb  des  Kassenwesens  eines  in 
diesem  Gebiete  selbständigen  Verwaltungszweiges  besteht  nach  der 
Function,  der  Ausdehnung  des  territorialen  Wirkungskreises  und 
der  gliedlicben  Stellung  der  einzelnen  Kasse  eine  Rangordnung, 
welche  sich  in  grösseren  und  kleineren  Staaten  aus  drei  typischen 
Arten  von  Kassen  zusammensetzt  Diese  werden  mit  den  Namen 
Unter-  oder  Lokal-  (auch  Elementar-),  Mittel-  oder  Bezirks-, 
und  Ober-  oder  Hauptkassen  deutlich  gekennzeichnet. 

Die  Kategorie  der  Mittelkassen  wird,  in  grösseren  Staaten  wenigstens,  eventuell 
wieder  2 — 3  verschiedene  Unterarten  umfassen:  Kreis-,  Provincial-,  neben  etwa 
zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehenden  Bezirks-  oder  Distric t skassen.  Diese 
Mittelkassen  werden  sich  stets  mehr  oder  weniger,  gewöhnlich  ziemlich  oder  ganz 
genau  an  die  allgemeine  administrative  Einthcilung  eines  Staatsgebiets  anschlicssen, 
in  der  Kegel  auch  danach  ihren  besoderen  Amtsnamen  führen  und  ihren  Amtssitz  in 
dem  betreffenden  Hauptorte  des  Kreises,  Bezirks,  der  Provinz  haben.  Die  Unter- 
kassen zerfallen  mitunter  auch  noch  in  verschiedene  Rangklassen,  z.  B.  stehen  etwa 
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die  Kassen  einzelner  Stcucrerhcber,  Chausscegeldeinnehmer,  behördliche  Specialkasseii 
einzelner  Unterbehörden  unter  einer  grösseren  Lokalkasse,  mit  der  sie  zunächst  ab- 
rechnen, und  an  die  sie  ihre  Ueberschtlsse  abfuhren.  (Hie  und  da  Aehuliches  im 
Ausgabedienst,  z.  Ii.  Baukassen  für  einen  besonderen  Bau,  als  Appendix  einer  Lokal- 
kaase). Die  Hauptkassen  stehen  an  der  Spitze  des  Kassensystems  eines  selbständigen 
Vcrwaltuugszweigcs  und  sind  dessen  Ceu tr al kasse.  Daher  früher,  wie  erwähnt 
12<V),  eine  ganze  Reihe  solcher  (oberster)  Ücntralkassen  nebeneinander.  Aber  auch 
bei  dem  System  einheitlicher  Staatskassen  und  einer  einzigen  obersten  Central-  oder 
Generalstaatskasse  kommen  wohl  noch  abgezweigte  sonstige  Hauptkassen,  besonder* 
fnr  Ausgabegruppcn  vor,  so  öfters  für  die  Staatsschuld  („Staatsschuldcnkasse", 
„Staatsschuldentilgekasse",  für  die  Militärverwaltung,  die  Marine).  — Schrott  a.a.O. 
S.  136  fl.  unterscheidet  vier  Arten:  Elementar-,  Kreis-,  Landes-  und  Rcichskassen ; 
es  empfiehlt  sich  in.  E.  die  zwei  mittleren  wie  oben  geschehen  als  Eine  Kategorie 
mit  2  Unterarten  zusammenzufassen.  Rau  Fin.  II,  §  5K0  bildet  3  Arten:  die  Haupt- 
staatskassc,  Provinzialkassen ,  untere  Kassen.  Eine  Vereinigung  mehrerer  Kassen  io 
Einem  Kassenamte,  z.  R.  auch  von  Staats-  und  Instituts-  (Fonds-)  Kassen  ist  unter 
Umständen  sr  hon  aus  Sparsamkeitsgründen  zweckmässig.    S.  Schrott,  S.  142. 

Die  Mittclkassen  des  Einnahmcdienstes  bilden  nun  besonders 
Sammelkassen  für  die  Ueberschtlsse  der  Unterkassen,  welche 
diesen  nach  Abzug  der,  wie  früher  schon  zu  erwähnen  war,  regel- 
mässig unmittelbar  von  ihnen  zu  bestreitenden  directen  Kosten  des 
Erhebungs-  und  Betriebsaufwands  und,  soweit  diese  Unterkassen 
zugleich  als  Ausgabekassen  ftir  eigentliche  Verwaltungsausgaben 
dienen,  nach  Abzug  auch  dieser  verbleiben.  Gleiches  gilt  von  der 
unteren  Klasse  der  Mittelkassen,  den  Kreiskassen,  gegenüber  den 
Bezirks  -  und  Provinzialkassen  und  von  diesen  gegenüber  der  einen 
allgemeinen  oder  der  betreffenden  besonderen  Hauptkasse. 

Auch  die  wirkliche  Baargeldbcwcgung  (eigentliche  „Kassenbewegung")  £c)it 
demnach  hier  zwischen  den  Kassen  von  Unten  nach  Oben,  practisch  in  umso 
stärkerem  Maasse,  je  weniger  eigentliche  Verwaltungsausgaben  den  Unter-  und  Mittcl- 
kassen zur  Bezahlung  überwiesen  werden  und  je  mehr  grosse  Ccntralausgabcn  vor- 
kommen und  direct  aus  der  Hauptkassc  bezahlt  werden. 

Umgekehrt  werden  die  Ausgabekassen,  sowohl  die  reinen,  ohne 
Einnahmedienst,  als  diejenigen  einheitlichen,  deren  Einnahmen  oder 
Ueberschüsse  zur  Bestreitung  der  ihnen  überwiesenen  Ausgaben 
nicht  ausreichen,  aus  der  höheren  Kasse  unmittelbar  oder  nach 
deren  Weisungen  von  anderen  —  höher,  gleich  oder  niedriger  im 
Range  stehenden  —  Kassen  mit  den  erforderlichen  baaren  Fonds 
(„Verlägen")  versehen. 

Im  Ganzen  geht  also  hier  die  baare  Geldbewegung  zwischen  den  Kassen  von 
Oben  nach  Unten,  aber  vielfach  auch  iu  Nebenkanäle  seitwärts,  auf-  und  abwärt.', 
in  allen  möglichen  Kreuzungen,  nach  dem  Bcdürfniss  der  Verwaltung. 

Die  Dispositionen  in  dieser  Beziehung  werden  theils  generell 
ein  für  allemal  getroffen,  indem  bestimmt  wird,  an  welche  andere 
Kasse  eine  Kasse  ihre  Ueberschüsse,  regelmässig  in  bestimmten 
kurzen  Perioden,  abzuliefern  und  von  welcher  sie  Verläge  zu  be- 
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kommen  oder  zu  fordern  hat;  tbeils  erfolgt  sie  speciell  durch 
die  Anweisungen  der  competenten  vorgesetzten  Behörde,  schliesslich 
des  Finanzministeriums  oder  der  in  diesem  die  Geldbewegung 
leitenden  Abtheilung.  Ihr  dienen  hierbei  die  Kassenextra cte 
und  die  buchhalterischen  Zusammenstellungen  derselben 
an  der  Centralstelle.  Beim  System  der  einheitlichen  wie  der  Ver- 
waltungszweigkassen erfolgen  die  Anweisungen  und  Geldsendungen 
zunächst  meistens  innerhalb  des  bezüglichen  Kassenwesens  eines 
grösseren  Territorialbezirks  (Provinz).  Erst  wenn  sich  hier  noch 
Ueberschüsse  oder  Verlagsbedarfc  im  Ganzen  ergeben,  tritt  die 
Hauptkasse  direct  mit  in  die  Verbindung  oder  weist  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  verschiedener  Territorialbezirke  an. 

So  bilden  also  die  Kassen  zunächst  für  die  wirklichen  Geld- 
äbertragungen  zwischen  sich  einen  sogen.  Kassenverband,  der 
in  der  General -Staatskasse  gipfelt  und  mit  dem  Filialnetz  einer 
grossen  Bank  zu  vergleichen  ist. 

Wie  bei  «iner  solchen  Bank  kommt  es  aber  alsdann  auch  hier 
darauf  an,  die  thatsächlichen  Geldtibersendungen  zwischen 
den  Kasten  möglichst  zu  beschränken  und  durch  ange- 
messene Benutzung  des  An  Weisungsrechts  so  Uber  die  Fonds  jeder 
Kasse  zu  disponiren,  dass  dieselben  von  ihr  selbst  zu  ihr  ein  für 
allemal  oder  durch  specielle  Ordres  überwiesenen  Ausgaben  thunlich 
voll  Verwendung  finden,  aber  auch  ausreichen.  Eben  hierzu  ist 
wieder  die  umfassendste  Verbindung  von  Einnahme-  und  Ausgabe- 
geschäften in  Einer  Kasse  geboten.  Die  Sache  wird  in  der  Weise 
durchgeführt,  dass  die  Kassen  in  bestimmten  Grenzen  sich  gegen- 
seitig einander  Zahlungen,  die  sie  an  Dritte  zu  leisten  haben, 
besonders,  aber  nicht  ausschliesslich  solche  an  anderen  Orten  als  dem 
ihres  Amtssitzes,  —  zuweisendtirfen,  vornemlich  die  vorgesetzten, 
höheren  gegenüber  den  ihnen  unterstehenden  unteren,  aber  auch 
umgekehrt. 

So  dürfen  z.  B.  in  Preussen  die  Specialkaisen  für  Zahlungen  im  Orte  der 
Kegierungshauptkasse  sich  der  letzteren  bedienen,  lnstr.  v.  22.  Dec.  1 80!*  §.  S,  Herr- 
furth  S.  237.  „Geld Versendungen  sollen  überhaupt  möglichst  vermieden  werden,  die 
Behörden  haben  Zahlungen  durch  Abrechnungen  und  Anweisungen  in  allen  den  l  allen 
au  bewirken,  in  denen  dies  füglich  geschehen  kann"  a.  a.  O.  Schrott  S.  149  ist 
daher  im  Irrthume,  wenn  er  das  als  etwxs  Oesterreich  Eigentümliches,  in  Deutsch- 
land kaum  Vorkommendes  bezeichnet.    S.  auch  f.  d.  Folgende  Schrott  S.  14s  H". 

Diese  Art  von  „Commissionsgeschäftcn"  —  theils  „auf 
eigene  Rechnung  der  vollziehenden  Kasse",  theils  „mit  Zurechnung 
an  die  zum  Vollzug  berufene  Kasse"  (Schrott)  —  bewirkt,  dass 
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ein  grosser  Theil  sonst  erforderlicher  Geldüber- 
sendungen nnd  damit  mancher  Zeit-  und  Kostenaufwand 
und  manches  Risico  erspart  bleiben  und  wie  zwischen  den 
Filialen  einer  Bank  unter  einander  und  mit  der  Hauptbank,  auch 
wie  in  der  Postverwaltung  im  heutigen  Postanweisungsverkehr, 
statt  dessen  Abrechnungen  und  bücherliche  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  eintreten.  Durch  die  oben  befürwortete  Ver 
bindung  des  Staatskassen wesens  mit  einer  grossen  Centraibank  und 
deren  Filialen  (§.  122)  wird  auf  dieser  Bahn  noch  zweckmässig 
weiter  geschritten.  Zieht  man  hier  möglichst  die  Consequenzen 
aus  dem  System  einheitlicher  Staatskassen,  so  kann  die  baarc 
Geldsendung  auf  die  Fälle  mehr  und  mehr  beschränkt  werden,  wo 
gewisse  Einnahmekassen  definitiv  Ueberschusskassen  und  gewisse 
andere  Kassen  desgleichen  Zuschusskassen  sind.  Durch  Hinzutritt 
einer  Bank  lassen  sich  dann  selbst  in  diesen  Fällen  Baarsendungen 
noch  vielfach  vermeiden. 

So  bilden  die  Staatskassen  in  doppelter  Weise  einen  Kassen- 
verband  für  thatsächliche  Geldübersendungen  und  für 
Abrechnungen  und  commissionelle  Ueberweisungen. 

Die  Einnahmekassen  statten  demnach  ihro  Einnahmen  an  die  höhere  und 
schliesslich  die  ücntralkasse  in  dreifacher  Form  ab :  durch  Zahlungen  für  eigene 
Rechnung,  in  Betreff  der  ihnen  zu  Lasten  liegenden  Ausgaben,  durch  Zahlungen  auf 
Kuchnung  einer  anderen  Kasse  für  die  gleichen  Zahlungen  dieser  letzteren  und  durch 
baare  Uebersendnngeu  an  andere  Kassen.  Die  Ausgabekassen,  welche  nicht  zugleich 
Einnahmekassen  sind,  statten  ihre  Schuldigkeiten  auf  zweifache  Art  ab:  direct  mittck 
der  ihnen  baar  Ubersendeten  Gelder,  ausserdem  durch  Vermittlung  anderer  Kassen, 
die  für  Hechnung  der  anweisenden  Ausgabekassen  Zahlungen  leisten. 

§.  129.  —  4.  Das  Kassenpersonal  und  seine  Amts- 
pflichten. Zahl  und  Art  des  Kassenpersonals  richtet  sich 
mit  nach  der  Grösse  der  Kasse  und  ihrer  Geschäfte.  Bei  einheit- 
lichen Staatskassen,  in  welchen  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ver- 
einigt ist,  lässt  sich  öfters  verhältnissmässig  an  Personal  und  Material 
(Geschäftsräume,  Kassenbehältcr  u.  dgl.)  sparen  —  ein  weiterer 
Vortbeil.  Das  Personal  grösserer  Kassen  pflegt,  in  den  einzelnen 
Staaten  ziemlich  Ubereinstimmend,  zu  umfassen:  einen  Vorsteher 
(Rendant),  der  vornemlich  die  Leitung,  Oberaufsicht,  die  Führung 
eines  Tagebuchs  hat,  ohne  selbst  an  den  eigentlichen  Zahlungs- 
geschäften theilzunehmen ,  einen  Controleur,  der  auch  mit  dem 
Vorsteher  signirt  (gegenzeichnet),  einen  Oberbuchhalter,  einen 
oder  mehrere  Kassirer  für  den  wirklichen  Zahldienst  (in  Empfang 
nehmen  und  auszahlen),  sonstige  Buchhalter,  Gehilfen, 
Schreiber,  Diener. 
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Abgesehen  von  der  Sorgfalt  der  Auswahl  im  Personal,  bei  dem 
es  sich  in  den  meisten.  Fällen ,  auch  in  den  höheren  Stellen,  noch 
mehr  um  Vertrauenswürdigkeit  als  um  technische  Geschick- 
lichkeit in  den  an  und  für  sich  einfachen  Verrichtungen  des  eigent- 
lichen Kassend iensts  und  des  damit  eng  verbundenen  Bucbführungs- 
diensts  handelt,  sollen  folgende  Einrichtungen  und  Vorschriften,  - 
theiJs  präventiver,  theils  repressiver  Art,  gegen  Verhütung  und 
anf  Wiedergutmachung  und  Bestrafung  vorsätzlicher  wie  fahrlässiger 
Schädigungen  der  Kasse  sowohl  durch  den  oder  die  Kassebeamten 
selbst  als  durch  Dritte  gerichtet,  —  die  gesetz-  und  ordnungsmässige 
Führung  der  Kassengeschäfte  und  die  Sicherung  der  Kasse  vor 
Hinterziehungen  der  Beamten  verbürgen. 

a)  Die  Stellung  einer  Amtscaution. 

Sie  wird  von  allen  oder  von  bestimmt  genannten  Beamten  einer  Kasse, 
namentlich  von  den  für  die  Kasse  zunächst  verantwortlichen  leitenden 
und  oberen  Beamten  verlangt  Sie  muss  regelmässig  vor  der  Einfuhrung  ins  Amt 
gestellt  werden.  Ihre  Höhe  richtet  sich  theils  nach  der  Bedeutung  der  Kasse, 
insbesondere  den  durchschnittlich  darin  vorhandenen  Bestanden  —  was  in  diesem 
Puncte  wichtiger  ist  als  der  blosse  Umsatz,  —  theils  nach  der  Amtsstellung  und 
Function  und  der  dadurch  mit  bedingten  Verantwortlichkeit,  aber  auch  Möglichkeit 
und  möglichen  Höhe  von  Unterschleifen  des  einzelnen  Kassen beamteu.  Sie  steigt  dem- 
gemass  bei  den  höheren  Beamten  und  ist  regelmässig  am  Höchsten  beim  Vorsteher  und 
ersten  Kassirer.  Sehr  hohe  Cautionen  haben  das  Missli<  he,  die  Zahl  der  zur  Auswahl 
stehenden  Personen  zu  verringern  und  selbst  zu  grade  beim  Kassenbeamten  bedenk- 
licher Verschuldung  zu  fuhren.  Die  Caution  wird  in  Baarem,  oder,  wie  jetzt  bei 
ans  gewöhnlich  in  einheimischen  Staatspapieren,  die  als  Faustpfand  hinterlegt 
werden,  gestellt.  Die  Zinsen  bezieht  der  Beamte.  Die  Bestellung  der  Caution  braucht 
nicht  nothwendig  durch  den  Beamten  selbst,  sondern  kann  eventuell  auch  durch  einen 
\nderen  für  ihn  erfolgen,  wobei  nur  der  Fiscus  die  gleichen  Rechte  wie  im  ersten 
Fall  erhalten  muss.  Die  Ansammlung  von  Cautionen  aus  Kuckbehalten  der  Besoldung 
wird  mitunter  passend  zugelassen ,  um  in  der  Auswahl  des  Personals  freior  zu  sein. 
Die  Caution  haftet  in  erster  Linie  für  alle  Verluste  und  Schaden,  welche  der  Fiscus 
durch  die  Schuld  oder  Mitschuld  des  Beamten,  mag  Fahrlässigkeit  oder  böse  Absicht 
Törliegen,  erleidet.  Nach  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  die  Ruckgabe 
der  Caution,  sobald  keinerlei  Ansprüche  an  den  Beamten  aus  der  Zeit  der  Dienst- 
fuhrung  mehr  zu  machen  sind. 

S.  Schrott  a.  a.  Ü.  S.  418  (f.  Ziemlich  hohe  Cautionen  in  Preussen  wenigstens 
für  die  höchsten  Kassenbeamten,  niedrigere  in  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in 
Oesterreich;  hoho  vielfach  in  Frankreich.  S.  f.  Preussen  d.  neue  Ges.  v. 
23.  Marz  1S73,  betr.  die  Cautionen  der  Staatsbeamten,  nebst  den  vicleu  Ausfuhrungs- 
verordnungen, u.  A.  mit  Commentar  aus  den  Landtagsverhandlungcn  u.  anderen  Quellen 
bei  Herrfurth,  a.  a.O.  S.  1*1  ff.  Die  relativ  hohen  Cautionen  sind  ein  Charactcristicum 
•1er  soliden,  aber  in  allen  bezüglichen  Verhältnissen  des  Finanzwesens  noch  heute  wie 
im  vor.  Jahrhundert  sehr  argwöhnischen  preuss.  Verwaltung.  Die  Cautionen  sind  in 
deutschen  (nicht  nur  preuss.)  Staatsschuldobligationen  nach  deren  Nennworth  zu 
stellen  (also  bei  niedrigem  Nominalzinsfuss  reell  kleiner  als  nach  dem  gesetzlichen 
Höhebetrage),  ßc  ispiele  von  Cautionen :  bei  der  Gen. Staatskasse  Kendant  1S.000  M. 
Gehalt,  ohne  Wohn.geld,  7500  M  momentan  $100),  Oberbuchhalter  6000  M.  (Geh. 
6000  M.).  erster  Kassirer  6000  M.  (Geh.  6000  M.),  zweiter  4800  M.  (Geh.  fehlt  im  Etat), 
Kassirer- Assistent  3600  M.  (Geh.  3300  M.);  bei  den  Rcgier.hauptkassen  Kendant 
18.000  M.  (Geh.  4S0O  M.),  Oberbuchhalter  3600  M.  (Geh.  2850  M.  i.  Durchschn.), 
Kassirer  3600  M.  (Geh.  3600  M  ),  ständig  mit  Vertretung  des  Rendanten  beauftragte 
Buchhalter  3000  M.,  Kassirer- Assistenten  12  —  1800  M.  (Geh.  2100  M.);  bei  Kassen 


Digitized  by  Google 


280  1.  B.  1.  K.  Formelle  Ordnung.  3.  Abschnitt.  Zahl.-,  Kass.-,  Recbn.wesen.  §  129. 

der  Domänenverwalt.,  der  Forstvcrwalt.,  Rendanten  je  nach  Grösse  der  Kasse  6000  Ina 
3000— 1500  M.;  die  Rendanten  hei  den  Ilauptzoll-  uud  Stcuerämtera  9000,  Con- 
trolcurc  2700  M.,  Einnehmer  von  Nebenzollämtcrn  8600—1800—1200—300  M.  Kassen- 
diener u.  dgl.  in  den  verschiedenen  Verwaltungen  bis  600  M.  —  Ueber  Baiern  ein- 
gehend St.  v.  Neuforn-Hock,  Handb.  I,  570  ff.  Verordn.  v.  19.  Febr.  1S19,  nebst 
zahlreichen  Instructionen  u.  Fin.min.entschlicss.  Die  Cautionen  („Amtsbürgschaften") 
der  eigentlichen  Kassenbeamten  (wie  sonstiger  caut.pflicht.  Beamten)  sind  ausnahms- 
los in  baicr.,  mindestens  3l/2°/0  Staatsobligationcn  zu  Faustpfand  zu  bestellen.  Die  Höhe 
richtet  sich  th.  nach  der  zu  verrechnenden  Bruttoeinnahme  (11  Klassen,  von  Max 
6000  M.  bei  übor  10  MM.  M.  Summe,  5000  M.  bei  6—10  Mill.  M.,  u.  s  w.,  1000  M 
bei  20—30.000  M.,  400  M.  bei  weniger  als  10.000  M.),  th.  sind  feste  Beträge  be- 
stimmt (z.  B.  Kasseofticiantcn  und  Geldzähler  400  M.,  Zollbeamte  3000,  2000,  1SU0. 
1200,  600,  400  M.,  Malzaufschlag-Einnehmcr  1000  M.).  —  Oesterreich  (Hofdecr  r. 
1.  Juni  179s  u.  viele  weitere,  s.  Blonski  I,  122  fl*.,  100,  Schrott  S.  419).  Die 
Kassen-  u.  verrechnenden  Beamten  cautionsp flichtig,  meist  die  Höhe  der  Caution  der 
1-jähr.  Gehalt.  Erlegung  baar,  zu  5°/0  beim  Staatsschuldentilg.fonds  oder  in  österr. 
Staats-,  auch  Grundentlast.obligationen,  oder  „mittelst  fidejussorischen ,  mit  pragtnat. 
Sicherheit  verseheneu  Cautionsinstruments."  —  In  Frankreich  (v.  Hock  S.  SS. 
526,  Kaufmann  S.  61 S,  bes.  Art.  cautionnement  in  Block's  diction),  Caution- 
pflichtigkeit  aller  verrechnenden  Beamten,  hohe  Cautionen  (nach  Hock  300.000  fr. 
der  Staatscentralkassirer ,  100.000  fr.  viele  Generaleinnchmer,  jetzt  allgemein  das 
Sechsfache  des  Betrags  ihrer  Emolumente  jeder  Art,  wovon  ein  bestimmter  erheblicher 
Theil  als  eignes  Vermögen  nachgewiesen  werden  muss,  50.000  fr.  die  verrechnenden 
Agenten  der  Dir.  d.  Staatsschuld).  Erlag  in  Baarem,  mit  30/o  Verzinsung,  bez.  Um- 
tausch in  3°/w  Rente.  Die  Hauptsummc  dieser,  wie  der  sonstigen  Cautionen  (der 
Lieferanten,  Notare  u.a.  m.)  bildet  einen  Theil  der  schwebenden  Schuld,  Gesammt- 
betrag  1S7S  30S  (wovon  213  M.  fr.  in  29.6SS  einzelnen  Cautionen),  !Ss2  317  M.  fr. 
mit  (nach  Et.  v.  1SS3)  9.5  M.  fr.  Zinsen.  Die  baare  Einzahlung  der  Cautionen  n. 
deren  Hinzurechnung  zur  schwebenden  Schuld  hat  keine  erheblichen  Bedenken,  weil 
die  Rückzahlungen  an  die  ausscheidenden  Beamten  regelmässig  durch  die  Einzahlungen 
der  eintretenden  gedeckt  sind  und  sogar  meistens  später  als  diese  erfolgen.  — 

b)  Die  Einrichtung  einer  Art  gegenseitiger  Controle  der 
Kassenbeamten  selbst. 

Eine  solche  besteht  bei  Kassen  mit  mehreren  Personen  gewöhnlich,  indem  bei 
Kin-  und  Auszahlungen  mehrere  Beamte  bctheiligt  werden,  der  eine  so  den  anderen 
controliren  kann  und  muss,  eine  Gegenzeichnung  stattfindet,  der  Verschluss  der  Kasse 
durch  mehrere  Beamte,  von  denen  jeder  einen  eigenen  Schlüssel  führt,  erfolgt  u.  dgl.  m. 

c)  Die  Bestimmung,  die  Kassenbeständc  regelmässig  in 
kurzen  Perioden  oder  bei  bedeutenderer  Höhe  schon  frttheran  die 
vorgesetzte  Kasse  abzuführen,  so  dass  in  einheitlichen 
wie  in  reinen  Ausgabekassen  im  Allgemeinen  nur  der  zur  Geschäfts- 
führung und  Auszahlung  erforderliche  Betrag  in  der  Kasse  liegt. 

d)  Die  beständige  Aufsichtsführung  Uber  die  Kassen  und 
das  Kassenpersonal  durch  stehende,  damit  beauftragte  Verwaltungs- 
organe. 

Hierhin  gehört  die  speeifisch  preuss.  Einrichtung  der  Kasscncuratoren 
und  Kassenräthe,  Mitglieder  der  betreffenden  Verwaltungsbehörde,  zu  der  die  Kasse 
unmittelbar  ressortirt,  die  dann  zugleich  die  Revisionen  zu  besorgen  haben.  Instr 
v.  27.  Febr.  1769,  Ed.  v.  30.  Mai  1769.  K.-O.  v.  31.  Dec.  1S25,  Regul.  v.  17.  März  1S2S. 
Gesch.anweis.  f.  d.  Regicr.hauptkassen  v.  1.  Juni  1S57,  s.  Herrfurth,  a.  a.  0. 
S.  213—219. 

e)  Vornahme  regelmässiger,  periodischer  sowie  ausser- 
ordentlicher, gewöhnlich  mindestens  ein  oder  einige  Male  im 
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Jahre  unvermuthet  stattfindender  Revision  cd  dnreh  bestimmte 
vorgesetzte  Verwaltungsorgane  und  durch  ad  hoc  im  einzelnen 
Falle  beauftragte. 

Vgl.  Schrott,  S.  458  ff.  '„Scontrirungen"  i.  d.  österr.  Terminologie,  „Kasse- 
?turz1''.  Die  regelmässigen  Revisionen  erfolgen  wohl  an  ein  für  allemal  festgesetzten 
Tagen  and  Stunden .  während  deren  dann  die  Kassen  für  den  Geschäftsverkehr  ge- 
schlossen sind  (z.  B.  in  Prcussen  monatlich  in  Berlin  bei  den  Hauptkassen  am 
letzten  Alltage  des  Monats:  ausserordentliche  einigemal,  mindestens  einmal  im  Jahre). 

f.  Preussen  K.-O.  v.  19.  Aug.  I S25.  Herrfurth  S.  219  ff'.  Es  ist  besonders 
die  l'ebereinstimmung  der  Bücher  mit  den  Kassenbeständen  zu  prüfen.  Etwaige 
Mehrbeständc  verfallen  dem  Staate,  Defecto  werden  constatirt  und  veranlassen  ein 
weiteres  Verfahren  gegen  den  Beamten  —  wobei  besonders  Vorsatz  oder  Versehen 
des  Beamten  Verschiedenheiten  im  Vorgehen ,  Amtssuspension ,  Strafen  u.  s.  w.  be- 
dingt —  und  Massregeln  zur  Sichcrstellung  des  hsealischen  oder  des  sonst  nngagirten 
Iuteresses  (s.  preuss.  Verordn.  v.  24.  Jan.  1  S-l 4  betr.  Defecte,  Herrfurth  S.  220  ff.). 
Besondere  Vorschriften  betreffen  wieder  die  Verhütung  von  Vertuschungen  oder 
Oollnsionen  zwischen  den  Revisoren  und  den  Kassen bcamten.  (Selbst,  wie  in  Oester- 
reich, Verbot  für  den  Commissär  bei  dein  Beamten,  dessen  Kasse  zu  untersuchen  ist. 
zu  wohnen,  zu  speisen  u.  s.  w.,  Blonski,  II.  35").  Ucbcr  Vornahme  und  Befund 
der  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  zu  unterzeichnen.  Für  die  Leichtigkeit 
der  Revision  haftet  der  Revisor  mit.  Von  Straf  bestimmungen  kommen  im  Deutschen 
Reich  jetzt  bes.  die  §.  350  (einfache  Unterschlagung,  mit  Gefängnis*  nicht  unter 
3  Mon.  bedroht,  event.  Verlust  der  bürgerl.  Ehrenrechte1!  u.  §.  351  («jualific.  Unter- 
schlagung, verbunden  mit  Fälschung  der  Bücher,  Gcldpackcte  u.  dgl.,  Zuchthausstrafe 
bis  zu  10  Jahren)  iu  Betracht.  —  Vgl.  ausser  den  preuss.  Bestimmungen  die  bai er- 
geben über  die  sogen.  „Visitationen"  der  Kassen  (un  verm  uthete ,  eingehend 
and  gründlich  f.  alle  der  Regicr.finanzkammer  unterstellte  Kassen  mindestens  einmal 
alle  4  Jahre,  unbeschadet  dieser  Visitation  alljährlich  bei  einer  entsprechenden  Anzahl 
Kassen  cursorisch)  Neuforn-Hock  I,  237  lf..  die  österreichische  Instr.  über 
Kasseuntersuchung  v.  1.  Nov.  1 793,  „Vorschr.  f.  d.  Vollziehung  der  Amtsuntersuchung 
bei  d.  Sammlungskassen,  Steuer-  u.  Gefällsämtern''  v.  1S51,  Blonski  II,  357.  — 
Die  kurztcrminlichen  period.  Revisionen  sind  ausserhalb  Preussens  nicht  allgemein 
üblich.  —  Für  Frankreich  s.  v.  Hock  S.  106,  Kaufmann  pass.  S.  «2,  100  ff., 
Art.  comptab.  publ.  im  dict.  de  l'admin.  passim,  Art.  inspection  gener.  des  hn.  im 
SuppKm.  II  (1879).  Das  Staatsgebiet  wird  in  Abtheilungen  von  Departements  (Max.  9) 
zerlegt  und  in  jeder  Abtheilung  wird  durch  eine  aus  einem  Gencralinspector  und 
einigen  Inspectoren  bestehende  Commissiou,  einer  Beauftragten  der  fiuanzministerielleu 
deneralinspection,  das  öflentlicbc  Kassen  -  und  Rechnungswesen,  drei  Jahre  nacheinander 
immer  von  demselben  Generalinspector ,  genau  untersucht.  —  Bei  Kassenrevisionen 
erfolgt  womöglich  die  Untersuchung  mehrerer  Kassenbestände  iu  einem  Kassenamte 
oder  in  einem  Orte  gleichzeitig,  oder  es  wird  während  der  Untersuchung  der  einen 
Kasse  eine  Sperre  der  andren  vorgenommen.  —  Ausser  diesen  sogen.  „Bestands- 
rcvisionen" und  den  damit  in  grösserer  oder  kleinerer  Ausdehnung  zu  verbindenden 
..Rechnungsrevisionen"  durch  Dritte  sind  auch  wohl  regelmässige  Bestandsrevisionen 
der  rechnungsiegenden  Beamten  selbst  von  sich  aus  vorgeschrieben  oder  üblich. 

f)  Zur  äusseren  Sicherung  der  Kasse  gegen  Schädigungen, 
wie  bei  Diebstahl,  Einbruch,  Brand  u.  s.  w.  durch  fahrlässige  und 
böswillige  Handlungen  Dritter  und  durch  Eleuaentarereignisse  dienen 
verschiedene  technische  Sicherungs mittel  in  Bezug  auf 
Lage,  Bauart,  Verwahrung  des  Kassenlocals  und  der  Kassenbehälter, 
worüber  Uberall  ähnliche  Vorschriften  bestehen.  Für  die  Innehaltung 
der  letzteren  sind  die  Kassenbeamten,  insbesondere  die  Vorsteher 
verantwortlich  bei  vorkommendem  Einbruch  u.  dgl.  und  die  Visi- 
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tationen  der  Aufsichtsorgane  haben  sich  anf  die  geeignete  Beschaffen- 
heit dieser  Einrichtungen  mit  zu  erstrecken. 

S.  z.B.  die  Bestimmungen  in  Prcussen  bei  Herrfurth  S.  212.  Bei  Kassen 
in  Privat  gelassen  muss  der  Rendant  in  demselben  Hause  u.  sogar  womöglich  in 
dem  Local,  wo  die  „Kasse"  (i.  e.  S.)  untergebracht,  schlafen! 

§.130.-5.  Der  Geschäftsgang  in  der  Kasse.  Nach 
den  früheren  Ausführungen  über  das  Zahlungswesen  und  das  finanzieUc 
Anweisungsrecht  setzt  die  Empfangnahme  von  Geldern  für  den 
Staat  sowie  die  Auszahlung  von  solchen  auf  dessen  Rechnung  einen 
General-  oder  Specialauftrag  voraus.  Der  erstere  kann  der 
Kasse  in  der  Form  der  Ueberweisung  eines  Specialetats  „zur 
Vollziehung"  ertheilt  werden.  Ein  solcher  Auftrag  bedingt  und 
begrenzt  die  Rechte  und  die  Pflichten  der  Kasse,  bez.  ihres  Vor- 
stands gegenüber  der  vorgesetzten  Behörde  und  dem  Fiscus  wie 
gegenüber  dem  Publicum  nach  Unten  und  Oben  zu:  d.  h.  nur 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Auftrags  darf  in  der  Regel  von  der 
Kasse  Geld  für  den  Staat  angenommen  oder  eingezogen  und  in 
Zahlung  verausgabt  werden,  aber  innerhalb  dieser  Grenzen  muss 
das  auch  geschehen,  soweit  das  von  der  Kasse  abhängt,  sonst 
verletzt  der  Vorstand  seine  Amtspflicht  und  wird  demgemäss  dem 
Fiscus  oder  dem  Publicum  regresspflichtig. 

Eine  Reihe  einzelner  Vorschriften  besteht  hier  wieder,  um  die  Rechte  dieser 
beiden  TheUc  gegenüber  der  Kassenverwaltung  sicher  zu  stellen:  Vorschriften  über 
den  Gang  der  Kassengeschäfte,  über  die  ron  der  Kasso  dabei  zu  beobachtenden 
Formalitäten,  t'ontrolyorschriften  zum  Schutz  der  Rechte  des  Staats,  welche  die  Kasse 
gegenüber  dem  zahlenden  und  Zahlung  empfangenden  Publicum  wahrzunehmen  hat 
und  wieder  zum  Schutz  der  Rechte  des  Staats  gegenüber  der  Kasse  selbst.  Manches 
gestaltet  sich  hier  wegen  der  Verschiedenheit  des  betreffenden  liscalischen  Interesses 
im  Einnahmedienst  und  im  Ausgabedienst  verschieden. 

a)  Im  Ein  nah  m  e dienst  fällt  der  Kassenverwaltung  als 
solcher  in  der  Regel  nicht  die  eigene  Vornahme  derjenigen  Acte 
zu,  durch  welche  Geldforderungen  des  Staats  —  aus  Verträgen, 
aus  dem  Titel  der  Steuer-  und  Gebührenpfiicht  —  in  jedem  be- 
treffenden einzelnen  Falle  festgestellt  („liq  uidirt")  und  zur 
Einziehung  oder  Erhebung  angeordnet  werden.  Das  ist  viel- 
mehr die  Aufgabe  der  bezüglichen  Verwaltungsbehörden,  Steuer- 
erhebungsorgane u.  s.  w.,  die  auf  Grund  ihrer  Liquidation  der 
einzelnen  Zablungspflicht  einer  Person  der  Kasse  den  Auftrag 
zur  Einziehung  der  Forderung  von  dieser  Person  geben. 

Nur  ist  häufig  die  Kasse  selbst  ein  integrirender  Bestandteil  einer  solchen 
Verwaltungsbehörde ,  z.  B.  die  Zollkasse  des  Zollamts ,  dessen  eine  Abtheilung  dann 
die  liquidirendc  und  zur  Einzahlung  bei  der  Kasse  anweisende  Instanz  ist 
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Hier  bandelt  es  sich  dann  um  eine  vierfache  Reihe  von 
Vorkehrungen  und  Sicherungsmitteln,  von  denen  die  drei 
ersten  ebensowohl  zu  Gunsten  des  Fiscus  als  des  Publicums  in 
Betracht  kommen:  einmal  um  richtige  Feststellung  der 
Zahlungspflicht  Seitens  der  Liquidationsinstanz  —  dass  alle 
gesetzlich  hergehörigen  Fälle  in  richtigem  Maasse,  zu  rechter  Zeit 
wahrgenommen  und  die  Zahlungen  dafür  vorgeschrieben 
werden;  —  zweitens,  dass  demgemäss  an  die  Kasse  alle  erforder- 
lichen Anweisungen  richtig  und  rechtzeitig  ertheilt 
werden;  drittens,  dass  die  Kasse  sie  danach  richtig  und  recht- 
zeitig vollzieht  und  viertens,  dass  sie  sie  in  ihre  Bücher 
richtig  einträgt  und  die  Fonds  wirklich  im  Bestände  führt. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kassenpersonals  bezieht  sich  nur 
auf  die  beiden  letzten  Puncte.  Die  Instructionen  müssen  hier  die 
Pflicht  der  Kasse  genau  bestimmen  und  die  Controle  sich  auf  die 
Erfüllung  dieser  Puncte  erstrecken. 

Von  Einzelheiten  wichtigerer  Art  und  formellen  Vorschriften, 
über  die  der  Kasse  obliegenden  Verpflichtungen  —  im  Verkehr  mit 
dem  Zahlungen  abstattenden  Publicum  und  zwischen  Kassen  unter 
einander,  daher  besonders  bei  Ablieferungen  von  Ueberschüssen 
an  andere  (Sammel-  oder  sonstige)  Kassen  und  bei  der  Empfang- 
nahme von  Geld  aus  anderen  Kassen  —  mögen  folgende  Puncte 
bezüglich  der  Quittungen  und  der  Geldsorten  und  Geld- 
zeichen hervorgehoben  werden. 

a)  Bestimmungen  über  die  von  der  Kasse  zu  ertheilenden 
Quittungen. 

Inhalt  und  Form,  Art  und  Zahl  der  Unterschriften,  etwaiger  Amtsstcmpel  auf 
der  Quittung  und  Angabc  sonstiger  Momente,  welche  die  Kechtsgiltigkeit  der  Quittung 
bedingen,  sind  genau  vorgeschrieben.  Zur  Doppeleoutrole  gegen  den  zahlenden  Quittungs- 
empfanger,  vorneinlich  aber  gegen  die  Geld  einnehmende  und  darüber  quittirende 
Kasse  dienen  wohl  (bei  Steuererhebungen,  besonders  in  der  Zoll  -  und  Acciscverwaltung, 
aber  auch  sonst,  besonders  in  Frankreich)  Einrichtungen,  wie  die,  dass  alle  solche 
Quittungen  zunächst  in  einem  Register  oder  Quittungsbuch  sich  befinden  und  der 
Reihe  nach  bei  der  Verwendung  aus  einem  solchen  herausgezogen  werden  müssen. 
Hier  sind  mehrerlei  Controlen  möglich,  namentlich  mittelst  der  im  Buche  zurück- 
bleibenden Aufschreibungen  und  Ränder  (Hock,  Frankr.  S.  93).  Oder  man  ver- 
sieht die  Quittungen  mit  Talons,  die  vom  Empfänger  der  Quittung  behufs  der  Controle 
an  andere  Verwaltungsorgane  zur  Abtrennung,  Eintragung  und  Visirung  in  kurzen 
Fristen  uberreicht  werden  müssen  (Frankreich,  Hock  a  a.  0.,  Kaufmann  S.  101). 
In  Preusscn  sind  die  Quittungen  der  Reg.hanptkassen  von  dem  betreff.  Buchhalter,  dem 
Kassirer  und  dem  Landrentmeistor  zu  vollziehen  (Gesch. an  weis.  v.  1.  Juni  1S57  §.  49).  — 
Oesterr.  Bestimmungen  Blonski  II,  333. 

ß)  Bestimmungen  über  die  in  Zahlung  anzunehmenden  Geld- 
sorten und  Geldzeichen. 
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Regelmässig  gelten  hier  zunächst  die  Vorschriften  der  Milnz-.  Papiergeld  - 
und  etwa  auch  der  Bankgesetze  über  die  gesetzlichen  Zahlmittcl.  Danach  müssen 
Staatskassen  mitunter  Scheidemünze  und  leichtes  Silbergeld  im  System  der  reinen 
Gold-  oder  der  Doppelwährung  in  grösseren  Beträgen  oder  selbst  unbedingt  für  jede 
Summe  in  Zahlung  annehmen,  auch  wenn  dafür  im  Privatverkehr  Beschränkungen 
bestehen  (Deutsches  Münzges.  v.  9.  Juli  1ST.M  Art.  9  AI.  2:  Keichssilbcrmünzen  von 
Reichs-  u.  Laudeskassen  in  jedem  Betrage  anzunehmen).  Kinheimisches  Staats* 
papiergeld  mit  und  ohne  Zwangscurs  ist  in  der  Kegel  von  öffentlichen  Kassen 
allgemein  und  im  Nennwerth  anzunehmen,  doi  h  ersteres  in  Papierwährungsläudern 
im  Interesse  der  Mctnllgeldbcsrhaflüng  für  einzelne  Zahlungen ,  die  in  (iold  oder 
Silber  verlangt  werden  (Zölle,  Nordamerika,  Oesterreich,  Kussland)  mitunter  nicht  oder 
nur  nach  dem  Curswerth.  Bei  dem  (cinlösbaren)  Staatspapiergeld  ohne  Zwangscur- 
hat  früher  mehrfach  (Oesterreich,  Preussen  u.  andere  deutsche  Staaten)  die  Vorschrift 
bestanden,  dass  bestimmte  Quoten  von  Zahlungen  an  Staatskassen,  besonders  Steuer- 
zahlungen in  solchem  Papiergeld  oder  mit  „Strafagio"  in  Münze  gezahlt  werden 
müssen,  —  im  Interesse  des  Curses  des  Papiergelds,  eine  Bestimmung,  die  z.  B.  in 
Preussen  formell  nicht  aufgehoben,  aber  obsolet  geworden  war  (die  Hälfte  der  Oourant- 
zahlung  an  Staatskassen  hatte  in  Kassenanwcis.,  oder  mit  8  '/.,%  Strafagio,  1  Sgl.  vom 
Thaler,  zu  erfolgen.  Best.  v.  1S24,  1S26  u.  18'27).  Von  inländ.  Banknoten  werden 
in  der  Regel  nur  die  der  Centraibank  in  Zahlung  genommen ,  was  mitunter  ausdrück- 
lich,  wie  früher  bei  der  Preuss.  Bank  als  ein  Privileg  zugesagt  ist;  jetzt  gilt  in 
Deutschland  die  Bestimmung  des  Bankgesetzes  v.  15.  März  1S75  §.  2,  wonach  auch 
für  Reichs-  und  Staatskassen  keine  Verpflichtung  zur  Anuahme  der  Noten  bei  Zahlungen 
an  sie  besteht  u.  auch  nicht  durch  Laudesgesetz  für  Staatskassen  begründet  werden 
kann.  Doch  ist  wohl  allgemein  in  den  Einzelstaaten  (speeiell  in  Preussen)  die  An- 
nahme der  Kcichsbank-  Noten  an  den  Staatskassen  im  Verordnungswege  vorgeschrieben 
und  erfolgt  sie  ebenso  danach  in  den  Einzelstaaten  je  für  die  betreffende  Hauptzettel- 
bank ihres  Lands  (so  in  Baiern  f.  d.  Noten  der  Baier.  Notenbank  u.  s.  w.).  Die  Ent- 
wicklung der  Credit wirthsehaft  macht  wenigstens  in  gewissen  Verwaltungszweigen  die 
Annahme  von  Checks  auf  Hauptbanken  wünschenswerth  (s.  o.  §.  122).  In  der 
Kegel  beschränkt  sich  die  Annahmepflicht  der  Staatskassen  auf  inländische  Münzen 
und  etwaige  sonstige  Zahlungsmittel.  Doch  kommt  in  einigen  Zweigen  —  Zolldienst. 
Eisenb.  u.  Postvcrwalt.  —  die  Annahme  fremder  Münzen,  bes.  Goldmünzen, 
Papiergelds  und  selbst  Banknoten  (Kussland)  nach  bestimmtem  Curse  vor.  Der  ganze 
Punct  ist  münz-  u.  creditpolitisch  wichtiger  als  finanzpolitisch,  s.  darüber  Genaueres 
in  A.  Wagner,  Zettelb  polit.  2.  A.  Freib.  1S78,  S.  43— 49.  Verwechslungsgeschäft.- 
mit  den  Kassenbeständen  sind  den  Beamten  untersagt  Jedwede,  auch  noch  so  kam 
Beuutzung  von  Kassengeldern  für  Privatzweeke  eines  Kassenbeamten  ist  verboten. 

Die  Controle  gegen  die  Kasse,  bez.  den  Kassirer  muss  nun 
theils  durch  die  anderen  Beamten  (Vorsteher,  Buchhalter),  theils 
gegen  das  ganze  Personal  durch  Verwaltungsorgane  im  Wege  der 
Revisionen  u.  dgl.  mittelst  Vergleichung  der  Blicher  der  An- 
weisungs-  und  Liquidationsbehörden  mit  den  Büchern  der  Kasse 
und  dieser  Bücher  mit  den  Kassenbeständen  ausgeübt  werden. 

Specielle  Vorschriften  bestehen  regelmassig  noch  über  die 
Reihenfolge  der  Operationen  im  Rinnahmedienst  und  über 
die  Functionen  der  einzelnen  Kassenbeamten  dabei: 

Empfang  der  Anweisung  zur  Zahlungsannahmc,  Anbieten  der  Zahlung  Seitens 
des  Pflichtigen ,  Vergleichung  der  Anweisungen  und  „Einpfangszettel"  mit  dem  An- 
gebote des  Pflichtigen,  Empfangnahme,  Sortirung,  Zählung  des  Geldes,  Eintragung 
in  die  Bücher,  Ertheilung  der  Quittung.  Die  buchhalterischen,  die  Thätigkeiten  der 
eigentlichen  Geldhantierung ,  die  Controlausübuug  durch  Gegenzeichnung  sind  bei 
grosseren  Kassen  hier  Functionen  verschiedener  Beamten. 
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Nicht  minder  bestehen  fUr  die  Auf bewahrung,  Verpackung  (Art,  Beutel,  Packete, 
Hullen,  Einheitswerth  betrage  der  Köllen.  Notenpackete  u.  s.  w.  nach  Geldsorlen,  Noten- 
Rucken),  Versendung  —  bei  uns  regelmässig  nur  durch  die  Post  —  genaue  Vor- 
x  hriften  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  hinein. 

b)  Eine  Reihe  der  im  Vorausgehenden  erwähnten,  namentlich 
die  letztgenannten  Vorschriften  gelten  ebenso  oder  mit  einfach  aus 
der  Sache  sich  ergebenden  Aenderungen  für  den  Aus  gäbe  dienst. 
Einige  andere  Pitncte  kommen  bei  ihm  speciell  in  Frage  und  sind 
gleichfalls  Uberall  durch  besondere  Vorschriften  geordnet: 

«)  Die  Prüfung  der  Zahlungsforderungen,  sowohl  der 
nach  Generalauftrag  von  Amtswegen,  als  der  auf  speciclle  An- 
weisung der  competenten  Behörde  zur  Kasse  gelangenden. 

Im  ersten  Fall  inuss  die  Prüfung  der  Kasse  auf  die  sachliche  und  formelle, 
in  zweiten  Fall  wesentlich  nur  auf  die  formelle  Berechtigung  der  Forderung  und  des 
f  ordernden  gehen,  indem  hier  die  sachliche  Prüfung  in  der  Anweisung«-  und  Liqui- 
tUtioDsinstanz  zu  erfolgen  hat  <§.  124).  Die  erforderlichen,  genau  vorgeschriebenen 
Belegstücke,  nötigenfalls  eine  Legitimation  und  der  Nachweis  der  Identität  des 
ifohlungfordcrnden  siud  zu  verlangen.  Die  Erhebung  muss  vor  Ablauf  des  Credits, 
aas  dem  die  Zahlung  erfolgt,  stattlinden,  weshalb  dem  gemäss  der  richtige  Termin 
m  prüfen  ist.  Sie  darf  regelmässig  auch  nicht  vor  Eintritt  des  rechtlichen  (z.  B.  bei 
Besoldungen)  oder  vertragsmäßigen  Termins  der  Fälligkeit  erfolgen.  Für  ausnahms- 
weise vorher,  dann  als  Vorschuss  zu  leistende  Zahlungen  muss  die  Kasse  gewöhn- 
lich zuvor  die  Erlau bniss  der  competenten  Behörde  einholen.  Solche  Vorschüsse  sind 
lann  auch  in  der  Buchung  besonders  zu  behandeln,  nach  hierfür  in  den  Instructionen 
.'^ebenen  Vorschriften  (p  reuss.  Instr.  v.  IS.  Dec.  1S21§.  2M,  An  weis.  v.  1.  Juni  1*57$.  3U). 

ß)  Die  Vornahme  der  Zahlungen. 

Regelmässig  sind  die  Beläge  und  Quittungen  von  einem  Buch- 
halter zu  prüfen,  zu  signiren  und  die  Posten  in  das  betreffende 
Bach  einzutragen,  dann  an  den  Vorsteher  der  Kasse  zur  Unter- 
zeichnung (Zahlungsvermerk)  und  von  ihm  an  den  Kassirer  zur 
Auszahlung  zu  leiten. 

Uebcr  Form  und  Inhalt  der  Quittungen  bestehen  genauere  Vorschriften ;  der 
Schuldgrund,  die  zahlende  Kasse  sind  mit  zu  nennen,  die  Geldbeträge  ausser  in  Ziliern 
»uch  wörtlich  anzugeben.  Für  die  Geldsorten  und  Geldzei  chengclten  bei  Zahlungen 
'i us  Staatskassen  die  münz-,  papicrgeld-  uud  bankgesetzlichen  Vorschriften  genau, 
'iaher  hat  hier  die  Kasse  begrenztere  Rechte  bei  der  In  -  Zahlunggcbuug,  als  bei  der 
Iu-Zahlungnahtnc  (s.  o.).  Papiergeld  und  Banknoten  ohne  und  Kleingeld  mit  be- 
schränktem Zwangscurs  braucht  z.  B.  der  Zahlungsberechtigte  uicht  anzunehmen.  Die 
I  ilhgkeitstcrminc  von  Geldsummen  werden  nicht  immer  von  den  Berechtigten  inne- 
gehalten. Die  Kassen  können  darauf  nur  beschrankt  hinwirken,  sollen  aber  nach 
Möglichkeit  die  rechtzeitige  Abhebung  betreiben,  um  Uebertragung  von  Resten  zu 
verhüten  (Preusson). 

§.  131.  —  Ü.  Kasscnwoson  einzelner  Länder.  Die  Organisation  und 
Function  der  Kassen  hängt  vielfach  mit  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  und 
'ler  ganzen  Finanzvcrwaltung  zusammen.  Insofern  war  davon  schon  oben,  so- 
wohl bei  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  als  bei  derjenigen  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  dieses  Dienstes  mit  zu  sprechen  (§.  86  ff.,  96  IL),  worauf  daher 
hier  verwiesen  wird.  Weitere  Einzelheiten  sind  in  §.  121,  12f>  und  in  den  voraus- 
sehenden g§.  129  u.  IM  zum  Beleg  und  zur  Erläuterung  der  Darstellung  angegeben 
worden.  Im  Folgenden  wird  noch  ein  Gesainmtübcrblick  gegeben,  etwas  eingehender 
tivx  mir  für  Treussen  und  Frankreich. 
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In  Preussen  (§.  91,  96)  besteht  keines  der  genannten  drei  Kassens  y steine 
rein  oder  ausschliesslich ,  sondern  eine  Combination  derselben ,  mit  deutlichen  Resten 
der  älteren  Verhältnisse,  wenn  auch  das  Princip  der  fiscal  ischen  Kassencinheit.  ein«.1 
grössere  Contralisation  des  Kassenwesens  und  die  Einrichtung  einheitlicher  Staatskassen 
besonders  in  der  Ober-  und  Mittclinstanz.  theilweise  auch  in  der  Unterinstanz  in  dem 
Kassenwesen  der  eigentlichen  Finanzverwaltung  Platz  gcgriS'en  haben  (§.  121).  Der 
Uebcrgang  einzelner  Verwaltung»-  und  Eiunahmezwcige  (Post,  Telegraphic)  und 
grosser  Ausgabezweige  vlleer,  Flotte i  auf  das  Deutsche  Reich  hat  die  Ausscheidung 
dieser  Dienste  auch  aus  der  preuss.  Finanzverwaltung  zur  Folge  gehabt.  Die  Ver- 
waltung der  Zölle  und  gemeinsamen  inneren  Steuern  ist  aber  bisher  bekanntlich  hei 
den  Einzelstnatcn ,  unter  Keichscontrole,  verblieben.  Im  preuss.  Finanzministerium 
besteht  ein  Abrcchnungsbureau  für  die  Reichssteuern. 

An  der  Spitze  des  preuss.  Kassenwesens  steht  die  Generalstaatskasse,  in 
welcher  das  Princip  der  fiscal.  Kasseneinheit  repräseutirt  ist.  An  sie  fuhren  die 
anderen  Ober-  und  Mittelkassen  die  UeberschUsse  ab  oder  leisten  für  sie  in  ihrem 
Auftrage  daraus  direet  Zahlungen,  und  sie  dotirt  die  anderen  Oberkassen  direct  mit 
Geldfonds  oder  indirect  mit  der  Summe  ihrer  etatmäßigen  Credite,  indem  sie  Zahlungen 
für  dieselben  selbst  ausfuhrt  oder  durch  andere  Kassen  ausfuhren  lässt 

Die  weiteren  noeh  bestehenden  Centraikassen  sind  die  sogen.  Generalkassen. 
von  denen  nach  Ausscheidung  der  Gen.-Postkasse  als  Central- Einnahmekasse  nur 
noch  die  Generallot tcriekassc.  als  Central- Ausgabe kassen  nur  noch  die  eigene 
Gcneralkasse  des  Minist,  d.  gcistl.  Unterrichts-  u.  Medicangelegenheiten  u.  die 
Staatsschuldentilgungskasse  bestehen.  Die  anderen  Ministerien  haben  kein« 
eigenen  Generalkassen  <;das  Min.  d.  Inneren  hat  eine  Minist.-Bureaukasse).  Die  General- 
Staatskasse  im  Fi ii  Ministerium  fungirt  für  den  Ausgabedienst  dieser  Ministerien  mit. 
soweit  es  sich  um  Centraiausgaben  (in  Berlin)  handelt.  Darin  ist  das  System  der 
einheitlichen  Staatskassen  consequent  durchgeführt. 

Die  Mittelkassen  sind  in  den  Provinzen  die  (33)  Regierungshauptkassen 
im  Anschluss  an  die  administrative  Eiutheilung  in  Regier. bezirke,  am  Sitze  der  Regierung, 
allgemeine  einheitliche  Staatskassen  für  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  Bezirks. 
Sammelkassen  der  Kreis  -  und  der  sonstigen  Unterkassen  ,  ein  Hauptglied  des  preu.*. 
Kassenwesens. 

Unter  diesen  Kassen  stehen  vor  allen  die  Kreis  kassen,  welche  als  Einnahmc- 
kassen  zunächst  für  die  directen  Steuern  fungiren  und  Sammelkassen  für  andere  Unter- 
kassen ,  dann  aber  auch  Ausgabekassen  der  Staatsverwaltung  im  Kreise  sind.  Sie 
gehören  einerseits  zu  den  Mittel-,  anderseits  zu  den  Unterkassen.  Dasselbe  gilt 
von  den  lediglich  als  Einnahmekassen  fungirenden  Kassen  der  Hauptzoll-  und 
Steuerämter  für  dio  indirecten  Steuern  und  von  der  Steuerkasse  der  Verwaltung 
der  Berliner  directen  Staatsstcucrn,  Kassen,  von  welchen  nur  etwa  die  eigenen 
unmittelbaren  Erhebung*  -  u.  Betriebskosten  zu  verausgaben  sind.  Diese  Kassen  sin*! 
zum  System  der  „Verwaltungszweigkassen"  zu  rechnen.  Ebenso  die  weiteren 
Unterkassen  (sogen.  „Special kassen"  in  Preussen),  vornemlich  für  den  Einnahme- 
dienst und  etwa  auch  für  Specialausgaben  ihres  Dienstzweigs,  nemlich  die  Domänen* 
rentamts-,  die  Forst-,  die  Ncbenzollamts-,  die  Kassen  der  Stcucrempfängcr  u.  Erbeber 
(der  directen  Steuern,  vornemlich  in  den  westl.  u.  neuen  Provinzen).  Achnlichc  Unter- 
oder Spccialkasscn  nach  dem  System  der  Verwaltungszweigkassen  für  den  Aus  gäbe  - 
dienst,  aber  gewöhnlich  zugleich  für  die  Einkassirung  der  spec.  Amtseinuahmen  der 
Behörde  oder  Anstalt  sind  die  mancherlei  Specialkassen  in  den  verschiedenen  Ministerien 
so  in  der  Unterrichtsverwaltung  (mehrfach  einzelne  Schulkassen,  Univers.kassen  für 
gewisse  Kassengeschäfte,  Krankenhauskassen  u.  dgl.  in.),  in  der  landwirthschaW 
Verwaltung  (Gestütskassen),  in  der  inneren  Verwaltung  (Gefängnisse,  Strafanstalten. 
Statist.  Bureau,  Polizeikassen  u.  a.  in.).  Im  Finanzministerium,  Abth.  f.  Kassen-  u. 
Etatswesen,  gehören  hierhin  noch  die  Haupt-Seehandlungskassc  (der  Überhaupt  in  der 
Kassen-  wie  sonstigen  Verwaltung  ein  eigenes  selbständiges,  nur  dem  Fin.min.  an- 
gegliedertes Institut  darstellenden  „Sechandlung"),  die  Kassen  des  k.  Leihamts,  der 
Münzverwaltung,  die  Ministcriulbaukasse,  die  Kassen  der  Wittwcn-  u.  Waisenverpflegunfv 
anstalten  (auch  in  anderen  Ministerien,  so  die  Justizofliciantcn -Wittwenkasse  imJosti/- 
u»in.\  die  Kassen  der  Renteubanken,  die  Depositenkassen  u.  a.  m. 

Einzelne  dieser  Kassen  (z.  B.  Polizeikassen)  können  auch  zur  Kategorie  der 
„behördlichen  Kaasen"  gerechnet  werden. 
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Ein  eigenes  Kassensystem  für  sich,  Unter-  wie  Mittclkasscn,  hat  die  Bergwcrks- 
verwaltung  'Bergamts-  u.  Obcrbergamtskasson)  a.  die  Eisen  bahn  Verwaltung  (Haopt- 
Lassen  bei  den  Directionen,  Betriebskassen  bei  den  Betriebsämtern,  dann  Stationskassen, 
aber  keine  eigene  Centraikasse).  Es  ist  liier,  wie  bei  der  Post  u.  Telegrapbic  die 
Uekonomik  u.  Technik  der  Verwaltung,  die  auf  ein  solches  durchgehendes 
Yerwaltungszweigkasscnwcscu  hinwirkt. 

Die  hervorragende  Bedeutung  der  privatwirtbschaftlnhcn  Eiimahmczwcigc  noch 
in  der  heutigen  preuss.  Finanzwirthsohaft  erklärt  auch  in  dieser  Gestaltung  des  Kassen- 
wesens, besonders  bei  den  Spccialkasscn  manche,  von  anderen  Staaten  abweichende 
Eigentümlichkeit  und  den  Mangel  einheitlicher  Untertassen.  Eine  Vereinigung  kleinerer 
Specialkasscn  möchte  wohl  mitunter  zur  Ersparung  an  Personal,  Matorial  und  Kosten 
zu  erwägen  sein.  Die  selbständigen  Kassen  von  Instituten  und  Eiuzelvcrwaltungeu 
entsprechen  den  gegebenen  Verhältnissen  und  werden  sich  kaum  weiter  viel  ver- 
mindern lassen. 

Im  Geschäftsgang  der  preuss.  Kassen  ist  wohl  eine  gewisse  burcaukratische 
Schwerfälligkeit  nicht  ganz  zu  bestreiten.  Die  Verbindung  mit  der  Bank  könnte  hier 
vielleicht  zu  einigen  Verbesserungen  führen.  Es  wird  hier  wie  in  anderen  Fällen 
(Zollverfahren  u.  dgl.)  in  Preusscn  wohl  auf  Formalien  etwas  zu  viel  Werth  gelegt 
und  nicht  immer  genügend  bedacht,  dass  die  Erfüllung  dieser  Formalien  nicht  nur 
dem  Staate,  sondern  auch  dem  mit  Staatskassen  verkehrenden  Publicum  Arbeit  und 
Zeit  kostet.  Formelle  Ordnung  und  Sicherung  in  allen  Geldgeschäften  ist  gewiss  not- 
wendig und  segensreich,  aber  nicht  .durchaus  das  Einzige,  was  dabei  in  Betracht 
kommt.  Kaschheit  und  Promptheit,  eine  gewisse  „Coulanz"  in  kaufmännischer  Art, 
die  mit  Ordnung  und  Sicherung  recht  wobl  vereinbar  ist,  wie  z.  B.  in  dem  grossen 
(ieldvcrkehr  der  Postverwaltung  sich  zeigt,  sind  ebenfalls  zu  erstreben. 

Die  wichtigeren  Verhältnisse  in  der  Stellung  der  Kassen  zu  einander  und  im 
(ieschäftsgang  sind  oben  mit  berührt  worden.  Die  bedeutsame  Stellung  der  Rcgicrungs- 
Uauptkassen  im  preuss.  Kastenwesen  wird  in  der  Gcschäftsanwcisung  v.  1.  Juni  1857 
sehr  detaillirt  und  klar  entwickelt.  Uebeiall  haben  sich  diese  Kassen  in  den  geeigneten 
Fällen,  besonders  für  Zahlungen  nach  ausserhalb  der  Spccialkasscn  zu  bedienen  (§.  58 
»1.  Anweis.).  Unter  Specialkasscn  werden  verstanden:  „diejenigen  Kassen,  welche  die 
von  ihnen  auf  Grund  besonderer  Spccialctats  selbständig  zu  verrechnenden  Einnahmen 
unter  Anrechnung  der  etatmäss.  Ausgaben  an  die  Kcgicr.hauptkasscn  abzuführen  haben'1 
(eb.  §.  71).  Die  Specialkasscn  verrechnen  jetzt  monatlich  mit  den  Hauptkassen  (seit 
1860)  Letztere  stehen  wieder  zur  Gencralstaatskassc  in  demselben  Vorhältniss,  wie 
die  Specialkasscn  zu  ihnen.  Sic  haben  daher  die  Einnahmen  unter  Anrechnung  der 
Ausgaben  an  die  Gen.st.kasse  abzuführen,  Zahlungen  nach  Auftrag  für  letzterer  Rechnung 
zu  leisten  und  periodisch  abzurechnen  (eb.  §.  82).  „Die  für  die  übrigen  Centraikassen 
einzuziehenden  Gelder  u.  zu  leistenden  Zahlungen  sind  denselben  durch  Vermittlung 
der  Gen.stkassc  resp.  zu  überweisen  u.  anzurechnen"  (eb.  §.  85).  Der  eigentliche 
Kassenbestand  (Geld-  und  Geldzeichenvorrath)  wird  in  jeder  Kasse-  als  Ein  Ganzes 
behandelt  und  verwahrt.  Die  Herkunft  desselben  und  die  Rechtsansprüche  daran 
ergeben  sich  aus  der  Buchführung. 

In  Baicrn  (§.  97)  bilden  die  Kreiskassen  für  die  Kreise  (Regicr.bezirke)  die 
Mittclkasscn  der  allgemeinen  Finanzvcrwaltung,  fungiren  als  Einnahme-  u.  Ausgabe- 
kassen, und  vermitteln  zwischen  den  Unterkassen,  der  Rentämter  (auch  f.  Einnahmen 
u.  Ausgaben,  u.  A.  mit  für  die  Domänen-  u.  Forstvcrwaltung) ,  und  der  Ccntral- 
staatskassc.  Apart  davon  sind  „centralisirte  Administrationen"  mit  eigenem  „Vcr- 
waltungszweigkasscnsystcin''  die  „Gencraldirection  der  Zölle  u.  indirecten 
Steuern"  (Reichs  -  und  baiorische,  bes.  Malz-u.  Branntweinaufschlag),  die  „General  - 
Bergwerks-  u.  Salincnadministration",  beide  übrigens,  nebst  anderen  dgl. 
Administrationen  (Münzamt,  Nurnb.  Bank,  Staatsschuldentilgungscommission)  dein 
Finanzministerium  untergeordnet;  ferner  die  zu  einem  anderen  Ministerium  rcssortirende 
.,(ieneraldirccüon  der  Verkehrs  an  stalten"  (Staatsbalinen,  Post,  Telegraph).  Reiches 
Detail  bei  v.  N cuforn-Hock,  I,  3.H  II.,  130  ff. 

In  Oesterreich  (§.  besteht  in  der  allgemeinen  Finanzvcrwaltung  das  System 
der  einheitlichen  Staatskassen  strenger  und  folgerichtiger  durchgeführt  als  in 
Deutschland.  Die  Eine  Kasse  hat  daher  in  ihrem  localon  oder  territorialen  Wirkungs- 
kreis regelmässig  alle  Einnahmen  u.  Ausgaben  für  sämmtliche  Vcrwaltungszwcifco  zu 
vollziehen.    Alle  Kassen  bilden  einen  Verband  und  jede  kann  in  ibrem  loralcn  Wirkunps- 
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kreise  beauftragt  werden,  coinmissioncll  auf  Rechnung  einer  anderen  Gelder  einzu- 
nehmen und  zu  verausgaben ,  worüber  Contocorrentjournale  ge führt  werden.  An  der 
Spitze  steht  die  Staatscentralkassc ,  unter  ihr  in  den  Krouländcrn  Landeshaupt- 
kassen,  Finanzlandcskassou  und  Landeszahläwter,  einheitliche  Kassen  für 
Einnahmen  und  Ausgaben  (mit  zwei  Abtheilungen  dafür),  zugleich  Sammelkassen  fiir 
die  Uebcrschüssc  der  unter  ihnen  stehenden  Kreis-  u.  Localkassen  (unter  verschiedenen 
Narn-  ii,  Steuerämter  u.  a.  m.).  Neben  der  Staatscentralkassc  bestehen  an  sonstigen 
(/cntralkasscn  noch  ein  Ministerialzahlamt  für  den  Ausgabedienst  der  Ministerien, 
dann  die  Staatsschuldeukasse.  Eine  Ausnahme  vom  System  der  einheitlichen  Kassen 
bilden  aber  auch  in  Oesterreich  die  „Verwaltungszweigkasscn"  der  Zoll-  und  Ver- 
zehrungssteuerverwaltung  (wenigstens  in  der  unteren  Stufet,  der  Bergwerks-,  Tabak- 
inonopol-,  Salzrcgal-.  Post-  u.  Telegraphenverwaltung.  Vgl.  Blonski,  1,55.11,  354. 
auch  Schrott,  S.  132  (1'.  passim,  Dessary,  Fin.ges.kunde  S.  256  II. 

Das  Kassen wesen  Frankreichs  hat  manches  Eigentümliche  und  wie  die  ganze 
Einrichtung  des  Finanzdiensts,  wie  auch  das  Zahlungs-,  liechnungs-  und  Controlwesen 
von  deutschen  Verhältnissen  Abweichendes,  freilich  doch  auch  wieder  mehr  in  den 
Formen,  als  in  der  Sache.  S.  o.  §.  1)9  Uber  die  neuere  Einrichtung  der  französ. 
Finanzverwaltung  überhaupt,  wodurch  die  Grundzügc  des  Kassenwesens  mit  bestimmt 
siud,  u.  die  Ausfuhrungen  in  §.  121.  125,  ferner  Hock  u.  Kaufmann  a.  a.  0.. 
dann  f.  Näheres  die  einschlägigen  Artikel  in  Blocks  diction. 

Der  Grundsatz  der  Scheidung  des  A  nweisungsdiensts  und  A  uweisungs- 
rechts  vom  Kassendienst  der  Einnehme»  (reeeveurs,  pereepteurs)  und  der  Ver- 
ausgaber (payeurs)  oder  der  Scheidung  der  ordonnateurs  und  comptablcs  i>t 
besonders  scharf  und  folgerichtig  durch  alle  Stadien  des  Dienstes  hindurchgefühlt. 
Der  Einnahmedienst  alier  Verwaltungen,  auch  der  selbst  nicht  unter  dem  Finanz- 
ministerium stehenden,  wird  durchaus  nur  von  Behörden  u.  Beamten  dieses  Ministeriuu»> 
besorgt  und  alle  Einnahmen  werden  hier  ccntralisirt.  Das  System  von  Verwaltungs- 
zweigkassen besteht  aber  dabei  noch  mehrfach,  indem  für  die  finanztechnisch  wesentlich 
verschiedenen  Einnahmearten  (directe,  innere  indirecte  Steuern,  Zölle,  Enregistrcment 
ii.  Stempel)  der  Dienst  der  Verwaltung  (Erhebung)  und  der  Kassen  in  der  Unter 
und  z.  Th.  in  der  unteren  Mittelinstanz  getrennt  ist.  Auch  sind  die  Einnahmekassen 
nicht  allgemein  zugleich  Ausgabekassen.  So  haben  die  einzelnen  anderen  Ministerien 
dafür  ihre  eigenen  Kassen.  Das  System  der  einheitlichen  Staatskassen  ist  somit  nicht 
das  herrschende.  Es  besteht  aber  für  die  Staatsccntralkasse,  die  auch  als  eiue 
Abtheilung,  nicht  als  eine  selbständige  Ccntralkasse ,  die  Staatsschuldenkasse  in  sich 
schliesst  Alle  Zahlungen  dieser  Kasse  uuterliegcn  zuvor  dem  Zahlungsvermerk  der 
Controlabtheilung.  Die  einheitliche  Disposition  über  alle  Kassenfonds,  in  den  der 
Finanzverwaltung  allein  (Einnahmekassen)  wie  auch  anderen  Ministerien  (Ausgabckasscuj 
unterstehenden  Kassen  wird  durch  die  finanzministerielle  Abthciluug  für  die  Kassen- 
fonds-Bewegung, welche  zu  diesem  Behufe  Berichte  über  Bewegung  und  Stand  aller 
Kassen  erhält  und  die  Zahlungen  der  anderen  Ministerien  visirt,  besorgt.  Neben  der 
t  entralkasso  hat  die  Deposit eukasse  (caisse  des  depots  et  consignations)  eine  aparte 
Stellung  und  Function  für  eine  Reihe  wichtiger,  grossentheils  nicht  zur  eigenUichcn 
Finanzverwaltuiig  zählender  Geschäfte  (Hock,  S.  531,  Kaufmann  S.  72,  7781 

Die  hauptsächliche  obere  Mittelkasse  ist  in  Frankreich  die  des  General- 
cinnehmors  oder  jetzt  sogen.  tr6sorier-payeur  general  jedes  Departements. 
Bei  ihm  concentriren  sich  die  Einnahmen  der  anderen  Kassen  des  Departements,  und 
zwar  auch  aus  den  im  Kassenweseu  getrennten  oder  dem  Finanzministerium  nicht 
unterstehenden  Verwaltungen,  sämmtlich.  Er  hat  aber  nach  Anweisuug  auch  di 
Ausgaben  in  seinem  Departement  zu  leisten,  andere  Ausgabekassen  daselbst  mit  Fonds 
zu  versehen .  direct  oder  aus  unteren ,  ihm  unterstehenden  Einnahmekassen ,  die  ver- 
bleibenden Ueberschüsso  zur  Verfügung  des  Finanzministers  zu  stellen  und  eventuell 
von  diesem ,  d.  h.  von  der  Centraikasse  die  erforderlichen  Zuschüsse  zu  beziehen. 
Dies  Amt.  bez.  diese  Kasse  nimmt  also  in  dieser  Hinsicht  dio  Stelle  der  preuss. 
Kegierungshauptkasse  ein  und  ist  eine  einheitliche  Staatskasse  für  den  Ein- 
nahme-, bez.  Sammeldicnst  und  für  den  Ausgabedienst.  Der  wesentliche  Unterschied 
des  Generalciuuehmers  von  der  analogen  deutschen  Kasseninstanz  besteht  darin,  dass 
jener  zugleich  eine  Art  Bamjuicr  für  die  Staatskasse  darstellt,  mit  den  nach  den 
gesetzlichen  Terminen,  bez.  rechnungsmassig  nach  den  Quoten  des  Jahrcsctats  fälligen 
Kinnnliuicsummcn.  aurh  wenn  sie  noch  nicht  völlig  eingegangen  sind,  wie  mit  einer 
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persönlichen ,  am  Eingangstermin  zahlbaren  Schuld  belastet  wird,  Zahlungen  darauf 
leisten  inuss,  die  Geschäfte  des  Publikums  in  Staatsrenten  zu  vermitteln  hat  und  sonst 
noch  mit  diesem  Publikum  in  gewisse  Geschäfte  (so  Annahme  verzinslicher  Depositen, 
Wechselgeschäfte  in  gewissem  Umfange)  eintreton  darf.  Auch  verschiedene  Zins- 
berechnungen zwischen  der  Staatskasse  und  diesem  (ieneraleinnchincr,  —  zu  seinen 
tiunsten,  wenn  er  mehr  oder  früher,  als  er  verpflichtet  war,  ablieferte,  zu  seinen  Un- 
gunsten im  (selteneren)  umgekehrten  Falle  —  kommen  vor.  Thatsächlich  zahlt  der 
Staat  also  oft  Zinsen  ftir  seine  eigenen  Gelder  (aus  Steuern  u.  s.  w.)  an  den  General- 
<innehtner!  Das  Abnorme  dieser  Einrichtung  springt  in  die  Augen.  Durch  Hinweis 
auf  die  historische  Entwicklung,  auf  die  Analogie  der  Generalpächter  des  ancien 
r^ime,  die  eine  ähnliche  Stellung  einnahmen,  wird  diese  Einrichtung  wohl  erklärlicher, 
aber  nicht  gerechtfertigter.  Und  wenn  man  im  Gencraleinnehmer  nur  den  Finanz 
beamten  sieht,  fehlt  die  Rechtfertigung  vollends.  An  eine  grundsätzliche  Umgestaltung 
dos  Verhältnisses  hat  man  auch  gedacht  Dennoch  ist  es  bisher  beibehalten  und  die 
Stellung  des  Gcneraleinnebmers  eher  noch  bedeutungsvoller  geworden,  bes.  seitdem 
dStio)  das  Amt  des  Generaleinnehmers  u.  des  Generalzahlmeisters  im  Departement 
vereinigt  wurde.  Neben  persönlichen  Einßüssen,  die  sich  hier  zeigen,  sind  der  Ein- 
richtung grade  auch  in  der  neuesten  Zeit  der  grossen  französ.  Finanz-  u.  Anlcihe- 
uperationen  die  Erfahrungen  hinsichtlich  ihrer  Bewährung  in  solchen  Perioden  wohl 
/u  Gute  gekommen.  Diese  Stellung  des  „Gencralschatzmeisters".  welcher  ,.mehr  als 
•in  gewöhnlicher  Kassierer,  der  ein  Bankier  der  Regierung  ist,  welcher  mit  dem 
Maabschatz  in  offener  Rechnung  steht"  (Hock),  hat  aber  doch  auch  grosse  Vortheile 
tewährt.    Das  günstige  Urtheil,  das  Hock  vor  25  Jahren  fällt«,  gilt  heute  noch  ti. 

mehr  als  damals.  Die  Leichtigkeit  und  Wohlfeilheit  der  Geldbewegung,  di.- 
Kleinheit  der  mussigen  Kassenvorräthe,  Dank  der  Verbindung  mit  Privaten  u.  mit  der 
ilank,  sind  wohl  in  Betracht  zu  ziehen.  Vgl.  bes.  für  die  prineip.  Würdigung  u.  die 
Darlegung  der  Technik  des  Dienstes  Hock,  S.  124  — 134,  Statistisches  bei  Kauf- 
mann £.  76,  Art.  tres.  payeurs  gener.  u.  Art.  comptab.  publ.  N.  113  h".  in 
Blocks  diction.  Neben  »»000  fr.  Gehalt  beziehen  die  tresoriers-payeurs  Tantiemen, 
nii'h  der  Grösse  der  Einnahmen  u.  der  Ausgaben,  bei  jenen  O.ll°/0  von  den  ersten 
3  Mill..  dann  abnehmende  Procente  bis  0.03°/0  von  den  Summen  über  50  Mill.  fr., 
bei  den  Ausgaben  0  25°/o  von  den  ersten  4  Mill.  u.  ebenfalls  abnehmende  Procente 
bis  0.043%  von  den  Summen  über  30  Mill.  Gesammteinnahme  nach  Et.  f.  18S2  f.  SG 
'ieneinnehmer  522.000  fr.  (V)  Gehalt,  Einn.-Tanticmen  1.267.800  fr.,  Ausg.-Tantiemen 
2<h5.5O0  fr.,  zus.  3.875.300  fr.  oder  45.071  fr.  durchschnittlich,  nur  an  diesen 
Amtseinnahmen. 

§.  132.  —  C.  Innere  Einrichtung  des  Rechnungs- 
wesens (Buchführung). 

Das  Rechnungswesen  in  der  Finanzwirthschaft  hat  zunächst  wieder  dieselben 
Aufgaben  wie  in  jeder  anderen  Einzelwirthschaft  und  löst  sie  auch  wesentlich  auf 
'Üe  neinliche  Weise.  Es  bezieht  sich  an  sich  und  thatsächlich  nicht  nur  auf  Geld- 
beträge, aber  es  hat,  nach  Durchdringung  des  geldwirthschaftlichcn  Verkehrs  in  dei 
\ olkswirthschaft  wie  in  der  Finanzwirthschaft,  mit  Geld su  m inen  ganz  Uberwiegend, 
vielfach  ausschliesslich  zu  thun,  —  und  zwar  regelmässig  mit  Bestand  und  Bewegung 
»irklicher,  aus  Geld  und  Geldzeichen  (einschliesslich  crcditwirthschaftlicher)  bestehender 
Geldsummen,  nicht  bloss  mit  den  Geldwerthanschlägen  von  Sachgutern  und  Leistungen, 
»eiche  übrigens  auch  im  Rechnungswesen  vorkommen  (§  1 48).  Das  finanzwirthschaftliche 
speciell  das  Staatsrechnungswesen  gewinnt  dann  noch  besondere  Bedeutung  als  Grund- 
lage der  C  o  n  t  r  o  1  c.  Aber  auch  daraus  ergiebt  sich  kein  speeifischer  Unterschied 
vom  sonstigen  Rechnungswesen,  denn  bei  allen  solchen  Einzelwirthschaften ,  welche 
Leistungen,  Güter  und  Rechtsansprüche  verschiedener  Personen  umfassen,  wo  es  siel 
daher  um  scharfe  Trennung  des  .  Mein  und  Dein"  handelt,  ist  das  Bedürfniss  dei 
'-ontrole  ein  ähnliches  und  hat  die  letztere  ein  entsprechendes  Rechnungswesen  zuj 
Voraussetzung  ihrer  Möglichkeit  und  Wirksamkeit. 

1.  Aufgabe.  Arten  der  Rechnung.  Soll-  und  Ist- 
Rechnung.    Das  Rechnungswesen  im  Allgemeinen  soll  die  That- 
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sachen,  welche  sich  auf  den  Bestand  und  auf  die  Veränderungen 
im  Bestand  (oder  auf  die  Bewegungen)  der  in  der  Verfügung 
einer  Wirtbschaft  (bez.  des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschafts- 
8ubjects  —  Grundlegung  §.  51)  befindlichen  wirtschaftlichen  Güter 
(G.  §.  7)  beziehen,  ziffermässig  in  bestimmter  Ordnung 
zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen  oder  darüber  voll- 
ständig, genau  und  systematisch  „b uchführeu",  regelmässig, 
aber  nicht  ausschliesslich  in  der  Form  der  Rechnung.  Dies  gilt 
auch  vom  Staatsrechnungswesen  in  seiner  Ausdehnung  auf  die  In- 
ventarisirung  des  Staatsvermögens  (§.  148).  Das  uns  an  dieser 
Stelle  allein  näher  beschäftigende  Rechnungswesen  soll  dagegen  bloss 
Bestand  und  Bewegungen  der  Geldsummen  (hie  und  da 
einschliesslich  gewisser  Gcldwerthanschläge  von  Sachgütern  und 
Dienstleistungen)  im  Staatshaushalt  ziffermässig  in  bestimmt  geord  " 
neter  Weise  zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen.  Die  Buch- 
führung, mittelst  welcher  dies  geschieht,  knüpft  sich  daher  zu- 
nächst an  die  Vollziehung  des  Etats  an.  Diese  Vollziehung 
erfolgt  durch  die  Anweisungen  (§.  123)  und  durch  die  wieder 
in  der  Vollziehung  dieser  Anweisungen  bestehende  wirkliche 
Gcbahrung  der  Kassen  —  Vereinnahmung,  Verausgabung, 
Empfangnahme  von  sonstigen  „Eingängen"  (§.  60)  und  Bewerk- 
stelligung von  sonstigen  „Ausgängen",  neben  den  eigentlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  —  Die  Buchführung  ist  daher  grundsätzlich 
und  im  geordneten  Haushalte  auch  thatsächlich,  wie  bei  den  früheren 
Erörterungen  schon  hervorzuheben  war,  eine  zweifache,  die  nur 
in  verschiedenem  Umfang  und  in  verschiedener  Weise  nach  der 
Verschiedenheit  der  aufzuzeichnenden  Thatsachen  stattfindet:  eiue 
„Anweisungsbuchftihrung"  bei  den  anweisenden  Behörden 
und  bei  den  Anweisung  empfangenden  Kassen  und  eine 
„KassenbuchfUhrung"  bei  den  Kassen. 

Die  Buchführung  Uber  die  Anweisungen  nimmt  bei  den  an- 
weisenden Aemtern  den  Charactcr  einer  förmlichen  Rechnung 
nur  in  Bezug  auf  die  Specialanweisungen  und  auf  die  durch 
Ueberweisung  eines  Kassenetats  an  eine  Kasse  „zur  Voll- 
ziehung" erfolgten  „Generalauweisungen"  (§.  123)  an,  und  auch 
da  weicht  sie  von  der  gewöhnlichen  Form  einer  solchen  mehr  oder 
weniger  ab.  Die  Buchführung  der  Kassen  ist  dagegen  eine  eigent- 
liche Rechnungsführung,  für  welche  der  zur  Vollziehung  über- 
wiesene Etat,  die  empfangenen  und  vollzogenen  Specialanwcisnngen, 
die  empfangenen  Quittungen  über  Zahlungen  uud  die  Vermerke, 
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Kandreste  u.  dgl.  Uber  Quittungen,  welche  die  Kasse  ertheilte,  die 
weiteren  Belegstücke  bilden. 

Hier  wird  vorncmlich  nur  die  Buchführung  und  das  Rechnungswesen  der  Kassen 
behandelt.  Das  Rechnungswesen  der  anweisenden  Behörden  ist  Übrigens  ganz  analog 
einzurichten.    Die  folgenden  drei  Unterscheidungen  können  auch  hier  gemacht  werden. 

Die  vollständige  Buchführung  und  Rechnung  der  Kassen  ist 
eine  dreifache,  die  „Soll"- Rechnung,  die  „Ist"- Rechnung,  die 
„Rest "-Rechnung,  —  eine  Unterscheidung,  bei  welcher  an  die 
Kategorie  „Zeit"  angeknüpft  und  demgemäss  die  zu  lösenden, 
die  gelösten  und  die  noch  zur  Lösung  rückständigen,  aus 
den  der  Kasse  zugegangenen  General-  und  Specialanweisungen 
sich  ergebenden  Aufgaben  unterschieden  werden. 

a)  Die  Soll- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Zukunft,  d.  h. 
die  Zahlungen  an  die  Kasse  und  aus  der  Kasse  oder  die  Ein-  und 
Ausgänge,  bez.  Kinnahmen  und  Ausgaben,  welche  die  Kasse  nach 
Generalauftrag  (incl.  Etats  -  Ueberweisung)  und  Specialanweisung 
bewerkstelligen  „soll". 

Hier  ist  zuuächst  nicht  „Etats-Soll"  und  „Rechnungs  Soll4'  unterschieden, 
wie  es  öfters  geschieht,  auch  von  Ran  II.  §.  544.  Das  einer  Kasse  vorgeschriebene 
Etats -Soll  (specialisirter  Kassenetat)  bildet  eben  einen  Generalauftrag  (§.  123)  u. 
irchört  damit  zum  Rechnungs  -  Soll ,  worunter  Rau  u.  A.  nur  „diejenige  Summe,  zu 
deren  Entrichtung  in  dem  Verrechnungszeitraum  eine  bestimmte  Verbindlichkeit  ein- 
getreten ist"  verstehen,  wonach  vorncmlich  das  aus  Specialanweisungen  abzuleitende 
..Soll"  und  das  etatmässige  Soll  erst  im  Momente  seines  Sich  -  Verwirklichens  hierhin 
gehörte.  Die  Soll -Rechnung  bildet  immer  eine  V  oransch  lag- Rechnung.  Diese 
ist  regelmässig  schon  vor  oder  am  Beginn  der  Rechnungsperiode  für  die  durch  Goneral- 
auftrag  (o.  Etat)  überwiesenen  Ein  -  und  Ausgänge,  mit  Angabe  der  Fälligkeitstermine 
der  Summen  aufzustellen  —  der  gesetzlichen  Termine  bei  den  einen,  der  nur  schätzungs- 
weise ermittelten  Termine  bei  den  anderen  Ein-  und  Ausgängen.  Dies  „Kechnungs- 
Soll"  ist  dann  zu  ergänzen  in  Gemässheit  der  Specialanweisungen  im  Laufe  der 
(jebahrung,  aber  auch  hier  immer  auf  ein  „Zukünftig"  hin,  daher  als  Voranschlag. 

Die  prac tische  Bedeutung  dos  „Soli"  für  die  Kassenverwaltung  gestaltet 
sich  verschieden  beiEin-  und  Ausgängen,  bei  gesetzlich  fixirter  oder  bloss 
auf  Veranschlagungen  beruhender  Höhe  beider  und  bei  f  es  t  term  in  liehen 
oder  ande  rweiten  Ein-  und  Ausgängeu.  Unterscheidungen,  welche  dann  wieder 
für  Recht,  Pflicht,  Verantwortlichkeit,  Controlo  der  Kasse  wichtig  werdeu. 

Das  „Soll"  hat  die  Bedeutung  eines  pflichtiuässigen  „Muss"  für  die  Kasse  bei 
den  Eingängen  in  gesetzlich  fixirter  Höhe  zu  gesetzlichen  Terminen, 
wo  also  bestimmte  positive  Rechtssätzc  des  Steuerrechts  und  privatrechtliche  Vertrags- 
bestimmungen in  Betracht  kommen,  daher  bei  directen  Steuern,  Pachtrenten,  Schuldig- 
keiten aus  Kauf-,  Darleheuscoutract  (Restkaufgelder  von  veräusserten  Grundstücken, 
Holz,  Bergwerksproducten  u  dgl.,  fällige  Wechsel,  dgl.  Zinsen).  Hier  muss  die  be- 
tretende Summe  voll  und  rechtzeitig  eingehen,  oder  von  Seiten  der  beauftragten  Kasse 
müssen  andernfalls  die  vorgeschriebenen  rechtlicheu  Schritte  erfolgt  sein.  Bei  den 
Eingängen  in  bloss  veranschlagter  Höhe  (oder  bei  selbst  bloss  veranschlagtem  „Ob") 
und  in  unbestimmten  Terminen  wird  das  „Soll"  zu  einem  „Muss"  für  die  Kasse,  nur 
wenn  und  soweit  als  die  veranschlagten  Thatsachen  eintreten.  Erst  alsdann  hat 
die  Kasse  wie  bei  der  er»t  genannten  Kategorie  von  Eingängen  zu  verfahren.  Dies 
Ut  regelmässig  der  Sachverhalt  bei  indirecten  Steuern.  Verkehrssteuern,  —  bei  Steuern, 
„welche  sich  an  einzelne  Thatsachen  u.  Handlungen  anknüpfen"  (Firi  H,  §.  453, 
4B7  ff.)  —  bei  Gebühren. 

19* 
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Bei  den  Ausgängen  anderseits  liegt  ein  „Mass"  für  die  Kasse  nur  vor.  so- 
weit ein  nach  dem  „Soll"  begründeter  und  specicll  als  zur  Zahlbarkeit  berechtigt 
erkannter  Ansprnch  von  dem  Berechtigten  der  Kasse  gegenüber  erhoben  wird  oder, 
wenn  dies  unterbleibt,  nach  der  Sachlage  von  der  Kasse  Uberhaupt  die  Abstattung 
herbeigeführt  werden  kaun  (so  bei  Zahlungen  aus  dem  Titel  der  Gehalte.  Pensionen, 
Remunerationen  u.  dgl.).  Oftmals  ist  dies  nicht  der  Fall,  z.  Ii.  bei  unterbleibender 
Abhebung  von  Zinsen  der  Staatsschuld.  Das  „Soll"  stellt  hier  dann  auch  ein  „Darf*4 
dar,  in  dem  Sinne,  dass  bis  zur  Höhe  des  Soll  (als  einem  Maximum)  Zahlungen 
Seitens  der  Kasse  erfolgen  dürfen,  wenn  die  Bedingungen  dafür  eingetreten 
sind.  Die  Kasse  ist  für  Letzteres  verantwortlich  und  die  Controle  gegen  sie  muss 
sich  auf  diesen  Punct  erstrecken. 

b)  Die  „I s t"- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Gegenwart, 
bez.  die  soeben  zur  Vergangenheit  werdende  Gegenwart  oder  die 
wirklich  erfolgten  Zahlungen  an  die  Kasse  („Eingänge")  und 
aus  der  Kasse  („Ausgänge"),  die  Verwirklichung  (Realisirung) 
der  Soll- Rechnung  oder  das,  was  sich  von  dieser  vollzogen  hat 
(auch  „Hat"-  Rechnung). 

Das  ist  wieder  genau  durch  die  Buchführung  zu  constatireu.  Die  eigentliche 
Ist- Rechnung  bezieht  sich  daher  auf  dieselben  Posten  wie  die  Soll- Rechnung. 
Andere  als  in  letzterer  stehende  Zahlungen  auch  an  die  Kasse  (Eingänge)  hat  demnach 
folgerichtig  die  Kasse  entweder  gar  nicht  anzunehmen  oder  sie  apart  zu  buchen  (s. 
schon  o.  §.  123).  Die  Soll  -  Rechnung  giebt  die  Richtung  an.  in  welcher  sich  die 
Aufgabe  der  Kasse  zu  bewegen  hat,  die  Ist- Rechnung  zeigt,  wie  weit  diese  Aufgabe 
erfüllt  wurde  oder  werden  konnte.  Soweit  sich  nicht  aus  den  vorausgehenden  Be- 
merkungen über  die  practische  Bedeutung  der  Soll- Rechnung  Ausnahmen  ergeben, 
muss  auf  die  möglichste  Uebcrcinstimmung  der  Ist-  mit  der  Soll-Rechnung  hingestrebt 
werden.  Bei  allen  auf  blossen  Veranschlagungen  des  „Ob",  der  Höhe  und  der  Termine 
beruhenden  Posten  der  Soll -Rechnung  kann  diese  Ucbennnstimmung  aber  bestenfalls 
immer  nur  eine  annähernde  sein.  Aber  auch  bei  den  Posten,  welche  auf  gesetzlicher 
und  vertragsinässigcr  Bestimmung  in  diesen  Beziehungen  beruhen,  hängt  die  wirkliche 
Einzahlung  oder  Auszahlung  eben  nicht  immer  von  der  Macht  der  Kasse  ab,  so  dass 
wiederum  ein  Auseinandergehen  zwischen  Soll-  und  Ist -Rechnung  und  zwar  regel- 
mässig in  der  Weise  erfolgt,  dass  das  „Ist"  mehr  oder  weniger  hinter  dein 
„Soll"  zurückbleibt,  sowohl  auf  der  Eingangs-  als  auf  der  Ausgangsseite,  indem 
bis  zu  dem  Tennin  des  Abschlusses  der  Ist-Rechnung  (des  sog.  Fi ual abschlösse«) 
nicht  alle  nach  der  Soll -Rechnung  zu  erwartenden  Zahlungen  eingegangen  und  hinaus 
••rfolgt  sind.  Der  umgekehrte  Fall,  dass  die  Ist-Rechnung  die  Soll-Rechnung  über- 
schreitet, kann  in  der  Kassen- Buchführung  bei  den  Ausgangen  correct,  von 
Irrthum  oder  böswilligem  Vorsatz  abgesehen,  nicht  vorkommen,  weil  jede  in  der  Ist- 
Rechnung  erscheinende  Auszahlung  eine  vorausgehende  Anweisung  (genereller 
oder  specieller  Art)  an  die  Kasse  und ,  wenigstens  nach  der  hier  festgehaltenen  Auf- 
gabe der  Soll- Rechnung,  deren  vorausgehende  Eintragung  in  letztere  voraussetzt. 
Bei  den  Eingängen  ist  dies  ebenso  in  Bezug  auf  die  durch  Specialanweisunsreii 
der  anweisenden  Behörde  einer  Kasse  zur  Annahme  zugewiesenen  Einzahlungen.  Nor 
bei  denjenigen  Eingängen,  welche  eine  Kasse  unmittelbar  von  sich  aus  auf  Grund 
(leneralauftrags  und  zu  vollziehenden  Etats  einkassirt.  liegt  die  Sache  anders,  besonders 
bei  den  auf  Veranschlagung  beruhenden  Eingängen,  die  in  Wirklichkeit  ja  grösser 
als  nach  dem  Anschlag  der  Soll-Rechnung  sein  können. 

§.  133— c).  Restrechnung  und  J ahresabschluss.  Die 
Rest-Rechnung  bezieht  sich  auf  diejenigen  Posten  der  Soll-Rech- 
nung, welche  bis  zu  dem  Zeitpuncte  des  letzten  Abschlusses  der 
Ist-Rechnung  noch  an  Eingiingen  ausstehen  („Activ"- Reste,  „Aus- 
stände") und  an  Ausgängen  r II ck stehen  („Passiv"- Reste,  „RUck- 
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stände").  Die  Rest -Rechnung  möglichst  unnöthig  oder  gering  zu 
machen,  nmss  das  Ziel  der  Kassenverwaltung  sein,  dessen  Erreichung 
freilich  nach  dem  Gesagten  von  ihr  nur  theilweise  abhängt.  Daraul' 
wird  denn  auch  in  den  Kasseninstructionen  als  auf  eiue  Pflicht 
der  Kassen  hingewiesen  (z.  B.  in  Preussen).  Soweit  aber  ein- 
mal Reste  auf  eine  Rest -Rechnung  übertragen  werden  mussten, 
hat  die  Kasse  sie  möglichst  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  zu 
effectuiren.  Mit  der  Festsetzung  eines  solchen  Termins  hängt  die 
Scheidung  der  Jahresdienste  zusammen.  Die  nicht  erhobenen 
KU  eitstände  verfallen  nach  einem  längeren  Termin  in  der  Regel 
definitiv  zu  Gunsten  der  Staatskasse  (z.  B.  in  Preussen  un ein- 
gelöste Coupons  nach  4  Jahren)  und  sind  dann  eine  definitive 
Ersparung,  auch  reehnungsmässig  als  solche  ilachzu weisen. 
Nach  einem  kürzeren  Termine  verfallen  sie  wenigstens  für  die 
Rechnung  des  Jahres,  aus  dem  sie  herrühren,  und  treten  dann  bis 
zu  jenem  längeren  Termine  in  die  Ausgangs -Ist -Rechnung  des 
folgenden  Jahres.  Ausstände  werden  eventuell  ebenfalls  nach 
einer  bestimmten  Frist  niedergeschlagen  und  demgemäss  gebucht, 
bis  dahin  wird  ähnlich  wie  bei  den  Rückständen  durch  einen 
Termin  bestimmt,  ob  sie  noch  zur  Rest -Rechnung  früherer  oder 
zur  laufenden  Ist -Rechnung  späterer  Jahre  gehören.  Im  ersteren 
Falle  müssen  dann  solange  besondere  Restfonds  zur  Bestreitung 
gehalten  werden. 

Die  Rest- Rechnung  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unver- 
meidlich, aber  immer  störend  für  den  Haushalt,  auch  Mühe  und 
Kosten  verursachend.  Neben  prompter  Kassenverwaltung  und  guter 
Controle  der  Aufsichtsbehörde  in  dieser  Hinsicht  empfiehlt  es  sich 
wohl,  die  Termine  für  die  Offenhaltung  der  Restrechnung  und  der 
Zurückhaltung  von  Restfonds  nach  Abschluss  des  Jahres,  aus  dem 
die  Reste  herrühren,  nicht  zu  lange  hinauszuschieben.  Sonst 
verzögert  sich  auch  die  definitive  Schlussrechnung  eines 
abgelaufenen  Jahres  unliebsam  (§.  144—147). 

In  Preussen  gelten  folgende  Bestimmungen  (K.-0.  v.  IT.  Marz  1S28).  Die 
Aasgaben  sollen  prompt  in  den  Fälligkeitsterminen  geleistet,  alle  Anforderungen  an 
<lie  Kassen  für  das  laufende  Jahr  möglichst  vor  dorn  Kasscnabschluss  desselben  be- 
friedigt werden ,  worauf  die  Verwaltungsbehörden  zu  sehen  haben.  Diejenigen  Aus- 
sabefonds  aber,  bei  denen  die  obersten  Verwaltungsbehörden  ^also  nicht 
bloss  die  Kassen)  es  für  nöthig  halten,  werden  noch  ein  zweites  Jahr  für  die  Rest- 
ausgaben Olfen  gehalten,  nach  dessen  Ablauf  aber  definitiv  geschlossen  u.  die  Bestände 
der  Fonds  als  Ersparnisse  nachgewiesen.  Die  dann  noch  vorkommenden  Restaus- 
gaben  müsseu  aus  den  laufenden  etatmässigen  Fonds  mit  bestritten  werden. 
Eine  Ausnahme  von  diesen  Bestimmungen  tritt  bei  ctatsmäss.  Baufonds,  bei  den 
Fonds  der  Hauptvurwalt.  d.  Staatsschulden  zu  d.  Zinszahlungen  u.  bei  solchen  anderen 
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Fonds,  „bei  welchen  die  Zurückhaltung  der  Bebtande  zu  gewissen  Zwecken  oder  zu 
Verstärkung  der  etatmäss.  Fonds  der  folgenden  Jahre  durch  besondere  Bestimmungen 
ausdrücklich  genehmigt  ist",  in  der  Weise  ein,  dass  zwar  auch  hier  die  Fonds  nach 
Ablauf  des  zweiten  Jahres  definitiv  abgeschlossen,  deren  Bestände  jedoch 
nicht  als  Ersparniss  berechnet,  sondern  verausgabt,  neinlich  bei  der  Verwaltung 
des  lauf.  Jahres  in  Einnahme  übertragen  u.  der  Sollausgabc  dieses  Jahrs  zu- 
gesetzt werden.  Aus  solchen  Restfonds  dürfen  Ausgaben  der  laufenden  Verwaltung 
nicht  bestritten  werden.  (S.  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  128,  250,  2S2).  Manches  Eigen- 
tümliche gilt  für  die  Baufonds,  z.  Th.  schon  bei  der  Etatsbewilligung,  wo  in 
Preussen  regelmässig  ein  ordentlicher  Voranschlag  der  Gesammtkosten  bei  der  ersten 
Einsetzung  in  den  Etat  gefordert,  dann  aber  bei  grösseren  Bauten,  die  sich  über 
mehrere  Jahre  erstrecken,  immer  jede  Jahresrate  besonders  bewilligt  wird.  Die  nicht 
verbrauchten  Baten  sind  aber  ohne  Weiteres  auf  die  nächsten  Jahre  übertragbar. 
Nur  wird  bei  grösseren  Kesten  davon  wohl  die  neue  Kate  massiger  gegriffen,  event 
einmal  ganz  gestrichen.  Misslich  ist  der  Mangel  eines  endgiltigen  Termins  für  den 
schliesslichen  Ablauf  solcher  Baucreditc,  die  wohl  öfters  zu  lange  offen  gehalten 
werden.  S.  über  die  preuss.  Baufonds  bes.  eingehend  Meissner,  preuss.  Ver- 
walt.kunde  I,  107 — 260.  —  Aasgaben  für  folgende  Rechnungsjahre  sind  nicht  aus 
Fonds  des  laufenden  Jahres  zu  bestreiten,  sondern,  wenu  überhaupt  zulässig,  als  Vor- 
schüsse zu  buchen  (Best.  v.  1S54.  Hcrrfurth,  S.  282).  —  Zur  Berichtigung  der 
Ausgabereste  (wie  auch  zur  möglichst  vollständigen  Einziehung  der  Einnahmereste)  haben 
alle  Kassen  ihre  Bücher  noch  4  Wochen  nach  dem  Jahrcsschlnss  offen  zu  halten.  — 

Einnahmen  (s.  auch  Iustr.  f.  d.  Oberrechenkammer  v.  18.  Dec.  1824.  Meissner, 
Kechn.wcscn  I,  78  ff.,  Herrfurth.  S.  280)  sind  prompt,  unverkürzt  zu  den  bestehen- 
den Terminen  einzuziehen  und  für  Rechnung  desjen.  Etatsjahrs  nachzuweisen ,  dem 
sie  nach  den  sie  begründenden  Rechtstiteln  u.  Thatsachen  angehören.  Reste  dürfen 
in  den  Rechnungen  nur  erscheinen,  wenn  Rcndant  u.  Verwaltungsbehörde  nachweisen, 
dass  die  dabei  einwirkenden  Umstände  nicht  zu  verhindern  waren.  (Stundungen  dürfen 
nur  von  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  bewilligt  werden.  Bei  den 
Steuern  hängt  der  Gegenstand  dann  mit  der  Ordnung  der  Steuercredite  u.  Steuer- 
reste  zusammen.  S.  darüber  Fin.  II,  §.  578,  581).  Einnahmereste,  die  über  das 
laufende  Jahr  hinaus  in  Ausstand  bleiben,  werden  immer  als  solche  Reste  in  den 
Büchern  des  folgenden  Etatsjahrs  bei  den  entsprechenden  Kapiteln  u.  Titeln  neben 
dem  etatmäss.  Soll  behufs  der  Vereinnahmung  in  Solleinnahme  gestellt.  Das 
Keehnuugssoll  setzt  sich  dann  also  aus  2  Posten  zusammen,  dem  Reste  aus  früheren 
und  dem  Etats-Soll  aus  dem  laufenden  Jahre.  Die  Ist- Rechnung  giebt  getrennt  an, 
wie  viel  von  beiden  Posten  im  Jahre  eingekommen  u.  am  Schluss  in  Rest  verblieb, 
was  dann  auf's  neue  Jahr  als  Eiunahmcsoll  übertragen  wird.  Demgemäss  wird  auch 
der  dem  Landtag  überreichte  Rechnungsabschluss  aufgemacht.  Dorselbe  kann  auf  der 
Einnahmeseite  rascher  als  z.  B.  in  Frankreich  festgestellt  werden  u.  enthält  die  wirk- 
lichen Eingänge  des  betr.  Jahres  verglichen  mit  dessen  Etatssoll.  Daneben  zeigt 
die  Bewegung  der  Reste,  die  aus  dem  vor.  Jahre  übernommen  wurden  u.  in  das  nächste 
übergehen,  ob  hier  eine  Verbesserung  (d.  i.  Verminderung)  oder  eine  Verschlechterung 
(d.  i.  Vermehrung)  eingetreten  ist.    Vgl.  n.  §  146,  147. 

In  Frankreich  bestehen  etwas  verwickelte  und  leicht  zu  Verwechslungen  u. 
Irrthümern  Anlass  gebende  Unterscheidungen.  Die  klarste  Darstellung  bei  v.  Czörnig, 
Budg.  etc.  S.  S2,  Hock  S.  93,  Art.  exercice  bei  Block,  auch  Kaufmann  S.  43, 
Schrott  S.  510,  550.  Im  Decret  von  31.  Mai  1862  Art.  33  ist  an  diesen  älteren 
Verhältnissen  nichts  geändert  -worden.  Der  eigentliche  laufende  Dienst,  welcher 
unmittelbar  im  Verwaltungsjahre,  d.  h.  im  Kalenderjahre  sich  vollzieht,  heisst 
anin'-e.  Von  ihm  unterscheidet  sich  zunächst  exercice  als  Rechnungsjahr,  das 
den  laufenden  Dienst  des  betreffenden  Kalenderjahres  zuzüglich  der  für  Rechnung 
des  letzteren  während  eines  Theils  des  nächsten  Kalenderjahres  erfolgenden 
Operationen  umfasst.  Für  Rechuung  des  letzten  Kalenderjahres  kann  nem- 
lich  noch  im  darauf  folgenden  Januar  innerhalb  der  eröffneten  Credite  eine  sogen. 
Materialgebahrung  (Services  du  inateriel),  ferner  bis  Ende  Juli  noch  die  Liquidation 
u.  Anweisung  von  Ausgaben,  bis  Ende  August  noch  eine  Geldzahlung  aus  den  Staats- 
kassen, bis  Ende  November  noch  eine  Einkassirung  von  Staatsgcldern  stattfinden. 
Dann  wird  der  Dienst  dieses  Jahres  geschlossen  u.  führt  den  technischen  Namen  exercice 
clos.    Was  an  Ausgaben  dieses  ex.  dos  noch  restirt,  darf  aber  ohne  Weiteres  noch 
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fernere  fünf  Jahre  lang  (incl.  des  exerc.  clos)  in  den  Etat  des  laufenden  Jahres  eingestellt 
Verden.  Darauf  werden  diese  Dienste  definitiv  geschlossen  oder  gelten  für 
abgethan  (exerc.  perinus),  indem  die  ehemaligen  für  die  betreffenden  Ausgaben 
im  Budget  bewilligten  Oedite  nunmehr  als  verfallen  angesehen  werden.  Kcstireti 
gleichwohl  noch  in  rechtsgiltiger  Weise  Ausgabeverpflichtungen  des  Staats  aus  den 
abgethaoen  Jahren,  so  sind  dieselben  unter  dem  Namen  „Dienst  des  und  des  abge- 
thauen  Jahres"  ins  Budget  zu  stellen ,  müssen  aber  von  Neuem  erst  wie  andere  Aus- 
gaben bewilligt  werden.  So  giebt  es  also  eigentlich  8  oder  gar  4  „Jabresdicnste"  in 
der  französ.  Finanzverwaltung:  1)  laufender  Dienst  im  Kalenderjahre  für  dasselbe, 
2)  nachträglicher  Dienst  im  nächsten  Jahre  für  dasselbe,  H)  Dienst  der  ge- 
schlossenen Jahre,  4 — 5  Jahre  lang  nach  dem  Schluss,  4)  Dienst  der  abgethanen 
Jahre.  Practisch  wichtig  ist  besonders  die  Trennung  des  laufenden  Jahres  (Nr.  1  u.  2) 
von  dem  Dienst  der  geschlossenen  Jahre.  Diese  Unterscheidung  ist  „keine  bloss  theo- 
retische oder  principielle,  sondern  sie  wird  in  allen  Rechnungen  der  einzelnen 
Rechnungslegcr  bis  in  die  untersten  Stufen  herab  durchgeführt;  über- 
all ist  angegeben,  auf  welchen  Jahrgang,  den  laufenden  oder  den  vergangenen,  die 
Einnahme  oder  Ausgabe  sich  bezieht"  (Hock,  S.  93,  der  das  rühmt).  Hierbei  ist 
es  aber  doch  ein  Uebelstand,  dass  durch  verspätete  Operationen  für  den  Dienst  der 
abgelaufenen  Jahre  sich  so  der  definitive  Abschluss  eines  jeden  solchen  Jahres  unge- 
bührlich in  die  Länge  zieht.    Vgl.  u.  §.  146,  147. 

§.  134.  —  2.  Die  Rccbnungsbttcher  sind  nach  Gattung, 
Zahl,  Einrichtung,  Form,  Rechnungsmethode  („Rech- 
nungsstyl")  genau  vorgeschrieben.  Ebenso  sind  die  Beamten  (Vor- 
steher, Kassirer,  Ober-,  sonstige  Buchhalter  bei  den  Kassen,  analog 
bei  der  Buchführung  der  anweisenden  Behörden)  speciell  bezeichnet, 
welche  die  verschiedenen  Bücher  verantwortlich  zu  führen  oder  bei 
der  Führung  controlirend  mitzuwirken  haben.  Die  wichtigsten, 
gewissermassen  typischen  Bücher,  deren  Erwähnung  hier  ge- 
nügt, sind: 

a)  Die  Tagebücher  (Journale,  Diarien)  für  die  Ein- 
zeichnung  aller  betreffenden  Rechnungs-Thatsachen  (Ausstellung, 
Empfang  von  Anweisungen,  Auszahlung,  Empfangnahme  von  Ein- 
zahlungen) in  chronologischer  Ordnung,  regelmässig  in  der  be- 
treffenden Soll-,  Ist-  und  Restrechnung  unmittelbar  bei  Eintritt  der 
Thatsachen  vorzunehmen. 

Ueber  die  Einrichtung  dieser  Bücher  einige  Andeutungen  bei  Rau  Fin.  II. 
§.  547,  5 18.  Dieses  Detail  gehört  nicht  hierher  u.  muss  doch  viel  specieller  behandelt 
werden,  wenn  diese  technische  Seite  der  Buchführung  genügend  verständlich  werden 
soll.  Vgl.  f.  Weiteres  Schrott,  §.  15  ff.,  §.  67  11'..  u.  die  betreu".  Verordnungen, 
auch  die  beigegebenen  u.  in  den  einschlagenden  Fachwerken  zu  findenden  Formu- 
lare (einige  davon  u.  in  §.  135).  Für  Prcussen  s.  u.  A.  d.  (Jesch.anweis.  f.  d. 
Kegicr.bauptkasscn  v.  1.  Juui  1857,  §.  19:  „Die  Buchführung  geschieht  in  zweifacher, 
ncmlich  in  chronolog.  u.  in  systeinat  Ordnung,  jene  durch  die  Journale,  diese 
durch  die  Mannale.  Jene  hat  den  Zweck  einer  ununterbrochenen  Uebersicht  u. 
Controle  des  gesammten  Kassenverkehrs".  Dazu  Schemata  von  Formularen,  bei  Herr- 
furth S.  690.  Die  Journale  selbst  sind  wieder  verschiedener  Art,  Haupt-,  Neben-, 
Unterjournale,  Kassenbücher,  Buchhaltereijournale.  Daneben  kommen  Ueschäfts- 
register  über  alle  Einlaufe.  Belege  vor,  Notizbücher  für  die  vorläufigen  Ein- 
tragungen u.  dgl.  m.  In  den  Tagebüchern  wird  der  baare  Kassenverkehr  (zugleich 
/ar  Controle  gegen  den  Kassirer)  und  der  durch  Anrechnung  stattfindende  unter- 
schieden.   Zahlungen  durch  Anrechnung  bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Aus- 
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gabegesehäft  (angef.  preuss.  Gesch.auweis.  §.  38).  Die  Tagebücher  können  vereint 
für  Ein-  und  Ausgänge  auf  2  Seiten  oder  nach  zwei  (ieldspalten  gefuhrt  werden. 
Aus  den  Tagebüchern  ist  bei  jeden  Augenblick  möglichem  und  auch  regelmässig  tag- 
lich —  insbesondere  bei  den  Kassctagebuelu-rn  —  erfolgendem  Abschluss  sofort  der 
Sollstand  der  Kasse  zu  ersehen.  Sie.  dienen  daher  bei  Vergleichung  mit  dem 
Ist -Stand  der  Kasse  dem  betr.  Beamten  selbst  als  Controhnittel  und  sind  ein  Haupt- 
controlmittcl  bei  den  Kassenrcvisioneu.  Auch  die  sonst  vorgeschriebenen  Kassen  - 
abschlüsse  in  bestimmten  Terminen,  zur  Anfertigung  der  an  die  vorgesetzten 
Behörden  zu  sendenden  Ueborsichten  u.  Ausweise  („Kasscnextractc")  u. 
der  eigentlichen  Rechnungsabschlüsse  („Final abschlüsse")  erfolgen  zunächst 
nach  den  Tagebüchern,  ebenso  die  Ablieferungen  der  Ueberschüsse  an  die 
Sammelkassen  u.  a.  m.  (Ueber  die  vierfachen  Abschlüsse  der  preuss.  Ilauptkassen . 
Tages-,  Mouats-,  Quartal-,  Finalabschluss  s.  d.  angef.  Gescb.au weis.  §.  87  H'.'i.  Aus 
den  Kiutragungcn  der  Tagebücher  der  Ist- Rechnung  sind  dann  diejenigen  in  die 
folgende  zweite  Art  der  Bücher  in  der  Ist -Rechnung  der  Kassen  zu  machen. 

b)  Die  Hauptbücher  (Manuale)  für  die  Einzeichnung  aller 
betreffenden  Recbnungsthatsachen  in  systematischer  Ordnung, 
daher  nach  bestimmten  Rubriken,  Vcrwaltnngszweigen, 
Etatskapiteln  u.  dgl.  Die  Soll-  Rechnungsbuchung  erfolgt 
„nach  den  Anordnungen  des  Wirtschaftsleiters"  (Schrott),  also 
im  Staatshaushalt  nach  den  Etats  und  Anweisungen,  die  Ist-Rech- 
nungs- Buchung  wie  gesagt  nach  den  Tagebüchern.  Für  die  einzelnen 
Verwaltungen,  deren  Anweisungs-  und  Kassendienst  eine  gemein- 
same Behörde  und  einheitliche  Kasse  besorgt,  werden  Special- 
Manuale  benutzt,  deren  Ergebnisse  dann  wieder  in  ein  General- 
oder Haupt-Manual  übertragen  und  so  zusammengefasst  werden. 

Vgl.  Schro-tt,  §.  22  ff.,  71  ff.  Rau,  II,  §.  551.  Für  Preussen  bes.  d.  allg. 
(iesch.anwcis.  v.  1.  Juni  1857  §.  19.  23  ff.  u.  die  Formulare  (bei  Herrfurth  S.  692  fl.). 
„Die  Buchführung  durch  die  Manuale  zerfallt  nach  den  verschiedenen  Verwaltungen 
u.  vereinigt  sich  in  dem  Hauptmanuale.  In  denselben  wird  der  Zustand  jeder  Ver- 
waltung u.  jedes  ihrer  Fonds  nach  der  durch  die  Etats  oder  sonstige  Bestimmungen 
vorgeschriebenen  Orduung  dargestellt  u.  die  künftige  Rechnungslegung  vorbereitet 
Die  Manuale  sind  daher  nicht  nur  die  Grundlagen  der  Rechnungen ,  sondern  können 
zugleich  als  Conccpte  derselben  dienen"  (gen.  preuss.  Anweis.  §.  19).  In  Preussen 
werden  Spe«  ialmanualc  f.  die  oinzelnen  ctatmäss.  Verwalt.zweige  lincl.  der  dazu 
gehörenden  extraordinären  u.  Nebenfonds),  dann  über  jeden  abgesonderten  Neben- 
l'onds.  über  die  Asservate  u.  über  die  Vorschüsse  geführt.  Näheres  über  die  Führung 
der  Manuale  cb.  §.  25,  26. 

c)  Kassenbestandsbücher  („Tresorbuch"  in  Preussen), 
über  Bestand,  Ab-  und  Zugang  (d.  h.  hier:  herausgenommene  und 
hineingelegte  Gelder  u.  s.  w.)  nach  Geldsortcn,  Geldzeichen-Sorten 
und  etwaigen  anderen  Wcrthen  (Coupons,  Effecten  und  deren  Arten) 
unterschieden. 

Preuss.  Anweis.  §.  fi7  ff. 

In  den  einzelnen  Ländern  und  z.  Tb.  auch  in  den  verschiedenen  Verwaltangs- 
zweigen  desselben  Landes  kommen  manche  Verschiedenheiten  unter  diesen  Büchern 
und  neben  letzteren  auch  noch  andere  Bücher  für  das  Rechnungswesen  vor.  Die  ver- 
wickelten Abrechnungen  der  Kassen  unter  einander  veranlassen  auch  in  der  Zahl 
u.  Art  der  Bücher  Unterschiede. 
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Ucber  die  äussere  Beschaffenheit  der  Bücher  bestehen  regelmässig  Vor- 
schriften.  welche  irrthUmlichc.  fahrlässige  und  vorsätzlich  unrichtige  Buchführungen 
hindern  sollen  (Bestimmungen  über  Einband,  Foliirung,  Paginirung,  Beurkundung  des 
Umfangs  u.  Inhalts  der  Bücher  durch  die  Vorgesetzten,  Verbot  der  Rasuren,  des 
Herausreissens  von  Blättern,  Angabc,  wie  allein  Correcturen  vollzogen  werden  dürfen 
und  dergl.  mehr.  In  Preussen  hat  z.  B.  der  Kassenrath  das  Foliircn  des  Haupt  - 
jonrnals  u.  des  eigentlichen  Kassenbuchs  speciell  zu  controlireu  u.  vor  dem  Gebrauch 
der  Bücher  auf  dem  1.  u.  letzten  Blatte  die  Zahl  der  Blätter  oder  Seiten  mit  Namens- 
unterschrift zu  bescheinigen,    Gesch.anw.  v.  1H5T  §.  19). 

Die  innere  technische  Einrichtung  der  Bücher  und  die  Buchführung 
in  ihnen  ist  ebenfalls  genau  vorgeschrieben  und  in  den  Formularen  erfolgt  die 
nähere  Anweisung  dazu.  Die  Bücher  sind  regelmässig  in  die  erforderliche  Anzahl 
Vcrticalspalten  eingctheilt,  welche  am  Kopfe  die  Kategorie  des  Einzutragenden 
mit  dem  betreffenden  technischen  Namen  benennen  und  in  die  dann  in  den  hori- 
zontalen Linien  die  erforderlichen  Eintragungen  nach  der  chronol.  oder  systemat. 
Reihenfolge  stattfinden,  wobei  das  Gleichartige  untereinander  steht  u.  soweit  es  sich 
um  Geldwerthe  handelt  ein  Zusammenrechnen  leicht  stattfinden  kann.  Die  meisten 
Vcrticalspalten  sind  daher  Zahlenspalten  und  zugleich  Geldspaltcn  der  Rech- 
nungen. Mitunter  werden  diese  selbst  doppelspaltig  eingerichtet,  einmal  für  die 
einzelnen  Posten  einer  Kategorie  (z.  B.  links),  dann  für  die  Summe  dieser  Posteu 
(rechts).  Daneben  kommt  wohl  bei  einzelnen  Kccbuungen  noch  eine  Einschubspalte 
.innerhalb  der  Linie,  intra  lineain",  „vor  der  Linie,  ante  lineain"  vor,  für  Ein- 
tragungen, die  noch  nicht  vollgiltig  sind,  zum  Vermerk  dienen  sollen  u.  dgl.  m.  Neben 
den  Zahlenspalten  unterscheidet  man  unter  den  Verticalspalten  Ordnun gsspaltcn  für 
die  Eintragung  der  laufenden  Nummer  der  Rechnung,  für  das  Datum,  für  die  be- 
treffende Nummer  des  correspondironden  Buchs,  meistens  links  im  Anfang,  bei  den 
systematischen  Rechnungen  für  die  Bezeichnung  der  Abtheilung  oder  Nummer  der 
Kategorie  (z.  B.  des  Etats);  dann  Benennungsspalten,  worin  das  Nähere  über 
die  einzelne  Eintragung  (Art,  Ursache,  Umstände  etc.)  angegeben  wird,  ferner  Ver- 
weisungsspalten, die  zu  den  Ordnungsspalten  gehören,  wenn  sie  eine  Verweisung 
auf  andere  Bücher  enthalten,  sonst  aber  auf  die  Belegstücke  u.  dgl.  verweisen.  S. 
Rau  II,  §.  543.  Näheres  in  den  theoret.  u.  pract.  Werkeu  über  Rechnungswesen, 
so  Schrott  8.  16,  17,  29.  Die  Köpfe  der  Spalten  richten  sich  natürlich  nach  den 
Büchern  u.  den  Eintragungen,  daher  hier  wie  in  der  Spaltenbildung  gewisse  Ver- 
schiedenheiten bes.  bei  den  Tagebüchern  und  den  Hauptbüchern,  den  Journalen  der 
Vorsteher  u.  den  eigentlichen  Kassenbüchern.  Folgende  Beispiele  aus  den  preuss. 
Formularen  für  die  Bücher  der  Regier.hauptkassen  geben  einen  Einblick,  wobei  nur 
zu  bemerken,  dass  die  hier  des  Raumes  wegen  vertical  von  oben  nach  unten  ge- 
stellten Spaltenköpfe  horizontal  von  links  nach  rechts  zu  lesen  oder  zu  verstehen 
sind  (Abdruck  der  Formulare  bei  Herrfurth  S.  690,  692,  Nr.  II,  III.  V). 

Siehe  die  folgende  Seite. 

Im  Abschnitt  5,  §.  146  u.  147  (über  die  Methoden  des  Rechnungsabschlusses  u. 
über  Absolutorium  u.  Indemnität*  finden  noch  einige  weitere  Ausführungen  über  den 
in  den  §.  132  ff.  behandelten  Gegenstand  statt,  mit  spccieller  Bezugnahme  auf  den 
Jahrcsabschluss  der  Staatsrechnung  u.  auf  dessen  Erledigung.  S.  bes.  am  Schluss 
f.  §.  147  die  Schemata  des  preuss.  Rechnungsabschlusses  für  den  Jahresdienst  in 
den  „Uebersichten  der  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  der  Etats- 
uberschreitungen  u.  s.  w." 
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§.  135.  —  3.  Der  Rechnungsstyl.  Hinsichtlich  der 
Methode  der  Rechnung  bei  der  Buchführung  oder  hinsichtlich 
des  sogen.  Rechnungsstyl's  wird  auch  im  Rechnungs-  und 
BuchfUhrungswesen  der  Finanzwirthschaft  die  sogen,  einfache 
Buchführung  (Rechnungsstyl  in  einfachen  Posten)  oder  der 
Cameralstyl  und  die  sog.  doppelte  Buchführung  (Rechnungs- 
styl in  doppelten  Posten,  „doppische"  Verrechnung)  oder  der 
italienische  oder  Mercantilstyl  unterschieden. 

Bei  der  ersten  Methode  verfolgt  man  alle  Veränderungen  im 
Vermögen  einer  Wirthschaft  (im  Bestand  einer  Kasse)  unmittelbar 
sowie  sie  vorgehen,  nemlich  als  Eingänge  und  Ausgänge  (Zu- 
und  Abgänge,  Einnahmen  und  Ausgaben),  entweder  chrono- 
logisch, wie  in  den  Tagebüchern  oder  systematisch  wie  in  den 
Hauptbüchern.  Durch  einfache  Additionen  beider  Seiten  und  Sub- 
tractionen  der  betreffenden  Summen  erhält  man  das  Ergebniss 
der  erfolgten  Veränderungen.  Geldrechnung  und  Sachrechnung 
werden  getrennt  geführt.  Soll,  Ist  und  Rest  stehen  in  den  Manualen 
neben  einander. 

Die  Ein  -  und  Ausgänge  bestehen  theils  in  wirklichen  Bewegungen  der  Geld- 
fonds der  Kasse,  auf  deren  eigene  und  auf  Rechnung  andrer  Kassen  (Commissions- 
geschäff),  theiis  auch  hier  in  tingirten  Bewegungen,  indem  die  durch  Vermittlung 
anderer  Kassen  aber  auf  Rechnung  der  betreifenden  Kasse  erfolgenden  Ein  -  und 
Aasgänge  mit  in  die  Buchführung  gezogen  werden  („Zahlungen  durch  Anrechnung 
bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Ausgabogcschäfr,  s.  o.),  und  indem  ferner 
»ach  dem  Grundsatz  der  Bruttorechnung  die  Betriebs-  und  Erhebungskosten  einer 
Einoahme  oder  sonstige  Ausgaben,  welche  ron  den  an  die  Einnahmckasse  abzuführenden 
Leborschussen  gleirh  abgegangen ,  - also  nicht  eigentlich  zur  Kasse  gekommen  sind, 
«loch  deren  Rechnungen  mit  durchlaufen  und  sowohl  bei  den  Ein- 
nahmen als  bei  den  Ausgaben  gebucht  werden  (preuss.  Instr.  v.  IS.  Dec.  1S24 
f.  d.  Oberrechenkammer  §.  5,  gleiche  Bestimm,  in  Oesterreich). 

Bei  der  doppelten  Buchführung  wird  „jeder  Geschäftsfall 
(einzutragende  Posten)  als  Inbegriff  einer  Leistung  und  der 
dazugehörigen  Gegenleistung  aufgefasst  und  dargestellt"  und 
er  kommt  dann  in  der  hier  anzuwendenden  Geldrechnung  „zwei- 
mal, das  eine  Mal  mit  der  in  ihm  begriffenen  Leistung,  das  andere 
Mal  mit  der  zugehörigen  Gegenleistung,  also  in  zwei  Posten  oder 
in  einem  doppelten  Posten  vor"  (Schrott).  Die  Rechnung  er- 
folgt getrennt  nach  Geschäftszweigen,  die  unter  sich  durch  Leistungen 
und  Gegenleistungen  in  Verbindung  stehen  und  so  zu  einander  in 
das  Verhältniss  von  Geber  oder  Gläubiger  und  Empfänger 
oder  Schuldner  treten.  Die  gemachte  Leistung  (Zahlung)  erscheint 
bei  jenem  als  Guthaben  (Haben,  Credit),  bei  diesem  als 
Schuldigkeit  (Soll,  Debet).  Wo  sich  die  in  Geld  angeschlagenen 
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Leistungen  und  Gegenleistungen  bis  zum  Zeitpunct  des  Rechnungs- 
abschlusses (der  ßilanzziehung)  nicht  ausgeglichen  haben,  bleibt 
ein  Mehrbetrag  (Saldo)  als  Guthaben  zu  Gunsten  des  Einen 
und  als  Schuld  zu  Lasten  des  Anderen,  welcher  Posten  mit  ge- 
bucht und  dann  durch  eine  besondere  Gegenleistung  beglichen  oder 
auf  neue  Rechnung  vorgetragen  wird.  Die  Summe  im  Credit  und 
Debet  muss  immer  die  gleiche  sein,  weil  jeder  Posten  doppelt  ein- 
getragen wird,  ein  Moment,  das  für  die  Controle  der  Richtigkeit  dient. 

Wo  es  sich,  wie  im  gewöhnlichen  wirtschaftlichen  Verkehr,  daher  besonders 
unter  Kauflcuten,  wo  diese  Rechnungsmcthode  die  übliche  ist,  um  die  Leistungen 
und  Gegenleistungen  wirklicher  verschiedener  Personen  (selbständiger  Rechte- 
subjecte)  handelt,  hat  es  auch  die  doppelte  Buchhaltung  mit  unmittelbaren  Reali- 
täten zu  thun.  Aber  zahlreiche  Fictionen  müssen  daneben  gebildet  werden,  ins- 
besondere erfolgt  eine  Personification  der  einzelnen  Abtheilungen  der  einheitlichen 
Wirtschaft,  für  deren  jede  dann  eine  besondere  Rechnung  („Conto")  geführt  und 
deren  Beziehungen  zu  einander  in  den  Leistungen  und  Gegenleistungen  dunh  die 
doppelte  Buchhaltung  dargestellt  werden.  Und  ebenso  wird  die  Wirtschaft  als  eine 
eigene  Person,  getrennt  roin  Eigentümer  (Leiter)  aufgefasst  und  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  auch  als  Leistungen  u.  Gegenleistungen  gebucht.  Somit  bestehen 
Conti  wirklicher  und  solche  fingirtcr  Personen.  Jedes  Conto  hat  zwei  Ab- 
teilungen, links  für  das  Soll  (Debet),  rechts  für  das  Haben  (Credit).  —  YgL  über 
beide  Style  Rau,  Fin.  II,  §.  349,  550.  Schrott,  §.  13.  14.  60.  An  beide  lehnt 
sich  obige  Darstellung  in  einigen  Puncten  näher  an. 

„Die  Doppelbuchhaltung  ist  demnach  die  vollständige 
Darstellung  der  Verhältnisse  zwischen  einzelnen 
Personen"  (wirklicher  und  fingirter),  „der  Cameralstyl  ist  ein 
einheitlicher  Aufbau  der  Rechnung,  welche  alle  Vorgänge 
in  Beziehung  auf  eine  einzige  Person,  die  Verwaltungsstelle  (Kasse) 
bringt"  (Rau,  II,  §.  549). 

Anwendbar  sind  beide  Methoden  auch  im  Staatsrechnungswesen. 
Der  Cameralstyl  ist  der  ältere,  verbreitetere ,  in  Deutschland  und 
Oesterreich  übliche,  —  mit  einzelnen  Verschiedenheiten  und  manchen 
erheblichen  Verbesserungen  des  gegenwärtigen  gegen  den  „alten 
Cameralstyl".  Die  doppelte  Buchführung  besteht  namentlich  in  Frank- 
reich, auch  in  England.  Beide  Methoden  haben  theoretisch  und  practisch 
ihre  Vorzüge  und  Mängel  und  haben  ihre  Anhänger  in  der  Wissen 
schaft  und  im  practischen  Leben.  Die  Gründe  für  den  verbesserten 
neueren  Cameralstyl  überwiegen  aber  doch  wohl.  Dieser  Styl  ist 
im  Staatsrechnungswesen  nicht  nur  der  einfachere,  sondern  auch 
derjenige,  welcher  dem  Finanzwesen  nach  dessen  Natur  und 
nach  den  characteristischen  Unterschieden  der  Finanzwirthscbaft 
von  der  gewöhnlichen  privaten  Verkehrs wirthschatt ,  zumal  von 
dem  Handelsunternehmen,  am  Meisten  entspricht. 
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Denn  bei  einem  grossen  Theile  der  Gebahrungen  im  öffentlichen  Haushalte, 
welche  gebucht  werden  sollen,  handelt  es  sich  nicht  um  Leistungen  an  den  Staat, 
denen  Gegenleistungen  Uberhaupt  oder  wenigstens,  wenn  auch  mit  Hilfe  von  Fictionen, 
berechenbare  Gegenleistungen  des  Staats  an  die  Leistenden  entsprechen  (so  im  Steoor- 
wesen)  und  ebensowenig  umgekehrt  um  Leistungen  des  Staats  au  Dritte,  denen  solche 
buchungsfähige  Gegenleistungen  dieser  Dritten  gegenüberstehen  (Gehalte,  Pensionen). 
Sehr  künstliche  Fictionen ,  weit  mehr  als  in  der  kaufmännischen  Praxis  müssen  hier 
hei  Benutzung  der  doppelten  Buchführung  im  Staatsrechnungswesen  gemacht  werden. 
Die  Sicherung  des  Rechnungswesen  bezüglich  seiner  Richtigkeit  und  die  Mittel  zu 
ausreichender  Controle  gewährt  aber  auch  der  verbesserte  Camoralstyl,  wie  deutsche 
Erfahrung  lehn. 

Demnach  verdient  in  den  Staatsrechnungen  der 
Regel  nach  der  Cameralstyl  den  Vorzug  (Rau  II,  §.  550). 

Zu  demselben  Resultat  gelangt  Schrott,  S.  850,  „die  Anwendung  der  Doppik 
nei  für  die  Regierungswirtbschaft  gradezu  unzweckmässig,  weil  hier  die  rubrikenweise 
Aufzeigung  der  Schuldigkeiten  u.  der  Rückstände  eine  wesentliche  Bedingung  einer 
guten  Wirthschaftsleitung  sei."  Auch  v.  Malchus.  Fin.  II,  18!)  hat  überwiegend 
Redenken  in  Betr.  der  doppelten  Buchhaltung,  die  jedenfalls  nur  mit  Modifikationen 
anwendbar  sei.  Misslungencr  Versuch  im  IS.  Jahrh.  in  Oesterreich.  Gewisse  Modi- 
licationen  scheinen  auch  in  Frankreich  zu  bestehen  (Ordonn.  v.  14.  Sept.  lS22i.  Doch 
rühmt  anderseits  Hock  die  Methode  grade  nach  den  französ.  Erfahrungen  S.  117), 
mit  Bezugnahme  auf  Beispiele,  die  aber  kaum  unbedingten  Werth  in  der  Frage  haben. 


4.  Abschnitt. 
Das  Controlwcsen. 

S.  o.  §.  SO  über  die  3  Arten  der  Controle,  was  hier  weiter  auszuführen  ist. 
Der  Zusammenhang  des  Gegenstands  mit  dem  im  vorigen  Abschnitt  behandelten 
nöthigte  aber  dazu.  Einzelnes  auch  bezuglich  des  Controlwcsens,  namentlich  die  eigent- 
liche Kassen  controle  mittelst  der  Visitationen  u.  Revisionen  v§-  129)  schon  dort  zu 
behandeln,  .letzt  erübrigt  hier  von  dieser  ersten  Art  der  Controle  noch  die  Be- 
sprechung der  eigentlichen  Rechnungscontrole  und  der  K assen controle,  soweit 
diese  zugleich  Rechnungscontrole  ist.  Für  die  Literatur  s.  die  Angaben  in  den 
Vorbemerkungen  zu  den  vorigen  Abschnitten,  S.  219  u.  253,  spcciell  v.  Jacob  Fin.  II, 
§.  1316  ir.,  v.  Malchus  Fin.  II,  159».,  Rau  Fin.  II,  §.  557,  Stein  Fin.  II. 
113  II..  Leroy- Bcaulicu  II,  1.  1,  ch.  3,  bes.  v.  Czörn  ig  Budget,  Staatsrecht  u.  s.  w., 
wo  diesem  Gegenstand  bei  jedem  der  behandelten  Staaten  besondre  Aufmerksamkeit 
geschenkt  u.  derselbe  zum  Schluss  S.  163  II.  vergleichend  behandelt  wird  i.die  Schrift 
wurde  Ende  1863  veröffentlicht,  enthalt  also  u.  A.  die  neuere  Entwicklung  inPreussen 
noch  nicht).  Das  Beste  auch  in  vergleichender  u.  principieller  Behandlung  leistet  wohl 
die  anonyme  Arbeit  „Ucber  den  Rechnungshof  mit  bes.  Rücks.  auf  das  Deutsche 
Reich",  2  Art.  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  32  u.  33  (1S76  u.  77).  der  erste  mehr  principiell, 
dann  näher  eingehend  auf  Prcusscn,  im  zweiten  auch  eine  Darstellung  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  der  Rechnungscontrole  in  Frankreich,  Oesterreich,  Baiern.  Belgien, 
eine  gute  Ergänzung  der  älteren  Schrift  v.  Czörnig's,  ferner  eine  nähere  Dar- 
stellung der  bis  dahin  (u.  auch  seitdem  noch)  resultatlosen  Parlamentär.  Verhand- 
lungen über  Etatsgesetz,  Rechnung* -Control- Gesetz  u.  s.  w.  im  Deutschen  Reiche. 
Dieser  Arbeit  wird  in  diesem  Abschnitt  mehrfach  gefolgt.  Eine  umfassende  Behand- 
lung des  Gegenstands  vom  wirthschaftstechn.  Standpuncte  aus  bei  Sehr ott,  Verrcchn.- 
wiss.  §.  123  if.,  154  II  ,  159  ff. 

Die  finanztechnische  Seite  des  Conlrolwesens  ist  augenfällig  und  auch  in 
der  administrativen  und  in  der  Staatscontrolc  deutlich  sichtbar.  Aber  hier  tritt  doch 
als  das  noch  bedeutsamere  Moment  das  staatsrechtliche  u.  politische  hervor. 
Daher  denn  insbesondere  in  der  neueren  Periode  der  „Verfassungsstaaten1'  und  seit 
dem  üebergang  der  absoluten  in  die  constitutionelle  (u.  eventuell  parlamentarisch.') 
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Staatsform  ein  lebhafter  theoretischer  u  pracüsch-poliüscher  Streit  Ober  die  Controle, 
besonders  über  die  Staatscontrole,  deren  Vcrbältniss  zur  Vcrwaltungscontrolc,  Uber  die 
Organe  oder  das  Organ  zur  Ausübung  dieser  Coutrolc,  über  die  staatsrechtliche 
Stellung,  Bildung  u.  Zusammensetzung,  Function  besonders  des  obersten  Controlorgans 
(..oberster  Rechnungshof",  „Oberrechenkamraei",  cour  des  coinptcs),  über  das  Ver- 
hältnis» desselben  zur  Regierung,  zu  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  (Ministerien, 
Uebcr-  oder  Neben  -  oder  Ein-  und  Unterordnung  des  Rechnungshofs  gegenüber  der 
Ministerien),  Uber  die  Beziehung  des  Rechnungshof*  zum  Parlament  u.  dgl.  m.  Die 
Geschichte  u.  das  geltende  Recht  des  Controlwesens  wurden  hier  zu  einem  wichtigen 
Gegenstand  der  allgemeinen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrcchts  -  Geschichte  u.  des 
bestehenden  Staats-  besonders  Verfassungsrechts,  wie  es  ähnlich  vom  Etatswesen,  der 
Etats-  und  Steucrbcwilliguug  gilt.  Die  heutigen  positiven  Einrichtungen  der  Staaten 
auf  dem  Gebiete  des  Controlwesens  sind  daher  das  gemeinsame  Product  finanz- 
technischer Bedürfnisse,  —  wie  sie  sich  schon  im  entwickelten  Geldhaushalt 
der  absoluten  Monarchie  (18.  Jahrb.)  zeigten  und  mehr  oder  weniger  genügend  durch 
die  damals  getroffenen  Einrichtungen  befriedigt  wurden  (Preussen)  —  und  politischer 
Anforderungen  sowie  staatsrechtlicher  Conscqu  enzen  des  geltenden 
öffentlichen  Rechts.  Für  diese  Seite  des  Gegenstands,  welche  hier  in  der 
Finanzwissenschaft  nur  gestreift,  nicht  genauer  behandelt  werdeu  kann,  ist  ausser  auf 
den  genannten  Aufsatz  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  ein  wichtiger  Beitrag  zum  „vergleichenden 
öffentlichen  Recht",  auf  die  Literatur  des  positiven  Staatsrechts  zu  verweisen, 
wo  dieser  Punct  regelmassig  näher  erörtert  wird,  daher  für  das  Deutsche  Reich 
auf  v.  Rönne  u.  Laband,  für  Preussen  auf  v.  Rönne,  für  Baiern  auf  Pözl, 
für  Würtemberg  jetzt  auf  Sarwey,  für  England  auf  Gn  ei  st,  für  Oesterreich 
auf  Ul brich  u.  s.  w. 

Mehr  nach  seiner  Bedeutung  grade  für  die  Ordnung  der  staatlichen  Finanz- 
wirthschaft,  wenn  auch  unter  Berücksichtigung  jener  öffentlich  -  rechtlichen  Seite  und 
der  Technik  des  Zahlungs-,  Kassen-  u.  Rechnungswesens,  wird  das  Controlwcsen  in 
den  inonograph.  Arbeiten  Uber  den  Staatshaushalt  einzelner  Staaten  behandelt.  S  über 
Frankreich  v.  Hock  Kap.  3,  bes.  III  IT.,  v.  Kaufmann  Kap.  4,  Leroy-Bcaulieu 
a.  a.  0.  II,  1.  1,  ch.  3,  Block 's  dict  Art.  comptabilitc  publ.  u.  cour  des  comptes, 
(Czörnig  a.  a.  0.  S.  !»7  ff.,  Tüb.  Ztschr.  1S77  S.  41  ff.);  über  Oesterreich 
Blonski  II,  35S  ff.,  364  ff.,  Dessary,  Fin.ges  künde  §.  122,  123  ;  über  Bayern 
Stockar  v.  Neuforn-Hock,  §.  6S,  69.  113  ff.  u.  a.  m.  pa9sim;  über  Würtemberg 
v.  Riecke  Verfass.  u.  s.  w.  Würt.s  S.  163  u.  pass.;  über  Baden  Regenauer  a.  a.  0. 
§.  13 — 15.  Für  Preussen  fehlt  ein  entsprechendes  Werk  dieser  Art.  S.  dafür  r. 
Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  über  die  Oberrechenkammer,  bes.  II,  1.  Abth.  §.  260. 
f.  d.  legislat.  u.  Vcrordn.material  Herrfurth  a.  a.  O.,  bes.  Abschn.  II,  S.  13  ff, 
Meissner  Rcchn.wesen  I  u.  II.  Uebersirht  der  Hauptpunkte  des  posit.  Controlrechts 
verschiedener  Staaten  auch  bei  Stein,  Fin.  I.  II1.) — 124  (kaum  haltbare  Aufstellung 
„zweier  grosser  europ.  Systeme  der  höchsten  Staatscontrole",  des  französischen  u. 
deutschen.  Dass  sich  so  nicht  genau  schematisiren  lässt  zeigt  d.  Aufs,  in  d.  Tob. 
Zlschr.)  —  Daten  Uber  wichtigere  Gesetze  u.  Verordnungen  unten  in  den  Noten. 

§.  136.  Einleitung.  Die  Lehre  vom  Controlwesen  hat  vor- 
nehmlich drei  Puncto  zu  erörtern:  die  Aufgabe,  die  Organi- 
sation, die  Ausführung  der  Controle. 

I.  Die  Aufgabe.  Das  Controlwesen  in  der  Finanz wirtbsebaft 
ist  zunächst  das  Mittel  zur  Constatirung  der  bezüglichen  Thal- 
sachen darüber,  ob  und  wieweit  die  zu  fordernde  Ueberein- 
stimmung  der  Zahlungsanweisungen,  der  Rechnungen  und  der 
Kassenbewegung  und  Kassenbestände  mit  den  Normen  besteht, 
welche  für  diese  Gebiete  im  geltenden  allgemeinen  Recht,  in  be- 
sonderen Gesetzen,  im  Etat  und  in  den  giltig  erlassenen  Verord- 
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nnngcD  der  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  aufgestellt 
sind;  sodann  zugleich  das  Mittel  dazu,  diese  liebereinstimmung 
möglichst  sicher  zu  verbürgen  und,  wo  sie  fehlt,  sie 
wieder  her  beiz  uflt  h  ren.  Diesem  gemeinsamen  Zweck  dient 
in  verschiedener  Weise,  eventuell  unter  Mitwirkung  verschiedener 
Organe,  jede  der  drei  oben  schon  (§.  80)  unterschiedenen  typischen 
Hauptarten  der  Controle,  die  Rechnungs-,  die  Verwaltuugs- 
und  die  Staatscontrole. 

II.  Die  Organisation.  Dahin  gehören  die  Fragen  Uber 
das  Verhältniss  dieser  Cuntrolen  zu  einander,  Uber  ihre  nähere 
Verbindung  mit  einander,  über  ihre  Ausübung  durch  verschiedene 
oder  zum  Theil  auch  durch  die  nemlichen  Organe,  Uber  die  Stellung, 
Hinrichtung  und  Competenz  dieser  Organe,  Uber  deren  Rechte  und 
anderseits  Uber  die  Pflichten  der  zu  controlirenden  Behörden  und 
lieaniten. 

III.  Die  Ausführung.    Hier  handelt  es  sich  darum,  in 
welcher  Weise  die  Controle  der  drei  verschiedenen  Arten  vor 
genommen  (Methode  der  Controle),  welche  besonderen  Zwecke 
dabei  verfolgt,  wie  die  Erreichung  der  letzteren  sicher  gestellt 
werden  soll. 

Natürlich  bestehen  hier  Wechselbedingungsverhaltnissc:  nach  der  Auf- 
gabe ist  die  Organbation  einzurichten  und  eine  bestimmte  <  )rganisation  bedingt  wieder 
<lic  Art  der  Lösung  der  Aufgabe  und  ebenso  bedingt  die  Organisation  die  Ausführung 
und  rcrlangt  eine  bestimmte  Aufgabe  die  und  die  Alt  der  Ausfuhrung.  Aber  der 
beherrschende  Hauptpunct  ist  doch  der  vorangestellte,  die  Aufgabe.  Vgl  den  gen. 
Aufs  über  den  Rechnungshof  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  32.  S.  480  ff.,  dessen  sachkundiger 
Darstellung  hier  mehrfach  (in  §.  137  in  einzelnen  Sätzen  beinahe  wörtlich)  gefolgt  wird. 

1.  —  §.  137.  Die  Aufgabe.  Dieselbe  specialisirt  sich  nach 
den  drei  Arten  der  Controle,  wie  dieses  oben  (§.  80)  schon  generell 
skizzirt  worden  ist. 

A.  Die  Rech  nun  gs controle  (Controle  im  engsten  Sinne,  auch 
wohl  Kassencontrole  genannt)  schliefst  sich  mehrfach  nahe  an  die 
früher  besprochene  Kassenrevision  (§.  129,  „Kassencontrole" 
in  einem  anderen  Sinne)  an,  ist  aber  nach  Aufgabe  und  Wesen 
davon  zu  unterscheiden.  Dje  Kassenrevision  ist  eine  Controle, 
welche  vornemlich  die  liebereinstimmung  der  Kassenbestände  mit 
den  über  die  Kassenbewegung  geführten  Büchern  und  Rechnungen, 
dann  das  wirkliche  Vorhandensein  der  rechnungsmässig  nach- 
gewiesenen Kassenbestände  prüft  und  sich  eventuell  sonst  auf  die 
Führung  der  Kassengeschäfte  u.  dgl.  erstreckt,  sie  ist  also  recht 
eigentlich  eine  Controle  der  Kassenverwalter.  Die  Recunungs- 
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controle  dagegen  ist  gegen  die  Verrechner,  daher  soweit  diese 
auch  Kassen  Verwalter  sind,  gegen  letztere  in  dieser  Eigenschaft 
des  Verrechners  gerichtet.  Sie  prüft  dann  vor  Allem  die  Rech- 
nungen und  zwar  nach  folgenden  drei  Seiten:  zunächst  nach 
der  Richtigkeit  des  Calcüls,  in  der  Rechnung  selbst,  in  den 
Beilagen  und  den  Belegen  („calc  ulatorisc  he"  Controle  oder 
Revision),  sodann  nach  der  Richtigkeit  der  in  der  Rechnung  vor- 
getragenen Ziffern  und  Thatsachen  sowie  nach  der  Voll- 
ständigkeit der  dazu  gehörenden  Nachweise,  endlich  nach  der 
Einhaltung  der  für  die  Rechnungslegung  vorgeschriebenen 
Formen,  bezüglich  der  Rechnung  selbst  wie  der  Legalität  und 
Vollständigkeit  der  Belege  („formelle"  Controle).  Die  Kassen - 
und  die  Rechnungscontrole  wenden  sich  demnach  beide  gegen  die- 
jenigen Behörden  uud  Beamten,  welche  mit  der  wirklichen  praktischen 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  betrant  sind. 

Die  calculatorisehe  und  tlio  formelle  Controle  sind  an  sich  am  Einfachsten, 
setzen  aber  technisch  geschultes,  wesentlich  deui  Subaltorndienst  ungehöriges  Personal 
voraus,  das  hinsichtlich  der  Zuverlässigkeit  seiner  Controlleistungcn  selbst  wieder 
einer  Controle  durch  höhere  Organe  unterzogen  werden  uiuss,  eventuell  durch  die- 
selben, an  die  es  Kalle  der  Beanstandung  der  Rechnungen  zunächst  zu  leiten  hat 
Am  Wichtigsten  ist  die  zweite  Controle,  in  welcher  es  sich  u.  A.  besonders  um  die 
Prüfung  der  Uebereiiistiininung  der  Anweisungen  mit  deren  in  den  Rechnungs- 
büchern beurkundeten  Durchführung  Seitens  der  Kassen  Verwaltung  handelt  Die 
Zuverlässigkeit  dieser  Controle  inuss  besonders  durch  eine  zweckmässige  Organisation 
des  Controldienstes  verbürgt  werden.  Sie  steht  von  deu  drei  einzelnen  Theilen  der 
Rcchnungscontrolcn  mit  der  folgenden  zweiten  Hauptart  der  Controle  in  nächster 
Heziehung  und  wenigstens  sie,  wenn  nicht  auch  die  beiden  anderen  Thcile.  erfolgt 
am  Resten  gleichzeitig  und  durch  dieselben  Organe  mit  ihr. 

B.  Die  Vcrwaltungscontrole  wendet  sich  im  Unterschied 
von  der  Kassen-  und  Rechnungscontrole  nicht  gegen  die  Kassen- 
vcrwalter  und  Verrechner,  welche  nach  allgemeinen  oder  spcciellen 
Aufträgen  die  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  ausführen,  sondern 
gegen  diejenigen  Behörden  und  Beamten,  welche  solche  Aufträge 
crtheilen,  —  gegen  die  „anweisenden  Verwaltungs- 
behörden" (ordonnateurs).  Hier  soll  die  gesetz-,  etats-  und 
vcrordnung8gemässe  Ausübung  des  finanziellen  Anweisungsrechts 
zunächst  innerhalb  des  Verwaltungsorganismus  selbst 
geprüft  und  in  der  Verwaltungshierarchic  hinsichtlich  der  unter- 
geordneten gegenüber  der  vorgeordneten  Behörde  constatirt  werden, 
bis  hinauf  zu  den  oder  der  leitenden  obersten  Behörde  (Ministerien, 
bez.  Finanzministerium),  in  Staaten  ohne  Volksvertretung,  wie  in 
der  absoluten  Monarchie  bis  hinauf  zum  Staatsoberhaupt,  als  der 
eigentlichen  Spitze  auch  der  Verwaltung.  Die  Verantwortlichkeit 
jeder  anweisenden  Behörde  kommt  daher  hier  zunächst  gegenüber 
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ihrer  vorgesetzten  Behörde  zur  Geltung.  Neben  der  Controle  der 
Rechtmässigkeit,  d.  h.  der  Uebereinstimmung  mit  den  Gcsetzeu, 
Etats,  Verordnungen,  kann  und  soll  es  sich  in  der  Regel  auch 
zugleich  um  eine  Controle  der  finanzwirthsoliaftlichen  Zweck- 
mässigkeit der  Anordnungen  im  Gebiete  der  Ausgabe-,  Einnahme- 
und  Vermögensverwaltung  bei  der  Verwaltungscontrole  handeln, 
ein  Punct,  auf  welchen  die  Controlorgane,  besonders  das  oberste 
(Oberrechenkammer)  in  den  Gesetzen  wohl  ausdrücklich  mit  hin- 
gewiesen werden. 

Im  Einzelnen  lässt  sich  mit  dem  gen.  Aufss.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  (B.  H2.  S.  4»2) 
wieder  ein  drei  fach  es  Gebiet  der  Vcrw.controlc  antersebeiden :  dasj.  der  Einnahmen, 
wo  es  sich  neben  der  Kechtinässigkcit  des  Verfahrens  um  die  Prüfung  der  vollständigen, 
aber  doch  auch  richtig  massvollen  Ausnutzung  der  Einnah meijueUen  und  um  die  Frage 
ron  Verbesserungen  bei  der  Benutzung  handelt;  dasj.  des  Vermögens,  wo  die 
Vorsohriftsmässigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Verfahrens  bei  der  Erwerbung,  Bewirt- 
schaftung und  Veräusserung  zu  controliren  ist;  endlich  dasj.  der  Ausgaben,  wo 
die  Automation  zu  deren  Leistung  u.  Anweisung,  die  Zweckmässigkeit  der  Verwendung 
u.  die  Sparsamkeit  bei  der  Bemessung  Sache  der  Verw.controle  ist.  Das  Etatsrecht 
kommt  bei  dieser  Controle  besonders  fUr  die  Ausgaben  in  Betracht.  Nur  wenn  die 
untergeordneten  anweisenden  Behörden  sich  streng  innerhalb  des  Etats  halten,  ist  für 
die  ganze  Finanzverwaltung  die  Einhaltung  des  Etats  möglich.  Daher  die  Bedeutung 
der  früher  erwähnten  strengen  Vorschriften  wider  Etatsüberschreitung,  welche  letztere 
'incr  anweisenden  Behörde  nur  mit  (meist  vorheriger)  Bewilligung  ihrer  vorgesetzten 
Behörde  gestattet  ist,  wobei  Ueberschrcitungcn  des  Gesammtctats  der  letzteren  wieder 
die  Zustimmung  des  Finanzministeriums,  bez.  des  (iesammtministeriums  und  Staats- 
uberhaupts voraussetzen.  Gegen  diese  Vorschriften  verstossende  oder  auch  solche  zwar 
bemängelte  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  deren  Bemängelungen  jedoch  nicht 
im  früheren  administrativen  Instanzenzug  behoben  sind,  bilden  dann  auch  einen  Gegen- 
stand der  Staatscontrole  gegeuuber  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  welche  für  die 
nicht  vorschriftsmässigen  Handlungen  ihrer  untergeordneten  Behörden  verantwortlich  sind. 

• 

C.  Die  Staatscontrole  soll  nun  grade  die  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Verwaltungsorgane  in  Finanzangelegenheit  practiscb 
wirksam  machen.  Sie  wendet  sich  daher  gegen  diese  Organe, 
speciell  gegen  das  Finanzministerium,  bez.  dessen  Chef,  um 
zu  prüfen,  ob  hier  streng  gesetz-,  etats-  und  verordnungsmassig, 
eventuell  auch,  ob  hier  Uberall  zweckmässig  mit  dem  Staatsver- 
niogen,  im  Gebiete  der  Einnahmen  und  Ausgaben  verfahren  worden 
ist.  Die  Staatscontrole  soll  namentlich  die  Uebereinstimmung 
zwischen  Voranschlag  und  Ausführung  des  letzteren  prüfen 
und  etwaige  Abweichungen  constatiren,  die  Begründung  der  vom 
Willen  der  leitenden  Organe  der  Verwaltung  mit  abhängigen  Ab- 
weichungen zwischen  Voranschlag  und  Gebahrung,  mithin  besonders 
bei  den  Ausgaben,  was  hier  Etatsüberschreitungen  und  Ver- 
letzungen der  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Etatsrechts  bezüglich 
der  Uebertragungen  (§.  117)  anlangt,  von  den  betreffenden  verant- 
wortlichen Organen  fordern  und  die  ertheilte  Begründung  beurtheilen, 
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unter  Umständen  darüber  entscheiden,  und  endlich  die  constatirten 
Abweichungen,  die  nicht  behobenen  Bemängelungen  zur  Kenntniss 
und  endgiltigen  Entscheidung  des  Staatsoberhauptes  und,  in  Ver- 
fassungsstaaten, der  Volksvertretung  bringen,  eventuell  zugleich  mit 
einem  Berichte,  welcher  eine  Kritik  der  gesammten  Finanzverwaltung 
vom  Standpuncte  nicht  nur  der  Vorscbriftsmässigkeit,  sondern  auch 
wieder  der  Zweckmässigkeit  liefert  oder  Über  einzelne  Wahr 
nchmungen  kritisch  referirt. 

Ihre  wahre  Bedeutung  hat  die  politische  oder  Staatscontrole  allerdings  erst  in 
unserer  Zeit  der  verfassungsmässigen  Finan/.verwaltung  erlangt  und  ihre  principiellc 
Unterscheidung  von  der  Vcrwaltungscontrolc  ist  ebenfalls  erst  ein  Ergebniss  der 
neueren  politischen  Doctrin.  Doch  geht  die  auch  bei  Stein  durchklingende  Auf- 
fassung zu  weit,  als  ob  practisch  und  principicll  erst  im  Ycrfassungsstaate  mit  Volks- 
vertretung von  einer  eigentlichen  Staatscontrole  zu  sprechen  sei.  Eine  solche  ist  recht 
wohl  auch  in  der  absoluten  Monarchie  gegenüber  dem  Monarchen  selbst  fUr  die 
Verwaltungschcfs,  die  Minister  u.  spcciell  für  den  Finanzin  in  ister  denkbar  n.  in  neuerer 
Zeit  auch  vorhanden  gewesen  (Preussen.  Oesterreich).  Die  Staatscontrole,  welche 
Beanstandungen,  Abweichungen  vom  Etat  u.  s.  w.  an  die  Volksvertretung  leitet, 
ist  keine  von  jener  anderen .  älteren ,  wo  dem  Staatsoberhaupt  allein  Bericht  erstattet 
wird,  speoifisch  verschiedene,  sondern  nur  die  folgerichtige  Aus-  und  Umbildung  dieser 
älteren,  im  Zusammenhang  mit  der  Umbildung  der  absoluten  in  die  constitutionelle  Monar- 
chie.  Meistens  eine  principicll  bedeutsamere  und  practisch  wcrthvollerc  ist  sie  freilich. 

II.  —  §.  138.  Die  Organisation  der  Controle  muss  sich 
einerseits  den  dargelegten  Aufgaben  anpassen  und  demgemäss  ge- 
staltet werden,  anderseits  hängt  sie  aber  unvermeidlich  auch  mehr 
oder  weniger  von  der  allgemeinen  Organisation  der  Verwaltung 
und  des  Finanzdiensts,  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens, sowie  von  dem  geltenden  Verfassungsrechte  des  Staats  ab. 
Letzteres  Übt,  wie  schon  angedeutet,  namentlich  seinen  Einfiuss 
auf  die  Staatscontrole  und  auf  deren  Verhältniss  zur  Verwaltungs- 
controle  aus. 

S.  auch  hierfür  bes.  den  Aufs,  in  d.  Tab.  Ztschr.  B.  32  S.  483  —  514. 
dem  hier  wieder  in  einigen  Puncten  näher  gefolgt  wird;  dann  auch  v.  Czörnig, 
Budg.,  Staatsrecht  u.  s.  w.  S.  170  ff. 

In  allen  drei  Arten  der  Controle  handelt  es  sich  um  eine 
Constatirung  von  Tbatsachen,  insbesondere  bezüglich  der 
Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Rechnung  legenden,  mit  deu 
Anweisungen  und  Anordnungen  der  anweisenden  Behörden  und 
der  Anweisungen  und  Rechnungen  mit  den  auf  diesem  Gebiete 
geltenden  Bestimmungen  der  Gesetze,  des  Etats,  der  obersten  Ver- 
ordnungen („Konigl.  Ordres")  oder  bezüglich  betreffender  Ab- 
weichungen; ferner  in  Anknüpfung  an  diese  constatirende  Thätigkeit 
um  eine  Kritik  des  Befundes;  weiter  um  die  Behebung  von 
aufgefundenen  Mängeln,  entweder  durch  Verhandlungen  mit 
den  revidirten  oder  controlirten  Behörden  und  Beamten,  wonach 
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letztere  selbst  den  Mangel  zugeben  und  abstellen,  oder  durch  die 
selbständige  endgiltige  Entscheidung,  sei  es  des  Controlorgans  flir 
sich  oder  einer  anderen  Instanz ;  endlich  bei  unbehoben  bleibenden 
Bemängelungen  um  die  Zur-Kenntnissbringung  derselben 
bei  den  darüber  endgiltig  entscheidenden  Instanzen  (obersten  Ver- 
waltungsbehörden, eventuell  Staatsoberhaupt  bei  der  Verwaltungs- 
controle,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung  bei  der  Staatscontrole). 

Alle  Controle  muss  daher  so  organisirt  sein,  dass  die  sie  aus- 
übenden Organe  technisch  (fachmässig)  dafür  befähigt 
sind,  den  zu  controlirendeu  Behörden  unabhängig  und  ausge- 
stattet mit  der  erforderlichen  Machtbefugniss  gegenüber  stehen  und 
Willen 8  sind  oder  durch  ihre  eigene  Verantwortlichkeit 
und  durch  eine  über  sie  selbst  sich  erstreckende  Controle 
(Superrevision)  angehalten  werden,  die  ihnen  obliegenden  Control- 
aufgaben  pfliebtmässig  auszuführen.  Diesen  Bedingungen  entsprechen 
verschiedene  Systeme  der  Organisation  des  Controlwesens  in  ver- 
schiedenem Maasse,  aber  nur  ein  solches  darf  gewählt  werden, 
welches  Uberhaupt  die  Bürgschaft  dafür  gewährt,  dass  diese  Be- 
dingungen möglichst  erfüllt  werden.  Eine  solche  Bürgschaft  bieten 
die  beiden  hier  vornemlich  zur  Wahl  stehenden  Systeme,  dasjenige 
der  Ausübung  der  Controle  durch  die  vorgesetzten  allgemeinen 
Verwaltungsbehörden  und  dasjenige  der  Uebertragung  der 
Controle  (bez.  der  Supercontrole)  an  eine  eigene  oberste  Control- 
behörde. 

S.  Tüb.  Ztsrhr.  B.  32  S.  4S4— 4Stt,  490  ff. 

1.  Man  kann  nemlich  einmal  die  Rechnungs-  und  Verwaltungs- 
controle  über  Kasse  führende,  verrechnende  und  über  anweisende 
Behörden  durchweg  der  nächstvorgesetzten  Verwaltungs- 
behörde, von  welcher  die  zu  controlirende  Behörde  ressortirt, 
übertragen.  Vornehmlich  werden  hier  die  Mittel  behörden 
(Provinzial-,  Bezirksbehörden)  die  Controlorgane.  Da  es  sich  um 
eine  regelmässige,  technische  Kenntniss  und  Uebung  voraussetzende 
Thätigkeit  handelt,  sind  bestimmte  Abtheilungen  solcher  Be- 
hörden oder  wenigstens  bestimmte  Fachbeamte  derselben  mit 
der  Ausübung  dieser  Controle  ständig  zu  betrauen. 

Indem  man  dieses  System  consequent  durchführt,  bis  zu  den  obersten  Behörden, 
und  die  Controle  über  die  letzteren  (so  Uber  die  anderen  Ministerien)  etwa  dem  Finanz- 
ministerium Uberträgt,  ausserdem  aber  für  eine  etwa  auch  von  diesem  Ministerium 
(dur<h  eine  Fachabtheilung  desselben"!  auszuübende  Supercontrole  iSujierrevision) 
der  gesammten  Finanzgeschäfte  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  sorgt,  kann  man 
die  Aufgaben  der  liechnungs-  und  Verwaltungscontrole  wohl  im  ganzen  Staatshaus- 
halt? genügend  durchführen .  —  bis  auf  eine  hier  verbleibende  Lüt  ke  im  Control- 
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systeui  in  Bezug  auf  das  Finanzministerium  selbst.  Für  dieses  als  oberste  anweisende 
Behörde  müsste  ein  besonderes  von  ihm  unabhängiges  Organ  auch  für  die  Verwaltung?- 
controle  geschahen  werden.  Eiu  solches  ist  ferner  auch  hier  für  die  Zwceke  der 
Staatscontrole  erforderlich.  Die  Erfüllung  dieser  Bedürfnisse  bedingt  eine  Annäherung 
au  das  zweite  System.  Gewisse  Vorzüge  hat  die  Controle  durch  die  Verwaltungs- 
behörden selbst  sicherlich,  besonders  den,  dass  hier  die  sachlich  am  Besten  unter- 
richtete Behörde  revidirt  und  entscheidet,  während  der  wohl  gerügte  Mangel  eines 
im  Rechnungswesen  hinlänglich  geschulten  Controlpersonals  zwar  prac  tisch  bei  diesem 
System  leichter  vorkommen  kann  als  bei  dem  anderen,  sich  aber  recht  wohl  abstellen 
Übst.  Die  Menge  kleiner  und  oft  kleinlicher  Mouita,  welche  bei  dem  anderen  Control- 
system  so  leicht  und  notorisch  oft  erfolgen,  nutzlos  für  deu  Zweck,  Verstimmung 
bereitend,  Zeit  und  Arbeit  kostend,  wird  hier  eher  unterbleiben. 

2.  Das  andere  System  besteht  nun  darin,  dass  man  entweder 
ausschliesslich  oder  auch  —  und  besser  —  neben  und  nach 
einer  durch  die  höheren  Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten 
Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole,  daher  hier  besonders  für  den 
Zweck  der  Supercontrole,  in  beiden  Fällen  aber  allgemein 
durch  den  ganzen  Staatshaushalt  von  unten  bis  oben 
hindurch  eine  eigene  Controle  durch  eine  besondere  oberste 
Behörde  einrichtet. 

Dies  System  hatte  sich  schon  in  neueren  absoluten  Monarchieen 
(Preussen,  Oesterreich)  eingebürgert  und  ist  dann  in  unserer  Aera 
der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft"  weiter  entwickelt  und 
zum  herrschenden  im  heutigen  Europa  geworden.  Darauf  wirkte 
der  Umstand  mit  ein,  dass  dasselbe  sich  am  Besten  zugleich  mit 
für  die  Zwecke  der  Staatscontrole  benutzen  Hess.  Dies  geschab 
dadurch,  dass  die  oberste  Controlbehörde  eine  selbständige 
Stellung,  unabhängig  von  anderen  höchsten  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  von  den  Ministerien,  nicht  unter  einem  solchen, 
sondern  neben  ihnen  erhielt,  mit  der  Aufgabe,  grade  auch  über 
die  Ministerien  die  Controle  mit  auszuüben.  Dies  System  ist  das 
des  Obersten  Rechnungshofs  (Oberrechenkammer),  welcher 
dann  für  die  Ausübung  der  Rechnungscontrole  —  mindestens 
als  Superrevisionsinstanz ,  —  für  diejenige  der  Verwaltungs- 
und für  die  Vorbereitung  der  Staatscontrole  zugleich  fungirt. 

Soweit  die  letztere  ein  Attribut  der  Volksvertretung  ist,  könnte  zwar  auch  ein 
besonderes  ständisches  (parlamentarisches)  ständiges  Controlorgan  dafür  geschaffen 
weiden,  da  das  Parlament  nicht  wohl  die  Controle  selbst  und  auch  nicht  durch  vorüber- 
gehend ad  hoc  bestellte  Ausschüsse  oder  Commissioncu  auszuüben  vermöchte.  Ein 
solches  besonderes  ständisches  Controlorgan  könnte  sogar  als  die  nothwendige  Conse- 
i|Uenz  parlamentarischer  Finanzcoutrolc  erscheinen,  wie  man  in  Belgien  auch  vor- 
gegangen ist  (§.  143).  Indessen  lässt  sich  auch  eine  Staatsbehörde  mit  solchen 
politischen  und  staatsrechtlichen  Cautelcn  umgeben,  dass  sie  recht  wohl  mit  als 
<  'ontrolorgan  für  diese  parlamentarische  Finanzcoutrolc  oder  für  die  Staatscontrole 
dienen  kann.  Diese  Aufgabo  wird  durch  die  gleichzeitige  üebertragung  der  Rechnungs- 
revision und  der  Verwaltungscontrole  an  dieselbe  oberste  Behörde  auch  technisch 
besser  g.  löM  uiiddiegcsninintH\>ntrole  rascher,  wirksamer  und  wohlfeiler  ausgeübt  werden. 
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Gegen  ein  besondres  ständisches  Controlorgan,  das  mehr  der  älteren  land>tüiid. 
Verfassung  entspricht,  im  heutigen  constitutionellen  Staate,  auch  d.  Aufs,  in  d.  Tüb. 
Ztschr.  B.  32  S.  510.  Schrott  S.  406  verlangt  ausser  dem  Rechnungshof  noch  zur 
Erreichung  einer  raschen  u.  sicheren  Verwalt.controle  in  jedem  Landestheile  (Pro- 
vinz! eigene  Controlsbehördcn  in  Unterordnung  unter  den  Rechnungshof,  was  zwar 
nicht  durchaus  nöthig  erscheint,  aber  die  Aufgabe  des  Obersten  Rechnungshofs  er- 
leichtert S.  u.  in  §.  142,  143  Uber  die  Einrichtungen  in  Baiern  u.  Oesterreich. 

Die  ganze  Stellung,  die  specielle  Organisation  und  die  innere 
Einrichtung  des  Obersten  Rechnungshofs  wird  sich  nothwendig  in 
erheblichem  Grade  nach  anderen  Momenten  des  positiven  Staats- 
rechts, besonders  nach  dem  Maass  der  Befugnisse  der  Finanzcontrole 
Seitens  der  Volksvertretung  mit  richten  müssen.  Die  Gesetzgebung 
über  den  Rechnungshof  ist  daher  auch,  ähnlich  wie  das  Budget- 
recht und  Steuerbewilligungsrecht,  ein  bekannter  Strcitpunct  im 
politischen  Leben  der  modernen  Staaten  (Preussen,  Deutsches  Reich, 
Belgien)  und  involvirt  schwierige  Fragen  des  Staatsrechts.  Allge- 
mein zu  verlangen  ist  aber  jedenfalls  eine  solche  Stellung  und 
Organisation,  welche  möglichst  nach  Oben  und  Unten,  der  Regierung 
wie  dem  Volke  und  dem  Parlament  selbst  gegenüber,  Unab- 
hängigkeit des  Rechnungshofs  und  seiner  Mitglieder 
verbürgen.  Daher  müssen  die  modernen  Grundsätze  der  Organi- 
sation der  Gerichtshöfe  und  der  zum  Zweck  der  Unabhängigkeit 
den  Richtern  zu  gewährenden  Rechtsstellung  auf  den  Rechnungs- 
hof und  seine  Mitglieder  Anwendung  finden:  collegialc  Ver- 
fassung und  Geschäftsgang,  Unabsetzbarkeit ,  Verbot  von  Neben- 
ämtern, im  Allgemeinen  Rang-  und  Gehaltsgleichheit  der  Mitglieder, 
Ausschluss  naher  Verwandtschaftsverhältnisse  unter  den  letzteren, 
Ausschluss  von  der  Wählbarkeit  ins  Parlament  u.  a.  dgl.  m. 

S.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  511—514.  Die  Grösse  des  Obersten  Rechnungshof* 
oder  die  Zahl  seiner  Mitglieder  muss  sich  natürlich  nach  der  zu  lösenden  Aufgabe 
richten,  daher  besondors  nach  dem  Umfang  der  Finanzwirthschaft  i neuere  Ver- 
mehrung der  Beamten  in  Preussen  mit  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  u  grössorem 
Gescbäftszuwachs  im  Gebiet  der  indir.  Steuern,  so  z.  B.  im  Etat  f.  ISb.VM  um  1  Rath 
und  9  Revisoren),  dann  nach  dem  Maasse  und  der  Art  dur  Rechnungs-  und 
Verwaltungscontrole,  je  nachdem  diese  vom  Obersten  Rechnungshof  ganz  allein 
oder  nur  als  Supcrrevision  im  Anschluss  an  und  nach  einer  durch  die  vorgesetzten 
Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten  ersten  Revision  stattfindet.  Auch  die  Methode 
der  Revision  —  centralistinch  bei  der  Controlbchördc ,  deccntralistisch  bei 
der  controlirten  Behörde,  s.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  491  IL  ferner  ob  auch  voraus- 
gehende Visacontrole  der  Anweisungen  oder  nur  nachträgliche  Verwaltungscontrole 
(§.  140)  —  ist  auf  die  Zahl  des  Personals  mit  von  Einfluss.  Letzteres  besteht  regel- 
mässig aus  eigentlichen  Mitgliedern  („Rüthen")  und  denselben  für  das  Detail  der 
Controlarbeit  beigegebenen  Revisionsbeamten  („Revisoren")  in  mehr  subalterner 
Stellung;  daneben  aus  Kanzlei-  und  Registraturbeamten.  Schreiben!.  Unterbeamten. 
Dienern.  Von  Wichtigkeit  ist  es,  im  Interesse  ordentlicher  Arbeitsleistung,  eine 
Ueberbürdung  der  Revisoren  und  Räthe  zu  verhüten,  daher  für  eine  angemessene 
Zahl  beider  und  ein  richtiges  Vcrhältniss  zwischen  der  Zahl  der  Räthe  u. 
Revisoren  (4—6  auf  1  Rath,  in  Preussen  jetzt  14  Räthe  u.  85  Revisoren  u.  Calcula- 
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torcu ,  oder  1  :  6,  erheblich  ungünstiger  für  die  Käthe  als  in  Frankreich  u.  Belgien 
mit  1  :  3.5,  in  Oesterreich  mit  1  :  4,  s.  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  97)  zu  sorgen,  um  die 
unentbehrliche  Supercontrole  der  Arbeit  der  Revisoren  durch  die  Käthe'  sicher  zu 
verbürgen.  Auch  auskömmliche  Gehalte  sind  bei  dem  höheren  (z.  Th.  auch  bei 
dem  Subaltcrnbeaintenthum)  des  Obersten  Rechnungshofs  noch  wichtiger,  als  im  übrigen 
Staatsdienst,  weil  das  gewöhnliche  Avanccmcntssystein  hier  nicht  ohne  Weitres  an- 
wendbar ist  und  Einnahmen  aus  Nebenämtern  ausgeschlossen  sind.  Uebcr  alle  solche 
Puncto  gute  Bemerkungen  in  dem  gen.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  bes.  B.  32  S.  491  M.  bi» 
515,  auch  in  B.  33,  bes.  S.  92  ff    Einzelnes  aus  der  Praxis  u.  in  §.  142  u.  143. 

III.  —  §.  139.  Die  Ausführung  der  Controle  gestaltet 
sich  verschieden  nach  den  drei  Hauptarten  der  Controle,  nur  in 
Nebenpuncten  nach  den  beiden  genannten  Systemen  der  Organisation, 
Bei  der  Staatscontrole,  zum  Theil  auch  bei  der  Verwaltungscontrole 
spielt  wieder  das  politische  und  staatsrechtliche  Moment,  die  Be- 
fugnisse der  Volksvertretung  auf  dem  Gebiet  der  Finanzcontrole 
überhaupt,  wesentlich  mit.  Die  Hauptpuncte  der  Ausführung  der 
Controle  ergeben  sich  implicite  aus  den  oben  in  §.  137  dargelegten 
Aufgaben. 

Vgl.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  494  tf„  Schrott,  S.  437  IT.,  dann  die  Gesetze,  In- 
structionen f.  d.  Obersten  Rechnungshöfe.    Practisches  Detail  auch  n.  in  §.  142,  143. 

A.  Die  Rechnungscontrole  bedingt  eine  Vorlegung  der 
Rechnungen  der  Kassenverwaltungen,  sammt  den  dazu  gehörigen 
Belägen,  an  die  Controlbehörde,  die  Vornahme  einer  Durchprüfung 
dieser  Rechnungen  Seitens  der  letzteren,  eventuelle  Verhandlungen 
mit  dem  Rechnungsleger  Uber  sich  herausstellende  Bemängelungen 
und  sie  schliesst  mit  einem  Urteilsspruch  über  den  Befund. 

Nur  gewisse  Rechnungen  untergeordneter  Bedeutung  dürfen ,  müssen  aber  nicht 
nothwendig  von  der  Vorlegung  ausgeschlossen  werden  und  auch  sie  sind  von  Zeit  zu 
Zeit  mit  zu  revidircu  (Preusscn).  Blosse  Stichproben  genügen  nicht  Die  Rechnungen 
*ind  regelmässig  für  den  ganzen  Zeitraum  der  Controlpcriode  (Rechnungsjahr)  vorzu- 
legen. Die  Controle  bezieht  sich  zunächst  auf  die  Prüfung  der  Rechnungsposten, 
auf  deren  Richtigkeit  in  calculo,  auf  deren  Wahrheit,  aber  zugleich  auch  —  der 
schwierigste  Puuct  —  darauf,  „ob  kein  im  Recunuugszcitraum  wirklich  vollzogener 
Geschäftsfall  in  der  Rechnung  verschwiegen  u.  ob  keine  Gebahrung,  welche  im  Rechn.- 
zeitraume  hätte  vollzogen  werden  sollen,  pflichtwidrig  unterlassen  worden  ist"  y Schrott 
S.  43'J,  eb.  S.  440  fl.  über  die  Mittel  zur  Erforschung  solcher  „verschwiegener  Ge- 
bahrungen'M.  Sodann  müssen  die  „zur  Beweiskraft  der  Rechnungsurkunden  erforder- 
lichen Eigenschaften",  ihre  „Echtheit,  Un verfälsch theit,  Uiltigkcit  u.  Glaubwürdigkeit" 
untersucht  werden,  wofür  sich  theils  allgemeine,  theils  diesem  Zweige  des  Urkunden- 
wesens specicll  angehörige,  in  den  bezüglichen  Instructionen  gewöhnlich  näher  be- 
zeichnete Merkmale  angeben  lassen  (Schrott,  S.  442—444).  Daxauf  hat  der  be- 
treffende Revisor  die  etwaigen  „Bemängelungen"  („Mon  ita",  „Notata", 
Bedenken)  festzustellen,  sie  in  einem  Berichte  zu  sammeln  u.  sie  dem  vorgesetzten 
Beamten  (Rath)  mit  den  Rechnungen  zur  Superrevision  zu  unterbreiten.  So  ergiebt 
sich  ein  „Notatenprotokoll'1  („Revisionsprotokoll"),  das  nicht  nothwendig 
(und  im  allgemeinen  nicht  zweckmässig*  vom  Rechnungshof  als  solchem,  sondern  von 
cm  einzelnen  revidirenden  Rath  nun  wieder  dem  coutrolirten  Rechnunjrsleger  zur 
pflichtmässigen  Beantwortung  binnen  bestimmter  Frist  zugeht  Von  gewissen  Bean- 
standungen der  Rechnungen  ist  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  mit  zu  benachrichtigen. 
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Genügt  die  erste  „Notateubeantwortung"  des  Rechnungslegers  nicht,  um  alle 
Bemängelungen  zu  beheben  oder  erkennt  der  letztere  die  Monita  nicht  an,  so  kann 
eventuell  ein  weiterer  Schriftwechsel  zwischen  der  prüfenden  Behörde  und  dorn  Reeh- 
nungsleger  eintreten.    Doch  empfiehlt  es  sich,  die  Zahl  der  zu  wechselnden  Schriften 
u.  die  Zeiträume  dafür  im  Interesse  der  rascheren  Erledigung  der  Revision  zu  be- 
schränken.   In  den  regelmässigen  Fällen,  wo  nicht  oine  PHichtwidrigkeit.  sondern 
nur  Irrthümer  oder  höchstens  kleine  Versehen  bei  den  Bemängelungen  in  Frage  stehen 
oder  wo  sich  der  Rechnungsleger  bei  den  Monitis  des  Rechnungshofs  beruhigt  oder 
in  dem  normalen  Falle  wo  überhaupt  keinerlei  Bemängelungen  zu  machen  sind,  er- 
folgt dann  auf  (irund  der  Revision  und  der  etwaigen  Verhandlungen  ein  eudgiltiger 
„Entscheid"  (.„Rcvisions"-.  „Justificationsbescheid")  —  eventuell  in  der 
Forin  eines  U  rtheilsspruchs  nach  Analogie  der  Gerichtshöfe  —  Seitens  des  Rech- 
nungshofs selbst.    Durch  denselben  wird  dem  Rcchnungslegcr  die  „Entlastung" 
„Decharge")  zu  Theil,  entweder  „ohne  Vorbehalt",  wenn  Alb*  in  Ordnung 
oder  erledigt  ist  oder  „mit  Vorbehalt"  in  Bezug  auf  etwaige  „Ersatzleistungen" 
des  Rechnungslegers  (wie  auch  umgekehrt  auf  etwaige  „Ersatzansprüche -  des 
letzteren,  z.  B.  bei  Rcchnungsirrthütncrn  zu  seinen  Ungunsten,  die  er  aus  eigenen 
Mitteln  der  Kasse  bereits  ersetztet    Solche  Ersatzleistungen  festzustellen  und  für  ihre 
Einbringung,  eventuell  durch  Vermittlung  der  vorgesetzten  Behörde  des  Kechnungs- 
legers, u.  A.  mittelst  Rückgreifens  auf  die  Caution,  zu  sorgen,  gehört  mit  zu  den  Ob- 
liegenheiten der  Controlbehörde.    Handelt  es  sich  um  eine  strafbare  Pflichtverletzung 
des  Rechnungslegers,  welche  erst  die  Rechnungsprüfung  ergeben  hat,  so  hat  die 
Controlbehörde  dies  zur  Kcnntniss  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Beamten  und 
durch  diese  oder  gleich  von  sich  aus  eventuell  auch  zur  Kcnntniss  des  Gerichts  zu 
bringen,  damit  von  hier  aus  das  Disciplinar-  und  Strafverfahren  eingeleitet  werde. 
In  denjenigen  Fällen,  wo  der  Rechnungsleger  ohne  Weiteres  entlastet  werden  kann 
oder  Bemängelungen  u.  Ersatzleistungen  anerkennt,  wäre  es  im  Grunde  einerlei,  ob 
der  Justificationsbcschcid  von  dem  einzelnen  Beamten ,  welcher  die  Rechnung  selbst 
prüfte,  ertheilt  wird.    Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  mehr  die  Ertheilung  des  Bescheids 
durch  den  Rechnungshof  als  solchen,  nach  collcgialcr  Behandlung  der  Sache.  Un- 
bedingt nothwendig  erscheint  diese  collegiale  Behandlung  bei  Streitfällen,  wo  der 
Rechnungsleger  und  der  Revisionsbeamte  auch  nach  dem  Schriftenwcchsel  in  Dissens 
bleiben.    Hier  muss  dem  Rechnungsleger  ein  Recurs  binnen  bestimmter  Frist  an 
den  Rechnungshof  gestattet  sein,  welcher  letztere  dann  als  eine  Art  Gerichtshof  ent- 
scheidet.   Ob  von  diesem  Entscheid  auch  noch  der  ordentliche  Rechtsweg  <an  die 
gewöhnlichen  Gerichte)  dem  sich  nicht  beruhigenden  Rechnungsleger  allgemein  ollen 
stehen  soll,  ist  zwar  nicht  ohne  Wcitcrs  zu  bejahen  und  auch  in  der  Praxis  nicht 
allgemein  zugestanden  (so  nicht  in  Frankreich,  wohl  aber  in  Oesterreich),  bei  Ersatz- 
ansprüchen gegen  den  Rechnungsleger,  welche  nicht  zugleich  eine  Strafbarkeit  invol- 
viren,  aber  doch  wohl  angemessen.    Allgemein  jedoch  die  Berufung  von  Bescheiden 
des  Rechnungshofs  an  eine  andere  Instanz,  als  welche  etwa  das  Obervcrwaltungs- 
gericht  in  Betracht  kommen  könnte,  zu  gewähren,  erscheint  dagegen  zwar  nicht  absolut 
unzulässig,  aber  doch  mit  Zweck  und  Wesen  des  Obersten  Rechnungshofs,  der  hier 
eben  als  eine  Art  höchsten  Verwaltungsgcrichtshofs  für  dies  specielle  Gebiet  zugleich 
fungirt  und  auf  demselben  der  competenteste  U  «heiler  ist,  nicht  recht  vereinbar.  Die 
Organisation  und  das  Verfahren  des  Rechnungshofs  lassen  sich  recht  wohl  mit  allen 
erforderlichen  Cautclcn  für  sachgemäße  und  gerechte  Entscheidung  von  Streitfällen 
im  Rechnungswesen   umgeben.    Vgl.  Schrott  §.  141—141).    Tüb.  Ztschr.  B.  32 
S.  495  ff.  (etwas  abweichend».    Schwieriger  wird  die  Sache,  wenn  etwa  die  Auflassung 
des  Rechnungslegers  in  Widerspruch  mit  der  Controlbehörde  bleibt,  aber  von  der  ihm 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  gcthcilt  und  mit  gegen  den  Rechnungshof  vertreten 
wird.    Dieser  Fall  gehört  schon  mit  zur  Verwaltungscontrole.    Hier  wird  zunächst 
durch  Verhandlungen  mit  jener  Behörde  und  mit  der  betreifenden  obersten  Verwaltungs- 
behörde i  Ministerium  i.  zu  der  sie  ressortirt,  eine  Ausgleichung  zu  suchen  sein.  Miss- 
lingt  auch  diese,  so  kann  nicht  unbedingt  der  Rechnungshof  die  cndgiltige  Entscheidung, 
welcher  sich  die  Verwaltungsbehörde  fügen  muss,  beanspruchen,  sondern  muss  sie 
dem  Staatsoberhaupt  oder  der  gesetzgebenden  Gewalt  überlassen,  oder  es  kann  —  was 
in  solchen  Fällen  wohl  zulässig  erscheint  —  das  oberste  Verwaltungsgericht  für 
competent  erklärt  werden.    ^Der  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  32  S.  4"Js  will  hier  die 
Entscheidung  in  höchster  Instanz  der  Revis.bchörde  geben,  mir  doch  bedenklich». 
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Immerhin  erleichtert  und  vereinfacht,  daher  auch  einer  sehr  erwünschten  raschereu 
Erledigung  fähig  wird  die  Rechnungscontrolc  durch  den  Obersten  Rechnungshof,  wenn 
ihr  eine  ebensolche  Controlc  der  Kassenverwaltungen  u.  der  Verrechner  durch  die 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörden  vorausgeht  und  fic  dann  mehr  nur  eine  Snper- 
revision  wird  (..Oesterreich,  Baiern,  weniger  genügend  Prcussei:.  §.  142,  HÜ  . 

Bei  der  grossen  Bedeutung  der  Fo  rmalicu  und  der  Notwendigkeit  der  (Jleich- 
mässigkeit  in  Rechnungsführung  und  Rechnungslegung  anch  für  eine  wirksame  und 
leichter  auszuübende  Rcchnungscontrole  muss  dem  Obersten  Rechnungshof  das  Recht 
einheilt  werden,  allein  für  sich  oder  in  Verbindung  mit  der  competenten  Verwaltungs- 
behörde, bez.  mit  dem  Finanzministerium  diese  Formalicn  anzuordnen  und  den  Kasscn- 
und  Rcchnungslegem  Weisungen  zur  Nachachtung  zu  ertheilcn.  Dazu  werden 
Wahrnehmungen  bei  der  Rechnungsprüfung  öfters  Anlass  geben. 

§.  140.  —  B.  Die  Verwaltungscontrolc  betrifft  nacb 
dem  früher  Dargelegten  im  Wesentlichen  die  Controle  über  die 
richtige,  d.  h.  den  Gesetzen,  dem  Etat  und  den  obersten  (^könig- 
lichen") Verordnungen  entsprechende  Ausübung  des  finanziellen 
Anweisungsrechts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  versehenen  Be- 
hörden. Es  ist  dabei  zu  constatiren,  ob  sich  diese  Behörden  hier 
materiell  in  den  Schranken  ihrer  Competcnz  gehalten,  aber  auch 
alle  ihre  Amtspflichten  (so  in  Bezug  auf  die  Einziehung  der  Ein- 
rahmen) erfüllt;  ob  bei  der  Ausstellung  der  Anweisungen  die  mit 
dem  finanziellen  Anweisungsrecht  versehenen  Verwaltungsbehörden 
ihre  Befugnisse  —  in  Bezug  auf  Höhe  der  Summen,  Zeit  der  Aus- 
stellung u.  dgl.  m.  —  nicht  überschritten  haben;  ob  die  im  Etat 
bewilligten  Ausgaben  auch  nur  für  den  genehmigten  Zweck 
und  in  der  genehmigten  Höhe  erfolgt  sind,  daher  qualitativ 
und  quantitativ  innerhalb  der  Grenzen,  welche  das  Etatsrecht, 
namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Specialisirung  des  Etats 
und  über  die  Uebertiagungen  (§.  117)  bedingen:  „Venvendungs- 
controlc"  — ;  ob  anch  innerhalb  dieser  Zulässigkeitsgrenze  mit  der 
erforderlichen  Sparsamkeit  verfahren  ist  u.  dgl.  m. 

S.  Schrott,  Haujitst.  XII,  §.  154  11'.,  Tüb.  Ztschr.  a.  a.  0.  B.  32  u.  33  passim 
(bes.  Uber  Belgien),  v.  C/.örnig  a  a.  O.  S.  170  fT,  Gneist,  engl.  Verwalt.recbt, 
2.  A.  II,  Kol. 

Die  Vervvaltungscontrole  kann  auf  zweierlei  Weise  einge- 
richtet und  ausgeführt  werden,  einmal  so,  dass  sie  sich  unmittel- 
bar an  die  Ausstellung  der  Anweisungen  Seitens  der 
Verwaltungsbehörden  anknüpft  und  vor  deren  Zustellung 
an  die  Kassen  und  Parteien  erfolgt:  die  sogen.  ,,Controle  oh 
ante"  (sc.  expeditionem),  „vorläufige  Controle'1,  „Visa- 
controle",  besonders  gerichtet  auf  die  Competeuz  der  anweisen- 
den Behörde,  die  Höhe  der  Anweisungen  (keine  Ucbcrschrcitang 
der  „Credite"),  die  Zeit  der  Ausstellung;  sodann  so,  dass  sie,  gleich 
der  Rechnungscontrole,  nachträglich,  gewöhnlich  zusammen  mit 
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der  Controlc  der  Rechnungen  der  Kassenverwaltnngcn  erfolgt:  die 
sogen.  „Controle  ex  post",  „nachträgliche  Controle",  welche 
dann  besonders  zur  Verwen dnngscontrole  mit  wird. 

1.  Die  Visacontrole  bezieht  sich  namentlich  auf  den  Aus- 
gabedienst, beschränkt  sich  aber  etwa  hier  auf  gewisse  Katc- 
gorieen  von  Zahlungen  (z.  B.  die  unständigen,  Belgien).  Die  nach- 
trägliche Controle  tritt  dann  später  auch  hier  noch  hinzu  und  ist 
ohnehin  zur  Ausübung  der  Rechnungscontrole  über  die  Kassen 
nothwendig.  Die  Visacontrole  wird  so  ausgeübt,  dass  in  der  Regel 
eine  von  einer  Verwaltungsbehörde  ausgestellte  Anweisung  zuvor 
und  als  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  diese  Controle  passirt  haben, 
daher  mit  dem  bezüglichen  Visum  versehen  sein  muss,  bevor  die 
Kasse  sie  realisiren  darf.  Damit  die  Visacontrole  indessen  nicht 
zu  einer  förmlichen  Hemmung  der  Verwaltung  führe,  muss  die 
Visiruug  von  dem  dissentirenden  Controlorgan  ausnahmsweise 
„unter  Vorbehalt"  gewährt  werden,  wenn  ein  bezüglicher, 
Uber  diesen  Dissens  sich  ausdrücklich  hinweg  setzender  Beschluss 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  vorliegt,  die  dann  dafür  speciell  ver- 
antwortlich ist,  was  demnach  ins  Gebiet  der  Staatscontrole  hinüberführt. 

Soll  die  Visacontrole  einigermaßen  practisch  wirksam  werden,  sich  also  auf 
einen  bedeutenden  Theil  der  Zahlungen  beziehen,  so  setzt  sie  einen  grossen  Control- 
apparat  voraus.  Selbst  in  einem  kleinen  Staate  reicht  der  Oberste  Rechnungshof  ohne 
besondere  Erweiterung  oder  ohne  grosse  Beschränkung  der  Visacontrole  (Belgien) 
schwer  aus.  In  einem  grossen  Staat  bedurfte  es  wohl  neben  diesem  Hofe  für  diesen 
Zweck  besonderer,  nur  vom  Rechnungshof  abhängiger  Provincial-Rechuungskammcrn 
^Schrott  S.  4SI),  wobei  es  sich  doch  fragt,  ob  dies  Mittel  zu  dem  Zweck  iii  richtigem 
Verhiiltniss  steht.  Schrott  ist  gleichwohl  dafür,  und  wenn  einmal  die  Visacontrole 
etwas  Ernstliches  sein  soll,  erscheint  in  der  That  ihre  Uebertragung  an  selbständige 
Controlorgano  richtiger  und  werthvoller,  als  ihre  Ausübung  durch  Abtheiluugen  der 
gewöhnlichen  Verwaltungsbehörden,  wie  in  den  folgenden  Fällen.  Man  kann  nemlich 
auch  diese  Visacontrole  ins  Finanzministerium  selbst  •  verlegen ,  eine  besondere  Ab- 
theilung dafür  einrichten  oder  eine  Abtheilung  eines  verwandten  Wirkungskreises  mit 
dieser  Function  betrauen  (Frankreich).  Dies  mag  in  einem  grossen  Staatshaushalte 
immerhin  der  Ordnung  dienen,  aber  unbedingt  nothwendig  däfur  erscheint  es  nicht, 
die  sonstigen  Einrichtungen  der  modernen  Finanzverwaltung  roichen  aus,  um  Fehler 
bei  der  Ausübung  des  Anweisungsrcchts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  betrauten 
Behörden  zu  vorhüten,  und  für  die  Staatscontrole  hat  diese  Einrichtung  der  Visa- 
controle kaum  Werth.  Oder  man  verbindet  gleich  mit  den  Verwaltungsbehörden  und 
deren  Rechnungsabtheilungen  für  den  Zweck  der  Visacontrole  eigene  Controlorgano 
(Oesterreich,  Italien).  Dabei  fragt  es  sich  jedoch  abermals,  ob  der  Apparat  für  den 
Zweck  nicht  zu  coinplicirt  wird  und  diesem  Zweck  überhaupt  genügen  kann,  sobald 
diese  Controlorgane  doch  nicht  unabhängig  neben,  bez.  Uber  den  anweisenden  Ver- 
waltungsbehörden stehen,  sondern  als  deren  Bestandteile  von  den  Chefs  dieser  Be- 
hörde mit  abhängen  (Oesterreich.  Schrott  S.  4S0\  Als  Massrcgel  der  Verwaltungs- 
controle  kann  die  Visacontrole  —  neben  dem  auch  sonst  nnd  einfacher  zu  erreichen- 
den Zweck,  die  Finanzverwaltung  in  «toter  Ucbersicht  der  ausgestellten  Anweisungen, 
über  welche  dann  die  mit  der  Visacontrole  beauftragten  Organe  die  Bücher  führen, 
zu  erhalten  —  doch  nur  den  Zweck  haben ,  Unregelmässigkeiten  bei  der  Ausstellung 
der  Zahlungsanweisungen,  Etatsüberschreitungen .  Irrthümer  u.  dgl.  m.  im  Voraus 
zu  verhüten.    Bedarf  es  dazu  aber  eines  solchen  besonderen  Cootrolapparatcs  und 
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giebt  anderseits  dieser  Apparat,  wenu  er  integrirender  Bestandteil  der  sonMireu 
Verwaltung  ist,  genügende  Bürgschaften?  Durch  einlache  Cautclcn  bei  der  mit  der 
Ausstellung  der  Anweisungen  unmittelbar  betrauten  Verwaltungsorgane  lässt  sich  doch 
wohl  ganz  dasselbe  erreichen. 

Die  Vertreter  der  „Controle  ob  ante"  haben  dabei  auch  mehr  die  Zwecke  der 
Staatscontrolo  als  der  Vcrwahungscontrole  vor  Augen  u.  betonen ,  dass  die  blosse 
„Controle  ex  post"  eben  zu  spat  kommt,  an  vollzogenen  Tbatsachen  nichts  mehr 
ändern  kann.  Selbst  bei  reellem  politischem  Werthc  des  Princips  der  Minister» 
Verantwortlichkeit  und  der  Verantwortlichkeit  der  sonstigen  anweisenden  Verwaltungs- 
chefs  sei  der  finanzwirthschaft liehe  Werth  eines  solchen  Grundsatzes  gering. 
In  der  „Controle  ob  ante'4  liege  daher  das  wirksamste  Controlmittel  und  Hemmungs- 
mittel von  Etatsüberschrcitungcn  (s.  Schrott  S.  481,  477  11'.  u.  die  dort  cit.  Gewährs- 
männer, auch  d.  Verf.  des  Art.  in  d.  Tub.  Ztschr.,  mit  besond.  Bezugnahme  auf  die 
Lage  in  Belgien  nach  d.  Ges.  v.  29.  Ott.  1846,  [s.  u.  §.  143,  u.  v.  Czörnig  a.  a.  0. 
S.  141,  auch  Tüb.  Ztschr.  B.  .HU  S.  S6  fT.].  (in eist  engl.  Verw.r.  11,  S51  sagt  eben- 
falls in  Bezug  auf  die  ehemalige  engl.  Controvcrse  über  die  etwaige  Beseitigung  des 
die  vorherige  Controle  dort  übenden  comptroller  general  u.  gegen  die  darauf  hin- 
zielenden Tendenzen  des  engl.  Fin.ministeriums:  „mit  dem  comptr.  gen.  wurde  ohne 
Zweifel  eine  Säule  des  Rechtsstaats  fallen.  Die  nachträgliche  Controle  kann  die 
vorhergehende  Controle  der  Verausgabung  nicht  ersetzen":  die  Ministerverantwortlich- 
keit sei  practisch  unzureichend.  S.  Uber  England  u.  §.  143).  Allein  die  Notwendigkeit, 
von  der  Visacontrole  Ausnahmen  zu  statuiren,  wie  in  dem  grade  im  belgischen  Rechte 
bestehenden  (übrigens  nach  Czörnig  wenigstens  bis  1SG5  nicht  vorgekommenen^  Falle, 
dass  der  Rechnungshof  „mit  Vorbehalt"  nach  minister.  Beschluss  visiren  muss,  und 
grosse  Reihen  von  Ausgaben  Uberhaupt  vom  Visazwang  auszunehmen  (in  Belgien  */,) 
möchte  doch  dafür  sprechen,  dass  der  wirkliche  Werth  dieser  Controle  von  ihren 
Anhängern  überschätzt  wird  und  dass,  wo  sie  eine  ernstliche  Hemmung  wird,  wichtige 
Verwaltungszwecke  Gefahr  laufen.  In  Belgien,  wo  die  Mitglieder  des  Rcchnun^»- 
hofs  auch  nicht  von  der  Regierung  (König >  ernannt,  sondern  von  der  Kammer  der 
Abgeordneten  gewählt  werden,  steht  die  Visacontrolo  mit  dem  Character  der  Ver- 
fassung allenfalls  in  Einklang,  ebenso  in  England  in  ihrer  älteren,  wie  in  der  neueren 
Gestaltung  seit  1866;  in  deutschen  Verhältnissen  wäre  das  ebensowenig  der  Fall,  als 
die  Gewährung  eines  unbedingten  Steuerbewilligungsrechts  (s.  o.  §.  118).  Es  sind 
in  letzter  Linie  auch  hier  wieder  principicllc  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung 
des  Staatsgedankens  —  orgaaisch-sociale  und  individualistische  Auffassung,  —  welche 
zur  Verwerfung  oder  zur  Anerkennung  einer  wirklich  ernstlichen  Visacontrole  führen 
werden.  — 

2.  Die  „nachträgliche  Controle"  Uber  die  von  Verwaltungs- 
behörden ausgestellten  Anweisungen,  insbesondere  im  Ausgabedienst 
und  Uber  die  wirkliche  Verwendung  der  Credite  zu  den  bestimmungs. 
massigen  Ausgaben  ist  somit  die  eigentliche  Aufgabe,  welche  die 
Vcrwahungscontrole  auszuführen  hat.  Zu  diesem  Bebufe  sind  die 
Anweisungen  von  den  ausstellenden  Behörden,  bez.  von  den  sie 
empfangen  habenden  Kassenverwaltungen  ebenfalls  an  den  Rechnung« 
hof  zu  leiten.  Hier  dienen  sie  einmal  mit  als  Controlmittel  bei 
der  Rechnungscontrole  gegen  die  Rechnungsleger  der  Kassen,  so- 
dann als  die  Grundlage  zur  Ausübung  der  Verwaltungscontrole 
gegen  die  anweisenden  Behörden,  bis  hinauf  zu  den  Ministerien, 
besonders  zum  Finanzministerium.  Der  practisch  wichtigste  Punct 
ist  die  Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  den 
Sätzen  des  Etats.  Diese  Prüfung  muss  sich  nothwendig  mit  auf 
die  Rechnungen  Uber  die  erfolgten  Ausgaben  beziehen,  weil  nur 
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aus  diesen  die  wirkliche  Verwendung  der  angewiesenen  Beträge 
zu  den  gesetzlichen  und  etatmässigen  Zwecken  hervorgeht.  Wo 
sich  hier  Differenzen,  EtatsUberschreitungen ,  unzulässige  Ueber- 
tragungen  und  Verwendungen  ergeben,  sind  diese  festzustellen,  im 
Correspondenzwege  zwischen  Rechnungshof  und  anweisender  Behörde 
zu  erörtern,  bei  unteren  und  mittleren  anweisenden  Behörden  zur 
Kenntniss  der  obersten  Verwaltungsbehörde  (Ministerium)  und  zu 
deren  Entscheidung,  bei  diesen  obersten  Behörden  im  Jahresberichte 
des  Rechnungshofs  zur  Kenntniss  des  Staatsoberhauptes  und  der 
Volksvertretung  behufs  endgiltiger  Entscheidung  und  eventuell  (bei 
Etatsüberschreitungen)  nachträglicher  Genehmigung  zu  bringen. 
Hier  geht  dann  die  Verwaltungscontrole  in  die  Vorarbeit  für  die 
Staatscontrole  Uber  (s.  u  ). 

Geschäftsgang  und  Verfahren  des  Rerhnungshofs  in  der  Verwaltungsrontrole 
sind  analog  denen  in  der  Rechnungscontrole.  Vgl.  Schrott,  §.  157,  Tun.  Ztschr. 
B.  32,  S.  497  ff.  Bei  Differenzen  zwischen  dein  Rechnungshof  und  der  Verwaltungs- 
behörde, wenn  letztere  die  Bemängelungen  nicht  anerkennt,  sind  Verhandlungen  im 
Correspondenzwege  erforderlich.  Werden  dadurch  nicht  allo  Bemängelungen  behoben 
oder  zur  Anerkennung  der  anweisenden  Behörde  gebracht,  so  kann  auch  hier  die 
endgiltige  Entscheidung  (s.  o.  S.  311)  nicht  ohne  Weitres  dem  Rechnungshöfe  zufallen, 
sondern  den  obersten  Behörden  (Ministerien),  wenn  es  sich  um  Differenzen  mit  Unter- 
u.  Mittelbehörden  handelt,  dem  Staatsoberhaupt,  der  Volksvertretung  oder  eventuell 
dem  obersten  Verwaltungsgerichtshof  bei  Differenzen  mit  den  Ministerien  und  speciell 
mit  dem  Finanzministerium  selbst  (TUb.  Ztschr.  32,  S.  479—480). 

§.  141.  —  C.  Die  Staatscontrole  scbliesst  sich  nun  mit 
vollem  Rechte  gleich  an  die  Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole 
an,  indem  die  nicht  erledigten  Rechnungsbemängelungen  und  die 
nicht  wieder  gutgemachten  und  in  der  Regel  bloss  durch  die  Ver- 
waltung von  sich  aus  gar  nicht  wieder  gutzumachenden  Bemängelungen 
der  Ausübung  des  Anweisungsrechts  der  competenten  Instanz,  in 
der  absoluten  Monarchie  dem  Staatsoberhaupte,  in  der  constitutio- 
nellen  und  parlamentarischen  diesem  und  der  Volksvertretung 
(Parlament)  zur  Kenntniss  gebracht  und  damit  zur  Entscheidung 
und  nachträglichen  Genehmigung  gestellt  werden.  Die  Control- 
behörde,  der  Rechnungshof  übt  die  Staatscontrole  somit  nicht  selbst 
aus,  er  ist  vielmehr  nur  das  Organ,  welches  durch  seine  Rechnungs- 
und Verwaltungscontrole  und  durch  die  dabei  ermittelten  Thatsachen 
die  Ausübung  der  Staatscontrole  durch  die  Organe,  welchen  dieselbe 
allein  zusteht,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung,  vorbereitet. 
Hier  rückt  dann  aber  der  Rechnungshof  in  unseren  Verfassungs- 
staaten insofern  in  die  Stellung  eines  Organs  für  specielle  („con- 
stitutionelle")  Zwecke  der  Volksvertretung  mit  ein  und  muss  auch 
deswegen  eben  mit  jenen  Cautelen  der  Unabhängigkeit  (§.  139) 


Digitized  by  Google 


31G        I.B.  4.  K.  Formelle  Ordnung:.   4.  Abschnitt   Controlwcsuu.  §.  141. 


versehen  werden,  welche  ihn  zur  Ausfüllung  einer  solchen  Stellung 
befähigen. 

Was  er  in  dieser  Hinsicht  regelmässig  vor  Allem  an  Vor- 
bereitungen für  die  Ausübung  der  Staatscontrole  zu  leisten  hat, 
knüpft  sich  an  die  Rechte  an,  welche  der  Vertretung  verfassungs- 
mässig im  Etatsrecht  und  in  Bezug  auf  die  Rechnungs- 
abschlüsse des  Staatshaushalts  gegeben  sind.  Im  Einzelnen 
entscheiden  also  hier  das  Verfassungsrecht  und  die  etwaigen  Aus- 
führungsgesetze,  welche  über  die  finanzwirthschaftlichen  Befugnisse 
der  Vertretung  gegeben  sind.  Im  Allgemeinen  steht  nach  constitutio- 
nellem  Staatsrecht  fest,  dass  Etatsüberschreitungen  (bei  den  Aus- 
gaben) nachträglicher  Genehmigung  der  Vertretung  und  die  Staats- 
regierung der  Entlastung  für  die  abgeschlossenen,  dem  Parlamente 
vorgelegten  Staatsbaushaltsrechnungen  der  abgelaufenen  Finanz- 
periode Seitens  der  Vertretung  bedürfen  (Preuss.  Verfass.  Art.  104). 
Um  hier  klar  zu  sehen,  muss  jene  eingehende  detaillirte  Prüfung 
der  Rechnungen  und  Anweisungen  erfolgen,  welche  das  Parlament 
nicht  von  sich  aus  vollführen  kann,  sondern  welche  eben  die  Auf- 
gabe der  besonderen  Controlbehörde  ist.  Letztere  muss  daher  die 
bezüglichen  Ergebnisse  ihrer  Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole, 
also  auch  die  ermittelten  Etatsüberscbreitungen  und  unerledigt  ge- 
bliebenen Bemängelungen  („Controlberichte"}  für  das  Staats- 
oberhaupt und  für  die  Volksvertretung  in  einem  Berichte  zu- 
sammenfassen, welcher  an  diese  Organe  direct  oder  durch  Ver- 
mittlung der  Staatsregierung  zugleich  mit  den  Schlussrechnungcn 
gelangt.  Die  Entscheidungen  des  Parlaments  Uber  die  nach- 
gewiesenen Etatsüberschreitungen  und  Uber  die  Ertheilung  der 
Entlastung  an  die  Regierung,  bez.  an  den  Finanzminister  erfolgen 
dann  in  derselben  Weise  wie  in  anderen  Fällen  der  Finanzgesetz- 
gebung. Mit  ihnen  ist  die  Staatscontrole  erledigt.  Dieselbe  stellt 
sich  demnach  als  das  richtige  und  in  ihrer  Ausübung  durch  die 
Volksvertretung  als  das  dem  heutigen  „constitutionellen"  (wie  auch 
dem  im  engeren  Sinne  sogen,  „parlamentarischen")  Staatsrecht 
entsprechende  Complemcnt  des  gesammten  finanzwirthschaftlichen 
Controlwesens  dar. 

S.  auch  den  folg.  Abschn.  vom  Rechnungsabsrhluss  u.  für  practischo  Einzel- 
heiten die  nächsten  §§. 

Abgesehen  worden  ist  in  diesem  Abschnitt  von  den  üblichen  besonderen 
Controleinru  htungen  für  die  Staatsschuld  durch  Staatsschulden -Control- 
cornmissionen  aus  Vertretern  der  Kammern,  wie  sie  auch  in  Deutschland  sich 
finden.    Davon  wird  besser  in  Verbindung  mit  dem  Staatsschuldcnwesen  gehandelt. 
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IV.  —  §.  142.  Ueber  das  Controlwescn  in  einzelnen  Staaten.  S.  auch 
hier  bes.  v.  Czöruig  a.  a.  ().,  den  reicbhalt.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  Ii.  32  n.  33, 
Einzelnes  passitn  bei  Schrott  Iu  den  früheren  §§.  Ul  ff.,  510  II*,  zur  Geschichte 
und  gegenwärtigen  Gestaltung  des  Finanzdieusts  wurde  das  Controlwescn  gelegentlich 
berührt.  Der  (iegensiand  hängt  in  den  einzelnen  Ländern  mit  der  Geschichte  des 
Verfassungsrechts  und  der  Finauzverwaltung  zusammen  und  hat  ein  stark  politisches 
Gepräge.  Diese  Seite  ist  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen .  aber  sie  ist  schwer  aus  der 
Darstellung  ganz  auszuschliessen.  Hier  muss  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Puncte 
genügen,  welche  zur  Beweisführung  iu  den  Principienfragcu  und  zur  Illustration  der 
vorausgehenden  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  besonders  wichtig  siud. 
Eine  förmliche  Darstellung  des  positiveu  Controirechts  ist  iu  der  hier  geboteneu  Kürze 
nicht  zu  geben  u.  nicht  Aufgabe  dieses  Werks.  Das  Folgende  bezweckt  nur  eine 
Orientirung  in  dem  Hechte  der  hier  zu  erwähnenden  Staaten. 

1.  Preussen  S.  o.  §.  5)1,  5)6.  v.  Czörnig  &  23  fi'.,  173,  Tub.  Ztschr.  B.  32, 
S.  517  ff,  B.  33  S.  23  11'.  (woselbst  Näheies  Uber  die  au  die  preuss.  Ges.^eb.  sich  an- 
lehnenden Pläne  der  deutschen  Keichsrcgierung  bczügl.  eines  bes.  Gesetzes  über  das 
Controlwesen  im  Keichc'),  v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht  3  A.  II,  2.  Abth.  S.  733  ff. 
u.  II,  1.  Abth  S.  134  II.,  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  13  IT.  i ausführt.  Commentirung  des 
Ges.  v.  Ib72  aus  den  Landtagsverhandluugeu),  Meissner.  Kechn.wes.  I  u.  II  i Aus- 
führ, grossentheils  in  Anlehn,  au  d.  Ges  geb.  Uber  die  Oberrcchenkainmen.  — 

Die  gegenwältig  geltenden  Einrichtungen  des  Controlwesens  u.  spcciell  die 
Gesetzgebung  über  die  Oberrecheukammer  sind  eine  organische  Fortbildung  der  älteren 
Einrichtungen  u.  Verordnungen  der  absolutistischen  Periode,  wie  sie  die  neuere  con- 
stiturionelle  Zeit  noth wendig  machte.  Dabei  sind  /war  in  Betreff  der  Stellung,  Ein- 
richtung u.  Function  der  Oberrecheukammer  die  Forderungen  der  streng  constitut 
Doctrin  nicht  in  vollem  Umfange  zur  Geltung  gelangt,  wie  bes.  in  der  partam.  Ver- 
fassung Belgiens.  Für  das  Deutsche  Keich  hat  mau  daher  Seitens  der  liberalen 
Parteien  die  einfache  Copie  der  preuss.  Ges.gcbung  abgelehnt.  Immerhin  aber  siud 
durch  das  Ges.  v.  1S72  auch  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Cautelen  geschaffen] 
Die  finanztcchniscbcn  Leistungen  der  Coutrole  haben  auch  schon  früher  im  Ganzen 
genügt,  Hessen  sich  aber  durch  eine  wirksamere  ersfij  Revision  der  Verwaltungsbehörden, 
als  die  jetzt  bestehende,  wohl  noch  verbessern. 

Für  die  aus  der  Zeit  vor  1806  übernommene  Oberrechnungskammer  wurde 
eine  technisch  treffliche  Instruction  am  IS.  Dec.  1824  vom  Könige  erlassen,  welche 
die  Grundlage  bis  zum  Ges.  v.  1 S72  blieb  und  für  mancherlei  gegenwärtig  noch  in 
Geltung  ist  (S.  dieselbe  bei  Herrfurth  S.  50  ff.,  bei  Meissner  I,  77  II.».  Durch 
die  JS20  erfolgte  Beseitigung  der  damals  noch  besieheudcn  Behörde  für  die  „General- 
controle"  ist  die  Uberrechcnkauimer  die  einzige  höchste  Controlbehörde  geworden, 
während  sie  zuerst  mit  der  Generalcontrole  auf  das  gleiche  Ziel  hinzuarbeiten  hallo 
1,  53  d.  IustrA  Ihre  Stellung  ist  die  eines  „selbständigen,  nur  dem  König 
uutergeordueten  Collegiums"  <§•  50  d.  Instr  ),  das  aus  dem  Chefpräsidenten,  1—2 
Dircctoren  u.  der  nöthigen  Zahl  von  Käthen  besteht  i.§.  54 1.  Auch  die  Käthe  haben 
wie  die  Kevisoreu  eine  Probezeit  (Max.  7-j  Jahr)  abzulegen.  Die  collegialische 
Berathung  u.  Beschlussnabme  ist  die  Kegel,  doch  mit  Ausnahmen  in  Betr.  des 
Formellen  der  Geschäfte  u.  bei  einem  Dissens  des  Präsideuten  vom  Collcgialbeschluss 
auch  iu  Betr.  des  Materiellen ,  wo  der  Präsident  ein  Suspensivveto  hat  u.  Kön.  Ent- 
scheidung einholen  kann  <§.  55).  Durch  eine  neue  Instruction  v.  16.  März  1831 
wurde  jedoch  der  collegiale  Cbaracter  der  Kammer  modificirt,  den  Rathen  mehr  nur 
eine  berathende.  dem  Präsidenten  die  allein  entscheidende  Stimme  gegeben.  —  der 
bedenklichste  Puitct  in  dem  Controlrccht  dieser  Periode.  Der  Zweck  der  0.  K.  K. 
ist  in  d.  Instr.  v.  1S24  (§.  1)  so  hingestellt  u.  im  Weiteren  im  Detail  ausgeführt,  dass 
danach  die  Kechnungs-  u.  die  Verwaltungscontrole  selbständig  von  dieser 
Behörde  ausgeübt  u.  dem  König,  an  den  zu  berichten  u.  Streitfälle  u.  Zweifel  zur 
Entscheidung  vorzulegen  sind  <§.  52  i.  die  Ausübung  der  Staatscontrole  ermöglicht 
wird.  Namentlich  hat  die  0.  K.  K.  darauf  zu  sehen',  dass  „die  einzelnen  Verwaltungen 
nach  den  bestehenden  Gesetzen,  Verordnungen.  Instructionen  u.  Etats  gewissenhaft 
geführt,  Einnahmen  u.  Ausgaben  gehörig  nachgewiesen  u.  die  den  Verwaltungen 
bewilligten  Summen  bestimmungsmässig  verwendet  werden"  (§.  1  AI.  at.  Neben 
der  Hrdnuugsmässigkeit  hat  sie  (wie  schon  im  IS.  J.hj  die  Zweckmässigkeit  zu  l»e- 
unlieil.'n  u.  nach   ihren  \Vnlirii<-liinmi«r»'ii   Reformen  »u/.ureurii        1   AI.  I»1.  her 
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Wirkungskreis  u.  die  Aufgaben  der  0.  K.  K.  im  Einzelnen  werden  dann  in  d.  Instr. 
v.  1S24  sehr  ausfuhrlich  u.  musterhaft  klar  dargelegt. 

In  der  Fcriode  der  Verfassung  erfolgte  nun  in  der  Stellung  u.  Aufgabe  der 
0.  K.  K.  die  bedeutsame  Aenderung,  dass  sie  auch  für  den  Landtag  das  Organ 
der  Vorbereitung  der  Staatscontrolc  Seituns  der  Volksvertretung 
wurde.  Nach  Art.  104  d.  Vcrf.urkondo  v.  31.  Jan.  1850  werden  „die  Rechnungen 
Uber  den  Staatshaushaltsetat  von  der  O.  R.  K.  geprüft  u.  gestellt.  Die  allgemeine 
Rechnung  Uber  den  Staatshaushalt  jeden  Jahrs,  einschliesslich  einer  Uebersicht  der 
Staatsschulden,  wird  mit  den  Bemerkungen  der  0.  R.  K.  zur  Entlastung  der 
Staatsregierung  den  Kammern  vorgelegt".  Zugleich  verhiess  ein  letzter  Satz  des 
Art.  104:  „ein  besonderes  (iesetz  wird  die  Einrichtung  u.  die  Befugnisse 
der  0.  IL  K.  bestimmen."  Zu  einem  solchen  Gesetze,  selbst  nur  zur  Vorlegung  eines 
Entwurfes  an  den  Landtag  kam  es  aber  länger  uicht  u.  Uber  das,  was  unter  den 
„Bemerkungen"  der  0.  R.  K.,  die  mit  vorgelegt  werden  sollten,  zu  verstehen  sei. 
entstand  zwischen  Kammern  u.  Regierung  ein  Dissens  <S.  Näheres  über  diese  Zwischen- 
periode bei  v.  Rönne,  I,  1.  Abth.  S.  429  ff.  4.H.H  ff.).  Erst  nach  dem  französ.  Krieg 
kam  ein  Gesetz  zu  Stande,  das  die  gegenwärtige  Grundlage  des  preuss.  Controlrecbts 
bildet:  Ges.  v.  27.  März  1872,  betr.  die  Einrichtung  u.  Befugnisse  der  Oberrechnungs- 
kammer (bei  Herrfurth,  Meissner  a.  a.  o  im  Wortlaut  mit  Commeutari,  nebst 
d.  Erl.  v.  22.  Sept.  1873  betr.  das  Regulativ  über  d.  Geschäftsgang  bei  d.  0.  R.  K. 
(in  d.  Ges.samml.  v.  1873  S.  458  public,  u.  A.  bei  Herrfurth  S.  45  ff.i  u.  weiteren 
K.  Erlassen  v.  27.  Juli  1874  u.  11.  Mai  1877  betr.  Aenderungen  dieses  Regulativs. 

Durch  diese  Gesetzgebung  sind  die  Garantien  der  Unabhängigkeit  der  0  R.K. 
u.  ihrer  Mitglieder  verstärkt,  der  collcgiale  Character  der  Behörde  schärfer  heraus- 
gebildet und  die  Befugnisse  des  Präsidenten  (s.  darüber  Regul.  v.  1873  §.  10—21) 
demgeinäss  beschränkt,  wenn  auch  nicht  mit  allen  Consequenzen ,  wie  audersw«,  die 
der  0.  R.  K.  zur  Prüfung  vorzulegenden  Rechnungen  genauer  bezeichnet,  die  Stellung 
der  0.  R.  K.  gegenüber  den  Behörden  u.  zum  Landtage,  sowie  die  Aufgaben  der 
0.  R.  K.  in  Bezug  auf  die  Vorbereitung  der  Staatscontrole  durch  den  Landtag  is. 
bes.  §.  18  u.  19  d.  Ges.)  präcisirt  Die  0.  R.  K.  ist  danach  „eine  dem  König  un- 
mittelbar untergeordnete,  den  Ministem  gegenüber  selbständige  Behörde" 
(§.  Ii,  bestehend  aus  1  Präsidenten  u.  der  erforderlichen  Anzahl  von  Directoren  u. 
Rüthen  (gegenwärtig  bez.  2  u.  14,  ausser  den  Rathen  des  Reehn.hofs  des  D.  Reichs  , 
welche  vom  König  ernannt  wurden  (nach  Vorschlag  des  Staatsministcriums,  bez.  des 
Präsidenten  d.  0  .R.  K.  §.  2.  Die  ehemal.  Probezeit  der  Räthe  ist  beseitigt  worden!. 
(Unabhängigk. bUrgschaften  in  §.  3 — 5).  Das  durch  K.  Verordn.  zu  erlassende  Regulativ 
Uber  den  Geschäftsgang  der  0.  R.  K.  ist  dem  Landtage  zur  Keuntnissnahme  mit- 
zutheilen  (§.  7).  Nur  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Präsident  bei  Abstimmungen 
im  Collegio  den  Ausschlag;  gewisse  Hauptsachen  sind  im  Gesetz  selbst  als  unbedingt 
collcgialer  Berathung  u.  Beschlussfassung  bedürftig  bezeichnet  (§.  8>.  Die  Ausfuhrung 
eines  Beschlusses  des  Collegiums  kann  der  Präsident  suspendiren,  muss  aber  binnen 
14  Tagen  die  Sache  nochmals  dem  t'ollegium  vorlegen,  das  nunmehr  endgiltig  ent- 
scheidet (Regul.  v.  1873  §.  15i.  Auch  jetzt  noch  hat  d.  0.  R.  K.  neben  dor  Vorschrifts- 
mässigkeit  die  Zweckmässigkeit  der  Einrichtungen,  soweit  daraus  aus  den  Rechnungen 
zu  scbliessen,  zu  beurtheilcn  v§.  12)  u.  in  dem  jährlich  dem  König  zu  erstattenden 
Berichte  demgemäss  gutachtliche  Vorschläge  zu  Verbesserungen  zu  machen  (§.  20' 
Die  0.  R.  K.  darf  u.  A.  auch  selbst  ausserordentliche  Kassen-  u.  Magazin revisionen 
veranlassen  (§.  13  t.  Ausgenommen  v.  d.  Revision  der  0.  R.  K.  sind  die  Rechnungen 
Uber  die  im  Etat  des  Staatsminist,  f.  allgemeine  polit.  Zwecke  u.  im  Et  d.  Min.  d. 
Inneren  für  geheime  Polizeiausgaben  ausgesetzten  Fonds  •.§.  9).  Die  Rechnungen  der 
Kasse  der  O.  R.  K.  selbst  werden  vom  Präsidenten  der  K.  revidirt  u.  mit  den  Revis.- 
bemerkungen  dem  Landtag  zur  Prüfung  u.  Dccharge  vorgelegt.  Das  Geschäftsjahr 
der  0.  R.  K.  läuft  jetzt,  seit  Verlegung  des  Etatsjahrs  auf  den  1.  April  —  31.  März, 
v.  1.  Oct.  —  30.  Sept.,  innerhalb  welchen  Zeitraums  das  Revisionsgeschäft  u.  die 
Feststellung  der  Revis.protokollc  für  das  vorangegangene  Etatsjahr  zu  beenden  ist;  die 
Erinnerungen,  die  Rechnungsberichtigungen  u.  das  ganze  Revis  verfahren  müssen 
spätestens  im  folgenden  Geschäftsjahr  erledigt  sein  (Erl.  v.  11.  Mai  1877).  — 

Die  Rechnungscontrole  Seitens  der  preuss.  0.  R.  K.  ist  insofern  auch  noch 
jetzt  eine  Superrevision,  als  nach  der  noch  geltenden  Vorschrift  des  §.47  der  Instr. 
v.  1*^24  ..jede  Rechnung  vor  deren  Einsendung  an  die  O.  R.  K.  bei  der  Verwalt.- 
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be Hörde  abgenommen  werden  muss.  nachdem  solche  u.  die  Beläge  vorher  in 
calculo  vollständig  geprüft  u.  attestirt  worden."  Doch  soll,  trotz  der  weiteren  Be- 
stimmungen dieses  §.  47.  diese  Vorprüfung  keine  sehr  tiefgreifende  Formalität  in  der 
Praxis  sein,  so  dass  die  eigentliche  Arbeit  doch  auf  der  0.  K.  K.  ruht.  Kür  eine 
gründliche  erste  Prüfung  uiüsste  den  Behörden  wohl  vermehrtes  besondres  Personal 
in  Gebote  gestellt  oder  wirklich  proviuz.  Rcchnungskammern  gebildet  werden. 

Im  Etat  f.  1883-84  steht  die  in  Potsdam  ihren  Sit/,  habende  U.  K.  K.  mit 
729  82*»  M.  Ausgabe  (im  Vorjahr  mit  nur  674.M9  M.),  d.  i.  c.  0.03.1%  der  Summe 
der  Bruttoeinnahme  und  Ausgabe.  Die  Besoldungen  u.  Wohn.gcldzuschüsse  betragen 
»  davon  071.894  M.  Ausserdem  steht  im  gleichzeitigen  Etat  des  D.  Reichs  für  den 
mit  d.  preuss  O.  K.  K.  vereinigten  Rechnungshof  die  Ausgabe  v.  531.473  M.  Der 
Chefpräs,  bezieht,  ausser  freier  Wohnung,  21.000  M.  Gehalt  (wovon  V»  aus  Reichs- 
fonds). 2  Dircctoren  je  12.000  M.,  14  Käthe  je  7500—0900,  i.  D.  8700  M.  (gleich 
den  Vortrag.  Rathen  der  Ministerien ,  —  beim  Ausschluss  aller  Nebenämter  für  die 
Käthe  der  O.  K.  K.  dürfte  der  Gehalt  dieser  Beamten  höher  sein);  weiter  sind  vor- 
handen 1  Vorsteher  des  Präs.bur.  (5400  M  Geh.),  S5  Revisoren  u.  Calculatoren  u. 
I  Kanzleidircctor  (3000  —  5400  M.,  i.  D.  4200  M.  (ieh.),  8  Registratoren  (3000  bis 
4800  M.,  i.  D.  3900  M.  Geh.),  7  Kanzleisecret.  (1800-3300  M.,  i.  D.  2550  M.-. 
Alle  haben  Wohn.gcldzuschuss. 

Ucbcr  die  auch  für  die  prineip.  Fragen  sehr  lehrreichen,  bisher  misslungenen 
Versuche  einer  selbständigen  Gesetzgebung  über  das  Control wesen  im  Haushalt 
des  Deutschen  Reichs  s.  d.  Aufs,  in  d.  Tob.  Zisch r.  Die  anfänglich  getroffene 
Einrichtung,  wonach  die  preuss.  0.  R.  K.  mit  als  Rechnungshof  des  Norddeutschen 
Bundes,  dann  des  Reichs  dient  u.  demgemäss  entsprechend  erweitert  wurde,  ist  bis- 
her geblieben.  S.  norddeutsches  Ges.  v.  4.  Juli  1808,  D.  Reichstes,  v.  11.  Febr.  1875 
(das  das  preuss.  Ges.  v.  1872  für  massgebend  auch  für  den  Rechnungshof  des  D. 
Weichs  erklärt),  Gesetze,  welche  seitdem  jährlich  für  die  Controle  des  Reicbshaushalts 
in  dem  betrelf.  letztvergangenen  Jahre  erneuert  worden  sind.  Auch  der  Landeshaus- 
halt von  Elsass-Lothringcn  wird  in  derselben  Weise  von  der  preuss.  0.  R.  K. 
controürt.  Spccicll  f.  d.  deutschen  Rcchu.hof  fungiren  ausser  dem  gemeins.  Präsi- 
denten 1  Dircctor,  10  Räthc,  53  Revisoren  u.  Calculatoren,  5  Registratoren,  1  Kanzlei- 
vorsteher, 7  Kauzleisccr.    Die  Mitglieder  werden  vom  Buudesrath  gewählt. 

2.  Baiern.  S.  v.  Czömig  S.  52  IT.,  175,  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  70  ff.,  Pözl, 
baier.  Verwaltrccht,  3.  A.  §.  32,  283  ff*.,  auch  279  ff*.,  Stockar  v.  Neuforn-Hockl, 
90  ff.,  192  IT.,  450  ff.,  bes.  471  ff.  Hauptverordn.  v.  11.  Jan.  1826  modific.  durch  V.o. 
über  das  Finanzrechnungswesen  v.  23.  Dec.  1808.  Das  Characteristischc  ist  die  Zer- 
legung der  Revision  in  eine  erste  ( primitive)  u.  eine  S  u p c r revision ,  die  grössere 
Deccntralisation  der  Revision  u.  die  Vornahme  derselben  durch  verschiedene  Landes- 
und  Centralbchördcn ,  welche  nach  Districten  u.  Geschäftszweigen  die  Arbeit  theilen, 
endlich  das  Fehlen  einer  speciellcn  Beziehung  des  ( »bersten  Rechnungshofs  zum  Land- 
tag. Die  erste  Revision  der  Finauzrechnungeu  erfolgt  durch  die  Rechnungscommissariatc 
der  Verwaltungsbehörden,  d.  i.  der  Kreisregierungen  (Kcgier.finanzkammcrn)  selbst  u. 
für  die  Rechnungen  gewisser  Ccntralstcllen  durch  die  dem  Finanzministerium  unmittel- 
bar untergeordnete  „Rechnungskammer"  (bestehend  aus  1  Director,  2  Räthen, 
1  Assessor,  5  Commissärcn,  1  Sccr.  1  Kegistrator,  1  Kaiulistcn  als  pragmat  od.  stand. 
Personal,  5  Revisoren,  2  Kanzlisten  als  instabilem,  Etat  67.015  M.).  Die  Super- 
revisiou  ist  Sache  des  Obersten  Rechnungshofs.  Dieser  ressortirt  zum  Finanz- 
ministerium, ist  aber  innerhalb  seiner  Competeiiz  unabhängig  u.  hat  theils  ganz  für 
sich,  theils  begutachtend  für  das  Fin.ministerium  die  oberste  Leitung  des  Rechnungs- 
wesens, ist  auch  cndgiltigc  Rccursinstanz  bei  Berufungen  aus  der  1.  Revision.  Er 
besteht  aus  1  Präs.  ((ieh.  10.800  M.),  7  Räthen  ((ieh.  5580— 5940  M.j.  1  Commissar, 
1  Kanzlisten,  wo/u  noch  instabiles  Personal  tritt.  Etat  82.450  M.  Die  Verfassung 
ist  collegial,  die  Stellung  des  Hofs  u.  seiner  Mitglieder  gleich  der  des  obersten  Gerichts- 
hofs. Die  Superrevision  bezieht  sich  auf  die  nochmalige  Prüfung  der  bereits  von  den 
gen.  ersten  Instanzen  geprüften  Rechnungen  u.  erfolgt  mittelst  jährlicher  Abordnung 
eines  Raths  in  jede  Provinz  (Kreis)  zur  Vornahme  der  Revision  an  Ort  u.  Stelle,  wobei 
der  Rath  eine  staatsanwaltliche  Function  hat.  Ueber  seine  Wahrnehmungen  berichtet 
«•r  schriftlich  an  den  Rechnungshof,  wo  alsdann  ein  anderer  Rath  über  den  Bericht 
referirt,  der  Hof  in  collcgialer  Form  berät h  u.  über  Rechnungsfragen  endgiltig  ent- 
scheidet, andere  dem  Fin.ministerium  zur  Entscheidung  vorlegt.    Der  Hof  hat  auch 
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die  Generalfinanzrechnung  des  Staats  zu  stellen  u.  bis  spätestens  1.  Sept. 
des  folg.  Jahrs  dem  Ein.inin.  vorzulegen.  —  Man  rühmt  die  Gründlichkeit  der  Revision 
schon  in  1.  Instanz,  die  Beschleunigung  der  Abrechnung,  die  gute  Schulung  für  die 
Revisionsbeawten  bei  der  Revision  1.  Instanz,  doch  ist  die  Verwalt.controle  gegenüber 
den  obersten  Staatsbehörden  nur  „äusserst  nothdürftig"  gewahrt  (Tüb.  Ztschr.  B.  33,  93> 
u.  die  Vorarbeit  für  die  Staatscontrole  des  Landtags  ist  wenigstens  nicht  gesetzlich 
hinlänglich  gesichert,  wenn  auch  in  der  Praxis  die  Sache  sich  günstiger  gestaltet. 

8.  Auch  den  übrigen  deutschen  Staaten  fehlen  die  bezüglichen  Ein- 
richtungen nicht.  Sie  zeigen  im  Einzelnen  manche  kleinere  Verschiedenheit,  aber 
doch  in  wcsentl.  Puncten  Ucbercinstiinniung.  Die  Kechnungscontrole  ist  wohl  überall 
genügend,  meistens  vortrefflich,  die  Verwaltungscontrole  Uber  die  höchsten  Staats- 
behörden aber  noch  öfters  mangelhaft  u.  die  Staatscontrole  noch  nicht  immer  der 
Konstitut.  Doctrin  entsprechend  gestaltet  oder  wenigstens  für  die  Kammern  nicht  durch 
Rechnungshöfe  soweit  vorbereitet,  als  es  für  eine  wirksame  Controle  geboten  erscheint. 
Die  Einrichtung  der  Staatscontrole  ist  in  den  Verfassungen  u.  in  damit  zus.hängen- 
den  Gesetzen,  mehrfach  aber  auch  uach  allmählicher  ständischer  Praxis  geordnet.  Es 
treten  darin  manche  Eigenthümlichkeiten  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats  hervor. 

S.  über  K.  Sachsen  v.  Czörnig  S.  37  II.  174.  Die  Rechnungen  der  ressor- 
tirendeu  Specialkassen  werden  hier  in  jedem  Ministerium  für  sich  geprüft  u.  justiticirt, 
th.  durch  die  mittleren  Verwaltungsstellen,  th.  durch  die  Rechnuugsstelle  des  Ministeriums. 
Eine  eigene  Oberrechenkainmer.  welche  zum  Gcsamtutmiui&teriurn  ressortirt  (Etat 
72.100  M.,  1  Präs.  mit  11.100  M.  u.  2  Räthe  mit  72UO  —  S100  M.  Gehalt)  übt  die 
Reehnuugscontrolc  über  die  Centralkasscn  allein  u.  eine  beschränkte  Verwalt.controle. 
indem  sie  Bemängelungen  dem  betreff.  Ministerium,  bez.  dem  Gesammtministi rium 
zur  endgiltigen  Entscheidung  mittheilt  Mit  den  Landstanden  steht  die  O.  K.  K.  nicht 
in  Beziehung.  — 

Ueber  Wurtemberg  s.  v.  Czörnig  S.  59  ff.  175,  r.  Riecke  Vcrfass.  o.  s.  w. 
v.  \V.  S.  103.  Die  dem  Ein  min.  untergeordnete  Oberrechnungskammer  „ist  die  oberstr 
Rechuungsbchörde  des  Landes  u.  hat  die  Aufsicht  über  das  gesammte  Staatsrechnunp.- 
wesen ,  auch  bei  den  verrechnenden  Behörden  andrer  Departements"  «Riecke).  Sie 
übt  die  Kassen-  u  Rechn controle  unmittelbar  ^Abnahme,  Prüfung,  Abhör  der  Rech- 
nungen  bei  allen  Haupt-  u.  Specialkassen  u.  Anstalten  des  Staats,  mit  der  eigcnthüml. 
Ausnahm«?,  dass  die  eauteralamtl.  Steuerhauptbüchcr  u.  die  der  Hauptzoll-  u.  Haupt 
steuerämter  vom  Steuercollegium ,  die  Rechnungen  der  Hütten-  u.  Salincnkassen  v. 
Bergrath  revidirt  werdend  Für  die  Verwalt.controle  ist  die  0.  R.  K.  nur  thcilweisc, 
für  die  Staatscontrole  gar  nicht  weiter  thätig,  wie  denn  an  der  Spitze  der  O.  ß.  K. 
als  Director  der  Director  der  Staatskass.verwaltung  steht  (Geh.  6^00  M.,  ausserdem 
4  Räthe  mit  5600— 0000  M.  Gch.\  Diese  beiden  Controlen  werden  nach  der  eigen- 
tümlichen, aus  der  älteren  Zeit  beibehalteneu  Gestaltung  des  wurt.  Staatshaushaltes 
von  den  Stündeu  u.  deren  Ausschuss  mit  ausgeübt. 

Ueber  Baden  s.  v.  Czörnig  S.  70  ff.,  175,  Regenauer  §.  13-15.  Zwei- 
fache Revision,  durch  die  Verwalt.mittelstelleu  für  die  untergebenen  Kassen  u. 
Buchführungen,  dann  Su perrevisiou  nach  Auswahl  Seitens  der  Oberrechen- 
kammer, welche  ausserdem  die  Rechuungscontrolc  Uber  die  Centraikassen  unmittel- 
bar übt.  Sie  ist,  dem  constit.  Princip  gemäss,  eine  dem  Landesherrn  unmittelbar 
untergeordnete,  der  Verwaltung,  auch  den  Ministerien  gegenüber  selbständige  Behörde, 
sie  hat  auch  demgemäss  die  Verwalt.controle  (Inuehaltung  des  Etats  u  s.  w.)  zu  üben, 
für  die  Staatscontrole  der  Stände  ist  sie  aber  nicht  unmittelbar  mit  thätig  (Etat  74.900  M.. 
1  Präs.  mit  12.000  M.  Geh.,  4  Räthe  mit  5S00— 6200  M.,  11  Revisoren  mit 
2—4000  M.). 

§.  143.  —  4.  Belgien.  S.  v.  Czörnig  S.  140  ff,  1S2,  Tüb.  Ztschr.  B.  33. 
S.  Ml  ff.  Der  Oberste  Rechnungshof  nimmt  hier  eine  wesentlich  andere  Stellung  ein. 
als  in  Deutschland  u  in  den  meisten  sonstigen  Staaten.  Während  er  bei  uns  überall 
eine  Verwaltungsbehörde,  ein  Regierungsorgan  ist,  das  entweder  gar  nicht  un- 
mittelbar oder  nur  in  beschränktem  Maasse  in  Beziehung  zur  Volksvertretung  steht,  ist 
er  in  Belgien  verfassungsmässig  u.  nach  dem  Hauptgesetz  v.  29.  Oct.  1S4G  ein  Organ 
des  Parlaments,  für  dessen  Zwecke  mit  eingerichtet,  zur  Ausübung  auch  der  Staats- 
controle seihst  neben  der  Rechnungs-  u.  Verwalt.controle.  Hier  sind  die  Consequenzeti 
der  eigentlich  Parlamentär.  Verfassung  gezogen,  die  Einrichtung  entspricht  daher 
•lei>  Grundsätzen  des  ileutsrhen  constitnt.  Staatsrechts  kaum  mehr.    Die  Mitglieder 
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des  Recbn.hofs  \nach  d.  ursprüngl.  Ges.  bestehend  aus  1  Präs.  mit  11.250  fr.  Gehalt, 
fi  Rathen  mit  8500  fr.  Gehalt.  1  Secr.  u.  dem  erfordcrl.  Rcvis.  u.  Bureaupersonal) 
werden  von  d.  Kammer  der  Abgeordneten  je  auf  6  Jahr,  doch  jederzeit  wider- 
ruflich gewählt.  Die  Unabhängigkeit  der  Mitglieder  ist  durch  noch  weitergehende 
als  die  sonst  üblichen  Bestimmungen  verbürgt  (u.  A.  darf  nicht  nur  keine  nähere 
Verwandtschaft  der  Mitglieder  unter  sich,  eine  auch  in  Preussen  u.  sonst  besteh. 
Vorschrift,  sondern  auch  nicht  mit  den  Ministern  u.  den  Yerwalt.chefs  bestehen).  Der 
Hof  wacht  darüber,  „dass  kein  Budgetsatz  der  Ausgaben  überschritten  wird  u.  dass 
keine  üebertragung  stattfindet  *.  Es  sind  ihm  zu  diesem  Zweck  umfassende  Befugnisse 
der  Verwaltungscontrole ,  namentlich  das  oben  (§.  140)  besprochene  Recht  der  Visa- 
controlc  für  die  unständigen  Ausgaben  ertheilt  Die  Beschlösse  des  Hofs  in  Rech- 
nungssachen sind  endgiltig,  nur  bei  Verletzung  der  Form  oder  des  Gesetzes  steht  dem 
Kecbnungslegcr  binnen  3  Monaten  die  Berufung  an  den  Cassationshof  zu.  Eine 
umfassende  Mitwirkung  hat  der  Hof  auch  bei  der  Verwaltung  der  Staatsschuld.  Im 
Uebrigen  „rcssortirt  der  Hof  in  allen  seinen  Beschlüssen  im  Gebiet  der  Verwalt- 
rontrole)  in  letzter  Instanz  von  der  Kammer  der  Repräsentanten,  als  der  Quelle  seines 
Bestandes.  Auf  diese  Weise  ist  die  Gesammtcontrolo  nirgends  umfassender  u.  ein- 
dringlicher durchgeführt  als  in  Belgien"  (Czörnig  S.  182).  Die  Gefahr  einer  zu 
weit  gehenden  Beschränkung  u.  unter  Umständen  einer  Lahmlegung  der  Verwaltung 
wird  bei  einer  derartigen  Gestaltung  der  Controle,  zumal  in  einem  Grossstaate  aber 
nicht  zu  läugnen  sein.  Indessen  mit  dem  rein  parlam  Princip  stände  eine  Einrichtung 
der  Controle  nach  bclg.  Muster  in  Einklang,  ist  daher  auch  bei  uns  mitunter  von 
Vertretern  dieses  Princips  empfohlen  worden. 

5.  Oesterreich  (West-\  S.  Czörnig  S.  Hill'.,  170  IT..  Tüb.  Ztschr  B.  83 
S.  53—70  i.hier  eingehend),  Blonski  II,  358,  362  ff..  Dessary  §.  107,  122  ff.  (über 
das  Recht  vor  1S00\  Ul brich,  östr.  Staatsrecht  S.  109  ff..  003  11.  Wildt,  d.  Ost. 
Staatsrecht),  u.  Controldienst,  1870.    Auch  Schrott  passim. 

Schon  vor  der  neuen  Periode  verfassungsinäss.  Finanzwirthschaft,  zur  Zeit  des 
Absolutismus,  war  das  östr.  Controlwcsen  zweckmässig  u.  den  modernen  Anforderungen 
entsprechend  eingerichtet,  so  im  Ganzen  schon  in  der  Behörde  des  alten  ..General- 
Kcchnungsdircctoriuins"  als  unabhängiger  oberster  Controlstelle.  Die  V.o.  v.  27.  März  1S54 
machte  aus  diesem  Directorium  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den  Kaiser,  un- 
abhängig von  den  Ministem,  den  Ministerien  gleichgestellt  die  „Oberste  Rechnungs- 
oontrols-Bchörd  c"  als  obersten  Rechnungshof  der  absol.  Monarchie  zur  Handhabung 
der  Rechnungs-  u.  der  Verwaltungscontrole  u.  zur  Vorbereitung  der  Staatscontrole 
durch  den  Monarchen  selbst   Die  Controle  ward  aber  insofern  dccentralisirt,  als  den 
Ccntralvcrwaltungen  u.  den  Kronlands  -  Verwaltungen  für  den  Controldienst  eigene 
Staatsbuchhaltungen  beigegeben  waren,  welche  ebenfalls  von  den  Verwaltungs- 
behörden unabhängig  u.  unmittelbar  unter  die  Oberste  Controlbehördc  gestellt  wurden. 
Eine  Fortbildung  erfolgte  durch  die  Kais  Verordnung  v.  21.  Nov.  1H06,  die  Grund- 
lage des  jetzt  geltenden  Rechts.    Hiemach  sind  den  anweisenden  Central-  und  Landes- 
behürden  (d.  h.  den  Mittelstellen,  wie  den  polit.  Landesstellen,  Finanzlandesdirectionen, 
• >l*erlandesgcrichten,  Postdirectionen)  allgemein  Rechnungsdepartements,  welche 
die  Stelle  der  früheren  Buchhaltcreicn  einnehmen ,  beigegeben.    Dieselben  verbuchen 
u.  contrasigniren  alle  Anweisangen  der  Verwaltungsbehörden,  überwachen  die 
ordnungsmässige  Vollziehung  der  Anweisungen  u.  üben  über  die  Kassen  die  Rceh- 
nungscontrolc  aus.    Uebcr  diesen  Rechnungsdepartements  steht  für  die  Superrevision 
u.  für  die  Verwaltungscontrole  der  Mittel-  u.  obersten  Behörden,  einschliesslich  der 
Ministerien  —  u.  zwar  für  materielle,  nicht  bloss  ziffermässige  Prüfung  der  Ge- 
hahrung  mit  dem  Staatsvermögen  u.  ob  sie  in  Uebereinstimmung  mit  Gesetzen,  Ver- 
ordnungen, Etat;  auch  Beurtheilung  der  Zweckmässigkeit  neben  der  Vorschriftsmässig- 
keit  —  der  Oberste  Rechnungshof.    Dieser  ist  auch  gegenwärtig  noch  eine  dem 
Kaiser  untergeordnete,  selbständige,  von  den  Ministerien  unabhängige  u.  ihnen  coordi- 
nirte  oberste  Staatsbehörde,  mit  collegialer  Verfassung,  wenn  auch  mit  besonders  aus- 
gedehnten Befugnissen  des  Präsidenten,  im  Wesentlichen  aber,  nach  Analogie  dt?» 
Obersten  Gerichtshofs  mit  den  nöthigen  Garantieen  der  Unabhängigkeit  verseben  (Etat 
in  1882  155.000  fl.  Personal  um  18*0  1  Präs.  mit  dem  gewöhn),  öst.  Ministergehalt 
v.  10.000  II.  u   12.000  fl.  Zulagen,  4  Hofräthc  in  2  Klassen  mit  0000  u.  4500  fl.  "Geh., 
2  Sect.räthe  mit  8200  u.  2S00  11.  Geh.,  5  Hofsecr.  in  2  Klassen  mit  2200  u.  2000  fl.. 
21  Rechn.räthc  in  3  Klassen  mit  1S00  u.  1000  fl.  n.  1400  ll.    Alle  diese  Beamten 
A.  Wajnn.  Kiiian/win^ni-lirift.   I.  X  Aufl.  21 
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ausserdem  mit  Activ.-Zul.  Der  Hof  hat  dem  Kaiser  jährlich  Bericht  über  seiuc  Thätigkeit 
zu  erstatten  u.  hier  eventuelle  Reformvorschläge  zu  stellen.  Er  ist  aber  auch  für  die  Parla- 
mentär. Staatscoutrole  mit  thätig,  indem  er  den  Ccutralrechnuugsabschluss  für  das  vorletzte 
Verwaltuugsjahr  verrasst  u.  «lio  Uebereinstimmung  desselben  mit  dem  Etat  pr.ift.  worauf 
diese  Rechnung  mit  Beilagen  u.  Bemerkungen  an  den  Kaiser  u.  von  da  an  den  Kiuaaz- 
minibter  zur  üebergabe  au  den  Roichsratli  behufs  verfassungsmässiger  Erledigung  geht 
In  wesentlichen  Punctcn  gleicht  die  Stellung  u.  Competenz  des  öst.  Rechnungshof«»  der- 
jenigen der  preuss.  ().  K.  K.,  ein  Hauptuuterschicd  im  sonstigen  Controlwesen  liegt  in 
der  österr.  Einrichtung  besondrer  Rcchuuugsdepartcmciits  bei  den  anweisenden  Behörden. 
Der  Verf.  d.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Zts<  hr.  urtheilt  über  das  öst.  Controlwesen  gunstig:  „diese 
r*3t.  Einrichtungen  sind  höchst  beachtenswerth.  Sie  beruhen  auf  einer  genauen  Kenntnis* 
sowohl  der  j>reuss.  als  der  französ.  Institutionen  u.  haben  von  beiden  viel  Gutes  in 
sich  aufgenommen"  (B.  33,  S.  68).  — 

Für  die  Controle  des  gemeinsamen  Haushalts  der  öst.  Monarchie  (mit  Ungarn) 
besteht  ein  besonderer,  dem  westöstorreiehiseheii  ähnlich  eingerichteter  Oberster 
Rechnungshof  (Et  125.400  hVi. 

6.  Frankreich.  S.  Czörnig  S.  8'J,  07  II.,  105  II.,  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  11  ff., 
Hock,  Fin.  Fr.s  S.  111  ff.,  Kaufmann  Kap.  4,  bes.  Block 's  dict.  de  l'adm.  franc. 
Art  cour  des  comptes,  auch  Art.  comptabilite  publique. 

Der  französ.  Oberste  Rechnungshof  (cour  des  comptes1)  ist  eine  Schöpfung  Napo- 
leons I.  (Hauptgcs.  v.  10.  Sept.  1S07  u.  V.o.  v.  28.  Sopt  1807),  durch  welche  die 
Rechnungscontrole  u.  in  beschränktem  Maasse  die  Verwaltungscontrole  zur  endgilt  igen 
Wiederherstellung  der  linanz.  Ordnung  gewährleistet  werden  sollte.  Aehnliche  Ein- 
richtungen, nur  mehr  deccntralisirt,  hntten  aber  schon  in  der  alten  Monarchie  be- 
standen*. Rechnungskarnmcni  (chambres  des  comptes,  Ord.  v.  1404),  deren  es  schliess- 
lich 13,  neben  den  Proviiiz.parlamentcn .  gab.  Sie  wurden  1700 — Ol  beseitigt,  aber 
durch  die  neuen  centralist.  Einrichtungen  ungenügend  ersetzt.  An  die  Gesetzgebung 
v.  1807  schlössen  sich  später  verschiedene,  Einzelnes  verändernde  Decrete  (v.  1856, 
1850  u.  isOOi  an,  aber  die  (irundeinrichtung  ist  geblieben  u.  auch  seit  dem  Sturze 
des  zweiten  Kaiserreichs  nicht  weiter  verändert  worden.  Vgl.  sonst  auch  das  Decret 
v.  31.  Mai  1802  über  die  comptabilite  publique  für  Manches  aus  diesem  Gebiete, 
was  mit  dem  Controlwesen  eng  zusammen  hängt.  Die  Rechnungscontrole  wird  durch 
die  bestehenden  Einrichtungen  sehr  gut  verbürgt,  die  Verwaltungscontrole  gogenüber 
den  obersten  Behörden  könnte  dadurch  wohl  auch  ausreichend  geleistet  werden,  ge- 
hört aber  in  der  Hauptsache  nicht  zu  ihrer  Competenz.  Sie  wie  die  weitere  Staats- 
controlo  haben  übrigens  unter  den  wechselnden  politischen  Verhältnissen  des  Landes 
in  ihrer  practischen  Bedeutung  gewechselt 

Das  Eigentümliche  der  französ.  Controle  durch  den  Rechnungshof  liegt  in  der 
ganzen  Stellung  u.  in  dem  Verfahren  des  letzteren.  Er  ist  nemlich  als  förm- 
licher Gerichtshof  eingerichtet,  rangirt  unmittelbar  nach  dem  Cassationshof,  geniesst 
dessen  Vorrechte,  verhandelt  u.  entscheidet  in  den  Formen  des  Gerichtsverfahrens, 
fällt  daher  förmliche  gerichtliche  Urteilssprüche,  bei  der  Dccharge  u.  s.  w.,  in  den 
feierlichen  Formen  der  Gerichtshöfe.  Seine  gegenwärtige  Zusammensetzung  ist  bei 
oinem  Etat  von  1.5«  M.  fr:  1  erster  Präs.  (Geh.  seit  1S72  30.000  fr.,  früher 
35.000).  3  Kammerpräs.  (Geh.  25.000,  früher  18  000),  18  Räthe  ^conscillers-maitns. 
Geh.  1**.000  fr.,  früher  15.000),  24  erste  Revisoren  ^niferendaires  de  I  «lasse.  Geh. 
7000  fr.,  früher  B000).  «0  zweite  Revisoren  (r6f.  de  H  cl ,  Geh.  3000,  früher  2400  fr. 
alle  lebenslänglich  vom  Staatsoberhaupt  ernannt,  ausserdem  1  General- 
procurator  (Geh.  30  000  fr.,  früher  35.000»,  1  Obersecretär  (greffier  en  chef,  Geh. 
18.000,  früher  15.000  fr.),  ferner  15  erste  Auditoren  (Geh.  2000  fr.)  u.  Kanzlei-  u. 
Unterpersonal.  Die  Revisoren  u.  Auditoren  erhalten  ausserdem  unter  sich  nach  Mass- 
gabe ihrer  Arbeit  die  Summe  von  420.000  fr.  jährlich  vertheilt,  i.  Dchschn.  5000  fr. 
f.  den  Revisor,  1200  fr.  für  deu  Auditor  1.  Kl.  Der  Rechnungshof  zerfällt  für  ver- 
schiedene Dienstzweige  in  drei  Kammern,  je  unter  1  Präs.  u.  mit  ß  Rathen, 
nemlich  für  die  Einnahmen,  die  Ausgaben,  die  Rechnungen  der  Kreise  u.  Gemeinden. 
Die  Rechnungsprüfung  erstreckt  sich  auf  alle  Rechnungsleger  (comptables)  der  Staats-, 
Communal-  u.  öHentl.  Anstaltsverwaltung,  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Rechnungen 
in  Gemeinden  mit  weniger  als  30.000  fr.  Jahreseinnahme  durch  deu  Präfccturratb. 
doch  mit  Berufung  an  den  Rechnungshof,  u.  dass  die  Rechnungen  der  unmittelbar 
unt.-r  dem  Generalcinnehiner  der  Depart.  stehenden  Rcchnungslegcr,  spec.  für  die 
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directen  Steuern,  vom  Gcn.einnchmer  geprüft  werden.  Die  Urthefle  des  Kechnungs- 
hofs  in  Rechnungssachen  sind  rollstreckbar.  Wegen  Verletzung  der  Form  u.  des  Ge- 
setzes kann  aber  vom  Rcchnongslcger  u.  für  diesen  von  den  Ministern  Berufung  au 
den  Staatsrath  erhohen  werden.  —  Bei  der  Controle  ist  nur  die  Uebcreinstiinmunsr 
der  Rechnungen  der  Kcchnungsleger  mit  den  Anweisungen  der  ordonnateurs  zu  prüfen, 
nicht  die  Berechtigung  der  anweisenden  Behörden  zur  Erthcilung  der  Anweisungen 
selbst  oder  in  der  u.  der  Höhe,  für  die  u.  die  Zwecke:  insofern  ist  die  Vcrwaltnngs- 
rontrolc  nicht  Sache  des  Rechnungshof».  Doch  werden  ausser  den  Einzelrechnungen 
der  Rechnungslegcr  auch  die  Schlussrcchnungen  der  Minister  Ober  das  geschlossene 
Rechnungsjahr  u.  der  Gencralbericht  der  Finanzverwaltong  über  das  Verwaltjahr  dem 
Kcchnungsbof  zur  Prüfung,  zur  Vergleichnng  mit  den  Rechnungen  der  Rechnungs- 
leger u.  zur  Beurtheilung  ihrer  Uebereinstiinmung  mit  den  Gesetzen  u.  Verordnungen 
tiberwiesen.  Bemängelungen  sind  dann  im  Correspondenzwege  mit  den  Ministern  zu 
erledigen;  diejenigen,  wo  dies  nicht  gelingt,  dem  Staatsoberhaupt  (Präs.  d.  Republik) 
u.  durch  dieses  dem  Parlament  znr  Entscheidung  mitzuthcilen.  Hierin  liegt  die  Mit- 
wirkung des  Rechnungshofs  bei  der  Vorbereitung  auch  der  Staatscontrolc.  Die  Er- 
klärungen des  Rechnungshofs  über  die  Uebercinstimmung  der  ministeriellen  Abrech- 
nungen mit  den  geprüften  Rechnungen  der  Rechnungslegcr  erfolgen  in  feierlicher  öffent- 
licher Sitzung.  —  Das  Decret  v.  31.  Mai  1S62  ordnete  ausserdem  dann  noch  eine 
besondere  Vcrwaltungscontrole  durch  eine  jährlich  vom  Kaiser  zu  ernennende  Com- 
misbion  von  9  Personen  aus  Mitgliedern  des  Rechnungshof*,  Staatsraths,  Senats  u.  des 
Kgislat.  Körpers  an.  Hier  sollte  die  Uebercinstimmung  der  Rechnungen  der  Minister 
luit  deu  Ergebnissen  der  Centraiaufschreibungen  beim  Finanzministerium  u.  mit  denen 
der  Beschlüsse  des  Rechnungshofs  über  die  Rechnungen  der  Kechnungsleger  constatirt 
werden.  Das  darüber  aufzunehmende  Protokoll  gelangt  an  den  Finanzininister  u.  von 
diesem  an  die  beiden  Kammern.  Die  sonstige  Staatscontrolc  erfolgt  mittelst  der  Ge- 
nehmigung der  definitiven  Schlussrechnung  (rcglcmcnt  definitif  du  budget)  in  Gesctzes- 
fonn,  ist  aber  bei  der  ausserordentlichen  Complicirtheit  der  französ.  Finanzvcrwaltung 
doch  heute  unter  der  Republik  noch  dieselbe  leere  Formalität  wie  früher  unter  dem 
Kaiserreich.  — 

7.  Das  Controlwesen  Italiens  ist  dem  französischen  nachgebildet,  auch  in  Be- 
zug auf  den  Rechnungshof  (cortc  dei  conti),  wobei  aber  in  der  Verwalt.controle  auch 
das  belgische  Muster  (Visacontrole  der  Anweisungen)  mit  massgebend  war  (Ges.  v. 
14.  Aug.  1862,  15.  Aug.  1867). 

8.  Grossbritannicn's  Controlwesen  iTüb.  Ztschr.  B.  33.  S.  72—86,  Gneist. 
engl.  Verwalt.recht,  2.  A„  It.  S.  845,  854)  hangt  mit  der  dortigen  parlam.  Verfassung 
u.  anderen  speeifisch  brit.  Verhältnissen  enge  zusammen,  was  das  Vcrständniss  u. 
Vergleiche  mit  continentalen  Einrichtungen  erschwort.  Bis  zum  J.  1866  bestanden 
zwei  getrennte  Behörden  für  die  Controle,  deren  Anfänge  in  frühe  Zeiten  zurück- 
reichen u.  welche  mit  der  ganzen  Einrichtung  des  Dienstes  der  Schatzkammer  ie\- 
chcquer)  zus.hängcn.  Nach  der  Organisation  im  19.  Jahrhundert  war  das  eine  Amt 
das  des  comp  troll  er  general,  der  Generalcontrole  der  Einnahmen  u.  Ausgaben, 
bes.  wichtig  für  letztere,  dem  Zweck  u.  Wesen  nach  eine  vorgängige  Vcrwaltungs- 
controle der  Anweisungen  („Controle  ab  ante"',  s  o.  §.  140).  zuletzt  geordnet 
durch  Gesetz  4  u.  5  Will.  14  c.  15  (.1834):  „der  Gen.controleur  wacht  darüber,  dass 
keine  Zahlungsanweisungen  auf  Staatsgeldcr  aus  dem  Fin.ministerium  erlassen  werden 
ohne  gehörige  Autorisation"  (Gneist  II,  S47).  Das  zweite  Amt,  geordnet  durch 
2  Will.  IV.  d.  1,  war  das  der  com missi one rs  of  audit,  der  „Abhörcommission", 
eineT  Art  obersten  Kechnnngshofs,  für  die  nachträgliche  Verwaltungs-  odor 
die  Verwcndungs-  u.  für  dio  Rechnungscontrole,  anfangs  nur  für  bestimmte 
Yerwaltungsgebiete ,  später  auf  immer  mehr  ausgedehnt.  Diese  Behörde  bestand  aus 
4  ordentlichen,  nicht  willkührlich  absetzbaren  Mitgliedern.  1  Secr.,  9  Inspectorcn. 
c.  100  Revisoren,  fungirte  aber  gleich  der  Generalcontrole  nicht  ganz  befriedigend. 
Längere  Reformbestrebungen,  bei  deren  Erörterung  auch  in  England  die  Bedenken 
einer  wirksamen,  dann  aber  in  die  Verwaltung  eingreifender  „Visacontrole  ab  ante" 
zur  Sprache  kamen  (s.  Tüb.  Ztschr.  B.  33,  S.  79,  Citat  aus  d.  pari.  Bericht),  schlössen 
mit  dem  Ges.  v.  28.  Juni  1866  ab,  worin  für  die  bisher  getrennte  Generalcontrole  u. 
Bcchnungsabhör  ein  gemeinsames  Amt  geschallen  wurde,  besetzt  mit  Einem  Beamten 
comptroller  general  for  11.  Maj.  e.v«  hequer  aud  auditor  general  of  the  publ.  aecount) 
u.  1  Stellvertreter  desselben,  als  fest  angestellten  Personen,    2000  u.  1500  Pf.  St. 
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Gehalt),  den  beiden  eigentlichen  verantwortlichen  Trägern  des  Amt«,  welche  ?on  der 
Krone  u.  mit  erforderlichen  Hilfspersonen,  welche  vom  Schatzamt  ernannt  werden. 
Jene  beiden  Beamten  sind  aber  auf  Erfordern  beider  Häuser  des  Parlaments  von  der 
Krone  zu  entlassen.  Von  diesem  Amte  wird  die  vorhergehende  Controle  der  An- 
weisungen, danu  für  die  parlam.  Staatscontrolc  die  Verwcndungscontrolc  hinsichtlich 
der  Uebercinstimmung  der  aus  den  Rechnungen  sich  ergebenden  Verwendung  der 
Ausgaben  nach  Zwc»k  u.  Höhe  mit  den  parlam.  Bewilligungen,  —  die  Controle  der 
sogen,  appropriations-aecounts  —  u.  soweit  dies  hierfür  geboten  auch  die  Rcchnungs- 
rontrole  ausgeübt.  Für  die  weitere  Rechnungscontrole  fungirt  eine  Abtheiluug  der 
Schatzkammer  als  eine  Art  Rechnungshof. 


5.  Abschnitt. 

Der  Reehiiuiigsabschluss  und  die  Einrichtung  getrennter 
Jahresdienste  sowie  die  Inveiitarisirun?  des  Öffentlichen 

Vermögens. 

Die  beiden  ersten  Puncte  stehen  im  ougen  Zusammenhang  mit  dem  Zahlung-, 
Kassen-  und  Rechnungswesen  wie  mit  dem  Controlwcscn.  Sic  waren  deshalb  in  den 
beiden  letzten  Abschnitten  schon  mehrfach  mit  zu  berühren.  Im  Folgenden  handelt 
es  sich  nur  noch  um  einige  abschliessende  Erörterungen  über  diese  Puncte  für  sieh. 
Auch  die  Inventarisirung  des  öffentlichen  Vermögens  und  die  Führung  von  Natural- 
v  Material) -rechnungen,  welche  damit  in  Verbindung  stehen,  bedürfen  hier  keiner 
eigenen  genaueren  Darlegung,  da  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Rechnungs-  und 
Oontrolwesens  dafür  inutatis  mutandis  Anwendung  finden 

Das  Vcrwaltungsrecht  der  Materie  ist  grosscntheils  das  ncmliclic,  wie  für  die 
im  Vorausgehenden  behandelten  Gegenstände.  S.  darüber  u.  für  die  literarische  Ile- 
hatidlung  die  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten  2  —  4  dieses  Kapitels  (S.  2IU. 
253,  .M01>  u.  die  bezüglichen  Noten  in  diesen  Abschnitten. 

Der  Rechnungsabschluss  spcciell  ist  in  der  heutigen  Periode  der  „verfassungs- 
mässigen Finanzwirtbschaft"  wieder  Gegenstand  besonderer  staatsrechtlicher  Regelung 
in  Bezug  auf  die  Rechte  der  Volksvertretung  hinsichtlich  der  Mitwirkung  dabei.  Hier- 
für kommen  daher  Bestimmungen  der  Verfassungen  u.  der  sich  daran  anschliessenden 
Gesetzgebung,  aber  auch  öfters  eine  Art  mehr  gewohnheitsrechtlicher  Normen  in 
Betracht,  welche  sich  in  der  ständischen  oder  parlamentarischen  Praxis  für  die  Be- 
handlung u.  Erledigung  der  Rechnungsabschlüsse  allmählich  zu  bilden  pflegen.  Die 
Gesetzgebung  über  „Comptabilität"  und  über  die  Rechnungshöfe  onthält  auch  für 
diese  Puncte  mehrfach  nähere  Bestimmungen. 

I.  —  §.  144.   Der  Rechnungsabschluss  und  die  Ein 
richtung  getrennter  Jah resdienstc. 

Alle  Wirtschaftsrechnungen  sind  nur  ziffermässige  Verzeich- 
nungen von  thatsächlichen  Vorgängen  bezüglich  der  Güter-  oder 
Werthbewegungen,  spcciell  der  Geld-  und  Geldeswerth-  Ein-  und 
Ausgänge  im  Leben  der  Wirtbsehaft.  Diese  Vorgänge  wiederholen 
sich  unaufhörlich,  solange  die  Wirtschaft  besteht,  d.  h.  eben  lebt. 
Sic  sind  an  die  Kategorie  „Zeit"  geknüpft  und  treten  in  bestimmter 
Reihenfolge  ein.  Aber  jede  Zerlegung  dieser  „Zeit"  in  be 
stimmte  „Zeiträume"  beruht  im  Grunde  auf  Willkühr  und 
bedingt  ei  ne  Zerrcissung  an  und  für  sich  zusammen- 
gehöriger T  h  a  t  s  a  e  h  e  n  r  c  i  h  e  n  oder  Vorgänge.     Sie  ist 
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gleichwohl  durchaas  nothwendig,  um  im  „Fluss  der  Erscheinungen" 
einen  Kuhepunct  zu  finden,  von  dem  aus  rück-  und  vorblickend 
Ergebnisse  der  Vergangenheit  festgestellt  und  klar 
erkannt  und  Aufgaben  der  Zukunft  genauer  erfasst 
werden  können.  Immer  läuft  dabei  aber  die  nicht  zu  übersehende 
Fiction  unter,  als  wenn  die  Bewegung  der  Thatsachen  wirklich 
momentan  aufhörte,  die  Vorgänge"  —  begriffs widrig  —  still 
ständen,  als  ob  es  reelle  Ruhepuncte  gäbe.  Eben  weil  dieses 
eine  blosse  Fiction  ist,  welche  keine  Realität  hat,  ergeben  sich 
aus  diesem  Widerspruch  zwischen  Annahme  und  Wirklichkeit 
Schwierigkeiten  bei  der  Durchführung  der  Annahme,  von  der  man 
ausgebt,  in  den  weiteren  Consequenzen.  Davon  ist  auch  im  Rech- 
nungswesen der  Wirtschaft  Act  zu  nehmen  :  der  „  Abschluss" 
der  Rechnungen  ist  eben  eine  Consequenz  jener  Fiction,  wodurch 
der  Wirklichkeit  immer  mehr  oder  weniger  Zwang  ange- 
than  wird. 

Die  Zeiträume,  nach  welchen  die  Vorgänge  im  Wirthschafts- 
leben  in  Zeitabschnitte  zerlegt  werden,  können  an  und  für  sich 
willkührlich  bestimmt  werden.  Man  bedarf  für  verschiedene  Zwecke 
verschiedener,  kleinerer  und  grösserer.  Der  hauptsächliche  grössere, 
bez.  grösste,  welcher  sich  im  Anschluss  an  andere  Vorgänge 
auch  im  Wirtschaftsleben  und  von  da  aus  auch  in  der  Finanz- 
wirthschaft  eingebürgert  hat,  die  übliche  Wirtbschafts-  und  Finanz 
periode,  ist  bekanntlich  das  Jahr  (§.  104  unter  b).  Die  Haupt- 
rechnungen der  Finanzwirthschaft  werden  daher  wie  die  Etats  für 
Jahresperioden  geführt  und  dafür  abgeschlossen.  Die 
thatsächlichen  Vorgänge,  auf  welche  die  Rechnungen  sich  beziehen, 
werden  demgemäss  möglichst  in  Jahresabsc hnitte  zerlegt  und 
so  in  Jahresreihen  gebracht.  Sind  die  einzelnen  in  das  be- 
stimmte Jahr  rechtlich  gehörigen  Thatsachen  nicht  wirklich  in  diesem 
Zeiträume  selbst  eingetreten,  so  müssen  Anordnungen  darüber  ge- 
troffen werden,  wie  die  zu  diesen  Thatsachen  gehörigen  Rechnungs- 
vorgänge behandelt  werden  sollen.  Das  führt  zu  den  Bestimmungen 
über  den  Abschluss  der  Jahresrechnungen,  Uber  die  Trennung 
der  Jabresdienste,  über  das  Offenhalten  tter  Rechnungen  eines 
dem  Zeittermin  nach  abgelaufenen  Jahres  noch  eine  Zeitlang 
während  des  oder  der  folgenden  Jahre  u.  8.  w.,  —  Bestimmungen, 
wie  sie  oben  (§.  132,  133)  bereits  dargestellt  worden  sind.  Bei 
allen  diesen  Anordnungen  sind  die  practischen  Bedürfnisse  der 
Finanzverwaltung  speciell  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Rechnungs-  und 
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Controldienstes  neben  den  Bedürfnissen  des  wirthschaftlichen  Ver 
kebrs  und  der  Staatsschuldner  und  Staatsgläubiger,  —  d.  h.  hier 
allgemein:  der  zu  Zahlungen  an  Staatskassen  Verpflichteten  und 
zu  Zahlungsforderungen  dem  Staat  gegenüber  Berechtigten  —  vor- 
nemlich  zu  berücksichtigen.  Bei  der  Festsetzung  und  Durchführung 
solcher  Anordnungen  ergeben  sich  dann  aber  jene  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  welche  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  so  gut 
als  möglich  Uberwunden  werden  müssen,  völlig  jedoch  nicht  be 
seitigt  werden  können. 

§.  145.  A.  Die  Aufgabe  und  ihre  Lösung.  Das 
Ideal  für  die  Bewerkstelligung  des  Rechnungsabschlusses 
wäre,  dass  die  im  Etat  für  das  Finanzjahr  vorgesehenen  Ver- 
waltungsthatsachen  und  die  sich  an  letztere  knüpfenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  (Ein-  und  Ausgänge,  Zablungsempfänge  und  Aus- 
zahlungen der  Staatskassen)  genau  innerhalb  dieses  Jahres 
bei  den  einzelnen  Kassenverwaltungen  dann  weiter  genau  inner- 
halb der  supponirten  Theilabschnitte,  Quartale,  Monate  des  Jahres  — 
vor  sich  gingen,  keine  solche  Thatsache  vorher  einträte  und  Vor- 
schüsse der  Kasse  oder  Empfänge  auf  Rechnung  des  künftigen 
Jahres  bedingte,  keine  später  erfolgte  und  „Rest Verwaltungs- 
ausgaben" u.  s.  w.  mit  sich  brächte. 

Da  die  Buchung  und  Verrechnung  mit  den  (iebahrungen  der  Kassen  Schritt 
halten  kann  und  soll  und  thatoachlich  nach  den  jetzt  allgemein  bestehendeu  Ein- 
ri<  htungcu  auch  hält,  so  würde  dann  der  H  o  ch  n  u  ngsa  bsc  hl  us  s  sofort  bei 
Ablauf  des  Jahres  erfolgen  können.  Die  Bücher  aller  Kassen  und  Rcchnunjf>- 
behörden  Hessen  sich  hier  sofort  sehliossen.  die  Controle  könnte  aUbald  ihre  Thitig- 
keit  beginnen  —  soweit  sie  nicht  schon  wahrend  des  Jahres  selbst  wirksam  wurde,  — 
und  die  Eltheilung  der  Entlastung  an  die  einzelnen  Kcebnungsleger  sowie  Seitens  der 
com(>etenten  Organe  an  die  ganze  Finanivorwaltung  und  an  deren  verantwortliche 
Leiter  (Fiuanzuiinistcr)  hinge  nur  von  der  Dauer  der  erforderlichen  Arbeit  für  du 
Kechnungs-.  Verwaltungs-  nnd  Staatscoutrole  ab. 

Aus  bekannten  Gründen  lässt  sich  jenes  Ideal  nicht  verwirk- 
lichen, aber  man  darf  es  aufstellen,  um  sich  des  Ziels  deutlich 
bcwus8t  zu  werden,  dem  man  sich  mit  Hilfe  der  dcmgeroäss  zu 
treffenden  Einrichtungen  möglichst  annähern  soll. 

Es  liegt  nicht  in  der  Macht  der  Finanzverwaltung  und  ihrer  Organe,  der  Kassen, 
alle  etatmäßigen  Einnahmc^und  Ausgaben  nur  streng  innerhalb  des  laufenden  Jahre* 
vorzunehmen.  Auch  die  Bedürfnisse  des  wirthschaftlichen  Lebens  macheu  das  nicht 
möglich.  U.  A.  würde  das  die  absolut  reine  (icldwirthschaft  unter  Ausschluss  aller 
Creditwirthschaft  —  wenigstens  über  die  Jahresendtermine  hinüber  —  voraussetzen 
Es  ist  hier  eben  der  enge  Zusammenhang  der  Thatsnchcnrciheii,  auf  welche  sieb  die 
Kassenoperationeu  und  Rechnungen  beziehen,  welcher  sich  gegen  die  den  Anforderungen 
der  Finanzwirthschaft  und  des  gesarointen  wirthschaftlichen  Lebens  widersprechende 
Zerlegung  der  Vorgänge  in  willkuhrliche  Zeitabschnitte  und  gegen  den  diesen  Ab- 
schnitten sofort  folgenden  Kechnuogsabschluss  stemmen. 
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1.  Einmal  sind  die  Kassen  Verwaltungen  darauf  hinzuweisen 
und  dementsprechend  zu  controliren,  dass  sie  die  nach  dem  Etat 
in  das  Jahr  gehörenden  Gebahrungen  möglichst  nur  in,  aber  auch 
vollständig  in  dem  Jahre  selbst  vornehmen  und  erledigen;  soweit 
sie  dazu  im  Stande  sind  —  so  im  Einnahmedienst  —  auch  ihrer- 
seits darauf  hinwirken  und  Zahlungsverpflichtete  wie  Zahlungs- 
berechtigte dazu  anhalten ;  in  Vorschusszahlung  und  Rechnung  und 
Rest-  oder  Ausstands-  und  Rückstandszahlung  und  Rechnung 
möglichst  wenig,  nur  ausnahmsweise  und  in  an  sich  vermeidbaren 
Fällen  nur  auf  specielle  Ermächtigung  der  vorgesetzten  Behörden 
treten ;  die  Rechnungen  stets  laufend  in  üebereinstimmung  mit  den 
Gebahrungen  halten  und  sie  für  die  Kassenbewegung,  die  Vorschüsse, 
die  Steuercredite,  die  Restverwaltung  u.  s.  w.  sofort  für  sich  beim 
Scblusstermin  des  Rechnungszeitraums  —  daher  auch  für  die  hier- 
für etwa  bestimmten  Theiltermine  des  Jahres  —  zum  Abschlnss 
bringen  und  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  und  der  Control- 
behörde  einreichen. 

Bezügliche  Vorschriften  finden  sich  in  den  Kasseninstructioneu  und  Verrechnung»- 
und  Controlverordnungcn  aller  Länder.  Beispiele  sind  mehrfach  im  3.  Abschnitte 
angegeben  worden  (§.  132,  133). 

Es  ist  nicht  zu  Ubersehen,  dass  hier  Manches  von  anderen  allgemeinen  Ein- 
richtungen des  Finanzwesens  abhängt,  so  z.  B.  von  den  Bestimmungen  Uber  Steuer- 
credite is.  Fin.  II,  §.  578).  Steuerstundungen  (eb.  §.  581  \  über  die  Termine  und  Art 
der  Zahlung  von  Besoldungen,  Remunerationen  (Pränumerando-,  Postnuincrandozahlung ; 
letztere  in  Preussen,  z.  B.  bei  allen  reinuncrationsartigen  Zahlungen,  bei  diätarischen 
üblich,  bei  diesen  sachlich  geboten .  bedingt  schon  Zahlungen  nach  Jahresschluss 
ä  Conto  des  Vorjahr«).  Mau  kann  solche  Puncto  nicht  nur  nach  Bedilrfniss  des 
Kassen-  u.  Rechnungsdienstes  u.  nach  den  Anforderungen,  welche  für  rasche  Ab- 
srhlüsse  zu  stellen  sind,  regeln.  Aber  es  ist  doch  nach  Möglichkeit  auf  solche  Be- 
darfhisse u.  Anforderungen  bei  den  bezüglichen  Anordnungen  mit  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  146.  —  2.  Sodann  sind  Bestimmungen  darüber  zu  treffen, 
wie  es  mit  Vorgängen  gehalten  werden  soll,  deren  betreffende 
finanzielle  Seite,  sei  es  als  Einnahme-  oder  Ausgabeact  nach  Gesetz, 
Verordnung  und  insbesondere  nach  dem  Etat  in  das  bestimmte 
Jahr  gehört,  aber  nicht  darin  erledigt  werden  konnte.  Darüber 
verbreiten  sich  die  ebenfalls  schon  früher  zu  erwähnenden  Vor 
Schriften  über  das  Offenhalten  der  Kassen  und  Rechnungen  zur 
Bewerkstelligung  der  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  Ge- 
schäftsfälle während  einer  bestimmten  Zeit  über  den  Jahresschluss 
hinaus.  Dieser  Termin  darf',  um  den  Abschluss  der  Jahreshaupt- 
rechnung  und  deren  endgiltige  Erledigung  nicht  zu  lange  hinaus 
zu  zögern,  nicht  übermässig  lange  sein  und  sollte  daher  einige 
Monate  (bis  zu  einem  Jahre)  nicht  übersteigen.   Die  nach  Ablauf 
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dieser  Frist  immer  noch  nicht  erledigten,  nach  der  Seite  der  recht 
liehen  Verpflichtung  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  Ausgabe 
Schuldigkeiten  und  Einnahmeforderungen  sind  dann  wohl  am  Besten 
sofort  als  Ersparungen  und  Einnahmeausfalle  des  abgelaufenen 
und  nunmehr  abgeschlossenen  Jahres  gegen  dessen  Etat  zu 
behandeln.  Im  Uebrigen  aber  kann  man  in  Hetreff  ihrer  wieder 
verschieden  verfahren : 

Entweder  so,  dass  man  für  sie  eine  besondere  Rest- 
rechnung noch  für  etwas  längere  Zeit,  z.  B.  2—4  Jahre,  und  zwar 
für  jedes  der  abgelaufenen  Jahre  getrennt  oder  auch  fUr  alle  ver- 
eint, führt  und  nach  Ablauf  dieser  neuen  Frist  für  jede  dieser 
Rest- Jahresrechnungen  apart  wieder  einen  eigenen  Rcchnungs 
abschluss  herbeiführt,  und  die  etwaigen  weiteren  Reste  wie  in  dem 
folgenden  Falle  behandelt;  oder  man  geht  nemlich  so  vor,  dass 
man  alle  weder  im  zugehörigen  Etatsjahre  noch  in  der  den  Kassen 
gegebenen  Nachfrist  erledigten  Ausgaben  und  Einnahmen  bis  zum 
Termin  der  civilrechtlichen  Verjährungsfrist  der  bezüglichen  Ver- 
pflichtung immer  ohne  Weiteres  als  Gcsammt-Restrechnung 
zu  den  Rechnungen  des  jeweilig  laufenden  Jahres 
hinzufügt. 

Bei  dem  ersten  Verfahren  sind  die  Credite  für  die  Ausgaben  .offen  zu 
halten  und  die  betreffenden  Fonds  daher  nicht  als  reelle  Ausgabeersparnisse  über- 
haupt, sondern  nur  rechnungsmässig  als  solche  des  bezuglichen  Jahres 
zu  behandeln  und  Seitens  der  Finanzverwaltung  den  Kassen  im  erforderlichen  Maasse 
während  der  Dauer  des  Kcstrccbnungsdienstcs  zur  Verfugung  zu  stellen.  Erst  da- 
nach verfallen  sie.  Darauf  läuft  im  Wesentlichen  das  franzosische  System  der 
Services  des  e.vercices  clos,  mais  pas  encore  perinies  (s.  o.  §.  l.'<3  S.  21*4 ■  hinaus, 
ein  System,  das  übrigens  eine  Modification  des  im  Text  besprochenen  erste» 
Verfahrens  darstellt.  Die  ausständigen  Einnahmen  der  abgelaufenen  Jahre  werden 
ebenfalls  zu  Gunsten  der  betreffenden  Kestrechnung  realisirt,  gewähren  also  die  Fonds 
zur  Deckung  der  rückständigen  Ausgaben  mit  und  sind  eventuell  als  V  ebc  rsch  üsse 
der  resp.  Kestrechnung  zu  behandeln.  Beim  definitiven  Abschluss  der  letzteren  ergiebt 
sieh  alsdann  entweder  ein  anderweit,  z.  B.  mittelst  Uebertragung  in  die  Kechnung  des 
dann  laufenden  Jahres  zu  deckendes  Deficit  oder  ein  der  Staatskasse  cndgiltig  ans 
dieser  Kechnung  zufallender,  etwa  ebenfalls  als  Einnahmevortrag  in  die  Kechnung 
des  dann  laufenden  Jahres  zu  setzender  Ueberschuss. 

Dieses  ganze  erste  Verfahren  bedingt  ein  complicirteres  Kcchnungswesen .  wie 
Frankreich  auch  zeigt,  und  eine  übrigens  sonst  für  die  Kechnungs-,  Verwaltungs- 
und  Staatscontrole  doch  nicht  besonders  störende  Verzögerung  des  end  gilt  igen, 
nemlich  die  ganze  Kestrechnung  mit  umfassenden  Abschlusses  eines  Etatsjahrs.  Die 
Abrechnung  über  die  im  abgelaufenen  Jahre  während  dessen  Verlauf  und  in  der 
erwähnten  —  unvermeidlichen  —  Nachfrist  erfolgten  Gebahrungen,  immer  die  Haupt- 
sache, womit  die  Uebersicht  der  etatmässigen  Ausgabereste  und  der  rechtlich  ent- 
standenen Einnahmereste  verbunden  wird,  kann  ganz  wohl  ziemlieh  rasch  und  nicht 
allzulange  nach  Ablauf  des  Jahres  und  jener  Frist  stattfinden.  Das  wirkliche  Er- 
geh niss  dos  Jahres  in  Einnahme  und  Ausgabe  wird  allerdings  uach  Ablauf  des 
Termins  der  Kestrechnungen  und  na<  h  Vollzug  der  Controlarbeit  dafür,  also  vollständig 
stets  erst  nach  Verlauf  mehrerer  Jahre  festgestellt  werden  können.  Alsdann  erst  ist 
eine  genaue  Vergleichung  mit  dem  Etat  möglich,  indem  nunmehr  der  ursprüngliche 
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liechnungsabschluss  und  die  Abschlüsse  der  Restrechnungen  des  betreffenden  Etats- 
jahrs zutn  Vergleich  mit  dem  Etat  zusammengezogen  werden  können.  Auf  diese 
Weise  wird  jedes  Jahr,  wie  im  Etat  anschlagswoise ,  so  in  der  wirklichen  Gebahrung 
nachtraglich  mit  denjenigen  Ausgaben  belastet  (debitirt)  und  werden  ihm  diejenigen 
Einnahmen  zu  Gute  geschrieben  (creditirt),  welche  den  zu  einer  rechtlichen  Verbind- 
lichkeit des  Staatsschatzes  an  Dritte  und  Dritter  an  den  Schatz  führenden  thatsäch- 
lichcn  Vorgängen  des  Etatsjahres  entsprochen  haben.  Principiell  ist  das  das  Richtige. 
Der  „linanzwirthschaftliche  Charactcr"  jedes  Jahres  tritt  nur  dabei  ganz  scharf  hervor. 
Practisch  hat  das  indessen  doch  meistens  nur  untergeordneten  Werth  und  lohnt  inso- 
fern die  grosse  Verrechnungsarbeit  nicht.  Für  die  Praxis  der  Finanzen  ist  die  Zer- 
legung der  Finanzvorgänge  in  verschiedene  jahreszeiträume  eben  nur  ein  Punct  von 
formeller  Bedeutung  und  es  für  sie  insofern  einerlei,  ob  ein  bestimmtes  Deficit 
oder  ein  Üeberschuss  nun  auch  genau  dem  Jahre  gebucht  wird,  aus  dem  er  her- 
rührt.   Das  ist  es,  was  practisch  gegen  das  erste  und  für  das  zweite  Verfahren  spricht. 

Dieses  letztere  ermöglicht  eine  Vereinfachung  im  Rechnungswesen  und 
einen  früheren  endgiltigen  Abschluss  des  abgelaufenen  Jahres,  indem  hier  die 
erledigten  Finanzgeschäfte  dieses  Jahres  demselben  Uberhaupt  nicht  mehr  nachträglich, 
venn  ihre  Vollziehung  erfolgt  ist,  zugerechnet  werden.  Die  Folge  hiervon  ist,  dass 
die  Endergebnisse  der  einzelnen  Jahre,  je  nachdem  in  denselben  die  zugehörigen 
datmässigen  Ausgaben  mehr  oder  weniger  vollständig  vollzogen  und  die  be- 
treffenden Einnahmen  gleichfalls  mehr  oder  weniger  günstig  eingegangen  sind, 
sowohl  von  den  Etats  dieser  Jahre  als  auch  unter  einander  stärker  abweichen  werden : 
das  eine  Jahr  wird  überhaupt  oder  mit  einem  höheren  Deficit  oder  Üeberschuss  ab- 
ächlicssen  als  nach  dem  Etat  desselben  allein  zu  erwarten  war  und  die  einzelnen 
Jahre  werden  danach  eine  grössere  Verschiedenheit  ihres  „finanzwirtbschaftlichen 
CharacUrs"  zeigen,  nicht  sowohl  wegen  der  Verschiedenheit  der  Ergebnisse  der 
apccicll  zu  ihnen  gehörigen  Einnahmen  und  Ausgaben ,  als  weil  sich  in  den  Schluss- 
ergebnissen  die  nachträglichen  Operationen  aus  Vorgängen  vorangegangener  Jahro 
reflectiren.  Das  bedingt  dann  auch  materielle  Massrcgeln  zur  Bewältigung  eines 
den  Restausgaben  früherer  Jahre  zu  verdankenden  Deficit*  oder  umgekehrt  zur  Ver- 
wendung von  Ucberschüssen,  welche  durch  den  Eingang  von  Ausständen  aus  früheren 
Jahren  entstehen.  Indessen  sind  solche  Störungen  des  Gleichgewichts  nicht  leicht 
dem  Betrage  nach  sehr  erheblich  und  nicht  der  Art,  dass  um  ihretwillen  dieses 
zweite  einfachere  Verfahren  zu  Gunsten  des  anderen  fallen  gelasseu  werden  inüsste. 
Es  lässt  sich  im  concreten  Fall  nach  Bedürfnis*  mehrfach  moditiciren,  wie  dies  in 
Deutschland ,  wo  man  im  Allgemeinen  ähnlich  wie  nach  diesem  zweiten  Verfahren 
abrechnet,  auch  geschieht.  Diese  Methode  scheint  mir  im  Ganzen  doch  den  Vorzug 
vor  dem  anderen  und  vor  dem  französischen  Verfahren  zu  verdienen.  Sie  gestattet 
eben  insbesondere  raschere  Definitivabschlüssc  der  abgelaufenen  Jahre,  ohne  die  Ab- 
wicklung verspäteter  Geschäftsfällc  aus  früheren  Jahren  zu  hindern. 

Zum  Zweck  der  Nachweisung  von  Etatsüberschreitungen  könnte  dann 
noch  genauer  unterschieden  werden.  Gleich  beim  ersten  Rcchnungsabschluss  sind  die 
wirklich  im  Jahre  vollzogenen ,  nach  dem  Etat  zu  diesem  Jahre  rechtlich  gehörenden 
Ausgaben  und  die  nach  den  Büchern  rückständigen  Restausgaben  dieses  Jahres 
mit  den  Etatspositionen  desselben  zu  vergleichen  und  danach  Ersparungen  und  Etats- 
überschreitungen bei  jeder  einzelnen  Position  festzustellen.  Diese  Ueberschrcitungcn 
bedürfen  hier  schon  der  nachträglichen  Genehmigung  der  Legislative.  Wenn  sich 
dann  später  bei  der  Vollziehung  der  Ausgaben  in  der  Restrechnung  hier  noch 
Ersparnisse  ergeben  sollten  —  z.  B.  weil  fällige  Coupons  nach  Ablauf  der  Verjährungs- 
frist definitiv  unbezahlt  bleiben  oder  weil  reservirte  streitige  Summen  nach  gericht- 
lichem Entscheid  nicht  zahlbar  werden  — ,  so  sind  solche  Ersparnisse  speciell  nach- 
zuweisen und  dürfen  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  zur  Deckung  von  Etatsüberschreitungen 
bei  Fällen  eines  späteren  Jahres  verwendet  werden,  so  dass  etwa  der  Anschein  ent- 
bände, als  ob  gar  keine  Uebcrschreitungcn  vorlägen.  letztere  sind  vielmehr  auch 
hier  speciell  als  gedeckt  durch  Fonds,  welche  bei  der  Restvcrwaltung  der  Ausgaben 
aus  früheren  Jahren  definitiv  erspart  wurden,  festzustellen  und  nachträglich  zu  genehmigen. 

§.  147.  —  B.  Absolutorium  und  Indemnität.  Wie 
man  nun  auch  immer  das  Verfahren  beim  Rechnungsabschluß 
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einrichte  —  und  in  der  Praxis  bestehen  hier  in  den  einzelnen 
Staaten  manche  kleinere  und  grössere  Verschiedenheiten,  doch 
kann  man  die  beiden  besprochenen  Methoden  wohl  als  die  typi- 
schen und  hauptsächlichen,  wenn  auch  in  der  practischen 
Anwendung  sich  mehr  oder  weniger  moditicirenden  bezeichnen  — : 
unter  allen  Umständen  ist  der  Rechnungsabschluss  im  Staatshaus- 
halte, vollends  in  einem  grossen  für  ein  grosses  Land  und  mit 
sehr  verschiedenartigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  —  ähnlich  auch 
in  einem  grösseren  Communalhaushalte  —  eine  höchst  verwickelte 
Sache  und  eine  schwierige  Verwaltungsarbeit  für  die  anweisenden 
und  für  die  Kassen-,  Rechnungs-  und  Controlbehörden.  Daraus 
folgt  wieder  für  die  Verwaltungscontrole,  dass  diese  eigenen 
selbständigen  Fachbehörden  tibertragen  werden  muss,  und 
folgt  weiter  für  die  S  t  a  a  t  s  controle ,  dass  solche  Fachbehörden 
auch  allein  im  Stande  sind,  das  Abrechnungsmaterial  für  eine 
wirksame  Staatscontrole,  sei  es  des  Staatsoberhauptes  allein 
oder  der  Volksvertretung  gleichzeitig  mit,  vorzubereiten.  Ohne 
solche  kritische  Bearbeitung  des  Rechnnugsabschlusses  und  alles 
dazu  gehörigen  Materials  ist  die  Staatscontrole  eitel  Spiegelfechterei. 

Daher  muss  im  Interesse  einer  wirklich  tüchtigen  formellen 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  unseren  Staaten  mit  „verfassungs- 
mässiger Finanzwirthscbaft"  die  Ertheilung  des  Absolutoriums 
oder  der  Entlastung  an  die  Finanzverwaltung  für  die  Rechnungs- 
abschlüsse und  die  nachträgliche  Genehmigung  von  Etats- 
überschreitungen, nach  Etatsrecht  unstatthaften  Uebertragungen 
und  von  äussere tatmässigen  Ausgaben  (Indemnitätsertheilung) 
Seitens  der  Volksvertretung  nur  auf  Grund  eingehender 
kritischer  Berichte  von  Organen,  wie  die  Obersten 
Rechnungshöfe  (§.  138  ff.),  erfolgen  dürfen.  Für  die  Richtig- 
keit dieser  Berichte  müssen  diese  Organe  verantwortlich  sein. 

Indem  die  Verwaltung  (Regierung)  auf  diese  Weise  dazu  angehalten  wird,  nicht 
durchaus  Abweichungen  vom  Etat,  Ueberschrcitungen  der  etatmäßigen  Ausgaben,  Ueber- 
tragungen innerhalb  des  Etats  u.  s.  w.  zu  unterlassen,  —  was  allerdings  unter  Umstanden 
zu  einer  unzulässigen  Hemmung  der  Verwaltung  und  einem  Preisgebeu  wichtiger 
Staats-  und  Volksintercssen  führen  konnte,  —  wohl  aber  solche  Abweichungen  u.  s.  w. 
zur  Kenntniss  der  Volksvertretung  wie  des  Staatsoberhaupts  zu  bringen,  sie  hier 
zu  begründen  und  zu  rechtfertigen  und  nachträgliche  Genehmigung  dafür  zu 
erbitten,  wird  nur  ein  Grundsatz  reell  in  der  Praxis  durchgeführt,  welcher  eine  sehr 
erwünschte,  in  modernen  Verhältnissen  gebotene  Bürgschaft  mehr  für  gute  formelle 
Ordnung  der  Finanzwirthscbaft  bietet  Die  blosse  „Ministen erautwortlichkeit  ist  für 
die  Spccialitäten  des  Rechnungswesens  practisch  unzureichend  und  war  auch  in  der 
(britischen)  l'arlamentsrcgicrung  an  dieser  Stelle  fast  ein  leerer  Name"  (Gneist, 
engl.  Verwaltrecht,  II,  &52). 
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Auch  bei  einer  solchen  Controle  durch  Oberste  Rechnungs- 
höfe u.  dgl.  bleibt  die  Ertbcilung  des  Absolutoriums  für 
den  Recbnungsabscbluss ,  in  welcher  speciellen  Form ,  ob 
eines  eigentlichen  Gesetzes  oder  eines  blossen  Landtagsbe- 
scblusses,  sie  auch  erfolge,  und  damit  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbunden  die  Ertheilung  der  Indemnität  fltr  Etatsüber- 
schreitungen  und  ausseretatmässige  Ausgaben  immer  noch  in  der 
Regel  eine  Formalität  von  geringer  practischer  Bedeutung. 
Denn  um  selbst  einer  Verweigerung  des  Absolutoriums  einen  ernsten 
practischen  Werth  zu  geben,  dafür  versagen  wenn  nicht  schon  die 
formalen  Rechtsmittel  (Ministerverantwortlichkeit,  civilrechlliche 
Haftbarkeit  der  anweisenden  Verwaltungschefs,  Vorhandensein  und 
wirksame  Function  zur  Entscheidung  competenter  Gerichtshöfe), 
so  um  so  sicherer  die  practischen  Lebensverhältnisse,  mit  welchen 
hier  zu  rechnen  ist  (unvermeidliche  Rücksichtnahmen,  ungenügendes 
Vermögen  der  betreffenden  verurtheilten  Beamten  u.  dgl.  m.),  den 
Dienst.  Aber  das  ist  auch  nicht  das  Entscheidende.  Vielmehr 
liegt  der  immerhin  sehr  grosse  pnictische  Werth  solcher  Control- 
einrichtungen  und  Vorschriften  schon  in  ihrem  blossen  Vor- 
handensein. Dies  bedingt  regelmässig  Rücksichtnahmen  der 
Regierung  und  der  Verwaltungschefs,  welche  die  Innehaltung  des 
Etats  und  die  vorschrifts-  und  zweckmässige  Führung  der  Finanz- 
wirthschaft  am  Besten  verbürgen,  und  damit  wird  der  Zweck  erreicht. 

Vgl.  auch  Stein  Fin.  I.  117  ff.  —  Auf  die  Einzelheiten  im  Verfahren  bei  der 
Aufstellung  des  Rechnungsabschlusses  und  bei  der  Trennung  der  Jahresdienste  in  den 
verschiedenen  Staaten  braucht  hier  nicht  naher  eingegangen  zu  werden.  Es  kann  die 
Verweisung  auf  die  früheren  Abschnitte,  bes.  §.  182 1  133,  141—143  hier  genügen. 
Czörnig  a.  a.  0.  verbreitet  sich  regelmassig  in  einem  besonderen  Abschnitt  über 
die  Art  der  Aufstellung  der  „Staatsrechnung"  der  einzelnen  Staaten  u.  giebt 
eine  vergleichende  Darstellung  dieser  Dinge  S.  155  Ü*. 

Als  Beispiel  der  Praxis  kann  hier  die  preuss.  „Uebcrsicht  von  den  Staats- 
einnahmen u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  von  den  Etatsüberschreitungen  u.  den  der 
nachträglichen  Genehmigung  bedürfenden  ausseretatmäss.  Ausgaben  für  das  J.  v. 
1.  Apr.  1881/82"  dienen,  wie  sie  in  gleicher  Weise  dem  Landtage  alljährlich  vor- 
gelegt wird.  Sic  beginnt  mit  einer  resumirenden  „D  en  kschrift"  des  Finanzministers, 
datirt  ..im  Nov.  1SS2"  (7 — 8  Monat  nach  Schluss  des  Hechn.jahrs).  Am  Schluss  der- 
selben wird  beantragt,  „die  der  Genehmigung  des  Landtags  bedürfenden  Etatsüber- 
schreitungen" im  Betr.  v.  55.061.614  M.  75  Pf.  u.  die  „nicht  auf  gesetzlichen  Be- 
stimmungen beruhenden  ausseretatmäss.  Ausgaben"  im  Betr.  v.  3WJ.565  M.  64  Pf. 
„auf  Grund  der  beigefügten  Motive  nachträglich  7,u  genehmigen".  In  der  „Ueber- 
»icht  (266  S.  Gr.  4°)  werden  dem  Etatsrecht  entsprechend  nach  Kapiteln  u.  Titeln 
erst  die  Einnahmen,  dann  die  Ausgaben  aufgeführt.  Jene  beginnen  mit  einem 
„Bestand  aus  dem  Rechnungsjahr  1.  Apr.  1  SSO  -81"  von  96  644.50H  M.  85  Pf. 
(wovon  2s.S62.485  M.  Ol  Pf.  f.  d.  Staatshaush.  f.  1882  —  S:$,  der  Rest  von 
fi7.7S2.023  M.  84  Pf.  zur  Deckung  von  Resten  bestimmt'..  Die  Rechnung  wird  nun 
so  aufgestellt  (mit  Beispiel  von  Kap.  1,  Tit.  1): 
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Sollcinnahuic  Sollausgabc 

nnrh  <l«?r      nax-h  dorn  in  Summa  Kaj».  TU.  Ks  siii.l    Mithin  «egon  dafl  An  Kesten  Uc- 

vvritfw  Uebor-     KUt  einfre-       KUtssoll        gehen  iu  merk- 

«kht  (Kot«?}  kuirnnvu    in»>hr   woniger     daa  J.  r.  ungvn. 

l.Apr.lt»*2Si 
Name  «loa  Titels.  Ober 
M.  Pf.         M.Pf.      M.  Tf.  Orandhorrl.  M.Pf.     M.Pf.     M.  Pf.  M.Pf. 

llf..fi*».*;  2,21«.-IH.—  2.HM.1«'.,.—  1      I    Hnbung*n  -J,G12.Wl.2.1         2*:.,M3.77   HS.TCo.U  — 

U,  8.  W. 

Bei  den  Ausgaben  ist  das  Vcrrechnungsschcma  auf  der  linken  Seite  unter 
der  Rubrik  „So  11  ausgäbe.4'  dasselbe,  wie  bei  den  Einnahmen  unter  „Solleinnahme". 
Auf  der  rechten  Seite  sind  die  Spalten  folgende,  wobei  das  Plus  der  Summe  der 
wirklichen  Ausgabe  und  der  noch  zu  berichtigenden  Reste  über  die  Summe  der 
Sollausgabe  als  „zu  genehmigende  Etatsüberschrcitung"  nachgewiesen  wird : 

Es  sind      An  Resten    Summa    Mithin  gegen  das     Die  zu  geneh-  Be- 
ausgegeben   sind  noch  zu  Soll  migenden  Etats-  merkungen, 

berichtigen  mehr     weniger  Uberschreitungen 

betragen 

M.  Pf.  M.  Pf.        M.  Pf.     M.  Pf.    M.  Pf.  M.  Pf. 

In  der  Anlage  „Erläuterung  der  im  Rechnungsjahre  1.  Apr.  li>Sl— S2  vorge- 
kommenen Mehr-  u.  Mindereinnahme"  i£.  268—317)  sind  die  Spalten  links  von  den 
Erläuterungen  folgende : 

Soll  nach    Es  sind     Betrag  der  Zusammcu    Gegen  das  Soll    Kap.  Tit.  Er- 

d.  vorigen     cingo-     veiblicbcnen  (Ist  und     mehr    weniger  läutc- 

lieehn.  u.    kommen        Reste  Rest)  rung. 
nach  dem 
Etat 

M.  Pf.      M.  Pf.        M.  Pf.  M.  Pf.      M.  Pf    M.  Pf. 


In  der  weiteren  Anlage  „Motivirung  der  in  der  Ucbersicht  von  den  Staatsein- 
nahmen u.  Ausgaben  f.  1.  Apr.  l>>Sl/S"i  uachgewies.  EtatsuberNchrcitungen  u.  der 
der  nachträgt.  Genehmigung  bedürfenden  ausseretatsmässigen  Ausgaben"  sind  die 
Spalten  folgende: 

Des  Staatshaushaltsetats      Betrag  der  Etats-  Motive 
Kap.   Tit.  Uberschreitungen 

M.  Pf. 

II.  —  §.  148.    Die  Inventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens  und  dieNatural-  oder  Materialrechnungcn. 

Die  Anlegung  und  die  regelmässige,  den  Bestand,  den  Ab- 
und  Zugang  constatirende  Fortführung  von  Verzeichnissen 
über  alle  unbeweglichen  und  beweglichen  Eigonthumsobjecte,  welche 
zum  Vermögen  des  Staats  oder  des  betreffenden  sonstigen  öffent- 
lichen Körpers  gehören  (§.  82),  bildet  eine  nothwendige  Ergänzung 
der  Geldverrechnungen  und  wie  diese  ein  Objcct  der  Controle. 
Die  letztere  ist  auch  hierüber  regelmässig  von  denselben  Organen 
auszuüben,  welchen  die  Controle  Uber  die  Führung  des  Staatshaus- 
halts übertragen  ist,  daher  in  unseren  Staaten  von  dem  Obersten 
Rechnungshof.  Auch  die  Staatscontrole  hat  sich  auf  dieses  Gebiet 
mit  zu  erstrecken,  entsprechende  Rechte  sind  daher  in  der  ver- 
fassungsmässigen Finanzwirthschaft  für  die  Volksvertretung  zu  ver- 


Digitized  by  Google 


Inventarisirung.  Materialrechnungen. 


333 


langen  und  in  der  neueren  einschlägigen  Gesetzgebung  auch  ge- 
wöhnlich ausdrücklich  gewährt  worden. 

Die  hierher  gehörigen  Objecte  (Sachgüter)  stehen,  wie  das  ihr 
Verwendungszweck  mit  sich  bringt,  regelmässig  unter  der  Obhut 
einer  bestimmten  einzelnen  Staats  Verwaltungsbehörde,  der 
Direction  einer  Anstalt,  eines  Instituts  u.  8.  w.  Die  Verzeichnisse, 
die  Inventarisirung  und  die  Materialrechnung  sind  daher  von 
Organen  der  betreffenden  speciellen  Behörde  zu  führen,  entweder 
von  deren  Vorständen  oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  von 
Delegirten  der  Vorstände  oder  bei  grösseren  Behörden  und  Anstalten 
auch  von  besonderen  Beamten  unter  deren  eigener  Verantwortung. 
Die  Verwaltungs-,  hier  insbesondere  als  Vcrwendungscontrole,  so- 
wie die  Rechnungs  -  und  Bestandscontrole  wendet  sich  gegen  diese 
Organe:  die  erstere,  soweit  dieselben  ein  Au  Weisungsrecht  haben, 
d.  h.  aus  bestimmten  Crediten  gewisse  Arten  Sachgüter  anschaffen 
dürfen;  die  Rechnungscontrole ,  soweit  Uber  die  Anschaffungen 
Geldverrechnung  zu  führen  ist;  die  Bestandscontrole  (analog  der 
Kassencontrole  über  die  Kassenverwaltungen),  soweit  jene  Organe 
die  unter  ihrer  besonderen  Verwaltung  stehenden  Gegenstände  unter 
Nachweis  des  betreffenden  Ab-  und  Zugangs  in  Bestand  zu  halten 
haben  („Bestandsführung"). 

Diese  Bestandscontrole  wird  besonders  wichtig  und  schwierig  bei  beweglichen 
Gegenständen  der  Magazin-,  der  Betriebsverwaltungen ,  der  Heeres-  und  Flottenver- 
waltung  (Arsenale,  Zeughäuser),  der  Verwaltungen  öllcntlichcr  Sammlungen  (Kunst-, 
naturwissenschaftliche  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.).  Hier  muss  daher  insbe- 
sondere eine  genaue  Inventarisirung  und  daran  sich  srhliessend  eine  genaue 
Materialien-Kechnung  stattfinden,  welche  danu  beide  der  Controlc  mit  unterliegen. 

Eine  Geldwerth- Bestandsrechnung  neben  der  Natural 
oder  Materialrechnung  ist  für  die  hier  vorliegenden  finanzwirth- 
schaftlicben  und  Verwaltungszweckc  hinsichtlich  der  lediglich 
zum  Gebrauch  der  Verwaltung  für  sich  als  Theilen  des 
„Verwaltungsvermögens"  bestimmten  und  dienenden  Gegen- 
stände unnöthig  und  wäre  für  die  Rechnungsleger  eine  zwecklose 
Arbeitsvermehrung. 

So  bei  den  öffentlichen  Sammlungen,  in  den  meisten  Fällen  bei  der  Militär- 
verwaltung, überhaupt  bei  allen  öffentlichen,  bloss  Vor waltungsz wecken  dienenden 
Gebäuden,  bei  den  Utensilien  der  Geschäftsiocale  u.  s.  w.  Hier  handelt  es  sich 
nicht  um  den  Geldwert-Ii,  weil  eine  Veräusserung  im  Verkehr  nicht  in  Frage  steht 
und  wo  sie  hie  und  da  vorkommt  (z.  B.  bei  Doubletten  in  den  Bibliotheken,  bei  Ver- 
kauf alter  Utensilien!  doch  die  (ieldwcrthanschläge  nicht  massgebend  für  den  Erlös 
sind.  Nur  beim  wirklichen  An  -  und  Verkauf  von  solchen  Gegenständen  ist  die 
G cid rechnung  auch  hier  noth wendig.  Die  Controle  (in  ihren  drei  Arten)  erstreckt 
sich  daher  u.  A.  auch  auf  die  Innehaltung  der  administrativen  Vorschriften  bei  Ver- 
äußerungen alter  Utensilien,  Acten pnpinrs  n.  dgl.  und  auf  den  Gelderlös  daraus. 
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Gleichwohl  wird  mitunter  auch  über  die  genannten  Sachguter  eine  Bestandsrech- 
nung  in  Geld,  mit  mehr  oder  weniger  Sorgfalt,  geführt.  Dieselbe  hat  aber  daun 
höchstens  ein  gewisses  statistisches  Interesse:  ein  beschränktes  wegen  ihrer 
geringen  practischen  Richtigkeit  und  wegeu  der  gewöhnlich  vorliegenden  rechtlichen 
Fiiveräusserlichkeit  oder  des  thatsächlichen  Untcrblcibcns  der  Vcräusscrung  der  Be- 
ätandtheile  des  VcrwaltungsvennOgens.  Man  bat  wohl  mitunter  solche  Werthanschläge 
/u  einer  Berechnung  der  .,  Aetiva"  des  Staats,  der  Gemeinde  benutzt  und  dann  diese 
Activa  mit  den  Passivis,  den  Staatsschulden,  verglichen.  Selbst  beim  Finanz- 
vermögen  das  Staats  und  der  Gemeinde  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  ßctrichsanstalten 
wie  Eisenbahnen ,  Gaslabriken  u.  dgl.  >  ist  eine  solche  Gegenüberstellung  gewöhnlich 
wcrthlos  und  irreführend,  weil  doch  an  eine  Veräußerung  solcher  Objecte  nicht  ge- 
dacht wird,  meistens  gar  nicht  gedacht  werden  kann  und  die  Werthanschläge  für  die 
zu  erzielenden  Preise  im  Falle  wirklicher  Yeräusserung  wenig  bedeuteten.  Für  die 
Geldwcrthrechnung  Uber  Bestandteile  des  Yerwaltungsvonnögens  gilt  dies  vollends. 
Frankreich  hat  solche  Gcldwerthanschläge. 

Dagegen  muss  eine  dann  möglichst  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  zu  führende  Geldwerth-Bestandsrechnung  für 
gewisse  Zweige  der  F  i  n  a  n  z  Vermögens  Verwaltung  allerdings  ver- 
laugt werden,  sowohl  über  den  Geldwerth  von  Immobilien,  Ma- 
schinen, als  auch  über  denjenigen  von  Verarbeitungsstoffen  und 
von  zum  Absatz  bestimmten  Producten.  Dergleichen  ist  in  ver- 
schiedenem Umfange  in  den  Betriebsverwaltungen  oder  doch 
in  bestimmten  Abtheilungen  derselben  geboten  und  hier  für  die 
Rechnungsabschlüsse  auch  nothwendig.  Die  Controle  muss  sich 
in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Richtigkeit  des  Werth  ansät z es 
der  betreffenden  Objecte  in  den  Rechnungen  mit  erstrecken. 

Wichtigere  Beispiele  bieten  die  M  onopol  Verwaltungen  von  Tabak.  Salz, 
die  Eisenbahn  Verwaltungen  (Kohlen-,  Eisenmaterial-Vorräthe),  die  Bergwerks-  u. 
Hutten-,  die  Forst-,  die  Weinbergs-  und  Keller-,  die  Fabrik  Verwaltungen 
fllr  die  betretenden  Rohstoff-  und  Productenvorräthc,  bes.  auch  für  diejenigen,  welch«* 
vom  einen  in  das  andere  Verwaltungs-  oder  Rechnungsjahr  ubergehen.  Nur  bei 
einem  richtigen  Werthansatz  dieser  Gegenstände,  wie  nicht  minder  der  Immobilien, 
bei  einem  richtigen  Abschreibe  verfahren,  bes.  bezüglich  der  Gebäude.  Maschinen, 
entsprechen  die  Kcchuungsergebnisse  der  Wirklichkeit.  U.  A.  müssen  auch  die 
Lieferungen  von  Stellen  und  Producten  zwischen  verseb  i  ed  enen  Staats  vcrwalt  u  ngen 
(/..  B.  Forst-  und  Bergwerks-  nebst  Ilütteuadiuinistration  oder  Holzliefcrungon  aus 
Staatswäldern  an  Behörden  zu  deren  Verwaltungszwecken)  möglichst  auf  beiden  Seiten, 
des  Gebers  und  Empfängers,  nach  richtigem  Werth-  oder  Preisansatz  verrechnet 
werden,  weil  sonst  die  finanzielle  Lage,  die  Kosten  und  der  Reinertrag,  Uberhaupt  die 
„ökonomische  Bilanz"  der  b  et  reif.  Betriebsverwaltung  oder  Staatsanstalt  in  un- 
richtiges Licht  kommen  ($j  151).  Diese  noch  selten  ganz  genügend  erledigten  Puncte 
sind  natürlich  in  Stanten  mit  grossen  privatwirthsch.  Einnahmequellen ,  wie  in  den 
deutschen,  von  besondrer  practischer  Bedeutung. 

Die  Gesetze  und  Verordnungen  unserer  Staaten  regeln  diese  Iuvcntarisirnngen  u. 
Naturalrechnungcn  u.  die  Controle  darüber  näher.  Vgl.  für  Preussen  die  Instr.  f. 
d.  Ob.  Rcchn.-Kamincr  v.  \S.  Dec.  1V24.  das  Ges.  v.  27.  März  JS72  u.  manche  weitere 
S|iec.bestimmungon  Seitens  der  Ministerien  u.  der  0.  K.  K.  (das  Material  auch  bei 
Herrfurth  u.  bei  Meissner).  Zur  Revision  dort»  R.  K.  gelangen  auch  „die  Rech- 
nungen der  Staatsbehörden,  Staatsbetriebsanstalton  n.  staatl.  Institute  über  Naturalien. 
Vorräthe,  Materialien  u.  überhaupt  das  gesammte,  nicht  in  Geld  be- 
stehende Eigen  thum  des  Staats"  iGes.  v.  IS72.  §.  10,  Nr.  1).  Uebcr  die  In- 
veiitarisation  von  Utensilien,  Geräthschaftcu ,  Gegenständen  d.  Sammlungen  u.  dgl. 
s       20  d.  Instr.  v.  1s24    Herrfnrth.  S.  07)  u.  "< 'irc.restr.  d.  O.  R.  K.  v.  27.  Jan. 
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1*26.  lieber  das  Verfahren  bei  Verkauf  v.  Inventarstucken  u.  dgl  Instr.  v.  1S24,  §.  3.  — 
Aehnliche  Vorschriften  in  d.  anderen  deutschen  Staaten.  —  Die  „Bemerkungen'  der 
0.  R.  K„  welche  naeli  Art.  101  d.  preuss.  Vcrfass.  mit  der  Staatsh.rechnung  dem 
Landtage  vorzulegen  sind,  müssen  u.  A.  auch  angeben,  ob  die  Vorgänge  bei  d.  Er- 
werbung, Benutzung  u.  Veräusserung  von  Staatseigentum  den  (iesetzen  u.  Etatsbe- 
stimmungen  entsprochen  haben  (Oes.  v.  1872,  §.  IS,  Nr.  2).  —  Bes  ausgedehnte 
Material- Verrcchnu ng  u.  eingehende  Gontrole  zum  Thcil  dun  h  den  ßcchn.hof 
darüber  in  Frankreich;  Hauptordonn.  der  „coinptabilite  des  matieres"  (matieres  de 
consommation  et  de  transfonnation  unter,  dann  valcurs  mobileres  ou  permanentes  de  tonte 
espece  nicht  unter  Controlo  des  Rcchn.hofs.  sondern  nur  der  Verwaltungsbehörden)  v. 
26.  Aug.  1S44,  jetzt  Decr.  v.  31.  Mai  li>62,  s.  Block's  dict.  Art.  matieres. 
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Der  Finanzbedarf. 

Krstes  Kapitel. 
Allgemeine  Verhältnisse  des  Finanzbedarfs. 

§.  149.  Im  vorausgehenden  ersten  Buch  ist  der  Finanzbedarf 
wesentlich  im  Zusammenhang  mit  den  Grundsätzen  für 
die  Ordnung  des  Staatshaushaltes,  bez.  der  öffentlichen 
Haushalte  Uberhaupt  betrachtet  worden.  Im  folgenden  ersten 
Kapitel  dieses  zweiten  Buchs  handelt  es  sich  darum,  diesen  Bedarf 
nach  den  grossen  Katcgorieen  zu  untersuchen,  in  welche  er  nach 
seiner  wirthschaftlichen  Natur,  nach  seiner  technischen 
Seite  und  seinem  unmittelbaren  Zweck  zerfallt,  worauf 
dann  im  zweiten  Kapitel  auf  die  einzelnen  Gegenstände  des 
Bedarfs  etwas  näher  eingegangen  wird. 

In  ersterer  Hinsicht  zerfallt  der  Finanzbedarf: 

I.  In  Natural-  und  Geldbedarf,  je  nachdem  die  Finanz- 
wirthschaft  im  natural-  oder  geldwirthschaftlichen  Zustand  steht, 
daher  wirkliche  Naturalausgabcn,  d.  h.  Ausgaben  in  der 
Form  naturaler  Sachgüter  selbst  oder  Geldausgaben  macht. 
(1.  Abschnitt). 

II.  In  Personal-  und  Realbedarf,  je  nachdem  der  Staat 
für  seine  Productionswirthschaft  persönliche  Dienste  oder  un 
mittelbar  naturale  Sachgüter  (nicht  nur:  Geld)  bedarf. 

Für  die  Finanzwirthschaft  handelt  es  sich  dann  darum,  in  richtiger  Weise  die- 
jenigen Sachguter  f(ield)  hcrbeizasehalfen  und  zur  Verwendung  zu  bringen,  mit  Hilf«' 
deren  der  Staat  ciuninl  jene  Pcrsonaldiensto  im  System  frei  er  Gontr  acte  gegen 
Entgelt  —  im  Gegensatz  zum  System  freier  unentgeltlicher  Dienste  und  zum  System 
der  Zwangsdicustc  (§.  1)  -  herbeizieht  und  bezahlt;  und  sodann  darum,  die  unmittel- 
bar bedurften  Sachguter  passend  in  die  Verfügung  des  Staats  und  seiner  Verwahuuir 
zu  bringen.  Vom  Personal-  und  Kcalbedarf  handeln  der  2.  und  .H.  Abschnitt  Die 
Frage  der  finanziellen  Hes<  hallung  und  Regelung  des  Personalbedarfs  Iässt  sich  für 
die  Verhältnisse  des  modernen  TulttirstaaLs  fassen  als  diejenige  vom  „Staatsdicn«' 
und  Besold  un  irsw  os.>n"  (Resold u njrspol i  t i  k ,  2.  Absrhn  ). 
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Die  Lehre  vom  Natural-  und  Geldbedarf  hängt  mit  derjenigen  vom  Personal- 
and Realbedarf  in  mehreren  Puncten  zusammen ,  z.  ß.  in  der  Frage  der  sogen.  Na- 
tu ralbesoldungen.  Es  moss  daher  Einzelnes  im  Folgenden  theils  an  verschiedenen 
Stellen  erwähnt,  theils  im  ersten  Abschnitt  vorweg  genommen  oder  in  die  beiden 
folgenden  Abschnitte  verschobeu  werden.  S.  Rau,  5.  Ausg.  §  25  (..Art  der  aus- 
gegebenen Sachgüter4'),  §.  59  —  61  über  Naturalbcsoldungen ,  §.  34,  35  über  Aus- 
bedingen. Submissionen  u  s.  w.,  §.  56 — 65a  über  Besoldungswesen .  §.  66  über 
Bauten.  Ich -habe  schon  iu  der  6.  Ausg.  von  Kau  hier  bedeutende  Umänderungen 
und  Erweiterungen  vorgenommen,  bes.  den  Abschnitt  über  Staatsdienst  und  Besoldungs- 
wesen  (§.  53 — 65b,  S.  99 — 144)  ganz  neu  gearbeitet.  Die  anderen  Materien  blieben 
aber  damals  noch  zerstreut  in  §.  25,  34 — 35,  66,  67,  und  die  Unterscheidung  zwischen 
Natural-  und  Geldbedarf  und  Personal-  und  Kealbcdarf  trat  nicht  primipicll  scharf 
genug  hervor.   Daher  schon  entsprechende  Veränderungen  in  der  vorigen  (2.)  Aull. 

III.  Eine  dritte  Unterscheidung  ist  diejenige  in  eigentlichen 
oder  reinen  Finanzbedarf  (Staatsausgabe,  Nettoausgabe)  für  die 
Ausführung  der  eigentlichen  Staatszwecke  und  in  Bedarf 
für  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  des  Ertrag  gebenden 
Staatseigenthums  und  für  die  Erhebungskosten  der 
Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  (und  eventuell  Anleihen) 
(Erhebungs-  und  Betriebskostenbedarf). 

Beide  Bedarfsposten  zusammen  bilden  dio  Roh-  oder  Bruttoausgabo  und 
sind  durch  die  Roh-  oder  Bruttoeinnahme  zu  decken.  Wird  von  letzterer  der 
Hedarf  an  Erhebungs-  und  Betriebskosten  abgezogen,  so  ergiebt  sich  die  Rein-  oder 
Nettoeinnahme.  Von  diesen  Kosten  wird  später  in  Zusammenhang  mit  den  Ein- 
nahmen, an  welchen  sie  haften,  im  Einzelnen  gehandelt  werden.  Einige  allgemeine 
Betrachtungen  darüber  enthält  Abschnitt  4  dieses  ersten  Kapitels. 


1.  Abschnitt. 
Natural-  und  Geldbedarf. 

I.  —  §.  150.  Die  allgemeine  Entwicklung  der  Volkswirtschaft, 
welche  als  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geld  wirth- 
schaft bezeichnet  wird,  —  „Naturalwirtschaft"  in  den  beiden, 
verwandten,  aber  doch  zu  unterscheidenden  Bedeutungen  ge- 
nommen (G.  §.  113,  114):  vorherrschende  Eigengewinnung 
der  SachgUter  für  die  eigene  Bedürfnissbefriedigung,  statt 
der  verkebrsmässigen  Gewinnung  durch  Tausch,  und  ferner: 
naturalwirthschaftlicher  Zustand  der  Tauschwirt- 
schaft —  hat  nothwendig  auch  in  der  F  i  n  a  n  z  wirthschaft  des 
Staats  und  der  Selbstverwältungskörper  (Gemeinde)  den  naturalen 
Finanzbedarf  in  Geldbedarf  umgestaltet.  Demgemäss  hat  der 
Staat  auch  seiner  ehemaligen  privatwirthschaftlichen  Naturalein- 
nahmen  sich  meistens  entledigt  und  die  früheren  Naturalabgaben 
nach  Möglichkeit  in  Geldsteuern  verwandelt. 

A.  Watrn*r.  Firiän»wf?*u>n»  haf».   r.   3.  Aull.  22 
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Auf  Letzteres  wirkten  auch  speeifisch  stcuertechnische  Gründe  mit  ein. 
indem  ein  Naturalsystcm  sich  schwieriger  als  ein  Geldstcuersystem  gerecht  arnl 
zweckmässig  einrichten  lässt,  dem  Staate  grosse  Verwaltungslast  macht  und  dem  Be- 
steuerten selbst  immer  weniger  conveniit. 

Die  mit  der  Entwicklung  des  Staatslebens  hinzutretenden 
neuen  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  daher  auch  meist  von  vorne- 
herein auf  G e  1  d  Währung  gesetzt.  Insbesondere  hat  der  Personal- 
bedarf immer  mehr  die  Form  des  reinen  Geldbedarfs  angenommen 
(System  der  blossen  Geldbesoldung). 

Selbst  wo  etwa  noch  ein  Theil  der  Gehalte  der  Beamten  in  Naturalien  (Getreide. 
II  dz)  besteht,  dient  dies  mehrfach  nur  noch  als  ein  Maassstab  für  die  Berechnung 
«ler  Höhe  der  Gehalte  in  Geld  und  die  Zahlung  erfolgt  nicht  mehr  ellectiv  in  dies«n 
Naturalien,  sondern  in  Geld,  eine  Berechnungsweise,  welche  unter  Umständen  beibe- 
halten zu  werden  verdient. 

Im  Ganzen  entspricht  die  Verwandlung  des  Naturalbedarfs  in 
Geldbedarf  und  demnach  des  gesammten  Ein  -  und  Ausgangs- 
wesens der  Finanzwirthschaft  in  Geldein-  und  -ausgänge  auch  dem 
ßedürfniss  des  modernen  Staats  und  der  modernen  Volkswirtschaft 
Das  Rechnungswesen,  der  Mechanismus  der  Finanzverwaltung,  die 
Uebersichtlichkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  der  Kosten  des 
Staatswesens  und  der  Empfänge  der  Staatsdiener  gewinnen  ausser- 
ordentlich. Die  wirkliche  ökonomische  Bilanz  der  privatwirth- 
schaftlichen  Unternehmungen  des  Staats  lässt  sich  ohne  reine 
Geldwirthschaft  kaum  sicher  feststellen  (§.  14b). 

II.  —  §.  151.  Gleichwohl  giebt  es  doch  auch  noch  heute 
Fälle,  in  welchen  statt  der  Geldwirthschaft  die  Natural wirthschaft 
auch  im  Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  und  dies  auch 
zu  werden  verdient,  ja  sogar  Fälle,  wo  die  Naturalwirtschaft 
passend  wieder  neu  eingeführt  werden  darf.  Solche  Fälle 
liegen  vor  sowohl  bei  Leistungen  Seitens  des  Staats  zum 
Zweck  der  Gewinnung  der  Verfügung  Uber  Dienste  und  Sachgüter, 
als  auch  bei  Leistungen  der  Volks wirthsc h aft,  specieli 
der  steuerzahlenden  Bevölkerung  an  den  Staat  (Natural 
einnahmen  von  den  privatwirthschaftlicben  Unternehmungen,  Na- 
turalsteuern). Alle  diese  Fälle  lassen  sieb  auf  ein  allgemeines 
Princip  zurückfuhren:  wo  nemlich  die  p  ri  vatwi  rthschaft- 
liche  Verkehrsconcurrenz  einerseits  dem  Staat  im  System 
der  Geldwirthschaft  die  naturalen  Güter  und  die  Dienste  nicht 
oder  nicht  sicher  und  nicht  genügend  und  nicht  zu  einem  ange- 
messenen Preise  verschafft,  und  wo  diese  Concurrenz  anderseits 
dem  vom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten,  Staats- 
diencr)  die  Bcdürfnissbefriedigung,  deren   Ermöglichung  in  be 
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stimmter  Menge  und  Gttte  ihm  der  Staat  mit  dem  Geldgebalte  ge- 
währen will,  gleichfalls  nicht  ordentlich  verbürgt,  da  lässt  sieb  im 
Princip  auch  der  naturalwirthschaftliche  Zustand  im  Finanzwesen 
noch  billigen.  Es  liegen  hier  also  wesentlich  practische 
Mängel  des  pri vatwirthschaftlic h en  Systems  vor,  welche 
eine  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldwirthscbaftlichen 
Verkehrs  im  Finanzwesen  bedingen.   (G.  §.  117,  126  ff.,  134  ff.). 

1.  Ein  wirklicher  Natu  ralbcdarf  des  Staats,  der  heute  noch  mit  Natural- 
leistungen au  ihn  befriedigt  werden  muss,  liegt  z.  ß.  in  den  früher  schon  erwähnten 
Fällen  der  sogen.  „  Kricgslcistungen",  auch  in  gewissen  Naturallieferungen  für  die 
Armee  in  Friedenszeiten  vor:  die  Versorgung  des  Staatsbedarfs  vermittelst  des  Erwerbs 
im  Verkehr  durch  Geld  reicht  hier  nicht  aas  oder  erfolgt  zu  unverhältnissmässig  un- 
günstigen Bedingungen.  Deshalb  wird  mit  Recht  auf  andere  Weise  Fürsorge  getroffen. 
(S.  oben  §.  76,  8.  17s.  Bes.  characteristisch  ist  die  Versorgung  des  Pferdebedarfs 
des  Staats  in  Kricgszdten ,  mittelst  Zwangs  gegen  die  Besitzer,  ihre  Pferde  zu  stellen 
und  sie  zu  Friedenspreisen  abzulassen.  S.  mein  Reichsfinanzwesen  im  Jahrb.  f. 
(icserzgeb.  u.  s.  w.  III,  223,  225.  und  unten  über  „Militärökonomik".)  Auch  der  Fall 
der  Dienstwohnungen  für  Beamte  gehört  hierher,  wenn  nemlich  diese  Wohnungen 
im  Interesse  des  üiensts  (nicht,  wie  im  folgenden  Fall,  in  dem  des  Staatsdioners 
selbst)  gewährt  werden ,  z.  B.  weil  die  persönliche  Nähe  des  Beamten  an  der  Stelle 
seiner  amtlichen  Functionen  erwünscht  oder  nothwendig  ist.  (Dienstwohnungen  für 
Kassen-,  Polizei-,  Post-,  Bahnbeamte,  Institutsvorstehcr,  niedere  Diener  in  Amts- 
g;cbäuden,  zum  Zweck  der  Bewachung,  Reinigung  u.  s.  w.  Neuerdings  Werthlegung 
auf  solche  Wohnungen  beim  Eisenbahn  personal  im  Dicnstinteresse>) 

2.  Umgekehrt  liegt  ein  Naturalbedarf  des  Beamten,  welcher  vom  Staate 
besser  in  natura,  als  durch  Vermittlung  von  Geld  befriedigt  wird ,  z.  B.  in  dem  eben 
«rvähnten  wichtigen  Falle  der  Dienstwohnungen  vor,  welche  im  Interesse  des 
Dieners  gewährt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  besser  und  billiger  die  er- 
forderliche Bedürfnissbefriedigung  erhält.  Von  diesem  Falle  wird  bei  der  Erörterung 
über  Besoldungspolitik  noch  gesprochen  werden.  Einstweilen  ist  zu  beachten,  dass 
auch  hier  eine  mangelhafte  Function  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volks- 
wirtschaft der  Grund  der  „Rückkehr  zur  Naturalwirtschaft"  ist.  (Warnung  davor 
Ton  Seelig,  auf  dem  1.  Eisenacher  soc.-polit.  Congress  1872,  Verhandl.  S.  244.  — 
Ein  andrer  Fall  ist  die  Brotlöhnung  neben  der  Gcldlöhnung  beim  Militär.) 

III.  Hinsichtlich  aller  im  Staatshaushalte  vorkommenden 
Naturalausgaben  und  Naturaleinnahmen  muss  dann  aber  die 
Forderung  eines  richtigen,  d.  h.  den  wirklichen  Durch- 
schnittspreisen entsprechenden  Geldanschlags  gestellt 
werden,  eine  Forderung,  welche  freilich  nicht  ganz  leicht  zu 
erfüllen  ist  und  genau  nirgends,  mehrfach  noch  gar  nicht 
erfftllt  wird. 

Dann  sind  aber  weder  Einnahmen  noch  Ausgaben  des  Staats  ordentlich  zu  Uber- 
sehen. Die  Forderung  ist  ferner  den  Beamten  gegenüber,  z.  B.  im  Falle  der  Dienst- 
wohnungen, nothwendig  durch  den  Grundsatz  gleichen  Rechts  für  Alle  geboten. 
Daher  z.  B.  hier  richtiger  Anschlag  des  wirklichen  Miethwerthä  (also  nicht  bloss 
und  auch  nicht  allgemein  gleichmässig  10%  wie  in  Preusscn,  Baden  u.  a.  L.).  End- 
lich muss  auch  zwischen  verschiedenen  Staatsanstaltcn ,  welche  unter  ein- 
ander im  naturalwirthschaftlichen  Verkehr  stehen,  ein  solcher  richtiger  Geldanschlag 
der  Naturalempfänge  und  Naturalleistungen  erfolgen,  gemäss  der  schon  in  §.  148 
betonten  Forderung. 

22* 
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2.  Abschnitt. 

Der  Personalbedarf  oder  der  Staatsdienst  und  das  Besoldung*- 

wesen  (Besoldungspolitik). 

Für  die  folgenden  Erörterungen  über  den  Staatsdienst  s.  bes.  R.  v.  Mo  hl. 
Politik  II.  347  ff..  31)1  IV.  (Tüb.  18»i9),  wonach  im  Wesentlichen  §.  152.  S.  auch 
L.Stein,  Vcrwaltungslehre  I,  (1.  Aufl.)  pass.,  342  ff.  (Siuttg.  1865).  A.  Wagner, 
(irundleg.  I.  §.  189  (Einflnss  des  Bcatntcuthuins  auf  die  Feststellung  des  Bereichs 
der  Staatsthätigkoit).  Ueber  dio  z.  Th.  abweichenden  Verhältnisse  im  Militär- 
dienst unten.  Eine  principiello  Erörterung  der  Besolduugspolitik  hat  der  deutschen 
Finanzwissenschaft  (auch  noch  bei  Stein)  fast  ganz  gefehlt.  Was  Kau  gab  (5.  A. 
§.  50  ff.)  war  nur  ein  kleiner  Anfang  dazu.  Meine  Behandlung  des  Gegenstandes  in 
der  0.  Aufl.  ?ou  Kau  <§.  53  ff.)  war  der  erste  umfassendere  Versuch.  An  dieser 
Darstellung  ist  auch  in  dieser  3.  Aufl.  in  der  Sache  wenig,  fast  nur  im  Material  etwas 
verändert  worden.  Die  allgemeinere  volkswirthschafts-  und  socialpolitische  Bedeutung 
des  Gegenstandes  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dass  hier  das  Problem  der  Lohn- 
politik unter  besonderen  Umständen  behandelt  wird.  Die  gewonnenen  Resultate  sind 
mutatis  mutandis  anwendbar  anf  die  Arbeitslohufrage  überhaupt:  durch  mehr  berufs- 
mässige Organisation  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit,  entwickeltes  Arbeitcrrersicherungs- 
wesen  u.  dgl.  soll  dem  Arbeiter  eine  wenigstens  cinigermassen  ähnlich  wie  dem  Beamten 
gesicherte  Stellung  gegeben  und  sein  Arbeitslohn  ähnlich  wie  die  Besoldung  geregelt 
werden:  das  muss  wenigstens  das  Ziel  „socialer  Lohnpolitik"  sein.  Dieser  Gesichts- 
punkt ist  bisher  zu  wenig  beachtet  worden,  auch  von  mir  in  der  6.  Ausg.  von  Rau 
noch  nicht  gehörig.  Dio  Lehre  von  der  Besoldung  und  von  der  Besoldungspolitik  ist 
ein  wichtiges  Beispiel  dafür,  wie  überhaupt  ausserhalb  des  Systems  privat- 
wi rtlisch.  Concurrenz  solche  Verhältnisse  zu  regeln  sind  und  das  im  Besoldungs- 
wesen  Erreichte  zeigt,  dass  diese  Regelung  zugleich  bosser  ist,  als  diejenige, 
wo  die  Arbeit  als  „Waare"'  ihren  schwankenden  Marktpreis  hat  Insofern  liefert  dieser 
Abschnitt  einen  wichtigen  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Fragen,  welche  die  ökono- 
misch-technische Einrichtung  des  geineiuwirthsch.  Systems  überhaupt  bei  einer  wesent- 
lich veränderten,  mehr  gemein-,  weniger  privatwirthsch.  Organisation  der  Volkswirt- 
schaft betreffen.    Vgl.  Wagner,  Grundleg.  I,  1.  Abth.,  Kap.  3. 

Die  Regelung  des  Besoldungswcscns,  einschliesslich  des  Pensionswesens,  ist  auch 
noch  in  einer  anderen  Beziehung  interessant,  ncinlich  nach  der  Seite  der  Entwick- 
lung des  ve  r  wal  tu  n  gs  rec  h  tlichen  und  des  privatrechtlichen  Moments 
aus  dem  Sittcnmomcnt.  Das,  was  Anfangs  dem  Gebiete  der  Gnade,  daher  der 
Sitte  angehorte,  wird  allmälich  in  das  Gebiet  des  Rechts  übertragen,  Dank  ver- 
änderter Anschauung  und  demgemäss  veränderter  Ansprüche  des  Beamten  und  Cou- 
cessionen  der  Staatsgewalt.  In  Betreff  des  Ruhegehalts  des  Beamten  selbst  ist 
dieser  Process  wenigstens  bei  uns  bereits  vollständig  vollzogen:  statt  „Guadenverlcihung" 
Gewährung  und  Erlangung  auf  Grund  bestimmter  Rechtssätze.  Bei  den  Wittweu- 
und  Waisenpensioncu  vollzieht  sich  derselbe  Process  gegenwärtig  immer  mehr  (ebenso 
bei  den  „Gnadenquartalen"  u.  dgl.):  wieder  bcachtenswerth  für  die  Regelung  der 
gewöhnlichen  Arbeitslöhne  und  für  die  Bestrebungen  der  Arbeitervorsicherung,  in 
denen  sich  Analoges  vorbereitet. 

Dass  übrigens  die  in  diesem  Abschnitte  betrachtete  Seite  des  Staatsdienstes 
recht  eigentlich  eine  finanztechnische  ist,  welche  in  die  Finanzwissenschaft  (nicht 
etwa  nur  in  die  Verwaltungslehre)  gehört,  möchte  kaum  zu  bestreiten  sein.  Die  werth- 
vollstc  lohnpolitische  und  lohntheoretische  Vorarbeit  ist  die  treffliche  kleine  Schrift 
von  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Berl.  1866  tauch  jn  2.  Au  ff).  S.  ferner  dess.  Aufs, 
in  d.  Preuss.  Stat  Ztschr.  1874,  S.  i)3  ff.  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Eisenbahnen 
u.  eb.  187t)  S.  417  ff.  (Preis  der  Arbeit  im  preuss.  Staatsdienst  1875,  über  die  Selbst- 
kosten der  Arbeit  eb.  S.  482  ff).  In  geistvoller,  aber  in.  E.  doch  nicht  richtiger  Po- 
lemik gegen  diese  Behandlung  der  Besoldungsfrage  bewegt  sich  Ihering,  Zweck  im 
Kerbte.  Lcipz.  1877,  I,  200  ff.,  wo  die  principielle  ökonomische  Gleichstellung  von 
Gehalt  und  Lohn  und  die  Forderung  einer  Deckung  der  „Selbstkosten  der  Arbeit'. 
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auch  beim  Gebalt  abgelehnt  wird.  Der  (iehalt,  das  Honorar  sei  kein  Arbeitslohn, 
sondern  nur  ein  Mittel  der  Sustcntation.  Statistisches  über  Gehalte  am  Besten 
aus  den  Etats.  Daten  Ober  deutsche  Gehalte  vielfach  in  d.  guten  „Kleinen  Staats- 
bandbuch des  Keichs  und  der  Einzoistaaten".    Bielef.  u.  Lcipz.  1*?>3. 

I.  —  §.  152.  Der  Staatsdienst.  In  den  modernen  Staaten 
bestehen  verschiedene  Hauptsysteme  der  Besetz ung  öffent- 
licher Aemter,  insbesondere  im  sogen.  Civildienst.  Für  die 
folgende  Betrachtung  wird  das  in  Deutschland  übliche,  übrigens 
Iiier  und  da  auch  sonst  allgemein  und  in  den  meisten  Staaten 
wenigstens  für  einzelne  ßeamtenkategorieen  (bemerkens werther 
Weise  namentlich  für  richterliche  Beamte)  verbreitete  System 
zum  Ausgangs  und  Anhaltspunct  genommen.  Hier  werden  be- 
rufsmässige Organe  nach  Erfüllung  gesetzlicher  Vorbedingungen, 
durch  welche  die  Geeignetheit  für  die  Bekleidung  des  Staatsamts 
nachgewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  in  syste- 
matischer Ordnung  zu  besoldeten  Aemtern  ernannt.  Die  Er- 
nennung giebt,  sofort  oder  nach  einer  bestimmten  Probezeit,  einen 
Rechtsanspruch,  wenn  nicht  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt 
selbst  (keine  willkürliche  Entlassung  oder  Versetzung  ohne  Ein- 
willigung des  Betreffenden),  so  wenigstens  auf  die  Amtsbesol- 
dung (0 ehalt)  selbst  oder  doch  auf  eine  höhere  Quote  der- 
selben („Wartegeld"),  theils  für  die  Lebenszeit,  theils  auch 
für  bestimmte  längere  Perio den,  worauf  alsdann  Ansprüche 
auf  Ruhegehalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

Andere  Systeme  der  Acmterbesctznng  sind:  besoldete  Berufsbeainte  ohne  Hecht 
auf  das  Amt  (Frankreich);  für  kürzere  Zeit  durch  Volkswahl  (direct  oder  indirect) 
ernannte  besoldete,  nicht  nothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz.  Nord- 
amerika); freiwillig  und  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich  dieuende,  gleich- 
falls nicht  immer  berufsmässig  ausgebildete  Beamte  wenigstens  für  gewisse  Aemter 
und  meist  auf  Zeit  (System  der  Ehrenämter,  englisches  Selfgovernment). 

§.  153.  Verglichen  mit  diesen  anderen  Systemen  erscheint 
das  deutsche  als  das  kostspieligste  und  insofern  wenigstens 
finanziell  als  das  ungünstigste.  Doch  ist  hier  Folgendes  zu 
beachten : 

1.  Einmal  dürfen  auch  hier  die  Kosten  nur  mit  Rücksicht  auf 
den  Werth  der  Leistung  beurtheilt  werden. 

In  dieser  Beziehung  steht  aber  das  deutsche  System,  welches  doch  vornehmlich 
nur  eine  Consequenz  der  Arbeitsteilung  ist,  sehr  hoch.  Denn  in  den  com- 
plicirten  Verhältnissen  des  modernen  Staats  steigon  die  Anforderungen  an  die  Qua- 
lität der  Leistungen  der  Arbeiter  im  Staatsdienst  ebenso  wie  auf  allen  anderen  Ge- 
bieten der  Volkswirtschaft.  Man  braucht  mithin  auch  hier  mehr  technisch  und 
specialis tisc h,  d.  h.  eben  berufsmässig  ausgebildete  Arbeiter.  S.  o.  §.  St  37. 
Mindestens  berufsmässig  ausgebildete  Organe  werden  daher  auch  in  anderen 
Staaten  für  die  meisten  nicht  eigentlich  politischen  Aemter  immer  mehr  verlangt. 
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Sehr  bezeichnend  ist  in  diesem  Pancte  die  neuere  Entwickelang  in  England,  bc 
sonders  was  das  Prüfungswesen  für  Beamte  anlangt  Freilich  noch  immer  grosse 
Missstände,  s.  E.  Meier,  Verwaltungsrocht  a.  a.  0..  S.  938.  Dem  Nachtheil,  das» 
der  Festangestellte  leichter  erlahmen  kann,  weil  er  oinigermaaseu  geschützt  vor  Con- 
carrenz  ist,  steht  der  Vortheil  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von  der 
Kegierung ,  aber  auch  von  den  Parteien  im  Volke  gegenüber.  Sowohl  der  Vergleich 
mit  Frankreich  als  mit  der  Schweiz  oder  vollends  mit  Nordamerika  fällt  in  dieser 
Hinsicht  sehr  zn  Gunsten  des  deutschen  Systems  aus.  Ferner  wirkt  die  Aussicht  auf 
Vorrücken  in  höhere  Aomter  und  Gehalte  (Avancement),  auf  Auszeichnung  durch 
Ehreavorthcile  als  Ansporn.  Das  „gliedlichc  Gefühl",  einem  tüchtigen  Staude 
anzugehören ,  welches  durch  das  deutsche  System  besonders  hervorgerufen  wird .  hat 
endlich  wesentlich  günstige  Folgen ,  neben  denen  die  kleinen  Nachtheile  (Gefahr  des 
Kastengeist*  u.  s.  w.)  zurücktreten,  zumal  wenn  der  Staatsdienst  Jedermann,  der  die 
gesetzlichen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Qualifikation  erfüllt,  offen  steht.  Und  das 
ist  jetzt  fast  allgemein  einer  der  ersten  Grundsätze  der  Verfassungen.  Vgl.  über  die 
sittliche  Tüchtigkeit  des  preuss.  Beamtenthums  das  hier  gewiss  competente  Urthcil 
des  Dr.  Strousberg.  „Str.  u.  s.  Wirken",  Berlin  1S76,  S.  152,  auch  E.  Meier. 
Verwaltungsrecht,  S.  846  mit  dem  Worte  Gerbers:  „es  ist  ein  Act  der  Gerechtigkeit 
heute  zu  constatiren,  dass  die  unermesslichc  Entwicklung  und  Cultur  des  Deutschen 
Volks  in  den  letzten  50  Jahren  zum  grossen  Theil  auf  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
beruht"  Wenn  man  endlich  früher  wohl  in  den  Pensionsansprüchcn  des  Be- 
amten etwas  halb  Anomales,  nur  seiner  „privilegirten  Lebensstellung"  zu  Verdankendes 
sah,  so  ist  jetzt  immer  allgemeiner  anerkannt  worden,  dass  hier  im  öffentlichen  Dienste 
nur  eine  allgemeine  lohnpolitische  Forderung  früher  als  im  sonstigen  Dienst- 
verhältnis* erfüllt  worden  ist,  aber  in  letzterem  nach  Analogie  jenes  Dienstes  auch 
immermehr  erfüllt  werden  muss  und  wird  ( Arbcitervcrsicherungswcscu  •. 

2.  Auch  im  Kostenpuncte  steht  das  deutsche  System  der 
Aemterbesetzung  ferner  mehr  scheinbar  als  wirklich  im 
Nachtheil  gegen  die  anderen  Systeme. 

Die  Kosten  treten  nemlich  bei  ihm  allerdings  grossentheils  unter  den  Ausgaben 
des  Staats  hervor,  aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  doch  auch  vorhanden 
als  Aufwand,  den  die  Volkswirtschaft  für  die  bezügliche  Thätigkeit  der  Beamten 
tragen  muss.  Sic  stehen  also  gleichfalls  im  „volkswirtschaftlichen  Budget" 
des  zwangsgcineinwirthscbaftlichen  Systems.  In  letzter  Linie  ist  es  doch  der  Auf- 
wand an  Arbeit,  der  die  Kosten  bildet  und  wenn  überhaupt  diese  Arbeit  im  Staats- 
dienste geleistet  wird,  so  muss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  deutschen  Aemtersystem  geschieht  dies  in  der  Hauptsache  durch  die  Ge- 
sammtheit.  indem  die  Beamten  ihren  Gehalt  aus  den  Staatseinnahmen  (Steuern) 
empfangen.  Dem  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  und  der  richtigen  gleichmäßigen  Ver- 
theilung  der  Staatslasten  entspricht  dies  sicherlich  am  Meisten.  Im  System  der 
unbesoldeten  Ehrenämter  belastet  der  genannte  Aufwand  die  Privatbudgets  der 
Frei-Dienendeu  als  erhöhte  Ausgabe  oder  verminderter  Erwerb  (Zeitver- 
lust, unmittelbare  Kosten  u.  s.  w.).  Dies  kann  aus  socialen  und  politischen  Gründen 
gut  und  selbst  in  finanzieller  Beziehung  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  Progressivbesteucrung  der  reicheren  und  sonst  unbeschäftigteren  Classeu 
in  einer  für  diese  nicht  lästigen  und  für  die  Gesammthcit  besonders  vorteilhaften 
Weise  (durch  Requisition  vou  Arbeitsleistungen  gebildeterer  Personen)  hinauskommt. 
Zweckmässigkeitsgründe  sprechen  also  für  die  Eingliederung  dieses  Ehrenamtssystem» 
in  passender  Beschränkung  in  unser  deutsches  („bureaukratisches")  System  oftmals. 
Eine  finanzielle  Tragweite  hat  daher  diese  Eingliederung  auch,  nur  eine  andere 
als  man  meistens  denkt,  und  Kosten  macht  es  natürlich  gleichfalls.  Manches  Hierher- 
jrehörige  mit  Betonung  der  Ehrenämter,  aber  ohne  richtige  Beachtung  der  im  Text 
gegebenen  finanziellen  Würdigung  der  Sache  bei  Walcker,  Sclbstverwalt  d.  Steuer- 
wesens, I.  Theil.  S.  auch  Gneist,  Verwalt,  Justiz  u.  s.  w.,  S.  90  ff.  u.  des«,  engl. 
Coininunalverfassung.    S.  1246  ft.    E.  Meier  a.  a.  0..  S.  894  ff. 

Aber  es  knüpft  sich  doch  auch  eine  erhebliche  Gefahr  an  dieses  aristokratische 
Ehreiiamtssystem  wie  vollends  an  das  der  niedrig  besoldeten  oder  nur  für  kurze  Zeit 
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übergebenen  Aeniter  in  Deinokratieen.  Nicht  nur  ist  die  Qualität  der  Leistaug  oft 
gering,  so  dass  der  Kostenersparnis ,  welche  der  Gosamtntheit  zu  Tlieil  wird,  auch 
nor  ein  niedrigerer  Werth  entspricht.  Bedenklicher  in  finanzieller  Hinsicht  ist 
ooch,  dass  solche  Aemtcr  am  Ersten  von  den  zeitweiligen  Inhabern  durch  wider- 
rechtliche Praktiken  aller  Art  ausgehoutet  werden.  Man  denke  an  nordamerika- 
nische Verhältnisse,  wo  man  fast  von  einem  „System  der  Aemterausbcutung" 
sprechen  kann.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Amerikas,  S.  40—54.  Dann  erscheint  die 
Ausgabe  für  den  Staatsdienst  allerdings  wieder  nicht  im  Staatsbudget,  aber  doch  auch 
im  volkswirtschaftlichen  und  zwar  im  Privatbudget  derer,  welche  sich  jener  Aus- 
beutung nicht  entziehen  können.  Abgesehen  von  allen  politischen  und  ethischen  Nach- 
theilen werden  die  Kosten  des  Staatsdienstes  hierbei  auf  die  denkbar  schlimmste  und 
angleichmässigste  Art  von  den  einzelnen  Staatsangehörigen  bestritten  und  sind 
im  Ganzen  vielleicht  noch  höher. 

Es  erfolgt  also  bei  den  verschiedenen  Systemen  der  Aemter- 
besetzung  doch  nur  eine  verschiedene  Vertheilung  der 
Kosten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sich 
günstigere  Vertheilung  oder  eine  wirkliche  Kostencrsparniss  ver- 
glichen mit  dem  deutschen  System. 

6.  Endlich  kann  aber  auch  dem  deutschen  System  etwas 
vom  Ehrenamt  ankleben  und  damit  an  unmittelbaren  Kosten 
im  Staatsbudget  gespart  werden. 

Dies  geschieht  auch  notorisch,  denn  die  grosso  Masse  der  Staatsämter,  beson- 
ders der  höheren,  ist,  verglichen  mit  anderen  ähnlichen  Berufsstellungen,  für  Per- 
sonen gleichen  und  gleich  theuer  zu  erlangenden  Bildungsgrades,  nur  mässig  be- 
soldet. Der  besoldete  Berufsbeamte  wird  mit  durch  die  Ehre  der  Stellung  im 
Staatsdienste,  ferner  durch  besonders  gewährte  Eh  ren vortheile  (Titel,  Rang,  Orden 
u.  dgl.)  bezahlt,  welche  letzteren  einmal  wohl  oder  Übel  in  der  öffentlichen  Meinung 
eine  gewisse  Geltung  haben.  Man  hat  dies  vom  ethischen  Standpuncte  öfters  ange- 
gTifTen  und  ebenso  vom  politischen,  ist  jedoch  darin  sicherlich  zu  weit  gegangen. 
Namentlich  in  demokrat.  Hcpubliken  wird  Uber  die  Ehrenvortheile  der  Monarchiceu 
(vor  Allem  Orden  u.  dgl.)  oft  gespöttelt.  Dennoch  ist  es  characteristisch  genug,  dass 
man  auf  dgl.  auch  in  solchen  Gemeinwesen  merkwürdig  viel  Werth  legt  Die 
„Prinzenhuldigungcn"  in  der  amerikanischen  Gesellschaft  sind  bekannt,  und  in  der 
Schweiz  lässt  sich  jeder  Krämer  und  Gastwirth  gern  nach  seinen  Civil-  oder  Militär- 
ämtern tituliren  (Richter  u.  s.  w).  Es  liegt  aber  auch  der  vernünftige  und  sitt- 
lich berechtigte  Gesichtspunct  zu  Grunde,  dass  die  öffentliche  Anerkennung  durch 
die  Verleihung  eines  Amtstitels  u.  s.  w.  Seitens  der  Staatsgewalt  Werth  hat  und 
haben  soll.  Nicht  das  Titel-,  Ürdcnswosen  an  sich,  sondern  der  damit  getriebene 
Mißbrauch  ist  das  Uobel.  Dieser  Missbrauch  aber  nimmt  ihm  auch  vielfach  die 
günstigen  finanziellen  Folgen.  Vom  finanziellen  Standpuncte  aus  bietet  diese  „Be- 
zahlung mit  Ebrcnauszeicbnungcn"  neben  derjenigen  mit  Geld  ohne  Zweifel  ihre  er- 
heblichen Vortheile  (§.  S).  Die  Ersparong  tritt  in  einzelnen  Fällen  besonders  deutlich 
hervor,  z.  B.  bei  dem  beutigen  Austheilen  von  Orden  als  Ehrengaben  an  Personen, 
welche  einem  Monarchen  Dienste  leisteten,  statt  der  einstigen  goldenen  Tabaksdosen, 
Brillantringe  u.  s.  w.  Nur  muss  freilich  die  Geldzahlung  doch  ihre  angemessene  Höbe 
erreichen,  d.  h  ein  richtiges  Verhältnis*  zwischen  materiellem  und 
Immateriallohn  bestehen.  Was  an  Die  rings  Bemerkungen  über  den  Gehalt  als 
gemischte  Lohn  form  und  theilweise  ..idealen  Lohn"  richtig  ist,  das  läuft  doch  eigent- 
lich auf  das  Zugeständnis*  hier  unter  Punct  Ii  hinaus.  Ib.  hat  zu  ausschliesslich  den 
eigentlichen  höhern  Dienst  vor  Augen.  Das  vielfach  Zutreffende  seiner  Ausführungen 
steht  mit  der  Auwendung  der  Theorie  der  Selbstkosten  der  Arbeit  auf  den  Staats- 
dienergebalt,  in  der  von  Engel  und  mir  hier  festgehaltenen  Beschränkung,  nicht  in 
dem  Widerspruch,  den  Ih.  hier  in  der  Polemik  gegen  Engel  iS  203)  annimmt. 
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II.  Das  Besoldungswesen. 

§.  154.  —  A.  Um  für  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  der 
Besoldungspolitik,  den  richtigen  Standpunct  zu  gewinnen,  muss 
man  zuerst  die  Besoldung  (den  Gehalt)  des  Staatsdieners  als  eine 
Art  des  ausbedungenen  Arbeitslohnes  betrachten. 

Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  ist  insofern  nur  eine  Anwendung  der 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Lehre  vom  Lohne  auf  eine  specielle  Kategorie  von 
Fällen.  Es  lassen  sich  Besonderheiten  nachweisen,  welche  den  Staatsdienst  als  Ar- 
beitsart von  den  meisten  anderen  Arbeitsarten  unterscheiden.  Diese  Besonderheiten 
haben  bisher  auch  wohl  vornemlich  zu  den  Verschiedenheiten  in  der  Regelung  der 
Gehalte  verglichen  mit  der  Regelung  der  Löhne  für  gewöhnliche  (niedere)  Arbeit  ge- 
führt. Und  mit  Recht  werden  gewisse  Unterschiede  im  System  der  Löhnung  bleiben. 
Aber  neben  den  Verschiedenheiten  besteht  doch  noch  mehr  Gleichartig- 
keit zwischeu  der  Arbeit  eines  Staatsdieners  und  derjenigen  jedes  anderen  Arbeiters. 
Es  sind  nur  Dank  einer  richtigen  Lohnpolitik  des  Staats,  besonders  unserer 
deutschen  Staaten,  gegenüber  seinen  Arbeitern,  den  Staatsdienern,  hier  schon  Lohn- 
verhältnisse geschaffen,  welche  im  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Lohnsystem 
noch  grossentheils  fehlen,  heute  aber  mit  Recht  in  unseren  Culturstaaten  immer  mehr 
als  nothweudig  erkannt  und  erstrebt  werden.  Deshalb  hat  die  finanzielle  Lehre  von 
der  Besoldung  eine  allgemeine  principiellc  Bedeutung  für  die  Lohnlehre,  muss  die 
Bcsoldungspolitik  das  Muster  für  dio  Lohnpolitik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten 

nun  namentlich  folgende  drei  hervor: 

Vgl.  auch  dio  guten  Bemerkungen  von  Laspeyres,  Art.  Staatswirthschaft  i.  D. 
Staatswörterb.  X,  SO,  82—84. 

1.  Die  geforderte  Arbeitsart  besteht  in  einer  Reihenfolge 
niederer  und  höherer  Dienste  gemäss  eines  Systems  aneinander- 
hängender,  allmälig  wichtiger  und  schwieriger  werdender  Aemter. 
Der  Staatsdiener  ist  auf  das  Vorrücken  in  diesen  Aemtern  zur 
Verbesserung  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  vornemlich  mit  an- 
gewiesen. Es  ist  daher  nothwendig,  dass  der  in  den  Staatsdienst 
Eintretende  sich  wenigstens  im  Allgemeinen  von  vornherein  für 
ein  Vorrücken  in  eine  solche  Reihenfolge  von  Aemtern  eigne.  Dies 
bedingt  mannigfache  Verschiedenheiten  der  Stellung  gegenüber 
anderen  Arbeitsarten,  besondere  Bedingungen  für  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  und  Eigentümlichkeiten  der  Gehaltszahlung. 

Im  Militärdienst,  namentlich  dem  preussischen ,  daher  der  Grundsatz,  dass  der 
im  Avancement  übergangene  OfÜcier  den  Dienst  quittirt,  für  den  —  Einzelnen  hart, 
aber  für  das  Ganze  und  für  das  Dienstinteresse  doch  nicht  unrichtig.  Das  unbedingte 
Stehenbleibenmussen  der  Beamten  in  den  niederen  Aemtern,  wegen  mangelhafter 
Qualification  für  die  höheren,  ist  nicht  wünschenswerth.  Darauf  ist  auch  bei  der 
ganzen  Organisation  des  Dienstes  und  bei  der  Regelung  der  Gehalte  nicht  gerechnet. 
Auch  der  in  unteren  Posten  Befindliche  soll  sich  für  höhere  Stellen  eignen,  sonst  wird 
leicht  auch  seine  jetzige  Stellung  hcrabgedrmkt  werden. 

2.  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eiue  speeifische,  meistens  für  andere  Berufs-  und  Erwerbsarten 
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nicht  nöthige,  mitunter  fiir  solche  gar  nicht  unmittelbar  brauchbare 
und  doch  kostspielige  („technische")  Vorbildung.  Der  Ueber- 
gang  des  Beamten,  zumal  des  älteren,  in  einen  anderen  Beruf 
ausserhalb  des  Staatsdiensts  ist  daher  oft  schwierig. 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meistens  zu 
findende  Scheidung  des  eigentlichen  Staatsdiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  von  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  Vorbildung  fordern,  in  Recht,  Stellung  und  Gehalts- 
system. 

Staatsdiener  —  Angestellter,  so  wird  mitunter  der  Unterschied  bezeich- 
net; in  Baden  z.  B.  eigentliche  Staatsdiencr  und  untere  Diener,  wobei  der  feste  Lohn 
der  ersten  technisch  Besoldung,  der  der  letzteren  Gehalt  in  der  Amtssprache 
heisst.  Bei  den  niederen  Angestellten  genügt  allgemeine  Schulbildung.  Allenfalls 
kann  man  zwischen  den  höheren  und  unteren  Beamten  (Dienern)  noch  diu  Kategorie 
Subaltern beamte  auch  für  das  Gchaltssystetn  unterscheiden.  Die  Subalternen  bedürfen 
höherer  Schulbildung,  müssen  meist  auch  Prüfungen  ablegen,  aber  brauchen  nicht 
auf  Universitäten  u.  dgl.  zu  studiren.  —  Laspeyres  a.  a.  0.  meint,  dass  auch  für 
die  Beamten  in  allen  denjenigen  Productioneu ,  welche  dem  Staate  mit  anderen  Gc- 
meinwirthschaften  der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  gemein  sind,  z.  B.  Unterricht,  Polizei, 
ferner  in  all'  den  Geschäften,  welche  der  Staat  in  Concurronz  mit  Privaten  betreibe, 
die  feste  Anstellung  entbehrlich  sei.  Dies  kann  man  bei  der  letzten  Kategorie 
von  Beamten  (im  Ackerbau,  Bergbau  u.  s.  w.,  weniger  schon  im  Forstwesen)  zugeben, 
kaum  bei  den  Erstgenannten.  Noch  richtiger  darf  man  aber  umgekehrt  schliessen : 
die  festere  Stellung  des  Staatsdieners  muss  wenigstens  in  cinigermasseu  ähnlicher 
Weise  jedem  Priratbeamten  (bei  Actiengescllschaften  u.  b.  w.)  und  endlich  möglichst 
überhaupt  jedem  Arbeiter  werden.  Für  die  „Privatbeamten11,  welche  z.  B.  bei  Privat- 
bahnen oft  fast  ganz  der  Willkür  der  Vorgesetzten  unterliegen,  wird  eine  Stellung 
nach  Analogie  der  Staatsstellung  auch  bereits  vielfach  erstrebt  (z.  B.  in 
Oesterreich,  Ztschr.  d.  österr.  Beamtenvereins). 

b)  Ebenso  rechtfertigt  dieser  Punct  fUr  den  eigentlichen  Staats- 
dienst den  Kern  des  deutschen  Systems,  nemlich  das  Recht,  nach 
Erfüllung  der  allgemeinen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Quali- 
fikation und  nach  Ableistung  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Aussicht  auf  Vorrücken  zu  erhalten ;  ferner  den  Rechtsanspruch 
auf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez.  auf  dessen  Gehalt,  um  den 
Beamten  zu  sichern. 

Der  hohe  Werth  einer  solchen  Sicherung  des  Staatsdieners  in  Hiusicht  seiner 
bürgerlichen  Stellung  und  der  Nutzen  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von 
der  Staatsgewalt  für  die  Qualität  der  Leistungen  ergiebt  sich  am  Deutlichsten  aus 
dem  Grundsatz  der  Un  absotzbarkeit  der  Kichtcr,  au  dem  doch  wenigstens  fdr 
gewisse  (höhere)  Richterkategorien  auch  Staaten  mit  anderen  Systemen  der  Aeuitor- 
besetzung  (Nordamerika,  Schweiz)  festhalten. 

3.  Die  Entlassbarkeit  des  also  gestellten  Beamten  ist 
gleichwohl  im  Staatsdienste  aus  Gründen  des  Dienstinte r - 
esses  nicht  immer  zu  entbehren:  zeitweise  Entlassung  oder 
zur  Disposition  stellen,  bleibende  Entlassung  oder  zur 
Ruhe  stellen. 
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Dieser  Umstand  in  Verbindung  mit  dem  vorherigen  (Nr.  2) 
bedingt  aber  in  diesem  Falle  eine  Sc had loshalt un g  des  ohne 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten*.  Diese  Schadloshaltung  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen,  aber  doch  bisher  bei 
ihm  besonders  stark  ausgebildeten  Form  der  Lohnzahlung,  indem 
letztere  theilweise  auf  die  Zeit  nach  dem  Austritt  des  Be- 
amten aus  dem  (activen)  Dienst  verschoben  wird:  Warte- 
gelder und  Ruhegehalte. 

Die  sehr  beachtenswerthe  und  erfreuliche  Weiterentwicklung 
ist  aber  im  Gebiete  des  Staatsdiensts  dann  schon  länger  in  der 
Hinsicht  eingetreten,  dass  auch  dem  Staatsdiener  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Recht  gewährt  worden  ist,  aus  persönlichen 
Gründen,  besonders  bei  dauernder  Erkrankung  seinerseits 
seine  Entlassung  unter  Beanspruchung  des  Ruhe- 
gebalts zu  fordern:  das  hier  zuerst  allgemeiner  anerkannte 
lohnpolitische  Postulat. 

§.  155.  —  B.  Grundsätze  der  Besoldungspolitik.  Aus 
den  im  vorigen  §.  enthaltenen  Prämissen  lassen  sich-nun  nachstehende 
Grundsätze  für  die  Rege  lun-g  derBesoldung  als  einer  Lohn - 
art  Überhaupt  und  als  einer  specifisch  eigentümlichen 
Lohnart  für  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

1.  Die  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlichen  Staatsdienste 
geforderte  Arbeitsart  und  Interesse  und  Würde  des  Staats  schliessen 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbeiter")  und 
die  Lohn-  oder  Gchaltsbestimmung  in  jedem  einzelnen 
Falle  im  Wege  der  freien  Concurrenz  gewöhnlich  aus. 

Bekanntlich  war  dies  früher  weder  in  Deutschland  noch  anderswo  so.  Eiuo 
besonders  characteristische  Abweichung  von  dem  heutigen  Grundsatze  bildete  das 
System  des  Aemterverkaufs.  obgleich  doch  auch  hier  Dienstrilcksichtcn  neben 
allen  möglichen  persönlichen  Einflössen  die  „freie  Concurreuz"  niemals  ganz  zur 
Geltung  kommen  Hessen.  Der  Aeinterverkauf  war  namentlich  in  deu  üebergangs- 
staatsformen  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  verbreitet,  als  Finanzoperation  besonders 
in  Frankreich,  aber  doch  auch  im  vor.  Jahrhundert  unter  Friedr.  Wilhelm  I.  selbst 
in  Preussen  (Zahlungen  von  Monats-  oder  Viertcljahrsgagcn  in  die  Recrutcnkasse, 
s.  Riedel,  brand.  preuss.  Staatshaushalt,  S.  «7,  Schmoller.  d.  preuss.  Beamtcn- 
stand  unter  Friedr.  Wilh.  I.  in  d.  Preuss.  Jahrb.  1870),  u.  and.  Staaten.  Erst  in 
neuester  Zeit  ist  dies  System  im  engl.  Heere  für  Officicrstellcn  ganz  beseitigt  worden.  — 
Aehnlichc  Fälle  ausserhalb  des  Staatsdiensts  sind  die  Verkäufe  der  Stellen  von 
Advocaten,  Mäklern  u.  s.  w.  (noch  heute  in  Frankreich,  in  Elsass-Lothringcn  abgeschafft). 

Statt  dessen  verknüpft  der  »Staat  in  der  Regel  passend  mit 
den  Aemtern  fest  systemisi rte  Besoldungen  und  Überträgt 
dem  Beamten  ein  solches  Amt,  ohne  einen  spccicllen  Contract  mit 
dem  einzelnen  Beamten  Uber  die  Höhe  des  Gehalts  zu  schliessen. 
Wenigstens  ist  Letzteres  die  (seltene)  Ausnahme. 
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Eine  Ausnahme  bilden  in  Deutschland  namentlich  die  Professuren  au 
Universitäten  und  anderen  (technischen  u.  8.  w.)  Hochschulen,  gelegentlich, 
aber  selten  auch  Lehrämter  ictwa  Dircctorcnstellcn)  an  Gymnasien  u.  dgl.  m.  —  Es 
ist  belehrend,  gerade  wegen  der  Verschiedenheit  der  Grundsätze,  nach  welchen  die 
Besoldungen  im  höheren  Lehrdienst  und  im  übrigen  Staatsdienst  normirt  werden,  die 
Folgen  beider  Systeme  zu  vergleichen.  Die  eigentümliche  Stellung  des  höheren 
Lehrdiensts  erklärt  sich  in  Deutschland  ohne  Zweifel  mit  daraus,  dass  für  diese  wissen- 
schaftlichen Berufsarten  niemals  das  particularistische  Princip,  die  Staatsdiener  nur 
aus  dem  „Inlande"  zu  nehmen,  durchgeführt  werden  konnte.  In  Folge  dos  hier 
herrschenden  Berufungssystems,  der  damit  verbundenen  spcciellen  Contracte  der  Re- 
gierung mit  dem  Lehrbeamten  Uber  die  Höhe  der  Besoldung  u.  s.  w.,  ferner  in  Folge 
der  ausbedungenen  oder  frei  gewährten  Pcrsonalzulagen  für  Lehrer,  welche  Berufungen 
an  andere  Orte  ablehnen  u.  s.  w.,  besteht  hier  in  demselben  Amt  (z.  B.  ordentl. 
Professur)  und  in  demselben  Dienstalter  die  grösste  Ungleichheit  der  Be- 
soldungen, z.  B.  im  J.  1870  in  Freiburg  i.  Br.  1000 — 2800  fl.  für  d.  Ordinarius,  in 
Berlin  bez.  1*70,  1876  u.  1883  400—2500,  1100—4000,  1200—4000  Thlr.  (unge- 
rechnet die  hier  häufigen  Besoldungserhöhungen  in  Folge  von  Nebenämtern ,  Bezügen 
aus  d.  Akademie  u.  s.  w.).  in  Bonn  600—2500,  900— 2S00,  600—3500,  in  Göttiiigen 
500—2300,  400—1200,  600—4200.  in  Marburg  S00— 1400  ,  800—2000,  1107  bis 
2000  Thlr.,  wozu  auf  d.  preuss.  Universitäten  allgemein  noch  die  Wohnungsgcldcr 
des  Orts  treten.  Diese  Ungleichheit  wird  durch  die  ebenfalls  grosse  Ungleichheit  der 
amtlichen  Nebeneinnahmen  (Collegicngclder  u.  s.  w.)  keineswegs  ausgeglichen,  öfters 
möchte  sie  dadurch  noch  gesteigert  werden ,  da  nicht  selten  die  Höchstbesoldeten  die 
höchsten  Nebeneinnahmen  haben  und  umgekehrt  (nicht  nur  nach  den  persönlichen 
Leistungen,  sondern  auch  -  und  gewöhnlich  viel  mehr  —  nach  der  Natur  der 
Fächer,  s.  u.).  Diese  grosse  Ungleichheit  wird  durch  das  hier  im  Gegensatz  zum 
sonstigen  Staatsdienst  herrschende  Concurrenzprincip  wesentlich  mit  bedingt.  Sie  hat 
sicher  auch  ihr  hoch  Bedenkliches;  manche  Schäden,  ja  manche  wahrhaft  hässliche 
Seiten  der  Uuiversitätsverhältnisse  erklären  sich  mit  daraus,  da  bei  dem  jetzigen 
System  dem  Glück  und  Zufall  und  der  —  Connexion,  dem  akademischen  Cliquen- 
wesen (persönlichen  u.  „Richtungscliqucn")  doch  ein  sehr  grosser  Spielraum  gelassen 
und  die  Gefahr  schlimmen  „Streberthums"  nicht  zu  verkennen  ist:  die  wenig  erfreu- 
liche Folge  des  Concurrenzsystcms.  Man  macht  zu  Gunsten  der  Gehaltsungleichheit 
bei  den  akadem.  Lehrern  geltend,  dass  nur  so  dio  Gehalte  den  Leistungen  angepasst 
würden.  Abgesehen  von  der  Fragwürdigkeit  dieses  Princip»  der  Lohnregelung  auf 
diesem  Gebiete  u.  von  dem  hernach  noch  zu  berührenden  Umstände,  dass  die  oft  so 
wichtigen  akadem.  Nebeneinnahmen  sich  nur  nebenbei  nach  den  Leistungen,  vor- 
uemlich  nach  anderen  Umständen  richten,  warum  kommt  man  denn  ohne  dies  Princip 
bei  den  Aemtern  im  höheren  Staatsdienst  aus,  wo  der  Gehalt  nach  dem  Amt,  nicht 
nach  der  individoalen  Leistung  unter  den  Beamten  desselben  Amts  sich  richtet?  Der 
Einwand ,  dass  hier  im  rascheren  Avancement  der  tüchtigeren  Beamten  die  Aus- 
gleichung liege,  trifft  practisch  nicht  zu,  da  zahlreiche  Beamten  ungleicher  Leistungen 
lange  Jahre  mit  den  gleichen  Gehalten  iu  demselben  Amte  stehen.  Die  einzige  Ana- 
logie bietet,  aus  ähnlichen  Concurrenzgründen,  die  —  Bühnenwelt  der  Hof'theater. 
Die  Anomalie  des  jetzigen  Zustands  auf  den  Universitäten  zeigt  sich  u.  A.  darin,  dass 
nicht  selten  die  ältesten  Professoren  die  niedrigsten,  die  jüngsten  die  höchsten  Gehalte 
haben.  Eine  Ausgleichung  wird  zwar  wohl  erstrebt  u.  in  gewissem  Umfange  all- 
mälig  ausgeführt  Aber  abgesehen  von  den  auch  hier  mitspielenden  Factorcn  „Gunst4* 
und  „Ungunst"  hindert  das  herrschende  System  durch  sich  selbst  diese  Ausgleichung. 
Denn  es  muss  mit  im  Ganzen  gegebenen  Summen  gewirthschaftet  werden; 
nehmen  davon  die  Einen  den  Löwenantheil .  so  bleibt  für  die  Andren  wenig  übrig. 
Eine  Modificatio n,  die  nur  in  einer  Annäherung  an  das  Besoldungs- 
system in  anderen  Aemtern  bestehen  könnte,  wird  namentlich  in  Folge  der 
neueren  politischen  Veränderungen  in  Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sie 
existirt  auch  hier  und  da  schon,  indem  man  (so  jetzt  in  Baieru  nach  d.  allgem. 
Gehaltsregulativ  v.  1876)  doch  Zulagen  nach  dem  Dienstalter,  bes.  für  ältere, 
durch  Berufungen  nicht  verbesserte  Lehrer  gewährt,  wenn  auch  nicht  so  regelmässig 
(und  vollends  nicht  so  gleichmässig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst.  Ein  festes  System 
von  N  OTm  algehalten,  bes.  mit  M  ini  maisätzen ,  wird  doch  auch  hier  zu  erstreben 
sein,  wobei  dann  Personal  zu  lagen  durch  das  Berufungswesen  hinzukommen  mög™. 
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In  Baiern  hat  man  Minimalsätze  eingeführt  (f.  Ordinarien  u.  Extraordinarien). 
In  Preusscn  bestimmte  die  Kön.  V.o.  v.  15.  Juli  1876  (bei  Herrfurth  S.  79) 
einen  D u rchschn.satz  u.  ein  „Normalmaxi mum"  der  Besoldungen  (Berlin  f.  d. 
Ord.  bez.  6000  o.  8400.  Extraord.  30U0  n.  3600  M.,  die  anderen  Univers,  in  2  Gruppen 
bez.  5100  u.  7200,  dann  4800  u.  6000  f.  d.  Urdin.).  Ausserdem  stehen  im  Etat 
90.000  M.  zu  Besold.  Verbesserungen  u.  Heranziehung  ausgezeichneter  Docenten:  ftlr 
Gebaltsausgleichung  ganz  unzureichend.  Billig  erseheint  namentlich  auch  eine  Ab- 
stufung der  Gehalte  nach  der  Natur  der  Lehrfächer,  so  dass  die  Lehrer  solcher 
Fächer,  welche  stets  wenig  Nebeneinnahmcn  geben,  höhere  Gehalte  haben.  —  Auch 
die  deutsche  Schweiz  hat  an  ihren  4  Hochschuleu  (incl.  Polytechnicum)  das 
deutsche  Berufungssystem  und  die  Gehaltsungleichheit.  Auf  den  österreichischen 
Universitäten  hat  man  dagegen  Normalge  halte  (nach  Dienstaltern,  Dccennalzulagen) 
und  erst  neuerdings  aussordem  Pcrsonalzolagcn  für  einzelne  Lehrer  in  Folge  der 
Annahme  des  Berufungssystems.  In  Dorpat  (wie  auf  allen  russ.  Universitäten)  herrscht 
Gchaltsgleichhcit,  wonoben  Collcgiengeld ,  das  auf  den  eigentlichen  russ.  Universi- 
täten fehlt 

2.  Die  Höhe  der  Besoldungen  steigt  regelmässig  nach  der 
Bedeutung  der  A ernte r,  also  in  demselben  Dienstzweige  nach 
der  Stufenleiter  (dem  Rang)  derselben;  ausserdem  aber  auch 
mit  dem  wachsenden  Dienstalter  des  Beamten  in  ein  und 
demselben  Amte.   Beides  ist  angemessen. 

3.  Der  Bezug  eines  unmittelbaren  Einkommenanthcils 
des  Staatsdieners  aus  den  von  letzterem  dienstlich  vorgenommenen 
Thätigkeiten  ist  im  Staatsdienst  meistens  unausführbar,  weil  die 
einzelnen  Staatsleistungen  nicht  speciell  verkäuflich  sind.  Er  ist 
aber  auch,  wo  er  an  sich  möglich  wäre,  etwa  mit  Ausnahme  der 
Dienstzweige,  in  welchen  Sachgtiterproduction  betrieben  wird,  gegen 
das  Interesse  und  die  Würde  des  Staatsdienste  (§.  8,  9). 

Bei  eigens  bewirthschaft.  Domänen,  Fabriken,  Bergwerken,  bei  Staatseisen- 
bahnen kann  vom  Tantiemesystem  für  das  höhere  Verwaltungspersonal  ebensogut 
wie  bei  Privatbahnen  Gebrauch  gemacht  werden.  BrcnnstoHprämien  dor  Locomotiv- 
führcr,  Heizer,  Schmierprämien  der  Wagenmeister  (d.  h.  Antueile  an  dem  Gewinn, 
der  in  Folge  einer  hinter  einem  bestimmten  Maximalverbrauch  zurückbleibenden  StofT- 
ersparung  gemacht  wird),  sind  andere  Beispiele.  Mit  Hecht  dagegen  in  neuerer  Zeit 
alle  Sportein  und  Gebühren  bei  der  Justiz,  Polizei  u.  s.  w.  in  die  Staatskasse 
messend.  Selbst  wenn  einzelne  solcho  Einnahmen  zu  Emoluincnten  der  Beamten  ver- 
wendet werden,  sind  sie  doch  als  Einnahme  und  Ausgabe  der  Staatskassen  genau 
zu  verrechnen.  (A.  solcher  Emolumenteneinn.  im  preussisch.  Justizministerium  1S$3 
4.947.700  M.,  darunter  der  Hauptposten  v.  4.0  Mill.  M.  an  Gebühren  der  GerichtsvoU- 
zieher  für  Parteiaufträge).  Achnlich  die  B  e  u  t  c  im  Kriege  nicht  dem  Soldaten  gehörend. — 

Eine  Ausnahme  bilden  auch  hier  die  Universitäten  (seltener  die  ja  meist 
jüngeren  sonstigen  Hochschulen)  in  Betreff  des  Collogiongclds,  der  Doctor- 
gehühron,  der  linmatriculations-  und  Exm atriculationstaxeu  u.  ähnl.  m. 
Das  Doctorwesen  bedarf  auch  in  finanzieller  Hinsicht  dringend  ciaer  Reform. 
Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Rcctorcn ,  Prorectoren ,  Dccane  u.  s.  w. 
bildet  ein  kaum  mehr  zu  rechtfertigende»  Ucberblcibscl  früherer  Zeit,  da  hier  Leistung 
und  Gegenleistung  (  Arbeit  des  betr.  Wahlbeamten)  meist  in  gar  keinem  Verhältnis 
stehen.  Mässigc  fixe  Remunerationen  für  die  Mühewaltung  dieser  Wahlbeamten 
würden  der  Wurde  des  Ehrenamts  weit  mehr  eutsprerhen ,  bestehen  auch  hier  und 
da  schon.  Für  das  Collegiengeld,  als  Priratcinnahmc  jedes  Lehrers,  lassen  sich  triftige 
Gründe  anführeu ,  fast  ebenso  viele  aber  auch  dagegen.  Denn  von  den  vier  auf  die 
Höhe  des  i  'ollcgiengelds  eines  akadem.  Lehrers  vornemlich  einwirkenden  Factoreu 
steht  die  eigene  persönliche  Leistung  u.  individuelle  Lehrtüchtigkeit  in  der  Regel 
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erst  an  vierter  Stelle,  die  drei  anderen  voran:  die  Natur  des  Fachs,  zufällige 
Umstände  u.  Einrichtungen  (Prüf.- Ordnung,  Zwangscollcgien ,  Prüfungsfach,  Lehrer 
als  Examinator!),  endlich  dio  allgemeine,  vollends  vom  einzelnen  Lehrer  meist 
nur  secundär  beeinflusste  Frequenz  der  Universität.  Es  ist  daher  doch  gewiss 
misslich,  dass  sich  im  Bezug  von  Coll.geld  an  derselben  Univers,  unter  den  ord. 
Professoren  Extreme  wie  1  :  100,  selbst  wie  1  :  500  forient.  Sprachen  —  Pandccten. 
Anatomie,  Chemie)  finden.  —  Für  einen  Aotheil  der  Lehrer  an  Mittel-  und  Elementar- 
schulen am  Schulgeld  spräche  sogar  mehr  wie  beim  Universitätslehrer  der  Umstand, 
dass  die  Mühe  der  Arbeit  mit  der  Grösse  des  Klassen besuchs  wächst,  während  an 
der  Hochschule  der  ideale  Gouuss  der  Lehrtätigkeit  mit  der  Frequenz  steigt. 
Eine  einseitige  Panogyrik  des  Collegiengelds  liefert  L.  Stein,  LehrfreiheU,  Wissen- 
schaft u.  Collegiengeld ,  Wien  1S75,  wo  der  Gehalt  der  Ersatz  f.  d.  amtliche, 
das  Honorar  der  Ersatz  f.  d.  ethische  Leistung  des  Professors  genannt  wird!! 
<S.  24).    Es  stände  schlimm  um  unsere  Universitäten,  wenn  dem  so  wäre. 

Zur  Anspornung  des  Beamten  kann  neben  der  Aussicht  auf 
günstiges  Vorrücken  im  Dienst  und  neben  den  erwähnten  Ehren- 
auszeichnungen allenfalls  ein  freilich  schwer  ganz  objectiv  durch- 
zuführendes System  von  festen  Personal-Gehaltszulagen  oder 
—  was  übrigens  manche  specielle  Bedenken  bietet  —  von  un- 
periodischen  Remunerationen  für  besondere  Leistungen 
und  Diensteifer  dienen. 

Diese  Personalzolagen  sind  individuelle,  und  von  den  nach  dem  Dienst- 
alter gewährten  zu  unterscheiden.  Es  scheint,  dass  davon  mehr  Gebrauch  gemacht 
werden  könnte.  Um  dem  Protectionswescn  u.  s.  w.  keinen  Vorschub  zu  leisten,  liesse 
sich  vielleicht  in  Collegicn  und  bei  Gruppen  von  Subalternboamten  die  im  Ganzen  be- 
willigte Zulage  (ebenso  die  Kcmuncration)  nach  Anhörung  des  Collegiums  und  der 
Gruppe  an  die  Einzelnen  vertheilen.  —  Häufig  genug,  besonders  bei  niedeni  Dienern, 
erfolgen  dio  Kemunorationen  fast  ganz  periodisch,  oft  in  bestimmter  Höhe, 
wo  der  Einzelne  dann  nur  eine  feste  Einnahme  darin  sieht.  Dadurch  wird  der  Zweck 
fast  vereitelt. 

4.  Die  Besoldung  für  ein  einzelnes  Amt  und  ein  einzelnes 
Dienstalter  ist  demgemäss  nicht  für  sich,  sondern  nur  im  Zu- 
sammenhang des  ganzen  Aemter-  und  Besoldungs- 
Systems  zu  reguliren  und  zu  beurtheilen. 

Dies  ist  besonders  beim  Vergleiche  der  Gehalte  eines  und  desselben  einzelneu 
Amts  in  verschiedenen  Staaten  zu  berücksichtigen.  Es  kann  leicht  sein,  dass  ein  ein- 
zelnes Amt  iu  einem  Staate  höher  als  im  andern  besoldet  ist,  dafür  aber  in  letzterem 
das  Vorrücken  rascher  und  der  Gehalt  in  den  weiteren  Acmtern  besser  ist  Der  Total- 
gehalt oder  dessen  Durchschnitt  ist  dann  doch  vielleicht  hier  höher.  Auch  bei  Ver- 
gleichen der  Besoldungen,  z.  B.  im  Staats-  und  Privateisen bahnwesen ,  ist  dies  zu 
beachten. 

§.  156.  —  C.  Der  Totalgehalt.  Alle  amtlichen  Bezüge 
eines  Staatsdieners  und  seiner  Familie  auf  Grund  der  An- 
stellung des  ersteren  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 
aufzufassen,  welchem  man  den  Namen  „Totalgehalt"  geben 
kann. 

Dieser  Totalgehalt  zerfallt  nach  der  Zeit  des  Bezugs  und 
nach  den  beziehenden  Personen  in  vier  Kategorieen: 
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1.  Der  eigentliche  oder  Acti  vitatsgehalt,  den  der  Be- 
amte während  seiner  Dienstzeit  für  seine  Dienstleistung  selbst 
bezieht. 

2.  Der  Disponibilitätsgehalt  oder  das  Wartegeld, 
welches  der  Beamte  während  einer  zeitweiligen  Entlassung  aus 
dem  activen  Dienste  auf  Grund  seiner  Amtsstellung  bis  zur 
Wiederberufung  in  den  activen  Dienst  bezieht. 

3.  Der  Ruhegehalt  oder  die  Pension  (Alterspension  ins- 
besondere), welche  der  Beamte  selbst  auf  Grund  seiner  einstigen 
Amtsstellung  nach  endgiltigem  Austritt  aus  dem  activen  Dienste 
bezieht,  lebenslänglich    (in  der  Regel)  oder  für  eine  ge 
wisse  Zeit. 

4.  Die  Bezüge  der  nächsten  Familienangehörigen 
des  Beamten,  welche  dieselben  auf  Grund  der  Amtsstellung  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.    Dahin  gehören: 

a)  Die  sogen.  Sterbemonatc  oder  -Quartale:  der  Fort- 
bezug des  Gehalts  des  Beamten  Seitens  der  Familie  für  eine  ge- 
wisse (kurze)  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

b)  Die  Wittwenpension,  weiche  die  hinterlassene  Wittwe 
des  Beamten,  in  der  Regel  lebenslänglich  oder  bis  zu  etwaiger 
Wiederverheirathnng  nach  dem  Tode  ihres  Mannes,  eventuell  nach 
Ablauf  der  Sterbemonate,  bezieht. 

c)  Die  Erziehungsgelder,  welche  die  hinterlassenen, 
meist  nur  die  unerwachsenen  Kinder  des  Beamten  bis  zur 
Erreichung  eines  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  eigeutliche  Gehalt  des  im  activen  Dienst  sterbenden,  die  Pension  des  auf 
Lebenszeit  zur  Ruhe  gesetzten  Beamten  und  die  Pension  seiner  sich  nicht  wieder 
verheirathonden  Wittwe  sind  Leibrenten.  Das  Wartogcld  des  später  wieder  an- 
gestellten Beamten,  die  Pension  der  sich  später  wieder  verheiratbenden  und  in  diesem 
Falle  oft  ihre  Pension  verlierenden  Wittwe  und  die  Bezüge  der  unerwachsenen  Kinder 
sind  Zeitrenten. 

Dieser  Totalgehalt  muss  nun  im  Interesse  des  Staatsdienstes 
selbst  wie  des  einzelnen  Staatsdiener  zwei  Bedingungen  er- 
füllen, die  im  Folgenden  näher  zu  untersuchen  sind: 

1.  Er  muss  Uber  die  muthmassliche  Dienst-  und 
Lebenszeit  des  Beamten  (und  seiner  Angehörigen)  richtig 
vertheilt  werden. 

Davon  handelt  §.  1  ">7 — 159.  Bei  der  Regelung  dieser  Vertheilung  treten  die 
Interessen  des  Staatsdicnsts  selbst  besonders  mit  hervor.  Im  Einzelnen  muss 
sich  Vieles  richten  nach  der  Natur  des  Staatsdicnsts  als  besonderer  Arbeits- 
art. Es  handelt  sich  daher  um  Eigentümlichkeiten,  welche  der  Staatsbesoldu  n  g 
als  Lohnart  für  eine  besondere  Art  Arbeit  anhängen. 
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2.  Der  Totalgebalt  muss  femer  in  seiner  Höhe  für  die 
wahrscheinliche  Dienst-  and  Lebenslauf  bahn  des  Beamten  und  für 
die  Zeit  ,  in  der  die  Wittwe  und  die  Kinder  noch  zu  versorgen 
sind,  im  Ganzen  richtig  bemessen  werden. 

S.  darüber  unten  §•  160  ff.  Bei  der  Regelung  der  Höhe  des  Totalgehalts 
müssen  die  richtigen  Grundsätze  allgemeiner  Lohnpolitik  zur  Geltung 
lionimen,  in  der  Weise,  wie  es  überhaupt  das  Ziel  in  d<r  Entwicklung  aller  Lohn- 
Verhältnisse  sein  soll  und  wie  es  hier  noch  specicll  durch  das  Interesse  des  Staats« 
diensts  selbst  gefordert  wird.  Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  wird  daher 
namentlich  in  diesem  Puncto  zu  einer  Anwendung  der  allgemeinen  Lobnlehre  auf  einen 
einzelnen  besonderen  Fall  und  ist  dadurch  für  diese  letztere  Lehre  zugleich  mit  belehrend. 

Vgl.  ausser  d.  gen.  Sehr.  v.  Engel  dio  Gesetze  u.  d.  Literatur  über  die 
äusseren  Verhältnisse  der  Staatsdioncr  einzelner  Länder.  Mehrfach  sind 
in  neuerer  Zeit  theils  allgemeine  Gesetze  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Beamten  überhaupt,  worin  auch  Bestimmungen  übe  Besoldungs-  und  Pensionswesen 
vorkommen,  th.  Gesetze  u.  höchste  Verordnungen  über  die  Gohalts-  u.  Pensions- 
verbältnis8e  speciell  erlassen.  So  u.  A.  das  Deutsche  Rcichsges.  v.  31.  März  1873 
über  d.  Kcchtsverh.e  d.  Roichsbeamten  u.  d.  Ges.  über  die  Kursorge  f.  d.  Wittwon  u.  s  w.  der 
Keichsbeaintcn  d.  Civ.vcrwalt.  v.  20.  Aug.  1881 ,  dasw  Urtem  b.Ges.  über  Beamten?.  30.Juni 
1S76.  das  österr.  Ges.  v.  15.  Apr.  1S73  betr.  d.  Bezüge d.activen  Staatsbeamten,  dasösterr. 
Ges.  v.  dems  Datum  betr.  d.  Activitbezüge  des  Staatslchrerpersonals  u.  der  Biblioth.- 
beainten,  d.  baier.  revid.  Gehaltsregulativ  v.  12.  Aug.  1870,  d.  preuss.  Pensionsgcs. 
v.  27.  März  1872  mit  d.  Nov.  v.  31.  Marz  1882  u.  das  preuss.  Ges.  v.  20.  Mai  1882 
Uber  Wittweu-  u.  Waisengelder,  d.  österr.  Peusionsnormale  v.  0.  Dec.  1866,  verschied. 
V eränder.  d.  k.  sä c  h  s.  Pens-gesetze  (Hauptgcs.  v.  7.  März  1 835,  auch  Ges.  v.  24.  Apr.  1 851 , 
abgeänd.  u.  A.  durch  Ges.  v.  0.  Apr.  1872,  15.  Juni  1874,  u.  bes.  durch  Ges.  v.  S.Juni  1876, 
l'cnsionserhöhungen  u.  dgl.  m.):  das  bad.  Ges.  v.  25.  Jan.  1874  (Erhöh,  d.  Pens.) 
u.  ein  and.  Ges.  v.  deuts.  Datum  (Erhöh,  d.  Pens.  d.  Hinterbliebenen).  Dazu  die 
später  zu  erwähnenden  Gesetze  über  Wohnungsgcldzuschuss  (D.  Reich, 
Preussen,  Baden).  In  den  70er  Jahren,  nach  d.  französ.  Kriege,  in  Deutsch- 
land zieml.  allgemein  Gehalts-  u.  Pensionserhöhungen.  Aus  d.  Literatur  für 
I'rcusseti  u.  A. :  Mascher,  d.  preuss.  Civilstaatsdienst,  2.  Aufl.,  Lpz.  1803, 
Kein  ecke,  die  Einkomincnsverhältnissc  der  preuss.  unmittelb.  Staatsbeamten,  Berl.  1870. 
Herrfu  rth , .  Etatswes.  a.  a.  O.  Abschn.  VIII  lf.  Meissner,  Handb.  f.  Verwalt.- 
beamte  u.  s.  w.,  Hallo  1870.  Uebcr  Baiern:  Grün.  Rechts-  u.  Gehaltsverhältnisse 
<1.  baier.  Staatsdieners,  Münch.  1880.  Ueber  K.  Sachsen:  Lotichius,  sächs. 
Gesetze,  betr.  Civilstaatsdieuer,  Lpz.  1878.  Ueber  Würtemberg:  Heberle,  Rechts- 
verh.  d.  würt.  Staatsbeamten,  Stuttg.  1876  u.  Riecko,  Verfass.  u.  s.  w.  W  s  S.  97 — 128. 
Leber  Oesterreich:  Ges.samml.  betr.  d.  Staatsdienst  in  Gest.  2.  A.  Wien  1877; 
Blonski.  öst.  Civ.pens.vorschriftcn,  Wien  1870.  Ueber  Frankreich:  Block  diction. 
Art.  fonetionuaires  u.  pensions.  Statistisches  über  Preusscn  in  d.  gen.  Aufs, 
v.  Engel  in  d.  preuss.  stat  Ztschr.  1S70;  eb.  1880  S.  271  ff.  Blenck  üb.  d.  Geh. 
verh.  d.  höh.  Gemeindebcamtcn  in  d.  grösseren  preuss.  Städten.  Ueber  Würtemb. 
Riecke  a.  a.  0.  Danu  M  ushackc,  Wartegeld  u.  Ruhegehalt  der  Civilstaatsbeamten, 
Berl.  1868  (Gesetzgebung  in  Deutschland,  Oesterreich,  Russland,  Frankreich).  Ueber 
die  Verhältnisse  im  Deutschon  Reich  (auch  beim  Militär):  Wagner,  Reichsiin, 
im  Jahrb.  v.  Holtzendorll  III,  125  II'.,  175  11.  Ueber  die  neuesten  preuss.  Gesetze  s. 
Elster  in  Conrads  Jahrb.  1883,  B.  41  S.  127. 

§.  157.  —  1.  Hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung 
des  Totalgehalts,  insbesondere  des  eigentlichen  Gehalts  und 
des  Ruhegehalts,  Uber  die  Acmtcrreihe  und  die  Dienstalter  u.  s.  w. 
sind  folgende  Anforderungen  zu  stellen. 

a)  Der  Zeitpunct  für  den  Beginn  eines  Gehaltsbezugs 
Uberhaupt  und  einer  genügenden  Besoldung  speciell  (§.  1(30  ff.) 
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in  einem  Amt  und  Dienstalter  ist  richtig  zu  bestimmen,  nemlicb 
so,  dass  der  Beamte  nacb  Schluss  seiner  Stadienzeit  möglichst 
bald  wenigstens  seine  Sustentation  aus  dem  Amtseinkommenerhält. 

Namentlich  muss  die  Zeit  des  unentgeltlichen,  des  etwa  bloss  mit  unge- 
wissen und  im  Gesaromtbctrage  geringen  Diäten  oder  Remunerationen  bezahlten 
oder  des  ungenügend  besoldeten  Staatsdiensts  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch 
lassen  sich  grosse  Uebclstände,  welche  in  unserem  deutschen  Staatsdienste  immer 
mehr  hervorgetreten  sind,  beseitigen  (Engel,  Preis  d  Arb.  S.  65).  Das  Ziel  muss 
sein,  dass  der  Staatsdiener  möglichst  bald  nach  der  Vollendung  seiner  theoretischen 
Studien,  also  in  der  Regel  des  Hochschulbesucbs,  und  nach  Ablegung  seiner  (ersten) 
Prüfung,  d.  h.  nach  der  Lieferung  seines  Qualifikationsnachweises,  angemessenen 
Lohn  erhalte,  wenu  auch  die  feste  Anstellung  und  der  Rechtsanspruch  auf  Amt 
oder  Besoldung  erst  nach  Ablauf  von  einigen  (wohl  höchstens  3  bis  5)  Probejahren 
und  nach  Ablegung  der  etwaigen  weiteren  (praktischen")  Prüfung  beginnt.  Es  wird 
daher  etwa  durchschnittlich  mit  dem  24.  Lebensjahr  des  Staatsdieners  ein  Lohnbezug, 
mit  dem  27. — 29.  ein  fester  Besoldungsbezug  beginnen  müssen,  und  zwar 
mindestens  in  der  Höhe,  dass  der  noch  nicht  fest  angestellte  Beamte  aus 
dem  Lohn  ohne  Zuschüsse  der  Eltern  oder  des  eigenen  Vermögens  den  üblichen 
Bedarf  für  seine  Person  allein  und  der  fest  angestellte  aus  der  Bcsoldnng 
den  Aufwand  für  eine  in  diesem  Alter  zu  grüudende  Familie  bestreiten  kann 
(§.  160). 

Die  Sachlage  ist  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  etwas  verschieden,  aber 
doch  wohl  in  der  Hauptsache  ziemlich  gleich.  Grössere  Verschiedenheiten  bieten, 
namentlich  zu  Zeiten,  die  einzelnen  Dienstzweige.  Die  remuncrative  Poriode  des 
preuss.  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten  begann  vor  Kurzem  kaum  vor  dem  30.,  der 
Bezug  fester  Besoldung  kaum  vor  dem  33.  Jahre  im  Durchschnitt,  eine  Familie  konnte 
der  Beamte  ganz  aus  dem  Diensteinkommen  höchstens  in  kleinen  billigen 
Orten  erst  in  einem  noch  mehrere  Jahi  e  höheren  Alter  erhalten.  In  den  70er  Jahren 
sind  die  Verhältnisse  etwas  besser  geworden,  aber  bei  dem  übermässigen  Zudrang 
zum  jurist.  Studium  seit  d.  2.  Hälfte  der  70  er  Jahre  beginnt  sich  das  jetzt  bereits 
wieder  zu  ändern  u.  worden  die  Dinge  vielleicht  bald  so  sein  wie  in  den  60er  Jahren. 

UnserPrincip  hat  den  grossen  Vortheil,  dass  dasausdemGehaltallmäligzuamortisirende 
Bildungskapital  nicht  so  hoch  anwächst  (§.  163);  dass  bei  etwas  frühzeitigeren  Ehen, 
die  doch  nur  in  geringem  Maasse  die  Gefahr  einer  wesentlich  grösseren  Kinderzabi 
mit  sich  bringen,  die  Zeit,  wo  die  Kinder  erwachsen  sind  und  vor  ihrer  Versorgung: 
am  Meisten  kosten ,  nicht  in  ein  gar  so  spätes  Alter  des  Beamten  füllt  Dadurch 
wird  die  Notwendigkeit  für  den  letzteren  beseitigt,  bloss  aus  Geldrücksichten  mög- 
lichst lange  im  activeu  Dienst  zu  bleiben,  um  nur  nicht  die  etwaige  Differenz  zwischen 
Besoldung  und  Pension  zu  verlieren.  Der  Staatsdienst  wird  sich  nicht  mit  Greisen 
überfüllen.  Die  Gehalte  brauchen  in  den  höheren  Acmtern  und  Dienstaltern  nicht 
ganz  so  stark  zu  steigen,  weil  ein  kleineres  Bildungskapital  zu  amortisiren  ist  und  die 
Kosten  der  Kindererziehung  und  Erhaltung  geringer  ausfallen,  wenn  die  letzteren 
auch  beim  Eintritt  in  den  Staatsdienst  selbst  früher  verdienen.  Selbst  die  in  anderer 
Beziehung  bedenkliche  Ermässigung  der  Pension  gegenüber  der  Besoldung  (§.  159) 
wirkt  dann  nicht  so  schlimm,  wie  jetzt  meistens,  wo  ein  genügender  Gehaltsbezug  viel 
zu  spät  beginnt. 

§.  158.  —  b)  Zwiscben  den  Besoldungen  der  auf- 
steigenden Aemter  und  Dienstalter  ist  ein  richtiges 
Verhältniss  herzustellen. 

Die  Gehaltssteigcrung  im  höheren  Amt  ist  das  unanfechtbare  Princip.  Aber 
sehr  bedeutende  Ungleichheiten,  sehr  grosse  Sprünge  der  Besoldungen 
namentlich  in  den  unteren,  mittleren  und  der  Hauptmasse  der  höheren  Aemter  sind 
zu  vermeiden.  Sonst  werden  wesentlich  gleiche  Leistungen  zu  ungleich  bezahlt  und 
es  tritt  die  Gefahr  des  Protectionsunwesens ,  der  Augendienerci  gegenüber  den  Vor- 
gesetzten, des  übermässigen  Ehrgeizes,  des  Streberthums  und  der  Stellenjägerei  zu 
sehr  hervor. 
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Die  Normalgebaltsätze  (ohne  Wohnungsgeldzuschass  in  Preussen  und  Reich, 


in  Oesterreich  iucl.  Functions- 
Deutsch.  Reich 
und  Preussen 
1870  1883 
Oberster  Mk. 
Gerichtshof. 

ErstPräsid.   18,000  25,000 
u.  Dienstwohn. 


und  Actirit.-Zulage), 
Oesterreich 
diess.  Leitha 
1870  18S0 
fl.  P.  ö.  W. 


lind  z.  B.  im  Justizdienste: 


Baiern 
1883 
Mrk. 


Frankreich 


1865 


Fr. 


1881 


10,500       20,000       12,G00       35,000  30,000 


Yicepr.u.dgl.  10,500 

14,000 

Käthe   .    .  9000 

12,000 

bis  6600 

Durchschn.  8400 

12,000 

SubaIt.(Czl.)B. 

1.  Cl.  4500 

5100" 

bis  2100 

2700 

and.  2700 

3300 

bis  1500 

1800. 

Int.  B.  (Dien.)  1500 

1650 

bis  1050 

1200 

Gerichte  2.  Inst. 

u. 


7350 

5SS0 
4830 


1130 
bis  730 


700 
bis  400 


Dir. 


Präsidenten  .  Pr.  u 

10,500    14.000  2 
8 1 00  bis  6000  u.  Mieths- 
entsehädig.  od.  Dienstwohn. 
Senatspräs.  7500 
bis  0900 
D.  8700 

Räthe  .  .  5400  6600 
bis  3600  4800 
D.  4500  5700 

Überstaats- 

anw.  u.  s.  w.     5400  9900 
bis  4200  bis  7500 
D.  8700 

Staatsanwälte     -  4800 

2400 
D.  3600 

Secret.  u.  dgl.  3000  4200 
bis  1800  2100 
I).  2472  3150 

in  Berlin. 
3600 
2100 
D.  2850 
iu  and.  Orten. 
1950  2250 
1350  1650 
D.  1950 

Cass.  u.  Rech- 

nungsb.  .  .  3300  4200 
0883  bei  bis  2700  3900 
PreussJicvis.) 

Untere  Diener  1050  1350 
a.  s.  w.  bis  900  960 
A.  Wignor,  Finanz wkseavhaft . 


Pr.  6300 
Pr.  5250 
u.4200 


3150 
2625 
2300 


Wie 
Räthe 


u. 


1300 
1200 


Caazlisten 


bis 


u. 
u. 


735 
630 
525 


1600 
bis  500 


420 
bis  300 

I.  X  Aull. 


(11,000 
\  10,000 
D.  c.  0400 


D. 
1). 

D. 

D. 


3100 
2200 
1950 
1800 
1207 
850 
593 
375 


D.  4804 


5000 


2200 


D.  1345 


2700 
D.  1760 
1).  1437 
D.  1050 
646 
160 


7920u.6G»ü> 


(in  Wien) 
11,400 
6500 


25,000 
18,000 


25,000 
18,000 


6480 

bis  5760  advoc.gen.u.  proc.  gen. 

25—20,000  25—30,000 


6000 
bis  2400 


bis 


1800 
1000 


9720 


l.Pr.  30,000 
bis  15,000 
D.  17,071 
2.  Pr.  13,750 
bis  7500 


7740 

7025 
5640 
bis  4560 


7*20 


6660 
4920 
2280 


6000 
3600 
4000 


1800 
1100 


25,000 
15,000 

13,750 
7500 


11,000  11,000 
bis  5000  5000 
D.  5S97 

proc.  g6n. 
30—15,000  25—15.000 


advoc.  gen. 
13,200—5833 


13,200 
7500 


grefr.,  cominis. 

8-2000  8-2500 


23 
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Gerichte 
Präsidenten 


his 
D. 


Räthe  u.  Rieht. 

bis 
D. 


Deutsch.  Reich 
und  Preussen 
1870  1883 
Mrk. 

.  Inst. 

Pr.  u.  Dir. 
6600  9900 
3900  7500 

4300     8700  Vicepr.  3150 
(In  Berlin     u.  2625 
10,500) 
3900  6000 
1800  2400 
2600  4200 


Oesterreich 
dicss.  Leitha 


1870 
fl.  P. 

Landes-  u. 
Kreisger. 
Pr.  4200 


1880 
ö.  W. 


Baiorn 
1883 
Mrk. 

5760 


Frankreich 
1865  18S1 
Fr. 


(In  Wien) 
17,000 
6500 

4700    Dir.  4*00 
bis  4560 


6  Classen 
20,000 
3600 


Staatsanwälte 
bis 


Staatsanw.geh. 

u. 

Burcaubeamtc 


bis 


2700 
1650 
Bnr.  u.  s.  w. 

1650 
bis  1200 
Diener,  Boten  1050 
u.  s.  w.     bis  750 


3900  6600 
2400  1S00 
(In  Berlin 
7500) 
2100  4800 
1S0O  2400 
Bur.-  u. 
Rechn.-B. 
1.  Gl. 
3600 
2100 
-B.2.C1. 
2100 
1500  bis 
1350 
800  u. 
u. 


2000 
u.  1HO0 
u.  1600 
Bczirksr. 
15  u.  1300 
Wie 
Räthe 


D.  2977 


D.  3200 


4620 
bis  3360 


4920 
bis  2280 


Pr.  20,000 
bis  3600 
D.  4295 
Vicepr.  10,000  10.000 
bis  3000  3000 
D.  4367 

960«»  8000 
bis  2400  2100 
D.  3201 


u.  Secret. 

1000 
Adjunctcn 

900 
bis  630 


D.  2292 
D.  1000 


20.000 

20,000 

bis  3600 

3600 

1).  4295 

SOOO 

N000 

bis  2400 

2400 

greftiers 

6000 

6000 

bis  1000 

1000 

D.  1070 

greif,  coinmis 

3500 

4000 

bis  1200 

1200 

D.  1490 

Offic.  Canzl. 
Accessisten' 
630 
367'/4 

420     D.  613 
367N, 
300 
u.  250 

Ftlr  Preussen  sind  hier  für  1870  die  Sätze  mitgetheilt,  welche  im  grössten  Theile 
des  Staats  galten  (Gebiet  d.  Verordn.  v.  2.  Jan.  1849  für  Ger.  2.  u.  1.  Instanz).  Im 
(iebiet  des  Appellationsgcrichtshofs  Köln  u.  z.  Th.  in  d.  neuen  Pro*,  (bes.  iu  Hannover 
und  Frankfurt  a.  M  )  waren  die  Sätze  etwas  anders,  mitunter  höher,  aber  in  der  Haupt- 
sache doch  wenig  verschieden.  Die  richterl.  u.  Staatsanwalt!.  Beamten  bei  d.  Gerichten 
2.  u  1.  Instanz,  z.  Th.  auch  die  Bureaubeatnten  beziehen  in  Berlin  (z.  Th.  auch  in 
einigen  anderen  grösseren  Städten)  etwas  mehr  als  bei  d.  and.  Gerichten.  Alles  oben  ohne 
Wohnungsgcld.  Einige  preuss.  Richter  bezogen  früher  aus  Nebenämtern  kleine 
Ncbcneiunahmcn,  ferner  noch  etwas  Gebühren.  —  In  Oesterreich  ist  die  Gerichts- 
organisation etwas  verwickelter  als  in  Preussen,  verschiedene  Katcgorieen  von  Mittel- 
beamten kommen  bei  mehreren  Gerichten  vor.  Bei  den  Gehalten  für  den  obersten 
Gerichtshof  sind  f.  1870  die  (Juarticrgeldcr  eingerechnet  worden  (der  1.  Präs.  bezop 
auch  noch  1200  fl.  Personal-  und  Functionszulage).  Es  fanden  sich  daselbst  u.  A. 
noch  Hofsei  retärc  mit  2415,  2205  u.  1995  h\  Das  sämmtlicbc  Personal  der  Gerichte 
2.  ti.  1.  Instanz  in  Wien  und  Triest  bezog  neben  den  oben  angegebenen  Gehalten 
no<  h  guarticrgelder  in  verschiedener  Höhe  (meist  '/„  —  */?•  bei  niederen  Besoldungen 
noch  mehr,  bei  höheren  zum  Theil  weuiger)  Für  1SSO  beziehen  sich  die  Angaben 
auf  Wien  speciell  u.  zwar  auf  die  Summe  der  Amtsbezüge  der  Beamten  <d.  h.  nach 
der  jetzt  geset/I.  Unterscheidung  in  Oest. :  Gehalt,  Funct-Zul.  —  for  die  höchsten 
Stellen,  —  Activit.-Zul.,  hier  und  da  Ergänzungs-  u.  Pers.-ZuD.  In  den  Provinzen  sind 
hier  wie  bei  anderen  Stellen  bes.  die  Funct.-  u.  Acüv.-Zul.  kleiner,  die  Gehalte  nicht 
allgemein.  —  In  Frankreich  bezog  1*05  der  procureur  gener.  am  Cassationshof 
35.000,  der  1.  advoc.  gener.  25,000  Fr.  Bei  den  unteren  Beamten  (greftiers)  kommen 
wohl  die  Gebühren  stärker  in  Betracht. 

Eine  Verglcichung  bis  ins  Einzelne  ist  bei 


der  immer  etwas  verschied 
ffairisation  der  Gerichte  und  Function  der  Beamten  nicht  durchweg 


möglich. 


rten  Or- 
Docli 
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gestattet  die  obige  Uebersicht  eioen  genugenden  Einblick  in  die  Abstufungen  der  Ge- 
halte. Es  ergiebt  sich  eine  bemerkenswerte  Aehnlichkeit  der  Proportionen  der 
Aemterclassen  in  allen  4  Ländern,  z.  B.  beim  obersten  Gerichtshof,  was  für  ziemlich 
richtige  Normirung  spricht.  Selbst  die  absolute  Höhe  der  Gehalte  im  gleichen  Amt 
ist  in  den  Staaten  der  üebersicht  uncl.  Baden  f.  1*70,  wofür  oben  Baiern  eingesetzt) 
mehrfach  nahezu  dieselbe,  namentlich  bei  den  zahlreichen  Stelleu  der  Käthe,  wo- 
bei in  Oesterreich  mit  Rücksicht  auf  Valuta  und  Preise  der  fl.  kaum  über  Va  Thlr. 
zu  rechnen  ist  (Käthe  2.  Instanz  om  1870  in  Preussen  1500,  Oesterreich  so  ge- 
rechnet 1346,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  —  991,  Frankreich  1546  Thlr., 
1.  Instanz  resp.  866,  900,  822,  853  Thlr.).  Seit  1870  in  Deutschi.  u.  Oesterr.  an- 
sehnliche Erhöhungen,  in  Frankr.  Gleichbleiben ,  selbst  Reduction  einiger  höchster 
Gehalte. 

In  den  anderen  Dienstzweigen ,  der  inneren  Verwaltung,  der  Finanzen  u.  s.  w. 
finden  sich  meist  die  gleichen  GehaltsUtze  für  die  Aemter  oder  Stellungen  entsprechen- 
den Rangs,  so  dass  die  Daten  Uber  den  Justizdionst  als  typische  Beispiele  dienen 
können.  Der  Civildienst  im  Deutschen  Reich  ist  im  Allgcm.  nach  den  preussischen 
Sätzen  bezahlt.  Näheres  über  Preussen  i.  d.  Aufs.  v.  Engel  im  Jg.  1876  der 
stat.  Ztschr.  Hier  wird  für  1875  berechnet:  Durchschn.-Geh.  der  höheren  Beamten 
4082  M.,  der  Subaltern b.  1884,  der  Unter b.  1020,  sonstiges  1286,  alles  ohne  Wohn- 
Geldzuschuss.  Es  war  bei  diesen  4  Beamtenclassen  die  Zahl:  bez.  9409,  25*433, 
39  217,  313,  Besoldung» aufwand  des  Staats:  bez.  38.78,  47.91,  40.01,  0.40  Mill.  M. 
Der  gesammte  Besold.-Aufwand  im  preuss.  Staatshaush.  131.44,  die  Wohnungsgeldzu- 
schüsse 14.56,  and.  persönl.  Ausgaben  34.51,  zus.  180.51  Mill.  M.  Ausserdem 
hatten  7480  Beamte  Dienstwohnungen  von  i.  G.  75,839  Beamten  im  Hauptamt  und 
1277  im  Nebenamt  (a.  a.  0.  S.  419,  481). 

a)  Die  höchsten  Stellungen  im  Staatsdienst,  welche  ohne- 
dem häufig  einen  gewissen  Repräsentationsaufwand  mit  sich 
bringen,  werden  mit  Recht  mit  bedeutend  höheren  Besol- 
dungen dotirt,  als  die  übrigen  Aemter. 


Jedoch  sind  auch  hier  zu  grosse  Abstände  von  den  übrigen  Besoldungen, 
vollends  wenn  diese  Stellen  am  Ende  nur  auf  Kosten  der  ungenügend  bezahlten  uutcren 
und  mittleren  Aemter  besser  ausgestattet  sind,  zu  vermeiden  (Gefahren  in  Monarchieen 
verglichen  mit  Republiken).  Die  Besoldungscurnuliru  ngen  in  den  höchsten  Aem- 
tern,  indem  den  Inhabern  der  letzteren  noch  andere  Stellen  oder  gar  blosse  Sinecurcn 
Ubertragen  werden,  lassen  sich  noch  weniger  rechtfertigen.  Grosser  Missbrauch  be- 
kanntlich unter  Napoleon  IU.  mit  Acmtercumulirungcn,  Sineruren  u.  s.  w.  für  die 
Marschälle,  hohen  Staatswürdenträgern,  Senatoren,  wobei  einzelne  Günstlinge  es  auf 
mehrere  hunderttausend  Frank  Staatsgehalte  brachten! 

Norm  algehalte  für  die  höheren  Ministerialbeamten  u.  einige  andere 
höhere  Posten  im  Staatsdienste  sind: 


Minister 


Preussen 
um  1870  1883 
M. 

36,000  desgl 
nebst  fr. 
Wohn.  u. 

Mobil. 


1870 


Oesterreich  Baiern 
1880  1883 
M. 

20,000  Minister 
21,600 
(davon  V« 
Geh.,  */, 
Funct.-Zul. 
u.Repr.-G.) 


Frankreich 


fl. 

14,700 
incl.  Quar- 
ticrgeld  u. 
16,800 
nebst  fr.  Wohn. 


1870 

fr. 

100,000 
einige  mit 
30,000 
Repräs- 
Aufw. 


1881 
60,000 


Unterstaatssecrt.  18,500    15,000       7350  10,000 
u.  dgl.  (Minist.- 
Dir.,Sect.-Chefs). 


60,000 
im  Staats- 
rath 
25,000 
u.  20,000 
in  and.  Min. 

23* 


25,000 

u. 
30,000 
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Vortrag.  Käthe 


Preusscn. 
um  1870  1883 
M. 
9000 


1).  7 


6600 
7800 


9900 
7500 
8700 


Oesterreich. 
1870  1880 
fl. 

Min.-R, 


Provinz.chcfs 


Obcrpr. 
21,000 
u.  freie 
Wohnung 
Keg.-Präs. 
10,500 
u.  froie 
Wohn, 
(oder 
1800) 


desgl. 


11,400 
desgl. 

(oder 
2400— 
1800) 


Baiern.  Krankreich. 
1883         1870  1881 
M.  fr. 
25.000 
im  Staats- 
rath.Cab.-u. 
Dir  .-Chefs  in 
and.  Minist 
c.  12—15,000 
14,400  Präfcctcn 
D.  23.380 


6660 
bis  7920 


1 0,000 
1 2,000 
15,000 


5ShO        1).  c. 
bis  4830  6300 
Sectionsr. 
3570     c.  3800 
bis  3045 

Statthalter  14,400   Präfcctcn  Seinc-Pr. 

d.  gross.  D.  23.380  50,000 

Pror.  And.  in 

6— S000    7— 8000  8  (Jlasscn 

nebst  35,000 
5-10,000  5—10.000  24,000 
Funct.-Zul.  18,000 
u.z.  Th.fr.  Unter- 

Wohn.  präf. 
Land.-Präs.  7000 
d.  klein.  Prov.  6000 
4000  7000  4500 

nebst  4000  4000 
Funet-Zul. 

Einzelne  Minister,  wie  die  des  Acussern,  des  K.  Hauses.  Min. -Präsiden ton  er- 
halten öfters  ausserdem  grössere  Kepräscntationsgelder.  (Baiern  Min.  d.  Acuss.  i.  Ii. 
z.  B.  32,400  M.).  Wegen  letzteren  Umstands  bedeutend  höhere  Einolumeiitc  der  Ge- 
sandten. In  Oesterr.  Min.-Präs.  12.000  11  (ieh.,  14,000  Fl.  Funct.  -  Zulage ,  die 
Dep.-Min.  bez.  10.000  fl.  und  10,000  fl,  dazu  z.  Th.  freie  Dienstwohn.  In  Baiern 
Dep.-Minister  10,800  M.  (ieh.,  je  5400  M.  Funct.- Zulage  u.  Kcpräsent.- Kosten.  Di« 
französische  Eintheilung  innerhalb  der  Ministerien  gestattet  keinen  ganz  genaueu 
Vergleich  mit  der  der  deutschen  Staaten.  Dio  Ministerbesoldung  war  im  kais.  Frank- 
reich jedenfalls  uuverhältnissmässig  hoch.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Frankreichs  S.  31. 
Auch  in  Preusscn  ist  die  Besoldung  des  Ministers,  wenn  man  freie  und  meublirtc. 
mit  allem  Hausrath  versehene  Wohnung  auf  6000  M.  anschlägt,  relativ  hoch  verglichen 
mit  der  Bezahlung  der  Räthe,  früher  mehr  als  das  Fünffache,  jetzt  etwa,  mit  Zuschlag 
des  Wohnungsgelds  von  1200  M.  bei  den  Käthen  c.  das  Vierfache,  in  Oesterreich 
(obige  Zahlen  incl.  Functionszulagc)  doch  nur  etwa  das  2'/a — 3  fache.  Der  Fehler 
liegt  in  Pxeussen  aber  nicht  in  zu  hoher  Besoldung  der  Miuister,  die  vielmehr  selbst 
zu  niedrig  ist,  sondern  in  immer  noch  zu  niedriger  der  Käthe.  Einigo  der  letzteren 
haben  in  Preusscn  wohl  Nebenämter  mit  kleinen  Gehalten  oder  Kemuneratiouen.  Im 
Deutschen  Kcich  bezieht  der  Keichskanzler  54,000  M.  Gehalt,  die  Staatssecretäre 
20,000,  24,000,  36,000  M.,  alle  mit  fr.  Dienstwohu  Directoren  u.  Vortrag.  Käthe  wie 
in  Preusscn.  Im  K.  Sachsen  Minister  21,00t),  Minist. -Dircct.  11,000.  Miti.-  Käthe 
9000— 7200.  Prov. -Chefs  ^Kreishauptleute,)  11.000  M.  In  Würtemb.  Min.-Präs. 
23.143,  Depart.-Min.  18,000,  Min. -Dir.  6S00,  Min.-Räthe  6400—4400,  Prov.-Chefs 
6>00  —  6400  M.  In  Badcu:  Min.-Präs.  14,400,  Dep.-Min.  12,000,  Min. -Käthe 
6800  —  3500.  —  In  Nordamerika  und  der  Schweiz  sind  die  Gehaltsunterschiede 
zwischen  höhereu  und  niederen  Beamten  viel  kleiner.  S.  auch  Hock,  Finauzen 
Amerikas,  S.  38. 


ß)  Gehaltssteigerangen  nach  dem  Dienstalter  in  dem- 
selben Amte  sind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  auch  deshalb 
geboten,  weil  die  Zahl  der  Beamten  in  höheren  Aemtern 
regelmässig  eine  so  viel  kleinere  wird. 

Es  muss  deshalb  ein  grosser  Theil  der  Staatsdiener  nothwendig  lange  in  niedrigeren 
Aemtern  stehen  bleiben.    Die  Zulagen  nach  dem  Dienstalter  müssen  dann  um  so 
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häufiger  und  bedeutender  sein,  je  später  der  Beamte  in  genügende  Besoldung  eintritt, 
während  sie  seltener  und  geringer  sein  können,  wenn  die  im  rorigen  §.  gestellten 
Anforderungen  erfüllt  werden. 

Theilt  man  z.  B.  die  Beamten  des  preuss.  Juztizdienstes  nach  der  ungefähren 
Gleichheit  ihrer  (iebaltsbezüge  u.  Rangvcrhältnisse  in  Classen ,  so  erhalt  man  i  incl. 
Rhein.  Sprengel)  im  preuss.  Staate  alten  Umfangs  um  1870:  I.  Classe  1  Stelle  (Präs. 
d.  Obertrib.).  —  II.  Cl.  47  Stellen  (Viccpräs.  desselben,  (ieneralstaatsanwalt ,  Priis. 
2.  Inst.,  Generalprocur.).  —  III.  Cl  54  Stellen  (Ruthe  u.  Oberstaatsanw.  am  Obertrib.).  — 
IV.  Cl.  630  Stellen  (Präs.  d.  (ier.  1.  Inst.,  Ruthe  2  Inst.,  Oberstaatsanw.  bei  Ger. 
2.  Inst  ,  Generaladvoc,  Überprocur.).  V.  Cl.  2S14  Stellen  (Richter  1.  Inst.,  Staats- 
anwälte, Procuratoren ,  Landgerichtsassessoren  am  Rhein).  —  Gegenwärtig  (I SS3 1  er- 
giebt  eine  ähnliche  Berechnung  f.  d.  ganzen  preuss  Staat  (incl.  Reichsgericht,  indem 
60%  der  Senatspräs.  u.  Räthc  auf  Preussen  gerechnet  werden):  I.  Cl.  1  (Präs.  d. 
Rcichsger.);  II.  Cl.  18  (Senatspräs.  u.  Überreichsanwalt  d.  Rcichsger.,  Präs.  d.  Ober- 
landesger.  >;  HI.  Cl.  37  (Räthc  n.  Staatsanwälte  am  Rcichsger.  i;  IV.  Cl.  HO  ^Sen.- 
pr&s.  u.  Oberstaatsanwälte  d.  Obcrlandesgcr.,  Landgcr.präs.);  V.  Cl.  504  t.Räthe  am 
Oberlandcsger.,  Dir.,  erste  Staatsanwälte  d.  Landgerichte);  VI.  Cl  3547  (Staatsanw. 
bei  d.  Obcrlandesgcr.,  dsgl.  bei  d.  Landger.,  Landrichter  u.  Amtsrichter  hei  letzteren). 
Die  „Carriere"  im  Just.dienst  ist  hiernach  für  die  oberen  Stellen  (Cl.  I— III)  und 
für  die  mittleren  (Cl.  IV  in  1870.  Cl.  IV  u.  V  in  18S3)  noch  ungunstiger  ge- 
worden, denn  damals  kamen  auf  1  der  höheren  Stellen  27.0,  auf  1  der  mittleren  44,7 
unterste  Justizbeamte,  jetzt  bez.  63,3  u.  55,1,  d.  h.  für  den  Richter  1.  Instanz  ist  die 
Chance  in  den  mittleren  Dienst  zu  kommen  um  23°/0,  in  den  höheren  Dienst  um 
129°/0  schlechter.  Die  höheren  Aemter  werden  erst  in  höherem  Alter  erreicht,  wo 
die  Zahl  der  Aspiranten  durch  Tod,  Pcnsionirung  u.  Uebergang  in  andere  Zweige 
schon  stark  gelichtet  ist,  verglichen  z.  B.  mit  dem  Personal  in  1.  Instanz,  aber  immer- 
hin zeigt  die  grosse  Verschiedenheit  der  Stellenzahl  die  Richtigkeit  der  Bemerkung 
im  Texte. 

Zur  Durchführung  dieser  Forderung  giebt  es  verschiedene 
Wege,  namentlich  folgende  drei:  Einmal  1)  das  ältere  System, 
Aemter  derselben  Kategorie  und  Klasse  an  verschiednen 
Orten  mit  verchiednen  Gehalten  zu  versehen  und  die  Beamten 
dann  durch  örtliche  Versetzung  in  höhere  Gehalte  aufsteigen  zu 
lassen,  was  indessen  vielfach  sachlich  nachtheilig  und  mit  anderen 
Kosten  sowie  mit  Belästigungen  für  den  Beamten  verbunden  ist, 
daher,  wie  es  auch  jetzt  meistens  geschehen  ist,  besser  auf- 
gegeben wird.  Sodann  2)  das  (preussische)  System,  fllr 
jedes  Amt  einen  Durchschnittsgehalt,  ein  Minimum,  ein 
Maximum  und  zwischen  beiden  feste  Gehaltsstufen  einzu- 
richten, wobei  der  Beamte  mit  dem  Minimum  beginnt  und  nach 
und  nach  in  die  anderen  Stufen  aufsteigt.  Letzteres  hängt  hier 
zwar  nicht  direct  von  der  vorgesetzten  Behörde  ab,  wohl  aber  von 
zufälligen  unregelmässigen  Ereignissen,  wie  von  Todesfällen, 
Pensionirungen ,  sonstigem  Ausscheiden  der  Vormänner  aus  dem 
betreffenden  Amte  u.  dgl.  m.  Dadurch  wird  das  Ob  und  Wann 
des  Aufsteigens  ganz  unsicher  und  oft  sehr  ungleichmässig  für  die 
einzelnen  Hintermänner,  mitunter  sehr  rasch,  mitunter  sehr  lang- 
sam .  Daher  verdient  wohl  3)  das  System  festerDienstalters- 
zulagen  für  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  5,  Quinquen n i al - 
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Zulagen,  besser  als  De cennial Zulagen,  was  eine  zu  lange  Periode 
ist)  für  Beamte,  welche  in  demselben  oder  in  einem  nach  Rang 
und  Gehalt  gleichstehenden  Amte  dienen,  den  Vorzug.  Es  macht 
diese  Zulagen  unabhängig  von  jeder  Willkühr  der  Vorgesetzten, 
bedingt  trotzdem  keine  Erlahmung  des  Diensteifers  oder  Nach- 
lässigkeit im  Dienste,  weil  das  sonstige  Avancement  und  die  Dis- 
ciplinarbefugnisse  der  Vorgesetzten  ja  bleiben.  Es  steigert  viel- 
leicht beim  ersten  Uebergang  von  dem  zweiten  zu  ihm  den 
Besoldungsaufwand  für  die  Staatskasse  etwas,  aber  nicht  not- 
wendig oder  doch  nur  in  solchem  Maasse  auf  die  Dauer,  wie  es 
durch  das  wahre  Interesse  nicht  bloss  des  Staatsdieners,  sondern 
auch  des  Staats  selbst  gefordert  wird. 

In  Freusse n  u.  danach  im  Rci  chsdienste  besteht  das  zweite  System.  S.  die 
obigen  Statist.  Daton  über  die  Gehalte,  z.  B.  Oberlandesgcrichtsrälhe  Durchschn.gch. 
5700,  Grenzen  4800—6000,  Stufen  von  600  M.,  Richter  1.  lustanz  bez.  1200,  2400 
bis  6000,  Stufen  ?.  300  M.  Man  plant  jetzt  (1SS3:  ein  neues  Bcainteubesoldungs- 
gesetz,  hri  welchem  der  Uebergang  zu  dem  dritten  System  wohl  ernstlich  erwogen 
werden  wird. 

Letzteres  besteht  mehrfach,  so  auch  im  neuen  Gehaltsreguiatir  v.  1ST6  in 
Baiern.  Hiernach  erfolgen  für  die  Staatsdiener,  mit  Ausnahme  der  I.  Classe,  regel- 
mässige Quinqucnnial-Alterszulagcu,  bis  zur  VIII.  Cl.  meistens  um  180  M., 
insbes.  v.  5.  Quin<iucunium  (21.  Jj  au  um  1 80  M.  Von  der  IX.  Cl.  an  steigt  der 
Gehalt  schon  nach  3  Dienstjahren,  alsdann  vom  6.  Jahr  an  auch  nach  Quinqucnnien. 
Beispiel:  I.  Cl.  Minister  10,^00  M.  Gehalt,  dazu  5400  M.  Functionsgehalt  und 
5400  M.  Keprasentationsgclder.  —  II.  Cl.  z.  B.  Ministerialrathc  nach  Quinquennien: 
6660 -7020-7380— 7740  M.,  nach  20  J.  180  M.  Plus,  bis  zum  Max.  v.  7020  M.  — 
III  Cl.  z.  B.  Operappellriitbe :  57Ü0— 0120— 6300— 64S0  —  dann  180  M.  Plus.  — 
IV.  Cl.  z.  B  Appellräthe:  4560— 4020— 52S0— 5460  —  danu  180  M.  Plus.  ü.  A. 
auch  feste  Minimalgehalto  für  die  Universitätslehrer  mit  solchen  Alters- 
zulagcn:  ord.  Prof.  4200—4560-4740—4020  —  dann  180M.  Plus,  ausseronl.  Prof. 
3180—3360-3540—3720  —  dann  180  M.  Plus. 

In  Oesterreich  iGes.  v.  15.  Apr.  1873)  besteht  jetzt  folgende  Einrichtung: 
Die  Beamten  zerfallen  in  1 1  Kangclassen,  die  4  obersten  mit  Gehalten  in  Einer  festen 
ZiQor  (12000,  10000,  S000,  7000  fl.)  u.  mit  Functionszulagen  (1.  CL  14000  11.. 
nur  d.  Min.präs.,  2.  Cl.  10000,  Minister,  Präs.  d.  oberst.  Ger.hofs  u.  d.  KechnJiofe, 
3.  Cl.  10000  —  1000,  Statthaitor  u  a.,  4.  Cl.  4000—1000  fl.).  die  7  anderen  mit  je 
einem  dreistufigen  Gehalte  o.  Vorrückong  darin  nach  5  Jahren  (also  beschränkte 
Quinqu.zulagen ,  Cl.  V  4500,  5500,  60«0,  Cl.  VI  2800,  3200,  3600,  Cl.  VII  2000, 
2200,  2400,  Cl.  VIII  1400,  1600,  1S00,  Cl.  IX  1100,  1200,  1300,  Cl.  X  900,  050, 
JOOO,  Cl.  XI  600,  700,  800  fl.)  und  A cti vi tätszu lagen  nach  diesen  Classcn  und 
nach  Ortsclasseu  (Wien,  z.  B.  300,  400,  500,  600,  700,  800,  1000  fl.,  Orte  über 
50,000  von  10—50,000  u.  unter  10,000  Einwohnern). 

§.  150.  —  c)  Der  Zeitpunct  für  den  Beginn  eines 
Anspruchs  auf  Ruhegehalt,  die  Höhe  dieses  letzteren 
und  das  Verhältniss  desselben  zum  Gehalt  im  activen 
Dienste  muss  richtig  bestimmt  werden. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Bestimmungen  Uber  Ruhegehalt  und  Wartegeld  im 
Staatsdienste,  aber  auch  der  Mangel  klarer  und  wissenschaftlich  begründeter  Principien 
iBt  gross,  namentlich  auch  in  Deutschland.  Vgl.  Mushacko  a.  a.  0.  Die  ungün- 
stigsten Bestimmungen  in  Preussen  und  im  Deutschen  Reich  selbst  nach  den  Ver- 
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bessern» gen  r.  1S72,  im  Ganzen  die  günstigsten  in  Kussland.  8.  d.  neac  preuss. 
Pensionsgesetz  v.  27.  März  1S72  (f.d.  unmittelb.  Staatsbeamten)  u.  Novelle  v.3t.  März  1S*»2, 
dann  d.  Reichsges.  Ober  d.  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  v.  31.  März  1873 
darüber  mein  Aufs,  in  HoltzendorfTs  Jahrb.  Uber  Reichsfin.,  III,  175  IT.),  womit  das 
neue  Militärpensionsgesetz  v.  27.  Juni  1 S7 1  zu  vergleichen  ist  (ebendas.  S.  105  ff.). 
Auf  die  aparten  Verhältnisse  des  Militärpensionswesens  wird  hier  nicht  näher  einge- 
gangen is.  darüber  meinen  gen.  Aufsatz1!.  Der  sachlich  begründete  Hauptunterschied 
beruht  natürlich  darauf,  dass  beim  Militär  im  Kricgo  durch  den  Dienst  selbst 
die  Dienstuntauglichkeit  bewirkt  wird  und  leicht  und  sicher  dies  Causalmoment  sich 
nachweisen  lässt.  Ueber  eine  Analogie  des  Civildiensts  auch  hier  s.  a.  a.  0.  S.  178. 
Andere  Unterschiede  sind  sachlich  kaum  geboten,  denn  das  Ausscheiden  wegeu 
rerminderter  körperlicher  Tüchtigkeit  wäre  nicht  nur  im  Militärdienst  erwünscht, 
wenn  auch  in  beiden  Zweigen  in  dieser  Hinsicht  ein  verschiedener  Massstab  anzu- 
legen ist. 

Es  empfiehlt  sieb,  entgegen  einer  verbreiteten  Anschauung 
und  Staatspraxis,  welche  eine  falsch  verstandene  Sparsamkeit 
Ober  die  wahren  Interessen  des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs 
nur  des  einzelnen  Staatsdieners)  setzen,  folgende  Einrichtung. 

a)  Der  Beginn  eines  Anspruchs  auf.  den  Genuss  eines 
Ruhegehalts  (Pension)  Uberhaupt  darf  nicht  zu  spilt  eintreten, 
passend  etwa  nach  vollendetem  fünften  Dienstjahre.  Es  soll 
aber  hier  die  Pension  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  des  Gebalts, 
z.  B.  ein  Viertel  erreichen. 

So  in  Anhalt  bei  5  und  weniger  Dienstjahren  von  Gehalten  über  und 
"/„  von  Gehalten  unter  300  Thlr.  In  Raden  von  dem  (bei  Beträgen  von  über  600  fl. 
bei  der  Pensionirung  stets  um  V5  verkürzten)  Gehalt  vom  vollend.  5.  bis  10.  Dicnst- 
jahrc  70°/o  (d.  i.  56%  v.  ganzen  Gehalt),  in  Hessen  in  d.  ersten  10  Dienstjahren 
70%,  in  Baiern  dsgl.  70,  resp.  80%.  Auch  die  meisten  and.  D.  Kleinstaaten 
geben  v.  Anfang  an  Ansprüche  auf  Ruhegehalt,  dsgl.  Frankreich  v.  6.  Jahre  an 
(10%),  Russland  in  gew.  Fällen  v.  5.  an  (337B%),  Würtembcrg  v.  vollend.  0. 
an  (40  %\  Sachseu  v.  vollend.  10.  an  (80°/,,).  Oesterreich  desgl.  nach  d.  neuen 
Verordn.  v.  9.  Dec.  1866  (3373%),  Preussen  nach  d.  Pensionsregl.  v.  30.  April  1*25 
dagegen  erst  v.  vollend.  15.  J.  an  (von  da  ab  bis  zum  10.  nur  25%),  jetzt  nach  d. 
neuen  Ge9.  v.  vollend.  10.  J.  an  25%.  ebenso  im  Civil-  und  Militärdienst  des  D. 
Reichs.  Mitunter  sind  die  Pensionsverhältnisse  bei  niederen  Gehalten  etwas  günstiger 
z.  B.  in  Würtcmberg);  bei  ganz  kleinen  Gehalten  werden  wohl  absolute  Mini- 
mal betrüge  der  Pensionen  normirt.  in  Preussen  früher  60 — 96  Thlr.  Für  die 
Zeit  vor  Beginn  des  Pensionsanspruchs  mitunter  .,G  na  d  enbcwilligungen",  auch  wohl 
einmalige  Abfertigungen  (so  in  Ocsterr.  nach  V.  v.  1S06  1 — l'/afaches  des  Jahres- 
gehalts. Hier  auch  die  Bestimm.,  dass  event.  dem  Beamten,  uuter  Verzicht  auf 
Pension,  statt  deren  ein  2 jähr.  Gehalt  als  Abfindung  auf  seinen  Wunsch  gegeben 
werden  kann). 

ß)  Die  Höhe  der  Pension  muss  alsdann  von  Jahr  zu 
Jahr,  nicht  nur  nach  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  von  5  oder 
gar  10  Jahren)  angemessen  steigen. 

Der  jährliche  Zuwachs  kann  entweder  in  der  ganzen  Dienstzeit  der  gleiche 
oder  passend  etwa  in  d«:r  ersten  Hälfte  derselben  ein  etwas  niedrigerer  als 
in  der  zweiten  sein.  z.  B.  vom  6.  bis  20.  Jahr  1%,  vom  21.  bis  40.  Jahre  2%%, 
wenn  nach  5  Jahren  die  Viertelpension  eintritt. 

In  Preussen  stieg  d.  Ruhegehalt  früher  im  1.  Jahrfünf  der  Pensionsfähigkeit 
um  %.  in  jedem  folgenden  bis  zum  50.  Dicnstjahre  um  Vio  der  Besoldung,  jetzt  in 
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Preussen  wie  im  Reich  die  gleiche  und  jährliche  Progression  um  7».  seit  Ges. 
?.  1882  in  Pr.  um  7«,.  Auch  fiele  and.  D.  Staaten  lassen  die  Pension  im  Anfang 
oder  am  Ende  der  Dienstzeit  nur  nach  Jahresperioden  steigen  {i.  B.  Baden  6.  bis 
11.  J.  56%,  A0  o.  weiter  80°/„,  Sachsen  II.  bis  15.  30,  45.  u.  ».  w.,  jetzt  40.  80%. 
Baiern  alle  10  J.  10%  mehr,  Oesterreich  11.  bis  15.  J.  7g,  16.  bis  20.%,  dann 
alle  5  J.  um  %  mehr,  daher  nach  d.  40.  J.  Betrag  d.  Pens,  gleich  dem  (ichalt  (V. 
v.  9.  Dcc.  1866).  Frankreich  v.  38.  au  73%,  Russland  v.  6.  bis  10.  %,  II. 
bis  20.  7«  21.  bis  30.  %,  dann  voll,  im  Lebrdienst  bis  zum  20.  J.  nichts  [v.  11. 
an  einmal.  Jahresgehalt]',  21.  bis  25.  J.  %.  dann  roll).  Es  ist  nicht  einzusehen, 
warum  1  und  5  oder  gar  1  ond  10  Dienstjahre  mehr  ganz  gleich  zählen  sollen. 
Richtige  jährliche  Progression  z.  B.  in  Würtcmberg  v.  10.  bis  40.  (jährl.  Steigen 
um  1  %%  bei  Besold.  bis  2400  M.,  um  17«%  bei  dem  darüber  hinausgehenden 
Betrage),  Baden  v.  11.  bis  40.  (jährt,  nm  1%);  noch  besser  in  Sachsen  jährl.  um 
1%  v.  11.  bis  25.  J.,  v.  26.  bis  35.  um  17a%,  v.  36.  bis  45.  um  27t70,  jetzt  hier 
(seit  1S76)  v.  16.  bis  25.  J.  um  2,  25.  bis  30.  J.  um  3,  35.  bis  40.  J.  um  1%.  Auch 
in  Frankreich  v.  6.  Jahr  an  jährt,  um  l*/8%  mehr,  später  etwas  grössere  Pro- 
gression. Nach  d.  (ics.  v.  9.  Juni  1853,  das  f.  alle  Pensionen  für  Staatsdienst  ans  der 
Zeit  nach  1854  gilt,  ist  die  Jahresquote  1%%  (*/«,);  bei  vollen  25  J.  ist  die  Pension 
50%  u.  wächst  dann  mit  jedem  Jahre  um  2%  bis  zum  Maximum  v.  75%. 

* 

y)  Der  Anspruch  auf  Ruhegehalt  soll  nur  bis  zu  einem 
nicht  zu  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
passend  etwa  bis  zum  vollendeten  25.  oder  30.  Jahre  des  Dienstes 
oder  50.  oder  55.  (vielleicht  60.)  des  Lebens,  noch  an  den 
besonderen  Nachweis  der  unverschuldeten  Dienstun- 
fähigkeit geknüpft  sein.  Bei  einem  höheren  Dienst-  oder 
Lebensalter  muss  es  dieses  Nachweises  zur  Geltendmachung  des 
Rechts  auf  die  Normalpension  nicht  mehr  bedürfen. 

Doch  bedingt  auch  dann  ein  freiwilliger  Verzicht  des  Beamten  auf  das  Amt 
im  Allgemeinen  nur  in  dem  Falle  den  Anspruch  auf  den  Ruhegehalt,  wenn  der  Be- 
amte nicht  in  eiu  besoldetes  Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden,  Corpora- 
tionen,  Gesellschaften,  Privaten  eintritt.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  sind  indessen 
mitunter  statthaft,  und  zwar  auch  im  Interesse  des  Staatsdienstes. 

Diese  Regel  wird  man  wenigstens  in  Deutschland  nicht  leicht  fahren  lassen, 
sie  ist  mitunter  im  Pensionsreglement  besonders  ausgesprochen,  z.  B.  in  Württem- 
berg. Ausnahmen  werden'  passend  in  solchen  Dienstzweigen  gemacht,  wo  diu  Be- 
schaffung der  genügenden  Arbeibkräfte  schwierig  ist.  So  können  in  Russland 
Lehrbeamte  nach  dem  20.  Dienstjahre  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der 
vollen  Pension  austreten  und  doch  Acmtcr  in  andoren  Staaten  Ubernehmen,  ohne  der 
Pension  verlustig  zu  gehen  (ausdrücklich  so  in  Fällen  der  Berufung  von  Dorpatcr 
Professoren  an  deutsche  Universitäten  entschieden  und  in  mir  bekannten  Beispielen 
gegenwärtig  in  Wirksamkeit).  Achnliche  günstige  Bedingungen  im  englisch-ost- 
indischen Dienste. 

In  Preussen  und  im  Reiche  musste  der  Civilstaatsdicner  bisher  in  jedem 
Dienst-  oder  Lebensalter  noch  speciell  die  physische  oder  geistige  Unfähigkeit  nach- 
weisen. Die  Novelle  v.  1SS2  hat  diese  Bestimmung  f.  ans  dem  Staatsdienst  aus- 
scheidende Staatsminister  u.  f.  Beamte  über  65  Jahre  (zu  spät!)  beseitigt.  Li  Sachsen 
fällt  diese  Bedingung  fort  nach  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  65.)  Lebensjahre, 
ganz  ebenso  in  Baiern,  in  Hessen;  in  Altenburg  nach  d.  45.  Dienst-  oder 
70.  Lebensjahr,  in  Würtemberg  nach  d.  40.  Dienst-  und  65.  Lebensjahre;  im 
Militärdienst  des  D.  Reichs  jetzt  dsgl.  nach  vollend.  60.  Lebensjahre.  —  Unver- 
schuldete Dienstuntauglichkeit  begründet  allgemein  im  pensionsfähigen 
Alter  Pensionsansprüche,  im  Dienst  zugezogene  oder  Kriegsdienstzeit  (in  Deutschland 
höher  gerechnet)  günstigere.  Ersteres  gilt  als  selbstverständlich  und  doch  ist  es 
eines  der  wichtigsten  Beispiele,  welche  die  so  viel  gesichertere  Stellung  des  Arbeiters 


Digitized  by  Google 


Hogoluug  der  Pension  als  Theils  des  Totalgchalts.  361 


im  Staatsdienst  verglichen  mit  anderen,  uaineutlich  den  gewöhnlichen  Arbeitern 
deutlich  zeigen.  Krankheit  n.  dgl.  könnte  auch  der  Stastsdienor ,  wie  jeder  Andere, 
als  einen  Zufall  allein  tragen  müssen.  Bei  einer  ordentlichen  Einrichtung  der  In  - 
vatiditäts-  und  Krankenversicherung  wäre  das  auch  möglich,  gleichwohl  unzweckmäßig. 
Die  jetzige  Bestimmung  hat  im  Staatsdienst  auch  das  Gute,  diesen  leichter  von  solchen 
Personen  zu  befreien. 

<f)  Wird  ein  Beamter  ohne  sein  Verschulden  aus  allgemeinen 
Dienstrücksichten  gegen  seinen  Willen  von  der  »Staatsgewalt  zur 
Disposition  gestellt,  so  darf  das  Wartegeld  unter  keinen 
Umständen  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegehalt.  Es 
ist  aber  auch  angemessen,  das  Wartegeld  erheblich  höher 
wenigstens  in  den  jüngeren  Dienst-  und  Lebensaltern  zu  be- 
stimmen, etwa  auf  75  —  90%  des  Gehalts. 

Allerdings  liegt  bei  einem  hohen  Wartegeld  gerade  eine  finanzielle  Gefahr 
vor,  welche  schon  bei  hohen  Ruhcgehalten  nicht  ganz  zu  leugnen  ist:  persönliche 
Rücksichten,  missliche  Beamte  zu  entfernen,  schweigen  dann  eher  und  die  betr. 
Staatsausgabe  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Gefahr  ist  Uberhaupt  nur  durch  richtige 
Normen  Uber  Zur-Disposition-Stellen  und  Pensioniren  bei  einer  tüchtigen,  von  den 
Ständen  u.  s.  w.  controlirten  Staatsverwaltung  zu  vermeiden  (s.  z.  B.  die  preuss.  Be- 
stimmungen vom  14.  Juni  u.  21.  Oct.  IS4S).  Die  Anforderungen  in  dieser  Beziehung 
steigen  nur,  wenn  Wartegeld  und  Pension  billiger  Weise  höher  normirt  werden.  — 
Auch  das  Wartegeld  ist  in  Preussen  zu  niedrig,  Max.  2000  Thlr.,  bei  Gehalten 
von  1200  Thlr.  und  mehr  die  Hälfte,  bei  geringeren  Besoldungen  steigt  es  bis  75% 
bei  240  Thlr.  u.  Minimum  ist  150  Thlr.  (allgemein  ausgen.  Richter).  In  Sachsen 
ist  das  Wartegeld  '/,„  der  Besoldung  oder  gleich  dem  Pensionsbetrago,  wenn  dieser 
höher  ist,  in  Wurtcmbcrg  (sogenannte  Quiescirung)  bei  Beamten,  die  das  40.  Jahr 
noch  nicht  beendeten,  7a»  für  jedes  weitere  Lebensjahr  um  1 1/3  und  )lie°l0  mehr, 
bei  Gehalten  unter  und  über  1200  11.  (jetzt  2400  M.)  bis  zum  70.  J.,  Min.  600,  Max. 
3000  fl.  (jetzt  1200  -  bei  Volksschullehrcrn  1000  M.  —  u.  6000  M.,  Ges.  v. 
2S.  Juni  1876).    Mehrfach  Wartegeld  und  Pension  gleich  hoch,  so  in  Oesterreich. 

t)  Die  von  der  Staatsgewalt  angeordnete  Pensio- 
nirung  darf  einen  höhereu  Ruhegehalt  geben,  als  wenn  der 
Beamte  freiwillig  oder  wegen  Krankheit  u.  s.  w.  den  Dienst 
verlässt. 

Eine  solche  Unterscheidung  ist  kaum  noch  ausgebildet.  Auch  sie  birgt  keine 
btisond.  finanziellen  Gefahren,  wenn  die  Grundsätze  für  Pensionirung  gehörig  normirt 
sind.  lieber  zwangsweise  Pensionirurig  und  Zur-Disposition-Stellung  s.  /..  B.  d.  Deutsche 
««setz  über  d.  Rechtsverh.  d.  Reichsbeamten  §.  25  ll\ ,  34  ff".  Dieser  Punct  gehört 
nicht  weiter  hierher. 

£)  Die  Höhe  der  Pension  soll  allmUlig  und  zwar  in  einem 
nicht  zu  späten  Dienst-  und  Lebensalter  den  vollen 
Betrag  der  Besoldung  erreichen.  Als  passend  erscheint  das 
vollendete  40.  Dienst-  oder  65.  (höchstens,  aber  besser  nicht 
erst,  das  70.)  Lebensjahr  als  Zeitbestimmung  für  diesen  Anspruch. 

Dies  ist  m.  E.  ein  Haupt  punct  einer  richtigen  Reform  des  bestehenden  Pensions- 
vesens.  In  den  meisten  Ländern  bleibt  die  Pension  auch  nach  noch  so  langer  Dienst- 
oder Lebenszeit  erheblich  unter  der  Besoldung  stehen.  In  Preussen  erreichte  sie 
bUhcr  erat  uach  50  Diensj.  75%  des  letzten  Gohalts  (also  im  Ganzen  etwa  im  75. 
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Lehcnsj.  oder  noch  späten.  Bestimmungen,  die  leider  in  das  nenc  Pensionsgesetz  u. 
in  die  Reichsgesetzgebung  (auch  für  Militär)  übergegangen  bind.  Erst  d.  preuss.  Ges. 
v.  1SS2  hat  die  Erreichnng  dieses  leider  festgchalt.  Max.s  v.  75°/0  wenigstens  mit 
dem  vollendeten  40.  Jahre  bestimmt  (durch  die  Veränderung  der  Jahressteigerung 
von  Vi»  auf  Vco  v-  H-  J-  at0-  Die  Pension  in  Frankreich  bleibt  v.  HS.  Dienstj. 
an  auf  75°/0,  in  Sachsen  auf  S0°/o  des  Dienstciukommens  der  letzten  5»  Jahre  v. 
45.  ijetzt  40.>  Dienstj.  an  stehen,  auch  in  Würtemberg  steigt  sie  v.  40.  Dienstj.  an 
nicht  mehr  über  927,5  rcsP-  kä°/u»  in  Baden  geht  sie  nicht  über  S0°/o  0>ei  allen  Ge- 
halten über  G00  fl.)  vom  40.  Dienstj.  an  hinaus,  ähnlich  ist  es  in  einigen  Kleinstaaten. 
In  anderen  Fällen  ist  die  Pension  im  Betrage  des  vollen  Gehalts  doch  an  ein  zu 
hohes  Dienstalter  gebunden,  so  an  50  Jahre  in  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaten. 
In  Baiern  macht  man  bei  dem  Activgehalte  eine  ziemlich  massige  Unterscheidung 
zwischen  Standesgchalt  und  Dienstgehalt.  Ersterer  bleibt  dem  Pensionär  und 
beträgt  im  1.  Jahrzehent  des  Dienstes  7,  im  2.  8,  im  3.  und  4.  9  Zehntel  des  bloss 
aus  einem  Hauptgeldbezug  (ohne  Nebenbezüge)  bestehenden  Gehalts.  Diese  9  Zehntel 
erhält  der  Beamte,  der  auf  Grund  von  40  Dienstjahren  oder  70  Lebensjahren  in  Pension 
tritt.  Kichtig  gewährt  dagegen  die  neue  österr.  Pensionsordnung  v.  9.  Dec.  18C6 
rollen  Gehalt  als  Pension  nach  40  Dienstjahren.  In  Kussland  tritt  diese  volle  Pension 
sogar  bei  Civilbeamten  schon  nach  30  (ohne  Nachweis  der  Untauglichkcit),  bei  Lehr- 
beamten nach  25  und  in  gewissen  Fällen  der  Untauglichkcit  nach  15  u.  20  Jahren 
ein.  —  Neben  einem  bestimmten  Dienstalter  muss  aber  auch  ein  gewisses  Lebens- 
alter diesen  Anspruch  gewähren.  Fälle,  wo  alsdann  schon  nach  kurzem  Dienstalter 
dieses  Recht  eintritt,  werden  doch  nur  zu  den  Ausnahmen  gehören  (z.  B.  bei  Uebcr- 
nahmo  eines  Beamten  aus  fremdem  Staatsdienste  oder  dcrgl..  wo  ohnehin  die  frühere 
Dienstzeit  angerechnet  zu  werden  pflegt).  Wenn  der  Grundsatz  feststeht,  so  wird  man 
in  der  Anstellung  älterer  Beamten  nur  vorsichtig  weTden,  was  gewiss  gut  ist  —  Mit 
der  Annahme  des  hier  befürworteten  Grundsatzes  fallen  dann  auch  die  sehr  allgemein 
vorkommenden  Bestimmungen  über  ein  absolutes  Maximum,  das  eine  Pension 
(auch  öfters  ein  Wartcgeld)  nicht  überschreiten  darf  (z.  B.  in  Preussen  3000  Thlr. 
nach  Cabinetsordre  v.  iO.  Juni  1 848  — ,  eine  Beschränkung  ist  auch  im  neuen  Gesetz 
§.  1 1  geblieben  — ,  d.  Eink.  über  4000  Thlr.  wird  bei  Berech n.  der  Pension  nur  mit  1ii 
angesetzt);  (in  Sachsen  2000  Thlr.,  in  Würtemberg  3000  fl.,  ausnahmsweise  4000  fl, 
jetzt  [Ges.  v.  1S7GJ  0000  u.  9000  M.,  bei  Lehrern  nur  1S00  fl/).  Diese  Bestimmungen 
sind  mehrfach  ein  Zugeständniss  gegen  unverständige  Angriffe  auf  das  Pensionswesen 
überhaupt  gewesen  (so  1S4S>.  Nur  für  Ministor  und  ähnliche  Beamte,  welche  eine 
Stelle  nicht  lange  innc  zu  haben  pflegen,  mögen  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  D. 
Reich  tritt  bei  ihnen,  die  jederzeit  entlassbar,  ein  Pensionsanspruch  von  ein,  wenn 
sie  das  Amt  mindestens  2  Jahre  bekleideten). 

iy)  Jm  wahren  Interesse  des  Staats  wie  seiner  Diener  empfiehlt 
es  sich,  an  letzteres  Dienst-  und  Lebensalter  —  wobei  für  diesen 
Fall  das  70.  Altersjahr  festgehalten  werden  mag  —  nicht  nur  das 
Recht,  sondern  auch  die  Pf i cht  zum  Austritt  aus  dem  activen 
Dienst  wenigstens  als  Regel  zu  knüpfen.  Für  eine  längere  Be- 
lassung im  Amte,  die  dann  die  Ausnahme  ist,  muss  eine 
specielle  Prüfung  des  einzelnen  Falls  erfolgen. 

Dieser  Grundsatz  ist  bisher  gewiss  zum  Schaden  des  Staatsdienstes  nur  in 
seltc non  Fällen,  z.  B.  bei  wichtigeren  Militärcbargen  (Divisionsgeneräle  in  Frank- 
reich) in  der  Praxis  angenommen.  Man  hat  wohl  dagegen  argumeutirt  mit  dein  Hin- 
weis auf  die  Leistungen  eines  Moltke,  Humboldt,  Thiers  u.  s.  w.  Aber  nach  solchen 
Ausnahmefällen  kann  man  niemals  in  Gcsotzeti  gehen.  Es  handelt  sich  hier  um  eine 
statistische  Erfahrungsregel,  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  zutrilft.  Die  preuss. 
Novelle  v.  1882  hat  hier  daher  mit  Recht  f.  nichtrichterl.  Beamte  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  sie  nach  vollendetem  05.  Lebensjahre,  wenn  sie  nicht  selbst  ihre  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  beantragen,  unter  gewissen  Oautelen  pensionirt  werden 
können.    Achnl.  Bestimmung  allgemein  gütig  f.  Beamte  über  65  J.  in  K.  Sachsen, 
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Ges.  v.  3.  Juni  1 STI5-  Vernünftig  und  meines  Erachtens  nachahmenswert})  ist  die 
Einrichtung  im  höheren  russisch.  Lchrdienst  (wohl  ursprünglich  als  besonderer 
Vortheil  für  den  Lehrer  eingeführt,  um  Lehrkräfte  zu  gewinnen,  aber  von  sehr  guten 
Folgen  für  den  Lehrdienst  als  solcher  geworden).  Der  Universitätslehrer  wird  z.  B. 
nur  auf  2  >  Jahr  angestellt,  kann  dann  mit  seinem  vollen  (lebalt  als  Pension  austreten 
(nach  der  neuerlichen  bedeutenden  Gehaltserhöhung  allerdings  nur  mit  dem  früheren 
Gehalt  ohne  Quartiergeld,  so  in  Dorpat  mit  circa  1430  R.  S.  bei  2400  R.  jetzigein 
Gehalt),  inuss  aber  auch  austreten,  wenn  er  nicht  wieder  prüsentirt  wird.  Dies  kann 
nur  auf  Antrag  der  Facultät  unter  Zustimmung  von  %  der  Mitglieder  des  Conscils 
(weiteren  Senats,  alle  Professoren  umfassend)  und  nur  2  mal  auf  je  5  Jahre  geschehen,  so 
dass  35  Jahre  die  Maximaldicnstzeit  ist.  (Neuestens  ist  diese  Grenze  beseitigt  und 
Öftere  Wiederwahl  zugelassen.)  Bei  solcher  Wiederwahl  bezieht  der  Professor  neben 
»einem  Gehalto  zugleich  die  Pension,  welche  letztere  nach  je  5  Jahren  um 
Vä  steigt,  und  also  nach  35  Jahren  l2/5  des  ursprünglichen  Betrags  erreicht.  Die 
Stelle  des  Austretenden  oder  Nichtwiedcrgewählten  wird  neu  besetzt,  doch  behält 
derselbe  das  Recht,  zu  lesen.  —  Bei  vielen  deutschon  Universitäten,  z.  B.  allen 
preussi8chen  —  wio  denn  auch  das  neue  Pensionsgesetz  ausdrücklich  auf  Uni- 
versitätslehrer nicht  anwendbar  ist  —  erfolgt  grundsätzlich  keine  Pensionirung  des 
Lohrers,  was  als  persönlicher  Vortheil  gegenüber  den  sonstigen  Beamten  gilt 
und  mit  Recht.  Nur  führt  es  in  der  Praxis  vollends  leicht  dazu,  dass  die  Aointcr 
von  sehr  alten  Männern  innc  gehabt  werden  und  eine  Neubesetzung  doch  meistens 
erst  bei  einer  Vacanz  durch  Todesfall  eintritt,  —  sicherlich  im  Allgem.  ein  schädliches 
Verhältnis«  mit  noch  ungünstigeren  Folgen  als  im  übrigen  Staatsdienst. 

Wird  das  Pensionswesen  nicht  in  solcher  Weise  einge- 
richtet, so  droht  stets  sehr  leicht  eine  UeberfüHung  des  activen 
Staatsdienstes  mit  Greisen  und  decrepiden  Personen. 

Diese  suchen  so  lange  als  möglich  activ  zu  bleiben,  um  nur  am  Gehalt  keine 
Einbusse  zu  erleiden,  und  aus  persönlichen  Rücksichten  werden  sie  gegen  das  Dienst- 
interesse  im  Amte  belassen.  Bis  fast  zum  letzten  Atheinzuge  müssen  sie  sich  auf- 
arbeiten, ohne  in  der  berechtigten  Müsse  des  höheren  Alters  die  eigentümlichen 
Vorzüge  dieser  Lebensperiode  für  sich ,  ihre  Angehörigen  und  für  das  ganze  Volk 
zur  Geltung  bringen  zu  können.  Die  Jüngeren  rücken  ungemein  langsam  nach.  Das 
von  diesen  zu  amortisirendc  Bildungskapital  wächst  immer  mehr  an.  Die  Activgchalte 
müssen  schliesslich  aus  diesem  Grunde  doch  nur  um  so  mehr  erhöht  werden  und  die 
greisen  Väter  die  Gehalte  beziehen,  um  ihre  unentgeltlich  dienenden  oder  ungenügend 
bezahlten  Söhue  zu  unterhalten.  Die  Ersparung  am  Pensionsetat  ist  daher  doch  keine 
reelle.  (Gute  Bemerkungen  darüber  v.  Engel  in  „Preis  d.  Arb."  u.  sonst).  Die 
ungünstige  Regelung  des  Pensionswesens  erklärt  sich  wohl  nur  aus  der  noch  weit 
verbreiteten  Anschauung,  als  sei  die  Gewährung  eines  Ruhegehalts  etwas  Anomales, 
eine  besondere  Wnhlthat  im  Staatsdienst.  Sie  ist  aber  nur  eine  gerechte  Forderung, 
welche  im  Grunde  für  alle  Arbeitsarten  aufzustellen  ist,  damit  wenigstens  die  wahren 
Selbstkosten  der  Arbeit  ersetzt  werden.  Fällt  die  Pension  fort  oder  ist  sie  unge- 
nügend, so  muss  der  Activgehalt  nur  um  so  höher  sciu,  damit  daraus  eine  Alters- 
oder Invaliditätsrente  gesichert  werden  kann,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt. 

§.  160.  —  2.  Für  die  richtige  Bemessung  der  Höhe 
des  Totalgehalts  und  seiner  Hauptposten  (§.  15G)  sind  die- 
selben Grundsätze  zu  befolgen,  welche  für  die  Regelung  der 
Höhe  jedes  Arbeitslohns  aufzustellen  sind.  Danach  müssen  ins- 
besondere die  Selbstkosten  der  Arbeit  richtig  und  vollständig 
ersetzt  werden.  Unter  den  Betrag  dieser  Selbstkosten  kann  auf 
die  Dauer  der  Preis  der  Arbeit  oder  der  Lohn  nicht  sinken,  sie 
bestimmen  also  das  Minimum  des  Lohnes,  wenn  die  Arbeit  be- 
ständig bedurft  wird  und  daher  angeboten  werden  muss.  Das 
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allgemeine  Lohnproblem  nimmt  hier  nur  gemäss  der  speeifischeu 
Eigenthümlichkeit  des  Staatsdienstes  eine  besondere  Gestalt  an. 

Die  Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sich  nun  aus  folgenden 
fünf  Posten  zusammen:  1)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des 
Lebens  und  der  Arbeitskraft  während  der  Dauer  der 
Arbeitsperiode;  2)  Bedarf  für  die  Aufbringung  (Ileservirung, 
bez.  Zahlung  an  Versicherungsanstalten)  von  Prämien,  um  sich 
gegen  vorzeitige  Invalidität  und  Krankheit  zu  versichern; 

3)  Bedarf  für  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  Er- 
ziehungs-  und  Bildungskapitals  (Amortisationsrente  dafür) 
einschliesslich  eines  Prämienbetrags,  um  sich  gegen  die  Gefahr 
unvollständiger   Wiedererstattung    dieses    Kapitals   zu  sichern; 

4)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Abschluss 
der  Arbeitsperiode  (Altersrente);  5)  Bedarf  für  die  nicht  oder 
nicht  genügend  erwerbsfähigen  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
(Wittwen-  und  Waisenpension).  Im  Folgenden  ist  die 
Gestaltung  dieser  fünf  Posten  bei  der  Arbeit  des  Staats- 
dieners zu  untersuchen. 

S.  hier  naincntl.  Engel,  Preis  der  Arbeit,  S.  36  ü",  bes.  über  die  genannten 
Prämien  betrage,  die  der  Lohn  decken  muss,  (erneuert  u.  weiter  ausgeführt  v.  Engel 
in  d.  Aufs,  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1876  S.  4S2  II'.).  Diese  Erörterungen  sind  im 
Texte  mehrfach  benutzt  worden. 

§.  161.  Die  dauernden  Selbstkosten  der  Arbeit  des 
Staatsdieners. 

a)  Der  Gehalt  muss  zunächst  hinreichen  für  den  standes- 
gemässen  Leben 8 bedarf  des  Beamten  und  der  von  ihm  in 
üblicher  Zeit  begründeten  Familie  üblichen  L'mfangs, 
also  ohne  Voraussetzung  eigenen  Vermögens  bei  dem  Beamten 
und  mit  Voraussetzung  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Ver- 
bots gewöhnlichen  Gewerbebetriebs  für  den  activen  Beamten. 

Das  Moment  des  standesgemässen  Bedarfs  ist  in  unserem  bestehenden  Wirth- 
schaftssystem  bei  der  obwaltenden  ungleichen  Vertheilung  des  Volkseinkommen 
berechtigt.  Vgl.  Wagner,  Grundlcg.  I.  1.  Abth.  Kap.  2,  §.94  tl.  Von  ganz  anderen 
socialen  Zuständen  darf  hier  abgesehen  werden.  Die  Staatsbeamten  der  verschiedenen 
Kategorien  müssen  in  ihren  Einkoromcnverhältnissen  wenigstens  eioigermassen  den 
entsprechenden  übrigen  Gesellschaftsclassen  gleichstehen.  —  Auch  der  Staatsdiener 
wie  jeder  Andere  hat  die  Folgen  einer  übermassig  zahlreichen  Familie  selbst  zu 
tragen.  Die  häufige  Motivirung  der  Forderung  einer  Gehaltszulage  mit  der  Grösse 
der  Familie  ist  unstatthaft.  Beamte  bedürfen  bei  uns  regelmässig  z.  Gewerbebetrieb 
einer  besonderen  Erlaubnis  der  Dienstbehörde.  S.  /..  R.  über  P reussen  die  Be- 
suminungen  bei  Mascher,  (  ivilstaatsdienst,  S.  110  ff.,  113  IT.  Jetzt  gehören  hier- 
her auch  die  berechtigten  neueren  gesetzlichen  Verbote  f.  a c t i r o  Staatsbeamte, 
remuneratire  Stellungen  in  Actien-  u.  ähnlichen  Gesellschaften  anzunehmen.  S 
preuss.  Ges.  v.  10.  Juni  1874. 
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In  Aemtern,  welche  nach  der  Stellung  des  Inhabers  besondere  Nebonaus- 
gaben  mit  sich  bringen,  ist  dafür  ein  angemessener  Zuschlag,  nach  der  specicll  zu 
verrechnenden  Ausgabe  oder  besser  als  Pauschsumme,  zu  jeewähron  (Functions- 
zulage),  der  mit  dem  Austritt  aus  diesem  Amte  wieder  fortfällt.  Die  Annahme 
jedoch,  dass  jedes  Amt  an  sich  solche  Ausgaben  veranlasse,  womit  man  die  Unter- 
scheidung eines  Standes-  und  Dienstgchaltcs  im  Activitiitsgehalt  und  die  allgemein 
niedrigeren  Wartegclder  und  Pensionen  hat  rechtfertigen  wollen,  eutspricht  der  Sach- 
lage doch  kaum. 

Bei  Ministern,  besond.  dem  des  Aeussern,  mehr  noch  bei  Gesandten,  Gcncral- 
consuln  u.  s.  w.  ist  die  Unterscheidung  gerechtfertigt.  Die  sehr  hoben  Emolumcnte 
der  Gesandten  (z.  B.  der  deutsche  Botsch.  in  Frankr  120.000,  in  England  150,000, 
in  Ocsterr.  120.000.  in  Kussl.  150.000.  in  Italien  100,000  M.,  ausserdem  uberall  freie 
Dienstwohnung)  sind  grösstenteils  solche  Functionszulagcu ,  die  denn  auch  bei  der 
Berechnung  des  pcns.ftih.  Einkommens  ausfallen.  Die  allgemeine  Unterscheidung  in 
Baiern,  jetzt  bei  den  5  Classen  höherer  Beamten  auch  in  Oestorreich. 

Für  die  Bemessung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  bilden 
düt  zuverlässige  Haushaltbudgets  der  einzelnen  nach  der 
Einkommengrösse  geordneten  Bcvölkerungsklassen  eine  sichere 
Grundlage. 

Leider  fehlen  solche  meistens  oder  werden  bei  der  (iehaltsregcluug  nicht  ge- 
nügend beachtet.  Eine  Vergleichung  der  Bcamtenclasscn  mit  ähnlich  gestellten  Classen 
der  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  und  besonders  auch  der  Übrigen  liberalen  Pro- 
fessionen muss  weiter  als  Anhaltspunkt  dieneu.  Eine  wesentlich  ungünstigere 
materielle  Lage  der  Staatsdiener  hat  die  grössten  Bedenken  und  verstösst  durchaus 
gegen  das  wahre  Interesse  des  Staatsdienstes,  selbst  dann,  wenn  bei  den  gewährten 
Gehalten  nicht  gleich  ein  Mangel  an  Staatsdienst- Aspiranten  eintritt.  Freilich  darf 
beim  Vergleich  mit  anderen  Classen  die  Ehre  der  Stellung  u.  s.  w.  (§.  153)  und  die 
Sicherheit  des  Einkommens  vollauf  berücksichtigt  werden. 

Besonders  wichtig  ist  die  Statist.  Erfahruugsrcgel,  die  von  Engel  für  den 
Xahrungbedarf,  von  Schwabe.  Bruch,  Laspcyrcs  auch  für  den  Wohnuugsbedarf 
nachgewiesen  ist,  dass  nämlich  die  Quote  für  diesen  notwendigen  Bedarf  um  so 
grösser  wird,  je  kleiner  das  absolute  Einkommen  ist.  S.  Bcrl.  Städt.  Jahrb.  1808, 
ISftU.  Balt.  Monatsschr.  1870.  Bcrcchn.  über  d.  Verhältn.  d.  Miethc  zum  Einkommen 
von  Laspeyrcs  in  d.  Ztschr.  d.  Sä<  hs.  Statist.  Bur.  1870.  (Lcipz.,  Hamb.,  Berl  ver- 
glichen). Die  neueren  verdienstvollen  Arbeiten  der  städt.  Statist.  Bureau x  in  Berlin, 
Krankf.  a.  M„  Privatarbciteu  v.  Schnapper,  Dehn.  Ball  in  u.  A.  in.  über  „Arbeiter- 
Budgets"  sind  auch  für  die  Besoldungsfragen  der  Uuterbeamten  beachtenswerth.  S. 
bes.  Ballin,  Haushalt  d.  arbeit.  Classen,  1.  Th.  Berl.  1S8.S  (Zus.stell.  der  Arbeiten 
verschied.  Statistiker").  Achnliche  Untersuchung  über  den  Haushalt  der  mittleren  u. 
höheren  Beamten  sollten  jeder  umfassenderen  Kegulirung  der  Gehalte  vorangehen. 
So  sehr  zuzugeben  ist,  da&s,  je  höher  das  Einkommen,  desto  mehr  das,  was  /.um 
..Bedarf'  gehört,  eine  sehr  variable  Grösse  ist,  u.  der  alte  Satz  immer  gilt  „mit 
Vielem  hält  man  Haus,  mit  Wenigem  kommt  man  auch  aus"  —  selbst  ohne  reell 
sehr  empfindliche  Einschränkungen ,  indem  eben  nur  Uberhaupt  sparsamer  gewirth- 
schaftet  wird,  —  so  lassen  sich  doch  auch  hier  gewisse  typische  Bcdarfsscalen 
als  Grundlage  der  Bcsoldungsregeluug  des  mittleren  u.  sogar  des  höheren  u.  höchsten 
IUamtenthums  aufstellen. 

Nothwendig  und  zwar  in  keiner  Zeit  mehr  als  in  der  Gegen- 
wart sind  besonders  zwei  Forderungen  fttr  die  Gehalts- 
normirung  zu  stellen:  einmal  müssen  die  zeitlichen,  sodann 
die  örtlichen  Preisverschiedenheiten  der  Lebens- 
bedürfnisse (i.  w.  S.)  und  namentlich  die  in  beiden  vorgehen- 
den Veränderungen  berücksichtigt  werden. 
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er)  Es  ist  daher  einmal  die  rechtzeitige  und  entsprechende 
Erhöhung  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige 
rung  (in  Folge  eigentlicher  Geldentwertung ,  —  wie 
wir  sie  im  Ganzen  in  Europa  im  letzten  Menschenalter,  trotz 
neuerlichen  Rückgangs  der  Preisbewegung,  erlebt  haben  —  oder 
einer  Umgestaltung  der  Verkehrsverhältnisse  u.  s.  w. 
—  wie  sie  besonders  seit  den  40er  Jahren  auf  dem  Continente 
ebenfalls  preissteigernd,  zumal  für  Agrarproducte ,  eingewirkt 
hat  — ),  ferner  aber  nicht  minder  bei  einer  dem  fortschreiten- 
den allgemeinen  Wohlstand  zuzuschreibenden  Er- 
höhung der  LebensansprUche  in  der  ganzen  Bevölkerung 
und  namentlich  bei  den  mit  den  höheren  Beamten  zunächst  zu 
vergleichenden  wohlhabenderen  Gesellschaftsklassen  nothwendig. 
In  dieser  Beziehung  erfolgen  die  erforderlichen  Gehaltserhöhungen 
besonders  in  unserer  Zeit  zu  langsam,  zu  spärlich,  zu  unregelmässig 
und  zu  wenig  rationell. 

Statistische  Vergleichungen  von  Gehaltsveränderungen  in  diesem  Jahrhundert 
u.  A.  bei  Engel,  prenss.  stat.  Ztsebr.  1876  S.  491  über  Preussen,  bei  Riccke 
Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  111  Uber  Würtemb.  Z.  B.  in  Preussen  1825  u.  1ST2 
(hier  ohne  \Vobn.gcld  noch)  Oberpräs.  G000  u.  7000  Thlr.  oder  16  7°/0  Pias  (auch  fr. 
Wohn.),  Minist.director  bez.  3500—4500,  i.  D.  4165,  jetzt  5000  Thlr.  Plus  v.  20*/,. 
Minist.räthe  bez.  2000—2800,  i.  D.  2520,  jetzt  2500— 3300,  i.  D.  2900,  (+  15.1°/«). 
Landräthe  (1850)  800—1200,  i.  D.  1000,  jetzt  1200  bis  1600,  i.  D.  1400  (-f-  40V 
Richter  1.  Instanz  (1850)  500—1300,  i.  D.  725,  jetzt  800— 1500,  i.  D.  1150  (4-  59.5°/,). 
Minist.  Bureau beainte  ^1825)  500—1500,  i.  D.  1100,  jetzt  1000—1800,  i.  D.  1400 
(-f-  27.3°/0),  Secrctäre  d.  Prov.bchörden  400  bis  1000,  i.  D.  705.  jetzt  700—1200. 
i.  D.  950  Thlr.  (4-  34.8%).  In  Würtcmb.  Staatsrath  1*22/34  3000,  1S53  3600  u. 
3000.  1864  3700  u.  3100,  1872  4000  u.  3400,  1873  4667  u.  3967  fl.,  Ministrath  in 
denselben  5  Jahren:  2300  u.  2100,  2500  u.  2300,  2700  u.  2500,  3000  u.  2S00,  350*> 
u.  3267  11.  Kanzlist  1.  Gl.  800,  900,  950,  1050,  1225  fl.  — 

Roichcn  diese  Gehaltserhöhungen  aus?  Zur  Beantwortung  für  die  allein  noch 
etwas  zahlreiche  Kategorie  der  höchsten  Classe  der  höheren  Beamten,  der  Ministerul- 
riithe  (Minister-  u.  Directorenposten  sind  ja  gering  an  der  Zahl)  folgende  Berechnung: 
Es  bezogen  bis  vor  Kurzem  mit  dem  Wohnsitz  in  dem  neuerdings  rasch  theortr 
gewordenen  Berlin  die  Räthe  des  obersten  Gerichtshofs,  die  vortragenden  Küthe  in 
den  Ministerien  und  die  übrigeu  gleichgestellten  Beamten  2200—3000,  i.  D.  2600  Thlr. 
meist  ohne  jede  amtliche  Nebeneinnahme  aus  ihrem  Amte  und  ohne  Nebenämter. 
Durch  die  neuere  Gehaltserhöhung  und  das  Wohnungsgeld  ist  letzterer  Betrag  um 
700  Thlr..  auf  3300  Thlr.  erhöht  worden:  eine  relativ  freilich  starke,  absolut  noch 
immer  schwerlich  genügende  Erhöhung.  Auf  Grund  spedeller  statistischer  Forschung« 
möchte  der  übliche  Aufwand  für  eine  Familie  der  höheren  Beamtenkreise  vom 
der  Stellung  der  Ministerialrätho  (Mann,  Frau  und  3  halbwüchsige  schulbesuchende 
Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  hält,  schon  Ende  der  60er  Jahre  im  Mini- 
mum anzuschlagen  sein  für  Berlin  u.  grössere  badischc  Städte  v.  20 — 30.0i>'l 
Einw.  (spec.  Freiburg,  in  Karlsruhe  wohl  Wohnung  und  Haushalt  um  10%  theurer 
auf  folgende  Summen  in  Thlrn.: 

Berlin  Bad.  Städte 

Haushalt  (per  Mon.  $774)%  1050    (p.  Mon.  69*/3i  824 

Wohnung   500  286 

Brennstoff   100  75 

Kleidung   420  360 
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Berlin  Bad.  Städte 

Gesundheit                            50  30 

Kinderunterricht    ...      200  120 

Dir.  Steuern                         80  c.  40 

Diverses                              200  150 

Ainorüs.  d.  Mobiliars     .       150  125 


Summa  275Ö  2010 


Unter  Haushalt  sind  hier  alle  Ausgaben  fdr  Nahrung  < incl.  kleinere  Gesellschafts- 
ausgaben),  Waschen,  Beleuchtung,  Bedienung  (2  Dienstboten  neben  Naturalkost  und 
Wohnung  u.  s.  w.  in  Berlin  zus.  mit  Geschenken  c.  90,  in  Baden  c.  76  Thlr.  Geld- 
lohn) nebst  den  betrcll.  indirecten  Steuern ,  welche  auf  den  Haushaltsbedürfnisscn 
halten;  unter  Kleidung  auch  Schuhwerk,  Leibwäsche,  Putz  für  die  ganze  Familie; 
unter  Gesundheit  nameuü.  Honorar  des  Arztes;  unter  Kinderunterricht  neben 
Schulgeld  und  Schulbüchern  nur  Nobenunteiricht  in  Musik.  Zeichnen  u.  dgl.  für  1 — 2 
Kioder;  unter  dir.  Steuern  Staats-  und  Gemeindeabgaben  auf  Amtseinnahmen  (incl. 
Wohnungsst.  in  Berlin,  excl.  Mahl-  u.  Schlachtst.) ;  outer  Diversem  Ausgaben  für 
öffentl.  Zwecke,  Arme  u.  dgl.,  Vereine,  für  wenig  Bücher,  Porto,  für  ebenfalls 
wenig  Vergnügenszwecke,  Theater,  kleine  Touren  u  s.  w.,  für  etwas  grössere  Ge- 
selligkeit in  noch  sehr  beschranktem  Umfauge,  für  Geschenke  an  Fremde  u.  a.  m. 
begriffen.    Als  Amortisation  (u.  Neubeschallung  nebst  Reparatur,  aber  ohne  Ver- 
zinsung) des  Mobiliars  (incl.  Tisch-  u.  Bettwäsche,  Silberzeug  u.  s.  w/)  ist  5°/„  auf 
ein  Kapital  von  3000,  bez.  2500  Thlr.  gerechnet.  Es  fehlt  hier  also  jeder  Aufwand 
für  Weisen,  für  kostspieligeren  Unterricht  (Studiren ! \  für  tiefere  oder  längere  Gesund- 
heitsstörungen (Badereisen!),  für  grössere  Bür.horanschaffungcn  u.  s.  w.,  auch  die 
Wittwcncassengelder  sind  weggelasseit,  von  and.  Kapitalcrsparungcn  (Lebensversicherung 
u.  s.  w.)  nicht  zu  reden.    Die  Amortisation  des  Bildungskapitals  erfolgt  in  dem  Auf- 
wand für  die  Kinder.   Sind  die  Kinder  älter,  oder  etwa  alle  3  Söhne  oder  ist  die 
Kiiiderzahl  grösser,  so  steigen  diese  Ausgaben  sofort.    Dabei  sind  bes.  für  Berlin  die 
Hauptausgaben  für  Haushalt,  Wohnuug,  Brennstoff,  auch  wohl  Kleidung  schon  für  die 
damalige  Zeit  niedrig  angesetzt.    Die  erste  konnte,  ohne  zu  hoch  zu  werden,  um 
10,  Wohnung  um  10 — 20,  Brenustoll'  um  20°/(<  höher  angeschlagen  werden,  wobei  die 
Gesammtausgabe  auf  2050  Thlr.  stiege.  —  Und  doch  sind  die  Gehalte  jener  Käthe 
die  höchsten  Gehalte,  welche  für  eine  noch  etwas  zahlreichere  Beamtenclasse  im 
Staatsdienst  vorkommen.    Ob  die  jetzt  eingetretenen  Gehaltserhöhungen  für  die  an- 
gegebene Kategorie  von  Beamten  in  Berlin  ausreichen,  mag  aus  folgendem  Anschlag 
ermessen  werden,  welcher  durchaus  auf  genauen  Daten,  aus  der  Mitte  der  70er  Jahre, 
insbesondere  meinen  eigenen  Hauülialtcrrahrungeu   beruht.    Die  Annahme  ist:  eine 
Familie  bestehend  aus  Mann,  Frau,  4 — 5  Kindern  bei  Deutschen  nicht  das  übliche 
Maass  übersteigend,  wie  die  Statistik  lehrt),  wovon  A — 4  die  Schulen  besuchen,  dann 
2—3  Dienstboten,  eine  Zahl,  welche  z.  B.  so  lange  Kiuderwartung  nothwendig,  kaum 
zu  verringern  ist.    Für  die  Wohnung  bessere  Qualität  und  Lage  vorausgesetzt,  aber 
nicht  besondere  gute.    Ein  weibl.  Dicustbote  ist  zu  veranschlagen  auf  50 — 00  Thlr. 
(ieldiohn,  48  Thlr.  Kostgeld  für  Frühstück  u.  Abendessen,  10— 15  Thlr.  Geldgeschenke, 
zus.  c.  110—115  Thlr.  baar,  ferner  f.  Miltagskost,  Wohnung  u.  s.  w.  50—100  Thlr., 
zus.  wenigstens  200  Thlr.,  wobei  in  grösserem  Haushalt  wie  gewöhnlich  die  Ausgabe 
allerdings  in  geringerer  Progression  als  die  Kopfzahl  steigt.   Kinderunterricht  beträgt: 
f.  d.  Knaben  Gymnas.  u.  Bücher  c.  40—45  Thlr.,  f.  d.  Mädchen  höh.  Töchterschule 
o.  Bücher  Anfangs  c.  40—50,  später  c.  60— HO  Thlr.,  Musikuntcrr.  f.  1  Kind  c.  50  Thlr. 
Bei  Anschaffungen  von  Nutzvermögen  (Mobiliar,  gew.  Kleidung,  Betten,  Bücher) 
auch  hier  nur  der  Amortisationsbetrag  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  die  volle  Ausgabe 
angesetzt.    Die  Rubriken  sonst  wie  oben  verstanden,  unter  Nahrung,  W:ohnung,  Be- 
leuchtung, Wäsche,  die  Naturalverpflegung  der  Dienstboten  inbegriffen  (noch  in  Thalern) : 

1)  Nahrung   1300  Transport  1700 

2i  Waschen  100  Abuutzuug   ....  200 

3>  Beleuchtung    ....       50  7)  Brennmaterial  ....  170 


4  Baares  Geld  f.  Dienstbot.     250  IL  Nr.  5  -1  =  W  ohnen  1270 

I.  N.  1 — 4  =  Haushalt  1700     8)  Gesundheit   100 

5)  Wohnung  000  9»  Kleidung  GOO 

6)  Wohnungseinrichtung  u.  10)  Unterricht   .    ._  250 

Latus  1700  Latus  3920 
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Transport  3920  Transport  4370 

in  Bildungsmittcl  (Bücher,  Ztschr.)  150    14i  Vergnügen  etc   150 

12)  Steuern  180    15)  Gröss.  Gesclligk  150 

13)  Beiträge  für  Öffentliche  Zwecke.  16)  Kothw.  Fahren   50 

Vereine  etc.  .    .    .    .    ._  .    .120    17i  Diverses  .  ^150 

Latus  4370  Summa  1  —  1"  4S70 

Auch  hier  ist  für  Reisen  u.  dgl.  noch  nichts  angesetzt.  Schwerlich  l&sst  sich  diese 
Summe,  jenen  Umfang  der  Familie  vorausgesetzt,  ohne  eine  wesentliche  Herab- 
dru<  kung  uuter  die  Lebensweise  der  betreffenden  Gesellschaftsciasse,  auch  nur,  um  ein 
Maximum  anzunehme»,  um  c.  10%  vermindern.  Dann  bleibt  rund  4400  Thlr.  oder 
33V370  mehr  als  der  jetzt  erhöhte  Gehalt  jener  Beamtenclasse  im  Durchschnitt  be- 
trägt. Uud  bei  dieser  Ausgabe  weiss  jeder  mit  den  Verhältnissen  Vertraute,  dass  die 
Lebensweise  der  Familie  dabei  eine  durchaus  nicht  üppige,  sondern  eine  knappe  ist. 
Nimmt  man  nun  aber  eine  noch  etwas  grössere  Familie  (6 — 7  Kinder)  und  teil- 
weise erwachsene  Kinder  (etwa  1—2  Söhne  auf  d.  Univers.)  an,  so  steigt  der  Be- 
darf, eine  nur  halbwegs  gleiche  Lebensweise  wie  bei  Kaufleutcn,  mittleren  Bentiers, 
Fabrikanten,  Gutsbesitzern  vorausgesetzt,  nach  heutigen  Berliner  Verbältnissen,  leicht 
um  V5 — 1li — 7s  dieser  Summen  oder  auf  rund  6000 — 7000  Thlr.  und  mehr  (Min. 
15,000,  Durchn.  wohl  20,000  M. ,  wobei  6—7000  M.  auf  Haushalt,  4—5000  auf 
Wohnen,  2000—3000  auf  Kleidung  gerechnet.  1  Sohn  auf  der  Universität  2000—3000  M. 
—  letzterer  Betrag  bei  „Verbindungsleben"  nicht  einmal  hoch  angesetzt:  —  bei  et- 
was mehr  Sommerreisen,  Badecuren  steigt  der  Betrag  i.  G.  wohl  auf  20—24.000  M.). 
Berlin  ist  nun  freilich  relativ  theuer,  aber  doch  heute  wohl  uoch  wohlfeiler  als  Ham- 
burg, vollends  als  Wien  (öst.  Valuta  al  Pari  gerechnet  1  fl.  =  2  M. ,  schlage  ich 
W  ien  nach  eigener  Kenntnis»  und  manchen  eingezogenen  Erkundigungen  auf  20 — 30°'„ 
theurer  als  Berlin  an)  u.  im  nordwestl.  Deutschland  (Frankf.  a.  M.  u.  Rheinlande)  ist 
es  für  Beamte  nicht  viel  wenn  überhaupt  wohlfeiler  als  in  Berlin. 

Immer  noch  zu  wenig  rationell,  ja  im  Grunde  ziemlich  roh 
ist  das  neuerlich  in  Deutschland  mehrfach  angenommene  System, 
auch  den  Civilbeamtcn  neben  dem  Gehalte  fixe  sogen.  Wohnungs- 
geldznschttsse  (Quartiergelder ),  abgestuft  nach  Rang- 
klassen der  Beamten  und  nach  Klassen  der  Wohnorte, 
zu  gewähren,  um  dadurch  die  vielfach  besonders  starke  Preis- 
steigerung eines  der  wichtigsten  materiellen  Bedürfnisse  für  den 
Beamten  auszugleichen.  Richtiger  wäre  es  auch  hier,  nicht  ein 
solches  einzelnes  ßedürfniss  zum  Zweck  der  Regelung  des  Ein- 
kommens des  Beamten  herauszugreifen,  sondern  auf  der  Grundlage 
umfassender  Hausbaltbudgcts  vorzugehen. 

S.  Uber  d.  Wohnungsgcld :  preuss.  Ges.  v.  12.  Mai  187.1,  Keichsges.  v. 
.'10.  Juni  1873  (hier  zugleich,  neben  dem  alten  Servisgclde,  f.  d.  Officiere  u.  Beamten 
des  Reichsheeres  u.  d.  Marine).  Darüber  mein  Aufs.  Rcichsfinanzwescn  in  Hatten- 
dorf! *s  Jahrb.  III,  1S1 — 183.  Es  bestehen  6  Ortsclassen  (Berlin  u.  5  andere  Classeo) 
und  in  jeder  im  Reiche  6,  in  Preussen  5  Dicnstran gelassen ,  wobei  12  preuss.  Rang- 
< lassen  (incl.  Subalterne  u.  Unterbcainte)  in  diese  5  f.  diesen  Zweck  zusammengezogen 
sind.  Nach  dem  preuss.  Tarif  sind  z.  B.  die  Sätze  für  Berlin  500,  400,  300,  180, 
80  Thlr.,  für  die  niedrigste  Ortsciasse  200,  180,  120,  60,  20  Thlr.  Die  Einrichtung 
ist  noch  zu  roh  empirisch,  die  Zuschüsse  entsprechen  den  Verschiedenheiten  der  Miet- 
preise in  den  Ortsclassen  nicht  richtig  (sind  wohl  für  die  grossen  Städte,  bes.  Berlin, 
relativ  zu  niedrig).  Die  Benutzung  eines  veralteten  Rangelasscnsystems  als  Grundlage 
für  die  Regelung  einer  solchen  ökonomischeu  Frage  ist  ein  weiterer  Uebelstand.  Die 
Oflicicre,  z.  Th.  die  höchsten  Beamten  sind  gegenüber  dem  Civil,  resp.  den  mittleren 
R  angelassen  zu  sehr  begünstigt.  Die  statistische  Regel,  dass  die  Micthe  bei  kleinerem 
Einkommen  eine  wachsend  grössere  <Jnote  beansprucht,  ist  übrigens  einigennassen 
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beachtet  worden.  Das  Wohnungsgeld  beträgt  z.  B.  in  Berlin  bei  den  Ministerial- 
directoren  10°/o  des  jetzigen  Gehalts,  bei  den  vortragenden  Kathen  13  8,  bei  der  dann 
folgenden  Kategorie  höh.  Beamten  c.  17*6,  bei  d.  letzten  c.  20—25%.  bei  d.  Sub- 
alternen 15 — 30,  bei  d.  Unterbeamten  20— 25°/0.  Man  wird  nach  den  Arbeiten  von 
Schwabe,  Laspeyres  annehmen  können,  dass  diese  Procente,  welche  diese  6  Classen 
von  ihrem  Einkommen  für  Miethe  ausgeben,  ungefähr  sind:  18,  19,  22,  24,  27,30.  — 
Auch  Baden  hat  Wohnungsgeldzuschüsse  im  Civildienst  eingeführt.  Ges.  v.  9.  Jan. 
1874,  3  Ortsdassen,  6  Beamtencl..  (Cl.  I  der  letzteren  9U0,  720,  000,  Cl.  VI  120,  84. 
60  M. ,  dabei  zweckmässigere  Classific.  d.  Beamten  als  in  Preusscn).  Baiern, 
Würtemberg,  Sachsen  haben  bisher  keine  Wohn.gelder  eingeführt,  in  Baiern 
hat  aber  die  Regierung  dorn  Landtag  im  Oct.  1883  eine  bezügliche  Vorlage  gemacht.  — 
Die  mitunter  in  den  letzten  Jahrzehnten  gewährten  „Theuerungszulagen"  sind  bei  den 
neueren  Gehaltserhöhungen  z.  Th.  wieder  beseitigt  worden. 

ß)  Sodann  muss  mehr,  als  es  gegenwärtig  geschieht,  wegen 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  örtlichen  Geld- 
preise der  Lebensbedürfnisse  und  wegen  der  gerade  darin  oft 
ziemlich  rasch  vorkommenden,  Gegend-  und  Ortsweise  wieder 
sehr  verschiedenen  Aendernngen,  der  Gehalt  auch  für  eine 
und  dieselbe  Gattung  Aemter  in  verschiedenen  Orten 
verschieden  bemessen  werden. 

Consequent  ist  dieses  Princip  bisher  nur  für  Gesandten-  und  Gonsularposten 
durchgeführt.  Gute  Einblicke  in  die  verschiedene,  wenn  au<  h  fast  Uberall  starke  locale 
Preissteigerung  der  Hauptstädte  u.  s.  w.  geben  die  Berichte  der  englischen  Ge- 
sandtschaften über  diesen  Punct,  die  im  J.  1870  veröffentlicht  worden  sind.  Die  hier 
befürwortete  locale  Gehaltsverschiodenbeit  hat  also  eine  andere  Bedeutung  als  die  oben 
in  §.  158  erwähnte:  letztere  sollte  gerade  eine  reelle  Verschiedenheit,  diese 
•Jagegen  soll  eine  reolle  Gleichheit  der  Gehalto  herbeiführen.  Die  jetzige  Gleich- 
heit der  Gehalte  ist  eine  reelle  Ungleichheit,  weil  die  Kaufkraft  derselben  Geldsumme 
örtlich  sehr  variirt  Ebenso  müssen  statt  allgemeiner  oftmals  auch  locale  Gehalts- 
erhöhungen erfolgen,  weil  die  Vertheuerung  des  Lebens  an  einem  bestimmten  Orte 
besonders  rasch  und  stark  ist,  —  am  Stärksten  in  der  Kegel  in  grossen,  schnell  an 
Bevölkerung  wachsenden  Städten ,  z.  B.  den  Hauptstädten ,  wo  daher  vor  Allem  die 
Gehalte  entsprechend  zu  erhöhen  sind.  Obgleich  dies  alsdann  vielleicht  mit  den 
ohnehin  schon  höchsten  Gehalten  (z.  B.  mit  denen  der  oberen  Beamten  in  den  Ministerien, 
obersten  Gerichtshöfen  und  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin  keine  Ungerechtigkeit, 
denn  diese  Gehalte  sind  eben  am  Schnellsten  in  ein  Missvcrhältniss  gekommen.  Die 
grössere  Theuerhcit  des  Lebens  in  den  Haupt-  und  Residenzstädten  und  mitunter 
auch  in  anderen  grossen  Städten  ist  allerdings  hier  und  da  schon  bei  der  Gehaltsbe- 
inessang berücksichtigt  worden,  aber  weder  allgemein  noch  ausreichend  genug.  Auch 
ist  die  Erhöhung  zu  willkürlich  gegriffen,  ohne  eine  vorausgehende  brauchbare 
staust.  Untersuchung  .Höchstens  dass  die  höheren  Wohnungspreise,  das  Handgreif- 
lichste, beachtet  sind,  aber  wiederum  nicht  so,  dass  die  Gehaltsstcigerung  genügend 
diesen  Umstand  berücksichtigt.  Beispiel:  Preusscn  um  1870.  Oberstaatsanwalt  in 
Berlin  (bei  Ger.  2.  Inst.)  2000,  and.  1800—1400,  Gassen-  u.  Rechnungsrevisoren  bei 
Appellationsgerichten  in  B.  1200,  sonst  Maximum  1100,  Secretärc  Max.  in  Berlin 
1200,  sonst  1000,  Unterbeamte  400,  sonst  350,  Stadtrichter  Max.  1300,  sonst  1100  Thlr. 
In  StÄdten  über  20,000  E.  erhielten  die  Richter  bei  den  Kreisger.  Localzulagen  (i.  G. 
im  Etat  für  1870  14,900  Thlr.).  Aehnlich  auch  nach  der  neuen  Gehaltsregelung  v.~ 
1872,  z.  B.  Max.  der  Richter  1.  Inst,  in  Berlin  1800,  in  den  Provinzen  1500  Thlr. 
Auch  in  Frankf.  a.  M.  sind  für  Subaltern-  u.  Untorbeamte  einzelner  Dienstzweige  in 
Preusscn  .Xocalzulagcn"  gewährt  (im  Cap.  73,  Tit.  14  d.  preuss.  Ausg.ct.  f.  1883/84 
z  B.  je  600  M.  f.  Gerichtsschreiber  u.  Secret.,  je  375  M.  f.  Canzlisten,  je  195  M. 
f.  Gcrichtsdiener).  Die  an  sich  wohl  begründete  Ausdehnung  dieses  Princips  „localer 
Theuerungszulagen"  f.  untere  Subaltcrnbeamte  u.  dgl.  wird  in  zahlreichen  Petitionen 
dieser  Beamten,  bes.  aus  theueren  rheinischen  Städten,  vom  Landtage  erbeten.  — 

A.  Wüfner,  Finanxwi^ftnschaft.  I.   3.  Aufl.  24 
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Oesterreich:  in  Wien,  Triest  haben  die  Beamten  regelmässig  neben  dem  gleichen 
Gehalt  der  and.  Orte  Quartiergelder. 

In  Betreff  des  Maasscs  der  Gehaltserhöhungen  ist  es  wichtig  zu  beachten,  dass 
die  Preissteigerung  eines  bestimmten  Lebensbedürfnisses  auf  die  reelle  Lage  der  ein- 
zelnen Beamtenclassen  doch  wieder  sehr  verschieden  einwirkt,  weil  der  bezügliche 
Aufwand  im  Haushai tbudget  bei  verschiedener  absoluter  Grösse  des  Einkommens  sehr 
ungleich  ist.    Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  1000  und  400  Thlr.  Einkommen  resp.  50 
und  60%  für  den  Nahrungsbedarf  ausgeben  (der  Wirklichkeit  annähernd  entsprechend^ 
und  beide  in  einen  Ort  versetzt  werden,  wo  cet.  par.  bloss  die  Nahrungsmittel  um 
25°/0  theurer  sind,  so  müsstc  der  erste  ll,/4%,  der  zweite  15°/0  Gehalt  mehr  be- 
ziehen, also  1125  und  460  Thlr.,  um  sich  in  gleicher  Lage  zu  befinden,  wie  bis- 
her. —  Man  kann  daher  eigentlich  aus  der  Höhe  der  Preise  den  wirklichen  Werth 
(die  Kaufkraft),  welchen  eine  bestimmte  Geldsumme  für  Jemanden  besitzt,  der  sio 
im  Haushalt  verwenden  will  —  also  doch  der  Hauptfall  —  immer  nur  für  be- 
stimmte Einkommenverhältnisse  oder  für  Personen  eines  bestimmten 
Lebensmaassstabes  (Standard  of  life)  oder  Standes  (i.  d.  S.  d.  W.)  berechnen,  — 
ein  Satz,  der  sich  aus  dem  „Ge.setz  der  Normalconsumtion"  (s.  Engel,  sächsische 
Statist  Zeitschrift  1857.  S.  169)  und  der  ungleichen  Quote  der  einzelnen  Ausgabe- 
posten  bei  verschiedener  (absoluter)  Einkommenhöhe  ergiebt,  aber  trotz  seiner  grossen 
praktischen  Tragweite  kaum  noch  beachtet  ist  (m.  E.  auch  für  die  Frage  der  aas 
Preisbewegungen  abgeleiteten  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Geldwerths  wichtig 
wäre).    Für  die  Frage  der  richtigen  Gehaltsregelung  nach  den  örtlichen  und  zeit- 
lichen Preisverschiedenheiten  folgt  daraus,  dass  man  für  die  verschiede- 
nen Beamtenclassen  aparte  Budgets  entwerfen  und  danach  die  Gehaltserhöhung 
eintreten  lassen  inuss,  —  meist  also  eine  sehr  verschiedene,  auch  nicht  immer  eine 
etwa  mit  der  absoluten  Höhe  der  Gehalte  geuau  progressiv  abnehmende,  wie  mitunter 
versucht  worden  ist.  —  Wie  ungemein  stark  aber  die  localen  Unterschiede  der 
Preise  der  Lebensbedürfnisse  sind  und  wie  verschieden  demgemäss  der  Geldbedarf 
für  die  Bestreitung  des  gesammten  Aufwands  ist,  dafür  folgendes  Beispiel.  Dasselbe 
beruht  auf  meinen  haushalt-statistischen  Untersuchungen  aus  den  sechziger  Jahrcu 
(österr.  u.  russ.  Valuta  al  pari  gerechnet)  über  meinen  eigenen  Bedarf,  für  eine 
Familie  von  Mann  und  Frau  und  3  kleinem  Kindern,  excl.  aller  Ausgaben  für  Unter- 
richt von  Kindern  und  für  Reisen,  ind.  Bücher  (in  Deutschland  100  Thlr  ).   Von  den 
absoluten  Zahlen  genügt  es  für  vorliegenden  Zweck  eine  zu  kennen:  der  Gesamint- 
bedarf  in  Göttingen  ist  auf  Grund  specieller  Berechnung  auf  2160  Thlr.  angeschlagen 
worden.    Die  Ausgaben  in  meinen  anderen  Wohnorten  sind  in  Proportion  zu  den 
Göttinger  Ausgaben  {x  :  1000)  gesetzt. 

Göttingen     1000  1000  1000  1000  1000         1000  1000 

Freiburg       945  —  S77  ipl.  V)  1100        1 000  (pl.  V)  945 

Berlin         12  S  5  —  1240  1710         1161  1177 

Dorpat        12S7  10S0  1205  1117  1500         1618  1234 

Hamburg     1387  134S  1345  1347  2000         1257  1155 

Wien  1596  1397  1780(min,7)  1509  2600         1250  133s 

„Anderer  Haushalt"  umfasst  Waschen,  Bedienung  (in  Kussland  mehr  Dienstboten  un- 
vermeidlich .  in  Wien  bes.  theuer),  Beleuchtung,  BrennstolF  (in  Kussland  viel,  aber 
billig,  in  Wien  sehr  theuer),  Kücheneinrichtung.  Unter  „allem  Anderen"  auch  Ab- 
nutzung des  Mobiliars  u.  s.  w.  Auf  dem  Nahrungsbedarf  lasten  alle  betr.  indireetcu 
Steuern.  Für  die  Verschiedenheit  der  Höhe  dieses  Bedarfs  ist  der  einflussreichste 
Factor  der  Fleischpreis  (z.  B.  in  Göttingen  die  Ausgabe  für  Fleisch  =•  1000,  danach 
in  Hamburg  1  ISO,  Wien  1379,  Dorpat  nur  OOS,  hier  aber  hohe  Colon  ialwaarenpreisc . 
Der  Wohnungsaufwand  in  verschiedenen  Orten  ist  am  Schwersten  unmittelbar  zu  Ycr- 
gleichcn,  da  Lage  in  der  Stadt,  Bcschalicnhcit  u.  s.  w.  so  massgebend  für  den  Prcir 
sind;  es  wurden  hier  Wohnungen  möglichst  analoger  Art  verglichen  (in  Wien  ist  die 
Mlethe  auch  in  Folge  der  enormen  Gebäudesteuern  so  hoch.)  —  Ein  richtiges  System 
von  Normalgehalten  müsste  also  z.  B.  für  dasselbe  Amt  geben  in  Göttingen  2160  Thlr., 
in  Freiburg  2040,  in  Berlin  2776,  in  Dorpat  2781.  in  Hamburg  2997,  in  Wien  3447 
Thlr.  (in  Dorpat  100  R.  —  10S  Thlr.,  in  Wien  150  Ii.  =»  100  Thlr.  gerechnet,  nach 
damal.  Oours  100  R.  ^  c.  90  Thlr.  und  150  fl.  —  c.  83  Thlr.,  wobei  jedoch  zu  bc- 
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achten  ist,  dass  die  Bewegung  der  Warenpreise  vielfach  eine  langsamere  als  die  des 
Agio  ist  iA.  Wagner,  Art.  Papiergeld  i.  Staatswörterb.  VII,  072  u.  bes.  d.  Theorie 
in  meinem  Russ.  Pap.währ.  Abth.  V — VII).  Durch  Einrechnung  des  Unterrichts- 
aufwands würden  sich  diese  Proportionen  einer  solchen  Beamtenclasse  noch  etwas 
tnodificiren. 

§.  162.  Natural  besohl  u ng.  Den  Schwierigkeiten,  welche 
nach  dem  Gesagten  einer  richtigen  Bemessung  der  Geldbe- 
soldungen  entgegenstehen,  kann  man  durch  theiiweise  Natural- 
besoldung  abzuhelfen  suchen,  wie  sie  früher  allgemeiner  üblich 
war  und  auch  neuerdings  noch  mitunter  zu  diesem  Zweck  befür- 
wortet wurde. 

Vgl.  Kau,  Fin.  I,  §.  59,  60;  auch  noch  meine  2.  Aufl.  von  B.  I  §.  81. 

Indessen  widerspricht  eine  etwas  allgemeinere  Anwendung  von 
Naturalbesoldungen  doch  der  heutigen  Entwicklung  der  Geldwirth- 
schaft  in  der  Volkswirthschaft  und  auch  im  Staatshaushalte  und 
dem  ganzen  Character  des  modernen  Lebens  zu  sehr.  Man  kann 
übrigens  zwei  Fälle  unterscheiden,  von  denen  der  erste  sich 
wieder  verschieden  einrichten  liisst:  einmal  partielle  Besoldung 
in  diversen  Naturalien  (Lebensmittel,  Rohstoffe,  Holz  u.  s.  w.), 
und  zwar  entweder  wirkliche  Zahlung  in  diesen  oder 
Geld  Zahlung,  aber  nach  wechselnden  Preisen  der  Naturalien ; 
sodann  Gewährung  von  Naturalwohnung  (Quartier). 

Der  erste  Fall,  welcher  in  Deutschland  mehrfach  noch  in  diesem  Jahrhundert 
vorkam,  hatte  für  die  Staatskasse  eine  gewisse  Berechtigung,  solange  dieselbe  Natural- 
cinnahmen,  besonders  den  Kornzehnten  bezog.  Seitdem  diese  fast  ganz  beseitigt 
sind,  also  besonders  seit  den  Ablösungen,  ist  das  anders  geworden.  Auch  den  Be- 
amten, selbst  den  unteren  ist  aber  mit  Naturalbesoldungen,  z.  B.  in  Korn,  bei  den 
heutigen  Wirthschafta- ,  Verkehrs-  und  Arbeitstheilungsverhältnissen  kaum  mehr  ge- 
dient. Dazu  kommt  dio  Veränderung  in  den  massgebenden  Preisbestim- 
mungsgründen. Gegenwärtig  hängen  die  Getreidepreise  und  die  Preise  der  übrigen 
Agrarprodncte  nur  wenig  mehr  von  den  localen  Ernteverhältnissen  u.  dgl.  Umständen, 
sondern  in  Folge  der  neueren  Cominunicationstnittcl  immer  mehr  von  den  Conjuncturen 
des  Weltmarkts  ab.  Die  verschiedenen  Artikel  bewegeu  sich  auch  nicht  mehr  so  ge- 
meinsam wie  früher  nach  einer  Richtung.  Dio  Gonsumtionsgewohnheiten  ändern  sich 
rascher.  Das  ältere  System  der  Naturalbesoldung,  welches  doch  namentlich  auf  Ge- 
währung von  Getreide  u.  dgl.  oder  auf  Berechnung  einer  Gehaltsquote  nach  den  lo- 
calen Getreidepreisen  hinausging,  ist  auch  aus  diesem  Grunde,  wie  die  Naturalwirt- 
schaft überhaupt,  jetzt  immer  weniger  passend.  Eine  richtige  Regulirung  der  Geld- 
gehalte nach  allgemeinen  Haushaltbudgots  verdient  daher  den  Vorzug. 

Nicht  ganz  so  liegt  die  Sache  in  dem  Falle  der  Naturalwohnung,  welcher 
in  neuester  Zeit  wieder  mehrfach  ernstlicher  erörtert  wurde.  S.  bes.  Engel's  Vor- 
schläge in  dem  1.  Eisen,  soc.-pol.  Congresse  1872,  Vcrhandl.  S.  209  lf.  u.  die  Debatte 
darüber.  Die  Miethpreise  sind  zumal  in  grösseren  und  vollends  in  Grossstädten  min- 
destens perioden weise  wahre  Monopolpreise,  für  welche  die  Bestimmgründe  des 
Preismaximums  gelten:  der  concreto  Gebrauchswerth  der  Waare  (die  unbedingte 
Notwendigkeit  der  Bedürfuissbefriedigung  mit  ihr)  für  den  Begehrer  und  die  Zah- 
lungsfähigkeit des  letzteren.  Es  hängt  diese  ökonomische  Natur  des  Mietpreises  mit 
der  eigentümlichen  Function  des  städtischen  Wohnungsbodens  zusammen,  wie  sie  in 
der  „Grundlegung44  näher  analysirt  wurde.  (G.  I.  §.  352—862).  Das  privatwirtschaftliche 
Concurrenzsystcm  auf  die  Wohnungsversorgung  angewandt  bewährt  sich  violfach  ungenü- 
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gend.  Wird  die  Zahlungsfähigkeit  des  Wohnungssuchers  gesteigert,  z.  B.  durch  Wohnungs- 
geldzuschuss  des  Beamten,  so  wird  leicht  nur  —  und  in  gewissen  Conjuncturen  sicher- 
lich —  die  Obergrenze  des  Mietpreises  höher  und  der  Zuschuss  fällt  dem  Haus- 
und  Grundeigentümer,  „der  Grundrente"  zu.  Die  höhere  Geldzahlung  des  Staats 
verfehlt  dann  den  Zweck.  Da  nun  anderseits  der  Staat  in  ökonomisch  «technischer 
Hinsicht  nicht  ungeeignet  zur  Beschallung  und  Erhaltung  vou  Naturahiuartier  ist, 
wenngleich  gewisse  Schwierigkeiten  für  ihn  dabei  nicht  verkannt  werden  sollen,  so  ist 
die  Gewährung  von  Dienstwohnungen  im  Interesse  des  Beamten  in  unseren  heu- 
tigen Verhältnissen  ein  zweckmässiges  Vorgehen  in  der  Bcsolduugsf rage,  welches 
auch  überall,  zum  Theil  nach  dem  Interesse  des  Dienstes  selbst  (§.  151),  schon  eine 
gewisse  Ausdehnung  hat.  Nach  Engel  hatten  in  Preusscn  alten  Umfangs  im  Jahre 
1867  70  höhere,  764  Subaltern-  u.  technische  u.  4790  Unterbeamte,  zus.  5633  Beamte 
Dienstwohnungen,  c.  8%  der  Staatsbeamten ;  f.  IsTO  desgl.  7480  von  75,839  Beamten 
im  Haupt-  u.  1277  im  Nebenamt  (Preuss.  stat.  Ztschr.  1876  p.  419).  In  Wörtern  b. 
hatten  von  10,916  Angestellten  i.  J.  1873  4222  eiue  Dienstwohnung  oder  einen  Mieth- 
zinsbeitrag,  daruuter  2503  Unterbedienstete  (Wohn.geld  besteht  sonst  nicht).  Riecke 
a.  a.  O.  S.  112. 

§.  163.  —  b)  Zum  Ersatz  der  Selbstkosten  der  Arbeit, 
welcher  dem  Staatsdiener  im  Totalgebalte  zn  Theil  werden  muss 
(§.  160)  würde  ferner  ein  Betrag  gehören,  mit  dem  sich  der 
Beamte  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invalidität  und 
Krankheit  während  seiner  mutmasslichen  activen  Dienstzeit 
seinen  Unterbaltsbedarf  bei  einer  Versicherungsanstalt  fUr  solche 
Fälle  versichern  kann.  Der  Beamte  befindet  sich  jedoch  in 
Betreff  dieser  Puncte  meistens  in  anderer  Lage  als  der  gewöhn- 
liche Arbeiter.  Während  einer  Erkrankung,  welche  eine  gewisse 
Zeit  nicht  Uberschreitet,  und  überall  wenigstens  für  eine  solche 
Krankheitsdauer,  welche  während  der  activen  Dienstzeit  wahr- 
scheinlich ist,  bezieht  der  Beamte  seinen  Gehalt,  eventuell  sein 
Wartegeld,  bedarf  also  keiner  besonderen  Krankengeldversicherung. 

S.  Engel  Preis  d.  Arbeit,  S.  54. 

Ebenso  ist  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Gefahr 
dauernder  Invalidität,  die  zum  Dienstaustritt  nöthigt,  nur  itir 
die  Zeit  und  in  dem  Maasse  erforderlich,  als  der  Staat  dem 
in  solchem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  doch 
keine  genügende  Pension  gewährt- (§.  159).  Demnach  muss  der 
Dienstgehalt  um  so  höher  sein,  damit  der  Beamte  sich  ent- 
sprechend versichern  könne,  je  später  der  Pensionsansprucb  be- 
ginnt und  je  niedriger  die  Pension  ist  (§.  159).  Bei  einer  ratio- 
nellen Regelung  der  Gehalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes 
Pensionswesen  gar  nicht  die  vermeintliche  Ersparung  für  die 
Staatskasse  gemacht,  sondern  nur  die  Form  der  Zahlungen 
ändert  sich. 

c)  Der  Totalgehalt  muss  weiter  eine  Amortisationssumme 
zur  Deckung  (Rückzahlung)  der  Kosten  derAufziehung  und 
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Vorbildung  des  Beamten  (und  streng  genommen  auch  seiner 
Frau)  enthalten.  (Amortisationsrente  des  Erziehungs- 
und  Bildungskapitals,  Tilgung  und  bis  dahin  Verzinsung). 

Der  Aufwand  dafür  ist  um  so  grösser,  je  kostspieliger  die  Vorbildung  zu  er- 
werben ist  (Studiren!)  und  je  später  der  Beamte  in  Besoldung  Uberhaupt  und  in  ge- 
nügende Besoldung  tritt,  so  dass  auch  liier  wieder  keine  reelle  Ersparung  für  den 
Staat  erfolgt,  wenn  die  ausreichende  Besoldung  zu  spät  beginnt  (§  157).  Der  bezüg- 
liche Gehaltstheil  dient  zur  Erziehung  und  Ausbildung  der  Kinder  (streng  genommen 
Eines  Sohnes  und  Einer  Tochter),  an  welche  die  von  den  Eltern  aufgewendete  Summe 
zurück  zu  erstatten  ist.  So  hat  jede  Generation  jene  Schuld  wieder  an  die  folgende 
abzutragen,  welche  ihr  von  der  vorhergehenden  vorgestreckt  wurde. 

Ist  im  Fortschritt  der  Volkswirtschaft  und  des  Staatslcbens  eine  Vermehrung 
der  Bevölkerung  (und  dabei  dann  meist  auch  wioder  der  Staatsdiener)  in  dor  nächsten 
Generation  erforderlich,  so  muss  der  Gehalt  dazu  ausreichen,  eine  grössere  Anzahl 
Kinder  aufzuziehen  und  in  der  erforderlichen  Weise  auszubilden. 

Die  Frau  muss  in  der  Tochter,  wie  der  Mann  im  Sohne  wieder  ersetzt  werden. 
Auch  vom  Volkswirtschaft!.  Standpunkt  ist  der  Mann,  der  Erwerber  oder  „Ernährer", 
nur  der  eine  Theil  der  Hanswirthschaft,  die  Frau  als  Vorstand  des  Haushalts  i.  e.  S. 
der  andere.  Die  zwischen  beiden  bestehende  Arbeitsteilung  ermöglicht  erst  dem 
Mann,  vornehmlich  seinem  Beruf  zu  leben.  Das  Einkommen  aus  letzterem  muss 
daher  für  die  Frau  und  für  die  Amortisation  des  Erziehungs-  und  Bildungskapitals 
derselben  mit  ausreichen.    So  in  jedem  Falle,  also  auch  beim  Staatsdiener. 

Engel  a.  a.  O.  berechnete  z.  B.  im  J.  1866,  wohl  damals  schon  etwas  zu 
niedrig,  für  einen  gewöhnlichen  Arbeiter  das  Erziehungs-  u.  Bildungskapital  von  der 
Geburt  bis  Ende  des  15.  J.  auf  750  Thlr..  zu  tilgen  mit  einer  Annuität  zu  5%  in 
50  Jahren  (16. — 65.  Lebensj.1)  von  41*1  Thlr.  Für  einen  Geistesarbeiter,  der  erst  im 
26.  Jahre  erwirbt,  etwa  einen  Techniker,  Ingenieur,  stellt  sich  das  Kapital  auf  5400, 
die  Annuität  auf  315  Thlr.  (ebenfalls  bis  z.  E.  d.  65.  Jahres);  für  einen  Geistesarbeiter 
wie  einen  deutschen  jurist.  Beamten,  wenn  er  erst  v.  31.  J.  an  erwirbt,  sind  die 
Summen  7380  und  451  Thlr.  Einige  weitere  Berechnungen  speciell  Uber  die  Selbst- 
kosten im  Beamtenthum  giebt  Engel  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1S76  S.  482  ff., 
4%,  wobei  mit  Recht  auch  das  Erzieh.-  u.  Bild.kapital  der  Frau  mit  berücksichtigt 
ist  Unter  den  hier  näher  nachgewiesenen  im  Einzelnen  unvermeidlich  hypothet. 
Voraussetzungen  berechnet  Engel  f.  Preussen;  Selbstkosten  des  höheren  Beamten  p. 
Jahr  4814  M.,  Durchschn.gehalt  4082.  des  mittleren  2320  u.  1884,  des  unteren  02!» 
und  1020  M.  (erstere  Summe  hier  niedriger  als  die  zweite,  weil  ein  Theil  der  An- 
noitätentilgungen  bereits  vor  Eintritt  in  den  Dienst  als  verwirklicht  angenommen 
wurde).  Als  „Preis  der  Arbeit  bei  einer  Centralbchörde  in  Berlin"  berechnet  Engel 
«:b.  für  die  3  Kategorieen:  7221,  3479,  1393  M.  p.  Jahr. 

Im  Grossen  und  Ganzen  recrutirt  sich  der  Staatsdienst  wie  andere  Berufe  bei 
aller  Freiheit  der  Berufswahl  doch  vornehmlich  aus  den  Söhnen  der  bisherigen  Be- 
rufsgenossen. Das  Unausreichende  der  jetzigen  Gehaltsverhältnisse  zeigt  sich  in  Zeiten 
(günstiger  wirtschaftlicher  Conjuncturen  (1871  ff.!)  in  dem  immer  häufigeren  Uobcr- 
gang  der  Beamtensöhne  in  andere  Berufe  (Technik,  Handel  u.  s.  w.),  nicht  nur 
wegen  der  besseren  Chancen  für  die  Söhne,  sondern  auch  wegen  des  Mangels  au 
Mitteln  der  Väter,  um  die  Söhne  bis  in  und  über  das  30.  Jahr  zu  erhalten.  Es  wird 
im  Gehalt  eben  das  Bildungskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  für  einen  Sohn  (ge- 
schweige für  mehrere)  wieder  disponibel.  Werden  die  Gehalte  nicht  entsprechend 
erhöht,  so  drohen  mit  der  Zeit  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Denn  noch  ist  im  Be- 
wntenstande  vielfach  einiges  Erbvermögen  aus  der  früheren  günstigeren  Zeit  (billige- 
res Leben,  viele  Nebencinnahmen,  Domäncuamtleute  u.  s.  w.,  Ilannoverl).  Aber  dieses 
Vermögen  zersplittert  sich  und  wird  aufgebraucht  und  Geldheirathen  sind  eine  un- 
sichere und  bedenkliche  Hiüfe.  —  Abweichungen  von  der  Regel  natürlich  bei  Stipen- 
dien, Stiftungswesen,  Schulgeldfreiheit  u.  s.  w.  (Geistliche,  Philologen!  wie  schon 
A.  Smith  bemerkt). 

Ob  der  Aufwand  für  die  Kindererziehung  ganz  unter  diese  dritte  Rubrik  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  oder  theilweise  schon  unter  die  erste  Rubrik  (§.  160  Nr.  a: 
standesgemäße   Bedarf  für  den  Beamten  und  seine  Familie)  gestellt  werde,  ist  nur 
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eine  Formfrago.  (Weiter  unterscheidend  könnte  man  die  Kosten  der  Auferziehung  und 
Gewährung  der  allgemeinen  Elementarbildung,  etwa  bis  zum  Ende  d.  15.  Jahres,  zum 
Unterhaltsbedarf  der  Familie,  den  Aufwand  für  höhore  Bildung  und  für  die  Lebens- 
zeit v.  16.  Jahr  an  bis  zum  genüg,  eigenen  Erwerb  zum  Bedarf  für  die  Anschaffung 
des  Bildungskapitals  des  Geistesarbeiters  [Beamten]  rechnen.)  Jedenfalls  inuss  die  be- 
zügliche Ausgabe  durch  den  Gehalt  gedeckt  werden. 

Auch  in  Betreff  dieser  Amortisation  muss  die  Sicherheit  bestehen,  dass  sie  nicht 
durch  vorzeitigen  Tod,  Invalidität  und  zeitweise  Krankheit  des  Beamtcu  unvollständig 
bleibe.  Der  Gehalt  muss  also  noch  weiter  auch  dazu  ausreichen,  eine  bezügliche 
Versicherungsprämie  bezahlen  zu  können.  Der  Fall  der  Krankheit  braucht  aach  hier 
nach  der  üblichen  Weise  der  Gehaltszahlung  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  zu  werden, 
wohl  aber  die  beiden  andern  Fälle.  Wo  nemlich  ein  Pensions  an  Spruch  der 
Wittwe  und  der  unerwachsenen  (eigentlich  der  noch  nicht  erwerbsfähigen)  K  i u- 
der  fehlt  oder  diese  Pensionen  zu  niedrig  sind  und  wo  die  Pension  des 
dienstunfähigen  Beamten  zu  spät  beginnt  und  zu  niedrig  ist,  da  muss  der 
Activgehalt  wiederum  nur  um  so  höher  sein,  damit  eine  besondere  Versicherung  gegen 
jene  beiden  Gefahren  erfolgen  kann.  Auch  hier  also  bei  mangelhaftem  Pensions- 
wesen wieder  nur  eine  scheinbare  Ersparung.  S.  die  Borcchnungswcise  bei  Engrcl 
a.  a.  0.  —  Genau  genommen  muss  übrigens  noch  ein  Umstand  berücksichtigt  werden, 
nemlich  die  verspätete  Verfügung  des  Beamten  über  die  genannte  Konto,  —  später 
als  er  sie  für  Erziehung  und  Bildung  des  Sohnes  braucht.  Wenn  z.  B.  der  Gehalt 
erst  in  späterem  Dienst-  uud  Lebensalter  ausreicht,  um  jenes  Kapital  von  73M)  Thlr. 
zu  tilgen,  so  innss  nicht  nur  alsdann  wegen  verschobenen  Beginns  der  Annuitäten- 
zahlung die  Annuität  selbst  entsprechend  höher  werden,  sondern  der  Beamte  auch 
noch  zuvor  Kapital  für  die  Erziehung  u.  s.  w.  des  Sohnes  aufnehmen.  Dann  wächst 
also  wiedor  ein  Aufwand  wenigstens  für  die  zwischenzeitige  Verzinsung  dieses  Kapi- 
tals zu  (die  Tilgung  erfolgt  durch  die  spätere  höhere  Annuität). 

d)  Endlich  muss  der  Totalgehalt  anch  noch  die  Kosten  für 
die  inactive  Altersperiode  des  Beamten,  also  für  die 
Bestreitung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  desselben  und 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  genügend  erwerbsfähigen 
Wittwe  bis  zum  Tode,  und  seiner  Kinder  bis  zum  erwachsenen, 
bez.  bis  zum  erwerbsfähigen  Alter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
Beamte  muss  entweder  nach  dem  Austritt  aus  demactiven 
Dienst  einen  Anspruch  auf  eine  Alters-,  Wittwen-  und 
Waisenpension  von  ausreichender  Höhe  haben,  oder,  wenn 
diese  Pension  fehlt  oder  ungenügend  ist,  so  muss  der 
Activgehalt  auch  noch  eine  Rente  enthalten,  welche  während  des 
Dienstes  bezogen  genügt,  um  kapitalisirt  zur  Basis  einer  ent- 
sprechenden Leibrente  für  den  Beamten,  seine  Wittwe  und  einer 
Zeitrente  für  seine  Kinder  während  der  Jahre  zu  dienen,  wo  der 
Beamte  und  seine  Familie  keinen  oder  keinen  auskömmlichen 
Gehalt  mehr  beziehen. 

Demgemäss  ist  der  Pensionsbezug  nichts  Anomales, 
sondern  etwas,  was  nothwendig  zum  Ersatz  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  und  sogar  bloss  zur  Gewährung  des 
auf  die  Dauer  unentbehrlichen  Minimums  des  Lohns 
oder  Gehalts  gehört,  wenn  das  erforderliche  Quantum  und  Quäle 
von  Arbeit  (Arbeitsangebot)  beständig  gestellt  werden  soll. 
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Es  verhält  sich  mit  dein  Gehalt  des  Staatsdienere  hier  nicht  anders  als  mit  dem 
Lohne  des  gewöhnlichen  Arbeiters.  Auch  dieser  Lohn  mass  eine  Altersversorgungs- 
und eine  Wittwen-  und  Waisenrente  enthalten,  sonst  fallen  der  arbeite-  und  erwerbs- 
unfähig gewordene  alte  Arbeiter  oder  seine  erwerbslosen  Hinterbliebenen  der  Armen- 
kasse zur  Last.    S.  die  Ausführungen  von  Engel  a.  a.  0. 

§.  164.  —  D.  Die  Ordnung  des  Pensionswesens. 

Die  principiellcn  Puncte  von  Bedeutung  für  das  ganze  Besoldungswesen  sind 
schon  in  §.  159  erledigt  worden.  Iiier  handelt  es  sich  noch  um  die  Frage  der 
practischen  Durchführung. 

1.  Der  Ruhegehalt  des  Beamten  selbst.  Er  könnte 
möglicher  Weise  durch  privatwirthschaf tliches  Versiche- 
rungswesen (Leibrenten  Versicherung)  statt  direct  durch 
Staatspensionszahlung  gewährt  werden. 

Würde  der  Activitätsgehalt  hoch  genug  angesetzt,  so 
könnte  der  Staatsdiener  sich  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invali- 
dität, unvollständiger  Amortisation  seines  Bildungskapitals  und  für 
sein  Alter  durch  Prämienzahlung  bei  einer  Versicherungsanstalt 
schlitzen. 

Der  Staat  brauchte  dann  etwa  nur  den  Kentenkauf  iu  gewisser  Höhe  anzuordnen, 
also  insofern  Ersparungen  des  Beamten  aus  dessen  laufendem  Dienstgehalte  zu  er- 
zwingen, um  Beamtenprolctariat  zu  vermeiden  und  die  richtige  Verhältnismässigkeit 
zwischen  Stellung  und  Dienstgehalt  und  späterer  Pension  des  Beamten  herbeizuführen. 

Die  Einführung  einer  solchen  Einrichtung  auf  diesem  Gebiete 
wenigstens  für  den  Beamten  selbst  (Bezug  des  Ruhegehalts) 
hindert  jedoch  der  Umstand,  dass  der  Zeitpunct  des  Beginns 
der  Pension  nur  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem 
bestimmten  Lebensalter  oder  doch  Dienstalter  in  Pension 
treten  muss,  von  einem  Naturereigniss  abhängt,  auf  welches 
sich  die  gewöhnlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens  an- 
wenden lassen.  Daneben  sind  es  aber  Beschlüsse  der  Staats- 
gewalt und  unperiodische  allgemeine  Veränderungen  im 
Staatsdienste,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen,  welche  Pcn- 
sionirungen  herbeiführen.  Auf  solche  Fälle  lässt  sich  das  Ver- 
sicherungswesen nicht  wohl  anwenden.  Man  wird  somit  ein 
Staatspensionswesen  nicht  wohl  vermeiden  können. 

Dasselbe  Hesse  sich  jedoch  bei  gehöriger  Ausbildung  der  (auch  privaten)  Krank- 
heils-, Invaliditäts-  und  Unfallversicherung  für  solche  L'älle,  in  denen  durch  derartige 
persönliche  Umstände  die  Pensionirung  eintreten  muss,  durch  das  Versicherungswesen 
ersetzen.  Nur  müssten  dann  die  Dienstgehalte  hoch  genug  sein,  damit  der  Beamte  die 
Prämien  zahlen  kann.  Einfacher  ist  es  jedoch  und  bei  den  Mängeln  des  gewöhn- 
lichen, vollends  des  privaten  Versicherungswesens  auch  zweckmässiger,  auch  diese 
Fälle  mit  nach  den  Grundsätzen  des  Pensionswesens  zu  regeln. 

Die  Zahlung  der  Ruhegehalte  ist  dann  nichts  Anderes,  als 
eine  dem  Beamten  nach  den  Grundsätzen  richtiger  Lohn-  und 


Digitized  by  Google 


376       2.  B.  Kiii.bcdarf.    I.  K.  Allgemeines.    2.  A.  Besold  politik.  §.  164. 

Besoldungspolitik  gebührende  verschobene  Gehaltszahlung. 
Die  ältere  Einrichtung  besonderer  Staatspensions- 
kassen und  die  Zahlung  regelmässiger  Gehaltsabzüge  in  diese 
Kassen  ist,  wenigstens  wenn  die  Gehalte  ungenügend  sind,  prin- 
cipiell  unrichtig,  sonst  unnütz,  weil  dadurch  nur  eine  Geschäfts- 
und Rechnungsvermehrung  erfolgt,  jetzt  auch  mehr  und  mehr  auf- 
gegeben. Vielmehr  sind  die  Ruhegehalte  ohne  Weiteres,  wie  die 
Dienstgehalte,  als  Zahlungen  aus  dem  Titel  des  Staats- 
diensts  zu  behandeln.  Man  kann  sie  Leibrentenscbulden 
des  Staats  nennen  und  das  ganze  Pensionswesen  auf  den 
Schuldenetat  Ubertragen,  wodurch  der  rechtliche  Character  am 
Deutlichsten  hervortritt.  Uebrigens  hat  eine  solche  Uebertragung 
sonst  nur  formelle,  nicht  sachliche  Bedeutung. 

Mit  Recht  sind  daher  die  Pensionsbeiträge  der  Civilstaatsdicncr  in  Preussen 
vom  1.  Janaar  1868  ab  aufgehoben  worden,  was  einer  allgemeinen  kleinen  Gehalts- 
erhöhuug  gleichkam.  Sie  waren  nach  dem  Pensionsregiomcnt  vom  30.  April  1825, 
§.  21  gleich  '/,•  der  Besoldung  des  1.  Dienstjahre  und  jeder  späteren  Gehaltserhöhung 
und  ausserdem  an  fortlauf.  Beiträgen  jährl.  l°/„  bei  einem  Diensteinkommen  bis  400, 
174  bei  einem  solchen  von  über  400—1000,  von  höheren  Gehalten  beim  1.  Tausend 
l1/,,  2.  Tausend  2,  3.  und  4.  Tausend  3,  5.  und  0.  Tausend  o0/^  Max.  500  Thlr., 
Gesammtbetrag  1862  562,781  Thlr.  Gleiche  Aufheb.  der  Monatsabziige  im  K.  Sachsen 
(Ges.  v.  9.  April  1872).  —  Frankreich,  Pensionskassen  der  Beamten  (caisses  de 
retraite),  Beitrag  von  5%  des  jährl.  Diensteinkommens  und  jeder  Zulage.  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Mittel,  Staatszuschuss.  Neue  Regelung  durch  das  Gesetz  vom 
ü.  Juni  1853;  alle  Pensionskassen  eingezogen,  die  bestehenden  Pensionen  auf  die 
Staatsschuld  tibertragen.  Gehaltsabzüge  von  5%,*/^  des  ersten  Gehalts,  !/12  jeder 
Zulage,  Zuweisung  der  Abzüge  wegen  Urlaubs  u.  s.  w.,  gewisser  Strafgelder.  Anschlag 
dieser  Eiunahmen  1856  auf  11  Mill.,  Staatszuschuss  IS  Mill.  (1881  bez.  19  64  u. 
46  38  Mill.  fr.  an  Civilpens.  nach  d.  Ges.  v.  1853,  nach  d.  älteren  Ges.  noch  1*46  Mill.  fr.>. 
Hock,  Finanz.  Frankreichs,  S.  45.  Russland  2%  Beiträge  der  Beamten.  Eng- 
land (perman.  Dienst)  dsgl.  2V4%.  —  In  Baiern  wurden  alle  Pensionen  u.  Wittwen- 
gehalte bis  1825  der  Schuldentilgungskasse  zugewiesen.  1825  5,282,000  fl.  oder  18°/« 
der  Ausgaben.  Verb.  d.  2.  Kammer  v.  1828,  Beil.  XLVI,  7.  In  der  7.  Finanzperiode 
1855—61  diese  älteren  Pensionen  noch  %  Mill.  fl.,  Zins  und  Tilgung  der  in  der 
ersten  Zeit  aufgenommenen  Schuld  447,000  fl.  Später  Zuweisung  weiterer  Ruhegehaitc, 
so  dass  diese  Kasse  1868  899,000  II.  (1875  noch  856,000  M.)  Pension  zu  zahlen  hatte, 
wozu  sie  aus  den  Activrcsten  der  Schuldentilgekassc  aus  Vorjahren  die  Mittel  erhall. 
(Nach  Rau).  Nach  d.  Finanzges.  f.  1876  ist  diese  alte  Pensionskasse  vom  1.  Januar  1876 
an  aufgelöst  worden. 

Die  Ausscheidung  eines  bestimmten  Theils  des 
rentablen  Vermögens  des  Staats  zur  Bildung  besonderer 
Pensionsfonds,  deren  Einnahmen  die  Zahlung  der  Pensionen 
sicher  stellen  sollen  (und  etwa  auch  privatrechtlich  dafUr  haften), 
ist  mit  dem  modernen  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  in 
Widerspruch,  bewirkt  gleichfalls  nur  eine  nachtheilige  Vermehrung 
der  Verwaltungs-  und  Rechnungsarbeit  und  erfüllt  ihren  Zweck 
der  Sicherung  der  Pensionen,  unabhängig  von  der  sonstigen 
Finanzlage  des  Staats,  in  kritischen  Zeiten  doch  nicht.  Eine 
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solche  Einrichtung,  wie  sie  z.  B.  im  Deutschen  Reichsinva- 
lidenfonds besteht,  unterbleibt  daher  besser ,  soweit  wenigstens 
allgemein  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  Gründe  entscheiden. 

Vgl.  die  Gesetzgebung  des  Reichs  Uber  den  Invalidenfonds  v.  23.  Mai  1873. 
Ein  Kapital  von  IST  Mill.  Thlr.  wurde  aus  der  französ.  Kriegsentschädigung  ausge- 
schieden und  zu  einem  „Rcichsinvalidcnfonds"  bestimmt,  dessen  Vermögen  dann  in 
einer  Reihe  verschiedener  verzinslicher  Werthpapiere  angelegt  ist.  Seit  1.  Jan.  1 873 
hat  dieser  Fonds  die  Militärpensionen  aus  dem  Kriege  von  1870 — 71  zu  tragen.  Spater 
sind  ihm  auch  die  sonstigen  Militärpensionen  der  einzelnen  deutschen  Staaten  aus 
Kriegen  vor  1870  übertragen  worden  S.  darüber  meinen  Aufsatz  Reichsfinanzen 
in  Holtzcnd.  Jahrb.  III,  131  ff.  Die  ganze  Schöpfung  hängt  mit  den  eigenthüml. 
btaatsrechtl.  u.  polit.  Verhältnissen  des  Reichs  zusammen,  ist  aber  auch  unter  Berück- 
sichtigung der  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  kaum  anders  denn  als  eine  vor- 
fehlte zu  bezeichnen,  wie  ich  dies  a.  a.  0.  näher  nachzuweisen  gesucht  habe. 
Finanzielle  Bedenken  wegen  der  Anlagen  des  ohnehin  für  den  Zweck  zu  hoch  ge- 
griffenen Kapitals  haben  sich  auch  bereits  herausgestellt,  wie  das  Ges.  v.  23.  Febr.  187« 
§.  1  bestätigt  Im  Etat  für  1883  sind  auf  den  Fonds  28M57  Mill.  Mark  Pensionen 
angewiesen,  incl.  Verwaltungskosten,  gedeckt  durch  Zinsen  u.  Kapitalzuschuss  aus  d. 
Fonds  in  gleichem  Betrage.  Davon  23*11  M.  M.  Pens,  aus  dem  Kriege  v.  1870, 
3*95  M.  M.  aus  früheren  Kriegen.  Auch  die  Pens.  f.  chemal.  französ.  Militärs 
0  57  M.  M.)  deckt  der  Fonds.  F.  1882  war  der  Nomin.betrag  seines  Vermögens  noch 
538  M.  M. 

Für  alles  Weitero  s.  §.  159.  Wichtig  sind  noch  die  Bestimmungen  über  die 
Berechnung  des  „pe nsio nsfäh i gen  Amtseinkommens",  nach  welchem  sich 
wieder  die  Höhe  der  Pension  (als  Uuote  davon)  richtet.  Functions-  u.  Rcpräsentations- 
zq lagen,  auch  wohl  Activitätszulagen  fallen  hierbei  regelmässig  fort,  dagegen  werden 
(D.  Reich  u.  Prcussen)  nicht  nur  Wohnungsgeldzuschusse  (diese  hier  nach  dem  Durch- 
schn.satz  der  Klasse),  sondern  auch  der  Werth  der  Dienstwohnung  (nach  dem  amt- 
lichen sonstigen  Anschlage),  etwaiger  Naturalbezüge  u.  dgl.  m.  eingerechnet,  worüber 
die  Gesetze  u.  Verordnungen  das  Nähere  feststellen. 

Häufig  wird  über  zu  starkes  Anschwellen  der  Rahegehaltszahlungen  geklagt. 
Es  kann  naturlich  mit  der  Versetzung  in  Ruhestand  Missbrauch  Seitens  des  Staats- 
gewalt getrieben  worden  sein.  Dagegen  helfen  nur  politische  Garantieen,  ein 
ordentliches  Pensionsgesetz,  Verantwortlichkeit  der  Regierung  u.  s.  w.  Aber  öfters 
sind  die  Klagen  auch  nur  mit  grosser  Vorsicht  aufzunehmen,  indem  sie  aus  der  Ver- 
kennung des  Characters  der  Pension  als  einer  verschobenen  Gehaltszahlung  hervor- 
geben. Es  ist  dann  Sache  der  Rechnung,  zu  prüfen,  ob  die  Pensionen  zu  hoch  sind 
oder  ob  nur  deshalb  so  viel  an  Pensionen  gezahlt  werden  muss,  weil  ehedem  zu  wenig 
an  Gehalten  gezahlt  wurde.    Oft  wird  es  sich  so  verhalten. 

Beispiele  aus  der  Finanzstatistik  des  Pensionswesens:  Deutsches 
Reich:  ausser  den  vorhin  gen.  Pensionen,  die  auf  dem  Reichsinvalidenfonds  lasten 
hat  das  Reich  unter  seiner  Ausgabe  noch  einen  allgem.  Pensionsfonds,  der  die 
sonstigen  deutschen  Militärpensionen  (mit  Ausnahme  der  baierischen)  f.  1883/84 
mit  19- 19,  die  Marinepens,  mit  0  51.  die  Civilpens.  mit  0*455,  im  G.  20- lß  Mill.  Mark 
zahlt  Von  der  Gesammt-Ausgabe  des  Reichs  kommen  daher  auf  alle  diese  Pensionen 
48*83  Mill.  Mark  oder  c.  9°/0  der  fortdauernden  Ausgaben.  1876  waren  es  noch 
52.23  M.  M.  u.  12*9%.  —  Preussen:  ausser  den  vom  Reich  übernommenen  Pens, 
noch  1614  Mill.  Mark  im  Etat  f.  1S76.  18  34  in  dem  f.  1883/84,  wovon  Wartegclder 
für  Civilbeamte  bez.  0*625  u.  0*478,  Pension  für  Cmlbeamte  13  37  u.  lßMill.  Mark, 
im  G.  c.  4*60/o  u.  3*6°/0  der  fortdauernden  eigentlichen  Staatsausgaben  (nach  Abzug 
der  Erhebungskosten».  Die  Steigerung  der  absol.  Höhe  wescntl.  die  Folge  der  nach 
«1.  fies.  v.  24.  April  1878  eingetretenen  Pensionirung  der  Richter  n,  Staatsanwälte  bei 
der  Gerichtsreorganisation.  —  Baiern.  Die  Pensionen  u.  s.  w.  wurden  nach  d. 
Finanzges.  für  1876  bei  der  Umrechnung  von  südd.  Währ,  in  Mark  vom  I.Jan.  1875 
an  um  5°/0  erhöht  (mehr  noch  die  Wittwen-  und  Waisenpension ).  Sämmtlicho 
Pensionen  (ausser  den  K  riegs  pensionen,  die  der  Reichsinvalidenfonds  trägt)  sind 
incl.  der  alten  Beträge,  die  auf  der  jetzt  aufgelösten  Pcusionskasse  v.  1825  lasteten, 
auf  den  allgem.  Staatsfonds  übernommen:  neml.  f.  1876  3*34  Mill.  Mark  ältere 
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Militärpensionen  und  7*13  Mill.  Mark  Civilpensioncn ,  wovon  eigentliche  Ruhegehaitc 
4"19  Mill.  Mark,  i.  G.,  soweit  sie  Baieru  direet  trägt,  0*4%  der  eigcntl.  Staatsausg. 
(cxcl.  Erhebungs-  und  Betriebskosten).  —  Sachsen  1876,  Civilpcnsionen  2.05  Mill. 
Mark  oder  4*3  w/0  der  Nettoausgabe.  —  Würtomberg  1S7(>,  Ci?ilpensionen  1*27  Mill. 
Mark  oder  2'U°/0  der  eigentlichen  Staatsausgaben ;  in  1SS2  S3  üncl.  Pens,  an  Gefell, 
u.  Zuschüsse  an  Pcns.kasse  der  Volksschullchrer) ,  1*4S9  M.  M..  —  Baden  1S75, 
Civilpensioncn  147  Mill.  Mark  oder  f>'<>u/0  der  eigentlichen  Staatsau sgaben. —  West- 
Oesterreich  1S75.  Pensiouen  12*48  Mill.  fl.  —  c.  4*2w/o  der  Nettoausgabe,  (1882 
14*75  M.  fl.  oder  4*9%) ;  ausserdem  stehen  im  gemeinsamen  Budget  (mit  Ungarn i 
1*24  Mill.  -fl.  Militärpensionen  und  10.23  Mill.  fl.  im  Kriegsetat  f.  1876  „Versorgungs- 
wesen". —  Frankreich  1876,  1 16*6  Mill.  Fr.  Pensionen,  wovon  66*9  Militärpensionen, 
i.  G.  c.  5  0W/0  der  Nettoausgabe.  (1SS1  140*7  M.  fr.,  wovon  71  M.  Milit.pens. ;  ausser- 
dem Subvention  z.  Kasse  der  Secinvaliden  1315  M.  fr.).  —  Russland  1875,  Pens, 
u.  Unterstütz.  24*23  Mill.  Rubel,  c.  51°/0  der  Nettoausgabe  (1882  24*61  M.  R.). 
Grossbritannien  Civilpensionen  1881/82  1*17  Mill.  Pf.  St.  —  Ein  bedeutender 
Posten,  jetzt  noch  50  Mill.  Doli,  sind  die  meist  aus  dem  Bürgerkriege  herrührenden 
Pensionen  in  d.  Vor.  St.  v.  Nordamerika,  fast  75  der  Gesammtausgabc. 

§.  165.  —  2.  Wittwen-  und  Waisenpensionswesen. 

Eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Gehalten  und  den  Wittwen-  und  Waiseapensionen 
bilden  die  in  den  meisten  Staaten  gewährten  sog.  Sterbemonate,  -quartalc  u.  s.  w., 
d.  h.  die  Auszahlungen  des  vollen  Gehalts  (Pension)  noch  1—3  Monate  nach  dem 
Tode  des  Beamten  an  seine  hinterblicbene  Familie.  Eine  passende  Einrichtung,  welche 
es  der  durch  den  Tod  des  Mannes  und  Vaters  meist  in  ganz  andere,  eingeschränktere 
Einkommeuvcrhültnissc  kommenden  Beamten familie  erleichtert,  die  bisherige  Haus- 
wirthschaft  abzuwickeln ;  und  wieder  eiuo  um  so  notwendigere  Einrichtung,  je  weniger 
dio  spärlichen  Gehalte  oft  genug  ein  auch  noch  so  geringes  Kapital  hierfür  zurück- 
zulegen ermöglichten,  namentlich  bei  jüngeren  Männern. 

Beispiele:  Preussen  (s.  Mascher  a.  a.  0.,  S.  204).  Hinterbliebene  (und 
zwarWittwe,  Kinder,  Enkel,  einerlei  ob  sie  des  Verstorbenen  Erben  oder  nicht;  ausser- 
dem in  gew.  Fallen  mit  minister.  Genehmigung  einige  and.  Verwandte)  von  Beamten, 
die  Mitglieder  eines  Coilegiums  waren  oder  als  Subalterne  dabei  arbeiteten,  erhalten 
ausser  der  Besoldung  des  Sterbemonats  noch  den  Gehalt  für  das  darauf  folg.  Quartal. 
Die  Hinterblieb,  von  Beamten,  die  nicht  in  collcgial.  Vcrbältn.  u.  verschied,  einzelne 
Kategorien  bekommen  ausser  für  den  Sterbemonat  noch  für  1 ,  nach  Umständen  f. 
2  u.  3  Monat  den  Gehalt.  Auch  billige  Bestimmungen  weg.  Räumung  d.  Dienstwohnung. 
Die  Hinterbliebenen  protest.  Geistlichen  beziehen  mitunter  nach  Ortssitte  ein  Gnaden- 
jahr. In  Thcilen  der  Rheinlande  erhalten  selbst  die  Erben  von  Inhabern  katholischer 
Curatstcllen  ein  Sterbequartal.  Hinterbliebene  von  Wartegcldempfangern  wie  die  von 
nicht  colleg.  Beamten,  solche  von  Pensionären  ausser  dem  Sterbemonat  ein  Gnaden- 
monat (so  auch  im  neuen  Ges.  v.  27.  März  1872.  §.  31).  Das  Gnaden q  u  artal  (nach 
d.  Sterbemonat)  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  Dienst  gestorbenen  Reichs- 
bcaraten  (Rcichsges.  v.  31.  März  1873,  §.  7,  S).  —  Baden:  Wittwe  u.  Kinder  eines 
eigentlichen  Staatsdieners  und  eines  unteren  Beamten  erhalten  vom  Todestage  des 
Mannes  an  ein  Sterbequartal.  —  Auch  diese  Dinge,  anfangs  dem  Gebiet  der  „Gnade'*, 
der  Sitte  angehörig,  sind  jetzt  meistens  in  das  Rechtsgebiet  übergegangen,  so  dass 
für  die  Berechtigten  ein  civilrechtlicher  Anspruch,  für  die  Staatskasse  eine  ebensolche 
Verpflichtung  cutstanden  ist 

Auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen  sind  nach 
dem  Früheren  als  aufgeschobene  Gehaltszahlung  prin- 
cipiell  gerechtfertigt. 

Die  Ordnung  dieses  Pcnsionswcscns  kann  aber,  anders  als 
diejenige  der  Ruhegehalte,  nach  den  gewöhnlichen  Grund- 
sätzen des  Lebens-  und  Renten- Versicherungswesens, 
daher  eventuell  auch  mittelst  Privat  Versicherungsanstalten,  erfolgen 
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und  für  diese  Einrichtung  der  Sache  sprechen  bcachtcnswerthc, 
doch  —  wenigstens  heute  in  unseren  Ländern  nicht  mehr  —  nicht 
Uberwiegende  Gründe. 

Ich  weiche  in  letzterem  Ponkte  u.  folgerichtig  in  den  weiteren  Erörterungen 
über  dieses  Thema  von  der  vorigen  Auflage  (§.  84  >  ab.  Meine  frühere  Ansicht  war 
hier  noch  in  den  Anschauungen  des  „ökonomischen  Individualismus"  zu  sehr  befangen. 
Die  jetzige  Modification  ist  die  (/onsequenz  der  in  der  „Grundlegung"  dargelegten  u. 
begründeten  ökon.  u.  socialen  Prinzipien  u.  speciell  meines  prineip.  Standpunkts  in 
der  Versicherungslehre.  S.  darüber  meinen  Aufs.  „Staat  u.  Versich.wesen", 
Tub.  Ztschr.  18S1  (auch  selbständig)  u.  meine  Abb.  Vcrsich.wesen  in  Schönbcrg's 
Handb.  d.  polit.  Oekon.  II. 

Der  Zeitpunct  des  Beginns  und  des  Aufhörens  der  Pension 
bangt  hier  ganz  von  einem  Naturcreigniss  (Tod  des  Mannes, 
der  Wittwe,  Tod  oder  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters 
Seitens  der  Kinder)  ab. 

Selbst  der  Fall,  dass  die  Wittwe  sich  wieder  verheirathet  und  dann  nach  häufigen 
Vorschriften  der  Pensionsreglements  ihre  Pension  ganz  oder  theilweise  verliert,  lässt 
sich  nach  den  Daten  der  Heirathsstatistik  unter  die  Kegeln  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung bringen.  Vgl.  die  Statist.  Daten  über  erste,  zweite  Eben,  Verheirathung  von 
Wittwcn  u.s.w.  in  Wappäus,  Bevölkerungsstatistik  IL  2."iO  Ii.,  A.  Wagner,  Gesetz- 
mässigk.  d.  menschlichen  Handlungen  I,  20,  II,  DU,  v.  Oettingen,  Moralstatist.  S.  3, 
6".  —  Nichtiger  ist  es,  wenn  jede  solche  Bestimmung  —  eine  Wiederverheirathungs- 
s träfe  —  fehlt.  Der  Staat  hat  jedenfalls  eher  ein  Interesse,  die  Wiederverheirathuug 
der  Wittwe  zu  begünstigen,  als  das  (Jcgentheil.  Mindestens  sollte  die  Wittwenpcnsion 
nur  theilweise  (in  Preussen  bei  den  Wittwenverpllegungaanst.  die  Hälfte)  bei  zweiter 
Ehe  fortfallen  und  bei  neuem  Verwittwen  (oder  Scheidung)  ganz  wieder  aufleben  (so 
iu  Preussen,  wo  auch  gew.  Abfindungen  zwischen  der  sich  wieder  verheirathuiiden 
Wittwe  u.  der  Kasse  gestattet  sind,  s.  Mascher,  S.  14'J).  Die  Verhältnisse  kränk- 
licher, mit  Anlage  zu  organischen  Leiden  behafteter  Männer,  welche  nicht  oder  nur 
m  erheblich  höheren  Kosten  Wittwenpcnsioncn  kaufen  könnten,  Hessen  sich  apart  regeln. 

Im  Uebrigen  wäre  das  gewöhnliche  Versicherungs- 
wesen technisch  zulässig  und  ausreichend,  wenn  der 
Staat  nur  den  Einkauf  des  Ehemanns  und  Familienvaters  nebst 
der  ungefähren  Höhe  des  Einkaufs  vorschreibt  (wie  es  ohnehin 
auch  bei  Staatspensionskassen  vielfach  geschieht)  und  über  die 
Ausführung  wacht,  namentlich  über  die  regelmässige  Prämien- 
zahlung. 

Rau  war  entgegengesetzter  Ansicht,  s.  §.  Ol  u.  i>5  d.  5.  Aufl.,  aus  Gründen, 
die  ich  auch  jetzt  noch  nicht  für  ausschlagend  halte. 

Die  nothwendige  Voraussetzung  dafür  ist  eine  solche  Höhe 
der  Dienst-  und  Ruhegehalte,  dass  der  Beamte  daraus  die  Ver- 
sicherungsprämie u.  s.  w.  in  normaler  Höhle  bezahlen  kann. 
Bei  der  Gehaltsregelung  braucht  also  nur  auf  normale  Alters- 
verhältnisse der  Gatten  und  die  übliche  Kinderzahl  (c.  4  —  5) 
Rücksicht  genommen  zu  werden.  In  diesem  Falle  aber  entgeht 
man  auch  ohne  Weiteres  gewissen  Unbilligkeiten  und  Willktirlich- 
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kciten,  die  das  jetzige  Staats  wittwen-  und  Waisen  pensionswesen 
immerbin  enthält. 

Die  Beweisführung  wesentlich  vom  Standpunkte  des  ökonomischen  Individualis- 
mus, ist  diese:  Der  Anspruch  auf  einen  Gchaltsthcil ,  aus  dem  eine  Wittwen-  ond 
Waisenrente  versichert  werden  kann,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  solchen  nach 
den  Grundsätzen  begründet,  welche  den  Preis  dor  Arbeit  oder  den  Lohn  Uberhaupt 
auf  die  Dauer  regeln  müssen,  nicht  aber  durch  den  zufälligen  Umstand,  ob  ein  Be- 
amter heirathet,  Kinder  hat  und  eine  Wittwo  und  unerwachsene  Waisen  hinterläßt. 
Mit  anderu  Worten  der  unverheiratete,  kinderlose  oder  seine  Frau  und  Kinder  über- 
lebende Beamte  muss  an  und  für  sich  als  Staatsdiener  dem  verheiratheten  u.  s.  w. 
in  der  Besoldung  ganz  gleich  stehen.  Er  hat  daher  das  Recht,  die  Prämie,  welche 
er  im  andern  Falle  zahlen  müssto,  aufzuzehren  oder  apart  für  sich  und  seine  sonstigen 
Erben  aufzusparen.  Jede  günstigere  Behandlung  der  Verheiratheten  u.  s.  w.  enthalt 
mittelbar  eine  Heiraths-  und  Kindererzeugungsprämie,  jede  ungünstigere  Behandlung 
des  Ehelosen  eine  Art  Hagestolzen-  oder  Cölibntsteucr,  was  sich  nicht  billigen  last 
und  hier  ganz  unnützer  Weise  „communistisehe"  Principicri  in  diese  Sachen  einführt. 

Bei  solcher  Regelung  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens,  so  wird  weiter 
argumentirt,  werden  auch  die  „wissenschaftlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens" 
am  Besten  consequent  durchgeführt  werden,  was  durchaus  wünschenswerth  sei.  Ins- 
besondere wird  hierbei  auch  die  neuerdings  wieder  öfters  erörterte  Frage  am  Passend- 
sten nach  den  individuellen  Verhältnissen  der  Beteiligten  entschieden  werden, 
ob  nemlich  eine  Leib-  bez.  Zcitrentenrersicherung  der  Wittwen  und  der  Waisen 
oder  eine  Kapital  Versicherung  des  Mannes  und  Vaters  auf  den  Todesfall  erfolgen 
soll.  Letztere  Form  hat  den  wesentlichen  Vorzug,  dass  sie  die  Prämienzahlung  des 
Beamten  nicht  nutzlos  für  seine  Familie  macht,  falls  die  Frau  vor  dem  Manne  stirbt 
und  die  Kinder  vor  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  und  damit  aus  dem  Bezugsrecht 
ausgetreten  sind.  Das  durch  Prämienzahlung  erworbene  Kapital  kommt  also  auf  alle 
Fälle  der  Familie  zu  Gute.  Auch  kann  es  häufig  in  wirtschaftlicher  Beziehung  für 
die  Hinterlassenen  wichtiger  sein,  über  ein  Kapital  als  über  eine  Rente  zu  verfügen, 
um  die  eigene  Erwerbsfähigkeit  zu  erhöhen.  Dem  gegenüber  steht  freilich  die  Ge- 
fahr, dass  ein  solches  Kapital  verloren  gehen  oder  etwa  wieder  in  besondrer  Weise, 
unter  Staatscontrole ,  sichergestellt  werden  müsstc,  um  die  Wittwen  und  die  Waisen 
dauernd  zu  sichern.  Bezügliche  Einrichtungen  der  Controle  Hessen  sich  indessen 
treffen.  Jedenfalls  wird  es  in  der  Regel  erwünscht  sein,  wenn  der  Beamte  zwischen 
Renten-  und  Kapital  Versicherung  wählen  kann.  Immer  passt  die  letztere  nicht,  z.  B. 
wenn  es  sich  nur  um  die  Wittwe  allein  handelt,  wo  die  Rentenversicherung  billigere 
oder  ausgiebigere  Hilfe  gewährt  Bei  einer  rein  staatlichen  Regolung  wird  die 
zweckmässigstc  Gestaltung  aber  nicht  so  leicht  erreicht  werden.  Wicgand 
(Sind  gegenwärtig  die  Staats- Pensions-  und  Wittwenkassen  noch  zeitgemäsa?  Halle 
1850)  empfiehlt  an  Stelle  solcher  Kassen  die  Lebensversicherung  und  räth,  dass  die 
Staatskasse  einen  Beitrag  zur  Versicherung  gebe.  So  geschieht  es  zum  Tbcil  in  der 
Schweiz,  wo  Cantonsregierungen  Versicherungsverträge  für  die  Schullehrer  ab- 
seb  Hessen  und  einen  Theil  der  Prämien  übernehmen.  Jetzt  auch  in  Deutschland 
schon  öfters,  z.  B.  im  Post-,  Schuldienst.  Eine  gute  Aufgabe  liegt  hier  für  die  neu 
sich  bildenden  Beamte n vereine,  wie  namentl.  der  vortreffliche  Österreich.,  vor; 
desgl.  jetzt  d.  neuo  proussische  von  1876.  S.  gegen  diesen  Vorschlag  die  Be- 
merkungen von  Rau  in  der  5.  Aull.,  §.  65,  Anm.  (a). 

Die  hier  gegebene  Beweisführung  (wörtlich  aus  der  2.  Aufl. 
§.  84  herUbergenommen)  ist  folgerichtig  und  zutreffend,  wenn 
man  in  dem  einzelnen  Beamten  nur  ein  für  sich  stehendes  Indi- 
viduuni, mit  bestimmten  individuellen  Rechten  und  Pflichten,  sieht. 
Aber  eben  diese  Prämisse  ist  zu  bemängeln.  Der  einzelne 
Beamte  ist  vielmehr  als  Glied  einer  grossen  corporativen 
Gemeinschaft  aufzufassen.     Seine  Besoldung,   seine  eigene 
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Pension ,  diejenige  seiner  Hinterbliebenen  wird  nicht  nur  nm 
seinetwillen,  sondern  um  der  Gemeinschaft  und  deren  Interessen 
Willen  und  so,  wie  es  letztere  verlangen,  geregelt. 

Hier  kommt  dann  der  ron  Ihcring  hervorgehobene,  nur  von  ihm  zu  ausschliess- 
lich betonte  Gesichtspunkt  der  ..Susten tation"  zur  Geltung.  Der  Beamte,  welcher 
nicht  verheirathet  ist  und  keine  Familie  hat,  braucht  weniger  zum  Leben,  der  Ver- 
heiratete mehr.  Indem  der  Staat  dem  letzteren  in  Pensionen  der  Hinterbliebenen 
oder  in  Beiträgen  für  Wittwen-  und  Waisenkassen  dieses  Mehr  gewährt,  entzieht  er 
dem  Unverheirateten  an  sich  nichts.  Wohl  aber  ermöglicht  er  dadurch  auch  in 
seinem,  des  Staats  eigenem  und  im  allgemeinen  Gcaellschaftsinteresse  seinen  Be- 
amten den  Eintritt  in  den  Normalzustand,  in  die  Ehe,  und  die  Gründung  der 
Familie.  Würde  der  Staat,  statt  solcher  Beisteuern  in  Form  von  Wittwenpensionen 
u.  s.  w. ,  jedem  Beamten  einen  entsprechend  höheren  Gehalt  geben  und  alsdann  es 
dem  Einzelnen  Überlassen,  durch  Versicherungseinrichtungen  die  Hinterbliebenen 
sicher  zu  stellen,  so  ermöglichte  er  tatsächlich  dem  Unverhoiratheten  nur  eine  be- 
quemere Lebensführung  mit  dem  höheren  Gehalte,  begünstigte  dadurch  indiroct  viel- 
leicht selbst  die  Ehelosigkeit  der  Beamten  und  bürdete  der  Staatskasse,  also  der  ge- 
rammten steuerzahlenden  Bevölkerung  eine  um  den  Betrag  der  nunmehr  ersparten 
Wittwenpensionen  oder  Wittwenkassenbeiträge  der  ledigen  Beamten  erhöhte  Last  auf. 

So  verdient  das  meistens  bestehende  System  prin- 
cipiell  —  darum  noch  keineswegs  in  den  Einzelheiten  seiner 
Ausführung  —  wohl  den  Vorzug. 

§.  166.  Die  principielle  Verschiedenheit  des  Stand- 
punets  auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der 
Beamten  bedingt  alsdann  folgerichtig  auch  eine  verschiedene 
practische  Durchführung. 

a)  Vom  Standpunctc  des  ökonomischen  Individua- 
lismus aus  muss  man  für  die  etwaige  Einrichtung  staatlichen 
Wittwen-  und  Waisenkassenwesens,  welche  auch  von  diesem  Stand- 
punete  ans  nicht  nothwendig  ausgeschlossen  erscheint,  zwei  An- 
forderungen stellen:  die  Bildung  besonderer  selbständiger 
Pensionskassen  für  diesen  Zweck  und  die  Organisation  der. 
letzteren  streng  nach  den  rein  pri vatwi rthschaft liebe n 
Grundsätzen  des  Versicherungswesens,  daher  namentlich  so,  dass 
die  Kassen  völlig  aus  eigenen  Mitteln,  d.  h.  aus  den  Bei- 
trägen der  Versicherten  bestehen. 

Danach  ist  dann  freilich  an  den  vielfach  bestehenden  Einrichtungen  eine  von 
diesem  Standpunkt  aus  richtige  Kritik  zu  üben,  wie  dies  in  der  vor.  Aufl.  §.  8"i 
geschehen  ist.  Nur  ist  die  Tragweite  dieser  Kritik  beschränkter,  als  dort  noch  ange- 
nommen wurde,  weil  der  ganze  Standpunkt  zu  einseitig  ist.  Stellt  man  sich  aber 
einmal  auf  diesen,  dann  ist  es  wahr,  dass  vielfach,  wie  ich  in  der  vor.  Aufl.  schrieb. 
Principlosigkeit,  Irrationalität  und  Willkür  in  den  Bestimmungen  über  solche  Kassen 
herrscht.  Ganz  unnöthig  werden  öfters  communistischc  Grundsätze  dabei  befolgt, 
z.B.  der  Zwangsbeitritt  der  Ledigen  (mitunter,  wie  früher  in  Giessen.  selbst  der 
tathol.  Geistlichen) ,  die  Gewährung  von  Pensionszuschlägen  für  jedes  Kind .  ohne 
tntsprechend  höhere  frühere  Zahlung  des  Vaters,  die  Nichtberücksichtigung  der  ab- 
soluten und  relativen  (zu  einander)  Lebensalter  der  Gatten  u.  a.  m.  (Baden  u.  a.  L.) 
Statt  desaen  sind  dann  folgende  Kegeln  aufzustellen. 
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«i  Die  (i^lialte  (Dienst-  und  Ruhegehalte)  sollen  auch  hier  so  hoch  norm  in 
werden,  dass  der  Beamte  die  nach  normalen  Verhältnissen  zu  zahlenden  Beiträge  an* 
dem  Gehalt  entrichten  kann.  Am  Besten  ist  es,  bloss  fortlaufende  Beiträge,  fällic 
zu  den  Terminen  der  Gehaltszahlungen,  einzuführen,  nicht  auch  ein  besonderes  nähe- 
res Eintrittsgeld  u.  dgl.  m.,  dessen  Zahlung  in  kurzer  Zeit  dem  sonst  mittellosen  Be- 
amten Muhe  macht. 

tf)  Nur  der  Vcrheirathete  soll  vom  Augenblick  seiner  Verheiratung  an  beitreten 
müssen,  eventuell  mit  der  Verpflichtung,  zur  Fortzahlung  der  Beiträge  im  Falle  der 
Verwittwung.  Der  bereits  früher  Vcrwittwetc  braucht  nur  Beiträge  für  Kinderpen- 
sionen  zu  zahlen.  Da  sich  die  Wahrscheinlichkeit,  Wittwer  zu  werden,  für  die  ein- 
zelnen absoluten  und  relativen  (Altersvcrhältniss  zwischen  Mann  und  Frau)  Lebens- 
alter auch  berechnen  lässt,  so  kann  man  wählen,  ob  gleiche  Prämien  von  Verhoi- 
ratheten  u.  Wittwcr-We  rd  enden,  oder  höhere  von  jenen  und  niedrigere  (.bloss  für 
die  Kinder i  von  diesen  gezahlt  werden  sollen.  Aehnliches  gilt  für  den  kinderlos  ge- 
wordenen  Ehemann  oder  Wittwer.  Wer  als  Wittwer  mit  unerwachsenen  Kindern  it 
den  Staatsdienst  tritt,  sollte  für  diese,  der  kinderlose  Wittwer  in  solchem  Fall  aber 
gar  nicht  beitreten  müssen.    Also  kein  Zwang  gegen  Ehelose. 

y\  Die  Prämien  sind  genau  nach  den  Grundsätzen  der  Wahrschcinliehkeitsbe- 
rechnung  in  der  Lebens-  und  Rentenversicherung,  daher  nach  dem  Lebensalter  der 
Gatten,  nach  der  Zahl  und  dem  Alter  der  Kinder  abzustufen.  Also  keine  gleich  hohen 
Gchaltsproccnte,  ohne  Rücksicht  auf  diese  Momente,  und  vollends  keine  absolut  gleichen 
Beiträge  wie  /..  B.  bei  einzelnen  fassen  für  besondere  Kategoricen  von  Staats- 
dienern,  z.  B.  bei  manchen  Universitätswittwenkasseu,  die  überhaupt  unter  allen 
so  ziemlich  den  Preis  in  der  Irrationalität  davontragen,  wenn  man  sie  bloss  privat- 
wirthschaftlirh  auflagst,  was  eben  einseitig  ist  's.  z.  B.  d.  Statut  der  Berliner  Univer- 
sitätswiitwenkasse  v.  4.  Juni  ls47:  alle  neueren  Mitglieder  G4  Thlr.  Beitrag,  ord.  wk 
ausscrord.  Profcss.,  auch  die  unbesoldeten,  müssen  zwangsweise  beitreten.  Wittvea- 
pension  240  (jetzt  2S0  Thlr. \  Waisenpensionen  bis  .'{  Kinder  event.  */«  mehr,  Mai 
120  Thlr.  (  Von  1^7(J  an  durch  stärkere  Staatszuschüsse  erstere  auf  400  Thlr.,  letzter* 
auf  200  Thlr.  gebracht). 

it)  Die  Prämien  sind  so  hoch  zu  stellen,  dass  die  Kassen  aus  eigenen  Mitteln 
bestehen  können,  ohne  jeden  weiteren  Staatszuschuss. 

t)  Die  Kassen  müssen  deshalb  eine  hinlänglich  grosse  Zahl  von  Personen  um- 
fassen, damit  die  Regeln  des  Versicherungswesens  mit  Sicherheit  angewandt  werden 
können.  Daher  vor  Allem  keine  kleinen  Localkassen,  wie  die  insofern  ganz  irra- 
tionellen  Universitäts-Wittwcnkassen;  überhaupt  möglichst  Vereinigung  der  Interessen- 
ten etwa  nach  den  Hauptgruppen  des  Dienstes  (Civil  und  Militär)  in  Einer  Kasso. 
allenfalls  bei  nachweisbarer  Verschiedenheit  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  der 
einzelnen  Berufsstände  mit  entsprechender  Abstufung  der  Prämien.  Es  giebt  öfter? 
besond.  Kassen  für  Officiere,  Militärbeamte,  Geistliche,  Forst-,  Post-,  Eisenbahn-  unJ 
verschiedene  andere  Katcgorieen  von  Beamten  und  von  Lehrern  (s.  z.  B.  in  Preussen. 
Masch  er  a.  a.  0.  S.  145».  Die  wahrscheinliche  Lebcnsdauor  dieser  Stände  ist  in 
der  That  mehrfach  ein  wenig  verschieden.  Der  so  wünschenswerthen  Verschmelzung 
solcher  kleiner  Pensionskassen  steht  oft  der  ungleiche  Vermögensbestand  der  letzteren 
entgegen  oder  unsinnige  Vorschriften ,  z.  B.  dass  Acnderungen  der  Statuten  an  die 
Einstimmigkeit  der  Mitglieder  gebunden  sind  (so  bis  1*>76  im  Statut  der  Berl.  rni- 
versitätswittwenkasse).  Und  doch  würde  die  Verschmelzung  viel  grössere  Garantien 
für  die  Gcsainmtheit  bieten,  als  das  kleine  aparte  Vermögen,  und  die  Beiträge  Hessen 
sich  dann  meist  bald  ermässigen.  Der  Verbindung  der  Kassen  (z.  B.  zum  Zweck  der 
Rückversicherung)  mit  soliden  grossen  Privat- Lebens-  und  Rcntenversicherungsanstalter» 
ist  Vorschub  zu  leisten,  damit  die  Sicherheit  der  Solvenz  möglichst  gesteigert  werde. 

b)  Von  dem  am  Schluss  des  vorigen  §.  vertheidigten  „ so- 
cial cn'1  Standptincte  aas  ist  dagegen  diese  Kritik  mit  ihren 
practischen  Folgerungen  für  die  Organisation  des  besprochenen 
Gebiets  erheblich  zu  modificiren.  Eine  mindestens  theilweise 
liebem  ahme  der  finanziellen  Last  des  Beamten  -  Wittwen 
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and  Waisenpensionswesens  auf  die  Staatskasse  ist  dann  zu 
verlangen,  in  der  Consequenz  der  Theorie  und  Politik  des  Arbeits- 
lohnes Uberhaupt  und  des  Reamtengehalts  insbesondere,  wonach 
diese  Pensionen  zu  den  Selbstkosten  der  Arbeit  gehören.  Fraglich 
bleiben  nur  zwei  wesentlichere  Punctc:  ob  nemlich  überhaupt  be- 
sondere Pensionskassen  eingerichtet  oder  statt  dessen  auch  diese 
Wittwen-  und  Waisengelder,  wie  jetzt  schon  die  Ruhegehalte  der 
Beamten  selbst,  ohne  Weiteres  von  der  Staatskasse  als  eine  ans 
dem  Staatsdienerverhältniss  ipso  jure  datirende  Verpflichtung  ge- 
zahlt werden  sollen;  oder  ob  wenigstens  ein  Theil  dieser  Pen- 
sionslasten nach  irgend  einem  Modus  als  In  di  vi  dual  last  der 
betreffenden  Beamten  auf  diese  in  der  Form  von  Beiträgen 
repartirt  werden  soll,  sei  es  zu  Gunsten  besonderer  Pensionskassen, 
als  vermögensrechtlich  selbständiger,  vom  Fiscus  getrennter,  wenn 
auch  von  ihm  zuschussweise  zu  dotirender  Institutionen,  sei 
es  ohne  solche  Separatverrechnung  einfach  zu  Gunsten  der  im 
Uebrigen  selbstschuldnerisch  haftenden  allgemeinen  Staatskasse. 

Kür  und  gegen  jede  dieser  Modalitäten  lassen  sich  wieder  besondere  principielle 
und  prac tische  Grunde  geltend  wachen.  Für  das  Absehen  von  besonderen  Pensions- 
kassen und  von  spccicll  dafür  zu  erhebenden  und  zu  verrechnenden  Beiträgen  spricht, 
dass  damit  die  volle  Consequenz  des  hier  befürworteten  zweiten,  des  ,.socialen"  (ie- 
sichtsponetes  gezogen  und  practisch  zugleich  viele  Verwaltungs-  und  Rechenarbeit, 
also  auch  viele  Kosten  erspart  werde».  Anderseits  kann  man  einwenden,  dass  das 
mit  diesem  Vorgehen  verbundene  völlige  Absehen  von  individuellen  Verschiedenheiten 
in  den  für  die  Last  des  W  ittwen-  und  Waisenpensionswesens  massgebenden  persönlichen 
Verhältnissen  der  Beamten  —  wie  absolutes  und  relatives  Lebensalter  der  Gatten,  Zahl 
und  Alter  der  Kinder  —  doch  auch  seine  beachtenswerten  Bedenken  hat,  auch  wenn 
man  den  genannten  principicllcn  Standpunct  festhält.  Bei  Ehen  mit  erheblich  jüngeren 
Frauen  und  bei  grosser  Kinderzahl,  wenn  für  jedes  Kind  eine  besondere  Pension  oder 
ein  Zuschlag  zu  der  sonstigen  gezahlt  wird  ,  treten  dann  für  die  betreffende  Familie 
unvcrhältnLssmässig  grössere  Vortheile  ein. 

Völlig  sind  die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Befolgung  des 
einen  oder  anderen  Weges  hier  entgegentreten,  nicht  zu  lösen. 
Man  muss  sich,  wie  so  oft  in  solchen  practischen  Dingen,  mit 
Compromissen  zwischen  den  Consequenzen  der  verschiedenen 
Modalitäten  zufrieden  geben.  Relativ  am  zweckmässigsten  möchte 
es  sein,  nachdem  man  einmal  die  principielle  Zugehörigkeit  der 
Pensionen  für  Hinterbliebene  zu  den  vom.  Arbeitgeber  zu  ersetzen- 
den Selbstkosten  der  Arbeit  erkannt  hat,  Minimalpensioncn 
für  die  Wittwe  und  fUr  ein  jedes  Kind  einer  nicht  zu 
kleinen  Maximalzahl  von  Kindern  (4—6),  ohne  Weiteres, 
d.  b.  ohne  die  Einrichtung  besondrer  Pensionskassen  und  ohne 
specielle  Beiträge  des  Beamten  an  die  Staatskasse  behufs  Erwer- 
bung solcher  Rechtsansprüche  zu  gewähren,  und  zwar  in  der  Form 
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von  Quoten  der  letzten  Besoldung  des  Gatten  und  Vaters,  unter 
Festsetzung  absoluter  Mini  mal  betrage  dieser  Pensionen  bei 
den  niedrigeren  und  etwa  auch  absoluter  Maximal  betrage  bei 
den  höchsten  Gehalten. 

Besonders  extreme  Fälle,  z.  B.  der  Altersdifi'ercnz  der  Gatten,  Hessen  sich  durch 
eine  Ermässigung  der  Wittwenpension  oder  —  und  vielleicht  besser  —  durch  eine 
hier  zu  fordernde  (zwangsweise)  Beitragsleistung  des  betreffenden  Beamten  an  die 
Staatskasse  unschwer  erledigen.  Aehnliches  gilt  von  der  Erwerbung  einer  die  er- 
wähnte Maximalzahl  Uberschreitenden  Anzahl  von  Kinderpensionen. 

Die  Ermöglichung  des  Erwerbs  von  Ansprüchen  auf  höhere, 
d.  h.  jenes  Minimum  Ubersteigende  Pensionen  für  die  Hinter- 
bliebenen des  Beamten  bleibt  aber  dann  immer  noch  sehr  er- 
wünscht. Dafür  könnte  man  unter  Zugrundelegung  der  gewöhn- 
lichen privatwhthschaftlichen  Principien  des  Rentenversicherungs- 
wesens oder  mit  geringeren,  passend  erscheinenden  Abweichungen 
davon,  besondere  Einrichtungen  treffen.  Im  Interesse  der  Sicher- 
heit und  Wohlfeilheit  aber  auch  wohl  am  Besten  entweder  in 
der  Form  besonderer,  staatlich  verwalteter  »Staats- 
pensionskassen für  dieses  Plus  der  Minimalpensionen  oder, 
was  doch  ebenso  zulässig  erscheint  und  einfacher  und  wohlfeiler 
wäre,  in  der  Form  von  Beiträgen  des  Beamten  direct  an 
die  Staatskasse,  bez.  etwa  an  die  Staatsschuldenkasse,  wie  in 
anderen  Fällen  des  Leibrentenverkaufs  Seitens  der  Staatsschulden- 
Verwaltung. 

Wie  man  sieht,  liegt  hior  eine  ähnliche  Aufgabe  und  Frage  wie  bei  den  Plänen 
der  sogen.  Arbeiterversicherung  vor,  wo  auch  neben  M i n i m a  1  pensionen  u.  dgl.  auf 
der  Basis  des  Zwangsprincips  höhere  Pensionen  mittelst  facultativ  zu  benutzender 
Einrichtungen  erwünscht  erscheinen.  Vgl.  u.  A.  Schäffle  über  d.  corporat.  IliuV 
kassenzwanp,  Tüb.  1HS2.  Kür  die  weitere  Rechtfertigung  etwaiger  Abweichung  von 
denjenigen  Grundsätzen,  welche  nach  dem  Standpunct  des  ökonomischen  Individualis- 
mus die  „al  lein  rationellen'4  im  Versicherungswesen  —  eben  eine  petitio  prineipii  !  — 
genannt  werden,  s.  meine  Abh.  Staat  u.  Vcrsich.wes.  S.  39  If  (Tüb.  Ztschr.  1SS1  S.  40 rl 
u.  Versich.wesen  in  Schönberg's  Ilandb.  I.  bes.  §.  13,  14  S.  lUSff. 

Wie  nun  aber  auch  immer  vorgegangen  wird,  jedenfalls  soll 
„die  Gewährung  der  Pension  gegenwärtig  nicht  mehr  bloss 
Gnadensache  mit  Entscheidung  des  einzelnen  Falls,  sondern 
allgemein  gesetzlich  geregelt  sein".   (Rau,  §.  65.) 

Die  Materie  ist  offenbar  in  Fluas,  namentlich  in  Deutschland.  Die  oben  ge- 
zogenen Consequenzen ,  dass  die  Wittwen-  u.  Waisenpension  an  sich  zum  Lohn  und 
Gehalt  gehört,  brechen  sich  Bahn,  die  Folgerungen  aus  dem  „socialen"  Gesichtspunkte 
kommen  auch  mehr  und  mehr  zur  Geltung.  Interessant  in  dieser  Hinsicht  die  neueste 
preuss.  Gesetzgebung.  Uebcrall  Uebergang  vom  „Privatwirthschaftlichen"  ins  „Gemein- 
wirthschaftlirhe".  Vgl.  auch  Elster  in  Conrad's  ö.  Jahrb.  B.  41,  S.  131  II.,  wo  dies«; 
principiellc  Seite  nur  hätte  hervorgehoben  werden  müssen. 

Beispiele  von  Einrichtungen  für  Wittwen-  und  Waiscupensioueu.  Eine  apart« 
Behandlung  erfährt  begreiflich  meist  das  Wittwen-  und  Walsenpensionswesen  im 
Militär,  bes.  Ihm  den  Officicren.  weil  hier  der  Dienst  selbst  im  Kneife  direct 
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nachweisbar  den  Veraorger  raubt.  Daher  auch  im  Deutschen  Reichspensionsgesetz 
vom  21.  Juni  1871  für  die  Hinterbliebenen  von  Ofiicieren  und  Mannschaften  Pensionen 
aas  d.  allgem.  Staatsfonds  (Invalidenfonds  jetzt,  s.  o.  S.  377):  für  Officierswittwen 
500,  400,  300  Thlr.,  für  Kinder  (bloss  bis  z.  17.  J.)  50,  bei  Muttcrlosigkeit  75  Thlr. 
jedes  „Erziehungsbeihilfe" ;  auch  f.  and.  Verwandte  in  gew.  Fällen :  Wittwen  der 
ünterofficiere  u.  s.  w.  bis  zu  den  Gemeinen:  108,  84,  60  Thlr.,  Kinder  je  42,  bez. 
60  Thlr.,  gleichfalls  and.  Verwandte.  Pruussen,  s.  Masch  er,  S.  12b  if.  Der 
Beamte  bedarf  des  Heirathsconsenses,  der  verweigert  wird ,  wenn  eine  bestimmte  Er- 
klärung fehlt,  mit  welcher  Summe  der  Beamte  seine  künftige  Ehefrau  in  d.  Wittwen- 
kasse  einkaufen  will.  Bei  der  allgem  Wittwenverpflegungsanstalt  zu  Berlin  von  1770 
(Pat  v.  28.  Dec.  mit  vielen  spät  Aender.  u.  Zusätzen,  s.  auch  Ges.  v.  17.  Mai  185«) 
kann  der  grösste  Theil  der  Beamten  u.  s.  w.,  mit  Ausschluss  einiger  bes.  Kategoriecn 
(u.  A.  auch  derer  mit  weniger  als  250  Tblr.  Einkommen)  eintreten.  Ausgeschlossen 
sind  Männer  Uber  60  J.  oder  mit  gefährL  chrou.  Krankheiten  behaftete,  bedingt  auch 
Männer  verschiedenen  Lebensalters,  deren  Altersdifferenz  gegen  ihre  Frau  ein  best 
Maass  überschreitet  (durch  entspreeb.  Zuschlagprämien  Hessen  sich  solche  Männer, 
wie  gesagt,  doch  reeeptionsfähig  machen).  Die  Wittwenpension  soll  mindestens  '/fi  des 
Gehalts  des  Mannes,  Min.  100,  Max.  500  Thlr.  betragen,  sie  wird  nur  gezahlt,  wenn 
der  Mann  wenigstens  1  Jahr  nach  der  Aufnahme  lebt,  nur  mit  Va»  wenn  er  im  2., 
mit  */»t  wenn  er  im  3.  Jahr  stirbt.  Die  Prämien  sind  rationeller  Weise  gc:iau  nach 
dem  absol.  u.  relat.  Heirathsalter  (Jahr  für  Jahr)  beideT  Gatten  abgestuft,  doch  nicht 
hoch  genug,  als  dass  die  Anstalt  ganz  aus  eigenen  Mitteln  bestehen  könnte  (A.  für 
1870:  Betrag  der  Wittwenpension  1,516,000  Thlr..  Gcsammtausgabcn  incl.  Verwaltungs- 
kosten 1,548,890  Thlr.,  eig.  Einn.  aus  Beifr.  d.  Mitglieder  784,230  Thlr.,  also  Staats- 
zuschuss  im  Et.  d.  Finanzministeriums  764.660  Thlr.  [im  A.  f.  1876:  2,026,780  M.j. 
wonach  die  Prämien  im  Durchschn.  etwa  zu  verdoppeln  wären).  (Jetzt,  1883  erheb- 
liche Steigerung  des  Staatszuschusses,  weil  viele  Beamte  nach  d.  unten  gen.  neuen 
Ges.  v.  1882  ausscheiden.  Daher  im  Et.  f.  1883/84  Ausg.  an  Pens.  u.  s.  w. 
5.452  M.  M.,  Beiträge  etc.  der  Beamten  nur  noch  1.73,  Staatszuschuss  3.72  M.  M.). 
Beispiel  d.  Tarifs:  Jährliche  Prämie  für  100  Thlr.  Pension: 

Mann  30  Jahr,  Frau  20  Jahr,  Prämie  1003  Thlr.  M.  35  J.,  F.  20  J.,  Prä. 
24  07  Thlr.  M.  35  J.,  F.  25  J.,  Prä.  22'07  Thlr.  M.  40  J.,  F.  25  J.,  Prä.  28  03  Thlr. 
M.  50  J.,  F.  30  J.,  Prä.  42  26  Thlr. 

Früher  hatten  die  Mitglieder  noch  bes.  Eintrittsgelder  zu  zahlen,  was  durch  d.  Ges. 
v.  1856  beseitigt  ist.  Eine  der  nachtheiligen  finanziellen  Folgen  der  zu  späten  und 
ungenügenden  Anfangsgehalte  des  Beamten  in  Preussen  u.  a.  L.  tritt  auch  hier  wieder 
hervor:  die  Männer  heirathen  später  u.  jüngere  Frauen,  woher  die  Wittwenpensiouen 
mehr  anschwellen  und  der  Staat  dabei  nachzahlen  muss,  was  er  an  Gehalten  zu  wenig 
zahlte.  Statt  der  Allg.  W.  V.  A.  kann  auch  die  Berl.  Schulcnb.  allg.  Wittwenpens.  u. 
Unterstützungskasse  (Reglern,  v.  3.  Dec.  1836^  von  dem  Beamten  zum  Eintritt  benntzt 
werden ,  wo  u.  A.  Männer  bis  zum  E.  d.  64.  Jahrs  aufgenommen  werden ;  Pension 
von  20—600  Thlr.  für  Wittwen,  unverheirathete  Töchter.  —  Für  verschiedene  Wittwen- 
und  Waisenkassen  der  Beamten  in  den  neuen  Provinzen  (für  Schleswig- Holstein  in 
Kopenhagen)  hat  die  preuss.  Staatskasse  in  1876  noch  1,447.000  M..  in  1S83/S4 
1-35  M.  M.  Zuschüsse  zu  leisten,  ges.  A.  1876  daher  3,4»,  18S3/84  5*25  M.  M. 

Die  neueste  preuss.  Gesetzgebung  v.  1882  (Ges.  v.  20.  Mai  1882,  betr.  d. 
Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  Waisen  der  unmittolb.  Staatsbeamten)  ist  ein  characterist. 
Beispiel  des  Uebergangs  von  einem  zum  andern  System.  Sie  füllt  einmal  eine  bis- 
herige Lücke  aus,  indem  sie  allgemein  Waisenpensionen  einrichtet  Von  besonderen 
Peusionskaasen  wird  abgesehen,  Zwangs-Beiträge  der  Beamten,  auch  der  unver- 
heiratheten  (3%  v.  pensionsfäh.  Diensteinkommen)  werden  jedoch  erhoben,  fliessen  aber 
in  die  Staatskasse  u.  diese  bestreitet,  eventuell  mittelst  Zuschüssen,  die  aus  dem  Gesetz, 
erwachsende  Pensionslast  Diese  Einrichtung  bedingt  viel  Verrechnungsarbeit  verhoben 
werden  die  Beiträge  mittelst  Abzugs  bei  den  Gehalts-  u.  s.  w.  Zahlungen),  die  sich 
ersparen  Hesse,  wenn  die  Minimalpensionen  ohne  Weitres  als  Consequenzen  des  ehe- 
mal. Besoldungsanspruchs  behandelt  würden  u.  demnach  jene  Beiträge  wegfielen  (was 
für  eine  weitre  Beform  geplant  werden  soll  u.  dann  eben  eine  entsprechende  Gehalts- 
erhöhung wäre).  Das  „Wittwengeid"  beträgt  normal  V»  der  normalen  Pension 
des  Beamten  (Min.  160,  Max.  1600  M.),  das  Waisengeld  hei  Doppelwaisen  7a 
des  Wittwengclds  für  jedes  Kind  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr.  Das  Wittwen  - 
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geld  (nicht  d.  Waisengeld)  erleidet  eine  gewisse  Kürzung,  wenn  die  Wittwe  Uber 
15  Jahr  junger  als  der  verstorbene  Mann;  es  füllt  auch  fort  bei  Eheschließung  innerh. 
3  Mon.  vor  dem  Tode  des  Beamten,  wenn  Zweck  der  Ebeschli essung  nur  Erwerb  des 
Anspruchs  auf  d.  Wittwengeid  war.  Frei  vom  Beitragszwang  sind  die  Beamten,  welche 
in  and.  staatl.  Wittwenanstalteu  stehen  u.  auf  das  neue  W.  u.  W.gcld  verzichten. 
Andrenfalls  sind  sie  berechtigt,  aus  jenen  Anstalten  auszuscheiden,  was  vielfach  ge- 
schehen ist.  Im  Etat  f.  1883/84  sind  die  Einnahmen  aus  den  W.  u.  W.  geldbeiträgen 
bei  den  einzelnen  Verwaltungen  nachgewiesen  u.  einfach  zur  Deckung  laufender  Staats- 
ausgaben verwandt. 

Mit  dieser  neuen  Regelung  schliesst  sich  Preussen  u.  d.  D.  Reich  dem  in 
Sachsen  (Ges.  v.  7.  März  1S35  u.  9.  Apr.  1872),  Würtemb.  (Verf.  v.  1819,  §.  50. 
Ges.  v.  2S.  Juni  1876),  Baden  (Ges.  v.  1810,  1819,  23.  Juni  187«),  Hessen  (Ges. 
v.  1808,  22.  Juni  1861,  29.  Dec.  1S74)  bestehenden  System  au,  wonach  also  alle  Be- 
amte Beiträge  nach  dein  Diensteinkommen  u.  s.  w.  zu  leisten  haben  u.  die  Hinter- 
bliebenen Quoten  dieses  Einkommens  als  Pension  beziehen.  Ob,  wie  gewöhnlich  noch, 
die  Beiträge  in  besondere  Pensionscassen  oder  wie  in  Preussen  einfach  in  d.  Staats- 
cassen  fliesseu ,  ist  nebensächlich.  Es  giebt  aber  auch  schon  deutsche  Staaten ,  tro 
die  Beamten  keine  Beiträge  leisten  u.  die  Hinterbliebenen  dennoch  Pensionen  in 
Quoten  vom  Einkommen  oder  d.  Pension  des  Beamten  beziehen;  so  in  Sachs.  Wcim. 
(Ges.  v.  6.  Apr.  1821).  Sachs.  Mein.  (Ges.  v.  27.  Febr.  1872),  Eis.  Lothr.  (Ges.  v. 
24.  Dec.  1873).  S.  Elster  a.  a.  0.  S.  132,  der  demnach  die  Gesetze  classificirt 
Letzterem  System  gehört  wohl  die  Zukunft. 

Ueber  Baden  s.  Kau  I,  §.  65  Note  c  u.  meine  Fin.wiss.  I,  S.  197  der  2.  Aufl. 
Durch  Ges.  v.  25.  Jan.  1874  "wurden  die  Kelictenpeusionen  um  15°/,,  erhöht.  —  Ueber 
Baiern  s.  ebenfalls  Rau  I,  §.65  Note  c  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  S.  198.  Pözl, 
Verwalt. recht  §.  267.  Es  erhält  die  Wittwe  75  der  Besoldung  oder  des  Ruhegehaltes, 
ein  vaterloses  Kind  bis  zur  Versorgung  oder  bis  zum  Schluss  des  20.  Jahres  V»  *om 
Gehalte  der  Mutter,  ein  elternloses  Kind  */io  dessen,  was  die  Mutter  empfangen  würde. 
Nach  dem  baier.  Etatsges.  für  1*76  sind  auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
allgemein  um  5°/0  und  in  gewissen  Fällen  ausserdem  noch  je  nach  der  Höbe  der 
bezogenen  Summe  um  10,  15  und  20%  erhöht  worden.  A.  im  Et.  f.  1876  an  Pens, 
u.  Sustentat.  der  Wittwen  u.  Waisen  2*11  Mill.  M.,  nebst  einem  weiteren  Posten  in 
einer  and.  Ruhr.  —  Ueber  Würtemberg  Rau  I,  §.  65,  Note  c,  vor.  Aufl.  S.  198. 
Herdegen,  S.  177,  Uiecke  a.  a.  0.,  S.  119.  Seit  d.  J.  1873  sind  mit  anderen 
Verbess.  d.  Pensionen  auch  mittelst  neuer  oder  orhöhter  Staatszuschüsse  die  Wittwen- 
und  Waisen pensionen  gesteigert  worden.  Neueste  Ordu.  durch  Beamtenges,  r.  1876 
Abschn.  IV,  f.  d.  Volksschullehrer  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1877,  f.  d.  Hinterbliebenen 
d.  Geistlichen  durch  Ges.  v.  12.  März  1878.  Besondere  Kassen  geblieben,  Normalpeos. 
der  Wittwe  7s  der  eventuellen  Normalpension  des  Gatten.  Beiträge:  Eintr.geld  r.  V4 
des  ersten  Gehalts  u.  der  Geh.erhöh.,  dann  2Ä/0  des  Gehalts  u.  s.  w.  Jahresbeitr. 
Staatszuschuss  1883  208,500  M.,  wovon  58,000  f.  d.  W.kasse  der  Civildiener.  Fonds 
der  Civilstaatsdiener-W.kasse  1880  5,021,600  M„  worauf  500,000  M.  Pensionen  lasten. 
Auch  im  K.  Sachsen  Erhöhung  d.  Wittwen-  u.  Waisenpensionen  um  10.  15.  20*/„ 
durch  Ges.  v.  15.  Juni  1874.  —  Ueber  Oesterreich  (West-)  s.  Blonski  I,  141  fl. 
Allgem.  Penset.  d.  Civilverwalt.  (ohne  d.  gemeiuschaftl  Etat)  1880  13*90  Mill.  fl., 
wovon  13S4  QuiescentenbexUge  mit  0.708,  8755  Pens.  v.  Beamten  u.  Dienern  mit 
7  60,  12,72«  Pens.  v.  Beamten  -  u.  Dienerwittwen  mit  3*036 .  6606  Erzieh. beitr&ge  f. 
Kinder  mit  0"258.  24,070  „Provisionen'4  mit  1556,  9560  „Gnadengaben"  mit 
0-666  Mill.  fl.  —  Ueber  Frankreich  s.  Block's  dict.  Art.  pensions  §.  54  h".  —  Die 
Wittwen-  u.  Waisenpens,  sind  fast  überall  noch  sehr  niedrig.  Zu  ihrer  Aufbesserung 
durch  private  Lebens-  oder  Rentenversicherung  fehlen  bei  der  Knappheit  der  Be- 
soldungen meistens  die  Mittel.  Dies  beweist,  dass  die  Selbstkosten  der  Staatsdiener- 
arbeit auch  in  Betreh"  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt  werden.  Das  oft 
so  kümmerliche  Loos  der  Beamtenwittwen  zeigt  es  drastisch  genug.  S.  auch  Elster  S.  133. 

Geschichtlich  hat  sich  das  gesainmte  Pensionswesen  regelmässig  zuerst  für  den 
eigentlichen  oder  höheren  Staatsdienst  entwickelt  und  ist  hier  zuerst  aus  dem  Gebiete 
der  Gnade  in  dasjenige  des  Rechts  hinübergegangen.  In  seiner  jetzigen  Einrichtung 
besteht  es  zunächst  für  den  höheren  und  für  den  Subalterndienst,  für  den  es 
nach  der  specitischen  Eigentümlichkeit  der  Arbeitsart  dieser  Beamten  auch  am 
Notwendigsten  ist.    Für  die  Unterbeamten  (Diener)  könnte  es  entbehrlicher 
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erscheinen,  weil  hier  keine  speeifische  Vorbereitung  nothwendig  ist  und  diese  Beamten 
auch  im  Privatdienst  leichter  unterkommen.  Mehr  und  mehr  ist  aber  auch  bei  diesen 
Personen  im  Interesse  des  Dienstes  wie  ihrer  selbst  neuerdings  die  „Beamten- 
qualität", wenn  auch  mit  gewissen  Abweichungen  vom  höheren  u.  vom  Subaltern- 
dienst, anerkannt  worden,  was  dann  auch  hier  zur  Ausbildung  eines  analogen  Pensions- 
rechts für  die  Diener  und  für  ihre  Hinterbliebenen  führte.  Die  Einrichtung  eines 
ordentlichen  Altersversorgungs-,  Wittwen-  und  Waisonpensionswesens  für 
niedere  Diener  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  principiell  aus  dem  Gesichtspunkte 
einer  richtigen  Arbeiterpoliük.  Sie  wird  dann  vielfach  für  gewöhnliche  Arbeiterver- 
hältnisse als  Muster  und  als  Anregung  dienen  können.  S.  Kau  I,  §.  65a,  vor.  Aufl. 
S.  199.   Beispiel:  bad.  Ges.  v.  28.  Aug.  1835. 

§.  167.  -  E.  Neben  dem  Gehalte  sind  fllr  besondere 
Dienste  oder  für  ausserhalb  des  Wohnorts  zu  vollführende 
Geschäfte  Tagegelder  (Diäten)  und  Reisekosten,  ferner 
bei  Versetzungen,  welche  einseitig  von  der  Staatsgewalt 
ausgehen,  Unizugskosten  an  die  Beamten  zu  verguten.  Im 
finanziellen  Interesse  ist  für  das  Unterbleiben  unnützer  Dienstreisen 
zu  sorgen.  Sonst  soll  die  Diät  und  der  Reisekostenbetrag  zwar 
sparsam  bemessen  werden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn 
gemacht  werden  kann,  aber  doch  auch  die  vollen  Kosten  ersetzen. 
Für  die  Diäten  ist  eine  Pauschsumme  am  Zwcckmässigsten, 
welche  mit  einiger  Rücksicht  auf  Rang  und  Stellung  des  Beamten 
(ohne  Zopfthum)  abgestuft  wird.  Reise-  und  Umzugskosten  lassen 
sich  öfters  speciell  verrechnen,  doch  ist  auch  hier  ein  Pausch- 
quantum im  Allgemeinen  zweckmässiger,  weil  dabei  sparsamer  ge- 
wirth8chaftet  zu  werden  pflegt. 

Diätenordnung.  Beispiel:  Preusscn,  (Material  bei  Herrfurth  S.  483  ff.). 
Verordn.  v.  28.  Juni  1825  nebst  späteren,  u.  A.  bes.  v.  10.  Juni  1848.  Neues  Ges. 
v.  29.  März  1873  über  Tagegelder  u.  Reisekosten  d.  Beamten,  in  einigen  Puncten 
abgeändert  durch  Ges.  v.  28.  Juni  1875  und  Verordn.  v.  15.  April  1870  nebst  ver- 
schied, and.  Verordn.  f.  einzelne  Beamtenkategorieen.  Diäten  gezahlt  für  Aufenthalt 
ausserhalb  des  Wohnorts  oder  des  zugewiesenen  Bezirks  bei  commiss.  Geschäften  in 
Dienstangelegenheiten.  Abstufung  der  Sätze  nach  Rang-  und  Dienstclassen  (mit 
ziemlich  viel  Willkürlichem).  Neue  Sätze  für  actire  Minister  30  M.,  Beamte  1.  Cl. 
24  M.,  2.  u.  3.  Cl.  18,  4.  u.  5.  12,  and.  in  3  Classen  9,  6,  474,  Unterbeamte  3  M.  — 
Reisekosten  jetzt  unterschieden  je  nach  Reisen  auf  Eisenbahnen  u.  Dampfschiffen 
(hier  f.  d.  höheren  Beamten  p.  Kilomet.  13  Pf.  u.  f.  jeden  Zu-  u.  Abgang  3  M.,  f. 
Subalternb.  bez.  10  Pf.  u.  2  M.,  f.  ünterbeamte  7  Pf.  u.  1  M.)  u.  nach  sonstigen 
Reisen  (p.  Kilom.  f.  diese  3  Beamtenkategor.  60,  40,  30  Pf  ).  Uebrigens  werden 
„erweislich  höhere  Reisekosten"  erstattet  Gewisse  Abänderungen  und  Erhöhungen 
der  Sätze  im  Verordnungswege  sind  gesetzlich  gestattet  und  z.  B.  durch  die  Verordn. 
vom  15.  Apr.  1876  erfolgt.  —  Umzugskosten,  Erl.  v.  26.  März  1855.  Hiernach 
keine  Vergütung,  wenn  Versetzung  lediglich  auf  Antrag  des  Beamten  erfolgt  und  wenn 
mit  der  Versetzung  eine  Einkommenverbesserung  verbunden,  deren  halbjähr.  Betrag 
die  Umzugskostenvergütung  übersteigt,  —  was  also  wiederum  nur  eine  der  bedenkl. 
Gehaltsschmäleningen  ist.  Abstufung  nach  Rang-  u.  Dienstclassen  (mit  sehr  starken 
Sprüngen  der  Sätze,  welche  kaum  den  Verhältnissen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen 
Classen  nicht),  ferner  Unterscheid,  von  allgem.  Kosten  und  Transportkosten  für  je 
5  Meilen,  entere  von  600  (Räthe  1.  Cl.),  350  (dsgl.,  2.  Cl.)  u.  s.  w.  bis  60  Thlr. 
tSubalt  1.  Cl.)  u.  25  Thlr.  (Unterbediente),  Transportkosten  dsgl.  30,  24  bis  7  und 
4  Thlr.  i.  G.  10  Stufen.  Bei  Beamten  ohne  Familie  die  Hälfte.  Ferner  geht  v.  d. 
Vergütungssumme  stets  die  Hälfte  des  Nominalbetrags  der  etwaigen  Einkoininenver- 
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besserung  ab.  Einige  aparte  Bestimmungen  für  besond.  Beamte.  Jet2t  dieser  Erlaus 
v.  185Ö  ersetzt  durch  Ges.  v.  24.  Febr.  1877  betr.  d.  ümzogskosten  der  Staatsbeamten 
u.  V.  v.  26.  Mai  1877.  Demnach  bei  allen  Versetzungen  ümzogskosten  ohne  jene 
Schmälerungen  (allgem.  Kosten,  nach  den  Bcamten-Rangclassen  u.  anderen  Rubricirungen 
1800,  1000,  500,  300,  240,  180,  150,  100  M.,  Transp.kosten  f.  je  10  KU.  ebenso 
24,  20,  10,  8,  7,  6,  5,  4).  Ausserdem  fUr  die  Person  der  Umziehenden  Tagegelder 
u.  Reisekosten,  auch  in  gew.  Grenzen  Ersatz  etwaiger  Micthzinsverluste.  Im  preuss. 
Etat  stehen  die  „Diäten-,  Fuhr-  u.  Versetz.kosten"  1883/84  (Fin.min.)  mit  1  Mül.  M., 
wirk!  Ausg.  im  D.  v.  1879—82  1  25  M.  M.  (u.  A.  ohne  dio  Abgeordn  diäten).  — 
Sonst  wird  auch  wohl  die  Diät  im  Winter  höher  als  im  Sommer,  für  Geschäfte  im 
Auslande  höher  als  im  Inlandc  angesetzt,  welches  Princip  in  den  kleinen  deutschen 
Staaten  allerdings  zu  komischen  Folgen  fuhrt  S.  d  bad.  Diätenregl.  v.  0.  Mai  1S67 
(u.  A.  10%  Winterzuschlag).  10  Stufen  von  10  fl.  bis  V/&  fl.  In  Baden  besteht  u.  A. 
die  Bestimmung,  dass  Staatsdiener,  die  vor  5  J.  den  Dienst  wieder  verlassen,  die  Um- 
zugsgelder wieder  erstatten  müssen,  was  practisch  meist  nur  Universitätslehrer  trifft 
und  mit  der  wichtigen  deutschen  akademischen  Freizügigkeit  kaum  in  Einklang  ist. 

3.  Abschnitt. 
Der  Real-  oder  Sachgtitorbedarf. 

Vgl.  Rau  §.  66,  67,  34,35  u.  die  vor.  Aul  dieses  Bands  §.  200—206.  Im 
Folgenden  mehrfach  gekürzt,  da  der  Gegenstand  wesentlich  technischer  Natur  ist. 

I.  —  §.  168.  Allgemeine  Grundsätze.  Soweit  Sachgüter 
als  directes  Mittel  für  Staatszwecke  nöthig  sind,  kauft  sie 
der  Staat  in  der  entwickelten  Volkswirtschaft  in  der  Regel  besser 
im  freien  Verkehr  ein  oder  lässt  sie  auf  Bestellung  von  den  Privaten 
liefern.  Denn  hier  coneurrirt  der  Staat  erfahrungsmässig  selten 
erfolgreich  in  der  gewöhnlichen  Sachgüterproduction  mit  den 
Privatwirtschaften  und  die  Privatindustrie  wird  diese  Güter  auf 
Begehr  ' gern  liefern.  Deshalb  giebt  der  Staat  vielfach  passend 
die  eigene  Productionsthätigkeit  zum  Zweck  der  Be- 
schaffung dieser  Sachguter  auf. 

Diese  Regel  erleidet  jedoch  berechtigte  Ausnahmen.  Die 
eigene  Erzeugung  solcher  Sachgttter  ist  auch  heute  noch  vom 
volkswirtschaftlichen  und  finanziellen  Stand punete  zulässig  oder 
selbst  geboten,  wenn  1)  der  Staat  ganz  speeifisch  eigentüm- 
liche Sachgüter  braucht,  welche  die  Privatindustrie  fast  nur 
für  ihn  herstellen  würde  und  alsdann  oft  nach  derselben  Betriebs- 
organisation ,  wie  sie  das  Staatswerk  besitzt ;  2)  wenn  besondere 
Versuche  u.  dgl.  m.  anzustellen  sind  und  3)  wenn  die  Con- 
currenz  unter  den  Privatunternehmern  sehr  gering, 
die  Controle  der  Privatablieferungen  besonders 
schwierig  ist. 

Alle  drei  Bedingungen  treffen  namentlich  öfters  bei  der  Production  von  Requi- 
siten der  Militär-  und  Marin u Verwaltung  zu.  Aber  selbst  hier  (Krupp I)  und 
vollends  auf  den  meisten  anderen  Gebieten  wird  die  entwickelte  Privatindustrie  öfter 
passend  an  die  Stolle  d«-r  Sfaatsindustrie  tnten.    Am  Häufigsten  bestehen  sonst  noch 
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besonders  Staatsdruckorcien  u.  selbst  Papierfabriken.  Diese  Anstalten  ren- 
tiren  selten,  liefern  die  bczUgl.  Materialien  oft  eher  theurer  ab  die  Privatindustrie 
und  nicht  iintner  besser.  Die  Cautclen  wegen  der  Bewahrung  des  Amtsgeheimnisses 
in  Betreff  von  Drucksachen  und  wegen  des  Drucks  von  Wertpapieren .  Papiergeld 
u.  s.  w.  können  wohl  ebenso  bei  Privatanstalten  getroffen  werden.  Wiederholt  wurde 
u.  A.  in  Oesterreich  die  Abschaffung  dieser  beiden  Staatsindustriezwoige  berathen. 
Es  ist  auch  die  Papierfabrik  in  SchlöglmOhl  veräussert  worden.  Indessen  ist  es  bei 
dem  grossen  Bedarf  des  Staats  an  Drucksachen  doch  wohl  zulässig,  eigene  Druckereien, 
die  etwa  zugleich  als  technisch«;  Musteranstalten  dienen,  zu  behalten,  üebertrag.  d. 
preass.  Staatsdruck,  an  d.  Reich.Et.  1SS2/S3  E.  3'155,  A.  2*204  Mill.  M„  d.  österr. 
Staatsdruck.  1SS2  E.  11 72,  A.  100S  Mill.  fl. 

Bei  den  Staatsbehörden  kommt  regelmässig  ein  Bedarf  von  verschiedenen  Sach- 
gfltern  vor:  .,  Amtsbed  ürfn  isse  oder  Bureaukosten"  aller  Art  (Einrichtung, 
Heizung.  Beleuchtung  der  Geschäftszimmer,  Schreibmaterialien,  Packmaterial,  Bücher 
u.  dgl.).  Hier  empfiehlt  sich,  besonders  bei  unteren  Stellen,  im  Interesse  sparsamer 
Verwendung  des  Materials  und  um  die  Verrechnung  und  Controle  zu  vereinfachen, 
das  System  der  Gewährung  von  Pauschsummen  in  Geld  an  den  betreffenden  Be- 
amten, der  dann  damit  auf  eigene  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Rechnung  den 
Bedarf  decken  muss.    Rau  I  §.  60. 

Das  Postporto  für  am t Ii  che  Sendungen  wurde  früher  meistens  nicht  bezahlt, 
da  bei  der  Post  als  Staatsanstalt  Ausgabe  und  Einnahme  nur  von  einer  Tasche  in  die 
andere  gehen.  Indessen  führt  diese  Portofreiheit  der  Behörden  leicht  wieder  zu  einer 
zu  geringen  Sparsamkeit  und  zu  einer  zu  weit  gehenden  Benutzung  der  Postanstalt. 
Daher  die  besondere  Verrechnung  des  Porto's  der  Behörden  mit  der  Post,  wonach 
das  Porto  als  Ausgabe  der  Behörden  und  als  Einnahme  der  Postanstalt  erscheint, 
dock  das  Richtigere  ist.  Dadurch  erhält  man  auch  eine  genauere  Uebcrsicht  des 
wirklichen  Staatsaufwands  und  der  wahren  Leistungen  und  Erträge  der  Post  Mit 
Recht  daher  Aufhebung  der  Portofreiheiten  der  Behörden  u.  s.  w.  im  Norddeut- 
schen Bunde  durch  Ges.  v.  5.  Juni  1869,  allerdings  mit  veranlasst  durch  die  eigen- 
thüml.  Trennung  der  Bundes-  und  Einzelstaatsfioanzen ,  da  die  Post  Bundessache  ist 
Postaendungen  in  Bundessachen  (also  incl.  Militärsachen  u.  s.  w.)  sind  denn  auch 
portofrei  geblieben,  §.  2,  4,  5  d.  Ges. 

In  dem  jetzt  regelmässigen  Falle  der  Beschaffung  des  Sach- 
bedarfs durch  die  Privatindustrie  muss  der  Staat  bei  der 
Bestellung,  dem  Abnehmen  u.  s.  w.  die  Geschäftsgrundsätze 
grosser  Ein  zelwirth  sc  haften  befolgen. 

Dahin  gehören  (Rau  I  §.  34,  35)  a)  das  „Ausbedingen  des  Preises  vor  dem 
Reginn  der  Ausgabe",  b)  Die  „Benutzung  dos  Mitwcrbens,  entweder  durch 
mündliches  Abbicten  und  Zuschlag  an  den  Wenigstfordernden ,  oder  durch 
Annahme  schriftlicher  Offerten  (Submissionen),  wobei  man  dem  Wenigst- 
fordernden, wofern  seine  Persönlichkeit  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Vorzog 
giebt"  In  neuerer  Zeit  sind  über  das  Submissionswcscn  auch  in  Dentschland  manche 
Klagen  der  Industriellen  erhoben  worden.  Sie  haben  ihren  Grund  darin ,  dass  der 
Staat  oft  zu  einseitig  auf  den  Preis,  statt  zugleich  auf  die  Qualität  der  Leistung, 
sieht,  wobei  dann  die  Preise  unter  den  Stand,  welcher  von  einer  tüchtigen  Qualität 
der  Leistung  bedingt  wird,  herabgedrückt,  damit  aber  auch  die  Qualität  der  Arbeit 
überhaapt  in  weiten  Kreisen  verschlechtert  worden  ist  Im  Uebrigcn  ist  das  ganze 
System  der  Submissionen  nur  eine  Consequenz  des  privatwirthschafdichen  Concurronz- 
prineips,  steht  u.  fällt  mit  letzterem.  Durch  Verabredungen,  Kartelle  u.  dgl.  unter  den 
Bietern  werden  die  Vortheile  der  Goncurrcnz  auch  für  den  Staat  öfters  verringert. 
Oforecbr.  der  Lizitation  oder  Submission  in  Preussen  als  Regel,  Instr.  d.  0.  R.  K. 
v.  1824  §.  10.)  —  c)  Abschliesscn  von  Verträgen  über  grössere  Mengen  von 
Waaren  auf  einmal.  d>  „Das  Verdingen  von  Ausgaben,  die  aus  mehreren  Thei- 
len  bestehen ,  an  einen  einzigen  Uebernehmcr  (Accordanten)  gegen  eine  im  Ganzen 
ausbedungene  feste  Summe  (Aversum.  Pauschsumme).  (Früher  sogen.  Admo- 
diation)."  (Weitere  Begründung  dieses  Puncts  bei  Rau  I  §.  35  u.  vor.  Aufl.  S.  203). 
In  Preussen  soll  die  Ausführung  öfi'entl.  Bauten  in  der  Regel  nicht  auf  Rech- 
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nung,  sond.  in  Verding,  die  Anschaffung  der  Baumaterialien,  bes.  Kalk-,  Mauer-. 
Dachsteine,  auf  Rechnung  erfolgen.  S.  Rönne,  preuss.  Staatsr.,  3.  Ausg.  II,  2,  S.  607. 

II.  —  §.  169.  Besondere  Bemerkungen  Uber  Staats- 
bauten und  Staatsgebäude.  Die  Aufführung  und  Erhaltung 
der  den  Staate  zwecken  dienenden  Staatsgebäude  (einschliesslich 
derjenigen  für  Dienstwohnungen)  bedingt  fiir  den  Staat  besondere 
Mühewaltung  und  bringt  die  Gefahr  grösserer  Ausgaben  mit  sich. 
„Namentlich  werden  die  Regierungen  oft  durch  Vorschläge  einzelner 
Beamten  in  Versuchung  gesetzt,  grosse  Summen  auf  unzweck- 
mässige oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden."  (Rau.) 
Zur  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten  bieten  sich  unter  anderen 
folgende  Mittel  dar: 

Rau  §.  67  hat  zu  unbediugt  angenommen,  dass  die  Gebäude  dem  Staate  stets 
theurer  als  den  Privaten  kämen.  —  Ucber  die  Beatimmungen  in  P  reu  säen  s.  v. 
Rönne's  Baupolizei  d.  preuss.  Staats,  3.  Ausg.  S.  363  11.,  in  Kürze  in  dess.  Staats- 
recht, 3.  Ausg.  II,  2,  606. 

1.  Richtige  Verbindung  von  Centralisation  und  De- 
centralisation  in  der  Organisation  des  Staatsbauwesens,  z.  B. 
mittelst  Anstellung  von  Bezirksbaumeistern  und  Einrich- 
tung einer  oberen  Baubehörde  in  einem  Ministerium. 

In  Preussen  ist  die  frühere  techn.  Obcrbaudirection  von  1770  im  J.  184!' 
aufgelost  und  ihre  Function  der  Abtheil,  für  Bauwesen  im  Handelsministerium  über- 
tragen worden.  Jetzt  steht  diese  Abth.  im  Min.  d.  öffentl.  Arbeiten  Sie  hat  u.  A. 
die  Uebcrwachung  der  Geschäftsführung  der  Baubeamteu ,  die  Berathung  des  Ban- 
bodttrfnisses  u.  d.  Aufstellung  der  Bauetats  f.  Staatsbauteu ,  die  Prüfung  und  Fest- 
stellung der  Bauentwürfe  und  Kostenanschläge,  die  oberste  Leitung  und  Uoberwachung 
der  Ausführung  der  Bauten,  v.  Rönne.  Staatsrecht,  II,  1,  S.  108.  In  den  Bezirks- 
regierungen hat  ein  Baurath  die  Bau-  und  Reparaturanschläge  festzusetzen,  ob.  S.  183. 

2.  Abschaffung  der  für  die  Staatszwecke  entbehr- 
lichen Dicnstwohnungs-  und  sonstigen  Gebäude. 

Indessen  mit  den  Beschränkungen,  welche  sich  aus  den  früheren  Bemerkungen 
über  Dienstwohnungen  im  Dienstinteresse  (§.  151  und  im  St&atsdiencrinterease  (§.  162) 
ergeben.  Auch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  schwer,  eine  passende  Mietwohnung  zn 
finden.  Wo  solche  Umstände  nicht  vorhanden  sind,  da  kommt  in  Betracht,  dass  die 
Zinsen  des  Verkehrswerths  der  Gebäude  und  die  Erhaltungskosten  mehr  zu  betragen 
pflegen,  als  die  für  die  Dienstwohnung  zu  erhaltende  Vergütung,  zumal  wenn  letztere, 
wie  es  üblich  ist,  zu  niedrig  angesetzt  wird,  was  sich  freilich  abstellen  lässt.  In 
Preussen  und  früher  in  Baden  (jetzt  hier  z.  Th.  noch  weniger)  wird  dem  Beamten 
für  die  Wohnung  meistens  ein  Abzug  von  10  Proc.  des  Gehalts  gemacht,  wofür  er 
in  der  Regel  keine  Mietwohnung  erhalten  würde.  Es  wäre  richtiger,  den  Werth  so 
anzuschlagen,  wie  er  sich  für  eine  Wohnung,  welche  der  betreffende  Beamte  sonst 
nach  seiner  Lebensweise,  Stellung  und  den  ortsüblichen  Verhältnissen  brauchte,  stellen 
würde. 

3.  Rechtzeitige  Vornahme  der  nothwendigen  Repa- 
raturen. 

Ausführliche  Vorschriften  darüber  bestehen  in  allen  Staaten.  In  Preussen 
dürfen  nur  Arbeiten  unter  50  Thlr.  ohne  vorherige  Veranschlagung  durch  Baubeante 
unmittelbar  vorgenommen  werden.  Reparaturen  über  1000  Thlr.  bedürfen  der  ReTision 
der  Anschläge  durch  die  Bauabtheilung  im  Ministerium.   Rönne  a.  a.  0. 
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4.  Sorgfältige  Prüfung  der  Nothwendigkeit  von 
Neubauten  und  grösseren  Umbauten. 

Zu  diesem  Behuf  sind  die  Wünsche  und  Vorschläge  der  einzelnen  Verwaltungs- 
behörden zuerst  durch  die  vorgesetzten  Behörden,  dann  durch  die  Ober  -  Baubehörde 
genau  zu  prüfen  und  bei  grösseren  Bauten  der  Volksvertretung  eingehende  Denk- 
schriften zur  Begründung  vorzulegen.  In  grösseren  Staaten  erscheint  es  jedoch  passend, 
u.  u.  A.  beim  Staatseisenbahnwesen  unvermeidlich,  der  Centraiverwaltung,  neben 
Specialsummen  für  einzelne  Bauten,  im  Etat  eine  angemessene  grössere  Pauschsumme 
für  Bauten,  unter  der  Verpflichtung  späteren  Nachweises  der  Verwendung,  auszuwerfen. 
In  Baiern  waren  für  den  Voranschlag  von  1855/01  von  den  Kreisregie  rangen 
3,095,645  fl.  für  Neubauten  zu  Zwecken  der  Staatsverwaltung  verlangt.  Man  ver- 
minderte durch  Ausscheidung  des  Minder  -  Dringenden  die  Summe  erst  auf  740,000, 
dann  auf  515,000  fl.  und  auch  hiervon  wurden  nur  387,000  fl.  in  den  Voranschlag 
für  die  7.  Finanzperiode  aufgenommen  (Rau  §.  67).  —  In  Prcussen  bedürfen 
Neubauten  über  500  Thlr.  der  Revision  der  Anschläge  durch  die  ministerielle  Bau- 
abtheilung. S.  über  „Baufonds"  eingehend  Meissner,  preussische  Verwalt- 
ende I,  107  fT. 

5.  Richtige  Bestimmung  zweckmässiger,  in  angemessenen 
Fällen  künstlerischer  und  wohlfeiler  Ausführung  der 
Bauten. 

Zu  diesem  Zweck  genaue  erste  Anschläge,  sorgfältige  Revision  derselben  durch 
die  Ober-Baubehörde,  strenge  Verantwortlichkeit  der  Baubeamten  für  die  Innehaltung 
der  Anschläge,  dahor  Forderung  der  genauen  Begründung  von  ücberschreitungen  und 
bezügliche  Controle  der  vorgesetzten  Behörde  und  der  Volksvertretung.  Mit  vollem 
Recht  soll  in  der  Gegenwart  bei  vielen  Staatsbauten  die  Wohlfeilheit  dos  Baues  nicht 
das  Hauptziel  soin,  sondern  ästhetisch-künstlerischen  Gesichtspuncten  und 
monumentalem  Character  in  grossem  Umfang  Rechnung  getragen  worden.  Das  recht- 
fertigt sich  auch  durch  die  Thatsache,  dass  keine  der  bildenden  Künste  eine  so 
segensreiche  populäre  Wirkung  ausübt,  als  die  A  r  c  h  i  t  e  c  t  u  r.  (Richtiger  Standpunct  des 
Deutschen  Poatsecr.  Stephan),  Ob  in  eigener  Regio  oder  ob  in  Accord  mit 
privaten  Gen  oral -Unternehmern,  ob  und  wieweit  auch  im  ersteren  Falle  mit  Ver- 
gebung der  einzelnen  Zweige  der  Bauarbeit  an  Special- Actordanten  vorgegangen 
werden  soll,  darüber  lässt  sich  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Nach  der  technischen 
Natur  des  Bauwesens  ist  die  Bauausführung  in  eigener  Regie  jedenfalls  recht  wohl 
möglich  und  bei  tüchtiger  Controle  auch  räthlich. 

4.  Abschnitt. 

Der  Finanzbedarf  oder  die  Ausgaben  für  die  Bestreitung  der 
Erhebungskosten  der  Staatseinnahmen. 

Dieser  Abschnitt  ist  in  der  vor.  Aufl.  neu  eingefügt  worden,  weil  es  mir  wün- 
schenswert schien,  ron  einem  zusammenfassenden  Gesichtspuncte  aus  die  Frage 
der  Erhebungskosten  ganz  im  Allgemeinen  zu  beleuchten.  Das  Einzelne  gehört  dann 
in  die  Lehre  von  den  Einnahmen.    S.  über  d.  Steuern  Fin.  II,  §.  586. 

L  —  §.  170.  Der  eigentliche  Finanz  bedarf  oder  die 
reine  Staatsausgabe  (§.  149)  kommt  unmittelbar  den 
Staatszwecken  und  den  zu  ihrer  Verwirklichung  dienenden  einzelnen 
Thätigkeiten  zu  Gute.  Die  Erhebungskosten  der  Staats- 
einnahmen oder  allgemeiner  ausgedrückt  und  den  Fall  der 
Kosten  der  Creditoperationen  (Staatsanleihe  u.  s.  w.)  einbezogen, 
der  Eingänge,  sind  nur  das  Mittel  für  den  Zweck  oder  für 


Digitized  by  Google 


31)2    2-  B.  Kin.bedarf.    1.  K.  Allgemeines.    4.  A.  ErhebJiOStcn.  §.  170—172. 

die  Beschaffung  der  Deckung  des  eigentlichen  Finanzbedarfs.  In 
den  Etats  müssen  diese  Posten  möglichst  vollständig  mit  erscheinen, 
weil  ihr  Betrag  bei  dem  werbenden  Staatseigenthum  die  Wirth- 
schaftlichkeit  und  die  privatökonomische  und  technische  Fähigkeit 
der  Staatsverwaltung  mit  erweist  und  weil  ein  Theil  dieser  Ver- 
waltungskosten —  nemlich  derjenige  Theil,  welcher  etwa  bei  der 
Staatsverwaltung  wegen  der  derselben  anhaftenden  Eigentümlich- 
keiten grösser  ist,  als  bei  der  Privatverwaltung  —  und  die  Er- 
hebungskosten der  Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  ebenso  wie 
die  reine  Staatsausgabe  zu  den  eigentlichen  Lasten  gehören,  welche 
das  Staatswesen  der  Bevölkerung  macht.  Es  ist  auch  deshalb  die 
früher  mehrfach  erwähnte  Forderung  zu  stellen,  das  die  Etats  in 
Ausgabe  und  Einnahme  sogen.  Brutto  Etats  sind,  welche  alle 
an  den  Einnahmen  haftenden  Kosten  möglichst  vollständig  mit 
enthalten.  Dieser  Forderung  sind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit 
auch  immer  mehr  nachgekommen.   (§.  109.) 

II.  —  §.  171.  Die  möglichste  Beschränkung  der  Er- 
hebungskosten muss  im  Finanz-  und  Staatsinteresse  selbstver- 
ständlich erstrebt  werden.  Wie  zu  diesem  Behufe  bei  den  einzelnen 
Arten  von  Einnahmen  vorzugehen,  ist  in  der  Einnahmelehre  näher 
zu  erörtern.  Im  Allgemeinen  hängt  die  Höhe  der  genannten 
Kosten  theils  von  der  Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der 
privatwirthschaftlichen  einer-  und  der  Gebühren  und  Steuern 
andrerseits  und  wieder  der  einzelnen  Kategorieen  jeder  dieser 
Einnabmearten ,  theils  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Zeit  und  des  Landes  ab.  Daraus  folgt  für  die  Finanzwirtbschaft, 
dass  zwar  bei  der  Wahl  der  Einnahmearten  auch  dieses 
Moment,  die  Höhe  der  natürlichen,  einer  Einnahme  anklebenden 
und  der  durch  die  Zeit-  und  Landes  Verhältnisse  bedingten  Kosten, 
thunlich  mit  berücksichtigt  werden  muss ;  dass  aber,  weil  die  Wahl 
der  Einnahmearten  doch  wesentlich  von  anderen  Umständen  mit 
abhängt,  Einnahmen  (auch  Steuern)  mit  höheren  Erhebungskosten 
oft  unvermeidlich  sind. 

Es  giebt  auch  nach  dieser  Seite  betrachtet,  kein  absolut  richtiges,  sondern 
nur  ein  Ortlich  und  historisch  relativ  zweckmässiges  Einnahmesystem. 
Dies  ist  in  Theorie  und  Praxis  nicht  immer  zur  Genüge  beachtet  worden.  Das  Ein- 
nahmesystem kann  ohnehin  gewöhnlich  nicht  beliebig  gewählt  werden,  sondern 
ein  geschichtlich  überkommenes  liegt  vor  und  verträgt  höchstens  eine  all- 
in iilige  Reform.  S.  bes.  Uber  die  Bedeutung  dieser  Auffassung  für  das  Steuer- 
system u.  die  Steuerarten  Pin.  II,  430  H.  Auch  bei  dieser  Reform  ist  die  Ver- 
ringert! ng  der  Erhebungskosten  mit  ins  Auge  zu  fassen,  allein  massgebend 
kann  sie  aber  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dass  zwischeu  den  Staatshaushalten 
verschiedener  Zeiten  und  Länder  auch  mehr  oder  weuiger  unvermeidliche  Diffe- 
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renzen  in  den  Erhebungskosten  bestehen,  welche  bei  einem  finanzstatistischen  Ver- 
gleich keineswegs  immer  der  betreffenden  Finanzverwaltung  als  Verdienst  oder  als 
Schuld  angerechnet  werden  dürfen.  Auch  dies  ist  oft  bei  der  Beurtheilung  von  Fi- 
nanzen übersehen  worden. 

III.  —  §.  172.  Von  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Ver- 
hältnissen der  ErheDungskosten  sind  namentlich  folgende  be- 
merk enswerth  : 

1.  Staatshaushalte ,  in  welchen  Einnahmen  privatwirth- 
schaftlicher  und  verwandter  Art  —  ältere  Domänen,  Feldgüter, 
Forsten,  Bergwerke,  Fabriken,  Eisenbahnen  — ,  ferner  aus  Ge- 
bührenanstalten, wie  Post,  Telegraphie,  und  aus  Staats- 
monopolen, wie  dem  Tabak-  und  Salzmonopol,  vorkommen, 
haben  nothwendig  regelmässig  einen  höheren  Gesammtbetrag  von 
Erhebungskosten  im  Etat  und  damit  überhaupt  einen  höheren 
Bruttoetat  im  Aus-  und  Eingang  bei  gleich  hoher  eigentlicher 
Staatsausgabe,  als  Staatshaushalte,  deren  Einnahmen  vorzugsweise 
nur  aus  Steuern  bestehen. 

Denn  in  jenen  erstgenannten  Haushalten  inuss  ein  bedeutender  eigener  Aufwand 
an  Kosten  gemacht  werden,  um  die  Reineinnahme  (oder  das  eigentliche  Staats  ei  n- 
kommen  (G.  §.  84)  erst  durch  besondere  privatwirthschaftlicbe  Productionsprocesse 
za  erwerben.  Im  Allgemeinen  ist  au»  tiefer  liegenden  politischen,  wirtschaftlichen 
und  technischen  Gründen  in  früherer  Zeit  und  in  den  weniger  entwickelten  Volks- 
wirthschaften  noch  heute  die  Einnahmewirthschaft  mehr  auf  privatwirthschaftlichc 
Einnahmen,  altere  Regalien,  Monopole  u.  s.  w.  begründet  als  auf  eigentliche  Steuern. 
Unter  übrigens  gleichen  Umstäuden  erscheinen  also  Staatshaushalte  solcher  Zeiten  und 
Länder  mit  einem  relativ  und  absolut  grösseren  Bruttoetat  und  stärkeren  Summen  Er- 
hebungskosten als  Staatshaushalte  mit  vorherrschender  Steuerwirthschaft.  Ein  Beispiel 
iur  jene  Haushalte  sind  noch  jetzt  die  deutschen  verglichen  mit  dem  englischen 
und  französischen  (vollends  wenn  bei  letzterem  von  dem  einen  Zweige  des  Tabak- 
monopols abgesehen  wird.    S.  o.  die  Daten  in  §.  104  S.  234V 

2.  Auch  bei  gleicher  Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft 
macht  es  für  die  Erhebungskosten,  welche  im  Etat  er- 
scheinen, einen  Unterschied,  welches  Verwaltungssystem 
in  Betreff  gewisser  Zweige  der  Einnahmen  befolgt  wird. 

Beispiele.  Bei  der  eigenen  Verwaltung  der  Domänen  (Feldguter),  Eisenbahnen, 
eines  Monopols  (Tabakl  kommen  regelmässig  hohe  Verwaltungs-  und  Betriebskosten 
ror,  welche  bei  der  Verpachtung  fasi  ganz  verschwinden.  Die  Bruttoetats  ver- 
mindern sich  also  mit  dem  Vorwalten  des  Pachtsystems  boi  solchen  Zweigen.  Da 
vielfach  die  Verpachtung  geschichtlich  später  und  in  der  entwickelteren  Volkswirt- 
schaft an  die  Steile  der  Eigenverwaltung  tritt,  z.  B.  bei  den  Domänen  i.  c.  S.,  so 
erscheinen  Haushalte  neuerer  Zeit  und  vorgeschrittener  Länder  wieder  öfters,  ceteris 
paribus,  mit  kleineren  Erhebungskosten  und  Etats.  Ist  die  Verpachtung,  wie  in  solchen 
Fällen  im  Allgemeinen  anzunehmen  ist,  das  privat-  und  volkswirtschaftlich  zweck- 
mässigem System,  so  vermindert  sich  wahrscheinlich  gleichzeitig  aoeh  der  volkswirt- 
schaftliche Kostenaufwand  des  ganzen  Staatswesens.  Als  Zahlenbeispiel  kann  der  Un- 
terschied des  Kostenverhältnisses  bei  den  meist  verpachteten  Domänen  i.  e.  S. 
und  bei  den  eigen  verwalteten  Forsten  dienen,  welcher  wenigstens  grösstenteils 
auf  diese  Verschiedenheit  des  Verwaltungssystems  zurückzuführen  ist;  z.  B.  in  Pre  u  s  s  en 
1S75:  Domäneneinnahmen  roh  28  4  Mill.  M.,  Verwaltungskosten  6'1  Mill.  M.  oder 


Digitized  by  Google 


394         2.  B.  Fin.bedarf.    1.  K.  Allgemeine*.    4.  A.  Erln-.b.koslen.  §.  173. 

2I'5%>  Korsteinnahmc  roh  51  1  Mill.  M.,  Verwaltung  u.  Betrieb  "25l>  Mill.  M.  oder 
50*1  •/••  In  Frankreich  erscheint  das  selbstvcrwaltete  Tabakmonopol  (incl.  Pulrer- 
mon.)  mit  310  Mill.  Fr.  roh  and  83*2  Mill.  Fr.  Aasgabe;  in  Italien  d.  verpachtete 
Tabakmonopol  mit  76*1  Mill.  Fr.  Roheinn.  ond  bloss  56.000  Fr.  Kosten. 

§.  173.  —  3.  Von  besonderer  Bedeutung  sind  die  natür- 
lichen und  die  aus  den  Zeit-  und  Landesverhältnissen 
entspringenden  Unterschiede  in  den  Erhebungskosten  der  Haupt- 
und  Unterarten  der  Steuern. 

Zunächst  sind  hier  uneigentliche  und  eigentliche  Er- 
hebungskosten zu  unterscheiden: 

a)  Die  u  n  eigentlichen  Erhebungskosten  sind  diejenigen  mit 
einer  Steuer  verbundenen  einzel-  und  eventuell  auch  volkswirth- 
schaftlichen  Kosten,  welche  direct  oder  indirect  Steuerpflichtige 
Uber  ihre  gesetzliche  Steuerschuldigkeit  hinaus  tragen,  ohne  dass 
diese  Beträge  auch  nur  als  Roheinnahme  in  die  Staatskasse 
kommen.   Hierhin  gehören: 

a)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  von 
Widerrechtlichkeiten,  Bestechlichkeit  u.  dgl.  m.  der  Finanz- 
organe dem  Publicum,  bez.  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  abge- 
drungen werden. 

Die  Folge  der  Verhältnisse  in  Zeiten  und  Ländern  mit  ungenügender  Rechts- 
sicherheit, roher  Caltur.  Die  indirecten  Steuern  (Zölle,  Thoraccisen  n.  A.  m.),  aber 
auch  diiecte  Steuern  geben  dazu  Veranlassung.  Abhilfe  liegt  in  genügender  Besol- 
dung der  Beamten,  scharfer  Controle,  unerbittlicher  Strenge  von  oben,  OeffentlichkciL 
AJles  vornemlich  erst  im  entwickelten  Staate  auf  höherer  Culturstufe  der  Bevölkerung 
zu  orreichen. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Besteuerung  ttir  die  Einzelnen 
und  für  die  Volkswirtbschaft  direct  und  indirect  durch  ihre  un- 
zweckmässige Anlage  und  Durchführung,  ihr  Control- 
wesen,  ihre  Verhinderung  technischer  Verbesserungen 
in  der  Production,  durch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschäfte 
der  Steuerbemessung  und  Erhebung  verbundenen  Zeitverluste 
und  Kosten  an  Arbeitspersonal  für  die  Steuerpflichtigen 
mit  sich  bringt. 

S.  Bergius,  Finanzwiss.  1.  Ausg.,  S.  249.  Namentlich  sind  es  die  indirecten 
Steuern,  die  Zölle  (Grenzsperre  und  Grenzrerkehrscontrole.  Zollmanipulationeu,  eigene 
Leute  des  Kaufmanns  zur  Besorguug  dieser  Geschäfte),  die  städtischen  Thoraccisen 
(Mahl-  und  Schlachtsteuer  u.  s.  w.),  die  bei  der  Circulation  gewisser  Waaren  im 
Inland  erhobenen  Steuern  (gewisse  Weinsteuern),  die  bei  der  Production  erhobenen 
Verbrauchssteuern  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuer)  u.  a.  m.,  welche  solche 
Erhebnngskosten  in  zum  Theil  bedeutendem  Betrage  mit  sich  bringen.  S.  Fin.  II  §.516. 

Die  erste  wie  die  zweite  Art  dieser  uneigentlichen  Erhebungskosten  lässt  sich 
natürlich  nicht  zifiermässig  genau  anschlagen.  Beide,  die  zweite  besonders  in  unseren 
heutigen  Staaten  mit  allgemein  verwaltender  indirecter  Besteuerung,  fallen  aber  oft 
als  ein  schwerer  Posten  des  eigentlichen  volks wirtschaftlichen  Etats  der  Steuerer- 
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hebangskosten  neben  dem  im  Finanzetat  erscheinenden  Kostenbeträge  ins  Gewicht. 
Vereinfachung  des  Steuerwesens,  Vorherrschen  der  directen  and  unter  diesen 
wieder  der  reinen  Einkommensteuern  haben  u.  A.  den  Vortheil,  den  aas  jenen 
Kosten  sich  ergebenden  Betrag  der  Last  des  Staatswesens  zu  vermindern. 

b)  Die  eigentlichen  Erhebungskosten  der  Steuern  sind  der 
Aufwand,  welchen  die  Finanzverwaltung  oder  ihre  Beauftragten 
(wozu  auch  Steuerpächter  gehören)  für  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Steuerbeträge  machen  müssen.  Sie  gehen  daher  auch  durch 
die  Rechnungen  der  Finanzverwaltung  oder  ihrer  Beauftragten. 
Die  möglichste  Verminderung  dieser  Erhebungskosten  muss  selbst- 
verständlich das  Ziel  sein.  Die  Höhe  dieser  Kosten  hängt  nun 
im  Allgemeinen  ab: 

a)  vom  Zustande  der  ganzen  Finanz-  und  speciell 
Steuerverwaltung. 

Einen  Einfluss  übt  dabei  das  vorherrschende  Steuerhebungssystem  aus 
(Pacht,  Regie,  Erhebung  durch  Vermittlung  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders 
der  Gemeinde,  Abfindung,  s.  Fin.  II,  §.  503  Ii'.)  Hier  liegt  eine  wichtige  Aufgabe  für 
Steucrtecbniker  vor. 

ß)  Weiter  ist  die  Summe  der  Erhebungskosten  des  Steuer- 
wesens von  der  Wahl  der  hauptsächlichsten  Steuerarten  ab- 
hängig. 

Manche  der  letzteren  bringen  wenigstens  in  der  Regel  wegen  der  Einrichtungen 
der  Erhebung  und  der  Controlc  höhere  Kosten  als  andere  mit  sich.  Namentlich  gilt 
dies  im  Ganzen  von  den  wichtigsten  indirecten  Verbrauchssteuern,  den  Grenzzonen, 
den  inlandischen  Verzehxungssteuern ,  welche  in  der  Form  von  Steuern  beim  Produ- 
centen  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuern  u.  A.  m.)  oder  von  Thoraccisen  in  den 
Städten  u.  s.  w.  erhoben  werden.  Nun  soll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  der  Steuern 
auch  auf  diesen  Pmict  Rucksicht  genommen  werden,  aber  manche  Umstände  machon 
es  öfters  unmöglich,  bloss  wegen  der  Höhe  der  Erhebungskosten  eine  Steuer  oder 
wenigstens  eine  Steuergattung  zu  vermeiden.  Wo  daher  einmal  gewisse  Steuerarten 
vorwalten,  müssen  die  höheren  Erhebungskosten  mit  in  den  Kauf  genommen  werdeu. 
Es  setzt  dann  öfters  erst  eine  ganz  andere  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  der  Volks- 
coltur,  des  Sittenzustaods  voraus,  um  in  dem  Steuersystem  die  Steuern  mit  geringeren 
an  die  Stelle  derjenigen  mit  höheren  Erhebungskosten  treten  lassen  zu  können,  z.  B. 
mehr  directe,  besonders  Einkommensteuern  au  die  Stelle  von  indirecten  Verbrauchs- 
steuern. Auch  dies  ist  in  den  Controvcrsen  Uber  Steoerwescn  nicht  immer  beachtet 
worden.   Näheres  auch  darüber  in  Fin.  II,  allgem.  Steuorlehre. 

Nach  v.  Czörnig.  Österreich.  Budg.  II,  505,  sind  in  den  dort  verglichenen 
hauptsäcbl.  Culturstaaten  Europas  die  Erhebungskosten  der  dir.  Steuern  meistens  er- 
heblich kleiner  als  diej.  der  indirecten  (diese  excl.  Monopole  u.  Regale),  eine  Differenz, 
welche  sich  zwar  etwas  vermindert,  aber  nicht  verschwindet,  wenn  bei  den  directen 
Stenern  die  Öfters  nicht  vollständig  im  Staatsetat  erscheinenden,  z.  B.  theilweise  von 
der  Gemeinde  getragenen  Erhebungskosten  eingerechnet  werden:  Gr.  Brit.  z.  B.  bei 
den  dir.  3*2,  den  indir.  Steuern  4'2,  Frankreich  51  u.  8*8,  Preussen4  u.  <Jü, 
Oesterreich  3*2  e.  10*8,  Baiern  5*6  u.  0*2.  Belgien  5*1  u.  11*5.  Ausnahmen 
v.  d.  Regel  kommen  übrigens  vor,  z.  B.  in  Portugal  u.  Holland,  was  sich  aber  besond 
erklären  lässt.  Bei  einzelnen  dir.  Steuern,  welche  grosse  u.  kostspielige  Vorbc- 
reitungsarbeiten  benöthigen,  daher  besonders  bei  der  Grundsteuer  (Kataster!) 
würden  *ich  übrigens  höhere  Erhebungskosten  finden,  wenn  man,  wie  billig,  die  Zins- 
und  Amortisationskosten  des  in  den  Katastern  u.  s.  w.  steckenden  Kapitals  mit  ein- 
rechnete. 
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y)  Auch  bei  ein  und  derselben  Steuerart  oder  selbst 
einzelnen  Steuer  sind  die  Erhebungskosten  nach  Zeit  nnd  Land 
öfters  erheblich  verschieden,  namentlich  nach  folgenden 
Umständen: 

aa)  Der  Sittenzustand  der  einen  Bevölkerung  verlangt 
mitunter  umfassendere,  mithin  meistens  kostspieligere  Steuer- 
controlen,  als  der  einer  anderen. 

Z.  B.  gegenüber  dem  Zoll-  and  Thoraccisenschmuggel ,  der  freilich  wesentlich 
auch  von  der  Höhe  der  Steuersitze  mit  abhangt. 

bb)  Aehnlich  wirkt  die  Verschiedenheit  der  geographischen 
Verhältnisse  eines  Landes  ein. 

Z.  B.  die  Lage,  Gestalt,  die  Grcnzvcrhältiiisse  (Seo,  Gebirge,  Flusse,  conventio- 
nelle  Grenzen1),  das  Verhältnis  der  Grenzlänge  zum  Inhalt  und  zur  Bevölkerung  des 
Steuergebiets  (Land,  Stadtgebiet),  die  verticalc  Configoration  des  Landes  u.  dgl.  m.. 
so  besonders  bei  den  Kosten  der  Zölle,  stadtischen  Accisen.  weil  Controle  und 
Schmuggelgefahr  von  diesen  Umständen  bedingt  werden. 

Grossbritannien  genicsst  auch  hier  wegen  seiner  Lage  Vorzüge  vor  den 
meisten  Ländern.  Auch  in  der  im  Text  genannten  Beziehung  war  die  Erweiterung 
des  preussischen  zum  Zollgebiet  des  Zollvereins  und  die  allmälige  Ausdehnung  des 
letzteren  sehr  wohlthätig.   So  war  z.  B. 

Länge  der     Inhalt  des      Auf  1  Meile  Zolllinie  kamen: 


Zolllinie 

Zollgebiets 

(juadratmeilen  mit  Einwohi 

Preussen  1819 

1073  Meil. 

5045  Qu.m. 

470 

c.  10,100 

Mittelstaaten 

1564  „ 

3456  „ 

2*21 

c.  13.600 

Zollverein  1933 

1206  „ 

7729  ., 

6*41 

c.  19,500 

1844 

1105  „ 

8245  „ 

741 

c  25,600 

1856 

1006  „ 

9045  „ 

8-48 

c  30,300 

1869 

1114  „ 

90')') 

868 

c.  34,700 

1873 

H27  „ 

9858  „ 

8*75 

c.  36,100 

Vgl.  Viebahn,  Stet.  Deutschi.  I.  (1858),  227  u. 

pass.    Einigermassen  müssen 

Zollerhebungskosten  (Grenzwache  u.  s.  w.)  mit  der  Ausdehnung  des  Zollgebiets  sich 
relativ  vermindern,  also  in  umgekehrter  Richtung,  wie  die  auf  1  Meile  ZolUinie  fallende 
(febiets-  und  Bevölkerungsmenge  sich  bewegen.  Das  hat  sich  auch  im  Zollverein  ge- 
zeigt, wo  diese  Kosten  von  über  16  meist  auf  unter  10%  gesunken  sind.  Kleine 
Staaten  müssen  daher  unter  Umständen  unvcrhältnissmässig  hohe  Zollverwaltungskosten 
ausgeben  (Kur-Baiern  Ende  des  vorigen  Jahrh.  60— 70°/o,  Viebahn,  Stat.  I,  159. 
Belgion  1831  31*4,  1860  noch  27*l°/„)  —  Achnliche  Wahrnehmungen  bei  städti- 
schen Accisen.  So  forderte  die  preoss.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  1849  boi  Städten 
mit  über  100.000  Einw.  8  5,  zwischen  30—100.000  E.  14  3,  zw.  15-80,000  E.  17  5, 
zw.  10—15,000  E.  22  2,  unter  10.000  E.  26  5  %  Kosten  (Preuss.  Statist  Zeitschr. 
1S68,  S.  84). 

cc)  Auch  die  Verkehrs-  und  Pro  du  et  ion  8  Verhältnisse, 
die  Beschaffenheit  der  Communicationen,  z.  B.  Land-  und 
Wasserwege,  Concentration  eines  gewissen  besteuerten  Verkehrs  in 
wenigen  oder  Zerstreuung  über  zahlreiche  Orte  sind  von  Einfluss, 
so  bei  Zöllen,  manchen  inneren  Verbrauchssteuern. 

Grossbritannien  hat  hier  wieder  den  wesentlichen  Vorzug  bei  den  Zöllen, 
dass  sich  sein  Hauptverkehr  mit  dem  Auslande  auf  einige  Haupthäfen  vorzugsweise 
coneeotrirt  So  wurden  z.  B.  1869  von  22  22  Hill.  Pf.  St.  Zolleionahme  10*48  in 
London,  316  in  Liverpool,  3  4 1  in  allen  anderen  engl.  Häfen,  3'07  in  schott,  21  in 
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irL  Häfen  erhoben  (Martin 's  statesmans  yearb.  f.  1872,  p.  262).  Auf  die  beiden 
Haupthäfen  kommen  also  47*2  und  14*2,  zusammen  61*4*/»  der  Zolleinnahmc.  In 
Deutschland  Uberwiegt  der  Verkehr  einzelner  Zollamter  nicht  entfernt  in  diesem 
Maasse.  Vom  Eingangszoll  d.  J.  1875  von  120*83  Mill.  M.  kam  z.  B.  zur  Erhebung 
im  Hauptamtsbezirk  Berlin  10- 20,  in  Hamburg  456,  Stettin  .V02,  Köln  5  4,  Leipzig 
5*24  Mill.  M.,  also  in  diesen  5  grössten  Aemtern  zusammen  nur  "iü'42  Mill.  M.  oder 
c  25*1  in  26  weiteren  Aemtern  je  Uber  1  bis  unter  4  MilL  M.  Der  Übrige  Ver- 
kehr vertheilte  sich  auf  eine  Unzahl  Aemter  mit  Beträgen  von  weniger  als  1  Mill.  M. 
(Vierteljahrshefte  d.  Statist,  d.  D.  Reichs,  1876,  4.  Jahrg.  B.  XX,  H.  1,  Abtb.  2, 
S.  109  (f.).  Natürlich  müssen  sich  hier  auch  die  Verwaltungbkosten  höber  als  in  Eng- 
land stellen.  —  Aehulicb  wirkt  z.  B.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntwein besteuerung  der 
Umstand  in  England  günstig,  dass  die  Production  sich  auf  grosse  Etablissements  in 
wenigen  Orten,  in  Deutschland  ungünstig,  dass  sie  sich  auf  zahllose  ländl.  Brennereien 
vertheilt. 

dd)  Nicht  minder  ist  die  Entwicklung  des  Volkswohl- 
stands wichtig.  Ein  höherer  Wohlstand  erlaubt  die  Erhebung 
höherer  Steuersätze,  wobei  die  Kosten  sich  regelmässig  günstiger 
stellen. 

Es  lässt  sich  dies  an  den  verschiedensten  Steuern  nachweisen.  Ein  gutes  Bei- 
spiel bietet  das  Verbältniss  des  Roh-  und  Reinertrags  des  Tabakmonopols  in 
Frankreich  und  Oesterreich.  Dort  kann  bei  höherem  Durchschnittswohlstand  der  Preis 
der  Tabak fabrikate  so  hoch  gestellt  werden,  dass  er  eine  Steuer  von  70 — 80  Thlr. 
per  Centner  enthält,  in  Oesterreich  nur  so,  dass  diese  bloss  c.  33  Thlr.  per  Centner 
beträgt  (nach  Sötbeer,  Daten  vor  1870).  Wesentlich  aus  diesem  Grunde,  nicht 
aus  Verschiedenheiten  des  Betriebs  u.  s.  w.,  sind  die  Erhebungskosten  in  Oesterreich 
höher  als  in  Frankreich,  dort  (West-Oest.)  1875  c.  41—42,  1882  35—36,  in  Frank- 
reich (incl.  Pulrormouopol)  c.  20,  1882  c  19%. 

ee)  Endlich  darf  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs 
und  bedeutenden  Pri vatreiebthums  einzelner  Classen  und 
Individuen  als  von  Einfluss  auf  die  Erhebungskosten  genannt  werden. 

Jener  wie  dieser  ermöglichen  Steuererhebung  in  wenigen  grösseren  Be- 
trägen und  mit  geringeren  Controlen,  (z.  B.  grosser  Posten  mittelst  Stempels 
erhobener  Gebühren  und  Steuern  in  wenigen  steuerbaren  Acten,  oder  hoher  einzelner 
Eiokominenstcoerbeträge).  In  Preussen  kostet  z.  B.  die  Erhebung  der  Einkommen- 
steuer (von  Uber  1000  Thlr.  Einkommen)  nur  1*6,  der  Classensteuer  (früher,  von 
1000  Thlr.  Einkommen  abwärts)  4*0°/u,  was  wenigstens  zum  Theil  auf  jenen  Umstand 
mit  zurückzuführen  ist.  Dio  niederen  Sätze  der  Classensteuer  machen  bei  der  Er- 
hebung so  viel  Müho  und  Kosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Frage  der  Beseitigung 
dieser  Steuer  für  die  Bezieher  eines  kleinen  Eiukommens  mitspricht  u.  f.  d.  18S3 
erfolgte  Aufhebung  der  2  untersten  Stufen  wesentlich  mit  ins  Gewicht  fiel. 

Es  gehört  eine  genaue  Kenntniss  und  richtige  Würdigung 
aller  dieser  und  noch  mancher  ähnlicher  Umstände  (z.  B.  des  Ein- 
flusses des  Steuersystems  der  Nachbarstaaten)  dazu,  um,  soweit 
dies  nach  der  Höhe  der  Erhebungskosten  Uberhaupt  geschehen 
kann,  Steuern  fUr  ein  Land  und  eine  Zeit  richtig  aus- 
zuwählen und  Uber  die  im  concreten  Falle  sich  findenden  Er- 
hebungskosten ein  richtiges  Urtheil  zu  fällen. 

So  kommt  es  z.  B.  auf  die  Steuersysteme  des  Nachbarstaats  mitunter  an, 
welche  Steuersätze  im  Inland  aufgelegt  und  welche  Kosten  für  die  Controle  verwendet 
werden  müssen  (ehemalige  preuss.  Klagen  über  die  niedore  Salzsteuer  Hannovers). 
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Die  genaue  f in anzstatistische  Feststellung  der  Er- 
hebungskosten einer  Steuer  ist  auch  zu  diesem  Zwecke  zu  er- 
streben. Sic  hat  jedoch  ihre  bedeutenden  Schwierigkeiten,  weil 
in  der  Regel  manche  Posten  der  Erhebungskosten,  z.  B.  für 
Controleinricbtongen ,  mehreren  Steuern  gemeinsam  sind,  z.  B.  für 
die  verschiedenen  Arten  innerer  Verbrauchssteuern  oder  für  diese 
und  die  Zölle  (Finanzwache)  und  weil  die  allgemeinen  Kosten  für 
die  oberen  Organe  der  Finanzverwaltung  sich  nicht  oder  nur  mehr 
oder  weniger  willkürlich  reparatiren  lassen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 
Hebung  der  Sitten  und  Bildung  des  Volks,  die  höhere 
Entwicklung  des  Wohlstands  und  des  Rechtszustands 
auch  die  Erhebungskosten  der  Finanzverwaltung,  spe- 
ciell  im  Steuerwesen,  zu  vermindern  streben:  theils  weil  dann 
Steuern  mit  an  sich  weniger  Erhebungskosten  eingeführt,  theils 
weil  bei  derselben  Steuer  weniger  Controlausgaben  gemacht  und 
mit  dem  gleichen  Arbeitsaufwand  höhere  Steuersätze  erhoben 
werden  können.  Absolute  Regeln  über  die  Erhebungskosten 
der  Steuer  kann  die  Finanzwissenscbaft  nicht  aufstellen.  Histo- 
risch und  örtlich  relativ  ist  auch  hier  Alles  zu  fassen. 

Auch  bei  ausserordentlichen  Einnahmen,  z.  B.  bei  den  Eingängen  aus 
Creditoperationen,  Anleihen  u.  s.  w.  kommen  Kosten  vor,  welche  unter  die 
Kubrik  „Erhebungskosten*'  fallen:  einmal  Drucksachen  (Obligationen.  StaatspapiergelJ 
u.  s.  w.),  dann  namentlich  Bankier-  und  ähnliche  Provisionen.  Frankreich  be- 
rechnet die  Kosten  der  Anleihen  des  letzten  Kriegs  (nominell  6  Milliarden^  auf 
031  Mill.  Fr.,  worunter  sich  aber  andere  Posten  mit  befinden. 

Zweites  Kapitel. 
Einzelne  Gegenstände  des  eigentlichen  Finanzbedarfs. 

Die  Höhe  der  Ausgaben  hierfür  hängt  von  dem  Umfange  der  vom  Staate 
übernommenen  Aufgaben  und  von  der  Durchführung»- Art  dieser  letzteren  — 
Verwaltungssystem,  wozu  von  dem  hier  massgebenden  (jesichtspunete  aus  auch  die 
Kegierungsform  selbst  gehört  (Monarchie,  absolute  oder  beschränkte  Monarchie. 
Republik  verschiedenen  Form  u.  s.  w.),  ab.  —  In  dieser  Beziehung  sind  die  leitender 
(ieaichtspuncte  politische,  volkswirtschaftliche,  sociale  und  verwaltungs- 
technische, nicht  unmittelbar  finanzielle,  wenn  auch  bei  der  Durchführung  der 
Aufgaben  letztere  unvermeidlich  mitsprechen.  Die*  nähere  Begründung  der  einzelnen 
Staatsthätigkciten  gehört  daher  nicht  weiter  in  die  Finanzwissenschaft,  als  sie  oben 
erfolgt  ist  (§.33  u.  34).  Für  alles  Andere  ist  vielmehr  auf  die  allgemeine  Staats- 
lehre und  auf  die  specielle  Verwaltungsichre  (einschliesslich  der  Lehre  von 
der  wirtschaftlichen  Verwaltung),  sowie  auf  den  grundlegenden  Theil 
der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  (B.  1  dieses  Lehrbuchs  d.  polit. 
Oekon.)  zu  verweisen.  Vgl.  im  Allgem.  Rau's  Volkswirthschaftspolitik  (Syst  II). 
Roschers  Syst.  II.  u.  III,  Mohl's  Poliz.wiss..  Stein  'sVerwalt.lehre,  Czörnig's  österr. 
Budg.  vergliche»  mit  and. europäischen,  Sc  h  ö  n  bo  rg ' s  Ilandb.  d. polit.  Oekon.  I.  Die  Finanz- 
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Wissenschaft  hat  die  bestehende  Einrichtung  des  Staats  iu  dieser  Beziehung  demnach 
als  Gegebenes  hinzunehmen.  In  Betreff  der  einzelnen  Ausgaben  betont  sie  nur  den 
allgemeinen  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  und  Sparsamkeit,  d.  h.  nichts 
weiter  als  diejenige  Beschränkung  der  Ausgaben,  welche  unbeschadet  der  Erreichung 
des  Zwecks  stattfinden  kann  (§.  .'14).  Im  Folgenden  wird  daher  auch  mehr  nur  eine 
Debersicht  der  wichtigeren  einzelneu  Gegenstände  gegeben,  woran  sich  uur  einzelne 
principielle  volkswirtschaftliche  Erörterungen  (eingehender  nur  im  Abschnitte  vom 
Militäraufwand  unteu)  schlicsscu,  um  jene  Gegenstände  des  Staatslebens  von 
ihrer  finanziellen  Seite  zu  beleuchten.  Diese  Uebersicht  schliesst  sich  dem  oben  in 
§.  33  dargestellten  System  des  Finanzbedarfs  an. 

Von  grossem  Werthe  für  die  Bcurtheilung  der  concreten  Finanzlage  der 
Staaten  ist  eine  genauere,  übrigens  mit  ausserordentlichen,  völlig  kaum  zu  lösenden 
Schwierigkeiten  verbundene  finanzstatistische  Analyse  der  öffentlichen 
(Staats-  und  Selbstverwaltungskörpers Ausgaben.  Neben  den  alteren  Arbeiten  v. 
Czörnig's  sind  diejenigen  Ph.  Gerstfeldt's  jetzt  als  die  bedeutendsten  zu  nennen. 
S.  o.  S.  55,  auch  S.  73  (bes  Beitr.  z.  Reichssteuerfrage,  Lpz.  1S79)  u.  den  neuesten, 
wiederum  sehr  reichhaltigen  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrb.  1883  B.  2  'od.  B.  41).  (Eh. 
S.  57  über  die  Schwierigkeiten  vergleichender  Statistik  der  Ausgaben,  weshalb  bei 
der  Schlussziehung  Vorsicht  nöthig  ist .  Hier  sind  in  mehr  oder  weniger  genauer 
Anlehnung  an  die  etatsmässige  Eintheilung  der  Ausgaben  grössere  Hauptgruppen 
des  Finanz be dar fs,  mit  entsprechenden  weiteren  Theilgruppen  zu  bilden.  Für 
manche  Zwecke  u.  Vergleiche  sondert  man  namentlich  drei  Hauptgruppen:  fUr 
die  gesammte  allgemeine  oberste  Leitung,  Central-  u.  für  die  ganze 
Ci vilverwaltung  („Civile"),  fUr  das  Kriegswesen  (Heer  u.  Flotte,  „Militare") 
u.  f.  die  öffentliche  Schuld  aus.  Werden  beim  Civile  nicht  schon  Netto-Aus- 
gabeetats  zu  Grunde  gelegt,  so  sind  in  der  betreffenden  Gesammtausgabe  möglichst 
diejenigen  für  Betriebs-,  Erhebungs-  u.  Verwaltungskosten  der  Einnahmen 
von  den  eigentlichen  Staatsverwaltungsausgaben  zu  sondern,  um  so  die 
Nettoausgabe  zu  ermitteln.  Bei  der  Schuld  kommt  es  auf  den  Ursprung  u.  damit 
implicite  auf  die  Deck ungsmittel  an:  Kriegs-  u.  dgl.  „unproduetivo"  u.  anders. 
Eisenbahn-  u.  dgl.  „produetive",  bez.  rentable  Schulden.  Die  weitere  Zerlegung 
der  eigentlichen  Civilausgaben  giebt  fernere  werth volle  Einblicke  in  die  Finanzlage 
u.  in  die  Verwendung  der  öffentlichen  Mittel.  Im  Allgemeinen  ist  eine  absolut  u. 
relativ  grössere  Ausgabe  —  etwa  berechnet  iu  Üblicher,  freilich  mangelhafter 
Weise  nach  Kopfquoten  u.  nach  Procenten  des  Gesammtbedarfs  —  für  die 
eigentliche  Civilstaatsausgabe  und  für  besonders  wunschenswerthe  Theile  der 
letzteren,  wie  Unterrichtswesen,  Verkehrswesen,  wirthschaftliche  Verwaltung,  dann 
auch  für  Justiz.  Polizei  u.  dgl.  m.,  günstig  zu  beurtheilen,  und.  vorausgesetzt 
eine  genügende  militärische  Sicherung  des  Landes  u.  Staats  oder  eine  sonst 
gesicherte  Lage,  günstiger  als  ein  Ueberwiegen  der  Ausgaben  für  Militär  und 
vollends  für  Kriegsschulden  Bei  der  Anstellung  von  Berechnungen  u.  Vergleichen 
ist  aber  der  in  §.  Ii)  erwähnten  Regeln  u.  Cautelen  zu  gedenken. 

Die  blosse  Betrachtung  der  Ausgaben  u.  ihrer  Vertheilung  reicht  aber  zur 
richtigen  Würdigung  der  Lage  des  Staatshaushalts  noch  nicht  aus.  Es  muss  vielmehr 
auch  auf  die  Deckungsmittcl.  deren  Art  u.  Vertheilung  mit  Rücksicht  ge- 
nommen werden;  besonders  ob  u.  in  welchem  Maasse  dieselben  steuerrechtlicher 
oder  sonstiger,  namentlich  privatwirthschaftlicher  Art  sind  u.  aus  welchen 
einzelnen  Gattungen  und  Species  diese  beiden  Gruppen  sich  weiter  zusammensetzen, 
wobei  für  die  Beurtheilung  u.  Schlussziehung  die  Bemerkungen  in  §.  35  S.  73  mass- 
gebend sind.  Eine  absolut  und  relativ  grössere  Ausgabe  für  die  öffentliche  Schuld 
oder  für  Militär  oder  für  beide  Hauptposten  zugleich  wird  weniger  bedenklich,  wenn 
die  Schuld  grossentheils  aus  Eisenbahnen  herrührt  oder  ihre  Kosten,  die  Zinsen,  u. 
der  Militäraufwand  wenigstens  in  erheblichem  Maasse  aus  privatwirtbschaftlichen  u.  dg). 
Reinerträgen  gedeckt  wird,  wie  es  glücklicher  Weise  in  Deutschland  der  Fall  ist. 
Umgekehrt  ist  zu  urthcilen,  wenn  Schuldzinsen  u.  Militäraufwand  fast  ganz  aus  Steuern 
zu  docken  sind  (Gr.bril.,  Frankr.,  Oestcrr.,  Ital.).  Unter  Hinweis  auf  die  schon  oben 
S.  73,  74  gegebenen  Notizen  u.  für  das  Genauere  auf  das  reiche  Detail  der  höchst 
umsichtigen  u.  fleissigen  Arbeiten  Gerstfeldt's  entnehme  ich  den  letzteren  die 
Statist.  Daten  zu  folgenden  Uebersichten  der  Gruppen  des  Finanzbedarfs. 
Kierstfeldt,  Beitr.  z.  Rcichsst.fr.  S.  12  ff.  u.  Tab.  3  u.  graph.  DarstdL,  Daten  aus 
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d.  Zeit  um  1878—79;  ders.  in  Conrads  Jahrb.  a  a.  0.  Tab.  19  u.  S.  57,  Daten 

f.  1982). 

Tab.  I.    Hauptgruppen  des  staatlichen  Finanzbedarfs  um  1879. 


Deutsches 

Großbri- 

Frank- 

West- 

Rus*>- 

Reich 

tannien  u. 

reich. 

Oester- 

lAilU. 

and  Einzel- 

Irland. 

reich. 

staaten. 

A.  Absoluter  Staats- Aufwand  in  Millionen  Mark. 

1.  Kriegswesen 

2.  Schuld 

408 

62s 

657 

158 

741 

184 

619 

851 

257 

o  -  - 

£00 

1  u.  2  zusammen 

652 

1247 

1508 

415 

Hin) 

3.  Civile  u.  s.  w. 

72Ü 

306 

599 

261 

Erste  Summe 

1372 

1613 

2107 

676 

•I.  Civile  ohne  Erheb,  u. 

Betriebskosten 

442 

237 

437 

187 

Zweite  Summe  von  1, 

2  u.  4    oder  Netto- 

ansgabe 

1094 

1484 

1943 

602 

B.  Dieser  Staatsauf  wand  in  Kopf«[Uoten,  Mark  p. 

Kopf. 

1.  Kriegswesen 

110 

185 

178 

72 

10*6 

2.  Schuld 

4-3 

lb'2 

23-0 

1T7 

3li 

1  u.  2  zusammen 

153 

30-7 

40.8 

18*9 

13-2 

3.  Civile  u.  s.  w. 

16-9 

108 

162 

1 1*9 

9-* 

Erste  Summe 

322 

47'3 

57-0 

308 

23Ü 

4.  Civile  ohne  Erheb Jtost. 

u.  s.  w. 

10-3 

7-0 

11-8 

85 

Zweite  Summe  von  1, 

2  u.  4  oder  Nettoaus- 

gabe 

25-6 

43*7 

526 

274 

161 

C.  Dieser  Staatsaufwand 

in  Quoten  (.Proccnten) 

der  Gesammt- Nettoausgabe, 

1.  Kriegswesen 

2.  Schuld 

1  u.  2  zusammen 

428 

42'3 

33.8 

26*2 

61  7 

16'8 

41-7 

43-7 

427 

21'3 

596 

84-0 

77'5 

689 

83.0 

3.  Civile,  ohne  Erheb.- 

kosten  u.  s.  w. 

40-4 

160 

22.5 

313 

170 

Einzelne  dieser  Berechnungen  weichen  von  den  Ger  st  feldt  'sehen  darin  ab. 
dass  beim  Civil-  u.  dann  beim  Gesammtaufwand  der  störende  Posten  „Erhebung«-. 
Betriebs-  u.  dgl.  Aufwand  f.  die  Einnahmegewinnung"  möglichst  in  Abzug  gebracht 
(d.  h.  in  Gerstfcldt's  Tab.  2  u.  3  die  Rubriken  „Erheb.koaten  der  Zölle  u.  Steuern"  u. 
„andere  vermischte  Ausgaben",  meist  ähnl.  Characters")  u.  so  die  „Netto ausgäbe" 
(freil.  nur  annähernd  richtig)  ermittelt  ist.  Das  ist  namentlich  bei  einem  Vergleich 
Deutschlands  mit  seinen  grosseu  Staatsbahnen  u.  Betriebsverwaltungen  (Dom.,  Forsten. 
Bergw.)  mit  anderen  Landern  noth wendig,  um  einigennassen  vergleichbare  Posten  zo 
erhalten  (s.  o.  §.  19).  Far  Deutschland  sind  Reichshaushalt  und  Einzel-Staa:> 
haushalte  zusammengezogen,  bei  Oesterreich  die  Quote  für  die  mit  Ungarn  gc- 
meinschaftl.  Ausgaben  eingesetzt. 

Die  günstige  Lage  Deutschlands  springt  in  die  Augen  u.  ist  thatsächlich  noch 
günstiger  mit  Rucksicht  auf  die  weitere  günstige  Vertheilung  des  Civilbedarfs .  für 
Schulen,  Justiz  u.  s.  w.,  auf  den  Ursprung  eines  Haupttheils  der  deutschen  Schulden 
aus  rentablen  Staatsbahnen  u.  auf  die  erheblichen  sonstigen  privatwirthsch.  Deckuags- 
mittel  i8.  o.  S.  74).  So  beträgt  z.  B.  der  Aufwand  des  Staats  allein  f.  Cultus  u. 
Unterricht  p.  Kopf  in  Deutschland  2*6,  Gr.brit.  2*1,  Frankr.  2'5,  Oesterr.  l'->. 
Russl.  0  6  Mark  oder  in  Procenten  der  Nettoausgabe  bez.  10' 1 — 4*8 — 5*0 — 5'6— 3": 
der  Aufwand  des  Staats  f.  Justiz  u.  Polizei  p.  Kopf  in  Deutscht  3*9,  Gr.brit.  3, 
Frankr.  2  7,  Oesterr.  2  2,  Russl.  0*6  Mark  oder  wieder  in  %  der  Nettoausg.  bei. 
1 5*3 — 6'8 — 5*5 — 81 — 3  7.  Dabei  ist  noch  des  gerade  f.  Unterricht  in  Deutscht,  so 
bedeutenden  Communalaufwands  zu  gedenken.  Das  Bild  der  deutschen  Finaux- 
lage  ist  weitaus  das  günstigste,  nach  allen  Seiten,  welche  für  die  kritische  Be- 
il rtlieilung  d«-s  Finanzbedarfs  in  Betracht  kommen,  angeschen,  —  trotz  unseres  „hoben 
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Militärbudgets",  der  notwendigen  (u.  immerhin  massigen)  Assecu  ran  zprämie  unserer 
Volkswirthscnaft ,  unserer  Cultur  u.  unseres  selbständigen  nationalen  Lebens.  Das 
ergiebt  sich  noch  mehr  aus  der  folg.  Tab.  II. 

Tab.  II.  üesammtausgabe  f.  alle  öffentl.  Zwecke  des  Staats  und  der  Selbst- 
verwaltungskörper um  1882. 
A.  Absoluter  Aufwand  in  Millionen  Mark. 


1. 

2. 

:i 
4. 


1. 

■  •>. 
■1 


Preussen. 

Staat 

(incl.  Selbst- 
Reichs-  verwalt. 
quote) 


Gr.  Hritannien. 


Sa.  Staat 


Selbst- 
verwalt. 


12 
12 
1143 

? 

ii5t; 


Sa. 


543 
OUG 
11411 
1503 
57 
2709 


Kriegswesen  274  4  277  543 

Schuld  118  20  144  594 

1  u.  2  zusammen  392  30  421  1136 

Civil«  364  338  703  300 

Steucrvcrwalt.  38  4  42  57 

Summe  (netto»  794  372  1106  1553 

B.  Dieser  Aufwand  in  Kopfquoten,  Pfennig  p 

Kriegswesen  978  13  991  1551  — 

Schuld  420  93  513  1097  35 

1  u.  2  zusammen  1398  100  1404  3248  35 

Civilo  1301  1209  2510  1028  3267 

Stenerverwalt.  136  15  151       162  ? 

Summe  inetto)  2835  1330  41G5  4438  .1302 


Frankreich. 

Depart. 
Staat  u. 

Gcmeind. 

797 


C.  Dieser  Aufwand  in  Quoten  (Procenten)  der 


1551 
1732 
3283 
4295 
102 
7740 
.ordentl 


Abzug  der  Schuld  von  der  ganzen  Nettoausgabe. 


nach 

1.  Kriegswesen 

2.  Civile  u.  Steuer- 
verwal tung. 
Summe 

3.  Schuld  in  % 
dieser  Summe 

Deber  die  Berechn.weise  u.  s.  w.  s. 
Unterricht  (exel   Cultus)  berechnet  0. 


Sa. 

4  S01 

901      252  1153 

1698      250  1954 

854      677  1531 

84        24  108 

2037  957  3594 
Kopf. 

2153        12  2165 

2436      681  3117 

4589      693  5282 

2309     18.0)  4139 

228        63  291 

7120  25S0  9712 
Nettoausgabe1', 
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10 

271 

560 

25-8 

459 

07 

328 

595 

99'0 

729 

43'4 

100 

742 

511 

99'3 

07*2 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

174 

7-5 

14  0 

61-9 

l'l 

28*8 

51-9 

313 

47*2 

britaunien 
112)  Mill 


Gerstfcldt  a  a. 
in  Preussen  151 


120  (wovon  Staat  91,  Loc.verwalt.  nur  29—?—),  Frankr. 


().,  S.  44.  Speciell  für 
(wovon  Staat  42),  Gr.- 


196  (wovon  Staat 
der  Summe  der 


M.  oder  in  Pfennig  p.  Kopf  bez.  538-344—528,  in  % 
Milit.  u.  Civ.ausgabcn  148— 5'7— 80. 

Wichtig-  ist  diese  Statistik  u.  ihre  weitere  Specialisirung  bes.  für  die  Fragen  der 
Vcrtheilung  der  öffentl.  Ausgaben  u.  des  Aufwands  dafür  zwischen  dem  Staate 
u.  den  verschiedenen  Körpern  der  Selbstverwaltung.   S.  o.  §.  44  l\\ 


1.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  für  die  verfassungsmässige  oberste  Centrai- 
leitung. 

S.  Kau  §.  45— 51  ,  vor.  Aufl.  dieses  B.  I.  §.  97—102,  jetzt  verkürzt,  weil  die 
principielle  u.  Staatsrecht!.  Seite  nicht  in  d.  Fin.wiss.  gehört. 

§.  174.   Die  hierher  gehörigen  Posten  sind  folgende  drei: 

I.  Bedarf  für  den  obersten  Leiter  des  Staats, 

A.  in  Monarchieen  insbesondere  für  den  Fürsten,  bez. 
für  die  fürstliche  Familie, 

B.  in  Republiken. 

II.  Bedarf  für  die  Volksvertretungen. 

A.  Waifncr,  Fiuaniwisson^haft  I.    3.  Aull.  26 
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III.  Bedarf  für  gewisse  oberste  Staatskörper. 

I.  A.  Bedarf  für  den  Monarchen  und  seine  Familie. 

Vgl.  z.  B.  Bluntschli,  Allg.  Staatsrecht,  5.  Aufl.  1S76,  II,  191  ff. 

Nach  der  geschichtlichen  Tradition,  welche  im  Volksbewusst- 
sein  gewöhnlich  auch  heute  noch  in  monarchischen  Staaten  ihre 
Stütze  findet,  bedarf  der  Fürst  ein  hinlängliches  Einkommen  zur 
Bestreitung  eines  umfänglichen  und  einigermasseu  glänzenden 
Haushalts  und  Hofes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  in 
der  Erbmonarchie  von  der  ganzen  fürstlichen  Familie.  Dieser 
fürstliche  Hof-  und  Haushaltsbedarf  lässt  sich  auf  verschiedene 
Weise  decken,  wie  dies  auch  in  der  Geschichte  geschehen  ist,  ein- 
mal aus  dem  Ertrage  von  dem  Fürsten,  bez.  der  Dynastie 
gehörigem  Grund-  und  z.  Th.  auch  Kapitalbesitz;  zweitens 
durch  Ueberweisung  solchen  Besitzes,  besonders  Ländereien, 
aus  dem  Staats  vermögen  an  den  Fürsten;  drittens  durch  Fest- 
stellung sogen.  Civillisten. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  und  die  staatsrechtliche  Rege- 
lung dieser  Verhältnisse  steht  natürlich  in  enger  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Staatsgeschichte  und  mit  den  eingetretenen  Verfassung« 
Veränderungen,  Wechsel  der  Dynastieen,  der  Staats-  oder  Ver- 
fassungsformen u.  s.  w.  Finanzwirthschaftüche  Zweck- 
mä88igkeitsrUck8ichten  haben  daher  hier  nicht  entschieden, 
kaum  mitgespielt  und  sind  auch  gegenwärtig  für  etwaige  Fragen 
de  lege  ferenda  auf  diesem  Gebiete  doch  nur  untergeordnet. 

1.  Die  Deckung  des  fürstlichen  Haus-  und  Hof  bedarfs  aus  den 
Erträgen  von  Grundbesitz  —  dynastisches  Hausgut  oder  wirk- 
liches Staatsgut  darstellenden  „Donianiums",  „ Kammerguts 
§.  89  ff.  —  ist  regelmässig  die  älteste  Form,  wie  sich  aus  der 
Entstehung  unserer  monarchischen  Staaten  einfach  erklärt.  Diese 
Form  ist  mit  der  Entwicklung  der  Staatsidee,  mit  der  Veiminde 
rung  des  betreffenden  Besitzes  und  mit  der  Veränderung  der 
Rcchtsqualität  desselben,  endlich  mit  dem  steigenden  soustigen 
Finanzbedarf  einer-  und  Hofbedarf  anderseits  mehr  und  mehr 
unzulänglich  geworden  und  daher  mehr  oder  weniger  antiqnirt, 
mit  begreiflicher  theilweiser  Ausnahme  in  deutschen  Staaten.  Eine 
für  die  Dynastie  und  das  „monarchische  Princip"  speeifisch  günstige 
oder  gar  wesentliche  politische  Bedeutung  kann  dieser  Form 
in  der  Gegenwart  kaum  mehr  beigelegt  werden. 

Vgl.  o.  §•  89,  !)0  ii.  unten  über  Doinancnwcsen. 
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2.  Der  zweite  der  angedeuteten  Wege  hat  wohl  zu  der  ge- 
setzlieben Anordnung  geführt,  dass  für  die  Hofstaatsausgaben 
fortwährend  eine  aus  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
Staatsgüter  oder  bestimmter  Kategorieen  des  staat- 
lichen Grundbesitzes  (des  „Domaniums"  i.  e.  S.,  der 
Domänen  und  Forsten,  Preussen)  zu  ziehende  feste  Geld- 
summe ausgeschieden  wird,  oder  dass  sogar  bestimmte 
Güter  von  einem  schätzungsweise  festgestellten  Er- 
trage dem  Hofe  zur  Verwaltung  auf  eigene  Rechnung 
(Hannover)  tiberwiesen  werden.  In  beiden  Fällen  läuft  diese 
Form  doch  schon  auf  das  staatsrechtliche  Princip  der  „Civil- 
listen"  hinaus,  nur  dass  man  dabei  an  die  ältere  Form  der 
Deckung  des  Hofbedarfs  mehr  anknüpft. 

Die  erste  Einrichtung  ist  in  finanzieller  Hinsicht  kaum  etwas  Anderes  als  eine 
Formalität,  durch  die  man  etwa,  wie  in  Preussen,  auf  das  ehemalige  Anrecht  der 
Dynastie  an  den  Domänen  hinweisen  will.  Sie  hat  etwa  nur  das  gegen  sich,  dass  sie 
die  Finanzausweise  complicirt.  Gegen  die  zweite  Einrichtung  sprechen  erheb- 
liche Bedenkon,  deun  sie  verletzt  leicht  den  einen  oder  den  anderen  der  Bethei- 
ligten, Staat  oder  Dynastie,  verstösst  gegen  den  wichtigen  Grundsatz,  dass  die  sämint- 
lichen  Ausgaben  für  Staatszwecke  in  den  wirklichen  Beträgen  in  den  Staatsrechnungen 
erscheinen  sollen  und  kann  selbst  dem  richtigen  politischen  Interesse  der  Dynastie, 
dem  sie  dienen  soll,  sogar  widersprechen. 

In  Preussen  werden  nach  Ges.  v.  17.  Jan.  1920  (s.  auch  preuss.  Verfassung 
Art.  59)  2Vi  Mül.  Thlr.  von  dem  Ertrage  der  Domänen  und  Forsten  für  den  Hof  ab- 
gezogen, die  im  Voranschlage  der  Staatsausgaben  nicht  aufgeführt  sind,  sondern  gleich 
bei  den  Einnahmen  des  Kap.  Dom.  u.  Forsten  vom  Rohertrage  abgezogen  werden, 
was  bei  finanzstat.  Zustellungen  zu  beachten  ist.  Die  Summe  ist  eigentlich  2,573,099 
Thlr.,  weil  ein  Theil  ursprunglich  in  Gold  ausgedruckt  war.  Nach  Ges.  vom  30.  April 
1S59  ist  eine  Erhöhung  von  1ji  Mill.  Thlr.,  neuerlich  nach  der  Vergrößerung  des 
Staatsgebiets  im  Jahr  lb66  von  weiteren  1  Mill.  Thlr.  als  Zuschlag  „zur  Konto  des 
Kron-Fideicommiss- Fonds"  (Ges.  v.  27.  Jan.  IS6S)  eingetreten,  welche  Beträge  unter 
den  Staatsausgaben  stehen.  Ucber  die  staatsrechtliche  Frage  s.  v.  Rönne,  preuss. 
Staatsrecht,  3.  Aufl.  S.  486. 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  von  1S33  §.  125,  126  sollte  ein  Dotnänen- 
complex,  der  7a  Mill.  Thlr.  reiu  abwürfe,  ausgeschieden  und  dem  Könige  zur  freien 
Verwaltung  Ubergeben  werden.  Eine  solche  Ausscheidung  von  Gütern  mit  600,000  Thlr. 
Reinertrag  wurde  wirklich  später  (unter  dem  letzten  König  v.  H.,  Georg  V.)  ausgeführt, 
gab  jedoch  in  Bezug  auf  die  Ertragsschätzung  der  abgetretenen  Güter  zu  starken  Be- 
schwerden Veranlassung  (s.  d.  betreff.  Schrift  von  Miquel,  die  durch  die  Gegenschrift 
von  v.  Bar  nicht  widerlegt  ist,  über  diese  Angelegenheit).  Diese  Domänenausschei- 
dung hat  zur  ünpopularität  des  Königs  Georg  nicht  wenig  beigetragen  und  bekannt- 
lieh die  Dynastie  auch  finanziell  nicht  gesichert  In  dem  später  wieder  suspendirten 
Vertrage  des  Königs  Georg  mit  der  Krone  Preussen  von  1S68  wurde  die  Entschädigung 
der  vertriebenen  Dynastie  nicht  in  Land  (mit  Ausnahme  einer  Domäne),  sondern  in 
Geldzahlungen  stipulirt. 

§!  175.  —  3.  Fürstliche  Civillisten.  Dem  heutigen 
Verfassungswesen  und  öffentlichen  Recht,  wie  auch  den  Bedürf- 
nissen der  staatlichen  Finanzwirthschaft  und  des  Fürsten  selbst 
entspricht  am  Meisten  die  Festsetzung  einer  sogen.  „Civil liste", 
d.  h.  die  durch  Verfassung  oder  besondres  Gesetz  erfolgende 
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Ueberweisung  einer  bestimmten  Geldrente  aus  dem 
allgemeinen  Staatseinkommen  an  den  Fürsten. 

Die  staatsrechtliche  Regelung  wird  naturlich  ron  concreten  politischen  Vorgängen 
in  dem  betreffenden  Staat  u.  in  der  Zeit,  wo  sie  erfolgt,  wesentlich  mit  abhängen. 
Mehrfach  ist  damit,  bes.  in  Deutschland,  eine  vertragsinässige  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  des  älteren  Domaniums  oder  „Kammerguts"  verbunden 
worden  oder  der  Feststellung  der  Civillisten  vorangegangen,  wozu  hierbei  auch  die 
passendste  Gelegenheit  war.  Puncte,  welche  aber  hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht 
näher  zu  verfolgen  sind,  auch  in  der  Art  ihrer  Behandlung  u.  Erledigung  sich  not- 
wendig nach  den  spcciellen  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats  und  der  einzelnen 
Dynastie  richteten.  Ueber  die  deutschen  Verhältnisse  s.  Geonr  Meyer,  deutsches 
Staatsrecht  (Leipz.  187S),  §.  94,  202. 

Za  erwähnen  ist  dann  hier  nur  die  Höhe  der  Civilliste  und 
die  Regelung  einzelner  Puncte. 

a)  In  allgemeiner  finanzwirthschaftlichcr  Hinsicht  ist  die  Be- 
messung der  Höhe  der  Civilliste  am  Wichtigsten.  Eine  gewisse 
grössere  Höhe  ist  durch  die  Rücksicht  auf  die  fürstliche 
Würde  und  Stellung  und  auf  die  persönlichen  Aufgaben  des 
Fürsten  im  monarchischen  Staate  geboten.  Daher  wird  in  Mittel- 
und  Kleinstaaten  die  Civilliste  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum 
sonstigen  Staatsaufwand  gewöhnlich  grösser  als  in  Grossstaaten 
sein  müssen,  wie  die  Statistik  bestätigt.  Im  Uebrigen  hat  sich 
die  Höhe  der  Civilliste  mit  nach  der  Einwohnerzahl  und  Wohl- 
habenheit des  Volkes,  dem  Betrag  der  Staatseinkünfte,  dem  Um- 
fang der  übrigen  Staatsbedürfnisse  und  endlich  insbesondere  und 
mit  vollem  Recht  auch  nach  der  Grösse  des  früheren,  jetzt 
etwa  mit  dem  Staatsd o man ium  vereinigten  Hausguts 
der  Dynastie,  wie  anderseits  auch  nach  dem  noch  vorhandenen 
sonstigen,  Ertrag  gebenden  fürstlichen  Vermögen  zu  richten. 

Daten  Uber  den  Redarf  u.  den  Luxus  des  französ.  Königs-  u.  Kaiserhofs  nach 
Rresson,  Necker,  de  Nervo  u.  A.  m.  bei  Rau  §.  48  u.  in  d.  vor.  Aufl  dieses 
H.  1,  S.  2H». 

Der  seltsame,  unmittelbar  gar  nicht  verständliche  Ausdruck  „Civilliste"  i>t 
englischen  Ursprungs,  aber  jetzt  staatsrechtlich  u.  finanzwirthschaftlich  technischer 
geworden.  Im  engem  Sinne  versteht  man  darunter  jetzt  die  in  der  constitutioncllen 
u.  Parlament.  Monarchie  verfassungsmässig  oder  gesetzlich  festgestellte  Geldsumme, 
welche  dem  Forsten  fUr  seinen  Haus-  u  Hofbedarf  aus  dem  Staatseinkommen  jähr- 
lich zugeführt  wird.  Im  weitern  Sinne  wird  der  Ausdruck,  z.  B.  in  der  Finan*- 
statistik,  überhaupt  auf  die  ctatmässig  oder  sonst,  auch  in  der  absoluten  Monarchie, 
fiir  die  dein  Fürsten  und  seinem  Hof  bestimmte  Summe  angewandt.  Vgl.  v.  Jacob, 
II.  §.  s51.  v.  Treitschke,  Art.  Civilliste  im  Staatswörterbuche  von  Rlunbchli. 
II,  515  tf.  S  über  die  britische  Civilliste  Sinclair,  History  of  the  public  rete- 
nue.  I,  2!10,  292,  II,  3S,  03.  Höflcr.  Geschichte  der  englischen  Civilliste  Stutt*. 
IS31.  Jetzt  bes.  Gneist.  engl.  Verwaltungsrccht,  2.  Aufl.,  II.  833,  auch  §.111.  be.< 
$.  143,  S.  132b  (f.  Auch  Rau  §.  18  und  vor.  Aull  dieses  R.  S.  220.  Die  Geschichte 
der  brit.  Civilliste  stobt  aufs  Engste  mit  der  Entwicklung  dos  neueren  Vcrfassungs- 
u.  Rudgetsreclits  u.  der  Stellung  von  Krone  u.  Parlament  zu  einander  in  Verbindunsr 
Es  hat  sich  bev  seit  d.  17.  Jh.  hier  der  allgemeine  onrop.  Process  vollzogen:  ,.wäh- 
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ri-nd  im  Mittelalter  die  Staatsausgaben  aas  dein  pcrsönl.  Einkommen  des  Fürsten,  so 
wird  beut.  Tags  der  kön.  Hofhalt  aus  dem  Stäatsein  kommen  bestritten"  (Gncist  II, 
132$).  Unter  den  letzten  Stuarts,  bes.  unter  Carl  II.,  wurdo  dio  Einrichtung  der 
CiviiJisto  vorbereitet.  Aus  dem  dem  König  zustehenden  erblichen  Einkommen  wurden 
neben  dem  Hofhaushaltc  verschiedene  grössere  eigentl.  Staatsausgaben  bestritten.  Unter 
Georg  III.  wurde  das  erbliche  Kroneinkommeu  grossentheils  dem  Parlament  zur  Ver- 
fügung Uberlassen,  dafür  aber  dem  König  eine  feste  Civilliste  v.  300,000,  später 
9OÜ,0U<>  Pf.  St.  gewährt,  von  welcher  Summe  jedoch  die  Hälfte  noch  f.  eigentl.  Staats- 
ausgaben darauf  ging  (Gehalte  der  Oberrichter,  Ge«*andten,  Pensionen  u.  A.  m.).  Dem 
König  blieben  indessen  noch  andere  Kroneinkunfte.  Unter  den  folgenden  Königen 
wurde  stets  nach  dem  Uegier.antritt  die  Civilliste  neu  geregelt,  u.  zwar  immermchr  so, 
dass  die  eigentl.  Staatsausgaben  ihr  abgenommen,  ihr  Betrag  vermindert  und  das  crbl. 
Kroneinkommen  immer  vollständiger  in  den  consol.  Fonds  des  Staatshaushalts  überleitet 
wurde.  (Georg  IV.  350,000  Pf.  St.  Giv.l.  in  Egl.,  207,000  Pf.  in  Irl.,  Wilh.  IV.  510,000, 
Victoria  395,000  Pf.).  Daneben  aber  auch  jetzt  noch  Bezug  direeter  Kroneinkunfte 
durch  die  Königin,  bz.  durch  Prinzen  (Pr.  v.  Wales  die  aus  Cornwall).  Dann  diverse 
Apanagen.    Verwendung  f.  eigentl.  Privatzwecke  u.  f.  Repräsentation  u.  Hofstaat. 

Bei  der  Verglcichuug  der*  Civilliste  in  verschiedenen  Staaten  und  in  demselben 
Staate  zu  verschiedener  Zeit  siud  die  in  §.  19  gemachten  Bemerkungen  zu  berück- 
sichtigen. Am  Wichtigsten  ist  die  Höhe  der  Quote,  welche  die  Civilliste  von  der 
Reineinnahme  des  Staats  beansprucht,  wobei  es  jedoch  wieder  einen  Unterschied 
macht,  ob  die  Reineinnahme  ausschliesslich  oder  vorherrschend  nur  aus  Steuern  oder 
auch  aus  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  herrührt.  Auch  die  Höhe  der  Quote  von 
der  Ncttoausgabc  des  Staats  kann  zur  Vergleichung  dienen.  In  den  letzten  Jahren 
sind  in  Deutschland  mehrfach  Erhöhungen  der  Civillisten  vorgekommen,  mit  Rück- 
sicht auf  die  allgemeinen  Preissteigerungen.  In  Deutschla  nd.  bezieht  der  Kaiser 
vom  Reiche  keine  Civilliste.  Die  Civillisten  (und  ähnliche  Einnahmen,  z.  B.  bei  den 
Grossherzögen  von  Mecklenburg)  nebst  Apanagen  veranschlagte  Hermann  Wag- 
ner f.  1373  für  alle  deutschen  Bundesfürsten  auf  c.  35  Mill.  M.  oder  3*59%  der 
Nettoausgabe  des  Reichs  und  der  Einzclstaatcn.  lu  den  17  kleineren  inonarch. 
Staaten  (d.  h.  in  den  Bundesstaaten  excl.  die  4  Königreiche  und  Baden)  soll  sie  iui 
Ganzen  an  10  Mill.  M.  oder  9*4 70  der  Nettoausg.  betragen  (Goth.  Taschenb.  1874, 
S.  328,  876  d.  deutsch.  Ausg.).  Seit  Mitte  der  70er  Jahre  sind  wenige  Veränderungen 
vorgekommen.  Nach  derselben  Quelle  u.  anderen  offic.  Angaben  war  die  Civilliste  incl. 
Apanagen : 

um  1873     oder  °/0  d. 
Mill.  Mark.  Nettoausgab. 

Preusseu  ....     13.4*8  2  50        Im  Etat  erscheint  mit  den  neueren  Zu- 

schüssen die  Summe  von  12*22  Mill.  M. 
f.  d.  Kronüdeicommissfonds ,  Apanagen 
ausserdem  im  Etat  0*361  Mill.  M.,  wirkl. 
Ausg.  dafür  1881/82  0*147  Mill.  M. 

Baiern   5*41  4'00        Dio  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1S34  auf 

2,350,580  fl.  festgestellte  permanente 
Civilliste  ist  durch  das  Finanzgesetz  v. 
25.  Juli  1876  v.  1876  an  auf  4,231,044 
Mark  d.  h.  um  c.  200,000  Mark  erhöht 
woiden.  Der  ganze  Etat  des  k.  Hauses 
u.  Hofes  beträgt  1876  5*35  Mill.  Mark, 
nemlich  ausser  der  Civilliste  0  866  Mill. 
Mark  Apanagen,  0.233  Wittwengchalte, 
17,000  Mark  Pensionen.  Seitdem  keine 
Veränderung. 

Sachsen  K.    .    .    .       2*77  4*75        Im  Etat  f.  1681  beträgt  der  Bedarf  f. 

d.  k.  Haus  2*94,  f.  Apanagen  0*320 
Mill.  Mark,  zus.  3*26. 

Würtemberg  ...       1*84  3*29        Die  Civilliste  ist  durch  Ges.  v.  1.  Aug. 

1864  f.  d.  Lebenszeit  des  K.  Karl  auf 
913,933  fl.  gesetzt  (worunter  777*808  11. 
Geld,  der  Rest  Naturalien).   Sie  ist  im 
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Baden 


ür.  Britannien 


Italien  

Oesterreich,  West-. 
Ost-,  Ungarn    .  . 

Kussland  .    .    .  . 


Niederlande 
Belgien  . 

Dänemark  . 


Schweden 

Norwegen  . 
Portugal  .  . 

Griechenland 


1  44 


13*20 


iros 

9  30 
730 

28*60 


1-275 
2.80 

1.62 


1-43 

062 

2'63 

1*1  S 


Brasilien 


3*15 


Finanzgesetz  vom  27.  Juni  JS75  auf 
1,836,683  M.  d.  h.  um  c.  170,000  M. 
erhöht    Apanagen  0*265  MilL  Mark 
(Et.  v.  1882— S3  C.  1.  1  830,517,  Apan. 
313  420  M.). 
3*36        Für  1876  u.  ff.  soll  die  Civilliste  um 
0*238  MilL  Mark  d.  i.  v.  135  auf  l  oJ 
Mill.  Mark  erhöht  werden,  Apanagen 
0*198  Mül.  Mark,  zus.  1*79  Mill.  Mari 
(Ebenso  1883  noch.) 
Et-Abschluss  f.  1881/82:  Civ.L  407.59r>. 
Apan.  161,000  Pf.  St.,  ausser  den  vou 
d.  Krone  noch  bezog,  erbl.  Revenuen 
In  1874  ff.  12*25  Mill.  Fr.  u.  2  MilL  Fr. 
Apanagen,  in  1882  zus.  15  25  Mill.  Fr. 
Nach  Oes.  r.  28.  Juni  1872  ist  die  Ciril- 
liste  in  beiden  Keichshälften  gleichgestellt 
mit  je  4*65  Mill.  ff 
Im  Abschluss  f.  1873  Etat  d.  K.  Hauses 
13  03  Mill.  Kübel,  in  dem  f.  1880  11  19 
Mill.  R.  (bei  919  Anseht),  A.  f.  1SS2 
8*95  Mill.  R. 

B.  f.  1875  750,000  11.   Ebenso  1SS2. 
B.  f.  1875  Civilliste  3  3  Mül.  Fr.,  Apa- 
nagen 0*2. 

B.  f.  1876  Civilliste  1  Mill.  Kronen  ■> 
Kr.  =  9  M.),  0  443  MilL  Kr.  Apanasth, 
1882/83  C  1.  ebenso,  Apan.  225.700  Kr. 
B.  f.  1876  1*266,  f.  1883  L33S 
Mill.  Kr. 

B.  f.  1874  504,000,  f.  1881  435.000  Kr. 
B.  f.  1876  Civilliste  und  Apanage  572 
Contos  de  Reis.  1883  571. 
B.  f.  1875  1.125,000  Drachmen,  wo*u 
noch  0*3  MilL  aus  Zinserträgniss  des 
Guthabens  der  Schutzmachte  u.  0*25  MilL 
v.  Jon.  Ins.  (1  Dr.  —  73  Pfenn.  deutsch). 
Ebenso  1883: 
1-90        1879  1171  Contos  u.  151  Milrcis. 


104 


1*33 


l-63\ 


1  48 


100 
2.50 

3*68 


300 
2*77 

500 


Die  Civilliste  des  jetzigen  Königs  von  Spanien  sollte  auf  7*2  Mill.  Pesetas  (zu  80  Pf. 
deutsch)  gesetzt  werden.  Im  Et.  f.  1 882—83  steht  sie  (wohl  incl.  Apan.)  mit  9*8  Mill. 
Pes.  —  In  Frankreich  unter  Napoleon  III.  betrug  d.  officielle  CL  25,  Apan. 
lVa  Mill.  Fr.  Herrn.  Wagner  berechnete  f.  d.  gesaminten  Civillisten  u.  Apanagen 
in  Europa  um  1873  *  bei  Frankr.  nur  die  Dotation  des  Präsidenten  u.  ohne  Spanien 
damals)  137  MilL  Mark,  wobei  aber  einige  Posten  nur  schätzungsweise  eingesetzt  — 
Im  Allgemeinen  sind  die  Hofausgaben  seit  diesem  Jahrhundert  langsamer  als  die  übrige 
Staatsausgabe  gestiegen.  In  Preussen  ist  die  Kronndeicommissrcnte  trotz  der  ein- 
getretenen Erhöhung  relativ  immer  kleiner  geworden.  Sie  betrug  1S21  70.  1832  60. 
1841  52,  1851  45,  1861  50,  1*73  51,  1883  4 1  Pfennig  oder  in  °/0  der  ordcntl.  Netto- 
ausg.  (Milit.  u.  Civ.  ohne  Schuld)  bez.  6*1  —  60  —  5  2  —  3  8  —  34  —  22  - 
1*9  (üerstfeld,  Jahrb.  B.  41  S.  27,  28).   S.  auch  Tfciffer  Staatsausg.  S.  54. 


b)  Regelung  einzelner  Puncte  bei  der  Civilliste. 
Die  Feststellung  der  Höhe  der  Civilliste  kann  auf  dreifache 
Weise  erfolgen:  entweder  wie  bei  sonstigen  Staatsausgaben  für 
jede  Etatsperiode  besonders,  was  kaum  passend  ist,  weil  es  Ver- 
bandlungen Uber  den  Gegenstand  zu  häufig  macht;  oder  auf  die 
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Lebenszeit  des  einzelnen  Monarchen,  daher  unmittelbar  nach  dessen 
Regierungsantritt  (England),  was  finanzwirthschaftlich  wohl  das 
Richtigste  ist,  um  etwa  nöthige  Veränderungen,  bez.  Erhöhungen 
der  Summe  eintreten  zu  lassen,  und  politisch  nicht  bedenklich  er- 
scheint; oder  ein-  für  allemal,  bez.  auf  unbegrenzte  Zeit  (deutsche 
Staaten). 

Weitere  Puncte  sind  folgende:  Sogen.  Apanagien,  d.  h.  Gelddotationen  be- 
dürfen ausserdem  die  übrigen  einen  eigenen  Haushalt  führenden  Mitglieder  des  Fürsten- 
hauses in  Monarchien;  ebenso  die  fürstlichen  Wittiren  „Witthümer"  u.  dgl.,  die 
Prinzessinnen  bei  der  Verheirathung  Aussteuern  und  eventuell  auch  ständige  Apanagien. 
Für  die  Regelung  dieser  Apanagien  bestehen  zwei  Systeme:  sie  erfolgen  entweder 
aus  der  Civilliste  des  regierenden  Fürsten  nach  dessen  Bestimmung  (Preussen,  Nieder- 
lande, Weimar),  was  für  den  Staatshaushalt  günstiger,  aber  nur  zulässig  ist,  wenn  dio 
Civilliste  dadurch  nicht  zu  sehr  belastet  und  zweckwidrig  beschränkt  wird ,  oder  sie 
werden  auf  Grund  bestimmter  Gesetze-  ähnlich  wie  die  Civilliste.  aber  neben  derselben, 
fest  gesetzt  u.  aus  dem  Staatseinkommen  bestritten,  was  indessen,  um  eine  zu  starke  Be- 
lastung der  Staatskasse  zu  verhüten  Cautelen  wünschenswerth  macht,  wie  si<>  z.  B.  das  Bad. 
(iesetz  vom  21.  Juli  1839  enthält.  Die  Apanagien  und  Wittumsgehalte  dürfen  danach 
zusammengenommen  400.000  fl  nicht  übersteigen,  und  schon  bei  einem  Belaufe  von 
300.000  fl.  wird  von  jedem  neuen  Apanagium  1/s,  von  350,000  fl.  an  aber  die  Hälfte 
abgezogen  (Rau  §.  40  Anin.  d).  Solche  Bestimmungen  sind  bes.  geboten  bei  dem 
System  der  sogen,  individuellen  Apanagien  (für  jedes  selbständige  Glied  der  fürstl. 
Familie,  wobei  sich  die  Höhe  der  Apanage  mit  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
mit  dem  Regenten  u.  nach  dem  ledigen  oder  verheirath.  Stand  richten  kann).  Das 
andere  System  ist  das  der  Vererbung  der  Apanagien  nach  Linien,  d.  h.  ,,so, 
dass  die  für  einen  jüngeren  Sohn  des  regierenden  Fürsten  festgesetzte  Unterhaltungs- 
summe auf  seine  Nachkommen  übergeht  und  unter  diese  vertheilt  wird.  Hierbei 
können  die  Antheile  einzelner  fürstlicher  Personen  ganz  unzureichend  werden,  man 
muss  daher  durch  die  Bestimmung  helfen,  dass  das  Einkommen  eines  Prinzen  oder 
einer  unverehelichten  Prinzessin  nicht  unter  eine  gewisse  Grenze  (minimum)  sinken 
kann  und  bis  dahin  durch  Zuschüsse  ergänzt  wird.  Auch  entsteht  durch  zufallige 
Ungleichheit  in  der  Zahl  der  Abkömmlinge  jeder  Linie  eine  unbillige  Verschiedenheit 
in  den  Einkünften  derselben;  der  Vortheil  ist  aber  unverkennbar,  dass  der  Aufwand 
im  Ganzen  ein  bestimmtes  Maass  behält.  Beisp.  Würteinb.  Hau?ges.  v.  2s.  Juni 
1928  (Herdegen,  S.  150),  Hannov.  Hausges.  v.  19.  Nov.  1830".  Rau  §.  50 
Anm.  d).  Die  früher  vorgekommene  Einrichtung,  den  Mitgliedern  des  Fürstenhauses 
Domänen  zur  Dotation  zu  geben,  die  dann  weiter  in  der  betreff.  Nebenlinie  forterben 
konnten  (Haus  Orleans  als  bourbonische  Nebenlinie  in  Frankreich)  widerspricht  der 
heutigen  staatsrechtlichen  Stellung  des  Doinaniums.    Vgl.  G.  Me-yer,  Staatsrecht  §.  95. 

Die  Verwendung  der  Civilliste  hängt  lediglich  vom  Fürsten  ab,  wobei  es 
Rechtsgrundsatz  sein  inus9,  dass  der  jeweilige  Regent  die  Civilliste  nicht  über  seine  Re- 
gierungszeit hinaus  belasten  kann.  Besondere  Beamte,  die  nicht  im  Staatsdienste  stehen, 
besorgen  die  Verwaltung  der  Civilliste.  Es  ist  dann  nur  nothwendig,  genau  zu  bestim- 
men, welche  Ausgaben  überhaupt  der  Civilliste  überlassen  bleiben,  d.  h.  nicht  unter 
den  sonstigen  Staatsaufwand  gerechnet  werden  sollen.  Immer  mehr  ist  hier  die  Regel 
zur  Geltung  gelangt,  dass  die  Civilliste  die  eigentlichen  persönlichen  und  Fa- 
milienausgaben des  Regenten  —  wofür  dann  die  „Cabinetskasse",  „Chatulle"  fun- 
girt  —  und  den  Repräsentationsaufwand  der  Hofhaltung  zu  bestreiten  hat. 
während  alles  Uebrigc,  was  früher  der  Fürst  etwa  aus  seinen  Mitteln  zu  bestreiten 
hatte,  direet  auf  die  Staatskasse  übernommen  worden  ist.  (S.  über  England  Gneist 
».  a.  0.  II,  §.  143).  Zweifel,  wohin  eine  Ausgabe  gerechnet  werden  sollte,  entstehen 
etwa  bei  Hoftheatern  u.  dgl.;  bisher  lasten  sie  bei  uns  meist  auf  der  Civilliste. 

Erübrigungen  aus  der  Civilliste.  welche  kapital isirt  oder  zu  Ankäufen  von 
Landgütern,  Kunstwerken  u.  s.  w.  benutzt  werden,  stehen  dem  Fürsten  natürlich  auch 
zu.  Nähere  Bestimmungen  über  die  Eigenthumsverhältnisse  an  solchen  Gegenständen 
können  zweckmässig  sein.    S.  z.  B.  Sächs.  Verf.  ?.  4.  Sept.  1831,  §.  20  b. 
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Ausser  der  Civilliste  hat  der  regierende  Fürst  regelmässig  den  Nicss  brauch 
gewisser  Objecte  des  Staatsvermögens,  wie  Schlösser,  Parks,  Jagdgründe.  Hierüber 
sind  die  gewöhnlichen  Inventarien  (§.  148)  zu  fuhren  (z.  B.  bad.  Ges.  v.  2.  Nov.  1831; 
p reu ss.  Ges.  v.  27.  Jan.  1868  mit  Nachweisung  der  zur  Staatsdomäne  gehörenden 
Schlösser  u.  s.  w.  in  den  neuen  Provinzen;  französ.  Ges.  v.  8.  Nov.  1814,  „domaine 
de  la  courronne"),  u.  genaue  Bestimmungen  zu  treffen,  wem  die  Last  der  Erhaltung 
obliegt.    Vgl.  Rau  §.  48  u.  vor.  Aul  dieses  B.  §.  09). 

§.  176.  —  ß.  Bedarf  für  die  obersten  Leiter  des  Staats  in 
Republiken.  Dieser  Bedarf  richtet  sich  hier  mit  nach  der  speciellen 
Verfassung  (Aristokratie,  Demokratie  u.  s.  w.)  und  betrifft  tbeils 
etwaige  Tagegelder  der  Abgeordneten  und  Vertreter 
des  souveränen  Volks  (grosser  Rath,  Congress),  theils  die 
Besoldungen,  den  Aufwand  für  Repräsentation  u.  dgl.  m.  der 
Träger  der  vollziehenden  Gewalt  (Präsident  u.  8.  w.). 
Der  Gesammtbetrag  dieses  Bedarfs  erreicht  natürlich  nicht  leicht 
die  Höhe  fürstlicher  Civillisten:  ein  finanzielles  Vergleichsmoment, 
das  aber  neben  viel  wichtigeren  kaum  mit  in  Betracht  kommt. 

Vgl.  auch  Ii  au  §.  51  n.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  100.  In  Nordamerika  erhielt 
jedes  Mitglied  der  beiden  Häuser  täglich  8  Doli.,  seit  1856  für  2  jähr.  Amtsdauer 
i.  G.  6«00  D.  nebst  einmal  Reisegeld  für  Hin-  u.  Rückreise,  Hock.  Amerik.  Fin.. 
S.  38.  Die  Ausgabe  für  den  Congress  war  1855/56  2.000,362  D.,  1865/66  Senat 
466,000,  Abgeordnetenhaus  634,000  D.  —  Schweiz,  A.  1882:  Nationalrath  184.500  Fr., 
Ständerath  8500  Fr.  (die  Mitglieder  desselben  erhalten  ihre  Tag-  und  Reisegelder  ron 
den  einzelnen  Cantonen),  Bundesrath  85,500  und  Cauzlci  311,900  Fr.  In  den 
nordamerikanischen  Freistaaten  bezog  der  Präsident  früher  25,000 
(jetzt  50.000  ?)  Doli.,  der  Vicepräsident  8000  D.  —  In  den  schweizerischen 
Freistaaten  sind  die  Besoldongen  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  davon 
leben  können;  z.  B.  der  Bandespräsident  erhielt  (A.  1858)  nur  8700,  jeder  Bundes- 
rath 8300  Fr.,  in  Zürich  jeder  der  2  Präsidenten  2625  Fr.,  in  Luzcrn  der  Schultheis* 
3143  Fr.  (Nach  Rau).  —  In  Frankreich  bezog  der  jetzige  Präsident  Mac  Mahon 
f.  1876  bereits  000,000  Fr.  Gehalt  und  Repräs.-Kostcn,  der  jetzige  Grevy  600,000  fr. 
Gehalt,  300,000  fr.  Reise-  u.  Repräs. -kosten ;  ausserdem  freie  Wohnung  im  Elysce- 
Palast;  f.  die  Erhaltung  dieses  Gebäudes  u.  seiner  Einriebt,  stehen  noch  300,000  fr. 
im  Etat. 

II.  —  §.  177.  Ausgaben  für  die  Volksvertretung. 
Der  Hauptposten  sind  die  etwaigen  Vergütungen  oder  Kosten- 
entschädigungen an  die  Mitglieder  der  betreffenden  Körper- 
schaften. Ob  solche  Vergütungen  überhaupt  gewährt  werden 
sollen,  ist  eine  wichtige  politische  Frage,  welche  eine  allge- 
meine Entscheidung  nicht  gestattet.  Der  schwer  wiegende  und 
vielfach  mit  Recht  als  entscheidend  geltende  Vortheil  der  Ge- 
währung einer  angemessenen  Vergütung,  wenigstens  an  die  durch 
Wahl  des  Volks  bestimmten  Abgeordneten  der  Volkskammer 
(2.  Kammer,  Unterhaus  u.  s.  w.)  liegt  in  der  Erlangung  einer 
grösseren  Freiheit  für  die  Auswahl  der  Deputirten.  Zu  vergüten 
ist  dann  eventuell  und  wird  bei  der  Gewährung  einer  Vergütung 
in  der  Praxis  auch  regelmässig  vergütet  der  Betrag  der  Reise- 
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kosten  (nach  Wegelänge  und  Transportart,  nebst  einem  Pauschale 
ftlr  sonstige  Kosten)  und  der  Kosten  des  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Parlaments  oder  Landtags.  Die  Form,  in  welcher 
letztere  Kosten  ersetzt  werden,  pflegt  die  Gewährung  von  Tage- 
geldern (Diäten),  also  eines  Pauschale  zu  sein  (deutsche 
Länder),  was  auch  wohl  passender,  als  ein  fixer  Jahressatz 
(Frankreich)  ist.  Weitere  Kosten  der  Vertretungskörper  entstehen 
durch  das  bleibend  beschäftigte  Personal  (etwaige  Aus- 
schüsse, Bureaubeamte  u.  s.  w.)  und  durch  die  sachlichen  Aus- 
gaben für  Gebäude,  Inventar,  Druckkosten,  Stenographie  u.  s.  w.). 

Im  Norddeutschen  u.  jetzt  Deutschen  Reichstag  wie  im  früheren  Deutschen 
Zollparlament  hat  man  keine  Tagegelder  zugelassen,  um  ein  Gegengewicht  gegen  das  allge- 
meine Stimmrecht  zu  schaffen.  Wiederholte  Anträge  des  Parlaments  auf  Einführung  von 
Diäten  hat  die  Reichsregierung  bisher  abgelehnt.  Nur  freie  Fahrt  (auf  den  Eisen- 
bahnen) ist  den  Mitgliedern  des  Reichstags  kurz  vor  und  nach,  sowie  während  der 
Sitzungszeit  neuerdings  gewährt  worden.  In  mehreren  Ländern  hat  man  geglaubt, 
Stellen  für  Mitglieder  eines  Oberhauses  (Pairskammer,  Senat)  mit  einem  aus  der 
Staatskasse  zu  schöpfenden  Einkommen  errichten  zu  müsson.  In  Frankreich  waren 
nach  der  Herstellung  des  Königthums  bis  1830  erbliche  PairsstcUen  bis  zu  12,000  Fr. 
jährlicher  Ausstattung.  Auch  im  zweiten  Kaiserreich  erhielten  die  Senatoren  wieder 
eine  solche,  wofür  der  A.  1859  4,980,000  Fr.  auswirft.  Ausserdem  sind  für  den 
Senat  1,080.000  und  für  den  gesetzgebenden  Körper  2,795,000  Fr.  jährlich  als  Ver- 
waitungskosten  aufgenommen.  A.  für  1870  für  diese  Zwecke  zusammen  1 1,274,000  Fr. 
Jetzt  erhalten  Dcputirtc  u.  Senatoren  auch  ein  Fixum  von  9000  fr.  jährlich  (zus. 
1882  4,815,000  fr.),  der  Kammerpräsident  72,000  fr.  Gesammtausg.  f.  d.  französ. 
Deputk.  1881  6,898,900  fr.,  Senat  4  5  Mill.,  zus.  1 14  Mill.  fr.  —  In  West-Oester- 
reich A.  f.  1880  Ordin.  678.165  fl.,  wovon  Herrenhaus  55,396,  Abgeordn.h.  597,734, 
Delegation  14,000,  Staatsschuld  contr.commiss.  11,035  fl.  Diäten  der  Abgeordn.  10  fl. 
(Ges.  v.  7.  Juni  1S61).  —  Prcussen.  Neues  Ges.  über  Reisekosten  u.  Diäten  d. 
Mitglieder  d.  Abgeordnetenhauses  v.  30.  März  1873  :  Diäten  5  Thlr.  p.  Tag  (bisher 
3  Thlr),  u.  zwar  f.  alle  Abgeordnete,  auch  f.  d.  in  Berlin  wohnenden.  Die  Diäten 
müssen  angenommen  werden.  Reisekosten  für  jeden  Zu-  u.  Abgang  1  Thlr.,  jetzt 
nach  Ges.  v.  24.  Juli  1876  p.  Kilometer  Eisenb.  od.  Dampfsch.  13  Pfenn.,  auf  andern 
Wegen  60  Pf.  A.  für  1883/84  Herrenhaus  172,310  (incl.  Besold.  der  Beamten  etc.), 
Abgeordnetenhaus  1,201,270,  zus.  1*374  Mill.  M.  —  Baiern.  Diäten  der  nicht  in 
München  wohnhaften  Abg.  10  M.  A.  d.  Landtagskosten  1883  346,095  M.  —  K. 
Sachsen.  Diäten  der  nicht  in  Dresden  wohnh.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.,  ebens.  f. 
gewisse  Kateg.  d.  Mitglieder  d.  1.  K.  A.  d.  Landtagskosten  1S83  126,400  M.  — 
Würtemb.  Mitglieder  beider  K.  (mit  einigen  Ausnahmen  in  der  1.  K.)  9  M  43  Pf. 
(51/,  II.)  Diäten.  A.  d.  Landtkost.  1883  338,255  M.  —  Baden.  Diäten  d.  nicht 
in  Carlsruhe  wohn.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.  Kosten  d.  Landstiinde  A.  f.  1882  97,220  M.  — 
Hessen.  „Auf  Verlangen"  9  M.  Diäten  f.  d.  nicht  in  Darmst.  wohn  Mitgl.  d. 
2.  K.  —  Sachsen- Weimar  Abg.  10,  Kammerpräs.  15,  Vicepräs.  12  M.  Diäten. 
In  Grossbrit.  Kosten  d.  Oberhauses  1881/82  42,593,  d.  ünterh.  48,324  Pf.  St.  Die 
gesamtnte  Ausgabe  für  Landesvertretung  berechnet  Herrn.  Wagnor  um  1873  in  den 
Deutschen  Staaten  auf  2*25  Mill.  M.,  noch  nicht  7%  der  Hofausgabe.  — 

Bei  director  Gesetzgebung  durch  das  Volk,  wie  neuerdings  in  einigen 
schweizer  Cantonen,  u.  z.  Th.  jetzt  im  Bunde  selbst  wachsen  den  Finanzen 
direct  nur  wenige  Kosten  zu.  Aber  indirect  wird  der  volkswirtschaftliche  Verlust  an 
Arbeitszeit  wegen  der  Agitationen,  der  Abstimmungen  u.  s.  w.  doch  als  Ausgabepost 
im  Haushalt  des  Einzelnen  und  des  ganzen  Volks  zu  betrachten  sein. 

„Referendum"  verschiedener  Art,  so  im  Canton  Zürich  und  Thurgau, 
wo  u.  A.  jedes  von  der  Regierung  vorgeschlagene  und  vom  gesetzgebenden  Repräsen- 
tativkörper angenommene  Gesetz  noch  der  Volksabstimmung  in  den  Gemeinden  unter- 
worfen wird.    In  Waadt  besteht  ein  Finanz -Referendum  bei  Summen  über  1,  in 
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Neuenbürg  dsgl.  bei  Summen  Uber  2  MiU.  Fr.  Wieder  Modificationen  in  Bern 
(wo  z.  B.  über  die  Subvention  zur  Gotthardt  -  Bahn  abgestimmt  wurde),  Aargau. 
Graubünden,  Schwyz,  Baselland.  S.  M.  Wirth  in  d.  Art.  Schweizer.  Eid- 
genossenschaft, Bluntschli's  u.  Brater's  Staatswörterb.  XI,  1013. 

III.  —  §.  178.  Ausgaben  für  gewisse  oberste  Staats- 
körper. Nach  der  Staatsform  und  nach  manchen  zufälligen 
geschichtlichen  Entwickelangen  sind  solche  oberste  Staatskörper 
verschieden  organisirt  und  haben  sie  eine  verschiedene  Stellung. 
Danach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  und  für  sich  nicht  be- 
deutende Aufwand  wieder  verschieden.  Es  gehören  dahin  etwa 
das  fürstliche  C abinet,  das  in  Repräsentativstaaten  mit  verant- 
wortlichen Ministern  mitunter  ganz  beseitigt  ist  oder  seine  Wich- 
tigkeit verloren  hat;  der  Staatsrath,  dessen  Mitglieder  vielfach 
zugleich  andere  Aemter  bekleiden  und  dafür  ihre  Besoldung  be- 
ziehen; der  Ministerrath  (auch  Staatsministerium),  in 
welchem  die  Vorstände  der  verschiedenen  Ministerieen  und  etwaige 
Minister  ohne  Portefeuille  collegialisch  berathen.  Auch  hier 
kommen  dann  nur  etwa  Bureaukosten  und  Gehalte  des  Bureao- 
personals  neu  hinzu,  während  die  Besoldungen  der  Minister 
im  Etat  ihres  speciellen  Dienstzweigs  stehen.  Mitunter  sind 
einige  andere  Centralanstalten  gleich  direct  nnter  einen  dieser 
obersten  Staatskörper  gestellt,  z.  B.  die  Archive,  die  Oberrechnungs- 
kammer u.  a.  m. 

Oesterreich  A.  für  1888,  Cabinetskanzlei  d.  Kaisers,  Westösterreich  und 
Ungarn  je  c.  70,000  fl.,  Ministerrath  in  West-Ocst.  1,011,000,  Ministerpräsidium  in 
Ungarn  290,000  fl.  —  Baiern  A.  für  1883  Staatsrath  48,800  M.  —  Baden  A.  für 
1883  Geh.  Cabinet  22,050  M„  Staatsministerium  62.802  M.  —  Preussen  A.  für  188.1/84 
Staatsministeriuins-Bureau  298,880  M.,  Geh.  Civilcabinet  122,080  M.  —  Frankreich 
A.  1865  Staatsministcrium,  CentraUerwalt.  423,500  Fr.,  Geh.  Rath  300,000  Fr.  (1862 
A.  Staatsrath  2,229,700,  1S76  noch  856,800  Fr.). 

In  Frankreich  standen  eine  Zeit  lang  während  des  2.  Empire:  unter  dem  Staak- 
ministcrium  Reichsarchiv,  schöne  Künste  und  Theater,  höhere  wissensch.  Zwecke  (u. ». 
Institut,  K.  Bibliothek),  Staatsgcbände ,  Gestüte  u.  Verschied.  —  In  Preussen  direct 
unter  dem  Staatsministerium:  Staatsarchive,  General-Ordenscommission.  überrechiiungb- 
kammer,  Obcrexaminationscommiss.  für  höh.  Vcrwaltungsbcamte.  Disciplinarhof,  Gerichte- 
hof zur  Entscheid,  d.  Coropeteuzconflicte. 

2.  Abschnitt. 

Finaiizbedarf  fllr  die  Durchführung  dos  Rechts-  und 

Machtzwecks. 

§.  171).  Hierhin  stellen  wir  (nach  §.  33,  Nr.  2)  die  Justiz, 
die  Sicherheitspolizei,  als  Theil  des  „Inneren",  das 
„Auswärtige"  und  das  im  folgenden  Abschnitt  näher  zu  be- 
handelnde Militärwesen. 
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I.  Das  Justizwesen,  dessen  Kosten  gewöhnlich  nur  einen 
relativ  kleinen  Theil  der  eigentlichen  Staatsausgabe  ausmachen, 
ist  in  den  modernen  Staaten  nicht  ganz  gleichmässig  eingerichtet, 
weshalb  auch  die  Ausgaben  dafür  sich  verschieden  gestalten. 

Bau  meint  in  der  5.  Ausg.  §.  69:  Das  Justizrosen  koste  höchstens  */„  des 
ganzen  Staatsaufwands.  Solche  absolute  Statist.  Regeln  lassen  sich  nicht  angeben,  weil 
die  Quote  einmal  nach  der  Rcssortbcgrcnzung  (z.  B.  ob  die  Strafanstalten  unter  dem 
Jostizmin.  oder  unter  einem  anderen  Ministerium  stehen),  sodann  und  mehr  noch  weil 
sie  nach  der  Höhe  des  sonstigen  Staatsaufwands  (z.  B.  ob  die  Selbstverwaltung  mehr 
oder  weniger  ausgebildet  ist,  ob  die  Last  der  Staatsschuld  gross  ist  u.  s.  w.)  verschieden 
aasfallen  muss.  Bevor  allgemein  landesfürstl.  Gerichte  bestanden  (in  Oesterr.  u.  Frcussen 
daher  bis  1848,  bis  zur  völligen  Beseitigung  der  Patrimonialjustiz),  war  die  Staats- 
ausg.  absol.  u.  relat  auch  kleiner.  G  erst  fei  dt  (Jahrb.  B.  41,  S.  27,  2S)  berechnet 
f.  Preussen  als  Ausg.  f.  die  Justiz  (incl.  Gerichtsgefängnisso)  p.  Kopf  Pfennige: 
1S21  47,  1832  43,  1841  44,  1851  167,  1861  186,  1873  253,  1883  303,  od.  in  °/0 
der  ord.  Nettoausg.  (Civ.  u.  Mil.  ohne  Schuld)  bez.  4*1— 43— 4*5— 138- 127— 108— 
12*6.  —  Beispiele.  Preussen  Et.  f.  1883/84  Ord.  d.  Justizmin.  8016  M.  M., 
1875  nur  64  M.  M.,  c.  12*5°/0  der  eijrentl.  Staatsausij.  Baiern  1876  (incl.  Strafanst.) 
1187  Mill.  M.  oder  7*2%  d.  cigcntl.  Ausg.  (incl.  Militäretat)  JSS3  12  63  M.  M. 
Frankreich  1876  32*9  Mill.  Fr.  oder  Vi°/0  d-  dg-  Ausg.  (1S59  bei  wescutl.  kleinerer 
Gesammtausgabe  367).  1883  35'94  M.  fr.  West-Oesterreich  1875  194  Mill.  11. 
ordentl.  Ausg.  (incl.  Gefängnissvcrwalt.),  c.  6*50/0  d.  eig.  Ausg.,  1882  19  53  M.  fl. 

Die  Hauptposten  der  Ausgaben  betreffen: 

1.  Das  Justizministerium  selbst,  nebst  den  etwa  dazu- 
gehörigen Commissionen  (für  Gesetzgebnngsarbeiten ,  Prttfungs- 
wesen  u.  dgl.  m.). 

Nur  ein  kleiner  Posten  im  Justizetat,  z.  B.  in  Preussen  Minist.  550,000  M.  bei 
80  Mill.  M.  Gesammtausg.  in  1883/84,  Justizprufuugscomm.  32*600  M.  u.  Unterhaltung 
d.  Justizgebäude  1  Mill.  M. 

2.  Das  Gerichtswesen  mit  den  Gerichten  verschiedener, 
meist  3,  Instanzen.  Die  Höhe  der  hierher  gehörigen  Ausgaben 
hängt  wesentlich  von  der  Gerichtsorganisation  (Zahl  der 
Instanzen,  Instanzenzug,  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  u.  s.  w.) 
nnd  dem  Gerichtsverfahren  ab. 

Vereinfachung  des  Processgangs,  häufigere  Anwendung  des  mündlichen  Ver- 
fahrens, schiedsrichterliche  Einrichtungen  u.  dgl.  m.  empfehlen  sich  auch  im  finan- 
ziellen Interesse  (Rau).  Doch  darf  das  Letztere  in  diesen  Puncten  nur  mitsprechen, 
nicht  entscheiden.  Das  Gerichtswesen  ist  regelmässig  zugleich  eine  Quelle  von 
Einnahmen,  namentlich  sogen,  Justizgebuhren,  welche  einen  Theil  der  Kosten 
decken.  Ob  und  in  wolcher  Höhe  solche  Gebühren  zu  erheben  sind,  ist  wiederum 
nach  finanziellen  Gesichtspuncten  nicht  zu  entscheiden.  Soweit  diese  aber  mitsprechen, 
wird  in  der  späteren  Gebühren lehro  von  jenen  Gebühren  gehandelt  (s.  Kin.  II, 
§.  291—294). 

Die  Kosten  der  Gerichte  dritter,  zweiter  und  erster  Instanz  verhielten  sich  in 
Preussen  (1870)  wie  1—0  8—41,  in  Baiern  (1868/69  u.  1870)  wie  1—3—19,  in 
Baden  das  Obergericht  zu  den  Kreis-  u.  Amtsgerichten  wie  1  zu  30.  Die  Gerichts- 
rerfassung ist  übrigens  so  verschieden,  dass  sich  ein  in  der  Natur  der  Sache  gegrün- 
detes Vcrhältniss  nicht  genau  herausfinden  lässt.  Gegenwärtig  (um  1883)  ist,  unter 
Anrechnung  von  60°/o  der  Kosten  des  Reichsgerichts  in  Leipzig  als  Gerichts  oberster 
Instanz  f.  Preussen  das  Vcrhältniss  etwa:  1  :  4*5  :  69  (079— 3'55— 54*56  M.  M.). 
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Ob  eine  Veränderung  der  Gerichtsorganisation,  wie  die  neue  deutsche  das  Gerichts- 
wesen fttr  die  Finanzen  wohlfeiler  macht  oder  nicht,  ist  bei  der  Einwirkung  so  mauch- 
fachcr  Factorcn  (Bewegung  der  Criminalität,  der  Beanspruchung  der  freiwill.  Gerichts- 
barkeit, Gang  des  Wirtschaftslebens  —  Aufschwung-  und  Abschwungperiodc  —  u.  s.  w ) 
schwer  zu  beurthcilen. 

3.  Die  Gefängnisse  und  Strafanstalten. 

Diese  stehen  nicht  immer  oder  nicht  immer  allo  unter  dem  Justizministerium, 
sondern  unter  einem  anderen,  z.  B.  dem  des  Inneren,  was  bei  Vergleichen  nicht  zu 
übersehen  ist.    S.  o.  S.  65. 

Die  neuere  Auffassung  des  Strafzwecks,  die  erkannte  Not- 
wendigkeit auf  die  Gefangenen  bessernd  einzuwirken  und  humane 
Regungen  haben  in  den  letzten  Menschenaltern  zu  grossen,  aber 
auch  sehr  kostspieligen  Verbesserungen  des  Gefängnisswesens  ge 
führt  (bessere  Gebäude,  Zellensystem  und  Absonderung  in  Einzel- 
haft, bessere  materielle  und  sittlich-religiöse  Pflege,  Unterricht  u.s.w.). 
Diese  Verbesserungen  sind  ein  gutes  Beispiel  für  das  nothwendige 
Wachsen  des  Staatsbedarfs  auf  höheren  Culturstufen  des  Volks- 
lebens (§.  36).  Und  wenn  auch  vielleicht  in  der*  Verbesserung 
der  materiellen  Verpflegung  und  der  ganzen  Einrichtungen  der 
Gefängnisse  und  Zuchthäuser  neuerdings  mitunter  etwas  zu  weit 
gegangen  und  damit  dem  eigentlichen  Zweck  der  Bestrafung  in- 
direct  etwas  entgegengearbeitet  worden  ist,  muss  doch  das  Vor- 
gehen an  sich  im  Ganzen  gebilligt  werden.  Ein  Theil  der  hohen 
Kosten  kann  und  darf  durch  den  Reinertrag  der  —  auch  sonst 
unentbehrlichen  —  Zwangsarbeit  der  Sträflinge  gedeckt  werden. 
Doch  muss  dieses  Finanzinteresse  an  der  Sträflingsarbeit  wiederum 
gegen  andere  Rücksichten  zurückstehen.  U.  A.  ist  Vorsicht  zu 
Üben,  dass  die  wohlfeile  Sträflingsarbeit  nicht  den  freien  Arbeitern 
eine  zu  bedenkliche  Concurrenz  macht  und  deren  Lohn,  besonders 
in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrückt:  eine  bedenkliche 
Folge,  welche  in  der  Praxis  nicht  immer  genügend  beachtet  wird, 
allerdings  aber  auch  sehr  schwer  zu  vermeiden  ist. 

Einige  weitere  Ausführungen  mit  Statist  Daten  Uber  den  Gegenstand  bei  Kau 
§.  6»  u.  z.  Th.  danach  in  d.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  228— 230.  Auch  dieses  Gebiet 
ist  aber  zu  speeihsch  technischer  Natur  u.  hangt  mit  den  Principienfragen  u. 
Vcrwaltungsgrundsatzcu  des  Strafwesens  u.  Gefängnisswesens  zu  enge  zusammen,  als 
dass  es  hier  in  der  Fin.wiss.  genauer  mit  Erfolg  behandelt  werden  könnte.  Der 
neuerlichen  Zunahme  der  Verbrechen  und  Vergehen  hat  neben  den  inneren  Ver- 
besserungen der  Einrichtung  u.  Pflege  eine  Zunahme  des  Aufwands  entsprochen. 
Aeltere  Beispiele  s.  a.  a.  ().  Beispiel.  Preussen.  Gefängnisse  unter  d.  Justmin. 
1SS3/S4  Ausg.  7*52  M.  M.,  Einn.  aus  d.  Antheil  am  Arbeitsverdienst  d.  gerichü.  Ge- 
fangenen O'TbU  M.  M.,  woraus  auch  Remunerationen  der  Gefängnissbeamten  gezahlt 
werden.  Ausserdem  haben  d.  Gefangenen  uoch  f.  353,000  M.  Antheil  am  Ertrag 
ihrer  Arbeit.  Die  Strafanstalts  -  u.  s.  w.  Verwalt.  unter  d.  Min.  d.  Inneren  kostet 
gleichzeitig  934  M.  M.  (1875  nur  7'67),  die  Einn.,  meist  aus  d.  Arbeit  d.  Sträflinge 
2.03  M.  M.  (1S75  2  24).   Oesterreich  (West-)  1880  Strafanstalten  im  Just.miu. 
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Ausg.  2'3  M.  fl.  im  Ord.  (Weitres  wohl  im  Et  der  Kroiiländer '?).  Einn.  0  603  M.  fl.  — 
Baiern  Strafanst.  im  Just.min  1883  4  41  M.  M.  —  Frankreich  1*»81  Ttefängnisse 
im  Min.  d.  Inneren  20*78  Mill.  fr. 

11.  —  §.  180.  Die  Polizei  im  engeren  Sinn,  oder  die  sogen. 
Sicherheitspolizei,  d.  h.  „die  Sorge  fttr  die  Beschützung  der 
Personen  und  des  Eigenthums  im  Innern  des  Staates  durch  un- 
mittelbar vorbeugende  Massregeln"  (Rau),  in  vielen  Staaten  mit 
anderen  Verwaltungszweigen  verbunden  und  dem  Ministerium 
des  Innern  übertragen,  ist  im  modernen  Staate  neben  dem 
Militärwesen  die  Haupteinrichtung,  welche  der  Verwirklichung  des 
Präventivprincips  (§.  37)  dient.  Ihre  Kosten  wachsen  mit 
der  Schwierigkeit  der  zu  überwachenden  Verhältnisse  und  mit  dem 
steigenden  Bedürfniss  der  Cultur  und  Volkswirtschaft,  dass  wirk- 
lich Rechtsstörungen  verhütet  werden.  Die  bezüglichen  Ausgaben 
trägt  aber,  soweit  sie  wesentlich  für  locale  Zwecke  erfolgen,  der 
Staat  gewöhnlich  nicht  allein,  sondern  die  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  die  Gemeinden,  partieipiren  daran.  Wie  dies  im  Ein- 
zelnen einzurichten  ist,  ist  in  Theorie  und  Praxis  noch  nicht  end- 
giltig  entschieden  und  gehört  zu  den  Fragen  der  Organisation  der 
Selbstverwaltung  neben  und  statt  der  Staatsverwaltung  (§.  43  fl'.). 
Die  Kosten  betreffen: 

1.  Die  oberen  Verwaltungsorgane  und  Behörden, 
welche  im  Staate  meistens  gemeinsam  für  diesen  Zweck  und  flir 
die  übrige  sogenannte  Innere  Verwaltung  fungiren  (Mi- 
nisterium des  Inneren,  Provinzial-,  Departemental-,  Bezirks-,  Kreis- 
vcrwaltung  u.  s.  w.),  theils  allein,  theils  in  Verbindung  mit  Organen 
und  Behörden  der  Selbstverwaltung.  Finanziell  lassen  sich  die 
Ausgaben  nach  den  Zwecken,  welchen  diese  Behörden  dienen, 
nicht  wohl  trennen. 

Die  Kosten  der  gesammton  Inneren  Staatsverwaltung  richten  sich  nach 
•l'T  Einrichtung  und  Grösse  der  Verwaltungen  (Provinzen,  Bezirke,  Kreise),  dein 
Vorherrschen  der  collegialischen  oder  der  Bu  rcau  ve  rfassu  ng,  nach  dem 
Umfange,  in  welchem  die  Selbstverwaltung  der  kleineren  autonomen  Kreise  der  Staats- 
verwaltung Aufgaben  u.  Thätigkeiten  abgenommen  hat,  u.  dgl.  m.  Die  finanzielle 
Noito  dieser  Verhältnisse  liisst  sich  ohne  ein  Eingehen  in  genaues  Detail  nicht  richtig 
beurtheilcn  und  Vergleiche  zwischen  verschiedenen  Staaten  mit  gewöhnlich  mehr  oder 
«eniger  Verschiedenheiten  in  der  Einrichtung  der  Verwaltung  sind  nicht  wohl  un- 
mittelbar möglich,  (was  Kau,  in  §.  70  Anm.  a,  zwar  in  oinem  Puncte  auch  hervor- 
hebt, aber  doch  nicht  genügend  beachtet).  Nur  als  Beispiel  daher:  Preusscn  A. 
1  Min.  d.  Inn.  (ohne  die  davon  dependir.  Specialätntcr)  Ö,f>01  Mill.  M.,  Ober- 

prisidien  iju  d.  Provinzen)  u.  Regierungen  (in  d.  Bezirken)  incl.  Firianzdirection  u. 
Kezirkshauptkassen  in  Hannover  u.  einiger  and.  höherer  Mittelbehörden  (auch  incl.  d. 
Kasscnverwalt.  d.  Regierungen)  12"  19  Mill.  M.  (im  Finanz  min.  eingestellt),  Ver- 
wahungsgerichtc  u.  Depot,  f.  lleimathwes.  0*427,  Standesämter  OMO.  Landdrosteieti 
in  Hannover)  0  501.  landräthl.  Behörden  u.  Aemter  7*175.  allgem.  Ausgaben  im  In- 
teresse der  Polizei  1424  Mill.  M.  find,  geheime  Ausgaben  O  l  .'0).    \\  est- O este r^ 
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reich,  A.  f.  1880,  Min.  d.  Inn.,  Centraileitung  0*469  Miü.  11.,  Ausl.  für  Staatspolizei 
01 20,  Polit.  Verw.  der  einz.  Länder  5  435  (ord.).  öhentl.  Sicherheit  3  389  MilL  fl.  — 
Baiern  IST«,  Et.  f.  Sicherheit  3  56  Mill.  M.  —  Frankreich  1861,  CentralverwaJt. 
d.  Min.  d.  Inneren  1  72  Mill.  Fr..  Staatsverwalt.  in  d.  Depart  11  29  Mill.  Fr. 

2.  Die  Local-Polizeiverwaltung,  welche  grossentheils, 
aber  nicht  allein,  sicherheitspoli/.eiliche  Zwecke  hat,  vom 
Staate  aber  nur  tbeilweise  erhalten  wird.  Im  Allgemeinen  mit 
Recht,  da  das  1  o  c  a  1  e  Interesse  hier  mindestens  sehr  erheblich  mit 
betheiligt  ist. 

Beispiel:  Preassen  Et.  f.  1888/64  i.  M.  d.  Inn.,  LocalpoL-Verw.  In  Berlin 
6*64,  iu  d.  Provinzen  2*92,  Polizei  -  Districtcominissarc  in  Prov.  Posen  0*544  Mill.  M. 
In  Preussen  trägt  die  Staatskasse  einen  Haupttheil  Königlicher  Polizei  Verwal- 
tungen in  gewissen  Städten  (bes.  Berlin,  ausserdem  in  20  Städten,  z.  Th.  etwas  zu- 
fälliger Auswahl).  S.  oben  die  statist.  Daten  in  §.  54.  —  Aufwand  für  geheime 
Polizei  in  Krankreich,  im  Durchschn.  von  1630 — 48  jährl.  2,374,700  Fr.  u.  im  J. 
1860  8,659,000,  1666  7,960,000  Fr.  Im.  Et.  f.  1881  im  Min  d.  Inn.  1,469.000  Fr. 
Total  f.  öffentl.  Sicherheit  1676  (M.  d.  Inn.)  1214  Mill.  Fr.,  1881  13,056,  wovon 
Zuschuss  f.  d.  Pariser  städt.  Polizei  2  Mill.  u.  Kosten  d.  Pol.  i.  Lyon  7  693  Mill.  Fr. 

3.  Die  Landgendarmerie,  gewöhnlich  die  kostspieligste 
Polizeianstalt. 

Sie  steht  in  einigen  Staaten  unter  dem  Kriegsministerium  (so  in  Frankr.,  Oesterr.) 
fungirt  aber  für  polizeil.  Zwecke  und  nach  den  Weisungen  der  Polizeibehörden.  Ausg. 
f.  (iendarmerie  in  Preusseu  (i.  M.  d.  Inn.)  18S3/S4  9  1 9  Mill.  M.  —  Baden,  A. 
f.  1876  0*593  Mill.  M.  —  Westöstcrr.  1880  4  1  Mill.  fl.,  Frankr.  1881  40*2 
Mill.  Fr  Der  Aufwand  ist  hoch,  noch  viel  höher  als  für  die  gleiche  Zahl  Soldaten, 
weil  freie  Anwerbung  etwas  älterer  (gedienter)  Leute,  nicht  Zwangsdienst  wie  im 
Heere,  stattfindet,  was  höheren  Sold  u.  s.  w.  bedingt,  weil  sie  zerstreut  im  Lande 
wohnen,  viele  (40 — 70 °/tt)  beritten  sein  müssen  und  das  Verhältniss  zwischen  Öfficicrcn, 
Uuterofhcieren  u  Maunschaften  für  erstere  beiden  Kategorieen  günstiger  als  im  Heere 
ist.  Beispiel:  Preussen  1883:  11  Brigadiers  zu  6000  M  ,  2  Adjut.,  45  Distr.- 
Oftic.  mit  Majors-,  Hauptm.  I.  u.  Hauptm.  II.  Cl.-ßang  (i.  D.  4050  M.),  1  Zahlmeister 
(3000  M.).  5  Corpstabs-  u.  21  Brig  Schreiber  (1050  M.),  173  beritt.  Oberwachtmeister 
(1620  M.  incl.  120  M.  Kemontegeld),  2  dsgl.  zu  Fuss  (1500  M  ),  1664  beritt.  (1120  M, 
inrl.  120  Keinonte),  1947  Fussgend.  (1050  M.  .  Ausserdem  noch  166  Geud.  n.  Wacht- 
meister auf  Kosten  des  D.  Keiebs,  u.  einige  auf  Kosten  v.  Privaten  u.  Corporat.  Zus. 
59  Officiere  u.  3978  Unteroff.  u.  Mannsch.  u.  mit  d.  Schreibern  u.  s.  w.  uberh.  4065 
Pers.  Verbältn.  d.  Wachtm.  zur  Mannsch.  wie  1:20*6,  Gesammtkosten  (incl.  sachl.) 
per  Kopf  2260  M.  —  In  West- Oesterr.  1880:  128  Offic.  u.  Kechn.bcamtc ,  25 
Unt.l>eamtc,  369  Wachtmeister  (zu  649  fl.  Löhn.  u.  Geldnebenbezügen),  1272  Posteo- 
führer  (zu  519  fl.\  5347  Gendarmen  (zu  449  11.).  Dio  Mannschaft  bezieht  ausserdem 
z.  Th.  Dienstes-  u.  Medaillenzulagen  (jene  zu  50 — 200  11.).  Gesammtkopfzahl  7141, 
per  Kopf  Gesammtkoateu  574  11.  Einige  weitere  ält.  Angaben  bei  Kau  §.71  Note  6 
u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232. 

4.  Die  Zwangsarbeitshäuser. 

Ygl.  Kau,  Volkswirthschaftspolitik,  §  348.  —  Die  Kosten  trügt  gewöhnlich  nicht 
der  Staat,  sondern  ein  Selbst  verwaltungskörper,  z.  B.  Provinz  oder  Kreis.  Für  Preusse  n 
s.  Könne,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S.  146. 

III.  —  §.  181.  Die  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten betrifft  das  Ministerium  selbst,  die  Ge- 
sandtschaften und  die  meistens,  aber  nicht  allgemein  diesem 
Ministerium  unterstehenden  (Handels-)  Consulatc.  Stehende 
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Gesandtschaften  verschiedenen,  dem  Range  der  Staaten  und  Höfe 
und  der  Bedeutung  der  internationalen  Beziehungen  entsprechen- 
den Ranges  sind  eine  jener  staatlichen  Einrichtungen,  welche  sich 
auf  das  Präventivprincip  zurückführen  lassen  (§.  37  und  G. 
§.  179  — 183).  Sie  bedingen,  wie  die  Dinge  einmal  liegen,  zumal 
unter  monarchischen  Staaten,  einen  erheblichen  Aufwand  für  Re- 
präsentation, besonders  bei  den  Gesandtschaften  ersten  Ranges 
(Botschaftern).  Im  Consulatswesen  hat  das  neuere,  sachlich 
vorzüglichere  System,  sogen.  Berufs consuln,  welche  regel- 
mässig besoldete  Staatsbeamte  sind,  statt  des  Systems  (kauf- 
männischer) Ehrenconsuln  natürlich  auch  eine  Erhöhung  der 
Ausgabe  zur  Folge. 

Vgl.  Kau,  5.  Ausg.,  §.  7s  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232.  In  manchen 
Staaten  sind  diesem  Ministerium  die  Archive  und  Angelegenheiten  der  fürstliche«! 
Katnil  ie  ubertragen.  Der  Aufwand  für  das  Auswärtige  ist  Uberall  vcrhältnissmässig 
untergeordnet,  z.  B.  im  Deutschen  Reich,  Et.  f.  1883/84,  fortdauernde  Ausgabe 
für  das  Ausw.  Amt  ß-*3  Mill.  M.,  wovon  1161  f.  d.  Amt  selbst,  522  f.  Gesandtsch. 
u.  Consul.,  allg.  Fonds  0'44.  Gcrstfeld  a.  a.  ().  berechnet  f.  Preussen  (incl.  Reichs- 
quote)  p.  Kopf  Pfennig  1S21  IG,  1832  14,  1841  14,  1S51  17,  1  Stil  15,  1873  21, 
1SS3  17  oder  °/0  der  Ausg.  %(ohne  Schuld.),  bez.  14  —  1'4  —  14  —  14  —  0  9 
Ol)  —  0-7.  —  Frankreich,  Min.  d.  Aeusseren  1SS3,  1435  Mill.  Fr.,  c.  Va7„  d. 
eigentl.  Staatsausg.  —  Gr.  Brit.  1881,  0005  Mill.  Pfd.  Sterl.,  wovon  023S  diploin., 
0  274  Consuldicnst,  0110  Zuschüsse  an  d  Colon. ).  —  0  esterreich- Uugarn  (im 
gemeins.  B.  f.  1SS2)  4- Iii  Mill.  11  ord.,  incl.  13  MilL  Subvention  des  Lloyd.  — 
Kussland,  Et.  f.  1S82,  30U  Mill.  Kub.  —  Italien,  A.  1881,  6*51)  Mill.  Fr.  — 
Dänemark,  A.  1882,  037i)  Mill.  Krön.  —  Niederlande,  A.  1882,  0684  Mill.  fl. 
—  Nord-Amerika,  A.  1870,  11  M.  D. 

Das  Deutsche  Reich  unterhält  1883  0  Botschaften  (bei  den  5  and.  curop. 
Großmächten  u.  bei  d.  Türkei),  13  Gesandtschaften,  9  Ministcrresidcnturen,  54  Berufs- 
u.  582  Wahlconsulate.  Die  zu  einem  Bundesstaate  vereinigten  Staaten  können  und 
sollen  die  zahlreichen  Gesandtschaften  eingehen  lassen,  indem  der  Bund  die  Vertretung 
im  Auslände  Ubernimmt.  So  ist  es  jetzt  in  Betr.  d.  Consulate  ganz,  der  Gesandt- 
schaften grösstenteils  im  D.  Reiche  durchgeführt.  Die  Einzelstaatcn  haben  daher 
fast  keine  bczügl.  Ausgaben  mehr.  Das  „Auswärtige"  betrifft  hier  namentlich  die 
Vertretung  beim  Bunde  u.  unter  d.  einzelnen  Partie-Staaten.  So  z.  B.  im  preuss. 
Et.  1883/84  Ausw.  0  502  Mill.  M.,  wovon  0  305  f.  Gesandtsch.,  0  Ol»  f.  Avers.- Eut- 
schäd.  an  d.  Reich  f.  Besor.  spec.  preuss.  Angelegcnh.  —  Baiern  14>83,  Min.  d. 
K.Hauses  u.  Aeusseren,  0558  Mill.  M.  Sachsen,  Aeuss.  1883  0  1411.  Württemb. 
hier  mit  d.  Anomalie,  dass  die  Vcrkehrsanstalten ,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  unter  diesem 
Min.  stehen)  0184.  Ebenso  fallen  die  Gesandtsch.  fremder  Staaten  bei  den  einzelnen 
Bandesstaaten  mit  Recht  weg.  Die  Wiederherstell.  des  Deutschen  Reichs  hat  daher 
für  die  übrigen  europäischen  Staaten  schon  manche  erfreuliche  Ersparung  bewirkt, 
indem  die  meisten  die  Gesandtschaften  an  den  kleinen  und  Mittelhöfen  eingezogen 
haben. 

Nicht  unerheblich  ist  zu  Zeiten  ein  ausserordentlicher  Aufwand  im  Etat 
des  Auswärtigen  für  Ankauf  oder  Neubau  von  passenden  G  e  sa  nd  ts  cha  f  ts-  und 
l'onsula tsgebäud en  im  Auslande,  m.  a.  W.  es  erfolgt  die  hier  besonders  sach- 
lich begründete  Anerkennung  des  Princips  der  Dienstwohnungen  (§:  102  t  für 
diese  Bcamtenkategorie.  So  hat  d.  Deutsche  Reich  in  d.  letzten  Jahren  crhebl. 
Summen  f.  Bauten  in  Petersburg,  Constantinopel,  Rom,  London,  Wien  u.  a,  0.  im  Etat 
z.  B.  1875  0  70,  1870  1  48  Mill.  M. 

Bei  den  Gesandtschaften  und  Consulaten  kommen  für  Dienstgesc-häfte  zu  Gunsten 
von  Privatpersonen  Geb  Uhren  vor,  Uber  welche  in  der  Gebührenlohre  Näheres,  s.  Fin. 
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II,  §.  290.  Früher  flössen  diese  Gebühren  öfters  den  Beamten  selbst  zu,  wie  jetzt 
z.  Th.  noch  den  unbesoldeten  Ehrenconsuln.  Das  richtige  Princip  ist  auch  hier, 
dass  solche  Gebühren  sätnmtlich  in  die  Staatscasse  Stessen  und  hier  verrechnet  werden. 
Sic  dienen  dann  zur  Deckung  eines  Theils  der  betreffenden  Staatsausgabe. 

Hierhin  gehören  hauptsächl.  d.  Kinn.  d.  Ausw.  Amts  im  D.  Reich,  A.  18S3/S4 
0-513  Mill  M.f  8  4  ü/„  d.  Aufwands.  A.  d.  Cons.-Gcb  im  gemeins.  österr.  B.  1876 
auf  0177  MiU.  II.    Einn.  d  gemeins.  Min.  d.  Aeuss.  überh.  in  1882  714*400  fl. 


3.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  für  das  Militärwesen  (Heer  und  Flotte) 

insbesondere. 

Abweichend  von  der  Behandlung  der  sonstigen  Materien  dieses  zweiten  Kapitels 
„von  den  einzelnen  Gegenständen  des  eigentlichen  Finanzbedarfs''  wird  das  Militär- 
wesen  hier,  wie  schon  in  d.  vor.  Aufl.  nicht  nur  etwas  eingehender,  sondern  auch 
nach  seiner  volkswi  rthschaftlichen  Seite  mehr  principicll  erörtert.  In  die  Fi- 
nanzwissenschaft gehört  das  zwar  streng  genommen  ebensowenig,  als  eine  Erörterung 
der  principicllcn  u.  materiellen  Puncto  bezuglich  der  übrigen  Gegenstände  dieses  Ka- 
pitels ^s.  o.  S.  3!»8>.  Indessen  kommen  di esc  Gegenstände  th  in  anderen  Tbeilen  des 
Systems  der  polit.  Ockon.,  th.  in  verwandten,  bereits  ausgebildeten  Disciplinen,  bes.  in  d. 
Inneren  Verwaltungslehre,  auch  nach  diesen  Seiten,  welche  die  entscheidenden  und 
wichtiger  als  die  finanziellen  sind,  zu  ihrem  Rechte.  Für  das  Militärwesen  tri  Hl  das 
nicht  zu.  Kaum  Anfänge  einer  „Verwaltungslehre"  desselben,  als  Theiles  der  All- 
gem.  Verw.l.  sind  vorhanden  (Stein,  Ratze  nh  o  f  er).  In  anderen  Theilen  des  Sys- 
tems der  polit.  Oekou.  ist  das  Thema  auch  nur  etwa  zu  streifen,  wie  in  der  „Grund- 
legung'1. Kein  wichtiges  Gebiet  des  Staatslebens  ist  in  den  Staatswissenschaften  bis- 
her so  vernachlässigt  worden,  als  das  Heerwesen,  und  leidet  heute  noch  so  sehr  unter 
falscher  oder  einseitiger  Bcurtheilung  der  ökonomischen  Doctrin,  der  politischen  l'ar- 
teiungen  und  der  durch  letztere  beherrschten  „öffentlichen  Meinung"  —  selbst,  ja  gerade 
mit  am  Meisten  in  Deutschland,  trotz  der  demonstratio  ad  hominem,  welche  das  Elend 
der  alten  deutscheu  u.  der  Glauz  der  neuen  preussisch  -  deutschen  Geschichte  und 
welche  hingst  vollends  die  Jahre  1860  u.  1870 — 71  gegeben  haben.  Das  alte  Ge- 
spenst der  britischen  Ockonomie  von  der  „Unproductivität  der  Dienstleistungen, 
zumal  des  Heeres"  spukt  hier  immer  noch.  Dem  gegenüber  erschien  ein  Abschnitt 
wie  der  folgende  nicht  nur  zulässig  auch  im  Rahmen  diosos  Werks,  sondern  geboten, 
gerade  auch  wegen  der  ausserordentlichen  Bedeutung  des  Heerwesens  für  die  Finanzen 
Der  Schwcrpunct  der  finanzwiss.  Betrachtung  liegt  in  Abth.  III  dieses  Abschnitts 
(„Militärökonomik").  Vgl.  Rau,  5.  A„  §.  72 — 77.  Ferner  v.  Standpunct  d.  Vcrwaltungs- 
lehre  aus  L.  Stein,  Lehre  v.  Heerwesen.  Stuttg.  1872,  über  d.  Militärhaushalt  eb. 
S.  233  1F.  ;  die  Volkswirtschaft!.  Würdigung  übrigens  ungenügend  (s.  das.  S.  215  Na- 
tionalökou.  u.  Militärwirthsch.,  vgl.  Wagner,  Grundlegung  I,  2.  Aufl.  S.  325,  auch 
unten  passim).  Auch  Ratzenhofcr,  Staatswehr.  Stuttgart  1881.  Ueber  die  gegen- 
wärtigen militärisch.  Kräfte  der  europ.  Staaten  s.  v.  Firks,  Uebers.  d.  f.  d.  Landkrieg 
verfügb.  Streitkräfte,  1873/74  vgl.  mit  1858/59.  Ferner  ders.,  Beitr.  z.  Statist  d. 
Reichsheercs,  Ergänz.h.  VIII  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1881.  Weiteres  Statist.  Material 
Uber  Organisation  u.  Grösse  des  Heers  u.  d.  Flotte  immer  in  Kürze  am  Besten  im 
Goth.  Hofkalendcr;  auch  vielerlei  Daten  in  den  stat.  Werken  v.  Kolb  (antimilitarische 
Tendenz).  Brache  Iii.  Ebcndas.  bes.  im  Gothacr  Alman.,  auch  die  Hauptdaten  Uber 
die  Finanzen  v.  Heer  u.  Flotte.  Aelterc  Daten  s.  in  Rau's  früherer  Ausg.,  5.  Ausg. 
§  72  Antn.,  6.  Ausg.  cb.  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  234  ft*.  Statist.  Daten  über  das 
Heer  überh.  u.  selbst  über  die  Finanzen  des  Heerwesens  allein  können  indessen  in  diesem 
Werke  nur  spärlich  gegeben  werden.  Sie  verlangen  gerade  hier  eine  genauere  Analyse, 
um  Fehlschlüsse  zu  vermeiden .  damit  aber  auch  einen  so  breiten  Raum  der  Dar- 
stellung, wie  er  liier  nicht  vorhanden  ist. 


Digitized  by  LjOOQle 


Volkswirthsch.    Würdigung  d.  Militwesens. 


417 


I.  —  §.  182.  Die  volks wirtschaftliche  Bedeutung 
und  Noth wendigkeit  des  Heerwesens  auch  im  Frieden. 
Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  der  politischen  Lage  der 
Völker  und  Staaten  Europas  und  unter  den  dadurch  mit  ge- 
schaffenen Daseinsbedingungen  unseres  ganzen  Volkslebens,  unserer 
materiellen,  ideellen  und  sittlichen  Cultur  ist  die  Ausbildung 
und  Bereit  halt  ung  eines  angemessenen  Heeres  und  für  See- 
staaten einer  Kriegsflotte  auch  in  Friedenszeit  eine 
unvermeidlich  gebotene  Noth  wendigkeit  zur  Durchführung  des 
staatlichen  Macht  zwecks  und  zur  Realisirung  des  Präventiv- 
princips  (§.  37)  behufs  möglichst  ungestörter  Aufrechthaltung 
der  Rechtsordnung  nach  Aussen  wie  im  Inneren.  Das 
„System  des  bewaffneten  Friedens",  wie  es  sich  in 
unserer  modernen  europäischen  Stnatenwelt  in  der  Haltung  grosser 
stehender  Friedensheere  besonders  seit  dem  17.  und  mehr  noch 
im  18.  Jahrhundert  entwickelt  und  im  19.  fortgebildet  hat,  kann 
objectiv  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Völker-  und 
Staatengeschichte  gewürdigt  und  staatsw  issensch  alt  lieh  wie 
speciell  nationalökonomisch  nur  richtig  aufgefasst  werden, 
wenn  man  in  ihm  eine  jener  grossen  £  in  r  ichtun  gen  erkennt, 
durch  welche  die  staatliche  „Gemeinwirthschaft"  eben  im 
höchsten  volkswirtschaftlichen  und  Culturinteresse  präventiv 
die  Bedingungen  menschlichen  Zusammenlebens  garantirt  (Grund- 
legung, §.  179  ff.).  Diese  Einrichtungen  und  unter  ihnen  allen 
diejenige  der  stehenden  Friedensheere  und  Flotten  weitaus  am 
Meisten,  machen  zwar  ausserordentliche  Opfer  an  Arbeit  und 
Sachgütern,  einen  riesigen  Finanzaufwand  nöthig,  Opfer  und  Auf- 
wand, welche  die  Volkswirtbschaften  ungeheuer  belasten,  gleich- 
wohl aber  nicht  nur  als  Belastungsfactoren  betrachtet  werden 
dürfen,  deren  Höhe  man  beklagt,  sondern  wenigstens  ideell,  wenn- 
gleich eine  Bezifferung  nach  dieser  Seite  nicht  möglich  ist,  mit 
dem  ungeheuren  Werth  verglichen  werden  müssen,  den  ein 
tüchtiges  Heer  als  Mittel  der  Prävention  von  Störungen  der 
Rechtsordnung  und  der  Gewährung  gesicherter  nationaler  und 
staatlicher  Unabhängigkeit  auch  volkswirtschaftlich  hat. 

Selbstverständlich  ist  jede  thunliche  Ersparung  an 
Truppenhaltung  und  Militäraufwand  durch  volks- 
wirtschaftliche und  finanzielle  Erwägungen  geboten. 
Doch  ist  die  übliche  Polemik  gegen  den  „Militarismus"  und 

A.  Wagner,  Finiunwueennrhaft.  I.  3.  An«.  27 
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namentlich  gegen  das  System  der  stehenden  Heere  oberflächlich 
und  überschiesst  häufig  das  Ziel. 

Dies  gilt  besonders  auch  von  jenen  tendenzpolitischen  Angriffen  auf  das  Heer- 
wesen, als  sei  dieses  die  Ursache  der  Kriege,  oder  als  seien  etwa  die  Fürsten  mit 
ihren  Heeren  Schuld  an  denselben.  Als  oh  nicht  regelmässig,  auch  in  unserem  Zeit- 
alter, tiefe  Interessengegensätze  der  Völker  und  Staaten  oder  einzelner  Bevölkerungs- 
gruppen in  letzteren  die  Ursache  der  Kriege  wären,  einerlei  ob  es  stehende  Heere 
giebt  oder  nicht,  ob  die  Staatsfonn  republikanisch  oder  monarchisch  ist.  Man  denke 
an  den  nordamerikanischeu  Bürgerkrieg,  den  furchtbarsten  und  bei  Weitem  kostspieligsten 
der  Neuzeit,  oder  an  den  schweizer  Sonderbuudskrieg  oder  auch  an  den  jüngsten 
französ.-deutsch.  Krieg,  der  gewiss  nicht  als  das  Werk  Napoleon  III.,  sondern  des 
französischen  Volks  anzusehen  war.  S.  A  Wagner,  Elsass  u.  Lothringen  u.  s.  w.. 
f>.  Aufl.,  1870,  Abschn.  I. 

Mag  man  das  grosse  -stehende  Heer  ein  „notwendiges  Uebel" 
nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  tausenderlei  andere  kost- 
spieligere Einrichtungen,  die  der  Staat  oder  kleinere  Vereinigungen 
in  ihm  oder  Individuen  zur  Abwehr  von  Gefahren  und  zur  Herstellung 
der  unentbehrlichen  Sicherheit  treffen  müssen.  Stets  ist  es  er- 
wünscht, dass  solche  Einrichtungen  möglichst  zu  vermeiden  oder 
billig  herzustellen  seien.  Das  Land  oder  der  Staat  oder  das  Zeit- 
alter, welches  in  dieser  Hinsicht  wenig  für  solche  (freilich  fälsch- 
lich so  genannte)  „unproduetive"  Zwecke  aufzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  glücklich  zu  preisen.  Aber  dies  gilt  von 
dem  Aufwand  für  Polizei,  Justiz,  für  Vorkehrungen  gegen  Zer- 
störungen der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Grunde  von  den  Kosten 
jeder  Bedtirfnissbefriedigung  ganz  ebenso  als  von  dem  Aufwand 
für  Heerwesen.  Soweit  solche  Verwendungen  durch  den  Zweck, 
also  beim  Heeerwesen  durch  die  Sicherung  der  Rechtsordnung 
und  der  Unabhängigkeit  von  Volk  und  Staat,  auch  durch  die 
Noth wendigkeit  geboten  sind,  einen  ungenügenden  politischen 
Zustand,  namentlich  eine  ungenügende  Beschaffenheit  des  Staats- 
gebiets (nach  Lage,  Grösse,  Grenzen,  Ausdehnung  über  die  ganze 
Nation  oder  Beschränkung  auf  einen  Theil  derselben  u.  s.  w.)  zu 
verbessern,  Einbusscn  früherer  Zeit  wieder  gut  zu  machen  — 
soweit  sind  sie  bei  einer  richtigeren  Auffassung  auch  nicht  un- 
produetiv,  sondern  durchaus  produetiv  zu  nennen. 

Auch  jene  Verbesserung  u.  Keparirung  des  polit.  Zustands  darf  bei  der  Militär- 
frage nicht,  wie  es  meistens  geschieht,  übersehen  werden.  Mit  dem  blossen  Üefeusiv  - 
zweck  des  Heerwesens,  der  vom  volkswirtlischaftliehen  Standpuncte  allenfalls  noch 
öfters  als  berechtigt  anerkannt  wird,  reichte  mau  nur  aus,  wenn  die  bestehende!» 
Staatsverhältnisse  —  d.  h.  sehr  oft  in  erster  Linie  die  Abgrenzung  der 
Staatsgebiete  —  bereits  allgemein  gerechte  und  natürliche,  den  be- 
rechtigten Bedürfnissen  entsprechende  wären  und  —  wenn  sie  es,  vorausgesetzt, 
es  sei  einmal  ein  ganz  befriedigender  Zustand  hergestellt,  immer  blieben.  Beides 
wird  mit  Unrecht  gewöhnlich  ohne  Weiteres  angenommen.    Die  notwendige  Conseij,oeuz 
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wäre  dann  die  ünverändcrlichkeit  der  zu  fälli  g  einmal  gewordenen  Staats - 
verhaltnisse,  also  namentlich  z.  B.  der  politischen  Karte  der  Länder, 
womit  die  „Kriegsära"  abgeschlossen  sei.  Eine  solche  Consequenz  widerspricht  jedoch 
alier  geschichtlichen  Erfahrung  und  dem  ganzen  Wesen  menschlicher  und  irdischer 
Dinge  überhaupt  Für  Deutschland  z.  B.  hätte  dies  in  den  letzten  Jahrhunderten 
geheissen,  dass  es  sich  niemals  wieder  aus  dem  Verfall  des  17.  Jahrb.  erholen  dürfe. 
Ein-  und  Aaswanderung,  Colonisation ,  Vordrängen  der  einen,  Verdrängtwerden  der 
inderen  Völker  (Deutsche  —  Slavenl),  Bevölkerungsbewegung,  wirthschaftl.  Ent- 
wicklung. Cultur,  —  kurz  alle  Momente,  welche  die  Macht  der  Völker  u.  Siaaten 
verrücken,  dürften  dann  gar  nicht  mehr  politische  Veränderungen  bewirken,  wie  sie 
es  von  jeher  gethau  und  mutmasslich  auch  in  Zukunft  thun  werdon.  Freilich  aber 
giebt  es  hierbei  unvermeidlich  Wülensconfiicte  der  Völker  und  Staaten,  die  nur  durch 
die  Wallen  ausgetragen  werden  können.  Solche  realpolitischo  Thatsachen 
dürfen  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  ignorirt  werden.  Sie  biden  in  der  Militär- 
frage recht  eigentlich  den  entscheidenden  Factor.  Erst  wenn  die  Karte  von  Europa 
den  natürlichen  Verhältnissen  des  Bodens  und  den  Bedürfnissen  der  Völker  gemäss 
umgestaltet  sein  wird,  daher  doch  vornemlich  unter  Anerkennung  des  vernünftig  ver- 
staudeneneu  Princips  der  natürlichen  Grenzen  und  des  N'ationalitätsprincips,  wird  eine 
dauerhaftere  Aera  des  Friedens,  der  Abrüstungen  und  der  kleineren  Militärbudgets 
vielleicht  zu  erwarten  sein.  Die  Consolidation  vor  Allem  Deutschlands,  aber  auch 
Italiens  sind  jedenfalls  ein  erfreulicher  Schritt  zu  diesem  Ziele.  Die  Erfahrungen, 
welche  ganz  Europa  seit  1871  an  Deutschland  gemacht  haben,  zeigen  das  jedem  Un- 
befangenen, wie  überall,  ausserhalb  Frankreichs,  auch  in  England,  immer  mehr  anerkannt 
wird.  Ucberhaupt  wird  bei  einer  unbefangenen  ßeurtheilung  nicht  zu  läufrnen  sein, 
dass  die  Karte  von  Europa  in  den  letzten  200  Jahren  wesentlich  naürlicher  ge- 
worden ist ,  worin  die  beste  Friedensbürgschaft  liegt.  Nur  im  Osten ,  in  den  Grenz- 
ländern zwischen  Deutschen  und  Rassen  und  in  Sudosteuropa,  ist  noch  nichts  Be- 
friedigendes geschaffen.  Aber  auch  für  eine  fernere  Zukunft  darf  an  einer  bleibenden 
Priedcnsara  gezweifelt  werden,  da  sie  kaum  denkbar  ist  ohne  vollkommenen 
Gleichschritt  der  Entwicklung  oder  ohne  gleiche  Stagnation  aller.  Vgl. 
A  Wagner.  Elsass  u.  s.  w.  Cap.  II,  VI,  (woselbst  auch  über  und  gegen  das  politische 
Unding  einer  „Neutralisirung"  von  Staatsgebieten);  ders  Die  Entwickl.  d.  europ. 
Staatsgebiete  u.  d.  Nationalitätsprincip ,  Preuss.  Jahrb.  1*67,  1868,  ders.,  die  Ver- 
änderungen d.  Karte  von  Europa,  1871.  lieber  den  „nationalen  Machtzweck"  v. 
Holtzendorff,  Politik  S.  2I<»  ff. 

Wer  /..  B.  das  grossartige  Militärwesen  Preussens  seit  200  Jahren,  dem  wir 
doch  in  erster  Linie  die  neue  politische  Einheit  und  Macht  Deutschlands  mit  ver- 
danken, nach  der  Weise  so  vieler,  wenigstens  ehedem  selbst  deutscher  (iegner 
Preussens  verdammt,  handelt  gerade  so,  wie  Jemand,  der  die  holländischen  Deichbauten 
far  Verschwendung  erklärt  Die  Ausgaben  für  beide  Zwecke  sind  unvermeidliche 
generelle  Kosten  der  Volkswirtschaft  und  die  Vorbedingung  für  jeg- 
liches Gedeihen.  Die  nationale  Unabhängigkeit  und  Macht  ist  für  ein  tüchtiges 
Volk  eines  der  höchsten  aller  Güter  und  des  höchsten  Preises  werth.  Bequemer  für 
den  Augenblick  —  ob  auch  nur  volkswirtschaftlich  betrachtet  dauernd  günstiger, 
lässt  sich  sogar  bezweifeln  —  wäre  es  freilich,  wenn  solche  Güter  keine  Opfer  kosteten. 
Aber  gilt  dies  nicht  von  allen  Gütern  überhaupt? 

Als  Beispiel  der  Entwickelung  des  modernen  Heerwesens  kann  Preusscn  dienen. 
Hier  waren  (nach  Kau  §.  72  u.  fortgeführt  bis  heute) 

das  Heer  (Mann)   die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 


unter  dem  grossen  Kurfürsten    .    .  28.000  1*0 

Friedrich  1   40,000  1  8 

Friedrich  Wilhelm  1   76,000  4'834 

Friedrich  II.    200,000  13  5 

Friedrich  Wilhelm  II   235,000  17 

Friedr.  Wilhelm  III.  bis       1806  250,000  20 

1806-  1812  42,000  8 

1820  114,000  22 

Friedrich  Wilhelm  IV.  .      1846  138,000  2575 

A.  1857  140,000  27-06 

A.  1858  148,000  31*6 
'  L>7* 
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das  Heer  (Mann)    die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 

Wilhelm  1   1862       212,000  388 

Stohend  1865       212,631  4356 
(60%  vom  Keichc:)  1883       267,000  66  0     (ord.  Et.  ohne 

Pensionen ) 

Die  älteren  Daten  übrigens  nur  annähernd  correct.    v.  Zedlitz,  Geogr.  u.  Statist,  v. 
Preasscn,  I,  522.    Dieteriri,  Mitth.  des  Statist.  Bar.  1848,  S.  52.    Daza  1883  f. 
Marine  u.  Pens.  151  Mill.  —  In  Frankreich  berechnete  Necke nAdministr.  II. 
283)  1784  die  Kosten  des  Militärwesens  auf  122  Mill.  Liv..  das  Budget  für  lsl  1 
setzte  dieselben  auf  460  Mill.  Fr.  und  mit  Einrcchnung  der  140  MilL  für  die  Marine 
auf  600  Mill.  oder  62  Proc.  der  ganzen  Staatsausgabe.    1870  war  der  Friedensetat 
376  Mill.  Fr.  f.  d.  Heer,  173  3  Mill.  Fr.  f.  d.  Marine  u  Colon.,  zus  549  3  Mill.  Fr. 
1883  ist  er  bez.  584  1  u.  204  1»  (f.  d  Marine  allein),  zus  7890  Mill  Fr.  im  Ordin. 
In  säinintlichen  deutsch.  Staaten  (mit  dem  ganz.  Oesterreich  u.  Preussen)  berechnete 
v.  Reden  (Deutschland  u.  s.  w.  S.  1012)  1846  die  Militärausgabe  auf  102  MilL  Thlr. 
oder  141  Thlr.  auf  den  Kopf  der  Einwohner.  —  Czörnig  (das  Oesterr.  Budget  II. 
488)  berechnete  1862  in  9  europ.  Staaten  Uber  3  Mill.  Einwohner  (ohne  Russland) 
die  Ausgaben  für  das  Kriegsministerium  im  D.  auf  21*3  Proc.  oder  2  6  Thlr.  auf  den 
Kopf,  zusammen  auf  390-74  Mill.  Thlr.,  für  die  Seemacht  7*1  Proc.  oder  156  Mill. 
Thlr.    Nach  den  Angaben  aus  den  Jahren  1868  und  69  macht  der  Aufwand  für 
Land-  und  Seemacht  in  Grossbritannien,  Kussland,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  und 
den  Zollvereinsstaateii  695  Mill.  Thlr.  auf  276  Mill.  Einwohner  oder  252  Thlr.  a.  d.  K.  — 
Kau  u.  Andere  haben  auch  versucht,  in  folgender  Weise  den  ganzen  regelmässigen 
Aufwand  in  Europa  für  die  Staatsvertbeidigung  auszumitteln :  Die  Staatsausgabe  für 
diesen  Zweck  wurde  1844  auf  540 — 546  MilL  Thlr.  angenommen.  Hiezu  kämen  noch 
als  volks wirtschaftliche  Opfer  1)  der  Verlust  an  Arbeitskräften  für  die  hervorbringen- 
den Gewerbe,  der  sich  nicht  genau  anschlagen  lässt,  indessen  läuft  hier  grossentheils, 
wie  Kau  übersieht,  eine  grundsätzliche  falsche  Doppclrechnung  unter,  wie  im  nächsten 
§  gezeigt  wird.   2)  Diu  Kosten  der  Familien  für  Stellvertreter.    3)  Die  Zuschüsse  an 
die  Soldaten  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Löbnuug.    Rechne  man  für  2)  und  3) 
60  MilL.  tttr  1)  200  hin/.u,  so  erhalte  man  um  1845  800  MilL  Thlr.  für  266  MilL 
Einw.,  also  gegen  3  Thlr.  auf  den  Kopf,  was  jedoch  nur  ein  ungefährer  Ueberschlag 
sei.    Ende  d.  OOer  Jahre  sind  die  Staatsausgaben  für  die  Land-  u  See  -  Kriegsmacht 
in  Europa  auf  811*8  Mill  Thlr  ,  die  Zinsen  der  zugehörigen  sachlichen  Hilfsmittel 
(Wallen ,  Geschütze ,  Festungen ,  Schiffe  u.  s.  w.)  auf  304  Mill.  Thlr.  angeschlagen 
worden;  jeue  Summe  macht  auf  den  Kopf  (294  Mill.  Einw.)  2*7  Thlr.  (Engel  in 
Zeitschr.  des  preuss.  Statist.  Bur.  1869.  S.  33a\    Nimmt  man  nun  die  obigen  and. 
Opfer  Nr.  1 — 3  verhältnissmässig  höher  an,  so  lässt  sich  die  ganze  Ausg.  (ohne  Zinsen) 
auf  beinahe  1200  Mill.  Thlr.  oder  4*8  Thlr.  a.  d.  K.  anschlagen.    Diese  Summe  ist 
indessen  zu  hoch  gegriffen,  weil  für  den  Verlust  an  Arbeitskräften  überhaupt  nur  der- 
jenige Plusbetrag  hier  veranschlagt  werden  darf,  welcher  aus  einem  unnöthig 
hohen  Truppenstande  hervorgeht  (s.  folg.  §.).    Rau  citirt  noch  Larroquc,  De  la 
guerrc  et  des  arunees  permanentes.  Paris  1856.  (Preisschrift  der  Fricdensgcscllschaft.) 
Schulz-Bodemer,  Die  Rottung  der  Gesellschaft  aus  den  Gefahren  der  Militär- 
Uerrsebaft,  Leipzig  1859.  —  Für  die  Zeit  um  1873  berechnet  Hermann  Wagner 
im  Goth.  Jahrb.  f.  1874,  S.  877  den  Bedarf  in  ganz  Europa  lincl.  asiat  Kussland) 
auf  2211  MilL  M.  f.  d.  Heer.  575  MilL  M.  f.  d.  Flotte,  zus.  auf  2816  Mill.  M.  oder 
auf  3  1  Thlr  p.  Kopf  (die  Bevölker.  d.  asiat.  Russland  unberücks.  gelassen),  wobei 
aber  nicht  immer  gleichmässig  gerechnet  werden  konnte,  z.  B.  die  Militärpetisioncn 
hie  und  da  fehlen.  Jene  indirecten  Verluste  zu  veranschlagen,  dazu  fehlt  es  zu  sehr 
an  sicheren  u.  aUgein.  Anhaltspunctcn.   Rau  hat  jedenfalls  zu  hoch  gerechnet.  Mehr 
als  4  Thlr.  pro  Kopf  oder  20—25  Thlr.  pro  Familie  ist  schwerlich  anzusetzen,  auch 
wenn  man  weitere  Posten,  die  nicht  im  Staatshaushaltetat  erscheinen,  mitrechnet 
wie  l.  B.  Naturalquartierleistungen.  Zuschüsse  der  Wirthe  bei  Naturalverpflcgung  gegen-, 
über  der  Ersatzleistung  des  Staats,  nicht  vergütete  Leistungen  der  Gemeinden  ,  Kreise 
u.  s  w.    Auch  mit  Rücksicht  auf  die  vorwaltende  —  in  ihren  Wirkungen  auf  die 
Preisgestaltung  freilich  fragliche  —  indirecte  Besteuerung  verbreiteter  Volks-Nahrungs- 
und  Geuusstnittel  u.  s.  w.  muss  man  allerdings  wohl  annehmen,  dass  die  Familie 
in  den  unteren  Volkselassen  in  Europa  einen  nicht  unbedeutenden  Betrag  ihres  Ein- 
kommens für  das  Militärwesen  opfern  muss;  jedenfalls  durchschnittlich  mehrere  Pro- 
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cent.  Eine  genauere  Bezifferung  wage  ich  nicht  vorzunehmen.  Nach  Herrn.  Wag- 
ner a.  a.  0.  (S.  S77,  «83)  betrugen  die  Militär-Ausgaben  um  1873  die  in  fol- 
gender Uebersicht  angegebenen  Summen  in  Mill.  M.,  Procente  der  Ausg.  u.  Quoten 
p.  Kopf  d.  Bevölker.  (Reihenfolge  der  Staaten  nach  d.  Hohe  d.  Proc.  von  d.  Netto- 
ausg.,  unter  Beifügung  der  von  Kau  u.  mir  berechneten  Procente  u.  Kopfquoten  für 
die  60er  Jahre). 

-  7«  d. 
Netto- 
ausgabe, 


Heer 
MU1. 


Flotte 
Mark 


um 


Zus. 
1873 


dsgl.  0/oders. 


Norwegen 

Bussland 

Brasilien 

Grossbritaunien 

Sachsen 

Preussen 

Deutsches  Reich 

Niederlande 

Baiern 

Serbien 

Dänemark 

Würtcmberg 

Frankreich 

Oesterreich 

Ungarn 

Baden 

Belgien 

Griechenland 

Italien 

Chile 

Schweiz 

Argentinia 

Portugal 

Rumänien 

Verein.  Staaten 

Schweden 


5*25 
54130 
3502 
30826 


291-00 
29-07 

3-49 
1008 

40240 
15060 
7340 


508 
18203 

8*59 
21-50 
1667 
11-72 
14850 
2099 


3'87(?) 
78-30 
3050 
190-86 


5620 
15-88 


i-65 


118-56 
15-40 
6-60 


1 


9-1 2(V) 
61960 

65-53 
499  1 2 

21-65 
208-26 
347-20 

44  96 

4112 
349 

14-  72 

15-  39 
521-00 

24600 


1235 
3000 
620 
218-83 
688 
8-59 
2800 
3  32(?)  20*00{?) 
—  1P72 
98-75  239-25 
8-13       29  12 


120 
36  80 


1-50 


43*8 

427 

400 

393 

371 

366 

356 

35-4 

33  7 

331 

319 

31*4 

31-3 

29-1 

28*9 
268 
263 
262 
252 
252 
242 
21-0 
14-6 

? 

V 


nach  Abzug 
d.  Kosten 
d.  Schuld. 
48-0 
533 
650 
680 
523 
454 
437 
560 
433 
331 
48-8 

43-  7 
595 

435 

44-  5 
407 
34*1 
58  0 
354 
337 
590 
455 
335 

? 
? 


dsgl. 

P- 
Kopf 

Mark. 

52 

7-7 

66 

15-6 


8-5 
12  2 

26 

8-2 

14.4 

n 

5-8 

4-  1 
8-2 

5-  8 
3  3 

121 
46 
27 
60 
69 


p.  Kopf 
in  d.  60er 
Jahren 
Mark. 


7-2 


186 


69 
11-7 
549 

8-7 
41 1 
1 1-4 

573 

5*61 
609 

5-25 


369 


Die  Daten  in  d.  letzten  Col.  f.  Deutschi,  beziehen  sich  auf  den  datnal.  Nordd.  Bund. 
Für  1873  sind  die  betreff.  Daten  des  Reichs  auf  die  einzelnen  Deutschen  Staaten  nach 
deren  Kopfzahl  repartirt  Es  fehlen  hier  beim  D.  Reich  abeT  die  Pensionsausgaben 
des  Invalidenfonds,  die  für  1873  37  M.  M.  betragen,  wodurch  die  Kopfquote  um  c. 
0*9  Mark  steigt.  Bei  Frankreich  und  Italien  sind  die  Mil  -Pens.  z.  B.  eingerechnet. 
Seit  1873  sind  nun  aber  mehrfach  wiederum  Steigerungen  des  Aufwands  einge- 
treten.   Z.  B. 


Deutsches  Reich.  Etat  fttrl876  u.  f.  1883/84.    X  M 

A.  Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Reichsheer    .  . 

Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Marine  

Allgem.  Pensionsfonds  im  Reichsetat  (excl.  Baiern) 

für  das  Heer  

Allgem.  Pensionsfonds  für  die  Marine  .... 
Aus  dem  Reichsinvalidenfonds  (incl.  Baiern)  .  . 
Militärpensionen  im  baieriscuen  Etat  .... 


1876 
M.  M. 

31286 
21-07 


53*97 


1883/81 
M.  M. 


M.  M. 

83987 
26-91 

51-37 


(p.  Kopf  9*08  M.)  in  1876  A.  Summa:  fortd.  Ausg. 

B.  Dazu  an  einmal.  Ausgaben  im  Reichsetat: 

Erhöhung  des  ordentlichen  Etats  (excl.  Baiern)  des  Heers 
Für  verschied.  Milit.  Bauten  (Festungen  u.  s.  w.)  u.  Ver- 
vollständigung d.  Materials  des  Reichsheers  (auf  Grund 


387  90 


17-27 


41815 


6-31 


Latus  A  u.  B.    405'  17 
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Transport  A  u.  B.    405  1 7  424  4») 
alterer  Gesetze  über  die  Verwendung  der  französischen 

Kriegsentschädigung)  28*63  20*45 

Für  die  Marine  (an  neuen  Bewill.  Uber  d.  Restbestando 

d.  alten  hinaus)  _._  .  _  477   10;13 

Summa  Au.  B.  438*57 "  45504 
Seit  dem  französ.  Kriege  sind  für  das  Reichsheer  u.  die  Marine  z.  Retabliss.  u.  zur 
Verstärkung  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Ausgaben  aus  der  französ.  Contribution 
verwendet.  S.  über  die  bezügl.  Bestimmungen  bis  1873 — 74  Wagner,  Reichstinauz- 
wesen  in  HoltzcndoriT's  Jahrb.  III,  113,  141  ff.  Es  waren  bis  damals  angewiesen 
(ausser  dem  Kriegsschatz  von  40  Mill.  Thlr.)  auf  Reichsrechnung  für  die  Wieder- 
herstellung u.  Verstärkung  d.  Kriegsmacht  14411  MilL  Thlr.,  wovon  fUr  elsass-lolhr. 
Festungs-  u.  andere  Militärbauten  40  55,  für  Umbau  and.  Festungen  72,  f.  Erweitcr. 
d.  Marine  (incl.  10*69  Mill.  Thlr.  Abzahl.  norddeutscher,  für  Marinezwecke  ausgegeb. 
Schatzanweis.)  31*05  Mill.  Thlr.,  ferner  speciell  noch  für  Rechnung  des  ehemal. 
Nordd.  Bundes  Retabliss.  der  Armee  (incl.  Baden  u.  Sudhessen)  106*85,  f.  milit. 
Bauten  13*24,  f.  and.  milit.  Zwecke  5*56  Mill.  Thlr  (ebendas.  S.  117);  ausserdem  noch 
ein  eiserner  Vorschuss  f.  d.  Verw.  d.  Reichsheers  6"27  Mill.  Thlr.  Entsprech.  Posten 
wie  in  Norddeutschi,  wurden  in  Baiern  u.  Würt  ein  borg  aus  d.  französ.  Contribution 
für  Retablissement  u.  s.  w.  verwendet.  S.  auch  f.  die  Zeit  bis  1S82,  bez.  *3  Statist 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  f.  1SS3  (IV)  S.  102  u.  Gerstfcldt  in  Conrads  Jahrb.  B.  41. 
Gesam  rataufwand  für  das  Heer  „in  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich"  incl.  Reta- 
blissement v.  1870—1.  Apr.  1883  (bis  1.  Apr.  1870  nach  der  Abrechn.,  von  da  nach 
d.  Anschlag)  1063  Mill.  M.  Relativ  hat  übrigens  der  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte 
in  Prcussen  (incl.  Reichs»jUote)  p.  Kopf  der  Bevölk.  seit  1821  nicht  so  stark  zu- 
genommen, als  wohl  vorausgesetzt  wird  u.  als  Quote  vom  Gesammtaufwand  bez.  im 
Verhältniss  zum  Civilbcdarf  abgenommen:  p.  Kopf  Pfennig  (nach  Gerstfcldt 
S.  27)  1821  622,  1832  526.  1841  474.  1851  467.  1861  689,  1873  958,  1883  980 
oder  als  Quote  (%)  vom  Civ.-  und  Mil.aufwand  ha/..:  537—  53  1— 47*5— 38*7— 
46*8 — 40*9 — 40*5.  Es  lässt  sich  wegen  der  coraplicirten  Verhältnisse  des  Retabliss. 
u.  s.  w.  schwer  genau  berechnen,  welches  der  gegenwärtige  wirkliche  l5urch- 
schnittsaufwand  für  die  deutsche  Kriegsmacht  ist.  Mit  450  Mill.  M.  oder:  10  M. 
p.  Kopf  wird  er  kaum  zu  hoch  veranschlagt  sein.  — 

Oesterreich-Ungarn*,  geraeinsamer  Etat  für  1877:  Ordin.  Landheer  90 18, 
Marine  8  13,  zus.  98*91  Mill.  fl.,  Extraordin.  bez.  10*58,  1'28,  zus.  11*86  Mill.  fl. 
total  110  77.  wozu  noch  Nachtragscredite  v.  0*72  Mill.  fl.  Nach  Abzug  d.  eigen. 
Einn.  der  Kriogsrerw.  von  4*62  Mill.  fl.  bleibt  ein  reines  Erforderniss  von  i.  G. 
106*87  Mill.  fl.  oder  c.  3  fl.  (al  pari  6  Mark)  der  1869er  Bevölkerung.  Dam  noch 
apart  im  w  est  Osten*.  Budget  „Min.  d.  Landesvertheidig."  mit  7*48  Mill.  fl.,  Etat 
für  1875.  wovon  3*26  f.  d.  Landwehr.  3*99  f.  d.  Gendarmeric  u  Polizeiwache,  dsgL 
im  ungar.  Etat  f.  dass.  Min.  6*2 i  Mill.  ff.  (Honveds)  Dadurch  steigt  die  Gesammt- 
ausgabe  (ohne  Gendarm.)  für  Militärzwecko  um  c.  8°/0.  Et.  f.  1882  im  gemein*. 
Budg.  f.  d.  Heer  94  90  Ord.,  6*69  extraord.,  zus.  101  59,  Marine  dsgl.  7*52,  1*66, 
9*18,  zus.  110*77  Mill.  fl.,  dazu  westost.  Min.  f.  Landesvertheid. .  ohne  Gendarm., 
4*35.  unjjar.  dsgl.  (wohl  mit  Gendarm.)  6  81  M.  fl.,  alles  zus.  c.  120  Mill.  fl.  oder 
c.  3*2  fl.  per  Kopf.  —  Frankreich  s.  o.,  die  ord.  Ausgabe  für  1876  beträgt  17*6  Fr. 
p.  Kopf  (14  M.)  der  Bev.  v.  1872.  —  Grossbrita  nuien  Result.  f.  1881/82  Hoer 
16*31  ,  (ausserd.  f.  Rechn.  Indiens  1*1),  Flotte  10*76  Mill.  Pf.,  zus.  28*7  Mill.  Pf. 
p.  Kopf  c.  0*80  Pf.  (16  Mark).  —  Russland  Abschluss  f.  1880  Heer  265*08,  Flotte 
33*95.  zus.  299*3  M.  Rubel.  Anschlag  f.  1*82  bez.  183*49 ,  27*51  ,  zus.  211  M.  It., 
c.  2*7  R.  p.  Kopf  der  cur.  Bev.  (c.  V9  Mark  al  pari  gerechnet).  —  Italien  A. 
1882  Heer  193,  Flotte  45.  zus.  238  M.  Fr.  im  Ord.,  dazu  Extraordin.  bez.  28*3,  21,  zu*- 
30*4,  Summa  268*4  Mill.  fr.,  c.  9  1  Fr.  p.  Kopf  (7*3  MX  —  Nordamerika  A 
1875—76  Heer  38,  Flotte  22  5  M.  Doli.,  zus.  60*5  M.  D.  (ohne  Pensionen)  p.  Kopf 
c.  1*4—1*5  Doli.;  1881/82  A.  zus.  46  3  D.,  p.  K.  c.  0*9  D. 

§.  183.  Für  die  nähere  volks  wirthschaftlicb  e  und 
finanzielle  Würdigung  des  Militäraufwands  kommt 
noch  Folgendes  in  Betracht: 
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1.  Zu  den  unmittelbaren  Ausgaben  des  Staats,  welche  in  den 
Finanzreehnungen  erscheinen,  müssen  allerdings  noch  die  Leist- 
ungen der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  und  der  Soldaten  und 
deren  Familien  selbst  hinzugerechnet  werden  (s.  o.).  Der  Werth 
der  durch  den  Soldatendienst  fttr  andere  Zwecke  verlorengehen- 
den Arbeit  ist  indessen  nur  dort  zum  volks wirtschaftlichen 
Militäraufwand  zu  schlagen,  wo  einunnöthiggrosser Truppen- 
stand besteht,  also  auch,  wo  der  Soldat  länger,  als  es  militärisch 
nöthig  ist,  im  Dienste  bleibt. 

Hier  handelt  sich  mithin  Alles  nm  eine  quaestio  facti ,  die  häatig  erst  nach 
späterer  Erfahrung  in  Kriegen  richtig  zu  beantworten  ist  Wollte  man  im  Princip, 
wie  es  fielfach  geschieht,  den  Werth  der  Arbeit  aller  Soldaten,  letztere  also  in  der 
nach  Lage  der  Umstände  nöthigen  Zahl  und  Dienstzeit  genommen,  zum  Militäraufwand 
rechnen,  so  wäre  dies  eioe  unhaltbare  Doppelrechnung.  Mit  demselben  Rechte 
könnte  man  die  Arbeit  jedes  Arbeiters,  welche  in  dessen  spcciellem  Berufe  verwendet 
wird  und  nach  Menge  und  Art  hier  nöthig  ist,  um  die  Befriedigung  der  Gesammt- 
bedürfnisse  eines  Volks  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostensatz  des  betreffenden  Products 
schlagen,  weil  diese  Arbeit  für  andere  Productionen  verloren  gehe.  Man  vergisst  — 
was  vollends  eine  Inconscquenz  Derjenigen  ist,  welche  wie  fast  alle  Neueren  mit 
Recht  den  Dienstleistungen  Productivitat  zuerkennen  — ,  dass  der  Werth  der  Arbeit 
der  nöthigen  Truppenzahl  in  das  Product,  d.  b.  eben  in  das  volkswirtschaftliche  Gut 
„Sicherheit  und  Macht  des  Staats4'  übergeht ,  gerade  so  wio  bei  allen  anderen  Pro- 
ductionen. 

Dieser  Satz  sub  1  ist  wörtlich  aus  meiner  Bearbeit  d.  0.  Ausg.  der  Rau'schen 
Fin.  I,  §.  72b  herubergenommen  und  dadurch  der  auch  von  Rau  begangene  Irrthum 
1*.  o.  u.  Rau 's  5.  Ausg  §.  72,  Anm.  c)  berichtigt  worden.  Jetzt  hat  auch  Rümelin 
(Reden  u.  s.  w.,  Tüb.  1875)  S.  360  „d.  Milit- Aufwand14  diesen  Irrthum  berichtigt, 
er  hätte  durch  einen  Blick  in  jene  Ausg.  sich  überzeugen  können,  dass  dies  schon 
geschehen  war. 

2.  Die  eigentliche  Höhe  des  Militäraufwands  lässt  sich 
nach  der  Natur  und  den  Wirkungen  des  modernen,  nach  den  Ge- 
sichtspuneten  des  Präventivprincips  eingerichteten  Heer- 
wesens nicht  aus  der  Ausgabe  eines  einzelnen  Jahrs, 
sondern  in  der  Regel  nur  aus  der  Ausgabe  in  einer 
längeren  Periode  von  Jahren  richtig  ersehen.  Dies  wird 
oft  bei  Vergleichen  zwischen  Staaten  mit  stehenden  Heeren 
(und  daran  sich  knüpfenden  Landwehreinrichtungen,  wie  in 
Preussen),  und  solchen  mit  Miliz  System  oder  mit  sehr  kleiner 
stehenden  Militärmacht  (Vereinigten  Staaten)  ganz  vergessen. 
Das  moderne  Heerwesen  wirkt  zunächst  präventiv  Rechts- 
störungen oder  Kriegen  entgegen  und  bewirkt  dadurch  unmittelbar 
den  höchsten  Nutzen.  Es  dient  aber  sodann,  wenn  trotzdem 
solche  Störungen  eintreten,  also  von  Zeit  zu  Zeit  nnd  im  Ganzen 
nur  in  längeren  Perioden,  als  stets  bereites  schlag- 
fertiges, weil  alles  dazu  Nothwendige  enthaltendes  Werkzeug 
der  Erfolg  sichernden  Repression,  d.  h.  als  bestes  Mittel 


Digitized  by  Google 


424 


2.  B.  Fin.bedarf.    2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §.  183. 


zur  schnellen  und  erfolgreichen  Wiederherstellung  des  Friedens. 
Wenn  daher  auch  hier  der  Krieg  sofort  viel  grössere  Mittel 
neben  dem  laufenden  Militäraufwand  beansprucht,  so  ist 
diese  eigentliche  unmittelbare  Ausgabe  fttrdenKrieg 
selbst  doch  viel  geringer  und  dauert  der  Krieg  der 
Regel  nach  viel  kürzer,  —  was  für  Sieger  und  Besiegte  ge- 
rade in  volk8wirthscliaftlicher  und  ethischer  Beziehung  ein  unend- 
licher Segen  ist  —  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst 
erst  das  Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern 
und  ausbilden  müssen.  In  solchem  Falle  wird  ausserdem  un- 
vermeidlich auch  die  Ausgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet 
werden  können.  (Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  England  im 
Krimkriege,  Frankreich  nach  den  Niederlagen  der  kaiserlichen 
Heere  bei  der  Fortführung  des  Kriegs  gegen  Deutschland  unter 
Gambetta.)  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich,  dass  einem  Staate 
auf  die  Dauer  bei  einem  stehenden  Heere  die  Beschaffung  des 
Rechtsschutzes  nach  Aussen  und  die  Durchführung  des  Macbt- 
zwecks  billiger  zu  stehen  kommt  als  ohne  ein  solches  oder  bei 
blossem  Milizsystem.  Zumal  in  der  höher  entwickelten  Volks- 
wirtbschaft mit  grossen  stehenden  Kapitalien,  wo  jeder  längere 
Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  verdient  das  System  eines  mässigen 
stehenden  Heeres  in  Verbindung  mit  allgemeiner  Wehrpflicht, 
Reserve-  und  Landwehreinrichtnng  daher  doch  wohl  auch  in 
volkswirtschaftlicher  und  finanzieller  Beziehung  den  Vorzug  vor 
den  auch  militärisch-technisch  gar  nicht  bewährten  reinen  Miliz 
Systemen.  Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Con sequenz  des 
Präventivprincips,  das  im  entwickelten  Volksleben  nach 
Geltung  ringt.  Bei  den  beiden  verschiedenen  Einrichtungen  handelt 
es  sich  also  theils  nur  um  eine  verschiedene  Vertheilung 
der  Last  auf  die  einzelnen  Jahre,  theils  ist  die  gesammte  Last  bei 
dem  ersten  System  auch  eine  absolut  geringere. 

Belege  für  das  Gesagte :  im  Ganzen  wohl  schon  die  heutigen  Kriege  (auch 
bereits  die  des  erstell  Napoleon,  wo  die  einzolnen  Kriege  doch  immer  nur  kurz 
währten)  iui  Vergleiche  mit  denen  des  vorigen  und  1".  Jahrhunderts  und  früher. 
Namentlich  aber  der  Gegensatz  zwischen  den  neueren  europäischen  Kriegen,  besonders 
denen  von  185!»,  ISG6.  1870 — 71  einer-  und  dem  nordamerikanischen  Bürgerkrieg  1861 
bis  1805  anderseits.  Vgl.  Wagner,  Grundleg.  §.  181,  ders.,  Reichsfin.  in  Holtzen- 
dorlf's  Jahrb.  Iii,  119,  121,  mit  Anwendung  auf  Deutschland.  Im  Heer-  und  Finanz- 
wesen Preusscn8  und  der  Vereinigten  Staaten  tritt  der  Gegensatz  am  Aller- 
schärfsten  hervor.  Könnte  mau  eine  bestimmte  Zeit  als  festen  Ausgangs-  und  End- 
punet  in  solchen  Dingeu  annehmen,  was  nicht  angeht,  weil  sich  die  Geschichte  eines 
Volks  und  Staats  nicht  so  mechanisch  in  Abschnitte  zerlegen  lässt.  so  wurde  eine  ge- 
naue zahlenmässige  Vergleicbung  möglich  sein.  Man  brauchte  dann  nur  den  Gesammt- 
aufwand während  einer  solchen  Periode  auf  den  Betrag  des  Jetztwerths  eines  be- 
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stimmten  Zeitpuncts  (dessen  Wahl  freilich  wieder  von  Einfluss  auf  das  Rcchnungs- 
ergebniss  wäre,  je  nachdem  die  Kriegsausgabe  diesem  Zeitpancte  näher  oder  ferner 
lä^e)  zu  redaciren.  Immerhin  ist  in  folgenden  Daten,  in  beiden  Staaten  ans  Perioden 


s  Kriegs  genommen, 

ein  statistischer  Beleg  für  das  im  Text  Gesagte  enthalten. 

Preussen 

Nordameri  ka 

Wirkl.  Ausgab*»,  Landmacht 

Wirkl.  A 

Flott* 

Ord. 

Extra- 

ord. 

Anasoronl. 
Etat 

Uoer 

MiU. 

Tlur. 

UilL  DolL 

1860 

35-19 

220 

ISO 

3919 

1851/60 

D.  15-84 

1200 

1861 

3185 

504 

132 

3821 

1861 

23  20 

12  39 

1S62 

3583 

•1  45 

063 

3791 

1862 

394-3" 

4267 

1863 

3903 

118 

025 

40-46 

1863 

599-30 

63*21 

1864 

37  82 

0-91 

1210 

5083 

1864 

69079 

85-73 

1S65 

38*64 

1*30 

4-39 

44  23 

1S65 

103131 

12257 

1866 

3901 

150 

3558 

76*09 

1866 

284  45 

4332 

1867 

4411 

115 

8612 

81-38 

1867 

9522 

3103 

1868] 

[Preuss. 

1286 

1868 

1 23-25 

25*77 

[Bund 

554 

1869 

78-50 

2010 

1869 

A. 

558 

S.  Engel,  Statist.  Jahrb.  III  u  Hock,  Finanzen  Nordam.  S.  729,  die  späteren  Jahre 
nach  d.  Gothaer  Almanach.  Bei  Preussen  ist  für  1868 — 69  die  nach  Verhältnis»  auf 
dasselbe  (im  jetz.  Umfange)  von  den  Ausgaben  des  Nordd.  Bundes  fallende  Ausgabe 
(*/6)  angesetzt.  In  1S64— 65  fallen  die  Kosten  des  dänischen,  in  1866—68  die  des 
deutschen  Krieges  und  die  grössere  Ausgabe  in  Folge  der  neuen  Lage.  Auch  in 
Nordamerika  fallen  in  die  Zeit  von  1851 — 60  schon  einige  Male  erhöhte  Ausgaben  für 
Heer  u.  Flotte  in  Folge  von  Indianerkriegen,  inneren  Unruhen  (in  d.  Territorien  u.  s.  w.). 
Die  riesige  Ausgabe  während  des  Bürgerkrieges  erfolgte  allerdings  grossentheils  in 
einem  immer  stärker  entwerthenden  Papiergeld,  wurde  sich  daher  auf  Gold  reducirt 
stark  ermäßigen,  aber  doch  immer  noch  ganz  kolossal  bleiben  Auch  ist  in  finanzieller 
Hinsicht  zu  bedenken,  dass  der  grösste  Theil  jener  Ausgabe  mittelst  Schuldaufnahme 
geschah,  diese  Schuld  aber  meist  in  Gold  zu  verzinsen  und  jetzt  zu  tilgen  ist.  —  Dio 
Folge  des  verschiedenen  Militärsystems  zeigt  sich  daher  1)  darin,  dass  in  Preussen 
jährl.  eine  ziemlich  bedeutende  gleichmässige  Last  auch  in  Friedenszeit  getragen  wird, 
wogegen  die  Mohrausgabe  selbst  für  so  gewaltige  Kriege  wie  1866  u.  1870 — 71 
dann  relativ  nicht  so  stark  steigt  und  Uberhaupt  auch  absolut  mässig  ist;  während  iu 
Nordamerika  im  Frieden  wenig  auf  das  Heer  verwendet  wird,  dafür  aber  im  Kriege 
diese  Ausgabe  ins  ganz  Ungemessene  steigt;  2)  darin,  dass  in  einem  Kriege  wie  in 
Amerika  auch  die  sonstigen  volkswirthsch.  Opfer,  welche  nicht  in  den  Finanzrechnungen 
des  Staats  erscheinen,  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdauer  weit  grösser  als  in 
Preussen  sind;  endlich  3)  darin,  dass  in  Preussen  die  Staatsschuld  auch  durch  Kriege 
wenig  vermehrt  wird  (A.  für  Verzins,  der  Schuld  1860  10*7.  1870  ohne  die  Schulden 
der  neuen  Prov.  15*1  Mill.  Thlr.,  welche  Vermehrung  zum  Theil  noch  aus  Schulden 
für  Eisenbahnbauten  herrührt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdurch  ungeheuer  wächst 
(Stand  I.Juli  1860  64  8,  1^61  909,  1865  2682*6,  1866  2800.  1870  2645  6  Mill.  Doli., 
Zinsen  für  d.  Schuld  1860  3  14,  1865  121*3,  1869  c.  126  Mdl  D. ,  wovon  über  124 
Mill.  in  Gold).  Diese  starken  Zinszahlungen  kann  man  halb  und  halb  als  verschobene, 
früher  ersparte  Zahlungen  für  das  Heerwesen  betrachten,  so  dass  auch  darin  nur  ein« 
andere  Vertheilung  der  Ausgabe  für  Rechtsschutz  zu  Tage  tritt.  —  Aus  den 
Daten  über  den  letzten  deutsch- französischen  Krieg  lässt  sich  zum  Beleg  des 
oben  Gesagten  Folgendes  benützen.  Normale  Militärausgabc  (Heer  allein)  im  Deut- 
schen Reich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege  (ohne  die  Neubauten  u.  s.  w.) 
c.  92  Mill.  Thlr.,  Kriogskosten  für  jenen  Krieg  c.  520  Mill.  Thlr.  für  c.  lOMon. 
oder  p.  Jahr  c.  624  Mill.  Thlr,  daher  Steigerung  des  Friedensetats  durch  solcheu 
Krieg  von  1  auf  7*8.  Frankreich  norm.  Ausg.  desgl.  127  Mill.  Thlr.,  ausseror- 
dentl.  Ausg.  f  d.  Krieg  c.  510  Mill.  Thlr,  p.  J.  c.  612  Mill.  Thlr.,  also  Steigerung 
v.  1  auf  5*8.  (Dio  Aus*,  für  die  Flotte  lässt  sich  wegen  des  Charactcrs  des  daroal. 
Kriegs  nicht  vergleichen.)  Im  no  r  dam  er  ik.  Bürgerkrieg  stieg  dagegen  der  Friedens- 
etat im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  vou  1  auf  25 :  wiederum  keine  reelle  Er- 
sparung, sondern  nur  eine,  auch  wirthschafd.  nicht  günstige  andere  Vertheilung 
des  Aufwands.   Gegenwärtig  wird  wieder  öfters  auf  die  Vereinigten  Staaten  als  auf 
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das  bencidenswerthe  Master  eines  Landes  „ohne  Militarismus"  und  grössten 
wirthschaftl.  Aufschwungs,  das  seine  riesigen  Kriegsschulden  rasch  tilge,  hingewiesen. 
Aber  es  sind  doch  ganz  andere,  mit  dor  Wohffragc  gar  nicht  zus.hSngende  Fac- 
toren,  welche  das  bewirken.  Und  Nordamerika  ist  eben  bisher  ein  Staat  ohne  irgend 
ernstlichen  Rivalen  auf  seinem  Continent,  noch  dünn  bevölkert.  Ob  sich  nicht  auf 
seinem  Gebiete  dereinst  bei  grösserer  Volksdichtigkeit  u.  bedeutenderer  Entwicklung 
der  Interessengegensätze  getrennte  Staaten  bilden  werden,  steht  dahin,  aber  erscheint 
nicht  unwahrscheinlich. 

3.  Den  Ausgaben  und  Opfern  fiir  das  Heer  siod  endlich  die 
grossen,  auch  ethisch  und  für  die  ganze  Cultur,  Kraft  und -Ge- 
sundheit des  Volks  hoch  bedeutsamen  Vortheile,  welche  das  Heer- 
wesen, auch  abgesehen  von  Sicherheit  und  Schutz,  in  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung  mit  sich  bringt,  gegenüber  zu  stellen: 
Beförderung  der  körperlichen  und  geistigen  Ausbildung  der  männ- 
lichen Jugend,  Anleitung  zur  Ordnung,  PUnctlichkeit,  Reinlichkeit; 
Gewandtheit  u.  s.  w. ,  —  kurz  alles  Das,  was  das  Heerwesen 
wenigstens  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  als  Schulung  leistet 
(§.  35).  Dadurch  wird  der  den  Völkern  hoher  Culturentwicklung 
so  leicht  drohende  körperliche  und  sittliche  Verfall,  die  einreissende 
materialistische  Verweichlichung  eher  verhütet  und  damit  erst  die 
Bürgschaft  dauernder  Culturbltithe  gewonnen. 

§.  184.  Für  die  Grösse  des  fortdauernden  Aufwandes 
für  das  Wehrwesen  kann  man  mit  Rau  (§.  73)  folgende  einzelne 
Umstände  als  hauptsächlich  massgebend  annehmen: 

1.  Die  Grösse  und  äussere  Stellung  des  Staats. 

Kleine  Staaten  können  allerd.  mit  einem  gering.  Aufw.  auskomm.,  da  sie  Öfters  darauf 
rechnen  dürfen,  durch  gegens.  Eifersucht  der  grossen  Staaten  geschützt  zu  werden  u. 
ihnen  durch  die  Leistungen  der  grossen  Staaten  indirect  Schutz  und  Vortheile  gegen- 
über dritten  Völkern  und  Staaten  mit  zu  Thcil  zu  werden  pflegen.  Insofern  vertheilt 
sich  aber  nur  der  Aufwand  zu  Gunsten  der  kleinen  Staaten  nicht  richtig  auf  letztere 
mit.  Dies  gilt  für  die  Schweiz,  Belgien,  Holland,  früher  auch  für  die  Deutschen 
Staaten,  für  die  Preussen  die  notwendigen  Lasten  theilweise  mit  trug.  —  Analog  der 
Schutz  und  die  Handelsvortheile,  die  Deutschen  u.  anderen  Europäern  durch  England 
und  Frankreich  in  Asien.  Amerika  zu  Theil  werden  oder  früher  wurdeu. 

2.  Lage,  Grenzen  und  Naturbeschaffenheit  des 
Landes. 

„Natürliche  (Gebirgs-)  und  Meergrenzen  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im  flachen 
Lande  laufen.  Gerundete  oder  zerschnittene  Gestalt  des  Landes".  (RauV  Sehr 
günstig  ist  die  Lage  von  Großbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Schweden  u.  Norwegen, 
sowie  von  Nordamerika,  sehr  ungünstig  war  bis  lb60  die  von  Preussen.  Die  Lage 
Deutschlands  mitten  in  Europa,  in  Ost  und  West  ohne  feste  Naturgrenzen,  ist  wie 
die  des  ehemal.  Polen  immer  eine  schwierige,  was  schon  an  sich  und  bleibend  einen 
grösseren  Militaraufwand  bedingt.  — 

Je  nachdem  daher  auch  ein  Staat  bereits  die  richtige  und  den  Verhältnissen 
entsprechende  Deckung  seines  Staatsgebiets  mit  dem  Nationalgebict  und  mit  dem  ihm 
geographisch  zukommenden  (Natur-)  Gebiet  —  „seine  natürlichen  Grenzen",  ein  sehr 
wohl  zu  rechtfertigender  Anspruch,  trotz  des  mit  dieser  Forderung  getriebenen  Miss- 
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braucbs  —  erreicht  hat  oder  nicht,  wird  sich  sein  regelmässiger  Militäraufwand  ver- 
schieden gestalten. 

3.  Seektisten,  Handelsschiff  fahrt,  Colonialbesitz, 
was  wieder  den  Aufwand  für  eine  Kriegsmarine  bedingt. 

Daher  denn  auch  ein  besonderes  Marincministeriam  neben  dem  Kriegsministerium 
für  das  Landheer. 

II.  —  §.  185.  Besc  h  a  ff  ungdesWehrperson  als  (Wehr- 
system). 

Natürlich  gehör:  auch  dieser  Punct  als  ein  speeifisch  militärtechnisch  er 
u.  administrativer  nicht  näher  in  die  Fin.wiss.,  kaum  in  dem  Maasse.  wie  Rau, 
§.  74  ff.  u.  die  vor.  2.  Aufl.  dieses  B.  S.  244  ff.  ihn  erörterten.  Es  ist  nur  kurz  auf 
die  entscheidende  Bedeutung  des  Wehrsystems  auch  für  die  finanzielle  Seite  des 
Wehrwesens  hinzuweisen.  S.  Batzenhofen  Staatswehr,  S.  30  ff.  Stein,  Heer- 
wesen, S.  40  ff.  Statistik  bei  v.  Firks  a.  a.  0.  Speciell  Uber  die  deutschen  Ver- 
hältnisse: v.  Bricsen,  Reichskriegswesen  und  preuss.  Militärgesetzgebung.  Düsseid. 
1872,  bes.  S.  56  ff  Gesetz  v.  9.  Nov.  1867,  wonach,  wie  in  Preussen  seit  1858,  die 
Dienstpflicht  im  stehenden  Heer  und  der  Flotte  7  Jahre  ivom  vollendeten  20.  J.  au), 
wovon  3  Jahre  „activer  Dienst",  4  Beurlaubung  zur  Reserve  mit  2  üebungszeiten. 
hierauf  5  Jahre  Dienst  in  der  Landwehr  mit  2  kürzeren  Uebungen.  Es  werden  aber 
uicht  alle  20-Jährigen  zum  Dienst  einberufen  und  nicht  alle  Dienenden  3  rolle  Jahre 
bei  den  Fahnen  („präsent")  behalten.  Die  längere  Dienstzeit  hat  die  Ausgaben  be- 
trächtlich vermehrt,  aber  auch  die  Tüchtigkeit  der  Mannschaft  sehr  erhöht.  S.  auch 
Reichsmilitärgcsetz  v.  2.  Mai  1874  u.  (Jes.  über  d.  Landsturm  v.  12.  Febr.  1875. 
Dem  Landsturm  gehören  alle  Wehrpflichtigen  v.  vollend  17.  bis  zum  vollend.  42.  Jahre 
an,  welche  weder  in  dem  Heere  noch  in  der  Marine  stehen.  Ein  noch  sehr  unvoll- 
kommener üebergang  von  dem  Werbsystem  zur  heutigen  Einrichtung  war  das  in 
Prenssen  sog.  Cantonsyst ein.  Hauptverordnungen  von  1733,  s.  z.  B.  Bcrowsky, 
Abriss  II,  641.  —  Das  neue  preuss.  deutsche  System  hat  jetzt  die  Runde  durch 
Europa  gemacht  In  Frankreich  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  durch 
Ges.  v  27.  Juli  1872,  20  J.  Dienstpflicht,  9  J.  in  der  Linie,  wovon  5  in  der  cigcutl. 
activen  Armee,  4  in  d.  Reserve,  11  J.  in  d.  Territ.- Armee,  wovon  5  J.  in  der  eigent- 
lichen, 6  J  in  deren  Reserve.  Oes terr  eich -Ungarn ,  allgem.  Wehrpfl.  nach  Ges. 
r.  5.  Dec.  186S  und  XI.  ungar.  Gesetzart.  v.  186S.  3 jähr.  Dienst  in  Linie,  7  in  Re- 
serve, 2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  Russland  Gcs  v.  1./13.  Jan.  1S74:  ailgem. 
Wehrpflicht,  15  J.  Dienstzeit  im  europ.  Russland,  wovon  6  activ,  9  in  Reserve.  S. 
Hauptpuncte  d.  Organis,  im  Goth.  Taj>chenk.  (D.  Ausg.)  1876,  S.  S26— 836  Ges. 
über  russ.  Reichswehr  v.  30.  Oct.  1876.  Italien,  allgem.  Wehrpflicht,  Ges.  v.  7.  Juni 
1S75.  Grossbritannien  u.  die  Verein.  Staaten  v.  Norda  m  e rik a  haben  f. 
ihr  Gehendes  Heer  am  Werbesystem  festgehalten:  die  letzteren  mussten  aber  im 
Verlauf  des  Bürgerkriegs  doch  zur  Conscription  greifen.  Sonst  Milizsystem  hier 
wie  mit  einiger  Verbesserung  in  der  Schweiz. 

Das  in  neuerer  Zeit  für  die  angedeuteten  Aufgaben  des  Wehr- 
wesens allein  genügend  bewährt  befundene  Wehrsystem,  welches 
daher  auch  den  weiteren  finanzwissenschaftlichen  Erörterungen  zu 
Grunde  zu  legen  ist,  ist  das  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wonach  alle  erwachsenen  jungen  Männer  in  einem 
bestimmten  Alter  und  eine  gewisse  Zeit  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlich  verpflichtet  sind  und  in  möglichst  umfassender 
Zahl,  jedenfalls  soweit  man  ihrer  bedarf,  auch  zu  diesem  Dienst 
gezogen  und  in  demselben  ausreichend  technisch  ausgebildet 
werden.    Um  die  hierdurch  erwachsende  Last  für  das  Volk,  die 
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Volkswirtschaft  und  speciell  auch  fiir  die  Finanzen  in  den  mit 
dem  Zweck  der  Einrichtung  vereinbaren  und  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  selbst  mit  verbürgenden  Grenzen  zu  halten,  wird  der  Mi- 
litärdienst und  damit  das  Heer  selbst  in  drei  Theile  getheilt: 
activer  Dienst  im  stehenden  Heere  beständig  unter  der  Fahne, 
darauf  Uebergang  in  die  „Reserve",  mit  zeitweiligem  Dienst  bei 
Uebungen,  endlich  Uebertritt  in  die  Landwehr  mit  noch  kürzerem 
zeitweiligen  Uebungsdienst.  Die  Lasten  und  Kosten  werden  vor- 
nemlich  durch  den  Dienst  im  stehenden  Heere,  durch  die  Länge 
der  Dienstzeit  darin  und  die  Grösse  dieses  Heeres  gebildet  Daran 
gilt  es  daher,  soweit  dies  militärtechnisch  zulässig  er- 
scheint, zu  sparen,  d.  h.  die  „Friedenspräsenzstärke" 
des  stehenden  Heeres,  die  Länge  der  Dienstzeit  darin,  die 
etwaigen  Beurlaubungen  während  letzterer  oder  vor  deren  völligem 
Ablauf  möglichst  mit  nach  volkswirtschaftlichen  und 
finanziellen  Rücksichten  einzurichten.  Aber  ohne  eine  hin- 
länglich hohe  Friedenspräsenzstärke  und  Länge  der  Dienstzeit 
kann  das  Heer  auch  bei  diesem  Webrsystem  seine  Aufgabe  nicht 
erfüllen.  Eine  blosse  Landwehr  oder  Miliz,  ganz  ohne  oder  mit 
einem  ganz  kleinen  stehenden  Heere  und  mit  sehr  kurzer  Dienst- 
zeit unter  der  Fahne  (Schweiz)  genügt  nicht.  Das  stehende 
Heer  soll  und  muss  vielmehr  nach  dem  bewährten 
preus 8 isc hen  Muster  die  Durchgangsstufe  für  die 
gesammte  Landwehr  bilden.  Sonst  wird  letztere  besten 
Falles  erst  im  längeren  Verlauf  der  Kriege  ihrem  Zwecke  ent- 
sprechen, damit  aber  auch  ein  volkswirtschaftlicher 
Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  ■ —  Verkürzung  der 
Kriegsdauer  —  vereitelt.  Durch  die  Verbindung  von  stehendem 
Heer,  Reserve  und  Landwehr  wird  jedoch  eine  Verminderung  des 
ereteren  zulässig  und  die  Bereithaltung  grosser  Streitkräfte  für  den 
Kriegsfall  mit  massigeren  Kosten  möglich. 

A.  Smith  hat  für  seine  Zeit  als  in  Europa  herrschende  Kegel  aufgeführt,  dass 
das  Heer  ohne  grossen  NachtheU  nicht  Uber  1  °/0  der  Bevölkerung  betragen  dürfe. 
Eine  feste  Hegel  der  Art  lässt  sich  aber  nicht  wohl  aufstellen .  weil  zu  viele  und  zu 
verschiedenartige  Factoren  hier  einwirken.  Für  das  stehende  Heer  trifft  die  Quote 
Übrigens  auch  jetzt  noch  mehrfach  annähernd  zu.  Vgl.  Kau,  Noten  zu  §.  74,  vor. 
Aufl.  dieses  Bands.  S.  240  u.  folgende  gcsctzl.  Bestimmungen:  Deutscher  Bund: 
Beschlüsse  v.  9.  April  1821,  13.  Sept.  1832  u.  21.  Juni  1841.  Beschluss  der  deutschen 
Nationalversammlung  vom  15.  Juli  1848.  Verfügung  des  Keichskriegsminist.  v.  12.  Aug. 
184S.  Verfassung  des  Nordd.  Bundes  v.  16.  Juli  18(57,  §.  G0:  die  Friedens- 
präsenzstärke des  Bundosbeers  ist  bis  1871  1  Proc.  der  Volkszahl  von  1867.  Reichs- 
inilitärges.  v.  2.  Mai  1874:  Fricdenspräsenzstärke  dos  Heers  an  ünterofficieren  und 
Mannschaften  (also  ohne  Ofhcierc)  v.  1875—81  =  401,659  Mann,  worauf  die  Ein- 
jährig-Freiwilligen nicht  in  Anrechnung  kommen.  Die  Zahl  ist  dieselbe  wie  im  (ies. 
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v.  9.  Dec.  1*71,  d.  h.  gleich  1  °/„  der  Zollabrechn.-Bcvölker.  v.  1867  u.  der  elsass- 
lothr.  Bevölk.  nach  d.  franz.  Zählung  v.  1S66.  Durch  Reichsges.  v.  0.  Mai  1860  ist 
die  Friedenspräsenzstärke  des  Reichsheers  f.  d.  Zeit  f.  1.  Apr.  1881 — 88  auf  427,274 
Mann  erhöht  worden.  Dazu  kommen  jetzt  18,128  Officierc,  81,628  Dienstpferde. 
Uffic.  u.  Mannsch.  ziemlich  genau  1%  der  jetzigen  Bevölk.  —  In  Frankreich 
war  For  1S4S  der  Stand  340,000  Maun  oder  nicht  ganz  1  Proc.  Für  1864  war 
,ohne  Gendarmerie)  der  Friedensstand  0  93  Proc.  der  Volksmenge.  Nach  dem  (ies. 
v.  1.  Febr.  1868  das  active  Heer  400.000  Mann,  Uber  1  Proc,  die  Reserve  ebensjviel, 
die  mobile  Nationalgarde  ungefähr  550,000  Mann.  Nach  der  Durchfuhrung  des  neuen 
Militärges.  v.  1872  u.  des  Cadresges.  v.  13.  März  1875  sollte  d.  Effectiv  bestand  d. 
activen  Armee  (ohne  Gendarmerie*  463.308  Mann  u.  107,227  Pferde  betragen.  Für 
1882  wird  er  mit  471,701  Mann  u.  113.531  Pferden  angegeben,  d.  h.  auf  1.25  °/u 
der  Bevölkerung.  S.  d.  Hauptpuneto  d.  neuen  Organi?.  im  (ioth.  Jahrb.  1876  (D.  Aus- 
gabe) S.  503—605.  —  Nach  v.  Firks  a.  a.  0.  S.  373  tf.  war  um  1873—74: 

PriedensDräo  -       Erhöhung  «lern.       Im  Kriege  zum       Die  verf.  Offeii- 
■t&rko  Mann"     'ör  I-'^^ungoB  in»  fiofecht  b«<wtiromt.   aivannee  betragt  % 
Krieg»»  xftch       Tnipp.%d.  lievölk.        d.  B*t611c. 
Deutsches  Reich  422.300  3  48  fach  3  07  2  60 

Oesterreich-Ungarn  273.800         3  65  „  2  30  157 

Frankreich  453,000  2*50  ,„  2*51  176 

<ir.  Britann.  ^Europa)        67,100         7-67,,  1  50  0  20 

Italien  214,400  3*14  ,.  2*27  1\39 

Kussland  (Europa)  751,600  2.03  „  185  100 

Schweiz  —  —  730  4  02 

Belgien  41,400  2  47  „  l'S6  130 

Holland  26,000  273  „  1  74  0  09 

Kbendas.  S.  366  ff.  die  Vcrthciluug  der  europäischen  Heere  in  Waffengattungen  und 
in  Feld-,  Reserve-,  Besatzungs-  und  Landesvertheidigungstruppen,  sowie  die  spec.  Be- 
rechnung der  OH'ensivstärken. 

III.  —  Militärökonomik. 

Rau  hat  in  d.  5.  Ausg.  einige  sporadische  Bemerkungen  über  diesen  Punct  in 
75  u.  76  (auch  §.  73.  Anm.  a.).  Die  bezüglichen  Erörterungen  wurden  in  die  von 
mir  besorgte  6.  Ausg.  Rau's  noch  fast  unverändert  hertibergenomraen.  Sie  reichten 
jedoch  nicht  mehr  aus  und  enthielten  vornemlich  nur  einige  eigentlich  selbstverständ- 
liche Sparsamkeits-  u.  ähnl.  Regeln.  Ich  habe  bei  der  2.  Aull,  meiner  Neubearbeitung 
geschwankt,  ob  ich  ein  Eingehen  auf  den  Gegenstand  an  diesem  Orte  nicht  lieber 
ganz  unterlassen  sollte,  da  es  sich  hier  doch  nur  um  eine  ganz  kurze  Oricntirung 
in  einem  Gebiete  handeln  kann,  bei  dem  das  practische  Detail  die  Hauptsache 
ist  und  wo  es  an  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  fast  fehlt,  zumal  sieh 
auch  bei  diesem  Gegenstand  deutlich  zeigt,  dass  auch  er  nach  seiner  ökono- 
mischen und  finanziellen  Seite  nicht  sowohl  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  in  die  Verwaltungslehrc.  hier  in  die  Militärverwaltungslehre,  gehört. 
Doch  schien  mir  bei  der  fast  noch  fehlenden  Ausbildung  der  letzteren  Disciplin 
»ueli  ein  solches  bloss  orientirendes  Eingehen  auf  diese  Specialfragen  der  „Mili- 
tärfuianzcn"  hier  schliesslich  doch  zweckmässig.  S.  S.  248  ff.  d.  vor.  Aufl.  Die 
'»ezugl.  Abschnitte  in  Stoin's  Lehre  vom  Heerwesen  (S  215  ff.,  bes.  233  ff.,  s.  auch 
S.  \\  26  ff.)  enthalten  eine  umfassende  principielle  Erörterung,  in  der  sich 
Stein 's  Meisterschaft  im  Schematisiren  und  Formulircn  wie  selten  zeigt,  aber  auch 
die  Einseitigkeit  dieser  Behandlungsweise  sich  besonders  fühlbar  macht.  Die  Grund- 
auschauung  Uber  das  Heer  als  „blos  consumirender  Körper"  ist  ohnehin  grundfalsch. 
Vgl.  sonst:  Vergleich.  Darstell,  der  Wchrverhältn.  in  Europa  (v.  österr.  Gencralstab) 
1871.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  zu  beobachten,  welche  Verschiedenheiten 
der  finanziellen  Regulirung  beim  Militärwesen  aus  dem  Princip  der  Zwangsstellung 
folgerichtig  hervorgehen,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  des  Besoldungswesens  im 
gewöhnlichen  Staatsdienst.  Im  Folgenden  wird  daher  die  bezugliche  Erörterung  Uber 
ßesoldungspolitik  im  vor.  Kapitel  nach  dieser  Seite  ergänzt. 

§.  186.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens  gestaltet  sich  nach 
dem  Wehrsystem  natürlich  sehr  verschieden  in  seiner  Höhe,  seiner 
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Gliederung  nnd  zum  Theil  aucb  noch  in  der  Art  seiner  Deckung. 
Man  muss  daher  bei  einer  finanziellen  Betrachtung  des  Militär- 
wesens von  einem  bestimmten,  in  seinen  Grundzügen  feststehen- 
den Wehrsystem  ausgehen,  als  welches  hier  das  preussisch- 
deutsche,  jetzt  in  den  meisten  Continentalstaaten  ähnlich  be- 
stehende, im  vorigen  §.  kurz  geschilderte  angenommen  wird. 
Die  Verhältnisse,  welche  den  Finnnzbedarf  des  Heers  und  der 
Flotte  betreffen,  kann  man,  vom  Standpuncte  der  Militärverwaltung 
aus  betrachtet,  als  Militär  Ökonomik  zusammen  fassen.  Für  die 
Aufgaben  der  letzteren  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Friedens-  und  der  Kriegszustand.  Im  Folgen 
den  wird  die  Militärökonomik  nur  für  den  ersteren  genauer  be 
trachtet. 

Es  ist  jedoch  nicht  zu  übersehen,  dass  das  Militärwesen  schliesslich  doch  im 
Frieden  für  den  Krieg  eingerichtet  wird,  du  Gesichtspuuct ,  welcher  zumal  im 
jetzigen  Heerwesen  vorherrscht  und  nothwendig  auch  die  spcciell  militärökonotnische 
oder  finanzielle  Regelung  beeinflusst.  Die  speciellen  Verhältnisse  im  K  riegsz ust and 
werden  mehrfach  unten  mit  berührt.  Besonders  Fon  demselben  handelt  unten  Abth.  V 
dieses  Abschnitts. 

2.  Im  Friedenszustand  muss  mehr  fast  als  bei  irgend 
einem  anderen  Vcrwaltungsetat,  mit  Ausnahme  desjenigen  grosser 
Öffentlicher  Hauten  (Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.),  im  Militär- 
etat zwischen  denjenigen  Ausgaben,  welche  wirklich  ordentliche, 
und  denjenigen,  welche  „staatswirthschaftliche  Kapital- 
anlagen11 sind,  unterschieden  werden,  genau  in  Gemässheit  der 
in  §.  63  begründeten  Eintheilung  des  Finanzbedarfs 

Zu  solchen  einmaligen  oder  nicht  regelmässig  wiederkehrenden  Kapitalanlagen 
gehören  namentlich  die  durch  die  Fortschritte  der  Technik  im  System  der  An- 
griffs- und  Vertheidigungsmittel  (Werkzeuge.  Kriegsmaschinen,  Walten)  nuumgäuglich 
werdenden  Neubauten  oder  umfassenderen  Umbauten  von  Festungen,  Kriegs- 
häfen, Kriegsschiffen,  die  Umgestaltung  der  Waffen;  ferner  die  durch 
veränderte  Militärorganisation  (Erhöhung  des  stehenden  Heers  u.  s.  w.)  be- 
dingten neuen  oder  grösseren  Kasernirungs- ,  Magazin-  und  ähnliche  Bauten. 
Auch  grosse  politische  Umgestaltungen,  Veränderungen  im  Staatsgebiete  u.dgl.  in., 
inachen  mitunter  solche  Ausgaben,  für  neue  Befestigungswerke  u.  s.  w.,  nöthig. 

Nach  grossen  Kriegen,  mögen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage  euden,  bildet  das 
sogen.  Rotablisseinent  der  Armee,  d.  h.  der  Wiederersatz  und  bez.  die  Verbesserung 
des  im  Kriege  verbrauchten  oder  als  ungenügend  befundenen  Waffen-  und  sonstigen 
Materials  (Fuhrwerke.  Kleidung  u.  s.  Vf.)  eine  ebenfalls  in  diese  Kategorie  gehörige 
Ausgabe,  welche  nun  im  Friedeuszustand  zu  machen  ist.  Im  Militäretat  wird  auch 
gewöhnlich,  wenn  es  sich  wenigstens  um  einigermassen  erhebliche  Ausgaben  für 
diese  „ Kapitalanlagen1'  handelt,  grundsätzlich  richtiger  als  in  den  meisten  sonstigen 
Etats,  zwischen  der  „ordentlichen"  und  einer  solchen  „ausserordentlichen"  Ausgabe 
unterschieden.  Nur  kleinere  Posten  der  genannten  Art,  für  die  etwa  durchschnitt- 
lich jährlich  vorkommenden  Erneuerungen  des  Materials  und  Neubauten  oder  für  eine 
militärische  Reform,  welche  absichtlich  nur  langsam  —  dann  freilich  oft  aus  finan- 
ziellen Rücksichten  erst  in  einer  Reihe  von  Jahren  —  durchgeführt  werden  soll, 
pflegen  in  das  gewöhnliche  Ordinarium  gestellt  zu  werden ,  z.  B.  der  Neubau  von 
Schilfen  zur  ersten  Gründung  einer  Flotte  oder  die  Neuanlage  von  Befestignngswerken. 
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Da  jedoch  der  ciomal  gutgeheißene  Zweck  solcher  Ausgaben  die  letzteren  meist  nicht 
als  verschiebliche  erscheinen  Übst,  so  ist  eine  solche  Regelung  des  Finanzbedarfs  für 
militärische  Reformen  die  Ausnahme:  Alles  Umstände,  welche  die  Militarökouotnik 
anders  gestalten,  als  diejenige  eines  anderen  Staatsverwaltungszweiges. 

Die  ausserordentliche  Bedeutung  dieser  Kapitalanlagen  im  gegenwärtigen  Militär- 
budget ist  in  erster  Linie  die  Folge  der  veränderten  und  verbesserten  Technik  in 
ilen  Angriffs-  und  Vcrtheidigungsmitteln.  Einen  guten  Einblick  in  diese  Verhält- 
nisse gewähren  die  Verwendungen  des  Deutschen  Reichs  für  diesen  Zweck  nach  dem 
französ,  Kriege  v.  1 870 — 71.  Die  Hauptdaten  der  Rcichsfinanzstatisük  s.  o.  S.  422. 
Weiteres  Detail  nach  d.  Reichstagsacten  in  meinem  Art.  Reichsfinanzwesen  a.  a.  O. 
Vom  Retablissemcnt  des  norddeutschen  Heeres  (incl.  Baden  und  Hessen)  kamen 
z.  B.  S0'12  Mill  Thlr.  auf  verbessertes  Artillerie-  und  Waffe nwesen,  wovon  34  74  Mill.Thlr. 
auf  1.737,000  StUck  neue  Hintcrladergewehre  zu  20  Thlr.  d.  Stück;  113  Mill  Thlr. 
für  die  dazu  gehörigen  Patronen  (1000  Stück  scharfe  Patr.  kosten  jetzt  35.  früher 
nur  15  Thlr.);  17  93  Mill.Thlr.  für  Ersatz  des  Artilleriematerials  (1  Batterie  2O,S70  Thlr., 
ebensoviel  wie  vorher  schon,  1  Munitionscolonne  31.370  Thlr.),  die  Munition  dafür 
3  34  Mill.  Thlr.  (t'5  Mill.  Schuss  zu  2%  Thlr.).  —  Der  auf  100  Mill.  Thlr.  veran- 
schlagte Festungsneu-  und  Umbau  verlangt  besonders  wegen  des  neuen  Systems 
zahlreicher  detachirter  Forts  so  viel.  Bei  den  älteren  Festungen  sind  57  solcher 
Ports  zu  450—700,000  Thlr.  p.  Stück,  irn  G.  zu  30  Mill.  Thlr.  veranschlagt.  Bei  der 
Marino  siud  es  die  Hafen  bauten  (Wilhclmshafen  hat  bis  1S75  bereits  über 
'J*5  Mill.  Thlr.  gekostet!,  die  Schiffe,  bes.  die  Panzerschiffe  (eine  Panzcr- 
fre^attc  2 — 3'5  Mill.  Thlr.),  die  Küstenbefestigungen,  die  artilleristische 
\usrüstung  der  Forts  und  der  Schiffe,  welche  so  riesige  Summen  beanspruchen. 
Vgl.  Näheres  über  d.  deutsche  Flotte  in  meinem  Reichsfinanzwcs.  S.  147  ff. 
(Jahrb.  d.  D.  Reichs  III).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen"  sind 
in  Deutschland  seit  1S71  aus  der  französ.  Contribution  gedeckt  worden.  Sonst  sind 
liier  die  früher  dargelegten  allgemeinen  Grundsätze  der  Staat*bedarfsdeckung  anwend- 
bar, also  eventuell  auch  Anleihen;  wie  früher  im  Nordd.  Bunde  für  die  Marine  u. 
neuerdings  wieder  im  Reiche  (§.  06  ff'.).  Bei  der  Vertheilung  der  betr.  Ausgabe 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  empfiehlt  sich  Deckung  mit  ord.  Einnahmen,  die  auch 
dann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  immer  misslich  bei  der  Unsicherheit 
der  Dauer  dieser  Anlagen  (neue  techn.  Fortschritte!). 

3.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens,  insbesondere  der 
ordentliche,  lässt  sieb,  wie  derjenige  anderer  Dienstzweige,  in 
Geld-  und  Natural-  und  in  Personal-  und  liealbedarf  ein- 
teilen. Aber  diese  Eintheilung  und  die  ihr  entsprechenden  Quoten 
des  ganzen  Bedarfs  haben  in  der  Militärökonomik  eine  manch- 
fach  andere  Bedeutung  als  in  der  Oekonomik  andrer  Ver- 
waltungen. 

§.  187.  —  4  Natural-  und  Geldbedarf.  Die  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  im  Allgemeinen  und  die  Beseitigung  der 
meisten  Naturaleinnahmen  aus  privatwirtbsebaftlichen  Erwerbs- 
zweigen insbesondere  haben  zwar  auch  in  der  Militärverwaltung 
den  Geldbedarf  zum  vorherrschenden  gemacht.  Aber  die 
speeifischen  Mängel  der  reinen  Geldwirthschaft  bei  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  treten  im  Militärwesen  besonders 
scharf  hervor,  so  dass  hier  ans  diesem  Grunde,  im  Interesse  des 
Zwecks  selbst  wie  der  bei  seiner  Durchfuhrung  betheiligten  Per- 
sonen ,  mitunter  auf  die  naturalwirthschaftlie  he  Befriedigungsweise 
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der  Bedürfnisse  zurückgegriffen  oder  bei  derselben  stehen  geblieben 
werden  muss,  wenn  dies  auch  in  anderen  Zweigen  der  Staatsver- 
waltung unnöthig  oder  unzweckmässig  und  selbst  schädlich  ist 

J«ine  Eventualität  liegt  besonders  in  zwei  Fällen  vor: 

a)  Einmal,  wenn,  wie  im  Militärwesen  nicht  selten,  das  in  §.  151  für  solche 
Fälle  aufgestellte  Princip  zutrifft:  mangelhafte  p  rivatwirthsc  haftliche  Ver- 
kehrsconeurrenz,  weswegen  die  Militärverwaltung  oder  die  Militärpersonen  ihre 
Bedürfnisse  nach  gewissen  naturalen  Gütern  mittelst  Geldes  ungenügend  befriedigen. 
Im  Interesse  des  Üiensts  wie  des  Dieners  muss  dann  mehrfach  Naturalbedarf  statt 
Geldbedarf  vorgesehen  werden,  was  demgemäß  bei  dem  Personal-  und  Kealbedarf 
zu  theilweiser  Natural-  statt  Geldbesoldung  und  zur  Eigenproducti on 
gewisser  Bedarfsgegenstände  statt  des  Ankaufs  derselben  mittelst  Gelds  im  Verkehr  führt. 

V>  Sodann  muss  —  bei  der  besonderen  Wichtigkeit,  welche  der  Verfügung  über 
gewisse  Bedarfsgegenstände  überhaupt,  von  richtiger  Art  und  zur  rechten  Zeit  Seitens 
der  Militärverwaltung  und  der  einzelnen  Militärpcrsoncu  beizulegen  ist,  weil  davon 
die  sichere  Erfüllung  des  Zwecks  des  Militärwesens  wesentlich  mit  abhängt  —  die 
naturalwirthschaftliche  statt  der  geldwirthschaftlichcn  Beschaffung 
des  Miiitärbedarfs  auch  sonst  noch  in  manchen  anderen  Fällen  vorgezogen  worden, 
wo  der  vorerwähnte  Mangel  der  Geldwirthschaft  sich  sonst  nicht  störend  bemerkbar 
macht.  Dies  gilt  besonders  hinsichtlich  der  Befriedigung  gewisser  „Individual- 
bedürfnisse"  (G.  §.  139)  der  Militärpersonen,  namentlich  der  zur  sogen.  Mannschaft 
gehörigen.  Weil  jeder  Einzelne  nicht  nur  in  seinem  persönlichen,  sondern,  da  er  ein 
dienendes  Glied  im  Militärorganismus  ist,  auch  im  Dienstinteresse  solche  Be- 
dürfnisse richtig  befriedigen  soll,  muss  das  naturalwirthschaftliche  System  hier  mit- 
unter in  grösserem  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasjenige,  welches  mehr 
als  das  gcldwirthschaftlichc  die  genügende  Sicherheit  hierfür  bietet.  Daher  wiederum 
im  Besoldungswesen,  wenigstens  bei  der  Mannschaft,  mehr  Natural-  als  Geldbesoldung. 
Gut  motivirt  v.  Stein,  Hccrwes.  S.  236. 

Im  Kriegs  zustande  fehlt  die  privatwirthschaftliche  Ver- 
kebrsconeurrenz  oder  fungirt  sie  noch  mangelhafter,  während  die 
ordentliche  Befriedigung  auch  der  Individualbedürfnisse  der  Mi- 
litärpersonen vollends  die  Voraussetzung  des  Erfolges  ist.  Hier 
erweist  sich  daher  das  System  des  reinen  Geldbedarfs  noch  unzu- 
reichender. 

§.  188.  —  5.  Der  Personalbedarf.  Der  Militärfinanz- 
bedarf lässt  sich  wie  derjenige  anderer  Verwaltungszweige  in  die 
beiden  Hauptkategorieen  des  Personal-  und  Realbdarfs 
theilen,  je  nachdem  die  Finanzwirthschaft  dem  Staate  die  Sach- 
güter  (das  Geld)  zur  Herbeiziehung  der  unmittelbar  bedurften 
Arbeitsdienste  oder  der  ebenso  (natural)  bedurften  Sacbgüter 
liefern  soll  (§.  150).  Aber  der  Personal-  wie  der  Kealbedarf  muss 
im  Militärwesen  nach  dessen  eigentümlicher  Natur  und  nach 
dessen  speeißschen  Zwecken  mehrfach  anders  geregelt  werden, 
als  in  anderen  Zweigen  des  Staatsdienstes.  Es  geht  dies  zum 
Theil  schon  aus  den  obigen  Bemerkungen  über  den  Naturalbedarf 
hervor.  Jedoch  kommen  hier  auch  noch  andere  Momente  in 
Betracht.  Es  muss  namentlich  zwischen  dem  durch  Dienst- 
vertrag beschafften  Personalbedarf  (Officierwesen) 
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trod  dem  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher  Dienst- 
pflicht unterschieden  werden.  Das  verschiedene  Vorgeben  be- 
dingt wesentlich  verschiedene  Einrichtungen.  Im  Unterschied  zum 
Werbesystem  wird  im  beutigen  Webrsystem  der  grösste  Theil  des 
Heeres,  die  „Mannschaft",  in  der  Regel  nicht  im  Wege  des 
Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  dem  Staate  zur  Verfügung 
gestellt.  Im  Grossen  und  Ganzen  macht  hiervon  nur  das  Offi- 
ciercorps  (und  die  ihm  gleichstehenden  Militärbeamten  u.  s.  w.) 
eine  Ausnahme.  Nur  flHr  diese  ist  der  Militärdienst  der  Regel  nach 
frei  gewählter  Lebensberuf.  Bei  den  übrigen  Soldaten  tritt 
die  vertragsmässige  Herbeiziehung  der  Arbeitskräfte  meistens 
nur  für  die,  die  gesetzliche  Dienstzeit  überschreitende,  längere 
Dienstzeit  ein,  z.  B.  bei  einem  grossen  Theile  des  Unterofficier- 
corps.  Für  alle  Anderen  ist  der  Militärdienst  kein  freigewählter 
Beruf,  sondern  die  Leistung  einer  Staatsbürger!  icben  Pflicht 
in  der  Form  eiues  persönlich  zu  übernehmenden  (Na- 
tural)dien8tes,  —  einer  Pflicht,  welche  ihr  nächstes  Analogen 
in  der  Steuerpflicht  hat.  Für  die  finanzielle  Regelung  des 
Personalbedarfs  im  Militärwesen  ergeben  sich  aus  diesen  Ver- 
hältnissen wichtige  Folgerungen. 

a)  Der  durch  Dienstvertrag  beschaffte  Personal- 
bedarf. Die  finanzielle  Ordnung  dieses  Theils  des  Personal- 
bedarfs, also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldungswesens  des 
Officiercorps,  hat  in  der  Hauptsache  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Besoldungspolitik  im  Staatsdienste 
(§.  152  ff.)  zu  erfolgen.  Abweichungen  werden  aber  einmal 
nach  dem  oben  dargelegten  natural wirthschaft liehen  Ge- 
Bichtspuncte,  daher  besonders  im  Kriegszustande,  sodann  in 
einigen  Puncten  auch  nach  der  speeifischen  Natur  des 
Militärdienstes,  verglichen  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst, 
bedingt. 

Solcher  Pancte  sind  mancherlei,  die  wichtigsten  wohl  die  folgenden: 
«)  Der  Militärdienst  bringt  auch  im  Frieden  besondere  Last,  grössere  körper- 
liche Anstrengung,  weitere  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit  (Discipliu)  mit 
sich,  wofür  theils  in  der  materiellen  Besoldung,  theils  in  gewissen  Ehrenvortheilen 
§.  153),  theils  in  der  Aussicht  auf  spätere  Versorgung  im  Civildienst —  so  besonders 
Aach  bei  den  Uber  die  gesetzliche  Zeit  hinaus  dienenden  Mannschaften,  (Unterofh- 
ciereu  u.  s.  w.)  —  eine  gewisse  Compensation  gewährt  werden  muss,  wenn  auf  ein 
genügendes  Angebot  der  erforderlichen  Arbeitskräfte  des  Dienstzweigs  soll  gerechnet 
werden  können.  Zur  Sicherung  des  Staats  in  letzterer  Hinsicht  dient  auch  die  Ein- 
richtung, die  Kosten  der  Vorbildung  des  Militärs  ganz  oder  grosscntheils  auf  den 
Staat  zu  Ubernehmen,  so  dass  dann  auch  bei  kleinerem  Gehalte  der  Dienst  lockend 
erscheint,  weil  ein  Hauptposten  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  die  Amortisation  und 
Verzinsung  des  Erziehung»-  und  Bildungskapitals  i§.  1H3)  wesentlich  verringert  wird. 

A.  Wjtrner.  Fitiaiuwisstfiiw-Iiaft  [.     \.  \utl.  28 
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In  dieser  Weise  wirken  die  Öffentlichen  militärischen  Erziehungs-  und 
Bild  u n gsa nst&lten ,  von  denen  jene,  die  Cadettcuhäuscr,  weniger  die  Militär- 
Waisenhäuser,  freilich  die  Gefahr  einer  kastenartigen  Absonderung  des  militärischen 
Bernfsstands  und  der  ihm  Fornemlich  sich  widmenden  Familien  von  der  übrigen  Be- 
völkerung mit  sich  bringen. 

Die  Ansprüche  auf  „Civilversorgung"  sind  mehrfach  als  ein  Mittel,  zum 
Militärdienst  anzueifern,  in  ein  System  gebracht  worden.  Vgl.  f.  Prcusscn  bes.  d. 
C.-O.  v.  20.  Juni  1M>7  Uber  d.  Civilversorg.  u.  Civilanstell.  d.  Militärpers.  d.  Heers 
u.  d.  Marine  vom  Feldwebel  abwärts  (Reglern,  v.  16.  Juni  1867),  u.  a.  bei  Briese» 
a.  a.  0.  S.  496  ff.  F.  d.  D.  Reich  Militärpensionsgcs.  v.  27.  Juni  1871  §.  58,  75  ff. 
(Civilversorgung  f.  Invalide),  Ges.  v.  4.  Apr.  1S74  §.  10  (üntcrofficiere,  welche 
nicht  als  Invalide  versorgungsberechtigt,  erhalten  nach  12 jähr,  activem  Dienste  hei 
fortgesetzter  guter  Fuhrung  den  Anspruch  auf  Civilversorgung).  —  Verbesser,  d.  Lage 
d.  Unterofficiere  (noch  immer  kaum  genügend,  um  den  Mangel  zu  beben»  durch  Reich»- 
gesetz  v.  14.  Juni  1873.  —  Deutsches  Reich,  Et.  f.  1876:  Cadettenanstalten  11 73  Mill.M.. 
ferner  in  Baiern  0  090  M.  M.,  Militärknabenerzichungsinstit.  u.  Garnisonschulen  res]). 
0.349  u.  0048  M.  M.  Reichset.  f.  1883/84  f.  Militarerzich.  u.  Bildungswesen  überli. 
lohne  Baiern)  4  81  Mill.  M. 

ß)  Ferner  führt  der  Officierberuf ,  theils  in  Verbindung  mit  den  Dienst- 
pflichten, z.  B.  in  Bezug  auf  Waffen,  Kleidung,  Pferdehaltung,  theils  wohl  oder  übel 
in  Verbindung  mit  gewissen,  wenigstens  nicht  auf  einmal  zu  beseitigenden  uud 
für  den  Einzelnen  nothwendig  mehr  oder  weniger  mit  massgebenden  Sitten  in  der 
Lebens  weise  und  im  persönlichen  Auftreten,  zu  gewissen  Extraausgabe» 
im  Vergleich  zum  Civilstaatsdienst ,  welche  eine  Compeusation  in  der  Besoldung  for- 
dern, wenn  auf  genügende  Versorgung  des  Personalbedarfs  Seitens  des  Staats  gerechnet 
und  der  Officierdicnst  nicht  vollends  wenigstens  thatsächlich  das  mehr  oder  weniger 
exklusive  Privileg  gewisser  begüterterer  Volksclassen  werden  soll. 

y)  Insoweit  endlich  der  Militärdienst  grössere  körperliche  Tüchtigkeit 
verlangt  oder  dieselbe  vermindert  oder  zum  Tode  des  Militärs  führt,  da- 
her besonders  im  Kriege,  muss  das  militärische  Pensionswesen  anders  als  im 
Civildicnst,  im  Allgemeinen  für  den  Dienenden  günstiger  eingerichtet  werden,  so- 
wohl das  eigentliche  oder  Ruhegehalts-  als  das  Wittwen-  und  Waisenpensions- 
wesen.  D.  Reichsges.  v.  27.  Juni  1871  und  4.  April  1874.  Oesterr.  Ges.  v. 
27.  Dec.  1875. 

Manche  einzelne  Abweichungen  hierin  und  im  Bcsoldungswesen  des  Officiers 
gegenüber  dem  Civilstaatsdiener  sind  freilich  nur  ein  zufälliges  historisches 
Privileg  des  ersteren  Standes,  das  entweder  beseitigt  oder  dem  Givildienst  gleichzeitig 
zu  Thcil  werden  müsste,  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  im  Militärdienst  die  Pcnsionirung 
von  einem  gewissen  Alter  an  ohne  Nachweis  der  körperlichen  Ontauglichkcit  von 
dem  Dienendeu  gefordert  werden  kann  (§.  159).  Manche  Mängel,  wie  wenigstens  bis 
vor  Kurzem  in  den  unteren  Dienststufen  immer  noch  zu  kleine  Gehalte,  theilt  der 
Officierdicnst  und  mehr  noch  der  untere  Berufsmilitärdienst  (länger  dienende  Unter- 
officiere u  s.  w.)  zum  Schaden  des  Dienstinterosses  selbst  übrigens  auch  heute  noch 
mit  dem  Civildienste,  obwohl  in  neuerer  Zeit  im  Ganzen  bei  jenem  mehr  Verbesserungen 
als  bei  diesem  eingetreten  sind. 

lieber  die  Gchaltsverhältnisse  im  deutschen  Heer  8.  Hirth's  Annalen  1873. 
8.  76  ff.  Die  Gehalte  vom  Regimentscommandeur  abwärts  sind  mehrfach  etwas  ver- 
schieden nach  den  Waffen.  Zu  einer  Vergleichung  der  Durchschnittssätze  der  Chargen 
kann  man  das  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Pcnsionsgosetzes  v.  1871  berechnete 
..pensionsfähige  Diensteinkommen"  benutzen,  bei  welchem,  wenn  es  im  Ganzen  über 
4000  Thlr.  beträgt,  jedoch  nur  die  Hälfte  angerechnet  wird.  Es  beträgt  für  den 
coinmand.  General  7330,  Chef  des  Gcncralstabs  u.  and.  äbnl.  Posten  6330,  DiviMOus- 
«'ommandeur  als  Generallicutenant  5009,  dsgl.  als  Generalmajor  4509,  Generallieutenant 
mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  4259,  Brigadecommandeur  als  General- 
major 3720,  Generalmajor  mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  3420, 
Brigadecommandeur  als  Oberst  3320,  Stabsofficicr  als  Regimentscommandeur  2888,  dsgl. 
als  Bataillonkommandeur  2013,  Hauptmann  u.  Rittmeister  1.  Cl.  1513,  dsgl.  2.  Cl.  913. 
Hauptmann  3.  Cl.  774,  Prem.-Lieut.  631,  Sec.-Lieut.  571  Thlr.  Im  Jahre  1872  sind  bei 
einer  Anzahl  Officiere  Aufbesserungen  erfolgt;  dann  1873  (Ges.  v.  30.  Juni  1873)  die 
erheblichen  Wohnungsgelder        161)  hinzugekommen,  die  nach   Ortsclassen  f.  <l 
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oberste  Officierclasse  200 — 500,  f.  Stabsofficierc  mit  Regimentscomm.-Rang  180 — 400, 
f.  and.  Stabsofficiero  u.  Hauptleute  120—300,  f.  Lieutenants  72—140  Thlr.  betragen. 
—  Eine  Rolle  spielen  auch  die  Dienstzulagen,  die  vom  Brigadecommandeur  auf- 
wärts in  das  pensionsfähige  Diensteinkommen  eingerechnet  werden.  Sie  betragen 
t>000  Thlr.  beim  command.  General,  40Ü0  u.  2000  bei  gew.  and.  Stellen,  1500  beim 
Divisionscommandeur,  300  beim  Brigadecommandeur,  Summen,  aus  denen  aber  z.  Tb. 
die  Kosten  f.  Bnreaubedürfnisse  zu  bestreiten  sind. 

Die  Höhe  des  ganzen  Finanzbedarfs  fllr  das  vertrags- 
mässig  zu  beschaffende  Militärpersonal  hängt  dann  schliesslich 
von  der  Zahl  der  Officiere  n.  s.  w.  nnd  des  länger  als 
die  gesetzliche  Zeit  dienenden  Unterpersonals  sowie 
von  dem  Verhältniss  dieser  Zahlen  zu  derjenigen  der  eigent- 
lichen Mannschaft  ab.  Hier  muss  nach  technischen 
Rücksichten  der  Heeres-  und  Flottenverwaltung  entschieden  werden. 
Die  Zahl  der  Oberofficiere  in  höhern  Chargen  mag  hie  und  da, 
besonders  in  kleinen  Staaten  zu  gross  gewesen  sein.  Gewöhnlich 
wird  umgekehrt  aus  finanziellen  Rücksichten  die  Zahl  der  Officiere 
eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  gehalten,  was  bei  der  eminenten  Be- 
deutung einer  genügenden  Anzahl  Officiere  und  gedienter  Unter- 
offiziere für  die  eigentliche  Kriegsleistung  des  Militärs  dem  Zweck 
der  ganzen  Militärinstitution  nicht  entspricht. 

Im  Deutsrhen  Keich  kommen  (1873)  auf  1  Infanterieregim.  1  Comman- 
dern-, 1  Stabsofticier,  3  Bataillonscomm.,  0  Hauptl.  1.  Gl.,  6  dgl.  2.  Cl.,  12  Premier- 
lieutenants, 28  Secondelts.,  zus.  57  Officiere,  auf  1721  Mann  (v.  Feldwebel  abwärts). 
Damal.  Kosten  der  Geld  Verpflegung  eines  Infanterieregiments  lt  8,584  Thlr.  (ohne 
Aerzte),  wovon  34,760  Thlr.  f.  d.  Officiere.  1  Dragoner-  od.  Husarenregiment  55,883, 
wo\?on  auf  die  Officiere  16,550,  1  Feldartillerieregim.  151,068  Thlr.,  wovon  ca.  35,600 
auf  die  Officiere.  — 

§.  189.  —  b)  Der  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher 
Dienstpflicht.  Wesentlich  andere  Grnndsätze  sind  für  die 
finanzielle  Regelung  dieses  Tbeils  des  militärischen  Personalbedarfs 
zur  Geltung  zu  bringen.  An  und  für  sich  würde  es  dem  Wesen 
dieser  Dienstpflicht  entsprechen ,  wenn  der  Soldat  sich  selbst  unter- 
hielte, wie  dies  in  früheren  Wehrsystemen  auch  in  gewissem  Um- 
fange der  Fall  war,  wo  selbst  die  Bewaffnung  oft  vom  Einzelnen 
gestellt  wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung 
der  dienstpflichtigen  Mannschaft  Ubernimmt,  so  geschieht  dies  zu- 
nächst im  Interesse  des  Dienstes  selbst,  sodann,  weil  ein 
grosser  Theil  der  Pflichtigen  nicht  im  Stande  ist, 
sich  aus  eigenen  Mittein  während  einer  Zeit  zu  erhalten, 
in  welcher  der  Staat  die  Erwerbsarbeit  so  gut  wie  unmöglich 
macht,  endlich  auch,  am  die  Lasten  des  Kriegsdienstes 
gleichmässiger  auf  die  Bevölkerung  zu  verth eilen.  Es 
sind  dann  namentlich  zwei  Fragen  von  allgemeinerer  Bedeutung, 
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zu  eröitern,  Demiich  wie  die  Höhe  der  „Besoldung"  des  Dienst- 
pflichtigen —  wenn  die  gewährte  Unterstützung  in  Ermangelung  eines 
andren  allgemeinen  Namens  noch  so  genannt  werden  darf  —  zu  be- 
messen und  in  welcher  Zahlungsform  diese  Besoldung  zu 
gewähren  ist. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  können  die  gewöhnlichen  Grund- 
sätze der  Lohngestaltung,  welche  auch  die  Besoldung  der  Beamten 
bestimmen  müssen,  für  die  Personen  im  gesetzlichen  Wehrdienst 
nur  zum  Theil  massgebend  sein.  Denn  gegenüber  einer  allge 
meinen  Dienstpflicht,  weiche  der  Einzelne  an  die  Gemeinschaft 
zu  erfüllen  hat  für  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Be- 
dingungen seines  Gedeihens,  kann  von  eigentlichem  Lohne,  in 
welchem  eine  Belohnung  liegt,  Uberhaupt  nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einzelnen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  161) 
inus8  Yornerolich  nur  der  erste,  die  Deckung  des  Lebens- 
bedarfs während  der  Dienstzeit  selbst,  in  dem  dem 
Pflichtigen  gewährten  Unterhalt  ersetzt  werden. 

In  anareichender  Weise,  so  dass  die  Erhaltung  oder  Wiedererneuerung  der 
im  Dienste  meist  stark  in  Anspruch  genommenen  Kräfte  mit  möglichster  Sicherheit 
verbürgt  ist,  worin  die  Verpflegung  leider  mitunter  zu  wünschen  Übrig  lässt,  aber  in 
Wesentlichen  nur  in  dem  Umfange,  dass  die  „Existenzbed  Urf  nisse  zweiten 
Grads"  (nach  meiner  Terminologie  in  d.  Grundlegung,  §.  96),  d.  h.  diese  Bedürf- 
nisse in  der  nach  dem  Lebensmassstabe  der  Masse  der  Bevölkerung  üblichen  Weise 
Befriedigung  finden.  Denn  es  handelt  sich  hier  nur  um  die  Gewährung  der  Mittel, 
durch  welche  jeder  Dienstpflichtige  in  seinem  und  im  Gesammtinteresse  sicher  in  den 
Stand  gesetzt  wird ,  dieser  seiner  Pflicht  ordentlich  nachzukommen.  Darüber  hinaus 
können  vom  Staate  wahrend  der  Dienstzeit  keine  Mittel  beansprucht  werden.  Eine 
Erhöhung  des  Unterhaltes  wird  daher  auch  nicht  nach  dem  socialen  und  ökono- 
mischen Stande  des  Pflichtigen  —  wie  bei  dem  eigentlichen  Beamten  und  dem  Offi- 
cier,  wo  der  standesgemäße  Unterhalt  (§.  101)  zu  gewähren  ist,  —  erfolgen  dürfen, 
sondern  nur  im  Dienstinteresse  selbst  nach  der  militärischen  Kangclasse,  welche  der 
Soldat  während  der  Zeit  seiner  Dienstpflicht  etwa  erlangt  und  deren  Erlangung,  wieder 
in  erster  Linie  im  Dienstinteresse,  auch  durch  solche  Vortboile,  wie  höherer  Sold  und 
dergleichen,  erstrebenswert!)  gemacht  werden  soll. 

Beispiel  der  Soldabstufung  in  d.  deutschen  Infanterie  1873:  monatl.  der 
Gemeine  3,  der  Gefreite  3*5,  die  Unterofhciere  nach  3  Classen  5,  6  5,  7*5,  die  Sergeanten 
nach  2  Cl.  S  ä  u.  105,  die  Feldwebel  15  Thlr.  an  Geldsold.  Seitdem  sind  kleine 
Erhöhungen  f.  d.  Unterofhciere  eingetreten.  Für  das  Jahr  erhalten  gegenwärtig  au 
Geidlöhnung  bei  den  gewöhnl.  Infantregimentcrn  die  Gemeinen  120,  Gefreiten  144, 
Unterofficiere  in  ü.  306,  Sergeanten  i.  D.  432.  Vicefeldwebel  540,  Feldwebel  720  M. 

Die  übrigen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  1G3) 
kommen  bei  der  Berechnung  der  dem  Dienstpflichtigen  aus  Staats- 
mitteln zu  gewährenden  Subvention  nur  ausnahmsweise  in 
Betracht. 

Eine  angemessene  Entschädigung  aus  den  Mitteln  der  Gemeinschaft,  in  deren 
Interesse  der  Einzelno  zum  Militärdienst  verpflichtet  wird ,  muss  nur  in  allen  den 
Fällen  gegeben  werdet»,  wu  der  Einzelne  durch  den  Dienst  nachweisbar  Schaden  er- 
leidet. Es  ist  deshalb  einmal  im  Kriege,  dann  auch  soweit  als  möglich  im  Friedens- 
dienste ein  Pensionsanspruch  für  die  Dienstpflichtigen  zuzugestehen,  vor  Allem 
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für  durch  deu  Dienst  invalide  gewordene,  —  vgl.  die  neuen  deutschen  u.  östorr. 
Militärpensionsgesetze,  so  bes.  d.  deutsche  Ges.  v.  27.  Juni  1871,  §.  58  ff.  (in  §.  59  auch 
die  Falle  der  Dienstbeschädig,  im  Frieden,  worunter  auch  d.  „innere  Dienstbeschäd." 
bei  actirem  Dienste,  d.  contag.  Augenkrankheit).  Ocsterr.  Ges.  v.  25.  Dec.  1875, 
§.  72  ff.,  §.4;  —  sodann  in  gewissem  Umfange  auch  ein  Wittwen-  und  Waise n- 
pensionswesen.  (Deutsches  Ges.  v.  1S71 ,  8.  94,  regelmassig  nur  f.  d.  Hinterbliebenen 
der  im  Kriege  oder  auf  gewissen  Seereisen  Verstorbenen).  Bezügliche  Einrichtungen 
sind  auch  für  den  Friedenszustand  im  Princip  gerechtfertigt.  Wenn  sich  ihre  prac- 
tische  Bedeutung  auf  im  Dienst  ohne  eigenes  Verschulden  erlittene  Unfälle  meist 
zu  beschranken  pflegt,  so  ergiebt  sich  dies  aus  der  Schwierigkeit,  in  anderen  Fällen, 
daher  besonders  bei  inneren  acuten  und  chronischen  Krankheiten,  den  Causaluexus 
zwischen  dem  Dienste  und  dem  Krankheitsschaden,  der  im  Allgemeinen  vorbanden 
sein  mag,  speciell  nachzuweisen.  Weitere  Ausbildung  der  Krankheitslehre  würde  hier, 
wie  beim  Civildienst,  die  Berücksichtigung  auch  solcher  Fälle  im  Pensionswesen 
vielleicht  möglich  machen,  was  gerade  im  Militärdienst  besonders  erwünscht  wäre. 
(S.  mein  Reichsfinanzwesen  in  Holtzendorff's  Jahrb.  III,  178\ 

Im  Ganzen  kann  daher  die  Besoldung  der  Dienstpflichtigen 
eine  auf  den  Ersatz  des  erstgenannten  Postens  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  sich  beschränkende  sein,  mit- 
hin hinter  dem  normalen  Dnrchschnittssatz  des  gemeinen  Arbeits- 
lohns etwas  zurückbleiben. 

Wie  viel  zu  geben  ist,  hängt  dann  zunächst  von  den  allgemeinen,  aus  der 
Natur  des  Menschen  folgenden  und  von  den  speci eilen,  nach  deu  Zeit-  und  Landes- 
verhältnisseu  sich  richtenden  Umständen  ab,  welche  die  Höhe  des  nothwendigen  Unter- 
haltsbedarfs überhaupt  bestimmen:  in  Betreff  des  wichtigsten  Thcils  dieses  Bedarfs, 
des  Nahrungsbedarfs,  entscheidet  daher  die  Physiologie  der  Ernährung  darüber, 
wie  viel  erforderlich  ist,  unter  Berücksichtigung  des  Einflusses  des  Klimas  u.  s.  w. 
Aehniich  bestimmt  sich  der  nothwendige  Aufwand  für  die  sonstigen  körperlichen  Be- 
dürfnisse, wobei  die  Volkbsitte  immer  mit  spricht.  Daneben  muss  ferner  stets  der 
Einfluss  des  Militärdiensts  als  einer  besonderen  Arbeitsart  mit  berück- 
sichtigt werden:  sowohl  beim  Nahruugs-,  ab  bei  dem  sonstigen  materiellen  Bedarf. 
Es  folgt  daraus  auch,  dass  im  Kriegsdienst  regelmässig  der  Unterhaltsbedarf  höher 
anzuschlagen  ist  (Regelmässig  wird  schon  in  der  Verpflegung  in  der  Garnison  und 
in  Bivouaks  und  Lagern  ein  Unterschied  gemacht  Im  deutschen  Heere  wird  in 
letzteren  die  grosse  Victualienportion  (unter  Einbehaltung  des  zum  Mittagessen 
bestimmten  Löhnungsantheils  und  des  Vurpflegungszuschusses)  gewährt,  nemlich  250  Gr. 
Fleisch,  120  Gr.  Reis  oder  150  Gr.  Graupen  oder  Grütze,  300  Gr.  Hülsenfrüchte  oder 
2000  Gr.  Kartoffeln  oder  170  Gr.  Erbsenmehl,  25  Gr.  Salz,  15  Gr.  gebrannter  Kaffee). 
Eine  zu  knappe  Bemessung  dieses  Bedarfs  ist  im  Kriegs-  und  Friedensstande  eben- 
so sehr  gegen  das  Interesse  des  Dienstes  wie  des  Pflichtigen.  Sie  führt  entweder 
2  0  kümmerlicher  Lebensweise,  wobei  der  Dienstpflichtige  für  sein  ganzes 
Leben  Schaden  leiden  kann,  oder  zu  der  Notwendigkeit  einer  Ergäuzung 
des  Bedarfs  aus  anderen  Hilfsquellen,  im  Kriege  zum  Raube,  im  Friedeu 
wenigstens  zu  Zuschüssen  der  Familien,  einer  schlechten  Art  Steuern,  welche  als 
schwere  Last  empfunden  werden  und  die  einzelnen  Bevölkerungsclassen  zudem  sehr 
ungleich  treffen. 

ß)  Die  Zahlungsform  der  Besoldung  des  gesetzlich  Dienst- 
pflichtigen kann  im  Interesse  des  letzteren  wie  mehr  noch  in  dem- 
jenigen des  Dienstes  selbst  nur  zum  Theil  die  G  e  1  d  besoldung 
sein.  Denn  diese  Form  gewährt  keine  hinlängliche  Sicherheit 
dafür,  dass  die  erhaltene  Geldsumme  vom  Soldaten  richtig  zur 
Bestreitung  des  Unterhaltsbedarfs  verwendet  wird.  Davon 
hangt  aber  die  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  Mannes  und 
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schliesslich  des  ganzen  Heeres  ab.  Dazu  kommt  die  Zweck- 
mässigkeit einer  theilweisen  Naturalbesoldung  aus  den  oben 
angeführten  GrUnden  grade  hier.  Auch  lässt  sich  die  Beschaff- 
ung des  Unterhaltsbedarfs ,  wenn  sie  im  Grossen  erfolgt, 
billiger  einrichten,  als  wenn  der  einzelne  Mann  für  sich  selber 
allein  sorgt.  Bei  einzelnen  Bedürfnissen ,  wie  bei  der  Kleidung 
und  der  Wohnung  (Kasernirung)  kommen  auch  noch  specielle 
Militärinteressen  zugleich  mit  dem  Gesichtspuncte  der  Gewährung 
des  Unterhaltsbedarfs  zur  Berücksichtigung.  Dies  Alles  hat  zur 
Folge,  dass  der  finanzielle  Personalbedarf  bei  der  dienst- 
pflichtigen Mannschaft  zum  Theil  in  einen  finanziellen 
Real  bedarf  sich  verwandelt,  und  nach  den  finanziellen  Grund- 
sätzen des  letzteren,  besonders  ein  Theil  des  Unterhalts bedarfs 
ähnlich  wie  der  Waffenbedarf,  geregelt  werden  muss.  Die  eigen- 
thümliche  Folge  der  Thatsache,  dass  es  sich  dabei  jedoch  eigent- 
lich um  einen  Personalbedarf  handelt,  zeigt  sich  in  den  besonderen 
Einrichtungen  und  Massregeln,  welche  zur  richtigen  Verkei- 
lung der  Bedarfsartikel  an  die  Einzelnen  getroffen  werden 
müssen. 

Der  Unterhaltsbedarf  wird  dem  Soldaten  daher  regelmässig 
in  der  Praxis  —  und  principiell  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
vierfachen  Form  von  Naturalq uartier,  von  Naturalbe- 
kleidung, von  N atural Verpflegung  für  einen  Haupttheil 
des  Nahrungsbedarfs,  endlich  nur  zum  Rest  in  der  Form  von 
Geldverpflegung  oder  eigentlicher  Löhnung  (Sold). 

Vgl.  Stein,  Heerwesen,  S.  236,  244  fl*. 

(1.)  Das  Naturalquartier  ist  darch  die  ökonomische  Lage  der  Mannschaft  und 
durch  das  Bedürfniss  des  Militärdienstes  selbst  gleichmassig  geboten,  im  Friedens- 
wie  im  Kriegszustande.  Es  kann  durch  Einquartierung  der  Mannschaft  bei  den 
Bürgern  und  durch  Kaserniruug  beschafft  werden.  Die  erste  Form  ist  im  Kriege 
unentbehrlich,  sie  war  auch  für  den  Friedenszustand  früher  die  vorwaltende.  £m 
Interesse  der  militärischen  Disciplin  und  der  Befreiung  der  Bürger  ?on  einer  stets 
drückenden  und  auch  bei  Gewährung  einer  Entschädigung  niemals  gleichmässig  ver- 
theilten  Last  ist  die  Kasernirung  vorzuziehen  und  auch  in  unseren  Staaten  immer 
allgemeiner  geworden,  wenigstens  in  den  Städten.  Sie  setzt  natürlich  eine  ziemlich 
feste  und  gleichbleibende  Vortheilung  der  Truppen  nach  Monge  und  Waffengattung 
im  Staatsgebiet  voraus ,  —  eine  Einrichtung,  welche  auch  sonst  wegen  der  Iocaleu 
volkswirtschaftlichen  Wirkung  der  Militärausgaben  wünschenswert]!  ist  (Regelung  des 
Garnisonwesens).  —  Vgl.  d.  Bundesges.  Uber  d.  Quartierleist,  f.  d.  bewaffh.  Macht 
im  Frieden  v.  25.  Juni  186S.  Die  Fürsorge  f.  d.  räuml.  Unterbringung  der  bewaffh. 
Macht  ist  nach  §.  1  eine  Last  d  es  Bundes,  deren  Naturalleisiung  nur  gegen 
Entschädigung  gefordert  werden  kann,  nach  d.  näh.  Bestimmungen  d.  Gesetzes. 
Für  den  Kriegszustand,  d.  i.  nach  eingetretener  Mobilmachung,  gilt  das  Reichsges. 
v.  13.  Juni  1873,  s.  bes.  §.  3,  9,  14,  mit  beschränkter  Vergütung  f.  Naturalquartier. 

Die  Anlegung  der  Kasernen  uud  die  erste  Beschaffung  ihres  In- 
v'entars  gehört  dann  zur  s  t aats wir thsc haf tl  iche  n  Kapitalanlage.  Es  ist 
dabei  in  finanzieller  Hinsicht  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Bauwesens 
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und  der  Beschaffung  des  Realbedarfs  zu  verfahren  (§.  16S  HA  Die  Instand- 
haltung der  Kasernen  und  ihres  Inventars  gehört  zur  ordentlichen  Ausgabe. 
Es  kann  dabei,  um  das  Princip  der  Wirtschaftlichkeit  möglichst  zur  Geltung  zu 
bringen,  das  System  der  Gewährung  von  Pauschsummen  an  jeden  kasernirten 
Truppenkörper  und  dessen  Abtheilungeu  befolgt  werden. 

Die  Etats  des  D.  Reichs  enthalten  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Summen 
für  Kasernen  u.  ahnt  Bauten  unter  den  „einmaligen  Ausgaben"  im  „ausserord.  Et.", 
l.  B.  18S0/81  12-38,  81/82  1117.  82/83  8  27,  88/84  4*85  M.  M.  (incl.  jiihrl.  einige 
100.000  M.  an  Kostenerstattungen  für  aus  Landesmitteln  erbauten  Kasernen).  Aus 
der  französisch.  Kriegsentschädigung  wurden  durch  Ges.  v.  8.  Juli  1872  u.  A.  9*5  Mill.Thlr. 
angewiesen  f.  die  erste  Einrichtung  der  Kasernen,  Stallungen  u.  sonst.  Gamisonanstalten 
in  EJsass-Loth ringen.  —  Da  es  sich  übrigens  bei  dem  Bau  von  Kasernen  u.  s.  w.  um 
eine  nur  allmälig  durchzuführende  Aufgabe  handelt,  kann  die  Einsetzung  der  be- 
treifenden Quoten  in  den  gewöhnl.  Etat  ausreichen,  ohne  dass  dann  auch  dafür  ausser- 
ordentl.  Einnahmen  flüssig  gemacht  werden.  —  Ueber  die  laufende  Ausg.  f.  Kasernen- 
wesen s.  u. 

(2.)  Die  Bekleidung  fällt  bei  dem  Soldaten  in  besonderem  Maasse  unter  den 
Joppelten  Gesichtspunct  eines  Artikels  des  individuellen  Bedarfs  und  der  mili- 
tärischen Ausrüstung.  Wesentlich  deshalb  die  Naturalbekleidung,  wenigstens 
für  die  Hauptgegenstande.  Die  Anschaffung  kann  im  Submissionswege  oder,  viel- 
fach nicht  unpassend,  in  eigenen  Militärwerkstätten  erfolgen.  (In  d.  60er  Jahren  war 
die  Ausg.  f.  Kleidung  in  Frankreich  f.  Gemeine  d.  Infant.  29*4,  Dragoner  44*32, 
Garde-Kürassier  12121  Fr.:  in  Baden  jährlich  für  grosse  Bekleidungsstücke  eines 
Infanteristen  13  iL  23  kr.  u.  36  kr.  zu  Ausbesserungen,  eines  Cavalleristen  desgl. 
16  fl.  55  kr.  u.  48  kr.  Für  jedes  Bekleidungsstück  wird  eine  erfahrungsmäss.  mittlere 
Dauer  angenommen,  z.  B.  Waffenrock  des  Gemeinen  2,  des  Kanoniers  l3/4,  Mantel 
des  Infanteristen  9,  des  Cavalleristen  u.  Artilleristen  10  Jahre.  In  Baiern  früher 
jährl.  Ausg.  f.  Infant.  28  fl.  50  kr.,  Ulanen  u.  Kürassier  39  fl.  (Nach  Bau).  —  Ge- 
sammtausg.  s.  u.).  Für  die  Instandhaltung  der  Kleidung  und  eventuell  auch  für 
die  Anschaffung  gewisser  Artikel,  wie  der  Wäsche  u.  s.  w.,  empfiehlt  sich 
in  wirtschaftlicher  Hinsicht  die  Gewährung  einer  Geldpauschsumme  für  den  Mann, 
um  ihn  zur  Schonung  anzueifern.  Doch  müssen  auch  hier  die  militärischen  Dicnst- 
rücksichten  eventuell  vorgehen.  So  z.  B.  früher  in  Baden  f.  d.  sogen.  Kleinmoutur 
(Bernden,  Stiefel  u.  s.  w.),  ein  In-Vcrding-Geben  gewissermassen.  Der  Gemeine  in  d. 
Infant,  erhielt  15,  in  der  Cavallerie  14  fl.,  dazu  für  Reinigungsmittel  resp.  48  kr.  u. 
2  1  S.  Vogclmann.  bad.  MUitärverwalt..  Karlsruhe  1853.  S.  179,  188  (Nach  Bau). 
Später  nach  dem  preuss.  System  abgeschafft. 

(3.)  Die  Naturalverpflegung  erstreckt  sich  im  Friedenszustand  und  im  festen 
Quartier  (im  Gegensatz  zu  Märschen,  Lagern  u.  s.  w.)  vor  Allem  auf  das  Hauptnah- 
rungsmittel ,  das  Brot.  Dasselbe  wird  am  Besten  und  Billigsten  dem  Soldaten  in 
natura  geliefert.  Es  muss  von  richtiger  Beschaffenheit  und  Güte  sein  —  wo- 
bei die  Volkssitte  neben  der  physiologischen  Anforderung  mit  zu  entscheiden  hat. 
Im  J.  1870 — 71  erhielten  demgemäss  in  Deutschland  selbst  die  französischen  Gefangenen 
mehrfach  besseres  Brot,  als  d.  deutsch.  Soldaten;  auch  im  preuss.  Heere  jetzt 
etwas  besseres  Brot  (grössere  Kleieaussonderung),  z.  Th.  mit  Rücksicht  auf  die  bessere 
Gewöhnung  anderer  Contingente  der  Reichsarmee,  s.  Hirth,  Annale»  1873,  S.  8.  — 
und  in  genügender  Menge  gereicht  werden.  So  lange  der  Staat  bedeutendere 
Naturaleinkünfte  in  Getreide  von  seinen  Domänen  oder  aus  gutsherrlichen  Gefallen 
bezog,  konnte  er  öfters  diese  zur  Brotlieferung  unmittelbar  benutzen.  Jetzt  ist  der 
Ankauf  von  Getreide  und  Mehl  im  Grossen,  durch  Vermittlung  von  Lieferanten  und 
im  Submissionswege  nothwendig,  wenn  das  Brot  in  eigenen  Militärbäckereien  gebacken 
werden  soll.  Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht.  Es  kann  auch  das  Brot  unter 
richtiger  Controle  durch  Privatbäcker  geliefert  werden.  Bei  dem  starken  jährlichen 
Schwanken  der  Gctreideprcise  muss  schon  im  Etat  eventuell  ein  Zuschuss  zu  der  Aus- 
gabe für  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Militärverwaltung  geleistet  werden, 
wenn  der  Getreidepreis  eine  bestimmte  Höhe  erreicht.  Denn  an  dem  Brotquantum 
der  Mannschaft  darf  nichts  abgezogen  werden.  Aelterc  Daten  aus  d.  60er  Jahren  bei 
&»u,  §.  76  Noten.  Danach  z.  Th.  in  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  261  Note.  —  Im 
deutschen  Heere  1873  d.  tägl.  Brotportion  750  Gr.  in  der  Garnison,  alle  4  Tage 
1  Brot  v.  3000  Gr.    Die  Festsetzung  der  bezügl.  Kosten  der  Beschallung  der  Natura- 
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lien  im  Etat  erfolgt  f.  d.  1.  Hälfte  des  Jahresbedarfs  nach  den  im  Oct  vorher  wirk- 
lich za  zahlenden  Preisen,  f.  d.  2.  Hälfte  nach  10  jähr.  Durchschn.preiseu,  vom  zweit 
vorherigen  Jahre  an  zurtlckgerechuet. 

Die  übrige  Nahrung  hat  sich  der  Soldat  im  Friedenszustand  öfters  aus  seiner 
(jeldlöhnung  zu  beschaffen,  wobei  jedoch  für  die  Mannschaft  auf  deren  Rechnung 
gemeinsame  Kochanstalten,  besonders  für  die  Mittagskost,  sich  auch  aus 
ökonomischen  Rücksichten  empfehlen  und  üblich  sind.  Wenn,  wie  oftmals  (auch  im 
deutschen  Heere)  feste  Quoten  der  Löhnung  für  diese  Kochanstalten  abgegeben  werden 
müssen  und  dazu  etwa  noch  vom  Staate  ein  fester  Verpflegungszuschuss  gewährt  wird 
(wie  gleichfalls  im  deutschen  Heere,  wo  dem  Soldaten  (1873)  von  der  Löhnung  1  Sgr. 
3  Pf.  abgezogen  und  ein  Verpflegungszuschuss  v.  1  Sgr.  31/*  Pf.  dazugegeben  wurde, 
wovon  es  meist  noch  möglich  ist,  Suppe  oder  Kaffee  zum  Frühstück  mit  zu  beschatten, 
Hirth,  Ann.  1*73,  S.  7,  88),  so  liegt  allerdings  im  Grunde  doch  nur  eine  bestimmte 
Form  der  Naturalverpflegung,  nicht  der  Geldverpflegung  vor,  wobei  nur  der  Mannschaft 
eine  direetcro  Mitwirkung  bei  der  Einrichtung  der  Verpflegung  —  ganz  passend  — 
gegeben  ist  —  Zur  Naturalverpflegung  gehört  endlich  noch  die  im  Interesse  des 
Diensts  und  der  Mannschaft  selbst  gebotene,  auch  ökonomisch  zweckmässige  Kranken- 
pflege im  Militärlazareth. 

(40  Es  hängt  vom  Umfang  und  von  der  Einrichtung  der  Naturalverpflegung  und 
der  Lieferung  der  Kleidung  ab,  welche  Höhe  die  Geldlöhnung  dann  noch  er- 
reichen muss.  Mit  einer  kleinen  Löhnung  muss  sonst  im  Allgemeinen  vorlieb  ge- 
nommen werden,  wenn  die  Naturalverpflegung  ausreichend  ist.  Ganz  entbehrlich  ist 
die  Geldlöhnung  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die,  wenn  auch  geringen  Mittel 
für  ganz  individuelle  Bedürfnisse,  für  kleine  Nebenausgaben  u.  s.  w.  bieten  muss. 
wovon  nicht  vollständig  abgesehen  werden  kann.  Auch  kleine  Löhnungsunterschiede 
nach  den  Waffen  erscheinen  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Waffe  etwas  mitbe- 
dingte Verschiedenheit  der  Lebensweise  und  der  Auslagen  für  Instandhaltung  der 
Kleidung  u.  s.  w.  berechtigt.  Der  Gemeine  in  der  Infanterie  im  deutsch.  Heere  1S73 
3  Thlr.,  in  der  Linien-CavaUerie  31/*  Thlr.,  jetzt  i.  Jahre  126  u.  144  M.,  Gefreite 
144  u.  102,  Unterofficiere  306  u.  824  M. 

Gesaramter  Mao nschaftsbed arf.  Wenn  die  Höhe  des 
Unterhaltsbedarfs,  welcher  durchschnittlich  für  einen  Mann  er- 
forderlich ist,  feststeht,  so  hängt  der  gesammte  Aufwand  für  die 
Mannschaft  ab  von  der  Stärke  des  Heers,  daher  der  Zahl 
der  zum  Dienste  Einberufenen  und  der  Länge  der 
Dienstzeit,  sowie  der  Vertheilung  der  Dienstpflichtigen  auf 
Gemeine  und  auf  die  eine  höhere  militärische  Rangstufe 
einnehmendenPersonen (Gefreiten,  Unterofßciere,  Sergeanten, 
Feldwebel  u.  s.  w.),  da  die  letzteren  eine  etwas  höhere  Löhnung 
und  z.  Th.  auch  Verpflegung  erhalten  müssen.  Ueber  alle  diese 
Puncte  muss  unter  möglichster  Berücksichtigung  des  Finanzinter- 
esses schliesslich  doch  das  Dienstinteresse  entscheiden. 

Besonders  wichtig  auch  in  finanzieller  Beziehung  ist  die  Länge  der  Dienst- 
zeit. Bei  kürzerer  Dienstzeit  kann  mit  demselben  Aufwand  eine  grössere  Anzahl 
Personen  militärisch  ausgebildet  werden.  Bei  Beurlaubungen  während  der  Dienst- 
zeit vermindert  sich  wenigstens  ein  Thcil  des  Unterhaltsbedarfs  der  Truppen,  besonder» 
für  Natural-  und  Goldverpflegang.  und  wird  auch  im  volkswirtschaftlichen  Interesse 
die  für  dio  militärische  Arbeit  entbehrliche  Arbeitskraft  für  andere  Arbeiten  der  Na- 
tion verfügbar.    Einige  bezugl.  Statist.  Daten  s.  u.  S.  445. 

§.  190.  —  6.  Der  Real  bedarf.  Derselbe  ist  zum  Theil 
in  der  vorausgehenden  Erörterung  über  den  Personalbedarf  schon 
mit  berührt  worden.  Ausser  den  grossen  Ausgaben  für  militärische 
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Kapitalanlagen  in  Festungen,  Schiifen,  Häfen,  Kascruen  und  über- 
haupt Bauwerken  verschiedener  Art  und  ausser  den  zur  Na- 
turalverp flegung  der  Truppen  gehörenden  Ausgaben  kommen 
namentlich  drei  Hauptposten  des  Staatsbedarfs  auch  im  Fricdens- 
zustande  in  Betracht:  das  Waffen-  und  AusrUstungswesen 
(incl.  Fuhrwerke,  Trainwesen),  die  Pferde  und  das  Futter  u.  8.  w. 
(Fourrage)  für  dieselben. 

S.  Stein,  Heerwesen,  S.  244  ff. 

a)  Die  Bewaffnung  und  Ausrüstung  des  Heers  kann  im 
Allgemeinen  gegenwärtig  nur  eine  Sache  der  Militärverwal- 
tung selbst  sein. 

Die  durch  technische  Rücksichten  gebotene  genaue  Gleichmassigkeit  der 
Bewaffnung  verbietet  schon,  von  allen  anderen  Gründen  abgesehen,  die  Bewaffnung 
zur  Sache  des  einzelnen  Mannes  zu  machen,  sei  es,  dass  dieser  sie  sich,  wie  ehedem 
vielfach,  ans  eigenen  Mitteln  beschaffen  muss  oder  zu  ihrer  Anschaffung  das  Geld  vom 
Staate  erhalt.  Auch  ökonomische  Rücksichten  sprechen  für  die  Beschaffung  Seitens 
der  Militärverwaltung,  welche  allein  im  Grossen  eigens  produciren  oder  an- 
kaufen kann.  Welches  dieser  beiden  Systeme  der  Besorgung  des  Realbedarfs  befolgt 
verden  soll,  lässt  sich  nicht  allgemein  entscheiden.  Es  gilt  dafür  das  in  §.  16«  und 
170  Gesagte.  Nur  auf  Privatfabriken  angewiesen  zu  sein ,  kann  auch  im  Kriege  sehr 
theaer  kommen.  England  inusste  im  Krimmkriege  die  Tonne  gewisser  Geschosse 
(diaphragm  shell)  f.  73  Pf  St.  kaufen,  die  es  später  zu  15  Pf.  selbst  machen  liess 
(Rau).  Jedenfalls  sind  militärische  Reparaturwerkstätten  und.  solche  für  Experimente 
unentbehrlich.  Ueber  d.  preuss.  Einrichtungen  s.  Rönne,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S 
773  ff.  Die  Mannschaft  kann  auch  mit  der  Instandhaltung  der  Waffen  in  der 
Kegel  nicht  unmittelbar  betraut  werden.  Wohl  aber  hat  sie  die  Reinigung  der 
Waffen  zu  übernehmen  und  dafür  ist  wieder  die  Auswerfung  von  Pauschsummen  für 
den  einzelnen  Truppentheil  und  seine  kleinsten  Abteilungen  bis  herab  zum  einzelnen 
Mann  möglich.  Für  das  sonstige  Rüstzeug  (Tornister,  Kochapparat  u.  s.  w.)  der 
Mannschaft  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  für  die  Waffen. 

Abweichend  hiervon  kann  bei  den  Officieren  das  geldwirthschaftliche 
System  auch  in  Bezug  auf  die  Einzelbewaffnung  und  Ausrüstung  durch  Gewährung 
fester  jährlicher  Pauschsummen  für  diesen  Zweck  und  Auswerfung  von  Ausrüstungs- 
geldern für  den  Feldzug  allgemeiner  angenommen  werden,  was  sich  im  Ganzen  wohl 
ökonomisch  empfiehlt.  Geber  den  Kostenpunct  des  Waffen wesens  s.  o.  S.  431.  Die 
Darchschnittsdauer  einer  Waffe  ist  schwer  festzustellen,  da  ein  Fortschritt  der 
Technik  zur  Erneuerung  der  Waffen  zwingt,  auch  wenn  die  alten  noch  lange  nicht 
abgenutzt  sind.  Die  Preise  der  Waffen  sind  mit  der  höheren  Leistungsfähigkeit,  daher 
bes.  bei  Schusswaffen,  meist  stark  gestiegen,  dsgl.  die  der  Munition. 

b)  Die  Beschaffung  der  nothwendigen  Armee-Pferde  ist 
im  Frieden  und  vollends  im  Kriege  eine  ebenso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.  Im  Frieden  kann  die  Beschaffung  der 
Officierpferde  wieder  dem  Officier  gegen  Pauschalentschädigung 
selbst  überlassen  werden.  Die  Mannschaftspferde  in  der  Cavalleric 
und  alle  sonstigen  Pferde  in  der  Artillerie,  dem  Train  u.  s.  w. 
müssen  wie  die  Waffen  durch  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  auf  verschiedene  Weise  geschehen 
und  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  verschiedene  Systeme 
der  Pferdebeschaffung  in  Gebrauch. 
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Mauches  muss  sich  hier  nach  den  Landesverhältnissen,  deui  Umfang  der  ein- 
heimischen Pferdezucht,  der  Notwendigkeit  eine»  Zukaufs  aas  dem  Aaslande  richten. 
Es  liegt  sehr  im  militärischen  Interesse,  dass  der  Pferdebedarf  im  Kriege  möglichst 
vollständig  und  in  genügender  Qualität  im  In  lande  beschallt  werden  kann,  um  in 
dieser  wichtigen  Beziehung  vom  Auslande  unabhängig  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
müssen  aber  schon  im  Frieden  die  erforderlichen  Massregcln,  wie  Hebung  des 
heimischen  GestQtewesens,  Bezahlung  hinlänglicher  Preise  für  die  Militärpferde, 
um  die  Zucht  vorteilhaft  zu  machon,  ergriffen  werden.  Hier  begegnet  sich, 
kreuzt  sich  aber  auch  leicht  das  militärische  und  das  volkswirtschaftliche, 
speciell  das  landwirtschaftliche  Interesse.  Die  Frage  der  Unterstützung  des  Gestute- 
wesens mit  Staatsmitteln  wird  aus  einer  agrarpolitischen  zugleich  eine  militärpolitische, 
wo  dann  in  letzterer  Rücksicht  die  Pflege  der  heimischen  Pferdezucht  auch  dann  noch 
erfolgen  darf,  wenn  die  allgemeinen  volles-  und  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  die 
Pferdezucht  vom  Standponcte  rationeller  Agrarpolitik  nicht  mehr  so  passend  erscheinen 
lassen.  Ueber  Pferdezucht  vom  volkswirthsch.  Standpuncte  betrachtet  s.  Bau,  Volks- 
wirthschaftspol.  §.  16$  (Gestüte!;  Roscher,  Nat.-Oek.  d.  Ackerbaus,  $.  178.  Ueber 
d.  preuss.  Verhältnisse  Meitzen,  Boden  Preussens,  II,  445  ff.  Der  Militär  u.  der 
Pferdeliebhaber  übersieht  leicht  die  bloss  relative  volkswirtschaftliche  Zweck- 
mässigkeit der  Pferdezucht    S.  auch  u.  §.  94.    S.  459. 

«)  Der  Ankauf  der  Miiitärpferde  im  Frieden  geschieht 
unter  unseren  Verhältnissen  am  Passendsten  nach  dem  im  deutschen 
Heere  bestehenden  preussischen  System  dnreh  militärische  Com- 
missionen  („Remonte-Ankaufs-Commissionen"),  eventuell 
unter  Mitwirkung  von  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmte 
Plätze  (Depots,  Assentplätze)  stellen,  und  zwar  am  Besten  so,  dass 
junge  Pferde  gekauft  und  in  sogenannte  Remontedepots  des  Staats 
zur  Fütterung  und  Wartung  überwiesen  werden,  um  sie  für  den 
Armeedienst  brauchbar  zu  machen. 

Der  Zuschuss  zu  den  Kosten  der  Remontedepots  stellt  dann  neben  dem  Ankaufs- 
preis der  Pferde  den  Kostenbetrag  des  Pferdebedarf?  der  Militärverwaltung  dar.  Aus 
diesen  Depots  werden  die  Pferde  durch  militärische  Remonte-Commandos  den  Trappen- 
theilen  zugeführt.  Der  jährliche  Bedarf  an  Pferden  wird  durchschnittlich  auf  eine 
gewisse  Quote  der  etatmäßigen  Stärke  des  Pferdebestands  und  demgemäss  wird  eine 
gewisse  Dnrchschnittsdauer  des  Pferdes  angenommen,  wobei  sich  in  den  einzelnen 
Ländern  einige  Verschiedenheiten  herausstellen.  Bei  den  seit '  längeren  Jahren  stark 
gestiegenen  Preisen  der  Pferde  ist  die  bezügliche  Ausgabe  ein  ziemlich  erheblicher 
und  immer  noch  steigender  Posten.  S.  Stein.  Heerwesen.  S.  247,  der  aber  unter 
den  verschied.  Systemen  der  Beschaffung  der  Pferde  in  Deutschland  die  .»Requi- 
sition als  gesetzl.  Dienstpflicht  der  Pferde"  nennt,  was  nur  im  Kriegszustand  gilt 
üeber  Proussen:  Rönne,  Staatsr.  II,  2.  S.  772.  Jetzt  im  deutschen  Heere  (excl. 
Baiern)  6  Remontcankaufacommissionen,  15  Remontedepots,  wo  die  Pferde  im  Alter 
von  3  bis  iucl.  6  Jahr;  Durchschnittsdauer  U  Jahre  (in  Oesterreich  12  Jahre),  Chargen- 
pferde 5  Jahre.  Die  Remontedepots  sind  Domänen,  die  landwirthsch.  benutzt  u.  für 
die  dem  Domänenfiscus  eine  Pachtrente  gezahlt  wird.  Im  Reichsetat  für  1883/M 
(cxcl.  Baiern)  stehen  an  Kosten  der  Remontirung  568  Mill.  M.  Die  Verwaltung  der 
(preuss.)  Remontedepots  kostet  1*52  Mill.  M.  Angekauft  werden  nur  noch  Pferde  v. 
3 — 5  (nicht  mehr  bis  6)  Jahre  Alter,  durchschn.  Preis  1880  655  M.  Als  Bedarf  der 
Remontirung  wird  gerechnet:  jährL  bei  der  Cavallcrie  Vi0  (minus  4  Pferde  p.  Regi- 
ment), bei  der  Artillerie  */»  der  Friedensetatstärke  an  Dienstpferden,  so  z.  B.  in  ISSO 
incl.  der  Ofticierchargenpferde.  worauf  die  Subalternofficiere  der  Cavall.  u.  reit.  Ar- 
tillerie Anspruch  haben,  6273  Remontepferde.  Der  Abgang  durch  Tod  u.  Ausrangirung 
in  d.  Depots  selbst  wird  auf  5°/0  berechnet.  Dadurch  u.  durch  Berücksichtigung 
einiger  besonderer  Ersatz-  und  Bedarfsfälle  steigt  der  Oesammtbedarf  auf  6719  Pferde. 
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-  Aeltero  Angaben  bes.  über  Baiern  bei  Kau,  fi.  Ausg.  §.  76  Anm.  g.  —  Pfcrdc- 
bestand  der  Armee  und  Wechsel  darin  1875  8.  im  Jahrb.  d.  Stak  d.  preuss.  Staats, 
IV.  2,  S.  344. 

ß)  Im  Kriegszustande  (bei  der  Mobilmachung)  ist 
die  gewöhnliche  Form  des  Ankaufs  der  Pferde  zwar  nicht  ausge- 
schlossen. Sie  ist,  soweit  es  sich  um  Versorgung  mit  Pferden  aus 
dem  Auslande  handelt,  besonders  wichtig.  Aber  sie  reicht 
nicht  au 8,  theils  weil  der  Bedarf  dabei  nicht  rasch  genug,  theils 
weil  er  unter  zu  ungunstigen  Bedingungen  gedeckt  würde.  Im 
Kriege  muss  daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Besten  so, 
dass  die  Pferdebesitzer  gesetzlich  gezwungen  sind, 
ihre  Pferde  der  Militärverwaltung  zur  Auswahl  zu 
stellen  und  sie  ihr  gegen  angemessene  Entschädigung 
abzutreten.  Die  letztere  braucht  aber  nicht  nach  Kriegs- 
preisen, sondern  darf  nach  Friedenspreisen  bemessen  werden. 

Hier  liegt  also  ein  practisch  wichtiger  und  principiell  richtiger  Fall  der  Zwangs- 
enteignung vor,  welcher  durch  die  Unzureichendheit  des  priiatwirthschaftlichon 
Systems  geboten  ist.  Der  Fall  ist  doshalb  von  allgemeinerer  Bedeutung  für  die  Fragen 
der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung.  8.  meine  Grundlegung  2.  Abth.  Kap.  5, 
and  mein  Reichfinanzwosen  im  Jahrb.  a.  a.  0.  III,  223  Uber  die  neue  deutsche 
Gesetzgebung.  Ges.  Uber  Kriegsleistungen  v.  13.  Juni  1873,  §.  25  ff.,  Bestimmungen, 
welche  an  die  Stelle  der  älteren  (z.  Th.  härteren)  preussisrhen  Vorschriften  getreten 
sind,  s.  meine  Reichsfin.  S.  80.  Für  die  Pferde  wird  aus  den  bereitesten  Mitteln 
der  Kriegskassc  Ersatz  des  vollen  von  Sachverständigen  unter  Zugrundelegung  der 
Friedenspreise  endgiltig  festzustellenden  Werths  geleistet  (§.  25).  Ein  neues  französ. 
Oes.  v.  1.  Aug.  1874  ordnet  ebenfalls  die  Zwangsstellung  der  Pferde  im  Fall  der 
Mobilmachung  des  Heeres  an.  Jährlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gemeinde- 
weise Registrirung  aller  über  6 jähr.  Pferde  und  über  4  jähr.  Maulthicre  statt  Diese 
Thiere  werden  jährl.  schon  im  Frieden  untersucht  und,  wenn  militärisch  verwendbar 
gefunden,  nach  den  Remontcpreisen  des  Jahresbudgets  abgeschätzt.  Im  Kriegsfall 
werden  dann  alle  requirirten  Reit-  und  Artilleriezugpferde,  mit  Ausnahme  der  Hengste, 
mit  25%  Zuschlag  zu  den  obigen  Taxpreisen  abgenommen.  Zahlung  mittelst  An- 
weisung auf  die  nächste  Steuererhebungsstelle.  Strenge  Strafbestimmungen.  S.  Preuss. 
Stat  Zeitschr.  1874,  S.  345.  —  Der  Pferdebedarf  des  deutschen  Heers  ist  im 
Frieden  81,629,  im  Kriege  312,731.  wovon  242,415  bei  d.  Feldarmee;  Frankreich: 
actire  Armee  im  Frieden  jetzt  126,544,  wovon  13,013  auf  die  Gendarmerie;  für  die 
mobile  französ.  Feldarmee  wenigstens  224.000  (offic.  Angabo  250,000).  —  Für  An- 
schaffung der  Pferde  der  mobilen  norddeutchen  Armee  sind  im  Kriego  v.  1870/71 
22*82  Mill.  Thlr.  ausgegeben  (wovon  gleich  bei  der  Mobilmachung  13*37).  Der  Erlös 
für  Pferdeverkäufe  betrug  1870  u.  71  8*13  Mill.  Thlr.,  bes.  f.  Verkauf  französ.  Beute- 
pferde  und  für  allgemeinen  Verkauf  bei  der  Abrüstung. 

c)  Futter,  Hafer  und  Heu,  ferner  Stroh  für  die  Pferde  ist 
im  Frieden  in  der  Regel  im  Grossen  durch  die  Militär- 
verwaltung, bez.  durch  die  einzelnen  Truppenkörper  (Regimenter, 
Bataillone)  anzuschaffen,  meist  im  Wege  der  Submission. 

Passend  erhalten  die  Offi eiere  für  die  Dienstpferdc,  welche  sie  halten  müssen, 
feste  Fourragerationen,  also  insofern  auch  hier  natural wirthschaf tlich es  System, 
da  der  Einzelne  nicht  immer  ordentlich  seiuen  Bedarf  decken  kann.  Die  Pferderationen 
zerfallen  im  D.  Heere  nach  der  Waffe  und  der  Gattung  der  Pferde  in  schwere,  mitt- 
lere und  leichte;  sie  betragen  in  der  Garnison  4750,  4400  u.  4000  Gr.  Hafer,  ausser- 
dem bei  jeder  Ration  2500  Gr.  Heu  o.  3500  Gr.  Stroh.   Nur  ausnahmsweise  ist  im 
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Frieden  (z.  B.  auf  Märschen)  für  Foarrage  ein  Lieferungszwang  der  Gemeinden  am 
Platze.  (So  im  deutschen  Ges.  über  d  Naturalleistungen  für  die  bewaffnete  Macht 
im  Frieden  v.  13.  Febr.  1875,  §.  5). 

Im  Kriege  erweist  sich  dagegen  die  Beschaffung  der  Four- 
rage  im  Wege  des  freien  Ankaufs,  namentlich  da,  wo  man  sie 
gerade  bedarf,  mitunter  nicht  möglich  oder  ist  sie  nicht  rasch 
genug  und  zu  theuer  auf  diesem  Wege.  Deshalb  muss  auch  hier 
eine  gesetzliche  Pflicht  zur  Lieferung  dieser  wie  anderer 
verwandter  Artikel  (Vieh,  Brotmaterial)  für  gewisse  Selbstverwal- 
tungskörper, wie  Gemeinden  und  Kreise  oder  eigens  für  diesen 
Zweck  neu  zu  bildende  „Lieferungsverbände",  ausgesprochen 
werden.  Eine  angemessene  Entschädigung  aus  Staats 
mittein  ist  dabei  namentlich  deshalb  geboten,  weil  nach  dem  zu- 
fälligen Aufenthalt  der  Truppenkörper  die  einzelnen  Landestbeile 
gewöhnlich  in  sehr  verschiedenem  Umfange  zu  solchen  Lieferungen 
in  Anspruch  genommen  werden. 

S.  das  deutsche  Ges.  Uber  Kriegsleistuogen  v.  13.  Juni  1S73,  bes.  §.  16  fl". 
Entschädigung  für  Fourrage  u  and.  sogen.  „Landlieferungen"  ausser  Vieh  nach  dem 
lOjähr.  Durchschnittspreis  des  Hauptmarktort9  des  Lieferungsverbands,  unter  Ausschluss 
des  theuerston  und  wohlfeilsten  Jahrs.   S.  mein  Reichstinanzwesen  S.  220 — 22Ö. 

Die  Höhe  des  G  es  amm  tauf  wand  s  für  den  Real  bedarf 
des  Heeres  im  Friedenszustande  richtet  sich  einmal  nach  den- 
selben Umständen,  welche  die  Höhe  des  Aufwands  für  den  Per- 
sonalbedarf bestimmen;  sodann  nach  den  technischen  An- 
forderungen, welche  an  das  System  der  Angriffs-  und 
Vertheid igungs waffen  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
militärischen  (und  maritimen)  Einrichtungen  und  Anstalten  zu 
stellen  sind. 

Ist  das  Material  des  Heers  und  der  Flotte  einmal  in  technisch  genügendem  Zu- 
stande vorhanden,  so  handelt  es  sich,  was  die  laufende  Ausgabe  anlaugt,  nur  um  den 
verhältnissmassig  kleineren  Aufwand  für  die  regelmässige  Ergäozung  und  Instandhaltung 
des  Materials.  Aber  es  ist  in  ökonomischer  und  finanzieller  Hinsicht  nicht  zu  Uber- 
sehen, dass  dieses  Material  eine  „staatswirthschaftliche  Kapitalanlage"  darstellt,  deren 
Verzinsung  und  Amortisation  eigentlich  zu  dem  Militäraufwand,  bez.  zu  dein 
Aufwand  für  den  Realbedarf,  geschlagen  werden  musste,  um  die  wahre  Höhe  und 
Last  der  Militärausgabe  zu  erkennen.  Da  nach  der  Finanzlage,  nach  politischen  Um- 
stäuden  und  nach  anderen  zufälligen  Einflüssen  in  den  einzelnen  Staaten  gerade  auch 
der  Aufwand  für  das  militärische  und  maritime  stehende  Material  in  verschiedener 
Weise  und  zu  verschiedener  Zeit  bestritten  wird  —  bald  durch  einmalige  grosse  Ver- 
wendungen aus  Kriegscontributionen ,  wie  nach  1S15  und  nach  1871  in  Deutschland, 
oder  aus  verzinslichen  Anleihen,  bald  durch  allmählige  Verwendungen  in  einer  Reihe 
von  Jahresetats  —  so  ergiebt  sich,  dass  man  die  Ausgabe  für  den  gerammten  Real- 
bedarf und  daher  auch  für  den  ganzen  militärischen  Bedarf  in  verschiedenen  Staaten 
schwer  unmittelbar  vergleichen  kann. 

Eine  genauere  ünanzstatistische  Vergleichung  der  einzelnen  Hauptposten 
des  Heeresaufwands  verschiedener  Staaten  oder  eines  Staats  in  verschiedenen  Zeiten 
leidet  ausser  an  der  obengenannten  noch  an  der  weiteren  Schwierigkeit  der  doch  immer 
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manchfach  verschiedenen  Organisation  des  Heeres  and  der  verschiedenen 
Methode  der  Etatisirong  des  Finauzb  edarf s  für  das  Heer  (nnd  die  Flotte^ 
Vgl.  altere  Angaben  Uber  die  Bestandteile  der  milit.  Ausgaben  bei  Kau, 
§.  73  Anm,  a  in  der  5.  u.  (neuere)  in  d.  6.  Ausg.  Auch  Stein,  Heerwes.  S.  232 
(Tabelle  nach  der  „Vergleich.  Darstell,  d.  Wehrverhaltnisse" ).  Einen  Einblick  in  die 
relative  Bedeutung  der  einzelnen  Hauptposten  giebt  folgende  Uebersicht  ans  dem  Etat 
des  deutschen  Heeres  (excl.  Baiern)  für  1884/85,  des  österr.-ungar.  für  1877 
and  des  französ.  für  18S1.  Eine  unmittelbare  Yergleichung  auch  dieser  drei  Etats 
ist  bei  der  Verschiedenheit  der  Etatisirong  nicht  für  alle  Posten  durchführbar.  Aber 
irichtige  Anhaltspuncte  für  die  Vergleichung  bieten  sich  gleichwohl. 
Deutsches  Heer  (ohne       Oesterr.-Üngar.  Heer. 

Ürdin.    Mill.  fl. 


Biiern).  Fortdauernde  Ausg. 
in  Mill.  M.  (Etatskapitel) 


Französ.  Heer. 
Mill.  Fr.  • 


Krieffsiniiiisterium  .  .  1'90 
Militär-Kassenwesen  .  0*27 
Militärintendanturen  .  1  "73 
MÜitärgeistlicbkeit  .  0  64 
Militärjastizverwalt.  .  0*68 
Höh.  Truppenbefehls- 
haber   252 

Gouvern..  Command.  u. 

Platz-Majore  .  .  .  064 
Adjut.,  Offic.  u.  Offne, 

in  bes.  Stellungen  .  0'97 
Geoeralstab  und  Ver- 

messungswesen    .    .  1*62 

logenieurcorps  .   .    .  1*50 

Geldverpfleg,  d.  Trupp  9802 

Naturalverpllegung  .    .  78  22 

Bekleidung  u.  Ausrust.  22*41 
Garnisonverwaltung  u. 

Servis  33*45 

Ciarnis.bauwesen  .  .  0*38 
Reisekost.,  Tagegelder, 

Vorspann-  u.  Transp.- 

kosten  .... 


Wohnungsgeld   .    .  . 

Militärmedicinalwesen 
Traindepots,  Feldger. . 
Verpfleg,  d.  Ersatz-  u. 

Reservemannschaften 
Ankauf  d.  Remonten  . 
Kemondedepots  .    .  . 
Militärerziehungs-  und 

Bildungswesen  .  .  . 
Militärgef&ngnisswes.  . 
Artiii.-  a.  WafTenwes. 
Techn.  InstiL  d.  Artiii. 
Bau-  u.  Unterhaltung  d. 

Festangen  .... 

Ger.  Unterstütz.  .  . 
Militärwittwenkassc 

Diverses  


Summa 


541 

729 

602 
0-48 

2-67 
5'68 
1'52 

4'81 
0-91 
1274 
0-57 

275 
.  008 
.  0-86 

.  0J0 
296-92 


Centralleitung    .   .  047 

Territ.-  u.  Localbeh.  0  43 

Intend.  u.  Controle  .  0  84 

Militärseelsorge  .    .  O  l 5 

Militärjustizverwalt.  027 
Höh.  Commandant. 

u.  Stabe  ....  1'59 


Techn.  u  administr. 

Militärcoinite  .  . 
Mil.-geogr.  Institut . 
Truppenkörper,  allg. 

Auslagen  .... 

JMannsch.  Kost .  . 
\Naturalverpflegung 

Montur  u.  Betten  . 

Unterkunftsauslagen 

UnterofT.-Dienstpräm. 


018 
0-35 

22  08 

1201 
1609 

834 
•4-47 
1  90 


Verpfleg-,  Betten-, 
Montormagazin 
Militärsanitätswesen 
Fuhrwes.  mat.  dep.  . 


Remontirung  .    .  . 

Militärbildungsanst. 

Militärstrafanst.  .  . 
Techn.  Artillerie  . 
Pionierzeugmater.  . 

Genie- u.  Mi  1.  Bandir. 


Versorgurigsweswi 
Verschiedenes  . 


070 
310 
011 


000 
2*70 
0*03 

212 


1  o-oo 


0-29 


Min ,  Centralverwalt.  3'27 


Militärjustiz 


0-98 


Generalstab  .  .  .2391 
Dep.  gen.  d.  1.  guerro  0*49 


Sold  etc. 

Lebensmittel 
Licht,  Heizung 
Fourrage  .  . 
Bekleidung  . 
M  ilitärbetten 
Marschdienst 


191-26 

99*26 
408 
7165 
3949 
6-40 
9-48 


Allg.  Transporte 
Hospitäler 


3-66 
1225 


Recrutir.-Rescrven  .  0*86 


1-43    Remonte  u.Geschirr  1518 


1-07  Militärschulen 


Artiii.  u.  Feldequip. 
Pulv.  u.  Salp.fabr. 
Etabl.  u.  Aemter  d. 

Genie  

Unterstützungen  .  . 
Subventionen  .  .  . 
Kriegsinvaliden  .  . 
Nicht- Activ.sold  etc. 
Geheime  Ausgabe  . 


380 

16-85 
5-27 


8D-77 


15-13 
311 
1-33 
0  82 
1-28 
.  OSO 

•  ohne  Gendarm.)  .13010 
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Deutsches  Heer  (ohne 
Baiern).   Fortdauernde  Ausg. 

iin  Mill.  M.  ^Etatskapitclt 
Dazu  kommt  noch: 
Allgem.  Pensionsfonds 

d.  Reichsheeres  .  .  1919 
Reichsinvalidenf.  f.  d. 

Heer  22'97 

Summa 


Oesterr.-Ungar.  Herr. 
Ordin.    Mill.  fl. 


Franzis.  Heer. 
MUL  Fr. 


Militpens. 


75-0«) 


K0.V1U 


3390h  8077 
Ohne  die  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben. 

Die  Ausgaben  im  Ordinarium  für  die  Flotte  sind  die  folgenden,  in  denselben 
Jahren. 


Deutsche  Flotte. 
Mill.  M. 

Admiralität  ....  0.49 

Hydrogr.  Rur.  .    .   .  O  l 4 

Seewartc   022 

Stationsintcndantnr.    .  01S 

Hechtspflege  ....  0*03 

Scclsorgc   0  04 

Militärpersonal  .    .    .  5*65 

Indiensthalt.  d.  Schüfe  2  92 

Naturalverpflegung .    .  2*25 

Bekleidung   .   .    .    .  oll 

Servis,  Garnisonverw.  .  0  71 

Wohnungsgeld  .    .    .  0*51 

Krankenpflege    ...  0  52 

Heise-  etc.  Kosten .    .  0  31 

Unterricht    .    .    .    .  0.12 

Werftbetrieb .    .    .    .  10'  1 5 

Artillerie   193 

Torpedowesen    .   .    .  0*37 

Lootsen,  Retonn.  etc.  .  019 

Diverses   0*07 

Summa  20*91 

Invalidenpens.   .    .   .  0*51 

-    aus  Reichsinval.- 

Fonds   002 

2744 


Oesterr.  Flotte. 
Mill.  fl. 

Gagen   

Löhnung..  Bekleid.- 
Mass.-Gelder    .  . 
Dienst  zu  Lande 
See 

Hydrogr.  Anst.  .  . 

And.  Anstalten  .  . 

Instand  halt.,  Ersatz. 
Betrieb  d.  Flotten- 
materials .... 

Artillerie ,  Seeinin., 

And.  Auslag.     .  . 

Versorgtingsauslag. . 

Marinespitäler    .  . 

Summa 


109 

104 

0  40 

1  22 
0  03 
014 


3' 17 
022 
0.21 
023 
011 


8  13 


Französ.  Flotte. 
Mill.  Fr. 
Minist,  u.  Centr.    .  134 
Karten,  Pläne    .    .  032 
(icneralstah,  Person. 

z.  See  ....  4267 
Truppen  z.  See  .  .  18*9"» 
Seeintendanz  .  .  .  2*91 
Person,  z.  Lande  .  .VIT 
Lebensmittel  .  .  .  20"? "I 
Spitaler  ....  8-3u 
Arbeitslöhne  im 
Schiffbau  .  .  .  2137 
Schilfsbauten,  Mater.  Ais: 
Artiii.  u.  Pulr.  .  .  4  <w 
Hydraul.  Arbeiten  u. 
Civ  -Bauten  .  .  .  5**?s 
Kechtspflege  .  .  .  0*r. 
Allg.  Druckkost.  etc.  0-62 
Heisekost.  etc.  .  .  3  *27 
Versch.  Ausg.    .    .  OJ'» 

Summa  166  69 
Invalidenkasse  .    .  25*67 

192T6 

Die  französ.  Seeinvaliden- 
kasse fungirt  für  die  Kriegs  - 
und  die  Handelsmarine. 
Eine  genauere  Vergleichung  ist  hier  noch  weniger  möglich  als  beim  Heere. 

IV.  —  §.  191.  Eigene  Einnahmen  der  Militilrver 
waltung.   Solche  kommen  regelmässig  vor. 

Es  gehören  dahin  die  oft  nicht  unerheblichen  Einnahmen  für  Vcräusserung 
alter  abgängiger  Waffen,  Pferde,  Materialien  u.  s.  w.,  bedeutendere  Posten  nach 
Kriegen,  bei  grösseren  Reformen  im  Waffenmaterial  u.  s.  w.  Auch  gewisse  Gebühren 
für  die  Benutzung  von  Militärinstituten  und  Taxen  (bei  Urlaub,  beim  Avancement  u.  s.v. . 
Strafgelder,  Miethen.  der  Erlös  von  Verkaufsgegenständen  militärischer  Anstalten  ^z.  K. 
Karten)  u.  A.  m.  In  Oesterreich  ist  das  Pulver-  und  SalpetergefiUl  der  Heeres- 
verwaltung unterstellt.  Besondere  Fonds  (für  Invaliden,  Stellvertreter  u.  A.  m.) 
geben  ihre  Erträgnisse  der  Militärverwaltung. 

Es  ist  zwar  nicht  nothwendig,  aber  es  kann  zweckmässig  sein,  diese  Einnahmen 
als  eigene  Einnahmen  der  Militärverwaltung  zu  behandeln  und  sie  im  Etat  gleich 
von  den  Ausgaben  dieser  Verwaltung  abzusetzen.  Jedenfalls  müssen  sie  aber  als 
wirkliche  Staatseinnahmen  angesehen  und  verrechnet  werden. 

Im  österr.- ungar.  Etat  f.  1877  erscheinen  4*53  Mill.  fl.  eigene  Einn.  d. 
Heeresverwaltung,  wovon  kommen:  auf  d.  Pulver-  u.  Salpeter-Gefäll  1*4,  verschieden«* 
Taxen  0  2S9.  Interessen  v.  Fonds  1*53  Mill.,  der  Rest  meist  Erlös  v.  Veräusserungen, 
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Mieth-,  Pachtzins  u.  s.  w.  1 1 892  im  Ganzen  2*61  Mill.  fÜ.  Auch  die  Marine  hat 
$4,000  fl.  eig.  Einnahme.  —  Im  Deutschen  Reichsetat  f.  1  $84/85  finden  sich  an 
Einn.  der  Verwaltung  des  Reichsheers  3'H8  Mill.  M..  der  Marine  0*43  Mill.  M.,  ausser 
den  Zinsen  u.  Kapitalzuschüssen  des  Reichsinvalidcnfonds  (28*67)  u.  Reichsfestungs- 
baufonds  (11*47),  letztere  meist  für  die  ausserord.  Bauten.  S.  auch  Hirth's  Ann. 
1873,  S.  90.  —  In  Frankreich  haben  die  Dotationskasse  der  Armee  u.  die  Invaliden- 
kasse der  Marine  eigene  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen,  aus  Taxen,  Abzügen  an 
der  Gage,  besond.  aber  aus  Staatssubventionen. 

V.  —  §.  192.  Die  Kriegskosten  selbst  lassen  sieb  unter- 
scheiden in  die  eigentlichen,  welche  unmittelbar  die  Finanz- 
Verwaltung  treffen  und  die  mittelbaren,  welche  die  sonstigen 
Lasten  des  Kriegs  ftlr  die  Volkswirtschaft  begreifen. 

A.  Die  eigentlichen  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen 
aus  folgenden  3  oder  4  grossen  Posten  zusammen. 

Belege  für  das  Folgende  aus  den  finanzstatistischen  Daten  neuerer  Kriegs- 
fuhrung  werden  unten  im  Zusammenhang  gegeben.  Die  Berechnungen  v.  Gallina 
u.  nach  ihm  v.  Stein,  Heerwesen  S.  231  ,  scheineti  mir  zu  übersehen,  wie  sehr  das 
Verhältniss  des  Kriegs-  zum  Friedensbudget  von  der  Heeresverfassung  abhängt.  Vgl. 
auch  §.  183,  S.  425. 

1.  Die  Kosten  der  Mobilmachung  und  der  Aufstellung 
des  Heers  in  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 

Der  Umfang  dieser  Kost«-n  hängt  namentlich  von  dem  Vcrhältniss  der 
Friedens-  zur  Kriegsstärke  des  Heeres  ab.  Je  mehr  die  letztere  die  erstere 
übertrifft ,  desto  höher  belaufen  sich  nothwendig  die  „einmaligen  Ausgaben  für  die 
Mobilmachung.*'  Die  Anschaffung  der  Pferde  pflegt  der  stärkste  einzelne  Posten 
za  sein.  Je  nach  dem  Stande  der  Vorräthe  von  Waffen,  Munition,  Fcldgeräth. 
Kleidung  u.  s.  w.  sind  die  Kosten  der  Mobilmachung  und  Ausrüstung  natürlich  auch 
verschieden ;  ebenso  je  nach  der  Lage  des  Kriegsschauplatzes,  der  Grösse  des  eigenen 
Staatsgebiets  und  dem  Zustande  der  Communicationsmittel,  wonach  die  Auslagen  für 
den  Transport  des  Heers  und  seines  Geräthes  sowie  der  Gegenstände  seines  Ver- 
pflegungsbedarfs verschieden  ausfallen.  Gemeingiltigo  Regeln  über  die  Höhe  der 
Kosten  und  ihr  Verhältniss  zum  Friedensetat  lassen  sich  daher  nur  annähernd  geben. 
In  finanzieller  Beziehung  steht  nur  der  Satz  fest,  dass  die  für  eine  Mobilmachung 
des  ganzen  Heeres  unbedingt  notwendigen  einmaligen  Auslagen  unter  allen 
Umständen  müssen  gemacht  werden  können,  auch  unabhängig  von  der  jeweiligen 
Lage  des  Staatscrcdits  und  des  Geldmarkts.  Diese  Sicherheit  giebt  allein  vollständig 
der  Kriegsschatz,  der  daher  wenigstens  bei  gewissen  Heersystemen  eine  no In- 
wendige Finanzeinrichtung  ist  (§.  75).  Bei  den  Festungen  gehören  die  Kosten 
der  Armirung  und  Proviantirung.  bei  der  Flotte  diejenigen  der  vollständigen  Aus- 
rüstung und  Indienststellung  der  Schiffe  zu  diesem  ersten  Hauptposten  der 
E  ntliehen  Kriegsausgaben. 

2.  Die  Kosten  der  Kriegsführung  selbst,  welche  über 
den  gewöhnlichen  Friedensetat  hinaus  —  der  daneben 
bestehen  bleibt  —  zu  machen  sind. 

Sie  hängen  von  der  Stärke  des  Heeres,  der  Dauer  des  Kriegs,  bez.  der  Kriegs- 
bereitschaft, den  vorkommenden  Verlusten  an  Material  aller  Art  (Waffen,  Kleidung. 
Oerath  u.  s.  w.),  welches  sofort  wieder  ersetzt  und  ergänzt  werden  muss,  vom 
noth wendigen  Umfang  des  Lazarethwesens,  vom  Nachschub  der  Truppen  zur  Ergänzung 
und  Vermehrung  des  Heers  aus  der  Heimath  zum  Kriegsschauplatz  u.  A.  m.  ab.  Die 
einzelnen  wichtigsten  Posten  sind  die  Auslagen  für  die  Naturalverp flegung  der 
Truppen,  für  die  Gehälter  und  Löhnungen,  für  die  Ergänzung  der  Waffen 
und  Munition  und  Bekleidung,  wozu  dann  noch  je  nachdem  grössere  Summen 
for  Transporte  und  für  Lazaretho  und  Krankenpflege  kommen. 
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a)  Die  Gage  und  Liihnung  ist  im  Kriege  vielfach  zu  er- 
höh e  n  wegen  der  theureren  Preise,  der  stärkeren  Abnutzung  der 
Sachen. 

b)  Die  Natu  ralverpflegung  muss  nothwendig  viel  um- 
fangreicher und  gewöhnlich  auch  viel  kostspieliger  als  im 
Frieden  werden. 

Denn  sie  wird  im  heimischen  wie  im  Feindeslande  im  Interesse  der  Trappen 
wie  des  kriegerischen  Zwecks  vielfach  auch  da  eintreten,  wo  im  Frieden  die  Geld* 
Verpflegung  ausreicht,  z.  B.  bei  den  Officieren.  Die  Kosten  steigen,  weil  der  Krieg 
überhaupt  die  Preise  der  Artikel  des  Militärbedarfs  empor  treibt,  weil  gewöhnlich 
hohe  Transportkosten  hinzukommen  und  weil  im  eigenen  Lande  die  naturaleu 
Landlieferungen  der  Nachbarschaft  zu  druckend,  im  Feindeslande  die  Requisitionen 
zu  lastig,  zu  gehässig  werden,  die  Disciplin  dabei  leicht  leidet  und  doch  die  Ver- 
sorgung nicht  hinlänglich  sicher  gestellt  wird.  Daher  bleibt  soweit  als  möglich  die 
Verpflegung  des  Heeres  auf  eigene  Kosten  im. Gange,  mittelst  eines  um- 
fassenden Systems  von  Lieferungen  (durch  kaufmännische  Lieferanten),  Feldmaga- 
zinen, Bäckereien,  Fabriken  von  transportfähigen ,  dauerhaften  Nahrungs- 
mitteln u.  s.  w.  So  sind  auch  im  letzten  franz.  Kriege  die  Requisitionen  des 
deutschen  Heeres  immer  untergeordnet  geblieben. 

Gin  besonderer,  unter  Umständen  nicht  unerheblicher  Ausgabeposten  während 
des  Kriegszustandes  kann  die  Unterhaltung  der  Kriegsgefangenen  sein.  Z.  B.  sind 
auf  Rechnung  des  Nordd.  Bundes  für  ls"0 — 71  an  Kosten  für  kriegsgefangene 
Franzosen  21'63  Mill.  Thlr.  liqoidirt,  ohne  die  Ausgabe  f.  die  Verpflegung  d.  Ge- 
fangenen auf  franz.  Gebiete. 

Ueber  die  Sicherung  der  Beschaffenheit  der  Finanzmittel  zur  Kriegs- 
führung selbst  ist  oben  in  §.  74  tf.  schon  gehandelt  worden.  Da  die  Benutzung  des 
Staatscredits  nicht  unbedingt  diese  Sicherung  bietet  oder  uutcr  Umstanden  unverhähniss- 
massig  kostspielig  ist,  muss  einmal  die  gesetzliche  Verpflichtung  zu  Naturalleistungen 
der  Selbstverwaltungskörper  (Gemeinden,  Kreise,  Lieferongsverbände) ,  bestehen, 
sodann  ein  System  von  Extra-Steuern  (bez.  Zwangsanleihen)  eingerichtet  sein. 

3.  Nach  beendigtem  Kriege  handelt  es  sich  zunächst 

a)  um  die  Kosten  der  Abrüstung. 

So  Rücktransport  der  Truppen,  Zahlung  gewisser  Abfindungen,  Dcsarmirung  der 
Festungen,  Ausserdienststellung  der  Schiffe  u.  s.  w. 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzung  des  verlorenen 
oder  unbrauchbar  gewordenen  und  Verbesserung  des 
durch  die  Kriegserfahrung  als  ungenügend  erwiesenen 
Kriegsmaterials  aller  Art :  Waffen,  Kleidung,  Heergeräthe  u.  s.  w., 
Reparatur  und  Umbau  der  Schiffe,  Festungen:  das  sogen.  Retab- 
lissement  und  Verwandtes. 

In  finanzieller  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  die  bezüglichen  Auslagen,  ob- 
wohl ihrer  Natur  nach  eine  staatswirthscbaftlicbe  Kapitalanlage,  doch  möglichst 
rasch,  soweit  es  das  sachliche  Interesse  zul&sst,  zu  machen  sind,  also  nicht,  wie  im 
Frieden  mitunter,  auf  längere  Perioden  rerthcilt  werden  dürfen,  weil  das  Heer  mög- 
lichst sofort  wieder  in  jeder  Hinsicht  leistungsfähig  gemacht  werden  muss,  um 
seinem  Zwecke  der  grossen  Präventiv-  und  Repressivanstalt  zu  entsprechen.  Ferner 
ist  es  auch  für  die  finanzielle  Auflassung  wichtig,  dass  in  der  Tbat  nicht  nur 
Ersatz  und  Ergänzung,  sondern  zugleich  Verbesserung  des  Kriegsmaterials  noth- 
wendig ist  und  daher  die  bezüglichen  Kosten  zu  den  mit  dem  Kriege  in  Verbindung 
stehenden  gehören.  Denn  der  Krieg  ist  der  letzte  Prüfstein  wie  für  den  Werth  der 
Militärorganisation ,  so  für  denjenigen  des  Kriegsmaterials.  Daher  z.  B.  nach  dem 
letzten  Kriege  in  Deutschland  die  Neubewaffnung  der  Armee  mit  verbessertoll 
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Gewehren.  Bei  der  Institution  des  Kriegsschatzes  gehört  auch  dessen  Wieder- 
anfullung  unter  diesen  Theil  der  Kosten. 

c)  Endlich:  Kosten  der  Wiedergutmachung  der  überhaupt 
ersetzbaren  Schäden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  gehören 
namentlich : 

a)  Die  Pensionen  der  durch  den  Krieg  invalide  gewor- 
denen Militärpersonen,  nebst  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
für  die  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Militärpersonen. 

Ein  Posten,  welcher  natürlich  zunächst  von  der  Grösse  der  Verlaste  abhängt  — 
worauf  neben  der  Grösse  des  Heers  und  der  Dauer  des  Kriegs  auch  das  Waffen- 
system von  Einfluss  ist,  sowohl  was  die  Zahl  der  Gebliebenen  und  Verwundeten, 
als  die  Art  der  Wunden  und,  davon  abhangig,  die  Grade  der  Invalididät  anlangt. 
—  Die  Höhe  der  einzelnen  Pension  wird  von  der  Finanzlage  mit  bedingt  sein, 
aber  knappe  Pension  ist  gegenüber  einer  wahren  Ehrenschuld  der  Nation  am  We- 
nigsten angebracht  und  auch  nicht  richtig,  weil  entmuthigend  für  die  individuelle 
Leistung. 

ß)  Entschädigung  derjenigen  Landestheile  und  einzelner 
Staatsbürger,  welche  durch  den  Krieg  besondere  materielle 
Verluste  erlitten  haben. 

So  die  Bewohner  des  Kriegsschauplatzes  oder  seiner  Nachbarschaft,  die  vom 
Feinde  Geschädigten  (Plünderung,  Requisition  des  Feindes,  Vertreibung  aus  dem 
Feindeslande ,  Wegnahme  von  Handelsschiffen  bei  dem  noch  geltenden  Zustande  des 
Volkerrechts  u.  s.  w.),  die  aus  ihrem  Erwerbsberuf  heraus  gerissenen  Angehörigen 
des  Heers  (Reservisten,  Landwehrleutc)  u  a.  m.  Da  es  sich  hier  immer  um  Opfer 
handelt,  welche  durch  den  Krieg  veranlasst  sind  und  vom  Einzelnen  für  die  Ge- 
»ammtheit  getragen  werden,  sich  aber  sehr  ungleich  auf  die  Einzelnen  vcrthcilen, 
ist  eine  Entschädigung  im  Princip  geboten.  Ihre  Höhe  wird  mit  Rücksicht  auf  die 
Finanzlage  bemessen  werden:  volle  Entschädigung  ist  aber  jedenfalls  zu  erstreben. 
Die  französischen  5  Milliarden  haben  es  dem  Deutschen  Reiche  möglich  gemacht,  in 
allen  diesen  Beziehungen  das  Erforderliche  reichlich  zu  leisten. 

y)  Ersatz  der  Kriegsleistungen,  welche  Landestbeile 
oder  Einzelne  nach  gesetzlicher  Vorschrift  in  Arbeits-,  Spann- 
Diensten,  Transportleistung,  Quartiergewähr,  Naturallieferungen  u.s.w. 
dem  heimischen  Heere  machen  mussten. 

Auch  hier  ist  möglichst  voller  Ersatz  geboten,  weil  diese  Leistungen  immer 
mehr  oder  weniger  ungleich,  in  der  Regel  schon  wegen  der  geographischen  Lage  des 
Kriegschauplatzes  und  der  Marschrouten  sehr  ungleich  die  einzelnen  TheUe  des 
Staatsgebiets  und  die  verschiedenen  Classen  und  Individuen  der  Bevölkerung  belasten. 
Es  gelten  hier  die  Grundsätze  für  die  gleichmässige  Vertheilung  der  Steuerlast 
(Fi».  II,  §.  346—429). 

Ob  und  in  wie  weit  für  alle  diese  nach  beendigtem  Kriege 
nothwendigen  Ausgaben  ausserordentliche  Mittel  wie  nament- 
lich Kriegscontributionen  zu  Gebote  stehen,  hängt  natürlich 
vom  Ausgang  des  Kriegs  und  von  der  Höhe  solcher  Contribu- 
tionen  ab.  Sind  solche  Einnahmen  vorhanden,  so  werden  sie  in 
erster  Linie  zur  Deckung  der  Kosten  der  Kriegsführung  und  zur 
Deckung  dieser  weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen. 
Doch  muss  dabei  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  Vorsicht 

A.  W»,jii«r.  Finanzwi^n^haft.  Anfl.  29 
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in  Betreff  der  raschen  Einziehung  grosser  baarer  Geld- 
summen aus  der  Fremde  und  in  Betreff  der  raschen  Ab- 
zahlung etwaiger  Kriegsanleihen  angewandt  werden. 

Für  die  wissenschaftliche  Behandlung  aller  solchen  Fragen  liegen  jetzt  wie  in 
einem  grossartigen  Experiment  die  Erfahrungstatsachen  in  den  Einwirkungen  der 
französischen  Kricgscontribution  v.  1871  auf  Frankreich  und  Deutschland  vor.  Siehe 
darüber:  Bamberger,  die  5  Milliarden,  1873  (aus  den  Preuss.  Jahrb.  B.  31). 
Sötbeer  desgl.  Berl.  1874,  mein  Rcichsfinanzwesen  im  Jahrb.  d.  D.  Keichs.  III. 
S.  85—  165,  bes.  228—252,  dsgL  mein  bezugL  Aufs,  in  Hildebr.  Jahrb.  XXII.  (1*74  . 
S.  378  H".,  Wolowski,  rösult.  üconom.  du  payem.  de  la  contribut  de  guerre  etc.. 
Par.  1874  (aus  J.  d.  Econ.  Dec.  1874),  L.  Say,  rapport  sur  le  payem.  de  la  con- 
tribution  etc.,  Paris  1874;  Ferraris,  indemnita  di  guerra  etc.,  Nuova  Antologia 
Febr.  1875. 

Fehlen  solche  Contributionen ,  so  sind  die  bezüglichen  Aus- 
gaben nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs zu  regeln,  also  eventuell  auch  durch  A  n  1  e  i  b  e  n  zu  decken, 
aber  immerhin  bei  der  zweifelhaften  Dauer  der  durch  die  Kriegs 
ausgaben  hervorgerufenen  Wirkungen  und  in  dem  Falle,  dass  es 
sich  um  Anleihen  aus  bereits  angelegten  heimischen  Kapitalien 
(§.  65—73)  handelt,  wenigstens  theüweise  mit  durch  erhühete  oder 
neue  Steuern. 

4.  Ein  letzter  Posten  der  Kriegsausgaben  ist  endlich  eventuell 
die  vom  Besiegten  dem   Sieger  zu  zahlende  Kricgscontri 
b  u  t  i  o  n  („Kriegskostenentschädigung"). 

Eine  rasche  Zahlung  derselben  wird  in  der  Kegel  schon  im  Friedensverträge 
bedungen  und  liegt  gewöhnlich  im  Interesse  des  Besiegten  eben  so  sehr  oder  noch 
mehr  als  iu  demjenigen  des  Siegers,  weil  von  ihrer  Entrichtung  die  Befreiung  de* 
eigenen  Gebiets  von  feindlicher  Besetzung  und  die  Wiedererlangung  der  politischen 
Unabhängigkeit  abzuhängen  pflegt.  Der  Druck,  der  auf  den  besetzten  Landestbeilen 
liegt,  trifft  die  einzelnen  Staatsburger  sehr  ungleich,  was  auch  die  möglichst  rasche 
Abwicklung  erwünscht  macht.  Es  nöthigen  diese  Verhältnisse  meistens  zur  Aufnahm- 
von  Anleihen  und  nach  der  Natur  der  betreffenden  Ausgabe  sind  dieselben  auch  ge- 
rechtfertigt. Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  ein  Kuckgreifen  mit  auf  Steuern,  beson- 
ders solche,  welche  die  wohlhabenderen  Classen  starker  zur  Tragung  dieses  Opfers 
mit  heran  ziehen. 

Die  „Kriegskostenentschadigungen*4  an  Preussen  betrugen  nach  d.  Friedens- 
verträgen 1S60  55-73  Mill.  Thlr.,  wovon  von  Oesterreich  20,  Baiern  17' 10  (genw 
30  Mill.  fl.),  Sachsen  8'87,  Wttrteinborg  4  56  (genau  8  Mill.  fl.),  Baden  3  40  (6  MüL  fl ). 
Hessen  1*70  Mill.  Thlr.  (3  Mill.  fl.),  Reuss  ä.  L.  100,000  Thlr.  Ausserdem  an  Kriegs- 
contribut,  Kriegsbeute  u.  dgl.  4  77  Mill.  Thlr.,  wovon  32S4  Mill.  Thlr.  Kriegscon- 
tribution  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.,  1'29  Mill.  Thlr.  Zahlungen  des  sächs.  Füunz- 
ministers  an  die  preuss.  Civilverwalt.  während  d.  Occup.-Zeit,  339,000  Thlr.  hannor. 
Feldkriegskasse  u.  a.  m.  S.  Jahrb.  d.  preuss.  Statistik  III,  463.  —  Die  französ. 
Kriegskostenentschädigung  an  das  Deutsche  Reich  war  nach  Abzug  der  Realisations- 
kosten, aber  inbegriffen  die  vou  Frankreich  f.  die  Reste  seit  dem  Frieden  zu  zahlenden 
Zinsen,  nach  deutscher  Rechnung  5,301,145,078  Fr.  =  4,240,672,893  Mark  (nach 
franz.  Rcchn.  5,302,065,000  Fr.),  die  Pariser  Contrib.  (200  Mill.  Fr.)  160  52  MilL  iL 
der  Ueberschuss  (Uber  d.  Verwaltungskosten)  der  in  Frankreich  erhobenen  Steuern  a. 
nicht  unmittelbar  verwend.  örtl.  Contribut.  52  8  Mill.  M.  (in  d.  franz.  Rechn.  findet 
sich  als  „Wiedererstattung  d.  v.  Deutschi,  erhobenen  Steuern"  61*70  Mill.  Fr.).  In 
Summa  daher  die  deutsche  Baareinnahme  aus  Frankreich  4453'99  Mill.  M.  Die  Unter- 
haltung der  deutschen  Truppen  auf  französische  Rechnung  während  der  Occupstion 
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nach  dein  Friedensschluss  berechnet  Frankreich  auf  323*64  Mill.  Kr.  S.  Preuss.  stat. 
Jahrb.  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  mein  Reichsfinanzwes. ,  Jahrb.  III,  S.  85,  97,  Goth. 
Jahrb.  1876,  S.  592. 

B.  Die  mittelbaren  Kriegskosten,  die  Lasten,  Leiden, 
Verluste  aller  Art  für  Land  und  Leute,  zumal,  wenn  der  Kriegs- 
schauplatz auf  heimischem  Boden  ist,  lassen  sich  niemals  genau 
in  Zahl  und  Maass  fassen,  sind  aber  meistens  so  erheblich,  dass 
sie  das  Conto  der  eigentlichen  Kriegskosten  noch  ansehnlich  er- 
hohen, mitunter  vielleicht  letztere  noch  Uberragen.  Für  die  Wehr- 
verfassung und  die  Militärfinanzen  folgt  daraus  wieder,  dass  sie 
in  Friedenszeit  zweckentsprechend  in  der  oben  (§.  185)  dargelegten 
Weise  eingerichtet  sein  müssen,  um  mit  verheerender,  Erfolg  ver- 
sprechender Repressivkraft  den  Krieg  auf  feindliches  Gebiet  zu 
spielen  und  rasch  siegreich  zu  Ende  zu  führen.  Dann  werden, 
wie  die  eigentlichen,  so  vollends  die  mittelbaren  Kriegskosten 
wenigstens  so  viel  als  möglich  verringert  werden. 

Vgl.  Raa  §.  72,  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bandes,  S.  276,  woselbst  einige  Statist. 
Daten,  freilich  von  nur  bedingter  Zuverlässigkeit,  über  Kriegskosten  aus  der  Zeit 
Napoleons  l.  u.  für  den  Krimmkrieg.  Der  Krieg  von  1866  kostete  der  preussischen 
Staatskasse  Uber  die  laufende  Ausgabe  circa  83  Mill.  Thlr.  und  brachte  derselben  an 
Entrichtungen  anderer  Staaten  60*/«  Mill.  Thlr.  ein.  Der  danische  Krieg  kostete 
Preussen  extra  c.  lS'ja  Mill.  Thlr.  Die  einmal.  Mobilmachungskosten  betrugen 
1866—  67  circa  16*3  Mill.  Thlr.  S.  Engel,  Jahrb.  III,  541,  462.  Der  italienische 
Krieg  von  1859  kostete  Oesterreich  extra  c.  210  Mill.  JL,  s.  A.  Wagner,  Uns.  Zeit. 
1863.  S.  25.  Der  Krieg  von  1870 — 71  hat  Frankreich  9 — 10  Milliarden  Fr.  bloss 
an  rerrechneten  Ausgaben  gekostet.  Nach  d.  Ber.  d.  Min.  Mathicu-Bodet  v. 
7.  Jan.  1875  (Journ.  oflic.  8.  Jan.  1875,  danach  Goth.  Jahrb.  1876,  S.  592)  ergaben 
sich  folgende  Posten  in  Mill.  Fr.: 

AnsserordcntL  Ausgabe  in  Folge  Unterstützung  d.  Familien  v.  Sold. 

des  Kriegs  1912*05      u.  Matrosen   50  00 

Verproviantirung  von  Paris     .   .  169  52    Baare  Entsch&d.  an  Opf.  d.  Kriegs  106  00 
Nicht  classific.  Kriegskosten    .   .    30*00   Dsgl.  an  Gemeinden  (Annuit.)  .    .  251  95 
I.  Eig.  Kriegskosten  2lTl*57    l>sgl.  f.  v.  Genie  venire.  Schäden  .  20-00 

Kosten  der  Anleihen   631*27      IV.  Wiedergutmach.  v.  Schäden  433*95 

Verluste  an  Steuern  u.  Einkünften  364*19    Kriegscontrib.  (ohne  Paris)  .    .    .  5000  00 

IL  Besond.  finanz.  Opfer  995*46    Zinsen  daf"f    •  302'(>" 

Wiedereraetz    d  Mater    Befestiir  ünterh'  d*  deutsch-  Truppen   .    .  323*64 

^'  Art  51h     r niS              Von  Deutschland  erhob.  Steuern  .  61*70 
aulRecnn.  (1.  LKiuidationstondst   

=  IIL  Wiederherstell.  u.  Ver-  v-  Contrib.  u.  dgl.  m.  5687*41 

Stärkung  der  Kriegsmacht    .    .  592  26  Summa  9287*88 

leber  die  deutscheu  Kriegsfinanzen  von  1870—71  siehe  mein  Reichsfinanz- 
tresen, Jahrb.  III,  65 — 166,  mit  den  verrechn.  Daten  bis  Ende  1872,  approximativen 
bis  1874.  Auch  Jahrb.  f.  d.  amtl.  Statist  Preussens  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  bis  1S74 
u.  1875.  Dann  d.  fin.  Tabellen  in  d.  Statist  Jahrbüchern  des  D.  Reichs  (bisher 
4  Jahrgänge,  1  SSO— 83).  Vollständig  waren  noch  bis  1882  nicht  alle  Posten  abge- 
wickelt indem  der  Reichshaushaltsetat  noch  bis  1882/83  bezügliche  kleine  Summen 
als  „Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  mit  Frankreich"  aufführte.  Die  Verwendungen 
f.  die  Wiederherstellung  u.  Verstärkung  der  Kriegsmacht  werden  ferner  erst  im  Laufe 
der  Zeit  verbraucht  Schwierigkeiten  f.  d.  Berechnung  macht  die  getrennte  Liquid, 
f.  d.  Reich,  d.  Nordd.  Bund,  die  einzelnen  südd.  Staaten.  Die  folg.  Uebcrsicht  aus 
meinem  gen.  Aufsatz  kamt  geniigen,  weil  sie  die  muthmaassl.  Ausgaberestc  nach  den 
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ofticiellan  Anschlügen  mit  enthält  u.  die  gesetzt.  Verwendung  f.  d.  sp&ter  zu 
Ausgaben  schon  fast  ganz  in  1873  goregelt  war.   Verwendung  der  französ.  Contri- 
botion  u.  s.  w.  in  Mill.  Thlr.: 

Auf  Beichsrechn.      Auf  spec.  nordd.  Bechn. 
I.  Kriegsküsten   73*13  377  33 


II.  Wiederherstellung  u.  s. 

macht   186-11                          120  02 

III.  Wiedergutmachung  von  Schäden   .  246*3»  10-82 

IV.  Verwaltungszw.  der  Kriegsmacht   .  6  27  — 

V.  Allgemeine  Verwaltungsri'formen  .  29-70  1*66 
VI.  Ertrag  gebende  Kapitalanlagen  .   .        143*87  — 


Summa  I— V        685  57  509*83 
Ueberreste  zur  Vcrtheilung     ....        798  98  133  *0 


Summa  1484  55  64350 
Die  deutschen  Kriegskosten  (Mobilmachung,  Kriegsführung,  Abrüstung)  mögen  ind 
Suddeutschland  c.  520  Mill.  Thlr.  betragen.  Für  die  finanz.  Seite  des  Kriegs  sind 
die  unmittelbar  zu  machenden  Ausgaben  (im  Unterschied  von  den  erst  später  aat-k 
und  nach  zu  machenden  resp.  abzuwickelnden)  bes.  wichtig.  Sie  ergehen  sich  in  der 
Hauptsache  aus  dem  Hechnungsnachweis  d.  Nordd.  Bandes  f.  1870  u.  71.  Hiernach 
wurden  verrechnet  f.  d.  Mobilmachung  30*80  (wovon  24'23  in  1870  allein),  woron 
f.  Pferde  14*69  Mill.  Thlr.  (abzügl.  813  f.  Erlös  aus  Verkäufen),  f.  Mobilmachongv 
geldcr  d.  Officiere  n.  gew.  Pers.  d.  Mannschaft  2*54,  f.  Fortiöc,  Armir.  d.  Festungen 
u.  Küstenpuncte  4  92,  f.  Verproviaut  d.  Festungen  2  25 ;  feruer  f.  d.  lauf.  Kosten 
des  Kriegs  beim  Landheer  in  beiden  gen.  Jahren  26076  Mill.  Thlr.  (wovon  7220 
in  1870,  188*55  in  1871),  davon:  f.  Gehälter  u.  Löhne  der  Truppen  43  79,  Natnral- 
verpfleg.,  Feldmagaz.,  Bäcker.  105*77,  Bekleidung  und  Ausrast  37'27.  Lazarethe  u.  dgl. 
10*35  Remontir.  der  Feldarmee  1*58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munition 
u.  Waffen  7*99  u.  s.  w.  —  Die  Wiederherstellung  und  Verstärkung  der 
Kriegsmacht  erforderte  nach  d.  gesctzl.  Bestimmungen  an  Ilauptposten  für 
U e i c h s rechnung :  Kriegsschatz  40,  Festungsbau  u.  dgl.  114,  f.  nordd.  Rechnung 
spec:  Betabliss.  (incl.  Badon  und  Hessen)  106*85,  div.  Gebäude  etc.  c  19  MilL  Thlr. 
—  Die  Wiedergutmachung  von  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1873/74  (seitdem 
bei  einz.  Posten  weitere  kleine  Beträge):  auf  Reichs  rechnung:  Invalidcnfonds  bT 
(Zahlungen  vor  s.  Gründung  ausserdem  10*1  Mill.  Thlr.\  Beihilfen  an  Angehörige  der 
Reserven  u.  Landwehr  4.  dsgl.  an  aus  Frankreich  vertriebene  Deutsche  2,  dsgl.  für 
deutsche  Rhederei  5*6,  dsgl  Ersatz  v.  Kriegsschäden  u.  Leistungen  u.  s.  w.  (bes.  L 
Els.-Lothr.)  37*7,  dann  auf.  nordd.  Rechnung:  Ersatz  d-  Kricgsleistungcu  d.  Gemeinden 
2*5,  dsgl.  der  Unterstützung  für  die  Familien  d.  einberuf-  Reserve-  u.  Landwehrkote 
8*3  MilL  Thlr.  Weiteres  Detail  aus  den  betr.  Gesetzen  u.  der  Statistik  in  meinen 
Reichsfinanzwesen,  S.  103  11.,  112  fi„  118  ff.  —  Ueber  deu  letzten  oriental.  Krieg 
Russlands,  den  dieses  fast  ganz  mit  neuen  Papiergeldemissionen  und  einiger  Ver- 
mehrung seiner  verzins!.  Schuld  während  des  Kriegs  führte  —  Fundirungsopcratione- 
folgten  erst  später,  bisher  in  beschränktem  Maasse,  —  sind  mir  keine  spec.  Abrech- 
nungen über  die  Kriegskosten  bekannt  geworden.  Einen  Einblick  geben  aber  folg. 
Zahlen:  fand.  Schuld  nomin.  1876  »03  7  Mill.  R.  (wovon  439*3  äussere),  18W 
2039-9  M.  R.  (wovon  672  5  äussere).  Verzinsung  der  ganzen  Schuld  nach  d.  Etat  l 
1877  108-3,  1882  198'S  M.  R.  Creditbillite  t Papiergeld)  in  Umlauf  1876  797,  lw« 
1163  Mill.  R. 


4.  Abschnitt. 

Finanzbodarf  für  die  Durchführung  des  Cultur-  und 

Woh  1  fahrt  sz  wecks. 

Die  Darstellung  beschränkt  sich  im  Folgenden  wieder  mehr  auf  eine  kurze  Ueber- 
sieht  der  Gebiete.  Mehrfach  ist  auf  dieselben  in  der  Finanzwissenschaft  in  der  sp3i. 
Einnahmelehr.',  naineutl.  bei  den  Gebühren,  so  bei  Münze,  Post,  Strassen,  Schulen. 
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oder  bei  den  zugleich  privatwir  t  hschaftl.  Erwerbszweigen,  wie  bei  Eisenbahnen, 
einzugehen  and  dann  sind  die  enge  zusammenhangenden  Verhältnisse  der  Ausgaben 
u.  Einnahmen  zugleich  zu  behandeln.  Anderes  ist  genauer  in  den  anderen  Theilen 
des  Syst  d.  polit.  Oekon..  bes.  in  der  Volkswirtbschaftspolitik,  zu  erörtern.  Auf  dem 
(iebicte  der  hier  zu  berührenden  Angelegenheiten  hat  man  es  dann  namentlich  mit 
den  früher,  im  2.  Abschn.  des  2.  Kap.  des  vor.  Buchs  (Finanzwesen  der  Selbstver- 
waltungskörper) schon  behandelten  theoretischen  und  practischen  Streitfragen  hinsicht- 
lich der  Uobernahme  solcher  Angelegenheiten  auf  den  Staat  oder  auf  einen  Selbst- 
verwaltungskörper,  bez.  auf  welchen  der  letzteren  und  hinsichtlich  der  angemessenen 
Verkeilung  der  Lasten  zu  thun.  S.  bes.  o.  §.  43,  S.  90,  §.  46—48,  S.  96  ff.,  §.  53  «f.. 
wo  die  in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncte  und  die  Verhältnisse  der  Hauptlander 
dargelegt  sind.  Ein  Haaptthcil  der  heute  in  Deutschland,  spec.  in  Preussen  „schwe- 
benden Kinanzfrageu"  (üebertragung  eines  Theils  der  Staats-Ertragssteuern  an  Com- 
munen  u.  Verbände;,  Schuldotationen  ,  Regelung  der  Armen- ,  der  Wegelast  u.  s.  w.) 
dreht  sich  um  diese  Puncte  des  Abschnitts. 

I.  —  §.  193.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  sie  von 
der  Polizei  (§.  180)  und  von  der  volkswirtschaftlichen  und 
Unterrichtsverwaltung  (§.  194  ff.)  getrennt  wird,  nmtasst  in  ihrer 
heute  Üblichen  Organisation  mit  ihrem  schon  erwähnten  Behörden- 
apparat folgende  Hauptgebiete: 

1.  Die  amtliche  Statistik. 

Hierher  gehören  die  Kosten  der  jetzt  in  den  meisten  civilisirten  Staaten  bestehen- 
den statistischen  Bureaus,  die  Kosten  der  laufenden  statistischen  Sam- 
m el arbeiten  der  Verwaltungsbehörden,  welche  sich  schwer  von  den  übrigen 
Kosten  dieser  Behörden  altsondern  lassen ;  dann  namentlich  die  Kosten  der  periodischen 
Volkszählungen  oder  Census  und  ähnlicher  Aufnahmen  (Viehzählungen 
ti.  a.  m.\ 

Z.  B.  D.  Reich,  Stat.  Amt  1883/84  568,000  M.,  Preussen  1883/84  382,000  M. 
ohne  Bauconto),  daneben  noch  besonders  für  d.  meteorol.  Instit.  29,800  M.  Die 
Ausgabe  ist  in  den  verschiedenen  Staaten  niclrt  nur  nach  der  Grösse  der  letzteren 
und  der  Umfassendheit  der  Arbeiten,  sondern  auch  nach  der  ganzen  Stellung  und 
Einrichtung  der  Bureaus  verschieden,  je  nachdem  sie  nur  die  letzten  Concentrirungs- 
und  Public.-Arbeiten  oder  schon  frühere  Sammel-  und  Concentrirungsarbeiteii  (aus 
den  Urlisten  u.  s.  w.)  zu  machen  haben.  S.  A.  Wagner,  Art.  Statistik,  Staatswörter- 
l'uch  X,  448.    Stein,  Verwaltungsl.  bes.  B.  2. 

Die  Kosten  des  Census  sind  nach  der  Methode  der  Volkszählung,  der  Spe- 
cialität  derselben  (nainentl.  neuerdings  eingehende  Eigenschaftsstat.  der  Bevölk.)  und 
je  nachdem  die  Zählung  mit  anderen  Statist.  Aufnahmen  (über  Wohnungen,  Viehstand, 
'»e Werbewesen  u.  s.  w.j  verbunden  ist ,  sehr  verschieden.  Wo  die  Selhstzählung  und 
die  Zahlung  durch  freiwillige  und  unentgcltl.  dienende  Zähler  stattfindet  (wie  vielfach 
in  Deutschland)  sind  die  Kosten  geringer,  ohne  indessen  f.  d.  Volkswirthsch.  zu  ver- 
schwinden. Es  gilt  hier  das  in  §.  158  über  Ehrenämter  Gesagte.  S.  nam.  Engel 
i.  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1870  über  Kosten  der  Volkszähl.  S.  33  ff.  Z.  B' 
Oestorr.  Census  v.  1857  2  Hill,  fl.,  Brit.  v.  1861  250,000  Pfd.  St.,  Verein.  St. 
y.  1861,  185  Mill.  D.,  Belg,  von  1866  über  644,000  Fr.  Die  lOjähr.  Periode  der 
Zählung  empfiehlt  sich  auch  vom  Kostenstandpuncte  aus.  Engel  a.  a.  0.  S.  41  ver- 
anschlagte bei  theilw.  Benutzung  unentgeltl.  Zähler  für  die  71er  Volkszählung  die 
Ausgabe  Preusseiis  auf  191,000  Thlr.  üebersicht  Uber  Aufwand  an  Geld,  Zeit  und 
Arbeitsleistung  bei  der  letzten  (1880er)  preuss.  Volkszählung  s.  in  d.  Aufs.  v.  Blenck, 
preuss.  stat.  Ztschr.  1882,  S.  188.  Voranschi.  1880—83  452,500  M.,  wirkl.  Ausgabe 
4M,609  M.,  davon  Beschaff,  d.  Zählpapiere  175,591,  Verpack,  u.  Versend.  20,176, 
Rucksend.  9-197,  Remuncrat.  d.  Zähler  37,336,  Aufbereit,  d.  Zählpapiere  254,419, 
Zwischenfonnulare  u.  and.  Bureaubedürfnisse  2326,  Unvorhergesehenes  563  M.  Es 
sind  dies  die  Kosten  bis  Ort.  1882;  sie  betragen  p.  Kopf  der  ortsanwes.  gezählten 
IWölk.  1.8.H  Pfenn. 
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2.  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  und  die  dafür 
dienenden  Anstalten. 

Letztere  (Kranken-,  Gebär-,  Irrenhäuser,  Hebammeninstitute  a.  dgl.  tn.)  pflegen 
in  der  Regel  ganz  oder  grossentheils  ans  Provincial-  oder  Gemeindemittcln  oder  au* 
eigenem  Stifrungsvermögen  bestritten  zu  werden,  so  dass  es  sich  für  die  Staatsla>v 
etwa  nur  um  Zuschüsse  liandelt.  Völlig  trägt  der  Staat  mitunter  nur  den  Aufwand 
für  solche  Anstalten  dieser  Art.  welche  zugleich  zu  Unterrichtszwecken  dienen.  Ausser- 
dem hat  der  Staat  die  Ausgaben  für  das  Sanitäts-  und  Medicinalbehördenwesem  — 
meistens  eine  Abtheilung  des  Behördenwesens  der  gesummten  Inneren  Verwaltun?, 
„MedieinalcoUegieu"  u.  dgl.  — ,  dann  etwa  auch  für  einzelne  Medicinalbeamte,  Aintv 
ärzte,  Amtswund-  und  Hebeärzte,  ferner  für  Impfwesen,  Quarantäne  u.  s.  w.  zu  decken. 
Eine  außerordentliche  Ausgabe  verursachen  bisweilen  die  Seuchen,  Epidemieen  um) 
Viehseuchen  (Epizootieen),  indem  sie  Absperrungsmassregeln  u.  s.  w.  noth  wendig  machen. 
Ein  Theil  dieser  Kosten  lässt  sich  auch  auf  Selbstverwalt.körper  u.  in  Gebuhrenform 
auf  die  Viehbesitzer  abwälzen. 

Ausgabe  des  Staats  für  öffentliches  Gesundheitswesen,  meist  ohne  die  betreff. 
Anstalten,  welche  an  Univers,  u.  s.  w.  mit  für  Lehrzwecke  dienen:  z.  B.  Oesterreich 
westl.  Th.  1880  Ord.  748,000,  mit  Extraord.  780,000  fl.  Der  sogen.  „Sanitätsdiena" 
steht  unter  dem  Min.  d.  Inneren  u.  wird  hier  in  der  Hauptrubr.  des  Etats  „polit. 
Verwalt.  in  d.  einzelnen  Kronländern"  getrennt  v.  „Aufwand  d.  polit.  Behörden'"  über- 
haupt nachgewiesen.  Obige  Zahlen  umfassen  den  Aufw.  an  d.  Centraistelle  nicht  mit.  - 
D.  Reich.  Reichsgesundh.-Amt  18S3/84  126,000  M.  —  Preussen  1883/84  Medio 
wes.  (im  Cult.min.)  1,432,000  M.  (f.  d.  Provinc.medic.collegien  u.  Regier.medic.räth- 
222.000,  f.  d.  Physiker  in  Städten,  Kreisen,  Bezirken  u.  s.  w.  722.000,  Zuschütte  zu 
Unterr.,  Heil.-  u.  Wohlthät.anst.,  bes.  Berl.  Charite  213,000  M.,  Romuner.  der  Examina- 
toren bei  Prüfungen  —  durch  Gebühren  <ler  Examinanden  gedeckt  —  75,000  M.  u. 
and.  Posten  mehr).    Dazu  kommt  eine  Quote  d.  Ausg.  d.  Ministeriums  selbst. 

3.  Das  Hilfs-  nnd  Armenwesen  (öffentliche  Wohl- 
thätigkeit). 

Die  Staatskasse  wird  hierfür  im  Allgemeinen  nur  ausnahmsweise  und  etwa  nur 
subsidiär  in  Anspruch  genommen,  indem  theils  die  freiwillige  (^Privat-),  eventuell  di- 
kirchliche  und  Stiftungsarmenpflege  eintreten,  theils,  wo  eine  gesetzliche  Armenpflege 
Ix'steht,  die  Gemeindon,  Kreise  und  deren  Verbände  die  Pflichtigen  sind.  Die  enil- 
giltige  Regelung  der  Tragung  der  Armenlast  gehört  zu  den  erwähnten  „schwel>en<len 
Kragen"  der  Auseinandersetzung  zwischen  Staat  und  Selbstrerwaltungskörpern  (virl.  o. 
§.  53  fl.)  und  ist  in  der  „Inneren  Verwaltungslehre"  näher  zu  erörtern.  Der  Staat 
wird  sonst  nur  bei  einzelnen  grösseren  öffentlichen  Nothständen  (Misswachs 
Wassersnoth,  Kriegsverheerung  n.  s.  w.)  mit  Geldmitteln,  öfters  übrigens  nur  vorschuss- 
weise, oder  mit  Steuernachlass,  —  ja  auch  nur  eine  Form  der  Unterstützung  —  Half- 
gewähren  müssen.  Beispiel:  Preussen,  Ausg.  für  „Wohlthätigkeitszweckc"  im 
Minist,  d.  Innern  1883/84  1  15  Mill.  M.,  wovon  aber  allein  225.000  (1875  noch 
1,085,000)  f.  Unterstütz,  armer  Krieger  aus  1806—15,  der  Rest  meist  f.  Pens.  u.  «lsrl. 
nur  113,000  M.  f.  Almosen  u.  Unterstütz,  im  Allg.,  146,000  M.  feststeh.  UnterstttU. 
f.  Armen-  u.  Wohlthätigkeitsanstalten. 

Zur  Abhülfe  des  ostpreuss.  Nothstandea  (Misswachs  durch  Nässe),  wurde  vom 
p reu ss.  Staate,  verwendet  nach  Ges.  v.  23.  Dec.  1867  1,998'000,  nach  dem  v.  3.  März  1S*$ 
3  Mill.  Thlr.  —  Während  des  1870er  Kriegs  ähnl.  Unterstütz,  aus  d.  Staatskasse  an 
Theile  d.  R.-B.  Trier.  Aehnl.  1876  f.  Ueberschweminungen  in  d.  Prov.  Sachsen,  f. 
den  Bergsturz  bei  Kaub,  1880  6  Mill.  M.  f.  oberschles.  Nothstand  (Ges.  v.  3.  Kehr.  18*0  , 
18S2,*3  3  Mill.  M.  f.  Rhein  -  Ueberschwemmungen  (Ges.  v.  21.  Jan.  1883).  Yd 
Siegel,  über  Staatshilfe  bei  wirthsch.  Nothständen,  Tüb.  Ztschr.  1882. 

II.  —  §.  194.  Die  volkswirtschaftliche  Verwaltung. 
Hieher  zählt  ein  grosser  Theil  der  allg  meinen  Ausgaben  der 
üblichen  Ministerien  des  Inneren,  des  Handels,  der  Land- 
wirtschaft, der  öffentlichen  Arbeiten  (Bauten,  Ver- 
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keh rsanstalten),  z.  Th.  auch  der  Finanzen  u.  s.  w.  Viele 
Tbätigkeiten  der  znro  Ministerium  des  Inneren  ressortirenden  Ver- 
waltungsbehörden, der  Polizei  sind  oft  hauptsächlich,  in  der  Regel 
wenigstens  nebenbei  zur  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  zu 
rechnen,  wenn  sie  sich  auch  ausserdem  gleichzeitig  auf  andere 
Gebiete  erstrecken.  Die  bezüglichen  Ausgaben  sind  daher  auch 
nicht  wohl  zu  trennen. 

Von  den  einzelnen  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats 
zur  Pflege  der  Volkswirtschaft  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren,  welche  gleichzeitig  —  und  in  der  Praxis  früher  meistens 
stark  —  mit  als  eine  wichtigere  Einnahmequelle  für  die 
Staatskasse  in  Betracht  kommen  können.  Richtigere  Einsicht  hat 
jedoch  dazu  geführt,  dass  der  fiskalische  Gesichtspunct  bei  der 
Verwaltung  dieser  Anstalten  zurück  getreten  ist  und  im  All- 
gemeinen nur  noch  eine  massige,  gebtthrenartige  Einnahme  beab- 
sichtigt wird ,  wenn  der  Staat  nicht  etwa  ganz  auf  Gewinn  ver- 
zichtet. 

Näheres  über  die  einzelnen  Verhältnisse  gehört  in  die  Gcbührenlehre  (hin.  II, 
1.  Kap.)  und  in  die  Lehre  von  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  (folgendes  Buch 
dieses  Randes  I)  oder  in  die  anderen  Theilc  des  Systems  der  politischen  Oekonomie, 
speciell  in  die  Volkswirthschaftspolitik. 

Die  bezüglichen  Thätigkeiten  auf  diesem  Gebiete  sind  wieder 
solche  theils  des  Staats  allein,  theils  der  Selbstverwaltungskörper 
allein,  theils  dieser  und  des  Staats  zusammen,  wobei  dann  aber 
die  Fragen  der  richtigen  Vertheilung  der  Thätigkeiten  selbst  und 
der  daraus  hervorgehenden  finanziellen  Lasten  theoretisch  und 
practisch  besondere  Schwierigkeit  machen  und  vielfach  nur  von 
Fall  zu  Fall  entschieden  werden  können.  Oefters  tritt  aber  hier 
die  noch  schwierigere  Frage  auf,  ob,  wann  und  unter  welchen 
Bedingungen  und  Modalitäten  überhaupt  ein  öffentlicher  Körper 
als  Vertreter  der  Gemeinwirthschaft  hier  statt  oder  neben  der 
Privatwirtschaft  eintreten  soll,  —  die  principielle  Hauptfrage  der 
„Organisation  der  Volkswirtschaft". 

Für  die  allgemeinen  leitenden  Gcsichtspuncte  ist  hierbei  auf  die  principiellen 
Erörterungen  in  der  „Grundlegung",  (besonders  1.  Abth.  Kap.  8),  für  die  speciellen 
Momente  in  den  einzelnen  Fragen  wieder  auf  die  Erörterungen  in  der  Lehre  vom 
Privaterwerb  des  Staats  i  folg.  Buch  dieses  Bandes),  in  der  Gebuhrenlehre  (Kap.  1  des 
B.  II  der  Fin.wiss.)  und  in  der  Volkswirthschaftspolitik  hinzuweisen. 

Die  volkswirtschaftlichen  Angelegenheiten,  welche  Ursache 
und  Gegenstand  eines  Finanzbedarfs  sein  können,  lassen  sich  auch 
für  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  in  zwei  grössere 
Gruppen    zerlegen:   allgemeine  Angelegenheiten  der 
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ganzen  Volkswirtschaft,  bez.  ge  n  ereil  volkswirtschaft- 
lichen Interesses  (wenn  auch  vielleicht  nnr  in  einem  bestimmten 
Gebietsteile  oder  Orte)  und  specielle  Angelegenheiten 
einzelner  Productionszweige.  Die  ersteren  Angelegen- 
heiten sind  bereits  und  werden  immer  mehr  solche  des  Staats 
oder  grösserer  Selbstverwaltungskörper.  Hier  hat  man  es,  wo 
die  Sache  noch  nicht  entschieden  ist,  mit  den  Plänen  der  „Ver- 
staatlichung" (Eisenbahnen,  Versicherungs-,  Bankwesen)  zu 
thun.  Uebernimmt  der  Staat  die  Sache,  so  werden  besondere 
„Anstalten"  dafür  eingerichtet,  bei  denen  es  sich  dann  u.  A. 
wieder  um  das  leitende  Finanzprincip  in  der  Verwaltung 
handelt  In  der  Lehre  vom  Privaterwerb  and  von  den  Gebühren 
ist  dieser  Punct  näher  zu  erörtern.  Bei  den  speciellen  Angelegen 
,  heiten  der  einzelnen  Productionszweige  („VolkswirthschaftB- 
pflege"  im  engeren  Sinne)  wird  die  p  rivatwirthscüa  ftlichc 
Organisation  als  bestehend  und  verbleibend  vorausgesetzt.  Die 
Frage  ist  dann,  ob  und  wie  und  wann  und  speciell  unter 
welchen  finanziellen  Modalitäten  der  Staat  oder  ein 
andrer  öffentlicher  Körper  helfend  und  unterstützend  ein 
treten  soll,  eine  Frage,  deren  nähere  Erörterung  und  Entscheidung 
in  den  speciellen  Theil  der  Volkswirthschaftspolitik  gehört  (in  die 
„Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik"). 

Die  einzelnen  Gebiete  der  volkswirtschaftlichen  Verwal- 
tnng  sind  dann: 

A.  Allgemeine  Angelegenheiten  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft. 

1.  Das  Maass-  und  Gew ichts wesen.   S.  Fin.  II.  §.315. 

2.  Das  Münz  wesen.   S.  Fin.  II.  §.  291). 

3.  Das  Postwesen.    S.  Fin.  II.  §.  308-312. 

4.  Das  Telegraphcnwesen.    S.  Fin.  II.  §.  313. 

5.  Das  Staatseisenbahnwesen.  S.  darüber  den  Schluss 
des  nächsten  Buchs. 

H.  Das  Staatsschiff  fahrtswesen  (Dampfschiffcurse.  S.  cb.). 

7.  Das  sonstige  Wegewesen.  S.  ebendaselbst  u.  Fin.  II. 
§.  303—306. 

8.  Der  Wasserbau. 

Der  Wegebau  (eigentliche  erste  Anlage  u.  Erhaltung  und  der  Wa>s  erbau 
'Uferachute,  Deichbau  u.  dgÜ,  ^über  diesen  Nähere*  in  »1er  Volksw.sch.polit.)  mache« 
in  deu  Staat»-  u.  event.  den  Provinc.hudget»  (Preußen)  bedeutende  Kosten.  Z.  B.  West- 
Oesterreich  1*80  Strass.nbau  4.102,000  fl.  im  Ord.,  372,800  fl.  im  Extraord.,  ztb. 
4.474,800,  Wasserbau  dgl.  798,000 -803,800- 1,001,800  fl.    In  Preussen  ist  durch 
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Uebertragung  der  Staatschausseen  an  die  Provinzen  (Ges.  v.  S.  Juli  J  8*75)  der  be- 
treffend« Ausgabeposten  insofern  doch  nicht  aus  dem  Staatsbudget  ausgeschieden,  als 
die  Staatskasse  den  Provinzen  für  die  Chausseen  eine  Dotation  v.  19  M.  M.  zahlt.  S. 
darüber  o.  §.  56,  S.  124.  Ausserdem  ist  im  Min.  d.  öff.  Arbeiten  (ohne  die  Ausg. 
f.  d.  Min.  selbst)  der  ord.  Et.  d.  Bauverwaltung  1883/84  noch  16*57  M.  M.,  wovon 
die  Besoldungen  u.  persönl.  Ausgaben  3*2,  die  sachl.  Ausgaben  13*38  M.  M.  (wovon 
ein  Theil  f.  Erhalt,  diverser  Staatsgebäude,  dann  2*47  M.  M.  f.  Seehäfen  u.  Seeküsten, 
6-37  M  M.  f.  Binnenhäfen,  Gewässer  u.  Schifft'.,  0*9  f.  Unterhalt,  d.  Kanäle,  109  f. 
Unterhalt  d.  Wege  u.  Brucken  auf  Grund  rechtl.  Verpflicht.,  0*475  f.  Ruhrschiff.). 
Unter  d.  einmal,  u.  anss.ord.  Staatsausgaben  stehen  f.  1883/84  ferner  8*04  M.  M.  z. 
Kesuliruug  d.  Wasserstrassen,  8*17  M.  M.  z.  Bauten  z.  Förderung  d.  Binuenschifff., 
1*44  za  SeeluitVn  u.  s.  wM  ferner  weitro  Posten  f.  einzelne  Brückenbauten.  Erheb). 
Posten  f.  üferschutz,  genossensch.  Flussregolirung  ('/a  M.  M.  dafür  im  Et.  f.  1883/84) 
bellen  auch  im  landwirthsch.  Ministerium.  Den  Ausg.  stehen  im  Fin.min.  gegenüber 
an  „Brucken-,  Fälir-,  Hafengeldern,  Strom-  u.  Canalgefällen"  2*2  M.  M.,  an  Nieder- 
lage,  Krahu-  u.  Waagegeld  0*17  M.  M.,  im  Min.  d.  Off.  Arbeiten  aus  der  Ruhrverwalt. 
512,000,  ans  Beiträgen  z.  Unterhalt,  der  Land  -  u.  Wasserstrassen,  Canäle,  Brucken  u.dgl.  m. 
200,000  M.  In  Frankreich  Et.  f.  1883  im  Ord.  beim  Min.  d.  öff.  Arbeiten  (ausser 
d.  Quote  v.  d.  allg.  Verwalt.)  33*18  M.  fr.  f.  Strasscnbau,  10*9  f.  Binuenschifff.,  7*2  f. 
Seehäfen.  —  Vgl.  überhaupt  oben  §.  53  if. 

Statt  der  Staatsausgaben  für  Strassen,  Eisenbahnen  um)  Canäle,  Wasserbauten, 
Schiffe  n.  s.  w.,  die  im  Eigenthum  des  Staats  stehen,  können  auch  unter  ver- 
schiedenen Formen  Staatssubventioneu  ftir  solche  Verkehrswege  und  Verkehrs- 
mittel, welche  Eigenthum  von  Privaten  (incl.  Gesellschaften),  Gemeinden 
u.  s.  w.  sind,  vorkommen.  Die  Subvention  kauu  in  einer  Bctheiligung  des  Staats  als 
Actionär  an  der  Unternehmung,  in  einem  verzinslichen  oder  unverzinslichen  Darlehen, 
zur  ersten  Anlage  oder  zum  Betriebe,  in  einer  Zinsgarantie  an  die  Actionäre  (wobei 
die  Zinsen  etwa  vorschussweise  geleistet  werden  und  aus  den  späteren  Erträgen  wieder 
i\i  erstatten  sind)  oder  auch  in  einem  nicht  rückzahlbaren  Beitrage  bestehen,  wobei 
im  Einzelnen  noch  weitere  Modifikationen  vorkommen.  Namentlich  bei  Eisenbahnen, 
Dauipfschifffahrtslinieu  ist  eine  solche  Subvention  sehr  gebräuchlich  geworden  und 
macht  wenigstens  zeitweilig  oft  bedeutende  Ausgaben.  Näheres  auch  hierüber  in  d. 
Volkswirthsch.politik.  Am  Wichtigsten  sind  die  Subventionen,  bes.  in  der  Form  von 
Zinsgarantiee n,  bei  Eisenbahnen,  im  System  des  ausschliesslichen  oder  neben 
Staatsbahnen  bestehenden  Privateisenbahnweseus,  daher  in  Oesterreich  (*.  Gross, 
Staatssubvent.  f. Privatbahnen,  Wien  1882),  Russland,  Frankreich,  Italien  u.a. L.m., 
niemals  auch  im  früheren  Eisenb.system  in  diesem  Maasse  vorgekommen  in  Deutsch- 
land. Uebcr  d.  prineip.  Frage  s.  Schaffte,  gesellsch.  System  2.  A.  §.  266  ff.,  Sax, 
Verkehrsmittel  B.  2.  Mit  dem  Fortschreiten  der  „Verstaatlichung*4  der  Bahnen,  wie 
jetzt  in  Preusscn,  ändert  sich  die  Sachlage  natürlich,  ähnlich  auch  in  Oesterr. 
seit  Staatserwerb,  der  Elis.  Westbabn  u.  a.  in.  Den  betreff.  Ausgaben  f.  Ziusgarantieen 
u.  andere  Zuschüsse  entsprechen  dann  auch  Einnahmen  des  Staats  aus  Gewinn- 
autheilen,  Dividenden,  Rückzahlungen  der  Privatbahnen.  Im  preuss.  Et.  f.  1883/84 
stehen  an  fortdauernden  Ausgaben  f.  Priv.bahnen,  an  denen  d.  Staat  betheiligt  ist, 
nur  noch  901,363  M.,  wovon  Zinsgarantieen  380,200,  Amortis.  v.  Stammactien  der 
Rest.  Die  Einnahme  von  der  Betheilig,  an  Privatbahnen  (abgesehen  von  d.  Eisen- 
hahnsteuer) ist  dagegen  5*42  M.  M.  —  Im  westösterr.  Etat  f.  1882  befinden  sich 
dagegen  697,000  fl.  ord.  u.  13,986,450  fl.  ausserord.  Subvention  an  Verkehrsanstalten 
(meist  Eisen b.),  ausser  d.  Subvention  an  d.  Dainpfsch.f.gesellsch.  d.  öst.  Lloyd  v. 
1*3  Mill.  fl.  im  gemeins.  Budget.  Die  Rückeimiahinen  etc.  v.  Priv.bahnen  (Kaufschill.- 
reste  u.  dgl.)  waa-n  5,488,000  fl.  Noch  im  Et.  f.  1880  waren  d.  westöst.  Subventionen 
an  Verkehrsanstalten  21,071,300  fl.,  darunter  spec.  f.  d.  ostind.  Falliten  des  Lloyd 
(die  Ungarn  nicht  mit  subventionirt)  637,000  fl.,  die  übrige  Summe  meist  4°/«  Vor- 
schüsse z.  Deckung  der  Zinsgarantieen  u.  Betriebsdeficite.  Für  die  Verzins,  u.  Tilgung 
der  Anleihen  des  Unternehmens  der  Donauregulirung  trägt  d.  westöst.  Etat  auch  noch 
605,000  fl.  bei.  —  Im  französ.  Et.  f.  1881  u.  A.  14*7  Mill.  fr.  au  Annuitäten  an 
Elsen b.gesellschaften  u.  40  Mill.  an  Zinsgarantieen  zu  verausgaben.  Die  frauzös.  Staats- 
kasse hat  bes.  die  Ostbahnges.  für  die  an  Deutschland  abgetretenen  Bahnen  in 
Els.-Lothr.  zu  entschädigen  gehabt.  —  Immer  wichtiger  ist  neuerdings  die  Frage  der 
Subvention  f.  transatlant.  Dampfschiffe  u.  für  Canäle  geworden.  England, 
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Kran  kr.,  N.Amer.,  Ocsterr.  geben  solch«-  Dampfsch.subventionen,  Deutschland  noch 
nicht.  Trotzdem  haben  die  hamb.  n.  bremcr  Linien  bisher  dit-  Couconvnz  ho- 
stenden. Aehnliche  Subventionen,  Zinsgarantieen  u.  dpi.  f.  coloniale  Unternehmung'!! 
u.  Verwandtes  (Samoa-Vorlage,  in  Deutschi.)  neuerdings  oft  discutirt.  —  S.  auch  Rau 
Kin.  §.  79,  Volksw.scb.polit  n,  §.  255  ff.,  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  I  S.  2S3  (ufcr 
Canäle). 

9.  Das  Bankwesen.   S.  folg.  Buch  u.  Fin.  II.  §.  300. 

10.  Das  Versicherungswesen.   S.  Fin.  II.  §.  301. 

11.  Communale  gemeinnützige  Einrichtungen  und 
Anstalten.   S.  o.  §.  53  ff.  u.  Fin.  II.  §.  314. 

12.  Verschiedene  Ausgaben  zur  Förderung  der  allge- 
meinen Landescultur.  So  für  Arbeiten,  durch  welche 
ein  Tbeil  des  Landes  urbar  gemacht  oder  zum  Anbau 
besser  zugerichtet  wird,  wenn  sie  in  so  grossem  Umfange 
ausgeführt  werden,  dass  die  Mittel  und  die  Kenntnisse  der  einzelnen 
Bürger  und  der  Selbstverwaltungskörper  nicht  zureichen,  z.  B. 
grosse  Anlagen  zur  Entwässerung  und  Bewässerung. 

Es  sind  dies  Ausgraben,  die  auch  zur  Kategor.  R  im  Kolgenden  mit  geh*™. 
S.  Rau,  Volkswirthschaftspolitik  §.  102  ff.  —  Z.B.  im  preuss.  Etat  für  18*3j84  im 
landwirthsch.  Ministerium  f.  „Landesmeliorationen",  Moor-,  Deich-,  Ufer-,  Düikm- 
weseii  0*79  M.  M.,  ausserdem  unter  d.  einmal.  Aus«-,  verschied.  Posten  für  ähn- 
liche Zwecke. 

13.  Ausgaben  für  Ablösungen  von  Privatrechten, 
welche  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  im  Allgemeinen  und 
einzelner  Productionszweige  speciell  hinderlich  sind.  Wenn  die 
Beseitigung  solcher  Rechte  ein  wesentliches  allgemeines  Inter- 
esse ist,  kann  sich  die  Uebernahme  der  Ablösungskapitalien  ganz 
oder  theilweise  auf  den  Staat  und  die  dem  entsprechende  Unter- 
stützung der  Verpflichteten  rechtfertigen.  Namentlich  im  Interesse 
der  Landwirtschaft  (Grundentlastung)  sind  solche  Fälle 
vorgekommen. 

Das  Nähere  darüber  gehört  theils  in  die.  grundlegende  Lehre  toii  der  Enteignung 
(Grundlcg.  2.  Abth.,  Kap.  5).  theils  in  die  Speciallehrcn  der  Volkswirthschaftspolitik. 

Mit  der  Weiterentwicklung  der  Cultur  und  der  Volkswirtschaft  werden  immi-r 
Kalle  eintreten,  wo  einzelne  wohlerworbene  Privatrechte  dem  öffentlichen  Interesse 
entgegenstehen  und  beseitigt  werden  müssen  (event.  im  Wege  der  Zwangsenteigiiunc 
gegen  Entschädigung),  damit  Verkehrsfreiheit  erlangt  werde  oder  die  bezüglichen  An- 
stalten iu  das  Eigenthum  und  in  die  Verwaltung  des  Staats  ubergehen  (Telegraph«" 
in  Englam!,  vielleicht  in  nicht  ferner  Zeit  allgemeiner  die  Privateisenbahnen).  AU«' 
Verwendungen  für  solche  Zwecke  und  überhaupt  für  die  in  diesem  §.  aufgeführt« n 
Einrichtungen  gehören  recht  eigentlich  zu  den  besten  „btaatswirthschafUichen  Kapital- 
anlagen." S.  §.  63.  Baden  hat  bei  der  Zehentablösung  auf  d.  Staatskasse,  über- 
nommen. In  Oesterreich  übernahmen  die  Kronländer  7a  der  Grundentlastunsß- 
schuld  (d.  h.  Ys  der  Abl<**>ungssummen ,  da  1/s  gestrichen  wurde).  —  Entschädigt! n? 
der  westin.l.  Sclaveiihalter  durch  England  mit  2ü  Mill.  Pfd.  St.  l>ei  d.  Aufhebniur 
der  Sclaverei.  —  Ablösung  des  Thurn-  u.  Taxisschen  Postrechts  durch  Preassen 
1  *>ß« — 67  um  3  Mill.  Thlr.  Wichtig  sind  auch  die  neuerdings  gelegentlich  vorge- 
kommenen Ablösungen  ?on  ausländischen  Gerechtsamen,  welche  den  Verkehr  be- 
lasteten:  Aufhebung  der  Sund-  und  Beltzölle  zu  Gunsten  Dänemarks  1857  (Prea8S«-n 
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hat  /.  B.  eine  Quote  von  3.330,000  Thlr.  von  dem  Entschädigungskapital  übernehmen 
müssen.  Die  Summe  wunle  in  halhjährl.  Katen  vom  1.  Öctober  1857  -  1.  April 
1877  abgezahlt  mit  jährl.  243,462  Thlr.),  des  Stader  Zolls  zu  Gunsten  Hannovers,  der 
Scheldezftlle  zu  Gunsten  Beipriens.  —  S.  auch  Rau,  Volkswirthschaftspolit.  §.47  fl*., 
Stein,  Verwaltungslehrc  Bd.  7. 

B.  Specielle  Angelegenheiten  einzelner  Produc- 
tion 8 zweige.  Hierhin  gehören  Staats-,  Provincial-,  Kreis-, 
Gemeinde  Unterstützungen  in  verschiedener  Form,  z.  B.  auch 
in  derjenigen  der  Prämien  bei  Ausstellungen  und  sonst,  für 
einzelne  landwirtschaftliche,  gewerbliche,  mercantile  Unter- 
nehmungen, für  Experimente  darin  u.  dgl.  m.  Das  Ob  und  Wie 
macht  manche  Schwierigkeit  und  ist  nicht  hier,  sondern  soweit 
überhaupt  generell,  in  der  Volkswirthschaftspolittk  zu  behandeln. 
Der  wichtigste  Fall  betrifft  wohl  in  der  heutigen  Praxis  das 
GestUtewesen  in  der  Pferdezucht,  wo  man  vielfach  eigene 
staatliche  Gestüte  hat  Doch  kommen  hier  neben  den  volks-  und 
speciell  landwirtschaftlichen  Interessen  militärpolitische  mit 
zur  Erwägung  und  geben  auch  wohl  die  Entscheidung  (§.  190). 

S.  Fin.  II,  §  316,  317.  Prämien  zur  Einführung  besserer  Viehraccn  öfters 
nützlich  gewesen.  Dispositionsfonds  des  preuss.  landw.  Min.  1883/84  f.  Unterstützung: 
landwirthseh.  Vereine  u.  zur  Förderung  d.  Landescultur  226,000  AI.,  zur  Förderung  d. 
Obstcultur  16,511.  d.  Fischerei  214,400  M.,  zur  Förderung  d.  Viehzucht  61S,400  M. 

Ueber  das  Gestutewesen  8.  Rau,  Volkswirthschaftspol.  §.  168  flf. ,  Roscher 
II.  §.  178.  Anch  oben  S.  442.  Es  kommt  auch  hier  eine  gebuhrenartige  Einnahme 
iSprungpeld,  Fohlengeld),  dann  für  verkaufte  Thier«  u.  dgl.  ?or.  Von  den  Landge- 
stilten  sind  diejenigen  Gestüte  zu  unterscheiden,  in  denen  zu  den  Hengsten  auch 
Zuchtstuten  gehalten  und  junge  Pferde  aufgezogen  werden,  sogenannte  Hauptgestute. 
—  Preussen  3  Haupt-,  15  Landgestute. 

1S58  1870  1881 

Hauptgestüte,  Beschäler    .       25  28  29 

Zuchtstuten   550  570  585 

Landgestüte,  Beschäler  .    .    1070  1450  2015 

Tausend  Thlr.    Tausend  Thlr.  Tausend  M.  (1883/4) 
Einnahmen      ......     436  326  1842 

Ausgabe   638  589  3849 

Mehrausgabe   202  262  2007 

Uhne  die  einmal.  Ausg.  f.  1S83/84  (778.000  M.).  Die  Hauptgestüte  kosten  1,015,000 
di<-  Landgestüte  1,866,000,  (bei  1,140,000  M.  Sprung-  u.  Füllenireld),  die  allgem. 
Ausg.  923,000  M.  Gedeckt  v.  d.  LandbeschiUern  1881  100.469  Stuten,  wovon  be- 
fruchtet 67,277,  welche  55,192  lebende  Füllen  gebaren.  West-Oesterreich  1880  5 
Heinrst-Depots ,  zus.  mit  1613  Pferden  in  ärar.  Verpflegung,  1  Gestüt  zu  Radautz  mit 
257,400  fl.  Kosten.  A.  f.  1880  in  West-Oesterr.  f.  Staatsgestüte  Ausg.  257,400,  für 
Hengstdepots  u.  Fohlenhüfe  967,500  fl.,  f.  Ergänz,  des  Zuchtmaterials  aus  d.  Privat- 
zucht 200,000.  f.  Förderung  der  Pferdezucht  sonst  noch  55,000  fl.  Ausg.,  Einn. 
347,120  fl.  —  Frankreich:  Die  Gestüte  u.  Beschälanstalten  kosteten  1881  4  03  Mill. 
Kr.,  daneben  der  Ankauf  von  Hengsten  und  die  Beförderung  der  Pferdezucht  durch 
Prämien  noch  2*07  Mill.  Fr.  Das  Sprunggeld  brachte  1870  572,500  Fr.,  andere 
Nebeneinnahmen  112,440. 

III.  —  §.  195.  Die  Verwaltung  des  Unterrichts- 
und Bildungswesens  und  des  öffentlichen  Cultus. 
Die  hierdurch  erfolgende  Beförderung  der  Volksbildung  wird  in 
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unserem  Zeitalter  als  eine  hochwichtige  Aufgabe  der  Staatsgewalt 
anerkannt.  Die  dafür  erforderliche  reine  Staats  ausgäbe  ist 
aber  in  den  meisten  Ländern  verhältnissmässig  gering,  weil  ein 
grosser  Theil  des  Aufwandes  aus  anderen  Mitteln  bestritten  wird, 
theils  aus  solchen,  welche  meistens  schon  längst  diesem  Zweck 
gewidmet  waren,  wie  Stiftungs vermögen,  theils  ans  den 
Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders  der 
Gemeinden,  so  bisher  namentlich  die  Kosten  der  Volks- 
schulen und  eines  Theils  der  Mittelschulen,  theils  aus  Ge- 
bühren (Schulgeldern  u.  dgl.)  der  betreffenden  öffentlichen  An- 
stalten. 

V^l.  im  AUf?.  Stein,  Verwaltunjrslehre  K  5.  Alks  Genauen*  u.  Principidlr 
jre.hflrt  in  die  Innen;  Venraltungslehre.  Uober  die  Leistungen  der  Gemeinden  u.  s.  v. 
».  passim  o.  §.  53  ff.  u.  für  die  Frage  der  Dotation  d.  Volksschule  mit  aus  Staata- 
bez.  Reichsmittelu  Gerstfeld,  preuss.  Stiidtefinanzen,  auch  d.  Aufs,  in  Conrads 
Jahrb.  S.  41.  Ferner  f.  d.  preuss.  Verhältnisse  d.  oben  gen.  neueren  amtl.  Publi- 
rationen  d.  Ministeriums  (Erjränz.heftc  d.  preuss.  stat.  Ztschr.),  wozu  noch  11.  X, 
ftff.  Volksschulen,  Ton  Petersilie  u.  d.  neueste  Erjr.h.  XIII,  d.  ftflF.  Volksschulen  im 
preuss.  Staat,  Berl.  1883  kommen.  Der  Aufwand  im  Staatsbudget  ist:  in  Preus*»  n 
im  Etat  des  Min.  d.  Unterrichts  f.  Unterricht  allein  Prov.schulcollesrieii  508,000, 
Pruf.commiss.  «2,000,  ünivers.  6,130,000,  höhere.  Lehnrist  4,681,000,  Elem.-Unterr.- 
w.  sen  20,796,000,  techn.  Unterr.  wesen  2,117,000,  zus.  im  Unterrichtsmin.  34  32  Mill.  M. 
Dazu  i.  landw.  Min.,  landw.  Lehranst  u.  s.  w.  926,000,  Thiorarzneisch.  239,000  M.  Dazu 
kommen  noch  bezügl.  Posten  in  anderen  Kapiteln  des  Etats  des  Unterr.minist.  be- 
sonders aus  d.  Cap.  124  „Cultus  u.  Unterr.  gemeinsam*'  (Schulräthe,  Zuschüsse  zu 
Wittwen-  u.  Waisenkassen  d.  Elem.lehrer).  In  Baiern  A.  f.  1S76  13*35  M.  M. 
Etat  d.  Ausg.  f.  Erzieh,  u.  Bildung.  Baden  A.  1882  2*67  M.  M.  We  st-OesUrr. 
A.  f.  1SS2  f.  Unterr.  im  Cultmin.  998  M.  fl.  Frankreich  A.  1883  f.  sätnmil 
Aufw.  f.  Unten-,  u.  wissensch.  Zwecke  134*41  M.  Fr. 

Wie  die  Deckung  der  bezuglichen  Kosten,  besonders  für  das 
Schulwesen,  am  Zweckmässigsten  erfolgt,  lässt  sich  wieder 
kaum  allgemein  beantworten.  Man  'wird  dabei  nur  die  verschie- 
denen Arten  Schulen  und  sonstigen  hierhergehörigen  Verwendungs- 
zwecke zu  unterscheiden,  dann  aber  auch  auf  die  Einrichtung  der 
Staats-  und  Communalfinanzen,  speciell  auf  die  Steuersysteme  bei 
der  Entscheidung  Rücksicht  zu  nehmen  haben.  Principiell  ist  die 
Mitbenutzung  von  Gebühren  (Schulgeldern)  wohl  für  alle  Arten 
Schulen  allgemein  gerechtfertigt  und  meistens  zweckmässig.  (Fin.  II 
§.  296.) 

Die  Hauptgebiete  der  hierhergehörigen  Verwaltung  sind: 
1.  Die  für  die  geistige  Bildung  dienenden  Schulen  oder 

Anstalten  für  den  Jugendunterricht,  welche  hier  auch  für  die 

finanzwirthschaftliche  Betrachtung  in  Volks-  und  Berufs 

schulen  zerfallen. 

a)  Als  allgemeine  Grundlage  alles  Unterrichtes  dienen  die 

Volks  (E lernen tar-) Schulen.  Nach  der  modernen  Auffassung, 
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welche  im  Princip  der  allgemeinen  8 c h ul p  11  ic  h t,  als  einer 
staatsbürgerlichen  Pflicht,  ihren  folgerichtigen  nnd  deutlichsten 
Ausdruck  findet,  liegt  hier  eine  unzweifelhafte  Aufgabe  zur  Er- 
richtung öffentlicher  Volksschulen  wesentlich  mit  öffent- 
lichen Mitteln  vor.  Nach  der  geschichtlichen  Entwicklung,  ins- 
besondere der  deutschen,  hat  man  regelmässig  zunächst  den 
Ortsgemeinden  die  Pflicht  auferlegt,  die  Mittel,  welche  Uber 
die  etwaigen  Zuschüsse  aus  Stiftungsvermögen,  Kirchenvermögen 
und  Schulgeldern  gebraucht  werden,  aus  Gemeindefonds,  theils 
den  allgemeinen,  theils  etwa  den  Ertragen  besonderer  Schulsteuern, 
zu  bestreiten.  Indessen  sind  die  Anforderungen  an  die  Orts- 
gemeinden in  Folge  der  neueren  immer  grösseren  Ausdehnung  und 
Vervollkommnung  des  Volksschulwesens,  der  nothwendigen  Ver- 
mehrung und  besseren  Bezahlung  der  Lehrer,  der  Verbesserung 
der  Schulgebäude,  der  längeren  Schulzeit  u.  s.  w.  sehr  gestiegen. 
Die  Aufbringung  dieser  Mittel  durch  die  Ortsgemeinden  (oder  et- 
waige Schulsocietäten  in  der  Gemeinde,  Gemeinschaften  der 
Familienväter  u.  dgl.)  ist  dadurch  vielfach  schwieriger  geworden, 
während  die  Erhöhung  des  Schulgeldes  nicht  angänglich  erschien, 
selbst  wohl  aus  principiellen  Gründen  und  nach  öffentlich-recht- 
lichen Bestimmungen  eine  Ermässigung  oder  sogar  der  völlige 
Fortfall  des  Volksschulgeldes  verlangt  und  mehrfach  durchgeführt 
wurde.  Obgleich  nun  wohl  auch  bei  der  Volksschule  und  selbst 
bei  gesetzlichem  Schulzwang  eine  allgemeine  Freiheit  vom  Schul- 
geld nicht  nothwendig  und  nicht  einmal  durchaus  zweckmässig  ist, 
wird  bei  der  Volksschule  ein  erheblicher,  steigender  Züsch uss  aus 
öffentlichen  Mitteln  vorzusehen  sein.  Die  Ortsgemeinden,  besonders 
die  ärmeren,  vermögen  denselben  nicht  allein  zu  tragen,  theils 
wegen  ihrer  beschränkten  wirtschaftlichen  und  finanziellen 
Leistungsfähigkeit,  theils  auch  wegen  der  unzureichenden  Beweg- 
lichkeit ihrer  Besteuerung.  Da  es  sich  bei  dem  betreffenden  Auf- 
wand und  unter  unserer  heutigen  socialen  und  wirtschaftlichen 
Rechtsordnung  (Freizügigkeit,  Ehefreiheit,  Gewerbefreiheit  u.  dgl.  m., 
auch  lauter  staatsbürgerliche  Rechte)  ausserdem  überhaupt 
in  erster  Linie  um  Lasten  handelt,  welche  die  Consequenz  der 
Staatsgesetzgebung  und  staatlicher  Einrichtungen  und 
Interessen  sind,  so  erscheint  es  wohl  gegenwärtig  ähnlich  wie  bei 
der  Regelung  der  Armenlasten,  Wegelasten  angemessen,  wenigstens 
einen  Theil  der  Lasten  der  Volksschule  den  Ortsgemeinden  ab 
und  dem  Staate  aufzubürden.    Die  übliche  Einrichtung  der 
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Besteuerung,  nemlich  das  Vorwalten  oder  selbst  der  nahezu 
ausschliessliche  Vorbehalt  der  indirecten  Verbrauchsteuern  für  das 
S  t  a  a  t  s  Steuersystem  spricht  daneben  zu  Gunsten  dieser  Massregel. 

Der  Modalitäten  der  Durchführung  bieten  sich  alsdann  mehren-,  /.  B.  diejeni?«-, 
dass  man  ein  gewisses  Minimum  der  Leistungen  von  der  Gemeinde  verlauft  und 
den  darüber  hinausgehenden  Betrag  aus  Staatsfonds  zuschiesst,  wobei  man  wini«r 
verschieden  vorgehen  kann,  etwa  nach  Massgabe  des  absoluten  Aufwands  für  uV 
Schule  oder  für  den  Kopf  der  Schiller  oder  für  den  Kopf  der  Einwohner  oder  nach 
dem  Quoten  Verhältnis  des  comuiunalen  Schulaufwands  zum  gesammteii  Communal- 
aufwand  oder  nach  Massgabe  der  Quote,  um  welche  die  wirkliche  directe  Besteiierum: 
zur  Deckung  d«*  Schulaufwands  erhöht  werden  muss,  bez.  oluie  Staatszuschusse  muWf. 
Oder  manu  kann  umgekehrt,  in  Anlehnung  au,  alter  mit  Modification  des  Gerst- 
feld t*  sehen  jedenfalls  wohldurchdachten  und  ernstlicher  Erwäguug  werthen,  wenngleich 
auch  Bedenken  bietenden  Vorschlags,  ein  Minimum  der  Staatsleistuugen  für  Volks- 
schulen feststellen  und  diesen  Betrag,  z.  B.  1  M.  per  Kopf  der  Ortsbevölkerung  au* 
Keichsfonds  den  Gemeinden  zufuhren  (Gerstfeld,  Städtefin.  bes.  S.  90  ff.).  Oder  man 
kann  endlich,  wie  es  in  der  Praxis  mehrfach  geschieht,  von  Kall  zu  Fall  an  „bedürf- 
tige Gemeinden"  Staatszuschüsse  leisten,  aus  Staatsmitteln  das  festgestellte  Minimum 
der  Lchrergehalte  ergänzen,  speciell  die  Pensioiislaat  ganz  oder  theil  weise  auf  des 
Staat  nehmen,  auch  sonst  noch  Kategoricen  von  Ausgaben  (persönlichen,  besonders  Be- 
soldungen, sachlichen,  Gebäude)  unterscheiden  und  die  eine  vom  Staate,  die  andere  von 
der  Gemeinde  tragen  lassen  oder  beiden  Verpflichteten  gewisse  Quoten  auflegen.  Jedr 
dieser  Modalitäten  hat  ihre  Vorzuge  und  ihre  Nachtheile.  Die  Entscheidung  winl 
wesentlich  nach  den  vielseitigen  verschiedenen  coneivten  Verhältnissen  zn  treffen  sein, 
welche  hier  mitsprechen.  Gewisse  mittelbare  Kosten  des  Volksschnlwesens,  beson- 
dere für  die  Schul! eh rerse miliare  und  für  die  Schulau  f sieht  sind  wohl  ais 
Besten  ganz  vom  Staate  zu  übernehmen,  wie  das  bezuglich  der  ereteren  iu  der  Regel 
geschehen  ist.  Für  die  Verbesserung  der  früher  u.  bis  in  die  neuere  u.  neueste  Zeit 
olt  sehr  kärglichen  Besoldungen  der  VolksschuUehrer  in  den  Städten  u.  auf  dem 
Lande  ist  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  viel  geschehen,  auch  mit  aus 
Staatsmitteln.  Aber  noch  nicht  vor  langer  Zeit  war  das  Lehrereinkommen,  bes.  auf 
dem  Lande,  ganz  unzureichend,  oft  kaum  so  hoch  als  der  gemeine  Tagelohn  und  der 
Lehrer  so  zu  unwürdigem,  seiner  Stellung  und  damit  auch  seinem  Erfolge  schadenden 
Nebenerwerb  gezwungen,  an  den  „Reihetisch"  bei  den  Bauern  angewiesen  n.  dgl.  n. 
(In  Hannover  lebten  )834  noch  .'{96  Lehrer  mit  vom  Reihetisch). 

üeber  Preussen  s.  Ztschr.  d.  Statist.  Bur.  v.  Engel,  1869,  S.  99  ff.,  153  ff, 
177,  u.  Jahrb.  f.  d.  amt.  Stat.  IV,  2.  (1876)  S.  20  ff.,  woraus  Daten  iu  vor.  Aul 
dieses  B.  S.  287.  Genanntes  Ergänz.h.  XIII  S.  48  ff.  u.  X.  (von  Petersilie)  S.  XIII  ff. 
Im  J.  1821  war  das  Durchschu.einkommeu  der  S tadtsch ulstellen^(aber  incl.  dama- 
liirer  Burger-,  Mittel-  u.  Realschulen)  638  M.  (bei  122  unter  150,  bei  493  150— 30Ö, 
bei  1436  300—600  M.),  der  Landschu Istelleu  259  M.  (unter  30  M.  bei  323.  30 
—60  bei  857,  60—120  bei  2287,  120—180  bei  2826!)  Diese  Sätze  stiegen  bis  1861. 
1871,  1878  f.  E!em.-schulen  iu  d.  Städten  auf  846  —  1087—  1430  M.  (Berlin  allein: 
1249  —  1533—2063  M.),  auf  dem  Lande  auf  548-701  —954  M.  (Staat  im  vor- 
66  er  Umfang).  Im  ganzen  preuss.  Staate  jetz.  Umfangs  war  die  Lehrerbesold,  im 
Dchschn.  1871  in  d.  Städten  1089,  1878  1441,  auf  d.  Lande  705  o.  955,  im  Dchschn. 
Uberhaupt  792  u.  1122  M.  Diese  Erhöhungen  sind  th.  durch  vermehrte  Gemeinde-,  ta. 
durch  Staatszuschüsse  ermöglicht,  bes.  in  d.  kleineren  Städten  u.  auf  d.  Lande  lim 
Dchschn.  lieferten  f.  d.  Gesammtstellenein kommen  1878  in  d.  Städten  d.  SchulgeM 
25  02,  Schulvermögensertrag  3*75,  Gemeinde-,  Gutsherrl.  u.  Patronatsleistungun  65*67. 
Staatsmittel  5  56,  dsgl.  auf  dem  Lande  bez.  16S0  —  19  07  —  46*39  —  17  74.  und 
im  ganzen  Staate,  Stadt  u.  Land  zus.  bez.  20  58  —  12  02  —  55*26  —  1214%  (Pcter- 
silie,  Erg.h.  X  S.  XIII).  Der  Dchschn.-Ruhegehalt  emeriL  VolksschuUehrer  war 
1878  534  M.,  wovon  bes.  auf  dem  Lande  ein  erhebt.  Betrag,  hier  22  25%, 
durch  Abgabe  des  Dicnstnachfolgers  aufgebracht  wird.  Das  Minimum  der  Lehrer- 
Wittwenpension  ist  jetzt  250  M.  Auch  hierfür  (1883/84  i.  G.  396,000  M.),  wie  für 
d.  Ruhegehalte  der  Lehrer  (1883/84  700.000  M.)  leistet  d.  Staatskasse  wachsende  Zu- 
schüsse.   Reiches  weiteres  stat.  Detail  in  d.  gen.  2  neuen  amtl.  statistischen  Pabli- 
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cationen.    Das  aUgunieinc  Unterrichtsgesetz  wie  ein  besonderes  Schuldotationsgesetz 
steht  noch  aus.   Es  sind  aber  in  der  günstigen  Finanzlage  der  letzten  Jahre  sehr  er- 
hebl.  Summen  f.  Volksschulen  unter  die  fortdauernden  Ausgaben  des  Staats  gestellt, 
so  im  A.  f.  1874  13*16,  1875  17  48,  1876  18  32  MM.  M.,  wovon  speciell  für  die 
Schulen  1042,  13  61,  13  77,  f.  d.  Seminare  u.  dgl.  2*23,  3-.'6,  410  Mill.  M.  Im 
Et.  f.  1883/84  stehen  an  Ausg.  f.  Seminare  4*499  000  M.,  f.  Präparandenanstalten 
«26,000,  f.  Elem.schulen  15,227,000,  wovon  f.  Schulanftricht  1,472,000,  f.  Lehrer- 
besold, u.  Zuschüsse  12,151,000  M.,  f.  Schulbauten  500.000  M.    Beispiel  eines  treff- 
lichen Schulgesetzes  das  Badische  schon  v.  8.  März  1868;  Tit.  V.  vom  Einkommen 
der  Uhrer:  4  Ortsclassen,  Gemeinden  bis  500,  501—1500,  1501—3000,  Uber  3000 
Einw.  Hauptlehrer  Minimalgehalt  \in  Geld,  Naturalien  oder  festen  Nutzungen)  hienach 
350,  375,  400,  450  fl. ;  wenn  an  einer  Volksschule  wenigstens  2  Hauptlehrer,  so  hat 
der  erste  50,  wenn  3,  so  der  erste  100,  der  zweite  50,  wenn  4  oder  mehr,  so  hat 
der  erste  200,  der  zweite  100,  der  dritte  50  fl.  mehr;  ausserdem  stets  freie  Wohnung, 
ferner  Antheil  am  Schulgeld,  das  in  der  niedersten  Ortsciasse  mit  50,  in  den  drei 
anderen  mit  75  fl.  garantirt  wird;  endlich  Personalzulagen  nach  d.  Dienstalter,  alle 
5  Jahr  20  fl.,  bis  zum  Max.  v.  120  fl.  in  der  untersten,  100  fl.  in  d.  anderen  Classen, 
doch  nur,  soweit  feste  Besoldung  u.  Schulgeldantheil  650  fl.  nicht  ubersteigt.  Schul- 
gehilfen als  Unter-  und  Hulfslehrer:  heizbare,  möbl.  Stube  und  im  Min.  265  fl.  in 
den  2  untersten,  290  fl.  in  den  2  obersten  Ortsclassen,  iu  Städten  Uber  6000  Einw. 
315  fl.    S.  Titel  Vi  Uber  die  Bestreitung  des  Aufwands  für  die  Volksschulen.  Was 
durch  Schulfonds,  Dotationen,  gesetzt.  Beiträge  d.  Lehrer  nicht  gedeckt  ist,  trägt  die 
Staatskasse,  §.  74.    So  im  Jahre  1871  A.  178,000  11.  Staatsbeitrag  zu  den  Ge- 
halten der  Volksschullehrer,  ausserdem  30*000  fl.  Personalzulagen,  A.  für  1876:  resp. 
246,000  u.  64,000  M.,  Uberhaupt  an  Staatsbeitr.  f.  d.  Volksschulen  541,000.  Ueber 
Ruhegehaitc,  Versorg,  d.  Wittwen  u.  Waisen ,  s.  Titel  VII.  d.  Ges.  —  Bes.  f.  Lehrer- 
besoldungen u.  Pensionen  sind  noch  iu  anderen  deutschen  Staaten  neuerdings  Staats- 
zuschusse  beim  commun.  Elementarschulwesen  eingetreten,  so  giebt  Würtemberg 
769,000  M.  Zuschuss  an  Gemeinden  u.  f.  d.  Alterszulagen  der  Lehrer.  Die  Seminare 
sind  regelmässig  Staatsanstalten  auf  Staatskosten.    In  West- Oes terr.  fiel  v.  einem 
Gesammt-Staataaufwand  v.  9*82  M.  fl.  in  1880  1  71  auf  die  Volksschulen,  meist  ftir 
Seminare  u.  dgl..  (1*43  MU1.  fl.),  doch  auch  Zuschüsse  zu  den  Normalschulionds  u.  für 
Volks-  u.  Bürgerschulen  Uberhaupt  (243,000  fl.),  spec.  f.  Tirol  35  000  11.  —  Das  in 
d.  preuss.  Verfass.  anerkannte  Princip  der  Schulgeldfreiheit  bei  d.  Volksschulen  ist 
nur  theilweise  durchgeführt  worden  (so  in  Berlin).  Dagegen  hat  Krankreich  dasselbe 
jungst  (1881)  an-  u.  d.  Ausfall  auf  d.  Staatscasse  übernommen.   Dies  hat  eine  be- 
deutende Steigerung  des  staatl.  Unterrichtsbudgets  bedingt.    Auch  in  Grossbritan- 
nien, wo  lange  Zeit  für  das  Schulwesen  gar  nichts  vom  Staate  geschah,  ist  das  jetzt 
anders  geworden.    1861 — 62  war  die  Staatsausgabe  für  Erziehung,  Wissenschaft  und 
Kunst  1,360,000  L.,  davon  803*784  L.  für  öffontl.  Anstalten  für  Erziehung,  meist  für 
Schulhäuser,  Lehrerbesold.,  Lehrerbildungsanstalt,  überhaupt  grossentheils  für  Elemen- 
tarunterricht.   1881/82  wurden  für  öffentl.  Unterr.  (ohne  ünivers.)  •  3*85  Mill.  Pfd. 
verausgabt    S.  sonst  einige  ältere  Daten  bei  Bau  §.  80  u.  vor.  Aufl.  dieses  Rands 
S.  285  ff.    Ein  genaueres  Eingehen  auch  auf  die  finanzielle  Seite  des  Schulwesens 
und  die  bezügliche  neuere  Gesetzgebung   muss  bei    dem   engen  Zusammenhang 
mit  den  sonstigen  administrativen  Fragen  der  Schulverwaltung  der  Inneren  Ver- 
waltungslehre vorbehalten  bleiben.   Der  Gang  scheint  ziemlich  allgemein  in  Europa 
der,  dass  der  Staat  neben  den  Gemeinden  mehr  uud  mehr  mit  finanz.  Hilfe  auch 
beim  Volksschulwesen  eintritt,  mittelbar  oder  unmittelbar.    Gerstfeldt  (Conrad's 
Jahrb.  B.  41,  Tab.  6  ff.)  berechnet  f.  Preussen  den  absol.  Staats -Aufwand  f.  Un- 
terricht u.  Cultus  lincl.  Medic.wesen)  f.  1821  auf  6  Mill.  M.,  1832  7,467,000.  1841 
9,087,000,  1851  li,321,000,  1861  12,886,000.  1873  38,525.000,  1883  60,495,000  M., 
oder  in  Pfennigen  per  Kopf  bez.  55 — 57  —  61 — 67  —  70 — 160  —  216  u.  in  %  der 
ordentl.  Nettoausg.  f.  Milit.  u.  Cinlverwalt  bez.  4*7  —  5*8  —  61  —  5*5— 4*7  —  6*8  — 
8*9.   Für  Volksunterr.  allein  berechnet  er  um  1882  (eb.  S.  39)  f.  Preussen:  Staats- 
kasse 20,439,000,  Gemeinden  u.  s.  w.  89,341,000,  zus.  109,780,000  M.,  f.  Gross- 
brit.  ebenso  77*04  —  29*16  (Localverwalt.  —  wohl  zu  niedrig  angesetzt?  — )  — 
106*2  M.  M.,  f.  Frankreich  51*76-  68*83  (Depart  u.  Gemeinden)  —  120*59  M.  M. 
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b)  Das  B erufsschulwesen,  mit  seinen  drei  Hauptgebieten, 
des  gelehrten  oder  wissenschaftlichen,  des  wirthschaft  - 
lichen  und  des  künstlerischen,  und  in  jedem  dieser  Gebiete 
mit  seinen  Schulen  für  die  Vorbildung  und  für  die  Fachbil- 
dung zum  Beruf  ist  in  finanzieller  Hinsicht  gewöhnlich 
schon  länger  mehr  mit  zu  Lasten  der  Staatskasse  übernommen  als 
das  Volksschulwesen ,  soweit  nicht  Schulgelder,  Collegiengeld  und 
das  oft  nicht  unbedeutende  Stiftungsvermögen  u.  dgl.  (wie  bei  den 
Universitäten)  die  Kosten  decken.  Dabei  ist  auch  für  die 
finanzielle  Seite  zu  beachten,  dass  das  gelehrte  Schulwesen  im 
Ganzen  das  ältere  ist,  das  wirthschaft liehe  erst  den  Bedürf- 
nissen der  neueren  Zeit  seine  Entstehung  verdankt  und  das 
Kunstschul  wesen,  wenigstens  als  öffentliche  Angelegenheit, 
meistens  erst  der  jüngsten  Zeit  angehört.  Das  gelehrte  Schul- 
wesen ist  ferner  für  die  meisten  Staatsdiener  (höherer  Art)  in  der 
Regel  das  Mittel  zur  Erlangung  der  Vor-  und  der  theoretischen 
Fachbildung.  Dieser  Umstand  hinderte  gewöhnlich  die  Erhöhung 
des  allgemein  üblichen  Schulgelds  Uber  ein  gewisses  Maass.  Die 
niederen  und  höheren  gelehrten  Schulen  (Lateinschulen,  Lyceen, 
humanistische  Gymnasien)  sind  besonders  häufig  auf  altes 
eigene 8  oder  Stiftungs vermögen  fundirt.  Wo  dessen  Erträge 
nicht  genügten  oder  wo  sie  fehlten,  werden  diese  Schulen  seit 
lange  von  den  Städten  dotirt  Nur  soweit  diese  Mittel,  wie 
neuerdings  vielfach,  nicht  ausreichen  oder  neue  Anstalten  erforder- 
lich wurden,  leistet  auch  der  Staat  bedeutendere  Zuschüsse  oder 
unterhält  die  Anstalten  auch  allein.  Das  wirthschaft  liehe 
Schulwesen  (Realschulen,  Special- Berufsschulen,  wenigstens 
niedere  und  mittlere,  seltener  Hochschulen,  wie  Polytechniken, 
Landwirthschafts-,  Forst-,  Berg-,  Bauakademieen)  steht  den  Inter- 
essen der  grossen  Masse  der  Bevölkerung  näher,  konnte  daher 
auch  mehr  auf  freiwillige  Gaben  (Gründungsbeiträge  u.  s.  w.) 
der  Interessenten  und  auf  Schulgeld,  dann  besonders  auf  Bei- 
träge der  Gemeinden,  Kreise  begründet  werden,  so  dass  der 
Staat  nur  secundär  dafür  eintreten  musste.  Die  wirtschaft- 
lichen Specialschulen,  namentlich  die  Hochschulen, 
machen  in  dieser  Beziehung  indessen  schon  länger  eine  wichtigere 
Ausnahme,  indem  der  Staat  in  deren  Unterstützung  wieder  seine 
Staatsdienstintercssen  pflegte  (Forst-,  Berg-,  Bauschulen)  und 
ausserdem  darin  eine  passende  Form  der  Förderung  der  Volks- 
wirtschaft erkannte.    Dieser  berechtigte  Gesichtspunct  ist  neuer- 
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dings  auch  öfters  dem  niederen  wirtschaftlichen  Schulwesen 
zo  Gute  gekommen.  Die  Unterhaltung  der  niederen  Kunstschulen 
(z.  B.  Zeichenschulen)  dient  auch  zugleich  wirthschaftlichen  Inter- 
essen. Diejenige  der  höheren  für  Malerei,  Bildhauerei,  Baukunst 
ist  Sache  des  reichen  Mäcenatenthums ,  der  grossen  blühenden 
Städte,  aber  doch  mit  Recjit  auch  des  Staats. 

Die  allgemeine  Aufgabe  ist  nun  auch  hier  wieder,  die 
richtige  Vertbeilung  der  Last  zwischen  dem  Staat 
and  den  verschiedenen  Arten  der  Selbstver waltungs- 
körper,  besonders,  aber  doch  nicht  ausschliesslich  der  Ge- 
meinden, herbeizuführen.  Mit  der  Neuordnung  dieser  finanziellen 
Seite  des  Gegenstands  ist  man  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit 
mehrfach  beschäftigt,  etwas  endgiltig  Befriedigendes  ist  aber  kaum 
noch  erreicht.  Jedenfalls  darf  nicht  nur,  sondern  soll  auch,  den 
Gesichtspuncten  richtigen  Gebührenwesens  gemäss  (Fin.  II.  §.  296) 
durch  Beiträge  der  Schulbesucher  (Schulgeld)  ein  erheb- 
licher Tbeil  der  Kosten  des  Berufsschulwesens  gedeckt  werden, 
da  das  letztere  Privatinteressen  in  starkem  Maasse  zu  Gute  kommt. 
Dabei  Hesse  sich  wohl  eine  Abstufung  des  Schulgeldes  mit 
nach  dem  Wohlstande  der  Schulbesucher,  bez.  ihrer  Familie, 
wie  es  hie  und  da  bei  preussischcn  Gymnasien  geschieht,  vor- 
nehmen. Der  Rest  der  Kosten  wäre  dann  bei  den  Mittelschulen 
(Gymnasien),  ähnlich  wie  es  oben  für  Volksschulen  erörtert  wurde, 
zwischen  dem  Staate  und  der  Ortsgemeinde  zu  vertheilen, 
dabei  aber  auch  eine  M  itbetheiligung  der  Verbände  höherer 
Ordnung,  wie  der  Kreise  und  Provinzen  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Die  Wahl  des  Weges  oder  der  Modalität  der  Kostenvertheilung 
wird  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  im  einzelnen  Staate 
richten  müssen.  Eine  unbedingte  allgemeine  Kegel  lässt  sich 
dafür  nicht  wohl  aufstellen.  Besonders  wichtig  —  nicht  nur  um 
der  betheiligten  Lehrbeamten  willen  —  ist  wieder  die  Gewährung 
genügender  Besoldungen  der  Lehrer,  nach  einem  den  Verhält- 
nissen wirklich  entsprechenden  „Normaletat"  und  die  gute 
Ordnung  des  Pensionswesens,  wobei  nach  der  Eigentüm- 
lichkeit des  Lehrberufs  Normen  nothwendig  erscheinen,  welche 
günstiger  als  diejenigen  des  sonstigen  Civildiensts  sind  (früherer 
Anspruch  auf  volle,  dem  Gehalt  gleiche  Pension,  um  früheres 
Ausscheiden  alter  und  Einrücken  jüngerer  Personen  zu  ermög- 
lichen). Die  Staatskasse  möchte  hier  wohl  zur  Erfüllung  dieser 
Forderungen  mit  dem  System  von  „Bedürfniss  Zuschüssen" 

A.  Wag ii Ar,  Kinaii*wi!<sons<bal1.   I.   3.  Aufl.  30 
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gegenüber  städtischen  Mittelschulen  (Gymnasien,  Preussen)  passend 
vorgehen. 

Das  eigentliche  Hochschulwesen,  Universitäten  und  Poly- 
techniken u.  dgl.,  wird  bei  dem  hier  mit  spielenden  allgemeinen 
Interesse  des  Volks  und  dem  besonderen  Interesse  des  Öffentlichen, 
zumal  desStaatsdienstB  wohl  mit  Recht  in  der  Regel  zu  Lasten 
derStaatskasse  stehen  müssen.  Doch  möchte  wenigstens  in  einem 
grossen  Staate  mit  leistungsfähigen  Communalverbänden  höchster 
Ordnung,  wie  den  Provinzen,  und  mit  grossen  Verschiedenheiten 
des  Wohlstands,  der  Cultur,  der  Bevölkerungsdichtigkeit,  der 
wirthsch altlichen  Bedürfnisse  auch  hier  eine  Mitbetheiligung 
der  Provinzen  an  der  Tragung  dieser  Lasten  zu  erwägen  sein. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  ferner  das  Hochschulwesen  doch  neben 
den  allgemeinen  die  besonderen  Interessen  der  wohlhabenderen 
Classen  speciell  mit  befriedigt,  wäre  wohl  auch  die  Aufbringung 
der  Staats-  und  Communalbeiträge  in  höherem  Maasse  diesen 
Classen  mit  zu  zuschieben,  nemlich  in  der  Form  von  höheren  oder 
besonderen  Steuern  ad  hoc  für  grösseres  und  flir  fundirtes  Ein- 
kommen. 

Statistisches  Uber  Preussen  auch  f.  d.  höhere  Schulwesen  (Mittelscholen. 
Gymnasien  u.  s.  w.)  in  den  genannten  neueren  amtlichen  communalfinanzstat. 
Publicationen .  bes.  Erg. lieft  VI  (grössere  Städte).  Vgl.  auch  oben  §.  53  ff.  Für 
etwas  frühere  Zeit  giebt  noch  folgende  Uebersicht  aus  d.  vor.  Aufl.  einen  Einblick. 


Im  Ganzen  Tausend  Thaler 
pr.  1  Schule  .    .  . 
pr.  1  Schüler     .   .  „ 
davon  %  ron: 
Staat  a.  unmittelbar. 

Fonds  .... 
Staat  a.  mittelbaren 
Fonds  .... 
Stadtgemeinden  .  . 
Kirch,  u.  nicht  unter 
Staatsgewalt,  steh. 
Stiftungen 


Oftir.  ei«- 

Hfth. 

Roal**h . 

KoaUrh. 

<  ».-rr. 

Oeff.  Ullivers. 

mentnruch. 

Bür- 

1. Ord. 

1.  Orvl. 

Pro- 

Gjrmn.  J870  ind. 

gerlich. 

gyuin. 

neue  Pruv. 

1Ö62-64D. 

1»64 

1S64 

1864 

1864 

1864 

11040 

89 

86 

461 

105 

1-838  1*492 

41$ 

4435 

7152 

9414 

8746 

12-638  149  200 

c  38 

45 

26 

30 

43 

43  c  207 

35  | 

0.71 

1.43 

261 

1404 

14.02  57*8 

1 


73-7 


—  156  046  452  1231 
3022    34-92    2936   2001    10  23 


5  45       4  31      1  15     4-62     311       13  1 
Schulgeld  ....  22  8   47  71     52  77    «2  36    3853    42  42  (2'1) 

Uebrigens  (V).  auch 

eigenes  Vermögen  .  15  51       5.01     4  06    18*28    17  91  27*0 

Bei  der  Univers,  ohne  Einrechnung  des  Collegiengeldes  (bei  Schulgeld  hier  „Einnahme 
aus  eig.  Erwerb":  wohl  Gebuhren).  Um  1870  Betrag  der  Normalgehalte  der  Gym- 
nasiallehrer nach  3  Ortsclassen  Directorcu  bis  1800,  1600  u.  1400,  ordentl.  Lehrer 
600—1300.  550—1150,  500-1000  Thlr.,  s.  Engel,  Zeitschr.  1869,  S.  202,  206,  199. 
Details  in  Mushacke's  Schulkalender.  Nach  einer  neueren  Statistik  (Jahrb.  d.  amtl. 
Statistik  IV,  2.  Abth.,  S.  86,  114)  ist  der  Aufwand  f.  d.  höheren  Lehranstalten  und 
Universitäten  in  Preussen  folgendcnnassen  gestiegen  (in  1000  Thlr.),  ganz,  r  Staat  incl. 
neue  Provinzen. 
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Bürger- 
schulen. 

Real- 
schulen. 

Gymnasien 
und  Progymn. 

Universitäten. 

1S69 

1874 

1874 

1869 

1874 

1876 

Summa 

401 

640 

801 

1584 

3016 

4584 

2257 

wovon  aus 

Staatsfonds    .  . 

22 

42 

14 

95 

480 

1184 

1641 

Stiftungen     .  . 

4 

6 

11 

11 

264 

228 

449 

Andere  Quellen  . 

874 

592 

776 

1477 

2272 

3222 

1(57 

Im  preuss. 

Et.  f.  1883/84  wird 

im  Ganzen  die 

Summe 

v.  4,681,000  M.  f. 

„höhere  Lehranstalten"  (ohne  Univers.  u.  teebn.  Anst.)  ausgeworfen  u.  dabei  unter- 
schieden: 1)  Zahlungen  vermöge  rechtl.  Verpflicht.  an  benannte  Anstalten  u.  Fonds 
(221.000  M.),  —  2)  Zuschüsse  f.d.  v.Staate  zu  erhaltenden  Anstalten  u.  Fonds 
(3.107,000  M.),  —  8)  Zuschüsse  f.  d.  v.  Staate  u.  v.  anderen  gemeinschaftl.  zu 
haltenden  Anstalten  (65,400  M.)  —  4)  Zuschüsse  v.  d.  v.  Anderen  zu  unter- 
haltenden, aber  v.  Staate  zu  unterstützenden  Anstalten  (961,000  M.).  Der 
Rest  (326,000  M.)  enthält  u.  a.  Summen  f.  verschied.  Ergänzungen,  so  zur  Erfüllung 
dos  Normaletats  der  Gymnasien  v.  1872  (65,700  M.),  Zuschüsse  f.  höhere  Töchter- 
schulen (100,000  M.).  Im  Ganzen  ergiebt  sich  für  die  mit  Staatsmitteln  dotirten  oder 
unterstützten  467  höheren  Schulen  (meist  Gymnas.  u.  Progymnas.)  gegenwärtig  (1883) 
ein  Bedarf  v.  25,519,000  M.  (davon  f.  Bcsold.  der  Directoren  2,2M),000,  der  Lehrer 
16,4 15,000, zu  Remunerationen  f.Unterr.  1 ,258,000,  zu  Wohn.geld.zuschüsscn  1,323,000  — 
noch  nicht  bei  alleu  städt  Gymnasien  gewährt,  —  zu  sachl.  Ausg.  u.  Verwaltkosten 
4.234,000  M.  Dieser  Bedarf  wird  gedeckt:  aus  eigenem  Erwerb  (Schulgeld  u.  s.  w.) 
12,091.000  M.  oder  47*3%,  aus  eigenem  Vermögen  1.746,000  M.  oder  6*8wrw,  aus 
Stiftung*-  und  andren  Fonds  703,000  M.  oder  2*7%,  aus  gewissen  Specialfonds 548,000  M. 
oiler  2- 1 %,  aus s t ä d t.  Fonds 6,082,000  M.  oder  28-b°/0,  aus  „Bedürfnisszusehüssen" 
des  Staats  4,134,000,  oder  1 6*2% »  aus  Staatsmitteln  nach  rechtl.  Verpflichtung 
221,000  M.  oder  0'9%-  Nach  dem  in  den  Staats gymnasien  schon  länger,  in  d. 
städt.  jetzt  meist  auch  durchgeführten  „Normaletat'4  v.  20.  April  1872  betragen  an  den 
Gymnasien  u.  gleichgestellten  höheren  Unterr.anst.  (.auch  Realsch.  I.  Ürdn.)  die  Gehalte 
der  Directoren  in  Berlin  6600,  in  Städten  über  50,000  Einw.  5100—6000,  i.  D.  5650  M., 
in  and.  Orten  4500 — 5400,  i.  D.  4950  M.  (d.  h.  nur  750  M.  mehr  als  d.  Durchschn.- 
irehalt  der  Land-  u.  Amtsrichter  jetzt  beträgt),  der  ordentl.  Lehrer  in  Berlin  2100  bis 
5100,  i.  D.  3600  M.,  sonst  1800—4500  M.,  i.  D.  3150  M.  Dazu  das  Wohnungsgeld 
der  Cl.  III  (in  Berl.  900,  sonst  720—660—540—480—420—860  M.).  Die  Gleich- 
stellung mit  den  Richtern  1  .Inst,  ist  wohl  zu  verlangen.  —  In  West- Oester r.  trägt 
1880  die  Staatskasse  f.  d.  staatlichen  „Mittelschulen"  (Gymn.  u.  Realsch.) 
3,978.000  fl.  bei,  davon  f.  d.  Gymnasien  2.766,000  fl.  Dieselben  haben  ausserdem 
aus  Schulgeld  u.  Beiträgen  Dritter  (geistl.  Stifter),  auch  eig.  Vermögen  556,000  fl. 
Einn.  —  In  Frankreich  sind  die  Ausg.  f.  d.  Mittelschulen  (Staatslyceen  u.  Coinmunal- 
colleges)  in  1876  c.  76  Mül.  fr.,  wovon  d.  Schulgeld  65  6,  d.  Staat  5  57,  die  Depart. 
0*47,  die  Gemeinden  4*28  M.  fr.  tragen  (Kaufmann  S.  674). 

Die  preussischen  Universitäten  haben  1883/84  einen  Etat  v.  8,103,000  M., 
wovon  aus  Staatsfonds  5,845,000  (mit  Zuschlag  einiger  f.  alle  Univers,  gemeins.  Fonds 
6,130,000),  aus  Stiftungs-  u.  dgl.  Vermögen  1,016,000,  aus  Kapitalzins.  u.  Grundst.- 
revenuen  481,000,  aus  eigenem  Erwerb  (diverse  Gebühren  etc.,  nicht  Collegiengeld) 
762,000  M.  Davon  f.  Besold.  der  Lehrer  3.057,000,  Wohn.geld  450,000,  Institute, 
Sammlungen  u.  s.  w.  3,697,000,  Convicte,  Stipendien  152,000,  Anderes  (auch  Bau- 
kosten) 462,000  M. 

Im  Einzelnen  war  d.  Etat  1883/84. 

Summe    dar.  aus 
Staatsf. 

1548  Freiburg  (1876)  .  . 
München  (1870)  .  . 
Würzburg 

Erlangen  „  .  . 
Wien       (1880)  .  . 

Prag  »      •  • 

Gratz  „      .  . 

Innsbruck     „      .  . 


Berlin  .... 
Bonn  .... 
Breslau  .... 
Halle  .... 
Königsberg  .  . 
Greifswald  .  . 
Münster  (Alad.)  . 
Güttingen  .    .  . 


Mark 

1730 
904 
747 
890 
843 
547 
175 
954 


Summe 


Mark 


770 
698 
513 
759 
141 
115 
29K 


fl. 


Ord. 


? 
208 
345 
171 
766 
454 
261 
202 


dav.  aus 
Staatsf. 
197 
84 
73 
124 
Gröss- 
ten- 
theils- 
aus 


30* 


Digitized  by  Google 


40$         2.  B.  Fiii.b.darf.    2.  K.  Einzelnes.    1.  A.  Untcrr.wesen.  §.  195. 

Marburg    ....    611        478    Krakau     (1880)    .    .     fl.  Ord.    216  der 

Kiel   661         507    Lemberg    153  Staats- 

Braunsbers:  (Lyc.)   .41  20    Czernowitz   95  kassc. 

Hcideltorg  (1876)   .      V         496    Dorpat  Rbl.(l 870)209  209 

Die  Ausgabe  u.  Einnahme  bilancircu  regelmässig.  Nur  bei  Würzburg  ist  die  Aus»- 
gabe  bloss  269.000  fl.,  die  Zahl  in  der  Uebersicht  betrifft  die  Einn.  (Baiern:  Statistik 
d.  Unterr.  p.  27,  1.  Th.,  S.  39).  —  Von  fremden  Univers,  haben  /..  B.  Lund  und 
Upsala  in  Schweden.  Oxford  (174,001»  L.  Einkommen  einschliesslich  der  Colleges), 
Cambridge  (133,000  L.  St.)  bedeutende  eigene  Einkünfte.  In  Deutschland  sind  letztere 
mitunter  vom  Staate  eingezogen,  die  heutige  Staatsdotation  erfolgt  theilweisc  aus  diesem 
Titel  (z.  B.  1870  bei  Freiburg  13.564  fl.  Staatszuschuss  für  entzogene  Gefalle.  50.436  fl. 
eigentlicher  Staatszuschuss).  —  Uebcr  den  Betrag  des  Coliegicngeld* .  der  Doctorge- 
btihren  u.  s.  w.  fehlen  Angaben  fast  durchaus.  Um  so  dankenswerther  sind  die  Mit* 
theilungen  in  dem  gen.  Werke  über  die  baicr.  Unterrichtsstat.  S.  39  u.  XIX.  Die 
eingezahlten  Collcgiengeldor  betrugen  1S69/T0  in  München  45.900.  Würzburg  32.400. 
Erlangen  16.200,  i.  G.  94.600  11.,  1N71/72  resp.  53,900,  41,700,  18.200,  113.S00  fl. 
(auch  mit  Unterscheidung  der  Facult.).  Im  Durchschnitt  v.  1869/70—71/72  war  das 
OoUegiengeld  97.000  fl.  oder  13°/0  des  Gesammtbctrags  der  Kosten  des  Univenritäts- 
unterrichts  v.  744,000  fl.  in  1871.  Allerdings  betragen  die  vollständ.  Befreiungen  20. 
die  theilweisen  25,  zus.  45°/0  der  Studenten.  Ebendaselbst  Berechnungen  des  Werths 
der  Sammlungen  und  Anstalten  der  Universitäten.  Aeltere  Nachrichten  über  preuss. 
Universitäten  s.  bei  Dieterici,  gesch.  und  Statist.  Nachrichten  über  die  Universitäten 
im  preuss.  Staat,  Berlin  1836. 

Für  d.  techn.  Hochschule  in  Berlin  (incl.  Bauak.)  verwendet  d.  preuss. 
Jitaat  aus  Staatsfonds  in  1883/H4  für  Gehalte  albin  224,000.  für  die  in  Hannover 
14S.000M.  West-Ocsterr.  f.  d.  techn.  Hochschulen  im  ürdin.  1880:  719,000  fl. 
Baden  f.  d.  polytechn.  Schule  1 53,000  M. 

Die  Ausgaben  für  das  höhere  Unterrichtswesen  anderer  Länder  lassen  nicht  immer 
eine  unmittelbare  Vergleichung  mit  den  bezüglichen  Ausgaben  in  Deutschland  zu. 
weil  die  Organisation  zu  verschieden  ist.  Beispiel:  Frankreich,  A.  der  Ans»:,  des 
Staats  für  1  >S1 :  f.  d.  sämmtl.  Facultäten  9*55  M.  Fr.  College  de  France  (für  einen 
grossen  Theil  der  Fächer  d.  deutschen  philosophischen  Facultäten,  Naturwissenschaft 
Mathematik,  Philologie,  class.  o.  moderne)  466.000  Fr.  Museum  der  Naturgeschichte 
(Lehranstalt  incl.)  846,000  Fr.  —  In  Grossbritannien  1861/62  Zuschuß  des  Staats 
für  d.  Universitäten  zu  London,  Dublin,  d.  sc  hott.  23,610  L.,  (1881  41.000  Pf.).  Berg- 
bauschule und  geologische  Anstalt  17.1*5,  öffentliche  Anstalten  für  Erziehung  in  Irland 
285.377  L.  S.  auch  A.  Beer  u.  F.  Hochegge  r,  Fortschritte  des  Unterrichtswesens 
in  d.  Culturstaaten  Europas,  1867  ff.  —  Beispiele  von  Ausgaben  für  Kunstbildung: 
Akad.  der  Künste  zu  Berlin  1SS3/84  Staatszuschuss  3S6,000  M\,  Kunstakademien  zu 
Königsberg.  Düsseldorf.  Cassel  und  Hanau  1*5,000  M.  Dotation  d.  Deutschen  Reichs 
J".  d.  archäolog.  Institut  zu  Rom  u.  Athen  in  1876  93,000  M.  —  Akad.  d.  bild.  Künste 
in  Wien  IsM)  114,000  fl. 

2.  Ausgaben  für  die  Beförderung  wissenschaftlicher 
Bildung  überhaupt. 

Bibliotheken,  naturwissenschaftliche,  culturhistorische  u.  dgl.  Sammlungen, 
botanische  Gärten.  Gewerbeniuseen  u.  s.  w..  gelehrte  Gesellschaften  (Akademieeni. 

Beispiele:  Preussen,  Et  f.  1883/84  Staatszuschüsse  Berliner  Akad.  d. 
Whsensch.  201.000  M.,  K.  Bibliothek  in  Berlin  252.000  M.,  Geodät.  Institut  in  Berlin 
108.000  M.,  astrophys.  Observatorium  bei  Potsdam  69.000  M.  —  Frankreich.  1S81 
Institut  70s,0()0  Fr.,  Nat.  Bibliothek  644.000  <o.  ausserord.  für  Catalogis.  50,000 \ 
andere  öffentliche  Bibliothekon  u.  s.  w.  300,0(10  Fr.  —  England  1861—62'  Brit. 
Museum  10f,7l4  L..  wovon  Staatszuschuss  100,414  L.  1*81/82  f.  Wiss.  u.  Kunst  i. 
All*.  362,000  Pf.,  f.  d.  Museen  157,000  Pf.  —  Oesterreich  (West-)  1880  Akad. 
d.  Wissensch.  (55.000  fl.  Staatszuschuss. 

3.  Ausgaben  für  Kunstpflege  im  Allgemeinen.  Neben  den 
erwähnten  Schulen  für  Malerei,  Bildhauerei  und  Tonkunst  gehören 
hierhin  Kunstsammlungen  aller  Art. 
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Hierfür  ist  direet  ans  der  Staatskasse  meist  erst  in  neuester  Zeit  mehr  ge- 
^  heheu.  Dagegen  haben  hier  die  Höfe  and  einzelne  kunstliebendo  Fürsten  schon 
länger  Kunstsammlungen  u.  s.  w.  auKelegt,  «reiche  dem  Publicum  zur  Benutzung  sre- 
öllnet  waren,  und  auch  noch  jetzt  werden  manche  Hofausgaben  für  solche  Zwecke 
verwandt.  Neuerdings  hat  man  die  Bedeutung  der  Kunst-  und  Gewerbemuseen  speciell 
für  die  Entwicklung  der  Kunstindustrie  immer  mehr  erkannt  und  daher  auch  im 
wirtschaftlichen  Interesse  solche  Museen  gegründet  und  stärker  mit  Staatsfonds  aus- 
gestattet 

Beispiele:  Preussen.  Staatszuschuss  f.  d.  Kunstmuseen  in  Berlin  1870  69,5*0  Thlr., 
1875  201,000  Thlr.,  1883/84  734.000  M..  ausserdem  f.  d.  Nationalgall.  in  187b 
H..000  Thlr.  in  1883/84  83,000  M.  (im  Ordiiu).  Für  sonst.  Kunst-  u.  wiss.  Zwecke 
252,000  Thlr.,  bez.  jetzt  590,000  M.  (Vermehr,  dieser  Ausgaben,  auch  durch  ausser- 
onl.  Bewill.,  in  den  letzten  Jahren).  Zuschuss  f.  Kunstgewerbemuseum  in  Berlin  18S3/84 
269.000  M.  —  Baiern,  Akademie  d.  bild.  Künste  u.  Kunstsamml.  1*70  71,900  fl. 
Staatsdotation,  ausserdem  für  Pflege  und  Förderung  d.  Kunst  im  Allgemeinen  15,000  11.  — 
Oesterreich  1870,  Akademie  der  bild.  Künste  in  Wien  59.740  11.,  1876  111,000  fl. 
Staatsdotation,  Oesterreich.  Museum  für  Kunst  und  Industrie  und  Kunstgewerbeschule 
60,200  fl.,  1876  87,000  11.  —  Frankreich  1865:  Conservat.  für  Musik  195.000  F., 
(1881  27fi,0OO  Fr.),  Ausstellung  von  Werken  lebender  Künstler  345,000  Fr.,  5  kais. 
Theater  1,515,000  (Oper  820,000  Fr  ).  (Theater  1881  1,470,000  Fr),  für  Kunstwerke 
u.  Verzierung  öffentlicher  Gebäude  950.000  Fr.,  1876  f.  schöne  Künste,  Museen, 
Theater,  Musik  669  M.  Fr.  (1881  8*26  M.  Fr.,  wovon  noch  f.  d.  Nationalmuseen 
7116,000  fr.,  f.  Krhalt.  histor.  Monumente  1,550,000,  für  d.  Nationalmanufactureu. 
Gobelins,  Scvrcs  u.  s.  w.  897.000  fr.,  f.  Volksconcerte  55,000  fr.). 

4.  Die  Kirche.  Ob  und  wie  weit  der  Staat  selbst  den 
Kirchengesellschaften  Subventionen  gewährt,  das  ist  meistens  durch 
die  geschichtliche  Entwicklung  und  das  positive  Recht  entschieden, 
ohne  besondere  Rücksicht  auf  die  Principien frage.  Was  in  dieser 
Beziehung  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  ab,  worüber  die  Politik,  nicht  die 
Finanzwissenschaft  die  Entscheidung  zu  geben  hat 

In  manchen  Ländern,  so  bis  vor  den  jüngsten  Ereignissen  in  Italien.  Spanien, 
lerner  in  Grossbritannien,  Schweden  hat  sich  ein  grosses  Kirchenvennögen  erhalten, 
in  anderen  wenigstens  theil weise.  Wieder  in  anderen  ist  das  Kirchenvennögen  vom 
Staate  eingezogen  u.  d.  Unterhalt  der  Geistlichen  u.  s.  w.  auf  Staatsfonds  übernommen, 
»o  in  Frankreich.  A.  für  1883:  Ausgabe  f.  d.  gesammten  Cnltus  52*93  M.  Fr. 
Iu  Deutschland  ist  wenigstens  fast  überall  ein  örtliches  Kirchenvennögen  zur 
Deckung  der  Pfarrbesoldungen  und  der  anderen  Kosten  des  Gottesdiensts  vorhanden, 
i.  Th.  auch  noch  ein  allgemeines.  Daher  erscheinen  gewöhnlich  nur  verhältniss- 
massig kleine  Summen  im  Staatsbudget  für  Cultuszwecke.  Auch  das  Fmanzwoseu 
der  Kirchen  geht  einer  grossen  Umgestaltung  entgegen,  je  mehr  die  Ideen  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  sauetionirt  werden  und  der  Liberalismus  auch  in  der  Kirche 
zur  Herrschaft  kommt.  Das  kirchliche  Gebühre nwesen  ist  in  der  protestaut 
Kirche  Deutschlands  so  schon  jetzt  fast  unhaltbar  geworden.  Die  Einführung  der 
Zivilehe  und  der  eigentlichen,  von  bürgerlichen  Standesbeamten  geführten  Civilstands- 
register  (Reichsges.  v.  6.  Febr.  1875>.  womit  die  Aufhebung  des  gesetzlichen  Trau- 
und  Taufzwangs  verbunden  war,  nöthigte.  allmälig  die  kirchlichen  S  toi  gebühren  zu 
beseitigen.  Um  so  mehr  müssen  dann  andere  Hilfsquellen  für  die  Finanzen  der  Kirche 
eröffnet  werden.  Eine  einfache  Erhöhung  der  Staatsdotation  (wie  in  Preussen  seit 
1875  wegen  des  Ausfalls  an  Stolgebuhren  zur  Verbesserung  der  äusseren  Lage  der 
Geistlichen  um  c.  2  Mill.  M.>  widerspricht  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung 
über  Kirchensachen,  aber  nicht  dem  wahren  Volks-  und  dem  richtig  verstandenen 
Staatsbedürfuiss,  darf  daher  gebilligt,  ja  muss  unter  Umständen,  wie  den  gegenwärtigen, 
verlangt  werden.  Wie  weit  von  der  Einräumung  eines  kirchlichen  Besteuerungs- 
rrchts  (wie  in  Preussen  nach  d.  Generalsynodalordnung  v.  l*7fi§.  11  — 15)  practisch 
Gebrauch  gemacht  werden  kann,  ist  zweifelhaft    Denn  ein  Besteuerungsrecht  setzt  im 
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Grunde  stets  eine  Zwangsmitgliedschaft  voraus,  welche  jetzt  fehlt  Die  hauptsächliche 
Quelle  der  Einkünfte  Verden  dann  freiwillige  Beitrage  sein  müssen.  Auch  die 
Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  der  kathol.  Kirche  dürften  zu  einer  neuen 
Kegelung  der  Finanzverhältnisse  hindrängen.  Doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  di»v»e 
Verhaltnisse  wesentlich  kirchenpolitischer  Art  einzugehen.  Beispiele:  Prcussen: 
1883/84  A.  im  Min.  d.  Geistl.  u.  8.  w.  Angelegenh.  f.  d.  e  van  ff.  Kirche  2,537,000  M., 
wov.  f.  d.  Evang.  Oberkirchenrath  146,000,  Consistorien  1 ,061,000  MM  evangel.  Geistl. 
u.  Kirchen  1,330,000;  f.  d.  kathol.  Kirche  2,582,000  M.,  wov.  f.  Bisth.  u.  die  z. 
dens.  gehör.  Instit  1,254,000,  kath.  Consist  35,000,  Kirchen  n.  Geistl.  1.244,000. 
Ausserdem  f.  Colt  o.  Dnterr.  gemeins.  6'73  M.  M.,  wovon  Unterhalt  der  Kirchen-, 
Pfarr-,  Küster-,  Schulgebäude  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  des  Staats  P78. 
zur  Verbesserung  der  Lage  der  Geistlichen  aller  Bekenntnisse  8  26  (1874  1  41)  M.  M.  — 
Baiern  A.  f.  1876  kathol.  Cultus  im  Staatsbudget  3  37,  protest  desgl.  181  M.  M., 
israel.  14,000  M.,  übrige  Staatsausiraben  für  kirchl.  Zwecke  1*15  M.  M.  —  Baden 
A.  f.  1876  kathol.  Cultus  117,000  (wobei  aber  die  damals  gestrichene  Dotation  für 
den  erzbischöfl.  Stuhl  in  Freiburg  von  13,400  11.  nicht  inbegriffen),  evangel.  Cultus 
95,000  M.,  israel.  dsgl.  3600  M.,  Summa  Cultus  215,000  M.  —  West-Oesterreich 
1880  kathol.  Cultus  Erforderniss  d.  Relierionsfonds  ord.  3*83.  Eztraord.  0*77,  zusammen 
4  60,  Stiftungen  u.  Beitrage  für  kath.  Cultus  boz.  0*17,  0*05,  zusammen  0*22.  f.  evanir. 
Cultus  104,000  ord.,  f.  griech.-or.  Cultus  (Dalmat.)  04,000,  6,000,  zus.  70,000,  über- 
haupt für  Cultus  4' 17,  0  82.  zus.  5  Hill.  fl.  Durch  Ges.  r.  18.  März  1876  zur  Unter- 
stützung kathol.  Geistlichen  600,000  fl.  mehr  (aus  d.  Belig.fonds).  Die  gleichzeitigen 
Einnahmen  der  Religionsfonds  sind  veranschlagt  auf  3*89  M.  fl. 

IV.  —  §.  196.  Der  Finanzbedarf  ftlr  die  Finanzverwal- 
tung selbst  ergiebt  sich  einmal  ans  den  Verwaltungs- 
und Betriebskosten  des  rentablen  Staatseigenthums 
und  den  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  s.  w.  Davon 
war,  soweit  es  sich  dabei  um  allgemeine  Verhältnisse  bandelt, 
schon  oben  (§.  170  ff.)  die  Rede.  Weiteres  muss  für  die  spätere 
Lehre  von  den  Einnahmen  selbst  vorbehalten  bleiben.  Sodann 
ist  der  Bedarf  ftlr  die  Staatsschuld  (Verzinsung,  Tilgung  u.  s.  w.) 
hierher  zu  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren  speziellen  Lehre 
von  der  Staatsschuld  gehandelt  Endlich  gehört  hierher  der  Bedarf 
für  die  Finanzbehörden  u.  s.  w.  selbst  Soweit  die  Dar- 
stellung des  Finanzbehördenwesens  in  die  Finanzwissenscbail 
Uberhaupt  aufzunehmen  ist,  war  dieser  Bedarf  im  4.  Kapitel  des 
vorigen  Buchs  mit  zu  berühren.  Das  Meiste  hängt  aber  auch  hier 
mit  den  Einnahmen  zusammen  und  wird  am  Besten  bei  diesen 
mit  besprochen. 
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Drittes  Buch. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanz- 
wirthschaft  im  Allgemeinen,  insbesondere  der 

Privaterwerb. 

Erstes  Kapitel. 

Allgemeine  Betrachtung:  und  Hauptelnthellung  der 
ordentlichen  Einnahmen. 

1.  Abschnitt. 

llanptelnthellung  und  Grundsätze  für  die  weitere  Einstellung 

der  ordentlichen  Einnahmen. 

Es  handelt  sich  hier  um  einige  zusammenhängende  Erörterungen  zur  Feststellung 
und  Begründung  der  in  d.*r  Theorie  u.  Praxis  schwankenden  Terminologie.  Da- 
durch soll  auch  der  Vermeiigung  der  historischen,  rechtlichen  und  finanzwissenschaft- 
lichen  Begriffe  ein  Ziel  gesetzt  werden,  zu  welchem  Zwecke  ein  näheres  Eiugehen  auf 
die  Streitfragen  Uber  Begriffsbestimmung  und  Classification  nothwendig  ist.  Vgl.  zur 
Ergänzung  des  Folgenden  auch  Fin.  II  §.  329  ff.  Uber  Terminologisches  in  Betr.  der 
Besteuerung.  Bei  Rau  fohlt  es  an  einer  ähnlichen  zusammenhängenden  Betrach- 
tung dieses  Gegenstands,  s.  darüber  §.  82 — SS,  dann  die  Einleitungen  zum  Abschnitt 
„von  den  Einkünften  aus  Hoheitsrechten"  (Regalien)  §.  1R6  bis  171  und  zum  Ab- 
schnitt von  den  Gebuhren  (§.  227—230),  Einzelnes  auch  in  §.  247  ff.  vom  Steuer- 

J.  —  §.  197.  Begriff  und  Quelle  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Der  Ausdruck  „ordentliche  Einnahmen"  (des  Staats, 
wie  der  Staatenverbindungen  und  der  Selbstverwaltungskörper) 
wird  in  der  Finanzpraxis  nicht  immer  in  einem  genau  be- 
stimmten und  gleichmäßigen  Sinne  genommen.  Er  unterliegt 
auch  nach  den  Verschiedenheiten  des  öffentlichen  Finanzrechts  in 
ein  und  demselben  Staate  geschichtlich  einigem  Wechsel.  Im  All- 
gemeinen versteht  die  Gegenwart  in  der  Praxis  unter  den  ordent- 
lichen Einnahmen  diejenigen ,  welche  auf  Grund  des  be- 
stehenden Rechts  dauernd  in  gewisser  periodischer 
Regelmässigkeit  der  Finanzwirthschaft  zufliessen.  Die  Finanz- 
theorie hat  an  diese  Auffassung  anzuknöpfen,  aber,  wegen  des 
untrennbaren  Znsammenhangs  der  Finanzwirthschaft  und  ihrer 
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Einnahmen  mit  der  ganzen  Volks wirthschaft  bei  der  Begriffs- 
bestimmung der  ordentlichen  Einnahmen,  als  einer  Hauptart  der 
Einnahmen  überhaupt,  die  nothwendige  ökonomische  Be- 
dingung, von  welcher  die  dauernde  Periodicität  jener  Einnahmen 
abhängt,  mit  zu  berücksichtigen.  Danach  sind  in  fin anz wissen- 
schaftlicher Hinsicht  die  ordentlichen  Einnahmen  zu  bezeichnen 
als:  die  ihrer  ökonomischen  Natur  nach  einer  regel- 
mässigen Wiederholung  von  Periode  zu  Periode  dauernd 
fähigen.  Es  muss  daher  die  Quelle,  aus  welcher  diese  Ein- 
nahmen fliessen,  Nachhaltigkeit  verbürgen.  Demgemäss  muss 
in  der  Hegel  das  Volkseinkommen,  oder  müssen  die 
dasselbe  bildenden  Einkommen  der  Einzelwirtschaften  in  der 
Volkswirtschaft  die  Quelle  der  ordentlichen  Einnahmen  sein. 

Entsprechend  seiner  Auffassaug  des  Staatsschuldenwesens  (Fin.  5.  Ausg.  U. 
§.  471  ff.)  behandelt  Rau  Uberhaupt  unter  den  ..Einkünften"  nur  die  hier  sogen, 
ordeutl.  Einnahmen.  Stein  hat  die  Unterscheidung  von  ordeutl.  und  ausserordentl. 
Einnahmen  in  dieser  Weise  nicht.  Ich  halte  an  ihr  sowohl  in  wesentlicher  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Praxis,  als  wegen  ihrer  principiellcn  Bedeutung  für  die  Fiuauz- 
bedarfsdeckung  fest.  Besobrasoff  nennt  die  ordentl.  Eiunahmen  die  sourecs  plos 
ou  moins  constautes,  in  der  unten  gen.  Abh.  S.  18.  —  Uebcr  den  Begritl  des  Ein- 
kommens und  des  Volkseinkommens  siehe  jetzt  Grundlegung  I,  §.  84,  86  ff.  Etwas 
abweichend  sind  Erbschaftssteuern  und  Uberhaupt  cigentl.  Kapital  Steuer  n. 
d.  h.  solche  Steuern,  welche  nicht  nur  nach  dem  Kapitalwerth  angelegt,  sondern  au* 
dem  Kapital  einer  Einzelwirtschaft  reell  entrichtet  werden ,  aufzufassen.  Hier  kann 
man  nicht  immer  sagen,  dass  die  Quelle  der  Steuer  das  Volkseinkommen  ist  Mit- 
unter dient  solche  Steuer  nur  als  Mittel  zu  einer  veränderten  Vertheilung  des 
Volksvermögens,  speciell  des  Nationalkapitals,  und  wenn  der  Steuerertrag  ein- 
fach verzehrt  wird,  so  ist  dann  dieses  Volksvermögen  die  Steuonjuelle  gewesen. 
Deshalb  wird  im  Text  gesagt,  dass  „in  der  Regel'4  das  Einkommen  die  Quelle  der 
ordentl.  Einnahme  sei.  Auch  jene  Erbschafts-  u.  Kapitalsteucrn  sind  jedoch  ordentl. 
Einnahmen  unter  der  Voraussetzung  der  regelmässigen  Reproduktion  der  von  der 
Finanzwirthschaft  den  Privatwirtschaften  entzogenen  Vermögen.  Weiteres  in  der 
allgem.  Steuerlehrc,  Fin.  II,  3ß9  ff.  (Abschn.  v.  d.  Wahl  der  Steuorquelle).  Die 
Vermögens-  und  Kapitalunterscheidun*  vom  rein  ökonomischen  und  historisch  -  recht- 
lichen Standpuncte  (Grundleg.  I,  §.  23  Ii.,  27  ff.)  u.  der  soc.  Steuergesichtspunct  (o. 
§.  27)  spiel«  n  hier  mit. 

II.  —  §.  198.  Haupteintheilung  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Je  nachdem  das  Einkommen,  welches  die  Quelle 
der  ordentlichen  Einnahmen  ist,  von  der  Finanz wirthschaft 
selbst  in  den  gewöhnlichen  Formen  des  freien  Verkehrs  oder 
von  anderen  Einzel  wirtschaften  erworben  wird,  sind 
zwei  —  aber  auch  nur  zwei  —  coordinirte  Uauptarten 
ordentlicher  Einnahmen  zu  unterscheiden,  privatwirthschaft- 
liche  und  staatswirthschaftliche. 

Zwei  Hauptarten  unterschied  auch  Rau  §.  84  ff.,  von  der  Regierung  erwor- 
bene und  von  ihr  befohlene  oder  geforderte.    Aber  er  rechnet  die  Einnahmen 
aus  Finanzregalien  zu  der  ersten  Art,  §.  So ,  was  ich  aus  den  unten  entwickelten  ^ 
Gründen  für  unrichtig  halte.    Die  Eintheiluug  Rau 's  auch  bei  Pfeiffer,  Staatsein-/ 
nahmen  I.  5*  (ohne  Quellenangabe).  Umpfenbach  §.  22  unterscheidet  fast  in  der- 
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selben  Weise  zwei  Hauptarten  anter  «lern  Namen  mechanische  and  organische 
Staatseinkommenquellen,  verwirft  den  Begriff  Kegal  bei  der  Einteilung  (l,  S.  53), 
bildet  aber  unter  dem  Namen  Fiscal  Vorrecht  einen  ähnlichen  (S.  58)  und  setzt  die 
Einnahmen  aas  letzteren  unter  Vernachlässigung  des  bei  den  wichtigsten  zomal  deut- 
lich mit  hervortretenden  Steuercharacters  (Salzvorrecht,  Tabakvorrecht)  dennoch  unter 
die  mechanischen  Einkommenquellen.  Bergius,  Finanzwiss.  S.  71  stellt  3  Haupt- 
arten, Regalien  (incl.  Gebühren).  Domänen.  Steuern  auf;  ebenso  schon  Jacob,  Fin. 
§.  47,  40,  Malchus  §.  1,  doch  mit  Einreihung  der  meisten  Gebuhren  unter  die 
indirecten  Steuern  §.  63  bis  65  und  mit  richtiger  Auffassung  der  Monopolisirung  von 
Salz  und  Tabak  als  Besteuerung»  form.  §.  fitl.  Vgl.  auch  J.  G.  Hoff  mann,  Lehre 
voti  den  Steuern,  Berlin  1840,  S.  23  ff.  Stein,  Finanzwissenschaft,  1.  Auflage, 
S.  IUI  und  2.  Auflage  S.  136  erkennt  drei  Finanzquellen:  das  wirtschaftliche  Ein- 
kommen des  Staats,  das  wirtschaftliche  Einkommen  des  Einzelnen  und  den  Staats- 
credit.  Die  Eintheilung  der  Einnahmen  nach  den  beiden  ersten  Quellen  trirlt  also 
mit  der  im  Text  gegebenen  zusammen.  Aber  Stein  fuhrt  (1.  A.  S.  106.  2  A.  S. 
143)  Einnahmen  aus  den  Regalien  (nach  seiner  willkürl.  und  unhaltbaren  Begriffsbe- 
stimmung) u.  aus  d.  Gebuhren  auf  die  erste  Finanzquelle  zurück,  nicht  wie  ich  auf 
die  zweite.  Für  die  Fragen  der  Classification  der  Einnahmen  s.  sonst  bes.  B6- 
sobrasoff,  revenucs  publ.  de  la  Russie,  (mit  einer  theor.  Einleit.  über  die  Grand- 
sitze der  Classific),  in  d.  Mem.  de  TAcad.  de  St.  Pötersb.  tom.  XVIII,  N.  tt,  St.  Pet. 
1*72.  bes.  p.  18  ff.  Er  thcilt  ein  in  Auflagen  (impöts)  und  „industr.  Eink.  des 
Staats"  (reveuues  industriels),  die  ersteren  in  Steuern  u.  Geb  Uhren  (contributions 
et  taxes),  die  letzteren  in  Regalien  (droits  rcgal.)  und  revenues  industriels  i.  e.  S. 
u.  wendet  sich  bes.  gegen  meine  Auffassung  der  Regalien.  B.  hat  mich  nicht  davon 
uberzeugt,  dass  meine  Eintheilung  aufzugeben  sei  (vgl.  bes.  p.  23  Uber  d.  Unterscheid, 
zw.  Gebühren  und  Regalien).  Er  giebt  a.  a.  0.  selbst  zu  (p.  29),  dass  diese  Ein- 
nahmen gemischt  sind  aus  verschied.  Elementen.  Mir  scheint  in  I.  Linie  Gewicht  ~? 
zu  legen  auf  d.  allgemeinen  rechtlichen  Bedingungen,  unter  welchen  die  \ 
Einnahmen  erworben  werden.  Hier  steht  sich  principiell  gegenüber  der  privat-  / 
wirthsch.  und  der  staatswirthsch.  Erwerb.  Wo  freie  Concurrenz  ausge.i— 
schlössen  s.  die  rechtlichen  Bedingungen  des  Erwerbs  speeifisch  verschieden. 
—  Vgl.  ferner  Knies,  i.  »L  gen.  Hcidelb.  Rectoratsprogramm ;  s.  Classification  im 
(ianzeii  mit  meiner  Auffassung  in  Uebereinstiminunjf,  nur  behandelt  er  Post  u.  dgl. 
noch  anders.  A.  Held,  Einkommenst.,  Bonn  1872,  C.  1.  unterscheidet  privatrechtl. 
u.  ölfeutlichrechtl.  Einnahmen,  bei  letzteren  Gebuhren  und  Steuern,  also  wie  ich.  Die 
Fiscal  Vorrechte  wären  gemischten  Characters;  Post  und  Münze  „trotz  des  Monopols" 
Gebühreneinrichtungen  (S.  6),  richtig,  aber  ohne  die  genüg.  Unterscheidung  des  inneren 
Grunds  des  Vorrechts  S.  auch  Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Lpz.  1874 
lies.  S.  46  ff.  über  die  „Beiträge".  Gegen  meine  Classification  und  bes.  gegen  die 
Bezeichnung  „privatwirthschaftliche"  Einnahmen  neuerdings  v.  S cheel  in  Schön  berg's 
Handb.  II.  36,  mit  beachtenswerthen,  gleichwohl  m.  E  nicht  durchschlagenden  Grün- 
den. Der  von  ihm  u.  A.  m.  statt  dessen  gebrauchte  Ausdruck  „Erwerbseinkünfte" 
scheint  mir  kein  wirklich  besserer  zu  sein.  Wenn  auch  der  Privaterwerb  der 
Finanzwirthschaft  aus  gutem  Grunde  nicht  immer  wie  von  anderen  Wirtschaften  ge- 
wonnen wird,  so  kann  er  doch  so  gewonnen  werden,  nach  der  geltendeu  Rechts- 
ordnung. Das  scheint  mir  das  Massgebende  zu  sein.  Demnach  sub  1  u.  eine  dem 
Scheel'schen  Einwände  Rechnung  tragende  kleine  Modification  der  Formulining.  Eine 
Uebereinstimmung  der  Eintheiluugen  der  Theoretiker  ist  daher  jetzt  noch  ebenso  wenig 
als  früher  erreicht.  Der  Streit  dreht  sich  bes.  um  d.  Regalien  und  Gebuhren,  s. 
Besobrasoff,  p.  23  ff.  —  Auch  die  Praxis  classificirt  ganz  verschieden  u.  schwan- 
kend. Die  Gebühren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Steuern  gestellt,  Eiuuahmen 
aas  Post.  Münze  (vulgo  Regalien)  öfters  unter  diejenigen  aus  Staatseigentum  und 
Staarsan stalten.  So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  Budgetentwurf  f.  d.  10.  Fiuanzperiode 
(1870/71)  der  Ausdruck  „Regalien  und  Staatsanstalten"  in  den  :  „Staatsanstalten"  ver- 
ändert worden,  worunter  z.  B.  Salinen.  Bergwerke,  Post,  Telegraphen  u.  s.  w.,  s.  Pözl, 
baier.  Verwaltungsrecht.  3.  Aufl.  München  1871,  S.  535. 

1. Privat  wirtschaftliche  oder  Domanialeinnahmen 
(im  weitesten  Sinne),  oder  Privaterwerb  („Erwerbsein- 
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ktinftc")  iiiessen  ans  einem  Einkommen,  welches  die  Finanz- 
wirthschaft  (des  Staats  u.  s.  w.)  als  Einzelwirtschaft  in  Unter- 
nehmungen (vornemlich  in  Sachgüterproductionen)  nach  den 
gewöhnlichen  Grundsätzen  des  pri vatwirthschaf t- 
lichen  Systems  in  der  freien  Verkehrsconcn rrenz 
zu  erwerben  rechtlich  in  der  Lage  ist 

Die  ordentliche  Staatsein  nähme  ergiebt  sich  also  hier  unmittelbar  als  Bein- 
ertrag jener  Unternehmungen,  der  das  Einkommen  des  Staats ,  als  ihres  einzelwirth- 
schaftlichen  Subjects.  bildet. 

2.  Staatswirthschaftliche  Einnahmen  oder  Auflagen, 
auch  (im  weitesten  Wortsinn)  Abgaben  oder  Steuern  genannt, 
sind  diejenigen,  welche  irgendwie,  d.  h.  nach  der  Art  ihres  Ein- 
gangs und  nach  der  Höhe  ihres  Betrags,  Kraft  der  Finanz- 
hoheit als  Mittel  zur  Ausführung  der  Staatszwecke  zwangs- 
weise von  anderen  Einzelwirtschaften  eingefordert  werden. 

Diese  Einnahmen  fliessen  aas  dem  Einkommen  (bez.  Vermögen)  aller  anderen, 
der  Finanzhoheit  des  Staats  —  oder,  in  Folge  der  Uebertragung  eines  bezüglichen 
Rechts,  eines  Selbstverwaltungskürpers  —  unterstehenden  Einzelwirthschaflen.  Die 
StAatseinnahme  wird  hier  dem  Staate  durch  gesetzlichen  Befehl  an  die  Einzel- 
wirthschafter,  mithin  durch  Zwang  zur  Verfügung  gestellt,  wonach  diese  in  bestimmten 
Fällen  einen  Theil  ihres  Einkommens  —  des  Reinertrags  ihrer  Unternehmungen  oder 
ihres  Vermögens  —  dem  Staate  Uberlassen  müssen. 

Rau  will  in  §.  84,  86  den  Begriff  Steuer  nur  in  einem  engeren  Sinne,  im 
Gegensatz  zu  Gebühr,  gelten  lassen  (vgl.  jedoch  §.  227).  Selbst  die  wahren  Ge- 
buhren (im  Gegensatz  zu  denen,  welche  in  der  Praxis  meistens  auch  so  genannt  werden, 
obgleich  sie  nach  ihrer  Höhe  und  sonst  eigentliche  Steuern  sind,  so  die  sogen. 
Verkehrssteuern  in  Stempelform,  die  von  Rau  in  §.  231  Nr.  3,  236  ebenfalls  noch  unter 
die  Gebühren  gereiht  werden)  können  aber  im  weiteren  Sinn  nach  ihrem  Rechtsgrund 
und  der  Art  ihrer  Erhebung  Steuern  genannt  werden.  So  auch  Hock,  öffentl.  Ab- 
gaben u.  Schulden,  Stuttg.  1863,  S.  84.  85. 

III.  —  §.  199.  Unterscheidung  verschiedener  Stand- 
punetefttr  die  Begriffsbestimmung  und  Classification 
der  Einnahmearten.  Um  die  im  vorigen  §.  gegebene  Ein- 
teilung richtig  zu  würdigen  und  letztere  nach  allen  Seiten  streng 
durchzufahren;  ferner  um  die  weitere  Einthcilung  dieser  beiden 
Hauptarten  von  Einnahmen  in  Unterarten  richtig  vorzunehmen  und 
die  in  der  Geschichte  und  in  dem  bestehenden  Rechte  vorkommen- 
den Einnabmearten  richtig  zu  rubriciren  und  zu  beurtheilen,  müssen 
folgende  vier  Standpuncte  auseinander  gehalten  werden:  einmal 
derjenige  der  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung  und  des 
früher  geltenden  Rechts,  sodann  derjenige  des  gegen- 
wärtig geltenden  (positiven)  Rechts,  ferner  der  finanz- 
politische Standpunct,  welcher  unter  Berücksichtigung  der 
politischen  und  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse,  Bedürfnisse 
und  Auffassungen  für  einen  bestimmten  Staat  und  eine  be- 
stimmte Zeit  aufgestellt  werden  muss,  endlich  der  finanz- 
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wissenschaftliche  Standpunct,  von  welchem  ans  die  Ein- 
nahmearten nach  ihrer  ökonomischen  Natur  und  ihren 
Wirkungen  auf  die  verschiedenen  Einzelwirtbscbaften  (besonders 
auf  die  gewöhnlichen  Privatwirtschaften)  und  schliesslich  auf  die 
ganze  Volkswirthschaft  unterschieden  werden. 

Es  ist  der  grosse  und  verhängnissvolle  Fehler  der  Theorie  und  Praxis  des 
Finanzwesens,  dass  diese  Tier  Standpuncte  nicht  genau  aus  einander  gehalten,  sondern 
in  der  Regel  unklar  vermengt  worden  sind.  Daraus  sind  manche  Streitfragen  ent- 
standen, die  sich  sonst  sofort  als  müssig  ergeben  hätten.  Vgl.  die  Bemerk,  von  Stein, 
Fioanz.  1.  A.  S.  135  ff.  Uber  den  Begriff  Regal,  wo  aber  wie  an  andern  Stellen  bei 
ganz  richtiger  Betonung  der  verschied.  Standpuucte  doch  aus  dem  Gesichtspunct  der 
Gegenwart  die  früheren  Auffassungen  zu  gern  als  „unklar41  verurtheilt  werden,  —  wie 
denn  überhaupt  jede  der  Stein'schen  entgegenstehende  Auffassung  mit  diesem  Epi- 
theton versehen  wird.  Dem  Stein'schen  Begriff  Regal  geht  es  dann  freilich  ebenso, 
wie  Pözl's  Ortheil  beweist  (Staatswörterbuch  v.  Bluntschli,  VIH,  554),  verjrl.  u.  In  d. 
Ct.  Ausg.  Rau's  §.  85  hatte  ich  nur  3  Standpuncte  unterschieden,  indem  ich  noch  den 
finanzwissenschaftlichen  mit  dem  finanzpolitischen  Standpuncte  identificirte.  In  diesem 
Puncte  ist  der  Einwand  v.  Beso  brasoff  richtig  ip.  11),  der  aber  wieder  selbst  nicht 
genügend  unterscheidet 

Namentlich  die  zwei  folgenden  nachtheiligen  Consequenzen 
gingen  aus  der  Vermengung  jener  Standpuncte  hervor. 

1.  Einmal  hat  man  die  ziemlich  unklaren  und  wenigstens  für 
die  Gegenwart  volkswirtschaftlich  wie  politisch  unhaltbaren  Be- 
griffe und  Eintheilungen  der  Einnahmen  aus  der  Rechtsgeschichte 
und  dem  positiven  Rechte  einfach  in  die  Finanz  Wissenschaft  wie 
in  die  Erörterungen  über  die  Finanzpolitik  herübergenommen  und 
sich  dann  regelmässig  ganz  vergebens  bemtlht,  sie  mit  den  An- 
forderungen der  eigenen  Disciplin  in  Einklang  zu  bringen. 

So  ging  es  mit  den  rechtsgeschichtlichen  und  positivrechtlichen  Begriffen  der 
Dom anialein  nahmen,  der  Steuern ,  der  sog.  Regalien  und  der  Gebühren. 
Unter  beiden  letzteren  Rubriken  befanden  sich  Öfters  einzelne  Gattungen,  welche  als 
reine  Steuern  von  der  Finanzwissenschaft  entweder  in  eine  ganz  andere  Stelle  des 
Systems  hätten  eingereiht  oder  vollständig  ausgemerzt  werden  müssen.  Keines  von 
Beiden  geschah,  was  nur  Verwirrung  zur  Folge  hatte. 

Beispiele:  (1)  Falsche  Auffassung  eigentlicher  Steuern  als  Re- 
eale. Der  dem  Monopol  zu  verdankende  Extragewinn  beim  Salz-,  Tabak-  u.  a. 
ähnlichen  Regalien  ist  eigentliche  Steuer,  die  Regalisirung  insofern  (also  deshalb 
noch  nicht  bloss"»  eine  besondere  Steuerform,  wie  schon  Sonnenfels,  Fin. 
§.  108,  110,  J.  G.  Hoffmann,  L.  von  den  Steuern  S.  25,  Malchus  I,  §.  69,  S.  .340, 
343  lehrten,  neuerdings  Stein  1.  A.  S.  358  ff.,  Laspcyres  im  Staatswörterb.  X, 
104,  M.  Wirth,  Nationalök.  3.  A.  II.  516,  518  u.a.m.  Gerade  mit  als  Steuer- 
form muss  d.  Regal  daher  in  d.  Finanzwissenschaft  betrachtet,  mit  anderen  Steuer- 
formen  für  denselben  Gegenstand  verglichen,  also  überhaupt  systematisch  in  die  Steuer» 
lehre  eingereiht  werden,  wenn  nicht  Zusammengehöriges  auseinander  gerissen  werden 
soll.  Demnach  ist  die  Behandlung  von  Rau  in  der  5.  Aufl.  §.  1S4  ff.,  203  ff.  (Salz, 
Tabak  u.  s.  w.  in  der  Lehre  v.  d.  Regalien)  zu  berichtigen.  Beso  brasoff  a.  a.  0. 
Umnit  auf  diese  ältere  Auffassung,  m.  £.  mit  Unrecht,  zurück.  Auch  Schcel's 
Bemerk,  a.  a.  0.  S.  36  laufen  darauf  hinaus.  Sergius  spricht  von  Salz-,  Tabak- 
monopol  u.  s.  w.  gar  bei  den  Staatsgewerben  u.  Domänen,  wodurch  jede  unbefangene 
Würdigung  unmöglich  wird.  Auch  Umpfenbach  behandelt  Salzvorrecht,  Tabak- 
vorrecht  unter  den  Fiscalvorrechten,  wie  die  Früheren  unter  den  Regalien,  wobei  dann 
trotz  der  veränderten  Namen  doch  im  Wesentlichen  Alles  beim  Alten  bleibt;  apart 
davon  bespricht  er  die  „Tabaksmauth".   Gelten  Tabak-  und  andere  Finauzmonopole 


Digitized  by  Google 


476 


3.  R.  Uni.  Kiuu.    1.  K.  Im  Allgem.    1.  A.  Kintheil.  §.  199. 


bloss  als  Regale,  so  hat  da»  auch  den  Nachtheil,  dass  sie  hei  der  Herrschaft  der 
„Theorie  der  freien  Concurrenz'4  (Grundleg.  §.  117,  126  ff.)  noch  leichter  ohne  Wei- 
teres vom  volkswirthsch.  Standpuncte  aus  nur  als  dem  Interesse  der  Verkehrsfreiheit 
widerstreitend  verworfen  werden.  Die  Frage  ist  aber,  ob  nicht  trotzdem  aus  finanziel- 
lem Interesse  und  unter  Voraussetzung  eines  einmal  bestehenden  Verbrauchssteuer- 
Systems  solche  Monopole  zu  rechtfertigen  sind.  —  [2)  Falsche  Auffassung  von 
eigentlichen  Steuern  als  Gebühren.  Manche  mittelst  Stempels  erhobene 
Steuern,  z.  B.  Wechselstempel,  Werthpapierstempel,  nameutl.  aber  die  finanziell  wich- 
tigste und  volkswirtschaftlich  wenigstens  mituuter  bedenkliche  und  drückende  Abgabe 
vom  Besitzwechsel  bei  Immobilien  (Enregistremcnt.  Ucbcrtragungs..gebtthr4\  Kaufaccise 
u.  s.  w.)  sind  nach  ihrer  histor.  Entstehung  und  jurist.  Behandlung  auch  von  dun 
Finanztheoretikern  unter  die  Gebühren  gestellt.  Unter  den  finanziellen  Begriff  der 
Gebühr  fallen  sie  aber  gar  nicht.  Etwas  Andres  ist  die  Frage,  ob  sie  sich  nicht  in 
beschränktem  Maasse  als  eigentliche  Steuern  rechtfertigen  lassen.  Rau,  der 
diesen  innern  Widerspruch  in  der  Behandlung  dieser  Abgaben  als  Gebühren  fohlt 
(5.  A.  §.  236  ff.  231),  hat  ihnen  dennoch  weder  eine  andre  richtigere  Stellung  im 
System  gegeben,  noch  sie  ganz  verworfen.  Von  Neueren  noch  ähnlich  Umpfenbach 
27 — 29,  wenn  auch  unter  schärferer  Betonung  der  Verwerflichkeit  mancher  Posten 
im  Enregistrement  als  Steuern.  Richtiger  Bergius  S.  297,  354,  Pfeiffer,  I.  3«7. 
Wirth  LI,  521,  aber  alle  dem  Standpunct  der  Praxis  gemäss  diese  Abgaben  als  Ge- 
bühren beurtheilend  und  danach  verwerfend.  Principiell  richtiger  ist  daher  sicher  dir 
Auffassung  und  Fragstellung  von  L.  Stein,  der  jedoch  einen  wie  gewöhnlich  geist- 
reichen, aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  auch  sophistischen  und  haltlosen ,  weil  viel  zu 
weit  gehenden  Versuch  macht,  diese  Abgaben  völlig  als  V  erk eh  rs steuern  zu  retten, 
1.  A.  S.  153.  412  ff.,  2.  A.  S.  217.  466  ff.,  einen  Versuch,  den  er  freilich  in  der 
4.  Aufl.  selbst  wieder  fallen  lässt,  während  er  einen  richtigen  Kern  enthält.  Aehnlich, 
aber  doch  mit  einem  gewissen  Zweifel  über  die  Triftigkeit  der  Rcchtfertigungsgründ« 
Hock,  öffentl.  Abg.  S.  234.    S.  jetzt  Fin.  II,  439  ff. 

Für  die  Eiureihung  einzelner  Einnahmen  unter  Gebühren  und  Regalien  blieb 
ebenfalls  der  rechtsgeschichtliche  oder  juristische  Begriff  massgebend,  was  für  die 
Kinanzwissenschaft  neue  Verwirrung  stiftete. 

Beispiel:  Die  Einnahmen  der  Post  aus  Porti's  u.  s.  w..  der  Münze  aas 
dem  Schlagschatz  für  Prägung  auf  Rechnung  Privater,  der  Telegraphen  wurden 
als  Einnahmen  aus  Kegalien,  wie  diejenigen  aus  dem  Bergwesen,  aus  der  Jagd 
betrachtet,  während  sie  finanzwissenschaftlich  unter  den  Begriff  der  Gebuhr 
(oder  unter  Umständen  selbst  der  privatwirthschaftl.  Einnahme)  fallen.  Daher  da> 
Ungenügende  der  Behandlung  dieser  Einnahmen  unter  denen  aus  Hoheitsrechten  bei 
Rau,  5.  A.,  §.  196,  205,  219  b.  Ebenso  die  meisten  Aeltcrcn  und  Neueren.  *» 
Pfeiffer  (unter  monopolis.  Gewerben!),  Bergius,  Wirth  u.  a.  m.  Ganz  richtig 
fasst  dagegen  U  mp  fenbach  diese  Einnahmen  als  Gebühren  auf,  nur  dass  er  das 
GebUhrenprincip  zu  absolut  hinstellt  und  die  Relativität,  die  auch  hier  gilt  übersieht, 
wie  seine  Einreibung  der  Eisenbahnen  schon  jetzt  allgemein  unter  das  GebUhren- 
princip zeigt.  Stein's  Vorwurf  gegen  Umpfenbach.  dass  dieser  Regalien  und 
(iebühren  „gänzlich  verschmelze"  (2.  A.  S.  191)  oder  „ungeschieden  durcheinander- 
werfe44 (S.  219)  ist  daher  unrichtig.  Vielmehr  hat  U.  eher  Gebühren  und  privatwirth- 
schaftl. Einnahm,  nicht  genug  unterschieden  und  die  Regalien  unpassend  wenigstem 
tbeilweise  als  Fiscalvorrechte  wieder  aufleben  lassen.  Stein  dagegen  verwirft  mit 
Recht  den  früheren  Rcgalbegriff  für  die  gegenwärtige  Kinanzwissenschaft.  aber  er 
stellt  einen  neuen  ebenso  unbrauchbaren  auf,  durch  den  bedingt  wird,  dass  die  oben 
gen.  Einnahmen  aus  Post  u.  sf  w.  wieder  nicht  als  (iebühren,  wie  doch  durchaos 
verwandte  Einnahmen  (z.  B.  Chausseegcld),  aufgefasst  werden,  1.  A.  134,  137,  2.  A 
184,  190.  Besobrasoff  meint  dagegen  wieder,  dass  die  Aehnlichkeit  der  Regalien 
und  Gebühren  (taxes)  mehr  aus  serlich  an  der  ErhcbunKsfonn  und  Organisation^ 
als  innerlich  sei,  nicht  in  ihrem  inneren  finanz.  Character,  den  mit  ihnen  verbünd. 
Rechten  des  Schatzes,  dem  ökonomischen  Einfluss  beider  liege.  Das  ist  zuzugeben, 
aber  es  beweist  nicht  das,  was  B.  beweisen  will,  nemlich.  dass  die  Gebühren  zu  den 
Auflagen  und  die  Kegalien  zum  industr.  Erwerb  zu  reihen  sind.  Denn  Gebühren  und 
Kegalien  haben  gemeinsame  Eigenthümlichkeiten  dem  industriellen  Erwerb  gegen- 
über. U.'s  Ausführung,  p.  23  ff,  ist  nicht  überzeugend :  es  ist  z.  B.  in  Betreff  der 
Post  die  entgegengesetzte  Einseitigkeit  von  Stein,  der  dieselbe  zu  einer  seiner 
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..Renale"  emporschraubt,  während  Besohrasoff  in  allen  (alten)  Kegalien,  also  auch  der 
Post,  nur  die  industr.  u.  utilitar.  Einrichtung  sieht,  p.  25. 

Auch  die  Stellung  der  Gesammtheit  der  Regalien  und  Gebühren  in  finanz- 
wisseaschaftlichcn  System  der  ordentlichen  Einnahmen  ward  in  vieler  Hinsicht  durch 
den  rechtsgeachichtlichcn  und  positiv-rechtlichen  Zusammenhang  dieser  Einnahmearten 
mit  den  Domanialeinnahmen  oder  dem  Kammergut  uud  die  demgemässe,  vom  finanz- 
wissenschaftlicben  und  finanzpolitischen  Standpuncte  aus  unrichtige  Gegenüber- 
stellung gegen  die  Steuern  eine  schiefe.  (So  ist  es  auch  ein  Nachtheil  der  Stei Ir- 
schen Classification,  dass  wiederum  Domänen,  Kegalien,  Gebühren  die  eine,  Steuern 
die  andere  Hauptgruppe  der  ordentl.  Einnahmen  bilden).  Es  fehlte  daher  an  einer 
klaren  priucipiellen  Behandlung.  Nur  zu  leicht  wurden  deshalb  auch  Compromisse 
mit  der  bestehenden  Praxis  geschlossen:  unpassende  und  schlechte  Einnahmen  in  der 
Theorie  nicht,  wie  es  sich  gebührte,  verworfen,  sondern  höchstens  etwas  bemängelt. 
Bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsicht  besonders  die  Stellung  der  Theoretiker  und  ratio- 
neller Praktiker  wie  Hock  (öff.  Abg.  S.  234,  248)  zu  „Gebühren"  wie  denen  für  den 
..Erwerb  von  Privatrechten'*  tEigenthuinsubertragung  bei  Immobilien  u.  s.  w.).  Der 
Einfluss  der  Theorie  auf  die  Finanzpolitik  und  dadurch  auf  die  Verbesserung  des 
gehenden  Finanzrechts  und  der  Praxis  blieb  aber  gerade  bei  einem  solchen  Verhalten 
••in  untergeordneter. 

2.  Die  zweite  nachtheilige  Folge  war  die  gerade  entgegen- 
gesetzte. Angesichts  der  Mängel  des  bestehenden,  geschichtlich 
Überkommenen  Einnahmewesens  und  angesichts  der  unklaren, 
vielfach  unhaltbaren  Begriffe  und  Eintheilungen,  welche  die  Theorie 
einer  durch  sie  erst  zu  reformirenden  Praxis  entnahm,  fand  ein 
abstracter,  unhistorischer  Hadicalismus  und  Absolutismus  nur  um 
so  leichteres  Spiel,  —  wenigstens  in  der  Finanz  theo  rie,  freilich 
bei  der  unvermeidlichen  Noth wendigkeit,  einen  gegebenen  Staats- 
betlarf  zu  decken,  nicht  in  der  Praxis. 

Ein  neues  Beispiel  ist  Maurus,  inod.  Bcsteuer.,  Heidelb.  1*70.  Dann  die 
'in-rlische  (Smith'schc)  Schule  der  Nationalökonomie,  namentlich  in  Deutsch- 
land, bes.  die  extremen  Freihändler  unter  den  Stimmführern  und  Publizisten  des 
deutschen  volkswirth  Congresses,  die  sog.  „deutsche  Freihandelsschule",  bes.  mit  ihrer 
Theorie  von  Leistung  und  Gegenleistung  auch  im  Steuerwesen  des  Staats, 
vollends  der  Gemeinde. 

Die  herrschenden  Begriffe  und  Eintheilungen  der  Einnahmen  wurden  verworfen, 
weil  sie  vielfach  willkürlich  und  unlogisch  wären,  statt  dass  der  richtige  Kern  heraus- 
geschält ward.  Gewisse  Einnahmearten,  die  wegen  veränderter  Verhältnisse 
von  Zeit  und  Ort  nicht  mehr  passend  waren  oder  erst  hätten  umgestaltet  werden 
müssen,  wurden  unbedingt  für  Uberall  und  alle  Zeit  als  verderblich  bezeichnet. 
Namentlich  wurden  häufig  alle  privatwirtbschaftlichen  Einnahmen  des  Staats  kurzweg 
verunheilt.  Für  die  finanzielle  Behandlung  von  sonstigen  Staatsthätigkeiten ,  an  welche 
sich  herkömmlich  Einnahmen  knüpften,  wurden  allenfalls  verschiedene  Finanzprincipieu 
als  Richtschnur  zugelassen,  aber  für  jede  einzelne  Thätigkeit  wieder  immer  nur  ein 
einziges  als  das  ein  für  allemal  richtige,  z.  B.  für  die  Post,  dass  sie  stets  nur 
nach  dem  Gebührenprincip  behandelt  werden  solle,  was  nur  für  unsre  Zeit  und  Länder 
richtig,  früher  bei  geringer  Verbreitung  der  Kenutniss  von  Lesen  und  Schreiben  und 
fast  aasscblicssl.  Benutzung  der  Post  durch  einzelne  Gasen  nur  bedingt  richtig  war. 
Fin.  II,  §.  30b  ff.).  Oder  es  wurde  auch  entschieden,  dass  bestimmte  Staats- 
' ^»tigkeiten  überhaupt  niemals  zur  Beschaffung  von  Einnahmen  benutzt  werden 
dürften ,  was  wieder  nicht  so  allgemein  richtig  ist.  i,Z.  B.  Forderung  des  unent- 
geltlichen Unterrichts  in  Staatsschulen,  besonders  niederer  Art,  der  Beseitigung 
aller  Wegegelder  auf  Staatsstrassen.)  Kurz,  als  ob  auch  hier  eine  völlige  tabula 
rasa  bestände,  wurde  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten  der  wirtschaftlichen 
l*olitifc  ••der*  „Atsolotismus  der 'Lösungen**  praetischer  Fragen  aufgestellt  und  dem 
Jlesetz  der  Relativität"  zuwieder  gehandelt.    Vollständig  neue  Einnahme-,  d.  h. 
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Steuersysteme  wurden  entworfen,  die  jedoch  nur  anf  dem  Papiere  standen ,  und  über 
dem  Suchen  nach  einem  (absolut)  „besten  Steuersystem"  wurde  die  wahre  Aufgabe 
den  vorhandenen  Uebebtänden  gegenüber  verfehlt.  Radicale  Reformer,  wie  Maurus 
a.  a.  0.,  sind  wenigstens  mitunter  einsichtig  genug  gewesen,  ihre  Steuerreformpläue 
an  die  Voraussetzung  zu  knüpfen,  dass  zuvor  der  Staatsbedarf  sehr  stark  Terminiert 
m.  a.  W.  die  meisten  Thätigkcitcn  des  modernen  Staats,  die  daher  von  Maurus  ein- 
fach als  unnutz  bezeichnet  werden ,  aufgegeben  oder  eingeschränkt  würden.  S.  jetzt 
Fin.  II  §.  220  ff.,  365  ff. 

§.  200.  Die  wahre  Aufgabe  ist  angesichts  dieser  beiden 
entgegengesetzten  Fehler  und  Einseitigkeiten  für  Theorie  und 
Praxis  folgendermassen  zu  bezeichnen: 

1.  Vermeidung  des  Aufstellens  rein  abstracter,  ver- 
meintlich absolut  gültiger  und  nach  einem  aphoris- 
tischen Princip  construirter  Schablonen  für  die  Ein- 
nahmebeschaffung; statt  dessen  Auffassung  der  Einnahme-  nnd 
speciell  der  Steuersysteme  als  abhängig  von  geschichtlich 
gewordenen  Verhältnissen,  die  sich  so  wenig  als  andere 
Beziehungen  des  Volkslebens  mit  einem  Schlage  durch  ein  Macht- 
wort der  radicalen  Theorie  umgestalten  lassen,  aber  andererseits 
allerdings  einem  beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wohl 
zu  beeinflussenden  und  in  die  passende  Richtung  zu 
leitenden  Entwicklung  unterliegen;  Prüfung  der  rechts- 
geschichtlichen  und  positiv -rechtlichen  Begriffe  und  Einteilungen 
der  einzelnen  Einnahmearten  an  dem  Maasse  des  jeweilig  vor- 
handenen politischen,  socialen  und  volkswirtschaftlichen  Bedürf- 
nisses und  demgemässe  Umbildung  jener  Begriffe  und  Ein- 
teilungen in  solche  finanzielle,  wie  sie  für  bestimmte  Staaten  und 
Zeiten  passen;  daher  denn  auch  Behandlung  der  einzelnen  Ein- 
nahmearten in  der  Finanzpolitik  nicht  als  absolute 
(logische),  sondern  als  historische  Kategorieen,  und  in  der 
Finanzwissenschaft  als  Formen  der  Güterherbei  Zieh- 
ung aus  der  Volkswirtschaft  zu  Zwecken  des  Staats  (der  Selbst- 
verwaltungskörper u.  s.  w.),  welche  verschiedenen  ökono- 
mischen Character  und  nach  Zeit  und  Land  verschiedene 
volks-  und  einzelwirth schaftliche  Wirkungen  haben. 

2.  Für  practische  Ziele  demnach:  volle  Beachtung 
des  geschichtlich  Ueberkommenen  und  rechtlich  Be- 
stehenden, und  Reform,  nicht  Umsturz  desselben  nach 
richtigen  volkswirtschaftlichen,  socialen,  politischen  und  finan- 
ziellen Grundsätzen  unter  genauer  Berücksichtigung  der  Verhält 
nisse  von  Zeit  und  Ort,  so  dass  einmal  und  vor  Allem  die 
Deckung  der  Gesammtausgabe,  soweit  sie  durch  ordent- 
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liebe  Einnahmen  erfolgen  muss,  stets  gesichert  bleibt  (§.  65  ff.); 
und  sodann  diejenigen  social  politischen  nnd  dieVertheilung 
des  Volkseinkommens  betreffenden  Wirkungen  durch  die  Einnabme- 
beschaffung  und  besonders  durch  die  Besteuerung  erzielt  werden, 
welche  dem  richtigen  socialen  Programm  der  Zeit  und 
des  Landes  entsprechen  (§.  27). 

In  dem  ersten  Puncto  kann  England  wie  in  so  vielen  Dingen  der  practischen 
Politik  namentlich  hinsichtlich  der  Art  und  Weise  der  Einführung  von  Reformen  als 
Vorbild  dienen:  Zoll-  und  Accipereductionen  immer  erst,  venu  Einnahmeüberschusse 
vorhanden  oder  andere  Einnahmen  zur  Verfugung.  So  Einführung  der  Einkommen- 
steuer bei  den  Zollreformen  der  40er  Jahre  u.  a.  m.  Für  die  Beseitigung  oder  Er- 
mässigung lastiger  und  schlechter  Abgaben  wird  gewiss  durch  die  Begründung  einer 
ergiebigen  und  wenigstens  relativ  guten  Steuer  auf  Tabak,  Branntwein  u.  s.  w. 
viel  erfolgreicher  als  durch  pathetische  Declamationen  und  iheoret  Erörterungen  über 
die  Verwerflichkeit  aller  indir.  Steuern  gewirkt. 

3.  Für  die  Ziele  der  Wissenschaft  endlich  die  Ge- 
winnung und  Verwerthung  der  Erkenntniss,  welche  in 
der  Unterscheidung  der  obigen  Standpuncte  bei  der 
Eintheilung  der  Einnahmen  und  in  der  Anerkennung  der  im 
Folgenden  unterschiedenen  Principien  für  die  finanzielle 
Behandlung  einer  Staats thätigk eit  und  des  bloss  rela- 
tiven Werths  oder  Unwerths  sowie  der  historischen  (zeitlichen 
und  örtlichen)  Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden 
dieser  Principien  liegt. 

IV.  —  §.201.  Unterscheidung  leitender  Finanz - 
principien  für  die  finanzielle  Behandlung  solcher 
Staatsthätig kei ten  (Einrichtungen,  Anstalten)  zur 
Ausführung  von  Staatszwecken,  an  welche  sich  Ein- 
nahmen knüpfen  können.  Solcher  Principien  (oder  finan- 
zieller Standpuncte)  giebt  es  vier,  nemlich  dasjenige  der 
reinen  Ausgabe,  das  Gebührenprincip,  das  rein-privat- 
wirthschaftliche  (gewer bliebe)  und  das  reine  Bega litäts- 
und  Besteuerungsprincip. 

Diese  Principien  sind  oftmals  da  und  dort,  in  dieser  oder  jener  Zeit  wirklich 
befolgt  worden.  Die  Geschichte  zeigt,  wie  bei  einer  und  derselben  Staatsinstitution 
diese  Principien,  —  nicht  immer  in  gleichförmiger  Ordnung,  —  auf  einander  folgten  und 
sich  ablösten,  z.  It.  im  Post-,  Münz-,  Strassen-,  Schul-,  selbst  in  Zweigen  des  Justiz-, 
Polizeiwesens.  Das  weist  schon  darauf  bin,  dass  man  schwerlich  stets  ein  einziges 
Prineip  als  das  allein  und  ein  für  allemal  richtige  für  die  finanzielle  Behandlung 
einer  solchen  Institution  bezeichnen  kann.  Jede  Zeit  pflegt  dies  freilich  gern  zu  thun, 
die  Anwendung  eines  bestimmten  Princips  sogar  mitunter  selbstverständlich  zu  finden 
und  jedes  andere  Prineip  scharf  zu  verurtlxilen,  so  z.  B.  jetzt  in  der  Opposition  gegen 
Strassen-,  Schulgeld,  (ierichtsgebühren ,  in  dem  unbedingten  Verlangen  des  blossen 
(iebührenprineips  für  die  Post.  Aber  der  tatsächliche  Wechsel  der  Principien  und 
der  darüber  bestehenden  Ansichten  beweist,  dass  diese  Auflassung  einseitig  ist.  Eine 
unbefangene  Prüfung,  wobei  die  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
der  einzelnen  Principien  gebührend  srewürdiet  werden,  lehrt  dasselbe,  indem  sie  zu- 
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gl.-ich  die  ti.-fer  liegenden  Rcchtfertigungsgrnndc  der  wechselnden  Behandlung  aufdeckt. 
Es  ist  dah»r  die  bisher  zu  wenig  dachtet«-  Auftrab«-,  die  Vorzüge  und  Nachthcile. 
welche  di«-  Behandlung  einer  Staatseinrichtung  nach  jedem  der  möglichen  und  ror- 
gekotnineuen  Finan/.principien  an  sich  und  unter  gegebenen  Umstanden  mit  sich  bringt, 
xu  vergleichen  und  das  fur  die  bestimmt«-  Zeit  und  das  bestimmte  Land  relatii 
richtigste  auszuwählen. 

1.  Das  Princip  der  reinen  Ausgabe:  der  Staat,  bez.  ein 
öffentlicher  Körper,  bestreitet  die  Kosten  einer  Einrichtung  oder 
Thätigkeit  vollständig  aus  allgemeinen  Einnahmen, 
ohne  denjenigen,  der  von  der  Einrichtung  Nutzen  zieht  oder  sonst 
irgend  wie  besonders  mit  ihr  in  Berührung  kommt,  zur  Deckung 
dieser  Kosten  speciell  mit  heranzuziehen.  Der  Einzelne  geniesst  also 
diese  Einrichtungen  umsonst,  d.  h.  ohne  speciellen  Entgelt. 

Der  Staat  stellt  sie  her  und  unterhält  sie,  weil  er  dies  als  eine  seiner  im  allge- 
meinen Interesse  übernommenen  Aufgaben  betrachtet.  Hierin  zeigt  sich  der  eigent- 
lich communistischc  Character  des  Staats  und  jeder  räumlichen  Zwangsgemein- 
wirthschaft,  in  welcher  priucipiell  ein  anderes  Princip  der  Entgeltlichkeit  als  in 
privatwirthschaftliehen  System  obwaltet  und  obwalten  muss.  S.  in  der  Grundlegung 
d.  Abschnitte  über  das  gemein-,  besond.  «las  zwangsgemeinwirthschaftl.  Syst.ni. 
nameiitl.  g.  Uoa,  IIS,  150— 152.  154— 160,  171.  Auch  Neumann,  progress.  Ein- 
kommensteuer, S.  (>f> — 70.  —  Beispiele  aus  der  G egenwart:  die  Gewährnu^ 
<l«'s  K«*chtsschutzcs  d«-r  Einzelnen,  für  ihr«:  Person  und  ihr  Vermögen,  im  Inland«  und 
bis  zu  einem  gewissen  ürade  im  Auslande  (durch  <j<  sandte,  Konsuln),  durch  poli/ii- 
lir.he,  militärische,  diplomatisch« -  Leistung«  n.  Grossbritannien  gab  für  die  Ge- 
währung d«-s  Rechtsschutzes  von  ein  paar  Dutzend  seiner  Bürger  im  abessin.  Feld/o:: 
Uber  •>  Mill.  Pfd.  St.  aus.  —  Unentgeltliche  Benutzung  von  Strassen  (Chausseen)  all* 
gemein  (mit  theilweis«  r  Ausnalime  der  Brucken)  für  Fussverkehr,  hie  und  da  auch  fur 
I  ahrverkehr  (Siiddentschland,  jetzt  auch  bei  Staatschaosseen  in  Preussen);  freier  Besuch 
der  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Unentgeltliche  Mittheilung  von  Nachrichten 
über  Wirthschaftsverhäitnisse  ,z.  B.  Konsulatsberichte);  unentgeltl.  Prägung  gewisser 
Münzen  (Großbritannien,  Russland)  u.  s.  w. 

2.  Das  Gebührenprincip:  der  Staat  unterzieht  sich  im 
öffentlichen  Interesse  der  Uebernahme  einer  Thätigkeit  oder  der 
Ausführung  einer  Einrichtung  (Anstalt).  Aber  er  erhebt  von  denen, 
welche  daraus  besonderen  Nutzen  ziehen  oder  welche  die  Kosten 
der  Einrichtung  mit  provociren ,  eine  besondere  Abgabe  als 
speciellen  Entgelt,  die  Gebühr,  und  zwar  oft  in  einer  Hobe, 
welche  die  Kosten  vollständig  deckt  oder  doch  decken 
soll.  Die  Einnahme  aus  diesen  Gebühren  kann  aber  selbst,  da 
die  betreffende  Thätigkeit  immer  zugleich  in  einem  allgemeinen 
Staatsinteresse  liegt,  niedriger  bleiben,  als  der  Kostenbetrag 
ist  oder  vollends  als  eine  privatwirth schaftliche  Rente  sein  würde. 

Die  Differenz  gegen  beide  bildet  dann  einen  Zuschuss  (also  implicite  eine 
Ausgabe)  der  Staatskasse  für  die  Ausübung  einer  als  nothwendig  oder  zweckmibsijr 
erkannten  Staatsthätigkeit,  welche  von  dem  einzelnen  Beansprucher  oder  Benutzer  nur 
theilweise  vergütet  wird.  Beispiele  kostendeckender  Gebühren  in  der 
Gegenwart:  meistens  Postgcld,  Telegraphengeld,  mitunter  noch  MOjizsclUagscnat/. 
auch  mehrfach  noch  Justizkostengebühreu.  Beispiele  nicht  voll  die  Koste» 
deckender  Gebühren  in  der  Gegenwart:  Justiz-,  Polizeigebuhren  verschieden«.«" 
Art.  Wegegelder,  Schulgelder,  Einnahmen  ans  den  Gestüten  u.  v.  a.  m. 

i 
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3.  Das  reinprivatwirthschaftlicbe  oder  gewerbliche 
Princip:  der  Staat  übernimmt  eine  gewerbliche  Tbätigkeit  oder 
schafft  eine  solche  Einrichtung  rein  oder  doch  tiberwiegend  mit 
aus  dem  finanziellen  Grunde,  um  sich  dadurch  eine  Quelle 
von  Einnahmen  für  die  Deckung  von  Ausgaben,  also  die  Mittel 
znr  Ausführung  anderer  Thätigkeiten,  zu  eröffnen. 

Es  soll  daher  in  der  Kegel  auch  eine  möglichst  grosse  Reineinnahme 
(Rente)  erzielt  werden,  und  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  Grundsätzen  der 
I>riratwjrthscliaftli<'hcn  Verkehrsconeurrcnz. 

Beispiele:  die  Iandwirthsch.  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke,  Staatsgcwcrks- 
aulagen  und  Handelsuntcrnehmungen.    Absatz  des  Holzes  in  der  Forstwirtschaft. 

4.  Das  reine  Regalitiits-  und  daher  Besteuerungs- 
prineip:  der  Staat  betreibt  ebenfalls  allein  oder  doch  über- 
wiegend nur  aus  finanziellen  Gründen  eine  gewerbliche 
Tbätigkeit  (Unternehmung),  aber  er  sucht  aus  dieser  eine  grössere 
als  die  privatwirthschaftliche  Concurrenzrente  zu  gewinnen.  Zu 
diesem  Zwecke  geniesst  er  gewisser,  ganz  oder  theilweise 
Andere  ausschlicssender  Vorrechte  (Monopole,  Fi- 
nanzmonopole, „Regale"),  die  ihm  die  Erzielung  eines  solchen 
Mehrertrags  ermöglichen  sollen.  Lctztrer  stellt  dann  aber  eine 
reine  Steuer  dar. 

Er  ist  nicht  ein  Thcil  des  etwa  ausserdem  daneben  und  im  rechnungsmässigen 
Reinertrag  mit  ihm  verbundenen,  vom  Staato  privatwirthsc  haftlich  (gewerb- 
lich) erworbenen  eigenen  Einkommens,  sondern  er  ropräsentirt  eine  auf  staat- 
lichen Z  w  a  n  g  s  b  c  f  c  h  1  zurückzuführende  (j  e  b  e  r  t  ra  g  u  n  g  v  o  n  Einkommen 
anderer  Einzelwirtschaften  auf  den  Staat.  Beispiele:  jetzt  narncntl.  Tabak-,  Salz- 
monopol,  früher  eine  Unzahl  gewerblicher  Hegale,  von  denen  jedes  einzelne  nur  geringe 
tinanz.  Bedeutung  hatte;  ferner  früher  sehr  allgemein  die  Post,  auch  die  Münze. 

In  der  Praxis  gehen  diese  verschiedenen  Standpuncte  öfteis 
fast  unmerkbar  in  einander  über,  z.  B.  bei  Eisenbahnen 
(privatwirthschaftliche  Rente,  Gebühr),  Post  (desgl.,  auch  Steuer), 
Telegraph  (beide  erstre)  u.  s.  w.  In  der  obigen  Reihenfolge  er- 
giebt  sich  ein  Fortschritt  zu  einer  immer  weniger  fiscalischen  Be- 
handlung. 

Die  Finanzgeschichte  liefert  Beispiele  für  Beides.  Beispiele  immer  weniger 
fiscal.  Behandlung:  Münze,  Post,  Strassen.  Schulen,  öfters  noch  zu  wenig  Gerichte: 
Heispiele  der  steigend  fiscal.  Behandlung:  in  Zeiten  starker  Kinanzbcdürfnisse, 
in  und  nach  Kriegen  selbst  neuerdings  wieder  Erhöhung  der  Gebühren  für  die  eben 
genannten  Anstalten  (Postporto  z.  B.  in  den  grossen  französ.  Kriegen  Anfang  d.  Jahr- 
hund, in  Oesterreich  aus  finanz.  Gründen  erhöht,  gleicher  Vorschlag  sojrar  1S71  in 
Frankreich;  dsgl.  Gebühren  u.  eigentliche  Steuern  bei  Gerichten).  Die  Entwicklungs- 
geschichte des  Stempelwesens  bei  Gerichten.  Behörden  u.  für  Urkunden,  Bescheinigungen 
u.  s.  w.  gehört  im  Ganzen  auch  hierher. 

Auch  bei  ein  und  derselben  Institution  wechselt  wohl  die 
ganze  Richtung  ihrer  finanziellen  Behandlung.  Im  Grossen  und 
Ganzen  begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unmündigkeit  der  Be- 

A.  Wagner,  FiuanzwN-*»ns<-hafl.    I.  3.  Aufl.  ;}  [ 
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völkeruDg  und  einer  noch  unentwickelten  und  in  den  Formen  der 
Naturalwirtschaft  steckenden  Volkswirtschaft,  wo  die  Erhebung 
reiner  Geldsteuern  noch  schwieriger  ist,  ferner  Zeiten  grossen 
Staatsbedarfs  begreiflicher  Weise  mehr  die  fortschreitend  fisea 
lischer  werdende  Behandlung  einer  Institution,  oder  es  ist  von  vorn 
herein  dabei  das  dritte  oder  selbst  das  vierte  obiger  Principien 
allein  das  leitende.  In  Zeiten  dagegen,  wo  die  Bevölkerung  selbst 
mehr  mitspricht,  wo  die  Interessen  der  unteren  Classen  besser 
berücksichtigt  werden,  wo  das  gerwerbliche  Leben  entwickelter 
ist,  der  Volkswohlstand  wächst  und  die  Erhebung  reiner  Geld 
steuern  das  bequemste  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarfs  wird, 
da  waltet  die  umgekehrte  Richtung  vor,  so  im  Grossen  und  Ganzen 
gegenwärtig. 

Die  Regalien  verschwinden  dann,  weil  sie  als  volkswirtschaftlich  zu  nacbtheilif 
Einnahmequellen  gelten,  so  die  meisten  gewerblichen  Kegalien,  bei  denen  die 
Regalisirung  nur  eine  Steucrfonn  war,  /..  B.  die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  einge- 
führten, selbst  inPreussen  auf  Mühlsteine.  Schweinsborsten  u.  s.  w.  Das  bedeutende 
neueste  Beispiel  ist  die  Aufhebung  des  Sal/monopols  in  Deutschland  lMi8  i,üe>. 
d.  Nordd.  B.  v.  12.  Oct.  1867,  §.  IV  Ein  einzelnes  Monopol  wird  nur  hier  m<i 
da  etwa  trotzdem  als  bestes  Mittel  zur  Erhebung  einer  finanziell  ergiebigen  eigent- 
lichen Steuer  be ibehal ten  oder  selbst  neueing  eftthrt,  ohne  Verkennung  manch« 
volkswirtschaftlicher  Nachtheile  desselben.  Hauptbeispiel:  TabakinonopoL  in 
Oesterreich,  1- rankreich,  Italien  und  andern  Ländern.  Absicht  der  Regierung  dafrf 
in  Deutschland  jungst.  Neue  Einführung  des  Zü  ndhöl/chen-Monopols  in 
Frankreich  nach  dem  letzten  Kriege  durch  (Jes.  v.  2.  Aug.  1872,  nachdem  verschiedene 
Steuererhöhungen  bei  diesem  Artikel  zu  viel  Schwierigkeiten  gefunden.  Privatwirth- 
schaftliche  Thätigkeiten  früherer  Wirthschaftspcrioden  werden  aus  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  vielfach  vom  Staate  aufgegeben,  so  Staatsfabriken,  Staats-Handclsunter- 
nehinungen  (theilweise  ausgenommen  Banken),  eigene  Verwaltung  von  Landgutem 
allgemein,  vielfach  auch  Staatsberg-  u.  Hüttenwesen,  selbst  eigener  Besitz  von  Lin-1- 
güteru,  ferner  Schiflfahrtsbetrieb  "des  Staats.  Die  Gebühren  werden  aus  volkswirt- 
schaftlichen und  aus  politischen  Gründen  ermässigt,  so  der  Schlagschatz  für  Prägung 
auf  Rechnung  Privater,  Postporti,  Telegraphengebühren,  Strassengeld ,  Schulgelder. 
Prüfunirstaxen  ;  mitunter,  aber  im  Ganzen  noch  zu  wenig  „Gebühren**  (wahre  und 
solche,  welche  ganz  oder  fast  ganz  eigentliche  Steuern  sind)  für  Gerichts-  und  \>r- 
waitungsthätigkeiten.  In  einzelnen  Fällen  wird  selbst  auf  jede  bisher  bezogene  Ein- 
nahme aus  bestimmten  Staatscinrichtungen  oder  Thätigkeiten  ganz  verzichtet ,  weil  ita 
ftfTentlichc  Interesse  bei  der  unentgeltlichen  Ausübung  am  Besten  gewahrt  erscheint, 
so  die  Aufhebung  jeder  Prägekostenberechnung  für  Prägung  für  Private,  des  Strassen- 
gelds,  Brückengelds,  Postportos  in  bestimmten  Fällen,  z.  Ii.  für  gew.  Briefe  an  Soldaten 
im  Kriege;  der  gcrichtl.  u.  Verwaltung., gebühren"  dsgl.,  z.  B.  um  landwirthsch. 
Reformen  zu  erleichtern  (Stempel-  und  Gebuhreufreihcit  bei  Gemeinheitstheilungcn. 
Zusammenlegungen  u.  s.  w.). 

Sicherlich  ist  eine  solche  Entwicklung  der  finanziellen  Be. 
handlung  jener  Staatstbätigkeiten  auch  in  Zeiten  der  bezeichneten 
Art  im  Ganzen  die  richtige  und  die  zu  begünstigende.  Aber  sie 
muss  nur  abermals  nicht  als  die  schlechtweg  allein 
richtige  betrachtet  werden.  Eine  Finanzpolitik,  welche  dies 
thiltc,  würde  in  anderen  Zeiten  und  Verhältnissen  mindestens  ver- 
früht und  oft  gar  nicht  durchführbar  sein. 
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Z.  B.  eine  Fortoreform  wie  die  <lcr  neueren  und  neuesten  Zeit  hätte  früher 
bei  geringem  Verkehr,  schwacher  Verbreitung  von  Elementarkenntnissen  u.  s.  w.  wahr- 
scheinlich nur  /u  einer  starken  Einbusse  der  Staatskasse  geführt.  Unter  der  Be- 
dingung so  niedriger  Porti  s  hatte  der  Staat  dann  inuthmasslich  die  Postanstalt  par 
nicht  übernommen  oder  nicht  beibehalten,  zum  Nachtheil  auch  des  Einzelnen.  d<-r 
etwas  hohes  Porto  zahlt.    S.  Fin.  II,  §.  30s  fl. 

Hinsichtlich  der  Regalien  ist  daher  auch  ein  Moment  von 
allgemeinster  Bedeutung  für  das  Verständniss  der  ganzen  volks- 
wirtschaftlichen Organisation  und  der  Entwicklungsgeschichte  der 
Staatseinnahmen  noch  einer  besonderen  Hervorhebung  schon  an 
dieser  Stelle  wertb.  Regalien  oder  Vorbehalte  gewisser  Bodcn- 
produete  und  ihrer  Gewinnung  und  gewisser  Gewerbe-  und 
Handelsbetriebe  zu  Gunsten  des  Staats  (Fiscus)  sind  eine  recht- 
liche Bedingung  einer  mehr  gemeinwirthschaft liehen  Orga- 
nisation der  Volkswirtschaft  und  ein  Ersatz  eigentlicher  Steuern, 
vor  deren  selbständigerer  Entwicklung  und  nach  eingetretener  Un- 
znreichendheit  der  Domanialerträge.  Nach  dem  Durchbruch  des 
privatwirtb8chaftlichen  Organisationsprincips  erscheinen  sie  als  eine 
Anomalie  der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung  und  als  eine 
Hemmung  der  vollen  Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Pro- 
duetions-  und  Verkehrssystems.  Deshalb  werden  sie  theoretisch 
verworfen  und  practisch  mehr  und  mehr  aufgegeben.  Letzteres 
wird  durch  die  mittlerweile  erreichte  Entwicklung  der  eigentlichen 
Steuern  möglich.  Der  Vorgang  steht  in  Einklang  mit  der  liber- 
wiegend privatwirthschaftlichen  Gestaltung  der  neueren  Volkswirt- 
schaft. Aber  geschichtlich  betrachtet,  erscheint  er  eben  des- 
wegen doch  nur  als  eine  zwar  unter  gewissen  Verhältnissen, 
aber  keineswegs  stets  richtige  Phase,  was  in  den  Theorieen 
der  Nationalökonoraen  und  Finanzraänner  wiederum  oft  genug  ver- 
kannt worden  ist.  Die  teilweise  Verdrängung  der  privatwirth- 
schaftlichen durch  die  gemeinwirthschaftliche  Organisation,  welche 
aus  Ökonomisch -technischen  wie  aus  social -politischen  Gründen 
notwendig  oder  wenigstens  zweckmässig  sein  kann,  wird  daher 
vielleicht  wieder  mit  der  Einführung  neuer  Regalien  verbunden  sein. 

Vgl.  Grundlegung,  1.  Abth.  Kap.  .'t  u.  über  den  Zus.hang  der  Besteuerung  mit 
der  Eis^enthums-  u.  Erwerbsordnun«-  u.  der  Organisation  der  Volkswirthsch.  jet/t  I  in.  II, 
S.  169  fl.,  bes.  §.  34«- "Ms. 
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2.  Abschnitt. 

Allgemeine  Betrachtung  der  privatwirthschaftlichen 

Einnahmen. 

I.  —  §.  202.  Zu  den  pri vatwirthschaftlichen  oder 
D  o  m  an  ia  lein  nahmen  gehören  nach  der  oben  aufgestellten 
Begriffsbestimmung  streng  genommen  nur  die  Einnahmen, 
welche  aus  der  Verwendung  von  werbendem  Staatseigenthum  und 
aus  dem  Betrieb  von  Staatsgewerben  fliessen,  wenn  sie  vom  Staate 
als  Einzelwirthschafter  unter  den  allgemeinen  rechtlichen  Be- 
dingungen des  privatwirthschaftlichen  Concurrenzsystems,  daher 
rechtlich  im  Wesentlichen  wie  von  den  gewöhnlichen  Privat- 
wirtschaften, erworben  werden. 

Dieses  Concurrenzsystcm  hängt  in  seiner  jeweiligen  Gestaltung  freilich  wesentlich 
von  der  Beschaffenheit  seiner  Rechtsbasis  ab,  welche  selbst  wieder  ver- 
änderlich ist.  S.  Grundlegung,  §.  123—125  u.  Abth.  II.  Hier  muss  mithin  eine 
bestimmte  Rechtsbasis  als  bestehend  vorausgesetzt  werden:  diejenige,  in  der  Haupt- 
sache gleiche,  im  europäisch-amerikanischen  Staatensystem  der  Gegenwart. 

Dcmgeinäss  müssen  folgende  dTei  Voraussetzungen  zutrelfen,  damit  eine 
Einnahme  finan/.wissenschaftli<h  als  r<in  privat  wirtschaftliche  bezeichnet  werden  kann: 

1.  Der  Staat  muss  in  keinerlei  Weise  bei  der  Production  und  dein  Absatz 
der  Producto  in  seiner  Eigenschaft  als  Staat  oder  als  Inhaber  der  Finanzhobeit  zum 
Zweck  der  Einnahmeerzielung  vor  andern  Produoenten  und  Verkäufern  im  Verkehr 

•einen  rechtlichen  Vorzug  gemessen.  Soweit  solches  der  Fall  ht,  gehört  die 
Einnahme  zu  den  Steuern  i.  w.  S..  so  nach  Zweck  und  finanzieller  Folge  die  Ein- 
nahme bez.  ein  Theil  der  Einnahme  (der  „Extragewinni  aus  gewerblichen 
Regalien  (Finanzmonopolcn\ 

2.  Der  Staat  muss  die  Thätigkeit  (Anstalt  u.  s.  w.)  wenn  nicht  wirklich  aus- 
schliesslich im  finanziellen  Interesse,  um  eine  für  andere  Staatszwecke  ver- 
fügbare Einnahme  zu  gewinnen,  übernehmen  oder  beibehalten,  so  doch  rechtlich  im 
Stande  sein,  so  vorgehen  zu  können.  Einnahme-gebende  Thätigkeitcn  oder  Anstalten, 
welche  nur  die  Verwirklichung  von  als  richtig  erkannten  Staatsaufgaben  bezwecken, 
gehören  daher  nicht  hierher.    Die  Einnahmen  daraus  sind  Gebühren. 

3.  Der  Staat  muss  die  Thätigkeit  oder  Unternehmung  auch  durchaus  nur 
von  dem  privatwirthschaftlichen  Gesichtspunctc  höchstmöglicher  —  wenn  auch 
unter  gebührender  Berücksichtigung  der  Nachhaltigkeit  erstrebter  —  Rentabilität 
aus  betreiben  dürfen,  wenn  auch  nicht  nothweudig  sie  in  Wirklichkeit  nur  so  betreiben. 
Lässt  sich  der  Staat  bei  der  finanziellen  Regelung  der  betreffenden  Thätigkeit  aber 
von  einer  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  Staatszwecke  mit  leiten  und  verzichtet  er 
auf  einen  Theil  der  bei  privatwirthschaftlicher  Betriebsweise  crlangbaren  Rente,  so 
stellt  das  sich  hierbei  ergebende  Einnahmeminus  gewissertnassen  eine  (verhülltet  Aus- 
gabe dar,  welche  der  Staat  absichtlich  im  öffentlichen  Interesse  macht  Die  betreffende 
Einnahme  ist  dann  wieder  keine  rein  privatwirthschaftliche.  So  kann  die  Sache 
bei  den  Forsten  liegen. 

In  der  Wirklichkeit  erfüllt  in  der  Finanzwirthschaft  der  Gegen- 
wart nur  ein  Theil  der  sogen,  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
diese  drei  Voraussetzungen  genau.  Bei  manchen  gewöhnlich  hier- 
her gerechneten  Einnahmen,  z.  B.  bei  derjenigen  aus  Staats- 
forsten, aus  Eisenbahnen,  vollends  ausCanälen  des  Staats 
waltet  der  fiscalische  Gesichtspunct  gegenwärtig  bei  uns  meist  nicht 
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ausschliesslich  ob,  und  mit  Recht  nicht.  Einnahmen  dieser  Art 
sind  daher  immerhin  anders  als  die  rein  privatwirthschaftlichen 
aufzufassen.  Sie  können  mit  letzteren  gleichwohl  in  eine  Gruppe 
zusammengefasst  werden,  weil  die  Erzielung  der  Einnahme  unter 
den  gewöhnlichen  Bedingungen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung 
erfolgt,  wozu  noch  kommt,  dass  sie  thatsächlich  (bei  Eisen- 
bahnen, und  wohl  auch  Canälen,  wenigstens  so  lange  das  Anlage- 
kapital noch  nicht  amortisirt  und  daher  noch  zu  verzinsen  ist),  ein 
sehr  hervorragender  Zweck  mit  ist. 

Dies  ist  für  mich  der  entscheidende  Grund,  warum  ich  wenigstens  für 
jetzt  noch,  wo  besten  Falls  bei  dem  geringen  Alter  der  betr.  Unternehmungen  das 
Kapital  ans  den  Ertragen  erst  zu  einem  (meist  noch  kleinen)  Theile  amortisirt  ist,  die 
Staatseisenbahnen  unter  den  Anstalten  für  den  Privaterwerb  des  Staats  einreihe. 
Umpfenbach,  der  die  Eisenbahnen  in  Händen  des  Staats  haben  u.  dann  unter  das 
tiübührcnprincip  stellen  will,  übersieht  dies  zu  sehr  §.  .H7  —  39.  Die  Höhe  der  Kosten 
bedingt  einen  wesentlichen  Unterschied  in  diesem  Puncte  zwischen  Bahnen, 
Chausseen  u.  Telegraphen  (ungefähres  Kostenverhältniss  in  Deutschland  wie  c.  500  bis 
«00  :  10—30  :  1—3!).  Was  für  Eisenbahnen,  gilt  wenigstens  auch  für  neue  Canäle 
Kostenanschlag  per  Meile  für  ein  grösseres  deutsches  t'analnetz  schon  vor  1S70 
252,000  Thlr.  nach  Mcitzen,  also  immerhin  die  Hälfte  von  Bahnen,  wahrscheinlich 
noch  mehr).  Der  Satz  in  54  der  Nordd.  und  der  deutschen  Keichsverfassung  über 
Staatscanälc  ist  etwas  undeutlich  in  diesem  Puncte,  ginge  aber  zu  weit,  wenn  er  dies 
Princip  nicht  mit  sanetionirte.  Aehnliche  Auffassung  der  Staatsbahnen  wie  bei  mir 
auch  bei  Nasse,  Tariferllöh..  Jena  1S74.  S  31  ff. 

1  rüher  war  der  rein  privatwirth^haftliche  Standpunct  auch  bei  Einnahmen,  wie 
den  genannten,  mitunter  der  massgebende  und  in  manchen  Ländern  ist  er  es  noch 
jetzt,  z.  B.  im  Porstwesen.  Auch  bei  den  Einnahmen,  welche  gegenwärtig  in  der 
Hegel  als  rein  privat  wirtschaftliche  behandelt  werden  können,  z.  B.  aus  Staatsberg- 
werken, Staatsfabrikeu ,  kam  früher  öfters  der  andere  (iesichtspunet  mit  in  Betracht, 
dass  der  Staat  hier  gleichzeitig  M  u  st  eranstalten  zur  Nachahmung  betreiben  wollte. 
Einzelne  Staaftfabriken,  z.  B.  für  Porzellanbereitung,  ähnlich  einzelne  landwirtschaft- 
liche sog.  Musteranstalten  stehen  auch  jetzt  noch  nicht  unter  dem  bloss  privatwirth- 
schaftlichen (jesicht>puncte  höchstmöglicher  Rentabilität,  sind  aber  doch  finan/.wirth- 
schaftlich  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  zu  rechnen. 

Demnach  kann  man  auch  in  der  Theorie  nicht  ein  für  allemal 
kurzweg  sagen:  diese  und  jene  Einnahmen  sind  privatwirthschaft- 
licbe,  sondern  man  kann  immer  nur  angeben,  welche  Einnahmen 
unter  gegebenen  Verhältnissen  als  rein  oder  als  über- 
wiegend oder  als  doch  zugleich  wesentlich  mit  Privat- 
wirtschaft liehe  zu  behandeln  sind.  Der  Uebergaug  von  der 
Betriebsweise  einer  Anstalt  nach  dem  rein  privatwirthschaftlichen 
zu  derjenigen  annähernd  oder  ganz  nach  dem  GebUhrenprincip 
oder  die  Behandlung  einer  bisher  in  privatwirthschaftlicber  Weise 
betriebenen  Thäiigkeit  tlieilweise  nach  dem  Gesichtspuncte  einer 
wirklichen  Staatsaufgabe,  wobei  auf  einen  Theil  der  Einnahme 
verzichtet  wird,  kann  gerade  hier  öfters  in  Frage  kommen.  Das 
ist  aber  kein  Grund,  sie  sofort  aus  der  finanziellen  Kategorie  der 
privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  ganz,  auszuscheiden. 
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Dies  mache  ich  u.  A.  gegen  v.  Scheel's  Einwände  iin  Schönberg  sehen  Haudb.  II. 
3 Ii  geltend.  Er  meint  ..die  blosse  re c h t Ii c he  Form,  unter  der  die  Einnahme  erzielt 
wird,  also  uamentl.  ob  Monopol  oder  nicht,  sei  f.  d.  Classification  der  öllcntl.  Einkünfte, 
bez.  die  Einreihung  derselben  unter  Erwerbseinkünftc  oder  nicht,  als  massgebend 
nicht  anzusehen".  Ich  glaube  doch.  Dies  rechtliche  Moment  ist  auch  das  einzig 
feste  Unterscheidungsmerkmal,  die  t ha  tsäch  Ii  e  he  Behandlang  einer  Einnahmequelle 
schwankt  zu  sehr,  als  dass  mau  sich  daran  allein  für  die  Classification  halten  könnte. 

II.  —  §.  203.  Im  Folgenden  werden  nachstehende  Einnahme- 
zweige noch  zu  den  privatwirthschaftlichen  unserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  und  demnach  im  zweiten  Kapitel  diesen  Buchs  (Privat- 
erwerb des  Staats)  behandelt: 

1.  Einnahmen  aus  Fe ld g ti t cm  (Domänen  im  engsten  Sinne) 
einschliesslich  der  Einnahmen  aus  dinglichen  Rechten  ani 
Leistungen  von  Privatländcreien  (Grun  dge  fälle)  oder  anfeine 
Benutzung  derselben  (Weide-,  Fischereirccbte  u.  s.  w.),  ferner  aus 
1  an  dwirthsc  halt  liehen  Gewerksvorrichtungcn. 

2.  Einnahmen  aus  Staats  Waldungen,  nebst  Jagd  und 
Fischfang. 

3.  Einnahmen  aus  Staatsberg-  und  Hüttenwerken,  ein- 
schliesslich des  S  a  1  i  n  e  n  betriebs,  aus  anderen,  als  mit  Land- 
gütern u.  s.  w.  verbundeneu  St  aatsge  Werksanlagen,  ins- 
besondere Fabriken  u.  s.  w.,  und  aus  Wohngebäuden. 

4.  Einnahmen  aus  Handels-,  Geld-  und  Bankgeschäften, 
sowie  aus  werbendem  beweglichen  Vermögen  überhaupt. 

5.  Einnahmen  aus  dem  Stnate  eigentümlich  gehörigen  oder 
auf  seine  Rechnung  betriebenen  Einrichtungen  des*"  Verkehrs- 
wesens, nemlich  Eisenbahnen,  Canälen  und  Schifffahrts- 
diensten. 

Die  (irundc.  warum  diese  Einnahmen  in  der  Gegenwart  noch  als  —  rein  oder 
überwiegend  oder  «loch  zugleich  wesentlich  mit  —  privat  wirtschaftliche 
freiten  Unnen,  werden  in  den  Abschnitten  des  folg.  Kapitels,  welche  von  den  einzelnen 
Zweigen  handeln,  mit  erörtert.  Dort  wird  daher  auch  untersucht,  ob  und  wieweit  der 
privatwirthschaftliche  Gesichbpunct  mitunter  modilicirt  werden  inuss,  /.  B.  bei  Waldungeu, 
Canulen,  Halmen. 

Manche  andere  Einnahmen  sind  einigen  der  obigen  nahe  verwandt,  und  wurden 
bisweilen  ebenfalls  zu  den  privatwirthschaftlichen  gereiht:  so  die  Einnahmen  aus 
Staatsstrassen  .Wegegeld,  Telegraphen,  aus  der  Po  st  (besonders  aus  einzelnen 
Zweigen  derselben,  wie  i.  B.  aus  der  1' erso u  e  n  post).  aus  der  für  Rechnung  Privater 
erfolgenden  Münzprägung,  aus  den  Staatsschuld!  aller  Art  (Schulgeld),  aos 
Staatslottcrien.  Da  jedoch  hier  die  wirtschaftliche  Kcchtsordnuug  fur  diese  Ein- 
richtungen eine  andere  als  die  gewöhnliche  des  Concurrenzsystcms  zu  sein  pflegt,  da 
ausserdem  aus  spater  anzuhebenden  Gründen  der  privatwirthschaftliche  Gesichtspunkt 
hier  nicht  nur  nicht  der  leitende  oder  nur  vorwaltende  sein,  sondern  wenigstens  in 
unseren  Staaten  in  der  Gegenwart  in  der  Regel  nicht  eiumal  wesentlich  mehr  mit- 
sprechen soll,  ja  mitunter  ganz  fortfallen  inuss.  auch  schon  jetzt  wegen  der  geringere« 
Höhe  des  in  der  Einrichtung  steckenden  Kapitals  —  im  Gegensatz  zu  den  Eisen- 
bahnen. —  aus  finanziellen  Kucksichten  meist  nicht  mehr  nothwendig  entscheidend 
zu  sein  braucht,  so  werden  die  genannten  Einnahmen  hier  zu  der  folgenden  zweiten 
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Hauptclassc  der  ordentlichen  Einnahmen  gerechnet,  die  meisten  jetzt  mit  Kecht  zu 
den  Gebühren. 

Stein  3.  Ausg.  S.  256  macht  mir  einen  Vorwurf  daraus,  dass  ich  in  der  6.  Aus-t. 
der  Kau  Vellen  Finauzwiss.  so  weitläufig  die  Eisenbahnen  behandelt  habe  und  doch  kein 
Wort  über  die  Telegraphen  hatte.  Er  hätte  vielfach  aus  meiner  Arbeit,  u.  A.  aus 
§.  U3  Anm.  a.  ersehen  können,  dass  und  warum  ich  die  Telegraphic  mit  der  Post 
unter  die  Gebuhrenanstalten.  ni<  ht  unter  die  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen, 
wie  in  einer  Hinsicht  die  Eisenbahneu ,  »teile.  Man  mag  diese  Gründe  angreifen  u. 
verwerfen,  kann  aber  doch  nicht  ignoriren,  dass  ich  hier  bestimmten  Gründen  fol^e. 

Der  Umstand,  dass  einige  Zweige,  wie  Telegraphen,  Post,  Münze,  geschichtlich 
und  nach  geltendem  Kcchte  öfters  sogen.  Regalien  sind,  nöthigt  nicht,  die  Ein- 
nahmen aus  solchen  Zweig<  n  von  den  Gebühren,  wozu  sie  nach  ihrer  richtigen  finan- 
ziellen Auflassung  gehören,  als  besondere  Classe  abzutrennen,  s.  folg.  Abschnitt. 

Die  Lotterie  dient  vielfach  als  Bcsteucrungsform  des  Spielgenusscs.  Der 
finanzielle  Gesichtspunct  soll  aber  nicht  der  entscheidende  sein  und  er  kommt  gar  nicht 
mehr  in  Betracht,  wenn  der  Staat  sich  ausschliesslich  das  Recht  vorbehält,  Lotterien 
zu  betreiben,  es  aber  aus  Gründen  des  Volks-  u.  Staatswohls  nicht  ausübt.  Der  Vor- 
behalt erfolgt  dann  nur  wieder  aus  Gründen  der  Politik  u.  s.  w.,  um  Andre  am  Lottcrie- 
betrieb  zu  verhindern. 

Anhangsweise  kann  man  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  solche  ge- 
legentliche Einkünfte  stellen,  welch'-  aus  der  Vcräusserung  alter,  abgenutzter  Ge- 
brauchsgegenstände der  Staatsverwaltung  erzielt  werden,  besonders  im  Militurdepartemeiit. 


3.  Abschnitt. 

Allgemeine  Betracht  uns:  der  staatswlrthschaftlichen 
Einnahmen  oder  Auflagen  (Steuern),  Insbesondere  der 

Gebtthren. 

Näheres  im  2.  Bande  d.  Fin.wiss.  Kap.  1  ,.die  Gebühren".  Es  ist  nur  eine  leere 
Fietiou,  wenn  Maurus,  Besteuer.  S.  SS,  93.  aueh  den  Steuercharacter  der  privat- 
virthschaftlichen  Einnahmen  des  Staats  behauptet  wie  ähnlich  schon  früher  Pfeiffer  I, 
ßl.  Danach  soll  z.  B.  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Vorcnthaltung  von  so 
und  so  viel  Morgen  Land  p.  Familie  der  Staatsbürgerschaft  und  daher  wie  eine  Art 
Einkommensteuer  wirken.  Hier  wird  ebenso  einseitig  die  n  atürliche  Selbstverständlich- 
keit des  bloss  privaten  Grundeigentums  angenommen  als  von  Seite  der Socialdemocratie 
die  natürliche  Selbstverständlichkeit  des  bloss  gemeinsamen  Grundeigenthums.  Vgl. 
Grundlegung  Abth.  II,  bes.  Kap.  4.  Für  diese  schwache  Argumentation  Pfeif  fer's 
hat  der  sonst  so  absprechende  L.Stein  bloss  die  zahme  Bemerkung:  er  habe  diesem 
Gedanken  nicht  recht  folgen  können.  2.  A.  S.  153.  Die  der  Pfeifferschen  ähn- 
liche Erörterung  von  A.  Held.  Einkommensteuer,  S.  7— S,  ist  zwar  etwas  vorsichtiger, 
aber  auch  noch  schief  und  zu  Missdeutungen  Aulass  bietend. 

I.  —  §.  204.  Die  staatswirthschaftlichen  Einnahmen 
gliedern  sich  in  zwei  Arten,  in  die  eigentlichen  Gebühren 
oder  speci eilen  »Steuern  und  in  die  eigentlichen  allge- 
meinen Steuern  (Steuern  im  engeren  Sinne). 

Gebühren  sind  Abgaben ,  welche  von  Einzelnen  oder 
Gruppen  von  Einzelnen  als  ein  specieller  Entgelt  eines 
ihnen  vom  Staate  geleisteten  Diensts  oder  einer  durch  sie  dem 
Staate  verursachten  Ausgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ausübung 
einer  Staatsthätigkcit  in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig 
bestimmten  Weise  und  normirten  Höhe  erhoben  werden. 
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Hier  wie  meistens  iu  diesem  Werke  sind  d.  BegrilTsbcstiminungen  u.  Fonnuliruogen 
der  Einfachheit  und  leichteren  Verständlichkeit  wegen  für  die  St  aat  sfinan/en  ge- 
geben. Gebühren  u.  s.  w.  können  natürlich  auch  bei  den  Selbstverwaltung^körperu 
vorkommen.  Die  erforderliche  Umformung  (Verallgemeinerung)  des  Begriffe  ergebt 
sich  leicht. 

Die  Einnahme  aus  den  Gebühren  hat  den  Zweck,  die  Kosten, 
namentlich  die  lautenden  Betriebskosten,  eventuell  auch  die  ge- 
wöhnlichen Herstellungskosten,  (bez.  einen  Üblichen  Zins  und  eine 
Amortisationsquote  des  erforderlich  gewesenen  Kapitalaufwands, 
der  betreffenden  Staatsthätigkeiten,  Einrichtungen  und  Anstalten 
ganz  oder  theilweise  zu  decken.  Ein  Ueberschuss  darüber 
hinaus  fällt  unter  den  Begriff  der  eigentlichen  Steuereinnahme. 

Die  Gebühren  wurden  bisher  (vor  Kaul  gewöhnlich  zu  den  Steuern  gerechnet 
Man  fuhrt  sie  meistens  unter  den  indirocten  Steuern  auf,  obgleich  sie  grosMeutlieil; 
direct.  d.  h.  nm  demjenigen  gefordert  werden,  der  sie  tragen  soll.  Die  Gebuhrm 
unterscheiden  sich  von  den  eigentlichen  Steuern  aber  so  wesentlich,  das*  es  nfttbig 
ist,  sie  als  eine  besondere  Art  von  Auflagen  zu  betrachten.  Passend  wird  jedoch 
das  Wort  Steuern  auch  iu  einem  weiteren  Sinn  genommen,  wo  dann  die  Gebühren 
auch  darunter  begriffe q  werden,  früher  führten  sie  öfters  den  Namen  zufallt?« 
Einkünfte,  /.  B.  Sonnen  fels.  Fin..  §.  1 12,  1  16  11.,  auch  werden  sie  mitunter  Gefalle 
genannt.  Die  Neueren  sind  Kau  in  der  Begriffsbestimmung  und  Begründung  der 
Gebühren  vielfach  gefolgt.  Vgl.  übrig.  Pfeiffer  I,  2'j:>,  Uinpfenbach,  §.  23  1. 
Walcker.  Selbstverwaltung  d.  Stemrwescns.  S.  5,  14,  A.  Meyer  iu  d.  Viertel- 
iahrschr.  f.  Volkswiithsch  u.  s.  w.  J>«4 ,  B.  >,  Hock,  ölf.  Abg..  g.  14.  31—34. 
Stein.  Finanzen,  J.  A..  S.  IOC.  151  11.,  2.  A.  143,  215.  3.  A.  2135—296,  Parieu, 
traite  des  iinpots  III,  165.  B.sobrasoff,  impot.H  sur  les  actes,  in  den  memoire*  <J. 
Pet.  Akad..  B.  X.  Nr.  14,  B.  XI.  Nr.  S.  in  d.  oben  gen.  Abhandl.  über  die  reven. 
jtubl.  21,  23  ff.  lEintheilung  wie  ich.  nur  da»s  B  gewiose  Begalicn,  die  ich  /u  den 
(iebuhren  rechne,  wie  Post  u.  A.,  als  Kegal  zu  d.  iudustr.  Einnahme  stellt. 
Kn  ies  a.  a.  ().  Ueber  Stein 's  falsche  Trennung  gewisser  Regalien  vou  den  Gebühren 
s  die  unten  folg.  Bemerk,  und  Uber  U  m pf en  bac  h 's  im  Wesentlieheu  richtige,  nur 
etwas  zu  weitgehende  Lehre  über  (iebuhren  s.  o.  S.  476.  Etwas  abweichend  Schall. 
Abb.  Gebuhren  in  Schönberg's  Hnudb.  II,  ~\K  Er  will  den  GebührenbegrifT  aus- 
schliesslich an  die  Qualität  des  betreffenden  Staatsarts  anknüpfen  u.  nur  Fon  „Ge- 
bühren" sprechen,  wo  es  sich  um  Amtshandlungen  zur  Verwirklichung  wesentlicher 
Staatszwecke  handelt.  Das  erscheint  mir  ein  wenig  zu  eng.  L'cbrigens  habe  ich  nicht, 
wie  Schall  meint,  das  Moment  der  Bemessung  der  Gebuhr  nach  den  Kosten  in 
die  Definition  der  Gebuhren  gezogen,  sundern  die  Kostendeckung  nur  als  einen  doch 
nicht  zu  läugnenden  Zweck  mit  angeführt.  Wieder  etwas  anders  Schaf fle.  Steuer- 
polit.  S.  52.  454  II.,  der  von  „Verwalt  gebühren"  spricht,  wenn  die  betreif,  öll  -ntl. 
rechtl.  Verwalt.einnahme  „höchstens  auf  Deckung  der  Kosten  des  vergoltenen  Verwalt- 
acts  berechjiet  ist",  darüber  hinaus  braucht  er  «Ion  m.  E.  leicht  irre  führenden  Aus- 
druck ..Steuergebuhren"  oder  ,,Gebuhrcnstcuciu". 

Diese  Gebühren  knüpfen  sich  an  zweierlei  verchiedene, 
wenn  auch  in  einzelnen  Fällen  nicht  immer  leicht  zu  unterscheidende 
Thätigkeiten  des  Staats,  nemlich  an  die  Ausübung  wesentlicher 
llohcitsrcchte  und  an  Thätigkeitcn ,  welche  bloss  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen im  öffentlichen  Interesse  vom  »Staate 
übernommen  sind.  Bei  den  ersteren  handelt  es  sich  vornemlich 
um  Thätigkeiten  zur  Ausführung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks, bei  den  anderen  um  solche  zur  Ausführung  desCultur 
und  Wohlfahrtszwecks. 
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An  diese  Unterscheidung  wird  auch  diu  Gebühren  lehre  passend  angeknüpft. 
Der  historische  Staat  fugt  sich  allerdings  nicht  in  eine  enge  theoretische  Formel  und 
zeigt  namentlich  niemals  eine  völlige  Beschränkung  auf  den  Hechtszweck.  Ebensowenig 
liaben  die  Hobcitsrcchte,  welche  wir  vom  Staudpunct  der  Gegenwart  (,.im  modernen 
Staate")  mit  Recht  wesentliche  nennen,  immer  alle  oder  im  jetzigen  Umfange  dem 
hi>tor.  Staate  zugestanden,  ohne  dass  man  deshalb  den  Begrifl  „Staat"  in  solchen 
Fällen  als  nicht  vorhanden  wird  bezeichnen  wollen,  Gleichwohl  ist  es  doch  vollkommen 
begründet,  erst  im  entwickelten  ^Rechts-  und  Cultur-^  Staat  das  wahre  Wesen  des 
Staats,  den  „wahren  Staat"  zu  erkennen.  Zum  Begriff  dieses  Staats  gehört  aber  dann 
die  Uebernahme  aller  der  Functionen,  durch  welche  der  Rechtszweck  verwirklicht 
wird.  In  der  geschichtlichen  Erscheinung  des  modernen  Staats  hat  sich  dies  auch 
geltend  gemacht.  Im  Unterschied  davon  lässt  sich  von  keiner  einzigen  einzelnen  und 
»»icht  einmal  von  einer  grösseren  Gruppe  der  zur  Verwirklichung  des  Cultur-  und 
Woblfahttszweeks  gehörigen  Siaabthutigkeiten  behaupten,  dass  sie  auch  dem  hoch 
entwickelten  Staate  wesentlich  sind,  —  nicht  an  sich  und  nicht  ebenso  wie  die 
Rechtsfunctioncii.  Die  Vornahme  einer  der  Functionen  auf  dem  zweiten  Gebiete  ist 
daher  nicht  als  wesentliches  Hoheitsrecht  zu  bezeichnen.  Das  ist  u.  A.  auch  gegen 
Stein's  neuen  Hegalbcgnff  einzuwenden,  1.  A.  S.  134  ff.,  2.  A.  S.  184  II'..  3.  A.  S. 
225)  II*.  Denn  in  diesem  Bcgrille,  wo  die  Regalien  „die  wirtschaftlichen  Hohcits- 
rcchte des  Staats"  bedeuten  sollen,  wird  untei  Regal  nicht  mehr,  wie  in  der  späteren 
Hechts-  und  Finanzgeschiebto  und  vielfach  noch  im  heutigen  Hechte,  ein  nutzbares 
kleineres,  condern  gerade  wieder  wie  ehedem  ein  wesentliches  Hoheitsrecht  ver- 
standen. Es  ist  vom  Standpuncte  der  Rechtsphilosophie  wie  von  demjenigen  d.  Rechts- 
geschiehte  u.  des  positiven  Uechts  aus  gleich  sehr  willkürlich,  Münze,  Post,  Eisen- 
bahnen. Telegraphen,  Papiergeld,  Lotterie  überhaupt  Regalien  oder  wirtschaftliche 
Hoheitsrechte,  oder,  wenn  es  einmal  geschieht,  nur  sie  so  zu  nennen,  mit  Ausschluss 
aller  anderen  ähnlichen  Einrichtungen  und  Functionen  des  Staats.  Ganz  Verwandtes, 
wie  Posten,  Telegraphen  und  Chausseen,  wird  dabei  getrennt.  Wenn  aber  Stein 
2.  A.  S.  18^  u.  3.  A.  S.  213  noch  ebenso  wie  in  dor  1.  A.  sogar  das  „Regal"  definirt 
als  „diejen.  wirthsch.  Unternehmung,  deren  Existenz  u.  »residierte  Ordnung  als  eine 
absolute  (!i  u.  allgemeine  Bedingung  der  wirthsch  Wohlfahrt  eines  Volkes  erschein» 
u.  die  eben  deshalb  nicht  dem  Zufall  oder  der  Willkür  der  Einzelnen  in  ihrer  Be- 
gründung u.  Durchführung  überlassen  werden  kann,"  so  ist  es  doch  mindestens  gesagt 
eine  starke  Uebertreibung,  Post,  Telegr.,  Eisenb.,  Lotto  hiernach  Regalien  zu  nennen 
u.  wiederum  nur  folgewidrig.  Woirewescn  u.  vieles  Andere  nicht  ebenso  oder  nicht 
noch  eher  unter  diese  Regalien  zu  reihen.  (Vgl.  übrigens  in  dor  3.  A.  S.  218.  wo 
vom  Bergbau  gesagt  wird:  „er  ist  die  Production  (mc!)  ciuer  der  allgein.  u.  absol. 
Bedingungen  der  Volkswirtschaft "  Warum  bleibt  er  dann  nicht  auch  jetzt  noch 
Kegal V)  Auch  gerade  für  die  Fiuanzwisscnsehaft  und  speciell  für  die  Gebuhreulehre 
ist  diese  neue  Unterscheidung  Stein's  von  Regalien  und  Gebühren  nachtheilig.  Da- 
gegen wird  durch  die  im  Text  befürwortete  Unterscheidung  gleich  das  richtige,  den 
gegebenen  Verhältnissen  angemessene  Princip  für  die  finanzielle  Regelung  des  Gc- 
buhreuweseus  festgestellt:  ein  niedriges  Maass  der  Hechtsgebühren,  ein  höheres 
der  übrigen,  namentlich  der  wirtschaftlichen,  derjenigen  für  materielle 
Leistungen  des  Staab  überhaupt;  s.  u.,  auch  Hock.  ölf.  Abg.  §.  34. 

Ueber  die  Einth  eilu  ng  und  Systematik  der  Gebübren,  mehrfach  abweicheud 
von  der  Darstellung  im  Texte,  s.  Hock.  eb.  §.  31—34.  Umpfcnbaeh,  §.  2t» — 44. 
BergSs  K  3  (v.  d.  Regalien i,  Pfeiffer,  Staatseinnahme  I,  Tb.  5,  nauicntl.  aber 
Stein.  1.  A.  S.  137  iKegalion*.  154.  2.  A.  S.  190,  (Regal.),  bes.  S.  22«  Ii.  (Syst.  d. 
Gebühren*,  3.  A  S.  229.  205,  A.  I,  3t)S  iL  Hau,  5.  A.  §.  227  bis  216.  Beso- 
brasoff,  rev.  publ.  p.  24,  stellt  mit  Unrecht  bei  seiner  Hervorhebung  des  Unter- 
schieds v.  taxes  u.  droits  regaliens  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  bei  jenen  immer 
um  die  wesentlichen  Zwecke  des  Staats  handle,  oder  als  ob  die  taxes  nur  bei  dein 
Kechtszweck,  die  Regalien  nur  bei  dem  Wohlfahrtszweck  vorkamen.  Schall  a.  a.  ()., 
der  am  Kriterium  „wesentlicher  Staatszweck"  festhält,  bes.  S.  M.  Schaf  flu  a.  a.  0. 

II.  —      205.    Hauptarten  der  Gebühren. 
1.    Unter    wesentlichen    Hoheitsrechten    (Regalien  in 
diesem  Sinne  des  Worts)  werden  hier  diejenigen  verstanden, 
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welche  zum  Begriffe  des  wahren  Staats  gehören,  daher  ihm  rich- 
tiger Weise  ausschliesslich  zustehen,  und  deshalb  regelmässig  in 
gewissem  Umfange  bei  jedem  Staate,  ganz  allgemein  aber,  ausge- 
dehnt und  ausschliesslich  wenigstens  bei  dem  entwickelten  Staate 
gefunden  werden.  Dahin  gehören  mithin  vornemlich  die  Thätig- 
keiten  zur  Aas-  und  Durchführung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks des  Staats  (§.  33).  Diese  Thätigkeiten  werden  aus  einem 
allgemeinen  Grunde  im  Interesse  der  Gesammtheit  übernommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zu  Gute 
oder  werden  von  diesen  besonders  verursacht.  Abgaben,  welche 
alsdann  von  diesen  Einzelnen  erhoben  werden ,  sind  Gebühren. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammtheit  Rechts-  oder  Rechts-  und 
Verwaltungsgebühren  nennen. 

Als  (wahre i  Gebühren  sind  die  Abgaben,  welche  sich  an  die  Staatsthätigkeitua 
zur  Durchführung  des  Rechtezwecks  knüpfen,  aber  einmal  nur  dann  anzusehen,  wenn 
der  Einzelne  wirklich  aus  triftigen  sachlichen,  d.  h.  in  der  betreffenden  Staatsiustitutiou 
liegenden  Gründen  in  eine  mit  Abgaben  verbundene  Berührung  mit  der  Staatsthätigkeit 
kommt ;  «.daher  denn  z.  B.  Abgaben  wie  im  französ.  Enrcgistrement  für  die  Autheuu- 
cirung  des  Datums  d.  Urkunden  vs-  Hock  a.  a.  0.  S.  24>)  keine  Gebuhren,  sond. 
hohe  u.  lästige  Steuern  sind.  Ebenso  wenig  sind  Abgaben  noch  Gebühren,  bei  denen 
der  Zahlende  keine  Gegenleistung  von  der  Staatsgewalt  empfangt:  [gegen  Holfmaun, 
wUrtembcrg.  Finanzreeht  I.  ti'J-l];  ferner  nur  in  der  Höhe,  welche  mit  dem  Wertbe 
des  geleisteten  Diensts  für  den  Nutznksscr  und  dein  Kostenbetrage  dieses  Diensts  für 
den  Staat  in  einem  richtigen  Verhältnis*  steht.  Wird  eine  Abgabe  in  anderen  Falleu 
oder  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  indem  z.  B.  ein  Dienst  oder  eine  Kosteti- 
verursachuug  nur  fingirt  oder  der  erste rc  bloss  zum  Zweck  der  Eiunahmebcschaffuug 
aufgezwungen  oder  der  Werth  des  Diensts  übermässig  hoch  angeschlagen  wird,  so  ist 
die  Einnahme  keine  Gebühr  im  richtigen  finanzwissenschaftlichcn  Sinne  des  Worts 
mehr,  sondern  eine  bei  einer  besonderu  Gelegenheit  erhobene  eigentliche  Steuer,  uber 
welche  dann  als  Steuer  zu  urthcilen  ist.  S.  Fin.  II,  S.  43!)  ff.  uber  Verkebrs- 
bcsteiieruug  u.  S.  155  11.  uber  Besteuer.  d.  Erwerbs  durch  Anfall. 

2.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  werden  vom  Staate 
vielerlei  Thätigkeiten  übernommen,  welche  einzeln  jedenfalls  nicht 
zu  den  wesentlichen  Staatsaufgaben  gerechnet  werden  können, 
wenn  sich  auch  ein  bedeutendes  öffentliches  Interesse 
an  sie  knüpft  und  sie  überhaupt  nur  im  Falle  eines  solchen 
vom  Staate  ausgeübt  werden  sollen.  Dahin  gehören  zehlreichc, 
aber  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  mannigfach  wandelbare 
Thätigkeiten  auf  dem  Gebiete  der  Cultur-  und  Wohlfahrteförderoog. 
Auch  hier  werden  Gebühren  von  denjenigen  erhoben,  welche 
durch  die  Berührung  mit  dem  Staate  und  den  bezüglichen  Ein- 
richtungen eine  Förderung  ihrer  spcciellen  Interessen 
(besonderen  oder  grösseren  Nutzen  als  die  Allgeraeinheit, 
andrerseits  Kosteneinsparung)  erlangen.  Die  Gesammtheit  dieser 
Gebühren  nennen  wir  Cultur-  und  YV ohlfahrtsgebühren. 
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Auch  diese  Abgaben  fallen  üütcr  den  Hegrilf  der  Gebühr  nur  unter  denselben 
Voraussetzungen  wie  die  Rechbgcbühren.  Werden  sie  in  anderen  Fällen  oder  in 
höherem  Ansinaass  erhoben,  so  gclxu  si^  in  eine  eigentliche  Steuer  oder  eine 
privatwirthschaftliche  iGcwerbs-)  Rente  für  den  Staat  Uber. 

Bei  vielen  hierher  gehörigen  Abgaben  ist  ein  solcher  Uebergang  leicht  möglich, 
manch  fach  in  der  Praxis  vorgekommen  und  nicht  immer  allgemein,  sondern  nur 
nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles  zu  billigen  oder  /u  verwerfen. 
Man  kann  daher  auch  wieder  nur  für  gewisse  Zeiten  und  gewisse  Länder  au- 
geben, welche  Abgaben  auf  diesen  Gebieten  von  der  Verwaltung  als  Gebühren 
behandelt  werden  sollen. 

Das  System  der  Gebuhren  oder  die  weitere  Classification  der  beiden 
genannten  llauptarten  wird  rationeller  Weise  durch  das  System  der  Verwaltung 
bestimmt.  Die  Begründung  des  Gebührensystems  gehört  daher  in  die  Vorwaltungs- 
lehre,  die  finanzielle  Durchführung  desselben  in  die  spätere  specielle  Gebühren- 
lehre.  S.  darüber  Kiu.  II,  Kap.  1.  bes.  S.  21)  ff.  Stein  a.  a.  O.  bes.  die  Abschnitte  2.  A. 
S.  219  ff.,  .*J.  A.  S.  2t;i».  Uber  die  Entwicklungsgeschichte  d.  Gebühren,  u.  S.  22U  «f., 
H.  A.  S.  27'J  fr.  über  die  Rechtspflege  u.  das  Gebuhrenwesen.  (4.  A.  I,  S.  308  ff.. 
Hl 7  ff.)  —  eine  vortreff  liche  Partie  dieses  Werks.  Schäfflc  a.  a  0..  bes.  Schall  a.  a.  O. 
S.  95  ff.,  der  seinem  engeren  Gcbührcnbegritf  gemäss  hier  im  Wcsentl.  nur  die  obige 
erste  Classe  der  Gebühren,  die  Rechts-  u.  Verwalt.gebühren  behandelt. 

Die  Hechts-  und  Verwaltungsgebühren,  welche  wirklich  als  Gebühren 
zu  erachten  sind,  kommen  gemeinsam  mit  manchen  sogenannten  Gebühren,  welche 
eigentliche  Steuern  sind,  in  der  Praxis  und  in  der  Sprache  der  Gesetze  unter 
verschiedenen  Namen  als:  Kechts-,  Justiz-,  Gerichts-,  Polizeigebühren  (auch 
wohl  -Taxen ),  als  Gerichtskosten.  Vermögens-,  insbesondere  Geldstrafen  u.s.  w. 
vor.  Eine  glcichmässige  allgemein  gültige  Eintheilung  fehlt  in  der  Praxis  noch.  In 
•kr  Sache  selbst  liegen  auch  manche  Schwierigkeiten.  Die  Jurisprudenz  hat  dieses 
wichtige,  so  viele  privatrechtliche  Verhältnisse  berührende  Gebiet  des  Gebühren wesens 
noch  nicht  genügend  bearbeitet.  Daraus  erklärt  sich  auch  der  häufig  bemerkbare 
Mangel  scharfer  juristischer  Präcision  des  Ausdrucks  in  den  Gesetzen  selbst  Dies 
nlgt  richtig  Mor,  Randbemerk,  zum  österr.  Gebuhrengesct/e,  Wien  1S70  (Separat- 
abdruck aus  der  allgemeinen  österr  Gerichtszcitung),  eine  bemerkenswerthe  Abhandlung. 

III.  —  §.  206.  Erhebungsform  vieler  Geb  Uhren. 
Stempel.  In  der  Finanzwissenschaft  hat  namentlich  ein  Um- 
stand Unklarheiten  Uber  das  Wesen  und  die  richtige  Eintheilung 
dieser  Gebühren  veranlasst,  nemlich  die  äussere  Form  der 
Erhebung.  Viele  Rechtsgebuhren,  manche  mit  ihnen  fälschlich 
zusammengeworfene  eigentliche  Steuern,  aber  auch  einige  Gebuhren 
aus  der  zweiten  Classe  des  Gebtihrenwcscns  werden  vermittelst 
eines  sogen.  Stempels  erhoben:  Es  wird  gesetzlich  vorge- 
schrieben, dass  bei  gewissen  Berührungen  des  Einzelnen  mit 
Staatseinrichtungen  und  Thätigkciten  für  die  dabei  vorkommenden 
Schriftstücke,  für  gewisse  Urkunden,  Documente  u.  s.  w.  ein  vom 
Staate  mit  einem  Werthstcmpcl  versehenes  Papier 
(„Stern pelpapi er ")  oder  eine  staatliche,  auf  das  Schriftstück 
zu  klebende  und  eventuell  zu  Uberschreibende  Stempelmarke 
gebraucht  werden  soll.  Durch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Ge- 
brauchs des  Stempels  wird  also  bloss  die  Gebührenpflichtig- 
keit  einer  solchen  Berührung  mit  einer  Staatseinrichtung  (oder  in 
anderen  Fällen  die  Steuerpflicht  ig  keit  in  einem  bestimmten 
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thatsächlichen  Fall,  bei  einer  gewissen  Handlang  u.  s.  w.)  aasge- 
sprochen. Die  Vorschrift  über  den  Gebrauch  eines  Stempels  in 
bestimmter  Werthhöhe  normirt  die  Gebührensätze,  so  dass  der 
8 tempeltarif  Gebührentarif  wird.  Die  wirkliche  Anbringung 
des  Stempels  auf  dem  bezüglichen  Schriftstück  u.  s.  w.,  welches 
den  Beweis  für  die  Inanspruchnahme  der  bestimmten  Staatsthätig- 
keit  (oder  für  die  Steuerpflichtigkeit)  bildet,  liefert  den  Beweis  für 
die  Zahlung  der  Gebühr  und  die  Quittung  darüber.  Diese  Stempe- 
lung, die  Benutzung  von  Stempclpapier  und  vollends  von  Stempel- 
marken ist  eine  für  die  Staatsbehörden  wie  für  die  Zahlungs- 
pflichtigen einfache  und  bequeme  Gebühren-  und  Steuer- 
erhebungsform. Aber  eben  deshalb  ist  der  Begriff  einer 
besondern  „Stempelgebühr"  (Stempelgefälle,  „Stempel- 
steuer*4) als  einer  eigenen  Gebührenart  unhaltbar.  Es  giebt 
immer  nur  mittelst  Stempels  erhobene  Gebühren  oder 
Steuern,  aber  keine  „Stempelgebüuren". 

Etwas  Aensserliches ,  Unwesentliches  wird  bei  der  Aufstellung  von  „Stempel- 
gebuhren"  zu  einem  wesentlichen  inneren  Unterscheidungsmerkmal  gemacht.  Dies 
zeigt  sich  auch  darin,  dass  manche  Gebühren,  statt  durch  vorschriftsmässigen  Gebrauch 
von  Stempclpapier  oder  Stempelmarken,  durch  unmittelbare  Einkassirung  «lei 
Schuldbetrags  erhoben  werden.  Auch  ist,  wie  ansagt,  die  Erhebung  mittelst  Stem- 
pels keineswegs  auf  Hechts-  und  Verwaltungsgebühren  beschränkt,  wenn  sie  hier  auch 
am  Aeltesteu  und  Häutigsten  ist  Sie  dehnt  sieh  ihrer  formellen  Vorzüge  wegen  auf 
immer  mehr  Gebiete  des  Gebühren-  und  des  eigentlichen  Steuerwesens  aus,  jenes  z.  B 
bei  den  Post-  u.  Telcgrnpheugebilhreu  U'orto>.  denn  die  betr.  Marke  ist  nichts  Ander-  s. 
als  »ine  Stempelmarke,  dieses  z.  B.  bei  d.  Beste ueru nir  v.  Zeitungen,  Büchern. 
Broohuren 'Krankreich).  Spielkarten,  Kalendern,  Tabak  (vuss.  HanderollensysteuVt  u.  >.  »'. 
Vgl.  über  England:  Vocke,  britische  Steuern  ..Gebrauchssteuern  in  Stempelten« ". 
S.  249,  über  Nordamerika  mancherlei  Waareusteinpel ,  Hock,  Fin.  AmcriU's 
S.  200  Ii*.  Wechsel-,  viel.-  Urkunden-  (Contract-,  Obligationen-.  Actien-).  „Erbschaft?- 
Mt'-mpel"  u.  s.  w.,  sind  keine  Gebührenerhebungen,  sondern  Steuererhebungen. 

Näheres  über  die  Erhebungsform  von  Gebuhrm  (u.  gewissen  Stenern,  uatnentl. 
den  sogen.  Verkehrssteuern)  in  Kin.  II,  §.  320—324,  auch  S.  29  fr.,  439  Ü.  Schall 
a.  a.  t).  S.  sS  fr.    Kau  I,  §.  231  II. 

Die  „Stempclgebiihr*  als  besondere  Art  von  Staatseinkünften  ist  nach  Box  hörn, 
disijuis.  polit.  Auist.  10i>3  p.  391  von  einem  Holländer  erdacht  worden,  nachdem 
die  Gi-ucralstaatcn  einen  Preis  auf  die  Erfindung  einer  neuen,  nicht  druckenden  und 
doch  einträglichen  Abgabe  gesetzt  hatten.  D  e  Einfuhrung  geschah  1024  und  erwies 
sich  bei  der  Menge  der  Veitragsurkunden,  die  in  jenem  reichen  Lande  jährlich  aus- 
gepellt wurden,  sehr  einträglich.  Der  gen.  Verfasser  rühmt,  dass  die  Gebuhr  niedrig, 
dass  die  Unbegutertcu  nicht  davon  getroffen  werden  u.  das*  der  Ertrag  für  die  Staats- 
kasse gross  sei.  Eine  Art  von  Stempclpapier  kommt  zwar  schon  in  den  römischen 
G  •setzen  vor  (Nov.  41).  aber  ohne  Erwähnung  einer  davon  angeordneten  Bezahlung. 
Beckmann.  Beitr.  z.  Gesch.  d  Erfind.  II,  300—310  Einfuhr,  in  England 
Frankreich  10T3.  Oesterreich  10S6.  Baiern  1690.  (Nach  Kau  §.  231  Noten). 

Stempelmarken  in  England  1853  tlO.,  17.  Vict.  c.  59.  v.  4.  Aug.),  Oesterreich 
V.  v.  2S.  März  1S54  (v.  Czörnig,  Neugestaltung,  S.  145).  Frankreich,  Ges.  vom 
II.  Juni  1S59  (tiuibrc  mobile),  Preussen.  Ges.  v.  2.  Sept.  1S02  u.  a.  L.  m.  Der- 
jenige, der  das  Blättchen  anklebt,  muss  seinen  Namen  oder  die  Anfangsbuchstabeo 
des  Schriftstucks  oder  das  Datum  darauf  schreiben  und  es  dadurch  zum  weiteren  Ge- 
brauche untauglich  machen.   In  gewissen  Fällen  muss  auch  ein  ötl'eutl.  Beamter,  z.  B- 
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der  Behörde,  welche  das  Schriftstück  ausstellt  oder  beglaubigt  u.  s.  w.,  die  Ueber- 
sehreibung  der  Marke  vornehmen.  (Rau.) 

Namentlich  Stein  hat  den  Stempel  als  eine  blosse  Form  der  Erhebung 
einer  Abgabe  richtig  gekennzeichnet,  1.  A.  S.  153.  Aehnlich  aber  schon  vorher 
Uuipfenbach,  §.  2fi  ff. 

Von  einer  besonderen  „St  cmpel  gebuh  rki,  von  Stempel  gefalle  n,  als  „einer 
in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  vorkommenden  Gebuhrenart"  spricht  auch  Ran 
in  '230,  231.  Stempel  auf  verkauft*.  Gegenstände  (Zeitungen,  Spielkarten)  sieht  Übrigens 
auch  er  231  a.  E.  als  Steuern  an.  Die  Früheren  stellen  Kau  folgend  meistens 
eine  besondere  Stempelsteuer  auf.  wie  es  die  Praxis  und  Gesetzgebung  noch 
heute  vielfach  thut,  so  in  Preussen  (Stempelsteuer  unter  den  iudirecten  Steuern, 
bei  der  Einnahme  des  Finanzminist. ,  Gerieht5>ko>>ten„  Strafen  früher  bei  denen  des 
Justizmin.).  Vgl.  schon  Sonnenfels,  §.  119  11.,  dann  auch  Pfeiffer  I,  345  Anm., 
der  den  Ausdruck  Stempelgebuhren  vermeidet,  weil  der  Stempel  so  verschiedentlich 
verwendet  werde. 

Unmittelbare  Einkassirung  grösstenteils,  wenn  nicht  allein  bei  den  Gerichts- 
irebühren, s.  Fin.  II,  §.  322.  In  dem  österr.  Ges.  über  Gebühren  v.  «J.  Febr.  werden 
ausdrücklich  die  unmittelbaren  Gebühren,  weiche  durch  unmittelbare  Einzahlung, 
und  die  übrigen ,  welche  durch  Verwendung  von  Stempelmarken  oder  Stempclpapier 
zu  entrichten  sind,  unterschieden.  Vgl.  Dessary.  österr.  Finanzgcsetzk.  S.  55  In 
Krankreich  gab  es  nach  Hock,  Fin.  Frankr.  S.  lt»7.  kein  höheres  Stempelpapier 
als  10  Fr.  Grössere  Beträge  werden  mittelst  Vidirung  der  Urkunde  durch  die 
Stempelämter  als  l>crichtigt  bezeichnet  Es  ist  sogar  unzweckmässig,  wenn  eine  Ab- 
gabe stets  nur  in  Stempelform,  nicht  auch  durch  unmittelbare  Zahlung  entrichtet 
werden  kann,  z.  B.  bei  der  Wechselbesteuerung.  Im  Sommer  1^71  soll  z.  B.  ein 
Wechsel,  gezogen  von  der  französ.  Regierung  auf  ein  ßcrl.  Haus  mit  t>3  Marken  zu 
10  Thlr.  versehen  worden  sein.  Hier  hört  natürlich  die  Beipiemlicbkeit,  der  Zweck 
der  ganzen  Einrichtung,  auf. 

Auch  die  Leistung  sogen.  „Beiträge'",  —  einmaliger,  insbesondere  zu  den 
Anlage-  und  ersten  Einrichtungskosten,  oder  auch  fortlaufender,  zu  den  Betriebs- 
kosten oder  zu  der  Verzinsung  (und  Tilgung)  des  Anlagekapitals  einer  öffentlichen, 
einzelnen  Personen  oder  Personengruppen  besonders  mit  dienenden  Einrichtung  —  i*t 
principiell  eigentlich  nur  eine  Zahlung  von  Gebühren  in  einer  besonderen  Form 
der  Pauschali rung  oder  Abfindung.  S.  darüber  die  schönen  Erörterungen  von 
Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Kap.  2.  S.  lt»  ff.  mit  den  dazu  gehör. 
Noten  S.  205  ff.    Näheres  in  Fin.  II  §.  325. 

IV.  —  §.  207.  Gebühren  der  zweiten  Classe  in  der 
Rech ts form  des  Regals.  Auch  das  Recht  der  Vornahme 
einzelner  zum  Gebiete  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsförderung  ge- 
höriger Thätigkeiten  hat  sich  der  Staat  mitunter  ausschliess- 
lich vorbehalten,  wenn  auch  etwa  die  Ausübung  dieses  Rechts 
dann  Privaten  Uberlassen  wurde.  Auch  ein  solches  ausschliess- 
liches Recht  des  Staats  ist  Regal  genannt  worden.  Die  Regali- 
siruog  kann  nun  hier  einen  zweifachen  Zweck  haben: 

1.  Sie  kann  einmal  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  Hoheits- 
rechts erfolgen,  weil  die  bezügliche  Thätigkeit  nach 
ihrem  Inhalte  am  Passendsten  vom  Staate  ausgeübt 
und  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat 
dadurch  erleichtert  sowie  ihre  gute  Beschaffenheit 
verbürgt  wird. 

2.  Sie  kann  aber  sodann  auch  bloss  oder  vor  wiegend  im 
Interesse   der  finanziellen   Ausbeutung  einer  solchen 


Digitized  by  Google 


494  B.  Onl.  Einn.    1.  K.  Im  Allg.m.    3.  .V.  Gebühren.  §.  207. 

Thätigkeit  stattfinden,  wobei  das  Regal  wesentlich  zur  Steuer- 
tbrm  wird.  Früher  war  dies  mehrfach  der  Fall,  namentlich  beim 
Münz-  und  Postwesen  (Münzregal,  Postregal).  Solche  Regale 
wurden  dann  von  den  „höheren"  oder  „wesentlichen"  als 
sogen,  nutzbare  oder  niedere  unterschieden,  zu  denen  ausser 
den  genannten  noch  gewisse  grundherrliche  und  sonstige 
gewerbliche  Regale,  aber  auch  nach  Rechtsgeschichte  nnd 
geltendem  Rechte  noch  mancherlei  andere  eine  Einnahme  gebende 
Rechtsinstitute  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Regel  bloss  der  erste, 
nicht  der  finanzielle  Zweck  für  die  Beibehaltung  oder  Ein- 
führung der  Regalisicung  einer  Staatsthätigkeit ,  welche  in  das 
Gebuhrengebiet  gehören  soll,  entscheiden,  so  namentlich  beim 
Post-,  Müuz-,  Telegraphenwesen. 

Alsdann  erlangen  die  Einnahmen  aus  letzteren  Einrichtungen 
aber  auch  eine  andere  Stellung  im  System  der  Staatseinnahmen. 
Sie  gehören  zu  den  Einnahmen  aus  Gebühren,  während  die 
Einnahmen  aus  den  übrigen  nutzbaren  Regalien  meistens  als 
eigentliche  Steuern  zu  betrachten  sind.  Das  Staats  Vorrecht 
bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidungsmerkmal  mehr 
zwischen  diesen  Gebühren  aus  r  e  g  a  1  i  8  i  r  t  e  n  Staatsthätigkeiten 
und  anderen  Gebühren. 

Ueber  den  histor.  Begriff  des  Regals  u.  seine  Entwicklung  u.  über  den  hcot 
recbtl.  Begriff,  soweit  er  überhaupt  im  geltenden  Ri  chte  noch  anzuerkennen  ist.  siehe 
H  Uli  mann,  Gesch.  d.  Ursprungs  der  Regal.  1804,  Gm  ein  er,  Beiträge  t.  Lehre  v.  d 
Regal.  1*42,  Kraut,  Grund  riss  z.  Vöries.  Uber  I).  Privatrecht  >,H.  A.  1845),  §.  117  u.  fl 
iQuellcnausziige),  Eichhorn.  Rechtsgesch..  Zachariä,  über  Regal,  u.  s.  w.  in  der 
Ztschr.  für  Deutsches  Recht  B.  8,  13.  Bühlau,  de  rcgal.  notione  u.  s  w.  1S.V>. 
Strauch,  üb.  Urspr.  u.  Nut  d.  Regal.,  1805  (kurze  Uebersicht  der  Lchrmeinungen 
der  Autoren  über  d.  Begr.  Regal,  wenn  auch  sonst  im  Resultat,  dass  es  keine  jurbt. 
( Instruction  d.  s  Regalbcgritb  gebe  und  geben  könne  und  das  Regal  überhaupt  kein 
jurist.  Begrifl  sei,  von  zweifelhaftem  Wert  he,  ebend.  S.  78>  Pözl,  Art.  Regal,  und 
Laspcyres.  Art.  Staatsmonopol  im  Staatswörterb.  VIII  und  IX,  Zachariä,  I». 
Staatsrecht  §.  203  u.  ff.,  (i erber,  1>.  Privatrecht  (4.  A  ).  bes.  §.  07,  Beseler,  D. 
Privatrecht  ^2.  A.  1800),  §.  'J4.  Stobbe,  Deutsches  Priv.recht,  2.  A.  Berl. 
II.  84.  Vgl.  auch  Roscher,  (iesch.  d.  Nat.-Oekon.  Kap.  0  (Eindringen  des  wälschen 
Regalismus),  bes.  39  S.  158  ff.  über  die  „Rcgalwirthschaft"  als  Zwischenstufe 
zwischen  der  mittelalterl.  Domänen-  und  der  modernen  SteuerwirthschafL  Er  unter- 
scheidet bei  den  neueren  Völkern  zw.i  Perioden  des  Regalismus,  die  eine  im  An- 
schluß an  das  sinkende  Domänenthum,  wesentl.  feudalistisch,  die  andre  an  das  heran- 
nahende  Vorherrschen  der  Steuern,  wesentl.  absolutistisch;  ferner  vier  Gruppen:  Leben*- 
gc fälle,  die  möglichst  ausgebeutet  wurden;  Erklärung  aller  herrenlos,  r 
Güter  —  weit  gefasst  —  als  Krongut;  Bezahlungen  für  die  eigene  polit 
Thätigkeit  der  Regierung  (mit  vielen  gebuhreu  artigen  Abgaben ;  Gewerbe- 
u.  Handelsgeschäfte  dos  Staats  (Monopole,  aber  auch  manchen  verschieden- 
artig. Gesichlspuncten  erwachsen). 

Höchst  abweichende  Vorstellungen  der  älteren  Publizisten,  aber  kaum  geringer»:» 
Auseinandergehen  auch  noch  der  heutigen,  wie  Strauch 's  Schrift  zeigt!  Klock'" 
Wort  de  acrario  S.  M.'i  d.  2.  A.,  regalia  vero  <|iiae  sint  vix  definiri  poterit,  gilt  einifer- 
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massen  auch  heute  noch.  Die  Aelteren  neliinen  zahllose  Kegalien,  d.  h.  vornemlich 
nutzbare,  an,  so  Matthaeus  do  Afflictis  125,  Ohassaneus  20$.  Petrus 
Antonius  de  Petra  «rar  413.  Klock  S.  107.  Vgl.  Bertrias,  Magaz.  Art.  Retrai, 
VII,  242,    (Kau  §.  I6G  Note  a). 

Auch  die  neueren  Jaristen  sind  nicht  oinmal  über  die  Zahl  der  früher,  selbst 
nicht  der  heute  als  Regalien  anzusehenden  Rechte  des  Staats  einig;.  Während  die 
Einen,  wie  Beseler  a.  a.  0.  S.  300  den  Begriff  der  Regalien  „auf  die  hergebrachten 
oder  festgestellten  Arten  beschränken,  ohne  dass  eine  Ausdehnung  desselben  auf  ver- 
wandte Verhältnisse  durch  die  wissensch.  Doctrin  zulässig  erscheint",  daher  Eisenbahnen, 
Telegraphen  nicht  zu  den  Kcgalien  zählen,  geschieht  dies  von  anderen  wieder,  so  von 
Keyscher,  Ztschr.  f.  D.  Recht  B.  13,  S.  243  11'..  cb.  B.  19,  so  noch  neuerdings  in 
Betreff  der  Telegraphen  von  Mcili,  Telegraphenrccht,  Zur.  1871.  Sicher  ist  es  da- 
her schon  schwer,  sich  für  die  Finanzwissenschaft  von  den  Kechtshistorikern  und 
Juristen  Raths  zu  holen  über  den  jurist  Begriff  des  Regals  zu  irgend  einer  bestimmten 
Zeit.  Um  so  weniger  kann  uns  die  verwandte  Disciplin  einen  klaren  finanzwissen- 
schaftlichen Begriff  des  Regals  bieten.  Dies  erkannten  schon  die  Cameralisten  des 
vor.  Jahrhunderts,  so  (in  Anknüpfung  an  Seckcndorff)  Justi.  Finanzsystem  §  202, 
Staats  wirthschaft  II,  §.  95,  97,  Bergius,  Magaz.,  VII,  243  II.,  Sonnenfels. 
Rn.  §.  108,  welcher  letztere  in  §.  HO  klar  trennt:  diejen.  Regalien,  welche  ihrer 
Wesenheit  nach  Steuern  u.  Abgaben  u.  nach  allgemeinen  Grundsätzen  der  Steuern 
zu  verwalten  sind  u.  die,  welche  als  Hulfstheilo  zur  Beförderung  der  Polizei  u.  Hand- 
lung beitragen. 

Ueber  den  historischen  Bcgrifl  der  Regalien  sei  bemerkt,  dass  der  Ausdruck 
in  Reichsgesetzen  zuerst  im  12.  Jahrhund,  vorkommt,  so  im  Wormscr  Concordat.  für 
<1.  Temporalien,  die  den  Bischöfen  vom  Kaiser  verliehen  werden  (Pcrtz.  leges  II, 
p.  70,  09,  so  auch  Strauch  a.a.O..  S.  1  ff.,  Beselor  S.  358i,  dann  in  der  Constit. 
I  rieder.  I  de  regalibus  v.  1158  (Pcrtz,  II.  p.  111)  für  die  kais.  Befugnisse  in  Obcr- 
italien.  die  andere  Personen  nur  durch  Belehnung  erlangen  konnten.  Später  entwickelt 
sich  der  Begriff  Regal  so,  dass  darunter  die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
als  solchem  (in  Deutschland  früher  dem  König,  später  auch  dem  Landesherrn)  zu- 
stehenden Rechte  (einerlei,  ob  wcscntl.  selbstverständliche  Ausflüsse  der  Staatsgewalt 
oder  ob  auf  besond.  Thatsachen  im  einzelnen  Staate  beruhende  Rechte"'  verstanden 
werden,  so  allgemein  in  Deutschland  im  10.  Jahrhundert.  Die  Abschwäcbung  der 
kaiserl.  Gewalt  brachte  nur  zu  Wege  dass  die  Territorialherren  die  meisten  Regalien 
an  sich  ziehen  konnten.  So  war  lange  Zeit  Regal  und  Hoheitsrecht  identisch.  Zu 
diesen  Regalien  gehörten  aber  namcntl.  auch  gewisse  fiscal.  Rechte,  deren  Bedeutung 
eben  in  ihrem  finanz.  Nutzen  lag.  (S.  Roscher  a.  a.  0.  S.  158  — 100.)  Die  An- 
wendung mancher  Sätze  des  röm.  Fiscalrechts  hat  zu  dieser  Entwicklung  beigetragen. 
Noch  mehr  hat  der  vielfache  enge  Zusammenhang  oder  das  völlige  Zusammenfallen 
von  Landeshoheit,  Lehensherrschaft  und  Grundherrschaft  der  Verbindung  solcher  linanz. 
Rechte  mit  den  Regalien  Vorschub  geleistet.  Vom  10.  Jahrh.  an,  wo  der  Staatsbegrill 
schärfer  hervorzutreten  beginnt,  erfolgt  dann  in  Theorie  u.  Praxis  allmälig  eine 
Trennung  der  bunten  Mannigfaltigkeit  von  Rechten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt, 
welche  unter  dem  Namen  Regalien  zusammengefaßt  wurden,  und  zwar  so,  dass  die 
wesentlichen  Regierungsrechte,  die  /.ur  Ausübung  der  Staatsgewalt  gehören 
und  im  (noch  so  eng  gefassten)  Begriff  des  Staats  liegen  (wie  Ziegler  bei  Strauch 
1.  c.  de  jur.  majest.  tract.  1081  sagt:  jura  quae  gubernationern  et  statum  ipsuin  reipubl. 
wneernant)  höhere,  majora,  die  von  wesentlich  bloss  finanzieller  Bedeu- 
tung (commoda  et  emolumenta,  quae  ex  bonis  publicis  ....  pereipiuntur ,  ders.), 
niedere  oder  nutzbare,  minora  genannt  wurden.  Wie  ..die  begriffliche  Unter- 
scheidung der  dem  Staate  seinem  Wesen  nach  zustehenden  Hoheitsrechtc  von  den 
zufällig  erworbenen  fisealischen  Rechten,  die  der  Staat  nur  so  besitze,  wie 
sie  auch  ein  Privater  besitzen  könne"  nur  eine  der  Consequcnzcn  der  Entwicklung 
des Souveränetätsbegriffs  gegen  Schluss  des  Mittelalters  war,  zeigt  Gierk.-.  Gcnossenseh.- 
recht  III,  623  (1881). 

Für  jene  wesentlichen  Hoheitsrechte  kam  der  Ausdruck  Regal  dann  allmälig 
mehr  und  mehr  ausser  Gebrauch,  so  dass  Wissenschaft,  Gesetzgebung  und  Praxis 
unter  Regalien  schlechtweg  nutzbare  odor  Finanzrcgalien  verstanden.  Dazu  ge- 
hörten nun  hes.  zwei  Classen  :  grundherrschaftliche,  welche  Beschränkungen  des 
Vivatcn  Grundeigentums  in  ausschliessriiden  Rechten  des  Staats,  gewisse  ..herrenlose" 
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Sachen  in  Besitz  zu  nehmen,  enthalten  ivom  ältesten  Kochte  nicht  gekannt,  namentl. 
Berg-,  Salz-,  Forat-,  Jagd-,  Fischereiregal)  und  gewerbliche  Regalien  (bes.  Po« 
und  Münze,  früher  zahlreiche  andere,  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Ländern}. 
Die  trenannten  sind  die  «  in/igen  Regalien,  welche  neuere  Germanisten ,  wie  Bcseler 
S.  30l>  als  eigentlich  nutzbare  Regalien  des  (bedingt»  gemeinen  Rechts 
anerkennen,  während  sie  allgcin.  Vorrechte  des  Fiscus  anf  erblose  Güter  u.  s.  w.  voo 
den  Regalien  au>schliesseri.  Dagegen  ist  der  Begriff  der  nutzbaren  Regalien  vom 
Gesetz  (so  im  Preuss.  Allg.  L.  Recht  Thl.  II,  Tit.  14  21.  24)  wohl  weiter  p- 
fasst,  so  dass  das  Nutzungsrecht  der  im  gemeinen  Eigenthum  des  Staats  stehenden 
l„ind-  und  Heerstrassen,  di-r  von  Natur  schilibaren  Ströme,  des  Ufers  des  Meers,  der 
Häfen,  ferner  das  Recht  auf  alle  Arten  herrenloser  Guter  (verlassener,  erbloser  u.  s.  w  |, 
das  Recht,  verwirkte  Güter  einzuziehen,  Geldstrafen  aufzulegen,  Abzugsgelder  zu  for- 
dern (Preuss.  Landr.  a.  a.  0.  §.  23),  endlich  mitunter  noch  weiter  Zölle,  Geleitsgelder. 
Sportein,  Stempel  u.  s.  w.  unter  den  Regalien  begriffen  sind.  Dass  diese  Regalien 
zum  staatsrechtl.  Betriff  des  Domaniums.  «lie  Einnahmen  daraus  zu  den  Katnnierein- 
kunften  gehörten  u.  der  Einwirkung  der  Landstände  entzogen  wareu,  hat  abermals  nar 
d.  Verwirrung  in  d.  Ansichten  über  diese  Hegalien  als  Einnahmeart  gesteigert,  weil 
d.  Steuercharactrr  sehr  vieler  nun  vollends  verkannt  wurde.  Trotzdem  stellte  d.  Öffentl. 
Recht  öfters  auch  wieder  die  Regalien  d«Mi  Eigenthumsrechten  am  werbenden  Vor- 
mögen (Domänen  u.  s.  w.)  wie  andererseits  dem  Rechte,  Steuern  aufzulegen,  gegen- 
über.   (Vgl.  f.  diese  historische  Darlegung  bes.  Strauch,  Pözl,  Hesseler  a.  a.  0.) 

Auch  Rau  wie  die  Cameralisten  des  vor.  Jahrb.  sah  daher  ein  (§.  Ifiti  d.  5.  A.\ 
dass  dieser  rech t sgesch ich tl.  u.  positivrechtl.  Begriff  Regal  für  d.  Fiuan/- 
wissens  eh.  sc  h  I  cc  hte  rd  i  ngs  unbrauchbar  sei.  ersetzte  ihn  durch  den  f  inatiz- 
wissenschaftlichen:  ein  Vorrecht  der  Staatsgewalt  in  Rezug  auf  ein 
Gewerbe,  das  ohne  besondere  gesetzl.  Bestimmung  zu  den  bürgcrl.  Nahrungszwei'fii 
gehören  würde,  u.  rechnete  unter  solche  Regale  die  Berg-,  Salz-  u.  Salpeter-,  Jagd- 
u.  Fischerei-,  Münz-.  Tabak-  u.  and.  Gewerks-  u.  Handels-,  Post-,  Staatseisenbaho-, 
F&hr-  u.  Flöss-  u.  Glücksspiclregale.  Abor  hierbei  wurde  der  schon  von  Sonnen- 
fels a.  a.  0.  klar  erkannte  Steuercharacter  der  einen  u.  polizeiliche  oder 
Verwaltungszweck  der  anderen  Regale  wieder  übersehen,  was  ich  jetzt  durrn 
Einreibung  der  erste ren  Regalien  unter  die  eigentlichen  Steuern  und  der  letzteren 
unter  die  Gebühren  berichtigt  habe.  Im  Grunde  ist  zwischen  meiner  u.  Stein  s  Auf* 
fassung  kein  sehr  grosser  Unterschied,  nur  dass  ich  glaube,  den  neuen  Stein  sehen 
Regalbegrill  u.  damit  eine  sei bstständ ige  Einnahmeart  der  Regalien  im  Ein- 
nahmesystem der  Finanzwissenschaft  gegenwärtig  fast  ganz  verwerfen  und  die 
Stein'schen  Regalien  unter  die  Gebühren  (Münze,  Post,  Telegraphen)  oder  unter  die 
privatwirthschaftl.  Einnahmen  (Eisenbahnen)  oder  unter  die  Stenern  t Lotto)  reihen  zu 
müssen. 

Die  Finanzwissenschaft  mnss  daher  vor  der  Verroengung 
der  Finanzregalien  und  Gebühren  warnen.  Ueber  äusseren 
Aehnlichkeitcn  werden  hier  die  tieferen  Verschieden- 
heiten Ubersehen. 

Die  äussere  Aehnlichkeit  liegt  darin,  dass  sich  jedesmal  eine  Einnahme  an 
eine  specielle  Staatsthätigkeit  und  zwar  an  eine  dem  Staate  ausschliesslich 
vorbehalte  ne  anknüpft.  Aber  weder  erfolgt  die  Thätigkeit  bei  dem  Finanzregal  zu 
demselben  Zwecke  wie  bei  der  Gebühr,  noch  beruht  das  Staatsvorrecht  für  die  Aus- 
übung der  Thätigkeit  beide  Male  auf  dem  gleichen  inneren  Grunde.  Die  mit  Ge- 
bühren verbundene  Staatsthätigkeit  ist  Verwirklichung  der  eigentlichen 
Staatszwecke.  Die  bei  einem  Finauzregal  erfolgende  ist  bloss  Mittel- 
beschaffung für  die  Ausführung  von  Staatszwecken.  Das  ausschliessliche 
Recht  des  Staats  dient  dort  zur  besseren  Verwirklichung  der  Aufgabe,  hier 
zur  Erzielung  einer  höheren  Einnahme;  hat  dort  einen  pol i tisch en  (volks- 
wirtschaftlichen, culturlichen,  socialpolitischcn),  hier  einen  bloss  finanziellen 
Zweck.  Bei  dieser  Grundverschiedenheit  kann  der  zufällige  Umstand,  dass  Gebuhren- 
zweige wie  Post,  Münze,  geschichtlich  und  oft  noch  nach  dem  geltenden  Finanzrecht 
zu  den  Regalien  gehören,  so  wenig  für  eine  Zusammenwerfung  mit  den  eigentlichen 
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Finanz  renalen  and  für  die  Verkennung  des  wahren  ßteucrcharactcrs  der  letzteren 
sprechen,  als  dies  die  äussere  Aelinlicbkeit  des  ökonomisch-technischen  Moments  in  bei- 
den Einrichtungen  thun  darf. 

V.  —  §.  208.  Finanzwissenschaftliche  Aufgabe  im 
Gebtihrenrechtc.  Gebühren  schlicssen  sich  demnach  immer  an 
solche  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats  an,  welche  in  einem 
allgemeinen  öffentlichen  Interesse  zum  Zweck  der  Aus- 
führung von  Staatsaufgaben  unternommen  werden.  Im  eoncreten 
Falle  wird  daher  stets  zu  untersuchen  sein,  ob  und  wieweit 
überhaupt  eine  Gebühr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  ganz 
oder  doch  in  grösserem  Umfange  als  bisher  auf  Einnahmen  aus 
solchen  Staatseinrichtungen  verzichtet,  werden  soll.  Geschieht 
letzteres,  so  müssen  die  Kosten  der  Institution  aus  eigentlichen 
Steuern  gedeckt  weiden,  wie  ohnehin  bei  sehr  vielen  und  gerade 
bei  sehr  wichtigen  und  kostspieligen  Staa!sleis!ungcn  (namentlich 
für  Rechtssicherheit  nach  Aussen:  Heer  und  Flotte).  Hier  weicht 
dann  das  Gebührcnprincip  dem  „Priucip  der  reinen  Ausgabe" 
(§.  201). 

Die  Entscheidung  hierüber  wird  im  einzelnen  l  alle  notwendig  immer  mit 
Rücksicht  anf  die  jeweilige  Finanzlage  zu  trollen  sein,  also  ob  andere  Aus- 
gaben fortgefallen  sind,  sonstige  geeignete  Deckungsmittel  zur  Verfügung  stellen  u.  s.  w. 
Aber  schliesslich  muss  die  Entscheidung  doch  nicht  vom  fin  a  n  z  i  eil  en  Gesichfs- 
punetc,  sondern  von  den  richtigen  Anforderungen  der  politischen,  socialen,  volkswirt- 
schaftlichen und  Cultur-  Interessen  abhängen.  Das  finanzielle  Interesse  rechtfertigt 
gegenüber  dem  als  mangelhaft  erkannten  bestehenden  Zustande  höchstens  eine  Ver- 
zögerung einer  notwendigen  Reform,  einer  Ermässigung  oder  selbst  Beseitigung 
des  Gebührenwesens.  Es  muss  aber,  wenn  jene  entscheidenden  Interessen  fur  eine 
solche  Reform  sprechen,  nur  um  so  eifriger  auf  baldige  finanzielle  Durchführbarkeit 
der  Massregcl  hingestrebt  werden,  so  also  namcntl.  in  den  wichtigen  l  allen  der  Rechts- 
und Verwaltungsgebühren,  des  Wege-  und  Wasscrgelds,  der  Tost,  der  Münze,  des 
Schulgelds  an  niederen  Schulen  u.  ?.  w. 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  für  die  Theorie  der  wichtige  Folge- 
satz, dass  die  Lehre  von  den  Gebühren,  ebenso  wie  diejenige 
von  den  einzelnen  Gegenstanden  des  Finanzbedarfs,  nach 
ihrer  Hauptseite  nicht  in  die  Finanzwissenschaft, 
sondern  in  die  theoretische  Politik  und  in  die  Verwal- 
tungslehre (einschliesslich  der  Volkswirthschaftspolitik ,  in 
Betreff  der  Rechtsgebtihren  namentlich  in  die  Justizverwaltungs- 
lebre)  gehört.  Denn  die  Frage,  ob  und  wann  überhaupt,  ferner 
in  welcher  Höhe  Gebühren  erhoben,  ist,  ebenso  wie  die 
Frage,  ob  und  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden  sollen, 
nach  Gesichtspunctcn  der  Vcrwaltungspolitik  zu  entscheiden. 

Dies  ist  für  die  spätere  Darstcllang  der  (iebührenlehre  zu  beachten.  Auch  die 
Ucbcrsicht  und  Besprechung  der  einzelnen  Gebühren  gehört ,  wie  die  der  einzelnen 
Ausgaben,  mehr  zur  Finanzstatistik  als  zur  Finanzwissenschaft  und  Finanzpolitik. 
S.  Fin.  II,  Kap.  1  u.  oben  S.  .M9S,  Einl.  zu  Kap.  2. 

A.  Wagner,  Finanzwi^rwliart  t.    :»  Aufl.  32 
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Leider  zeigt  die  Finanzgeschichte  und  der  gegenwärtige  Zu- 
stand des  Gebuhrenrechts  in  den  meisten  Culturstaaten  ein  ganz 
ungerechtfertigtes  Vorwalten  des  finanziellen  Inter- 
esses im  Gebuhrenwesen.  Die  Gründe  dafür  liegen  wenigstens 
zum  Theil  mit  in  der  rcchtsgeschichtlichen  und  positiv  -  rechtlichen 
Vermengung  von  Gebüliren  und  Finanzregalien.  Die  Aufgabe 
der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis  ist  es  daher,  die  An- 
forderungen der  Politik,  insbesondere  der  Social-,  Volks- 
wirthschafts-,  Justiz-  und  Unterrichtspolitik  in  folgen- 
der Weise  zur  Geltung  zu  bringen: 

1.  Es  muss  zwischen  Gebühren  und  Finanzregalien 
streng  unterschieden  werden. 

2.  Die  Gebührenpflichtigkeit  von  Berührungen  der 
einzelnen  Personen  im  Staate  mit  Staatsthätigkeiten ,  Einrieb 
tungen  u.  s.  w.  ist  genau  zu  begründen  undzu  begrenzen. 

Diu  Ausdehnung  der  Gebuhrenpßichtigkeit  auf  unpassende  Falle  ist  unbedingt 
zu  verwerfen,  also  da,  wo  von  einem  besonderen  Nutzen  des  Einzelnen  aus  einer  Be- 
rührung mit  einer  Staatsthätigkeit  oder  von  einer  besonderen  Kostenverursachung  durch 
den  Einzelnen  gar  nicht  ernstlich  die  Rede  sein  kann  oder  Nutzen  wie  Kostcnmachnng 
in  solchen  Fällen  ganz  unbedeutend  sind.  Ob  und  wie  weit  hier  eine  Abgabe,  welch« 
als  Gebühr  zu  verwerfen  ist,  als  Steuer  bedingt  oder  unbedingt  zu  rechtfertigen 
ist,  muss  nach  Gesichtspuncten  der  ßesteucrungspolitik  entschieden  werden.  S.  Fin.  II, 
43U  11". 

3.  FUr  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebühr  als  Auf- 
lage (oder  Steuer  im  weiteren  Sinne)  muss  der  Gesichts- 
punet  der  leitende  sein,  dass  der  Staat  die  bezügliche 
Thätigkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allge- 
meinen, öffentlichen  Interesse  ausübt. 

Daher  braucht  der  Kostensatz  einer  solchen  Thätigkeit  dem  Einzelnen,  welch« 
von  dieser  letzteren  einen  Nutzen  zieht,  nicht  vollständig  angerechnet  zu  werden,  denn 
Andere  (Alle  oder  die  Gesamtntheit)  sind  an  dieser  Nutzengewährung  zu  Gunsten  des 
Einzelnen  doch  immer  mit  interessirt  und  nehmen  in  Folge  der  „gesellschaftlichen 
Zusammenhänge'4  sozusagen  mittelbar  daran  Theil.  Je  mehr  letzteres  der  Fall  ist. 
desto  niedriger  darf  dir  Gebuhr  angesetzt  werden  und  umgekehrt.  S.  Näheres  in 
Fin.  II,  §.  317-319.  — 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Regel  für  den  Uebergang  der 
Gebühr  einerseits  nach  Oben  in  einen  solchen  Satz,  welcher 
dem  Staate  eine  volle  privatw  irthschaftliche  Rente  aus  der 
Thätigkeit  (mitunter  selbst  noch  darüber  hinaus  eine  eigentliche 
Steuer)  abwirft,  andererseits  nach  Unten  in  einen  so  ge- 
ringen Satz,  dass  der  Staat  fast  die  ganzen  Kosten  der 
bezüglichen  Thätigkeit  aus  allgemeinen  Einnahmen  decken 
muss,  bis  schliesslich  etwa  auf  jede  Gebühr  verzichtet  wird: 
die  letztere  läuft  durch  eine  ganze  Stufenleiter  von  Sätzen  von 
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einem  Minimum  (von  fast  Null)  an  bis  zu  einem  Maximum  und 
geht  in  einen  vollen  privatwirthschaftlichen  Preis  über,  je  mehr 
bei  einer  Staatsthätigkeit  das  Privatinteresse  des  einzelnen  Be- 
nutzers das  allgemeine  Interesse  der  Gesammtheit  an  der  Ausübung 
jener  Tbätigkeit  durch  den  Staat  Ubersteigt  oder  schliesslich  fast 
nur  allein  vorhanden  Lst;  ferner  vollends,  je  mehr  der  Einzelne 
durch  seine  Schuld  eine  Staatsthätigkeit  überhaupt  nothwendig 
gemacht  hat  (Finanzprincip  bei  Criminaljustizkostcn,  bei  chicanö*en 
oder  leichtsinnig  angestrengten  Civilprocessen ,  bei  Geldstrafen). 
Hieraus  sind  Principien  für  die  Höhe  der  Gebührensätze 
im  Grossen  und  Ganzen  abzuleiten,  welche  in  der  specicllen  Ge- 
btlhrenlehre  darzulegen  siud.    (Fin.  II.  §.  318.) 

Vgl.  die  in  einer  Hinsicht  sehr  ähnliche,  in  nnileivr  grundverschiedene  Auf- 
fassung von  Stein,  '2.  A.  S.  215  ff.  Er  sagt,  «lie  Hrthe  der  Gebuhr  könne  weder 
nach  dem  Werth  der  Leistung  für  den  Gebtthrenpflichtijren.  noch  nach  den  Kosten  der 
Ausübung  der  Leistung  bemessen  werden.  Ware  dies  richtig,  obwohl  ja  die  Schwierig- 
keiten im  einzelnen  Fall  nicht  zu  verkennen  sind  und  müsste  demnach,  wie  Stein 
behauptet  <S.  217),  die  Gebühr  immer  den  Character  der  Verkehrssteuer,  also  der 
eigcntl.  Steuer  haben,  so  fiele  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Gebühren  u. 
Steuern  ganz  fort  u.  damit  die  Gehuhren  als  selbstständ.  Kinnahmegattung.  209  u.  ff. 
Alles,  was  Stein  übrigens  hier  u.  an  anderen  Stellen  der  Gebulircnlchre  sagt,  passt 
wieder  gerade  so  auf  seine  Kegalien,  weshalb  auch  de?,halb  die  Abtrennung  der 
letzteren  von  den  Gebühren  willkührlich  erscheint  und  auf  einer  Uebcrscharzung  einiger 
ganz  modenier  Vcrkehrsgestaltungen  beruhen  möchte  Stein  hat  die  Einwände,  welche 
ich  ihm  in  d.  6.  Ausg.  von  Kau  machte,  nicht  beachtet,  aber  auch  nicht  zu  wider- 
legen vermocht.  S.  auch  die  treM liehen  Ausführungen  Sch.iffle's,  Steiierpnlü. 
S  477  ff'.,  worin  ich,  wie  in  den  weiteren  Bemerkungen  S.  50S,  511  II',  nur  das  Zurück- 
gehen auf  die  ältere  Auffassung  Verkehrsteuer  artiger  Abgaben  als  Gebühren  nicht  für 
richtig  halte.    Vgl.  ferner  Schall,  a.  a.  0.  S.  S2  II". 

4.  Abschnitt. 
Allgemeine  Betrachtung  der  eigentlichen  Steuern. 

Dieselbe  beschränkt  sich  auf  eine  vorläufige  allgemeinste  Orientirung  über  den 
Gegenstand  aus  dem  in  diesem  Kapitel  überhaupt  leitenden  Gesichtspunct  der  Fest- 
stellung der  Terminologie  und  der  Classification  der  ordentlichen  Einnahmen. 
S.  jetzt  die  umfassende  „allgemeine  Steuerlehre"  in  11.  II  der  Tin  wiss.  S.  150  II., 
166  ff.  bis  Schluss  des  Bandes. 

I.  —  §.209.  Die  zweite  Hauptart  der  slaatswirthschaftlichen 
Einnahmen  oder  Auflagen,  die  Steuern,  sind  Zwangsbeiträge 
der  Einzelwirtschaften  (Einzelnen)  zur  Deckung  der  allge- 
meinen Staatsausgaben,  welche  vom  Staate  kraft  der  Souveräne- 
tät  (Finanzhoheit)  in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  flöhe  als  generelle  Entgelte  und  Kostenersätze  der  ge- 
sammten  Staatsleistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Maassstäben  eingefordert  werden. 

32* 
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Dies  ist  der  Begriff  der  Steuern,  wenn  ihr  nächster,  rein  finanzieller 
Zweck,  ins  Auge  gefasst  wird  Soll  die  Steuer  gleichzeitig  socialpolitischcn 
Zwecken  dienen,  d.  h.  in  diejenige  Vcrthcilung  des  Volkseinkommens,  welche  im 
privalwirthschaftlichcn  Concurrenzsy&tem  vor  sich  geht,  regulirend  eingreifen 
(§.  27),  so  muss  die  Begriffsbestimmung  etwas  moditicirt  und  eine  Ilinwcisung  auf 
diesen  zweiten  Zweck  mit  in  sie  aufgenommen  werden.  Die  Steuern  sind  dann  Zwangs- 
beiträge  der  Einzelwirtschaften  theils  zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsaosgabcn. 
theils  zur  Herbeiführung  einer  veränderten  \  ertheilung  des  Volkseinkommens. 
Irgend  erheblichere  Erbsehaftssteuern  und  gewisse  Vcrkchrsstcuern  haben  z.  B.  diese 
Wirkung,  auch  wenn  sieh  die  Gesetzgebung  dessen  nicht  klar  bewusst  ist.  Die  Kccht- 
fertigung  dieses  socialpolit.  Zwecks  der  Besteuerung  liegt  in  den  Ausführungen  des 
§.  27  und  allgemeiner  in  «1er  in  der  ..Grundlegung",  bes.  1.  Abth.  Kap.  2,  §.  76— Sl, 
«14  —  107,  Kap.  3  u.  4  nebst  Abth.  II  näher  entwickelten  u.  motivirten  Auffassung. 
Weitres  in  Fin.  II  S.  151  u.  bes.  §.  Ii08,  300,  in  den  Absehn.  S.  205  ff.  über  All- 
gemeinheit u.  (ileichmässigkeit  der  Besteuerung,  47»*>  II.  (Besteuer.  d.  Conjunct- 
gewinne),  §.  1V2  II'.  (Erbsch  stA  Eine  schiefe  Polemik  gegen  meine  Auffassung  bei 
Helferich,  allg.  Steuerlehre  in  Schernbergs  Haudb.  II,  114;  dagegen  mein  Aufs, 
ebendas.  S.  250.  Eine  besondere  Widerlegung  H.s  scheint  mir  überflüssig.  Seine 
eigene  Definition  S.  HO  ist  unnöthig  weitläufig  u.  in  zweifacher  Beziehung  auch 
falsch.  Denn  einmal  geholt  das  Gerechtigkeitspostulat  der  Steucrvertheilung,  die 
(ileichmässigkeit.  nicht  zum  Betriff  der  Steuer  u.  sodann  ist  der  doch  wenigstens 
mögliche  und  öfters  thatsächlichc  Zweck  der  Steuer  nicht  immer  nur  „die  Be- 
friedigung der  allgem.  öffentl.  Bedürfnisse,  wenn  und  soweit  die  Einnahmen  aus  dem 
privatrcchtl.  Erwerb  u.  s.  w.  u.  ans  dertj.  öffentl.  Geschäften  unzureichend  sind,  bei 
deren  Ausübung  besond.  Abgaben  erhoben  werden",  sondern  eveut.  eben  ein  Eingreifen 
in  die  priv.  Vermögensverhältnisse.  —  Ueber  die  Begriffsbestimmung  der  Stouern  s. 
auch  A.  Held,  Einkommens!. ,  S.  11,  wo  jedoch  unrichtiger  Weise  nur  von  einem 
Zwang  des  Staats  gegenüber  sciueu  Uuterthancn  gesprochen  wird,  was  eiue  — 
vielfach  nothwendige  und  verbreitete  —  Besteuerung  Fremder  ausschliefen  wurde; 
die  Definition  ist  also  zu  eng. 

Ueber  das  Wort  Steuer  bemerkt  Kau  §.  247  Anm.  a: 

„Steuer,  ehemals  Sture,  Stior,  heisst  im  Allgemeinen  Stütze,  Hilfe;  daher 
Steuerruder,  —  zur  Steuer  der  Wahrheit.  Engila  stiura,  Schutz  der  Entrel.  bei  Ott- 
fried, vgl.  Hullmann,  Finanzgesch.  des  Mittelalters,  S.  140.  [S.  auch  Waitz,  D. 
Verfassnngsg.sch.  II,  (2.  A.).  5t>0  über  stcova,  stuof.i|.  Aehnlich  aide,  adjutorium  in 
Frankreich.  —  Abgabe  hat  Öfters  eino  allgemeinere  Bedeutung,  indem  es  jede 
dauernde  Entrichtung  anzeiirt,  /..  B.  aus  dem  gutsherrlichen  Verbände,  oder  des 
Sohnes,  der  den  Hof  übernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  giebt  daher  Privat-  und 
Staatsabgaben,  bedungene  und  auferlegte.  Letztere  sind  (nach  Kau)  Auflagen.  Vgl. 
abweichend  Schön,  Grunds,  d.  L  in.  S.  55.  Impot,  impositio  kommt  mit  Auflage 
Uberein.  Tributam.  contributio  druckt  zunächst  den  Beitrag  zu  den  Staatsausgaben 
au*,  sodann  das  Merkmal  des  Zwangs,  die  Steuer forderung."  — 

Das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und  eigent- 
lichen Steuern  (im  üblichen  Sinue)  liegt  in  dein  Moment  der  spe- 
ci eilen  Entgeltlichkeit  und  Kostendeckung  besonderer  Staats- 
leistungen und  der  generellen  Entgeltlicbkeit  und  Kostendeckung 
der  allgemeinen  sonstigen  Staatsleistungen.  Aus  diesem 
Unterschied  des  midisten  Zwecks  folgen  alle  weiteren  Unterschiede 
der  Grundsätze  für  die  Auflegung,  Höhebemessung  und  innere 
Einrichtung  des  Gebührenwesens  einer-  und  des  Steuerwesens 
andererseits. 

Bei  den  Gebühren  ist  daher  der  leitende  Gesichtspnnct  fur  die  Erhebung  und 
die  Höhe  wenigstens  das  Bestreben,  zwischen  dem  Werth  einer  einzelnen  Staats- 
1.  istung  fur  den  einzelnen  Geniessenden,  der  Kostenvenirsachung  durch  den  Benutzenden 
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und  dem  Kostenbeträge  der  einzelnen  Staatsleistung  für  den  Staat  ein  möglichst  an- 
gemessenes Ycrhältniss  herzustellen,  —  ein  Analogon  der  priratw  irth schäd- 
lichen Preisbestimmung  im  Verkehr.  Bei  den  eigentlichen  Steuern  kann 
ein  solches  Bestreben  im  einzelnen  Falle  nicht  stattfinden,  weil  zwischen  der  Steuer 
des  Ein/clm  n  und  dem  Nutzen,  welchen  er  von  der  Gesammtheit  der  Staatsthätigkeiten 
zieht,  oder  den  Kosten,  mit  welchen  er  an  dem  Gesammtaufwand  betheiligt  ist,  keine 
specieJIe  Beziehung  besteht.  Bei  den  Steuern  muss  es  vielmehr  genügen,  ein  solches 
angemessenes  Verhältniss  bloss  zwischen  dem  Gesammtwerth,  den  die  Staat s- 
leistu ngen  fOr  die  ung*;trennte  Gesammtheit  aller  Derer  besitzen,  um  derentwillen 
diese  Leistungen  erfolgen,  und  dem  ganzen  Herstellungsaufwand  für  letztere 
und  daher  der  Gesainmtbcsteuerung  herbeizuführen. 

Diese  Wcrthcorrcspondenz  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatsleistuugcn 
und  der  Gesammf gcgenleistung  der  Bevölkerung  in  der  Besteuerung  ist  aber 
auch  zu  erstreben.   S.  Grundleg.  S.  288  (gegen  Held,  Einkoramenst.  S.  25  II..  31). 

Die  richtige  Unterscheidung  zwischen  Steuern  und  Gebühren  und  die  richtige 
Auffassung  des  Ökonom.  Charactcrs  der  ersteren  ist  ohne  Verständniss  des  Wesens  der 
Gemein  wirtschaften,  spcciell  der  Zwangsgeincinwirthschaften,  des  Staats,  nicht  möglich. 
Denn  die  Eigenthumlichkeit  der  Besteuerung  ist  eine  Folge  der  Natur  der  Zwangs- 
gemein wirthsebaft  und  ihres,  vom  privatwirthschaftlichen  System  verschiedenen  Ent- 
^eltJichkeitsprincips.  S.  daher  Grundl-ir.  I.  Abth.  §.  Ußa.  IIS,  150  ff.,  151  !IM 
bes  §.  159. 

Allerdings  hat  es  an  theoretischen  Versuchen  in  der  anderen  Kichtung  beim 
Steuerwesen  nicht  gefehlt:  es  sollte  das  Gcbührenprincip  verallgemeinert, 
ja  sogar  zum  einzigen  Princip  für  die  Einnahmebeschaffong  zur  Deckung  der 
Staatsausgaben  gemacht,  in.  a.  W.  jede  Steuer  sollte  Gebühr,  bei  jeder,  wie  im 
privatwirthschaftlichen  Verkehr,  das  Entgcltlichkeitsprincip:  Leistung  und  Gegen- 
leistung, d.  h,  spccielle,  vollständige  und  möglichst  genaue  Werth  - 
correspondenz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  befolgt  werden.  Aber 
diese  Versuche  sind  theoretisch  verfehlt  und  müssten  ohnehin  schon  an  den  practischen 
Schwierigkeiten  der  Ausführung  stets  scheitern.  Das  wird  in  der  allgemeinen  Steuer- 
lehre bei  der  Kritik  des  Princips  der  „Gleichm  assigkeit"  der  Besteuerung  näher 
erörtert  und  nachgewiesen.  S.  Fin.  II,  S.  3,'<3  ff.  (In  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  war 
die  Widerlegung  der  Verallgemeinerung  des  Gebührenprincips  an  dioser  Stelle,  in 
§.  144  S.  328  !f,  gegeben.  Im  Hinblick  auf  die  eingehendere  Erörterung  au  der 
systematisch  richtigeren  Stelle  in  B.  II  ist  dieser  §.  144  in  dieser  '1  Aufl.  weg- 
geblieben).   Vgl.  auch  Rau  §.  252. 

Grundsätzlich  ist  demnach  eine  Besteuerung  auf 
anderer  Grundlage  als  auf  derjenigen  des  Gebühren wesens 
nothwendig.  Letzteres  ist  nur  innerhalb  der  im  vorigen  Abschnitt 
gezogenen  Schranken  zu  billigen  und  selbst  dabei  zeigen  sich 
schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen  Fällen,  zumal  auf 
dem  Gebiete  der  Kechtsgebühren ,  die  Nutzen-  und  Kostenberech- 
nung im  einzelnen  Falle  ihr  Missliches  hat. 

Die  Bestimmung  der  richtigen  Grundlage  der  Besteuerung  erfolgt  in  der 
späteren  Lehre  von  den  Steuern  im  B.  IL  S.  bes.  Uber  die  „obersten  Grundsätze 
der  Besteuerung"  S.  240 — 361  u.  über  da*  „Steuersystem'"  S.  802—505. 

II.  —  §.210.  Steuern  in  der  Form  von  Finanz- 
regalien.  Zu  den  eigentlichen  Steuern  gehören  auch  die  Ein- 
nahmen (oder  genauer  gesagt  ein  bestimmter,  als  Steuer  zu 
betrachtender  Theil  der  Einnahmen)  aus  vielen  sogen,  eigent- 
lich en  Finanz regalien  (§.207).  Diese  werden  aber  trotzdem 
nicht  nur  in  der  Rechtsgeschichte  und  im  geltenden  Hechte,  sondern 
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daDach  auch  wieder  in  der  Finanz  Wissenschaft  den  übrigen 
Steuern  gegenüber  gestellt  und  häufig  auch  gar  nicht  als  Steuern 
betrachtet. 

Dies  gilt  namentlich  von  den  finanziell  wichtigsten  jener  nutzbaren 
oder  niederen  liegalicn,  denjenigen,  welche  sich  ergeben  au*  dem  Vorbehalt 
eines  ausschliesslichen  Rechts  des  Staats  in  Bezug 

1)  auf  den  Hctrieh  gewisser  üewerbe  (gewerbliche  Regalien); 

2)  auf  die  Aneignung  gewisser  Naturgegenstände  im  ganzen  Staats- 
gebiete, daher  auch  solcher  Übjectc,  die  sich  auf,  am  oder  im  Hoden  der  Privat- 
eigenthümer  befinden,  wobei  das  Staatsvorrecht  zur  entsprechenden  Hcschränkuni' 
des  Grundeigenthums  fuhrt  (grundherrschaftliche  Regalien):  hie  und  da 

3)  in  Rezug  auf  gewisse  Henutzungsartcn  der  öffentlichen  Gewässer 
(Wasser-,  Fahr-,  Fluss-,  Mühlenregal  u.  s.  w.)  (§.  207,  S.  495). 

In  der  Regel  war  und  ist  der  ausschliessliche  Zweck  eines 
solchen  Vorrechts  des  Staats,  wie  bei  allen  nutzbaren  Regalien,  so 
auch  hier  ein  finanzieller:  dem  Staate  eine  für  seine  Ausgaben 
verfügbare  Einnahme  zu  beschatten,  wenn  auch  gelegentlich  ein 
polizeilicher  und  volkswirtschaftlicher  Gesichtspunct 
bei  der  Regalisirung  etwas  mitgewirkt  hat.  Dabei  sind  die  Ein- 
nahmen aus  diesen  Regalien  theils  mit  solchen  Gebühren, 
welche  sich  an  regalisirte  StaatsthUtigkeiten  anknüpfen,  theils 
mit  privat wirth schaft liehen  Einnahmen  vermengt  worden. 
Sie  müssen  jedoch  von  beiden  genau  unterschieden  und  als 
eigentliche  Steuern  betrachtet  werden.  Der  Unterschied  zwischen 
Finanzregalien  und  Gebühren  ist  schon  oben  (§.  207)  dargelegt 
worden.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  pri vatwirthschaftl ichen  und  Finanzregal- 
c  innahmen. 

Die  letzteren  scheinen  allerdings  in  der  Kegel  auf  dieselbe  Weise  wie 
jene  wirthschafdich  gewonnen  zu  weiden,  so  wenn  der  Staat  ein  gewerbliches  Regal, 
z.  H  das  Tabakmonopol  selbst  ausübt  oder  einen  eigenen  Gewerbebetrieb  mit  «iuem 
grundherrschaftlichen  Regal,  wie  z.  \\.  dem  des  Rergbau's,  verbindet.  Deshalb  sind 
die  Einnahmen  aus  solchen  Regalien  in  der  Finanzwissenschaft  oft  unmittelbar  nebeu 
die  rein  privatwirthschafili«'hen  geslellt  worden:  zwei  Classen  von  ..Erwerbs- 
einkünften", unter  sich  nur  dadurch  verschieden,  da.vs  bei  deu  ersteren  durch 
das  Staatsvorrecht  das  Mitwerben  der  Privaten  ausgeschlossen  werde,  bei  den  andercu 
nicht,  —  beide  Clusseu  aber  als  die  eine  Hauptgründe  von  Einnahmen  der 
zw  ei  teu  Hauptgruppe,  den  Auflagen  (Gebühren  und  Steuern)  gegenüber  stehend, 
ili au  §  bb  u.  vor  u.  nach  ihm  die  meisteu  Schriftsteller,  s.  o.  S.  472,  ahnlich  wieder 
v  Scheel  a  a.  0.). 

Diese  Auffassung  ist  durch  die  rechtshistorische  Entwicklung  und  durch  das 
geltende  Keeht  Öfters  noch  unterstützt  worden.  Die  Finaiurcgalicu  (und  manche 
Gebühren)  wurden  als  Ausfluss  der  Landeshoheit  und  der  mit  ihr  wieder 
geschichtlich  oft  verknüpften,  bald  aus  ihr  entstandenen,  bald  zu  ihr  hinführende« 
< i  r  u  n d  Ii  e  r  r I  i c  h  k  e i  l  (u ud  Lehensherrlichkeit)  regelmässig  wieder  in  i  t  d  e  m  D o  m a o i o  m 
und  dem  fürstlichen  Kammergut  verbunden,  zu  dessen  llestandthcilcu  sie 
nach  deutschem  Staatsrecht  gehören.  (S.  o.  S.  l'JS,  Zachariii,  Staatsrecht,  2.  A.  II, 
2ÜM.    Die  Einnahmen  aus  den  Fiuanzregalicn  waren  daher  auch  der  standisclwü 
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Eiuwirkuug  cutzogen.  Dies  bat  in  practischor  Hinsicht  ihre  Beliebtheit  erhöht  und 
in  den  letzten  Jahrhunderten  ihre  Ausdehnung:  sehr  begünstigt,  in  theoretischer  Hin- 
sicht aber  vollends  bewirkt,  dass  sie  ebenso  wie  die  gewöhnlichen  Kammer- 
cinuahiucn  den  Steuern  gegenüber  gestellt  wurden. 

Nun  kann  aber  auch  in  diesem  Falle  diese  rcchtsgeschichtlichc  und  juristische 
Stellung  der  Finauzregalien  für  die  Finanzwissenschaft  nicht  entscheidend  sein.  Letztere 
muss  vielmehr  den  verschiedenartigen  wirthschaftsrechtlichen  Character 
der  Einnahmen  aus  Finanzrcgalicn  und  aus  Privaterwerb  betonen  und  domgemäss 
reforinirend  auf  das  öffentliche  Finanzrecht  einwirken.  Sie  bat  dabei  vor  Allem  nach- 
zuweisen, dass  in  jenen  Regalien  die  Erhebung  einer  Steuer  (wenigstens  jetzt)  beab- 
sichtigt and  in  den  bezüglichen  Kinnahmen  auch  in  der  Regel  eine  Steuer  wirklich 
enthalten  ist. 

Allerdings  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  aus- 
geübten Regals  zum  Tb  eil  gewöhnliches  privatwirthschaftliches 
Einkommen  des  Staats  als  des  Rechtssubjects  der  betreffenden 
Unternehmungen,  —  ein  Einkommen,  welches  aus  der  Kapitalan- 
wendung im  Gewerbebetrieb,  aus  der  Ausbeutung  des  eigenen 
Grundbesitzes  herrührt  und  auf  Zins,  Rente  und  Unternehmer- 
gewinn ebenso  wie  z.  B.  bei  der  Bewirtschaftung  eines  Landguts 
zurückzuführen  ist.  Aber  dieses  Einkommen  ist  auch  bei  eigenem 
Betrieb  (Regie)  vermischt  mit  einem  Extragewinn,  welcher 
dem  Vorrechte  zu  verdanken  und  von  diesem  bezweckt  ist. 
Dieser  Extragewinn  ist  ganz  und  gar  Steuer  und  soll  nach  der 
freilich  oft  dem  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  auch 
nur  Steuer  sein.  Dieser  Umstand  ist  für  die  finanzielle  Betrach- 
tung der  wesentliche.  Die  Finanzregalisirung  oder  Fiscalbevor- 
rechtung  ist  daher  eine  B  e  8  t  e  u  e  r  u  n  g  s  f  o  r  m  ,  die  in  der 
Steuerlehre  zu  behandeln  ist. 

Dies  tritt  auch  in  dem  besonderen  Falle  hervor,  wenn  ein  Finanzregal  einem 
Dritten  vom  Staate  zur  Ausnutzung  überlassen  wird.  Die  Abgabe,  welche  dann  für 
die  Verleihung  und  die  in  ihr  liegende  Ausschliessung  Anderer  vom  Betriebe  zu 
entrichten  ist,  stellt  sich  als  Steuer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  Rechts  über- 
wälzt entweder  diese  Steuer  in  den  höheren  Preisen  der  Producte  und  Leistungen 
auf  diejenigen  Personen,  welche  die  letzteren  begehren.  Alsdann  gleicht  der  Fall 
ganz  demjenigen,  wo  gewisse  indirecte  Steuern  vom  Producenten  oder  Kaufmann  vor- 
geschossen und  im  höheren  Preise  vom  Consumenten  wieder  eingezogen  werden,  z.  lt. 
mitunter,  wenn  die  Concurrcnzverhältnisse  es  erlauben,  bei  Bergwerken,  welche  der 
Staat  an  Private  kraft  bestehenden  Regals  gegen  Abgabe  verliehen  hat.  Auch  die 
Verpachtung  des  Tabakmonopols  (Italien)  ist  ein  ähnlicher  Fall.  Oder  der  Erwerber 
des  Rechts  sieht  sich  nicht  im  Stande,  diese  Steuer  zu  überwälzen.  Dann  fällt  die- 
selbe auf  seinen  eigenen  (iewinn  und  wird  zu  einer  Erhöhung  der  Gewerbe-,  Berg- 
werkssteuer u.  s.  w. 

Heispiel:  bei  Bergwerksahgaben  von  kraft  Regals  verliehenen  Bergwerken 
wird  die  Ueberwälzuiig  meistens  nur  gelingen,  wenn  diese  Bergwerke  ein  natür- 
liches oder  rechtliches  Monopol  haben  oder  doch  für  die  Versorgung  des 
Markts  einer  Volkswirtschaft  vorwiegend  allein  in  Betracht  kommen.  Wenn 
andere  Bergwerke  frei  coneurriren,  wird  der  Gewinn  jener  ersten  um  die  Abgabe  ver- 
mindert werden  Die  hiergegen  sprechende  nationalökouoinische  Regel  von  der  Ge- 
winnausgleichung  in  verschiedenen  Unternehmungen  und  von  der  fehlenden  Neigung 
des  Kapitals,  sich  Productionszweigen  zuzuwenden,  worin  der  Gewinn  durch  eine  un- 
überwälzbare  Extrasteuer  verringert  wird,  kann  sich  eben  in  der  Praxis  nicht  immer 
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verwirklichen.  Aach  müssen  sich  vielfach  fest  angelegte  Kapitalien  sowohl  als  solche, 
welche  später  erst  minder  gewinnbringenden  Unternehmungen  sich  zuwenden,  mit 
einem  dauernd  niedrigeren  Gewinnsatz  begnügen.  In  neuerer  Zeit  ist  namentlich  iu 
dem  Kalle  der  staatlichen  Verleihung  von  Monopolen  oder  von  Privilegien  an  Privat- 
untcriieliuiungen  eine  besondere  Abirabe  neben  (oder  statt  der  niedrigeren) 
allgemeinen  Gewerbesteuer  vielfach  üblich  geworden,  welche  als  Extrastcucr  für 
die  Ucberlassung  der  Ausnutzung  eines  staatlichen  Vorrechts  bezahlt  wird  und  wohl 
nur  selten  überwälzt  werden  kann;  so  z.  K  für  die  Gewährung  eines  Banknoten- 
monnpols  oder  eines  weitgehenden  Privilegs  der  Notenausgabe  (öfters  zugleich 
ftir  die  Vergünstigung  der  Annahme  der  Noten  an  den  Staatskassen  in  Zahlung \  s. 
A.  Wagner,  Syst.  d.  Zettelbankpolitik  S.  451,  46U — 463;  ferner  für  die  Gewährung 
des  Kxpropriationsreclits  an  Eisenbahnen  u.  s.  w.,  wo  vollends  bei  der  Üblichen 
Feststellung  von  Maximaltarifen  eine  Ueberwälzung  der  besonderen  Eisenbahnsteuer 
kaum  vorkommen  wird. 

Die  finanzwirthscbaftliehe  und  mehr  noch  die  allgemein-volks- 
wirthschaftUche  und  socialpolitische,  nemlich  den  volköwirth- 
schaftlichen  Vertheil  ungsprocess  beeinflussende  Bedeutung 
der  Regalisirung  gewisser  Bodenbenutzungsarten  und  Gewerbe- 
betriebe wird  bei  der  hier  betonten  Auffassung  der  Regalisirung 
als  Besteucrungsfoi  m  keineswegs  verkannt.  Mit  Hilfe  des  Rcgal- 
prineips  erfolgt  freilich  nicht  nur  eine  Besteuerung,  sondern  zugleich 
eine  Uebertragung  pri vatwirthsebaftlichen  Renten- 
einkommens und  Unternehmergewinns  auf  den  Staat. 
Insofern  liegt  in  der  Regalisirung  zugleich  eine  Einwirkung 
auf  die  Organisation  der  Volkswirtschaft  in  mehr 
gemeiu  wirthse  haftlich  er  Richtung.  Unter  Umständen  kann 
wohl  einmal  im  Reinertrag  eines  Staatsmonopols,  wie  des  Tabaks, 
dieses  Moment  wichtiger  als  das  Besteuerungsmoment  sein.  Aber 
das  letztere  bleibt  gleichwohl  wie  in  der  Regel  das  practisch 
wichtigere,  so  das  für  die  finanzwirthscbaftliehe  Classification  der 
Einnahmen  massgebende. 

Jene  Auflassung  bei  der  Reichsregierung  in  d.  deutscheu  Tabakmonopol  frage. 
S.  auch  oben  §.  27,  auch  §.  29  S.  50  u.  Fin.  II,  §.  34>  Uber  diesen  Puuct. 

Die  Finauzwissenscbaft  muss  demnach,  den  S  t  e  u  e  r  character 
der  Finanzregalien  betonend,  die  Einnahmen  aus  letzteren 
demgemäss  beurtheilen  uud  sie  folgerichtig  den  Donianial- 
cinnahmen  gegenüber  stellen. 

Lässt  sie  sich  dagegen  vom  staatsrechtlichen  Hegrill*  des  Domaniums  be- 
stimmen, so  ist  ct>  nur  folgewidrig,  bloss  die  Finanzregalien  pnd  nicht  auch 
audere  ebenfalls  unter  jenen  ttegriü  des  Domaniums  fallende  Einnahmen,  wie  die 
wichtigsten  Gnbuhreu  uiid  sogar  Hauptarten  indirecter  Steuern  (i.  H.  Zölle)  von  den 
Steuern  abzutrennen.  Vgl.  Zacbariä  a.  a.  ( l.  S.  421:  regelmässig  gehören  nadi 
allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  folgende  Posten  zum  Kammergut:  1)  zur  land- 
wiithschaftl.  Ctiltur  bestimmte  Grundbesitzungen  (incl.  Mühlen.  Höfe  u.  s.  w  ),  2)  die 
damit  verbundenen  gutsherrl.  Gerechtsame,  ü)  landesherrliche  Forsten,  Jagden.  Berg- 
werke, Salinen.  Posten  u.  andere  nutzbare  Regalien,  ins  bes.  auch  der  Ertrag  der 
Zolle  u.  des  Geleits,  sowie  auch  der  Nutzen  des  Müuzrechts,  1)  Confiscationeo , 
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Sportein,  Conccssions-,  Stempel-,  Nachsteuer-,  Abzuirs^cldcr.  Kottzchnten  u.  s.  w. 
Abweichungen  in  den  besonderen  Landesvorfassuntren  u.  nach  territor.  Herkommen. 

Die  bisher  übliche  Rehandluntr  ist  also  untrcnUirend  und  inconse<|Ucnt,  indem 
weder  bloss  dor  rechtspreschichtlichc  und  positiv-rechtliche,  noch 
bloss  der  rationell  finanzwissenschaftliche  Gc.*ichtspunct  entschieden  haben, 
sondern  willkuhrlich  beide  vermensrt.  staatsrechtlich  zusammengehörende  Einnahme- 
arten »cotrennt  und  finanzwissenschafilich  verschiedene  zusammenjrefüjrt  wurden. 

§.  211.  Die  Fortdauer  eines  geschichtlich  überkommenen 
und  noch  reebtsbeständigen  Finanzregals,  die  etwaige  Einfüh- 
rung eines  neuen,  die  Hübe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze 
sind  zugleich  vom  volkswirtschaftlichen  und  vom 
finanziellen  Standpunctc  aus  zu  beurtheilen.  In  erstcrer  Be- 
ziehung gilt  für  die  Lehre  von  den  Finanzrcgalien  etwas  Aehn- 
liche8  wie  für  diejenige  von  den  einzelnen  Staatsausgaben  und 
von  den  einzelnen  Gebühren:  sie  gehört  nach  ihrem  Inhalte  und 
ihren  entscheidenden  Gesichtspuncten  nicht  in  die  Finanz- 
wissenschaft, sondern  in  die  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre 
(Grundlegung),  in  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  wirtschaft- 
liche Verwaltungslehre.  Die  Beschränkungen  des  privaten  Grund- 
eigenthums, welche  die  grundherrschaftlichen,  und  der  Erwerbs- 
und Berufswahl,  sowie  der  freien  Concurrenz  in  den  Unterneh- 
mungen, welche  die  gewerblichen  Finanzregalien  in  sich  scbliessen, 
haben  weittragende  volkswirtschaftliche  Wirkungen,  selbst,  wie 
bemerkt,  für  die  ganze  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
Wirkungen,  nach  denen  vornemlich  es  zu  entscheiden  ist,  ob  der 
Staat  passend  auf  diese  Weise  sich  Renteneinkommen  und 
Gewerbsgewinn  zuführe  und  dabei  zugleich  in  die  Lage  komme,  eine 
Steuer  mit  zu  erheben.  Diese  Entscheidung  kann  wiederum  nicht 
für  alle  Länder  und  Zeitalter  gleichmässig  ausfallen,  weil  jene 
Wirkungen  auf  einer  verschiedenen  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
Volkswirtschaft  sehr  verschieden  sind.  Namentlich  werden  der 
allgemeine  Zustand  der  Volkswirtschaft,  besonders  die  für  zweck- 
mässig geltende  Combination  zwischen  dem  privat-  und 
dem  gemeinwirthschaftlichen  System,  die  socialpoli- 
tischen  Bedenken  gegen  die  immer  weitere  Machtsteigerung  des 
Privatkapitalismns  und  des  Grossgrundbesitzes,  ferner,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  privatwii  tschaftliche  System  hier  fungiren 
soll,  der  technische  Zustand  des  Gewerkewesens  (der  „Industrie"), 
des  Bergbau's,  die  Kapitalkraft,  das  Associationsvermbgcn  und  die 
technische  Intelligenz  der  Privaten  mit  entscheiden  müssen. 

Auch  hier  ist  daher  wieJer  an  die  tiefsten  Principienfrasien  der  Oriranisation 
«ler  VolLswirthsch.  anzuknüpfen.   S.  bes.  ü run dleyu ntr  I,  §.  120  u.  überh.  Kap.  3, 
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danti  4  u.  2.  Abth.  Die  Surith'  sehe  Schule  ist  iu  ihrer  Polemik  cremen  „Monopole*' 
Finan/reualien  u.  s.  w.  aus  Neigung  zur  freien  Concurrcnz  zu  weit  gegangen  und  hat 
oft  zu  unbedingt  die  Nachtheile  jener  Beschränkungen  de-»  freien  Verkehrs  hervor- 
gehoben. Socialpolitisehc  Gründe  können  z.  11.  Beschränkungen  der  Grundeigcn- 
tlmmsfroiheit  wohl  rechtfertigen.  In  sehr  bemerkenswerther  Weise  spielen,  mehr 
oder  weniger  klar  bewusst,  in  der  deutschen  Tabakmonopolfrage  fast  mehr  als  die 
finanzwirthsehaftlicbon  die  Gesichtspuucte  der  Socialpolitik  und  der  volkswirthscb. 
Organisation  bei  Freund  a.  tiegner  des  Plans  mit. 

Nur  soweit  bloss  finanzielle  (nicht  auch  socialpolitische 
und  verwandte)  Gründe  mitsprechen,  kann  man  daher  in  der 
Gegenwart  flir  die  Volkswirtschaften  Mittel-  und  West- 
europa's  wohl  folgende  Entscheidung  Uber  die  Finanzregalien 
treffen. 

1.  Diejenigen  Regalien,  welche  Beschränkungen  des  privaten 
Grundeigenthums  bloss  aus  fiscalischen  Gründen  enthalten, 
wie  oft  die  grundherrschaftlichen  Regalien,  ferner  die- 
jenigen, kraft  deren  für  die  blosse  Gestattung  der  Be- 
nutzung firTentlicher  Gewässer  Abgaben  erhoben  werden,  das 
Wasser-,  Flöss-,  Fähr-,  Mühlenrcgal,  sind  aus  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzuheben. 

Dies  kann  um  so  eher  ireseheheu,  weil  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  an 
diesen  Reiralien  jetzt  wenigstens  meist  ein  ganz  untergeordnetes  ist  oder  in  den 
wenigen  uud  seltenen  Fallen,  wo  es  iu  unsern  Ländern  noch  erheblicher  sein  könnte 
(wie  mitunter  beim  Bergregal»  überwiegende  volkswirtschaftliche  Interessen  von  der 
starken  Geltendmachung  des  finanziellen  Interessc's  abmahnen  oder  Concurrenzverbält- 
nisüe  die  Geltendmachung  unmöglich  machen.  So  liegen  die  Dinge  wenigstens  in 
Mittel-  und  Westeuropa  in  dem  wichtigsten  Talle,  beim  Benrregal,  anderswo  meistens 
auch,  soweit  es  sich  um  Kohlen  und  die  Mehrzahl  der  unedlen  Metalle  haudolt.  Eine 
tinan/iell  ergiebige  Rcgalisirung,  bei  eigener  Staatsregie  und  bei  l]<  bcrlassung  de* 
Baurechts  an  Private,  srt/.te  hier  eine  gloichmässi»e  Behandlung  aller  Bergwerke  im 
Staate  voraus,  was  bei  don  bestehenden  Rechtsverhältnissen  seine  grosse  Schwierigkeit 
hatte;  ferner  den  Ausschluss  der  Concurrcnz  ausländischer  Bergwerke,  also  ein  Verbot 
oder  eine  hohe  Be/.ollung  der  Einfuhr  (nach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  bei  den 
Zöllen  auf  im  Inland  accisepllichtigo  fremde  Artikel,  —  bekanntlich  bei  der  Durch- 
fuhrung ein  sehr  schwieriger  Puuct!  S.  A.  Wagner,  Zölle  im  Staatswörterbuch 
XI.  .'J64 — 370)  Nur  bei  der  eigentümlichen  Verthcilung  der  grösseren  Lager  der 
edlen  (Gold,  Silber,  Piatina >  u.  einiger  unedler  Metalle  (Quecksilber,  Zink  u.  u.  a.  m. 
kann  in  den  Productionsläuderlt  in  solchen  Zeiten,  wo  diese  Länder  ein  theil weise? 
naturliches  Monopol  für  die  Versorgung  des  Markts  haben,  zumal  wenn  die  Produk- 
tionskosten sehr  niedrig  sind,  wohl  mittelst  der  Hegalisirung  eine  erheblichere  Ein- 
nahme erzielt  werden,  die  alter  dann  wieder  den  Charactor  einer  iiberwäl/.baren  Extra- 
stcuer  hat  (Silber  iu  Mexico,  Peru,  Chile,  Nevada  u.  s.  w„  Gold  in  Sibirien,  Califor- 
nien,  Australien).  Leber  die  Behandlung  der  Bergwerke  mit  aus  dem  socialpolitischcu 
(i'sicbtspuncte  s.  meine  Grundleg.  I.  §.  'M.M  bis  3»»5.  Leber  Bergrecht  u.  Staats- 
bergbaus unten.  Meistens  sind  solche  Kegalien  denn  auch  neuerdings  ausdrücklich  durch 
(ieset/e  beseitigt  (wie  das  Berg-,  Salz-,  Jagd-,  Fischereiregal,  Wasserregal),  oder  mit- 
unter schon  früher  obsolet  geworden. 

2.  Andere  gewerbliche  Kegalien  hemmen  leicht  heut- 
zutage Verkehr,  Production  und  Entwicklung  der  gewerklichen 
Technik  mehr  oder  weniger,  öfters  stark.  Das  volkswirtschaft- 
liche Interesse  spricht  daher,  soweit  es  an  einer  weiteren  Aus- 
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dehnung  des  privatwirtbschaftlichen  Systems  interessirt  ist,  für 
möglichste  Beschränkung  der  Zahl  und  des  Umfangs  oder  für 
gänzliche  Beseitigung  dieser  Regalien,  so  dass  völlige  Verkehrs- 
freiheit eintritt  und  die  allgemeine  Steuerfähigkeit  Ersatz  giebt  für 
den  Wegfall  der  Staatseinnahmen  aus  der  Regalität. 

Dieser  Einsicht  sind  denn  auch  die  grosso  Mehrzahl  der  ehemals  sehr  zahlreichen 
gewerblichen  Regalien  schon  gewicheu,  wiederum  um  so  leichter,  da  das  liscalischc 
Interesse  bei  d<*in  einzelnen  in  der  Regel  doch  nur  gering  war  und  andere,  bessere 
und  bequemere  Besteuerungswege  aufgefunden  wurden.  Die  Stroinuntr  im  wirtschaft- 
lichen Zeitalter  der  „freien  Goncurrenz4'  ist  naturlich  in  dieser  Richtung  gegangen, 
freilich  oft  zu  einseitig. 

Einige  wenige  Regalien  sind  jedoch  noch  gegenwärtig  in 
unseren  Staaten  Übrig  geblieben,  und  zwar: 

a)  wesentlich  nur  aus  dem  erheblich  ins  Gewicht  fallenden 
finanziellen  Interesse:  das  Salz-  und  das  Tabakregal, 
wozu  neuerdings  in  Frankreich  das  ZUndhölzchenregal 
kommt; 

b)  wesentlich  aus  einem  politischen  oder  polizei- 
lichen Interesse:  das  Pulver-  und  Salp eter regal  (hier  und  da 
noch  ein  anderes  ähnliches  —  neuerer  Gedanke  eines  Dynamit- 
monopols),  von  untergeordneter  finanzieller  Bedeutung; 

c)  aus  vorwaltendem  politischen  oder  polizeilichen,  aber 
daneben  auch  stärker  mitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  und  etwa  das  (seltene)  Branntwcinregal. 

Die  Regalisirung,  welche  bei  allen  diesen  Regalien  zur  Mono- 
pol isirung  wird,  kommt  hier  als  eine  Form  der  Ver braue  hs- 
oder  Genussbestcuerung  in  Betracht,  bei  den  beiden  letztgenannten 
Kegalien  mitunter  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  die  Befriedi- 
gung des  Genusses  durch  die  Regalisirung  zu  erschweren  oder, 
wie  beim  Lotto,  sie  ganz  zu  verhindern. 

Dcmgemäss  wird  die  Beibehaltung  und  auch  die  Ncuciuftth- 
rung  dieser  Regalien  von  folgenden  Erwägungen  abhängen: 

a)  beim  Salz-  und  Tabak  regal  und  etwaigen  ähnlichen, 
welche  wesentlich  nur  aus  finanziellem  Interesse  neu  in 
Erwägung  kommen  könnten:  ob  die  Besteuerung  des  Verbrauchs 
oder  Genusses  überhaupt  zu  rechtfertigen  ist;  und,  im  Bejahungs- 
falle, ob  die  Regalisirung  oder  Monopolisimng  so  sehr  als  die  ge- 
eignetste Form  der  Verbrauchsbesteuernng  erscheint,  dass  sie  trotz 
der  sie  etwa  begleitenden  nachtheiligen  Folgen  für  Verkehr  und 
Production  gewählt  werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mithin  nur 
im  Zusammenhange  des  ganzen  Steuersystems  und  speciell  in  der 
Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  zu  erledigen. 
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Das  Salzregal  wird  gegenwärtig  als  Bestoucrungsform  ineist  verworfen,  vielleicht 
zu  unbedingt,  gerade  bei  Berücksichtigung  des  Consumonteiiinteresscs;  die  neue 
Einfuhrung  des  Tabak monopols  wenigstens  ist  bedingt  in  einem  grösseren  Vcr- 
brauehsstouersystem  zu  rechtfertigen  und  sein  Bcstehenble  iben  regelmässig  /u 
empfehlen. 

b)  Bei  den  Regalien  von  politischem  oder  polizeilichem 
Interesse:  ob  letzteres  Uberhaupt  genügt,  um  eine  besondere  Ein- 
mischung des  Staats  und  um  vollends  die  Regalisirung  trotz  der 
etwa  auch  hier  vorhandenen  volkswirtschaftlichen  und  sonstigen 
(politischen,  rechtlichen)  Bedenken  zu  rechtfertigen,  oder  ob  der 
politische  oder  polizeiliche  Zweck  nicht  auch  durch  eine  andere 
Form  der  Verbrauch-  oder  Genussbesteuerung  erreicht  werden  kann. 

Denn  die  Rcgalisirun;r  ist,  soweit  sie  nicht  wie  etwa  beim  Lotto  zum  völligen 
Verbot  des  Genusses  benutzt  wird,  eben  doch  nur  als  solche  Bcsteucruugsform  auch 
bei  diesen  Regalien  zu  betrachten.  Auch  diese  Fragen,  soweit  sie  überhaupt  in  die 
Finanzwissenschaft  und  nicht  in  die  Verwaltungslehre  uud  Culturpolitik  gehören,  sind 
in  der  Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  zu  behandeln.  Das  Lottoregal  ist  wohl 
beizubehalten  oder  selbst  neu  einzuführen,  wo  es  noch  nicht  besteht,  aber  nicht 
auszuüben,  das  Pulver-  und  Salpeterregal  in  der  Kegel  aufzuheben,  da* 
Branntwein  regal  durch  eine  audere  Form  der  Verbrauchssteuer  zu  ersetzen. 

Sonach  entfällt  dann  eine  selbständige  finanz- 
wissenschaftliche Einnahmeart  derFinanzregalien 
und  damit  ein  besonderer  davon  handelnder  Abschnitt  in  der 
systematischen  Lehre  der  Finanzwissenschaft  von  den  ordentlichen 
Kinnahmen  wenigstens  jetzt  mit  Recht. 

Die  grundhcrrlicheii  Kegalien  sind  ohnedem  meist  beseitigt.  Soweit  Einnahmen 
unter  diesem  Titel  noch  vorkommen,  konneu  sie  in  den  bezüglichen  Abschnitten  von 
den  verwandten  privatwirthschaftlichon  Einnahmen  des  Staats,  mit  denen  sie  rechts- 
gcschichtlich  meistens  zusammenhangen,  kurz  erwähnt  werden.  Einzelne  Kegalein- 
nahuien  dieser  Art  haben  jetzt  einen  ganz  anderen  Character  erhalten  und  sind  theils 
in  die  Reihe  der  Gebühren  (so  beim  Bergwesen),  thcils  der  Genusssteuern  so 
bei  der  Jagdi  überjreganjrcn,  wo  sie  zu  erwähnen  sind.  Die  Einnahmen  aus  gewerb- 
lichen Rciralien  gehören  ferner  entweder  unt«r  die  Gebühren  in  denjenigen  Fällen, 
wo  mit  Gebühren  verbundene  Staatsthatiirkeilcu  unrichtiger  Weise  zu  Finanzrcgalien 
gemacht  worden  waren,  oder  unter  die  V  erbrauchs-  und  Genusssteuern.  Sie 
finden  danach  ihre  entsprechende  Stelle  im  System  der  Finanzwi&scnschaft. 

Es  verbleibt  dann  nur  eine  besondere  Einnahmeart,  welche 
zu  keiner  der  drei  Classen  der  privatwirthschaftlichen  Einnahmen, 
der  Gebühren  oder  der  reinen  Steuern  gezählt  werden  kann.  Sic 
ist  zwar  mit  den  Einnahmen  aus  Finanzregalien  verwandt,  aber 
gehört  doch  auch  dazu  nicht,  nicht  einmal  nach  dem  rechtsge- 
schiclitlichen  Begriff  der  eigentlichen  Regalien:  die  Einnahme 
aus  herrenlosem  Eigenthum,  erblosen  Gütern  u.  dgl.  m. 
Diese  Einnahme  gebührt  dem  Staate  nach  geschichtlichem 
und  positivem  Rechte  und  in  der  That  auch  rationell  als  dem 
Vertreter  der  Gesammtheit  iu  Ermangelung  eines  näherberechtigten 
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Einzelnen.  So  untergeordnet  sie  in  finanzieller  Hinsicht  auch  zu 
sein  pflegt,  so  verlangt  sie  doch  eine  selbständige  Stellung  im 
System  als  „Einnahme  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herrenlosem 
Eigenthum". 

Sie  wäre  streng  systematisch  da  ein/.oreilu  n,  wo  sonst  die  verwandten  Einnahmen 
aus  •rrundhcrrschaftlichcn  und  aus  Finanzreiralien  odi-r  Fiscalvorrechten  Überhaupt  be- 
handelt zu  werden  pflegten:  /wischen  den  privatwirthschaftlicheu  Einnahmen  und  den 
fiebuhren.  Sie  wird  von  mir  anhangsweise  im  Kapitel  von  den  Gebühren  behandelt. 
(Fin.  II,  §.  32« — 328).  Mit  den  Gebühren  und  Steuern  «rehßrt  diese  Einnahme 
übrisrens  zur  Gruppe  der  staatsw  irtlischa  ft  liehen  ,  da  sie  auf  einem  staats- 
rechtlichen Titel  beruht  und  aus  bisher  fremdem  Eigenthum  oder  Einkommen  hcrmlirf. 

III.  —  §.  212.  Die  Gliederung  der  Lehre  von  den  ordent- 
lichen Staatseinnahmen  ist  hiernach  die  folgende  dreifache: 

A.  Der  Privaterwerb  oder  die  privatwirthschaftlic he 
oder  domaniale  Einnahme,  die  von  Anderen  sogenannten  „Er- 
werbseinkünfte" des  Staats:  das  zweite  Kapitel  dieses 
dritten  Buchs  in  dieser  Auflage,  vollständig  noch  in  diesem 
ersten  Bande  der  Finanzwissenschaft  enthalten. 

B.  Die  G  e  b  ti  h  re  n  :  das  erste  Kapitel  des  zweiten 
Bandes. 

C.  Die  eigentlichen  Steuern,  deren  Behandlung  in  diesem 
Werke  in  einer  „allgemeinen  Steuerlehre  (Kap.  2  des  zweiten 
Bandes)  und  in  einer  „speciellen  Steuerlehre"  (im  Band  III  der 
Finanzwissenschaft)  erfolgt. 

5.  Abschnitt. 

Das  Verhill tniss  der  Hauptarten  der  ordentlichen  Einnahmen 

zu  einander. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  dieses  Verhältnisses  hängt  auf  das  Engste  mit 
der  allgemeinen  inneren  politischen  Geschichte  zusammen.  In  diesem 
Abschnitte  handelt  es  sich  nur  um  eine  generello  Uebersicht,  welche  nach 
einzelnen  Seiten  in  anderen  Theilen  dieses  Werks  weiter  auszuführen  ist.  S.  Uber  dio 
Entwicklung  des  Finanzdienstes  u.  Behördenwesens,  woiin  sich  die  Entwick- 
lung des  Verhältnisses  der  Einnahmen  zu  einander  abspiegelt,  oben  Abschn.  1  des 

4.  Kap.  des  1.  Buchs,  S.  188  ff.,  bes.  $.  *-6  ff.  Das  Wichtigste  bleibt  die  Entwicklung 
der  Besteuerung  und  die  Klarlegung  der  bedingenden  und  verursachenden  Momente 
dieses  Processcs.  S  darüber  Fin.  II,  den  Abschn.  Uber  „die  Besteuerung  in  ihrer 
Bezieh,  zur  Organisation  d.  Volkswirthsch. ,  sowie  zur  Eiarenth.-  u.  Erwcrbsordnung", 

5.  169  ff.,  ferner  „zur  inneren  Verfassung"  S.  H»5  ff.  u.  den  Absch.  über  die  „Grund- 
zösre  der  pcschichtl.  Entwicklung:  des  Steuersystems  und  der  Stcuerarten"  S.  3-7  fT. 
Ich  beziehe  mich  ausserdem  auf  meine  Abb.  „directe  Steuern''  in  Schon  berg 's  Hand- 
buch II,  157  ff.  Die  Literatur  des  Gegenstands  ebendas.  u.  bes.  in  Fin.  II,  1  Iii  u. 
oben  S.  54.  Vgl.  u.  A.  Lang,  bist.  Entwickl.  d.  D.  Steuerverf.,  1793,  Hüll  mann, 
Finanzgesch.  d.  Mittelalters,  Jlsc,  üesch.  d.  D.  StcuerFerfass.,  1.  Abth.  Giessen,  1844. 
Eichhorn,  Rechtsgosch.  §.  24.  SS,  171.  Zöpfl.  I).  Ki-chtsgesch.  4.  Aufl.  II,  §.  40, 
00,  75.  —  (i.  Waitz,  D.  Verfassungsgesch.  die  betreff*.  Kapitel.  —  Falke.  Gesch. 
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d.  D.  Zollwcscns,  Leip/is?  1^*4.  —  Gneist.  engl.  Verwaltnntrstvclit,  2.  A.  I.  S.  2S, 
§.  12  S.  1S2  ff,  §.  13  u.  a.  Stellen.  —  Zeutner.  Stadtcsteuern,  1878.  —  Schm  oller, 
Epochen  d.  preuss.  Fin.po'.  Jahrb.  Nene  Fuljre  B  I.  ilS77).  —  Roscher.  Gesch.  d. 
Nat.-Oek.  §.  39,  S.  15S  II.  -  Hau,  Fiu.  §.  89,  93. 

].  —  §.  213.  Character  des  älteren  Finanzwesens, 
besonders  der  Einnahmen.  Das  Finanzwesen  des  mittel- 
alterlichen Patrimonialstaats  und  noch  des  Staats  in  der  Ueber 
gangszeit  zum  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhundert 
an  bis  in  das  17.  und  theilweise  selbst  noch  bis  in  das  18.  und 
19.  hinein,  characterisirt  sich  durch  dieselbe  Vermischung 
privat-  und  staatsrechtlicher  Momente,  welche  der 
früheren  Zeit  Uberhaupt  eigen  war. 

Die  Ausgaben  für  den  König  oder  den  Fürsten  und  seinen 
Hof  und  für  öffentliche  Zwecke,  soweit  letztere  Uberhaupt 
unter  Vermittlung  einer  besonderen  finanzwirthschaftlichen  Thätig- 
keit  und  nicht  gleich  direct  durch  Requisition  persönlicher  Dienste 
verwirklicht  wurden,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmung 
des  Fürsten.  Die  Einnahme  zur  Bestreitung  dies  Ausgaben,  das 
Besitzthum,  insbesondere  der  Grundbesitz,  aus  welchem  die  Ein- 
nahmen zum  Theil  flössen,  bildeten  als  fürstliches  Einkommen  ein 
ungetrenntes  Ganzes,  welches  regelmässig  wie  ein  Privat- 
einkommen und  Privatvermögen  angesehen  wurde  und  wie  ein 
solches  zur  Verfügung  des  Fürsten  stand. 

Gleichwohl  lässt  sich  dieses  Einkommen  nach  seinen  öko- 
nomischen Quellen  und  mitsammt  dem  fürstlichen  Vermögen 
nach  seinem  rechtlichen  Character  unterscheiden.  Das  Ein- 
kommen wie  das  Vermögen  haben  immer  Bestandteile  in  sich 
enthalten,  welche  als  öffentlich-rechtlicher  Natur  anzusehen 
sind,  weil  sie  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  zustanden.  Das  Einkommen  zeigt  ferner 
immer  eine  Vereinigung  der  drei  finanz wissenschaft- 
lichen Hauptarten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der 
privatwirthschaftlichen,  derGebühren  und  der  eigent- 
lichen Steuern.  Die  Gebühren  erscheinen  theils  unmittelbar 
als  solche,  theils  mit  in  der  Form  von  Steuern  in  Verbindung  mit 
nutzbaren  Kegalien.  Die  Steuern  zeigen  die  beiden  typischen 
Grundformen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  wie  Zölle, 
Marktgelder,  Abgaben  von  Gewerben,  —  mitunter  in  Verbin- 
dung mit  gebührenartigen  Einnahmen,  wie  z.  B.  bei  den  Markt- 
geldern, Wegezöllen  —  und  der  directen  Personal-,  Ertrags-, 
(Grund  )  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 
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Vielerlei  persönliche  Verpflichtungen,  /um  Kriegsdienst  (mit  eigener 
Waffeostellung,  Unterhaltung),  zu  anderen  Dienstleistungen  (Fuhren.  Spanndienste 
Ii.  dgl.  m.).  entsprechen  dem  älteren  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der  Volkswirt- 
schaft. Sie  bot  reifen  nicht  uninittelhar  das  mittelalterliche  Finanzwesen.  Aber  da 
sie  später  im  geldwirthschaftlichen  Zustande  durch  andere  Formen  der  Beschaffung 
der  Arbeitskralte  für  öffentliche  Zwecke  (§.  1)  ersetzt  werden,  worauf  dann  die  Ein- 
nahinewirthschaft  des  Finanzwesens  sich  entsprechend  entwickeln  inusste.  dürfen  sie 
hier  nicht  unerwähnt  bleiben.  Eine  besondere,  dem  modernen  Staat  meist  fehlende 
Hinnahme  waren  namentlich  in  früherer  Zeit  die  freiwilligen  Gaben  ^Geschenke, 
ilona)  an  den  Fürsten.  Sie  dürfen,  wenn  auch  nicht  auf  dem  Rechtszwang  bemhend. 
doch  zur  ordentlichen  Einnahme  gerechnet  werden .  weil  sie  ziemlich  regelmässig, 
der  Sitte  gemäss,  eingehen. 

In  allen  die>en  Verhaltnissen  besteht  von  der  fränkischen  Zeit  an  in  Mittel-  und 
Westeuropa  eine  Gleichartigkeit  der  Gestaltung  und  Entwicklung  wenigstens 
i»  den  Grundzügen  des  Finanzwesens  und  speciell  der  Einnahmewirthschaft.  Nur 
dass  in  Deutschland  definitiv  ursprungliche  Einnahmen.  Besit/thümer  und  finanzielle 
Kechtc  des  deutschen  Königs  und  des  Reichs  an  die  selbständig  werdenden  Terri- 
torialherren tibergehen,  während  sie  in  Frankreich  und  England  der  Krone  oder 
dem  König  verbleiben  oder  wieder  von  ihnen  erlangt  werden,  mit  Ausnahme  freilich 
«  ines  grossen  Theils  der  alten  Kronläudereien.  die  uberall  durch  Verscheiikung.  durch 
das  Lehenswesen  u.  s.  w.  endgiltig  in  Privathände.  vornehmlich  der  ehemaligen  Grossen, 
des  Adels,  der  Kirche  gelangen. 

Theilt  man  die  Einnahmen  nach  dem  finanzwissenschaftlichen 
Character  in  der  angegebenen  Weise,  so  läset  sich  die  Regel  auf- 
stellen, dass  je  weiter  man  in  die  Geschichte  der  Vorläufer  der 
heutigen  europäischen  Staatsbildungen  in  das  Mittelalter  zurückgeht, 
desto  mehr  die  pri  vatwirthschaftlichen  und  in  zweiter  Linie 
die  gebührenartigen  Einnahmen  Uberwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  auch  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Gleich- 
artigkeit. Die  regelmässige  Besteuerung  gewinnt  erst  in 
der  neueren  und  neuesten  Zeit  immer  allgemeiner  den  Vorrang. 

Von  früh  an  finden  sich  sehr  allgemein  Zölle,  d.  h.  regelmässige  Passage- 
Transit-)  oder  Wegzölle  für  den  Transit  der  Waaren  an  bestimmten  Stellen. 
Einzelne  andere  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  Getränkesteuern  filier, 
Wein),  Marktabgaben  an  den  Thoren  bilden  sich  im  städtischen  Finanzwesen  früher 
aus,  werden  aber  von  Anfang  an  und  später  mehr  mit  für  landesherrliche  Rechnung 
erhoben.  In  Form  von  Finanzregalien  und  Monopolen,  dann  von  allgemeinen 
Accisen  werden  sie  seit  dem  Schluss  des  Mittelalters,  besonders  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert im  Staats-  und  Territorialfinanzwesen  wichtiger. 

Am  Wenigsten  ausgebildet  blieb  regelmässig  lange  das  direote  Steuerwesen 
und  wieder  besonders  die  Personal-  und  Einkommensteuern,  während  allgemeine  Ver- 
mögens-, Real-,  namentlich  Grund-,  Gebäude-  (Heerd-)  steuern,  früher  vor- 
kommen. Die  älteren  Abgaben  dieser  Art  sind  übrigens  vielfach  nicht  öffentlich- 
rechtliche  Steuern,  sondern  pri vatrech  tl i «  h  e  oder  lehens-  und  dienstrecht- 
liche Abgaben  des  Grundbesitzers  und  der  Personen.  Im  früheren  Mittelalter 
hinderte  schon  die  Auffassun g  der  persönlichen  Freiheit  die  Entwicklung  des 
directen  Steuerwesens,  später  that  dies  die  erforderliche  ständische  Z  u  s  t  i  m  m  u  n  g. 
welche  sich  bei  diesem  Zweige  der  Steuern  uberall  am  Wirksamsten  zeigte.  So  blieb 
besonders  die  dircete  Besteuerung  bis  in  die  Neu/eit  hinein  und  selbst  noch  in 
dor  Theorie  der  deutschen  Cameralisten  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  untergeord- 
nete und  mehr  nur  eine  Ausnahme  bildende  Einnahmequelle,  auf  die  in  grösse- 
rem Umfange  nur  in  besonderen  Fällen  für  Staats-  oder  früher  für  königliche 
oder  fürstliche  Zwecke  zurück  gegriffen  wurde.  S.  Fin.  II.  §.  140  ff.  und  oben  §.  87 
-90.  auch  91  u.  §  23  u.  2  h. 
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Die  ei«ynthiimliehe  Gestaltim-r  mul  verhält  nissmiissi  ir  grosse  Ausdeh- 
n  «t  li  fr,  welche  das  Geb  u  hre  m wegen  im  mittelalterlichen  Staat  einnahm,  ist  beson- 
ders bemerkenswert!!.  Das  Prinein  ?ou  Leistung  und  Gegenleistung  war  in  diesen 
..S  pe  c  i  a  i  st  e  u  cm"  im  unausirebildcteii  Staate  mehr  vertreten,  als  jetzt  im  entwickelten 
Staat,  dein  die  G e ne r a I steuern  eigen  sind:  ein  Fingerzeig,  dass  die  allgemeiner- 
Kinfnhrn nir  der  ersteren  ein  wesentlicher  Rucksehritt  im  modernen  Staat  wäre. 
Vgl.  Fin.  II  §.  2S1.  b<s.  S.  12  ff.  „zur  Gesehiclite  des  Gebuhrenwesens". 

II.  —  §.  214.  Geschichtliche  und  staatsrechtliche 
Stellung  des  älteren  Domaniums. 

S.  oben  §.  87— M),  bes.  S.  198.  wohin  in  dieser  3.  Aufl.  Einiges  gestellt  ist, 
das  in  der  2.  Aufl.  (§.  151  ü.)  in  diesem  Abschnitte  gegeben  wunle.  S.  auch  Hau 
4§.  8VI  fl.,  bes.  die  Noten.  H  ulimann,  («'schichte  der  Doinäiionbeiiutzung  in  Deutsch- 
Lind.  1  ^07.  v.  Kottee.  k  in  dessen  und  W  eickers  Staatslexikon,  IV.  löU. 
v.  Treitsehke,  Art.  Domänen  in  Bluntschli's  Slaatswürterb.  III.  H>2.  Rose  her. 
Grundriß  §.  4«.  Zacharia,  Staatsrecht  II,  Kap.  7,  Tit  2.  Georg  Meyer,  D. 
Staatsrecht  §.  IM.  202.  Ii i* h  lau.  Fiscus.  landesherrl.  u.  Landcsvermüg.  in  Meckl. 
Schwerin,  Rost.  1S77.  Bergius.  Grundsätze  der  Finanzw.  S.  161.  Stein.  Fin.. 
2.  A.,  S.  147.  Uebcr  Kurland  s.  (in  ei  st.  engl.  Verwaltnngsrecht.  2.  A..  bes.  I.. 
128.  103.  HM),  401».  II.  940,  1151,  Vocke.  brit.  Steu.  S.  128:  über  Franknirh. 
Hock.  Fin.  Frankreichs  S.  209;  über  Pnussen  (17.  u.  18.  Jahrh.)  Riedel,  braud. 
preuss.  Staatshaushalt  passim.  neue  Zeit  Renne,  Domän.-,  Forstwesen  u.  s.  w.  d«-s 
preuss.  Staats  1854.  der».,  Staafcr.  Preuss..  3.  A.  II,  S.  587  ff. :  über  Bai  er  n. 
Pozl.  bair.  Verwjiltuusrsreeht  §.  229  11'.;  über  Baden,  Regenauer.  §.  192  fl. ; 
aber  Nordamerika.  Hock.  Fin.  Amerika's  S.  225.  Vgl.  auch  Czr-rniu.  uäterr. 
Budget.  II,  477.    (Vergleich,).    Dann  oben  §.  175  über  Civillistcn. 

A.  Gestaltung  im  Allgemeinen.  Die  Grundlage  und 
den  Haupttheil  der  privatwirtbschaftlichen  Einnahmen  bildete 
von  jeher  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche 
Grundbesitz  der  Krone  oder  des  Fürsten.  Er  umfasste  vor 
nemlich  FeldgUter  (die  späteren  Kamme rgüter  im  engeren 
Sinne),  Gewerksvorrichtungcn,  Waldungen. 

Ursprünglich  war  dieser  Grundbesitz  in  den  germanisch- 
romanischen Reichen  des  frühen  Mittelalters  sehr 
bedeutend.  Er  rührte  aus  Vorbehalten  von  der  Landverthcilung 
bei  der  ersten  Ansiedlung  und  Eroberung,  auf  dem  Boden  des  alten 
römischen  Reichs  aus  Confiscationen  und  Ucbernahme  romischen 
Staatsguts  her.  Die  Geschlechter,  welche  zur  Fürsten-  oder  Königs- 
würde  kamen,  waren  in  der  Regel  grosse  Grundbesitzer,  deren 
Güter  mit  dem  eigentlichen  Staatsgut,  bez.  mit  dem  Gute  der  alten 
(ausgestorbenen  oder  vertriebenen)  Dynastie  zu  einer  Einheit  ver- 
schmolzen. 

Waitz  II,  015  IT.  (merov.  Zeit).  Weiden  und  Walder  fast  in  allen  Theilen  des 
trank.  Reif  Iis  im  Besitz  des  Königs,  z.  Th.  wohl  nur.  weil  unbebautes  Land  ihm  zu- 
geschrieben wurde.  Grosse  Widder  waren  bes.  zur  Jatrd  (als  ,. Forste")  im  Besitz  des 
Königs.  Grosse  Masse  von  fürstlichen  Landereien  im  Mittelalter.  Ver/eirh- 
niss  von  12!)  kaiserlichen  Villen  der  Karolinger  bei  Hiillmann.  Finanzgesch.  8.  Iii  ff. 
Unter  den  Königen  von  Kurland  aus  dem  sächsischen  Stamme,  namentlich  unfi-r 
Eduard  dem  Bekenner  (1912—05)  befanden  sich  1422  Landfilter  (manors).  die  zum 
Theil  von  der  saehsischen  Kömgsfatiiilie  herstammten,  nebst  OS  Forsten  und  781  Parks. 
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iiikI  bis  auf  Heinrich  II.  bcwirtheten  die  Könige  alljährlich  an  den  grossen  Festen 
die  Barone  und  ihr  Gefolge  aufs  Reichlichste.  (Nach  Kau:  Sinclair,  History  of  the 
public  rerenue.  I,  20.  27.  Gncist.  engl.  Verwaltungsr.  I.  2S,  39.)  Ueber  das  Alter- 
ihum  s.  o.  §.  86.  Ueber  die  alt  römischen  Domänen  bes.  Marquardt,  rflm. 
Staatsverwalt.    II.  147,  152,  17G,  23»— 257. 

Im  früheren  naturalwirthschaftlichen  Zustande  dienten  diese  Guter  t  heil  weise  un- 
mittelbar zur  Unterhaltung  des  Hofs  und  des  k.  Hauses.  Die  vielfachen  Reisen  und 
HeerzUge  des  Fürsten  Grabe u  dazu  in  allen  Landestheilen  Gelegenheit  und  setzten  das 
Vorhandensein  solcher  Guter  eigentlich  voraus.  Die  tfaturaleinktinfte  derselben  bei 
Selbstverwaltung  durch  k.  Beamten  lieferten  auch  zugleich  mit  die  Mittel  für  die  Be- 
streitung der  Regieruiigsausgabeu,  soweit  von  solchen  gesprochen  werden  kann. 

Mehr  und  mehr  aber  ist  der  Bestand  des  ursprüng- 
lichen Domanium8,  besonders  der  Besitz  eigentlicher  Feld- 
güter, Uberall  im  Lauf  der  Geschichte  vermindert 
worden,  in  manchen  Ländern  so  sehr,  dass  davon  auf  die  Gegen- 
wart nur  wenig  gelangt  ist.  Die  allgemeinen  Ursachen 
dieser  Erscheinung,  welche  nach  Zeitaltern  und  Ländern  ver- 
schieden stark  einwirkten  und  sich  verschiedenartig  untereinander 
und  mit  anderen  speziellen  Ursachen  verbanden,  sind  die  folgenden. 

1.  Einmal  erfolgten,  besonders  in  früherer  Zeit,  sehr  um- 
fassende Landverschenkungen  Seitens  des  Uber  das  Gut 
wie  Uber  ein  Privatvermögen  verfügenden  Herrsehers. 

So  an  Familienangehörige,  Grosse,  Günstlinge,  Kirchen  u.  s.  w.  zur  Ausstattung, 
zur  Belohnung  von  Verdiensten .  zur  Erlangung  von  Gegendiensten .  Unterstützung  in 
politischen  Verhältnissen  u.  s.  w.  Selbst  wo  nicht  sofort  eine  Vergebung  zu  Eigen- 
thum, sondern  zu  preeärem  Besitz,  als  Bcnefieium  oder  zu  Lehen  stattfindet, 
ist  meistens  später  eine  vollständige  Ausscheidung  dieses  Guts  aus  dem  Staats-  oder 
Krongut  per  las  et  nefas  eingetreten. 

2.  Sodann  hat  bei  solchem  Gut  wie  bei  anderem  Grundbesitz 
eüie  Vergebung  an  kleinere  bäuerliche  Landwirthe 
zur  Bebauung,  gegen  Naturalabgaben  von  dem  so  erhaltenen  Lande 
und  gegen  die  Uebernahme  von  Diensten  auf  dem  Hofgute,  statt- 
gefunden. 

Daraus  entwickelten  sich  die  dinglichen  Gerech  tsame  des  Hofguts  gegen- 
über diesen  Ländereien.  Die  von  vorneherein  gewährten  oder  später  nach  Sitte  und 
Recht  sich  ausbildenden  Erbpacht  Verhältnisse  und  schliesslich  die  Beseitigung 
der  Dienstpflichten  und  Abgaben  und  des  Erbpacht-Kanons  mittelst 
Ablösungen  oder  sonst  wie  haben  dann  den  Domänenbesitz  wie  den  sonstigen 
herrschaftlichen  Grundbesitz  vermindert. 

3.  Mit  Grundbesitz  aus  dem  fürstlichen  oder  Staatsgut  wurden 
ursprünglich  vielfach  gewisse,  namentlich  höhere  Aemter 
dotirt,  —  also  wesentlich  ein  System  der  Naturalbesoldung. 
Mit  der  Erblichkeit  dieser  Aemter  ging  der  Grundbesitz  an  die 
vornehmen  Familien  Uber  und  ist  meistens  im  Lauf  der  Zeit  mit 
dem  Eigengut  und  mit  anderem  Lehensgut  derselben  zu  einer 
neuen  Einheit  mehr  oder  weniger  un unterscheidbar 
verschmolzen. 

A.  Wagner,  Finin/Mis^n*  huft.   1.   3.  Aufl.  33 
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Wurden  und  blieben  solche  Familien  Dynastiecii  und  Territoii;dherren .  so  ist 
zwar  dieses  gesainmte  Gut  oder  ein  Theil  davon  später  öfters  wieder  seinem  ursprüng- 
lichen öffentlichen  Zweck  zurückgegeben  worden.  Aber  bisweilen  verblieb  es  auch 
der  neuen  Dynastie.  Erhoben  sieh  diese  Familien  uieht  zur  eigentlichen  Landeslnrr- 
schaft  oder  verloren  sie  dieselbe  wieder,  so  haben  sie  das  (Jut  öfters  cndgiltig  als  ihr 
Privatvermögen  behalten,  wie  z.  B.  die.  mediatisirten  weltlieben  Fürsten  in  Deutschland 
noeh  zu  Anfang  dieses  .lahrhunderts. 

4.  In  neuerer  Zeit  ist  auf  eine  Scheidung  des  Hof-  und  des 
Staatshaushalts  hingearbeitet  worden,  als  sich  die  moderne 
Staatsauffassung  von  der  patrimoni al en  loslöste.  In  dem 
seinem  verschiedenen  rechtlichen  Ursprung  nach  schwer  zu  schei- 
denden Domanium  befand  sich  jedenfalls  öfters  altes,  eigentlich 
öffentlich  rechtliches  Besitzthum,  das  an  der  Krone  oder 
Landeshoheit,  bez.  an  der  fürstlichen  (lewalt,  als  der 
Vertreterin  der  Rechte  des  staatlichen  Gemeinwesens  als  solchen, 
haftete.  Bei  den  Vertrags  massig  oder  durch  Octroyrung 
erfolgenden  Auseinandersetzungen  Uber  dieses  Domanium 
und  über  etwaige  Civil  listen  (§.  175)  wurde  dann  aber  mitunter 
wohl  das  ganze  Domanium  oder  ein  Theil  desselben  der  Dy- 
nastie als  Patrimonialgut  zugesprochen.  Dadurch  ist  aber- 
mals der  Bestand  des  alten  Domaniums  vermindert  worden. 

5.  Endlich  kamen  schon  langer,  z.  B.  in  England  im  16.  und 
17.  Jahrhundert,  und  fast  überall  neuerdings  (selbst  in  deutschen 
»Staaten,  wie  Preussen)  Verkäufe  von  Domänenland  vor. 

Vielfach  haben  freilich  Überall  und  zu  allen  Zcitcu,  wenn  auch  in  sehr  ver- 
schiedenen Formen  und  in  verschiedenem  Umfange,  wieder  Vermehrungen  de* 
Domaniums  stattgefunden.  Frühcrhiu  durch  Einziehung  vou  Schenkungen,  Verfall  von 
Lehen,  Vcrmögenseontiscationen.  welche  ehedem  oft  eiue  grosso  (Quelle  der  Einnahme 
überhaupt  bildeten,  u.  s.  w.,  (s.  z.  B.  f.  d.  meroving.  Zeit  im  frank  Itcich,  Waitz  II, 
593  ff.),  später  dureb  die  Säcul  arisationen  des  geistlichen  Guts,  durch  Ver- 
einigung des  fürstlich  en  Haustruts  mit  dem  Staatsgut  — ,  also  der  umgekehrte 
Fall  wie  die  beiden  vorhin  erwähnten  ,  gelegentlich  immer  durch  Ankäufe. 
Aber  im  Ganzen  haben  diese  Vermehrungen  des  Domaniums  nicht  die  Verminderungen 
aufgewogen. 

Das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Entwicklung  ist  in 
unseren  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  ein  verhältniss- 
mässig  doch  nur  kleiner  werbender  Grundbesitz  in 
Händen  des  Staats,  am  Meisten  noch  Wald  besitz.  M.  a.  W. 
das  eigentlich  private  Grundeigenthum  der  Privatwirt- 
schaften hat  mehr  und  mehr  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden  umfasst  und  öffentliches  („gesellschaftliches")  Eigenthum 
daran  verdrängt.  Für  die  Finanzen  ist  diese  Entwicklung  mit 
der  Nothwendigkeit  verbunden,  auch  abgesehen  von  dem  viel 
grösseren  Staatsbedarf,  jetzt  mehr  als  früher  auf  Steuereinnahmen 
bedacht  zu  sein. 
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W'a^ncr.  Grundleg.  Abth.  I.  Kap.  4.  Samtor,  gcsellsch.  u.  Privateigenthum, 
Lpz.  1877.  —  Man  erkennt  hier  leicht  den  Einfluss  eines  Kechtsinstitots  wie  das  pri- 
vate Grundeigentum  ond  wie  der  prirate  Rentenbezug  davon  auf  das  Finanzwesen  a. 
auch  in  dieser  Hinsicht  wieder  anf  die  Vertheilung  d«  s  Volkseinkomuions:  indem  die 
Rente,  die  sonst  der  Staat  beziehen  könnte,  ihm  entgeht,  muss  die  Bevölkerung  au-  Ii 
mehr  allgemeine  Steuern  zahlen,  lieber  dir  Bedcutun»  ilies.s  Moments  für  die  Ent- 
wicklung der  Besteuerung  s.  Fin.  II,  §.  342  ff.,  851. 

§.  215.  —  B.  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse 
des  älteren  Domaniums  speciell  in  Deutschland.  Der 
eigentümlichen  politischen  Entwicklung  Deutschlands  ist  es  zu 
verdanken,  dass  sich  hier  in  höherem  Grade  als  sonst  ein  be- 
deutendes Domanialvermögen ,  nicht  bloss  Forsten ,  sondern 
meistens  auch  Feldgtltcr  u.  A.  m.  im  Besitze  der  deutschen  Staaten 
erhalten  hat.  Die  Finanzwirthschaft  der  letzteren,  zumal  der 
Kleinstaaten,  doch  auch  der  Mittelstaaten  und  selbst  Preussens, 
hat  in  Folge  dessen  noch  heute  mehr  als  diejenige  der  meisten 
anderen  europäischen  Staaten  von  dem  älteren  domanialwirth- 
schaftlichen  Character  Etwas  beibehalten.  Jene  politische  Ent- 
wicklung Deutschlands  ist  aber  auch  die  Ursache,  dass  hier  die 
Rechtsverhältnisse  des  Domaniums  sich  ganz  besonders  complicirt 
haben  und  zum  Theil  noch  gegenwärtig  von  denjenigen  in  anderen 
Staaten  abweichen. 

Kau  (§.  90,  91)  hat  dieses  im  Wesentlichen  in  folgender  Weise  vortrefflich 
dargelegt: 

In  mehreren  deutschen  Staaten  haben  sich  aus  alter  Zeit  her  Liegenschaften 
erhalten,  deren  Eigcnthuui  dem  fürstlichen  Hause  zusteht,  deren  Rein- 
ertrag jedoch  fortdauernd  dem  Staatsrechte  dieser  Länder  gemäss  zur  Bestreitung 
von  Staatsausgaben  verwendet  wird.  Solche  fürstliche  Haus-  oder  Stamm- 
güter,  die  sich  durch  die  für  sie  geltenden  Rechtssätze  von  dem  reinen  Privat- 
vermögen des  Karsten  oder  seines  Hauses  unterscheiden,  wurden  eben  so  wie  die 
eigentlichen  Staatsguter  Domänen,  oder  nach  dem  älteren  deutschen  Ausdruck 
Kammerguter  genannt.  Der  Begriff.,  Domänen"  enthält  also  hier  die  den  beiden 
Arten  von  (intern  gemeinschaftlichen  Merkmale  der  Unbeweu  liebkeit  und  «1er  Wid- 
mung des  Ertrages  für  öffentliche  Zwecke.  Nach  dem  Eigenthums- 
verhältniss  aber  zerfallen  diese  Güter  in  Staats-  und  Haus-Domänen.  Diese 
Unterscheidung  wurde  jedoch  frtlberhin  meistens  nicht  streng  festgehalten.  Die 
Kammergüter  der  deutschen  Kaiser  waren,  dem  Wesen  eines  Waldreiches 
gemäss,  Staatsgüter,  die  bei  dem  öftern  liebergange  der  Kaiserwürde  von  oinem  Hause 
zum  andern  sich  nach  und  nach  verloren  und  in  die  Hände  der  Reichsfürsten  gelangten. 
Die  Tafelguter  der  geistlichen  Fürsten  und  die  Besitzungen  der 
Reichsstädte  gaben  jedoch  fortwährend  das  Beispiel  unverkennbarer  Staatsgüter, 
wenn  auch  für  erstere  mitunter  der  Character  von  Kirchenvermögen  behauptet  wurde. 
Die  Kammergüter  der  weltlichen  Fürsten  dagegen  hatten  keinen  gleichförmigen 
Ursprung.  Anfänglich  waren  es  Privatgüter  (Allode),  welche  in  den  sich  empor- 
hebenden Familien  durch  Kauf,  Erbschaften ,  Heirathen ,  Schenkungen  u.  s.  w.  sich 
allmälig  vennehrten.  Als  aus  solchen  reichen  Grundeigentümern  mit  der  Zeit  kaiser  - 
liche Beamte,  Lehenträger  und  endlich  Landesherren  wurden,  diente  der  Ertrag 
jener  Güter  nicht  bloss  zum  Unterhalt  dieser  fürstlichen  Geschlechter,  sondern  auch 
zur  Bestreitung  von  Regie rungskosten.  Später  trat  mancherlei  Zuwachs 
aus  Reichslehen,  aus  kaiserlichen  Staatsgütern,  nach  der  Reformation  auch 
aus  aufgehobenen  geistlichen  Stiftern  (Klöstern.  Ordenscommendcn  u.  s.  w.) 
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.in.  ähulich  wieder  in  der  politisch  bewerten  Zeit  zu  Anfang  dieses  Jahrhundert» 
in  Folev  des  Reichsdeputationshauptschlusscs.  So  wurde  z.  11.  in  Würtemberg  noch 
1  SOG  das  evangelische  Kircheiigut  des  Krblandes  im  Betrage  von  etwa  10  Mill.  1 
dein  Kammergute  einverleibt.  Auch  in  der  Markgrafschaft  Bad e n-D arlach  ist  das 
evangelisch«;  allgemein«:  Kirchenvermög«*n  zu  d.-in  Kammergute  gezogen  worden.  In 
l'r.-ussrn  erfolgte  die  Einziehung  aller  gcistl.  (iüt.-r  und  den  n  Erklärung  zu  Staats- 
gütern durch  Edict.  v.  M.  Oct.  1 910.  (Achnlich  wurde  in  Frankreich  im  Anfang- 
•ler  ersten  Revolution,  in  Spanien  1835  und  später,  nach  Rückgängigmachung  d-r 
Massrcgel,  von  Neuem,  in  Russland,  dann  in  neuester  Zeit  in  Italieu  das  Kirchm- 
irut  von  der  Staatsgewalt  in  Besitz  genommen,  hierauf  die  Veräusserung  in  grosserem 
Umfange  durchgeführt).  Ferner  fand  in  den  deutschen  Staaten  eine  Vcnn.-hrunir  d>» 
Domanialbesitzes  aus  den  Domänen  der  neu  erworbenen  Landesthcilc.  also 
aus  staatsrechtlichen  Veranlassungen,  statt  Bei  diesem  verschiedeuartilr.n 
Ursprung  der  Kammergüter  ist  der  Streit  und  die  Unbestimmtheit  der  Meinungen 
über  die  rechtliche  Natur  derselben  leicht  zu  erklären. 

Das  auf  die  angegebne  mehrfache  Weise  allinälig  entstandene  Domaniutn 
oder  Kammergut  der  deutschen  Landesgebiete  wurde  nun,  «dvnsowcnis 
wie.  in  den  anderen  europäischen  Ländern,  nicht  nach  der  Art  des  Ursprunges 
in  Haus-  und  Staatsgut  gethcilt,  sondern  als  eine  einzige  Masse  behand.lt 
und  nur  von  denjenigen  Besitzungen  getrennt  gehalten,  die  der  Fürst  w i e  ein  Privat- 
mann besass,  den  sog.  Chatoulgütern.  Letzter*'  unterließen  gewöhnlich  d.-r 
I^andcsbesteucrung  und  den  Bestimmunsren  des  bürgerlichen  Rechts,  auch  des  allire- 
meinen  Erbrechts,  vorbehaltlich  etwaiger  Abweichungen  in  den  Normen  der  forst- 
lichen ..Hausgesetzc".  (In  Preusson  trehört  dahin  d.  Kön.  Haustidcicommiss,  das 
prin/1.  Fam.fideicommiss;  Aehnliches  im  K.  Sachsen,  W'ürtcmlO.  Für  dasKainmr- 
gutgalt  dagegen,  wie  oben  schon  zu  erwähnen  war  (S.  H»>)  in  Deutschland  allg.m<  in 
der  staatsrechtliche  Grundsatz,  dass  der  Er  trau  des  Kamm  ergutes  (meist 
mit  Eins chluss  der  Regalien)  f u r  S.taa tsz wecke  und  zwar  zunächst 
für  die  Hofstaats-,  sodann  aber  auch  für  R egierungsausgaben  ver- 
wendet werden  müsse  und  dass  Steuern  erst,  dann  zulässig  seien, 
wenn  erwiesener  Maassen  jene  Einkünfte  nicht  zureichen.  Durch 
Landes-  oder  Hausgesetzc  oder  Uebereinkunft  mit  den  Landständen  ward  meistens 
ausdrücklich  festgesetzt,  dass  dies  gcsatnint«:  Katnmergut  unzertrennlich 
beisammen  bleiben,  nicht  veräussert  oder  belastet  werden  solle 
(ausser  unter  irrwissen  Bedingungen)  und  sich  nach  der  Erstgeburt  im 
M an u e sstam m e ,  also  zugleich  mit  der  Fürstenwürde.  vererbe.  Das- 
selbe unterlag  nicht  den  gemeinrechtlichen  V.rjährungsregeln  und  trusr  keine  Steuern. 
Die  Landstände  durften  seiner  unbefuirten  Veränsserunir  widersprechen,  auch  wurden 
mit  ihnen  Vereinbarungen  getroffen ,  wenn  aus  Landesmitteln  «  in  Zuschuss  zu  dem 
Bedarf  der  Hofhaltung  geleistet  oder  bei  einem  reichlichen  Domänenertrairc  ein  Theil 
desselben  zu  anderen  Staatsausgaben  bestimmt  werden  sollte  {§.  98\  Das  Kamm er- 
irut  war  folglich  in  vielen  Hinsichten  dem  wahren  «der  eigentlichen 
Staatsgute  ähnlich,  wenn  ■  tri  eich  nicht  als  solches  anerkanut 
war.  Aus  diesen  Verhältnissen  des  deutschen  Kammerguts  erklärt  es  sich,  dass  bei 
den  M.-diatisirungen  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  bisher  reichsunmittelbaren  Terri 
torialhcrren  als  nunmerige  so»-.  Standesherren  die  Domänen  als  Kiirenthum  für  sieh 
behalten  durften,  während  die  anderen  Staatseinkünfte  auf  die  Staatskasse  der  Länder 
ubersrinjren.  denen  die  Standesherren  jetzt  angehörten.  Die  Schulden  wurden  nach  dem 
Verhältniss  beider  Theile  des  bisherigen  Einkommens  getheilt.  Bei  der  Einverleiben.; 
Hannov.  r's,  Kurhessen's,  Nassau' s  u.  8.  w.  in  Prcussen  186fi  sind  da- 
gegen die  Domänen  mit  dem  preuss.  Staatsgütern  vereinigt  worden.  Vgl.  sonst  für 
die  älteren  Rechtsverhältnisse  u.  Auffassungen  v.  Seckendorf,  T.  Fürstenstaat, 
(worüber  oben  S.  Hi).  Pütter,  Institutiones  juris  publ.  §.  254.  Zachariä, 
Staatsrecht  2.  A.  §.  208,  v.  Rönne.  Das  Domänen-,  Forst-  und  Jagdwesen  des 
preuss.  Staats.  1s.">4,  S.  2  ff.  —  Mehrfach  ist  über  die  ältere  u.  neuere  Rechts«]nalität 
des  Kammerguts  u.  über  die  auf  dessen  Erträgen  ruhenden  Vrerpfliehtuntren  auch 
neuerdings  noch  bei  (telegenheit  der  „Domäneustreitigkeiten"  in  deutschen  Staaten, 
be9.  in  Kleinstaaten  literarisch  discutirt  worden.  Vgl.  bes.  die  Literatur  über  den 
Meininger  Domänenstreit:  l'eber  die  Doniänenfragc  im  H.  S.  Meiningen.  184". 
Vollen,     Die    Entstehung    und    die    rechtliche    Natur   de*,  KammerreiiD^eos 
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in  D.,  1857.  Zachariä,  Uobcr  das  rechtliche  Verhältnis*  des  furstl.  Kamnier- 
guts  insbesondere  ito  Herzogtbum  S.  Mciningeu.  Gött.  1861.  Keyscher,  Die  Hechte 
des  Staats  an  den  Domänen  und  Kammergütern,  Leipzig  1863  (gegen  Zachariä  und 
für  die  öffentliche  Natur  des  Kamtnergutes).  Zöpfl,  Bemerkungen  zu  Rcyschcr, 
1861.  Zachariä,  Das  EiRcnthumsrccht  am  d.  Kainmcrgut.  Gegen  A.  L.  Keyscher. 
1864.  Key  seh  er,  der  Rechtsstreit  über  das  Eigcnthuui  an  den  Domänen.  1865. 
Heinze.  Dom.frage  iu  S.  Mein..  Tttli.  Ztschr.  B.  19,  S.  212. 

Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Hundes  seit  den  neuen 
ständischen  Verfassungen  wurde  es  dringenderes  Bedürfnis«,  das  unklare  Rechts- 
vcrhältniss  genau  zu  regeln,  was  hie  und  da  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeiten  und 
längeren  Streit  zwischen  Fürstenhaus  und  Ständen  geschah.  Doch  suchte  man  eine 
mühsame  Sonderong  jener  beiden  Gattungen  zu  umgehen. 

In  einem  Thcile  der  deutschen  Staaten  wurden  sämmtlichc  Kammerguter 
als  Staatsgut  erklärt,  was  die  Domänen  in  den  ausserdeutschen  Staaten,  zufolge 
des  öftern  Wechsels  der  regierenden  Geschlechter  oder  nach  ausdrücklicher  Erklärung, 
ineist  schou  früher  geworden  waren  und  Civil  listen  festgesetzt  (§.  175>. 

Vgl.  im  Allg.  Zachariä.  Staatsrecht.  §.  210  (bes.  in  d.  Anm.),  auch  oben 
§.  8«— 91.  In  Prcussen  wurden  die  hier  Chatoulgüter  gen.  Privatgüter  der  hohen- 
/olieruschen  Dynastie  schon  unter  dem  grossen  Kurfürsten  in  der  Verwaltung  ihrer 
Kinkunfte  mit  dem  Staatsdom.  zus.  gezogen  u.  unter  Friedr.  Wilh.  I.  durch  Edict  v. 
13.  Aug.  1713  die  Dom.-  u.  Chat. -Guter  vereinigt  o.  beiden  gleiche  Rcchtsqualität 
beigelegt  (s.  o.  S.  202).  Könne.  Staatsi.  II.  2.  S.  5SS.  Landrecht.  Th.  II.  Tit.  11, 
11,  sodann  Hausgesetz  v.  6.  Nov.  ISO*) ,  Edict  v.  30.  Oet.  ! s 1 0  1.  Die  früher 
(S.  403)  erwähnte  Radicirung  der  Rente  v.  2'/4  Mill.  Thlr.  auf  die  Erträge  der  Dom. 
u.  Forsten  u.  der  Vorwegabzug  »lieser  Rente  von  diesen  Einkünften  noch  jetzt  im 
preuss.  Etat  hängt  indessen  mit  den  älteren  Anrechten  der  hohenz.  Dynastie  am 
Domanium  zusammen.  (Verordn.  r.  17.  Jan.  Is20  und  Art.  59  der  Verfassung  v. 
31.  Jan.  ls.">0).  S.  auch  Riedel,  braudenb.  Staatshausb.  S.  54.  61.  Treitschkc. 
Art  Domänen  im  Staatswörterbuch  S.  161.  Haiern  IMS,  Verf.  ürk.  Tit.  III. 
§.  1,  2.  Würtembcrg  1819.  Verf.  Urk.  §.  103,  in  Ansehun-r  des  k.  Karomer- 
frutes.  Kurhessen  in  der  Verl  Urk.  von  1  !>3 1  §.  139,  140,  mit  Vorbehalt  ciuer 
Ausscheidung  des  Staats-  und  Familiengutes.  Sachsen,  Verf.  v.  1833,  §.  16  ff.  — 
Von  anderen  Ländern    zeigen    gleichen   Vorgang:    Dänemark,  Frankreich, 

•  •rossb ritannii-n.  Oesterreich,  Niederlande,  Schweden  u. s.  w.  In  Frank- 
reich hiessen  die  Domänen  Kron.-ut  tdomaine  d.  Ia  cottronnc'l  und  unter  Franz  I. 
wurde  die  ünv.-räusserlichkcit  desselben  verordnet,  Edict.  v.  30.  Jun.  1539.  Fruhzeit. 
Anerkennung  als  Staatsgut  (was  freilich  durch  die  absolut  monarchisch-'  Gewalt  ver- 
wischt wurde),  Bodinus  de  republ.  lib.  VI.  eap.  2,  S.  648  (ed.  Par.  1591).  Das 
Privateijrenthum  des  Königs  wurde  im  Augenblick  der  Thronbesteigung  Staatsgut. 
Edict.  v.  1607.    (ics.  v.  ü  Nov.  1814.    Die  assemblee  Constituante  erklärte  17!)0  diese 

•  iiitcrmasse  für  domainc  national,  d.  h.  sie  sprach  aus,  dass  sie  Staatsvermögen  sei. 
Das  Kronirut  (domaine  oder  dotation  de  la  eouronne)  im  19.  Jahrh.  war  der  dem 
Staatsoberhaupt  zum  Niessbrauch  überlassene  Theil  des  Staatsvermögens  (dorn,  de  1'etat). 
Ks  gehörten  hiezti  sowohl  Liegenschaften  (Schlössor.  Landgüter,  die  Fabriken  zu  Sevres 
uud  Beauvais  und  die  Tapetenfabrik  des  Gobelins,  sodann  3  Wälder),  als  bewegliche 
Hinge,  wie  Juwelen,  Kunstwerke.  Hücher,  Zimmergcräthc  u.  s.  w.  Hei  der  Entsetzung 
der  napoIeoni>chen  Dynastie  1870  ist  der  Character  dieses  Besitzthums  als  Staats- 
gut von  Neuem  anerkannt  worden.  Das  bisherige  Apanagium  des  Hauses  Orleans 
von  KrfU  ,  lt>7'2  und  1692  war  unter  Napoleon  III.  wieder  mit  dem  Staatsgute  ver- 
einigt worden,  nach  1871  erfolgte  jedoch  eine  Restitution.  —  In  den  Niederlanden 
wurde  erst  unter  König  Wilhelm  IL  das  Kiirenthutn  der  Domänen  au  den  Staat  zurück- 
gegeben.   (Nach  Kau  .    l'eber  England  Gncist.  engl.  Verw.recht  II,  1155. 

In  and- Ten  deutschen  Ländern  wurde  der  fürstlichen  Familie  das  Eitr<n- 
thuui  der  Domänen,  selbst  in  d- n  neu  einverleibten  Landestheib  n,  vorbehalten,  z.  R. 
i»  Nassau  (1S14>,  Waldeck  (IMI),  Baden,  Gotha,  Liechtenstein  .1818),  Grossh 
Hessen  0820).  Wei  inar,  Koburg  (IV21.  l!>46),  Kurhessen,  Altcnbu rg  (1831  . 
Braunsch  weiir  1S32\  Hohenzollcrn-Sigmarina:en  (1833),  Hannover  (Verf. 
*•  1840»,  Schwarzburi: -Soudershauscu  (1841).  Lippe  (1868).  In  mehreren 
•«»dorn  deutschen  Land- tu  (z.  H  Mecklenburg,  die  anhaltischon  und  reussischen 
Lande)  galt  dies  ebenfalls  fortwährend.    (Leber  Gr.  Hessen  u.  Hannover  s.  Kau. 
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5.  A.  §.  91  Anin.).  Jedoch  wurde  auch  hier  die  Verwendung  des  Domäne  n- 
ertrages  /u  Staatsausgaben  im  Allgemeinen  oder  zur  Bestreitung  d«r 
Hofstaats  ausgaben  zugesichert.  Erstrcs  geschah  z.  15.  in  Baden,  nach  d.  Verf- 
Urk.  (v.  181$)  §.  5U:  „Ühucrachtet  die  Domänen,  nach  allgemein  anerkannten  Grand- 
sätzen des  Staats-  und  Fürstenrechts,  unstreitiges  Patrimoniale  iirenthu  m  des 
Regenten  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  iu  dieser  Eigenschaft  -- 
hiermit  ausdrücklich  bestätigen,  so  wollen  Wir  dennoch  den  Ertrag  derselben,  ausser 
der  darauf  radirirten  Civillisto  und  ausser  anderen  darauf  haftend«  n  Lasten,  so  lang 
als  Wir  uns  nicht  durch  Herstellung  der  Finanzen  in  dem  Stand  befinden  werden. 
Unsere  Untertbanen  nach  Unscrm  innigsten  Wunsche  zu  erleichtern,  —  der  Be- 
streitung der  Staatslasten  ferner  belassen.'*  lieber  die  aus  dieser  Be- 
stimmung entspringenden  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Fürstenhause  und  der 
Staatskasse  als  Nutzniesscrin  der  Domänen,  wobei  indess  die  rein-privatreehtÜcben 
Sätze,  nicht  nubedingt  massgebend  sein  können.  Helfe  rieh  in  der  Zeitschrift  für 
die  ges.  Staatswiss.  1847.  1,  3.  (Ges.  üb.  (üv.liste  v.  1854,  später  erhöht!.  -  Aehnlich 
Koburg,  §.  70  der  Verf.  von  1821,  —  Braunsch  w.-ig,  Landschafts-O.  von  lf*32. 
§.  6.  (Kau). 

Etwas  abweichendes  Verfahren  in  Meiuingen,  Nassau  (1829)  u.  s.  w.  S. 
über  Meiningen  die  oben  gen.  Schriften.  Endlicher  Abschluss  eines  Vertrags 
daselbst  zwischen  Dynastie  und  Ständen  im  J.  1871,  auf  Grund  des  zweiten  Ver- 
gleichsentwurfs, den  das  als  Schiedsgerirhtshof  gewählte  Dresd.  Oborappollatiunsgericht 
aufgestellt  hatte:  das  den  Landessteuern  nicht  unterworfene  Domänenvermögcn  wird 
wie  bisher  verwendet,  der  Herzog  erhält  eine  feste  Rente  von  230,000  Thlr.  jährlich, 
der  Rest  fällt  zur  Hälfte  an  ihu  u.  an  die  Landeskassc.  Der  Domänenetat  wird  mit 
Zustimmung  (früher  bloss  mit  Beirath  der  Laudesvertretung  festgestellt.  Diese  Be- 
stimmungen bleiben  in  Kraft,  solange  ein  Mitglied  des  Mein.  Specialhauses  oder  üoth. 
Gesammthauses  nach  Massgabe  der  Verfassungsurkunde  die  Regierung  des  Land«» 
fuhrt  Wenn  dies  ans  irgend  einem  Grunde  nicht  mehr  der  Fall  ist ,  so  erfolgt  eine 
Grundtheilung  des  Domänenvermögens:  dem  herzoglichen  Hause  bleiben  3/5  als  lidoi- 
coinmiss.,  der  gewöhnlichen  Besteuerung  unterworf.  Privateigeuth.  des  Goth.  Gesammt- 
hauses, dem  Lande  %  als  Prov. -Fonds.  (Mein.  Ges.  v.  20.  Juli  1*71).  —  Heber 
Nassau,  s.  Rau,  5.  A.  §.  91  Anm.  <h). 

Die  Ereignisse  von  1S48  haben  die  Folge  gehabt,  dass  iu  mehreren  deutschen 
Ländern  auf  Antrag  der  Landstände  die  Domänen  für  Staatsgut  erklärt  wurden  and 
eine  Civilliste  eingeführt  ward,  z.  B  in  Altenburg,  wo  die  Kammer-  und  Landesein - 
künftc  vom  Anfang  1849  an  zusammengelegt  worden  siud,  in  Weimar,  Mecklenburg. 
Meiniugen,  Koburg  und  Gotha,  Oldenburg,  Nassau  n.  s.  w.  In  den  folgenden  Jahren 
worden  diese  Bestimmungen  von  den  Regierungen  wieder  aufgehoben  und  neue  Ver- 
abredungen über  die  Verwendung  des  Domänenertrages  getroffen,  die  sich  oft  lange 
hinzogen  und  mitunter  erst  unter  dem  Eindruck  der  Ereignisse  r.  1866  zu  einem 
Abschluss  gekommen  sind  (Anhalt  1869,  Schaumb.-Lippe,  Meiningen).  — 
Nachdem  im  Kriege  von  lMiü  die  Gebiete  von  Hannover,  Kurhessen  u.  Nassaa  in 
Prcussen  einverleibt  worden  waren,  erhielten  die  Fürsten  dieser  Länder  reichliche 
Entschädigungen,  wohl  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Hausdomänen,  welche  nun  preussische 
Staatsgüter  wurden.  So  der  König  von  Hannover  13,679,000,  der  Herzog  von  Nassau 
s,892,000  Thlr.,  doch  wurde  die  Entschädigung  des  ersteren  wieder  mit  Beschlag- 
belegt  —  Uebersicht  über  die  jetzt  in  den  einzelneu  Staaten  bestehenden  Rechts- 
verhältnisse bei  G.  Meyer,  D.  Staatsrecht,  §.  94,  vgl.  mit  §.  202  eb. 

Mit  diesen  eigentümlichen  Verhältnissen  des  älteren  uud  neueren  Rechts  der 
Kamuiergütcr  steht  dann  auch  die  Einrichtung  des  Kassen  wesens  iu  Verbind anc  : 
das  System  zweifacher  Kassen,  die  „ K am merkasse"  für  die  Einkünfte  des 
Kammerguts  und  für  die  daraus  zuvörderst  zu  bestreitenden  Hofstaaatsausgabon .  und 
die  (ständische)  Landes-Steu erkasse  für  die  Steuereinnahmen  und  für 
die  darauf  lastenden  Staatsausgaben.  Dieser  Gegenstand  ist  o.  in  §.  90  schou  er- 
ledigt worden.    Vgl.  dazu  auch  Rau  §.  92.  93. 

III.  —  §.  Heutige  finanzwirth  schalt  liehe  Be- 

deutung des  älteren  Dom  an  iura  s.  Die  Verminderung 
desselben  musste  sich  für  die  Finanzen  um  so  fühlbarer  machen, 
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je  mehr  schon  seit  den  letzten  Jahrhunderten  und  vollends  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart  der  Staatsbcdarf  stieg. 
Selbst  da,  wo  sich  noch  ein  erheblicher  Theil  des  Domaniums  er- 
halten hat  und  wo  dessen  Einnahmen  nicht  ganz  zur  Deckung 
des  Hofbedarfs  dienen,  ist  daher  regelmässig  nur  noch  eine 
massige  Quote  der  ordentlichen  Staatseinnahme,  welche 
letztere  sich  wenigstens  im  Ganzen  dem  vergrößerten  Staatsbedarf 
anpassen  musste,  auf  dieses  Domanialeinkommen  zurückzuführen. 

Relativ  am  Bedeutendsten,  d.  h.  als  Quote  von  der  Gesamniteinnahme.  ist  es  noch 
in  den  deutscheu  Staaten,  in  welchen  si<  h  neben  dem  bedeutenden  Einkommen 
besonders  aus  Fo  raten .  danaeh  aus  Feldgut  ern  auch  das  nächst  verwandte 
Einkommen  aus  Berg-  und  Hüttenwerken.  Salinen,  gewissen  Staats  lab  riken 
u.  s.  w.  uorh  reichlicher  als  in  deu  meistcu  andern  Ländern  findet.  Keste  des  alten 
Doniaiiialeinkommcii*  sind  wohl  noch  in  allen  europaischen  Staaten  vorhanden.  Aber 
sie  sind  öfters,  besonders  in  Westeuropa,  nicht  mehr  erheblich,  wenn  nicht  etwa  durch 
neuere  Einziehung  von  Kirehengut,  wenigstens  zeitweise,  grössere  Bestünde 
wieder  hinzu  gekommen  sind. 

Im  Ganzen  ist  daher  die  Einnahmewirthschaft  unserer  Staaten 
immer  weniger  alte  Domanialwirthschaft  geblieben  und 
immer  mehr  Steuerwirthschaft,  d.  h.  theils  Gebühren-, 
namentlich  aber  eigentliche  Steuerwirthschaft  geworden. 
Nur  das  Hinzukommen  von  Staatseisenbahnen,  finanz- 
wirthschaftlich  betrachtet  des  Haupt-Zweigs  modernen  Do 
manialwesens ,  hat  diese  Entwicklung  mitunter  etwas  zurück- 
gedrängt. 

Genaue  linan/statist.  Vcrgleichungeii  bieten  wieder  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Bestandteile  des  privatwirthschaftlichen  Kinkommeus  und  der  Verschiedenheit  der 
Etatisirung  main  he  Schwierigkeiten.  S.  ältere  Daten  über  den  „Reinertrag  der  Do- 
mänen mit  Antrabe  s.  Verhältnisses  zum  reinen  Staatseinkonimen"  bei  Rau,  5.  A., 
$J.  80  Anm.  d.  in  meiner  Bearb.  d.  6.  A..  §.  117  Audi,  d,  bei  C/.ornig.  Oesterr. 
Budget  II,  452,  477.  Nach  Herrn.  Wagner  (Goth.  Tasdicub.  1874,  S.  878  iL,  884). 
ergeben  sich  folgende  Quoten,  welche  einmal  der  „Reinertrag  der  Domänen  (i.  e.  S.) 
u.  Forsteu",  dann  „der  Reinertrag  de?»  gesammien  Privaterwerbs'*  von  den 
Nettoausgaben  dea  Staats  um  1S73  deckten.  Unter  dem  „gesammten  Privat- 
erwerb" sind  hier  aber  einige  Posten  inbegriffen,  welche  steuerartiges  (Einnahm, 
aus  d.  Colonicu.  Lotterie)  oder  gebührenartiges  Einkommen  (Münze,  Post,  Tele- 
graphic)  sind.  Es  lässt  sich  in  der  That  auch  eine  genaue  und  gleichmassige 
Ausscheidung  schwer  vornehmen.  Der  Privaterwerb  umfasst  nemlich  bei  der  folgen- 
den Berechnung:  Domänen,  Forsten,  Colonien,  Zinsen  aus  Geldgeschäften  (bei  den 
einzelnen  deutschen  Staaten  incl.  des  resp.  Autheils  an  verzinslichen  Keichsactiven\ 
Staatslottcrie .  Berg-,  Hüttenwerke  und  Saliueu,  verschiedene  gewerbliche  Austalteu 
(incl.  Staatsdruckerei,  Münze,  Ertrag  der  Gesetzblätter),  endlich  Post,  Staatseiscnbahnen. 
Telegraphen. 

Von  der  Nettoausgabo  Von  der  Nettoauagabc 

betrügt  beträgt 
d.Nettoertr.  d.  Ncttoertr.  d.  d.Nettoertr.  d.  Ncttoertr.  d. 

d.  Dom.  u.   ganz.  Privat-  d.  Dom.  u.    ganz.  Privat- 

Forsten.        erwerbs.  Forsten  erwerbs. 

"/„  %  7. 

Sachsen  .        .    .       i'*7  ">4  "       Baiern    ....      17  3  370 

Würtcmbcrg    .    .     13*2  42G      Baden    ....      7"!  366 
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Von  der  Xettoausgabe  Von  der  Nettoaosgabe 

beträgt  beträgt 


d.  Nettoertr.  d.Nettoertr.  d. 

o.  i>eiio«  nr. 

a.     tiocrrr .  u. 

d.  Dom.  u. 

ganz.  Privat- 

U. L/U III.  U. 

'S  AVIL.  1  Il\  A< 

Forsten. 

erwerbs. 

Torsten. 

erwerbs. 

Preusseu    .  . 

S-4 

31*9 

Italien   .    .  . 

3-0 

10-2 

Dänemark   .  . 

21) 

200 

Chile    .    .  . 

1*7 

S-3 

Schweiz      .  . 

41 

244 

Serbien  .    .  . 

18 

G'fi 

Belgieu  .    .  . 

1-0 

IS-fi 

Oesterreich 

0-5 

4*9 

Niederlande 

Ii» 

170 

Portugal    .  . 

06 

47 

Norwegen    .  . 

1*2 

13-5 

Frankreich 

1'4 

3*9 

Griechenland  . 

3-6 

12*7 

Großbritannien 

06 

25 

Russland    .  . 

81 

125 

In  den  deutschen  Kleinstaaten  ist  der  Ertrag  der  Domäneu  und  Formten  mehrfach 
relativ  noch  grösser  als  in  den  Mittelstaateu.  Weitere  Einzelheiten  s.  iui  folg.  Kapitel. 
Auch  (ierstfeldt  hat  in  s.  verdienstvollen  linanzstat.  Arbeiten  eiuige  hierher  gehör. 
Berechnungen  für  die  neueste  Zeit  angestellt,  wobei  indessen  ebenfalls  wegen  der 
Zus.fassung  nicht  ganz  gleichartiger  Rubriken  nur  annähernd  richtigo  Ergebne 
zu  gewinnen  waren.  S.  bes.  d.  Tab.  in  d.  „Beitr.  z.  Keichsst.fragc"  u.  den  Aufs,  in 
l'onrad's  Jahrb.  B.  41  (1883).  Vgl.  auch  oben  S.  73.  Hiernach  würde  sich  um 
1878  stellen: 

Nettoertrag  Uder  |>er  Kopf  der 

Domänen  u.     Borg-  und  Bevölkerung. 


Forsten 

i  Hüttenwesen 

Dom.  u.s.w.  Bergw. 

Mill.  M. 

Pfennig 

46T»7 

13-38 

181 

52 

ßaieru  

2456 

0-84 

491 

17 

810 

0-70 

290 

25 

Wurtemberg  .... 

6-11 

0-80 

325 

42 

Baden   

374 

023 

248 

15 

Elsass-Loth  ringe  n  .   .  . 

3'96 

259 

5-78 

667 

Andere  deutsche  Staaten 

1 1-92 

1  92 

860 

5^ 

Alle  Staaten  .... 

11085 

17-87 

260 

42 

(ir.  Britannien  .... 

26  78  (VV) 

79 

4403 

119 

West-Oesterreich  .   .  . 

1940 

S8 

5084 

73 

Die  Zilfer  f.  Grossbrit.  möchte  einen  Irrthum  enthalten  (zu  hoch  sein).  Eben- 
falls nach  G  erst  fei  dt  war  in  Preusseu  (nach  1866  incl.  neue  Prov.^i  der  Rein 
ertrag  der  Domänen  u.  Forsten  1821  27'53,  1S32  23  56,  1841  22'78,  185  1  24*74. 
1861  25-06,  1873  45  14,  1883  47  34  Mill.  M.  oder  p.  Kopf  der  Bevölk.  bez.  250- 
181  —  151—145-136—191  -169  Pfennig,  d.  h.  in  0/o  der  gleichzeitigen  „steuerrechtl. 
Einnahme-*  bez.  231— 18  1  — 16  0 -13  5— 10  6— 12*2— 10'0.  also  eiu  starkes  relative» 
Zurückbleiben  hinter  der  Entwicklung  der  Besteuerung  doch  auch  hier.  Die  Reinein- 
nahme mus  Berg-,  Hutten-  u.  Salzwerken  ist  auch  relativ  bis  1*^73  gestiegen  (p.  Kopf 
1821  16,  1873  89,  1^83  54  Pfennig,  iu  u/0  der  Stenern  1-4—5-8— 3  2),  schwankt  ab<r 
jahresweise  sehr. 

IV.  —  §.  217.  Principicllc  finanz wirthschaftlicbe 
Beurtheilung  dieser  Entwicklung.  Diese  thatsächlichc 
Gestaltung  des  Verhältnisses  der  beiden  Hauptarten  der  ordentlichen 
Einnahmen,  der  privat-  und  der  Staat s wirtschaftlichen,  zn 
einander  hat  die  Finanzwissenschaft  aus  dem  Gcsichtspuncte  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Bedürfnissen  des  modernen  Staats  zu 
beurtheilen.    Dies  führt  in  Bezug  auf  die  Objecte,  welche  ak 
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die  Grandlage  des  betreffenden  privatwirtbschaftlichen  Einkommens 
dienen,  zu  der  Frage,  ob  dieselben  beibehalten,  vermindert, 
bez.  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen.  Eine  solche 
Frage  mnss  getrennt  für  die  einzelnen  Hauptquellen  des 
Privaterwerbs  untersucht  werden,  weil  bei  jeder  immer  aparte  Ver- 
bältnisse mit  in  Betracht  kommen.  Im  nächsten  Kapitel  wird  die 
Untersuchung  demgemäss  geführt  werden. 

Bei  der  allgemeinen  Beurtheilung  des  Verhältnisses  der 
privat-  und  staatswirthschaftlichen  Einnahmen  zu  einander  und  bei 
der  Erörterung  der  genannten  Frage  ist,  wie  gewöhnlich  bei  den 
practischen  Problemen  der  Finanzwissenschaft,  wieder  der  rein 
finanzielle  und  der  social-politiscbe  und  „allgeraein- 
volkswirthschaft liehe"  Gesichtspunct  zu  unterscheiden. 

So  kann  man  ihn  nennen,  wenn  gewiss»;  allgemeine  Interessen  der  Volkswirt- 
schaft, auch  der  Production  im  üanzen  in  Betracht  kommen,  nicht  nur  die  Spe- 
c ial interesseu  eines  Produktionszweiges.  So  ist  /.  B.  die  Erhaltung  der  Walder 
wegeu  des  Einflusses  des  Waldbestands  auf  das  Klima  und  auf  die  ga  uze  Landescultur 
ein  allgeinei n-volkswirthsch.  Interesse. 

1.  Nach  dem  ersteren  Gesichtspunct  ist  die  geschilderte 
Entwicklung  und  demgemäss  das  starke  Vorwalten  der 
Steuer wirthschaft  vor  der  Domanialwirthschaft  im  modernen 
Staate  principiell  zulässig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im 
Ganzen  angemessen.  Aber  immerbin  bietet  die  Verfügung  über 
ein  erheblicheres  privatwirthschaftliches  Einkommen  auch  heute 
noch  ihre  finanziellen  Vortheile  (§.  35),  weil  die  Steuer- 
last dann  ceteris  paribus  nicht  so  gross  zu  werden  braucht,  weniger 
empfindlich  gespürt  wird  und,  wie  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig 
vertheilt  werden  kann. 

Deshalb  sind  linanzstatist.  Berechnungen  wichtig,  welche  speciell  /eigen  ,  wie 
gross  die  Quote  ist,  die  z.  B.  die  Schuld  oder  Heer  und  Hotte  von  der  Sieuereinnahme. 
»och  absorbiren,  nachdem  sie  zuforderst  soweit  als  möglich  vom  Kcinertrag  der  privat- 
wirthsch.  Kinnahmen  gedeckt  sind.  S.  C/.örnig,  österr.  Budg.  II,  IM,  A.  Wagn»  r, 
Ordn.  d.  öst  Staatshaush.  S.  151  und  Art.  Staatsschulden  im  Staatsworterbuch  X.  57. 
jetzt  oben  S.  73,  71.  Preussen  z.  B.  konnte  seineu  jrrossen  Milituraufwand 
leichtertragen:  wegen  »einer  kleinen,  ohnehin  /..  Th.  für  Eisenbahnen  aufgenommenen 
Schuld  und  wegen  seiner  grossen  privatwirthseh.  Einnahmen,  umgekehrt  doppelte  Last 
des  Militaraufwands  in  Oesterreich. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  principielle  Beseiti- 
gung allen  1* r i vaterwerbs,  wie  sie  hier  und  da  in  der 
britischen  Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  auch  bei 
deren  deutschen  Vertretern,  z.  B.  Bcrgius,  verlangt  wurde,  dein 
Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre.  Eine  Vermehrung 
jenes  Erwerbs  kann  unter  Umständen  auch  finanziell  passend  sein. 
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Nur  wird  darüber  selten  das  Finanzintercsse  allein  entscheiden 
dürfen:  es  spricht  bloss  in  zweiter  Linie  mit. 

2.  Die  Entscheidung  muss  vielmehr  schliesslich  nach  dem 
social  politischen  und  dem  allgemein-  Volkswirt  h  schaft- 
lichen Interesse  erfolgen,  daher  im  Ganzen  auch  verschieden 
nach  Zeit  und  Landesverhältnissen  und  nach  den 
einzelnen  Arten  des  Privaterwerbs,  wie  es  im  nächsten 
Kapitel  gezeigt  werden  wird,  liier  ist  jetzt  nur  aus  den  Ergeb- 
nissen der  dort  anzustellenden  Untersuchungen  vorweg  zu  nehmen, 
dass  eine  principiellc  Beseitigung  allen  alten  Privat- 
erwerbs des  Staats  nicht  im  Gesammtinteresse  liegt. 
Einzelne  Objecte,  wie  die  Forsten,  sollten  durchaus  im  Staats- 
eigentum erhalten  werden,  auch  die  weitere  Verminderung  der 
Staats-Feldgüter  ist  wenigstens  nicht  allgemein  räthlich.  Andere 
Objecte  werden  passend  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahme- 
quellen neu  hinzutreten,  wie  die  Staatseisenbahnen.  Im  Ganzen 
wird  daher  der  Privaterwerb  des  Staats  doch  seine  heutige 
Bedeutung  zweckmässig  behaupten  und  mehrfach  wieder 
Erweiterungen  gerade  aus  Rücksicht  auf  moderne  Verhält- 
nisse des  Volkslebens,  der  Volkswirtschaft  und  Technik  u.  8.  w.,  er- 
fahren. Die  Ausdehnung  ge m ei nwirthschaftl icher  Thätigkeit 
des  Staats  und  der  Gemeinden  und  übrigen  Sclbstverwaltungs- 
körper  an  Stelle  der  Privatwirtschaft ,  besonders  der  durch  die 
Erwerbs-  (Acticngcsellschaft)  vertretenen,  —  vielfach  eine  ökono- 
misch-technische und  eine  socialpolitische  Notwendigkeit,  welche 
sich  jetzt  allenthalben  bei  uns  vollzieht  — ,  wirkt  auf  solche  Er- 
weiterungen des  privatwirthschaftlichen  Einkommens  der  Finanz- 
Wirtschaft  von  selbst  mit  hin. 

Aber  dadurch  wird,  wenigstens  voraussichtlich  noch  für  sehr 
lange  Zeit,  der  speeifische  C  bar  acter  der  modernen  Ein 
n  a  h  m  e  w  i  r  t  h  s  c  b  a  f  t    des    Staats    und   der   Communen  ,  da» 
starke  Vorwalten  der  S teuer wirthschaft,  nicht  be- 
seitigt, sondern  nur  wieder  etwas  modificirt  werden. 

3.  Das  Vorwalten  der  Steuer-  vor  der  Domanial- 
wirtb8chaft  im  modernen  Staatshaushalte  findet  anch  noch 
in  folgenden  Erwägungen  seine  weitere  Begründung: 

a)  Das  Wesen  und  die  Aufgabe  des  Staats  selbst 
spricht  dafür.  Das  zwangsgemeinwirthschaftliche  System,  das  im 
Staate  seinen  höchsten  Vertreter  findet,  soll  das  privatwirthsebaft- 
liche  System  in  der  Volkswirtschaft  ergänzen  und  theil weise 
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ersetzen,  aber  nicht  alle  Functionen  desselben  tibernehmen. 
Privatwirthschaftliche  Thätigkciten  des  Staats  rein  zu  finan- 
ziellen oder  E  rw  e  rb  s  zwecken  sind  eben  deshalb  nur 
ausnahmsweise  passend :  sie  haben  die  Vcrmnthung 
gegen  sich. 

Das  rirhtige  Verhältnis"»  ist  vielmehr,  dass  <ler  Staat  (ähnlieh  die  Gemeinde)  das 
producirt,  was  grundsätzlich  seine  Aufgabe  ist:  die  mancherlei  meist  immateriellen 
Staatsleistungen,  die  ihm  auf  dem  Gebiete  des  Kechts-  und  Machtzw<»cks,  des  Cultur- 
und  Wohlf&hrtszwccks  obliegen,  weil  die  Bevölkerung  die  bestreitenden  Güter  nach  dem 
privatwirthseb.  System  nicht  oder  nicht  so  gut  produciren  kann.  Die  Bevölke- 
rung dagegen  er/.eugt  die  Sachgüter,  welche  der  Staat  direet  und  indim  t  für  die 
Herstellung  der  von  ihm  verlangten  Leistungen  braucht.  Er  giebt  diese  der  Be- 
völkerung, die  letzter«'  giebt  die  SachgUter  (das  Geld)  in  deu  allgemeinen  Steuern  dem 
Staate;  auch  eiue  Art  Tausch,  nur  nach  den  Bedingungen,  die  der  Staat  stellt. 
So  erscheinen  Staatsleistungen  und  Steuern  als  richtiges  Correlat  für  einander. 
Aenderungen  in  diesem  Verhältnis*  sind  in  der  heutigen  Volkswirtschaft  freilieh 
durch  die  ökonomisch-technischen  Bedingungen  des  Prtduetionsbctricbs  iGrossuntci- 
uehniungen)  und  durch  die  social-politischcn  Bedenken  getreu  das  leberwuchern  de> 
PrivatkapitaliMnu>  geboten,  aber  eben  doch  mir  in  bestimmten  Fällen,  nicht  auf 
dem  ganzen  grossen  Gebiete,  wo  sich,  wie  in  Landwirtschaft,  (iewerbe  u.  Handel  die 
Produktion  doch  noch  heute  in  den  Formen  der  gewöhnlichen  Privatwirtschaft 
vollzieht  und  —  bewahrt.  Das  übersieht  der  „extreme  SocialUmus".  S.  Grundlcg. 
1.  Abtb.  Kap.  »  u.  §.  109a— lOUe. 

b)  Dazu  kommen  politische  Erwägungen.  Die  Domanial- 
einnahme,  zumal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Regierung 
leichter  zu  grosse  Unabhängigkeit  und  Macht,  bedenklichen  Ein- 
fluss  geben,  —  gegen  das  politische  und  auch  gegen  das  finan- 
zielle Interesse  der  Nation.  Auch  im  Finanz interesse  hat 
sich  am  Steuerbewilligungs  recht  die  Volks  fr  eiheit 
emporgerankt  und  ist  dadurch  eine  w  i  r  k  s  a  m  e  F  i  n  a  n  z  c  o  n  t  r  o  1  e 
geschaffen  worden. 

c)  Oekono mische  Gründe  sprechen  wenigstens  in  den- 
jenigen Fällen  gegen  Privaterwerb,  wo  wirklich  der  Staat  (oder 
die  C<  )mmune)  als  leitendes  Wirthschaftssubject  ökonomisch -tech- 
nisch Geringeres  leistet  als  der  Private. 

Dass  dies,  entgegen  einer  verbreiteten  Annahme,  ni<  ht  immer  so  ist.  wurde  schon 
früher  hervorgehoben  (§.  7)  uud  wird  im  folgenden  Kapitel  noch  mehrfach  näher 
nachgewiesen.  In  manchen  Fällen  ist  der  Staat  aber  ohne  Zweifel  zum  Betriebe  un- 
geeignet, wie  zur  Führung  gewöhnlicher  landwirtschaftlicher,  ge werklicher  und 
Handelsgeschäfte.  Da  hier  nicht  allgemein  Verpachtung  möglich  ist,  so  euipüohlt 
sich  aus  rein  finanziellen  Gründen  dann  Beseitigung  der  betrcllenden  Zweige  de?» 
Privaterwerbs. 

d)  Endlich  sind  auch  speeifisch  finanzielle  mit  den  An- 
forderungen der  Ordnung  des  Finanzwesens  zusammenhängende 
Gründe  gegen  ein  Vorwalten,  selbst  auch  nur  gegen  eine  sehr 
starke  Vertretung  privatwirthschaftlicher  Einnahmen  im  modernen 
Staatshaushalte  anzuführen.    Der  ziemlich  gleich mässige 
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und  im  Ganzeu  all  mal  ig  steigende  Finanzbedarf  findet  in 
nothwendig  stärker  wechselnden  und  nicht  nach  demselben 
Princip  steigenden  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  (Rein- 
erträge der  Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen!)  keine  richtige 
Deckung.  Der  Bedarf,  welcher  durch  unmittelbar  gefühlte  Steuern 
bestritten  wird,  wird  in  der  Regel  sorgsamer  geprüft  werden.  Die 
auf  Steucrwirthschaft  begründete  Finanzwirthschaft  hat  daher  mehr 
als  die  auf  Domanialeinnahmen  basirte  die  Vermuthung  einer 
Regelung  nach  dem  wahren  Volks-  und  Staatsinteressc  für  sich 
und  demgemäss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die 
Staatsthätigkeit  richtig  bestimmt  werden. 

Zweites  Kapitel. 
Der  Prhatcnverb  der  Fitiaiizwirthsohaft. 

Zu  dem  l'rivaterwcrh  werden  hier  diejenigen  Einnahmequellen  gerechnet,  welch«; 
oben  in  §.  203  aufgezählt  worden  *ind.  Je  nachdem  man  die  A  bgren zu  n  g  zwischen 
privatwirthschaftlichen  und  gebührenartigen  Einnahmen  etwas  audets 
vornimmt,  als  es  hier  geschieht,  wird  die  Reihe  der  EiniKihme<|Uellen  ersterer  Art 
sich  verengen  —  /.  U.  wenn  da*  Staatseisenbahnwesen  jetzt  bereits  unter  die  G«- 
buhrenanstaltcn  gerechnet  wird  —  oder  sich  erweitern.  —  z.  B.  wenn  die  Post. 
Telegraphie  noch  nicht  als  (jcbuhrcnaustalt  bebandelt  werden  sollte.  Daraus  erklärt 
sich  dann  nothwendig  die  verschiedene  Stelle,  welche  einzelne  Zweige  der  Einnahmen 
im  System  der  Theoretiker  erlangen ,  i.  Ii.  bei  Kau,  Stein,  L'iupfcubach,  mir. 
Diese  Stelle  ist  eine  Cousequen/  der  princijüellen  Auflassung  und  nicht  sie,  sond-ru 
letztere  mu*s  eveiit.  beri<  hti»t  werden,  was  L.  Stein  öfters  übersieht. 

§.  218.  Einleitung.  Bei  allen  privatwirthschaftlichen  Ein 
nahmearten  sind  zwei  Fragen  auseinander  zu  halten, 
welche  im  Folgenden  daher  immer  getrennt  untersucht  werden: 

1.  Ob  die  bezüglichen  Objcctc,  welche  den  Ertrag  geben, 
beibehalten,  ver äussert  oder  vermehrt  werden  sollen. 

2.  Wie,  im  Falle  des  Staatsbesitzes,  die  Bewirtschaftung 
und  Verwaltung  eingerichtet  werden  soll. 

Für  die  erste  Frage  sind  die  beiden  in  §.  217  genannten 
Gcsichtspunete  zu  unterscheiden:  der  rein  finanzielle  und  der 
sozialpolitische  und  a  1 1  g  c  m  e  i  n  -  v  o  1  k  s  w  i  r t  h  s  e  h  a  f 1 1  i  c h  e. 
Von  letzterem  aus  ist  die  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Beseiti- 
gung des  betreffenden  „werbenden  Staatseigenthums"  (ähnlich  des 
gleichen  Communalcigenthums)  zu  beurtheilen  nach  den  allge- 
meinen Einwirkungen  sei  es  des  Staats-,  sei  es  de6 
Privatbesitzes  auf  die  ganze  Volkswirtbschaft,  auf  die  allgemeine 
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Landescultur,  die  Production  und  Vertheilung  des  Volkseinkommens, 
und  wegen  der  hieraus  wieder  folgenden  socialpolitischen  Wir- 
kungen einer  solchen  Gestaltung  der  Besitzverhältnisse.  Im 
Allgemeinen  muss  sich  der  rein  finanzielle  Standpunct  dem 
anderen  unterordnen. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Frage  der  Verüusserung  etc. 
des  „werbenden  Staatseigenthums"  nur  eine  relative  Beant- 
wortung zulässt. 

Die  imbedingte  Empfehlung  einer  solchen  Massregel  war  die  Consc<|uenz  der 
überwiegend  privatwirthsehaftlicheu  Anschauung  der  Smith  sehen  Schule  mit  ihrer 
Theorie  der  freien  Ooncurrenz.  Dies  verkennt  auch  Stein,  2.  A..  S.  151),  wenn  er 
zwei  Verwaltungsprincipicn  für  Domänen  unterscheidet:  na«  h  dem  massgebenden 
zweiten  müsse  die  liuanz.  Verwaltung  so  eingerichtet  werden,  dass  man  den  Uebergang 
der  Domänen  ins  Privateigenthmn  vorbereite.  Letzteres  ist  kein  all  «reine  in  j>ul»igC3 
Axiom,  seilet  nicht  für  die  Gegenwart.    A.  Smith,  III.  „Das  Kiiikoinincn, 

welches  in  jeder  civilisirten  Monarchie  die  Krone  von  den  Staatsgütern  zieht,  obsebon 
es  die  Burger  nichb  zu  kosten  scheint,  kostet  doch  in  der  That  die  G<aells<  haft  mehr 
als  vielleicht  jede  andere  Einnahme  der  Krone  von  gleicher  Grösse",  ein  höchst  ein- 
seitiger Satz   und  ein«-  falsche  Genetalisutiou  brit.  Verhältnisse.    Lötz,   III,  120. 
Seelig  in  Bau  u.  Haossen,  Archiv  der  polit.  Ockon..  K.  Folge,  IX.  29.  Bergius. 
Finanzwissenschaft  S.  171.    Pfeiffer,  Staats- Kinnahm.   I,  112,  und  überhaupt  die 
Vertreter  der  Manchesterrichtumr.    Siehe  aueh  oben  S.  4s"  die  einseitige  Auffassung 
v.  Pfeiffer.  Maurus,  dass  der  Domäncnbesit/  des  Staats  wie  eine  Steuer  wirke. 
Die  Praxis  ist  von  dieser  Anschauung  mehrfach  beeinflusst  worden,  wenn  auch  bei 
ihr  Finanzschwicrigkeiten  srewöhnlich  zumeist  zu  Veräusserungen  von  Domänen  drängten. 
In  Oesterreich  sind  schon  im  vorigen  Jahrhundert,  sodann  auch  im  jetzigen  (V.  v. 
7.  Octob.  1S10  u.  20.  Febr.  1 S 1 1 ,  ferner  nach  dem  Patent  vom  22.  Januar  1817) 
sehr  viele  grosse  Domänenherrschaften  zur  Schuldentilgung  veräussert  worden.  Der 
Verkauf  brachte  ISIS — 1S51  35.736,097  fl.  ein,  der  Ausrufspreis  war  2\893,968  fl. 
«►der  4/6  des  Erlöses.    Darunter  befand  sich  die  Herrschaft  Podiebrad  in  Böhmen,  die 
1839  fnr  1,634,050  11.  veräussert  wurde.    Tafeln  zur  Statistik  der  üsterr.  Monarchie, 
Neue  Folge,  I,  3.  Heft  Taf.  19.    (Kau.)    Neuerdings  war  die  Domänenveräusserung 
in  Oesterreich  wieder  bloss  eine  Folge  der  Finanznoth,  ohne  eiu  leitendes  rationelles 
Finanzprinrip.   Dies  gilt  namentlich  von  dem  verfehlten  Vertrag  vom  18.  October  1855. 
zwischen  Staat  und  Nationalbank,  wonach  eine  Masse  von  Staatsgütern,  die  auf 
1 56,4S5,000  fl.  angeschlagen  waren  und  eine  Fläche  von  150  g.  Quadr -Meilen  ein- 
nahmen, an  die  Nationalbank  als  Unterpfand  fur  das  Guthaben  derselben  von  155  M.  fl. 
überlassen  wurde.    Die  Bank  durfte  diese  Güter  verwalten   und  allmälig  veräussern 
und  der  Erlös  wurde  an  der  genannten  Schuld  des  Staates  abgerechnet.  Für  die  Her- 
stellung der  Valuta  —  doch  der  Zweck  der  Massregel  —  war  dieser  Vertrag  tdwe 
F.rfolg  (s.  A.  Wagner,  Finanz.  Oesterr.  im  Staatsw.  B.  VII.  630).  (Die  Bemerkungen 
von  Stein  S.  lt>5  d.  2.  A.  machen  fast  wieder  ein  festes  Mprincip'"  aus  der  Verwen- 
dung des  Erlöses  verkaufter  Domänen  zur  Papiergeldeinlösung,  —  wie  so  oft  bei 
Stein  eine  Erhebung  zufälliger  österr.  Finanzmassregeln  zum  wissenschaftl.  Postulat!) 
In  dein  Verkaufe  von  Eisenbahnen  und  anderen  Gegenständen  an  eine  Gesellschaft, 
für  welche  französische  Capitalisten  den  Vertrag  abschlössen  - 1.  Jan.  1855,  für  200 
Mill.  Fr.),  waren  auch  1 1  1,000  Hekt.  Land  einbegriffen.  Starke  Veräusscrungen,  selbst 
v«m  Forsten,  sind  in  neuester  Zeit  in  Oesterreich  wieder  erfolgt,  mit  zur  Beschaffung 
von  Deckungsmitteln  des  Staatshaush.  seit  1868  (Ges.  v.  20.  Juni  1S6S).    Vgl.  die 
ofüciöse)  Schrift  StaatsgUtcrvcrwaltiing  der  Natioualbank.   Wien  1802.   Ks  sind  daher 
tait  Ausnahme  der  Staatswaldungcn  im  westlichen  Oesterreich  nur  noch  ganz  wenige 
Staatsgüter  übrig  geblieben.  —  Auch  in  Preusseu  führten  die  Ereignisse  von  1S06  fl. 
Äur  Aufhebung  der  gesetzlichen  Unveräusserlichkeit  der  Domänen  ^Ed.  v.  5.  Nov.  1809, 
HaosKes.  v.  17.  Dec.  1808)  u.  zu  grösseren  Verkäufen  (s.  v.  Rönne.  Staatsr.  IL  2.  B. 
8-519..  Bis  1820  sind  fni  20  Mill..  von  da  an  bis  1840  für  35f/3  Mill.  Thlr  Kammer- 
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guter  verkauft  worden.  Auch  später  wurde  no<  h  jährl  1  Mill.  Thlr.  für  Verlauf«. 
Ablösungen  in  den  Etat  gesetzt  (C.-O  v.  7.  Novbr.  18.S2),  dann  bald  etwas  mehr, 
bald  etwas  weniger.  z.B.  im  D.  1851  ö«  worden  281.834,  1800— (54  1035.  1865—69 
0*854.  1874  1842  Mill.  Thlr.  au»  dem  Verkaufe  v.  Domänen  u.  Forstgmndst ticken  u. 
der  Ablösung  von  Domänen  gefallen  eingenommen.  A.  für  1S75  u.  76  bez.  S  u.  S»i, 
Et.  f.  1*83/84  3  2  Mill.  M.  Wirkliche  Einnahme  für  Veräusscrungcn  (nnr  in  d?n 
alten  Provinzen^  allein:  1871  117,  1872  2  20,  187*1  2  011.  ]S7*J-8<)  181.  1*80  81  IH6. 
1SSI  vi  l  O.'i  Mill.  M..  vielfach  kleinere  Grundmarke,  aber  sonst  doch  auf  die  Dauer 
keine  erwünschte  Praxis. 

Die  neuere  Wissenschaft,  wie  sie  insbesondere  von  der 
deutschen  historischen  Schule  der  Nationalökonomie  vertreten 
wird,  ist  solchen  Massregeln  der  Veräusserung  der  Domänen, 
wenn  sie  als  allgemeine  Forderung  der  Politik  erscheinen, 
schon  abhold,  weil  sie  mit  Hecht  die  Bedingtheit  aller  solcher 
Entscheidungen  durch  die  geschichtlich  gegebenen  Verhältnisse 
des  Volks-  und  Wirtschaftslebens  betont  und  danach  eine  rich- 
tige Entscheidung  nur  von  Fall  zu  Fall  flir  möglich  hält  Die 
socialpolitische  Auflassung,  welche  namentlich  den  Einflnss 
der  Gestaltung  der  Besitzverhältnisse  und  Rentenbezllgc  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  auf  die  sociale  Lage  der 
Volkselassen  beachtet,  wird  sich  vollends  dem  allgemeinen 
Verdict  gegen  das  werbende  Staatseigenthum,  besonders  gegen 
Staatsgrundbesitz  nicht  anschliessen  können.  Sie  wird  vielmehr 
die  Bedenken  eines  ausschliesslich  privaten  Besitzes  der  Pro- 
ductionsmittel  und,  daraus  hervorgehend,  eines  zu  starken  Ueber- 
wiegens  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirtschaft 
hervorheben. 

Die  Frage  der  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Veräusserung 
der  privatwirthschaftlichen  Einnabmeobjccte  des  Staats  hängt  da- 
her wieder  eng  mit  den  allgemeinsten  und  wichtigsten 
Fragen  der  0 rganisation  der  Volkswirtschaft  und  der 
Gestaltung  der  Besitzverhältnisse,  speciell  der  Ver- 
theilung des  Eigenthums,  namentlich  des  Grundeigen- 
thums, als  Privateigenthum  an  die  Privatwirtschaften  und 
als  öffentliches  oder  „gesellschaftliches"  Eigenthum  an 
die  Zwangsgemein wirthschaften,  den  Staat  und  die  Selbstverwal- 
tungskörper, besonders  die  Gemeinden,  als  die  Vertreter  der  Volks- 
gemeinschaft, zusammen.  Jene  Frage  ist  deshalb  z.  B.  in  Hinsiebt 
auf  die  FcldgUtcr  zugleich  eine  principale  Frage  in  Bezug  anf 
die  Rechtsordnung  für  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden.  Diese  Seite  der  Sache  hat  die  ältere  Finanzwissenschaft 
zu  wenig,  oftmals  gar  nicht  beachtet.  Sie  beging  denselben  Fehler 
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wie  die  Politische  Oekonomie  der  Smithschen  Schule  in  den  volks- 
wirthschaftlichen  Fragen  Uberhaupt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
die  Gründe  fttr  und  w  i  d  e  r  Domänenveräusserung  bei  den  älteren 
Finanztheoretikern,  auch  noch  Rau  hier  eingeschlossen,  nur  eine 
bedingte  Beweiskraft  haben  und  mit  den  anderen  Gründen  ans 
dem  socialpolitischen  Gesichtspuncte  für  die  Entscheidung  combinirt 
werden  müssen. 

S.  daher  bes.  die  eingehende  priucipii  lle  Krörterung  der  Grundeigcnthumsfraire 
in  der  Grundlegung  2.  Abth.,  -Kap.  4,  bes.  §.  341—  34">,  — **.">  1 ,  wo  auf  die  Staats- 
domänen mit  Rücksicht  genommen  i>t:  ferner  A.  Saint «t,  (j<  »  IIs<  h.  u.  Privatei». 


K i*ster  Hauptabschnitt. 

Feldgüter  oder  Domänen  im  engsten  Sinne  und  dingliche  Rechte, 

1.  Abschnitt. 
Beibehaltung  oder  VerUusseriuii?  der  Feldguter. 

I.  —  §.  211).  Die  Gründe  für  und  wider  in  der  bis- 
herigen Finanz  Wissenschaft.  Zur  allseitigen  Würdigung 
der  Frage  und  der  Art  und  Weise,  wie  sie  behandelt  wurde,  er- 
scheint es  zweckmäesig,  zunächst  die  bisher  übliche  Beweisführung 
darzulegen,  deren  bester  Repräsentant  Kau  war.  Kau  hat  die 
Gründe  für  und  wider  folgendermaßen  zusammengestellt. 

.  S.  Kau,  5.  A..  §.  94—98.  mit  kleinen  Veränderungen  von  mir  in  d.  0.  A.  §.  122  If. 
Kau  hat  hier  noch  ivin  du-  linanz.  (u.  privatökonom.)  Betrachtungsweise.  Einzelne 
Modifikationen  dieser  Auffassung  hatte  icli  schon  in  d.  6.  A.  eingefügt  (z.  R.  Punct  1 
in  §.  122),  aber  noch  nicht  genügend;  mein«*  Ansicht  war  dem  Staatsgrundeigcnthiim 
noch  zu  ungunstig.  Die>e  Behandlung  fand  schon  in  meiner  Grundlegung  a.  a.  0. 
die  nothwendige  Berichtiguntr.  Ich  gebe  jetzt  hier  nur  kurz  die  Gründe,  die  Kau 
aufführt,  dem  Sinne  nach  an.  Seine  weitläufige  Auseinandersetzung  dieser  Grunde 
i-«t  jetzt  wohl  entbehrlich.  Sie  findet  sieb  übrigens  im  Ganzen  noch  wortlich  in  der 
\or.  Aufl.  dieses  Bandes  §.  159  S.  3(13  fr. 

A.  Für  die  Veräusserung  der  Domänen. 

1.  Die  geringere  ökonomisch-technische  Geschick- 
lichkeit der  Staatsverwaltung  verglichen  mit  der  der  Privaten 
im  gewöhnlichen  Wirthschaftsbetrieb. 

Man  hat  darauf  u.  A.  aus  der  Höhe  des  Erlöses  beim  Verkauf  verglichen  mit 
«Vm  bisherigen  Keinertrag  und  dem  Schätzungswerth  Schlüssen  wollen.  Letztens  ist 
Jedenfalls  hei  der  l'nsieherheit  der  Grundlagen  mißlich.  Nach  Kau  a.  a.  0.  solleu  in 
Dänemark  neuerlicli  die  Staatsgüter  so  put  verkauft  worden  sein,  dass  ihr  bisheriger 
Keinertrag  nur  1  /'.,—  1  Proc.  des  Erlöses  war.  Die  in  Spanien  bis  1811  verkauften 
Staatsgüter  waren  auf  133  Mill.  Ke.  geschätzt  und  es  wurden  926  Mill.  erlöst.  Die 
•»H  1S55  von  der  Kegierung  verkanften  Kirchengitter  brachten  einen  Erlös  von 
1",851.000  Kealeu.  während  sie  zu  9,143,000  Ke.  angeschlagen  worden  waren.  Audi 
«He  neuesten  italien.  Koultate  heim  Verkauf  der  Staats-  u.  Kirchengüter  sind  ver- 
glichen mit  den  l»Mier.  Kenten  u.  den  Taten  *rnii^tiir.   In  Baiern  sind  in  d-n  Jahren 
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l!>26— 28  für  3,350.55"  fl.  Domänen  \ erkauft  uordeu,  deren  Keinertrag  bisher  54.1  öl  1 
oder  2-3  Proe.  war.  Der  Erlös  ist,  wenn  man  noch  45.000  11.  Vorschüsse  u.  35,000  II. 
Ausstände  einrechnet,  das  4 5 fache  der  bisherigen  reinen  lvente,  und  verzinst  sich 
dagegen  zu  4  2  Proc.  Verh.  v.  Ib.Hl.  Heil.  XXI.  Vette  Hein 's  Vortrag  §.  13  (Kau). 
Leber  Oesterreich  s.d.  Schrift  v.  J.  Schulhof.  Staatsgüter  u.  Grossem  nd  besitz  in 
d.  iuterr.  Mon..  Wien  1S02  (ziemlich  unzuverlässig)  n.  dagegen  dieS.  525  gen.  Schrift  der 
Hank.  In  letzterer  wird  u.  A.  gezeigt,  dass  man  bei  der  Vergleichung  uiit  Privat- 
güteru  oft  den  Ertrag  der  Staatsgüter  nicht  richtig  (nicht  hoch  genug)  ansehläjrt. 
S.  12:  ..Die  Keiitahfuhren  können  nicht  zur  Grundlage  einer  vergleichenden  Beurtheilun? 
dienen,  da  von  dem  Reinertrag  der  Staatsgüter  meist  nur  ein  Tln.il  in  die  Staatskasse 
gelangt."  Es  mochte  Uberhaupt  häufiger,  als  bisher  angenommen  wurde,  der  Staats- 
guterertrag  selbst  jetzt  schon  nicht  allgemein  (wenn  Zeit  des  Verkaufs,  Lage,  Boden, 
AbsatzveihältnisSf ,  Grösse  der  Guter  u.  s.  w.  verglichen  wird)  so  sehr  hinter  dem  von 
Privatgütern  zurückstehen,  von  möglichen  Verbesserungen  in  der  Verwaltung  gar  nicht 
zu  reden.  Immerhin  verkaufte  jedoch  auch  d.  <isten\  Nationalbank  8  Güter  von  zu-. 
01.524  II.  mittl.  Keinertrag  im  Anschlag  (unter  Berücksicht.  steigender  Cultur)  von 
1-46  Mill.  fl.  für  2.620,64o  fl.,  wovon  der  bisher.  Ertrag  also  235%  war.  —  bei 
einem  Staat.sschuldzinsfuss  von  7  —  9U'„.  Bei  den  neuesten  pretiss.  Doui&ncnveräusse- 
rungen  (1874  ff.),  besond.  in  Neu-V'or-Poui  mein,  sucht  die  Regierung  nach 
Anregung  der  Kammern  die  Domänen  in  kleinen  Stücken  zu  veräussern,  um  der  I^nd- 
bevolkerung  (ie|«<renheit  zum  Ankauf  von  Land  zu  geben  und  dadurch  u.  A.  dir 
Auswanderung  entgegenzuwirken.  Besonderen  Erfolg  haben  diese  Massregeln  bisher 
nicht.  Doch  soll  auch  nach  den  Ansichten  Sachverständiger,  z.  B.  Sombart's,  nicht 
in  der  richtigen  Weise  vorgegangen  werden  Die  Sache  nimmt  in  solchem  Falle  aber 
schon  den  Charakter  einer  socialpolitischen  Massregel  an.  So  wurden  im  R.-B.  Stral- 
sund 3  Domänen  in  Parcellen  vom  l  in  lang  eines  Bauerhofs  u.  von  Cossäthcnhöfcn. 
theils  als  Iläuslerstellen  meistbietend  zu  verkaufen  gesucht,  Zahlungsbedingung  V»  ht'i 
der  Uebergabe.  '/„  nach  Jahresfrist,  9/3  bleiben  5  Jahre  lang  zinsfrei  stehen.  Gerinj:» 
Nachfrage,  besonders  die  kleineren  Parcellen  konnten  mehrfach  nicht  einmal  unter 
der  Taxe  verkauft  werden.  Vgl.  Sombart.  d.  Fehler  im  Parcellirvcrfahwn  d.  pnu». 
Staatsdomänen,  Berl.  1876. 

2.  Passende  Verwendung  des  Verkaufserlöses  der 
Domänen  zur  Schuldentilgung,  wobei  gewöhnlich  mehr 
Rente  erspart,  als  preisgegeben  werde. 

3.  Nachtheilige  Verwicklung  der  Staatsverwaltung 
als  Domänenfiscu8  in  Privatinteressen. 

4.  Erfahrungsmässige  Entbehrlichkeit  der  Domänen  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs. 

B.  Für  die  Beibehaltung  der  Domänen: 

1.  Politische  Zweckmässigkeit  des  Domänenbesitzes, 
besonders  inErbmonarchieen,  nach  dem  historischen  Ursprung 
der  letzteren,  wegen  grösserer  Unabhängigkeit  der  Regierung  von 
Volk  und  Ständen,  grösserer  Sicherheit  dieses  Besitzes  und  der 
Einkünfte  daraus  in  unruhigen  Zeiten,  welch'  letzterer  Punct  freilich 
zweifelhaft  ist 

2.  Politische  und  speciell  finanzpolitische  Zweck- 
mässigkeit des  Domänenbesitzes  auch  verglichen  mit  der  stets 
mehr  oder  weniger  unliebsamen  Besteuerung  dem  Volke  gegenüber. 

3.  Keineswegs  allgemeines  Zurückstehen  der  Rein- 
erträge und  der  Bewirtbschaftung  der  Domänen  verglichen  mit 
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Privatgrundbesitzungen.  Wo  es  vorhanden  sei,  lasse  es  sich  be- 
seitigen und  bei  der  üblichen  Verpachtung  ergäbe  sich  kaum 
ein  Unterschied  zwischen  Domänen  des  Staats  und  den  meist  an 
ihre  Stelle  tretenden  Grossgrundbesitzungen  grosser  Grandherren 
und  Körperschaften. 

4.  Gewöhnlich  in  fortschreitenden  Ländern  im  Laufe  längerer 
Zeit  zu  erwartendes  Steigen  des  Domäneneinkommens,  wegen 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundrente  und  der  Preise  der 
Agrarproductc. 

5.  Berlins.  Cirundsätze.  S.  ISO.  Meit/.en.  Boden  Pnu»vnV.  III.  40S,  41«.», 
Stat.  Jahrb.  VI.  1.  156.  (jrnndleir.  §.  3-1."» .  Ertrag  d.  prciiss.  Dom.vonv.ike  p.  II«  ct. 
1*4<».  t>9,  7«».  l)«z.  13-4B— 17*60  — 2S-1*»  —  37'4!I— Hil-lS  M.;  allerdings  unt. 
Miteinfluss  des  Hinzutritt-,  der  Domain  u  di  r  1S06  m-ii  envorhen-n  Landesthcile  u.  in 
.  im  r  Periode  «rrosser  Sti  ivrcrtiiiir  der  Pac  Ii  tertiäre;  jedoch  ist  m  uerdiiiirs  diese  St«*iiroriin«r 
langsamer  sre  worden  u.  hat  m<-hrfach  l>ei  AMauf  älterer  Paehteontract.  in  einzelnen 
lallen  einer  H«  nilisrt/.iinu-  der  Keilte  Platz,  »vmacht. 

5.  Vorth  eilhafter  Einfluss  des  Domänen  besitz  es 
auf  den  Staatscrcdit  mittelst  Fundirung  der  Anleiheu  auf 
diesen  Besitz. 

6.  Benutzbarkeit  einzelner  Domänen  zu  landwirtschaft- 
lichen Musterbetriebsanstalten,  zu  landwirthschaftlichen 
Lehranstalten,  und  der  mit  entsprechenden  Gebäuden  ausgestatteten 
Domänen  zu  sonstigen  Staatszwecken  (Irren-,  Arbeitshäuser,  Schul- 
lehrerseminare  u.  dgl.  m.). 

C.  Nach  der  Abwägung  der  vorstehenden  einander  zum  Theil 
widerstreitenden  Gründe  gelangt  schon  Ran  auch  für  die  Gegen- 
wart nicht  zu  einer  einfachen  unbedingten  Regel. 

.,W\_'iP\  w ie  er  sajjte  (§.9!^  ..die  Bestandteile  d.  Domänenveiuii>nen>  seihst,  sowie  die 
Ortlichen  und  zeiüichen  Verhältnisse  so  wrschieden  seien,  dass  nicht  überall  und  zu 
aller  Zeit  .-in.«  und  diesell.e  Handlungsweise  d.  r  Ketrierunir  empfohlen  werden  Unne. 
Der  Verkauf  aller  Domänen meinte  er,  „wäre  »  In  n  so  weniir  allgemein  zu  reeht- 
lertisren,  als  die  Beihehaltun»-  aller,  vielmehr  mils.se  man  in  «rejrebciien  Fällen  liehen 
den  feststehenden  Zwecken  auch  auf  die.  ohwaltenden  l  mstände  Kucksicht  nehmen." 
I!au  höh  dann  verschiedene  zu  berücksichtigende  Pnnete  hervor.  Namentlieh  hei 
allgemein  intensiverer  Ilodencultur  werde  der  Unterschied  leichter  zu  (iunsteit  des 
Privatjrrundhesitzes  sein  und  sich  dann  der  Verkauf  der  Domänen  auch  im  volks- 
»irthschaftlichen  Interesse  empfehlen.  Am  Ersten  sei  der  lebertranir  von  Garten-  und 
Uehland.  wenisrer  von  Ackerland  und  Wiesen,  am  wenigsten  von  Waldungen  an  Private 
«»•eckinössiff.  (Kau,  §.  «IS.  darnach  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bande-.,  §.  160.) 

Diese  ganze  Beweisführung  ist  ein  characteristisches  Beispiel 
der  Argumentationen  des  besonnensten  und  wissenschaftlich  unbe- 
fangensten Theils  der  Smith' sehen  nationalökonomischen 
Schule  in  allen  solchen  Fragen  der  Finanz-  und  Volks  Wirtschafts- 
politik.  Die  Gründe  für  und  wider  eine  solche  practische  Mass- 

A.  Vi?«»;,  Finanz» kxt'iwluh.    !.   T  Antl. 
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regel  werden  hier  objeetiv  geprüft  und  es  wird  immerhin  schon 
in  einer  der  historischen  Schule  ähnlichen  Auffassung  eine  ab- 
solute Entscheidung  abgelehnt,  den  relativen  Verhältnissen 
vielmehr  richtig  Rechnung  getragen.  Aber  dennoch  bleibt  die 
Beweisführung  einseitig  und  unzulänglich,  wesentlich  aus 
zwei  Gründen:  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  nur  in  den 
Gesichtspuncten  des  volkswirtschaftlichen  und  privatwirthschaft- 
lichen  Productionsinteresses  und  lässt  die  anderen  Gesichts- 
puncte,  diejenigen  des  volkswirtschaftlichen  Vertheilungs-  und 
des  damit  verbundenen  socialpolitischen  Interesses  oder  m. 
a.  W.  die  Einwirkung  der  Grund bes itzverbältnisse 
auf  das  Volksleben  —  Staatsgrundeigenthum  und  Staat srenten- 
bezug  im  Falle  des  Domänenbesitzes  und  Beseitigung  dieser  Ver- 
hältnisse bei  der  Domänenveräusserung  —  ganz  unbeachtet; 
sodann  geht  jene  Beweisführung  auch  überall  ohne  ausreichende 
Begründung  von  der  Annahme  einer  natürlichen  Inferiorität 
des  Staatseigenthums  verglichen  mit  dem  Privateigenthum  am 
Boden  und  demgemäss  von  der  Voraussetzung  einer  zu  allgemeinen 
und  zu  bedeutenden  Be  na  chtheiligung  des  volkswirthschaft- 
lichen  Productionsinteresses  bei  der  Beibehaltung  der 
Domänen  aus. 

Dif  nähere  Hegründung  di<  >.  r  Hinwürfe  geavn  die  hier  als  Beispiel  sr<  noinmon.* 
Beweisführung  IC  au 's  gehört  wieder  nicht  in  die  I  inanzwi>senschaft,  sondern  theils  in 
den  grundlegenden  Th^il  der  allgemein«' Ii  Volkswirtschaftslehre,  ins- 
besondere iu  das  Kapitel  von  d>  r  a  11g e  mein«- n  wirth schaff  liehen  K.chts- 
ordnnng  und  der  G rund «•  igen  thum so rdn  un  g  >p<ci»ll  (firundlegang,  2.  Abth., 
bes.  Kap.  4),  theils  in  die  Agrarpolitik. 

II.  —  §.  220.  Entscheidung  der  Frage  des  Domänen- 
besitzes mit  aus  dem  socialpolitischen  Gesichts- 
punete.  Das  Ergebniss  der  einschlagenden  Erörterungen  in 
der  „Grundlegung"  (bes.  §.  341—351,  368)  für  diese  Entscheidung 
ist  für  unsere  Staaten  in  der  Gegenwart  etwa  folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Fragen,  welche  sich  an  die  Eigenthums- 
ordnung für  Productionsmittel ,  speciell  für  den  Grund  und  Boden 
knüpfen,  müssen  stets  aus  dem  doppelten  Gesichtspuncte 
des  volkswirtschaftlichen  Producti ons- und  des  volks- 
wirtschaftlichen Ve  r  t h  e i  1  u  n  gs  i  nt e  re  ss  e  s  und  mit 
letzterem  zusammenhängend  des  socialpolitischen  Interesses 
beurtheilt  werden  (G.  S.  711),  §.  340).  Es  lässt  sich  aber  nach- 
weisen, dass  der  letztere  Gesichtspunct  bei  der  Entscheidung  doch 
den  Ausschlag  geben  darf  CG.  §.  345). 
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In  der  Domänenfrage,  wie  in  allen  Fragen  des  ländlichen 
Grundeigenthums,  ist  ausserdem  zwischen  kleinem  und  mitt- 
lerem einer-  und  G rossgtlterbetrieb,  bez.  Besitz  anderseits 
zu  unterscheiden  (G.  §.  347,  349).  Die  Entscheidung  wird  dann 
folgendermassen  lauten : 

A.  Handelt  es  sich  nach  der  Sachlage  nur  darum,  die  Do- 
mänen als  GrossgUter,  was  sie  bei  uns  meistentbeils  sind,  in 
die  Hände  von  Privaten  übergehen  zu  lassen,  so  erscheint  die 
Beibehaltung  aus  volkswirtschaftlichen  und  socialpolitischen, 
aus  Gründen  des  Productions-  und  Vertheilungsinteresses  gerathen 
und  jedenfalls  aus  finanziellen  Gründen  nicht  so  allgemein  ver- 
werflich, wie  die  frühere  Theorie  annahm. 

Die  Griindr  für  diese  EuNcheidung  der  Frage  sind  dir  nachstehenden: 

1.  Bei  ordentlicher  Regelung  drs  Zeitpaehtv  erhältnisses,  welche  recht 
wohl  zu  erreichen  ist,  wird  dir  Domäne  \on  Pächtern  ebensogut,  wenn  nicht  hesser 
bew  irthschaftet.  als  \on  Eigenthilmern.  Das  lä>st  sieh  au^  drn  massgebenden  A  erhalt 
ni»>rn  ableiten  und  wird  durch  dir  Erfahrung  bestätigt.  <G.  §.  345.)  En  kommt  auch 
in  deutschen  Verhältnissen  hirr  der  besondere  Vorthril  bei  drr  Parht  im  Vergleich  mit 
dem  privaten  Eigenthnm  in  Betracht,  dass  d«  r  Pächter  mit  einem  größeren  eigenen 
Betriebskapital  wirtschaften  kann  als  der  Käufer  (Kau.  Volksw.sch.lehre  §.  377. 
Koscher.  Syst.  II.  §.62),  weil  letzterer  sein  Kapital  zum  grossen  Theil  in r  den 
Kaufpreis  verwenden  muss.  Wird  das  Gut  vom  Erwerber  etwa  selbst  wieder  verpachtet, 
so  Meint  die  Sachlage  im  Effect  für  das  Productionsintcivssc  dieselbe  wie  bisher. 

2.  Das  Vorhandensein  eines  unabhängigen  Grossgrundhesitzerstands  kann  für  ein 
Land  in  socialer  Hinsicht  so  werthvoll  sein,  das-»  der  private  Grundrenten bezu»-  dafür 
trotz  seiner  Bedenken  mit  in  dm  Kauf  irenommen  werden  darf.  Kür  die  Erhaltung 
des  privaten  Gro»irrundbrsitze>  wird  die  sociale  Function  des  Grundbesitzer- 
standes daher  wichtig  in  dir  Waagschale  fallcu.  (G.  §.  3.10).  Aber  mit  Doinänen- 
veräusserungen .  die  schon  bei  der  massigen  Zahl  noch  vorhandener  Grossdomänen  in 
unseren  Staaten  und  bei  der  notwendigen  Vereinzelung  von  Verkäufen  nicht  bedeutend 
hierauf  einwirken  können.  lässt  sich  dieser  Stand  doch  nicht  eist  schaffen.  (Zahl  der 
Domänen  selbst  in  Preiissen  1 S75  nur  1127  [in  Uhrinland  fehlen  sie  ganz,  in  West- 
falen bis  auf  4J.  Zahl  d.  r  Pachtungen  1S*3  818  mit  1077  Vorwerken  und  13  27  Mill.  M. 
Ertrag,  daneben  Ertrau  von  anderen  Doinänengrundstückeii,  in  Pareellenpacht,  v.  Mühlen 
und  Fischereien  4*70  Mill.  M.1  Ein  solcher  Stand  muss  ohnehin  seine  geschicht- 
liche  Tradition  haben,  um  eine  erspriessliche  sociale  Function  auszuüben.  Deswegen 
kommt  bei  der  Frage  der  Domünenveräiiss,rung  nur  das  andere  Moment  in  Betracht, 
das  mit  dem  Vertheilungs-  und  socialpolitischen  Interesse  verbunden  ist:  die  nationale 
(imndrente,  bez.  ihr  naturlicher  weiterer  Zuwachs  würde  in  noch  grösserem  Maasse 
aus  der  Hand  der  durch  den  Staat  vertretenen  Volksgemeinschaft  in  die  Hand  eines 
kleinen  besitzenden  Bruchteils  der  Bevölkerung  übergehen.  (G.  §.  34  U  Das  ist 
nicht  erwünscht. 

3.  Das  finanzielle  Interesse  kann  allerdings  durch  den  Verkauf  der  Domänen 
befriedigt  werden,  wenn  der  Zins  aus  dein  Kaufpreise  erheblich  höher  ist  als  die 
reine  Pachtrente  und  etwa  der  Staat  Schulden,  die.  er  hoch  verzinsen  muss.  so  tilgen 
kann.  Hier  haben  die  von  Hau  zusammengestellten  Gründe  ein  gewisses  Gewicht. 
Aber  durch  richtige  Anwendung  des  Conen nvnzpriucips  lässt  sich  die  Pachtrente 
steigern.  Sie  steigt  dann  regelmässig  mit  der  allgemeinen  nationalen  Grundrente, 
deren  Wachsthum  bei  vermehrter  Bevölkerung  und  höherer  EntWickelung  des  Volks- 
reichthuins  im  Allgemeinen  zu  erwarten  ist.  von  zeitweiligen  Rückschlägen  abgesehen, 
wie  etwa  gegenwärtig  und  in  nächster  Zukunft  unter  dem  Einfluss  der  amerikanischen 
Concurrenz.  Selbst  finanziell  fragt  es  sich  daher,  ob  der  Staat  bei  einem  jetzigen 
Verkauf  diese  Chancen  genügend   bezahlt  bekommt.    Gegenüber  dem  principiellen 
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Bedenken,  iiinii"  r  nTö»<<:ri'  Theile  und  »chlit-s-licli  die  iranze  national-  CiruudronU  oder 
weuiir^ens  ihren  Zuwachs  an  weuiuv  Privat"  üb<Tjr<  li<  n  zu  ><  h«  n.  *.-nt^cli<»icli*t  aVr 
eine  Zinsdifli  >ivnz  zu  I  nnun-t-n  de»  Staat*  in  d<  r  V«  räu^.  i  uii!^f'ra»v  auch  niclit  allein. 

B.  Anders  liegt  die  Sache  im  Allgemeinen,  bei  einer  Zer- 
schlagung der  Domänen  in  kleinere  oder  mittlere 
(bäuerliche)  Betriebe  oder  Guter.  Kann  hier  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  durch  eine  Veräusserung  der  Domänen  ein  Bauerstand  er- 
halten oder  neu  geschaffen  werden  —  allerdings  ein  sehr  schwie- 
riges Problem!  —  so  empfiehlt  sich  diese  Massregcl  aus  allen 
in  Betracht  kommenden  Gcsichtspuncten  (G.  §.  347,  348). 

Die  letzteren  sind  insbesondere: 

1.  Das  Productionsintercssc,  besonder*  wenn  es  sich  um  intensivere,  mehr  Handcls- 
gewächse  u.  s.  w.  bauende  Culturen  handelt,  wird  hier  durch  das  Privateigentums 
am  Boden  wohl  besser  gefördert  als  durch  ein  hier  ohnehin  schwerer  zu  icgelmk« 
Zeitpaclit  recht. 

2.  Der  Bezug  eines  Thcils  der  nationalen  Grundrente  in  kleinen  Quoten  durch 
eine  grössere  Anzahl  bäuerlicher  Wirthc  hat  die  oben  hervorgehobenen  Bedenken 
nicht,  oder  sie  werden  durch  den  socialpolitischcn  Vortheil  des  Vorhandenseins  eines 
solchen  Bau  erstand»  aufircwojren. 

X.  Das  finanzielle  Intcrcsso  des  Staats  kann  bei  einem  Verkauf  von  zerschlagenen 
Domänen  auch  besser  wahrgenommen  werden.  Denn  bei  der  srrösscren  Zahl  mit- 
werbender Käufer  lassen  sich  höhere  Preise  als  bei  der  Veräusserung  geschlossener 
Domänenhöfe  erlangen,  ohne  dass  das  Plus  des  Preises  für  den  Klein-  und  Mittel- 
landwirth  bei  seiner  Betriebsamkeit  und  seinen  Bodenculturen  drückend  werden  muss. 

Das  Hauptbedenken  bleibt  nur,  ob  das  erwünschte  Ziel  bei 
solchen  Verkäufen  erreicht  wird.  Die  Käufer  können  durch  Auf- 
nahme kündbarer  Schulden  leicht  von  vorneherein  in  abhängige 
Lage  gerathen.  Sic  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  sein, 
den  Besitz  zu  erhalten.  Anderer  Gross-  und  Mittelbesilz  saugt 
die  ehemaligen  Domänenstücke  auf.  Es  wird  daher  bei  der  Durch- 
führung der  Massregel  auf  ein  richtiges  Schuldrecht  an- 
kommen (G.  §.  322),  oder  statt  des  Verkaufs  richtet  der  Staat 
besser  ein  Erbpacht  System  ein.  Dies  kann  die  wirthschaft- 
lichen,  finanziellen  imd  socialpolitischcn  Vortheile  der  Veräusserung 
und  des  festen  Besitzrechts  für  beide  Betheiligte  bieten,  ohne  die 
mit  dieser  Maassregel  leicht  verbundenen  Schwierigkeiten  und  Be- 
denken. Die  spcciellen  Bedenken,  welche  gegen  die  Erbpacht 
geltend  gemacht  werden,  wiegen  nicht  so  schwer,  als  dass  mau 
dies  System  unbedingt  dem  Privateigenthum  des  Landwirths  nach- 
setzen müsste. 

III.  —  221.  Verfahren  bei  D  o  m  ä n  c n  v er  äu s se  r- 
u  n  g  e  n. 

Vtrl  Kau  09.  100,  u.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  103.  Jetzt 
hier  verkürzt.  Für  Prcussen  s.  die  Bestimmungen  des  geltenden  Hechts  iniit  Rück- 
blick ;iuf  dessen  Kntwicklantr)  in  Oelrichs.  <l.  Domänenvcrwalt.  d.  preuss.  Staat», 
Ikesl.  1>V{,  S.  77  II.  . 
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A.  Allgemeine  Puncto. 

1.  Die  dem  älteren  Staatsrecht  der  deutsehen  Territorien  be- 
züglich der  „KammergUter"  angehörige,  auch  im  Ausland 
(Frankreich)  früher  für  die  Domänen  giltige  Bestimmung  der 
an  bedingten  Unveräusserlichkeit  entspricht  den  Verhält- 
nissen der  Gegenwart  nicht  mehr  und  ist  als  Cautcl  gegen  finan- 
zielle Misswirthschaft  und  gegen  Missbrauch  der  Regierungsgewalt 
im  System  der  „verfassungsmässigen  Finanzwirtbschaft"  nicht  mehr 
nöthig.  Es  sind  vielmehr  nur  die  Bedingungen  der  Ver- 
äusscrung  (ebenso  des  Austausches,  der  Verpfändung) 
gesetzlich  festzustellen  und  Uber  deren  Innehaltung  die  Verwaltungs- 
und die  Staatscontrole  (§.  137  ff.)  mit  auszuüben.  An  die  jedes- 
malige vorausgehende  Zustimmung  der  Volksvertretung  die  ein- 
zelne Vreräus8erung  zu  knüpfen,  erscheint  dann  weder  nothwendig 
noch  zweckmässig. 

Jedenfalls  musste  sich  eiuo  solche  Vorschrift  auf  Veräußerungen  grosseren 
Uetraurs  (Uber  eine  gewisse  Werthsutnme  oder  Flächeng rdsse  hinaus"!  beschränken.  Kur 
kleinere  Verkäufe,  von  einzelnen  Grundstücken,  Parccllen ,  deren  Ausfuhrung  die 
Bedürfnisse  des  wirtschaftlichen  Lebens,  Strassen-,  Häuserbanten,  Aenderung  der 
Culturen  regelmässig  bald  da,  bald  dort  bedingen,  muss  die  Verwaltung  vollends  freie 
Hand  haben.  Ks  genügt  auch  in  der  verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft  di<>  Ver- 
pflichtung der  Kegicrunir.  die  vorgekommenen  Veräusserungen  nachträglich  der  Volk->- 
vcrtrctüiiü  regelmässig  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

2.  Besondere  sonstige  Beschränkungen  der  Veräusscrung 
der  Domänen  und  der  Verwendung  des  Erlöses  sind  dann  gegen- 
wärtig nur  da  noch  am  Platze,  wo  den  Domänen  noch  nicht  die 
Hcchtsqualität  reinen  Staatsguts  anhaftet,  sondern  die  Dy- 
nastie noch  ein  besonderes  Anrecht  daran  hat  (§.  215,  174).  Hier 
ist  wohl  die  Consequenz,  dass  der  Erlös  von  stattgefundenen  Ver- 
äusserungen wieder  in  Grundstücken  oder  dgl.  angelegt  oder 
wenigstens  darüber  eine  besondere  Rechnung  geführt  wird, 
welche  den  ursprünglichen  Umfang  der  Domänen  und  die  darin 
durch  Veräusserungen  eingetretenen  Verminderungen  in  Evidenz 
hält  (G runds tock ve rwal tu ng,  bez.  -Rechnung  einzelner 
deutscher  Staaten).  Die  Regelung  dieser  Verhältnisse  ist  dann 
eine  Frage  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats,  keine  finanz- 
wissenschaftlichc. 

S.  Kan  §.  W  Nute  r»  u.  v..r.  Aull  dieses  Itands  S.  .{75  Note  21.  Kad  Veilass. 
S.  5\  sächs.  1>,  wurtcinb.  1»2  II'.,  hess  Art.  7-10.  baier.  Verf.-Urk. 
Tit.  III,  6,  7.  Ueber  Prcussen  s.  v.  Könne,  Staate.  II.  2.  .VJI,  Oelriehs 
S.  711  II.  Ks  uelten  hier  verschiedene  Kcchtshäfzc  in  Betr.  der  Vei  äussern  ng  in  den 
Tboilcn  des  Gebiets,  das  1*»0S  zum  Staate  irehörte  u.  später  dazu  kam  In  Kaden  /..  K. 
wird  (1- r  aus  dem  Duinäncnverkatife  und  den  Ablesungen  eingegangene  und  nicht 
»Jeder  zu  Ankäufen  verwendete,  sondern  zur  Einlösung  von  Staatsobligationen  benutzte 
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Betrag  unter  dem  Namen  des  Grundstocksvermögens  als  eine  Forder.  des  Fürsten- 
hauses an  das  Land  betrachtet  und  als  ein  besonderer  Hestandthcil  der  Staatsschuld 
aufgeführt.  (Jedoch  sind  unter  den  verkauften  Gegenständen  auch  wahre  Staatsgüter 
begriffen  "Wesen).  Bis  zum  Belaufe  von  12  MiU.  fl.  ist  dieses  Grundstocksvermoiren 
unverzinslich;  der  Mehrbetrag  wird  den  Domänenkassen  aus  der  Schuldentilgunjrskassc. 
welche  die  Grundstoeksrechnumr  führt,  verzinset,  jedoch  nicht  baar.  sondern  durch 
Abrechnung  mit  der  Staatskasse,  aus  welcher  die  Schuldenkasse  ihre  Dotation  erhält. 
Ks  ist  dies  nur  eine  Form ,  um  den  Belauf  der  in  letztere  Kasse  geflossenen  Ver- 
kaufs- und  Ablösuiürsgeldcr  in  Erinnerun-r  zu  erhalten.  Durch  Ankäufe  und  Grund- 
vcrbi'sserungen  von  Domänen  wird  diese  Verinögcnswasse  auch  wieder  vermindert. 
Neben  dem  Doinanial-  wird  neuerlich  auch  ein  Staats-Grundstocksvcrmögen  aufgeführt, 
welches  aus  Verkäufen  von  Bestandteilen  des  Staatsvermögens  gesammelt  und  zum 
Theiie  wieder  zu  Ankäufen  verwendet  wird.  Beide  Grundstocksberechnungeu  werden 
jährlich  dem  ständischen  Ausschuss  zur  Prüfung  vorgelegt  u.  bei  dem  Anfang  einer 
Budgetperiode  den  Ständen  mitgetheilt  <Rau)  (Stand  Anf.  1SS2  unter  den  Passiven 
der  Atnortis.kassc:  Domänengrundstock  20  .j 7  MiU.  M.  unverzinslich,  12*23  M.  M. 
verzinslich  (4u/0t,  zus.  32">0  M.  M.,  Staatsgrundstock  noch  215$  fl.  unverzinsb.  — 
Aehnlieh  in  Wurtcmberg,  s.  Iii  ecke  a.  a.  0.  S.  181  ff. 

3.  Die  Verwendung  des  Erlöses  muss  im  Uebrigen  nach 
den  richtigen  Grundsätzen  der  Finanz  Wissenschaft 
gesetzlich  so  bestimmt  werden,  dass  entweder  S  c  h  u  1  d  e  n  getilgt 
oder  Ausgaben  für  privat-  und  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlagen,  eventuell  auch  für  andere  (eigentliche) 
ausserordentliche  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  etc. 
damit  gedeckt  worden.  Hier  gelten  für  die  Verwendung  des  Er- 
löses mithin  dieselben  Kegeln  wie  für  die  Benutzung  des  Staats- 
credits  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  (§.  65  ff.).  Es  6ind  daher 
nur  die  laufenden  ordentlichen  Ausgaben  grundsätzlich  nicht  aus 
dem  Erlös  zu  bestreiten. 

Der  „TCrlös  aus  Ablösungen  von  Domänengcfällen  und  aus  dem  Verkauf  von 
Domänen-  und  Forstgrundstücken"  bildet  jetzt  zwar  ein  besonderes  Kapitel  in  der 
preussi sehen  Staatseinnahmen  aber  musste  streng  genommen  überhaupt  nicht  unter 
der  ordentl  Einnahme  stehen.  Die  ausschliessliche  Verweudung  für  Schuldentilgung 
u.  f.  neue  privatwirthsebaftüche ,  Rente  gebende  Kapitalanlagen  entspräche  mehr  der 
älteren  Rechtsstellung  der  Kammergüter  u.  den  Grundsätzen  jener  „Grundstock- 
verwaltungen", geht  aber  als  unbedingte  Kegel  (wie  sie  auch  Bau  iinplicite  giebt, 
H!»  zu  weit.  —  Wo,  wie  in  Preussen.  die  Domänen  (nur  des  Staats  im  Umfang 
v.  1 S 1  ."> )  als  Generalhypothek  der  Staatsschuld  dienen,  sind  dann  die  Verkaufserlöse 
•  und  Ablösungsgcldcr)  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden.  Darüber  erfolgt  denn  hier 
auch  eiue  besondre  Abrechnung. 

4.  Ob  eine  bisher  geschlossene  Domäne  im  Ganzen  oder  in 
T heilen  (Pa reellen)  und  letzteren  Falles  in  welcher  Weise  sie 
dann  weiter  veräussert  werden  soll,  ist  nach  dem  Stande  der 
landwirth8chaft liehen  Cultur  (Grad  der  Extensivität  und 
lntensivität  der  Landwirthschaft) ,  nach  sonstigen  Loeal Ver- 
hältnissen, und  als  allgemeine  Frage  cndgiltig  wieder  nach 
dem  vorerwähnten  zweiten,  dem  social  politischen  Gesicbte- 
punete  zu  entscheiden.  Mitunter  war  die  Domäncnveräusserung 
und  Zerschlagung  ein  passendes  Mittel  zur  Colonisation  weniger 
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bevölkerter  Landstriche  oder  zur  Hebung  oder  Neubegründung 
eines  Bauernstandes  und  kann  dies  und  damit  ein  Hemmungsmittcl 
der  Auswanderung  unter  Umständen  auch  wobl  heute  noch  wieder 
werden,  wenn  nicht  etwa  die  Vererbpachtung  vorzuziehen  sein  sollte. 

Preuss.  Massregeln  unter  Friedr.  d.  (ir.  in  Westpreusscn.  Die  preußische 
Regierung  verordnete  1 S4IJ ,  dass  künftig  auf  pachtlos  werdenden  Domänen  in  den 
Provinzen  Prcussen  und  Posen,  sowie  im  R.-B.  Köslin  zur  Verhinderung  der  Aus- 
wanderungen Stücke  von  ungefähr  60  Morgen  an  Ansiedler  verkauft  werden  sollen 
Kau):  ähnlich  neuerdings  seit  1*74  (nach  Rescr.  v.  30.  Aug.  1S73  f.  Ansiedl.  ländl. 
Arbeiter).  S.  o.  S.  528  u.  bes.  d.  Sehr.  v.  Sombart  —  Im  Zusammenhang  mit  der 
Fraise  der  ländlichen  Auswanderung  ist  auch  neuerdings  wieder  mehrfach  die  Frajr>- 
der  Domänenzerschlagung  u.  Veräusserung  erörtert  worden.  Doch  darf  man  die  Be- 
deutung dieser  Massregel  für  die  Hemmung  der  Auswanderung  nicht  Uberschätzen. 
Wie  schon  die  Bewegung  des  grossen  deutschen  Auswanderungsstroms  zeigt  —  früher, 
bes.  in  den  50er  Jahren  im  Werten,  bei  vorherrschendem  Kleingrundbesitz ,  dann,  in 
den  ÜOer  Jahren  in  der  Mitte  Deutschlands  von  Westen  nach  Osten  gesehen,  bei  viel- 
fach verbreitetem  bäucrl.  MitMbesitz  (Hannover),  neuerdings  bes.  seit  den  70er  Jahren, 
bei  vorwaltendem  Grossgrundbesitz,  im  Osten  — ,  wirken  aber  doch  zu  mannigfaltige 
l  mstände  hi«r  ein  und  die  „Agrarverfassung"  des  Ostens  ist  nur  einer  der  dabei  mit 
spieb  nden  Faetoren. 

5.  Statt  des  Verkaufs  kann  nemlich  die  Ueberlassung 
in  Erbpacht  gerade  auch  im  Interesse  eines  Stands  kleiner  und 
mittlerer  Landwirthe  und  insofern  zugleich  im  Staatsinteresse  liegen. 
Die  finanzielle«  Bedingungen  sind  dann  entsprechend  umzuändern. 
Sie  brauchen  nicht  nothwendig  ungünstig  zu  sein,  aber  selbst  etwas 
ungünstigere  finanzielle  Bedingungen  als  beim  Verkauf  können  aus 
socialpolitischen  Gründen  gerechtfertigt  erscheinen. 

B.  Das  besondere  Verfahren  bei  Domänenveräusserungen 
ergiebt  sich  aus  dem  einschlägigen  Privatrecht  des  Landes,  aus 
den  üblichen  Grundsätzen  bei  solchen  Massregeln  überhaupt  und 
aus  einzelnen  speciellen  Vorschriften,  wie  sie  das  n'scalische  Inter- 
esse bedingt. 

So  hat  der  Käufer  regelmässig  die  Steuern  und  andere  Lasten  des  Gutes 
/u  Übernehmen,  das  von  nun  an  insbesondere  grundsteuerpflichtig  wird,  wenn 
«He  Domänen  steuerfrei  waren.  Ferner  soll  in  der  Regel  der  Verkauf  durch  Ver- 
steigerung geschehen,  nur  mit  einzelnen,  bestimmt  anzugebenden  Ausnahmen. 
Bietuugscautionen  werden  verlangt.  Kaufgelderininiina  festgesetzt,  in  wichtigeren  Fällen 
die  Ertheilung  des  Zuschlags  der  vorgesetzten  Behörde  vorbehalten,  binnen  einer  Frist, 
in  der  der  Meistbieter  au  sein  Gebot  gebunden  ist.  Erst  nach  Kntrichtung  einer 
Kate  des  Kaufschillings  wird  der  Käufer  in  Besitz  gesetzt.  Für  den  Rest  bekommt 
er,  unter  Zinsstipulation,  Zahlungsfristen.  Verfolgt  man  zugleich  jone  socialpolitbchcu 
Zwecke,  Begünstigung  der  Ansiedluug  und  des  Grunderwerbs  kleiner  Landwirthe  u.  dg]., 
so  uiuss  man  die  Zahlungsbedingungen  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  ersten  Anzahlung 
und  die  Abtragung  des  Rests  (eventuell,  schon  nach  Rau's  Vorschlag,  durch  Um- 
wandlung des  Westkaufschillings  in  eine  Zeitrente)  entsprechend  erleichtern.  Der 
l  iscus  behält  aber  bis  zur  Abzahlung  ein  Pfandrecht  Üßber  die  Bedingungen  bei 
den  neuesten  preuss.  Domänenverkäufen  s.  o.  S.  52S.  Sombart  verwirft  für  jene 
Zwecke  der  Dom. parcellirung  Uberhaupt  das  Moistgebot  u.  befürwortet  S.  41  ,;3  baare  An- 
zahlung nach  Taxe,  Rest  mit  Amortis  -Rente  u.  1"  0  Zinsen  in  .10  Jahren  zu  tilgen,  w;i.i 
last  auf  Erbpachtbedingungeu  hinauskommt.  —  S.  sonst  f.  Preussen  z.  B.  die  Regeln  d. 
Ucitation v.  V  Mai  l SliO  (<  >  e  I  r  i  c h  s  ,8.  «).  Minist.rescr.  v.  1 0.  Febr. !  s?.'!  (ob.  S.  J02).  Vom 
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Mitbieten  Dom.-  u.  Forstbeamte  ohne  spec.  Erlaubuiss  des  Min.  ausgeschlossen.  Biet  - 
«Elution  IO°/o-  Kciue  Gewähr  f.  Grösse,  »trag,  Bcschaft'onh. ,  Priv.dienstbarkeiteii. 
Lasten,  Abgaben.  Anzahlung  zu  1  4  beim  Uebergabetermin ,  zu  1  4  binnen  1  Jahre, 
liest  binnen  H  Jahren;  Verzinsung  einstweilen  mit  5%.  Versteigerung  die  Kegel: 
Ausnahmen  in  bedond.  Fällen,  «vo  dadurch  tinanz.  u.  staatswirthsch.  Vortheile  zu 
erreichen  (Kescr.  v.  12.  Febr.  1S.HS,  Oclrichs  S.  90). 

IV.  —  §.  222.  Die  Frage  der  Vermehrung  der  Do- 
mänen ist  nach  ihrer  principiellen  Seite  durch  die  voraus- 
gehenden Erörterungen  Uber  die  Domänenveräusserungen  im 
Wesentlichen  schon  mit  erledigt  werden.  Aus  rein  finanziellen 
Gründen  ist  in  der  Gegenwart  eine  Vermehrung  in  der  Regel 
nicht  rathsara.  vSocialpolitischc  und  allgemein- vol ks- 
wirthscbaftliche  Gründe  haben  aber  auch  hier  den  Ausschlag 
zu  geben.  Jedenfalls  liegt  indessen  auch  nach  dieser  Seite  bei 
FeldgUtern  die  Frage  anders  als  z.  B.  bei  Forsten  und  Eisen- 
bahnen. Bei  ländlichem  Boden  kann  für  unsere  Zeit  wohl 
von  einer  umfassenden  Enteignungsmassregel  dem  Privat- 
besitz, auch  dem  G  r  o  s  s  grundbesitz  gegenüber  nicht  die  Rede 
sein,  weshalb  von  dieser  Eventualität  hier  abgesehen  wird. 

Vgl.  für  die  ganze  Frage  wieder  die  Grundleg.  Abtb.  I,  Kap.  4.  Weitergebende 
Ansichten  vertritt  A.  Samter  in  s.  Gesellsch-  u.  Privateigentum.  —  S.  sonst  Kau 
100a  u.  vor.  Aull,  dieses  Bands  §.  104,  woselbst  auch  einige  ältere  Statist.  Beispiele 
aus  deutschen  Ländern. 

Vermehrungen  der  Domänen  können  dann  erfolgen  durch 
Einzug  heimfallender  Ritte  riehen  und  durch  Ankauf 
von  Privatgrundstücken  (auch  standesherrlichen  Gebieten). 

Erstercs  ist  bei  der  üblichen  Allodification  der  Lehen  meist  von  geringer  prak- 
tischer Bedeutung.  Diese  Allodificatiou  ist  die  practisch  gewöhnlich  gezogene  Consv- 
<|Uenz  der  allgemeinen  Entwicklung  privaten  (irundeigenthums,  eine  Consetjuenz,  welche 
freilich  ihre  Bedenken  hat,  weil  su  ehemaliges  Staatseigenthum  definitiv  der  Gemein- 
schaft verloren  geht.  Eine  Bekämpfung  der  Massrcgel  ist  über  nur  von  einem  ganz 
anderen  als  dem  heutigen,  die  Grundeigenthumsfrago  beherrschenden  Gesichtspunete 
aus  möglich.  Ankauf  neuer  Feldgüter,  von  dem  oben  erwähnten  Falle  abgesehen, 
dass  es  sich  nur  um  staatsrechtlich  vorgeschriebenen  Ersatz  für  verkaufte  Domänen 
handelt,  wird  als  allgemeinere  Massregel  gegenwärtig  auch  kaum  aoders  in 
Frage  kommen,  als  wenn  etwa  Ablösungskapitalc  für  Gruudgcfalle  wieder  an- 
gelegt werden  sollen.  Das  ist  nicht  unpassend  und  in  deutscheu  Statt-  n  mehrfach 
in  neuerer  Zeit  geschehen.  Unbedingt  ist  es  aber  auch  nicht  zu  verlangen  nnd 
Schuldentilgung  öfters  vorzuziehen.  Einzelne  Ankaufe  werden  natürlich  immer  aus 
spccielleu  Gründen,  zur  Arrondirung  des  Besitzes,  zur  Beseitigung  störender  Dienst- 
barkeiteu  u.  dgl.  m.  stattlinden. 

Noch  im  neuesten  preuss.  Et.  S*>S,0Oi)  M.  so  verwandt  für  den  Ankauf  von 
Grundstücken,  welche  ^im  Bog. bez.  Magdeburg  mit  2  Dum.  im  Zusammenhang  liegen 
ii.  deren  Ertragfähigkeit  bei  gemeinsamer  Bewirtschaftung  sehr  steigern  (Steigerung 
des  neuen  Pachtschillings  ab  IVv*  gegen  bisher  von  .'»5,.>.S5  auf  1*0,4*15  M.,  was  eine 
Verzinsung  des  Kaufgeldes  mit  0  4'",,  ergiebt*. 
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2.  Abschnitt. 
Verwaltung  und  Bowirthschaftunc:  der  Feldsrllter. 

Dieser  Gegenstand  ist  überwiegend  techn  isch  er  und  p  ri  vatökonomiM  her, 
nur  nebenbei  specicll  administrativer  und  finanzwirthsehaftlicher  Natur. 
l>ie  Erörterung  ist  deshalb  in  dieser  Aufl.  etwas  mehr  zusammengezogen  worden,  als 
noch  in  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  (§.  1(5.*»— 1 S2  l  und  als  bei  Kau  Fin  I.  §.  101  bis 
13«.  —  S.  u.  A.  über  Preussen  v.  Könne,  Dom.-.  Korst-  u.  Jagdwesen  S.  15  ff., 
433  H  ,  der*,  j.reuss.  Staate.  3.  A.  II,  2.  521.  Oelrichs  a  a.  O.  S.  0  ff. 
(l'ebers.  aller  Vorwerkspachten  S.  217  ff.V  Frantz,  Preussens  Doui  guter.  Ueber 
Baiern  Pözl,  Verwalt.  recht  §.  233,  St.  v.  Neuforn- Hoc k,  a.  a.  0.  Ueber  Wurtem- 
berg  Dotn.verwalt.  d.  w.  Staats.  Tab.  1S42,  v.  Kiecke  a.  a.  0.  S.  102.  IM.  Ueber 
Baden  Wehrer,  Kam.dom.administration ,  1s33,  Keg-nauer  Staatshaush.  Badens 
vS.  2^S.  Ueber  Oesterreich  (West-),  Knnopasek -Mor  -  Blonski  l,  lf.5  ff. 
Ueber  Frankreich  Hock  S.  20t).  Kaufmann  a.  a.  »).  S.  570  II*.  Block  dietion. 
Art.  domaine.    Ueber  England  (in  ei  st.  engl.  Vcrw.r.  II,  i$.  III. 

I.  —  §.  223.  Die  Einrichtung  der  Doraänenvcrwal 
tuug.  Ein  Punct  nicht  ohne  principiellc  Bedeutung  ist  es,  unter 
welchem  Ministerium  das  Domänenwesen  des  Staats  steht,  bez. 
stehen  soll.  Neben  rein  administrativen  Gesichtspuncten  kommt  es 
darauf  au,  welches  das  leitende  Princip  in  der  Domänenver- 
waltung ist  und  sein  soll.  Gelten  die  Domänen  wesentlich  nur 
als  privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  des  Staats,  wie  früher 
ziemlich  allgemein,  so  erscheint  es  am  Richtigsten,  sie  unter  das 
Finanzministerium  zu  stellen,  zu  welchem  sie  auch  gewöhnlich 
re8sortirt  haben  und  vielfach  noch  ressortiren.  Will  man 
neben  oder  vor  dem  finanziellen  mehr  den  Staats-  uud  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunct  zum  leitenden  auch  für  die  Verwaltung 
machen,  —  heute  wohl  mit  Recht  —  so  werden  die  Domänen 
unter  eines  der  volkswirtschaftlichen  Ministerien,  am  Besten 
unter  dasjenige  der  Landwirtschaft  (so  jetzt  in  Preussen  und 
Oesterreich)  gestellt,  wobei  natürlich  das  tiscalische  Interesse 
innerhalb  gewisser  Schranken  berechtigt  bleibt  und  wahrgenommen 
werden  muss. 

S.  o  S.  (17.  Preuss.  Verordu.  v.  7.  Aug.  1 S7S.  west-üste  rr.  v.  20  Jan.  I*»72. 
In  anderen  deutschen  Staaten  stehen  die  Dom.  regelmässig  unter  d.  Fin  min., 
ebenso  in  Frankreich.  Besond.  Dom. Ministerium  in  Kussland. 

In  dem  betreffenden  Ministerium  bildet  das  Domänenwesen, 
bei  grösserer  Ausdehnung  eventuell  für  sich,  oder  mit  dem  Staats- 
forstwesen zusammen  eine  eigene  Ministerialabtheilung,  Direk- 
tion u.  dgl.  zur  obersten  Leitung  der  Geschäfte.  Die  Provincial- 
und  Local-Domänenverwaltung  wird  sich  mit  nach  der  bestehenden 
Behörden-  und  Vcrwaltungsorganisation,  dann  aber  auch  nach  dem 
Umfang  der  Domänen  und  nach  der  Art  der  Verwaltung  richten. 
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Seit  der  Ablösung  der  Grundgefälle  und  dein  Aufhören  der  Naturaleinuahmeu 
hat  sich  der  Geschättsumi'ang  auch  in  Deutschland  erheblich  vermindert  und  Verein- 
fachungen der  Domänenverwaltun-r,  Verminderung  des  Personals  ermöglicht.  In 
manchen  deutschen  Staaten  ist  zudem  der  Domänen  besitz  (zum  Unterschied  vom  Forst- 
besitz) nur  noch  klein,  ebenso  in  Frankreich,  England,  seit  den  neueren  grossen  V«r- 
äusscrungen  in  West-Oesterreich.  Bei  der  vorherrschenden  Verpachtung  vermindern 
sieh  die  laufenden  Vcrwaltuugsgeschäfte  sehr  und  beschränken  sich  nur  noch  auf 
eine  gewisse  Controlc  der  Pächter  und  der  verpachteten  Feldgüter.  Die  älteren 
„Domänenkammern",  als  Oberbehörden,  haben  daher  nur  noch  einen  Theil  ihrer 
ehemaligen  Bedeutung  behalten  und  die  Verwaltung  in  der  Mittel-  u.  Unterinstan/ 
könnte  anderen  Behörden  oder  einzelnen  Beamten  in  diesen  mit  übertragen  werden. 

Beispiel.  Preussen.  Die  Domänen  standen  früher  in  den  Provinzen,  mit 
anderen  Finanz-  u.  Verwaltungsgeschäftszweigen,  unter  der  Kriegs-  u.  Domänenkammer. 
Seit  der  Behördenorganisation  v.  1808  u.  deren  späterer  Abänderung  ( 1 S 1 7)  fungirt 
eine  der  „Abtheilungen"  der  „Kegicrung"  (in  d.  Rcgier.bozirkem  für  die  „Venralt. 
d.  directen  Steuern,  Domänen  u.  Forsten  '.  Die  Erhebung  der  Domänengcfälle  erfolgt, 
früher  durch  eigene  Domänen-Rentämter  u.  Domänenämter,  jetzt  in  d.  Kegel  durch 
die  allgemeinen  Kreiskassen  oder  andere  Kön.  Kassen.  Im  Etat  werden  jetzt  noch 
75  Doin.-Rcntbeainte  aufgeführt  (Geh.  i.  I).  2700  M.).  In  West-Üestcrr.  bestehen 
unter  d.  Min.  d.  Ackerbaus  0  „Forst-  u.  Dom.-Dircctionen". 

Als  Grandlage  der  Domänenverwaltung  dienen  genaue  Ver- 
zeichnisse aller  zu  den  Domänen  gehörenden  Bestandteile  und 
Gerechtsame,  welche  natürlich  sorgfältig  auf  dem  Laufenden  ge- 
halten werden  müssen.  Seit  der  Durchführung  der  Ablösungen 
der  Grundlasten  hat  sich  auch  dieses  Geschäft  der  Aufzeichnung 
erheblich  vereinfacht. 

Der  Umfang  des  Besitzes  au  Feldgutern  u.  demgemäss  die  Kinn  ahme 
daraus  ist  in  den  europ.  Staaten  sehr  verschieden,  relativ  am  Grösstcn  noch  in  Russ- 
land  und  in  den  deutschen  Staaten,  aber  auch  in  einzelnen  dieser  letzteren  nicht 
immer  mehr  erheblich.  Daten  auch  über  die  Grösse  mehrfach  in  den  Etats.  S. 
einige  ältere  Notizen  bei  Kau  §.  103  u.  vor.  Aull,  dieses  Bandes  S.  382.   In  U'cst- 

0  est  er  reich  meist  nur  noch  kleine  Reste  landwirthsch.  Domänen,  in  Verbindung' 
mit  Forsten.  is^O  noch  »»775  llcctaren  Aecker,  Wiesen,  Gärten,  (meist  in  Galicicn  . 
•11.14»  licet.  Alpeu  u.  Weiden  (bes.  in  Tirol.  Salzb.,  Steierm.),  15.289  ha.  sonst. 
Uulturbodcns,  dagegen  doch  noch  643,217  ha.  Waldungen,  253,083  ha.  unprodueu 
Boden.  Rohertrag  d.  Landwirthsch.  63.270  fl.,  der  Nebenwirthschaften  205.220  fl., 
neben  »'512  Mill.  11.  aus  d.  Forstwirthsch  Anschl.  f.  1882  roh  3  955,  rein  0'661  Mill.  II.. 
also  fast  tranz  aus  den  Forsten.  —  Preussen  1H83.  81 S  Pachtungen  mit  1077 
Vorwerken  u.  339,185  ha.  nutzbarer  Grundstücke,  genen  1127  Vorwerke  u.  346,760  ha. 
noch  in  1875.  Dennoch  der  Eitra?  damals  uur  11*21  ,  jetzt  1314  Mill.  M.  Sehr 
ungleiche  Vertheilung  dieser  Domänen  über  das  Staatsgebiet,  in  Rheinprov.  u.  Hoheo- 
zollern  gar  keine,  Westphalen  (R.-B.  Minden)  nur  2  mit  1003  ha.  (1  S7.">  noch  4  mit 
153»  ha.),  R.-B.  Wiesbaden  (ehem.  Nassau)  25  mit  2175  ha..  R.-B.  Cassel  (Kurhessen) 
86  mit  12.631,  Prov.  Hannover  192  mit  35,673  ha.  (1875  197  mit  37.000),  Prov. 
Schlesw.  Holst,  nur  4  mit  626  (1S75  2  mit  92  ha),  Prov.  Sachsen  151  mit  54,49« 
(1875  153  mit  55,000 1,  Schlesien  99  mit  25,218  ha.,  Posen  78  mit  27.460  0975  >0 
mit  28,000).  Pommern  151  mit  61,412  (1*75  154  mit  63.000),  Brandcnb.  J3»>  mit 
."»1,579  (1*75  143  mit  55.000).  West-  u.  Ustpreussen  156  mit  04,460.  Veränderungen 
?ehen  ausser  durch  Verkäufe  auch  durch  andere  Verpaehtungsform  (in  Parcellen)  vor 
Meli.  Der  Ertrag  von  parcell.  Pachtstückcn ,  Mühlen,  Fischereien  ist  4  70  Mill.  M.. 
davon  16 1  aus  d.  Prov.  Hannover,  0.744  aus  R.-B.  Wiesbaden.    0  Vorwerke  mit 

1  145  ha  hat  die  Gcstütsverwaltung,  47  mit  20,071  ha.  zu  Keinontedepots  die  Milit- 
verwalt.  in  Pacht.  Die  Kosten  der  Bewirthschaft.  u.  Erhebung  für  die  Feldhüter 
(incl  Parodien  >  allein  lassen  sich  nicht  genau  feststellen,  da  da>  betreff.  Verwaltunsn»- 
personal  noch  f.  andere  Zweige  mit  fmigirt  Die  Brunnen-  u.  Baderverwaltung  Yiuu. 
1.97  M   M  )  ^teht  mit  unter  d.  Dom  Verwaltung.    Gesain  intaiiseblag  im  Et.  f.  1*83,^ 
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ist:  2SOS  M.  M.  Einn.  iwovon  ausser  den  schon  gen.  Posten  1  bis  aus.  grundherrl. 
Hebungen  u.  s.  w.,  b'376  aus  Dotn.- Amortis- Kenten ,  der  liest  aus  diversen  and. 
Posten).  Die  dauernde  Ausgabe  ist  auf  6  "S  M.  M.  angesetzt  (davon  f.  Dotn.bcamte 
372,000,  Wolm.geld  24,000,  Kosten  f.  Erhebung  d.  Dom.-Gefällc  1 10.000,  Aufs.kostcn 
130,000,  Dienstaufw.entschädig.  123,000,  Zinsen.  Kenten  v.  Pass.kapit.,  Abgaben  u.  s.  w. 

I,  17S,000,  Unterhaltung  u.  Neubau  v.  Gebäuden,  Wegen  etc.  2.347,000,  Betriebskosten 
administr.  Grundstücke  57S,00O,  dsgl.  der  Miner.br.  u.  Bäder  1.211,000,  das  Uebrigc 
verschied,  kleinere  Posten).  Keiner  trag  dieser  ganzen  Vcrwalt.  22  20  M.  M.  S. 
auch  Mcitzen,  Hoden  Preussens  I,  522,  preuss.  Statist.  Jahrb  IV,  1,  S.  1 5(>.  — 
lieber  Baiern,  Vocke  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  1S71  S.  101  H.  Feldgutcr- 
bestaud  durch  principiell  von  d.  Kammern  gewünschte  Verkäufe  sehr  vermindert.  — 
l'cber  Baden  Kcgenauer  S.  330.  —  üeber  Würtcuib.  Kiecke  a.  a.  Ü.  S.  lsr>. 
Laudwirthseh.  benutzte  Domänen  u.  einzelne  Grundstucke  1SS3  10,210  ha.,  wovon 
entere  nicht  ganz  die  Hälfte;  Wiesen  dabei  3300  ha.,  Accker  5401,  Weinberge  1*. 
Pachtertrag  der  „Meiereien"  101,547  M.,  der  verpacht.  Einzelgutcr  4M, 841  M.  — 
leber  Mecklenb.  s.  Balck,  Doin.vcrf.  in  M.  Schw.  1801.    Beitr.  z.  Statist.  M.s  IV, 

II.  1  u.  2,  1865.  (l  eber  die  gen.  deutschen  Länder  einige  Daten  in  vor.  Aufl.  S.  3s3). 

II.  —  §.  224.  Uebersicht  und  Entwicklung  der 
Systeme  der  Verwaltung.  Geschichtlich  kamen  und  noch 
gegenwärtig  kommen  hier  dieselben  Systeme  wie  beim  ländlichen 
Privatgrundbesitz  vor.  Die  drei  typischen  Formen,  mit  einzelnen 
Ab-  und  Nebenarten,  sind  die  eigene  Hewirthschaftung 
durch  Verwalter  auf  Rechnung  des  Domänenfiscus,  (mit  der  Abart 
der  „Gewährsverwaltung"),  die  Verzeitpachtung  und 
die  Vererbpachtung. 

Kau,  §.  103.  weist  darauf  hin.  wie  in  dieser  Keihenfolge  die  Theilnahuie  der 
Kegicrung  an  der  Verwaltung  immer  schwächer,  diejenige  der  Privaten  immer  stärker 
wird  — :  also  stärkere  llcrbeiziehung  des  Moments  des  ,. wirtschaftlichen  Interesses" 
der  Privaten  im  Productionsintcresse. 

Geschichtlich  entwickelte  sich  in  Deutschland  und  den  Nachbarländern  die 
ßenutzungsweise  im  Ganzen  ungefähr  in  der  hier  angegebenen  Reihenfolge.  Die 
eigene  Verwaltung  ist  die  älteste  Form  auf  niedriger  Wirthschaftsstufe:  bei  vor- 
waltender Abhängigkeit  des  Ertrags  vom  Naturfactor  und  bei  extensivem  Betrieb  ist 
sie  eher  zulässig:  später  treten  aber  die  specilischen  Nachtheile  des  Staatsbetriebs 
bei  ihr  leicht  am  Meisten  hervor.  Dann  greift  man  lnber  zur  Pacht.  Die  anfangs 
kurzen  Zeitpachtperioden  werden  aus  ökonomischen  Gründen  verlängert.  Ebenso 
wird  der  anfangs  an  ein  bestimmtes  Wirthschaftssystem  gebundene  Pächter  später  in 
der  Wahl  des  Wirthschaftssystoms  freier  gestellt.  Die  (historisch  öfters  ältere)  Erb- 
pacht leitet  geschichtlich  mehrfach  den  Uebcrgang  der  Domänen  in's  Privateigentum 
ein,  welche*  letztere  auch  wieder  aus  ökonomischen  und  socialpolitisch.n  Gründeu 
durch  Ablösung  des  Erbpachtkanons  oder  durch  Ip  ien  Verkauf  im  Interesse  intensiverer 
Landwirtschaft  b«-i  grösserer  Volksdichtisrkeit  und  weiterem  Absatz  hergestellt  wird. 

Vgl.  oben  §.  SG  iL  —  Ein  Theil  der  romischen  agri  publici  wurde  von  den 
Sklaven  für  den  Staat  verwaltet,  unter  Aufsicht  des  Senates,  der  di--  Rechnungen 
abhörte.  Bosse,  I.  76.  Die  regclmä»s.  Form  der  Nutzbarmachung  der  Staat>ländercien 
war  aber  die  Zeitpacht  gegen  Geld,  entsprechend  der  früh  ausgebildeten  röm.  Geld- 
wirthschaft.  Mommsen.  röm.  Staatsrecht  II,  1,  4lo.  Uebcr  die  censorische  Ver- 
pachtung der  Provincialdoinäne  in  d.  Zeit  der  Republik  s.  Marquardt,  röm.  Staats- 
verwaltung II.  211.  Kei  grösseren  Complcveu  (ieneralpacbt  mit  Separatafterpaeht. 
Auch  das  zur  Viehweide  bestimmte  Land  wurde  verpachtet,  die  Pä<  hter  lie->en  Vi»«h 
'■regen  Weidegeld  (scriptum)  zu.  eb.  S.  244.  I  nter  den  Kaisern  kam  die  Doniäm 
unter  die  Administration  des  kais.  Fiscus.  Diese  Guter  wurden  auch  jetzt  noch  ver- 
pachtet, auf  5  Jahre  oder  länger:  später  nndir  Colonabv  erh.iltniss  (Erbpacht).  Auch 
Selb&tbewirth.schaftung  von  l'iscalgiltern  kommt  noch  vor.  Marquardt.  S.  2öOv  251.  — 
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In  Athen  alldem.  Erbpacht  oder  Zeitpacht  der  heil,  u.  uicht  heil.  Gemeinde-  u.  Staats- 
güter. /..  Th.  unter  Vermittlung  von  Generalpachteni.    Zeitpaebt  v.  verschied.  Lang-. 

4.  10.  25,  40  Jahre  Kommen  vor.  ß.'.ckh,  Staatsh.  Athens,  2.  A.,  I.  413  II".  — 
Im  Mittel  alt  er  war  fast  alldem,  die  Administration  üblich,  und  noch  in  der  Mitte 
»los  vorigen  Jahrhunderts  wurde  sie.  z.B.  von  Sc  h  reber.  vorgezogen ,  denn 
mau  scheute  die  Verpachtung,  um  dem  Pachter  nicht  einen  Gewinn  zu  lassen,  de: 
der  Kcnicrunir  zugewendet  werden  konnte,  und  um  die  bessere  Schonung  der  Länderei'.ii 
zu  bewirken.  Seckendorf  lehrte  indess  schon,  das*  man  nach  den  Imstandeu 
zwischen  Verpachtung  und  Verwaltung  wählen  solle,  s.  bei  v.  Seckendorf  im  Anbau« 
die  Bestallung  des  Amtmannes  u.  Kastners  im  17.  Jahrhundert.  (Kau,  §.  104.^  In 
froheren  Mittelalter  Zusammenhang  der  Selbstbewirthschaftung  der  Domänen  mit  der 
natural- wirthschnftl.  Versorgung  des  Hofs.  Vgl  Uüllmaun,  Kin.g«  >ch.  S.  36  iL 
Der?.,  (i<>ch.  d.  Dom.benutz.  in  Deutschi.,  Frankf.  a.  0.  ISO".  Anton,  Gcsrhicbte 
der  deutschen  Landwirtschaft.  I.  177.  Langethal,  Geschichte  der  deutschen  Land- 
wirtschaft l.  11*.  Waitz,  Verf.geNch..  a.a.O.  passim.  Kau,  §.  101  Noten,  vor 
Aufl.  dieses  Bande*  S.  u.  oben  bes.  §.  87—  91.  —  l.'ntor  Kaiser  Friedrich  II. 
.war  ein  Theil  der  KrongUter  in  Neapel  verpachtet,  v.  Kaum  er,  Hohenstaufen 
VIL  Buch.  t».  HaupM..  Nr.  XIV.  —  In  Deutschland  kamen  einzelne  Verpachtnnir  n 
auf  Zeit  ^chon  im  H>.  Jahrh.  vor.  wie  die  von  Sehreber  initgctheilten  Contracte  au* 
der  Kegieruuir  des  Kutfür>ten  August  von  Sachsen  von  1505  zeigen.  In  Würteuilier^ 
waren  M*,hon  zu  Aritamr  des  IG.  Jahrh.  viele  Feldgüter  verpachtet,  Hoffmann  a.  a.  i» 

5.  33.  Häufiger  wurde  die  Verpachtung  gesren  Ende  de-»  17.  Jahrhundeit>,  als  man. 
um  die  Wunden  de>  30 jähr.  Krieges  zu  heilen,  besond.  eifrig  auf  Yerbe-^eruniMi 
bedacht  war.  namentlich  1670  in  Sachsen,  um  dieselbe  Zeit  in  Hannover,  JfH 
im  Preu s>ischen.  wo  die  wieder  eingeführte  Administration  von  Keuem  in  Ver- 
pachtung auf  (i  Jahre  verwandelt  wurde  (Riedel  S.  17,  Oelrichs  S.  lO.  wäbr-nJ 
durch  V.o.  von  1042  noch  die  eingehendsten  Bestimmungen  oVr  d.  Administration  <3-  ■■ 
Domänen  im  Herzogth.  Preiis>en  u.  über  Saturallicferungen  der  Dom.  an  den  Hof  er- 
gingen; 100!»  in  Österreich:  Hüllmann,  Geschichte  der  Domänen- Kenutzuu^ 
S.  71  —  St».  (Kau.- 

Lit.  über  d.  Bewirfhseli.  d.  Dom.  s.  unten.    Auch  bei  Kletke,  Lif.  d.  linaiii- 
wcs.  d.  Prelis.  Staat-.  3.  A,  Beil.  IsTO.  S.  32. 

A.  —  §  225.  Bewirtschaftung  durch  Verwalter. 
(Selbst-  oder  Eigcnverwaltuug,  Administration).  Diese 
Form  war  im  alteren  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der  Volks 
wirtbschaft  überhaupt  und  der  Finauzwirthschaft  speciell  angebracht 
und  gewöhnlich  durch  die  Verhältnisse  geboten,  auch  ökonomisch 
technisch  bei  extensivem  Ackerbau  nicht  nothwendig  schlechter 
als  ein  Pachtbetrieb  gewesen  wäre,  wenn  derselbe  überhaupt  all- 
gemeiner hätte  stattfinden  können.  Nur  die  Mängel  der  Staats 
Verwaltung  überhaupt,  die  Unordnung  und  Unehrlichkeit  der 
Administratoren  bei  ungenügender  Controle  bewirkten  wohl  ziem- 
lich allgemein  schwere  Schäden  dieses  Systems  für  den  Staat  oder 
den  Fürsten.  Die  specilisch  ökonomisch -  technischen  Mängel 
der  Kigcnverwaltung  traten  dann  aber  nach  der  Hebung  oder 
Verminderung  jener  allgemeinen  Missständc  mehr  und  mehr  bervor 
und  führten  seit  dem  17.  Jahrhundert  zur  Einführung  der  Zeitpaebt, 
nachdem  für  diese  Form  auch  sonst  die  rechtlichen  und  wirth 
schaftlichen  Hedingungen  sich  entwickelt  hatten.  In  der  neoeren 
Staatspraxis  ist  es  daher  üblich  geworden,  die  Eigcnverwaltuug 
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nur  io  mögliehst  seltenen  Ausnahmefällen  noch  eintreten 
zu  lassen. 

Z.B.  Prciisx-n  (Rönne.  Staat>r.  II.  2.  5%).  wo  dit-  Domänenveiäusserunirs- 
IiHruction  roin  25.  Ort.  1810  n.  d.  In«>tr.  1".  d.  nb.rrcc henkatnm.  v.  18.  Dec.  1824 
bestimmen,  dass  liei  den  dem  Staate  verbleibenden  Domänen  die  »igen»-  Administi-. 
auf  jede  Weis.-  vermieden  u.  juir  in  äußersten  Nothfällen  getreu  sp.  c.  Genehmigung 
tl.>  Köllig  erfolgen  soll.:;  I»ci  unverm.idl.  Exmi»ion  des  Pachters  aucli  nur  einst- 
weilen auf  kurze  Zeit  mit  Genchmiguui:  des  l'inaiuiuiniM.  Bad.  Hofdom.  K.  Wrord. 
v.  2.  Mai  1820,  §.  5:  Die  Si-l)»tluiwiitltscliat'tunjr  kann  nur  ausnahmsweise  u.  nicht 
ohne  besondere  Ermächtigung  stattfinden.  Ebenso  Würtcmherg,  Hoffmann  S.  41». 
Für  die  eigene  Verwaltung  spricht  die  Schrift:  lieber  Domänen  und  deren  Benutzung. 
Rresl.  18vJ5.  Der  Verf.  sucht  zu  zciuvn.  dass  in  den  Händen  s.-hr  geschickter  um! 
zuverlässiger  Verwalter  die  Kaminergüter  fortdauernd  mehr  eintragen  könnten,  als  bei 
ü rossen  Pachtung«  !!.  Wäre  c3  nur  leicht,  solche  Verwalter  zu  linden  und  auf  den 
tiütern  zu  erhalten!  (Kau.) 

Die  Grunde,  welche  heute  gegen  die  Eigcnvcrwaltunir  der  Domänen  geltend 
gemacht  werden,  sind  thcils  die  gewöhnlichen,  nur  etwas  zu  sehr  verallgemeinerten 
«iründe  gegen  unmittelbaren  Betrieb  wirtschaftlicher  Thätigk.itcn  durch  den  Staat 
und  seine  Beamten,  die  dazu  wenig  geeignet  seien,  thcils  einige  besondere  aus  dem 
Gebiet  der  Domäncnhewirthschaftung  spcciell  entnommene.  Auch  hierbei  wird  freilich 
mehr  auf  die  „Erfahrung"  im  Allgemeinen,  als  auf  einzelne  Thatsachen  hin- 
gewiesen. Kau.  §.  105  u.  danach  noch  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  167,  hebt 
namentlich  vier  Nachtheile  liervor:  zu  geringen  Rohertrag,  weil  der  Verwalter, 
als  festbesoldcter  Beamter,  kein  genügendes  eigenes  Interesse  zu  tüchtigerer  Wirtschafts- 
führung habe,  durch  Instructionen  u.  Controlen  gebunden  sei,  auch  besonders  geeignete 
IVrsonen  unabhängigere  Lebensstellungen  erstrebten;  zu  hohe  Kosten,  bei  der 
gewöhnlich  zu  erwartenden  geringeren  Sparsamkeit,  von  schwer  ganz  zu  verhütenden 
Veruntreuungen  abgesehen;  unliebsame  Nothwcnditrkcit,  das  ganze  Bcwirth- 
-chaftuugskapital,  bei  steigender  Inteusivität  des  Ackerbaues  also  ein  immer 
grösseres,  durch  den  Staat  selbst  zu  stellen;  unbequemer  Wechsel  der  Rein- 
erträge jahresweisc.  Gewiss  vielfach  wahrnehmbare,  aber  doch  nicht  immer  durchaus 
notwendige  Nachtheile. 

Zulässige  Ausnahmen  der  Eigenverwaltung  liegen  zu- 
nächst selbstverständlich  bei  1  a n d  w i r t h  s ch a f  1 1  i c h  e n  M u s te r - 
anst alten  u.  dgl.  vor,  wo  andere  als  das  privatwirthschaftliche 
Kentabilitätsmoment  entscheiden  und  Uber  die  öfters  wahrzu- 
nehmende geringe  Einträglichkeit  solcher  Wirtschaften  hinwegzu- 
sehen erlauben. 

S.  die  Daten  über  die  baicr  bctrclf.  Güter  Schleisshcim,  Weihenstephan.  Furstcn- 
ried  u.  über  ähnliche  Güter  anderer  deutscher  Staaten  bei  Ran,  §.  lOti  Note  a,  u. 
wesentlich  darnach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  1(>S  Not.-  12. 

Allgemeiner  erscheint  die  Selbstverwaltung  zulässig  bei  Reb- 
land, besonders  solchem  einer  speeifisch  vorzüglichen  Lage,  und 
zweckmässig  bei  eigenen  abgesonderten  Wiesen 
flächen.  Bei  diesen  ist  sie  auch  «blich  und  leicht  ausfuhrbar, 
unter  Oberleitung  reisender  Wiesenbaumeister.  Der  Grasschnitt 
selbst  wird  versteigert. 

Staats-Weinberge  u.  A.  in  kleinen  Partien  noch  im  K.  Sachsen.  Baiern  (Unter- 
franken).  Wintern  b..  Raden.  Mehrl ach  in  Eigcnverwaltung.  doch  in  Baiern  jetzt  meist 
^rpachtet.  Baier.  Staats-Hofkellerei  noch  in  Würz  bürg.  — Wiesen  vielfach  in  Selbst- 
verwaltung.   Instruction  für  den  bad.  Domanial-Wie-s.  nbauiiieister  \.  2.  Mai  1850.  — 
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In  den  ein/einen  Verwaltungsbezirken  vv<  rden  kundige  Wiesenaufseher  angestellt  — 
Gross,.  Anlagen  von  Kiesel  w i.-s.-n  auf  bisherigem  Domanialwaldboden  in  d.-r  Provinz 
Posen  Lette's  Bericht  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  von  1S55.  —  Wieseu- 
anlage  von  5S0  Morgen,  wovon  .14."»  bisher  Domanialwald  waren,  auf  103.000  fl. 
angeschlagen,  in  Kaden,  1 8 1>  begonnen.  (Schutterwald,  in  der  Gemeinde  Eckarts- 
weier, Amt  Kork.)  (Kau.) 

Auch  die  Vorbereitung  eiues  Guts  zum  Verkauf,  die  dazu 
etwa  erforderliche  vorherige  Vornahme  von  Verbesserungen,  ferner 
die  Deterioration  eines  Guts  durch  einen  unordentlichen  Pächter 
oder  in  Folge  grosser  Unglücksfalle  (Elementarschäden  u.  a.  m.), 
können  mitunter  die  Eigenverwaltung  wenigstens  zeitweilig  zweck- 
mässig erscheinen  lassen.  Der  Concurs  des  Pächters  macht  sie 
natürlich  zeitweilig  nothwendig. 

Ks  verwaltete  die  östorr.  Nationalbank  z.  B.  die  ihr  tiberwies.  Staatsgüter  mitunter 
»  ine  Zeitlang  selbst,  um  sie  für  den  Verkauf  vorzubereite  n.  S.  d.  gen.  Sehr.  Staat- 
guten  erw.  d.  Nationalb.,  S.  42  u.  öst  Finanzmin.-Instr.  v.  14.  Nov.  1S50. 

Ilei  Eigenverwaltung  einer  Domäue  wird  dann  ein  Wi  rthschaftsanse  hlag  zu 
Grunde  «relfürt  und  das  Itctricbssystein  regelmassig  vorgeschrieben  werden.  Dein 
Verwalter  in  der  Wahl  des  landwirtschaftlichen  Systems  in  dersell»cn  Weise,  »ie 
jetzt  passend  dein  Zeitpüchter.  eine  gewisse  Freiheit  zu  lassen,  geht  ausser  etwa  l*'i 
Musterwirtschaften  nicht  wohl  an  und  ist  auch  bei  der  kurzeu  Dauer,  wahrend  dem» 
Domänen  nur  in  Selbstverwaltung  stehen  sollen,  aus  Kentabilitütsrücksichtcn  niclit 
nothwendig.  Eine  regelmässige  Kevision  der  Wirthschaft  erfolgt  durch  Beamte  d«r 
vorgesetzten  Domanenverwaltungs- Behörde.  Die  Anwendung  des  Gew  in nan theil- 
Systems  (Tantieme»  )>ci  den  im  üebrigen  auf  festen  (ichalt  gesetzten  Verwaltern  ist 
empfehlenswerth  und  nicht  allzu  schwierig.  (Kau.  §.  107,  10S.  darnach  noch  vor 
Aufl.  dieses  Bands  §.  169,  ausführlicher). 

Etwas  Aehnliclies  ist  die  sogen.  Gew  ährs  Verwaltung,  wo  der  ..Verwalter", 
dem  das  Betriebskapital  vom  Staate  geliefert  wird,  für  einen  Minimal  ertrag  de9  ( int> 
haltet  und  von  dem  rechnungMii;is*igen  Mehrertrag  einen  Antheil  bezieht.  Es  wird 
jedoch  schwer  sein,  geeignete  und  zu  einer  solchen  Haftung  ireneigte  Personen  zu 
finden,  wenigstens  wenn  sich  die  Haftung  auf  einen  dem  liscalischen  Intern 
angemessenen  Gutsertrag  erstrecken  soll.  S.  Kau  101»,  vor.  Aufl.  dieses  Banib 
§.  170  i  etwas  ausführlicher).  S  ehre  her,  Abb.  v.  Kammergütern,  S.  29  und  S.  137. 
wo  das  Formular  eines  solchen  Pachtvertrages  initgetheilt  wird.  Der  Gewährsadmini- 
strator soll  alle  casus  fortuitos  auf  sich  nehmen ,  ausser  Brandschaden  oder  wenn  du* 
Amtsunterthanen  wegen  besonderer  Unfälle  Naehlass  an  ihren  Prästationen  erhalten; 
ferner  will  die  Hegicrung  von  Vichstcrben,  Wasser-,  Frost-,  Wetterschaden  und  Maus»1« 
frass  an  Fcldfrüchten  die  Hälfte  tragen ,  wenn  solche  Verluste  Uber  die  Hälfte  d« 
Vichstandcs  oder  der  Nutzung  ausmachen.  Der  Amtmann  haftet  für  einen  jährlichen 
Ertrag  v.  20,000  Thlr.  und  erhält  ?on  dem,  was  darüber  bezogen  wird,  die  Hälfte. 
Für  diese  Einrichtung  ist  Bergius,  Pol.  u.  Cam.  Mag.  IV,  123  (im  Einzelnen  nach 
Schreber).  Mangelhafte  Einrichtung  dieser  Art  in  Kurbrandenburg.  1660—  7fi 
Hüllmar^n,  Dom.-Bcn.  S.  45.  (Kau.>  Nicht  so  ungünstig  urtheilt  darüber  Riedel, 
brand.  preuss.  Staatsh.  S.  1«:  Die  Massregel  des  Vergebens  in  ,.  Admodiation"  oder 
des  Verpachtens,  die  zur  Erreichung  einer  höheren  Nutzung  möglichst  angenommco 
wurde,  hatte  ihren  guten  Erfolg,  wenn  die  Durchführung  auch  nur  langsam  gelang 
und  dem  Verpächter  zu  viele  Lasten  blieben,  so  dass  nur  die  Pächter  sich  bereicherten. 
Aber  die  Hauptsache  war.  dass  Ordnung  geschaffen  wurde.  Die  Massregel  ist  wohl 
überhaupt  bloss  als  Uebergang  zur  gewöhnlichen  Zeitpacht  beliebt  worden.  Es  hafte 
zufallige  besondere  Grunde,  dass  später  wieder  Administration  eintrat,  eb.  S.  17. 
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B.  —  §.  22«.    Verpachtung  oder  Zeitpacht. 

1.  Beurth eilung.  Aus  dem  Vorausgehenden  folgt  schon, 
dass  bei  uns  in  der  Gegenwart  im  Allgemeinen,  besonders  bei 
Domänenhöfen  nnd  bei  einzelnen  Ackerstücken  die 
Zeitpacht  der  Eigenverwaltung  vorzuziehen  ist. 

In  der  Regel  wird  der  Pächter,  als  selbst  intcressirt,  einen 
höheren  Reinertrag  als  der  staatliche  Administrator  erwirtschaften 
und  dann  auch  eine  höhere  Pachtrente  zahlen  können.  Die  weit- 
läufige Rechnungslegung  und  Controle  fällt  fort,  das  Bewirthschaf- 
tungskapital  kann  eventuell  der  Pächter  selbst  stellen.  Die  Er- 
neuerung des  Pachtvertrags  ermöglicht  dem  Staate,  an  der 
mittlerweile  etwa  eingetretenen  Erhöhung  des  Reinertrags  theilzu- 
nehmen.  Dem  Bedürfniss  der  Finanzwirtbschaft  gemäss  gehen  die 
Pachtsummen,  weun  sie  nicht  zu  übertriebener  Höhe  emporge- 
Hchraubt  sind  und  nicht  besondere  Nothstände  vorliegen,  sicherer 
und  namentlich  auch  gleichmässiger  als  die  Reinerträge  bei  der 
Eigenverwaltung  ein. 

Diesen  notorischen  Vortheilen  stehen  freilich  auch  hier, 
wie  bei  allem  Zeitpachtwesen,  gewisse,  stets  mehr  oder  weniger 
hervortretende  und  völlig  niemals  ganz  zu  vermeidende  Nach- 
theile gegenüber.  Vor  Allem  ist  das  Interesse  des  Pächters 
nicht  ebenso  gross  wie  das  des  selbstwirthschaftendcn  Eigen- 
tümers in  Bezug  auf  die  Vermeidung  übermässiger  Ausnutzung 
des  Guts  —  eine  zu  Ende  der  Pachtperiode  besonders  naheliegende 
Gefahr  —  und  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen,  welche  sich 
nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  hinlänglich  bezahlt  machen. 
Dem  ersteren  Uebelstaude  lässt  sich  auch  durch  vorsichtige  Clausein 
im  Pachtcontract  und  durch  Controlen  des  Verpächters  schwer 
ganz  steuern,  abgesehen  davon,  dass  solche  Bestimmungen  und 
Controlen  den  Pächter  in  der  Wirtschaftsführung  lästig  hemmen 
und  sonstige  Nachtheile  im  Gefolge  haben.  Hinsichtlich  des  anderen 
Pnnctes  kann  man  im  Pachtvertrage  wenigstens  einige  Vor- 
kehrungen treffen,  welche  des  Pächters  und  des  Verpächters 
Interesse  vereinigen,  was  nicht  ganz  leicht,  aber  doch  in  gewissem 
Umfange  möglich  ist. 

Die  zweckmässige  Gestaltung  des  Pachtvertrags 
ist  hiernach  die  wichtige  Aufgabe,  von  deren  richtiger  Lösung  es 
abhängt,  dass  das  Zeitpachtsystem  für  . Volkswirtschaft  und  Fi- 
nanzen möglichst  viel  Vortheile  und  möglichst  wenig  Nach- 
theile zeigt. 
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'S.  Kau  §.  III»,  11t  und  darnach  vorige  Auflas-  dicse>  Band*  §.  171  (aus- 
lührli«li.r). 

§.  227.  —  2.    Formen  der  Pacht. 

a)  General-  und  Spe cialpach t.  Unter  ersterer  verstellt 
man  die  Verpachtung  der  „Ländereien  in  grösseren  Massen 
mit  den  zugehörigen  Gewerksanstalten ,  z.  B.  Brauereien,  Mühlen, 
Ziegel-  und  Kalköfen,  sowie  mit  den  Vorwerken  und  Gefällen  im 
Ganzen"  (Bau),  unter  Specialpacht  die  Verpachtung  jedes 
einzelnen  selbständigen  Objects  („Guts",  Domiincnhofs,  Vor- 
werks, wie  auch  der  einzelnen  —  „parcellirten"  —  Grundstücke» 
für  sich. 

Gencralpachten  wurden  früher  wohl  empfohlen  wegen  der  Vereinfachung  der 
Geschäfte  für  die  Domaiienvcrwaltung.  wegen  des  grösseren,  dein  Betriebe  zu  <iute 
kommenden  Kapitalrcichthums  der  Pachter  und  wegen  der  besseren  gegenseitigen 
Ergänzung  der  einzelnen  zusammen  verpachteten  Objecto  (Ländereien  uud  Gew.rlv 
austalten  u.  s.  w.  i.  Die  Erhebung  der  ehemaligen  Domanial  -  Grundgcfällc  erschieß 
auch  wohlfeiler  durch  Gencralpächtcr  und  zugleich  konnten  diese  die  gutsherriichi! 
Justiz  und  Polizei  als  „  Pac  htain  tlcutc"  gut  ausüben.  Mit  dem  Wegfall  dieser 
Verhaltnisse  ist  die  Lage  aber  anders  geworden.  Die  Concurrenz  unter  den  Pacht- 
suchern wird  kleiner  >ein.  Das  Recht  zu  Separatafterpacht  wird  dem  Gcneralpäcbter 
nicht  ganz  versagt  werden  können,  was  ihm  zwar  die  Zahlung  einer  höheren  Pacht- 
rente ermöglicht,  aber  mit  grösserer  Gefahr  der  übermässigen  Bodcnausnut/ung  un<i 
mit  einem  Zwischengcwirin-Bczug,  der  weder  dem  Staate  noch  dem  Aftcrp&chtcr  udJ 
damit  auch  nicht  dem  Lande  zu  Gute  kommt  So  ist  gegenwärtig  wohl  in  unseren 
Staaten  eine  grössere  Generalpacht  nur  ausnahmsweise  am  Platze.  Im  Allgemein''» 
möchten  Generalpachten  wie  grosse  Specialpachten  Überhaupt  mehr  für  Länder  dünner 
Bevölkerung,  extensiven  Ackerbau'»,  Specialpachten,  namentlich  kleinere,  für  Länder 
dichter  Bevölkerung  und  intensiven  Anbau  s  gewisse  Vorzüge  haben ,  die  indessen  im 
concreten  Fall  durch  andere  Umstünde  aufgewogen  werden  können.  Vgl.  Kau,  §.  112. 
113,  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bandes  §.  172.  Hei  Kau  u.  darnach  auch  in  d.  vor.  Aul 
war  zwischen  den  hier  jetzt  getrennten  Fragen  a)  u.  b)  nicht  gehörig  unterschieden. 
Specialpacht  zu  sehr  mit  Verpachtung  einzelner  Grundstücke  identificirt  worden. 

b)  Verpachtung  von  grösseren  D  o  m  ä  n  e  n  h  ö  f  e  n  (daher  regel 
mässig  mit  den  erforderlichen  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden) 
und  von  einzelnen  Grundstücken,  (,, Parcellen pa cht'1 
meist  ohne  solche  Gebäude).  Finanziell  ist  öfters  das  letztere 
System  für  den  Staat  vorteilhafter,  die  Pachtpreise  werden  durch 
die  grössere  Concurrenz  der  Pachtsucher  mehr  emporgetrieben,  die 
mancherlei  Schwierigkeiten  und  Kosten,  welche  das  Gebäudewesen 
auch  für  den  Domänenfiscus  mit  sich  bringt,  fallen  im  Wesentlichen 
fort.  Vortheile,  welche  durch  die  etwas  mühsamere  Aufsicht  auch 
wegen  grösserer  Gefahr  der  Aussauguug  und  Einziehung  der 
Pachtrenten  nicht  aufgewogen  werden.  Indessen  kommt  der 
finanzielle  Gesichtspunct  wieder  nicht  allein  in  Betracht,  der  volks- 
wirtschaftliche muss  mit  entscheiden.  In  dieser  Hinsicht  länft 
die  ganze  Frage  auf  die  allgemeinere  von  den  Vorzügen  und 
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Nachtheilen  der  grösseren  und  kleineren  Güter  und  der  Gross-  nnd 
Kleincultur  hinaus.  Diese  Frage  und  damit  diejenige  von  der 
Wahl  zwischen  Domänenhofs- Pacht  nnd  Parcellenpacht  gestattet 
wieder  keine  allgemeine,  sondern  nur  eine  relative  Entscheidung, 
oach  Zeit  und  Ort  und  Umständen.  Danach  hat  der  Staat,  selbst 
wenn  er  sich  vornemlich  nur  von  seinem  fiscaliscben  Interesse 
leiten  lässt,  überhaupt  keine  so  grosse  Freiheit  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Systemen.  Er  muss  dasjenige  anwenden, 
welches  den  gegebenen  Verhältnissen  der  Gegend 
entspricht. 

Hei  steinendem  Bedürfnis  nach  Pachtland  Seitens  kleinerer  (nnd  zum  Theil 
auch  mittlerer)  Landwirthe,  daher  gewöhnlich  bei  steigender  Inteusivität  der  Land- 
wirtschaft, hei  Geschlossenheit  des  sonstigen  grösseren  Privatgrundbesitzes,  bei  Ein- 
bürgerung gewisser  Zwvsige  der  Kleincultur  wird  dann  die  Parcellenpacht  volks- 
wirthschaftlich  und  sozialpolitisch  uud  gewöhnlich  in  diesem  Falle  auch  finanziell  den 
Vorzug  verdienen.  Dann  wird  die  Zerschlagung  der  grossen  Domänen  zu  erwägen 
sein.  Wiederum  unbedingt  kann  man  sich  aber  auch  hierfür  nicht  erklären.  Die 
Süsseren  Domänen  bieten  durch  die  Verbindung  landwirtschaftlicher  In- 
dustrien, besonders  der  Brennerei,  mit  der  Landwirtschaft  wieder  specitisch  privat- 
ökouoiniach-tcchnische  und  damit  rolkswirthschaftliche  Vortheile,  ermöglichen  so  mit- 
unter auch  die  Zahlung  grösserer  Pachtrenton,  als  bei  der  Zerschlagung,  und  fordern 
endlich  in  manchen  Gegenden  auch  als  Musterbetriebe  das  allgemeine  Interesse 
der  Land-  und  Volkswirtschaft.  Vgl.  Kau  §.  112,  113  und  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
S  172.  Ueber  die  Frajre  der  Gross-  u.  Kleingutcr,  Gross-  u.  Kleincultur  s.  Grundlegung 
S.  3 Iii.  320,  Hau,  Volksw.sch.lehre  S.  Aufl.  §.  371,  Koscher  II.  2.  B..  Kap.  4  und 
iie  neueste,  vortrefflich  alle  Momente  zusammenstellende  u.  unbefangen  abwägend.- 
Arbeii  v.  v.  Miaskowski.  Erbrecht  u.  Grundeteenth.vertheil.  im  1).  Weiche,  I.  ;t  ||. 
<  Lp/.  ISS2). 

Im  preuss.  Staate  war  1S70  u.  1SV> 

Pachtzins     dsgl.     Mittlere  Grösse  eines    Mittlerer  Keinertrag  des 
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Aih  den  Angaben  im  Haushaltungsetat  1S70  und  H3/S4  berechnet.  Die  Steuer- 
^uätzungsergebnisse  bei  Meitzcn,  IV,  110.  Man  sieht,  dass  die  Pachtguter  in  den 
«enen  Landestheilen  kleiner  sind  als  in  den  alten  Provinzen  und  der  Pachtzins  a.  .1. 
Morgen  im  Ganzen  da  Iniher  ist.  wo  auch  das  ganze  Ackerland  einen  grösseren  Kein- 
ertrag giebt.  Der  Pachtzins  der  Domänen  steht  aber  durchgängig  höher,  als  d«r 
'lorehschnittliehe  Keinertrag  d<-s  Ackers,  in  Westfalen  und  Schlesien  ist  er  das  P2fach.\ 
»'  Pommern  sojjar  das  2'3fache  desselben.  Dies  rührt  offenbar  zum  Theil.-  von  der 
A.  Wajjnor,  Kinanxwiwn« Iiaft.    I.   :\.  Aufl.  ',\'t 
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im  Pa>  lit/.ins  enthaltenen  Heute  der  Gebäude,  zum  Theile  aber  auch  davon  her,  dass  'Ii- 
Pachtgüter  Wiesen  und  mehr  besseres  Ackerland  enthalten,  als  der  Durchschnitt  aller 
vorhandenen  Ackerclassen  anzeigt.  Es  erhellt  aber,  d;iss  der  gegen  kleinere  deutsche 
Länder  niedrige  Ertrag  der  preuss.  Domänen  mit  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Verhältnissen,  als  Klima,  Boden,  noch  nicht  sehr  dichte  Hevölkerung  u.  s.  w.  zusam- 
menhängt. Die  Daten  f.  die  Domänen  in  Westfalen  u.  Schlesw.- Holst,  sind  mit  den-Mi 
der  übrigen  Provinzen  nur  bedingt  vergleichbar,  weil  die  Zahl  der  dortigen  Domänen  pur. 
klein  ist  \a.  o.  S.  5.'{s).  Des.  in  Prov.  Sachsen  macht  sich  der  Einfluss  der  Ruben- 
eultur  auf  die  Steigerung  der  Paehtrente  geltend.  Im  Keg.-ßez.  Magdeburg  allein  i>t 
die  Pachtrente  sogar  S0-1  M.  —  In  Wurtcmb.  war  lS7t>  f.  die  Maiereien  Ji^ 
iiente  10 -Iii,  fur  die  Einzelgüter  91*04  M.  per  Hectar  (Riocke,  S.  1S4\  — 

§.  228.  —  3.    Regeln  fttr  die  Zeitpachtungen. 

Dieser  Abschnitt  ist  schon  in  d.  fi.  A.  von  Hau  nach  den  neueren  Ansichten, 
bes.  nach  dem  u.  gen.  Buche  von  Drechsler  von  mir  grossen theils  umgearbeitet 
worden.  S.  6.  A.  §.  143—149,  Hau,  3.  A.  §.  IM  120  (nebst  Anhang  von  den 
Pachtanschlägen  der  Kammerguter  §.  121  —  120a,  der  schon  in  der  6.  A.  fortgelassen 
worden  ist).  Von  älterer  Literatur  s.  vorzngl.  Nie ol  ai,  I.  2*14.  II,  156  -209.  v.  Boll- 
stedt. Die  Verpachtung  der  Landgüter,  Hannover  1  S.M7  (vorzüglich  von  rechtlicher 
Seit«;).  Hoffmann  in  der  Zeitschrift  f.  die  gesammte  Staatsw.  I84S,  VI.  S.  71^ 
Jetzt  aber  bes.  G.  Drechsler,  d.  landwirthschaftl.  Pachtvertrag.  Halle  1S71,  2  H 
•  D.  2.  B.  enthält  eine  Sammlung  besteh.  Pachtverträge  u.  Pachtbcdin-rungen  bei  den 
Domänen  vieler  D.  Staaten).  Ferner  A.  Hlomeyer.  Pachtrecht  u.  Pachtvertrag 
(zugleich  Handb.  d.  preuss.  u.  säclis.  Pachtrechts).  Berlin  1S7.H.  Drechsler  geht  mehr 
vom  landwirthschaftl.,  Blomcyer  mehr  vom  jurist.  Standpuncte  aus.  Beider  Ergebnis*1 
weichen  mehrfach  ab.  Die  Vergleichung  dieser  Werke  ist  daher  zweckm.issif. 
S.  sonst  unter  Anderen  über  Preussen  Oelricbs  gen.  Sehr.,  S.  22  tf..  in  den 
Anlagen  S.  137  ff.  z.  Th.  die  bezügl.  Verordnungen  u.  Instructionen.  S.  bes.  d 
preuss.  Verordn.  v.  11.  Dec.  1802  ub.  d.  allgem.  Beding,  z.  Verpacht.  d.  K.  Dommen- 
vorwerke  (excl.  R.-B.  Stralsund)  u.  a.  bei  Drechsler,  II,  192.  Nene  Kedacl  -I 
V.  0.  v.  1H02  v.  O.Juli  1872  u.  22.  März  1882.  s.  Oelricbs  S.  28  fT.  V.  der  bad 
Hof-Dom.-Kammer  v.  18.  März  1S30.  Aeltere  Literatur  über  die  AnlVrtigunsr  von 
Ertragsanschlägen  s.  bei  Kau,  Fin.  I  §.  121  Note  a  und  danach  in  vor.  Aull, 
dieses  Bands  S.  390  Note  31.  I".  A.  v.  Flotow,  Anleitung  zur  Fertigung  d.  Ertrags- 
anschlage.  Leipzig  1820.  22.  II.  B.  (vorzüglich  gut).  Pabst,  Landw.  Taxationslohre 
2.  A.  Wien  1S03.  Die  landwirthseh.  Schriften  v.  v.  d.  Goltz,  bes.  dessen  landwirth- 
schaftl. Taxationslehre.  Berl.  1882.  Birnbaum,  landwirthschaftl.  Tax.lchre  (in  <1er 
Thaer-Ribl.). 

Kegeln  dieser  Art  lassen  sich  wiederum  nur  für  bestimmte 
Länder,  Zeiten  und  Land  Wirtschaftssysteme  aufstellen. 
Mit  der  Veränderung  namentlich  der  letzteren  ändern 
sie  sich  daher  selbst  wieder.  Das  hat  die  Domänenver 
waltung  nicht  zu  tibersehen.  Manche  früheren  Regeln,  welche 
auch  in  Deutschland  noch  vor  Kurzem  als  unbedingt  richtig 
galten,  sind  gegenwärtig  denn  auch  veraltet  oder  bedürfen  einer 
wesentlichen  Modiflcation  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkehrs 
und  Absatzverhältnissc ,  der  dadurch  bewirkten  Notbwendigkeit 
anderer  landwirtschaftlicher  Systeme  und  namentlich  auch  iu 
Folge  der  viel  grösseren  Leichtigkeit,  mit  welcher  sich  jetzt  eine 
Acnderuug  dieser  Systeme  vollzieht.  Uebrigcns  gelten  fUr  die 
Zeitpacht  der  Domänen  in  allen  wesentlichen  Puncten  dieselben 
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Regeln  wie  für  die  Zeitpachten  der  Privatgüter.  Es  genügt  daher 
hier,  einige  der  Hauptpuncte  zusammenzustellen. 

a)  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses.  Sic 
erfolgt  entweder  allein  auf  Grund  eines  sorgfältig  ausgearbeiteten 
Ertrags anschlages  des  Gutes  oder  in  Anknüpfung  an  einen 
solchen  Anschlag  (als  Minimum)  durch  das  Meistgebot  bei  der 
Versteigerung  oder  unabhängig  von  dem  Ertragsanschlag 
bloss  durch  das  Meistgebot. 

Der  Anschlag  eines  Landguts  oder  Grundstücks  ist  die 
ausführliche  Vorausberechnung  des  bei  einer  gewissen  Art 
der  Bewirtschaftung  mit  Wahrscheinlichkeit  fortdauernd 
zu  erwartenden  Ergebnisses  des  Ertrags.  Die  Kegeln  dafür  sind 
in  Deutschland,  besonders  in  Preussen,  schon  seit  älterer  Zeit  sehr 
ausgebildet  worden.  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses 
mittelst  Veranschlagung,  woneben  dann  die  Versteigerung  nicht 
ausgeschlossen  war,  ist  früher  auch  in  Deutschland  die  allgemeine 
Regel  gewesen.  Die  Anschläge  erfolgen  unter  Benutzung  der 
landwirtschaftlichen  Erfahrungen  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Bedürfnisse  der  Finanzverwaltung,  nach  Geschäftsanweisungen, 
welche  die  Taxationen  zuverlässig  und  zugleich  gleichförmig 
machen,  unter  der  Leitung  der  oberen  Doniänenbehiirden.  Sie 
brauchen  nicht  bei  jeder  neuen  Verpachtung  ganz  erneuert,  sondern 
können  mitunter  durch  die  nöthigen  Veränderungen  nur  den  Zeit 
umständen  angepasst  werden. 

Die  bezüglichen  Grundsätze  fur  die  Anfertigung  solcher  Anschläge  sind  bis- 
weilen in  die  systematischen  Wi  rke  der  Finanzwissens«  haft  aufgenommen  worden,  s.» 
auch  von  Kau  122 — 129a  in  einem  Anhang  „von  den  Tachtanschlägen  der  Kammer- 
guter".  Ich  hatte  schon  in  der  0.  Auflage  von  Kau  dirsen  Anhang  fortgelassen.  Der 
•»rund  liegt  in  dem  im  Text  Gesagten.  Die  Bedingung  für  einen  einigermassen 
richtigen  Auschlatr:  Vorausberechnung  bei  einer  gewissen  Art  der  Bewirt- 
schaftung ist  überhaupt  kaum  so  zu  erfüllen,  dass  die  theoretischen  Grundsätze 
fur  alle  Fälle  passen.  Mindestens  mUsstc  die  Darstellung  dann  eine  sthr  eingehende 
werden.  Die  Frage  ist  aber  auch  eine  wesentlich  landwirtschaftliche.  In 
dem  Abschnitt  von  den  Grundsteuern  ist  sie  ausserdem  in  der  Fiiianzwisscnschaft 
/u  berühren. 

Die  neuere  Erfahrung  und  die  Wissenschaft  haben  jedoch  das 
Unzuverlässige  der  Anschläge  des  Verpächters  in  vielen  Fällen 
herausgestellt.  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Kegel,  dass 
die  Ermittlung  des  Pachtzinses  durch  Anschlag  mehr  den  ein- 
facheren, stabileren  Verhältnissen  der  Land-  und  Volkswirt- 
schaft entspricht,  dagegen  in  Ländern  hochentwickelter  Cultur  die 
meistbietende  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum 
Ziele  fuhrt,  wenn  d  e  m  P  ä  c  h  t  e  r  d  i  e  W  a  h  1  d  e  s  W  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  s  - 
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Systems  frei  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
und  besserer  Cultur  geboten  ist.  Der  Anschlag  behält  dann  mir 
die  Bedeutung  eines  Anbaltspunctes  der  Regierung  zur  Beurtheilang 
der  Pachtgebote.  Das  Princip  des  Meistgebots  ist  ferner  eine 
Consequenz  des  allgemeinen  Concurrenzprincips  in  der  heutigeu 
wirtschaftlichen  Ordnung,  eine  Consequenz,  welche  zwar  auch 
nicht  ohne  Bedenken  ist,  aber  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
doch  ebenso  von  der  Gerechtigkeit  als  vom  Finanzinteresse  ge- 
fordert  wird. 

Vgl.  namentlich  hierüber  I»  redimier  a.  a.  O.  I,  71 — s.V  Der  Verf.  prüft  die 
neueren  na«  Ii  preuss.  System  erfolgten  Dotniuienverpaclitungen  in  der  Prov.  Hannovr 
und  kommt  iu  Betreff  der  Anschlag-  und  Versteigerungen  /.u  folg.  Ergebnis*.  S.  >*•: 
..Die  Feststellung  des  angemessenen  Pachtzinses  dur<  h  Bere  <  h  n  u n g  von  Seiten  dr* 
Verpächters  ist  ausführbar  1)  in  allen  Ländern,  deren  Cultur  noeh  nirht  auf  so  hoher 
Stufe  stellt,  dass  der  s<  habloucnmässige  Win  hschaftsbet  rieb  verlassen  werden  kann: 
wo  ;ilso  die  Einrichtung  des  Wirtschaftssystems  nicht  abhängt  von  unbere«  heubaTotj 
individ.  Neigungen  und  Fähigkeiten  der  Pachter,  sondern  der  Betrieb  eiü  geg«;ben?r. 
stabiler.  landesüblicher  ist;  2)  in  Lindern  horhentvrickeltcr  Cultur,  dann,  wenn 
\ü  das  dem  Pacbtanschlag  zu  Grunde  liegende  Wirtschaftssystem  contractli- h 
eingehalten  werden  muss  oder  b)  das  dem  Pa<  htanschla-rc  /u  (jninde  liegende  Wirt- 
schaftssystem thatsachlich  eingehalten  wird.  Wo  diese  Voraussct/.uniron  ni-ht  vor- 
handen sind,  ist  eine  Berechnung  des  anirenicsseuen  Pa<  htzinses  durch  den  Ver- 
pächter nicht  möglich.  Es  bleibt  also  Cur  diesen  p;il]  ....  nur  die  meist  biet-  tid- 
Verpaditun»  üblich."  In  Hannover  konnte  der  Domineiipachtcr  das  WirthscludV 
system  nur  mit  Genehmigung  des  Ycrpa«hters  andern;  tatsächlich  bestand  dageseu 
bei  den  Pachtern  Abneigung  (Drechsler  II,  SH \  Bei  der  Neuvetpachtung  nnt---r 
preussiseher  Herrschaft  hat  ih  r  Pachter  freie  Hand  in  der  Wahl  des  Wirthschaf»- 
systeuis.  Ueber  d.  verschiedenen  Modus  der  Verpac  htitntr  (incl.  Submission)  ßlo- 
meyer,  S.  30  II'.  Kr  hält  für  Staatsgüter  au«  h  «Ii«-  Verpachtung  durch  Li«  itation  kr 
•  lie  beste,  S.  10. 

Möglichst  zu  vermeiden  ist  bei  der  Anwendung  des  Concurrenz 
prineips  eine  zu  hohe  Kmporschraubung  des  Pachtschillings, 
weil  dabei  die  Gefahr  der  Deterioration  zu  sehr  wächst  und  der 
Pachter  am  Ende  nicht  bestehen  kann,  wodurch  auch  das  fiscalische 
Interesse  geschädigt  wird. 

Diese  Gefahr,  die  auch  dureli  das  zu  grosse  Selbstvertrauen  intelligenter,  wohl- 
habender Pachter  noch  vermehrt  wird,  hat  sich  in  ein/einen  Fällen  in  neuester  ü' 
bei  norddeutschen  Doiuänenverpachtuiuren  ge/eiirt 

Daher  empfiehlt  es  sich,  wie  es  auch  in  der  Praxis  üblich  Ut, 
Versteigerung  als  Kegel  vorzuschreiben,  aber  doch  hie  und 
da  Ausnahmen  zuzulassen.  Insbesondere  wird  man  auch  im 
Finanzinteresse  oftmals  gut  daran  thun,  bewährte  bisherige 
Pachter,  in  der  Pacht  bei  Ablauf  des  Contracts  zu  belassen,  aoeh 
wenn  sie  nicht  das  allerhöchste  Gebot  machen,  wenigstens  bei  der 
Verpachtung  von  ganzen  Domänenhöfen.  Ueberhaupt  sind  schon 
bei  der  Versteigerung  zum  Mitbieten  nur  Personen  zuzulassen, 
welche  gewisse  persönliche  und  durch  ihre  Vermögensverhältnisse 
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gewisse  wirthschaftliche  Garantieen  bieten.  Auch  wird  sich  der 
Staat  passend  die  Auswahl  unter  einigen  (z.  B.  3)  Meistbietenden 
vorbehalten.  Die  Zusagung  der  Pacht  unter  der  Hand  bat  das 
schwer  zu  beseitigende  Bedenken,  dass  persönliche  Begünstigungen 
leichter  vorkommen  können,  mindestens  —  vermuthet  werden. 

Diese  Form  früher  in  llanuover,  Ubbelohdc.  S.  11.  Die  Beseitigung  dieses 
Verfahrens  und  die  Einführung  der  pn-uss.  Versteigerunir  hat  man«  he  Privatinteressen 
verletzt  und  sehr  verschiedene  Urtlieilc  erfahren.  Nach  obigen  Auseinanderscf/.unueu 
im  Text  war  dieses  Vorgehen  aber  doch  richtig.  Die  Pachtsteigerungen  bei  der  Neu- 
verp.K  lituo-  von  Domänen  in  Hannover  sind  allerdings  enorm:  /.  B.  bei  \n  Domänen 
i'ur  die  12  jähr.  Paeht/eit  von  186S— 80  geiren  185«— OS  /wischen  37  und  121%.  in 
7  Falle»  /.wischen  73  und  108%.  Man  hat  daraus  auf  viel  zu  niedrige  Pachten 
il  r  früheren  Zeit  geschlossen  Seitens  der  Anhänger  des  preuss.  Systems,  auf  viel  zu 
hohe  der  Neuzeit  Seitens  der  .älteren  haunov.  Landwirte.  Drechsler  a.a  U.  halt 
beide  Ansichten  für  unrichtig  und  die  alten  Pachtpreise  für  nicht  zu  niedrig,  die 
neuen  für  nieht  zu  hoch.  Er  erklärt  sie  durch  die  veränd.  Paclitbediimunsr  und 
Wirthschaftspraxis:  im  alten  Königreich  Hannover  stabiles  System,  wo  die  Anschlüge 
auch  gemixten,  in  der  neuen  Provinz  verändertes  System,  wo  bei  Freiheit  der  Be- 
wegung die  Pachter  mehr  bieten  konnten.  In  Preussen  ist  die  Versteigerung  („Lici- 
uthnT)  in  der  Kegel  geboten;  wer  mitbieten  will,  muss  sich  Uber  den  eigentümlichen 
Besitz  eines  bestimmten  disponiblen  Vermögens  (je  nach  d.  Domäne)  und  Uber  seine 
(jualitication  als  Landwirth.  sowie  Uber  seine  Solidität  ausweisen;  ob  dieser  Nachweis 
geuügt,  bat  der  Commissar  allein  zu  entscheiden,  unter  Ausschluss  des  Kechtswejrs. 
Das  Fin.min.  entscheidet  aber,  ob  der  Zuschlag  auf  Grund  der  Angebote,  an  welch«: 
•ler  Bieter  gebunden  bleibt,  überhaupt  erfolgen  soll  u.  behalt  sich  die  Auswahl  unter 
den  3  Bestbietenden  vor.  S  preuss.  Kescr.  v.  3.  Juni  1860  u.  18.  Mai  1875,  bei 
'►elrichs  S.  63.  In  d.  absolutist.  Zeit,  bis  1S50,  auch  in  Preussen  Belassung  der 
alten  Pachter,  wenn  sie  den  nach  neuem  Pachtanschlag  normirten.  meist  nicht  viel 
höheren  Pachtschilling  Ubernahmen,  ohne  besondere  neue  Versteigerung.  -  -  Achnlich 
(jualif.  u.  Vermögensnachweis  in  Würtemb.  verlangt,  s.  Hoffmann  S.  61.  Erheb- 
liche Gründe  für  die  Versteigerung  auch  bei  «ranzen  Landgütern,  Schumacher  in 
Kau  und  Haussen  Archiv,  N.  F  II,  125,  und  Seelig.  In  der  Nötigung  eine 
grössere  Pachtrente  zu  erwirtschaften,  liegt  auch  ein  oft  gut  wirkender  Ansporn  zu 
landwirtschaftlichen  Fortschritten  aller  Art.  (Jeher  Mecklenburg-Schwerin  be- 
merkte Kau  in  einem  haudschriftl.  Zusatz  z.  5.  A.:  hier  werden  die  grossen  Pacht- 
liöfe  versteigert,  die  Pachtungen  der  bäuerlichen  Wirte  sogen.  Ha uswirthcl  bleiben 
in  der  Kegel  in  der  Familie  u.  gehen  in  Ermangelung  von  Sühnen  auf  die  älteste 
Tochter  über.  Der  Paeht/ins  wird  nach  Verfluss  der  12— Hjährigcu  Paehtperiode 
von  Neuem  festgesetzt,  aber  sehr  massig;  im  D.  von  dor  Last  leichten,  mittleren  und 
guteu  Bodens  30— 35.  70  — M)  und  100  —  130  Thlr..  die  Last  ist  06  Schert".  Aussaat, 
also,  den  Schell,  zu  «0  Quadr.-K.  gerechnet.  5760  Quadr.-K.  40  pr.  M.,  mithin 
wird  vom  pr.  M.  0*6 — 2*6  Thlr.  entrichtet.  Kleine  Bauern  haben  etwas  weniger  zu 
bezahlen.  Auf  jeden  der  1122  bäuerlichen  Pachter  kommen  10,252  K..  es  besteht 
aber  eine  Abstufung  von  Vollbauern  i.  D.  31,634)  bis  zu  AchtHhufnern  (i.  D.  10,604  K.). 
s.  m«:clenh.  Beiträge  IV,  .S*5.  Es  ist  demnach  keine  reine  Zeitpacht  vorhanden,  sondern  eine 
herkömmliche  bedingte  Erblichkeit  der  Bauerngüter  mit  einem  veränderlichen,  aber 
schonend  bestimmten  Zins.  Da  innerhalb  des  Doinaniuins  fast  kein  ländliches  Privat- 
eigentum besteht,  so  müssen  hier  volkswirtschaftliche  u.  socialpolitische  Rücksichten 
auf  den  Bauernstand  vorwalten. 

bi  Sicherstellung  (Caution)  wird  für  die  Erfüllung  aller 
Verbindlichkeiten  des  Pachters  verlaugt,  entweder  haar,  mit  Zius- 
gewähniDg  an  den  Pachter,  oder  wie  jetzt  gewöhnlich  in  be- 
stimmten öffentlichen  Werthpapieren,  deren  Coupons  der  Pachter 
behält  (Preussen).    Die  Höhe  der  Caution  richtet  sich  wesentlich 
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nach  der  Grösse  der  DomUnen,  bez.  auch  des  Pachtschillings.  Sic 
ist  natürlich  höher  bei  Mitverpachtung  des  Inventars.  Vou  dem 
Grundsatz  hoher  Cautionen  kommt  man  indessen  mit  Kecht 
ab,  da  sonst  das  Betriebskapital  des  Pachters  zum  Nachtheil  der 
Bewirtschaftung  (und  deshalb  vielfach  auch  des  Eigentümers) 
zu  sehr  verringert  wird.  Auch  bei  einzelnen  Grundstücken  ist  die 
Hinterlegung  einer  Summe  zu  verlangen,  wenn  anch  nicht  immer 
durchzusetzen.  Die  Forderung  der  Bürgschaftsstellung  ist  bei  der 
Schwierigkeit  für  den  Pachter,  einen  Bürgen  zu  finden,  gleichfalls 
ott  unpractisch. 

Man  setzt  die  Caiition  nach  den  Umstanden  auf  etwa  1  3  oder  *{4  des  Pacht- 
zinses, auch  bis  anf  den  ganzen  einjähr  Betrag.  Nach  der  preuss.  Finanzminister.-V. 
v.  2U.  Nov.  in  der  Kejrel  lf.3  des  Pachtzinses,  ausser  wo  der  Pachter  auch  Gefall. 

•  inzieht.  Jetzt  in  der  Regel  V3  des  Paehtgcld.Tininimuins  St«  Iluu?  d«r  Caution  in 
inländ.  Pfand-  oder  Rentcnbrieion  oder  in  nach  K.-U  v.  3.  Mai  1S21  u.  Nachts.' 
depositalfäh.  Inhaberpapi.-ren  (§.  2S  d.  Verordn.  v.  IS62  u.  v.  18s2i.  Di.-  Höh.  wird 
j.  tzt  in  dem  b.-sond.  Vertrag  bestimmt.  —  \V  ü  rtem  b  «  rg:  1  Vsfacher  Pacht/ins  und 
einfacher  Ansehlair  des  Inventariums,  Hoff  mann,  W.  Finanzrecht  I,  210.  —  S.  Blo- 
meyer  S.  211  II. 

c)  Die  Dauer  der  Pacht  zeit.  „Lange  Pachtzeit 
giebt  eine  grössere  Ermunterung  zu  bedeutenden  Verbesserungen 
des  Gutes  und  Betriebes"  (Rau)  und  verhütet  wirksam  länger  die 
Neigung  zur  übermassigen  Ausnutzung  des  Bodens  und  zu  sonstiger 
Detcrioration.  Solche  längere  Pachtzeit  wird  namentlich  bei  höherer 
Intensivität  der  landwirtschaftlichen  Cultur  nothwendig.  Die 
auch  bei  den  Zeitpachten  der  Domänen  im  Laufe  der  letzten 
100  Jahre  und  darüber  eingetretenen  Verlängerungen  der  Pachtzeit 
finden  in  der  Notwendigkeit  und  nunmehrigen  Rentabilität  inten 
siveren  Betriebs  ihre  Erklärung.  Rücksichten  dieser  Art  lassen 
auch  die  Ausdehnung  der  Pachtzeit  mindestens  auf  das  Leben 
(jüngerer)  Pachter  und  den  Uebergang  der  Pacht  auf  geeignete 
Erben  des  Pachters  wünschenswert  erscheinen.  Für  sehr 
lange  und  die  übliche  Frist  überschreitende  Pachtperiodeu  sind 
dann  Erhöhungen  des  Pachtschillings  von  vorneherein 
oder  nach  bestimmter  Zeit  vorzusehen  und  gewöhnlich  im  beider 
seitigen  Interesse  durchführbar. 

Ueber  die  Grunde  ircu.-n  kurze  Pachtzeit«  n  s.  die  bei  1)  rec  hsler  l,  .*»'»  aiijrot. 
Schriftsteller.  Es  vilt  auch  die  Kegel,  dass  die  Pacht  um  so  langer  dauern  umss.  ,|r 
mehr  das  Out  im  Culturziistaixl  zun.«  k  ist.  1 2j.dtr.  Pa>  htdaiier  ist  bei  Privat-  und  b«.i 
Domnnialgiitem  jetzt  s-  lir  verbreitet.  1"»  Jahr  ist  f.  Staatsdomänen  wohl  am  Passend-t  a 
Blume  y.  r  S.  121  —  Kiue  s.<  hsjähiiuv  Periode  ist  noch  tu  kurz.  In  Bad«n  sin«l 
Jahre  bei  Hoflrutrii  Kctrel,  in  Hannover  und  Kurhess,  n  12,  in  \V  ii  rte  tu  b<  r. 
I*  Jahre,  in  Preuss«- n  s<m>t  «>,  jetzt  12  und  mehr  Jahre,  bei  grosseren  Domänen 
meist  is  ■  tVah.  r  bis  21).  M  .  eklen  bur»  bei  grosse  u  Hofen  20—21  J.,  bei  Bau  r- 
hötVn  12-11  J.,  in  Oes t  •■  r i  <•  i  c Ii  Max.  0  .1.,  bei  Gütern  über  200  Jo«  h  (zu  kurz i 
event.  no<  h  weniger,  in  I  ran  kr.'ieh  Jahre.   Man  hat  die  Pa«  htzeit  mit  h'rt^- 
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sieht  auf  die  übliche  Dauer  «1er  Fru<  -ht  folge  zu  bestimmet!  vorgeschlafen,  so  dass  si- 
/.  B.  bei  der  herrschenden  D  re  i  fehle  rwirt  Iis«  liaft  ein  Vielfaches  von  3  ist.  so  Kose  her 
II,  §.  03  u.  a.  m.,  was  indessen  unn«'»thig  ist.  s.  Drcehler  I,  54,  auch  Blomeyer 
>.  121.  Die  Pacht  unbedingt  mit  d.-m  Tod.-  des  Paehters  ablaufen  zu  lassen  (sou. 
Vitalpacht<  empfiehlt  sich  nicht.  Geireu  d.  Vitalpacht  Blomeyer  S.  120,  s.  f. 
Preussea  die  Bestimm,  in  d.  N'.-O.  v.  1*S2.  Kunditrungsbefugniss  der  Erben 

d.-s  verstorbenen  Pachters  i-t  damit  unbedingt.  >olche  de^  Staats  unter  gewissen,  im 
Alldem,  nicht  schwer  zu  erfüllenden  Bedingungen  ausgeschlossen. 

In  Preu  »srii  Erhöhung  des  Pachtgeldes  bei  längeren  Paeht/.eiteii  seit  Friedr. 
Willi.  IL:  damals  Normalterniiu  (5  .1.,  doeh  alten  bewährten  Domäncupachtcm  konnten 
und  12 jähr.  Perioden  genvn  einen  Zuschlag  von  4,  bez.  12"  ,,  (Proloiigatiousgebnhr) 
gewährt  werden.  S.  Riedel  a.  a.  0.  176,  für  d.  neuere  Zeit  d.  V.  23.  April  18.H7: 
bei  läugeren  Pacht/eilen  vom  Hl.  Jahre  an  jährlich  5  Proc,  vom  10.  Jahre  an  noch- 
mals 5  Proc.  also  zusammen  jährlich  10  Proc.  mehr  als  in  den  ersten  12  Jahren. 
In  d.  neuen  V  v.  1SH2  fehlt  diese  Bestimmung,  es  ist  also  Alles  richtiger  den  beson- 
deren Contratten  überlassen. 

d)  Die  Form  des  Pachtzinses. 

S.  bes.  Drechsler  I,  63—74.    Blomeyer  S.  120  IT. 

Die  Hauptverschiedenheit  ist  die  Festsetzung  des  Zinses  in 
Geld  oder  ganz  oder  theilweise  statt  in  Geld  in  Naturalien 
und  zwar  auch  in  dem  letzteren  Falle  in  einem  fUr  die  Pacht- 
daner  unveränderlichen  J ahresbetr age  (im  Gegensatz 
zu  der  früher  vorgekommenen  Feststellung  einer  Quote  vom 
Rohertrage).  Der  Pachtzins  braucht  aber  auch  alsdann  nicht 
nothwendig  in  den  Naturalien  selbst,  sondern  kann  alljährlich 
nach  bestimmten  Preisen,  —  entweder  den  jedesmaligen 
Marktpreisen  eines  bestimmten  Orts  und  Zeitpuncts  oder  nach 
Durchschnittspreisen  gewisser  Perioden  —  Modalitäten,  welche 
noch  verschiedene  Modifikationen  gestatten  —  entrichtet  werden. 
Die  richtige  Wahl  dieser  Formen  des  Pachtzinses  hängt  wieder 
mit  dem  Gange  der  landwirth schaftlichen  Cultur  und 
mit  derEntwicklungsstufederganzenVolkswirthschaft 
zusammen.  Bei  reiner  Geldwirthschaft  und  regerem  Verkehr 
und  bei  angemessener  Freiheit  des  Pachters  in  der  Aenderung  des 
Wirtschaftssystems  verdient  der  blosse  Geldzins  den  Vorzug 
Seitens  beider  Contrahenten.  In  der  Praxis  ist  denn  auch  neuer- 
dings der  Geldzins  der  Domänen  immer  allgemeiner  üblich  ge- 
worden. 

Naturallicferungcu  kommen  vorueinlieh  nur  als  kleine  Nebenverbindlichkeiten  de* 
lVhters,  und  auch  hier  nicht  passend,  noch  vor.  (Drechsler  I,  7-1.  Heu.  Stroh, 
Dünger,  auch  Butter  (Detmold)  kommt  vor  neben  Getreide)  Die  Befürwortung  der 
I  *'8tsetauug  des  ganzen  Pachtzinses  oder  eines  Theils  desselben  iu  Naturalien  (beson- 
ders in  Körnern)  und  der  Entrichtung  nach  Markt-  oder  Durchschnittspreisen  in  Geld, 
wodurch  die  Schwankungen  des  reellen  Pachtzinses  geringer  werden  sollten,  beruht 
»uf  einer  unrichtigen  licbert  ragung  einer  bloss  im  Grossen  und  Ganzen  geltenden  Er- 
tahrungsregcl  auf  den  einzelnen  Kall.  Die  Preise  verändern  sich  zwar,  wie  Kau  be- 
merkte ig.  HU i.  „in  umgekehrtem  Sinne  wie  die  Ernte-Ergebnisse;  stehen  sie  hoch, 
so  ist  gewöhnlich  nicht   viel  gewachsen  und  umgekehrt,  die  ganze  Einnahme  (|e> 
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Pachters  i>t  folglich  öfters  nicht  so  sehr  verschieden  als  die  Preise."  Aber  da>  Ernte - 
ergebnes  auf  dem  einzelnen  Gute  ist  dorh  wieder  häufig  genug  vom  Ergebnis  im 
tran/eu  Lande  verschieden  und  übt  auf  die  localcn  Preise  einen  um  so  geringeren 
Einfluß  aus.  je  mehr  sich  heut  zutage  der  Markt  erweitert  und  die  allgemeinen  Ver- 
hältnisse der  Ernten,  der  Zu-  und  Abfuhren  den  Preis  bestimmen.  Mindestens  in  der 
Gegenwart  wird  daher  die  Latrc  des  Pachters  bei  einer  Festsetzung  de>  Zinses  in  Geld 
gesichert.'!-  sein,  und  auch  für  den  Verpächter  ist  ein  solcher  Zins  j,-tzt  vorzu/.i.  heu. 
Anders  Kau  §.  IIb.  Uebrigens  kommen  auch  in  Deutschland  noch  bis  in  die  neueste 
Zeit  ('  inzcln  noch  gegenwärtiir)  andere  als  Geldzin-^tipulationeu  für  den  Pachtx  hilliit:; 
oder  «inen  Theil  desselben  vor.  S.  einige  Beispiele  bei  Kau  §.  IIb  u.  in  vor.  Anfl. 
die-es  Bands  §.  171,  in  den  Noten. 

229.  —  e)  Die  Remission. 

Drechsler.  I,  S5  II.,  Ubbclohde.  d.  iremeinreehtl.  Lehre  v.  d.  Remission  A>>°> 
Pachtprei^es,  Hannov.  Joum.  für  Landwirthschaft  Ihbl,  lsti".  Blomeyer,  S.  14.1  H", 
151  II.  Kau  in  §.  117  vertrat  noch  die  ältere  Ansicht  von  der  Notwendigkeit  dir 
allgein.  KeinMoii. 

Auch  die  Regelung  des  sogen.  Nachlass  -  oder  Remissions 
wesens  bei  Zeitpaehten  ist  nach  den  concreten  Verhält- 
nissen von  Zeit  und  Ort  und  mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
wicklungsstufe der  Land-  und  Volkswirtschaft  und 
auf  die  Freiheit  der  Bewegung,  welche  dem  Pachter  contract- 
lich  gelassen  ist,  verschieden  zu  behandeln.  Kleinere  Verluste 
pflegen  allgemein  im  Pacbtanschlage  berücksichtigt  zu  werden. 
►Sie  finden  ihre  Ausgleichung  in  den  grösseren  (Jcwinnsten  anderer 
Jahre.  Bei  „bedeutenden  Beschädigungen"  aber  galt  es 
früher  allgemein  und  auch  noch  nach  Rau's  Ansicht  für  billig 
und  zweckmässig,  einen  Nachlass  (Remission)  an  der  Pacht- 
summe des  einzelnen  Jahres  zu  bewilligen. 

Vgl.  Borowski,  I.  144.  Nicolai,  II,  126.  Sturm,  I,  224.  Kau  §.  117. 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  227.  Die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  genügten  nicht 
immer.    S  übrigens  Preuss.  Landrecht.  Th  I,  Tit  21,  478—531. 

Um  Weiterungen  zu  verhüten  wurden  Ursachen.  Art.  Umfang  des  Schädeln, 
auf  Grund  deren  Anspruch  auf  Remission  eintreten  solle  und  zugleich  die  Höhe  diese* 
Erlasses  (Quote  vom  Pachtzins,  nach  Massgabe  des  Verlusts  im  Vergleich  mit  der 
Mittelernte)  genau  im  Voraus  festgesetzt.  Sofortige  Anzeige  des  eingetretenen  Schade«* 
wurde  vorlangt,  um  alsbald  untersuchen  zu  können.  Beispiel:  Baden:  Bei  !rc- 
sehlossenen  Gutem  von  beträchtlicher  Grösse  ein  Schaden  von  t/i  der  Krnte,  soust 
nur  über  die  Hälfte.  Bei  der  Abschätzung  soll  ausgcinittelt  werden,  was  der  Land- 
wirth  ohne  das  eingetretene  Ereigniss  au  Ertrag  (mittlerem  oder  des  einzelnen  Jahres  ') 
zu  hotten  gehabt  und  was  er  nun  zu  erwarten  hat.  —  Auch  in  Würtctnberg  winl 
nur  Nachlass  gegeben,  wenn  der  wirkliche  Kühertrag  der  Ländereien  nach  seinem 
Belauf  in  Geldpreisen  unter  a '\  des  im  Pachtauschlage  angenommenen  (nicht  des  im 
einzelneu  Jahre  bevorstehend  gewesenen)  Rohertrages  ausmacht,  Hoffmann,  Finauz- 
recht  I,  2  US.   (  Kau). 

In  neuerer  Zeit  ist  es  wenigstens  bei  der  Verpachtung 
grösserer  Landgüter  immer  Üblicher  geworden ,  den  Pachter 
vertragsmässig  auf  jeden  Nachlass  am  Pachtzins 
für  aussergewühnliche  Unglücksfalle  verzichten  zn 
lassen.    Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  namentlich  auch  in 
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den  Domänenpachtverträgen  Deutschlands  und  iui  Ganzen  heutzu- 
tage mit  Recht. 

Nur  bei  geringerer  Entwicklung  der  lund wirtschaftlichen  ('ultnr  und  der  Ver- 
kehrsverhältnisse, ferner  wenn  dem  Pachter  contraetlieh  in  den  massgebenden  Einzel- 
heiten des  Betriebs  die  Baude  zu  sehr  gebunden  sind ,  ist  eine  Kemission  am  Platze. 
Hie  letztere  erfolgt  hier,  weil  es  nicht  möglich  ist.  im  Voraus  den  Einfluss  aussei  - 
gewöhnlicher  Unglücksfälle  auf  den  Keincrtrag  abzumessen  und  weil  es  keinen  Schutz. 
','egcn  solche  lalle  und  kein  Mittel,  sie  wieder  gut  zu  machen,  giebt.  Dies  ändert 
.«.ich  notorisch  auf  höheren  Entwicklungsstufen  und  hat  sich  in  den  letzten  Jahr- 
zehenten  besonders  auch  in  Deutschland  geändert  Das  landwirtschaftliche  Ver- 
sicherungswesen Brand.  Hagel,  Vieh,  wobei  allerdings  die  techn.  Schwierigkeiten 
letzterer  beiden  Yersicherungszweige  gelöst  sein  müssen),  bietet  das  Mittel,  sich  gegen 
viele  Schäden  zu  decken.  Die  Versicherungsprämie  hat  der  Pachter  beim  Pachtzinse 
anzuschlagen,  der  sich  um  ihren  Betrag  ennässigen  muss.  Dies  ist  aber  eine  bessere 
Form  der  Remission  als  die  früher  übliche.  Viele  andere  Schäden  (Dürro,  Frost. 
Mäusefrass,  Insecteuschadcn .  Pflanzenkrankheiten )  lassen  sich  durch  intelligenten 
Betrieb  wieder  gut  machen.  So  kann  die  Kemission  in  der  Kegel  fortfallen.  Nur  für 
wenige  abnorme  Fälle  von  Brand.  Krieg,  grosser  Ueborschweinmung  sind  besondere 
llestiinmungen  im  Vertrage  erforderlich. 

Das  Gesagte  wesentlich  nach  Drechsler,  I,  9-1—07:  ähnl.  Blomeycr,  S.  l.V», 
151.  Verzicht  auf  Remission  /.  B.  in  d.  preuss.  V.  v.  1S37  §.  2S.  V.  v.  1M»*2  u. 
1S82  §.  19,  doch  theil weiser  Ersatz  bei  v.  Feinde  er/wung.  Lieferungen.  In 
Wurtombcrg  giebt  nur  Hagelsehlag  und  „feindliche  Fouragirung"  Anspruch  auf 


bewilligt  würde.   In  Baden  mehr  Fälle  von  Kemission,  Drechsler.  II,  «5,  l,  ST. 

f)  Das  Inventar. 

Drechsler  I.  26  IL:  Blomeyer  S.  u'2  ff.    Auf  dem  älteren  Standpuncte  Kau 
118. —  Es  wird  übrigens  auch  von  einem  unbeweglichen  Inventar  (inFeutarium 
solo  junetum)  gesprochen  (Blomeyer  S.  S5  II.):   das  unter  g  genannte,  Gebäude 
mit  Zubehör,  dann  Mühlen,  Brunnen.  Brücken.  Gräben,  Wasserleitungen,  Drainage, 
Dämme,  Deiche,  Wege,  Bäume,  Hecken,  Feldbestellung;,  s.  Blomeycr  a.  a.  0. 

Die  zur  Bewirtschaftung  dienenden  beweglichen  Zube- 
hörungen  des  Gutes  (das  Invcntarium)  sind  hauptsächlich 
Theile  des  stehenden  Kapitales,  wie  Geräthe  und  Vieh,  bisweilen 
auch  Bestandtheile  des  umlaufenden  Kapitales,  wie  Futtervorräthe. 
Die  Hauptfrage  ist  es  hier,  wer  das  Inventar  liefern  soll, 
der  Verpächter  oder  der  Pachter.  Eine  absolute  Antwort  ge- 
staltet auch  diese  Frage  nicht,  denn  auch  hier  entscheiden  die 
gegebenen  Zustände  derLand-und  Volkswirtschaft. 
Auf  primitiverer  Stufe  liefert  der  Verpächter,  auf  höherer  passender 
der  Pachter  das  Inventar. 

Gehört  das  letztere  deui  Verpächter  (Staate,  also  nieht  dem  früheren  Pachter), 
so  uiuss  es  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachtung,  souderu  durch  Ucbergaug  in  sein 
Eigeothum  überlassen  werden.  Besser  ist  es,  wenn  der  Staat  kein  Inventar  besitzt, 
also  das  betreffende  Kapital  Hüssig  macht,  und  es  dem  Pachter  überlässt,  das  Inventar 
>elb:>t  anzuschaffen .  durch  Ankauf  von  seinem  Vorgänger  oder  sonstwie.  Dies  wird 
auch  jetzt  immer  mehr  die  Hegel  und  bewirkt  natürlich,  dass  der  Pachter  ein  grösseres 
eigenes  Kapital  braucht.  Die  eigene  Stellung  des  Inventars  setzt  daher  bereits  höheren 
und  verbreitetem!  Volkswohlstand  voraus,  wenn  es  nieht  au  coneurrireuden  Pacht- 
en ehern  fehlen  soll.  Sie  ist  aber  den  Verhältnissen  der  modernen  Land-  und  Volks- 
wirtschaft, welche  eine  freiere  Stellung  des  Pachters  erforderlich  machen,  angemessen 
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und  erscheint  hier  als  „unerläßliche  Bedingung  für  die  rationelle  Leitung  einer  Wirt- 
schaft." (Drochsler,  I,  2!i.  Aehnlich  Hlomcyer  S.  6<>  H*).  Kben  deshalh  seh^n 
wir  sie  schon  länger  in  England  und  immer  mehr  auch  iu  Deutschland  verbreitet  Im 
Privat-  und  DomänengUtern. 

fici  dem  älteren  System  der  Lieferung  des  Inventars  durch  die  Domäncnver- 
waltung  an  den  Staat  bietet  auch  die  Abrechnung  über  das  Plus  oder  Minus  des 
Inventars  bei  Ablauf  der  Pachtzeit  viele  Schwierigkeiten,  die  man  durch  Hinzuziehung 
von  Schiedsrichtern  nicht  leicht  ganz  beseitigt.    (Rau  §.  IIS). 

Formulare  zu  gutachtlichen  Anschlägen  aber  das  Inventar  bei  Jtorowski,  I. 
135.  Berechnungen  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Dauer  in  Schönleutu^r 
und  Zierl,  Jahrb.  II,  Beil.  I — III.  —  Wenn  die  Jahreszeit  des  Pachtwcchsels  es  mit 
sich  bringt,  dass  der  abziehende  Pachter  besäetes  Land  zurücklassen  inuss.  so  müssen 
ihm  die  Bcstellungskosten  von  dem  Nachfolger  vergütet  werden.  —  In  Mecklenburg 
ist  bei  den  bäuerlichen  Pachtgütern  bisweilcu  das  nöthigste  Inventar  (die  Hofwebn 
F.igenthum  des  Verpächters,  der  Pachter  schafft  aber  dann  gewöhnlich  noch  weiten 
Gegenstände  (Uebcrwehr)  auf  seine  Kosten  an.  —  In  Baden  erhält  der  Pachter 
den  vorräthi»en  Mist  und  einen,  den  Winterbedarf  deckenden  Vorrath  von  Heu  und 
Stroh  unentgeltlich,  muss  aber  beim  Abzüge  gleich  viel  zurücklassen.  V.  v.  6  Aug.  Jsvt. 
(Kau). 

g)  Die  Wirtschaftsgebäude. 

Vgl.  den  inhaltrcichen  Abschnitt  in  Drechsler  I.  IUI — 142.  Blomeycr  s\ 
!>1  IL    Kau  §.  III)  nicht  mehr  genügend. 

Die  richtige,  den  Interessen  beider  Parteien  entsprechende 
Hegelang  der  Bau  lasten  macht  besondere  Schwierigkeiten  und 
lässt  sich  nicht  gut  in  wenigen  Sätzen  zusammenfassen.  Der 
Pachter  muss  an  der  Schonung,  Erhaltung,  an  billiger,  aber 
solider  Reparatur  und  eben  solchem  Neubau  interessirt,  aber  er 
darf  nicht  durch  Ungewisse  und  ungemessene  Verpflichtungen 
überbürdet  werden.  Nach  neueren  Erfahrungen  und  Vorschlägen 
erscheint  besonders  auch  für  Domänen  Folgendes  passend. 

r<)  Reparaturen:  sie  trägt  bei  den  Gebäuden,  ausgenommen 
die  durch  Brand  veranlassten,  der  Pachter,  doch  unbedingt  nur 
bis  zu  einer  gewissen  jährlichen  Minimalsummc,  darüber  hinans 
bis  zu  einer  Maximalsumme  zur  Hälfte  er,  zur  Hälfte  der  Ver 
pachtet*,  und  Uber  diese  Maximalsumme  hinaus  nur  letzterer.  Bei 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  eine 
Ausglcichungsbcrcchnung  am  Ende  der  Pachtzeit,  allenfalls  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

fi)  Umbauten:  wenn  der  Verpächter  dazu  verpflichtet,  trägt 
er  sie,  wobei  aber  der  Pachter  die  Fuhren  leistet  und  eventuell 
die  Bausumme  verzinst.  Vom  Pachter  gewünschte  Um-  und  Ken 
bauten  und  Veränderungen,  die  aus  wirtschaftlichen  Grtindcu 
erfolgen,  trägt  der  Pachter,  nach  Genehmigung  des  Verpächters, 
und  erzielter  Vereinbarung  über  eine  Amortisationsquotc  des  Bau- 
aufwands. 

Wesentlich,  i.  Th.  wörtlich  na»  h  Drechsler,  bes.  S.  115,  I  II,  wo  die  ein- 
-clii-iiile  Ucgrumluii-'  nebst  hritik  d-r  bestehenden  Vorschriften,  namentlich  auch  i»' 
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den  Doinunencontracteii.  Die  bisherige  prcuss.  Bestimmung,  tl:isü  der  Domäucn- 
pachter  alle  Keparaturcn  trage,  ist  itu  Princip  richtig,  aber  unbillig  und  unzweek- 
mässig.  weil  ihr  eine  (Jrccre  fehlt.  Ihre  Folge  ist  die  übermässig  dürftige  Beschall,  n- 
licit  pnussischer  Doinänengebäude ,  —  freilich  wieder  nach  einer  Seite  eiu  Vorzug. 
I  tngekehrt  grosse  Liberalität  und  —  Verschwendung  im  ehcmal.  K.  Hannover. 
S.  prcuss.  V.  v.  1SS2  §.  12,  11,  wovon  jetzt  einige,  hie  und  da  für  den  Pachter 
günstigen  Abweichuniren  der  Bestimmungen  über  Baulasten  von  den  bisher  gütigen. 
Aufwand  1>70  in  Preussen:  (»45,000  Thlr.  für  (iebäude  ,  Wege.  Bracken  auf  den 
Domänen,  --  M'.l  Proc.  der  Einnahme  von  Pachtgütern  u.  (iewerksvorrichtungen. 
ISS:ty>4  dieser  Aufwand  2*347  M.  M.  oder  beinahe  10°/,,  v.  Reinertrag  der  Dom.- 
verwalt.  (incl.  Bäder).  Viele  intorcss.  Data  bei  Drechsler.  I  eher  Brand,  IVbcr- 
schweinm.  u.  Krieg  eb.  I,  203  —  2i:i. 

h)  Melioration  des  Guts. 

Vgl.  auch  Drechsler  I,  143  (f.,  170  II.  passim.    Blouieyer  S.  201  II. 

Die  früher  vorkommende  allgemeine  Vorschrift  im  Pachtvertrag, 
zu  nielioriren,  ist  practisch  ziemlich  werthlos.  Viele  einzelne  ältere 
Vorschriften  beruhten  auf  einer  ungenügenden  und  unklaren  Er- 
kenutniss  der  Bedingungen  intensiver  Cultur.  Das  Wichtigste  bleibt 
die  Gewährung  so  langerPachtperioden,  dass  der  Pachter 
selbst  genügendes  eigenes  Interesse  am  Melioriren  hat.  Bei  kost- 
spieligen Verbesserungen,  welche  sehr  im  Interesse  des  Gutes 
liegen  können,  muss  der  Pachter  entweder  den  Aufwand  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  angemessen  vergütet  erhalten  oder  ihm  Vor- 
schuss  gegeben  oder  die  Melioration  auf  Staatskosten  unter  Bci- 
tragsleistnng  des  Pachters  ausgeführt  werden. 

Hierher  gehört  besonders  die  Trockenlegung'  durch  bedeckte  Abzüge,  d.  i.  das 
Brainiren.    Hier  macht  die  Unsicherheit  des  Krfolgs,  der  Krhöhung  der  Ertrags- 
tahigkeit.  weniger  (wie  Kau  §.  120  meinte)  der  Dauer  der  Anlage  Schwierigkeit, 
denn  bei  rieht.  Anlage  mit  gutem  Material  u.  UfFenhaltung  der  Abzugsgräben  kann 
die  Dauer  nach  Drechsler  I,  170  eine  unbegrenzte  sein,  wenn  nicht  abnorme  Um- 
stände, Niederschläge  aus  dem  Drainwasscr,  Eindringen  von  Wtir/eln  die  Anlage  ver- 
derben.   Es  erscheint  als  das  Zweckinässigste.  Drainirungen  auf  Wunsch  des  Pachters 
unt  Staalsvorschüssen  vom  Pachter,  unter  gewisser  Staatsaufsicht  ausfuhren  zu  lassen, 
»"bei  eine  bestimmte  Verzinsung  u   Amortisations<juote  der  \ orschttssc,  z.  15.  5— 
jahrlich  im  (ianzcu  verabredet  wird.    Doch  ist  die  Höhe  der  Amortisations^uote  nach 
den  i  onereten  Verhältnissen  zu  bestimmen,  eine  ganz  allgemeine  Kegel  lasst  sich  nicht 
dafür  angeben.    Beider  Parteien  Interessen  sind  eben  passend  zu  combiniren.  In 
Preussen  hatte  der  Pachter  früher  die  Kosten  neuer  Drainirungeu  ganz  selbst  zu 
tragen,  ohne  Ersatzanspruch,  was  für  den  Staat  wieder  das  Wohlfeilste  war,  aber  die 
I'rainirungen  natürlich  selten  maehte.  zumal  in  der  späteren  Zeit  des  Pachtcontracts. 
In  Hannover  erhielt  der  Pachter  die  Auslagen  wieder,  soweit  sie  bei  einer  angemess. 
Vbsorbirungsfccala  noch  nicht  beim  Ablauf  des  Contracts  ersetzt  waren.  Neuerdings 
*ind  jedoch  auch  auf  d.  prcuss.  Domänen  gewisse  Staat  sunterstut  zun  gen  gerade  zu 
lJrainirangszweeken  gewährt  worden,  indem  seit  JSßS  (Kescr.  r.  5.  Mai  !s«s)  die 
Seebandlung  die  Herstellungskosten  vorschoss,  gegen  .'S0  „  Zins  u.  3"  „  Auiortis..  zus. 
v°'„  (seit  1*75  zu  5  u.  1°  „.  zus.  «7J.    Seit  Issj    Kescr.  v.  s.  April  1SS2  erfolgen 
diese  Darlehen  aus  den  Fonds  der  Domänenverwalt.  /um  gleichen  Satze,  aber  unter 
'»•  Währung  einiger  weiterer  Vortheile.    'S.  Del  rieh-»  S.  32).  <(iesauiuitkosteiiauschl. 
'•er  auf  d.  Dom.  noch  zu  bewirkenden  Draiiiirungeii  .*»."»  Mill.  M..  im  Etat  f.  Iss3/M 
-ind  600.000  M.  ausgesetzt,  u.  d.  T.  „Darlehen  an  Dom.pächtcr  f.  Ausführung  von 
Meliorationen,  bes.  v.  Drainirungen  *.  —  Vul   Seelig,  Das  \  erb ältniss  zwischen  (»uts- 
n^rrsehaft  und  Pachtern  bei  der  Drainirung.    2.  A.  Kiel  IV.V».    lks.  Dr<  chslei  I, 
1"! —  ITH,  ai„i,  „bor  Erhaltung  der  alten  Drainirungeu.    lilomeyer  S.  210  H. 
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i)  Verhütung  einer  Deterioration  der  Grundstücke. 

S.  namentl.  wieder  Drechsler  I,  143  ff.,  bes.  274— 2S4.  Auch  Blomeyer 
im  Abschn.  v.  d.  Bcwirthsehaft.  d.  Guts,  ]>assiui,  S.  H56— 201.    Kau  §.  120. 

In  den  Vertrag  wurden  früher  besonders  auch  solche  Be- 
dingungen aufgenommen,  welche  den  Staat  gegen  eine  aussaugende 
oder  sonst  verderbliche  Bewirthschaftungswei.se  sichern  sollen. 
Viele  der  üblichen  Bestimmungen  sind  durch  die  neuere  Wissen- 
schaft und  Praxis  veraltet  oder  selbst  als  unrichtig  erwiesen. 

Sic  waren  aus  der  mangelhaften  Kenntniss  der  Pflanzcnernährungslehre  und  <Ur 
Mitwirkung  spcciell  des  Hodens  zur  Ernährung  der  Pflanzen  hervorgegangen  und  viel- 
fach Folgeningen  der  älteren  Lehre  von  der  Statik  des  Ackerbaus.  Die  neuere 
liiebig'sche  Agiicultiireheniic  und  die  Pflanzenphysiologie  haben  jetzt  andere  Ansichten 
verbreitet.  Danach  können  auch  viele  ehemals  als  unumgänglich  betrachtete  Be- 
schränkungen des  Pachters  ganz  wegfallen  oder  bedeutend  vereinfacht  werden.  Schon 
früher  sah  man  übrigens  ein,  wie  Ii  au  §.  120  bemerkte,  „dass  man  sich  auf  solche 
Bestimmungen  beschränken  muss,  deren  N ich tbe folgung  leicht  wahrzunehmen  sei  and 
die  den  Pachter  nicht  in  nützlichen  landwirthschaftlichen  Unternehmungen  hinderten; 
dahin  gehörte  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Mist,  Stroh,  Heu.  Kartoffeln  und  Runkel- 
rüben ohne  besondere  Erlaubniss .  und  eines  zu  sehr  erschöpfenden  Fruchtwechsel!-, 
die  glcichmässige  Bedüugting  und  Bearbeitung  der  Felder  in  Verbindung  mit  der 
Führung  von  Dünge-,  Saat-  und  Arbeitsverzeichnissen,  das  Verbot  von  Lohnfuhren. 
Bestimmungen  über  die  Erhaltung  der  Obstbäume  u.  s.  w."  Jetzt  hält  man  von  solchen 
Beschränkungen  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Futter.  Stroh  und  Dünger  noch  »uf- 
recht, wenigstens  da,  wo  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Boden  ohne  StaUmistdüngung  in 
seiner  Ertragsfähigkeit  erhalten  werden  könne.  Statt  eines  solchen  Verbots  kann  di< 
coutraetliche  Verpflichtung  des  Pachters,  durchschnittlich  jährlich  eine  gewisse  Menge 
Phosphorsäurc  zur  Verwendung  anzukaufen,  eintreten. 

Nach  Drechsler  I,  2S4.  Hier  auch  der  Vorschlag,  dem  Pachter  in  Betr 
des  Strohverkaufs  mit  Ausnahme  des  letzten  Jahrs  ganz  freie  Hand  zu  lassen,  getreu 
die  Verpflichtung,  die  aus  diesem  Verkauf  erlangte  Geldsumme  zum  Ankauf  künst- 
licher Düngemittel  zu  verwenden.  Virl.  d.  preuss.  Pachtbcstitninunsren  v.  18S2  §.  !». 
10.  Hier  u.  A.  Verkauf  v.  Gras,  Heu,  Grummet,  Klee  u.  andren  Futterkräutern,  Futter- 
rüben, Kartollcln,  auch  von  den  zum  Futter  dienenden  Rückständen  der  Spiritus-  u. 
Stärkefabriken  ohne  Genehmig,  d.  Regierung  verboten.  Ferner  ob.  §.  S:  „zum  Anbau 
v.  Zuckerrüben  darf  dasselbe  Grundst.  ohne  ausdrückt.  Genehmig,  der  Begier,  nicht 
öfter  als  2  mal  in  je  6  Pachtjahren  benutzt  werden.  Auch  dürfen  niemals  2  Kuben- 
emteii  einander  unmittelbar  folgen." 

k)  Andere  Vertragsbestimmungen. 

Sie  betreifen  z.  B.  die  Jahreszeit,  in  welcher  der  Antritt  des  neuen  Pachter? 
vor  sich  treuen  soll;  am  Ueblichsten  ist  der  24.  Juni  (Johanni),  am  Passendsten  wäre 
bei  uns  wohl  der  1.  Juni.  Wird  dieser  nicht  gewählt,  so  empfiehlt  sich  statt  de« 
24.  Juni  der  1.  Juli,  um  sich  möglichst  an  die  bürgert.  Eintheilung  des  Jahrs  anzu- 
schliessen,  was  auch  die  Buchführung  erleichtert.  Nur  in  Oesterreich  der  I.  Juli, 
in  Preussen  d.  24.  Juni;  tnanchfachu  andere  Termine  in  einzelnen  deutschen  Staaten 
(Näheres  bei  Drechsler  I,  öl — 53 1.  ferner  Verbot  der  Afterpach t  ohne  besondere 
Erlaubniss,  wo  neinlich  jene  landrechtlich  erlaubt  ist;  die  Bestimmung,  wer  die  aot 
dem  (iute  ruheuden  Lasten  zu  traueu  habe:  die  Termine  zur  Entrichtung  de« 
Pachtzinses,  (in  Preussen  z.  B.  4  Katen  praenum.  1.  Juni,  1.  Sept..  1.  Dec,  1.  März  , 
noch  weitere  Bestimmungen  für  den  Todesfall  des  Pachters  u.  dgl. 

Zur  Controle  der  Erfüllung  dieser  Pachtbedingungen  während 
der  Dauer  des  Contracts  erfolgen  Visitationen  durch  Beamte 
der  Domänenverwaltung. 
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C.  Erbpacht. 

S.  Kau  5.  A.  §.  130—136.  Ich  habe  die  Erbpacht  schon  in  vor.  Aufl.  g.  I"4»  II. 
noch  entschiedener  befürwortet,  als  in  d.  6.  A.  Kau 's  §.  150  -15."). 

Die  Sinith's«  he  Nationalökonomie  war  der  Erbpacht  im  Allgemeinen  abhold,  weil 
sie  überall  ihr  Idol  „freies  Eigenthunr4  zur  (Jeltung  bringen  wollte.  Sie  übersah  aber 
nicht  nur  die  grundsätzlichen  Hinlenken  alles  privaten  (irundeigenthums,  denen  freilich 
wichtige  Vortheile  treueuüber  stehen  (s.  Wagner,  (irundleir.  2.  Abth.  K.  4),  sondern 
auch  den  l  instand,  dass  „freies  Grundeiuenthum"  mit  seinen,  im  heutigen  Hechte  gut- 
Heheissenen  Consetjuenzen .  freier  Thcilbarkeit ,  Ycräusserlichkeit,  \  erschuldbarkcit  (in 
der  Form  der  Kapitalverschuldung!  s.  (irundlcg.  §.  32*2)  meist  nnr  fictiv  freies, 
^tatsächlich  in  Folsre  der  Vorschuldun::,  Verpfändunsr  u.  s.  w.  viel  gebundeneres 
llesitztbaui  werden  kann,  als  dasjenige,  welches  der  Eibpächter  hat.  Die  Wodbertus'- 
schen  Lehren  (Kentenprincip  s.  dess.  Creditnoth  des  Grundbesitzes.  2.  A..  1*>76),  die 
neueren  oft  ungünstigen  Erfahrungen  mit  freiem  kleinem  Grundeigenthum  und  die 
•-'ünstiuen  Erfahniniren  mit  Erbpachten  auf  den  Mccklenbur/schen  Domänen  haben 
jene  früheren  einseitigen  Ansichten  berichtigt  In  Preussen  ist  die  Frairo  durch 
Anreiruniyen  »on  verschiedenen  Seiten  neuerdings  wieder  lebhafter  u.  mehrfach  in 
•  iner  der  Erbpacht  sympathischen  \V«ise  erörtert  worden.  S.  bes.  d.  Verhandlungen 
des  preuss.  Laiidcsökoii.collegiuuis  1877,  Nasse  in  d.  landwirths«  h.  Jahrbüchern  IS7s, 
Kuprecht,  Erbpacht,  üött.  1  hS2.  In  der  Fin.wiss.  ist  die  Frage  natürlich  nur  eben 
zu  berühren,  sie  gehört  in  die  Agrarpolitik.  Im  Folgenden  ist  die  Darstellung,  die 
ich  wesentlich  im  Anschluss  an  ßau  in  d.  vor.  Aufl.  gab,  hier  jetzt  möglichst  zu- 
sammengezogen worden.  Lieber  die  rechtliche  Seite  s.  die  Werke  über  deutsche 
Kechtsgeschichtc  u.  deutsches  Privatrecht,  so  z.  B.  die  neueste  Bearbeitung  der> 
Gegensunds  in  Stobbe,  D.  Piiv.recht  iBerl.  1ÜS3),  2.  A.  II,  §.  132. 

Die  Erbpacht  kommt  im  deutschen  Recht  in  verschiedenen  Modificationen  vor 
und  hat  auch  rechtlich  viele  Achnlichkeit  mit  der  Emphyteuse  des  römischen 
Hechts.  Sie  lässt  sich  nach  deu  eoncreten  Bedürfnissen  auch  verschieden  gestalten, 
was  für  die  Frage  ihrer  Wiedereinführung  zu  beachten  ist. 

§.  230.  —  1.  Wesen.  Der  Pachter  oder  sogen.  Erbpachter 
erhält  nicht  wie  der  Zeitpachter  auf  einen  benannten  Zeitraum 
(Keihe  von  Jahren),  sondern  auf  die  Geschlechtsdauer  ein  erb- 
liches Benutzungsrecht.  Seine  sonstigen  VerfUgungsbefug- 
msse  sind  mehr  oder  weniger  beschränkt  zu  Gunsten  des  Eigen- 
thümere  oder  an  dessen  Einwilligung  gebunden,  so  besonders  der 
im  Uebrigen  gestattete  Verkauf  und  die  Verpfändung.  Die  Gegen- 
leistungen des  Erbpachters  an  den  Verpächter  bestehen  in  der 
Zahlung  einer  ersten  Einkaufssumme  (Erbbestand- 
geld) beim  Beginn  und  einer  jährlichen  Pachtrente 
(Grundzins,  Kanon).  Das  Grössenverhältniss  dieser  beiden 
Leistungen  kann  beliebig  normirt,  ebenso  die  Paehtrente  in  Geld 
oder  Früchten,  welche  letztere  in  natura  oder  nach  Geldpreisen 
zu  entrichten  sind,  stipulirt  werden.  Bei  Erfüllung  der  vertrags- 
mässigen  Leistungen  ist  der  Erbpachter  in  seinem  Besitze  geschützt 
und  unterliegt  keiner  willkührlichen  Kündigung  des  Eigentümers. 

2.  Beurtheilung.  Die  Erbpacht  hat  für  die  Domänenver- 
waltung,  für  welche  sie  hier  allein  näher  zu  betrachten  ist,  manche 
Vortheile,  welche  durch  die  etwaige  geringere  finanzielle  Rentabi- 
lität, verglichen  mit  der  Zeitpacht  und  mit  der  Hente  des  erlösten 
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Kapitals  beim  Verkauf  nicht  uoth wendig  aufgewogen  werden.  Sie 
mus8  aber  überhaupt  nicht  nur  nach  ihrer  finanziellen  Seite  und 
auch  nicht  bloss  nach  ihrer  Wirkung  auf  die  landwirtschaftliche 
Production,  sondern  unter  Umständen  zugleich  als  eine  wichtige 
Maassregel  gesunder  Socialpolitik  betrachtet  werden. 
Denn  sie  kann  zur  Erhaltung  oder  Gründung  eines  tüch 
tigen  Bauerstands  dienen  und  auch  kleinen  Leuten 
(Arbeitern)  zu  Grundbesitz  verhelfen,  ohne  die  Gefahr,  sie  vom 
Grossgrundbesitz  und  Kapital  bald  wieder  verdrängt  zu  sehen.  Die 
Vererbpachtung  der  Domänen  ist  daher  eine  Maassregel, 
welche  ähnlich  wie  der  Verkauf  der  Domänen  in  kleinen  Stücken 
zu  beurtheilen  ist  (§.  220),  aber  Vorzüge  vor  diesem  bietet.  Dies 
hat  man  neuerdings  wieder  mehr  erkannt  und  beurtheilt  sie  des 
wegen  wieder  glinstiger,  als  es  eine  Zeitlang  der  Fall  war. 

Schon  nach  der  früheren  Auffassung,  wie  sie  bei  Kau  (§.  131  ff.)  hervortritt, 
allerdings  abweichend  von  der  vorherrschenden  Ansicht,  wurden  erhebliche  Vor- 
theile  der  Erbpacht  nicht  verkannt:  so  verglichen  mit  der  Zeitpacht  die  grosse  Ver- 
einfachung, daher  die  Vcrwohlfeilcrung  der  Verwaltung  für  den  Staat;  die  besser*- 
Bewirtschaftung  des  Guts  durch  den  hierbei  ziemlich  wie  ein  Eigentümer  interessirtdi 
Erhpachter,  woraus  sich  auch  für  den  Staat  die  Möglichkeit  eiuer  höheren  Pachtrerit«' 
(aus  den  Zinsen  des  Krbbestandgclds  und  aus  dem  Kanon)  ergebe.   Kau  betout  dabei 
{§.  132),  dass  „diese  Vortheile  dann  am  Grösstcn  würden,  wenn  die  Erbpacht  mit 
einer  Zerschlagung  (Dismcmbration.  Abbaut  der  grossen  Domanenhöfe  in 
kleinere  Güter  in  Verbindung  gesetzt  wird",  wie  es  mehrfach  geschehen  ist.  al> 
Massrcgcl  der  inneren  Kolonisation  und  der  Hebung  der  Land&scultur  im  1*.  Jahr- 
hundert.   Vgl.  Kau       182  Note  a  u.  vor.  Aull,  dieses  Bands  S.  414  Note  TT  mit 
verschiedenen  iilteren  Daten  u.  literarischen  Nachweisen.    U.  A.  begann   1701  im 
preussischen  Staate,  um  einen  höheren  Ertrag  aus  den  Dom.  zu  erzielen.  ein<» 
Vererbpachtung   der    DoinänengUtcr    u.    sonst.    Pertincnzstücke    mit  Parzellirußg 
der  Vorwerke.    Die  übereilte  Massregel,  die  zudem  viele  politische  Gegner  hatte, 
blieb  ohne  die  gehotften  Kesultate  und  wurde  deswegen  1710.  1711  mit  grosser 
Mühe  wieder  ruckgängig  gemacht,   Riedel,   brand.  preuss.   Staatshaush.   S.  31». 
Gegen  die  Nützlichkeit  der  Sache  im  Allgemeinen  kann  man  aus  diesem  Millingen 
keinen  Reweis  nehmen.    Friedrich  II.  zertheilte  und  vererbpachtete  über  300  Vor- 
werke ,  Friedrich  Wilhelm  II.  setzte  dies   bei  drei  Domänen  im  Oderbruche  fort 
und  Friedr.  Willi.  HI.  licss  eine  grössere  Anzahl,  besonders  in  Ostpreussen,  in  Krb- 
pacht  geben.    In  Ansbach  <1757),  Kaireuth  (1763).  Waldeck  (1755).  Hessen- 
Darmstadt  (1778).  Böhmen  (1776.  der  Kheinpfalz,  fing  man  au,  diese  Bei- 
spiele nachzuahmen.    In  den  dänischen  Staaten  geschah  dies  seit  1768  in  grosser 
Ausdehnung  und  mit  gutem  Krfolge.    Auch  in  Mecklenburg  geschah  es  häutig  « 
seit  1840,  dann  besonders  seit  1868.  wieder  in  grösserem  Maasse.  (Nach  Kau  a.  a. <».' 
Mecklenburg-Schwerin  hatte  1855  75  grössere  Erbpachthöfe  von  ungefähr  SSO  pr.  M. 
mittlerer  Grösse  u.  1820  bäuerliche  Erbpachtgüter  von  durchschnittlich  1 8,388  Ouadr.-Kutli. 

158  pr.  M.  ii.  72S>  Büdnerstellen  i.  I).  von  li»2ü  Quadr.-Kuth.  =  16  pr.  M.  Bei- 
träge, IV,  80.  3s.  Auf  dem  Schwerin'schen  Domanium  betrug  die  Zahl  der  Erl- 
pachtstcllen  1>82  437,  lv|7  ^2.  Is57  1250,  1S70  2383,  1872  8688  --■  mit 
Massregel  zur  Hemmung  der  Auswanderung  dient  diese  Kinrichtung.  die  auf  »le" 
mecklcnb.  Rittergütern  sehr  zum  Nachtheil  fehlt.  Vgl.  Ber.  d.  mccllcnh.  Commiss. 
üb.  Arbeiterrerhältnissc,  Schwer.  1878.  d.  Kefer.  v.  Schuhmaeher-ZarchliD. 
S.  83.  Vgl.  auch  Holtmann.  Geschichte  der  Dom.-licn.  S.  03.  —  Krug.  Naüonal- 
reichth.  des  prens«.  Staates,  IT.  418.  v.  Rönne,  Domänenwesen  d.  prenss.  Staat'* 
S.  56.    l'ebcr  die  Massregel u  Friedr.  II.   Stadelmaun,  Preussens  Könige  in  ilir.r 
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Thätigkeit  f.  d.  Landescultur .  II,  II  Ii.  (Leipz.  I*s2,  Public,  aus  d.  pivuss.  Staats- 
archiven B.  XI). 

Auch  die  mancherlei  praetiseheu  und  prineipiellen  Ei nwe ndu ngen  gegen  die 
Erbpacht,  besonders  im  Vergleich  mit  der  Zeitpacht,  hat  schon  Kau(§.  133, 
134)  mit  Kcclit  nicht  als  ausschlaggebend  anerkannt.  Sie  verlieren  ihr  Gewicht  um 
>o  mehr,  je  mehr  man  eben  in  der  allgemeineren  \  ererbpaebtung  eine  Massregcl  der 
Landescultur- Politik,  nicht  nur  eiue  finanzielle  Krage  sieht.  Gegen  den  finanziellen 
Nachtheil ,  dass  der  in  Geld  gesetzte  Kanon  bei  sinkendem  Geldwerth  und  steigenden 
Getreidepreisen  für  den  verpachtenden  Staat  einen  immer  kleineren  Werthbetrag  er- 
reicht, kann  sich  der  Staat  durch  Stipulirung  des  Kanon  in  Kruchten  (einschliesslich 
anderer  landwirtschaftlicher  Productc),  zahlbar  ganz  oder  theilweisc  nach  mehr- 
jährigen Durchschnittspreisen  oder  nach  den  Jahres-Markrpreisen,  hinlänglich  schätzen. 
Dies  Verfahren  steht  mit  dem  Wesen  der  Erbpacht  und  mit  den  von  dieser  zu  erwarten- 
den günstigen  Folgen  für  die  bessere  Bewirtbschaftung  des  Bodens  nicht  im  Widerspruch 
und  ist  in  der  Praxis  öfters  angewandt  worden  (Ostprcussen ,  Mecklenburg"),  z.  B. 
im  ostpreussischen  Kammerdepartement  Stipulirung  des  Kanons  halb  Koirirfii.  halb 
Gerste:  der  durchschnittliche  Marktpreis  einer  30  jährigen  Periode  wird  wahrend  der 
folgenden  30  Jahre  zur  Bezahlung  angewendet,  doch  darf  der  Mittelpreis  der  einen  Periode 
nicht  über  das  Doppelte  vom  Preise  der  vorhergehenden  steigen.  Krug.  Nat.-Keieh- 
tlium  II,  42.  Mecklenburg,  der  in  Getreide  angesetzte  Kanon  wird  nach  20jähr. 
Durchschnittspreisen  bezahlt.  (Kau.)  Je  mehr  die  Körnerwirthschaft  hinter  andere 
Productionszweige  in  der  Landwirtschaft  zurücktritt,  desto  weniger  reichen  Pacht- 
zinse  in  Getreide  für  den  beabsichtigten  Zweck  aus.  Animalische  Prodncte,  Handels- 
gew.iehse  steigen  auch  vielfach  stärker  im  Preise.  Die  allerdings  wegen  der  Qualitäts- 
differenzen noch  schwierigere  Festsetzung  des  Pachtzinses  od.  Kanons  mit  in  Quantitäten 
solcher  andrer  Prodncte  musste  daher  versucht  werden. 

Angesichts  der  grossen  Steigerung  der  Grundrenten,  welche  z.  B.  die  Zeit- 
paehten  der  Domänen  constatiren  (s.  S.  529),  und  bei  dem  Umstände,  dass  diese  Steigerung 
notorisch  zum  guten  Theil  nicht  auf  individuelle  Leistungen,  Kapitalzuführungen  u.  s.  w. 
des  Landwirths,  sondern  auf  allgemeine  Vorgänge  in  der  Volkswirthschaft,  wie 
steigender  I'rois  der  Bodenproducte,  sinkender  Geldwerth,  weiterer  Absatz,  grossere 
Völksdichtigkeit  u.  v.  a.  in.  zurückzuführen  ist,  muss  eine  solche  Theilnahme  des  Staats 
als  Vererbpachter  an  diesen  Vortheileu  gewünscht  werden.  Vgl.  die  Daten  aus  Mecklen- 
burg in  d.  Her.  d.  Commiss.  z.  Prüfung  der  Kententheorie  v.  Kodbertus  Berl.  1S71. 
Befer.  v  Schuhmacher-Zarc hlin,  S.  4  ff.,  über  die  „aufsteigende  Bewegung  der 
landwirthsch.  Grundrente".  Bei  im  Ganzen  nur  wenig  verändertem  Arealbestand  stieg 
die  Aufkunft  am  Zeit-  u.  Erbpacht  v.  1750  — 51  an  von  144.640  Thlr.  auf  303,401 
in  1715  —  7«,  370,273  in  1800  —  01,  564,359  in  1 S25 -  20,  1)35,041  in  IS4!»  —  50, 
•.'55,307  in  1*64.  In  einem  Amte,  das  keine  wesentl.  Veränder.  erfahren,  war  die 
Zeit-  und  Erbpacht  1750— 55  jährl.  11,128,  1345—50  »2,677  Thlr. 

Auch  die  Tragweite  der  Behauptung,  dass  die.  Erbpacht  durchaus  weniger 
V ortheile  als  der  Verkauf  von  Domäneuland  und  mithin  der  Uebergang  des  letzteren 
in  Privatgrundeigeiithum  biete,  beschränkt  Kau  (§.  135)  bereits  richtig,  wenn  er  auch 
d'ii  entscheidenden  Gesichtspunet  beim  Vergleich  zwischen  Erbpacht  und  Privat- 
grundbesitz noch  nicht  hervorhebt;  denn  wichtiger  als  seine  an  sich  richtige 
Beweisführung  zu  Gunsten  der  Erbpacht,  wobei  wieder  nur  das  Produetions- 
intcresae  berücksichtigt  wird,  ist  noch  der  Umstand,  den  die  Gegner  der  Erbpacht 
•md  die  Anhänger  des  freien  Grundeigenthums  übersehen,  dass  der  Zweck  des  Ver- 
kaufs der  Domänen  an  kleinere  Landwirthe  gar  nicht  sicher  erreicht  wird,  weil  die 
gleich  anfängliche  oder  die  später  so  leicht  eintretende  Verschuldung  der  Besitzer  oft 
zu  deren  Enteignung  führt.  Die  Lage  des  Erbpächters  ist  viel  sicherer.  (S.  Wagner. 
Gründl.,  §.  322).  Viel  lieber  Erbpächter  mit  festem  Bcsitzn-cht  u.  festem  Kanon,  aL 
verschuldeter  Eigenthumer  mit  kündbaren  Hypotheken  und  wechselndem  Zinsfusse! 
Selbst  das  Prodtictionsintetvsse  bei  der  Erbpacht  ist  ferner  häufig  besser  als  beim 
Verkauf  gewahrt,  weil  dem  Erbpächtei  nach  Entrichtung  des  Erbbestandgelds  mehr 
«ipeoe  Mittel  als  beim  Ankaufe  als  Betriebskapital  bleiben.  Hier  zeigt  sich  bei  der 
Erbpacht  ein  ähnlicher  Vortheil  wie  bei  der  Zeitpacht,  im  Vergleich  mit  dem  Ankauf. 
Einzelne  für  die  Entwicklung  der  landwirtschaftlichen  Cultur  nac hthcilige  oder 
«innfjthige  Beschränkungen  der Verfugungsbefugnisse  des  Erbpachters,  z.B.  hinsichtlich 
u*t  Veränderung  der  Benutzungsart  des  Bodens,  geboren  nicht  zum  Wesen  der  Erb- 
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pacht  uud  gestatten  «'ine  Mudification.    Schon   Kau  kam  daher  zu  dem  Ergebiii»? 

136),  dass  die  „Erbpacht  nach  diesen  Betrachtungen  für  Dotnan  ial-Hofgut<*r 
w  esentliche  Vorzüge  hat". 

§.  231.  —  3.  Entscheidung  der  Erbpachtfrage.    Das  Ver 
dict  gegen  Erbpacht  ist  in  der  individualistischen  Nationalöko- 
nomie eine  einfache  Consequenz  ihrer  Grundanschau- 
ungen.  Auch  Kau  wagte  davon  nicht  abzugehen. 

Kr  sagt  §.  13(J:  IV r  Erbpacht  ,.steht  der  in  der  heutigen  Volkswirthsehaftspolitik 
angenommene  Gruudsat/  entgegen ,  dass  die  Befreiung  der  Grundeigentümer  od«  r 
erblichen  Nutzniesser  von  allen  Verbindlichkeiten  gegen  die  Kealbcrcehtigtcn  (Guts- 
herren) zu  befördern  sei".  Daraus  folgert  auch  Kau:  „dass  man  kein  neue- 
dauerndes  bäuerliches  Verpf  lieh  tungsvorh  iiltn  iss  entstehen  lassen,  oder 
es  wenigstens  sogloich  ablösbar  inachen  soll,  und  dass  auch  die  vorhandenen 
Erbpachter  in  den  Stand  gesetzt  werden  müssen,  das  nur  mit  einem  abg- 
lichen (irundzinsc  beschwerte  Eigenthuiu  zu  erlangen.  Mau  wird  daher 
in  vielen  Fällen,  wo  man  sich  sonst  zur  \  erei  hpachtung.  aber  noch  nicht  zu  dem 
Verkaufe  entschlossen  haben  würde,  bei  der  Zeitpacht  stehen  bleiben."  Man  könne 
nur  etwa  „Domänen  so  verkaufen,  das>  ein  Theil  de>  Preises  alsbald  baar  entrichtet, 
für  den  andern  Theil  ein  ablö>barer  Grundzins  ausbedungen  werde,  welcher  sich  nach 
Getreidepreisen  regele,  und  des>en  Ablösung,  wenn  >ie  vom  Eigentümer  begehrt 
werde,  nach  dem  durch  jene  Preise  bestimmten  Geldbeträge  des  letzten  Zeitraum« 
erfolgt:*.  Allenfalls  „könnte  der  Grundzins  auch  auf  eine  gewisse  nicht  zu  lange  Z«it 
uuahlöshar  gemacht  werden,  oder  man  könnte  ausnahmsweise  einen  höheren  Abkauf?- 
betrag,  z.B.  das  224/9-  oder  25 fache,  rerabreden".  Kau  hat  sich  hier  aNo  gegen 
seine  eigene  L'ehcrzeugung  der  Verwerfung  der  Erbpacht  aecommodirt. 

Richtiger  ist  es  wohl,  zu  bekennen,  dass  eine  solche  Verwerfung 
des  Instituts  zu  weit  geht  und  die  Erb pacht  bei  den  Domänen 
des  Staats  im  finanz-  und  volkswirtschaftlichen  wie  im  social- 
politischen  Interesse  mitunter  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 
günstiger  als  die  Zeitpacht  und  als  der  Uebcrgang  des  Staats- 
grundbesitzes an  Private  zu  beurtheilen  ist.  Namentlich  bei  einer 
Zerstückelung  der  Domänen  aus  Gründen  der  Landescultur  und 
der  Socialpolitik  verdient  sie  den  Vorzug  vor  dem  Verkauf,  weil 
sie  die  Enteignung  des  Bauern  weniger  leicht  macht,  als  diese  in 
der  heutigen  Lage,  insbesondere  bei  dem  bestehenden  Schuldrecht, 
bei  „freiem  Privateigenthum "  ist. 

Vgl.  auch  hier  Sombart  a.  a.  0.  Er  kommt  freilich  auch  nicht  zum  Vorschlag 
der  Wiedereinführung  der  gerade  in  Preus>en  durch  die  Gesetzgebung  verbotenen 
Erbpacht.  Aber  sein  Vorschlag,  dass  ift  des  Taxwerths  haar  anzuzahlen.  ä;,  mit 
4%  Zins  und  der  A mortis. -Rente  in  30  Jahren  zu  tilgen  sei,  erkennt  das  Bedenken, 
das  dem  Verkauf  -regen  Baar  entgegensteht. 

Die  Einrichtung  der  Erbpacht  wurde  nach  Kau  §.  130  etwa  in  folgender 
Weise  zu  treffen  sein:  Bei  der  Zerschlagung  grosser  Guter  sind,  je  nach  den  örtlichen 
Umstunden,  mittlere  und  kleinere,  möglichst  gut  arrondirte  BaucrgQter  und  nach 
Bedurfniss  auch  kleine  Tagelöhnerstellen  zu  bilden.  Kehlt  es  an  Erbpachtlustigen. 
die  aus  eigenen  Mitteln  Wohnungen ,  Ställe,  Scheunen  zu  erbauen  vermögen,  so  hat 
dies  auf  Rechnung  des  Staats  zu  geschehen.  Der  Grundzins  wird  besser  sogleich  bei 
der  Bekanntmachung  der  Ycräu«scrungsbcdinguiigen  festgesetzt  und  nur  die  anfängliche 
baare  Einzahlung  (Erbbestandgeld)  durch  Versteigerung  oder  lieber  nach  der  Taxe 
bestimmt.  (Sombart  S.  41.)  Ein  rechtlicher  Anspruch  auf  Nachlüde  (Remission) 
besteht  nicht,  bei  grossen  Cnglm  ksf.illeii  sind  sie  aber  nicht  immer  zu  \erineiden. 
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§.  232.  Anhang.  Land wirthscbaftlichc  Gcwcrks -Vorrichtungen, 
(iebande  und  Vorrichtungen  zur  Betreibung  von  sogen,  landwirtschaftlichen 
Industrien,  welche  mit  den  Domänen  und  meist  speciell  mit  dem  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  in  näherer  Verbindung  stehen .  wie  Bierbrauereien,  Branntweinbrenne- 
reien. Ziegeleien.  Mahl-  und  andere  Mahlen  n.  dgl.  m.,  bleiben  in  der  Rejrel  passend 
damit  verbunden  und  werden  dann  mit  der  betreffenden  Domäne  verzeitpachtet.  IM 
der  Zerschlagung  von  Domänen  wird  es  meistens  rathsamer  sein,  jene  Bestand- 
teile zu  verkaufen.  Der  Staat  eignet  sich  gewöhnlich  nicht  zur  eigenen  Verwaltung 
derselben  und  die  aparte  Verpachtung  macht  zu  grosse  Schwierigkeiten.  (S.  Rau  §.  158.) 
Ziegelei -Verpachtung  kommt  bei  Domänen  öfters  vor.  Bei  Zeitpachten  pflegt  sich  die 
Bestimmung  zu  finden,  dass  es  dem  Pachter  ohne  Genehmigung  des  Verpächters  nicht 
gestattet  ist,  andere  Gewerbe  (industrielle)  als  die  Landwirtschaft  auf  dem  Gute  zu 
betreiben. 


3.  Abschnitt. 
Dingliebe  Rechte  oder  Real  lasten. 

Vgl.  Hau  §.  lofi— 16o,  vor.  Aufl.  di.  ses  Bands  I.  §.  183—189.  Dio  Lehre  von 
d.  Grundgefällen  gehurt  nach  ihrer  volkswirtlisch.  Seite  vornehmlich  in  die  Agrar- 
politik, s.  daher  darüber  auch  f.  Literatur.  Recht  u.s.  w..  Hau,  Volkswirth- 
schaftspolitik  §.46  ff..  Roscher  II.  2.  Kap.  9,  Meitzen  I,  3f»7  II*.  In  die  Finanz- 
wissenschaft gehurt  der  Gegenstand  eigentlich  wieder  nur,  soweit  der  Umstand  von 
Einflnss  ist,  dass  der  Staat,  der  Domänenliscus,  der  Berechtigte  ist.  Da  die  recht- 
liche Regelung  der  Reallastcn  durch  die  neuere  Ablösungsgesetzgebung  bei  uns 
erledigt  und  die  Ablösung  bereits  allgemein  tatsächlich  durchgeführt  ist,  so  hat  der 
ganze  Gegenstand  auch  wesentlich  nur  noch  historisches  Interesse.  Wegen  der 
•laltei  in  Betracht  kommenden  Principienfragen  ist  er  aber  gleichwohl  noch  von  allge- 
meinerer Bedeutung,  auch  für  etwa  wieder  einmal  vorkommende  ähnliche  Fälle  (Frage 
der  Ablösung  von  Grundsteuern  u.  dgl.).  Die  Darstellung  selbst  hier  jetzt  gegen  die 
vor.  Aufl.  zusammengezogen.  Für  Rechtsgeschäftliches  s.  Kraut,  (irundr.  «1.  Privat- 
rechts §.  145 — 155,  v.  Maurer.  Gesch.  d.  Fronhüfe  u.  s.  w.,  pass.,  bes  III,  230  ff., 
280  ff,  Waitz,  D.  Vcrfasstingsgcsch.  pass.,  bes.  V,  K.  4,  S.  1S5  ff.  Die  Entstehung 
u.  Ausbildung  der  (iruiidgcfälle  hängt  auch  mit  der  Unfreiheit  u.  den  Landüberlassungen 
gegen  Dienste  u.  Abgaben  zusammen.  S.  Grundleg.  2.  Abthg..  K.  1.  §.201 — 215,  u. 
die  dort  ausfuhrl.  angeg.  Liter.  Fernor  f.  die  Frage  ih  r  Beseitigung  der  betr. 
Lasten  eb.  2.  Abth.,  K.  5.  Ueber  die  speeifisch  juristische  Seite  der  Reallastcn 
s.  die  Werke  über  deutsche  Rechtsgeschichte  u.  D.  Priv.ivcht,  u.  A.  Stobbe,  D.  Priv.- 
rerht.  t.  A.  II,  §.  100  Ii. 

I.  —  §.  233.  Die  älteren  Grundgefälle.  Die  ihnen  zu 
Grunde  liegenden  dinglichen  Rechte  oder  Reallasten  sind  „Ver- 
pflichtungen zu  wiederkehrenden  ßtetigen  Leistungen  (besonders 
Zinse,  Renten,  Frohnden  u.  8.  w.,  —  auch  Zehnten, 
Handlöhne,  Gilten),  welche  dem  Besitzer  eines  Grund- 
stücks als  solchem  obliegen,  so  dass  die  Person  des  Verpflich- 
teten lediglich  durch  den  Besitz  des  Grundstücks  bestimmt  wird. 
Die  Verpflichtung  zur  Leistung  kann  entweder  in  regelmässiger  Weise 
zu  bestimmten  Zeiten  (so  beim  Zehnten)  oder  in  unregelmässigen 
Intervallen  nur  bei  gewissen  Veranlassungen  (z.  B.  Todesfällen, 
Besitzwechsel,  —  Mortuarium,  Laudemium)  eintreten"  (Stobbe). 

•Solche  Rechte  sind  von  Alters  her  bis  in  unsere  Tage,  wie  mit  auderen  privaten 
Landgütern  herrschaftlicher  Qualit.it  (Grundherrschai'ten),  s0  mit  den  Domänen  des 

Watrtier.  Finanz« is«.|i«*-h;if1  I.     !.  Aufl.  ^(j 
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Staat»  verbunden  gewesen,  auch  bei  Veräußerung  ron  Domänen  wohl  zurückbehalten 
worden.  Nach  dem  rechtlichen  Ursprung  sind  diese  Hechte  vorherrschend  prirat- 
rcchtlicher  Natur,  hie  und  da  aber,  im  Einzelnen  nicht  leicht  unterscheidbar,  mit  alten 
festen  Abgaben  öffentlich-rechtlichen  Charakters  und  stenerrechtlicher  Natur  ver- 
mischt (vogtei-  und  gerichtsherrschaftliche  Lasten). 

Die  bezüglichen  Einnahmen  aus  diesen  Gerechtsamen,  die 
sogen.  Grund  gefalle,  haben  in  deutschen  und  anderen  Ländern 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  oft  nicht  unerhebliche  finanzielle 
Bedeutung  gehabt,  bis  die  Ablösungen  sie  verminderten  oder  be- 
seitigten. 

Beispiele  Baiern.  Nach  dem  A.  für  1832 — 34  war  die  Einnahme  aus  Grund- 
gefallen  im  D.  5,277,401)  fl.  rein,  die  Kosten  40  Proc,  Lasten  5  4  Proc.  Die  R.  1853/4 
zeigt  4,471.276  fl.  Reinertrag,  der  A.  für  1855—61  eine  Roheinnahme  von  5.143.S49  1. 
A.  1S70  322.17t»  fl.  ältere  Gefälle,  4,300,000  fl.  neu  angesetzte  Grundzinse  nach  Ges. 
v.  4.  Juni  184S,  18,130  iL  Naturalabgaben,  zus.  4,710,000  fl.,  Ausgabe  8S.300  fl. 
A.  1877  7,783,600  M.  Grundgefälle,  mit  201,140  M.  Ausgaben  dafür,  1S83  bez. 
7*51  u.  0  183  Mill.  M  —  In  Baden  sind  die  Grundgefälle  neuerlich  durch  den  Fort- 
gang der  Ablösungen  sehr  vermindert  worden.  Der  Rohertrag  des  Zehnten  war  im 
D.  1833—36  vor  der  Ablösung  1,002,841  fl.  Derselbe  ist  jetzt  abgelöst  und  es  gingen 
im  D.  1854  und  1855  474.277  fl.,  1S82  noch  522,000  M.  Zinsen  aus  noch  ausstehenden 
Ablösungssummen  ein.  Die  Geschäfte  jetzt  im  Wcsentl.  abgewickelt.  —  Wurtemberg 
hatte  bis  1849  noch  sehr  viele  Naturalgefällc.  Nach  dem  A.  1845  -1847  war  die 
Einnahme  aus  Zehnten  1,475,648  iL,  aus  Lehen-  und  Zinsgütern  593,712  fl..  die 
Kosten  und  Abgänge  bei  jenen  43,621  fl.  bei  diesen  12.455  fl.  Von  dem  Reinerträge 
von  2,013.284  fl.  müssen  aber  noch  viele  allgemeine  Kosten  abgerechnet  werden,  indem 
die  Ausgaben  für  Naturalvorräthe  (34,502  fl.)  grösstentheils  durch  die  Gefälle  ver- 
anlasst wurden.  Diese  Einnahme  jetzt  fast  völlig  (noch  229  M.!)  verschwunden.  Riecke, 
a.a.O.  S.  182.  —  Iu  Prcussen  beliefen  sich  die  Domanialgefälle  1847  noch  auf 
4.057.513,  1S49  auf  3,974,000.  1853  auf  3,134.221  ,  1861  auf  2.695.342,  1870  auf 
1,741,172  Thlr.  „grundhcrrl.  Hebungen  u.  Hebungen  aus  veränss.  Dom.-Objecten" 
(incl.  neue  Provinzen),  davon  aus  Erb-.  Grund-  u.  Domänenzins,  Kanon  u.  Geldrenten 
für  Getreide,  die  vertragsmässig  nach  wechselnden  Durchschnittspreisen  regulirt  werden. 
1,551,582  Thlr.,  Zinsen  v.  baueri.  Inventarien-  (Hofwehr-)  Geldern  2214,  für  Natnral- 
prästationen  (entw.  nach  Kammertaxe  oder  nach  zeitweisem  Abkommen  in  Geld  bezahlt 
oder  iu  natura  geliefert)  148.437  Thlr.,  für  unbeständ.  Gefälle  38,939  Thlr.  Summa 
d.  „grundherrl.  Hebungen  u.  s.  w."  im  Et.  f.  1875  S'62  Mill.  M.  Die  Domänen- 
amortisationsrenten betrugen  1,998.049  Thlr.  in  1870.  in  1S73  6  22  Mill.  M.  Im 
Et  f.  1883/84  stehen  nur  noch  1.818,000  M.  „grundh.  Hebungen44  u.  s.  w.  u.  6,376,000  M 
Dom.amortis  renten.  —  Auch  mehrere  Schwcizercantonc  hatten  früher  erhebliche 
Einnahmen  dieser  Art,  z.B.  Bern  im  A.  für  1846  318,878  Fr.  von  Zehnten  und 
Lehngcfällcn .  Neuenbürg  105,000  Liv.  (zu  40  Kr.),  Zürich  1815  —  25  im  D. 
198,750  Fr.  oder  fast  ,;4  der  Einnahme.  Aargau  A.  1846  62,250  Fr.  {d.  älteren 
Daten  z.  Th.  nach  Rau). 

Die  Sicherheit  des  Bezugs  der  Grundgefälle,  die  Aus- 
sicht auf  steigenden  Ertrag  bei  einzelnen  davon,  besonders 
beim  Zehnten  waren  ersichtliche  Vortheile  dieser  Einnahmen  Mir 
die  Finanzwirth8chaft  des  Staats.  Diesen  Vortheilen  standen  als 
Nachtheile  volks-  und  privatwirthschaftlicher  und  mehrfach  auch 
finanz  wirtschaftlicher  Art  gegenüber  die  veränderliche  Grösse, 
die  lästige  Entrichtungsart,  die  Hemmung  des  Fort- 
schreitens im  Landbau.  Für  den  Staat  war  namentlich  die 
sehr  ungleiche  Grösse  der  Einnahme  von  Jahr  zu  Jahr  be- 
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sonders  störend ,  bei  den  Naturalgefällen  ist  überdies  die  Er- 
hebung kostspielig. 

In  Baiern  z.  ß.  war  der  Durchschnittsertrag  in  1 9  Jahren  von  1 8 1 9—37  5,21 1 ,826  fl. , 
min.  3,894,223  fl.  im  J.  1S25,  inax.  fi,554.775  fl.  im  J.  1831,  also  resp.  74  und  125 
Proc.  des  Durchschnittes. 

Diese  Nachtbeile,  verbunden  mit  allgemeinen  Strömungen  im 
öffentlichen  Leben,  führten  in  der  Wissenschaft  zu  der  Forderung 
der  Umwandlung  der  Grundgefälle  in  einfache  Grundzinse  oder 
selbst  der  gänzlichen  Ablösung  dieser  Gefälle.  Diese  Forde 
rang  haben  die  meisten  europäischen  Staaten,  auch  die  deutschen 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  verwirklicht,  so  dass  die  Einnahmen 
aus  den  alten  Grundgefällen  sich  immer  mehr  vermindern  oder 
schon  verschwunden  sind. 

Die  vollständige  Abschaffung  der  Grundgefälle  war  eine  Consequcnz  der 
neueren  nationalökonomischeu  Ansichten  von  der  Nothwendigkcit  abgabefreien 
ländlichen,  speciell  bauerlichen  Grundeigentums  im  privat-  und  volkswirtschaft- 
lichen Prodoctionsinteresse  und  zugleich  <-inc  Consequcnz  der  neueren  poli- 
tischen Ansichten  Uber  persönliche  Freiheit  und  Eigenthuin.  Die  Maassregel 
hat  auch  ohne  Zweifel  auf  den  Ackerbau  und  die  bauerlichen  Wirthe  einen  guten 
Einfluss  geübt,  soweit  sie  zu  einer  Beseitigung  von  Quoteuabgaben  vom  Roh- 
ertrage, also  besonders  des  Zehnten,  führte.  In  ihrer  Allgemeinheit  jedoch 
wird  sie  verschieden  bcurtheilt  werden,  je  nachdem  entweder  wieder  mehr  der  privat- 
wirthschaftlichc  Gesichtspunct  für  die  Beurtheilung  maassgebend  ist  und  dieser  in  der 
»blichen  Weise  mit  dem  volkswirtschaftlichen  identilicirt  wird,  wie  in  der  Smith'schcu 
Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  oder  aber  der  wirklich  volks wirthsdiaft- 
liche  und  der  socialpolitische  (iesichtspunet  mit  entscheidet. 

Es  gilt  dann  wieder  Aehnlichcs,  wie  von  der  Erbpacht.  In  Hinsicht  auf  die 
Productiv  ität  und  die  sociale  Function  seines  Besitzers  ist  allerdings  schulden- 
freies bäuerliches  Privateigenthum  dem  mit  jenen  Lasten  beschwerten  vorzuziehen. 
Aber  jenes  war  keineswegs  das  allgemeine  Resultat  der  Abschaffung  der  Grundlasten. 
Vielmehr  hat  sich  der  mit  nicht  beliebig  vermehrbaren  Grundlasten  beschwerte  Grund- 
besitz öfters  nur  in  solchen  mit  kündbaren  Kapitalschulden  belasteten  verwandelt: 
keineswegs  durchaus  eine  Verbesserung,  oftmals,  wohl  sogar  in  der  Regel,  eine  Ver- 
schlechterung. Ferner  ist  eine  Theilung  des  Grundertrags  zwischen  dem  ver- 
pflichteten Bauer  und  dem  Privatgrundherrn  eher  zu  beanstanden.  Aber  wo  der 
Grundherr,  wie  bei  den  Domanialgefällcn,  der  die  Gcsammtheit  vertretende  Staat  ist, 
liegt  die  Sache  wiederum  anders.  In  zweckmässig  regulirten  Grundgefällen 
kann  der  Staat,  ohne  wesentlich«:  Benachtheiligung  des  Productionsintcresscs .  einen 
Theil  der  ihm  gebührenden  nationalen  Grundrente  und  des  Zuwachses  derselben  beziehen, 
▼as  mit  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Grundgefälle  aufhört.  Damit  ist  auch  das 
berechtigte  finanzielle  Interesse  des  Staats  beinträchtigt  worden. 

Man  wird  daher  zwar  der  in  Mittel-  und  Westeuropa  meist 
erfolgten  Abschaffung  der  Grundgefälle  manche  günstige  Wirkung 
nicht  absprechen  können.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wäre  eine  Fixirung  aller  alten  Grundgefälle  und  eine  Verwand- 
lang derselben  in  eine  auf  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geldrente  oder  in  bestimmten  Durchschnittspreisen  zu  entrichtende 
Naturairente  gewesen,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
nialer  Grundherr  der  Berechtigte  ist. 
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Die  tiefere  Begründung  dieser  Ansicht  s.  in  der  Grundlog.  2.  Abtli.  bes.  K.  4 
(v.  Grundeigenth.). 

Ucber  die  ehemal.  Verwaltung  der  Grundgefälle  s.  Kau  §.157.  vor.  Aufl. 
dieses  Bands  §.  184.  Genaue  Verzeichnisse  bildeten  die  Grundlage.  Die  Eintreibung 
erfolgte  wohl  nach  den  Grundsätzen  des  Steuerrechts.  Es  war  möglichst  zu  verhüten, 
dass  fehlerhaftes  Getreide  u.  s.  w.  geliefert  wurde,  doch  blieb  dasselbe,  z.  B.  beim  Frucht- 
zins, immer  etwas  unter  der  Durchschnittsqualität.  Aus  den  Magazinen  kam  das 
Getreide  zur  Versteigerung,  soweit  es  nicht  ftlr  Staatszweckc  unmittelbar  (z.B.  bfim 
Militär)  Verwendung  fand. 

II.  —  §.  234.  Umgestaltungen  der  Naturalgef alle. 
Je  mehr  auch  im  Staatshaushalte  die  reine  Geldwirthsebaft  sieb 
einbürgert,  desto  unbequemer  werden  Naturalgefälle.  Der  Staat  als 
Grundherr  ist  bei  deren  Einziehung  und  Verwaltung  ohnehin  regel 
massig  im  Nachtheil  gegenüber  den  privaten  Grundherren.  Auch 
die  Pflichtigen  Bauern  ziehen  mit  der  allgemeineren  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  in  der  Volkswirtschaft  gewöhnlich  Geldab- 
gaben den  Naturalabgaben  vor.  Im  beiderseitigen  Interesse  greifen- 
daher  bei  der  Beibehaltung  der  Grundgefälle  folgende  Umgestal- 
tungen Platz. 

1.  Man  lässt  statt  der  Naturalien  den  Marktpreis  dafür  in 
Geld  entrichten. 

Da  hiebei  die  Kosten  und  Verluste,  welche  mit  der  Aufbewahrung  von  Getreide. 
Wein  und  anderen  Erzeugnissen  des  Landbaues  vetknüpft  sind,  erspart  werden  können, 
Vorrathsgebäude  entbehrlich  werden  und  die  Verwaltungsgcschäftc  sich  sehr  m- 
einfachen,  so  kann  der  berechtigte  Staat  schon  hier  ohne  Nachtheil  für  sich  nnd  zum 
Vortheil  des  Pflichtigen  in  eine  Reduction  der  schuldigen  Leistung  willigen. 

2.  Die  veränderlichen  Gefälle  lassen  sich  passend  in 
einen  Grundzins  umwandeln,  wobei  der  vieljährige  Durch- 
schnittsbetrag der  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  und  ein  Abzug 
iör  die  Erhebungskosten  bestimmt  wird.  Der  Grundzins 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  zwar  auch  in  Producten 
(Getreide)  angesetzt,  aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nach 
gewissen  Marktpreisen  in  Geld  ausgemacht.  Am  Schwierigsten 
war  diese  Regulirung  beim  Zehnten,  welcher  unter  den  Grand- 
gefällen des  Staates  besonders  wichtig  war. 

Vgl.  Regenauer,  Ueber  die  Verwaltung  der  landesherrlichen  Zehnten,  Karlsr. 
1829.  —  In  Wurtemberg  erstreckte  sich  das  Zehntrecht  des  Staats  über  1,107,80t» 
Morgen  Acker  (44  Proc.  alles  Ackerlandes^,  76,008  Morgen  Wiesen  (9*6  Proe.i 
und  50,700  M.  Weinberge  (62  Proc.  des  ganzen  Weinlandes).  In  Baden  waren  die 
1522  Domanialzehntcn  zu  Ende  1856  schon  sämmtlich  abgelöst  für  ein  Kapital  ron 
17,890.000  fl.  (Rau.) 

Die  gewöhnlichen  Arten  auch  des  Domanialzehents  waren: 
Zehnten  ron  Gewächsen,  und  zwar  grosser  oder  Getreidezehnte,  kleiner. 
Schmal-  oder  Brachzehnte  von  anderen  Feldfrüchten,  z.B.  Klee,  Kartoffeln  n.  s.v., 
Obst-  und  Weinzehnte,  Heuzehnte,  der  jedoch  seltener  vorkam,  ferner  Blut  - 
zehnte  ron  jungem  Vieh,  der  lästigste,  dessen  Umwandlung  oder  Ablösung  am  Ersten 
bewirkt  worden  ist.  Der  p  r i  v a  t  rechtliche  Charakter  war  auch  beim  Domanialzohnten 
meist  unverkennbar,  jedenfalls  der  allgemein  vorherrschende  (1?  a  u  §.  1 59,  ror.  Aufl.  §  IStf . 
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Die  früheren  Erhebungsformen  waren  die  Entrichtung  des  Zehnten  von  den 
Zeh  ntpflichtigen  selbst,  wobei  er  dann  entweder  auf  Rechnung  der  Domänen- 
kasse eingezogen  oder  verpachtet  wurde;  eventuell  auch  die  Ersetzung  des 
Zehnten  durch  eine  ausbedungene  Abfindungssumme.   (Rau  §.  159.) 

Die  eigene  Einziehung  auf  Rechnung  des  Staats  war  das  mühsamere  und 
kostspieligere  Verfahren,  das  eine  Mengo  lästige  und  doch  unsichere  Controlen  und 
Oautelen  sowohl  gegen  die  Zehntpflichtigen  als  gegen  die  den  Zehnten  erhebenden 
Beamten  erforderte  (u.  A.  Pflicht  der  Anzeige  an  den  Zehntherrn  vor  dem  Beginn  der 
Erntearbeit,  Vornahme  der  Weinlese  nach  obrigkeitlicher  Erlaubnisse 

Schon  die  Verpachtung  war  daher,  zumal  bei  den  Domani algefallen,  eine 
wünschenswerthe  Vereinfachung  der  Geschäfte  für  den  Berechtigten.  Sie  wurde  ent- 
weder jährlich  im  Sommer  zu  einer  Zeit,  wo  sich  der  Ausfall  der  Ernte  übersehen 
liess ,  oder  auch  gleich  für  mehrere  Jahre ,  regelmässig  im  Wege  der  Versteigerung, 
vorgenommen  und  der  Pachtpreis  in  Geld  oder  theilweise  in  Frucht  zu  bestimmten 
Durchschnittspreisen  eines  Marktorts  uud  Zeitraums,  auch  etwa  eiu  Theil  in  Natural- 
lieferung  festgesetzt 

Koch  bequemer  für  die  Domäncnverwaltung  und  zugleich  für  die  Zehntpflichtigen 
selbst  war  das  Abfinduugsvcrfahren,  das  zugleich  zur  Vorbereitung  der  Um- 
wandlung und  Fixirung  des  Zehnten  dienen  konnte.  Hier  wurde  mit  der  ganzen 
zehntpflichtigen  Gemeinde  oder  mit  der  Gesammtheit  der  Zehntpflichtigen  in  ihr  ein 
Vertrag  darüber  geschlossen,  dass  der  Zehntherr  statt  des  Zehnten  selbst  einen  festen 
Betrag  in  Fruchten  oder  eine  fixe  Geldsumme  erhielt,  deren  Auf  bringung  oder 
Vertheilung  unter  die  einzelnen  Verpflichteten  Sache  der  letzteren  war.  Bei  der  Ent- 
richtung in  Geld  fiel  danu  für  den  Staat  auch  der  Aufwand  für  die  Verwaltung  der 
Naturalien  fort.  (Verträge  dieser  Art  in  Würtemberg  meist  auf  27  Jahre.)  (Näheres 
über  diese  Erhebungsformen  bei  Kau,  §.  160—163,  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
dieses  Bands,  §.  186.) 

Erst  die  Umwandlung  der  Zehnten  und  anderer 
ähnlicher  G rundgefälle  in  feste  Grundzinse  oder 
Renten  beireit  aber  den  Zehntherrn  oder  den  Domänenfiscus 
wie  auch  die  Zehntpflichtigen  von  dem  Lästigen  und  Odiösen,  den 
Unbequemlichkeiten,  Betriebsstörungen  und  Kosten  völlig,  welche 
die  erwähnten  Erhebungsformen  theils  für  beide  Parteien,  theils 
besonders  auch  für  die  Zehntpflichtigen  stets  mehr  oder  weniger 
mit  sich  bringen. 

Der  Zehnten  ist  so  besouders  nachtheilig  und  wird  es  bei  intensiverer  l*aud- 
»irthschaft  immer  mehr,  weil  er  eine  Quoteuabgabe  vom  Roherträge  ist.  In  dieser 
Eigenschaft,  nicht  bloss,  wie  Kau  (§  163)  u.  A.  m.  ihn  auffassen,  als  Abgabe  vom 
Kohertrage.  wird  er  leicht  eine  Hemmung  landwirtschaftlicher  Fortschritte.  Denn 
bei  intensiverer  Landwirtschaft  steigt  der  Rohertrag  in  einem  stärkeren  Verhältniss 
aU  der  Reinertrag.  Der  Zehnte  und  ähnliche  Abgaben  vom  Rohertrage  werden  also 
immer  drückender  und  nehmen  dem  Landwirth  (Bauern)  einen  grossen  Theil  desjenigen 
Ertrags,  der  nur  durch  die  stärkeren  Verwendungen  von  Kapital  und  Arbeitskraft 
{jewonneu  wird. 

Bei  der  Umgestaltung  und  eventuell  der  Aufhebung  des 
Zehnten  und  anderer  Grimdgefälle  macht  nun  ein  Umstand  be- 
sondere Schwierigkeit,  nemlich  die  Rücksicht  auf  die  bezüg- 
lichen Rechte  andrer  privater  Grundherren.  Beim 
Staate  ist  gelegentlich  der  unentgeltliche  Verzicht  auf  das 
GefähV,  bez.  das  Zebntrecht,  mindestens  das  BegnUgen  mit 
einer  unvollstän  digen  Entschädigung  befürwortet  worden. 
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So  sollten  z.B.  nach  v.  Kotteck's  Antrag  in  Baden  die  Staatszchnten  unent- 
geltlich aufgehoben,  Privatzehntherren  mit  dem  1Ü  fachen  des  Reinertrages  und  im  Falle 
eines  erweislichen  privatrechtlichen  Titels  mit  dem  15  fachen  abgefunden  worden,  woza 
der  Zehntpflichtige  das  5  fache,  das  Uebrige  der  Staat  zuzuschicken  hätte.  Verbandl. 
der  bad.  2.  K.  IS31,  Beil.  I,  25.  Vgl.  v.  Aretin  u.  v.  Kotteck  s  Staatsrecht  der 
constit  Monarchie  II,  272,  276.  Nach  dem  Antrage  der  Majorität  der  Zehntcommissiou 
iu  der  2.  Kammer  sollte  der  Berechtigte,  und  also  auch  die  Domänen kasse,  das  15  fache 
erhalten,  wovon  das  9  fache  dem  Pflichtigen  zur  Last  fiele ;  der  Staat  schösse  bei  den 
Privatzehnten  das  6  fache  zu.  Die  Minorität  wollte  dem  Zehntpflichtigen  das  13  fache 
des  reinen  Ertrages  auflegen  und  den  Zuschuss  der  Staatskasse  für  die  Privatberech- 
tigten auf  das  5  fache  beschränken.  Die  Kammer  selbst  sprach  sich  1S31  dafür  aus, 
•lass  der  Berechtigte  das  15fache  erhalte  u.  der  Pflichtige  hievon  %  zahle.  (Kau  §.  162.) 

Besteben  indessen  diese  Gefälle  einmal  zu  Recht,  so  ist  eine 
solche  Verletzung  des  Finanzinteresses  doch  möglichst  zu  verhüten, 
jedenfalls  nur  soweit  zulässig,  als  wichtige  Rücksichten 
auf  die  Entwicklung  der  Land wirthschaft  und  auf  die 
ökonomische  und  sociale  Lage  der  Pflichtigen,  also 
wieder  allgemein- volkswirtschaftliche  und  social 
politische  Gesichts punete  es  rechtfertigen.  Um  der  not- 
wendigen Gleichheit  Willen  müssen  dann  aber  die  Gefallspflicbtigen 
von  Privat-Grundherrcn  ebenso  wie  diejenigen  des  Staats  behandelt 
werden.  Hält  man  eine  Ermässigung  der  Last  für  geboten  und 
glaubt  man  das  daraus  hervorgehende  Opfer  den  privaten  Grund- 
herren wegen  der  einmal  anerkannten  Rechtsbeständigkeit  der 
Gefälle  nicht  zumuthen  zu  können,  so  muss  der  Staat  also  fUr 
beide  Classen  der  Pflichtigen,  diejenigen  des  Domänenfiscus  nnd 
der  Privat-Grundherren,  die  gleiche  Unterstützung  gewähren.  Un- 
bedingt nothwendig  erscheint  ein  solches  Vorgehen  nicht. 

Die  zur  Motivirung  mit  angeführte  ursprüngliche  Stcucrnatur  de*  Zehnten 
ist  keineswegs  allgemein,  in  der  Reirel  gar  nicht  vorhanden,  jedenfalls  aber  hat  *ic 
sich  im  Verlauf  der  Jahrhunderte  verloren,  wo  sie  etwa  früher  bestand.  Die  zchent- 
baren  Ländereien  werden  auch  billiger  gekauft. 

Das  landwirtschaftliche  Productionsinteresse  ver- 
langt wohl  eine  Heseitigung  des  Zehnten  als  einer  Quotenabgabe 
vom  Roherträge,  aber  mit  einer  Umwandlung  desselben  und 
anderer  Katuralgefälle  in  eine  fixe  Geld-  oder  in  eine  in  be 
stimmten  Marktpreisen  zu  zahlende  Productenrente  ist 
es  vollständig  befriedigt.  Eine  Ermässigung  der  dem  gemäss 
umgestalteten  Leistung  ist  zulässig  und  gerechtfertigt,  weil  für  den 
Grundherrn  viele  und  bedeutende  Erhebungskosten  fortfallen.  Darüber 
hinaus  ist  eine  Verminderung  der  Leistung  aber  höchstens  in  Aus- 
nahmefällen geboten. 

So  wenn  die  Summe  der  Grundgefälle  einen  besonders  niedrigen  Reinertrag  f.  <l. 
Pflichtigen  übrijr  Übst.  Nach  d.  preuss.  Gc>.  v.  2.  März  1>50,  §.  03,  mu^te  bei 
der  Ablösung  mindestens  V3  des  Reinertrags  dem  Pflichtigen  bleiben ,  was  eine  ent- 
sprechende Reduction  der  Gefälle  involvirt. 
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Besondere  Staats  beitrage  selbst  zur  vollständigen  Beseitigung 
der  Zehnten  sind  auch  nicht  immer  erfolgt,  so  dass  sich  jedenfalls 
die  Massregel  ohne  solche  durchfuhren  liess. 

So  im  Grossherz.  Hessen,  Gesetz  v.  15.  Aug;.  1816,  in  Nassau,  Sachsen 
Hannor er,  Weimar  (Gesetz  voin  18.  Mai  1848)  etc.  Preusseu.  (Kau). 

Wollte  man  aber  aus  Gründen  der  Politik,  wegen  Ver- 
hasstheit  der  Grundgefälle  u.  8.  w.  ein  Uebriges  thun  und  ins- 
besondere mit  Recht  das  Verhältniss  zwischen  Privatgrundherren 
und  Gefälls-,  namentlich  Zehntpflichtigen  lösen,  so  hätte  die  all- 
gemeine Umwandlung  der  Gefälle  in  eine  feste,  aber  noch  etwas 
weiter  reducirte  unablösbare  Geld-  oder  Getreide-,  bez.  Pro- 
duetenrente  wiederum  genügt.  Oer  Staat  hätte  dabei  in  das 
Rechtsverbältniss  der  privaten  Grundherren  eintreten  und  letztere 
angemessen  entschädigen  müssen.  Die  Forterhebung  der  Gefälle 
in  der  neuen  Form  hätte  keine  grösseren  Bedenken  gehabt,  als 
die  Erhebung  der  alten  oder  der  etwa  neu  eingeführten  allgemeinen 
Grundsteuer  und  konnte  einfach  mit  der  Steuererhebung  verbunden 
werden. 

Statt  der  blossen  Umwandlung  der  GrundgefiUIe  ist  regelmässig 
die  vollständige  Ablösung  derselben  erfolgt.  Sie  hat  dem 
Staate  eine  werthvolle  Einnahme  für  die  Zukunft  und  damit  die 
berechtigte  Theilnahme  am  Bezug  der  nationalen  Grundrente  ent- 
zogen, wofür  in  der  Rente  des  Ablösungskapitals  kein  sicherer  und 
gewöhnlich  kein  ausreichender  Ersatz  gelegen  hat.  Die  mehrfach 
erfolgten  weiteren  Beisteuern  des  Staats  zur  Ablösung  haben 
selbst  neue  finanzielle  Opfer  mit  sich  gebracht.  Das  „lastenfreie 
volle  Privateigenthum  des  Bauern"  wird  aber  auf  die  Dauer  doch 
Dicht  erreicht  werden,  weil  die  „Verschuldungs-,  bez.  Verpfändungs- 
freiheit" nunmehr  um  so  leichter  zu  kündbaren  Kapitalschulden  mit 
wechselndem  Zinsfusse  führt.  Das  Endurtheil  über  die  „Grund- 
cntlastung"  fällt  daher  nicht  so  unbedingt  günstig  ans,  wie 
früher  angenommen  wurde. 

Dies«-  Anseht  ist  eine  Conscquenz  d<r  in  iler  Grundleg.,  2.  Abth.  K.  4,  nieder- 
gelegten Anschauungen  Uber  Privateigenthum  an  Productionsmitteln.  Rau  stand  hier 
»och  ander»,  s.  §.  163,  164  bei  ihm. 

In  Baden  ist  schließlich  im  Zehntgesetze  vom  25.  Nov.  1833  der  Staatszuschus* 
»uf  '/5  der  Ablösungssumme  festgesetzt  wordeu,  der  überdies  bis  zur  beendigten  Ab- 
lösung jedes  Zehntrechtes  oder  wenigstens  bis  zum  l.Jau.  1844,  vom  1.  Januar  1S34 
an,  mit  Zwischenzinsen  zu  4  Proc.  verzinst  wurde.  Die  Ausgabe  an  Staatszuschuss 
fcr  sämmtliche  Zehnten,  deren  Ablösung  40,547,000  fl.  kostete,  «rar  auf  99  MiU.  fl. 
^genommen  worden,  belief  hich  aber  nur  auf  7,933,000  fl.,  für  die  Domauialzehuten 
»urde  ein  Ablö>ekapital  von  17,390.000  fl.  ermittelt,  wovon  aber  3,443.000  fl.  au 
^taatszuschuss  abgingen.    Ke genauer,  Staatshaush.  S.  319.    Die  Last,  die  für  die 
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übrigen  Staatsbürger  aus  jenem  grossen  Staatsbeitrage  entstand ,  minderte  sich  unge- 
fähr von  20  auf  12  Proc.  des  Kapitals,  weil  die  Zehntpflichtigcn  selbst  zu  den  Steuern 
beitrugen  und  ungefähr  */s  der  Ausgaben  tragen.  —  Die  Verhandlungen  der  beiden 
Kammern  von  1833  bilden  eine  ausfuhrliche  Erläuterung  dos  Zchntgesetz^ ,  doch 
wurde  der  Zweifel  an  der  Zweckmässigkeit  jener  grossen  Staatsausgaben  am  Wenigsten 
beachtet.  Ueberblick  des  Gegenstandes  in  dem  Vortrage  von  Rau,  Protok.  der  1.  K  . 
I,  255.  Aufsätze  von  Lötz  und  Regenauer  in  Ran,  Archiv  II,  1  Heft  Vogel- 
lnanu.  Die  Zehnt- Ablösung  im  Grossh.  Baden,  Karlsr.  1838.  —  Die  Regierung  von 
Bern  hat  das  ganze  Zchntablösungskapital  an  der  Stelle  der  Zehntpflichtigen  bestritten 
(Kau).  —  In  Oesterreich  wurde  durch  Patent  v.  4.  März  1849,  8.  IS  (ähnlich 
noch  andere  Patente  für  andere  Kronlande)  für  die  deutschen  Erblandc  bestimmt,  das- 
von  d.  bercehn.  Entschäd.  des  Berechtigten  l/3  für  verschiedene  Abzüge  abgehen, 
vom  Reste  je  7a  xj%  des  gezahlten)  vom  Pflichtigen  und  von  jedem  Krön  laude 
zu  übernehmen  sei.  So  entstand  die  Grundentlastungssehuld,  für  welehe  neben  den 
Pflichtigen  die  einzelnen  Kronlandc.  nicht  der  Gesammtstaat  als  solcher  haft.-t.  E. 
1869  für  d.  cislcithan.  Länder  247  1 5  Mill.  fl.  Näheres  bei  Czörnig.  Neugestaltung, 
S.  480  ff.  Auf.  1882  betrug  diese  Schuld  noch  102  8  M.  fl.  -  Für  Prcussen  vgl. 
Ablösungsgesetz  v.  2.  März  1850  u.  Ges.  über  Errichtung  v.  Kentenbanken  v.  dem- 
selben Tage;  s.  Könne,  Staatsrecht  N,  2,  274  ff  Bei  den  festen  Abgaben  von 
Körnern  wurde  v.  d.  ermittelten  Marktpreisen  5%  wegen  schlechterer  Beschaffenheit 
des  Zinsgetreides  abgezogen;  bei  Zehuten  in  der  Regel  nicht  (vgl.  §.  33  mit 
§.  32  des  ersten  Ges.).  Ablösung  der  berechneten  Geldrente  baar  in  18  Jahren,  was 
mindestens  10  w/„  Reduction  inrolvirt  bi'i  Annahme  eines  5°/0igen  Zinsfusses.  erheblich 
mehr  bei  der  rieht.  Annahme  eines  niedrigeren  Zinsfusses.  Doch  konnte  der  Berich- 
tigte die  Abfindung  zum  2ü  fachen  in  4%  Rentenbriefen  verlangen  (§  64).  Der  Staat 
leistete  keinen  diret  ton  weiteren  Zusehuss,  wohl  aber  übernahm  er  die  Errichtung  der 
Rentenbanken  (im  Etat  f.  1875  mit  512.000,  in  dem  Etat  f.  1883/84  mit  614.000  M. 
Kosten)  und  die  Garantie'  dafür.  Der  Gewinn  an  Zwischenzinsen  f.  d.  Staat  übersteigt 
jene  Kosten. 

Das  Verfahren  bei  der  Umwandlung  und  Ablösung  der  Zehnten 
u.  s.  w.  ist  in  der  Agrarpolitik  näher  zu  erörtern.  Die  llauptpuncte  siud  fahrende 
(Kau,  §.  163  u.  Volksw.seh.politik  §.  74,  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  188V  Bei  der 
Umwandlung  des  Zehnten  (Zehnt fix irung)  wird  der  durchschnittliche  Roh-  und 
Reinertrag  aus  den  Domänenrechnungen  für  längere  Perioden  berechnet  Nur  der 
Reinertrag,  von  dem  noch  etwas  für  die  nunmehr  zu  ersparenden  Scheunen  n.  s.  w. 
abgeht,  ist  vom  Pflichtigen  zu  vergüten,  wodurch  sich  die  Last  für  diesen  bis  um  */,  und 
mehr  vermindert.  Bei  sofort  oder  binnen  kürzerer  Zeit  ablösbaren  Zehntrenten  werden 
diese  in  Geld  angesetzt  in  auderen  Fällen  ist  die  Ansehung  in  Producten  «Ge- 
treide) mit  der  Bedingung  der  Zahlbarkeit  in  gewissen  Marktpreisen  —  am  Besten  zu 
einein  Theil  den  Preisen  des  betreffenden  Jahrs,  zum  andern  Theil  langjährigen  Durch- 
schnittspreisen —  vorzuziehen,  um  den  Werth  der  Zehntreute  sicherer  für  längere 
Perioden  zu  erhalten. 

Bei  der  völligen  Ablösung  der  Zehnten  u.  s.  w.  geht  die  Umwandlung  in  eine 
Rente  voran.  Diese  Rente  wird  alsdann  nach  dem  vom  Gesetze  zu  bestimmenden  Zins- 
fusse  kapitalisirt.  Die  Aufbringung  dieses  Kapitals  bildet  regelmässig  die  besonder- 
Schwierigkeit  für  die  Zehntpflichtigen.  Sie  ist  gewöhnlich  in  zweckmässiger  Weis« 
durch  Gründung  von  Rentenbanken  oder  durch  Vorschüsse  des  Staats  und  andrer  Fonds 
(Grundentlastungsfonds)  den  Pflichtigen  erleichtert  worden ,  wobei  dann  die  Tilgung 
mittelst  einer  Zeitreute  erfolgen  konnte,  welche  eine  bestimmte  Auioitisationxjuot' 
enthielt  und  den  üblichen  Zinsfuss  doch  nicht  erheblich  überstieg. 

Rau,  Volksw.sch.polit  §.  60.  —  Die  bad.  Zehntschuldentilgungskasse  lieh  den 
zehntpflichtigen  Gemeinden  auf  Verlangen  das  Kapital  gegen  einen  Zins-  und  Tilge- 
betrag. Dieser  mus*tc  mindestens  l'/4  Proc.  betragen,  manche  Gemeinden  machten 
sich  aher  zu  einer  jährlichen  Abtragung  von  '/,.  Vs,  yi0,  u.  s.  w.  des  Kapital« 
anheischig,  auch  wurde  oft  mehr  gezahlt  als  die  übernommene  Verpflichtung  für  ein 
gewisses  Jahr  betrug,  z.  B.  1867  u.  1868  29,000  u  28.000  ff.  mehr.  Die  grösste 
Summe  der  gegebenen  Darleihen  v.  3.620.000  fl.  im  J.  1848.  Zu  Ende  1868  waren 
noch  404,405  fl.  ausstehend,  seit  1874  nichts  mehr.  Das  jährlich  bezahlte  '/<  Proc. 
für  Verwaltuugskosten  ergab  bei  der  sparsamen  Verwaltung  und  weil  keine  Verluste 
vorkamen,  einen  Uebcrschus»  von  1 14,000  fl.  Die  erforderlichen  Summen  konnten  ganz 
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aus  den  sogen.  Gruidstocksgehlern  (S.  533»  gt-nomineu  wunlcu.  üel»er»iclit  über  den 
ganzen  Zeitraum  ?on  1836—66  in  Verhandl.  der  Ständeversammlung,  2.  K..  1867,  I, 
145.  (Raa.)  —  In  Prcussen  zahlt  der  Verpflichtete  bei  der  Ablösung  mittelst 
Renteubriefen  an  die  Reuten  batiken  4  V*0/.»  56  J.  1  Mon.  lang  oder  5°/0  41  J.  1  M. 
lang.  Der  Dom.-Fiscus  erhält  als  Berechtigter  keine  Rentenbriefe,  sondern  entnimmt 
den  an  ihn  in  ders.  Weise  wie  au  die  Renteubanken  zu  zahl.  Renten  4%  Zinsen  u. 
tilgt  mit  den  Amorlisationsquoten  unmittelbar  Staatsschulden  in  srlcic her  Hohe.  Meitzen 
1,  429,  IV,  270,  Stat.  Jahrb.  III.  74,  IV,  1,  154  (ub.  d.  Ergebnisse  d.  Rentenbanken, 
eb.  8.  152),  IV,  2,  304.  Der  Domänenfiscus  erhielt  z.  B.  für  Ablösung  durrli  Kapital- 
zahlungen 1871—74  zus.  2  498.  f.  Tilgungsquoten  von  Domänenamortis.  -  Renten  zus. 
2-745  Mill.  Thlr. 

Der  Empfang  des  Ablösungskapitals  für  die  Grund- 
gefälle  (auch  bei  der  Amortisation  in  Form  von  Zeitrenten)  bildet 
eine  Flüssigmachung  eines  Theils  des  Kapitalwertbs  der  Domänen. 
In  finanzieller  Hinsicht  ist  die  betreffende  Einnahme  daher  eine 
ausserordentliche,  für  deren  richtige  Verwendung  im  Wesent 
liehen  dieselben  Grundsätze  wie  ftir  die  Benutzung  des  Staatscredits 
gelten  müssen  (§.65  ff.).  In  staatsrechtlicher  Beziehung  müssen 
die  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche  für  die  Veräusse- 
rung  der  Domänen  selbst  und  für  die  Verwendung  des  Erlöses 
daraus  gelten. 

Daher  in  Staaten,  wo  die  Domänen  als  Patrimonialgut  der  Dynastie  gelten,  ver- 
wickelte Abrechaungsvcihültimsc,  wie  z.  B.  in  Baden.  Wo  der  Erlös  ftir  verkaufte 
Domänen  nach  dem  besteh.  Staatsrecht  z.  Schuldentilgung  dienen  muss,  folgerichtig 
auch  die  gleiche  Verwendung  des  Ablösungskapitals  (Prcussen). 

Von  anderen  Berechtigungen  sind  noch  die  ebenfalls  zum  Domänenvcr- 
mögen  gehörenden  Weiderechte  auf  Privatländereien  und  die  Fischereiberech- 
tigungen in  Pritratgewässern  zu  erwähnen.  Die  ersteren  sind  durch  Verpachtung, 
öfters  am  Besten  durch  Verpachtung  an  die  weidepflichtige  Gemeinde,  auszunutzen, 
müssen  aber  aus  land-  und  volkswirtschaftlichen  Gründen  Überhaupt  in  unserer  Zeit 
und  in  unseren  Ländern  lieber  abgelöst  werden  (Rau.  Volksw.sch.polit.  §.  72,  75, 
Fin.  g.  lt>5.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  g.  1VJ).  Auch  die  Fischereiberechtigungen  werden 
?er/eitpachtet. 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Waldungen,  Jagd,  Fischerei. 

Auch  dieser  Gegenstand  gehört  nach  seiner  principiellen  Seite,  neuilich  hinsicht- 
lich der  Frage  der  Beibehaltung  und  Vermehrung  oder  der  Veräusserung 
der  Staatsforsten  und  der  Frage  nach  dem  richtigen  leitenden  Bewirth- 
«ebaftungsprineip  der  Forsten  zunächst  in  die  Volkswirthschaftspolitik.  Er  wird 
aber  aus  den  früher  dargelegten  Gründen  doch  auch  in  der  Finanzwissenschaft  be- 
handelt, nur  weniger  eingehend.  Bei  der  grossen  finanziellen  Bedeutung  der 
Staatsforsten  gerade  in  Deutschland  ist  diese  Hineinziehung  des  Gegenstandes  in  die 
Kinanzwissenschaft  bei  uns  auch  aus  practischen  Gründen  zweckmässig.  Endgiltig  zu 
erledigen  ist  das  Thema  aber  hier  nicht,  was  besonders  von  der  Frage  desBewirth- 
schaftungsprin  eips  gilt,  um  welche  sich  der  neuere  Streit  in  Theorie  und  Praxis 
vornemlich  dreht.  Ich  habe  mich  auch  in  dieser  Auflage  im  folgenden  ersten  Ab- 
schnitte im  Wesentlichen  auf  die  Wiedergabe  meiner  eingreifenden  Umarbeitung  der 
Lehre  von  den  Forsten  u.  s.  w.  in  der  6.  A.  von  Rau  §.  167—190  beschtänken  zu 
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können  geglaubt  und  eher  die  Darstellung  zu  kurzen,  als  auszudehnen  gesucht,  um  den 
Erörterungen  in  der  „Volksw.sch.politik"  nicht  mehr  vorzugreifen,  als  es  die  Hinein- 
Ziehung  des  Gegenstands  in  die  Fin.wiss.  bedingt.  Mehr  wurde  im  2.  Abschnitte  rer- 
ändert. Auch  Kau,  der  den  Gegenstand  in  d.  Fin.wiss.  §.  137 — 152  behandelt,  hw 
in  §.  138  Ii*.,  143  schon  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  gegen  die  Angriffe  der 
Smith'schen  Schale  vertheidigt,  nur  nicht  mit  dem  durchschlagenden  Grunde  uud 
immer  der  älteren  Schule  gemäss  so.  als  ob  an  sich  das  Pri  vatgrundeigenthum  stet» 
die  Vermuthung  für  sich  habe.  S.  dagegen  Grundlcg.  Abth.  2.  bes.  K.  4,  nam.  §.  366. 
Vgl.  Rau,  Volksw.sch.lehre  $.383  ir.,  Volkswsch.polit.  §.  153  ff..  Koscher,  Syst.  II. 
B.  S  K.  3.  Helfe  rieh  in  Schön  borg 's  Handb.  d.  pol.  Oek.  I,  Abth.  Foratwirth- 
sebaft  (mit  grössrer  Lit.übcrs.  S.  711).  Von  den  neueren  forstwissensch.  systemat.  u. 
dgl.  Werken  s.  bes.  die  verschiedenen  „Lehrbücher"  von  Albert  (Staatsforstwissen- 
schaft, Wien  1875,  Forstverwalt.  München  1883  u.  a  m.),  die  Schriften  von  K.  Gayer 
Waldbau,  2.  A  .  Forstbenutz.  6.  A.,  Berlin  1SS3,  der  Verf.  nicht  mit  dem  unten 
gen.  Phil.  Geyer  zu  verwechseln.)  K.  Hcycr,  Waldbau,  Leipzig  1878,  3.  A. 
von  G.  Heyer;  letzterer:  Handbuch  der  forstlichen  Statik,  1S71,  ders.  Waldwerth- 
berechnung,  3.  A.  Leipz.  1883;  die  unten  S.  570  und  am  Beginn  des  2.  Ab- 
schnitts genannten  Schriften,  von  Pressier.  Judeich  u.  A.  Von  älteren  forstwissen- 
schaftl.  Werken,  z.  Th.  in  neueren  Aufl.  die  von  (i.  L.  Hartig,  Pfeil,  Hundes- 
hagen. —  Geschichtliches  u.  Statistisches  Uber  Forstcu:  Bernhardt, 
Gesch.  d.  Waldeigenthums  u.  s.  w.  in  Deutscht  BcrI.  1874-76.  Roth,  Gesch.  d. 
Forst-  u.  Jagdwes.  in  Deutschi..  Berl.  1879.  Maron.  Wälder  Deutschi.  Berl.  1S62. 
v.  Hagen,  forstl.  Verhältnisse  Preussons  2.  A.  Berl.  1867.  Leo,  Forststat.  Deotschl 
u.  Oester.  Ung.,  Berl.  1874.  —  Vorwalt  ungsrecht  vielfach  in  d.  forsttechn.  und 
statist.  Liter,  berührt.  S.  sonst  f.  Prcussen  v.  Könne  Dom.-,  Forst-  u.  Jagdwes« 
Pr.  s.  S.  570  ff.,  preuss.  Staatsrecht  mach  3.  A.)  II.  2.  S.  332  ff.  lieber  Baiern. 
Pozl,  Verw.r..  3.  A.  S  528  ff.,  auch  301  II.  Ucbcr  Würtemb.  Ricckc  a.  a.  0. 
S.  183  u.  „D.  forstl.  Verh.  W.s"  1880.  Ueber  Baden  Ke  genau  er  S.  34u  fl. 
Ueber  West- Ocste rf.  Blonski  I,  165  fl.,  175  ff.  Ueber  Frankr.  Hock,  S.  223  « 
Kaufmann.  S.  574  ff. 

§.  235.  Einleitung.  Wälder  in  bedeutendem  Umfange  sind  in 
europäischen  Ländern  seit  Alters  ein  Bestandtheil  des  Domaniums 
und  haben  sich  als  solcher  mehr  als  Feldgüter  erhalten,  so  dass  der 
Staatsforst  noch  jetzt  einen  in  der  Regel  ziemlich  erheblichen  Theil  der 
ganzen  Waldfläche  beträgt.  War  es  früher  vornemlich  das  Interesse 
der  Jagd,  so  später  immer  mehr  das  der  Holznutzung,  welches 
nach  der  finanziellen  wie  nach  der  volkswirtschaftlichen 
Seite  für  die  Erhaltung  dieses  Staatswaldbesitzes  und  für  dessen 
Bcw i  r ths  ch  aftu  n gsart  massgebend  war.  Erst  in  neuerer  Zeit 
hat  man  die  allgemeinen  Gründe  gegen  privatwirthschaftliche 
Thätigkeiten  des  Staats  und  gegen  jeden  Domänenbesitz  auch  in 
Betreff  der  Staatswaldungen  geltend  gemacht.  Indessen  liegt  die 
Frage  hinsichtlich  der  letzteren  doch  selbst  vom  Productions- 
standpunete  aus  manchfach  anders  als  hinsichtlich  der  Feldgüter, 
Bergwerke,  Fabriken  u.  s.  w.,  so  dass  sie  eine  genauere  Prüfung 
erheischt.  Von  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  hängt  die  Antwort 
auf  die  Frage  der  richtigen  Bewirthschaftungsart  mit  ab. 
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1.  Abschnitt. 
Beibehaltung  oder  Veräusserung  der  Staatsforsten. 

I.  —  §.  236.  Das  Vorhandensein  von  Staatsforsten 
in  den  modernen  Staaten  und  seine  Gründe.  Es  ist 
offenbar  keine  blosse  historische  Zufälligkeit,  dass  sich  in  vielen 
europäischen  und  namentlich  in  allen  deutschen  Staaten  ein 
grosser  Betrag  Waldungen  bis  auf  den  heutigen  Tag  im 
Eigenthum  des  Staats  erhalten  hat,  auch  da,  wo  der  Staat 
nur  wenig  Feldgüter  mehr  besitzt.  Diese  Thatsache  ist  vielmehr 
sehr  wohl  zu  erklären  und  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Bei- 
behaltung der  Staatswaldungen  zur  Rechtfertigung. 

In  Deutschland  (Deutsches  Hcich)  ist  ein  Drittel  des  ganzen  Waldbestauds 
noch  im  Staatseigentum ,  über  die  Hälfte  gehört  dem  Staate,  den  Gemeinden,  Stif- 
tungen u.  s.  w.  zus.,  nemlich  nach  Maron's  Forststatist.  r.  50*51  Hill.  Morgan  17*38 
dein  Staate,  9'08  den  Gemeinden,  0*67  Kirchen  u.  Instituten,  23*37  Mill.  M.  den  Pri- 
kten. Für  1873—74  wird  die  Staats  waldflache  im  D.  Reiche  zu  4,456,948  Hcct. 
oder  8  24%  d.  Landesflächo  angegebeu.  Fond.  Blätter,  1875,  S.  322.  In  den  ein- 
zelnen Staaten  und  den  einzelnen  Provinzen  der  grösseren  Staaten  ist  der  Staatsbesitz 
an  Wald  manchfach  verschieden.  In  Preussen  ist  der  Staatsforst  von  der  ganzen 
Gebietsfl&che  u.  von  der  Waldfläche  bez.  6*87  u.  30%,  Baiern  12  40  u.  36,  Würtero- 
berg  9*77  u.  33,  Baden  5*67  u.  18,  Sachsen  1108  u.  34,  Elsass-Lothriugen 
9  44%  der  Gebictsfläche ,  in  den  kleinen  Staaten  vielfach  12  —  16  —20 — 24  Procent 
der  Gebietsfläche  u.  40— 50— 00— SO— 90  u.  mehr  von  der  Waldflächc  {/..  Th.  nach 
Leo,  Forststat.  S.  1—27).  Am  Grössten  ist  in  Preussen  der  Antheil  des  Staats  au 
den  Waldungen  im  Ganzen  im  Osten  (K.-B.  Gumbinncn  z.  B.  68  %).  aber  mit  manchen 
Ausnahmen  (R.-B.  Posen  bloss  14.  Cöslin  15,  Liegnitz  4%);  kleiner  ist  im  Allgemeinen 
der  Staatswald  in  den  westl.  Provinzen  (Max.  nach  K.-B.  25  u.  26%  in  Trier  und 
Aachen,  Coblenz  u.  Cöln  10,  Arnsberg  6,  Münster  2%V,  in  d.  neuen  Prov.  48%  in 
Hannover,  38  in  Schlesw.-Hobt.,  57  in  Cassel,  24  in  Wiesbaden.  Der  Et.  f.  1883/84 
weist  2,646,059  ha.  Staatswald  nach  (ausser  46SO  ha.  „gemeinsch.  Wälder");  davon 
2,373,514  ha.  zur  Holzzucht  bestimmt.  272.545  nicht  dazu  bestimmt.  Von  der  Gc- 
sammtfläche  des  Staatsfont  sind  112,739  ha.  unnutzbar  als  Wege,  Gestelle,  Sümpfe. 
Wasserstücke.  S.  v.  Hagen,  forstliche  \  crhältn.  d.  preuss.  Staats.  Bcrl.  1867.  S.  6, 
D8,  Anh.  II.  S.  39.  Meitzen,  Prcuss.ii>  Boden  IV,  553;  Statist.  .Jahrb.  III,  98, 
101,  144,  eb.  IV,  1,  S.  200,  Leo,  S.  5.  Baiern  um  1808  iLeo  S.  11)  938.200  ha. 
Staatswald  (i'ncl.  18,398  ha.  auf  osterr.  Gebiet  -.  Min.  in  %  der  Waldflächc  in  Nicdcr- 
bniern  19,  Schwaben  31;  Max.  in  Oberbaiem  45,  Pfalz  51%:  von  der  ganzen  Fläche 
d.  Staatswalds  z.  Hel/zucht  bestimmt  843,571  ha.  —  Sachsen  um  1868  160,655  ha. 
Staatswald.  —  Würtemb.  1s80  192,236  ha.  Staatswald,  jetzt  32*2 %  der  Waldfläche 
des  Staatsgebiets.  —  Baden  um  1870  91,319  ha.  Staatswald.  —  Hessen  um  1870 
67,396  ha.,  28%  der  Waldfläche.  —  Mecklcnb -Schwer.  115*321  ha  (71%).  — 
Braunschw.  80.704  ha.  (70%).  In  den  thüring.  u.  and.  Kleinstaaten  (Anhalt, 
Lippe-Detmold,  Waldeck  u  s.  w/i  gehurt  von  dem  reichen  Waldbestand  meist  %— % 
u.  mehr  dem  Staate.  —  Oesterreich  1*68:  3*94  Mill.  ha.  Staatswald,  21%  der 
Waldflache.  West  Österreich  allein  1870  716.000  lia..  1880  643.217  ha.  Waldflächc 
unter  der  Fontverwaltung  des  Staits.  —  Frankreich  Siaatswälder  1869  1,085,565  ha., 
1872  998,510  ha.  (Abnahme  durch  Adscheid.  Els.-Lothr.s).  —  Belgien  1840 
■H4,810  Hect  —  Europäisches  Russland  c.  123  Mill.  Dcssjät.  uu  1  039  Hect.i 
oder  69%  der  Waldfläche,  nach  Tengoborski  (ges.  Waldflächc,  nach  Busche n 
172  Mill.  Dessj/).  —  Gross britannien  c.  60,000  Acres  (zu  0*405  Hect.)  Staatsfont. 
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Der  Waldbau  oder  die  Forstwirtschaft  stellt  iin  Vergleich 
zum  Feldbau  eine  sehr  extensive  Benutzung  des  Bodens  dar. 
Der  Factor  Natur  behauptet  dort  vor  den  Factoren  Arbeit  und 
Kapital  einen  nachhaltigen  Vorrang  verglichen  mit  der  Landwirt- 
schaft, und  zwar  in  ähnlichem,  wenn  auch  nicht  in  gleichem 
Masse  noch  auf  hohen  Stufen  der  Volkswirtschaft  wie  auf 
niedrigen. 

Vgl.  Kau,  Yolkswirthschaftsl.,  8.  AM  §.  3S3  ff.,  Volks wirthschaftspol.,  g.  153  ff. 
und  die  dort  angez.  Liter.  —  Koscher,  Ausicht.  d.  Volkswirthsch.,  nat.-ökon.  Haupt- 
prine.  d.  Forstwisseusch.,  bes.  K.  88  ff.,  ders.  System  II,  §.  183  ff.  Im  Allgemeiucu 
Wagner.  Grandleg.,  §.  337,  336  u.  Abth.  2,  K.  4. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  die  speeifischen  wirtschaftlichen 
Gründe,  welche  den  Uebergang  des  Bodens  aus  dem  Gemein- 
eigen  th  um  in  das  Privateigenthum  im  allgemeinen  Productions- 
interesse  ökonomisch  zweckmässig  machen,  socialpolitisch  recht- 
fertigen und  historisch  erklären,  nemlich  das  Erfordernis* 
intensiverer  Bodenbestellung,  beim  Waldbau  theils 
gar  nicht,  theils  nur  in  viel  geringerem  Grade  ob- 
walten. Sodann  folgt  daraus  weiter,  dass  die  speeifischen 
Nachtheile  des  Staatsbetriebs  im  Forstwesen  bei  Weitem  nicht 
in  demselben  Maasse  wie  im  Ackerbau  und  in  anderen  privat- 
wirtschaftlichen  Thätigkeiten  hervortreten. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  die  wichtigste  Art  des  bestehen  ge- 
bliebenen Gemeineigenthums  an  Wald,  woneben  Gemeinde-  und 
Corporationswaldbesitz  noch  in  bedeutendem  Umfange  vorzukommen 
pflegt,  der  sieh  ähnlich  erklären  und  rechtfertigen  lässt  wie  jener. 
Es  liegen  keine  solchen  Gründe  des  Productionsinteresses  vor,  das 
eigentliche  Privateigenthum  am  Waldboden  ebenso  einzuführen,  wie 
am  Feldboden,  wohl  aber  sprechen  manche  erhebliche  Gründe 
dieser  Art  dagegen.  Ausserdem  gelten  die  mauchfachen  Gründe 
des  volkswirtschaftlichen  Vertheilungs-  und  des  socialpolitischen 
Interesses,  welche  gegen  Privatgrundeigenthum  Uberhaupt  anzu- 
führen sind,  noch  mehr  gegen  privates  Waldeigenthum. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  geschichtlich  z.  Th.  durch  die  sogep.  Inforestirua? 
der  bisher  der  Gemeinnutzuug  unterstehenden  Wälder  entstanden;  es  bildete  sich  also 
ein  Eigenthum  des  Staats  an  den  Wäldern  der  Markgenossenschaft  u.  s.  w..  das  aber 
als  S  taatsoigcuthuin  ebeu  doch  wieder  Gemcincigenthuni  genannt  werden  muss.  Vgl. 
Koscher  II,  191.  Wagner,  (irundleg.  I,  337.  S.  im  Allg.  Bernhardt. 
Gesch.  d.  Waldeigeuth.  ?.  Maurer,  Dorfverfass.,  I,  231  H.  —  üeber  die  Priucipicu- 
frago  Grundleg..  2.  Abth.,  K.  4,  bes.  §.  3-lü— 340,  36ti. 

Die  dem  Staats-  und  Überhaupt  dem  öffentlichen  Wald  besitz  gUustige  Au- 
sicht bleibt  bestehen,  auch  wenn  manche  Gründe,  mit  denen  die  Anhänger  dcrStaafe- 
forsten  für  die  Beibehaltung  der  letzteren  kämpfen,  aufgegeben  oder  in  ihrer  Tra£- 
weite  sehr  eingeschränkt  werden  müssen,  umgekehrt  aho  insoferue  die  Bcwcbfuhr- 
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ong  der  Gegner  der  Staatswaldungen  zu  billigen  ist.  Diese  Gegner  halten  nur  mit 
Unrecht  durch  Widerlegung  einiger  unstichhaltigcr  oder  nicht  den  Ausschlag  gebender 
Argumente  zu  Gunsten  der  Staatswälder  die  ganz«  Frage  für  abgethan.  Einem  aprio- 
rischen Axiom  zu  Liebe  fällt  dann  das  Verdict  gegen  den  Staatsforstbesitz  aus,  ohne 
Beachtung  des  geschichtlichen  Entwicklungsgangs  und  dessen  innerer  Ökonomischer 
Berechtigung  und  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  durchschlagenden  Gründe,  welche 
für  die  Beibehaltung  der  Staatswaldungen  anzuführen  sind. 

IL  —  §.  237.  Die  Gründe  für  und  wider  die  Beibe- 
haltung oder  Veräusserung  der  Staatsforsten  lassen  sich  in 
folgender  Weise  darstellen. 

Vgl.  über  d.  Strcitfr.  die  forstl.  Liter,  im  Allg.  bei  Kau,  Volkswirthschaftsl. 
§.  383,  Volkswirthschaftspol.,  §.  153.  —  Eine  ziemlich  vollständ.  Uebersicht  der  ein- 
schläg.  Literatur  giebt  Leo,  über  d.  Beibehält,  oder  Vcräusser.  d.  Staatswaldungen. 
Stuttg.  1S70  (3.  Supplem.  H.  z.  Baur's  Monatsschr.  für  Korst-  u.  Jagdwes.)  S.  19  ff. 
Unter  den  Gegnern  der  Staatswälder,  zu  denen  begreiflich  vielfach  die  radicaleren 
Smithianer  unter  den  Nationalnkonomen,  wie  A.  Smith  selbst,  gehören,  vgl.  besonders 
Trunk,  neuer  Plan  d.  allgem.  Revolut.  in  d.  bisher.  For?tökonomieverwaltung ,  1802. 
v.  Hazzi,  acht  Ans.  d.  Wald.  u.  Forste,  üb.  d.  Gcmeinschädl.  d.  Staatsforste,  1805. 
Pfeil,  Grunds,  d.  Forstwirthsch.  in  Bezug  auf  Nationalök.  und  Staatsfinanzwiss.  1S22, 
I,  324,  womit  aber  zu  vergleichen  II,  19,  37.  Lötz,  Handb.  III,  134.  Neuerdings 
bes.  Bcrgius,  im  Archiv  d.  Landeskunde  d.  preuss.  Mon.  1*»56  (gegen  ihn  Wiese 
in  Wilda,  landwirthsch.  Ccntralblatt,  1859,  Suppl.  S.  107);  ders.  Finanzwissenschaft. 
S.  183  ff.  (unbedingt  für  Veräusserung ,  z.  Th.  auch  für  Abholzen,  nach  Krug, 
aber  ohne  den  klimat.  Gesichtspunct  auch  nur  zu  erwähnen).  Unter  Forstmännern 
sind  die  Stimmen  für  Veräusserung  der  Staatswälder  begreiflich  selten,  doch  nennt 
Leo,  Forststat.  S.  25.  noch  2  neuere  Aufs.,  bes.  in  Bez.  auf  Ocst.-Ung.  (von  v.  Berg, 
Mon.schr.  f.  Forst-  u.  Jagdwes.  1870  u.  ein  Aufs,  in  Heycr's  allg.  Forst-  u.  Jagd- 
xeitung,  1871).  —  Viel  grösser  ist  die  Zahl  der  Anhänger  der  Staatswälder  und 
ihre  Gründe  viel  gewichtiger.  S.  bes.  Hunde shagen.  Encykl.  II,  744  ff.  d.  1.  A. 
u.  d.  dort  angef.  Schriften;  dess.  Forstpoliz.  S.  44  ff.  v.  Jacob,  Fin.  I,  §.  225, 
239.  Behr.  Wirthsch.  d.  Staats.  S.  61.  Krause,  Nat.-  u.  Staatsökon.,  I,  108. 
Schenk,  VolkswirthschafLspflcgc  §.  182.  Male  hu  8,  Fin.  I,  §.15.  —  Vgl.  aus  der 
neueren  Lit.  u.  A.  selbst  weitgehende  Freihändler,  wie  Rentzsch,  d.  Wald  i.  Haush. 
(I.  Natur  u.  d.  Volkswirthsch.,  1862;  ders.  Staat  und  Volkswirthsch,  S.  200  und  die 
Artikel  Staatswaldungen.  Forstwirthsch.  in  dess.  Handwürterb.  d.  Volk>wirthschaftsl. 
Contzen,  forstl.  Zeitfragen.  2.  A.,  Berl.  1872.  Heiss.  Wald  u.  Gesetzgebung,  ßerl. 
1ST5.  Die  meisten  neueren  Forstschriftstellcr  sind  energische  Freunde  des 
Staatswalds,  sie  betonen  vor  Allem  das  klimatologische  Moment.  Beachtens werthe, 
aber  einseitige  Gegnerschaft  gegen  diese  Auffassung:  Ph.  Geyer,  d.  Wald  im  nat. 
Wirthsch.leben,  Leipz.  1879.  Vgl.  über  d.  klimatol.  Seite  ausser  den  fachwissensch. 
Werken  die  mehr  populär  gehaltene  Schrift  v.  v.  Li  human.  Wald,  Klima  u.  Wasser, 
München  1878.  Gräger,  Sonnenschein  u.  Rogen,  Weim.  1870.  Bes.  Ebermayer, 
physic.  Einwirk.  d.  W'aldcs  auf  Licht  u.  Boden  u.  s.  klim.  u.  hygien.  Bedeutung. 
Aschaffenb.  1873.  Helferich  im  SchiinbergVhen  Handb.  S.  744  ff.  —  Von  den 
neueren  Finanzschriftstellern  ist  Umpfenbach,  §.  136—143,  für  dermal- 
einstige  Veräusserung  der  Staatswälder,  wenn  der  Privatbetrieb  überlegen  sein  wird, 
event.  für  Belegung  der  Privatwälder  mit  dem  Forstbann;  Pfeiffer,  I,  125  ff.,  ist 
aus  Rücksicht  auf  d.  Klima,  nicht  aus  dem  caineralist.  Gesichtspunct  für  Erhaltung 
der  Wälder,  aber  für  den  Uebergang  an  Private  unter  weitgehender  Staatsoberaufsicht, 
mit  Verbot  des  Abstockens  der  verkauften  Fläche,  —  doch  alles  immer  unnüth.  Zu- 
geständnisse gegen  das  falsche  Dogma  von  der  absoluten  Supcriorität  des  Privatbe- 
triebs über  den  Staatsbetrieb.  Durchaus  richtig  ist  die  Behandlung  Stein 's,  1.  A., 
S.  125,  2.  A.  168,  Dogmengeschichtliches,  S.  172  ff.  Vgl.  auch  noch  v.  Scheel  z. 
Waldschutzfrage,  Forstl.  Blätter  1876.  S.  381  ff.,  der  in  der  i  Ii  in  eigenen  prägnanten 
Kurze  die  Bedeutung  des  Walds  treffend  darlegt.  Er  hebt,  abweichend  von  mir, 
zuerst  hervor,  das*  „der  Wald  die  einzige  beständige  und  mit  menschlichem  Willen 
unversiegbare  Quelle  von  Bau-  n.  Brennmaterial  sei."    Die  anderen  Puncte,  derent- 
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wegen  der  Wald  wichtig,  scheinen  mir  doch  noch  bedeutsamer.  Bernhardt,  z. 
Geschiente  der  StaatsforstwirthschafMehre  im  19.  Jahrhundert,  Forstl.  Blatter  1S73. 
S.  161  ff. 

A.  Falsche  oder  doch  unzureichende  Gründe  ftlr  die 
Beibehaltung  der  Staatsforsten, 

B.  Richtige  Gründe  dafür, 

C.  Die  GcgengrUnde. 

A.  Als  ein  falscher  oder  mindestens  unzureichender 
Grund  für  de n  Sta atswaldbesitz  muss  der  „cameralistische" 
bezeichnet  werden,  mit  welchem  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der 
Regel  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  der  Staatsverwal- 
tung sowie  von  den  meisten  Forstmännern  fast  allein  zu  Gunsten 
der  Beibehaltung  der  Staatsforsten  argumentirt  wurde:  die  Furcht 
vor  zu  weit  gehender  Abholzung  der  ins  Privateigen- 
thum Ubergegangenen  Wälder  und  vor  schlechter,  nicht 
auf  genügende  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  sehender 
Forstwirthschaft  der  Privaten. 

Daraus  entstehe  sofort  oder  in  Bälde  ein  absoluter  Holzmangel  im  Lande, 
der  sich  für  lange  Zeit  oder  Uberhaupt  nicht  mehr  gut  machen  lasse,  mindestens  aber 
ein  relativer  Holzmangel,  der  sich  in  einer  V ertho uerung  der  Holzproducte 
für  die  Industrie  und  für  die  Privathaushaltungen  empfindlich  fühlbar  maehe  und 
einen  grossen  Uebelstand  der  Volks  wirthschaft  darstelle.  Um  jenen  Holzmangel  zu 
vermeiden  und  womöglich  auch  durch  eine  geordnete,  die  Zukunft  bedenkende  Forst- 
wirthschaft das  Holz  billig  im  Preise  zu  erhalten,  sei  der  Staatswaldbesitz  wenn  nicht 
das  einzige,  so  doch  «las  hoste  Mittel.  Er  dürfe  um  so  weniger  verringert  oder  gar 
aufgegeben  werden,  jo  geringer  überhaupt  der  Wald  bestand  eines  Landes  und  je  mehr 
Wald  bereits  im  Privatbesitz  sei.  Diese  „Furcht  vor  Holzmangel*'  ist  durchaus  das  Haupt- 
argument der  älteren  Anhänger  der  Staatsforsten ,  vergl.  auch  Malchus  I,  §.  15; 
auch  für  Rau  in  Volkswirthschaftspolitik,  §.  153  ff.  ii.  Fin.  5.  A.  §.  140,  §.  143 
Nr.  4  ist  dieser  Gesichtspunkt  doch  im  Ganzen  der  leitende.  Gegen  dieses  Argument 
ist  die  Polemik  von  Krug  u.  Hergius  (Fin.  186)  zutreffend,  aber  auch  nur  gegen 
dieses  allein. 

Diese  Ansicht  ist  einer  ganz  berechtigten  Reaction  zu  Gunsten 
der  Wälder  entsprungen,  welche  nach  langen  Devastirungen  und 
auf  Grund  der  abschreckenden  Beispiele  mancher  Länder  z.  Th. 
schon  seit  dem  16.  und  17.,  namentlich  aber  seit  dem  vorigen 
Jahrhundert  eingetreten  ist.   Aber  sie  Uberschiesst  das  Ziel. 

1.  Einmal  verallgemeinert  sie  zu  sehr  und  sucht  zu 
viel  zu  beweisen. 

Notorisch  bestehen  überall  neben  den  Staatsforsten  Privatforsten,  die  auch  ohne 
staatliches  Verbot  nicht  devastirt  oder  ganz  abgeholzt  werden.  Die  Gegner  der  Staats- 
forsten haben  darauf  oft  hingewiesen,  Beispiele  angeführt,  dass  dio  verkauften  Wilder 
des  Staats  nicht  verwüstet,  sondern  nur  zweckmässiger,  billiger  und  rentabler  bewirt- 
schaftet wurden  —  wie  z.  B.  Lafittc  in  einer  von  Kau  §.  138  Note  a  o.  in  vor. 
Aufl.  dieses  Bands  S.  439  citirten  Parl.rede  ausführt  —  und  mit  mehr  oder  weniger 
Grund  die  regelmässigen  Uebelstäude  des  Privatwirthschaftsbctriebs  des  Staats  auch 
im  Forstbetrieb  desselben  nachzuweisen  gesucht.   Die  Anhänger  der  Staatsforsten  haben 
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oftmals  zu  «reuig  unterschieden,  den  Wald  um  jeden  Preis  und  überall  erhalten  wollen 
und  sich  gerade  dadurch  manche  Vorwürfe  zugezogen,  dass  sie  sich  in  ihren  An- 
forderungen nicht  beschränkten  und  das  Bedürfnis»  eines  fortschreitenden 'Anbaus  zu 
wenig  berücksichtigten. 

Neuere  Forstmänner  unterscheiden  daher  ganz  richtig,  ob  die  Wälder  als  Schutz- 
oder als  Erwerbswälder  beibehalten,  oder  als  Luxuswälder  auch  vom  Staate  ver- 
kauft und  dann  event.  abgeholzt  werden  sollen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  Forstl.  Blattern, 
1875,  S.  324.  Dabei  ist  freilich  der  Begriff  des  „Schutzwalds",  bes.  nach  der  schwier, 
klimatol.  Seite  wieder  der  Streitpunct,  allgemein  und  vollends  im  concreten  Fall  (Streit 
in  Betr.  d.  Wiener  Walds,  als  d.  ««st.  Regierung  davon  3000  ha.  in  1S70  veräussern 
rollte). 

2.  Die  obige  Verteidigung  der  Staatsforsten  ist  aber  auch 
principiell  falsch.  Wird  wirklich  das  ersehnte  Ziel  erreicht, 
d.  h.  ein  grosser  Holzbestand  und  ein  billiger  Preis  des  Holzes 
erhalten,  so  ist  die  Folge  davon  ein  unrichtiges  Verhaltniss 
des  Holzpreises  zu  den  Preisen  anderer  Boden- 
pro duete. 

Vgl.  Bergius  S.  187.  Ein  zu  niedriger  Holzprois  ist  aber  kein  Vor- 
theil, ein  Steigen  des  Holzpreises  kein  unbedingter  Nachtheil  für  die  Volks- 
wirtbschaft.  Dieses  Steigen  bildet  vielmehr  das  sicherste  und  wirtschaftlich  richtige 
Präservativ  gegen  Holzmangcl  überhaupt  wie  gegen  Mangel  bestimmter  einzelner 
Holzarten.  Denn  es  führt,  besonders  was  Brennholz  anlangt,  zu  grösserer  Sparsamkeit 
im  Verbrauch  von  Holz,  zu  Holz  ersparenden  oder  ganz  ersetzenden  Erfindungen,  und 
es  giebt,  besonders  auch  was  Nutzholz  anlangt,  die  Anregung  zum  Anbau  und  zu 
geordneter  Waldcultur  und  macht  letztere  erst,  verglichen  mit  der  Cultur  anderer 
Bodenerzeugnisse ,  privat wirthschaft lieh  rentabel.  Erst  bei  einem  gewissen 
Preise  des  Holzes  lohnt  es  auf  den  höheren  Stufen  der  Volkswirtschaft  für  den 
Privaten,  Waldbau  zu  betreiben.  Die  Behauptung  der  Staatsforstwirthe ,  dass  die 
Privatforstwirthschaft  selten  eine  gute  und  conservirende  sei,  ist  daher  zwar  tatsäch- 
lich öfters  richtig.  Aber  es  wird  dabei  übersehen,  dass  der  durch  das  Staatsforst- 
wesen und  durch  zu  umfangreiche  Waldconservirung  künstlich  niedrig  gehaltene  Holz- 
preis hiervon  mit  die  Ursache,  vielleicht  die  Hauptursache  sein  kann.  Denn  gerade 
deswegen  kommt  das  Besrrcbeu  leichter  auf,  durch  Massenhieb  und  Abholzung  rasch 
Geld  zu  machen  und  den  bisherigen  Waldboden  mit  grösserem  Vortheil  für  andere 
Zwecke  zu  verwenden.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Verwaltung  der  Staatsforsteu 
ond  auch  die  staatliche  Forstpolitik  gegenüber  den  Privatwaldungen  vielfach  zu  sehr 
von  dieser  falschen  Angst  vor  Holzmangel  geleitet  worden  ist  Damit  lässt  sich  weder 
die  möglichste  Erhaltung  der  Wälder  an  sich  noch  die  Beibehaltung  des  Staatseigen- 
thums an  einem  grösseren  Theile  derselben  genügend  begründen.  Fa<st  man  den 
Wald  überhaupt  nur  als  die  Quelle  der  Versorgung  eines  Landes  mit  Hoiz  auf,  so 
giebt  es  keinen  Grund ,  den  Waldboden  anders  als  sonstigen  Boden  zu  behandeln. 
Ks  ist  nicht  zu  besorgen,  dass  es  an  Holz  zu  den  verschiedenen  Verwendungen  fehlen 
werde.  Selbst  auf  genügende  Einfuhr  aus  dem  Auslande  ist  wenigstens  heutezutage 
bei  dem  hochentwickelten  Cominunieationswesen  sogar  bei  einem  so  voluminösen 
Artikel  geringen  specitischen  Werths  wie  Holz  zu  rechnen,  wenn  nur  der  Preis  hin- 
länglich hoch  steht,  wie  England  zeigt.  Diese  Lage  der  Dinge  bat  aber  keine  be- 
sonderen Nachtheile,  denn  sie  beweist,  dass  es  sich  mehr  lohne,  im  Inlande  andere 
Bodenprodocte  statt  des  Holzes  zu  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzelwinhschafters 
widerstreitet  unter  der  gegebenen  Voraussetzung  nicht  dem  volkswirtschaftlichen. 

Trefl'end  characterisirt  das  Falsche  der  unbedingt  conservativen  Forstpolitik  Hock, 
Finanzverw.  Frankreichs  S.  223:  die  französ.  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der 
Bevormundung  und  des  Staatsschutzes.  Sie  „behandelt  das  Holz  nicht  wie  ein  Glied 
in  der  grossen  Reibe  der  Guter,  mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  Wohnsitz  des 
Menschen  ausgestattet  hat,  wechselnd  in  seinem  Werth  wie  alle  anderen  und  bestimmt, 
verbraucht,  vertauscht,  umgestaltet  zu  werden,  wie  es  eben  das  Bedürfnis*  und  das 
Interesse  fordern,  sondern  sie  behütet  den  vegetabil.  Brennstoff  vor  der  Verfügung  des 
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Eigcnthümers  wie  ?or  den  Eingriffen  der  Fremden,  damit  er  im  Grandstock  unversehrt 
der  Zukunft  und  jenen  bevorzugten  Männern  vorbehalten  bleibe,  von  denen  der  Gesetz- 
geber voraussetzt,  dass  sie  allein  den  rechten  Gebrauch  davon  machen  werden.'*  Aehn- 
lich  warnt  Kcuning,  Bcitr.  z.  Frage  Uber  d.  Grundprinc.  d.  Waldbans.  1871,  S.  22. 
vor  Uebcrtrcibungen  in  Bezug  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Waldbetriebs.  Vgl.  auch 
Ph.  Geyer,  d.  Wald,  bes.  d.  Kritik  d.  finanz.  Ergebnisse  der  deutschen  Staatsforet- 
verwaltungcn  S.  243  ff.  — 

Insofern  scheint  mir  auch  die  Tendenz  der  Schriften  von  Prcssler's  richtig, 
s.  bes.  doss.  Waldbau  des  Nationalökonomen.  Drcsd.  1865  u.  darüber  Helfer  ich. 
Art  Waldrente  in  d.  Tttb.  Ztschr.  1867  (A'XIII,  1  fT.).  Auch  Pressler.  Hauptlehr, 
d.  Forstbetriebs  u.  seine  Einrichtung  im  Geiste  der  Reincrtragsschulc ,  3.  A.,  1872: 
ders.  in  d.  Forstl.  Blättern  1876.  S.  16  ff.,  mit  einer  bemerkenswerthen  Mittheilung: 
aus  Norwegen:  ders.,  d.  Hochwaldsideal  (1.  Hälfte  der  Hauptlehren  d.  Forstbetriebs 
u.  s.  w.),  3.  A.  Lpz.  1872,  Forstfinanzrechnung  (2.  Hälfte  dess.  Buchs),  Lpz.  1871 
Judeich,  Forsteinricht.,  Dresd.  1871.    Vgl.  auch  Reuning  a.  a.  0. 

Man  kann  demnach  die  Beibehaltung  der  Staats  forsten 
als  Mittel  zur  Conservirung  derWälder  aus  der  Furcht 
vor  Holzmangel  und  vor  Ueberthenerung  des  Holzes 
nicht  genügend  begründen,  weil  diese  Conservirung,  vollends 
in  dem  jetzigen  Umfang,  zu  diesem  Zwecke  nicht  geboten  ist. 

Die  Interessen  einzelner  Landesthcilc,  in  denen  sich  zufällig  Staatsforsten  be- 
finden ,  können  noch  weniger  in  der  Frage  zu  Gunsten  der  Jleibchaltung  entscheiden. 
Denn  das  Institut  der  Staatsforsten,  als  Präservativ  gegen  Holzmangel  und  hohe  Holz- 
preisc  betrachtet,  wurde  dann  den  einzelnen  Gegenden  des  Staatsgebiets  in  sehr 
ungleichem  Maasse  zu  Gute  kommen,  vollends  solange  als,  der  Wirklichkeit  entsprechend, 
der  Staatsforstbesitz  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Landestbeilen  ist. 

§.  238.  —  B.  Als  richtige  und  den  Ausschlag  gebende 
Gründe  für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  er 
scheinen  dagegen  die  folgenden,  von  denen  der  erste  der  wich- 
tigste ist: 

S.  bes.  Leo,  a.  a.  0.  S.  63  ff.  Kau,  I,  §.  385,  II,  $.  157.  Roscher,  II. 
§.  102.  Reuning,  S.  20.  Die  o.  S.  573  genannten  Schriften  v.  Grägcr,  Eber- 
mayer, Liburnau.  anders  die  skeptische  Polemik  gegen  Ebermayer  v.  Ph.  Geyer. 
Wald,  S  211  ff.,  der  ich  gleichwohl  hier  keine  Concession  machen  zu  müssen  glaubte, 
wobei  ich  mich  freilich  durchaus  auf  die  forstwissensch.  Autoritäten  allein  stützen 
musä.  S.  auch  Grunert,  Waldschutzfrage  u.  deren  BehandL  auf  dem  Wege  internat. 
Congr.  Forstl.  Blätter  1873,  S.  97  ff.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  3S2.  Mehrfach,  bes.  f. 
d.  allgcm.  volkswirthsch.  Bedcut.  d.  Wälder,  s.  auch  Hclferich  in  s.  2  Art  Wald- 
rente, Tub.  Ztschr.  1867  u.  1S71,  u.  s.  Abb.  in  Schönberg's  Handb.,  bes.  S.  744,  746. 

1.  Die  Conservirung  der  Wälder  ist  jest  in  unseren 
Ländern,  wo  der  Waldbestand  doch  im  Laufe  der  Zeit  ohnehin 
stark  vermindert  ist,  im  Allgemeinen  geboten,  nicht  aus  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Gründen,  sondern  aus  den  wichtigsten 
Rücksichten  auf  den  grossen  Einfluss  des  Waldes  auf  das 
Klima  und  dadurch  direct  und  indirect,  sowie  auch  abgesehen 
davon  noch  sonst,  auf  die  Volkswirtschaft  eines  Landes  im  All- 
gemeinen. 

Namentlich  bewirkt  der  Wald  eine  gleichmässi gerc  Vcrtheilung  der 
Feuchtigkeit  durch  das  ganze  Jahr,  auch  wenn  es  fraglich  ist,  ob  er  dit 
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absolute  Regenmenge  im  Jalire  vermehre.  Nach  Dovc  hat  das  planlose  Ausroden  der 
Wälder  einen  nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Verth  ei  long  des  Regens  Uber  das 
Jahr.  Die  Örtlichen  Niederschlage  werden  in  waldlosen  Gegenden  mehr  auf  bestimmte 
Zeiten  beschränkt,  weil  sie  dann  mehr  nur  vom  periodischen  Wechsel  der  allgem. 
Bewegungen  der  Atmosphäre  abhängen.  Gerade  deshalb  in  der  einen  Zeit  übermässige 
Trockenheit,  in  der  anderen  ücberschwemmung,  Sturz-  u.  Giessbächc  verheeren  leichter, 
Erde  wird  abgeschwemmt,  die  Wiederbewaldung  erschwert.  Leo,  S.  65  ff.  Auf  Grand 
der  neuesten  Arbeiten,  bes.  Ebermayer's,  legt  Leo,  Forstl.  Blätter  187:j,  S.  19, 
die  klimatol.  Bedeutung  des  Waldes  folgcndermassen  dar:  Der  Wald  stumpft  die  Ex- 
treme des  Klimas  vornemlich  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  bis  Oct )  in  unseren 
Breiten  ab.  Die  Waldluft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feuchter,  daher  durch  Wald  ein 
feuchteres  Klima.  Der  Wald  verlangsamt  den  Wasserabfluss  u.  bewirkt  gleich  massigere 
Vertheilung  der  Bodenfeuchtigkeit  auf  die  Jahreszeiten.  Er  verhindert  an  Hängen 
Bodenabschwemmungcn  dnreh  Wasser,  auf  den  Hochgebirgen  Einstürze  u.  Lawinen, 
in  der  Ebene  Flugsand.  —  In  allgemein-volkswirthsch.  Beziehung  kommen  generelle 
Interessen  der  Landwirt  lisch.,  specielle  der  an  Wäldern  gelegenen,  z.  B.  durch  sie 
vor  Wind  mehr  geschützten  ländl.  Grundstücke,  bes.  in  Betracht,  —  von  der  nicht  zu 
leugnenden  „ethischen"  oder  socialpolitischcn  Bedeutung  der  Wälder  zu  geschweij?en, 
s.  Roscher  II,  §.  1S.*{,  Anm.  4,  u.  bes.  Riehl,  Land  u.  Leute,  Abschn.  I  „Feld 
u.  Wald". 

Eine  unpassende  Abholzung  oder  eine  Devastirung  der  Wälder,  welche 
der  einzelne  Besitzer  in  kurzsichtigem  Egoismus  vornimmt,  kann  daher  weittragende 
srhhmme  Folgen  haben,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  machen  lassen, 
auch  wenn  das  Holzbcdurfniss  aus  anderen  Gegenden  oder  mit  Hülfe  von  Ersatzmitteln 
befriedigt  wird. 

Zum  Zweck  der  Conservirnng  aller  solcher  Wälder,  denen 
jene  Bedeutung  für  das  Klima  und  die  Volkswirtschaft  zuge- 
schrieben werden  muss,  ist  das  Staat  seigenthum  an  den  Wäldern 
im  Principe  nicht  nur  nicht  verwerflich,  sondern  vielfach  am 
Passendsten.  Wo  Staatsforsten  fehlen,  kann  aus  diesem  Grunde 
selbst  der  Ankauf  von  Wäldern  durch  den  Staat  ernstlich  in 
Frage  kommen. 

Andernfalls  wird  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  staatliche  Ober- 
aufsicht und  Controle  über  die  Gemeinde-,  Corporations-  und  besonders 
die  eigentlichen  Privatwaldungen  namentlich  da  geboten  sein,  wo  schlechte, 
devastirende,  nur  die  Bedürfnisse  der  zeitigen  Eigenthümcr  berücksichtigende  Aus- 
nutzung der  Wälder  üblich  ist.  Jede  solche  Einmischung  der  Regierung  in  den  Wirth- 
schaftsbetrieb  der  Privaten  hat  aber  wieder  mancherlei  andere  Inconvenienzen.  „Ent- 
weder moss  der  Staat  in  Norwegen  in  ganz  beträchtlicher  Menge  Wälder  an- 
kaufen, oder  man  muss  Forstgesetze  herbeischaffen,  die  die  Wirthschaftlichkeit 
durch  Zwang  hervorrufen,  bis  dass  die  kleinen  Waldbesitzer  klüger  werden."  (Forstl. 
Bl.  1870,  S.  10.)  Aber  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird  ?  Vgl.  auch  das  neue  preuss. 
Waldschutzges.  v.  0.  Juli  1S75.  Helferich  im  Handbuch  S.  747  II.  Wo  daher 
einmal,  wie  namentlich  in  Deutschland,  der  Staat  Eigenthümcr  grosser  Waldmassen 
geblieben  ist,  da  erscheint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Zustands  durchaus  als 
das  Beste.  (Umpfenbach.  Pfeiffer  u.  a.  m.  machen  auf  einem  im  Grunde  gleichen 
Standpnncte  daher  unnöthige  Zugeständnisse  an  die  „herrschende  Doctrin",  s.  o.  S.  573». 
Diese  Ansicht  findet  durch  die  folgenden  Gründe  ihre  weitere  Unterstützung. 

2.  Mancher  Boden  ist  nur  für  Wald  tauglich  (sogen,  u  n  - 
bedingter  Waldboden).  Die  Erhaltung  des  Waldes  auf  ihm, 
auch  wenn  der  Ertrag  dauernd  gering  ist,  erfolgt  am  Sichersten 
und  Leichtesten,  wenn  dieser  Boden  im  Staatbesitz  ist. 

V  \Va«»n»r.  Vininzwiwtwhaft.    I.  3.  Aufl.  37 
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„Ist  der  Wald  einmal  zerstört,  so  kann  er  wegen  des  Mangels  an  Schutz  ge?».'n 
Hitze,  Kälte,  Wind  und  wegen  des  Abschwemmen*  der  guten  oberen  Erde  oft  gar 
nicht  wieder  hergestellt  werden",  wie  sehr  das  Interesse  di-s  ganzen  Landes  es  aiicl: 
fordern  inag.  Einzelne  Hlössen  ist  aber  immerhin  der  Staat  noch  am  Erst.ti  in 
der  Lage  wieder  zu  bewalden. 

3.  Die  Forstwirtschaft  hat  im  Vergleich  mit  der  Landwirth 
schalt  mehrere  besondere  Eigenth üni lichkeiten ,  wegen 
deren  sie  sich  am  Besten  für  den  Grossgrundbesitzer  überhaupt 
und  zumal  für  einen  solchen  Grossgrundbesitzer,  wie  den  „ewigen 
Staat"  (Domänenfiscus)  eignet. 

Solche  Eigentümlichkeiten  sind  die  Langsamkeit  des  Ho I z wuchs«- >,  <li 
nothwendige  K Ucksich  t  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  („Nachhalts- 
bewirthschaf'tun  t; '  ),  das  lange  Warten  auf  eine  Kente  wenigstens  l>o. 
jungen  Wäldern  bei  den  für  gewisse  Holzculturcn  erforderlichen  längeren  L'mtriehv 
zeiten  (Hochwald);  die  schwierige,  kostspielige  und  vollends  lange  auf  Ertne. 
warten  lassende  Wiedcrbcwaldung  von  Müssen  und  Anlegung  ncim 
Wälder,  welche  der  Staat  mit  seinem  schon  vorhandenen  Forstpersonal  aber  noch 
am  Rill  ig  sten  ausfuhren  kann:  die  Grösse  des  stehenden  Holz  vorrätig, 
welche  den  Privaten  leichter  in  Versuchung  bringt,  durch  Ueberhauen  den  Wald  m 
schädigen;  der  Umstand,  dass  re ntable  Wald wirthschaft  meist  nur  auf  g rossen, 
womöglich  zusammenhängenden  riachen  weisen  der  Eigenthümlichkdt  d<r 
Waldarbeit  betrieben  werden  kann;  das  Erforderniss  einer  nur  geringen  Mme 
von  Arbeit  auf  einer  Waldfläche  (nach  Ilundeshagcn  auf  c.  500  Mon.'t"> 
1  Arbeiter)  im  Vergleich  mit  Ackerland  oder  (iürten,  aber  zugleich  das  Erfurdvr- 
niss  einer  speeifischen  Fachbildung  wenigstens  des  mittleren  und  höbtw 
Arbeiterpersonals  im  Forstwesen,  wobei  jedoch  dergestalt  fachmassig  gebihlete  Arbeit'  r 
wieder  nur  auf  grossen  Flächen  entsprechend  zu  verwenden  und  auszunutzen  siui. 
so  dass  die  Staatsforstwirthschaft  insofern  auch  als  die  ökonomischste  selbst  gegen- 
über derjenigen  anderer  grosser  Waldbesitzer  erscheint.  Wenn  der  Private  seinen 
Wald  ebenfalls  durch  Faclileute  bewirtschaftet,  so  wird  ihm  dies  oft  theuerer  kommen, 
weil  die  Arbeitskraft  dieser  Personen  nicht  vollständig  ausgenutzt  wird.  Steht  da> 
Privatforstpersonal  aber  in  der  Fachbildung  nach,  so  wird  es  auch  die  liewirthschafran- 
der  Privatwälder  meistens  thun. 

4.  Der  schon  erwähnte  Umstand,  dass  in  der  Forstwirth 
schaft   der  Factor   Natur   gegenüber   den  Factoreii 
Arbeit  und  Kapital  überwiegende  Bedeutung  hat,  be 
wirkt,  dass  die  gewöhnlichen  Vorzüge  des  Privatbetriebs 
und  Nachtheile  des  Staatsbetriebs  hier  so  ziem  lieh  ver 
schwinden. 

Unter  einigen  besonderen  Schwierigkeiten  der  Waldarbeit  (schwere  Control:. 
leichte  Unterschiede  u.  s.  w.)  leidet  der  Staat  eher  weniger  denn  mehr  als  der  PriFat- 
Aehnlich  steht  es  für  beide  im  Ganzen  doch  auch  um  die  Sicherung  des  Waldeig-n- 
thums  vor  Diebstahl  u.  s.  w. 

b.  Die  Höhe  der  Waldrente  hängt  vorzugsweise  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  ganzen  Volkswirtb 
sch af t  ab. 

Wirthschafts-  und  Culturfortschritte.  vermehrter  Wohlstand,  grössere  Volisdichfü- 
keit,  Concentration  der  Hevölkerung  in  Städten  und  der  Industrie  in  gewissen  Gegenden, 
verbesserte  Communicationen,  Absatzwege  u.  s.  w.  erhöhen  die  Holzpreise  und  daher 
neben  der  städtischen  kaum  eine  andere  Grundrente  so  sehr  als  die  Waldrente. 
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Li  folgenden  Beispielen  ist  der  Uolzerlös  für  die  Staatskasse,  ohne  Einrechnung 
d<-s  Antheils  der  Berechtigten  (mit  Einschluss  der  Jagden),  aber  ohne  die  Holzhandlung 
angegeben.  Baden,  Holzerlös  D.  1831—35  9!>8,714  fl.,  1842—47/48  1,740,316  fl., 
1S60— Cl  2,221.711  fl.,  1866—68  2,024,060  fl.,  1872—74  4,358,000  M.  Die  Holz- 
preise stiegen  1807/0—1841/45  am  50—100,  1838— 1S59  um  27— 30%.  In  den 
3  J.  1872—74  war  d.  Holzpreis  p.  1  Festmeter  Nutzholz  10'  14,  18  74,  18'66,  i.  D. 
17-85  Mark,  Brennhol/.  8-50,  011,  0  94,  i.  D.  0  30  Mark.  —  Preussen,  Holzerlös 
1830—33  3,730,000  Thlr.,  1840—40  4,807,700  Thlr.,  1854^57  5,018.400  Thlr..  1862 
l»is  05  8,508.000  Thlr.  Der  Reinertrag  war  D.  1840—50  2,827,800,  D.  1804—65 
»»,450,200  Thlr.  Solleinn.  f.  Holz  1875  12'505  Mill.  Thlr.,  wovon  auf  die  alten  Prov. 
(vor  66er  Umfang)  8"962  Mill.  Thlr.  Die  muthmassl.  Eiun.  wurde  aber  gegen  diesen 
Specialetat  höher,  auf  15-25  MUI.  Thlr.  im  Ganzen  veranschlagt.  Stat.  Jahrb.  IV,  1,  202. 
Allerdings  ist  auch  der  Holzcrtrag  selbst,  nicht  nur  der  Preis  stark  gestiegen  u.  das 
Verhältiiiss  der  werthvolleren  Hölzer  (Nutz-,  Bauholz)  im  ganzen  Holzertrage  ist 
günstiger  geworden.  Der  Cubikfuss  Holz  wurde  im  preuss.  Staate  im  D.  1830 — 33 
/.u  1*03,  1862—65  zu  172  Sgr.  verkauft.  Nach  neuerer  amtl.  Mittheil,  war  d.  Durch- 
schn.preis  des  Festmeters  Holz  in  d.  preuss.  Staatsforsteu  1835  3  64,  1865  6  31, 
1S70/8Ü  5'70,  18S0/81  5'95,  1881/82  5  S1  M.;  der  Keinertr.  p.  ha.  in  denselben 
Jahren  bez.  323— 10  1—7-73— 067— 10O5  M.  Baiern  Reinertrag,  D.  1826—28 
101,  1832—34  2  87,  1835—37  3"1S,  1852—56  3  79,  1861—67  7  21  Mill.  fl.  Die 
l.aier.  Staatswälder  haben  sich  1861—67  gegen  1819—25  i.  I).  um  102%  in  der 
Fläche  vennehrt,  der  Ertrag  an  Bau-  u.  Nutzholz  um  137,  an  Scheit-  u.  Knüppelholz 
um  26,  an  Stockhol/,  um  117,  an  Wellen  um  38,  dagegen  die  elfect.  Einnahme  von 
3*33  auf  11  -64  Mill.  fl.  oder  um  249  %.  Berechnet  nach  d.  Daten  in  der  baier. 
stat.  Ztachr.  1871  S.  154.  Der  Reinertrag  p.  baier.  Tagw.  stieg  in  «Uesen  42  J.  von 
52  Kr.  auf  3  fl.  15  Kr.  In  der  sächsischen  Staatsforstwirthschaft  war  der  ge- 
sauunte  Holzertrag  von  1  Acker  im  D.  1817—26  1  Klafter,  1863  1  26  Kl.,  die  KI. 
De  rbholz  galt  1854  5  5  Thlr.,  1863  7  08  Thlr.,  der  Reinertrag  des  Ackers  kam  in 
(li-  sem  Zeilraum  von  3  64  auf  5  96  Thlr.,  die  Ausgaben  sanken  von  87  2  auf  26-8  Proc. 
der  Einnahme  herab.  Das  Nutzholz  betrug  1817—26  17  Proc,  1854  41,  1863 
58  Proc.  des  Stammholzes.  —  In  Frankreich  worden  bei  der  Versteigerung  des 
Holzes  vom  Hectare  im  Durchschnitt  von  1816—20:  697  Fr.,  im  D.  von  1824—29: 
1110  Fr.  gelöst.  Zugleich  wurden  im  ersteren  Zeiträume  auf  dem  Hectare  nur  31, 
im  zweiten  aber  69  Bäume  übergehalten.  Rapport  Tab.  14.  (Aelt.  Daten  z.  Th.  nach 
11  a  ü). 

Die  Waldrente  ist  vornemlich  „Rente  der  Lage".  Der 
Privatbezug  dieser  Rente ,  welche  ein  Einkommen  bildet,  das 
meistens  nicht  auf  individuelle  Arbeit,  Kapitalverwendung  oder 
auch  nur  Speculation  des  Beziebers  zurückgeführt  werden  kann, 
ist  der  misslichste  Punct  bei  der  Rechtfertigung  des  privaten 
Grundeigenthums.  Bei  den  Staatsforsten  kommt  diese  Rente  der 
Staatskasse,  also  der  Allgemeinheit  zu  Gute,  was  durchaus  nur  zu 
billigen  ist. 

Allerdings  trägt  die  Staatskasse  dann  auch  die  Ausfälle  bei  ungünstigen  Preis- 
<  onjuneturen,  was  aber  ebenfalls  richtiger  ist,  als  wenn  sie  den  Privaten  treffen.  Holz- 
erlös der  badischen  Domänenwaldungen  1848  ,/4  Mill.  fl.  weniger  als  1847.  Der 
Holzpreis  hatte  1862—68  iu  Baden  1865  das  Max.  erreicht,  16  24  fl.,  1867  u.  1868 
war  er  im  D.  13*25  fl.  In  den  thuring.  Forsten  sollen  in  den  letzten  Jahren  die 
Uolzpreise  durch  die  Concurrenz  des  böhm.  Holzes  gedrückt  sein  (Ueberhauen  hier!) 

Würtemb.  (Riecke  S.  183)  Keinertr.  d.  Staatsforsten  p.  ha.  1861—78  266, 
1*74—78  22*5,  1873  46  (V),  1877  27,  1878  29  M.,  Ansehl.  f.  1881—83  25  2  M. 

Auch  im  preuss.  staaü.  Forsthaushalt  ist  unter  den  Einwirkungen  der  wirthseb. 
Krise  u.  der  Concurrenz  des  auswärtigen  Holzes  eine  Verminderung  der  Einnahmen 
u.  Preise  des  Holze»  seit  der  2.  Hälfte  der  70er  Jahre  eingetreten,  nachdem  die 
Jahre  1873—76  abnorm  hoho  Preise  u.  Erträge  gehabt  hatten.    Vgl.  die  Motive  z. 
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Ges.entwurf  über  Erhöh,  d.  Holzzölle  v.  11.  F«br.  1  (v.  Reichstag  abgelehnt  , 
woraus  auch  obige  neuere  Daten  über  Preussen  (Actenstücke  Sess.  1883,  Nr.  194. 
S.  (592).  Es  wird  hier  nachzuweisen  srosucht,  dass  nur  bis  18(i5  güust.  Verhältnis 
bestanden  hätten,  indem  die  Reinerträge  jährlich  seit  lh35  um  22  9  Pfenn.  p.  ba. 
gestiegen  seien.  Indessen  ist  das  bestritten.  Auch  waren  z.  B.  1830  d.  Reinem, 
schon  einmal  4  38  M.  p.  Meter.  S.  auch  d.  Verhandl.  im  Reichstage  (1879  u.  I>v1 
ii.  Lehr,  d.  neuen  deutschen  HolzzOlle,  Suppl.h.  V  zu  Conrad's  Jahrb. 

Vgl.  z.  näheren  Begründ.  dieses  „socialpolit."  Grundes  Nr.  5  bes.  Grundleg.  K.  4, 2.  Abtb 

§.  239.  —  C.    Im  Vergleich  mit  den  angeführten  Gründeu 
sind  die  Gegengrtinde  gegen  die  Beibehaltung  der 
Staatsforsten  und  die  positiven  Gründe  für  die  Veräusse 
rung  unerheblich  oder  selbst  geradezu  unrichtig. 

Vgl.  die  üebersicht  bei  Leo  S.  61. 

Ausser  in  Betreff  des  in  §.  237  besprochenen  Arguments  kann  man  den  Gegnern 
der  Staatsforstcu  in  keinem  wesentlichen  Piuicte  Recht  geben.  Sie  führen  haupt- 
sächlich die  allgemeinen  Grande  gegen  pri vatw irthschaftlic ho  Thitig- 
keiten  des  Staats  an.  Aber  die>e  Grunde  lassen  sich  hier  weniger  fast  als  iu 
irgend  welchem  andren  Falle  als  durchschlagend  bezeichnen.  Auch  wird  dabei  gaxu 
übersehen,  dass  es  doch  vor  allen  ein  Staats  wirtschaftlicher  Grund  ist,  welche; 
für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  geltend  gemacht  wird. 

Unter  den  sonstigen  Gegengründen  sind  wohl  die  wichtigsten: 
„1.  Dass  beim  Staate  die  Forstwirthschaft  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  geregelt  und  geführt  werden  müsse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  Bedürfnisse  und 
Ortlichen  Verhältnisse  bis  in  das  Einzelnste  anzu 
passen  sei  und  dass  bei  ihr  nie  die  Pflege  und  Benutzung 
bis  auf  die  kleinsten  Gegenstände  ausgedehnt  werden 
konnten." 

Leo  S.  62.  Dieses  Bedenken  ist  öfters  nicht  ganz  unrichtig,  nur  kann  ihm  durch 
eine  gute  und  geschickt  geleitete  Staatsforstwirthschaft .  die  recht  wohl  möglich  ist 
abgeholfen  werden.  Jedenfalls  aber  wird  es  durch  die  oben  angegebenen  Gründ. 
weit  überwogen. 

2.  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsforsten  im 
Vergleich  mit  den  Pri vat Waldungen,  die  Folge  der  vermeintlich 
unvermeidlich  ökonomisch  unfähigeren  und  theureren  Wirtbscbaft 
des  Staats. 

Allein  „die  behauptete  geringere  Ergiebigkeit  der  Staats 
forsten  ist  keineswegs  allgemein  erweislich"  (Rau, 
§.  142).  Soweit  sie  vorhanden,  ist  sie  grossentheils  aus  beson- 
deren Ursachen  zu  erklären,  in  anderen  Fällen  durch  recht  wohl 
mögliche  Verwaltungsreformcn  zu  heben. 

Nach  der  Abschätzung  der  Privatwälder  in  Raden  ist  der  Steueranschlag  t>3  fl 
auf  den  Morgen,  woraus  sich  ein  Reinertrag  von  2*52 — 31*»  fl.  veruiuthen  lä«M 
Doinituenwald  trägt  mehr.  Nach  Leo  iForstl.  Bl.  1S73  S.  823)  ist  d.  Ertrag  p.  HecL 
in  d.  bad.  Staatswäldern  4  2,  Gem.-  u.  Üorporationswälderu  4*2,  Privatwald,  (uaen 
Gutachten  d.  Staatsforstbehörden)  3  7  Festmeter.  —  In  Baiern  wurde  der  Holzertrag 
der  Staatswaldungen  zu  Ü5S  Klafter,  der  Gemeinde-  und  Stiftungsw.  zu  040,  der 
l'iivatwal.liingiii   zu  017   Kl.  auf  <l<tu  Tauw.rk  angegeben.   (I>ie  Forstverwalfunir 
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Baicnis,  1861,  S.  41  S\  1874  p.  Hect.  bez.  zu  400.  358.  3*15  Ster.  —  lui  K.  Bern 
Abgabesatz  dsgl.  5*66.  4"  12,  4  29  Ster.  Leo  eb.  —  In  Belgien  ist  der  allgemeine 
Steueranschlag  des  Waldes  19*83  Krs.  rein  vom  Hectar.  wahrscheinlich  zu  niedrig. 
Die  Staatswälder  tragen  34  42  Fr.,  die  Gemeindewälder  26*18  Kr.  Statin,  de  la  Belg. 
Agric.  S.  184.  —  Preussen:  Reinertrag  der  Staatswaldungen  (A.  1>70  %  Thlr., 
^äinmtlicher  Waldungen  0*36  Thlr.  a.  den  M.,  Meitzen  IV,  IIS.  —  Auch  in  Trank- 
reich  wird  der  Reinertrag  der  Staatswälder  höher  als  d.  rj.  der  Privat wälder  veranschlagt. 

Zu  den  besonderen  Ursachen  geringeren  Ertrag»  der  Staateforsten  gehören  nach 
Ran  §.  142: 

a)  die  vielen  allein  oder  vornemlich  nur  auf  den  Staatswaldumren  aus  alten 
Zeiten  ruhenden  Lasten,  /..  B.  Absraben  von  Brenn-  u.  Bauhol/  und  Waldstreu 
an  Berechtigte,  Weidedienstbnrkeiten  (.Servituten)  u.  dgl.     „In  den  meisten  Staaten 
wird  nur  der  wirkliche  Gelderlos  als  Einnahme  berechnet,  der  ohne  Ersatz  abgegebene 
Mehrbetrag  bleibt  aus  der  Geldrechnung  hinweg'*  i  Kau  .    So  geschieht  es  z.  B.  in 
Preussen.    Der  Geldwerth  der  e  tatin  äss.  Holz-  u.  Torfabgaben  an  Berechtigte  u. 
Deputanten  wird  1875  auf  2*25  Mill.  M.  berechnet  neben  einer  etatmäss.  Staatseinn. 
v.  42-38  (rauthmassl.  5109)  M.  M.  (lt>83/84  bez.  2*200  M.  M.  neben  46*13  M.  M. 
Geldeinnahme,  f.  Holzi.    Meitzen  berechnet  für  1865  4ls,738  Thlr.  Verlust  durch 
unentgeltliche  Holzabgaben,  nach  deren  Einrechnung  der  Rohertrag  des  Morgens  sieh 
auf  40  Sgr.  erhöht.  —  lieber  Baic  rn  s.  Kau  5.  A.  §.  142  Note  6  u.  vor.  Aufl.  d.  Bands 
8.  447  (altere  Daten).    Nach  Vocke  a.  a.  0.  (baier.  stat.  Ztschr/  war  d.  Werth  d. 
an  Berechtigte  abgeb.  Genüsse  1*608  M.  11.  in  1801/67  jährl.   Nach  dem  A.  1870  ist 
der  Verlust  durch  Holzabgaben  1,503,000  11.  =  0*67  fl.  a.  das  Tagew.  von  produetivem 
Waldboden,  dies  inbegriffen  ganzer  Reinertrag  3*87  fl.    -  Baden.   Holzabgabe  au 
Berechtigte  i.  D.  v.  1872—74  1846  Festmeter  Holzmasse  im  Werth  v.  10,448  M„ 
dsgl.  aus  Vergünstigung  2274  Met.  f.  14,961  M.  (nach  d.  Dat.  im  Budget  f.  1876  bis 
1S77).  —  Vgl.  ähnl.  ältere  Angaben  aus  and.  deutsch.  Ländern  bei  Rau  5.  A.  §.  142. 
Anm.  b,  6.  A.  in  meiner  Bearbeitung  §.  134.  Anm.  c.  —  West-Oesterreich, 
Verlust  wegen  der  Berechtigungen  A.  1870  499,206  fl.  ö.,  aber  in  den  einzeluen 
Kronländern  ungleich  vertheilt,  z.  B.  in  Oe.  unter  der  Enns  nichts.  In  Kärntheti  wird  der 
Betrag  der  von  Berechtigten  bezogenen  Nutzungen,  hauptsächlich  der  Weiden  (22.756  11.) 
mehr  als  doppelt  so  hoch  angegeben  als  die  Einnahme  des  Staates  (38,876  fl.  gegen 
H'i.SlO  fU.  —  Auch  in  Frankreich  Aehnliches.  —  üebrigens  ist  in  Betreff  der 
Beu rth eilung  dieser  Lasten  der  Staatswaldungen  nicht  zu  vergessen,  dass  dieselben 
vielfach  eigentlich  Reste  des  alten  wahren  Miteigenthums  der  Markgenossen  an  den 
später  inforestirten  Wäldern  sind.    S.  Roscher  II,  §.  191. 

b)  Dem  Staate  gehören  vielfach  vornemlich  die  entlegeneren  Wälder  in 
geringer  bevölkerten  und  verkehrsärmeren  Gegenden,  auf  schlechterem  Boden,  in  den 
'iebirgen,  wo  der  Rohertrag  bei  schlechterem  Waldbestand  und  niedrigeren  Holzpreiseu 
und  vollends  der  schliessliche  Reinertrag  niedriger  ist. 

S.  ältere  Belegdaten  bei  Kau  §.  142  Note  c  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bd.  S.  448. 
lue  Vertheilung  der  Staatswälder  in  Preussen  s.  o.  S.  571.  Im  R.-B.  Königsb.  z.  B. 
l>.  ha.  des  Waldbodens  2  18  Festcubikmeter,  des  zur  Holzzucht  bestimmten  2*95  dgl. 
an  Naturalertr.  controlfäh.  u.  nicht  controlfäh.  Materials,  Gelderlös  dafür  p.  ha.  alle* 
WalJbodens  9*8  M.,  des  zur  Holzzncht  bestimmten  12*2  M.  Im  R.-B.  Magdeburg 
•iind  dieselben  Zahlen  bez.  3  27  u.  3  49  Festcubikmeter  p.  ha.  u.  bez.  25*2  u.  26*9  M.  Erlös. 

Die  wiederum  öfters  von  Altersher  besonders  in  Staatswäldern  befindlichen 
Blössen  u.  dgl.  müssen  bei  Berechnungen  des  Ertrags  p.  Flächeneinheit  (ha.'i  und 
bei  Vergleichen  mit  Privatwäldern  erst  abgesetzt  werden,  was  nicht  immer  geschieht. 
8.  oben  die  Daten  S.  571.  Sonstige  holzleere  Stellen  im  Gebiet  der  Staatsforsten 
liefern  andere  aber  doch  auch  öfters  aus  allgemeinen  nicht  abzuändernden  Gründen 
geringere  Erträge  (Wiese,  Weide,  Torfstich  u.  dgl.».  Vielfach  werden  auch  solche 
Blossen  wieder  vom  Staate  angebaut  und  andere  Ausgaben  zur  Melioration  der  Forsten, 
für  Anlegung  von  Waldwegen  u.  s.  w.  gemacht.  Diese  Ausgaben  werden  oft  gleich 
vom  Roherträge  abgezogen  und  lassen  deshalb  wieder  den  Reinertrag  zu  gering  er- 
scheinen. 

Wenn  es  aber  auch  mitunter  richtig  ist,  dass  der  Private  eine 
Waldfläche  in  Ackerland  verwandeln  und  daraus  einen  grösseren 
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Reinertrag  erzielen  würde,  al8  der  Staat  aus  der  dauernden  Be- 
nutzung des  Bodens  als  Wald  bezieht,  so  muss  das  Minus  der 
Einnahme  (gewissermassen  hierum  cessans)  als  eine  verhüllte 
Staatsausgabe  betrachtet  werden,  welche  der  Staat  im  allge- 
meinen Interesse  der  Conservirung  der  Wälder  macht. 

Aus  diesen  GrUnden  kann  man  aus  der  Vergleichung  des 
Reinertrags,  den  die  Staats-  und  Privatwaldungen  nnd  die 
Forsten  verschiedener  Staaten  abwerfen,  nicht  ohne  genaue  Be- 
rücksichtigung aller  genannten  Umstände  allgemeine  Folgerungen 
ableiten. 

Beispiele  des  Ertrags  v.  Staatsforsten.    Preussen.  A.  f.  1875  u.  i. 
18S3/*4  Einn.  d.  Forstvcrw.  51*086  u.  52.371  M.  M.,  wovon  f.  Holz  45  75  u.  41-130 
(Jsteinn.  f.  1  SSO/S  1  45  788,  f.  1881/82  40.484  M.  MO,  Nebennutzungen  3  405  u.  4*221. 
Jagd  0*313  u.  0  339,  Torfgrab.  0.295  u.  0-838.  d.  Rest  auf  verschied,  kl.  Posten  (excl. 
Geldwerth  d.  Ho/zabgabe  an  Berecht,  und  Dcputanten);  Summe  d.  dauernden  Ausg. 
27-851  u.  30  164;  demnach  üeberechuss  in  1875  23  234  M.  M.,  d.i.  p.  1  Hect  ii. 
gesammten  Forstbodens  8  93  Mark,  oder  p.  1  Hect.  d.  z.  Holzzucht  u.  z.  and.  produ«  t. 
Zwecken  nutzbaren  Bodens  9f35  Mark.    Statist.  Jahr.  IV.  1,  202  ff.  üeberschns= 
1888;S4  21  907  M.  M.,  nach  Abzug  d.  einmal.  Ausg.  (2.050  M.  M.)  19  857  M.  M.  — 
Baden.  Wirkt  Ertrag  i.  D.  1872  —  74  roh  4.383  M.  M.  f.  Holz,  wovon  Holzabgib, 
an  Berechtigte  u.  Vergünstigte  25*400  M.    A.  f.  1876  —  77  jährl.  aus  Holz  41 T1?. 
Nebennutzungen  0-135,  Schadenersatz  f.  Waldfrevel  9000  M.,  zus.  roh  4*622  M.  M.. 
Ausgabe,  ohne  d.  Oberverwaltung,  c.  1*728  (die  einzelnen  Posten  im  Etat  sehr  ver- 
streut, Lasten  f.  Hol/abgaben  hier  nicht  eingerechnet),  demnach  rein  c.  2*900  M.  M. 
oder  f.  1  Hect.  33  75  M.    Anschlag  roh  f.  1*83  4060  M.  M.  —  Baiern.  Rein- 
ertrag i.  Durchsch.  v.  1M9— 25  1899.  1843—49  3  399.  1801—67  7  212  Mill.  fi. 
ohne  den  Werth  d.  Abg.  an  Berechtigte,  oder  resp.  p  Tagw.  52  K. ,  1  fl.  34  Kr. 
3  11.  15  Kr.    A.  f.  1877  Roheinn.  d.  Forst-,  Jagd-  und  Triftgefklle  30  236,  Kostm 
13641,  Reinertr.  16*595  Mill.  Mark,  c.  14*5  Mark  p.  Hect.    Anschl.  f.  1883  roh 
22-756,  rein  9'98  M.  M.  (also  starkes  Sinken  seit  Mitte  d.  70er  Jahre).  —  Die  höhere 
relativen  Reinertrage  (p.  ha.)  in  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  gegenQ'*' 
Preussen  sind  wesentlich  die  Folge  günstigerer  Lage  der  Walder.    In  den  mittleren 
u.  wcstl.  preuss.  Provinzen  steigen  sie  annähernd  ebenso  hoch.  —  Oesterreich 
(West-).  A.  f.  1>76  und.  d.  kl.  Rests  d.  Dom.)  Reinertrag  c.  1  3  Mill.  fl.   üm  1>70 
p.  Joch  c.  0  85  fl.  rein,  1S82  A.  roh  3*755,  rein  0661  Mi  fl.  —  Frankreich.  A- 
1876  roh  38*06,  Kosten  12*3,  Reinertr.  25*76  Mill.  Fr.,  1*83  roh  35*2,  rein  19  M.  Fr.. 
also  ebenfalls  gesunken.  —  Die  Kosten  betrugen  nach  Rau  in  den  60er  Jahren  vom 
Rohertrage  81  Proc.  hannov.  Harz,  64  hannov.  Landforste,  54  Preussen  (auch  18"'1 
c.  51),  46  Baiern  (1876  weniger,  c.  41),  41  Oesterreich.  40  Baden  (1876  c.  3*< . 
35  Würtemberg,  36  Sachsen,  21  Proc  (1S76  c.  31)  Frankreich.   In  Frankreich  erklar 
sich  der  geringe  Belauf  der  Kosten  theils  aus  dem  Verkaufe  auf  dem  Stamme,  tb»-il* 
aus  dem  schwachen  Personal.   Jetzt  scheinen  hier  Aenderungen  eingetreten  zu  seh. 
Die  Abhängigkeit  des  Reinertrag?  von  d.  Höhe  der  Hol/.preise  u.  den  allgemeine 
Oulturverhältnissen  ergiebt  sich  aus  dem  Vergleich  obiger  Daten,  /.  B.  Preussen;«  u. 
Badens,  und  mehr  noch  aus  dem  Vergleich  der  Reinerträge  in  den  einzelnen  Prorinz«  n 
In  Baiein  variiren  diese  z.  B.  von  1  :  2*5  (Max.  Ober-  u.  üuterfrankeu,  Min.  OberptaL' 
u.  Oberbaiern).    Ohne  d.  Kosten  d.  Ontralverwalt.  ist  d.  Reinertr.  1875  im  K.-K 
(iumbinnen  p.  Hect.  3  06,  im  R.-B.  Frankfurt  a.  O.  11*21,  im  R.-B.  Magdeb.  18.06  M 
Li  den  letzten  Jahren  seit  Mitte  der  70er  sind  die  Kosten  relativ,  im  Verhältnis 
zum  Rohertrage,  u.  mehrfach  selbst  absolut  in  Deutschi.  u.  Nachbarsch,  ziemlich 
allgemein  bei  den  weichenden  Holzpreisen  gestiegen.    Daher  das  Sinken  des  Rein- 
ertrags, —  eines  der  Motive  f.  d.  Forderung  höherer  Holzzöllc  Seitens  der  deutsch" 
Regierungen.    In  den  preuss.  Staatsforsten  Reinertrag  in  u/w  des  Rohertrags  bl>5 
64*6,  1875/79  4148,  1879/80  41.67,  1880/81  wieder  45  81  ,  1881/82  46  46  (ao.-  ! 
Motiven  z.  (jes.entwurf  über  Erhöh,  d.  Holzzölle  v.  11.  Febr.  1883,  Actenstücke  S.  693 
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§.  240.  —  D.    Ergebniss  dieser  Erörterungen. 

Vgl.  Kau  §.  143.  der  zu  ähnl.  Ergehnissen,  nur  mit  z.  Th.  and.  Motivirung  kam. 
Leo  in  den  Forstl.  Bl.  1875,  S.  321  lf. 

1.  Die  Staatsforsten  sind  im  Allgemeinen,  wenigstens  in 
unseren  Ländern  und  in  unserer  Zeit,  beizubehalten,  aber 
p  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  ist  dies  nur  soweit  unbedingt  geboten ,  als  die  in 
§.  238  angeführten  Gründe  maassgebend  sind.  Die  betreffenden 
Forsten  dienen  dann  als  „Schutzwälder". 

Dieser  Name  passt  allgemein  für  Waldungen,  welch«  sozusagen  klimatische  u. 
allgeinein-volkswirtlisch.  Functionen  haben.  Er  ist  altnhlich  für  Widder,  die  als  Schutz 
gegen  Lawinen  u.  s.  w.  dienen. 

2.  Selbst  eine  Erweiterung  der  Staats  forsten  durch 
Ank  ä  u  fe  von  Waldungen  und  durch  eigene  Neuanlegung 
kann  als  Staatsaufgabe  erscheinen,  wenn  obige  Rücksichten  dafür 
sprechen  und  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Waldbcstands 
auf  sogen,  unbedingtem  Waldboden  handelt,  welche  durch 
Privatbesitzer  gefährdet  sein  kann.  Die  bezügliche  Aufgabe  ist 
eine  privat-  und  zugleich  eine  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage 
(§.  63). 

Die  Vermehrung  der  Staatswald  flachen  betrug  durchschu.  jährlich  in  Preusscn 
1S67— 73  0-19,  Baiern  1*44  —  6S  0*24,  Würtemherg  ItsOl  —  H7  023,  Baden 
1S5G— 70  0'2«,  Sachsen  1S43— 74  037%.  Leo  a.a.O.,  S.  322.  Eine  weitere  Ver- 
mehrung wäre  nothwendig,  wenn  wirklich  z.  R.  in  Deutschland  20%,  der  Landesfläche 
Wald  aus  allgemeinen  Gründen  erforderlich  ist.  Leo,  320.  In  d  Etats  koinmeu  in 
Deutschland  mehrfach  regelmässig  Summen  f.  d.  Ankauf  \,  Forstgrundstucke n  vor, 
z.B.  in  Preusscn  1S83/S4  im  Ord.  1,050,000,  da/u  ein  extraord.  Zuschuss  unter  d. 
einmal.  Ausg.  v.  950,000  M.,  ms.  2  M.  M. 

In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  allgemeinen  Rücksichten 
weniger  in  Betracht  kommen,  kann  sich  ein  Ankauf  finanziell 
empfehlen,  wenn  er  um  besonders  billigen  Preis  geschieht,  wenn 
dadurch  eine  zusammenhängende,  leicht  zu  beaufsichtigende  Wald- 
fläche auch  für  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sich 
dann  die  gesammten  Bewirthschaftungskosten  ermässigen  und 
wenn  Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zeit  bei  keiner 
anderen  Benutzung  so  hohe  Erträge  abwirft,  als  bei  der  forst- 
wirtschaftlichen" (Leo,  sogen,  bedingter  Waldboden,  mit  „Er- 
werbswaldnngen").  Die  Neuanlegung  von  Waldungen  auf 
öden  Bergflächen  ist  aus  klimatischen  Rücksichten,  wegen  der 
besseren  Sicherung  des  Wasserablaufs,  wegen  der  Ungeeignetheit 
solchen  Bodens  für  andere  Culturen  und  weil  dann  später  Wal- 
dungen in  den  Ebenen  entbehrlicher  werden  können,  besonders 
rathsam. 

In  Baden  sind  hochgelegene  Hauernhöfe  in  der  Nähe  der  Waldungen  um  einen 
Preis  angekauft  worden,  der  die  Umwandlung  in  Wald  vorteilhaft  macht,  z.B.  ISfi? 
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4  Höfo  von  320  M.  zu  55,000  fl.,  d.  M.  zu  174  fl.,  2  andere  ?.  76a/4  M.  zu  8570  fl.. 
d.  M.  zu  III  fl.;  1868  5  Höfe  v.  431*6  M.  zu  66,000  fl.»  d.  M.  z.  153  fl.  (Kau.) 

Soll  eine  Erweiterung  der  Staats  Waldungen  im  grösseren  Um- 
fange erfolgen,  so  müssen  für  die  Wahl  der  anzukaufenden  Wälder 
in  erster  Linie  jene  klimatischen  und  allgemein-volks- 
wirthschaftlichen  Rücksichten  entscheiden;  sodann  mag 
soweit  als  möglich  eine  gleichmässigere  Vertheilung  der 
S t a a t s Waldungen  Uber  das  Staatsgebiet  ins  Auge  gefasst 
werden,  was  durch  jene  ersten  Zwecke  ohnehin  mit  bedingt  wird. 

3.  Im  Einzelnen  muss  dagegen  objectiv  die  eigene  Ab- 
holzung  von  Staatsforsten  oder  der  Verkauf  zu  diesem  Zwecke 
erwogen  werden,  wenn  der  Waldboden  ohne  schädliche 
Folgen  für  Klima  und  Cultur  besser  zu  anderen 
Zwecken  benutzt  wird.  Hierüber  hat  dann  wesentlich  der 
Rentabilitätsgesicht8punct  zu  entscheiden:  wenn  die 
voraussichtliche  Rente  aus  der  anderweiten  Benutzung 
des  Bodens  höher  als  die  Waldrente  ist,  so  muss  die  andere 
Verwendung  eintreten,  denn  hier  liegt  kein  Grund  vor,  absichtlich 
auf  einen  Theil  der  möglichen  Rente  zu  verzichten.  Das  specielle 
Interesse  der  Holzconsumenten  einer  Gegend,  in  welcher  sich 
solche  entbehrliche  Staatsforsten  befinden,  darf  von  solcher  Maass- 
regel nicht  ablenken.  Sonst  empfiehlt  sich  völlige  Abholzung 
oder  Verkauf  auch  bei  kleinen  zerstreuten,  schwer  zu  beaufsich- 
tigenden, dem  Holzdiebstahl  besonders  stark  ausgesetzten  Gehölzen. 

Aus  diesen  Gründen  sind  in  Baiern  früher  140.000  M.  zum  Verkauf  bestimmt 
worden,  wov.  25,000  M..  auf  0  9  Mill.  geschätzt,  für  1  MU1.  fl.  verkauft  wurden. 
Hudhardt  III,  43.  Viele  Verkäufe  U.Ankäufe  auch  in  Baden  (s.  d.  jährl.  Ber.  «I. 
landst  Ausschüsse!»).  (Bau.)  —  Beispiele  vom  passenden  Verkauf  v.  Luxuswäldcrn 
bei  Städten  aus  Sachsen  hei  Leo  a.a.O.,  S.  324.  Mit  dem  hier  erzielten  hohe» 
Preise  lassen  sich  dann  zweckmässige  Erweiterungen  des  Staatswalds  an  ander  n  Ork" 
finanziell  gut  durchführen.  —  Aus  dem  principiellen  Grunde  der  Inferiorität  des  Staafe- 
besitzes  u.  der  staatlichen  Bewirtschaftung  u.  weil  es  an  sich  richtig  u.  iiotuvunlür 
sei,  aucli  den  Wald  in  das  Privatciurenthurn  der  Privatwirtschaften  hinüber  zu  führt  n. 
wie  dies  bei  FeldgUter-Domänen  vorgekommen,  sind  wohl  Staatsi'orsteii  kaum  veräu>sert 
worden,  wohl  aber  aus  finanziellen  Gründen,  um  ausserordentliche  Deckungsmitt.  1 
zu  beschaffen  u.  an  Stelle  sonst  erforderlicher  Anleihen.  So  wurde  1831  in  Kraut- 
roieh  der  Verkauf  v.  300,000  ha.  Staatsforst  beschlossen.  Leider  hat  auch  Oester- 
reich mehrfach  diesen  Weg  beschritten,  wenn  auch  noch  zögernd  bei  d.  Ausführunc. 
Unter  d.  v.  1818—51  in  Westösterr.  f.  14  1!»  u.  in  Ungarn  f.  1104  Mill.  fl.  verkauft.  » 
Staatsgütern  waren  auch  Forsten,  ebenso  unter  den  nach  V«  rtr.  v.  1855  v.  d.  National- 
bauk  in  Pfand  übernommenen  u.  darnach  veräusserten.  Ferner  wurden  Verkäufe,  vh- 
von  Montanwerken,  Domänen,  Fabriken,  so  auch  von  Staatsforsten  durch  Ges.  v.  20.  Juni 
1868  angeordnet  u.  z.  Tb.  ausgeführt  Doch  waren  davon  Staatsforstcn,  die  aus  klimaf. 
Rücksichten  oder  zum  Schutz  von  Quellgebieten  u.  zur  Erhaltung  der  Productions- 
fähigkeit  des  Lands  besser  in  Staalshändeu  blieben,  dann  die  Salinen-  u.  Benrwerks- 
forste  ausgeschlossen.  (Leo,  Forstst.  S.  25.)  Zwischen  1870  u.  E.  18T8  hat  sich  (inch 
d.  Daten  im  Etat)  unter  d.  Staatsforstverwalt.  der  Wald  des  Staats  von  710,000  auf 
643.000  ha.,  die  Aecker,  Weiden,  Alpen  v.  58,000  auf  53,000  ha.,  d.  sonst.  B.  <J. 
unprod.  Grundes  v.  206,000  auf  268,000  ha.  vermindert. 
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2.  Abschnitt. 
Bewirthschaftung  und  Verwaltung  der  Staatsforstcn. 

Ueber  das  leitende  Bewirthschaftungsprincip  vgl.  bes.  Reuning  a.a.O.  21, 
Press  Irr 's  oben  S.  57(5  genannte  u.  dess.  Übrige  in  Hülfe  rieh 's  Aufs,  iu  d. 
Tüb.  Zeitschr.  XXIII,  1,  zus.  gestellten  Schriften  u.  diesen  Aufsatz  selbst,  in  welchem 
Pressler's  Princip,  dass  die  Bewirtschaftung  des  Waldes  so  einzurichten  sei.  dass  die 
Waldbodenrente  eiu  Max.  werde,  privatwirthschaftlich  geprüft  wird.  Helferich  hält 
dies  Princip  für  privatökononiisch  richtig,  meint  aber,  dass  damit  noch  nicht  bewiesen 
sei,  es  sei  dasselbe  auch  nationalökonomisch  richtig.  S.  a.  a.  0.  S.  6,  35,  wo  die  Resultate 
zqs.  gestellt  sind.  Olfenbar  ist  es  allerdings  nur  voin  privatwirthschaftl..  nicht  aber 
vom  volkswirthschaftl.  Staudpuncte  richtig,  zu  der  Folgerung  zu  kommen,  dass  kein 
Boden  zur  Holzcultur  benutzt  werde ,  welcher  als  Ackerland ,  Wiese  oder  Weide  eine 
höhere  Bodenrente  erwarten  lasse,  selbst  wenn  in  einem  Lande  dann  der  ganze  Wald 
verschwinden  sollte,  —  eine  Folgerung,  welche  Helferich  mit  Kecht  als  notwendige 
Konsequenz  des  rein  privatwirthschaftl.  Forstbetriebs  hinstellt,  S.  35.  Aber  abzuweisen 
ist  diese  Folgerung  auch  aus  dem  nationalökonoin.  Gesichtspuncte  nur  mit  den  Rück- 
sichten auf  den  klimatischen  und  allgemein-volkswirthsch.  Einfluss  der  Wälder,  nicht 
mit  der  Furcht  vor  Holzmangel  und  hohen  Holzpreisen  (§.  237).  Ebenso  darf  die 
Kegel,  dass  die  Rente  des  ah  Waldboden  benutzten  Bodens  vom  Forstwirth  auf  das 
Maximum  getrieben  werde,  nur  insofern  Ausnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb 
allgemein  nachtheilige  Folgen  der  genannten  Art  befürchten  Hesse,  z.B.  des- 
wegen der  Waldbestand  bei  kürzeren  Umtriebszeiteu  in  einer  für  das  Klima  ungünstigen 
Webe  beschränkt  werden  inüsste.  —  An  diesen  meinen  Sätzen  aus  d.  6.  A.  von  Rau, 
§.  17<i,  Note  a,  habe  ich  auch  jetzt  nichts  ändern  zu  müssen  geglaubt,  obgleich  die 
vissenschaftl.  u.  praktische  Controverso  Uber  das  richtige  leitende  Wirthschaftsprincip 
im  Forstwesen  auch  in  den  letzten  Jahren  sehr  lebhaft  discutirt  worden  ist  und  mir 
von  einem  Autor  (H  e  i  t  z .  Forstregal  u.  Waldreute,  Stuttg.  1 87S)  dabei  die  „  U  m  g  e  h  u  n  g 44 
der  durch  die  neuen  Tariffragen  entstandenen  Schwierigkeiten  vorgeworfen  wurde, 
lieber  Heitz  s.  Lehr  in  Hildebr.  Jahrb.  32,  S.  332.)  Beistiininond  zu  meiner 
Auffassung  in  der  t>.  A.  äussert  sich  Leo,  Forstl.  Bl.  1873,  S.  89  IT.  Weiteres  gehört 
eben  nicht  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  die  Forstpolitik.  Besonders  beachtenswerth  sind 
aus  der  jüngsten  Literatur  noch:  Helfe  rieh's  2.  Art.  Wald  reute  in  d.  Tüb.  Ztschr. 
1S71,  XXVII,  549  lf.  (nation.-ökon.  Prüfung  der  Pressler'schen  These),  ders.  ebend. 
XXVIII.  3S8  II'.,  „zur  Lehre  v.  der  Wald rontc"  (auch  in  den  „Forstl.  Blättern"  1S72, 
S.  4  hVi.  Ders.,  Abh.  Forstwirthsch.  in  Schönberg's  Handb.  I,  bes.  S.  742;  zu  dieser 
Abh.  ist  zu  vergleichen  d.  Kritik  v.  Lehr,  in  d.  von  ihm  mit  her.gegcb.  „Allgem. 
loret-  u.  Jagdzeitung".  Juli  1883.  Wagener  (Forstmeister),  die  princip.  Aufgaben 
der  Forstwirtschaft,  Tüb.  Ztschr.  iüj73.  XXIX,  381  lf.,  ders.,  Anleitung  zur  Regelung 
des  Forstbetriebs,  1875.  Baur  in  s.  Monatsschr.  für  Forst-  u.  Jagdwesen  über  „Forst- 
statisük-'  eine  Reihe  von  Aufsätzen  im  Jahre  1872.  Bor<rgrcv«,  Forstreinertragslehrc 
bes.  gegen  G.  Heyen,  Bonn  1878  (s.  darüber  Schäffle,  Tüb  Ztschr.  187y  S.  1, 
und  Lehr,  Hildebr.  Jahrb.  33,  S.  49),  —  alle  diese  Arbeiten  gegen  Pressler.  Für 
denselben  bes.  Jude  ich,  Tharander  Jahrb.  B.  19,  20,  22,  24,  daraus  ders.  in  d. 
Tab.  Ztschr.  1873,  XXIX,  145,  sachliche  Erörterungen  belehrender  Art  mit  Helfe- 
rich.  Dsgl.  speciell  gegen  Baur:  Lehr  iu  der  Allgem.  Forst-  und  Jagdztg..  1873, 
Juninuinincr  u.  folg.  S.  auch  G.  Heyer 's  Forstl.  Statik  u.  Lehr  in  d.  Ausführung 
b'cgen  Heitz  a.  a.  0.,  Roth  üb.  Grund-  u.  Waldrente,  Forstl.  Bl.  1873,  S.  225,  257,  289. 

Wenn  die  privat-  u.  volkswirthsch.  Standpuncte  richtig  auseinandergehalten  werden, 
ist  eine  Vereinigung  der  scheinbar  so  entgegengesetzten  Ansichten  nicht  so  schwierig. 
We  praktische  Schwierigkeit  liegt  darin,  richtig  zu  bestimmen,  wie  weit  das  privat- 
wirthsch.  Princip  der  Bewirtschaftung  Platz  greifen  darf',  ohne  Nachtheil  f.  die  klimat. 
u.  allgemein-volkswirthsch.  Function  des  Waldes.  Uebertreibung  in  der  Länire  der 
Uintriebszeit  ist  hier  wohl  zuzugeben,  bes.  b<;i  den  deutschen  Staats  forsten.  Die  Con- 
sequenz  der  Anerkennung  der  genannten  Function  der  Wälder  ist  dann  entweder  eine 
'»»•schränkende  Wald  Schutzgesetzgebung  für  den  Privatwald,  damit  hier 
nicht  einseitig  die  privatwirthsch.  Betriebsweise  vorwalte,  oder  die  Ue bernahme  der 
betreffenden  Wälder  von  solcher  allgemeinen  Bedeutung  in  das  Staats- 
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oigenthum.  Hier  hängt  die  scheinbar  rein  forsttechnische  Frage  wieder  mit  diu 
Fragen  volkswirthscb.  Organisation  u.  der  Eigenthumsordnung  zusammen  (s.  Wagner. 
Grundleg.,  Abth.  2,  Kap.  4,  bes.  §.  366). 

I.  —  §.  241.  Leitendes  Princip  der  B ewirthsc h af- 
tung.  Für  die  Bewirtschaftung  der  beibehaltenen  Staatsforsten 
muss  das  privatwirth8chaftlicbe  Princip  des  grössten 
nachhaltigen  Reinertrags  das  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  Rücksichten  (§.  238)  nichtwidersprechen. 
Nur  insofern  gebort  die  Einnahme  aus  den  Domanialwaldungen 
demgemä88  unbedingt  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
des  Staats. 

Die  häufige  Rücksicht  auf  die  „beste,  nachhaltigste  und  billigste  Befriedigung 
des  Holzbcdürfnisses  der  Bürger"  darf  dagegen  aus  den  in  §.  237  angegebenen  Gründen 
für  den  Staatsforstbetrieb  nicht  inaassgebeud  sein.  (Kau  hat  in  d.  5.  A.,  §.  143,  Nr.  4, 
dieses  Princip  noch  festgehalten  neben  dem  Streben  nach  dem  grössten  Rciuertrai:. 
Ebenso  schon  Malchus  I,  §.  14.)  Jene  Rücksicht  fuhrt  auch  nur  zu  einer  ungerecht)  ij 
Begünstigung  der  zufälligen  Anwohner  der  Staatsforsten,  was  bei  der  notorisch  meistens 
sehr  ungleichmäßigen  Yerth-ilung  dieser  Forsten  über  das  Staatsgebiet  nicht  zu  Tur- 
meiden und  dann  vollends  bedenklich  ist.  Auch  in  der  Bestimmung  der  verschie- 
denen Holzculturen  muss  der  Rcntabilitätsgesichtspunct  entscheiden,  wobei 
sich  freilich  die  Berücksichtigung  der  speciellen  Holzbodurfnisse  der  Nachbarschaft 
eines  Staatsforsts  oft  ohnehin  bilanziell  am  Meisten  lohnen  wird. 

Die  practische  Durchführung  jenes  Priocips  ist  in  einseitiger 
Vorliebe  fllr  den  Wald  gerade  in  der  neueren  rationellen  Forst- 
wirtschaft (auch  Deutschlands)  zu  sehr  vernachlässigt 
worden. 

Namentlich  ist  man  in  den  Fehler  gefallen,  die  Anforderungen  in  Betreti  der 
Naehhaltigkeit  des  Waldbetricbs  zu  übertreiben,  nicht  nur  für  den  Ersatz 
eines  der  weggenommenen  Holzmasse  gleichen  Quantums  durch  Zuwachs  zu  sorgeu, 
sondern  auch  den  zeitigen  Holzvorrath  eines  Waldes  ganz  zu  erhalten  und  die  Umtriebs- 
zeiten  über  diejenige  Grenze  von  Jahren  auszudehnen,  welche  naturwissenschaftlich 
nach  den  W'achsthumsverhältnissen  der  Wälder  und  privatwirthschaftlich  mit  Rücksiebt 
auf  die  Preise  der  Holzsorten  verschiedenen  Alters  nach  dem  Gesichtspuncte  des 
höchsten  Reinertrags  die  richtige  fur  die  verschiedenen  Holzculturen  ist.  Auf  dies- 
Weise  ist  die  Waldiläche  öfters  grösser  und  stärker  bestockt  gehalten  worden,  als 
die  Kucksicht  auf  den  klimatischen  und  allgemein-wirtbschaftlichen  Kinfluss  der  Walder 
gebietet.  Ferner  ist  in  den  Wäldern  ein  unnöthig  grosses  IloLzkapital  aufgesammelt 
worden,  welches  im  Grunde  brach  liegt  und  im  Interesse  der  Einzelwirtschaften  der 
Waldeigeuthümer.  also  auch  des  Staats,  und  in  dem  in  diesem  Falle  hiermit  iden- 
tischen Interesse  der  ganzen  Yolkswirthsrhaft  passender  zu  einem  Theil  flüssig  gemacht 
werden  sollte. 

Obiges  nach  Keuning,  bes.  S.  12.  24  11'.  (Vegetation  in  den  verschiedenen 
Altersperioden .  Abnahme  des  Zuwachses  vor  den  jetzt  meist  üblichen  Uintrie.bszeit<-f>, 
die  vielfach  von  100  auf  70  Jahre  verkürzt  werden  können,  da  die  Verminderung  d<> 
Zuwachses  nicht  mehr  durch  genügende  Steigerung  der  Qualität  und  des  Werths  aus- 
geglichen wird,  vgl.  auch  Pressler  und  Helferich  a.a.O.);  Seite  21 — 24,  wo  Reunuur 
der  jetzt  üblichen  Fürsorge  eines  Jahrhunderts  für  ein  nachfolgendes  in  der  Erhaltoog 
der  Holzsortiinente  entirenentritt,  während  man  doch  die  Bedürfnisse  der  Zukunft  nicht 
kenne  (vgl.  o.  S.  575  das  Wort  von  Hock)  u.  S.  24  für  die  wirtschaftliche  Haubariwit 
eines  Waldes  die  Kegel  aufstellt:  sie  tritt  „mit  dem  Jahre  ein,  wo  das  aus  dem  stehenden 
Holze  durch  desscu  Verwerthung  gewonnene  Kapital  einen  höheren  Ertrag  gewährt, 
als  die  Werthserhöhung  desselben  durch  den  Zuwachs  ist,  wenn  es  bestehen  bleibt"; 
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«endlich  S.  31  ir.,  wo  Berechnungen  über  die  Grösse  des  flüssig  zu  machenden  vorräth. 
Holzkapitals  angestellt  sind.  Einzelnes  aus  d.  Kritik  Ph.  Geyers  in  s.  „Wald" 
Uber  d.  finanz.  Ergebnisse  der  deutschen  Staatsforstwirtbsch.  ist  hier  bemerkenswert]».  — 
In  den  preuss.  Staatsforsteu  (alte  Prov.)  waren  1805  vorhanden  an  Hochwald  von 
Uber  SO  Jahren  alt  157  Mill.  M.  oder  23%,  41— SO  J.  alt  2  35  Mill.  M.  oder  25°/0. 
1 — 40  J.  alt  2'(>4  Mill.  M.  oder  39%  des  ganzen  Walds,  was  einer  Umtriebszeit  von 
100 — 110  J.  entspricht,  während  Helming  nach  Burckhardt's  Tafeln  berechnet,  dass 
bei  Brennholz  die  Heute  vom  50  J.  an  füllt,  bei  Nutzholz  im  70.  J.  am  höchsten  ist; 
a.  a.  S.  28— 80  u.  Stal.  Jahrb.  f.  Preussen  III.  147.  1875  war  die  preuss.  Staatswald- 
fläche 7%  Eichen,  10  Buchen,  56  Kiefern,  Lärchen,  12  Fichten,  Tannen,  1  Mittel- 
wald, S  Niederwald.  Die  Hohe  des  Reinertrags  hängt  natürlich  auch  mit  diesen 
Ctilturen  zusammen. 

II.  —  §.  242.  Bewirthschaftungsformen.  Die  allge- 
mein Übliche  und  auch  rationellste  Form  ist  die  Selb stbe wir th- 
schaftu ng  oder  Selbstverwaltung  der  Staatsforsten.  Sie 
wird  grossentheils  durch  dieselben  Gründe  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  für  das  Staatseigenthum  an  Wäldern  sprechen, 
und  hat  sich  auch  vollkommen  bewährt.  Die  beiden  anderen 
möglichen  Formen,  Erbpacht  und  Zeitpacht,  sind  selbst  von 
sonstigen  Gegnern  des  Staatsbetriebs  beim  Walde  selten  befür- 
wortet, in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicht  vorgekommen  und  auch 
nicht  zweckmässig,  weil  dem  Zwecke  des  Staatseigentums  an 
Wäldern  zuwider. 

Dies  besonders  zu  begründen  ist  jetzt  kaum  mehr  nothwendig.  Hau  weist  in 
§.  144  die  Erbpacht  noch  in  einer  besonderen  kleinen  Erörterung  ab.  S.  dieselbe 
abgedruckt  auch  in  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  454  Note  5.  Auch  dir  Zeitpacht  ist 
aus  ähnlichen  Gründen  wir  die  Erbpacht  nicht  wohl  in  grösserem  Maasse  anwendbar, 
da  auch  hier  eine  Controle  unentbehrlich  und  doch  zu  schwierig  für  den  Staat  und 
zu  lästig  fur  den  Pachter  sein  würde.  (Für  eine  „nach  Grundsätzen  der  Forstwirt- 
schaft" bedinge  Zeitpacht  der  Wälder  anstatt  der  eigenen  Bewirtschaftung  bis  zu 
dem  Zcitpuncte,  wo  Erbpacht  möglich  ist,  Jakob,  §.274.  S.  auch  Albert,  lorst- 
vcrwalt.,  S.  141.) 

III.  —  §.  243.    Die  Staatsforstverwaltung. 

Das  Nähere  hierüber  gehört  nicht  in  d.  Finanzwissensch.  Von  älterer  Fachlit.  d. 
Gegenstands  s.  v.  Burgsdorf,  Forsthandbuch,  2.  Band  1805.  (3.  A.)  —  Hartig, 
Grundsätze  der  Forstdirection,  1813.  2.  A.  Meyer,  Forstdirectionslehiv,  2.  A.,  1822. 
Laurop,  Die  Forstdirection,  1824.  Pfeil  a.  a.  0.,  Hartig,  Gnmdzuge  zu  einer 
zweckmäss.  Forstorganisation,  in  dessen  Abhandlungen  Uber  interess.  Gegenstände  beim 
Forst-  u.  Jagdwesen,  Berlin  1830,  S.  1.  II u  nd esh  agen.  F.  Pol.,  S.  314.  321. 
v.  Wedekind,  Anleit.  zur  Forstverwaltung  u.  zum  Forstgeschäftsbetriebe.  Darmstadt 
1831.  Von  neuerer  Fachliter.:  v.  Berg,  Die  Staatsforstwirthschaftslehre,  1850. 
Albert,  Lehrb.  d.  Staatsforstwissensch. ,  Wien  1875,  ders.,  Lehrb.  d.  Forstvenvalt.. 
Munch.  1883.  Leo,  Forststat.  S.  207  11.  Liter,  über  d.  Verwalt.organis.  einzelner  Län- 
der auch  oben  S.  570,  die  gen.  Werke  v.  Könne  u.  s.  w.  Vgl.  Kau  §.  145  H., 
wonach  im  Wesentl.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  198  ff.  Jetzt  zus.gezogen ,  aber  auch 
mehrfach  verändert,  nach  Maassgabe  gegenwärtiger  Auffassungen,  z.  Th.  im  An- 
schluss  an  Albert  (Forstverwaltung,  bes.  S.  15<f  tü. 

A.  Die  Organisation  der  Staatsforstverwaltung  oder  die 
Einrichtung  des  betreffenden  Behördenwesens  muss  sich  wesentlich 
nach  den  Aufgaben  richten,  welche  diese  Verwaltung  zu  erfüllen 
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hat.  Hier  machen  sich  dann  nach  dem  Arbeitstheilungsprincip 
bestimmte  technische  Forderungen  der  Forstwirthschaft  geltend, 
wodurch  Abweichungen  von  der  Organisation  anderer  Verwaltungs- 
zweige bedingt  werden.  Gewisse  Grundzüge  der  Organisation  er- 
geben sich  aus  diesen  technischen  Verhältnissen,  verändern  sieb 
daher  auch  wenig  und  finden  sich  einigermassen  übereinstimmend 
in  den  verschiedenen  Ländern.  In  der  practischen  Durchführung 
der  Organisation  treten  dann  aber  einzelne  Verschiedenheiten  unter 
dem  Einfluss  der  sich  verändernden  Ökonomisch -technischen  Anf- 
gaben  der  Forstwirthschaft,  so  beim  Wechsel  des  Bewirthschaftungs- 
systems  (Betriebssystems),  ein,  wie  z.  B.  die  Verdrängung  des 
„Forstmeistersystems"  durch  das  (preussische)  „Oberförstersystem''. 
Andere  Einzelheiten  werden  auch  wohl  durch  die  Einrichtungen 
der  sonstigen  Staatsverwaltung,  des  Kassen-  und  Rechnungswesens, 
auch  des  Militärwesens  mitunter  mit  bestimmt. 

Die  Aufgaben  der  Fbrstverwaltung  und  im  Anschlus8  daran 
die  Gliederung  des  Forstpersonals  und  des  Behörden- 
wesens sind  wesentlich  folgende  6  —  7 :  untere  Manipn- 
lationsarbeiten,  BeschUtzung,  Bewirthsch aftung,  Be- 
aufsichtigung, höhere  locale  Leitung,  oberste  Leitung, 
Kassenverwaltung. 

11  Die  Vornahme  d.  eigentlichen  unteren  Manipulationsarbeiten  zur  Orduiuc 
des  Forsts  und  der  Erwerbung  der  Forstproducte  erfolgt  durch  das  unter  Aufsicht  der 
Vorgesetzten  arbeitende  Handarbeiter  personal  (Waldarbeiter  u.  dgl.,  „Hand- 
und  (jespannarbeit";  Albert).  —  2)  Die  Besch  ützung  des  Waldessregen 
Frevel,  Widerrechtlichkeiten,  Nachlässigkeiten  u.  s.  w.  Dritter  geschieht  durch  Wald- 
hüter, Forstaufseher,  auch  durch  eigene  militärisch  organisirte  Forstschntf- 
wachen  (Würtcmb.);  dieser  Waldschutz  kann  sich  zugleich  auf  Bekämpfung  von 
Naturereignissen,  Wiedergutmachung  von  Elcmentarschäden  kleinerer  Art,  Anzeige 
grösserer  solcher  Schäden  bei  den  Förstern  erstrecken.  —  3)  Die  eigentliche  Ver- 
waltung oder  Bewirtschaftung  des  Wald>,  welcher  zu  diesem  Zweck  in  be- 
stimmte „Reviere"  getheilt  wird,  findet  statt  entweder  durch  Farster  oder  Ober- 
förster mit  im  Wesentlichen  selbständigem  Wirkungskreis  unter  Controle  der 
höheren  Behörde —  sogen.  „Oberförstersystem"  —  oder  mit  beschränkter  Com- 
petenz  unter  Leitung  eines  Vorgesetzten,  des  Forstmeisters  für  mehrere  einen 
„Forstamtsbezirk"  bildende  Reviere,  (sogen.  „Forstmeister-"  oder  „Revicr- 
f  «rstersyste  m").  Das  ersterc  System  ist  schon  jetzt  in  Deutschland  das  über- 
wiegende, besteht  u.  A.  in  Preussen,  Baden,  Els.-Lothr.  u.  verschiedenen  Kleinstaaten, 
gilt  nach  den  heutigen  Aufgaben  der  Staatsforstwirthscbaft  und  dorn  notwendig 
Grade  allgemeiner  und  technischer  Bildung  der  Förster  (Oberförster)  als  das  passende 
(Bescbluss  d.  Versamml.  Deutscher  Forstmänner  in  Eisenach  1876  (s.  Albert  S. 
und  wird  dem  Vernehmen  nach  jetzt  auch  in  Baieru  zum  Ersatz  dos  dort  noch  br- 
stehendei»  „Forstmeistersystems"  geplant.  Höhere  Kosten  soll  dies  nicht  nothwendif 
bedingen,  eher  selbst  Ersparnisse  (Albert  S.  183).  —  4)  Die  Ausübung  der  Ober- 
aufsicht ii  her  die  eigentliche  Bewirtschaftung  der  Forsten  (Nr.  ,H)  erfolgt  durch 
die  Forstinspection.  Nach  den  eben  genannten  beiden  Systemen  wird  diese  Inspection 
in  verschiedener  Weise  eingerichtet.  Beim  „Forstmeistersystem"  hat  der  Forstmeister 
die  Inspection  der  Förster,  betheüigt  sich  aber  zugleich  an  der  Verwaltungsarbeit,  so 
auch  an  der  Verwerthung  der  Forstproducte,  wa9  jetzt  für  eine  unzweckmäßige  Weil- 
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läuügkeit  gilt  (Albert  S.  185).  Beim  „Oberförstersystem"  werden  grössere  Inspcc- 
tionsbezirke  gebildet,  an  deren  Spitze  ein  Forstinspector  steht,  welcher  zugleich  Mit- 
glied der  höheren  (Provinzial-)  Forstbehörde  oder  der  „Forstdirection"  ist.  —  5)  Die 
Ausübung  einer  höheren  Leitung  und  Controle  über  die  gesammte  locale  Forst- 
vetwaltuug,  gesehioht  durch  eine  irrössere  Mittel-Behörde,  die  sogen.  „Forstdirec- 
tion", üblicher  Weise  mit  einem  Director  (Oberforstmeister)  an  der  Spitze,  einigen 
Rüthen  für  die  verschiedenen  Specialzweiire  des  Forstdiensts  und  Subalternpersonal.  — 
61  Die  Aasübung  der  obersten  Leitung  des  gesammten  Staatsforstwesens  erfolirt 
durch  eine  Ceutr  als  teile,  welche  regelmässig  und  passend  eine  eigene  Abt  h  ei- 
lung, eventuell  auch  eine  mit  der  Domänenverwaltuug  verbundene  Abtheilung 
desjenigen  Ministeriums  bildet,  zu  dem  das  Forstwesen  ressortirt  (Finanz-  bez.  jetzt  mehr- 
fach —  Preussen.  Oesterreich  —  das  Landwirthsch.miti.). 

Die  Kassengeschäfte  dos  Forstwesens  waren  früher  vielfach  unmittelbar  mit 
den  Geschäften  der  Forstbewirthschaftung  verbunden  und  wurden  dann  von  den  be- 
treffenden Beamten  (Förstern  u.  s.  w.)  entweder  selbst  oder  unter  deren  Leitung  und 
Verantwortung  von  ihrem  Dienstpersonal  besorgt.  Dadurch  waren  die  praktischen 
Forstbeamten  „anweisende"  und  „gelderhebende",  bez.  „auszahlende"  Organe  zu- 
gleich, was  die  Controlo  erschwert,  Unterschleife  erleichtert ,  die  Beamten  ihrer 
Hauptaufgabe  entzieht.  Daher  hat  man  schon  länger  und  passend  in  der  Kegel  die 
Kassengeschäfte  vom  practischen  Forstdienst  getrennt  und  sie  auf  Grund  der  Antraben, 
Kuchfuhrunjr,  Anweisungen  n.  s.  w.  der  Förster.  Forstmeister  von  besonderen  Or- 
ganen ausfuhren  lassen,  liier  bilden  sich  dann  wieder  die  beiden  Systeme  des 
Kassenwesens  (§.  127),  das  Ältere,  jetzt  öfters  auch  hier  beseitigte  oder  modificirtc 
der  aparten  „Verwaitungszwei^-Kasseu",  d.  h.  besonderer  Forstkassen,  unterer  bei  den 
Forstäintera ,  mittlerer  bei  den  Forstdirectioncn  und  eventuell  auch  noch  einer 
obersten  Central-  Forstkasse,  oder  das  n  e  u  e  r  e  der  „e  i  n  h  e  i  1 1  i  c  h  c  n  Staatskassen", 
wo  dann  die  bezuglichen  Kassengeschäfte  nach  den  Anweisungen  der  Forstbehördeu 
von  den  gewöhnlichen  Local-,  Kreiskassen  u.  s.  w.  mit  besorgt  werden.  (Vgl.  Albert 
S.  188  IT.). 

Allgemein  ist  jetzt  das  Jagdwesen  bei  uns  mit  dem  Forstwesen  verbunden 
und  unter  dessen  Organe  gestellt. 

Rau  unterscheidet  bei  d.  Forstverwalt.  die  Personen  u.  die  Geschäfte; 
von  jenen  beschützende,  bewirtschaftende,  oberaufsehende,  Kassen- 
beamte (§.  145,  danach  noch  vor.  Aufl.  §.  198).  Diese  Unterscheidung  trifft  das 
Wichtigste ,  reicht  aber  doch  nicht  mehr  aus  und  ubersieht  die  Fragen  der  Organi- 
sation Uber  dem  Personal.  Albert  S.  140  ff.  scheidet  zu  wenig  die  Organisation 
von  den  Geschäften  der  Organe. 

Beispiel.'  der  Personalverhältnisse  u.  s.  w.  in  einzelnen  Staaten  in  den  Noten 
bei  Rau  u.  in  vor.  Aull.  Darstellunjr  der  gegenwärt.  Organisation  in  deutschen  und 
anderen  Ländern  bei  Albert  §.  85  S.  152.  (Die  forstl.  Titulaturen  „Förster"  u.  s.  w. 
zeigen  in  Deutschi,  eine  bunte  Mannigfaltigkeit,  „Förster"  ist  bald  ein  unteres, 
beschütze  ndes,  bald  ein  mittleres  verwaltendes  Forstorgan1).  In  Preussen 
wurde  das  „Oberförstersystem"  1825  eingeführt.  Das  Forst-  u.  Jagdwesen  ist  wie  das 
Domänen  Wesen  1879  vom  Finanzministerium  abgetrennt  u.  an  das  nunmehr  sogen. 
„Miu.  f.  Landwirthsch.,  Dom.  u.  Forsten"  Ubertragen.  Hier  bildet  es  seit  ISm)  eine 
eigene  Minist- Abt  heil,  unter  dem  „Oberlandforstmeister"  als  Director  (15,000  M.  Geh.1). 
Dieser  Abtb.  gehören  mit  der  Dom-Abth.  zusammen  jetzt  12  vortragende  Räthe  und 
1  Forstmeister  an.  Für  Verwalt.  u.  Betrieb  der  Staatsforsten  ausserhalb  der  Central- 
verwaltung  fungiren  1883  31)  Oberforstmeister  (Geh.  i.  D.  5100  M.)  u.  92  Forstmeister 
(Geh.  i.  D.  4800  M.),  zusammen  122  oder  1  auf  21,090  ha.  Forstland,  078  Oberförster 
(Geh.  i.  D.  2550  M.),  1  auf  3903  ha..  3306  Förster  (Geh.  i.  D.  960  M.),  1  auf  787  ha. 
Auch  344  Waldwärter,  im  Hauptamt  mit  360—660  M.  besoldet.  —  In  West-Oester- 
reich  das  Forst-  u.  Dom.wesen  jetzt  ebenfalls  eine  Abth.  des  „Ackerbauministeriuuis", 
18S0  mit  1  Oberlandesforstmeister  (Geh.  5500  ti\.  Activ.zul.  1000  fl.),  3  Käthen,  f 
Injreiiieureu,  I  Förster,  4  Assistenten;  dann  6  Forst- u.  Dom.direetiotien  je  mit  1  Ober- 
lorstineister  2800—3500  fl.  Geh.  und  verschieden  hoben  Activ.zul.),  2  Forstmeistern, 
1 — 2  Viceforsttneisteru  u.  weiterem  forsttechn.  u.  Kauzlcipcrsonal,  im  Ganzen  228  Be- 
amte bei  d.  6  Forstdirectionen.  Bei  d.  Localverwaltuug  fungiren  7S  Oberförser  (1  auf 
S24G  ha.  Staatswaldungen).  72  Fürster,  9  Forstassist..  532  Forstwarte  u.  im  Ganzen 
•♦"U  Bedienstete.    Specielleres  über  die  Dienstverhältnisse  u.  über  d.  Grüssenverhält- 
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nissc  d.  Dienstbezirke  der  Staatsfor»tbeainten  im  D.  Keiche  s.  bei  Leo,  Forsti.  BUtUr, 
S.  79  ff.  u.  ders.  Forststatist.  S.  207  ff.  Die  durchschn.  (irüssc  eines  Ober- 
forstbeamtenbezirks  in  Preusson  ist  hier  87.414  H.,  Max.  Brandenb.  199,910  H.,  Min. 
Westfalen  29,673,  desgleichen  eines  Inspectionsbozirks  20,329,  Max.  Posen  42,842. 
Min.  Westfalen  8  47s,  desgleichen  eines  Reviers  3817,  Max.  Posen  6.855,  Min. 
Schlesw.  Holstein  2095  H.  Je  auf  1  Übcrf'orstbcamten .  1  Inspectionsbcamten  und  1 
Kevierverwalter  kam  an  Staats wald fläche  in  Baiern  bez.  39.101,  13.031,  1819  II., 
Sachsen  105,006,  12,690,  1278  II. ,'  Wlirtcmb.  94,053,  15.145,  2308,  Baden 
70.003,  —  u.  3271  (Keviere).  — 

Auch  in  Frankreich  stehen  die  Staatsforsten  seit  1S77  unter  dem  Ackerbau- 
Ministeritun,  wo  eine  Abth.  dafür  fangirt  (1  Dir.  u.  3  Abth  vorstände,  8  Inspert.,  IC 
Unterinspect.).  Im  Lande  32  Forstbezirke  mit  39  Dirigenten  (Oonservateurs)  u.  (ienoral- 
inspectoren  (8—15,000  fr.  Geh.,)  165  Inspeet.  (15—6000  fr.),  264  Unterinspect. 
3800  fr.).  219  Oberförstern  u.  3176  Fürstern  (700—1600  fr.).  S.  Kaufmann.  Fin. 
Frankr.s  S.  576.    Albert  S.  159. 

§.  244.  —  B.  Die  einzelnen  Geschäfte  der  Staatsforst 
Verwaltung  folgen  aus  den  Aufgaben,  wie  sie  im  vorigen  §.  bei 
der  Organisation  der  Verwaltung  dargelegt  sind. 

a)  Den  Ausgangspunct  und  die  Grundlage  der  betreffenden 
weiteren  Geschäfte  bildet  die  Ermittlung  und  die  laufende  Evident 
haltuug  des  „forstlichen  Thatb estands ",  d.  h.  der  Lage, 
Grenzen,  Grösse,  Beschaffenheit,  des  Holzbcstands,  der  Holzarten 
des  Staatsforst-Bodens,  Thatsachen,  welche  danu  für  eine  allge- 
meine volkswirtschaftliche  Forststatistik  zugleich  das  Material 
liefern. 

Vgl.  Albert  §  108  u.  Uber  Forst*tat.  §.111,  Rau  §.  118  u.  vor.  Aufl.  §.  m 
wo  die  forsttechn.  Aufgabe  der  Ermittlung  des  Thatbestands  nicht  gehörig  von  der 
allgemeinen   der  IIer>tollnng  einer  Forststatistik  unterschieden  wird.    S.  f.  letzter 
Leo.  Forststat.  u.  ders.  in  d.  Forsti.  Blättern  1874  S.  161  n".    Die  eigentlich  forst- 
statist.  Fragen  gehören  nicht  in  die  Fin.wiss. 

b)  Alsdann  gilt  es  „die  vorhandene  Uolzmasse  jeder  Holz- 
art, jedes  Alters  und  die  Grösse  des  jährlichen  Zuwachses 
abzuschätzen"  (Rau),  ein  besonders  schwieriges,  nur  allmälig 
von  geübten  Technikern  durchzuführendes  Geschäft ,  das  nament- 
lich für  die  Bemessung  des  Zuwachses  umfassende,  neuerdings 
immer  sorgfältiger  und  ergebnissreicher  gewordene  Beobachtungen 
voraussetzt.  Auf  Grund  dieser  Beobachtungen  werden  „Ertrags- 
tafeln" entworfen. 

Vgl.  llclferich  im  Handb.  d.  polit.  Oekon.  I,  §.  8  fT.  u.  die  daselbst  S.  TIS. 
720,  729  ff.  nach  Burckhardt  u.  Baur  mitgetheiltcu  Tafeln.  S.  Uurckhardt. 
Hilfstafeln  f.  Forsttaxatoren,  Hannover  1873. 

c)  Mit  Hilfe  dieser  vorausgehenden  Arbeiten  ist  der  allgemeine 
Betriebsplan  für  die  Forsten  zu  entwerfen,  d.  h.  (nach  Rau, 
§.  146)  „die  Bcnutzu  ngs  weise  jedes  Waldtheiles,  das  Alter 
der  zu  hauenden  Stämme  (Umtriebszeit),  die  Art  des  Hiebes, 
die  zu  hauende  Holzmenge  (Hiebs menge)  u.  dgl.  zu  bestimmen. 
Wälder,  hei  denen  die  Holzart  und  das  Alter  des  auf  ihren  ein 
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zelnen  Abtheilungen  vorhandenen  Holzbestandes  noch  nicht  den 
erforderlichen  regelmässigen  (Rieht-  oder  Normal  )  Zustand 
haben,  müssen  nach  und  nach  in  denselben  biniibcrgefUhrt  weiden ; 
Betriebsregulirung  oder  -Einrichtung.  Sind  diese  Plane 
festgestellt  und  die  Waldungen  denselben  gemäss  eingerichtet,  so 
wird  dann  aus  jenen  für  jede  Periode  und  jedes  Jahr  die  Vor- 
schrift ftlr  die  vorzunehmenden  Geschäfte  abgeleitet  (periodischer 
und  jährlicher  Betriebsplan)."  Dieser  letztere  dient  dabei 
zugleich  als  Grundlage  für  die  Aufstellung  des  Rohertrags  der 
Staatsforsten  in  dem  bestimmten  Etatsjahr. 

Es  wird  dabei  daher  insbesondere  die  Hiebsineng  c  veranschlagt.  Bei  ratio- 
neller, auf  die  gelingende  Nachhaltigkcit  sehender  Bewirtschaftung  losst  sich  diese 
Hi.  bsaii  iürc  nur  auf  Grund  richtiger  Ertragstafeln  bez.  zuverlässiger  Bestands-  u.  Zu- 
wachsans* •  h läge  des  betreffenden  einzelnen  Waldes  und  Waldthcils  sicher  feststellen. 
Nach  Klima,  Bodenbeschaffenheit.  Holzart  /eigen  sich  hier  natürliche  Verschieden- 
heiten, aus  denen  man  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Leistungen  der  Forstvcrwahung 
und  etwa  auf  zu  conservative.  den  Holzbestand  vermeinende,  noch  auf  zu  fiscalische, 
ihn  vermindernde  Betriebseiurichtung  schlicssen  kann.  Die  erzielten  Durchschnitts- 
Betriebsmengen  hängen  ausserdem  selbstverständlich  von  dem  einmal  überkommenen 
Znstande  des  Waldes,  der  sich  erst  allmälig  verändern  lässt.  ah.  Bei  Vergleichen  der 
Durchschnittserträge  der  Forsten  grosser  u.  kleiner  Staaten,  z.  B.  Preussens  u.  deutscher 
Mittel-  u.  Kleinstaaten  ist  auch  wieder  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Durchschn.zahleu 
dort  die  Ergebnisse  vieler  verschiedenartiger  Wälder  sind.  Man  muss  hier  wieder 
nur  zwischen  den  Forsten  einer  Provinz  oder  eines  Kreises  eines  grosseren  Staats  und 
den  diesen  nach  Klima,  Bodenhcschail'enheit.  Zustand,  Absatzverhältnissen  u.  s.w.  einiger- 
mnssen  ähnlichen  Forsten  des  Mittel-  oder  Kleinstaats  Vergleiche  anstellen.  Bei  einer 
absichtlichen  Verkürzung  der  Umtriebszeit,  z.B.  bei  dem  Uebcrgang  von  sehr  langer 
zu  mittlerer  Umtriebszeit  nach  dem  Gesichtspunct  der  Prcssler'schen  Schule  vermehrt 
sich  zeitweilig  die  Hiebsmenge  stärker  Aeltere  Beispiele  bei  Kau  §.  140  Note  c. 
n.  vor.  Aull.  S.  15S  Note  15.  J*eue  Beispiele  aus  Preusseu  s.  o.  S.  5*>1.  S.  auch 
Albert,  Lehrb.  d.  forstl.  Betriebsregulirung,  1801,  Judeich,  For^teinrichtunir,  U.  A. 
Dresden  1870. 

d)  Verwendung  und  Verwerthung  des  Holzes.  Der 
Staat  kann  mit  dem  Holz  seiner  Wälder  entweder  selbst  unmittel- 
bar seinen  Hoizbedarf  decken,  das  ältere,  mehr  natural wirthsc haft- 
liche System ,  und  nur  den  Ueberschuss  veräussern ,  oder  wie  in 
neuerer  Zeit  in  der  Regel,  das  Holz  möglichst  vollständig  durch 
Verkauf  verwerthen,  was  jetzt  im  Allgemeinen  den  Vorzug 
verdient. 

Je  mehr  Staatsberg-.  Huttenwerke  und  Staatsfabriken  beseitigt  sind  oder  je  mehr 
die  Stein-  und  Braunkohle  als  Brennstoff  das  Holz  verdrängt,  desto  mehr  fallt  ein 
Bedurfniss  der  eigenen  Verwendung  fort.  Es  ist  auch  besser,  solche  gewerbliche 
Unternehmungen  des  Staats  und  die  den  eigentlichen  Staatszwecken  dienenden  Anstalten 
Behörden  u.  s.  w.)  für  ihren  Bedarf  an  Holz  auf  den  Ankauf  zu  verweisen,  weil  dann 
die  Nothwendigkeit  «1er  Ersparung  mehr  hervortritt,  als  wenn  z.  B.  eine  festgesetzte 
Holzmenge  aus  den  Staatswäldern  abgeliefert  wird  und  von  diesen  Anstalten  verbraucht 
werden  darf.  Jedenfalls  sollte  aber  bei  der  Ablieferung  von  Holz  aus  Staatsforsten 
an  Staatswerke  u.  s.  w.  die  rechnungsm  ässige  Durchfuhrung  beim  Aus- 
und  Eingang  nach  den  üblichen  Preisen  erfolgen  (§.  151).  weil  son-t  die  <U<»no- 


Digitized  by  Google 


592         3.  B.  Ord.  Kinn.    2.  K.  Privaterwerb.    2.  II.  A.  Foreten.  §.  244. 


mische  Lage  der  Forsten  zu  ungünstig  und  der  anderen  Staatswerke  zu  günstig  er- 
scheint. Ks  ist  mir  deshalb  doch  fraglich,  ol»  z.  B.  eine  Einrichtung  wie  die  nener- 
licho  in  Baden  ganz  richtig  ist  Hier  soll  Holz  auf  den  zu  Waldwegen  benutzten 
Flachen  nicht  mehr  in  den  Abgabesatz  eingerechnet  werden .  was  damit  begründet 
wird,  dass  bei  den  gewöhnlichen  schmalen  Waldwegen  sich  Zuwachs  n.  Vorrath  nicht 
im  Verhaltniss  der  Grösse  der  abgetriebenen  Flache  mindern,  oft  gar  nicht,  weil  durch 
vermehrten  Lichtzatritt  der  Zuwachs  an  Randbäumen  gesteigert  wird.  Für  1  STf» — TT 
ist  der  Anschlag  der  gewonnenen  Holzmasse  20,2 ls  Festmeter  mit  einem  muthmassl. 
Erlös  (ohne  Abzug  der  Zurichtungskosten)  v.  225,000  M.  Diese  Summe  würde  dann 
für  Waldwege  mit  zur  Verfugung  stehen.  Aber  es  wird  auf  diese  Weise  die  Einnahm»* 
der  Forsten  und  die  Ausgabe  für  Waldwege  z.  Th.  verhüllt.  Vgl.  bad.  Budg.  über  d 
ordentl.  Ausgabe  u.  Einnahme  f.  1STC — 77,  V.  Abth.,  Finanzmin.,  S.  35  vgl.  mit  S.  5. 
—  Die  preuss.  Bestimm.  Uber  Abgabe  v.  Holz  f.  Staatsbauten  s.  bei  Rönne.  Staats- 
recht II,  2,  598,  Note  2. 

Zur  besseren  Verwertbung  des  Holzes  dient  besonders  die 
Verbesserung  der  Communicatinnsmittcl,  namentlich 
aueb  der  Waldwege  in  den  Forsten  selbst,  ein  so  wichtiger 
Umstand,  dass  es  sich  rechtfertigt,  speciell  dafür  im  ordentlichen 
Ausgabeetat  der  Forstverwaltung  erheblichere  Summen  auszusetzen, 
wie  das  in  der  deutschen  Staatsforst-Administration  auch  üblich  ist. 
Ferner  dient  zur  Erzielung  eines  höheren  Erlöses  mit  Erfolg  das 
„sorgfaltige  Aussuchen  der  verschiedenen,  zu  besonderen 
Verwendungen  dienlichen  Holzsorten  (Sortimente), 
welche  einen  höheren  Preis  haben  als  Brennholz,  für  die  aber  oft 
erst  Absatzgelegenheit  aufgefunden  werden  muss.  Dahin  gehören 
Bauholz  oder  Nutzholz  zu  mancherlei  Verarbeitung." 

(Kau  §.  14«). 

Der  bad.  Aufwand  für  Flosseinrichtungen  u.  Fahrwege  1870  215,000  M.,  ao?>er 
dem  vorhin  g.  n.  Erlöse.  —  Baiern,  A.  für  IS70  33:1.000  fl.  für  Holzabfuhrweg.  - 
Preussen  1*75  z.  Unterhalt,  u.  z.  Neubau  d.  Offen tl.  Wege  in  d.  Forsten  1*20 
Mill.  M.,  v.  d.  Summe  v.  3  07  Mill.  M.  f.  Forstcultnren  u.  dgl.  m.  ist  ein  erheM. 
Theil  f.  Holzabfahrwege  bestimmt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chausseebauten  im  Inter- 
esse d.  Forstverw.  unter  d.  ausseronl.  Ausg.  fl-15  Mill.  M.  Im  Etat  f.  1SS3  H 
4  3  Mill.  M.  (wovon  0-1)37  boi  d.  Centralverwalt.)  unter  d.  and.  Ausgaben  f.  diverse 
Meliorationszwecke,  wobei  bes.  Bau  u.  Unterhaltung  der  Holzabfuhrwege  u.  Zufuhr 
haltcstellen  im  Interesse  der  Forstverwalt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chaussee-  u.  EL««- 
bahngüterhaltestellrn  O  l  Mill.  M. 

Der  Preis  von  Hau-  u.  Nutzholz  ist  der  2— 3 fache,  mitunter  d.  4 — 6 fache  (*.  R 
bei  grossen  Schiffshfdzcrn)  desselben  Quantums  Brennholz.  In  Baiern  betrug  <b> 
aus  d.  Staatsforsten  verkauft.-  Bau-  u.  Nutzholz  früher  10,  in  den  60er  J.  an  25° u 
der  Holzmcugc.  In  Baden  wurden  im  1).  IS.'iO — 50  19' 15  Proc.  Bau-  u.  Nutzholz. 
5S-27  Klafterhol/..  22*58  Kcissig  gewonnen.  Die  Forstverw.  Badons  S.  IIS,  Durch- 
schnittspreis des  Nutzholzes  1872—74  17  S5,  das  Brennholz.  0  30  M.  j».  Festmetcr.  - 
Oesterreich  1870  22  Proc,  insbesondere  Tirol  28  Proc,  Salzburg  0  Proc.  Bau-  u. 
Nutzholz.  —  Preussen  A.  1870:  21  Proc.  Bau-  u.  Nutz-,  50  Proc.  Klaftor-,  23  Prot 
Stoek-  u.  Keisigholz.  Die  starke  Ertragssteigerung  der  Staat>lbrsten  beruht  z.  Th.  s»1 
der  vennehrten  Gewinnung  v.  Nutz-  u.  Bauholz. 

Die.  früher  wohl  empfohlene  und  in  der  Praxis  vorgekommene  „Ermunteron-: 
zur  Errichtung  holzverzehrender  Gewerke",  im  Interesse  der  besseren  Yerwerthung  «1* 
Holzes  der  Staatswälder  wird  jetzt  nur  in  selten,  a  Ausnah mefidlen ,  wenn  überhaupt 
li.'.tlHü  erscheinen. 
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Bei  dem  Verkaufe  des  Holzes  muss  die  Forstverwaltung 
den  höchsten  möglichen  Erlös  zu  erzielen  suchen,  gemäss 
dem  im  §.  241  aufgestellten  leitenden  Bewirthschaftungsprincip. 

Bisweilen  wird  jedoch  auch  jetzt  noch  die  entgegengesetzte  Anforderung  an  die 
Staatsforstwirthschaft  aus  einer  vermeintlich  „yolkswirthschaftlichen  Erwägung  gerichtet, 
«lass  neinlich  die  von  alter  Zeit  her  übliche  Holzabgabc  für  einen  gemin- 
derten Preis  an  Einzelne  fortgesetzt,  oder  eine  solche  auch  wohl  neu  ein- 
geführt werde.  Man  beruft  sich  hierbei  auf  die  lästige  Störung,  welche  eine  schnelle 
Erhöhung  der  Hol/preise  auf  den  Haushalt  unbegüterter  Familien  äussert,  und  auf  die 
Verpflichtung  des  Staats,  zur  Unterstützung  der  Dürftigen  oder  auch  einzelner  Gewerbe 
ein  Opfer  zu  bringen."  (Rau  §.  150\  Die  Frage  ist  eine  ähnliche  wie  die  in  §  237 
berührte.  Die  Forderung  raus»  abgewiesen  werden,  weil  eine  solche  Maßregel  als 
eine  vereinzelte  im  privatwirthscbaftlichen  System  in  tinrichtiger  Weise  com- 
munis tisch  und  damit  ungerecht  wirkt.  Die  Frage  hängt  daher  wieder  mit  den 
jiriiicipielleu  Fragen  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  zusammen.  Fungirt  einmal 
fiir  die  Beschaffung  der  Befriedigungsmittel  für  solche  materielle  Bedürfnisse  das 
privatwirthschaftliche  System,  so  ist  es  folgerichtig  und  praetisch  nothwendig.  dass 
•las  leitende  Princip  dieses  Systems  bei  der  Preisbestimmung  hier  zur  Geltung  komme. 
Das  Vorhandensein  von  Staatswäldern  bedingt  keim*  Ausnahme  hiervon.  Vgl.  Wag- 
ner, Grundleg.  1.  Abth.  K.  3.  S.  die  Beweisführung  gegen  das  Postulat  der  Holz- 
abgabe zu  billigerem  Preise  bei  Rau  §.  150  u.  150a  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
5$.  202.  Bei  rechtsbeständigen  Ansprüchen  Bereehtigter  wird  Ablösung  dieser  Ge- 
rechtsame Platz  greifen  müssen  (§.  245).  Auch  als  Massregel  der  Arinenpoiitik 
verlangt  die  unentgeltliche  oder  wohlfeile  Holzabgabe  (unter  d.  Taxe)  an  Dürftige  und 
eigentliche  Arme  Vorsicht,  ist  aber  mitunter  schon  zur  Verhütung  des  Holzdiebstahls 
räthlich.  Am  zweckmässigten  erscheint  es,  „den  Dürftigen  die  unentgeltliche  Be- 
nutzung des  Raff-  und  Leseholzes  und  des  Stockholzes,  wo  das  Aus- 
graben der  Stöcke  unschädlich  ist.  zu  überlassen,  weil  diese  Holzsorten  viel  Arbeit 
erfordern  und  auf  andere  Weise  oft  gar  nicht  fiir  die  Volkswirtschaft  notzbar  zu 
machen  sind."   (Rau  §.  150a;  s.  auch  Roscher,  Ansichten  S.  103). 

e)  Form  des  Holz verk anfs.  Man  hat  vornemlich  zwischen 
zwei  Arten  zu  wählen:  Versteigerung  oder  Verkauf  zur 
Taxe,  woneben  noch  ausnahmsweise  der  Verkauf  gegen  ver- 
einbarte Preise  an  einzelne  Kauflustige,  wie  in  andren  Fällen 
des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs,  vorkommen  kann. 

Auf  Grund  umfassender  Erfahrungen  hat  man  in  der  Forstliteratur  für  die  Ver- 
kaufsarten eine  förmliche  Theorie  ausgebildet.  Vgl.  z.  B.  Albert,  §.  246—250. 
K.  Gay  er,  Forstbenutzung  G.  A.  S.  272  ff.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  zahlreiche 
Detailpuncte,  welche  sich  in  d.  Fin.wiss.  nicht  erörtern  lassen. 

Die  Versteigerung  und  zwar  im  Unterschied  von  derjenigen 
auf  dem  Stamme,  wo  der  Käufer  das  Fällen  und  Aufarbeiten 
des  Holzes  selbst  besorgt,  die  Versteigerung  des  Holzes  nach  der 
durch  die  Organe  der  Forstverwaltung  erfolgten  Zu- 
rechtmachung, —  übrigens  des  noch  im  Walde  lagernden 
Holzes  —  ist  das  gegenwärtig  in  der  Staatsforstverwaltung  ange 
messenste  und  auch  das  in  der  Praxis  Üblichste  Verfahren.  Der 
Verkauf  von  Holz  nach  Taxen,  welche  alsdann  möglichst  den 
Ertlichen  Marktpreisen  zu  entsprechen  haben,  empfiehlt  sich  indessen 
auch  heute  noch  in  Ausnahmefällen,  besonders  wenn  dabei  gegeu- 
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über  den  Verabredungen  der  Händler  unter  sich,  speciell  bei  den 
Versteigerungen,  das  fiscalische  Interesse  mindestens  eben  so  wie 
bei  der  Versteigerung  gewahrt  und  das  Interesse  der  wirklichen 
Holzconsuraentcn  ohne  Benachtheiligung  des  Fiscus  besser  wahr- 
genommen wird. 

Die  Versteigerung  auf  dem  Stamme.  („Block  verkauf  ' >  früher  auch  in  Deutsch- 
land vorgekommen ,  noch  jetzt  in  den  Staatsforsten  Frankreichs  die  Kegel,  hat 
Uberwiegende  Nachtheile.    Es  werden  Unterschlcife  erleichtert,  die  Schonung  des 
übrigen  Waldes  erschwert.    Der  auch  neuerdings  noch  hervorgehol>eiic  Vortheil,  das* 
der  Käufer  mehr  zahlen  könne  und  werde,  weil  er  heim  eigenen  Fällen  und  Auf- 
arbeiten des  Holzes  die  Sortimente  mehr  nach  dem  MarktbedUrfniss  zubereiten  könne, 
soll  doch  prac  tisch  nicht  entscheidend  sein  [A 1  Im- .rt  S.  51G).  in  Preussen,  Haiern. 
Sachsen  ist  die  Versteigerung  auf  d.  Stocke  in  den  Staatsiörsten  regelmäßig  ausge- 
schlossen, auch  in  Winten»  b.  u.  Baden  nur  in  gewissen  Ausnahmefällen  zugelassen  seb. 
S.  519).    Febcr  Frankreich  s.  Ordonnance  de  Louis  XF\ .  sur  le  fait  des  eaux  et 
forets,  13.  Aug.  1600.  Tit.  XV.   Code  forestier.  Art.  17—46.  Ordonnance  d'cxecution 
vom  1.  August  1827,  Art.  73 — IM».    Die  zum  Hiebe  bestimmten  Waldstrecken  werden 
durch  verpflichtete  Forstguoineter  arpentetirs)  vermessen  uud  nach  ihrem  Holzvoi  rathe 
abgeschätzt,  die  zu  verschonenden  oder  auch  die  zu  schlagenden  Biiuinc  ausgezeichnet, 
die  Bedingungen  des  Kaufes  (cahier  des  charges)  entworfen,  die  Versteigerung  wird 
14  Tage  vorher  bekannt  gemacht.   Der  Zuschlag  erfolgt  bisweilen  nach  alterthüuüicher 
Weise  durch  Verlöschen  eines  Lichtes,  »loch  ist  eiu  Naehgebot  bis  zum  folgenden 
Mittag  erlaubt,  wolerne  '/:.  mehr  geboten  wird.    (Nach  der  0.  v.  1669.  Tit.  XV. 
Art.  31,  .12  war  eben  so  lange  ein  Nachgebot  von  '  a,  tiercement.  und  dann  noch 
ein  weiteres  um  '/,.,  semi -tiercement  oder  doublement,  erlaubt.)    Die  Käufer  sind 
mancherlei  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  uuterworfen.  Jeder  Holz  vorkauf  ohne 
Versteigerung  ist  bei  3—6000  Fr.  Strafe  den  Forstboainten  untersagt.    Heispiel  eine> 
cahier  de  charges  in  Annales  forest.  2.  »nriec.    S.  200.    Der  M  entbietende  hat  noch 
iVa  Pro«,  weitere  Gebühr  zu  entrichten.    (Kau).    Vgl.  Uber  d.  bisher.  Verhältnisse 
in  Deutsch-Lothringen  Bernhardt,  forstliche  VerhälUi.  v.  D.  L.,  Berl.  1871 
S.  61:  deutsche  Methode  sofort  eingeleitet.  S.  Vogclgcsang.  Holzverkauf  u.  Holz- 
taxen, in  d.  Forstl.  Blättern  1876  S.  129  II.  ^eingehend  Uber  d.  französ.  Verfahren. 
Iranzös.  Lasteuheft  das.  S.  133  ft.i.   Albert      252,  Gay  er  S.  2M,  285. 

Das  andere  Verlähren.  Versteigerung  des  Holzes  in  gehauenem  Zustande  im 
Walde  tauch  Detai  1  verkauf  genannt >  ist  für  die  Waldcultur  besser  uud  ergiebt  im 
Ganzen  die  loliuendsteu  Preise  für  den  Wahl  besitze  r.  Das  Princip  der  Versteigerung 
ist  auch  hier  eine  Cousequcnz  de*  privatwirthschaftlichen  CDncuirenzsystcms  uud  zeigt 
in  der  Praxis  die  Vortheile  und  Nachtheile  desselben.  Dass  dabei  gegen  das  fi>- 
ealische  Interesse  Verabredungen  der  Kauflustigen  bei  der  Versteigerung  vor- 
kommen und  sieh  schwer  verhindern  lassen,  hat  sich  in  ueuerer  Zeit  immer  inebr 
gezeigt  (s.  Albert  S.  506,  508 ,  (iayer  S.  2S5  sogen.  „Comp  lo  t  tbüdung,  ,.Coa- 
litionen").  Dass  nicht  minder  gelegentliche  Ausbeutung  des  Publicuins  in  Folsre 
monopolistischer  Gestaltung  des  Holzhandels  oder  in  Folge  von  Preisverabredungen  der 
Holzhändler  vorkommt,  ist  ebensowenig  zu  läuguen.  In  diesen  Fällen  sind  im  fis- 
cal ischeu  Interesse  besondere  Vorkehrungen  geboten  Auf  hebuog  der  V  ersteigern  ngs- 
terminc,  schon  erste  Ausbietung  über  der  Taxe,  in  Preussen  bis  zu  20°  u) ,  aber 
selten  ausreichend.  Für  das  Consu  m  enten Interesse  wird  unter  Umständen  trotz  der 
sonstigen  Bedenken  das  Holztnagazin  des  Staats  oder  der  Gemeinde  einige 
Abhilfe  bieten  können. 

Kau  151  weist  die  Möglichkeit  der  Monopolist.  Ausbeutung  der  Consumenten 
unbedingt  ab,  was  zu  weit  geht.  Es  gilt  hier  immer  da»  in  meiner  Gruudleg.  Ober 
d.  Concurreriz  gesagte,  lieber  Nachtheile  des  Staats  beim  Auctionssystem  s.  Schier 
in  d.  Forstl.  Bl.  1S73  S.  260  ff.  Die  Verdrängung  des  älteren  Systems  der  Abgabe 
zur  meist  zu  niedrigen)  Taxe  durch  dasjenige  der  Versteigerung  in  deutschen  Ländern, 
auch  Preussen.  im  Laufe  dieses  Jahrhandorts  ist  wieder  eine  charactcristisc.be  Kr- 
seheinung  der  poetischen  Verbreitung  des  Concurrenzprineips.  S.  weitere  Daten  über 
die  Form  des  Verkaufs  bei  Hau       151,  b«»s.  in  d.  Noten  u.  meist  danach  in  vor. 


Digitized  by  Google 


Form  de>  Holzverkaufs. 


Aufl.  §.  203.  Der  Versteigerung  wird  regelmässig  ein  Taxpreis  als  erster  Ausrufa- 
preis  zu  Grunde  gelegt  u.  dann  entweder  hi  n  auf  geboten  iso  ineist  bei  uns)  oder 
hin  abgeboten  (Frankreich1).  Letztere  Form  kann  im  Interesse  der  Ho!/.consumenten 
gegenüber  cbicanöscr,  inonopolsUchtiger  Concurrenz  der  Hol/.händler  liegen  y  Albert 
S.  506).  Von  Wichtigkeit  für  das  Ergebnis*  sind  die  weiteren  Versteigerungs- 
bedingungen,  insbesondere  die  Zahlungsbedingungen  (Baarzahlung,  Credit  und 
Dauer  der  Fristen  dafür.  Verlangen  der  vollen  Zahlung  vor  Uebcrwcisung  des  Materials, 
wie  in  Preussen,  Sachsen,  Würtemb. .  Albert  S.  501),  die  Grundsätze  f.  d.  Fest- 
stellung der  Taxen  für  die  ersten  Ausru ispreise  u.  die  Bedingungen  für  einen  Ver- 
kauf darunter  bei  dem  Hinauf  biet  ungs  verfahren .  die  (übliche)  Mündlichkeit  oder  die 
Schriftlichkeit(Submissionssysiem,  letzteres  auch  inPreussen  vorkommend  ^derVersteigcrung. 

Das  ältere  System  der  Abgabe  des  Holzes,  regelmässig  gehauen  u.  aufgestellt 
im  Walde,  gegen  Taxe  entsprach  den  früheren  mehr  patriarchalischen  Wirthscbafts- 
verhältnissen.  Es  war  aber  auch  hier  für  die  Verwaltung  mühsamer,  liess  leichter 
die  Begünstigung  einzelner  Käufer  zu  und  war  fiscalisch  oftmals  unvortheilhaft .  weil 
man  die  Taxen  zu  niedrig  hielt,  —  ciu  freilich  abstellbarer  üebelstand. 

Ausser  in  dieser  Weise  kann  der  Detailverkauf  von  Holz  auch  von  Hol/.maga- 
ziiien  (Holzhöfen,  Holzgärten)  aus  erfolgen,  wohin  das  Holz  auf  Rechnung 
der  Forstverwaltung  gebracht  wird  und  wo  es  in  beliebigen  Partieen  jederzeit  zu 
Verkauf  steht.  Diese  Einrichtung  bestand  früher  vielfach  in  Deutschland .  ist  aber 
neuerdings  auch  immer  mehr  beseitigt  oder  eingeschränkt  worden.  Das  Missliche  ist 
dabei  die  Uebernahme  der  Transportarbeit  durch  die  Forstverwaltung  und  der 
Hinzutritt  einer  gewissen  Handelsthätigkcit,  namentlich  wenn  etwa  auch  aus  Privat- 
väldern  Holz  hinzugekauft  wird.  Die  ehemalige  geringere  Entwicklung  des  Transport- 
tresens und  des  privaten  Holzhandels,  die  Verfügung  über  flössbare  Gewässer  von  den 
Forsten  her,  besonders  aus  Gebirgsforsten,  und  die  Interessen  der  Holzconsumentcn  in 
den  von  den  Staatsforsten  fern  liegenden  Gegenden  liess  diese  Einrichtung  früher 
öfters  zweckmässig  erscheinen.  Ihre  finanziellen  Ergebnisse  waren  indessen  gewöhnlich 
nicht  eben  günstig.  Gegenwärtig  könnte  nur  die  Wahrnehmung  einer  ganz  unge- 
nügenden, zu  monopolistischer  Ausbeutung  der  Holzconsumentcn  führenden  Function 
des  Privatholzhandcls  eine  allgemeinere  Rückkehr  zu  diesem  System  der  staatlichen 
Holzmagazine  erwägenswerth  machen,  das  fiscalische  Interesse  kaum.  Sonst  wird  nur 
ausnahmsweise  ein  solches  Magazin  zu  erhalten  sein.  Das  Verflössen  des  Holzes 
durch  die  Forstverwaltung  —  wie  Rau  meint  am  Besten  im  Verding  mit  Verabredung 
einer  gewissen  (Juote  für  Abgang  —  kann  unter  Umständen  beibehalten  werden,  wo 
dann  Versteigerung  am  Ankunftsort  erfolgt.  Die  A'erluste  an  der  Menge  u  z.  Th. 
an  der  Güte  des  Holzes  beim  Verflössen  haben  aber  jetzt  schon  öfters  den  Uebcrgani; 
des  Holzes  auf  die  Eisenbahnen  zweckmässiger  gemacht.  Dabei  sind  dann  geeignete 
Ladestellen,  eventuell  mit  auf  Kosten  der  Forstverwaltung  (Preussen,  s.o.  S.  5lJ2 » 
zu  schaffen  u.  billige  Frachttarife  für  Holz  zu  erwirken.  —  Vgl.  Rau  §.  Dil. 
vor.  Aull,  dieses  Bands  S.  470,  171,  woselbst  auch  einige  ältere  Batist.  Daten.  In 
Baden  sind  die  letzten  Holzhöfc  schon  1S35  aufgehoben.  In  Würtemb.  besteht 
noch  ein  grösserer  zu  Stuttgart,  zugleich  mit  f.  d.  Brennholzbedarf  der  Behörden  u. 
des  Hofs,  nebst  H  kleineren.  Reinertr.  jährl.  (1S70— SO)  20,000  M.  Auch  in  Baiern. 
Sachsen  noch  einige  Holzhöfc.  Die  Ertragsverhältnisse  sind  schwer  zu  beurtheilen. 
da  sie  wesentlich  mit  von  dem  Preise  abhängen,  zu  dem  das  Holz  den  Höfen  von  d. 
Forstverwalt.  überlassen  wird.  In  Preussen  im  Et.  f.  lSs.Vst  nur  noch  eine  ganz 
kleine  Brennholzniederlage  im  R.-B.  Stettin  (Einn.  2880,  Ausg.  1770  M.'j  angeführt, 
kleine  Flösaereien  noch  in  Schlesien.  Auch  Sagemühlen  betrieb  auf  fiscalische 
Rechnung  kommt  übrigens  vor.  so  in  d.  Prov.  Hannover  in  zieml.  erheb!.  Maass. 
(Koheinn.  G4S,000  M..  Betriebskosten  564.000  M.V  üeber  Holzmagazine  Albert 
§.  25b,  über  d.  Technische  dabei  Gay  er  a.  a.  n.  S.  280  ff.,  eb.  S.  20S  II.  übei 
Hulztransport,  Trift- Flösserei. 

§.  245.  —  C.  „Forstliche  Nebenn utzungen"  im 
engeren  Sinne  nennt  man  die  ausser  der  eigentlichen  llolzgewinnun^r. 
der  „Hauptnutzung",  vorkommenden  Nutzungen  wie  Viehmast, 
Grasschnitt,  Weide,  Streusammeln,  Harzscharren  im  Walde,  im 
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weiteren  Sinne  gehören  dabin  auch  Torfgräbereien ,  Baumscbul 
betrieb,  dann  Jagd  auf  eigenem  Boden  oder  auf  Grund  von 
privat  rechtlichen  Titeln  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  mitunter 
auch  Fischerei,  von  welchen  beiden  der  folgende  Abschnitt  noch 
näher  handelt.   Die  Nebennutzungen  im  engeren  »Sinne  zerfallen 
rechtlich  in  zwei  Kategorieen,  nemlich  in  diejenigen,  welche  Dritten 
als  Gerechtsame  nach  servitutischem  Hechte  gegenüber  dem 
Forste  zustehen  und  in  diejenigen,  Uber  welche  der  Forstbesitzer 
als  solcher  freie  Verfügung  bat.    Die  enteren,  zu  denen  mitunter 
auch  noch  gewisse  Beholzungs rechte  oder  Berechtigungen  Dritter 
(der  Adjacenten)  auf  Bau  ,  Nutz-,  Brennholz  gehören,  sind  ge 
schichtlich  oft  alten  Ursprungs  und  vielfach  Reste  des  einstigen, 
durch  die  Inforestirung  zu  Gunsten  des  Landesherren  verdrängten 
ehemaligen  „Gemeineigenthums"  an  den  Wäldern.   In  der  älteren 
extensiven  Periode  der  Waldwirtschaft  von  geringerem  Nachtheile, 
werden  sie  später  schädlicher,  zumal  bei  schwer  zu  verhütender 
übermässiger  oder  doch  nicht  genügend  schonsamer  Ausnutzung. 
Im  Forstinteresse  ist  daher  vor  Allem  eine  richtige  Begrenzung 
der  thatsächlichen  Ausübung  dieser  Gerechtsame,  weiter  womöglich 
eine  Beschränkung  derselben  auf  die  Fälle  wirklich  unschäd 
lieber  Nutzung  und  schliesslich  eine  Beseitigung  dieser  Hechte 
im  Wege  der  Ablösung  zu  erstreben.    Dabei  entstehen  aber 
Conflicte  zwischen  dem  forstwirtschaftlichen  Interesse  des  Wald- 
besitzers und  dem  landwirtschaftlichen  Interesse  der  Berechtigten, 
welches  letztere,  z.  B.  bei  dem  mit  auf  Weide-  und  Streube- 
rechtigungen im  Walde  begründeten  Landwirtschaftsbetriebe  doch 
auch  eine  allgemeinere  volkswirtschaftliche  Bedeutung  bat  und 
nicht  ohne  Weitres  dem  volkswirtschaftlichen  Interesse  am  Forste 
nachsteht.    Hier  gilt  es  abzuwägen  und,  bevor  die  Gerechtsame 
abgelöst  worden,  möglichst  eine  solche  Umgestaltung  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebs,  welche  Streu  u.  s.  w.  entbehrlich  macht, 
zu  befördern  oder  sie  abzuwarten.    Die  Ablösung  selbst  kann 
entweder  durch  Abtretung  geeigneter,  für  die  Holzzucbt  des  Staats 
entbehrlicher  und  zu  anderen  Benutzungen  gut  verwendbarer  Grund 
stücke  oder  durch  Geld  erfolgen.   Wo  Gerechtsame  auf  Holz  aus 
den  Staatsforsten  bestehen  und  verbleiben,  erstrecken  sie  sich 
übrigens  regelmässig  auch  nur  auf  den  wirklichen  Holz  bedarf 
des  Berechtigten,  und  zwar  nur  zur  eigenen  Benutzung,  nicht 
zum  Verkauf.  Demgemäss  ist  die  Controle  auszuüben.  Die  freien 
oder  durch  Ablösung  frei  gewordenen  Nebennutzungen  werden  in 
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einem  dem  Walde  unschädlichen  UmfaDge  Üblicher  Weise  am  Besten 
durch  Verpachtung  auf  Zeit  verwerthet. 

Weiteres,  bes.  über  die  Forst  Servituten  u.  »leren  Rcgelun»  gehört  in  •  i  ie 
Volkswirthsch.politik  u.  in  die  Forstwissenscb.  Vgl.  Raa,  Volksw.sch.polit.  §.  73—75, 
161—163.  Roscher.  System  II,  §.  191  h\.  ders.  in  d.  „Ansichten"  S.  102  (bes. 
über  d.  Abwägung  der  lan«i-  u.  forstwirthsch.  Interessen).  Ilclferich  in  Schön  berg 's 
Handbach  d.  pol.  Oek.  I,  749  ff.  Hau  Fiu.  II,  §.  14S,  152  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
§.  200.  204.  Ueber  d.  Bcd.-utung  der  Waldstrcu  f.  d.  Forst  s.  Eb.ruiaycr.  Lcbre 
v.  (I.  Waldütreu  mit  Rücks.  aul'  d.  ehem.  Statik  d«-s  Waldbaus.  Berl.  1 S76.  Albert, 
Forstservit.ahlös.  Würzb.  1868,  ders.  Forstverwalt.  §.  (»5,  07,  254,  255.  Eingehend 
Ober  d.  Technische  der  Nebennutzungen  bes.  K.  (iayer.  Forstbenatzung,  Th.  II, 
S.  401  fF.  Die  Staatswälder,  bes.  im  mittleren  u.  südl.  Deutschland,  sind  gewöhnlieh 
am  Meisten  mit  Servituten  belastet  gewesen,  die  Ablösung  (., Purification")  hat 
aber  in  neuerer  Zeit  erhebliche  Fortschritte  gemacht.  Die  Etats  enthalten  dafür  ge- 
wöhnlich jährlich  gewisse  grössere  Summen,  z.B.  inPreussen  1875,  1  445,  1883,81 
1*1  M.  M.  im  Extraord.  d.  Forstverwalt.,  in  Raieru  längere  Zeit  jährl.  400,000  ti. 
Noch  jetzt  entgehen  dem  Staate  durch  diese  fi<-rechtsame  aber  nicht  unerhebliche 
Erträge  (s.  o.  S.  581).  Die  Verminderung  des  Holzertrags  durch  d.  Streuberechtigungen 
wurden  in  Baiern 's  Staatsforsten  früher  auf  11%  veranschlagt.  — 

Die  Verwerthung  der  freien  Nebennutzungen  hän»t  auch  mit  von  Rücksichten 
auf  die  Holzzucht  u.  vom  Stand  der  Holzpreise  ab.  „In  entlegenen  Gebirgsgegenden 
kann  z.  B.  das  Harzscharren  zulässig  sein,  während  es  bei  gutem  Absatz«  des  Holzes 
wegen  seines  schädlichen  Einflusses  auf  die  Gesundheit  d.-r  Bäume  aufgegeben  werden 
rauss"  (Raa).  Vielleicht  mit  daher  Abnahme  der  Harzgewinnung  in  Baiern,  1825— .Ml 
S124  fl.,  1961—67  5897  fl.,  27*4Ü'U  weniger.  Im  Uebiigen  zeigen  auch  die  Neben- 
nutzungen  steigende  Erträge  u.  sind  finanziell  nicht  unerheblich  trotz  der  Berechtigungen 
Dritter.  Z.  B.  Preussen  aus  Nebennutzungen  (ohne  Jagd)  1875  u.  1883/84  bez. 
;**405  u.  4  221  Mill.  M.,  aus  Torfgräberei  0*295  u.  0*338,  aus  Wieseuanlagen  0  009 
u.  0*1  M.  M„  aus  Flösserei  1883/84  36,000  M..  aus  grösseren  Baumschulen  22,000  M„ 
i.  (i.  1875  c  7*3,  jetzt  c.  9u/0  vom  Rohertrag  der  Forstverwalt.  In  Baden  1876  Ertr.  d. 
Forsttiebennutzungen  c.  2%  des  Holzerlöses.  In  Baiern  1825—31  i.  D.  168,000  fl., 
1861 — 67  455,000  fl.,  p.  Tagwerk  bez.  4  u.  10  Kreuzer;  incl.  Abgaben  an  Berechtigte 
bez.  309,000  u  876,000  fl.  Baier.  staf.  Ztschr.  1871  S.  156. 

D.  Von  sonstigen  Massregeln  der  Wald  pflege  der  Staats- 
forsten  ist  die  Anlegung  neuer  Waldculturen  auf  „unbe- 
dingtem" und  „bedingtem"  Waldboden,  auf  Blössen  innerhalb  der 
Staatsforsten  besonders  wichtig.  Sie  ist  von  der  Staatsforstverwaltung 
mit  ihrem  einmal  vorhandenen  Personal  gewöhnlich  leichter,  wohl- 
feiler und  zweckmässiger  als  von  Privaten  auszuführen  (§.  238, 
8.  578).  Zu  diesem  Behufe  empfiehlt  sich  unter  Umständen  auch 
der  Ankauf  geeigneter  Grundstücke,  besonders  solcher,  welche 
zur  Landwirtschaft  wenig  taugen  und  zugleich  zur  Arrondirung 
der  Staats wälder  dienen. 

Auch  für  diese  Zwecke  werden  in  unseren  Staaten  regelmäßig  jährlich  im  Etat 
Summen  ausgeworfen,  so  in  Preussen  in  d.  allgem.  Meliorationstitel  20. 

Abschnitt. 
Jagd  und  Fischerei. 

Kau  behandelt  die  Jagd  u.  Fischerei  unter  den  Regalien.  5.  A.,  £}.  192  bis 
195  u.  erwähnt  die  Jagd  unter  den  forstl.  Nebennutzungen  in  §.  152.  Abweichend 
hiervon  schon  meine  Behandlung  in  d.  6.  A.  v.  Bau,  §.  187—190. 
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I.  —  Die  Jagd.  §.  246.  Die  Einnahmen  aus  der  Jagd  sind 
verschiedenartig  nach  der  Gestaltnng  des  Jagdrechts. 

A.  Drei  Arten  des  Jagdrechts  sind  hier  zu  unterscheiden : 

1.  Der  Staat  kann  die  Jagd  als  Grundbesitze r,  also  insbe- 
sondere als  Domänen-  und  Forstbesitzer  haben,  wenn  das  Jagdrecbt 
entweder  Pertinenz  des  Grundeigenthums  oder  eine  grund- 
herrliche Gerechtsame  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ist. 

2.  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grund  eines  Regals  (Jagd- 
regal) auf  Privatländereien  besitzen. 

3.  Der  Staat  kann,  auch  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Grund- 
eigenthums ist,  die  Ausübung  des  eigenen  oder  des  erpach- 
teten Jagdrechts  eines  Privaten  an  eine  Bedingung  knüpfen 
und  dafür  Abgaben  erheben. 

Das  Jagdregal  unterscheidet  sich  sowohl  von  den  guts- 
herrlichen Rechten,  die  privatrechtlicher  Art  sind,  wesentlich, 
als  auch  von  der  Jagdhoheit  und  dem  Wildbanne,  d.  h. 
dem  Rechte  der  Leitung  des  Jagdwesens  aus  dem  Standpunkte 
der  Volkswirtbschaftspflege  (Rau).  Es  trägt  die  Merkmale  eines 
Hoheitsrechts  an  sich,  das  aber  weniger  einen  finanziellen,  als 
vielmehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landesherrn  eine  ausgedehnte  Jagd 
zu  ermöglichen. 

Auch  «rar  es  nicht  immer  and  nicht  uberall  ein  atis>chliesslichcs  Kecht  des 
Staate  oder  Landesherrn,  indem  „viele  Gruudeigner,  iusb»>ondre  Besitzer  von  Ritter- 
gütern, sich  von  Alters  her  im  Besitze  des  Jagdrechts  behauptet  hatten,  wenigstem 
in  Ansehung:  der  niederen  Jagd,  während  die  hoho  Jagd  in  der  Hegel  der  Regierung 
zugefallen  ist.  Das  Regal  erstreckt  sich  demnach  auf  diejenigen  Jagdbezirke  und  Arten  dt* 
Wilds,  in  denen  nicht  schon  eine  Privatperson  oder  Körperschaft  jagdhereebtigt  ist." 
i.Kau  §.  192).  In  der  Entwicklung  des  Jagdrechts  lassen  sich  mit  Rau  3  Perioden 
unterscheiden:  1)  Auch  als  die  Jagd  nicht  mehr  llauptnabrungsquelle  war,  blieb  sie 
doch  so  beliebt,  da»s  die  freie  Pursch  lange  fortdauerte.  2)  Allmälig  sicherten  sich 
die  Grundeigner  das  Jagdrecht  ausschliesslich.  3)  Erst  gegen  Ende  des  Mittelalters 
gelang  es  den  Landesherren,  auch  in  vielen  Privatwaldungen  das  Jagdrecht  an  »ich 
m  ziehen.  In  Deutschland  vertheidigten  die  Juristen  dieses  ausschliessliche  Jagdrecbt 
der  Territorialherr<-n  nach  der  fiscal.  Lehn-  von  d.  herrenlosen  Gütern,  welche  sie 
auf  die  wilden  Thiere  anwandten,  seit  dem  H>.  Jahrhundert  Hullinann,  Finanz- 
geschichte. S.  43.  Mittcrtnaior,  §.  213—215.  Beseler,  I).  Privatreclit.  §.  V.M. 
In  Deutschland  „besteht  oder  bestand  eine  gemeinrechtliche  Vermuthung  für  die 
Regalität  der  Jagd  nicht,  sondern  es  hing  von  dem  einzelnen  Partieularrechte  ab,  ob 
und  in  welchem  Umfange  sie  begründet  war."    Nach  Beseler,  S.  S14. 

„Die  neue  Einführung  des  Jagdrcgals  würde  als  unnöthiger 
Eingriff  in  das  Grundeigenthumsrecbt  nicht  zu  billigen  sein.  Wo 
es  lange  besteht,  ist  von  rechtlicher  Seite  nichts  gegen  den  Fort- 
bestand einzuwenden."  (Rau  §  193).  Der  Wildstand  wird  dabei 
mehr  geschont  werden  als  bei  Freigebung  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Unistand  bringt  Gefahren  für  die  landwirtschaftliche  Cultur 
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mit  sich  und  die  im  Jagdregal  liegende  Beschränkung  der  Hechte 
des  Grundeigentümers  wird  später  regelmässig  sehr  lästig  em- 
pfanden. Deshalb  hat  man  neuerdings  das  Jagdregal  in  unseren 
Staaten  sammt  allen  Jagdrechten  auch  privatrechtlichen  Ursprungs 
auf  fremdem  Boden  meistens  gesetzlich  aufgehoben. 

AnHiebnns:  des  Jagdregals  in  Frankreich.  11.  Aug.  17V.) .  in  Deutsch- 
land meist  194y  Trcuss.  Gesetz  v.  31.  Oct.  Isis:  jedes  Jagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  ohne  Entschädigung  aufgeholten.  Jagdpolizcigcs.  v.  7.  März  1850. 
Das  Jagdrecht  in  den  in  neren  Gesetzen  wieder  als  Ausfluss  des  Grundeigcnthunis  be- 
handelt, selbst  die  Bestellung  des  Jagdrechts  aui"  fremdem  Grund  und  Hoden  als  Grund- 
gerechtigkeit  untersagt  (Beseler.  S.  NU).  die  Ausübung  der  Jagd  aber  beschränkt. 
Namentlii  h  ist  die  eigene  Ausübung  der  Jagd  an  eine  bestimmte  Grösse  des  Land- 
guts geknüpft  und  die  Gemeinden  sind  verhalten  worden ,  sie  zu  verpachten  oder  Be- 
auftragte anzustellen  (vgl.  Bau.  Volkswirthschaftspol.,  174.  u.  das  gen.  preuss. 
Gesetz). 

Wo  das  Jagdregal  oder  ein  Privatjagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  besteht,  ist  die  Aufhebung  solcher  Hechte  ohne 
Entschädigung  nicht  geboten ,  ja  kaum  zu  rechtfertigen.  Die  Ent- 
schädigung, die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Ablösung  dinglicher  Rechte  n.  s.  w. 
erfolgen,  §.  234.  In  der  Praxis  ist  sie  freilich  bisweilen  unter- 
blieben, wenn  die  sehr  unbeliebten  Jagdrechte  in  politisch  unruhiger 
Zeit  aufgehoben  worden  sind. 

Z.  B.  in  l'ieussen  nach  Gesetz  v.  31.  Oct.  1N4N.  Anders  in  Sachsen,  wu 
dem  Staate  1253  von  sämmtl.  5833  Jagd  recht  n  gehört<u.  Ablösungssumme  dieser 
Domanialjagden  1SS.!»45  Thlr.,  wogegen  der  Staat  zu  allen  Jagdrcchtsablösungeu  einen 
Zuschuss  von  4*5,304  Thlr.  gab. 

§.  247.  —  B.  Ausnutzung  der  Jagd.  Üas  Jagdregal  wie 
die  Jagd  auf  eigenem  Boden  und  als  grnndherrliche  Gerechtsame 
kann  der  Staat  ausnutzen: 

1.  durch  Selbstverwaltung,  indem  das  von  den  Jägern, 
bez.  den  Forstbedienten  „erlegte  Wild  auf  Staatsrechnung  verkauft 
und  dem  Jäger  eine  kleine  Vergütung  tHr  jedes  Stück  bezahlt  wird"; 

2.  durch  Ueberlassung  des  Jagdrechts  an  das  Forstpersonal 
als  Gehaltsquote ,  wobei  indessen  die  Gefahr  zu  starker  Verminde- 
rung des  Wildstands  und  zu  grosser  Anziehung  der  Forstleute  von 
ihrem  jetzigen  Hauptberuf,  der  Forstverwaltung,  verhütet  werden 
müsstc ; 

3.  durch  Verpachtung,  die  in  der  Kegel  vortheilhafter  ist 
und  den  Nutzen  hat,  dass  die  Forstleute  weniger  von  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  abgezogen  werden;  den  Jagdpachtern  wird  die 
Schonung  des  Wildstands,  die  Beschränkung  desselben  zur  Vcr 
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hü  tu  Dg  von  Feldschäden  und  der  Ersatz  solcher  Beschädigungen 
zur  Pflicht  gemacht; 

4.  „beim  Jagdregal  speciell  durch  Ueberlassung  der 
Ausübung  desselben  an  grössere  Grundbesitzer  auf 
ihrem  Gebiete,  doch  mit  Vorbehalt  des  Widerrufs  im  Fall  einer 
Zerstückelung  der  Besitzungen.  Dies  ist  weniger  einträglich  als 
die  Verpachtung,  aber  sehr  einfach  und  befreit  die  Grandeigner 
von  allen  Belästigungen. "  (Kau). 

Die  Ausübung  der  Jagd  in  eigener  Regie  gilt  übrigens  den 
Forstschriftstellern  auch  gegenwärtig  doch  noch  im  forstlichen 
Interesse  gelegen.   So  Albert,  Forstverwalt.  S.  225. 

Ertrag  für  den  Staat:  Freu  äsen.  A.  für  1 870  (ind.  neue  Prov.):  Jap) 
97,964  Thlr.,  wov.  10,740  Beute  für  abgelöstes  Jagdrecbt,  49,066  aus  Verpacht,  3S,15s 
aus  eig.  Admioistr.;  Vcrwaltungskosteu  der  Jagd  18.550.  1S75  Ertrag  302,106  M.. 
Jagdverwaltungskosten  55.650  M.,  1883/84  bez.  339,100  u.  74,000  M.  —  Baiern  A. 
1870,  Jagd  roh  55,037,  rein  27,084  fl.,  wirk).  Ertr.  1868  54,428  fl.,  Reinertrag  34,43ß. 
Der  Reinertrag  ist  meist  an  60°/B  des  Rohertrags.  Etwa  %  des  Ertrags  aus  Regie. 
Vi  aus  Verpachtung.  Die  Vorpachtung  soll  seit  1850  zur  Regel  werden,  was  aber 
uoch  nicht  erreicht  ist.  —  Baden  Rohertr.  d.  Jagden  A.  1876  24,735  M. 

„Je  mehr  man  zur  Verhütung  des  Wildschadens  thut,  desto  mehr  muss  der  Wild- 
stand ,  also  der  Ertrag  der  Jagd  abnehmen.  Zur  Sicherung  desselben  gehören  vor- 
zuglich Massregeln  gegen  Wilddiebstahl,  die  ausser  der  Waldhut  auch  in  der  Aufsiebt 
Uber  den  Handel  der  Privatpersonen  mit  Wild  bestehen.  Dagegen  müssen  die  mancherlei 
Lasten,  die  ehemals  den  in  der  Nähe  von  Jagdbezirken  des  Staats  wohnenden  Land- 
leuten aufgelegt  waren,  —  keine  Folge  des  Regals,  sondern  meist  auf  Grund  der  Gub- 
oder  Vogteihcrrschaft  entstanden.  Reselcr,  S.  815  —  z.  B.  Jagdfrohnden,  Reköstigoog 
der  Jäger  und  Huude  u.  dgl.  in.,  vollständig  aufgehoben  werden,  wie  dies  die  neueren 
Jagdgesetze  (z.  B.  Preuss.  Gcs  v.  2.  März  1850,  §.  3,  Nr.  6),  auch  meistens  gethan 
habeu."  (Rau  §.  194). 

O.  Einnahmen  aus  Jagdscheinen.  Jagdscheine, 
d.  h.  Legitimation»-  bez.  auch  Erlaubniss-Papiere,  an  deren  Besitz 
das  Recht  der  Ausübung  der  Jagd  ftir  jeden  Privaten,  auch  flör 
den  Grundeigner,  der  auf  seinem  eigenen  Gebiete  jagt,  in  den 
neueren  Gesetzen  in  der  Regel  gebunden  ist,  (z.  B.  Preuss.  Ges. 
v.  7.  März  1850,  §.  14)  haben  eine  polizeiliche  Bedeutung. 
Eine  dattir  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebühr 
annehmen,  insofern  aus  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Jagdpolizeiverwaltung  geliefert  wird.  Die  Jagdscheinabgaben  lassen 
sich  andererseits,  namentlich  wenn  sie  in  höheren  Sätzen  erhoben 
würden,  auch  als  Genusssteuern  und  bei  berufsmässigen  Jägern, 
welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  beziehen  wollen, 
als  eine  besondere  Form  der  Gewerbesteuer  auffassen. 

In  Preus8en  muss  jedes  Jahr  ein  Jagdschein  für  1  Thlr.  gelöst  werden,  der 
Ertrag  kommt  in  die  Kreiscommunalkasse  des  Wohnorts  des  Jagdscheinentnehmtn»: 
ob.  Ges.  §.  14. 
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II.  —  §.  248.  Fischerei.  Auch  sie  kann  dem  Staate  als 
Eigenthtimer  der  Domänen  nnd  Forsten  wie  andern  Grund- 
eigenthttmern  in  eigenen  Privatgewässern  oder  anch  auf  Grund 
eines  gutsherrlichen  Rechts  in  fremden  Privatgewässern 
zustehen.  In  öffentlichen  Flüssen  ist  sie  noch  jetzt  mitunter 
freigelassen  oder  steht  von  Altersher  einzelnen  Grundherren  oder 
Ufergemeinden  zu.  Doch  wird  sie  öfters  auch  als  Regal  dem 
Staate  ausschliesslich  zugeschrieben. 

Klttber,  öffentl.  Recht,  §.  451»  fl".,  Mi  ttermaicr,  I,  §.  222a,  Beselcr, 
§.  1U7,  bes.  S.  822. 

„Das  Recht  (das  >og.  Wasserregal)  kann  sieh  dann  auf  die  B«-fugniss  be- 
ziehen .  nutzbare  Gegenstände  ve  rschiedener  Art  ans  den  Gewässern  zu  gewinueu, 
wobei  die  Fischerei  der  wichtigste  Kall  zu  sein  pflegt.  Die  Regalität  ist  ungefähr 
wie  die  der  Jagd  zu  beurtheilen  und  nach  dem  Heispiel  derselben  entstanden/4  Mitter- 
maie r  I,  §.  233,  234.  —  lu  Russland  war  früher  die  astrachanischc  Fischerei 
lauf  d.  casp.  Meere  mit  Ausnahme  der  uralischen^  ein  Regal,  welches  1763  gegen 
eine  Abgabe  von  jedem  Pud  Hausenblasc  und  Caviar  der  Kaufmannschalt  zu  Astrachan 
Uberlassen  wurde;  1802  wurde  die  Fischerei  der  allgemeinen  Benutzung  freigegeben. 
Storch,  Russl.  unter  Alex.  I.,  X,  21— SO.  (Rau.) 

Die  Fischerei  in  Binnengewässern  wird  am  Passendsten 
vom  Staate  verpachtet,  apart  oder  mit  anderen  Objecten,  Wie- 
den Fehlgtttern,  unter  Bedingungen ,  welche  die  Vertilgung  der 
Fische  verhüten. 

Rau,  Volkswirthschaftspol.  §.  17'».  —  In  Raiern  besteht  eine  Hoflischerei 
des  Staats  im  Chiemsee,  A.  1*<78  *053  M.  roh,  5940  M.  Ausgabe.  —  Die  Erträge 
aus  d.  Fischerei  de^  Staats  sind  meist  unbedeutend.  Baden  A.  1870  24,735  M.  In 
Preusseu  wird  die  Einn.  aus  Fischereien  mit  derjeu.  aus  Doinäneii-Parcellenpacht 
u.  Mühlen  im  Etat  in  1  Titel  angesetzt. 

Die  Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nähe  der  Küsten,  wird  am  Besten 
den  Staatsangehörigen  frei  gegeben.  —  Die  Gold  Wäscherei  aus  dem  Bette  der 
öffentlichen  Flusse  giebt  in  Deutschland  kaum  einen  Reinertrag  mehr  uud  verdiente, 
frei  gegeben  zu  werden.  Mehrere  europäische  Flusse  fuhren  Gold,  z.  B.  Rhein,  Isar. 
Inn,  Eder,  Reuss,  Aar,  Emme,  Arrieire  (aurigera),  Po,  Tajo,  doch  in  wenigen  ver- 
lohnt sich  das  Auswaschen  aus  dem  Flusshette  mehr.  —  In  Baden  wird  aus  dem 
Ufersande  Gold  gewaschen,  was  jedem  Grundeigentümer  freigegeben  ist.  —  Gold- 
waschen aus  Privatgewässern  oder  aus  der  Erde  der  Privatgrundstucke  wurde  früher 
gewöhnlich  unter  das  Bergregal  gestellt.  (Rau.)  Die  Perlenbäche  einiger  Länder 
pflegen  zwar  auch  Regal  zu  sein,  aber  ohne  Gewinn  für  die  Staatskasse.  Baiern 
hat  einige  Perlenbäche  in  Oberfranken,  Oberpfalz  und  Nicderbaiern,  deren  Yerwaltuugs- 
kosteu  den  Ertrag  übersteigen.  Es  wäre  vorteilhafter,  das  Betriebsrecht  auch  unent- 
geltlich einem  Privatmann  zu  geben.  Die  Frcigebuug  an  alle  Uferbesitzer  wurde  die 
ganze  Nutzung  zerstören.  —  Sächs.  Porlenhscherei  im  Voigtlande.  Regal  seit  1621.  — 
Bad.  Perlen bach  zu  Schönau  im  Odenwald»-.    (Rau  §.  105). 

Finanziell  wichtiger  ist  das  in  Preusseu  bestehende.  Übrigens  dem  Bergregal 
verwandte  Bernstein regal,  das  finanziell  wohl  auch  am  Besten  im  Wege  der  Ver- 
pachtung an  Privatunternehmer  nutzbar  gemacht  wird.  Das  Bernstein  regal  an  d. 
p reu ss.  KUsten  war  vielen  Defraudationen  ausgesetzt  und  machte  strenge  Strafen 
sowie  fleissiffc  Aufsicht  nöthig.  Es  ist  früher  allgemein,  jetzt  noch  theilweise  an 
die  einzelnen  Strandgemeinden  verpachtet.  Neuerdings  hat  das  Memeler  Haus 
Stantien  und  Becker  die  Bernsteinausbeute  in  einem  Theile  des  curischen  HaHs 
und  Nachbarschaft  gepachtet  und  mit  Hilfe  grosser  Baggermaschinen  u.  s.  w. 
den  Ertrag  sehr  gesteigert,  neue  Absatzwege  im  Orient  u.  s.  w.  gesucht,  so 
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dass  bei  der  letzten  Erneuerung  des  Pachtvertrags  zwischen  diesem  Hause  und  dem 
Staate  dir  Pachtsumme  erheblich  gesteigert  werden  konnte.  Ertragsanschlag  de^ 
Regals  1S5S  9510,  1S70  22,25».  1871  aber  02,253  Thlr..  1^75  340,000  M.,  je»/' 
sogar  tjss3)  550,000  M.  Die  Kegalisirung  wird  in  diesem  speciellen  Falle  mutb- 
masslich  zu  einer  indirecten  Verbrauehsbesteuerung  der  Bernsteinconsumenten.  Die 
Erhöhung  der  Pachtsumme  trifft  den  Gewinn  der  Pachter  einstweilen. 


Dritter  Hauptabschnitt. 

Staatsberg-  und  Hüttenwerke,  Staatssalinen,  und  andere 

Gewerksanlagen. 

1.  Abschnitt. 
Bergbau. 

Die  Staatsbergwerke  behandelt  Rau  in  dem  Abschnitt  v.  Bergregal,  5.  A. 
§.  172—183.  Die  Grunde  für  die  veränderte  Stellung  im  System  der  Einnahm«  «, 
welch«*  ich  den  Bergwerken  «regeben  habe,  sind  oben  in  §.  207  ff.  dargelegt  worden.  In 
meiner  Bearbeitung  der  G.  A.  v.  Rau  war  dieser  Abschuitt  schon  wesentlich  von  mir 
neu  bearbeitet  worden.  Ich  hatte  damals  in  der  Veräusserungsfrage  noch  zu  aus- 
scbliesslie.h  d»  n  Productionsstandpunct  betont.  Auch  der  d»«s  Vertheilungsinteresses 
ist  zu  beachten  (Gefahr  monopolist.  Ausbeutung^.  Vgl.  jetzt  Wagner,  Grundleg.. 
§.  3G»  fl'.  Die  Gestaltung  des  Bergrechts  ist  von  bes.  prineip.  Bedeutung  für  die 
Kragen  der  Kijrcnthumsordnung.    S.  eb.  S.  773  lf. 

Ueber  den  alteren  Stand  der  Lehre  vergleiche  Bergius,  Neues  P.  und 
Kam.  mag.  I,  229  ff.  und  von  Kancrin,  Berg-Kamerai-  u.  Bergpolizeiwissenschaft 
1701.  Ueber  die  neueren  Ansichten  vergleiche  Jacob,  I,  §.  277  ff.,  §.  »44  IT. 
Lötz,  III,  156.  I'ulda,  S.  III.  v.  Malchus  I,  83.  Spec,  LiL  u.  Rechtsgeschicht- 
liches: Frcieslcbcn,  Staat  u.  Bergbau,  herausg.  v.  Bülau,  2.  A.  1839.  Karsten 
Uber  d.  Ursprung  des  Bergregals  in  Deutschland,  1841.  Weisse,  Bergbau  und  Berg- 
regal 1815.  Mittcrmaier,  Priv.rccht  §.  241  II.  Beseler.  Privatrecht.  §.  2M. 
dem  im  Texte  der  §.  191 — 193  mehrfach  gefolgt  wurde.  Die  Belege  für  die  rechts- 
geschichtl.  Entwicklung  sind  daselbst  zu  finden.  Ebcndas.  §.  202  Uebersicht  der 
Quellen  u.  Literatur  des  deutschen  Bergrechts.  Achenbach,  d.  gemeine  deutsch'- 
Bergrecht  u.  s.  w..  1.  B.  Berlin  1871,  mit  bes.  reichen  liter.  u.  Quellennachweisen. 
3  ff. :  d.  Kutwicklung  des  Bergrechts  §.  21  ff.  Arndt,  z.  Gesch.  u.  Theorie  der 
rgregals  u.  d.  Bergbaufrcih.,  Halle,  1*79.  Stobbc,  D.  Priv.recht.  2.  A.  II,  §.  Hl 
—  M3  (Berl.  1883).  Klostermann,  Abb.  Bergbau  in  Sehftnberg's  Handb.  d.  pol 
Ockon.  I.  709.  Roscher,  Syst.  III.  §.  280  ff.  Auch  bei  diesem  Gegenstand  mos» 
fur  eingehendere  und  allseitige  Behandlung  auf  die  Volkswirthsch.politik  verwiesen 
werden. 

I.  — -  §:249.  Der  Staatsbergbau  und  die  Entwicklung 
des  Bergrechts.  Die  in  unseren  Staaten  sich  vorfindenden 
Staatsbergwerke  sind  theils  auf  eigenem  (domanialen  oder  fisca- 
lischen)  Boden  des  Staats,  theils  auf  Privatländereien  angelegt 
Der  Ursprung  der  Staatsbergwerke  letzterer  Art  Hegt  vielfach  im 
Bergregal,  öfters,  namentlich  in  neuerer  Zeit,  auch  unabhängig 
davon  in  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  nach  den  Regeln 
des  freierklärten  Bergbaus.  Das  Bergrecht  hat  nemlicb  in 
Deutschland  und  zum  Theil  auch  in  anderen  Ländern  sehr  bc- 
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nierkeD8werthe  Entwicklungsphasen  durchlaufen.  Im  Wesent- 
lichen sind  dies  vier,  nemlich  das  älteste  Recht,  wo  der  Grund- 
eigentümer als  solcher  auch  ausschliesslich  über  die  in 
seinem  Boden  vorkommenden  Mineralien  verfügt,  dann  das  ältere 
Hecht  der  „'Bergbaufreiheit",  darauf  das  Recht  des  Berg- 
regals, endlich  das  moderne  Recht  der  „Bergbaufreiheit" 
oder  „Frei erklär ung  des  B  ergbau  s".  Man  muss  diese  Phasen 
kennen,  um  auch  die  finanzielle  Seite  des  Bergbaus  richtig  zu 
würdigen. 

Zur  weitereu  Characteristik  dieser  Phasen: 

1.  Nach  ältestem  deutschen  Rechte,  das  bis  /um  11.  Jahrhundert  in  Geltung 
war.  umfasste  das  Grundeigentum  neben  anderen  Zubehörungen  auch  die  im  Boden 
unter  der  Erdoberfläche  befindlichen  Mineralien  etc.  ohne  Weiteres  mit  und  stand  da- 
her nur  dem  Grundeigentümer  das  Recht  zu,  diese  bergmännisch  zu  gewinnen.  Auch 
landesherrliche  Bergwerke  konnten  somit  nur  auf  Domanialland  oder  nach  Abkommen 
mit  dem  Eigentümer  auf  Privatland  entstehen.  Dieses  älteste  Recht  wurde  jedoch 
*chou  früh  durch  eine  andere  Rechtsbildung  verdrängt,  welche  zu  einer  wesentlichen 
Beschrankung  des  Grundeigenthums  führte. 

2.  Es  wurde  nemlich  Jedermann  gestattet,  auf  fremdem  Boden  nach  Mineralien 
zu  sucheu  (zu  schürfen)  und,  im  l  alle  er  zuerst  solche  fand,  hier  ein  Bergwerk 
auf  einem  bestimmten  Grubcnfelde  anzulegen,  wofür  aber  die  Erlaubniss  des  Königs 
zu  erlangen  u.  Abgaben  an  die  Staatsgewalt  zu  entrichten  waren.  In  den  ältesten 
Bergordnungen  aus  dem  13.  Jahrhundert  ist  dieses  Princip,  wonach  also  das  Recht 
des  Grundeigentümers  beschränkt  und  das  Eigenthum  an  der  Erdoberfläche  von  dem- 
jenigen an  den  im  Roden  enthaltenen  Mineralien  getrennt  war,  anerkanntes  Recht. 
Auch  die  Landesherren  konnten  natürlich  nach  diesem  Rechte  Bergwerksoigenthum 
erwerben. 

3.  Wesentlich  auch  fiscal  ischem  Interesse  aber  bildete  sich  vom  12.  Jahr- 
hundert an  neben  jenem  Recht  des  freierklärteu  Bergbaus  und  dasselbe  allgemach 
einschränkend,  umbildend  und  zum  Theil  verdrängend  ein  anderes  Bergrecht  aus:  die 
•ieutschen  Kaiser  nahmen  die  Bergwerke  und  Salinon  als  Regal  für  sich  in  Anspruch 
wohl  nicht  uubedingt  zuerst,  aber  als  allgemeinerer  Rechtsanspruch  zuerst  von  Frie- 
drich I.).  Die  mancherlei  Conflicte  mit  den  Landesherren,  welche  hierdurch  ent- 
standen, lösten  sich  wie  gewöhnlich  dadurch,  dass  das  Regal  den  Landesherren, 
namentlich  zuerst  in  der  Goldenen  Bulle  den  ChurfUrstcn  (Aurea  bulla  c.  IX. 

1.  —  übrigens  mit  der  Einschränkung:  prout  possunt  seu  consueverunt  talia  (jura) 
|>ossiderii  vom  Kaiser  verliehen  oder  ohue  Widerspruch  von  den  Landesherren  als 
integrirender  Bestandteil  ihrer  Rechte  an  sich  gezogen  wurde.  Besouders  war  es 
der  früher  ja  auch  in  Deutschland  viel  ergiebigere  Bergbau  auf  edle  Metalle,  ferner 
auf  Salz  ^Steinsalz),  welcher  auf  Grund  des  Regals  vom  Staate  betrieben  wurde. 

Ucber  Athen  u.  Griechenland  8.  Röckh's  Abh.  über  d.  Laurischen  Silber- 
bergwerke  in  d.  Abb.  d.  Berl.  Akad.  1S15:  ders.  Staatshaush.  d.  Athener.  2.  A. 
S.  U2,  120 — 425,  Reynier,  Grecs,  S.  304.  Büchse nsc  Ii  Ütz,  Besitz  u.  Erwerb  im 
jriecL  Altertum  S.  OS  II.  In  Atheu  war  der  Eitrenthüiner  d.  Bergwerke  d.  Staat, 
der  aber  nie  auf  eigene  Rechnung  betrieb,  >ondem  die  Werke,  die  mit  Sclaven  be- 
baut wurden,  in  Erbpacht  gab.  Das  Recht  zu  bauen  wurde  f.  einen  bestimmten 
Kaufpreis  verkauft,  der  an  den  Staat  direct  zu  zahlen  war.  Dazu  kam  «  ine  Abgabe 
v.  des  Ertrags,  die  in  Generalpacht  zur  Erhebung;  treireben  war.  —  In  Rom  wurden 
Salzwerke  ursprünglich  auf  Staatsrecht,  betrieben.  Später  bestand  ein  Salzmono- 
pol, aber  im  Vqrkehrs-,  nicht  im  Finanzinteresse,  wie  es  scheint  (nach  Manjuard  t. 
röui.  Staatsverwalt.  II,  155,  271).  Ueber  d.  Bergwerke  s.  eb.  S.  245,  252  fl.  In 
Italien  war  der  Bergwerksbetrieb  schon  früh  gesetzlich  sehr  beschränkt.  Die  wich- 
tigsten waren  in  den  Provinzen.  Der  Name  ist  metalla,  wozu  neben  Gold-, 
Silber-,  Eisen-,  Kupfergruben,  auch  Steinbrüche,  Kreidegruben,  Salzwerke  gehören. 
Bi«-  wichtigsten,  wie  die  Goldwerke  v.  Vercellae  in  Gallia  transpad.,  die  Silbergrubeu 
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hei  Ncucarthago  in  Spanien,  die  Gold-  und  Silberbergwerke  in  Maccdonien  —  die 
nicht,  wie  Rau  gemeint  hat,  definitiv,  sondern  nur  zeitweise  bei  der  Eroberung  ge- 
schlossen wuHen  —  besass  der  Staat.  Die  meisten  metalla  gehörten  indessen  Privaten. 
Anch  wuHen  Staatswerke,  z.  B.  die  Silbergruben  in  Spanien,  an  Private  veraussert. 
Unter  den  Kaisern  wurde  d.  Bergwerksbesitz  th.  f.  den  Fiscu9,  th.  f.  d.  kais.  Privat- 
vermögen  sehr  ausgedehnt,  bes.  auf  d.  besten  n.  einträglichsten  Gruben  (auch  Mannor- 
brüche). Der  Betrieb  war  th.  Eigenverwaltung,  th.  Verpachtuni?.  Vgl.  f.  dies  Alle» 
jetzt  Marquardt  a.  a.  0..  wonach  Rau  5.  A.  §.  172,  Note  c.  u.  6.  A.  §.  JiH. 
Note  c.  zu  berichtigen.  S.  sonst  noch  Bor  mann,  De  vectigal.  pop.  Rom.  Kap.  ♦'. 
S.  77.  Ueber  die  Verhältnisse  im  deutschen  Mittelalter  s.  Achenbach  a.  a.  0. 
S.  08  ff.,  Stobbe  II,  §.  142.  Waitz,  D.  Verfass.gesch.  VIII,  269  ff.  (über  Metalle; 
u.  A.  waren  d.  Harzbergwerke  im  Königl.  Eigenthum;  über  Salz  S.  272). 

Gerade  aus  finanziellen  Gründen,  mit  denen  sich  nicht  leicht  zu  übersehende 
volkswirtschaftliche  verbanden,  wuHe  jedoch  durch  die  Regalisirung  des 
Bergbaus  das  ältere  Recht  der  Bergbau freiheit  im  Allgemeinen  nicht  beseitigt, 
sondern  nur  umgestaltet.    Dasselbe  setzte  auch  keineswegs  erst  die  Regalität 
als  bestehend  voraus,  wie  Ran  in  der  5.  Auflage  §.  172  annimmt:  die  Frei- 
erklärung gestatte  den  Privatbetrieb  unter  gewissen  Bedingungen,  welche  gerad' 
aus  dem  Regal  abzuleiten  seien.   Dies  ist  irrig,  wie  die  ältere  Bergrechtsbildung  und 
wieder  die  neueste  zeigt    Wenn  nur  das  Prineip  des  beschränkten  (irandei<renthun> 
feststeht,  so  dass  die  Mineralien  o.  s.  w.  vom  Verfügung« rocht  des  Grundeigners  aus- 
geschlossen sind,  so  bedarf  es  durchaus  nicht  des  Regalprincips ,  um  die  Anlegung 
von  Bergwerken  auf  fremdem  Privatlando  zu  ermöglichen.  Der  Staat  braucht  nur  p*- 
mäss  seiner  allgcm.  Hoheitsrechte  das  Schürfen  u.  s.  w.  und  schliesslich  die  Anlegung 
solcher  Bergwerke,  durch  welche  die  dem  Grundeigentümer  nicht  gehörenden  Min«*- 
ralien  angeeignet  werden  sollen,  zu  regeln.    Dies  geschah  in  der  Weise,  dass  da« 
Recht  des  Schürfens  an  die  obrigkeitliche  Erlaubnis  gebunden  wurde;  der  Kinder 
musste  muthen,  d.  h.  um  die  Verleihung  des  Rechts  zum  Bergbau  auf  einem  ge- 
wissen Felde  nachsuchen  und  wuHe  alsdann  —  seit  dem  16.  Jahrhundert  immer 
mehr  auf  Grund  des  Regals  —  mit  diesem  Rechte  belehnt.  Für  die  Staatsgewalt  »ar 
diese  Einrichtung  das  Mittel,  dem  finanziellen  Zw«-ck  des  Regals  gemäss,  Bergwerks- 
abgaben verschiedener  Art  uud  in  bedeutenderer  Höhe  als  bisher  üblich  für  solche 
Privatbergwerke  einzuführen,  so  den  Bergzehnten,  Qoatembergelder,  Recess- 
g eider  u.  s.  w.    Diese  theils  aus  der  Berghoheit,  wie  man  das  polizeiliche  Obcr- 
aofsichtsrecht  des  Staats  über  den  Bergbau  auch  genannt  hat,  theils  aus  dem  eigent- 
lichen Bergregal  abzuleitenden  Abgaben  trugen  in  anderer  Hinsicht  die  Merkmal« 
einer  besonderen  Gewerbesteuer  für  den  Bergbau  an  sich  und  sind  in  neuerer 
und  neuester  Zeit  auch  vielfach  zu  m  ässige  n  Gebühren  oder  zu  reinen  Steuern 
umgebildet  woHcn.    S.  über  die  Entwicklung  der  Bergwerksabgaben  und  deren  Zu- 
sammenhang mit  dem  Bergregal  den  lehrreichen  Aufs.  v.  Arnd,  Bestener.  d.  Berg- 
werke, Conrad'*  Jahrb.  B.  31  (1S81)  S.  174.  630  ;  über  die  jetzige  Besteuerung  mein«' 
Abh.  directe  Steuern  in  Schönberg's  Handb.  II,  246. 

Der  Vorbehalt  der  ausschliesslichen  Ausübung  des  Bergregals  dorch 
den  Staat  bildet  nur  die  Ausnahme.  Er  kommt  in  Deutschland  namentlich  für  Stein- 
salz vor.  In  Ansehung  der  Stoffe ,  auf  welche  sich  das  Grundeigenthumsrecht  nicht 
mit  bezieht  und  für  welche  andererseits  da»  Regal  gilt,  bestand  und  besteht  in  den 
verschiedenen  Ländern  keine  volle  Uebcreinstimmung  und  auch  in  den  einzelnen 
deutschen  Territorien  und  späteren  Staaten  herrscht  keine  völlige  Gleichmassigkeit. 
Im  Allgemeinen  umfasst  das  Bergregal  ..alle  auf  ihren  natürlichen  Lagerstätten  vor- 
kommende Mineralien,  auf  welche  der  Benrbau  in  seiner  technischen  Ausbildung  her- 
kömmlich betrieben  zu  werden  pflegt."  (Beseler.  S.  S50).  In  der  Gold.  Bolle 
weHen  genannt:  auri  et  argenti  fodinas  atque  mineras  statmi,  cupri,  ferri,  plumbi  et 
alterius  cujuscunquo  generis  mctallici  etiam  salis.  —  Stein-  u.  Braunkohlen  fallen  nach 
neuerem  Rechte  meistens  unter  das  Regal  oder,  unabhängig  von  letzterem,  unter 
die  vom  Verfügungsrecht  des  Grundeigentümers  ausgeschlossenen  Mineralien;  Torf 
war  selten  rcgalisirt,  Salzquellen  meistens.  In  Grossbritannien  sind  nur  Gold  und 
Silber  Regal. 

4.  Nachdem  dann  in  späterer  Zeit  die  volk>wirthschaftlicho  Bedeutung  des  Uersr- 
baus  mehr  erkannt  worden  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  zurückgetreten  war.  der 
Privatbergbau  sich  stärker  entwickelt  hatte,  —  u.  A.  auch  weil  die  aus  dem  Rcgai 
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abgeleiteten  Bergwerksabgaben  bei  der  verminderten  Ergiebigkeit  älterer  Werke  und 
um  den  Bergbau  zu  begünstigen  crmäs-igt  und  mehr  als  eigentliche  Gebühren  und 
Steuern  behandelt  wurden,  —  bereitete  aich  auch  im  Bergrecht  ein.-  neue  Gestal- 
tung vor,  welche  in  neuester  Zeit  mehrfach  zu  einem  Abschlösse  gekommen  ist. 
(Vgl.  besonders  das  vortreffliche  neue  preußische  Berggesetz,  vom  24.  Juni  1866 
(z.  Th.  beruhend  auf  Grundsätzen  de-?  französischen  Bergrecht»),  welches  wieder 
dem   baierischen  Berggesetz  vom  20.  März  1S61»  und  andern  in  kleinen  Staateu 
(Braunschweig,  Weimar,  Gotha,  Waldeck)  zum  Vorbild  diente.  S  Achenbach.  §.  18). 
Das  Bergregal  als  Finanzregal    oder    „nutzbares  Hoheitsrecht"  ver- 
schwand.   (Beseler.  S.  203.  VI.  Stobbe  II,  5S5.    Achenbach  S.  209).  Die 
Beschränkung  des  Grunde  i  freut  hu  ms,  die  ja  nicht  erst  durch  das  Begal  ge- 
schaffen, wenn  auch  durch  die  Regalisirung  und  dereu  Verbindung  mit  der  Bcnrbau- 
freiheit  noch  zu  größerer  praktischer  Bedeutung  als  durch  die  letztere  allein  gebracht 
worden  war,  blieb  dagegen  bestehen.    Im  preußischen  Berggesetz  ist  dies 
so  ausgedrückt:  §.  1.  „Die  uaeh-tehend  verzeichneten  Mineralien  sind  von  dem  Ver- 
fügungsrecht des  Grundeigcnthnuicrs  ausgeschlossen/'    Ebenso  blieb  die  Bergbau- 
freiheit in  Geltung  und  wurde  nur  nach  den  neuereu  Bedurfnissen  der  Volks- 
wirthschaft  mit  Bücksicht  auf  die  nothweudige  ('ontrole  des  Staats  über  den  Bergbau 
und  anf  die  Sicherung  der  Rechte  des  Grundeigentümers,  dessen  Boden  zum  Schürfen 
und  zur  Anlage  eines  Bergwerks  von  einem  Dritten  in  Anspruch  genommen  wird, 
gesetzlich  regulirt    In  Gesetzen,  wie  dem  preuss.,  werden  daher  die  Grund- 
sätze aufgestellt,  nach  denen  die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  vom  \  erfügungs- 
recht  des  Grundeiguers  ausgeschlossenen  Mineralien  erfolgen  kann.  Namentlich  wurde 
auch  genau  bestimmt,  au  f  welche  M  incralstoffe  sich  das  Bergrecht  boziehe  , 
z.  B.  Pre  uss.  Ges.  §.  1 :  Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Raseneisen- 
erze,  Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt.  Nickel,  Arsenik,  Mangan,  Antimon  u.  Schwefel, 
irediegen  u.  als  Erze  —  Alaun-  u.  Vitriolerze  —  Steinkohle,  Braunkohle  u.  Graphit 

—  Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  den  nämlichen  Lagerstätten  vorkommenden 
Salzen  und  die  Salzquellen.  E?  ist  nicht  nothwendig  und  nicht  richtig,  dieses  neueste 
Bergrecht,  ebenso  wenig  als  die  Freierklärung  des  Bergbaus  überhaupt,  auf  da»  Beig- 
regal zu  gründen.  Vielmehr  ist  die  Gruudlage  dieses  Bergrechts,  neben  dem  erwähnten 
Hauptprincip,  der  Beschrankung  des  Gruudcigenthums  —  also  einem  Satze  des  Privat- 
rechts —  iu  den  allgemeinen  Staatshoheitsrechten  zu  suchen,  die  man  in 
ihrer  Auwendung  auf  das  Bergwesen  Berghoheit  nennen  kann.  So  auch  Beseler, 
S.  S53  u.  Motive  z.  preussisch.  Berggesetz  v.  1S<>5  bei  Kloster  mann,  Allgem.  Berg- 
ges.  für  d.  preuas.  Staaten,  nebst  Commentar,  S.  45  ff.  Stobbe  II,  5S5:  „Der  Staat 
verleiht  nicht  in  derivativer  Weise  ein  ihm  bisher  zustehendes  Privatrecht,  sondern 
er  ertheilt  in  Folge  sein  >  Hoheitsrechts  gemäss  den  gesetzlichen  Kegeln  die  Cou- 
cession,  vermöge  deren  der  Einzelne  in  einem  coucreteu  Umfange  bergbauberechtigt 
wird."   Nähere  Begründung  dieser  Auffassung  bes.  bei  Achenbach,  S.  100  ff.  209. 

—  üeber  d.  volkswirthschaftl.  Zweckmässigkeit  dieses  heutigen  Bergrechts  s.  Wagner, 
Grundleg.  I,  §.  364. 

Für  den  Betrieb  von  ►Staatsbergwerken  selbst  galt  nun 
schon  früher  öfters  das  allgemeine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 
nenen  Bergrecht  unterstehen  diese  Werke  gleichfalls,  wie  dies  in 
den  neueren  Berggesetzen  auch  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 

.  Beseler,  S.  84».  Preuss.  Berggesetze  §.  2:  „der  Erwerb  und  Betrieb  von 
Bergwerken  für  Rechnung  des  Staats  ist  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  eben- 
falls unterworfen."  Achenbach  S.  20!):  „Die  neuere  Berggesetzgebung  hat  mit  d. 
Aufhebung  des  Bergregal-  die  Verleihung  nach  Maassgabc  des  Gesetzes  aus- 
schliesslich anerkannt."  Die  Neuaulage  von  Staatsbergwerken  auf  fremden  Privat- 
ländereien  ist  daher  hier  auch  an  dieselben  Rechtsformalitäten  gebunden,  wie  die  An- 
lage von  Privatbergwerken,  und  setzt  kein  Begal  mehr  voraus. 

Die  Staatsbergwerke  treten  auf  diese  Weise,  einerlei  ob  sie 
auf  Staats-Grundeigenthum  oder  auf  Privatländereien  angelegt  sind, 
wenigstens  da,  wo  das  neuere  Bergrecht  zur  Geltung  gelangt  ist, 
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ganz  in  die  Classe  der  gewöhnlichen  pri  vatwirthschaft 
liehen   l' nternchmungen,  was  sie  früher  freilich  trotz  des 
Regals  sachlich  meistens  auch  waren,  weil  eine  Erhöhung  des  Er 
trags  in  Folge  der  Regalisirung  nur  ausnahmsweise  möglich 
war. 

* 

Ihre  Behandlung  in  der  Lehre  vom  Privaterweib  des  Staate  im  System  d«r 
Finanzwissenschaf't  erscheint  daher  auch  al>  die  allein  richtige.  Kbenso  sind  die  Ein- 
nahmen des  Staats  aus  Pri vatber» werken   nunmehr  abweichend  von  Kau  \h.  \ 
181 — 1S3)  systematisch  richtiger  in  den  Abschnitten  von  den  Gebühren  und  den 
Steuern  zu  besprechen. 

IL  —  §.  250.  Beibehaltung  oder  Veräusserung  der 
Staatsbergwerke.  Der  Besitz  von  Staatsbergwerken  ist  gegen 
wärtig  in  den  europäischen  Staaten  sehr  verschieden  verbreitet. 

Pnu>s<n  und  Ocsterreich-Unirarn  halten  noch  manche  Staatsbcnrwcrke ,  detvn 
Kiibtcluintr  und  Beibehaltung  hier  früher  ausser  durch  das  Kegal  auch  durch  den 
grossen  Domaneu-  und  Waldbesitz  zu  erklären  war.  Auch  in  anderen  deutschen 
Staate»,  dann  in  den  nordöstlichen  und  in  südeuropäischen  Staaten  (Spanien)  finden 
sich  Staatsbcrjrwcrke.  wahrend  dieselb.  in  Großbritannien  und  Frankreich  fehlen.  I)«* 
Kinn,  aus  den  Ucnr-,  Hüttenwerken  u.  Salinen  hat  Herrn.  Watrncr  in  seinen  finan/- 
>tat.  IJ ebersichten  im  (ioth.  Jahrb.  1S74  S.  S7f»  auch  nur  lückenhaft  zusammenstellet» 
Lünnen.  In  Kussland,  Norwegen.  Türkei,  (irie«  henland ,  Spanien  befinden  sich  mvl< 
l»ezu«:l.  Kinnahmen. 

Die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  solcher  Werke 
ist  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  vielfach  erörtert  und  ähnlich 
wie  bei  den  Domänen  meistens  zu  Gunsten  der  Veräusserung 
beantwortet  worden,  so  namentlich  von  den  Theoretikern  der 
Smith 'sehen  Schule,  die  sich  dabei  öfters  auf  die  schlechte 
Rentabilität  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten. 

V»l.  bes.  Beiirius,  Finanzwiss.,  2.  A.,  S.  231,  mit  Polemik  sreren  die  preus-. 
Hen?-  u.  Hüttciiverwaltun-r. 

Indessen  wurde  hier,  wie  gewöhnlich,  die  Frage  zu  einseitig 
aus  dem  Gesichtspunctc  des  Productionsinteresses  beurtheilt 
und  die  privatwirthsebaftliche  Rentabilität  und  die  volkswirtschaft- 
liche Productivität  zu  unbedingt  identificirt.  Daneben  ist  jedoch 
auch  hier  das  volkswirtschaftliche  Verth  ei  lungsinteresse  und 
das  damit  zusammenhängende  socialpolitische  Moment  in  der 
Frage  iltr  die  Entscheidung  mit  zu  beachten.  (Grundleg.  §.  364, 
3G5).  Die  Frage,  ob  der  Staat  passend  Bergwerke  betreibe,  ist 
dann  vollends  nicht  absolut  zu  entscheiden.  Sie  ist  keine 
rein  finanzielle,  sondern  zugleich  eine  Volkswirtschaft 
liehe  und  allgemeine  Verwaltungsfrage,  ähnlich  wie  die 
Staatsforst-  und  Staatsbahnfrage.  Selbst  bloss  als  Frage  der  Regelung: 
der  Bergbau p roduetion  betrachtet,  kann  die  Entscheidung  flir 
und  wider  Staatsbeiffwerke  nur  eine  relative  sein.  Die  concreten 
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Verhältnisse  der  einzelnen  Länder  kommen  dafür  zumeist  in  Be- 
tracht. Allgemeine  Regeln  lassen  sich  daher  nnr  in  folgender  be- 
dingter Weise  aufstellen. 

A.  Beantwortung  der  Frage  aus  dem  Standpuncte  des 
volkswirtschaftlichen  Productionsinte resse.  Hier  sind 
unentwickeltere  und  entwickeltere  Verhältnisse  der  Volks- 
wirtschaft zu  unterscheiden. 

1.  Auf  einer  niedrigeren  Wirthschaftsstufe  ist  Staatsberg- 
wesen und  in  Verbindung  damit  Staatshuttenwesen  öfters  recht 
wohl  am  Platze,  selbst  am  Zweekmässigsten  oder  sogar  allein 
möglich. 

Der  Staat  oder  (Landesherr)  verfugt  hier  noch  am  Ersten  Uber  die  meistens  zu 
•  inem  ordentlichen  Betrieb  bald  erforderlichen  »rossen  Kapitalien,  welche  gerade 
im  Bergbau  hauptsächlich  in  stehenden  Kapitalanlagen  gauz  festgelegt  werden 
und  für  welche  oft  lange  auf  eine  genügende  Rente  gewartet  werden  muss. 
Auch  die  technisch  gebildeten  Arbeitskräfte,  welche  jeder  etwas  fortge- 
schrittene Bergbau,  neben  vermehrtem  Kapital,  besseren  Maschinen  u.  s.  w..  bald  zu 
brauchen  pflegt,  kann  der  Staat  am  Besten  heranziehen  und  entsprechend  stellen.  Ein 
Heispiel  liefert  das  Gold.  Die  Verhältnisse,  weiche  in  der  californ.  und  austrat. 
Goldgewinnung  nach  der  ersten  leichten,  aber  bald  erschöpften  Goldwäscherei  einge- 
treten sind,  küuueu  als  typisch  für  die  Goldproduction  bezeichnet  werden.  Vgl.  die 
»ehr  lehrreiche  und  klare  Darlegung  vou  v.  Kichthofen,  Metallprod.  Californiens, 
Nr.  14  der  Petermann 'sehen  Ergänzungshefte  d.  geogr.  Mitthcil.  S.  IS  11".  Der  häutige 
grosse  Wald  besitz  des  Staats  lässt  sich  ferner  oftmals  am  Vorzüglichsten  und  mit- 
unter gar  nicht  anders  verwertheu,  als  dadurch,  dass  grosse  Holz  verzehrende 
(ie werke  im  Walde  oder  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  angelegt  werdeu,  weil 
bei  dunner  und  armer  Bevölkerung,  schlechten  Strassen  und  niedrigen  Holzpreisen  das 
Holz  nicht  weit  weggeführt  werden  kann.  Zu  solchem  Zwecke  erscheinen  aber  Berg- 
werke und  damit  verbunden  namentlich  Hutten  werke,  in  denen  die  Erze  y,!eirh 
aufschmolzen  und  die  Metalle  weiter  verarbeitet  werden,  ganz  besonders  geeignet 
und  notorisch  siud  aus  diesen  Gründen  manche  solche  Staatswerke  angelegt  worden. 
Das  speculative  oder  kaufmännische  Moment  spielt  weiter  unter  den  gegebenen 
Voraussetzungen  beim  Absatz  der  Bergwerks-  und  Hüttenproducte  noch  keiue  so 
entscheidende  Bolle,  als  später,  weil  die  Communicationsverhältnisse  und  die  allge- 
meinen Zustände  der  Volkswirtschaft  den  Absatz  einengen,  die  Versorgung  des 
Localbedarfs  die  Hauptsache  und  die  Concurrenz  der  Producte  anderer  Gegenden  oder 
Länder  wenigstens  bei  unedlen  Metallen  unwichtiger  ist.  Die  spezifischen  Mängel 
<le»  Staatsbetriebs  treten  aus  allen  diesen  Gründen  auch  weniger  hervor.  Die 
.Staatsbergwerke  haben  daher  auch  in  früherer  Zeit  oft  als  Muster  eines  geord- 
neten kunstmässigen  Betriebs  und  als  Päanzschuleu  geschickter  Werkmeister  sehr  gute 
Dienste  geleistet.  Sprach  auch  schon  früher  nicht  immer  ein  erhebliches  I  inanzinter- 
osse  für  die  Anlegung  ueucr  und  Beibehaltung  alter  Staatswerke,  so  um  so  mehr  ein 
volkswirthsehaftliches. 

2.  Diese  Verhältnisse  ändern  sich  aber  nun  vielfach  auf  höheren 
Wirthschaftsstufen.  Oftmals  möchte  im  Berg-  und  Hüttenwesen 
einer  der  Fälle  vorliegen,  wo  die  (meist  zu  allgemein  hingestellte) 
Kegel  gilt,  dass*  eine  in  früherer  Zeit  ganz  passende  privatwirth- 
schaftliche  Thätigkeit  des  Staats  besser  durch  diejenige  der  Privaten 
ersetzt  wird. 

Aon  den  soeben  angeführten  Gründen  kann  später,  z.  B.  in  unserer  Zeit  in  den 
«nittel-  und  westeuropäischen  Staaten,  keiner  mehr  als  durchschlagend  für 
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Staatsbergbau  gelten.  Die  etwaigen  liebelst  äode  des  Privatbergbaus  (hinsichtlich 
der  Nacbhaltigkeit  des  Betriebs,  der  Verhütung  gewinnsüchtigen  Raubbaus)  lassen  sich 
durch  eine  gewisse  Oberaulsicht  des  Staats  meistens  verhüten.  Die  grössere  Betriebsam- 
keit, Sparsamkeit,  bessere  kaufmännische  Leitung  sind  speeifitche  Vorzüge  der  Privat- 
werki-,  welche  jetzt  sehr  wichtig  werden,  wo  durch  ein  ganz  umgestaltetes  Com- 
inunicationswesen  die  Coucurronz  auf  dem  Weltmärkte  forden  Bergwerks-  udJ 
Huttenbetrieb  zum  entscheidenden  Factor  wird.  Die  unvermeidliche  Schwer- 
fälligkeit des  Staatsbetriebs,  die  Geschäftsführung  durch  Beamte,  von 
welchen  letzteren  grade  die  tüchtigsten  bei  dem  jetzt  viel  höheren  Stande  der  tech- 
nischen Bildung  oft  besondere  Neigung  haben  werden ,  mit  Staatsgeldem  gewagt  za 
experimentiren,  wozu  der  Bergbau  so  viel  verführerische  Versuchung  bietet,  das  stark* 
Hervortreten  der  kaufmännischen  Seite  des  Geschäfts  u.  v.  a.  m.  sprechen 
daher  im  Ganzen  für  das  Lossteuern  auf  den  Verkauf  von  Staatswerken. 

Der  genaue  Reinertrag  und  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bergwerks  sind  sehr  schwer  zu  ermitteln,  weil  das  Kapita), 
das  im  Laufe  langer  Zeit  hineingewandt  ist,  und  vollends  der 
Betrag,  welcher  von  diesem  Kapital  aus  den  Reinerträgen  noch 
nicht  amortisirt  ist  und  der  Werth,  welchen  das  Bergwerk  in 
einem  gegebenen  Zeitponcte  repräsentirt,  kaum  annähernd  genau 
testgestellt  werdcu  kann.  Die  strengen  Grundsätze  des  Rechnung* 
wesens  mit  einem  bilanzmässigen  Anlagekapital  sind  daher  bei 
Bergwerken  nicht  recht  anwendbar.  Der  jeweilige  Reinertrag 
enthält  oft  neben  der  Rente  eine  Kapitaltilgung.  Die  Grösse 
der  letzteren  ist  aber  wiederum  vollends  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
näher  bestimmbar. 

Dies  sind  Schwierigkeiten,  welche  sich  auch  im  Privatbergwerkwesen  fühlbar 
machen  und  wohl  mit  Recht  Vorzüge  der  alten  Bergbaugenossenschaft  vor  der  Actien- 
gesellschaft  als  Wirtschaftsform  bedingen.  (Vgl.  0.  Michaelis,  d.  Bcrgbaugenosseoscl. 
in  1  aucher's  Vierteljahrschr.  f.  Volksw.  u.  Culturgesch.  1 86*$,  IV.) 

Für  den  Staatsbergbau  folgt  aus  jenen  Schwierigkeiten 
aber  vollends  das  Missliche,  dass  die  privatwirthschaftli che 
Rentabilität  noch  weniger  als  bei  anderen  Staats- 
gewerken  sicher  zu  Ubersehen  ist  und  somit  noch  mehr  ein 
Beurtheilungsmassstab  darüber  fehlt,  wie  die  Werke  in  Ökonomischer 
Hinsicht  betrieben  werden. 

Im  Allgemeinen  scheinen  die  meisten  Staatsbergwerke  in  unseren  Staaten 
nur  schwach  zu  rentiren,  jedenfalls  werfen  sie  gewöhnlich  nur  (absolut)  med rie- 
Heinerträge  ab.  —  immerhin  mit  bemerkenswerthen  zeitlichen  und  Ortlichen  Aus- 
nahmen. Die  Rentabilität  der  einzelnen  Werke  lässt  sich  natürlich  vollends  nicht 
beurt heilen,  wenn  die  Producte,  welche  sie  liefern,  nicht  nach  dem  Marktpreise,  sondern 
nach  willkürlichen  Sätzen  an  andere  Staatswerke.  bes.  an  Hüttenwerke,  abgeliefert 
werden,  allein  diesem  üebelstande  ist  durch  richtige  Buchführung* -  u.  BechnBnp 
grundsätze  abzuhelfen.  —  Aeltere  Daten  über  das  Königr.  Westfalen  hei  Malchus, 
Fin.  1,  95,  über  den  hannov.  Harz  bei  Lehzen,  I,  139  ff.,  u.  danach,  sowie  über 
Sachsen,  Oesterreich,  Preussen,  Spanien  bei  Bau,  5.  Aufl.,  §.  174  (a).  — 
Ueber  Preussen  gab  ich  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  195,  N.  b.  Vgl.  jetzt  aber 
die  deutsche  Bergwerksproduction  die  period.  VeröfT.  des  Kaiserl.  Stat.  Amts  in  de» 
Vierteljahrs-  u.  nunmehr  den  Monatsheften.  Ueber  Preussen  spec.  Stat.  Jahrb. 
IV.  I.  S.  213  fT..  über  dir  fisc.  Bei»  -.  ilett.n-  u.  Salzwerke  eb.  S.  241  ff  Aeltw 
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Daten  im  Stat.  Jahrb.  III,  160  ff'.,  dann  die  Daten  im  Etat.    Die  Zahl  der  preuss. 
Staatsbergwerke  war  1873  60,  1874  59  {\  Kupferwerk  u.  1  Tlion-  u.  Wascherdegrube 
war  1S73  verkauft  worden).    Davon  1"  Stcinkohlengrobcn,  besond.  die  fast  ganz  dem 
Fi.scus  gehörenden  an  d.  Saar  (12),  11  Braunkohlengruben,  19  Eisensteingruben,  6  Blei-, 
Silber-  u.  Kupfergruben.  4  andere.    In  1883  (nasser  Harz  u.  Deister)  15  Steinkohlen- 
werke (Saarbr.  9),  4  Braunkohlen  werke.  1  Bleizecbe.  1  Kalkst.bruch.  Phosphoritgewinnung 
im  R.-B.  Wiesbaden.    An  der  jrewaltiir  aufsteigenden  günstigen  (,'onjunctur  von  1870/71 
bis   1873  hat  der  Staat  naturlich  theilgenommcn ,  an  der  ungünstigen  seitdem  nicht 
minder.    Der  Gesamintwcrth  der  Production  der  Staatswerke  war  1871—74  bez.  24  2«, 
33  51,  46  00,  41  73  Mill.  Thlr.    Die  Betriebskosten  stiegen  nicht,  sanken  dann  aber 
auch  nicht  in  gleichem  Maasse  —  trotz  des  erfreulichen  Steigens  der  Löhne  in  der 
günstigen  Zeit  —  so  dass  der  Reinertrag  bedeutend  den  Anschlag  Überschritt,  später 
al>er  wieder  sehr  sank.  So  schwankte  z.  B.  der  Ertr.  d.  preuss.  fiscal.  Berg-  u.  Hutten- 
werke 1871 — 80  /wischen  15 — 57 — 9  M.  M.    Dies  Schwanken  ist  in  Finanz.  Hinsicht 
fur  den  Staat  nicht  angenehm,  immerbin  profitirt  auch  er  einmal  von  dem  „Conjunctur- 
gewinn".  Wagner,  Grundleg.  I,  §.  76  ff.,  §.365.    Im  Anschlage  war  1874:  Der 
Rohertrag  der  Staatsbergwerke  75  95.  die  Betriebskosten  53  73,  der  Reinertrag  22  22 
Mill.  M.,  nach  dem  Enrebniss  aber  95  92,  59-98,  35*94  Mill.  M.  Nach  dem  Anschl. 
für  1875  u.  1876  sollte  der  Rohertrag  aber  nur  70*99  u.  6S*09.  der  Kostenbetr.  55  24 
u.  54*84,  der  Reinertrag  also  nur  2175  u.  13  25  Mill.  M.  sein.   Im  Ergebn.  f.  1879/80 
war  die  Rohcinn.  bei  d.  preuss.  fiscal.  Bergwerken  53*34,  der  Reinertrag  9*14.  1880/81 
bez.  59-11  u.  9-71,  nach  d.  Voranschi.  f.  1882/83  bez.  60-10  u.  10*35,  nach  demjen. 
f.  1883/84  bez.  62*76  u.  11  03  M.  M.  Vgl.  über  die  Zweifelhaftigkeit  der  Buchführungs- 
grundsätze  im  preussischen  Berg-  u.  Hüttenwesen  Bergius,  I.  A.,  S.  115  ff.  üeber 
d.  fiscal.  Bergbau  im  preuss.  Harz  s.  Nöggerath,  Ztschr.  f.  Berg-,  Huttenw.  u.  s.  w. 
1883.   Die  ausgezahlte  Ausbeute  im  Oherharzer  Revier,  wo  seit  d.  17.  Jahrb.  allmiilig 
der  ehemalige  jrewerkschaftl.  Bergbau  in  fiscal.  Eijrenth.  Uberführt  wurde,  wird  v.  1650 
bis  1849  auf  100,936  Thlr..  die  Zubussc  auf  25.025  Thlr..  der  üeberschuss  demnach 
auf  75,311  Thlr.  im  Jahrcsdurchschn.  berechnet    Von  1808  —  81/82  wurden  jährlich  i 
i.  D.  an  d.  Staatskasse  abgeführt  bei  d.  Bergwerken  615,425  M.,  bei  den  Hutten  | 
408,164  M.,  zus.  1,023,589  M.  —  Baiern.  A.  f.  1877:  Bergwerks-,  Hütten-  u.  Salinen- 
gefalle 8*68  Mill  M.  roh,  wovon  4*  18  auf  Bergwerke,  Betriebskosten  i.  G.  7*23,  also 
1*45  Mill.  M.  rein.    Detail  bis  1868  bei  Vocke  a.a.O..  baier.  Stat.  Ztschr.  1871, 
112  ff.    A.  f.  1883  Sal.  u.  Bergw.  roh  5.595,  rein  0*391  M.  M.  —  Sachsen,  A. 
d.  Reinertr.  d.  Berg-  u.  Hüttenwerke  1875  316,000  Thlr.,  1877  956,000  M.,  1883 
855.000  M.  —  West-Oesterreich,  A.  1876,  Montanwerke  Einn.  5*09  M.  fl., 
Betriebskosten  4*45.  rein  1.24  Mill.  11..  1882  roh  6  00.  rein  0  93  M.  II.  —  Russ- 
land, Berg-  u.Hüttenwcrke  (excl.  Bergregal)  rein  1874  A.  3*58,  Ergelm.  2*90,  1876 
A.  4*54.  1880  Erg.  4'55  Mill.  R.  —  Spanien:  das  reiche  Quecksilberbergwerk 
Almaden  gab  früher  einen  ansehnl.  Reinertrag,  welcher  neuerdings  (seit  den  50  er  Jahren) 
wegen  der  Concurrenz  des  californ.  Quecksilbers  u.  des  gesunkenen  Preises  abgenommen 
hat.    S.  Willkomm,  Spanien,  in  Stein-Wappäus  Geogr.  III,  2.  S.  73.  145.  — 
Uebrigcns  zeigt  ein  Vergleich  mit  dem  Privatbergbau  keineswegs  allgemein  eine 
bessere  Rentabilität  des  letzteren,  z.  B.  wenn  Staatsbergwerke  in  Privathäude  ubergegangen 
sind.    Bei  der  entscheidenden  Macht  der  Conjunctur  für  die  Gestaltung  der  Preise 
der  Borgwerks-  und  Hüttcnproductc  und  bei  der  speeifisch  ähnlichen  Betriebsweise 
wenigstens  eines  grossen  Bergwerks  durch  den  Staat,  eine  Gesellschaft  oder  selbst 
einen  einzelnen  Privateigentümer  kann  dies  kaum  anders  sein.  Vgl.  die  Darleg  im 
Preuss.  Statist.  Jahrb.  IV.  1,  232  ff.  So  war  z.  B.  der  Durchschnittswerth  f.  d.  Centn. 
Roheisen  in  der  preuss.  Hüttenproduction  1873  57*66,  1874  44*91,  rohe  Stahlfabrikate 
160*29  u.  124*36  Sgr.  und  später  trat  noch  ein  weiteres  starkes  Sinken  ein.  Nach 
dem  Verwaltucgsbericht  der  Actiengesellsch.  Dortmunder  Union  kosteten  1000  Kilogr. 
deutsches  Puddeleisen  im  Max.  1873  ISO —  192  M.,  Mitte  1874  87,  Mitte  1875  72, 
Decemb.   1876  58  —  60  M.    Besseiner  Roheisen  in  diesen  4  Terminen  resp.  210, 
102—108,  90—96,  75—78,  gewühnl.  Eisenbahnschienen  resp.  330,  180,  102,  132—138, 
Gussstahlschienen  396,  255.  104  —  210,  138—150. 

Vermag  der  Staat  indessen  ein  Werk  vortheilhaft  zu  verkaufen, 
so  dass  der  Erlös  eine  erheblich  höhere  Rente  trägt  als  bisher  der 

\   Wiener,  Fiiiaiuwn  <>n«*liaft     I.   X  Aufl.  3*J 
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Reinertrag  war,  so  sprechen  finanzielle  GrUnde  dafür, 
Gründe  des  volkswirtschaftlichen  Productionsinter- 
esses  nur  ausnahmsweise  noch  gegen  den  Verkauf. 

In  kleineren  deutschen  Staaten  hat  man  mit  Recht  den  Verkaut' von  Berg- 
werken mehrfach  vorgenommen ,  so  auch  noch  neuerdings  diu  ganz  unbedeutenden 
(Regenauer,  §.247)  in  Baden.  Das  bad.  Blei-  u.  Silberborgwerk  zu  Münsterthal 
(St.  Trudpert,  Amt  Staufen)  wurde  1S33  an  eine  Gesellschaft  verkauft:  Schätzungs- 
werth 27,2*54,  Erlös  durch  Versteigerung  25,700  fl.  nebst  11,22!)  fl.  aus  Vorrathen. 
Vor  dem  Verkauf  war  Zubusse  erfordert  worden,  z.  Th.  wegen  Hofi'uuugsbauten ,  die 
sich  hinterher  bewährten.  Verhandl.  d.  1.  Kamm.  1833,  Beil.  III,  219;  1837  Beil. 
Nr.  128  (beide  Berichte  v.  Hau).  Auch  in  Preusseu  werden  kleinere  unrentable 
Werke  mehrfach  veräussert.  In  Oesterreich  Verkäufe  1855  ff.t  1S68  ff.,  mit  aus 
finanzpol.  Gründen. 

3.  Auch  das  Productionsintcresse  gestattet  aber 
die  Beibehaltung  von  Staatsbergwerken,  ohne  sie  unbedingt 
zu  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  heute  noch  bei  uns: 

a)  Bei  Bergwerken,  deren  Producte  einfacher  (z.  B.  aus 
geringer  Tiefe)  z  u  gewinnen  sind,  keine  oder  keine 
schwierige  weitere  Vorarbeitung  verlangen  und  sofort 
leichten  Absatz  finden.  Daher  sind  namentlich  Kohlen-, 
Salzbergwerke  und  Salinen,  welche  oft  auch  gut  rentiren, 
eher  beizubehalten,  als  Erzgruben. 

Der  preussische  Staatsbergwerksbestand  entspricht  wenigstens  einigermassen 
dieser  Kegel. 

b)  Bergwerke,  deren  Producte  einer  Verbrauchssteuer, 
welche  zunächst  vom  Producenten  erhoben  wird,  unterliegen,  daher 
wieder  Salzwerke,  sind  aus  diesem  Grunde  geeigneter  für  den 
Staat.  Wenn  die  Verbrauchssteuer  in  Form  des  Regals  des  Salz- 
handels u.  s.  w.  erhoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

c)  Je  mehr  nach  der  Grösse  und  Beschaffenheit  der  Anlage- 
und  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  nach  der  technischen  Art 
des  Betriebs  der  Staat  und  Private,  namentlich  Gewerkschaften 
und  Actiengesellschaften,  die  Verwaltung  der  Werke  ähnlich  ein- 
richten müssen,  um  so  mehr  treten  manche  Gründe  für  den  Ver- 
kauf von  Staatsbergwerken  zurück. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwerken  Hüttenwerke  verbunden  sind, 
die  sich  nicht  wohl  von  einander  trennen  lassen,  so  wird  der  Ver- 
kauf der  ersteren  vom  gleichzeitigen  Verkauf  der  letzteren  ab- 
hängen müssen. 

4.  Eine  Verschiebung  des  Verkaufs  wird  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  der  Reinertrag  eines 
Bergwerks  bald  steigt  oder  ein  mit  Verlust  verbundener  Gruben- 
bau (Zubussgrube)  bald  zum  Ertrag  gebracht  werden  wird. 
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Aach  die  Rücksicht  auf  die  vom  Bergbau  lebende  Bevölkerung, 
deren  Verhältnisse  durch  einen  Verkauf  von  Staatswerken  oder 
durch  das  Einstellen  des  Betriebs  von  Zubussgruben ,  zu  bedenk- 
lich werden  könnten,  kann  mitunter  wohl  eine  Verschiebung  des 
Verkaufs  oder  der  Betriebseinstellung  nöthig  machen. 

5.  In  richtiger  Weise  kommt  dagegen  das  volkswirtschaft- 
liche Productions-  und  das  Finanzinteresse  zur  Geltung  in  folgen- 
den Fällen.  Die  dauernde  Beibehaltung  schlecht  rentirender 
oder  vollends  eine  beständige  Zubusse  fordernder  Werke  im 
Staatseigentum  und  im  wirklichen  Betriebe  lässt  sich  nemlich 
weder  rechtfertigen 

a)  aus  Rücksicht  auf  die  Erzeugnisse:  durch  die  ver- 
meintliche volkswirtschaftliche  Nützlichkeit  der  Gewinnung  von 
Bergwerksproducten,  namentlich  von  edlen  Metallen,  auch  wenn 
der  Reinertrag  gering  ist  oder  ganz  verschwindet  und  Zuschüsse 
nöthig  werden;  noch 

b)  durch  das  Interesse  der  im  Bergbau  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  der  sonstigen  Bevölkerung  der 
Bergbaugegend.  Denn  dies  ist  eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  übrige  Bevölkerung,  aus  deren  Mitteln  (Steuern)  dann  im 
Grunde  der  Bergbau  unterhalten  bleibt,  und  eine  schlechte 
Form  der  Armenunterstützung.  Wenn  der  Verkauf  nicht  möglich 
ist,  so  muss  vielmehr  allen  Ernstes  das  möglichst  baldige  Ein- 
stellen des  Betriebs  in  Aussiebt  genommen  werden.  Daher  ist  für 
die  Einbürgerung  anderer  Beschäftigungen  in  der  Bergbaubevölke- 
rung und  nötigenfalls  selbst  für  die  Auswanderung  der  letzteren 
zu  sorgen. 

Früher  ist  der  beständige  Betrieb  von  Zubussgruben  aas  volkswirtschaftlichen 
Gründen  in  Schatz  genommen  worden,  so  mit  aus  mercantilistischer  Uoberscbätzong 
der  Edelmetalle  besonders  bei  diesen,  aber  mit  Unrecht.  So  glaubten  z.  B.  v.  Justi 
and  De  1  ins,  Gold-  und  Silberbergwerke  mussten  auch  gebaut  werden,  wenn  sie 
Zuschuss  kosten.  „Die  darauf  gewendeten  Kosten  bleiben  im  Lande  und  ernähren 
eine  Menge  Menschen.  Das  Land  hingegen  wird  allemal  um  so  viel  reicher,  als  Gold 
und  Silber  mit  diesem  vermeintlichen  Verlust  aus  der  Erde  gegraben  werden."  v.  Justi, 
Staatswirthsch.  I,  246.  Eingehendere,  aber  doch  kaum  mehr  nothwendige  Beweis- 
führung gegen  andauernden  Betrieb  v.  Zubussgruben  u.  Hervorhebung  einiger  im 
Grande  selbstverständlicher  Gcsichtspuncte  bei  der  Betricbseinstellung  bei  Kau  §.  175 
n.  170,  u.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  489.  Vgl.  einige  Beispiele  von  später 
wieder  einträglich  gewordenen  Graben.  Im  concreten  Fall  ist  objectiv  ohne  Illusionen 
zu  entscheiden,  ob  der  Fortbau  wirklich  nach  dem  Stand o  der  technischen  Kenntnisse 
Aussicht  auf  Erfolg  verspricht.  Das  ürtheil  der  in  der  Sache  bctheiligten  Berg- 
beamten ist  natürlich  nicht  immer  unparteiisch  genug,  wenn  nicht,  wie  billig,  dafür 
gesorgt  ist,  dags  diese  aus  einem  Einstellen  des  Betriebs  oder  aus  dem  Verkauf  keinen 
materiellen  Schaden  erleiden.  Mit  Recht  befürwortet  Bergius,  S.  42,  115,  in  solchen 
Fallen  „aus  Sparsamkeit"  die  Pensionirung  der  betheiligten  Beamten  mit  vollem  Gehalte, 
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falls  sie  nicht  in  die  neue  Verwaltung  übergehen.  Im  Uebrigen  ist  die  Lage  der  Bergbau- 
heviWkerung  in  der  Frag«-  nur  soweit  massgebend,  als  vorhin  angegeben  wurde. 

§.  251.  —  B.  Ein  Mitsprechen  des  volkswirthscbaft- 
lichen  Vertheilungs-  und  des  sozialpolitischen  Inter- 
esses bei  der  endgültigen  Entscheidung  über  dieBei- 
behaltung  und  Veräusserung  der  Staatsbergwerke  ist 
nun  mit  Rücksicht  auf  folgende  Umstände  geboten. 

Vgl.  Grundlegung  I,  §.  365.  Die  nähere  Motivirung  dafür,  dass  solche 
Gesichtspunkte  in  diesen  Kragen,  neben  den  rein  finanziellen  und  den  das  Prodactions- 
interesse  berührenden,  mitsprechen  dürfen,  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  di« 
Grundlegung,  auf  deren  I.  Abth.,  Kap.  8,  4,  u.  2.  Abth.  ich  in  dieser  Hinsicht 
wieder  zu  verweisen  habe.  Es  zeigt  sich  im  Text  nur  an  einem  neuen  Beispiel  di. 
weittragende  Folge  des  socialpolit.  Gesichtspuncts  in  der  Nationalökonomie. 

1.  Je  mehr  die  Preise  der  Bcrgwerksproducte  unter  dem  Ein- 
flu8s  der  modernen  Communicationsmittel  und  des  heutigen 
Handelsverkehrs  von  der  Conjunctur  abhängen,  desto  mehr 
wird  der  Bergbau  in  bedenklichem  Maasse  Gegenstand  der 
wildesten  pri vatwirthsc hai'tlichen  Speculation,  na 
mentlich  bei  der  Zulassung  der  Actiengesellschaft  zum 
Bergbau.  Hierdurch  entstehen  für  die  ganze  Volkswirtschaft  be- 
denkliche Folgen,  grosse,  ökonomisch  unverdiente  Gewinne  im 
einen,  grosse,  ökonomisch  unverschuldete  Verluste  im  anderen 
Falle.  Bei  Staatseigenthum  und  Staatsbetrieb  von  Bergwerken 
sind  diese  Folgen,  namentlich  in  Verbindung  mit  anderen  tief 
greifenden  volkswirtschaftlichen  Reformen,  wie  der  allgemeinen 
Annahme  des  Staatseisenbahnsystems,  immer  noch  eher  einzu- 
schränken. 

Die  deutsche  Speculationsperiode  1S71  ff.  hat  wieder  Belege  Uber  die  heillosen 
Kolgen  der  Speculation  in  .,  Montan werthen"  genug  geliefert.  S.  über  die  Conjunctur 
(1  rund  leg.  §.  76  lf. 

2.  Bei  einzelnen  Producten,  wie  besonders  bei  Kohlen,  droht 
eine  monopolistische  Ausbeutung  der  Consumenteu 
durch  Preisverabredungen  der  Privatbergwerksbesitzer  nnd 
Händler.  Bei  der  universalen  Bedeutung  von  Producten,  wie 
Kohle,  Salz,  für  die  Volkswirtschaft  kann  daher  wohl  eine 
Beibehaltung,  selbst  eine  Erweiterung  der  betreffenden  Werke 
Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  um  so  mehr, 
da  auch  das  Production sinteresse  dies  nicht  verbietet. 

iG.  §.  305.)    G.  Cohn.  engl.  Kisenb.pol.  II,  !)2  lf. 

3.  Auch  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  für  Beibehaltung 
und  Erweiterung  des  Staatsbergbaus  sprechen,  sobalU  nicht  öko 
nomiseb-technische  Gründe  den  letzteren  unthunlich  macheu  und 
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eine  genügende  Rentabilität  gesichert  ist.  Der  Staat  kann  hier 
durch  seine  Leistungen  für  Arbeiter  als  Muster  für  Privat- Arbeits- 
herrn und  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  Arbeitgebers 
auch  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  einen  wünschenswerthen  Einfluss  ausüben. 

Sehr  bemerkenswert!!  sind  z.  B.  die  bedeutenden  Leistungen  der  fisc.  preuss. 
Saarkohlenwerke  für  ArhMterwohnungen ,  Vorschüsse  f.  den  Bau.  Gewährung  v.  Bau- 
prämien  u.  s.  w.,  wodurch  »  in  besitzender  Arbeiterstand  geschafTen  wird.  —  Dir  Auf- 
gabe des  Staats,  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkt  zu  Gunsten  der  Arbeiter  zu 
wirken,  wird  freilich  in  der  heutigen  Praxis,  einem  falschen  Idealismus  zu  Lieb«:  und 
in  Verkennung  der  Wichtigkeit,  hoher  Löhne  und  guter  Arbeitsbedingungen  für  Arbeiter, 
noch  kaum  erkannt,  geschweige  erfüllt.  Ebensowenig  ist  sie  der  älteren  Theorie  sym- 
pathisch. Aber  mit  steigender  Erkenntnis  des  Wirthsch.-Lebens  wird  sie  mehr  verstanden 
werden,    (irundleg.  §.  170. 

Nur,  wenn  keiue  dieser  Rücksichten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sich  so  unbedingt  gegen  Staatsbergbau  erklären,  wie 
es  früher  in  der  Schule  des  ökonomischen  Individualismus  meist 
geschah.  Sobald  der  Zusammenhang  aller  solcher  Verhältnisse, 
wie  jetzt  immer  mehr,  richtig  erkannt  wird,  darf  die  Entscheidung 
nicht  durchaus  abweisend  lauten. 

Der  Verkauf  selbst  wird  bei  kleineren  Werken  mitteist  Versteigerung,  bei 
grösseren  mittelst  des  schriftlichen  Submissionsverfahrens  geschehen  können. 
Doch  sind  Verkäufe  unter  der  Hand  bei  der  Schwierigkeit,  geeignete  Käufer  zu 
finden,  wohl  nicht  immer  auszuschliessen.  Die  Käufer  werden  bei  grösseren  Werken 
>tzt  meistens  Aetiengeselhchafteu  sein,  doch  wäre  zu  erwägen,  ob  nicht  die  Bildung 
von  Productivgenossenschaften  der  Bergleute  zur  Uebernahme  der  Staatswerke  zu  ermög- 
lichen wäre.  Einige  Kapitalbestandtheile  können  mitunter  für  andere  Verwendungen 
gebraucht  werden  und  danach  höhere  Preise  erzielen.  Auf  die  fertigen  verkauf  liehen  . 
Producte  braucht  sich  der  Verkauf  des  Werks  nicht  mit  zu  erstrecken,  da  diese  sich 
oft  besser  apart  veräussern  lassen  werden.  Die  Höhe  des  Verkaufepreises  und  oft  die 
Möglichkeit  des  Verkaufs  selbst  wird  wesentlich  von  der  allgemeinen  Geschäftslage, 
abhängen.  Finanziell  ist  es  freilich  vortheilhafter.  den  Verkauf  in  einer  Speculations- 
zeit,  bei  der  Conjunctur  aufsteigender  Productenpreise  vorzunehmen.  Aber  auch  für 
die  Wahl  des  Zeitpunctes  des  Verkaufs  dürfen  solch«;  finanzielle  Rücksichten  nicht 
allein  massgebend  sein,  wenn  Gefahr  vorhanden  ist,  durch  solche  Verkäufe  das 
Specolationsfieber  noch  mehr  anzuregen  und  dadurch  volkswirtschaftlich  und  social- 
politisch  uachtheilige  Wirkungen  auf  das  Gemeinwesen  und  auf  die  Lage  einzelner 
Volksclassen  auszuüben.  Auch  dieser  Satz  folgt  aus  der  socialpolitischeri  Auffassuug 
volkswirtschaftlicher  Fragen. 

III.  —  §.  252.  Bewirtschaftung  und  Verwaltung 
der  Staatsbergwerk e.  Das  Princip  der  Bewirtschaftung 
niuss  das  privatwirthschaftliche  sein:  die  Erzielung  des 
höchst  möglichen  nachhaltigen  Reinertrags. 

Die  drei  möglichen  Formen  sind  wieder:  Zeitpacht, 
Erbpacht  und  Eigenverwaltung.  Die  erste  ist  kaum  so 
einzurichten,  dass  die  Interessen  des  Eigentümers  genügend  ge- 
wahrt werden  und  müsstc  wegen  der  nothwendigen  Festlegung 
grosser  Kapital  betrage  als  stehendes  Kapital  auf  sehr  lange  Dauer  cr- 
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folgen.  Bei  der  Schwierigkeit  einer  Werthabschätzung  des  Berg 
werks,  der  Verwendungen,  des  Inventars  lässt  sich  die  Pacht  doch 
nicht  leicht  durchführen  und  ist  die  eigene  Regie  mit  Recht  ge- 
wöhnlich vorgezogen  worden.  Die  Erbpacht  könnte  den  Ueber- 
gang  ins  Privateigenthum,  namentlich  die  Bildung  von  Bergbau- 
genossenschaften  der  Arbeiter  selbst  anbahnen,  wobei  jedoch  ein 
Theil  des  Betriebskapitals  noch  vom  Staate  vorgeschossen  werden 
müsste,  wenigstens  zu  Anfang. 

i 

Verpachtet  sind  u.  A.  meistens  die  spanischen  Quecksilberbergwerke  von 
Almaden  gewesen.  S.  Raa  §.  17S  (die  Pacht  nicht  so  abweisend);  danach  noch  vor. 
Aufl.  S.  492. 

Die  Organisation  der  Eigenverwaltung  des  fiscalischen 
Bergbaus  hat  einige  Aehnlichkeit  mit  derjenigen  der  Forstverwal 
tnng.  Bei  dem  engen  technischen  und  wirtschaftlichen  Zusammen- 
hang der  Metallbergwerke  und  der  auch  regelmässig  und  am 
Besten  in  eigener  Regie  zu  verwaltenden  Hütten  besteht  zom 
Theil  derselbe  Behördenapparat  für  beide  Gebiete,  wie  auch  für 
die  Salzwerke  und  Salinen.  Bei  der  einzelnen  Grube  oder  Hütte 
findet  sich  dieselbe  Einrichtung  der  untern  Arbeiten  wie  bei 
Privatwerken  (Steiger,  Hüttenmeister  als  untere  leitende  Beamte). 
Die  einzelnen  grösseren  Werke  werden  von  technisch  gebildeten 
Beamten  verwaltet  (Directoren)  unter  Beihilfe  von  anderen  höheren 
(Inspectoren)  und  mittleren  technischen  Beamten  für  die  gewerb 
liehen  Geschäfte  (Factoren,  Schichtmeistern  u.  s.  w.).  Die  näher 
zusammenliegenden  und  sonst  technich  zusammengehörigen  Werke 
bilden  wohl  ein  grösseres  eigenes  Revier  („Bergamt")  unter  einer 
Ge8ammtdirection  (z.  B.  im  preussischen  Saardistrict),  mit  Special- 
directoren  für  das  einzelne  Werk.  Diese  Behörden  stehen  entweder 
direct  oder  durch  provinziale  Mittelbehörden  unter  der  obersten 
Bergbaubehörde  des  Staats,  welche  letztere  jetzt  regelmässig  eine 
Ministerialabthcilung  (z.  B.  des  Ministeriums  für  Gewerbe  und 
für  öffentliche  Arbeiten)  ist. 

Beispiel.  Preussen.  Aufhebung  der  eigenen  Bergämter  1861.  5  Obcr- 
bergamtsbezirke  zn  Breslau,  Halle,  Dortmund,  Bonn.  Clausthal.  Eigene  Bergwerks- 
direction  zu  Saarbrücken:  1  Vorsitzender  (9800  M.  Geh.),  7  Mitglieder  (4200—6000  M. 
Geb.),  2  Betr.inspcctoren  (3000  —  3600  M.),  1  Rendant  (45U0  M.  Geh.).  19  Secrct  n. 
Buchhalter  (2100-3300  M.).  7  Assistenten  (1650  —  1950  M.),  Kanzlisten,  Boten  u. s.w. 
Bei  den  einzelnen  Bergwerken  des  Staats  funiriren  20  Dir.  1.  Cl.  u.  10  Dir.  2.  Gl. 
(wovon  bez.  10  u.  2  in  Saarbr.,  Geh.  1.  Cl  1200—6000,  2.  Cl.  3600—4200  M.).  Iwi 
d.  Hütten  je  5  Dir.  1.  ti.  2.  Cl.,  bei  d.  Salzwerken  5  u.  3;  ferner  bei  den  Bergwerk« ;ii 
18  Betriebsinspectoren  (3000  u.  3600  M.  Geh.),  bei  d.  Hütten  5,  bei  den  Salzwerken  3; 
sodann  bei  den  3  Kategor.  bez.  34—17—16  Factoren  (2550—3000  M.  Geh.),  u. 
bez.  73—12—14  Schichtmeister  u.  Secretäre  (1350—1800  M.  Geh.).  32— 4-^ 
Assistenten  (1350—  1800  M.  Geh.),  ausserdem  bei  d.  Bergwerken  5,  bei  d.  Salzr. 
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1  höherer  Bau-  u.  Masch.inspector,  bei  d.  Hütten  u.  den  Salzw.  je.  1  Kau-  u.  Masch.- 
meister;  im  Ganzen  bei  d.  8  Katcg.  236—55 — 53,  zns.  844  solcher  höherer  u.  mittl. 
Bcamtenstcllen.  An  d.  Spitze  d.  Oberberg&mter  steht  1  Berghauptmann  (10.500  M. 
Geh.).  neben  ihm  Oberbergräthe ,  im  Ganzen  24  (4200—6000  M.  Geli.).  Die  oberste 
Behörde  ist  d.  Min.abth.  f.  Bergwesen  im  jetz.  Min.  d.  üff.  Arbeiten,  mit  1  Dir.  u. 
4  Vortrag.  Käthen  nebst  1  bes.  Rath.  Diese  Behörde  wie  die  Überbergämter  fungiren 
mit  f.  d.  Oberaufsicht  über  d.  Privatbergbau.  Die  ehemals  mitunter  begründeten 
Befürchtungen,  dass  solche  Aufsichtsbehörden,  wenn  sie  nicht  vom  fiscal.  Bergbau 
völlig  getrennt  sind,  die  Interessen  des  Privat  Bergwerks  leicht  beeinträchtigen,  haben 
gegenwärtig  kaum  mehr  Berechtigung.  Preussen  ist  bei  Weitem  der  erste  Staat  mit 
Staatsbergbau  in  Deutschland  u.  in  Europa.  In  Baiern  stehen  die  Bergwerke  u.  s.  w. 
unter  d.  Gcn.bergw.-  u.  Sal.admini.str.  im  Fin.minist.,  in  West-Oesterr.  die  Berg- 
werke unter  d.  Ackerbauminist. 

Die  Kegeln  für  die  vortheilhafteste  eigene  Bewirtschaftung  der  Staatsbergwerke 
ergiebt  die  Bergbaukunde,  ein  Theil  der  Privatökonomik.  Sie  bezichen  sich  vornehmlich 
auf  die  technischen  Verhältnisse  des  Bergbaus,  deshalb  gehört  ihre  nähere  Dar- 
legung, die  ohne  ein  Eingehen  auf  viele  Einzelheiten  keinen  Zweck  hat,  nicht  in  die 
Finanzwissenschaft.  Soweit  diese  Kegeln  volkswirtschaftlicher  Art  sind,  müssen  sie 
in  der  Volkswirthschaftspolitik  behandelt  werden.  Kau  hat  in  d.  5.  A.  §.  ISO  (und 
danach  6.  A.  §.  201)  einijre  weitere  Bemerkungen  über  die  Einrichtung  der  Geschäfte 
des  Staatsbergbaus,  die  indessen  für  die  technische  Seite  des  Bergbaus  zu  allgemein 
gehalten  sind,  um  belehren  zu  können.  Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftspol.  §.  33  IT. 
Koscher,  Syst.  III,  §.  178  ff. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  gute  Einrichtung  des  Rech- 
nungswesens. In  dieser  Hinsicht  ist  zu  verlangen,  dass  auch 
in  den  der  Landesvertretung  vorgelegten  Ausweisen  die  Betriebs- 
ergebnisse jedes  einzelnen  Werks  richtig  zu  ersehen  sind  und 
nicht  Alles  in  den  summarischen  Ausweisen  Uber  alle  Werke  ver- 
wischt wird.  Zu  diesem  Zweck  ist  es  aber  auch  nöthig,  dass  alles 
das,  was  ein  Staatswerk  von  einem  anderen  an  Producten  u.  s.  w. 
empfängt  und  an  ein  solches  abliefert,  nach  den  üblichen  Preisen 
durch  die  Rechnungen  lauf).  (§.  151).  Denn  nur  so  erhält  man  ein 
richtiges  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einzelnen  Erwcrbs- 
anstalten  des  Staats. 

Namentlich  gilt  das  Gesagte  von  der  Verrechnung  zwischen  den  Berg-,  den 
Hüttenwerken  und  den  Staatsforsten  und  dann  wieder  von  derjenigen  zwischen  den 
verschiedenen  Hüttenwerken,  in  welchen  die  Producte  durch  eine  Reihe  von  Ver- 
arbeitungsstadien hindurch  gehen.  Auch  die  Wegegcldfreiheit  darf  nicht  einseitig 
den  Staatswerken  gewährt  werden,  weil  sonst  uuter  deren  Kosten  ein  Bestandteil 
fehlt,  der  bei  den  coneurrirenden  Privatwerken  vorkommt  Der  Reinertrag  erschiene 
dann  kunstlich  zu  hoch.  Klagen  dieser  Art  in  Baiern,  wo  d.  Staatsbergwerke  das  Holz 
um  25  Proc.  wohlfeiler  erhielten  und  durch  die  Befreiung  von  Wcggeld  begünstigt 
wurden,  Rudhardt  I,  12S.  (Rau.) 

Mit  der  modernen  Verkehrsentwicklung  und  mit  der  Beseitigung  eigener  Hütten- 
werke des  Staats,  welche  die  Erze  und  Kohlen  der  Staatsbergwerke  selbst  verbrauchen, 
wird  neben  der  technischen  die  kaufmännische  Leitung  des  Staatsbergbaus  immer 
wichtiger.  Daraus  gehen  noch  besondere  Schwierigkeiten  gerade  für  eine  Staats- 
verwaltung hervor,  die  auch  mit  dafür  sprechen,  Erzgruben  eher  aufzugeben,  Kohlen- 
und  Saliwerke  mit  ihren  einfacheren  Absatzverhältnissen  der  Producte  beizubehalten. 
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2.  Abschnitt. 
Hüttenwerke. 

Rau  5.  A.  §.  154  spricht  über  die  Huttenwerke  kurz  im  A.  v.  d.  Anlagen  z. 
Gewerksbetrieb.  Die  Verbindung  niit  d.  Bergbau  ist  indessen  auch  f.  d.  System  mass- 
gebend.   So  schon  meine  6.  A.  von  Rau  §.  202,  203. 

§.  253.  Die  Frage  der  Zweckmässigkeit  von 
Staats  hü  tten  werken.  Auch  hier  sind  die  Zeitverhält- 
nisse und  die  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  zu  unter- 
scheiden. 

1.  Hüttenwerke  zur  Verarbeitung  der  Erzeugnisse  des  Berg- 
baus sind  gewöhnlich  wegen  des  Zusammenhangs  mit  den 
Staatsbergwerken  auf  Staatsrechnung  angelegt  und  betrieben 
worden,  in  früherer  Zeit  öfters  auch  mit  Rücksicht  auf  Staats- 
forste, um  auf  diese  Weise  die  gewonnenen  Mineralien  nnd 
gleichzeitig  das  sonst  schwer  abzusetzende  Holz  sicher  und  vor- 
theilhaft  in  möglichster  Nähe  der  Gruben  und  der  Wälder  ver- 
werthen  zu  können.  Die  technischen  Kenntnisse,  welche  das 
Hüttenwesen  erfordert,  hängen  mit  der  bergmännischen  Wissen- 
schaft und  Kunst  vielfach  zusammen  und  finden  sich  daher  bei 
den  Fachmännern  beider  Zweige  oftmals  vereinigt.  Im  Ganzen 
lässt  sich  deshalb  Anlegung  und  Betrieb  von  Hüttenwerken  Seitens 
des  Staats  und  in  der  erwähnten  Verbindung  mit  Staatsbergwerken 
und  Staatsforsten  im  volkswirtschaftlichen  Productions- 
interesse  wenigstens  für  die  frühere  Zeit  billigen  und  zwar 
aus  denselben  Gründen,  wie  der  Staatsbergbau  auf  niedrigerer 
Wirthschaftsstufe  passend  erscheint  (§.  250). 

„Viele  £rfahruiiiren  beweisen,  da&s  Staatehuttenwcrke  Unter  di  r  Leitung  wiaseii- 
bdiaftlich  gebildeter  Verwalter  und  unter  kundiger  Obcrai:kicht  und  guter  Controle 
der  Staatskasse  Nutzen  gebracht  haben  und  ähnlich  wie  die  Staatsbergwerke  *elbst  ab 
Vorbilder  für  den  Betrieb  von  Privatwerken  dienten.**  (Rau  §.  154.)  Uebcr  dei< 
Zus.hang  zwischen  Berg-,  Hutten-  u.  Forstweseu  noch  heute  im  Harz  s.  Nft?sre- 
rath  ,  a.  a.  0. 

2.  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  in  neuerer  Zeit  in  unseren 
Staaten  eine  Aenderung  eingetreten.  Die  Privatwerke  sind 
in  der  Technik  den  Staatswerken  gleich  gekommen,  wozu  die 
Verbreitung  der  technischen  Lehranstalten  die  Möglichkeit  bot.  In 
der  ökonomischen  Führung  des  Betriebs  haben  sie  die  Staatswerke 
dagegen  vielfach  zu  Ubertreffen  gelernt,  weil  sich  im  Hüttenwesen 
die  bekannten  Vorzüge  der  Privatbetriebsamkeit  und  die  Nachtbeile 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können.  Bei  der  jetzigen 
Ausdehnung  des  Privatbergbaus  und  der  schon  eingetretenen  und 
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weiter  möglichen  Einschränkung  des  Staatsberghaus,  bei  den 
besseren  Absatz  Verhältnissen  und  höheren  Preisen  des  Holzes  und 
bei  der  immer  mehr  erfolgenden  Verdrängung  des  Holzes  durch 
die  Steinkohle  als  Brennstoff  bei  den  Schmelz-  und  Verhtittnngs- 
proecssen  ist  daher  die  Beibehaltung  der  noch  vorhandenen  Staats- 
htlttenwerke  in  der  Regel  finanziell  nicht  mehr  räthlich  und  die 
Neuanlage  von  solchen  kann  vollends  nur  noch  in  Ausnahmefällen 
gebilligt  werden,  soweit  rein  ökonomische  Rücksichten  des  Pro- 
duetionsinteresses  entscheiden. 

Für  die  Veräußerung  der  Hüttenwerke  darf  man  sich  anbedingter  als  iür  die- 
jenige der  Bergwerke  des  Staats  erklären,  weil  das  speeulativ- kaufmännische 
Element  beim  Absatz  der  Hüttenproducte  immer  wichtiger  wird  und  dieses  am 
Wenigsten  Sache  des  Staats  ist. 

Die  Krage  der  Rentabilität  der  StaatshiUtenwerke  im  Yerhältniss  zum  Kapital- 
aufwand und  selbst  des  blossen  Reinertrags  ist  schwierig  zu  beantworten.  Fest  zu 
stehen  scheint  aber,  dass  neuerdings  nur  ausnahmsweise  eine,  gute  Rente  erzielt  wird. 
Wenn,  wie  vielfach  üblich,  zwischen  den  Staatsberg-  und  Hüttenwerken  und  Forsten 
keine  ordentliche,  möglichst  auf  ürtind  der  Marktpreise  erfolgende  Verrechnung  der 
Ablieferungen  und  Empfänge  stattfindet  (§.  252),  so  ist  naturlich  gar  kein  genaues 
Urtheil  zu  gewinnen.  Aeltere  Daten,  bes.  über  die  süddeutschen  Staaten,  Harz  u.a.m. 
bei  Hau  in  der  5.  A.,  §.  154  (c).  —  Neuere  Beispiele:  Preussen.  Die  Renta- 
bilität der  Staatsh  litten  werke  und  die  Höhe  des  wirkl.  Reinertrags  ist  mehrfach  Gegen- 
stand der  Controverse  gewesen.  Vgl.  Bergius,  Finanz.,  S.  115  — 119.  Nach  einer 
PrivattH'hrift  „Uber  die  Betriebsergcbuissc  der  Staatshutten  werke  i.  d.  Jahren  1853 — 60" 
hätte  der  Betrieb  in  diesen  8  Jahren  2,332.143  Thlr.  Verlust  ergeben.  Nach  einer 
amtlichen  Gegenschrift  unter  demselben  Titel  wäre  in  dieser  Zeit  die  Summe  von 
435.550  Thlr.  als  baan  r  Ueberschusa  abgeliefert,  wonebeii  der  Werth  des  Anlage-  u. 
Betriebskapital»  durch  neue  Verweudiiiigeu  aus  dem  Erlös  u.  s.  w.  um  1.487.1119  Thlr.. 
d.h.  von  5.567.0*0  auf  6,020.847  Thlr.  gestiegen  wäre,  so  dass  der  gesammte  Gewinn 
1,023,460  Thlr.  betrüge.  Dabei  sind  einige  Ausgabeposteu  (Autheil  an  Verwaltungs- 
aufwand  f.  d.  höheren  Bergbehörden,  Unterstutz,  f.  Beamte.  Arbeiter.  Zuschüsse  zu 
den  Kuappschaftskassen)  nicht  einmal  eingerechnet.  Selbst  der  ganze  ofiic.  angegebene 
Gewinn  beträgt  jährlich  nur  240,807  Thlr.  oder  3  S6M/«  des  inuthuiasslichen  mittleren 
Kapitalbetrags  von  6244  Mill.  Thlr.,  der  baare  üeberschuss  aber  nicht  einmal  00% 
jährlich.  Li  den  Jahren  1862  —  68  war  nach  den  Resultaten  der  Staatshaushalts- 
reebnuiig  das  Betriebsergebniss  der  Huttenwerke  durchschnittl.  0*377  Thlr.,  Max.  0*50 
in  1800,  Min.  014  in  1808,  wo  die  neuen  Provinzen  (Hannover)  eingeschlossen. 
Statist.  Jahrb.  III.  Die  Voranschläge  gewöhnlich  etwas  günstiger  als  die  Ergebnisse. 
S.  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  202,  Note  a.  Au  der  günstigen  Conjunctur  können 
sich  Hütteuwerke,  des  Staats  bei  der  Notwendigkeit  einer  raschen  Anpassung  der 
Production  an  den  Bedarf  des  Verkehrs  nicht  so  leicht  betheiligen,  als  einfache  Berg- 
werke wie  auf  Kohlen.  A.  f.  d.  preuss.  Staatshutten  1874:  roh  22  46,  Kosten  2 1*45. 
rein  101,  Ergebniss  bez.  22  01,  23  42,  Deficit  0*51  Mill.  M  ;  A.  f.  1875:  23  32.  21  30. 
Üeberschuss  102;  f.  1876:  2265.  20  98,  1*67  Mill.  M.  Ergebn.  f.  1879/80,  1880/S1 
u.  Anschl.  f.  1882/83  u.  1883/84  bei  d.  Hütten  allein  bez.  roh  17  33- 18  63— 19-17 — 
19*53  M.  M.  (wovon  über  3/3  »"f  die.  Harzer  Hütten  kommen),  rein  0  898  —  0*672  — 
0  600— 0-529  M.  M.  üeber  d.  Harz,  bes.  d.  Silberhutten,  s.  Nftggerath  a.  a.  O.  — 
Ueber  Hannover  in  früherer  Zeit  Lenzen,  I.  155.  über  Baden  Regenauer, 
S.  386  ff.,  über  Wurtemberg  Herdegeu,  S.  114,  Hoffmaun,  Fiuanzrecht,  1,363, 
Kiecke,  S.  185.  über  Baiern  Vöde  in  der  Baier.  Stat.  Ztschr.  1871,  S.  115. 

3.  In  neuester  Zeit  haben  sich  daher  auch  in  Deutsch- 
land die  Staaten  bestrebt,  den  Hüttenbetrieb  ganz  einzu- 
stellen und  dies  würde  oft  noch  rascher  geschehen,  wenn  sich. 
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immer  leicht  geeignete  Käufer  und  Verkaufsgelegenheiten  zu  einenj 
leidlichen  Preise  fänden. 

Auch  hier  muss  übrigens  die  Reg«d  gelten ,  dass  ein  Hütteuwerk  nicht  länger- 
Zeit  Zubussc  verlangen  darf  (S.  611}  und  dass  es  besser  ist,  sich  mit  einein  niedrisreu 
Preise  zu  begnügen,  wenn  die  daraus  fliesseude  Heute  nur  den  andauernden  Rein- 
ertrag des  Werks  übersteigt.  Getrennt  von  dem  Werke  selbst  erfolgt  in  der  Kegel  dir 
Veräusserung  von  angesammelten  Vorräthen,  in  denen  auch  oft  ein  bedeutendes  Kapital 
lange  brach  liegt. 

Beispiele.  So  sind  in  Baden  alle  Hütten  des  Staats  veriussert,  die  letzte 
1868,  wobei  ein  ansehnlicher  Theil  des  angenommenen  Kapitalwerths  verloren  gegeben 
werden  musstc.  Auch  in  Preussen  ist  die  allmälige  Veräusserung  jetzt  beabsichtigt 
und  namentl.  1870  das  grosse  schles.  Werk  Königshütte  u.  s.  w.  für  1,306,000  Thlr. 
verkauft  worden.  Ihr  Reinertrag  war  1870  auf  93,160  Thlr.  im  Etat  veranschlagt. 
Im  J.  1874  wurde  die  Eisengiesserei  in  Berlin  aufgelöst.  1874  bestanden  noch 
12  Hüttenwerke,  näml.  7  Eisenhutten  mit  4  Hochöfen,  5  Blei-  u.  Silberhutten.  Das 
Kupferberg-  u.  Hüttenwerk  Riechelsdorf  (langer  Zubussgrube)  ist  1873  veriiussert 
worden.  1883  noch  ausserh.  d.  Harzes  in  Preussen  1  Silber-  u.  Blei-,  1  Eisen- 
giess-,  1  Eisenhütte  fisealisefa.  Weitere  Daten  in  meiner  6.  A.  Kau 's,  §.  203,  Note  a.  — 
In  Preussen  sind  veranschlagt  als  Erlös  für  Prod.,  Mater..  Invent.  aufgelöster  Staab- 
hutten  1870  810,000  (KönigshUtte),  1871  100,000  Thlr. 

4.  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  auch  die  in  §.  251  ge- 
äusserten Bedenken  gegen  den  Verkauf  von  Staatsbergwerken  nicht 
in  gleichem  Grade  entgegen,  zum  Theil  werden  sie  hier  in  höherem 
Maasse  durch  die  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  ökono- 
misch-technisch genügenden  Leitung  von  Staatshuttenwerken  über- 
wogen. Der  bisherige  Besitz  von  Hüttenwerken  des  Staate  ist 
theils  niemals  sehr  umfassend  gewesen,  theils  seit  länger  nicht 
mehr  bedeutend,  so  dass  <fie  Beibehaltung  oder  Veräusserung 
wenige  der  in  §.  251  hervorgehobenen  Wirkungen  haben  kann. 

Der  Factor  Natur  spielt  auch  bei  der  Production  eine  untergeordnete  Rolle  in 
den  Hüttenwerken,  eino  Hauptrolle  in  den  Bergwerken.  Die  principiellc  Beseitigung 
des  Privat eigenthums  an  ersteren  kann  vollends  nur  in  Verbindung  mit  einer  voll- 
ständigen Umgestaltung  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  in  Frage  kommen  and 
wurdo  ein  ähnliches  Vorgehen  bei  den  Fabriken  voraussetzen,  wovon  hier  abgesehen 
werden  kann.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  ausschliessliche  Zulassung  von  Staats- 
berg werken  eine  Frage  der  Ordnung  des  Eigenthumsvorhältnisses  einer  Bodcn- 
kategorie  ist  und  an  und  für  sich  und  praktisch  nicht  undurchführbar  erscheint, 
wenn  auch  Zweckmässigkeitsgründe  sie  verbieten  mögen.  Dio  gleiche  Forderung  bei 
Hütteuwerken  geht  viel  weiter  und  ist  viel  schwieriger  zu  verwirklichen,  weil  sie  die 
Kcchtsordnung  des  Kapitals  betrifft.  Wie  sehr  verschieden  aber  die  Frage  des 
privaten  Grund-  u.  des  privaten  Kapitaleigcnthums  zu  behandeln  ist.  ist  in 
meiner  (irundleg.  2.  Abth.  bes.  K.  3  u.  4  (namentl.  §.  307,  341,  342  ,  344  ,  36*) 
ausgeführt  worden 

5.  Ebenso  wie  bei  Bergwerken  kann  indessen  bei  Hütten- 
werken erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einzelne 
Private  und  an  Kapitalistengesellschaften  (Actienunternehmungen) 
tibergehen  zu  lassen,  aus  dem  Htittenarbeiterpersonal  Productiv- 
associationen  bilden  könne,  denen  durch  die  Stundung  des 
Kaufpreises  und  durch  Darleihen  von  Betriebskapital  gegen  lang- 
same Abzahlungen  Credit  gewährt  würde. 
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Die  Opfer  des  Staats  werden  dabei  oft  nicht  grösser  zu  sein  brauchen,  als  beim 
bisherigen  Betrieb,  d.h.  auch  nur  in  zeitweise  niedrigerem  Gewinn  (lucrum  cessans) 
bestehen.  Der  nicht  zu  leugnende  Vortheil  bei  der  Verwandlung  eines  bestehenden 
Staats-  oder  eigentlichen  Privatwerks  in  ein  Actien unternehmen,  dass  nemlich  die 
Schwierigkeiten  der  Gründung  und  Inbetriebsetzung  fortfallen .  kommt  bei  der  Ver- 
wandlung in  solche  Association  unternehmen  ebenso  in  Betracht. 

So  lange  Hüttenwerke  vom  Staate  noch  besessen  werden,  sind 
sie  in  der  Regel  nur  in  eigener  Hegie  zu  betreiben.  Diese 
niuss  dann  möglichst  auf  kaufmännischem  Fusse  eingerichtet 
werden ,  eine  Gewinnbctheiligung  des  dirigirenden  Personals  kann 
dazu  empfchlcnswerth  sein.  Hinsichtlich  der  Verrechnung  der 
Erträge  gilt  das  im  §.  252  bei  den  Bergwerken  Gesagte. 

Die  Betriebsmater,  u.  Utensilien  absorbiren  den  Haupttheil  der  liohoimi.  bei 
den  Huttenwerken,  so  iu  Preussen  A.  f.  1 S7U  (also  noch  incl.  d.  schlcs.  Kuiiigs- 
hütte)  bei  einer  Totalausgabe  von  6,116.034  Thlr.  jener  Posten  4,451,617:  ferner  die 
Bauten,  Betricbsanlagen  u.  deren  Unterhaltung  360,385,  die  Betriebslöhnc  1,061,200  Thlr., 
kleinere  sachliche  Bedürfnisse  16,014,  Zuschüsse  zu  den  Knappschaftskassen  27.365, 
Abgab,  u.  Gnindentschäd.  15,204,  Besolduugcu  (109  Stellen)  83.313,  andere  persönl. 
Ausgaben  7450  Thlr.  Die  Privaten  werden  vornehmlich  nur  an  den  ersten  2  Posten 
Ersparungen  (Verbesserungen  der  Technik)  zu  machen  suchen  können,  kaum  an  den 
Besoldungen,  und  sonst  eben  nur  durch  Aufsuchen  günstigeren  Absatzes  eine  höhere 
Rente  ermöglichen,  auch  hier  nicht  dauernd  mit  Erfolg,  wie  dio  Lage  der  Metall-, 
bes.  Eisenindustrie  nach  1873  zeigte. 

3.  Abs  chnitt. 
Salzwerke. 

Rau  handelt  von  den  Staatssalz  werken  im  Abschnitt  vom  Salzregal,  §.  184  IT. 
Da  letzteres  als  Bcsteueruugsform  zu  betrachten  ist  (§.  211),  muss  der  Gegen- 
stand hier  jetzt  tretheilt  werden,  wie  schon  in  meiner  6.  Ausg.  Kau's  §.  204—205. 

I.  —  §.  254.  Beibehaltung  oder  Veräusserung.  Die 
Salzwerkc  des  Staats  haben  sich  in  ähnlicher  Weise  wie  der 
Staatsbergbau  entwickelt  und  sind  namentlich  aus  dem  Bergregal 
hervorgegangen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  für  ihre  Beibehaltung 
oder  Veräusserung  und  auch  für  ihre  Bewirtschaftung  im  Ganzen 
dasselbe,  wie  fUr  den  sonstigen  Staatsbergbau  (§.  250).  Nach  den 
Bemerkungen  in  §.  250  und  251  erscheint  die  Beibehaltung 
von  Salzwerkcn  und  Salinen  aber  ökonomisch-technisch 
weniger  bedenklich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  mono- 
polistischer Ausbeutung  der  Consumenten  durch  Producentcn  und 
Händler  bei  einem  so  unentbehrlichen  Verzehrungsgegenstaud,  wie 
Salz  unter  Umständen  selbst  zweckmässig. 

Vgl.  schon  in  Alt -Rom  die  Monopolisirung  mit  aus  diesem  Zwecke.  Mar- 
quardt a.a.O.,  II,  154,  271  u.  o.  §.210,  Note  4. 

Die  Staatssalzwerke  nehmen  ferner  vielfach  noch  eine  andere 
Stellung  als  die  Übrigen  Bergwerke  des  Staats  ein,  weil  das  Salz 
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seit  lange  einer  Verbrauchssteuer  und  zwar  insbesondere 
einer  in  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  Ländern  zu 
unterliegen  pflegt.  Um  dieses  Salzregal,  welches  nach  der  ge- 
wöhnlichen Einrichtung  die  Gewinnung  und  Bereitung  des  Koch- 
salzes sowie  den  inländischen  Handel  mit  demselben  im  Grossen 
begreift,  möglichst  bequem  und  vollständig  als  Besteuerungsmass- 
regel für  einen  rein  finanziellen  Zweck  auszunutzen,  hat  der  Staat, 
namentlich  in  Deutschland,  den  Betrieb  der  Salzwerke  sich  gern 
selbst  vorbehalten.  Auch  bei  neuentdeckten  Salzlagcrn  und  Salz- 
quellen, die  ihm  nach  dem  Bergregal  zur  Verfügung  standen,  ist 
daher  selten  eine  Verleihung  an  Dritte  erfolgt  (z.  ß.  Ludwigshall 
bei  Wimpfen,  in  einer  hess.  Exclave,  Rau).  In  der  That 
sprechen  manche  erhebliche  Gründe  der  Verwaltungs-  und 
Bestcuorun gstechnik  dafür,  da  wo  einmal  das  Salz- 
regal als  Verbrauchssteuerform  besteht,  die  Salz- 
gewinnung in  eigenen  Werken  des  Staats  auf  Rech- 
nung des  letzteren  zu  betreiben. 

Diu  soust  sehr  lastige  und  schwierige  Controlc  der  Privatsalzwerke  fällt  dabei 
fort  und  diu  Staatswerke  schlagen  beim  Verkauf  gleich  die  Steuer  /um  Preise  hiuzu 
oder  erheben  m.  a.W.  diese  Steuer  im  tarifmassigen  Kegalpreise,  also  mit  billigen 
Erhebungskostcu. 

lieber  das  Salzregal  als  solche  Verbrauchssteuerform  ist  erst  in  der  speciellen 
Stcuerlehre  (B.  3  d.  Hn.wiss.)  zu  handeln,  unserer  früheren  Verwerfung  der  Regalien  ah 
einer  besonderen  Einnabmeart  gemäss  (§.211).  Hier  muss  einstweilen  die  Bemerkung 
genügen,  dass  die  Kegalisiruug  des  Salzes  in  uuscrer  Gegenwart  uud  in  unseren 
Staaten  indessen  jedenfalls  keine  uothwendige  und  mitunter  keine  gute  Besteue- 
rn npsforui  mehr  ist. 

An  Stelle  des  Regals  ist  daher  auch  mehrfach  eine  gewöhn- 
liche Salzverbrau chsstcuer  getreten  oder  das  Salz  ist 
gänzlich  von  der  Steuer  befreit  worden.  Im  ersten  Falle  liegt 
kein  so  erheblicher  Grund  wie  bei  der  Regalisirung  des 
Salzes  vor,  dass  der  Staat  selbst  Salzwerkc  besitze  und 
auf  eigene  Rechnung  betreibe. 

Die  Privatbetriebsamkeit  hat  hier  wieder  manche  Vorzüge  und  auch  die  zweck- 
mässige Form  der  Erhebung  der  Salzsteucr  gleich  beim  Produccnten  erweist  sich 
recht  wohl  durchführbar.  Es  sind  daher  bei  der  Ersetzung  des  Regals  durch  eine 
gewöhnliche  Steuer  öfters  die  Staatasalz  werke  veräussert  worden,  besonders  kleinere, 
wenig  ergiebige.  Veräusserungsabsichten  seit  dem  das  Salzregal  durch  eine  andere 
Salzvcrbrauchsstcucr  ersetzenden  Ges.  d.  Nordd.  Bundes  v.  12.  Oct.  1867  in  Preussen. 
So  wurde  die  Saline  Orb  in  dem  von  Baiern  abgetretenen  Landstrich,  Sülbeck  im 
Hildesheimschen  abgegeben.  Nach  d.  A.  f.  1871  sollten  die  Salinen  zu  Königbborn 
(Realit.-Wcrthanschl.  120,000  Thlr.)  und  Rothenfelde  (dsgl.  33,000  Thlr.)  im  0.  B.  A.  B. 
Dortmund  verkauft  werden.  Der  Reinertrag  war  nach  d.  A.  f.  1871  20,016  u.  3310  Thlr. 
Auch  zur  Zeit  des  Salzregals  waren  schon  mehrere -Privatsalinen  vorhanden,  1866  »n 
den  alten  Provinzen  von  18  Uberhaupt  10  (incl.  der  hess.  in  Kreuznach).  Von  den 
16  hannov.  Salinen  wareu  nur  2  fiscalisch,  die  beiden  genannten  zu  Sülbeck  u. 
Kothenfelde.   1874  bosass  Preussen  noch  8  Salzwerkc  u.  6  Salinen,  1883  noch  3  u.  5 
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(bes.  die  beiden  grossen  Anlagen  z.  Schönebeck  u.  Stassfurth).  —  In  den  anderen 
deutschen  Staaten  ist  s«it  der  Aufhebung  des  Salzregals  noch  wenig  Veränderung 
eingetreten.  Baden  betreibt  noch  seine  beiden  Werke  zu  Rappenau  u.  DUrrheiin, 
in  Baiern,  Wurtemberg  gehören  alle  Salzwerke  dem  Staate;  Sachsen  hatte  schon 
früher  keine. 

Bei  grossen  und  einträglichen  Werken  ist  indessen 
die  Beibehaltung  im  Staatseigenthum  und  Staatsbetrieb  immerhin 
zulässig.  Von  den  in  §.  250  angeführten  Gründen  kommen  hier- 
für besonders  die  in  Betracht,  dass  das  Salz  keiner  weiteren 
schwierigen  Bearbeitung  unterliegt,  sondern,  wie  Kohle,  gleich 
verkäuflich  ist  und  dass  die  Erhebung  der  Steuer  gleich  bei  den 
Staatswerken  bequem  und  wohlfeil  ist. 

Wo  endlich  die  Salzsteuer  ganz  aufgehoben  wird,  da  ist  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  von  Staatssalz  werken 
wieder  wesentlich  dieselbe  wie  beim  Staatsbergbau  Uberhaupt,  nur 
dass  dann  um  so  mehr  der  Gesichtspunct  des  §.  252  zu  er- 
wägen ist. 

II.  —  §.  255.  Bewirtschaftung  der  Staatssalz- 
werke. 

1.  Bei  bestehendem  Salzregal.  Die  Verwaltung 
auf  eigene  Rechnung  (Eigenbetrieb)  ist  hier  die  gewöhn- 
liche und  gewiss  auch  die  zweck  massigste  Bewirthschaftungsform. 

So  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Salzregals  in  Prcussen  (unter  dem  Handels- 
minist.).  Baiern  u.a.m.    S.  aiuh  Rau,  §.  189,  u.  vor.  Aufl.  §.220. 

2.  Ohne  bestehendes  Salzregal.  Der  Eigenbetrieb 
ist  auch  hier  wohl  am  Räthlichsten  und  auch  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Producenten  erhobene  Salzverbrauchsteuer  existirt. 
Die  Verpachtung  hat  die  gewöhnlichen  Schwierigkeiten  einer  Ver- 
pachtung von  Bergwerken,  Hütten  u.  s.  w.  Ihr  vorzuziehen  ist 
eventuell  die  Veräusserung. 

Die  würtcinb.  Saline  Cletncnshall  war  bis  1848  verpachtet.  (Rau.)  In  den 
deutschen  Ländern  war  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Regals  fast  nur  Eigen- 
vorwaltutig.  Die  beiden  Verpachtungen  in  Frankreich  sind  nicht  gut  ausgefallen. 
S.  Rau,  §.  189  Note  «,  §.  18«  S.  260  (5.  A.).,  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  501  Note. 

Bei  der  Eigenverwaltuug  ist  besonders  auf  Kosten  Ver- 
minderung bei  der  Salzproduction  und  bei  der  Verpackung  und 
Versendung  von  Salz  hinzustreben.  Soviel  als  möglich  empfiehlt 
sich  der  Salzverkauf  ab  loco  (des  Werks).  Er  sollte  bei  einer 
Beseitigung  des  Regals  die  Regel  sein,  was  ein  weiterer  Vortheil 
hiervon  ist.  Wo  das  Regal  besteht,  müsste  der  Staat  wenigstens 
darauf  hinstreben,  um  so  die  Kosten  fUr  die  Niederlagen  (Gebäude, 
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Beamte,  Diener)  zu  ersparen.  Im  Uebrigen  ist  die  Einrichtung 
des  Eigenbetriebs  ganz  ähnlich  wie  bei  Berg-  und  Hüttenwerken. 

Einiges  Weitere  zur  Technik  des  Betriebs  u.  über  technische  Verbesserungen  bei 
Kau,  §.  189  Noten,  und  meist  danach  noch  vor.  Aufl.  d.  B.  S.  502.  Indessen  reichen 
solche  Notizen  doch  nicht  aus  u.  die  technischen  u.  privatökon.  Fragen  als  solche 
gehören  nicht  in  die  Fin.wiss.  S.  bes.  die  Werke  über  Technologie  (iL  Wagner, 
Chcin.  TechnoÜ.  Grosse  Bedeutung  hat  bei  unvollkommener  Communication,  daher 
früher  mehr  als  jetzt,  die  Fortlcitung  der  Soole  nach  Orten,  wo  der  Brennstoff 
billiger  und  die  Salzabfuhr  leichter  (Salzkammergut,  siidöstl.  Oberbaiern,  Leitung 
zwischen  Berchtesgaden,  Reichcnhall,  Traunstein,  Bosenheim). 

Die  Reinertrag s Verhältnisse  der  Staatssalzwerke  lassen 
sich  natürlich  nur  da  richtig  und  genau  angeben,  wo  kein  Regal 
besteht,  oder  wo  die  Betriebsergebnisse  scharf  von  den  Ergebnissen 
der  Regalverwaltung,  welche  durch  Ausschluss  der  Concurrenz  den 
Salzpreis  steigert,  getrennt  werden,  was  nicht  immer  der  Fall  war 
und  ist. 

Beispiele:  Preussen,  Salzwerke.  Rechn.  1865  1*202  Mill.  Thlr.  Koheinn.. 
G97.000  Thlr.  Kosten,  504,000  Thlr.  Reincrtr.,  woneben  d.  Salzmonopol  9*277  Mill. 
Thlr.  roh  ertrug,  2  hl  Mill.  Thlr  Kosten  machte,  also  0*407  Mill.  Thlr.  rein  ergab. 
A.  f.  187 1  (incl.  neue  Provinzen)  Salzwerke  Einn.  1,492,070,  Ausg.  1,010,593  Thlr.. 
Ueberschuss  482,383  Thlr.  Erhebl.  Unterschiede  bei  d.  einz.  Werken,  so  nach  A.  für 
1871:  Saliue  zu  Schönebeck  Koheinn.  484,300,  Ueberschuss  191,460,  Salzw.  zu  Stass- 
furt  511,850  u.  184,950,  Sal.  zu  Dflrrenbcrg  184,270  u.  73,920,  zu  Artem  55,770  u. 
11,180,  Salzw.  bei  Erfurt  59,430  u.  3420,  Königsbon»  86,105  u.  20,010,  Neusalzwerl 
41,340  u.  7925,  Rothenfelde  20,510  u.  8310,  Münster  a.  St.  14,986  u.  4287;  Sooden 
dagegen  bei  21.000  Thlr.  Einn.  10,525  Thlr.  Zuschuss,  Rodenberg  dsgl.  13.375  n. 
3835  Thlr.  1874  Ergcbn.  d.  ganzen  Salincnvcrwaltung  roh  4  92,  rein  0  81  MilL  M. 
A.  1875  4*89  u.  075,  1876  5  16  u.  0  94  Mill.  M.  1879/80.  1880/1881  Ergcbn., 
1882/83  u.  188</84  Anscbl.  roh  5  01 1 —  5*713  — 5*462  — 5*985  M.  M.,  rein  1.106- 
1*605—1*430 — 1*632  M.  M.  —  Baden.  Herabsetzung  des  Ertragsanschlags  des  Salincn- 
betriebs  1876« -77  gegen  die  vorher.  Budgetpcr.  v.  961,000  auf  784,000  M.  roh,  z.  Tb. 
weil  die  Salzpreisc  in  Folge  der  Concurrenz  erheblich  gewichen  seien;  GesanunteUt 
der  SalinenverwalL  rein  1875  0*3,  1876  0  153  Mill.  M.  —  Baiern,  Salincnrerwaltung 
A.  1808  u.  69  roh  1*33  MÜL  11.,  rein  40,000  fl.,  Ergebniss  1868  1*43  u.  O  l  87  MUL  fl-, 
A.  1870  u.  71  1*25  MilL  fl.  u.  120,000  fl.  roh  u.  rein,  A.  1876  u.  77  roh  1*547  MilL  M. 
S.  Vocke  a.  a.  0.  f.  die  Zeit  bis  1868,  Ztschr.  1871,  S.  112. 

4.  Abschnitt 
Gcwerksanlagen . 

§.  256.  Hierhin  gehören  besonders  Staatsfabriken.  Bei 
solchen  Anstalten  können  dreierlei  Zwecke  unterschieden  wer 
den,  welche  aber  mitunter  bei  einer  einzelnen  zusammentreffen. 
Auch  im  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sich  ein  geschichtlicher  Wechsel 
dieser  Zwecke. 

1.  Die  Anstalten  können  einen  rein  finanziellen  Zweck 
haben,  um  dem  Staate  eine  Reineinnahme  für  die  eigentlichen 
StaatsbedUrfnissc  zur  Verfügung  zu  stellen. 
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Nur  in  diesem  Falle  gehören  sie  zu  den  privatwirthschaftlichen  Anstalten  im 
strengen  Sinne  *§.  198).  Ein  solcher  Zweck  hat  aber  kaum  je,  weder  früher  noch 
jetzt,  bei  den  vorgekommenen  Staatsfabrikcn  ausschliesslich  obgewaltet.  Gegenwartig 
wird  man  nur  verlangen  müssen,  dass  der  Gcsichtspunct  privatwirthschaftlicher  Renta- 
bilität voranstelle.  Da  zeigt  sich  indessen,  dass  der  Staat  hier  im  Eigcnbotriob 
selten  günstige  Ergebnisse  erzielt.  Auch  die  Verpachtung  ist  kaum  einträglich 
und  schwer  durchführbar.  Mit  Kecht  werden  daher  die  Gewerksanlagen ,  weil 
der  zweite  Zweck  nicht  mehr  wichtig  zu  sein  pflegt,  lieber  aufgegeben  und  veräussert. 
In  einem  solchen  Falle  könnten  mitunter  Versuche  mit  Productivassoeiationcu  in 
Erwägung  kommen.  Die  viel  besprochene  Ta baksmanufactur  in  Strassburg,  auf 
d.  elsass-Jothr.  Budget,  gehört  in  diese  1 .  Kategorie.  Ihr  behauptetes  „Fiasco"  bewiese 
gegenüber  dem  Erfolg  massloser  tendenzpolitischer  Angriffe,  denen  auch  kerne  Privat- 
fabrik widerstände,  nicht  viel.    A.  1882/S3  5't>9  Mill.  M.  roh,  0  833  MilL  M.  rein. 

2.  Die  Anstalten  haben  einen  volkswirtschaftlichen 
Zweck,  und  zwar  ftir  die  Prod actio n» interessen,  indem  sie  als 
Musteranstalten  dienen  und  neue  Gewerbzweige  einführen  sollen. 

Diesem  Zweck  verdanken  viele  frühere  und  manche  noch  heute  bestehende  Staats- 
fabriken ihre  Entstehung,  besonders  solche  aus  dem  Gebiete  der  Kunstgewerbe, 
so  Porzellan-.  Teppich-,  Tapetenfabr. ,  Glashütten,  Glasmalereien,  früher  auch 
Webereien,  Tuchfabriken  u.  a.  m.  Einige  Anstalten,  wie  Glas-,  Zicgelhütten,  Mühlen, 
Brauhäuser,  Weinkellereien,  selbst  Wirthshäuser,  sind  aus  dem  landwirthsch.  Domanium 
mit  hervorgegangen  u.  vollends  zu  veräussern,  §.  232.  Sic  haben  mitunter  ihren 
eigentlichen  Zweck  erreicht,  freilich  vielfach  unter  grosser  Hintansetzung  der  Renta- 
bilität. Insofern  sind  sie  volkswirtschaftlich  unter  den  Massregcln  und  Ausgaben 
des  Staats,  durch  welche  mit  finanziellen  Opfern  die  Gewerbe  befördert  werden  sollten, 
zu  beurtheilen.  In  der  Gegenwart  lassen  sie  sich  in  unseren  Staaten  wohl  meistens 
entbehren.  Sie  werden  daher  am  Kesten  aufgegeben,  da  die  sonst  erforderliche 
Betreibung  nach  dem  privatwirthschai'tlichon  Rcntabilitätsprincip  keinen  günstigen 
Erfolg  zu  haben  pflegt.  Als  Geschmacksbildungs-  u.  Geschmackscrhaltungsanstaltcn 
können  die  vielen  staatl.  Porzellanfabriken  allerdings  immer  noch  in  Betracht  kommen. 
Die  Weiterbildung  nach  den  Erfordernissen  der  Jetztzeit  erfolgt  etwa  so,  dass  Special- 
Lunstschulcn  (Maler,  Glasmaler)  damit  verbunden  werden  iSevrcs.  Nymphcnb.),  wo  dann 
die  Ausgabe  wieder  eine  andere  Bedeutung  erhält.  ludessen  wird  durch  angemessene 
Bestellungen  des  Staats  bei  Privatfabriken  im  kuustindustr.  Interesse  jetzt  ziemlich  das- 
selbe zu  erreichen  sein,  als  durch  eigene  Staatsfabriken,  ohne  dass  dabei  so  grosse 
Kosten  wie  bei  diesen  vom  Staate  getragen  werden.  In  Preussen  deutet  die  gegen- 
wärtige Stellung  der  K.  Porzellaninanufactur  im  Min.  f.  Unterricht  u.  s.  w.  neben  dem 
technischen  Unterrichtswesen  darauf  hin,  dass  ähnlich  wie  bei  der  Uebcrtragung  der 
Dom.  u.  Forsten  an  d.  landwirthsch.  Ministerium  der  finanzielle  hinter  dem  voh\s- 
wirthsch.  Gesichtspunct  zurücktreten  soll. 

3.  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  den  eigenen  Bedarf 
des  Staats  an  bestimmten  Sachgütern  zu  befriedigen.  Auch  hier 
ist  die  Staatsindustrie  nur  ausnahmsweise  anstelle  der  Privat- 
industrie noch  heutzutage  bei  uns  in  finanzieller  Hinsicht  räthlicb. 

Früher  Hessen  sich  die  Porzollanfabriken  auch  hier  mit  nennen,  ein  wenig 
selbst  jetzt  noch,  indem  sie  luxuriöse  Ehrengeschenkgegenstände  für  fremde  Monarchen, 
Staatsmänner  lieferten.  Auch  für  solche  Zwecke  reicht  die  Privatindustrie  jetzt 
völlig  aus.    S.  sonst  oben  §.  108. 

Bei  der  oft  irrationellen  KechnungsfUhrung  der  Staatsfabriken 
lässt  sich  übrigens  nicht  immer  der  wirkliche  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt,  und  daher  auch  nicht  der  wahre  vcrhiiltniss- 
mässige  Reinertrag  angeben. 
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Sehr  viele  Staatsfabriken  sind  schon  eingegangen,  weil  sie  sieb  nicht  lohnten. 
Am  Häufigsten  sind  noch  oder  waren  bis  vor  Kurzem  die  Porzellan fabrike n  in 
Sevres,  Berlin.  (Wien),  (Nympheuburg),  Meissen,  Kopenhagen  u  s.w.  —  Beispiele: 
Preussen.  Porzellanmanufactur  Rohertrag  J  SIJ5 — 68  D.  164.250,  Betriebskosten 
144,053  Thlr.,  Reinertrag  20,197  Thlr.,  1874  A  roh  558,000,  rein  36,000,  Ergebnis> 
575,000  u.  42,500  M.,  1876  A.  555,000  u.  27,300  M.  Die  Anstalt  wurde  1866  in 
das  (iebäude  der  aufgelass.  Gesondheitsgeschirrfabrik  (die  1865  bei  103.0&4  Thlr.  roh 
19,357  Thlr.  rein  ergab)  verlegt,  jetzt  nach  Charlottenburg  bei  Berlin,  mit  einem 
ausserord.  Kostenaufwand  von  335,000  Thlr.  für  1868 — 71.  —  eine  finanziell  schwor 
erklärliche  Maassregel.  Die  neuesten  Etats  sind :  18*2/83  450,000,  1883/84  529,000  M. 
roh,  dagegen  Kosten  542,000  u.  614,000  M.,  also  Zuschuss  nothwendig.  Mit  d.  Porz.- 
lnanuf.  ist  aber  eine  chem.-techn.  Versuchsanstalt  verbunden.  4  Debitsbeamtcn  be- 
kommen kleine  Tantiemen  u.  Erlös  aus  Porz. verkauf  (*/„  n.  7,0%).  Ausserdem  be- 
sass  die  dem  preuss.  Staat  gehörige  Seehandlungssocictät,  in  der  Hauptsache  ei>< 
grossartiges  Bankinstitut  mit  ausgedehntem  Geschäftskreis,  auch  nach  neuerlicher  Ver- 
minderung ihres  Besitzes  noch  immer  mehrere  Fabriken,  neml.  1871  2  Flachsgarn- 
maschinenspinn.  in  Schlesien,  eine  ausser  Betrieb  befindliche  Baumwollenspinnerci  a. 
Weberei  ebendas.,  auf  die  alle  längere  Zeit  keine  Kaufanbote  bei  ausgeschrieb.  Sub- 
missionsverfahren erfolgten,  ein  Muhlenetabliss.  in  Bromborg,  das  gleichfalls,  sobald 
die  Umstände  es  erlauben,  verkauft  werden  sollte.  Buchwerth  dieser  AnstalUn  incl. 
Dienstgeb.  u.  Leihamtsgeb  in  Berlin  E.  1869  4  27  Mill.  Thlr.,  Gewinn  auf  den  Be- 
trieb sämmtl.  industr.  Etabliss.  1869  nur  19,775  Thlr.  Seitdem  ist  die  Baumwollfabrik 
u.  1  Flachsgarnspinn,  verkauft  worden.  Das  Institut  besitzt  noch  die  Broinb.  M üblen 
mit  Durchschnittsgew.  in  10  J.  (1864— 73)  v.  7-95%,  in  1874  nur  420%,  1872— 
81/82  i.  D.  2-635%,  18S0/S1  0'11%.  Verlust  in  1881/82  3*05%.  bei  1,116,000  M 
arbeitendem  Kapital;  die  Schwierigk.  d.  Vcräusserung  liegt  mit  in  den  Verhältnisses 
der  Wasserregelung  :  dann  1  Flachsg.spinn.  in  Schles.  mit  8*03%  Gew.  in  1874,  fl'31-% 
in  1873  v.  buchmäss.  Kap.,  in  1881/82  arbeitete  ein  Kap.  v.  1,243,000  M. ,  Ertrag 
551%,  im  Vorjahr  4"21%.  ~  Baiern  Porz.-Fabr.  zu  Nymphenburg  jährl.  Züsch. 
1819  bis  25  8717,  1831—36  14,988,  1837—43  11,782,  1845—47  24,842,  1S48— 49 
7726  fl.,  1*555  aufgegeben.  Hofbräuhaus  in  München  A.  1861—67  212,602  fl.  roh, 
16,338  fl.  roin,  wirkl.  Reinertr.  1861/62  10.6Ü0.  1864/65  44,677,  1868  39,315  fl.  (zu- 
gleich Musterbrauerei),  A.  1876  781,000  u.  112,000  M.  In  d.  letzten  Jahren  starkr 
Erweiterung  u.  höhere  Reinerträge.  (A.  d.  Einn.  aus  Bier  1884  1.435.000  M.\  (Selbst- 
vcrwalt.i.  Früher  bestand  auch  noch  ein  Brauhaus  in  Wurzburg,  wo  jetzt  noch  eine 
fisc.  Hofkellerei  in  Verbind  mit  den  fiscal.  Weinbergen  in  Unterfranken.  Dies  Wein- 
gut ertrug  rein  i.  D.  v.  1870—82  42  5 10  M.  =  c  4%  Rente,  Max.  1S74  106.000  M.. 
Min.  ein  Verlust  v.  10,538  M.  in  1875.  -  Sachsen,  Porzellanfab.  in  Meissen, 
früher  jährl.  Zuschuss,  in  den  20er  Jahren  36,000  Thlr.,  seit  Mitte  der  30er  Jahre 
ergab  sich  ein  Reinertrag,  A.  1b6l-63  roh  158,300,  rein  13,000,  1873  A.  75,000  Thlr.. 
1883  rein  370,000  M.  Anschl.  (s.  Gesch.  dieser  Meiss.  Manufactur  v.  Böhmen,  1881  . 
—  Oesterreich,  Teppichfabrik  und  Wolldruckerei  in  Linz  1849  27,731  fl.  Zuschuss 
1H50— 51  29,561  fl.  rein,  dann  weggegeben.  Porzellanfabr.  in  Wien  1849—51 
jährlich  6073  fl.  Zuschuss  (jetzt  aufgegeben).  —  Bäd eretablisseinents,  die  mehrfach 
in  Deutschland,  Frankreich  auf  Staatskosten  betrieben  werden,  geben  auch  öfters  Ein- 
nahmen (Verkauf  v.  Mineralwasser,  Gebrauch  v.  Bädern,  Badetaxen  der  Curgäste 
u.  s.  w.).  welche  theils  hierher,  theils  unter  die  Gebühren  v.  Heilanstalten  gerechnet 
werden  können,  z.  B.  ßaiern,  Kissingen,  R.  1S68  Roheinn.  36,030,  rein  11,622  IL 
A.  1H71  23,850  u.  14,350  fl.  —  Preussen  18^0/31  Min.bäder  in  d.  Bcrgw.abtheil. 
Ergebn.  157,730  M.  roh,  19.479  M.  rein,  in  d.  Dom.verwalt.  Anschl.  1883/84  roh 
197  M.  M.  (bes.  d.  nass.  u.  die  Seebäder  Nordernci  u.  Kranz),  Betriebskosten  1  21. 
rein  0'7G  M.  M.  Ein  Thcil  dieser  Einnahmen  pflegt  bei.  Badefonds  zuzufliegen  und 
zu  Verschönerungen  u.  s.  w.  benutzt  zu  werden. 

Jene  socialpolitis«  hen  Gcsichtspuncte,  welche  für  die  Beibehaltung  der  Bergwerke 
im  Staatseigenthum  mitsprechen,  kommen  bei  den  wenigen  Staatsfabriken  nicht  wohl 
in  Betracht.  Hinsichtlich  der  principiellen  Forderung,  Privateigenthntn  auch  bei 
Fabriken  durch  Staatseigenthum  zu  ersetzen,  gilt  das  in  §.  253  unter  N.  4  Gesagte. 
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5.  Abschnitt. 
Wohngebftude. 

Vgl.  Rau,  5.  A.,  154a.  Meine  (>.  A.  r.  Rau  §.  2150.  Rau  vertritt  die  ältere, 
solchem  Resitzthuin  abgeneigte  Ansicht,  wie  sie  in  den  ersten  Sätzsn  des  Texts  aus- 
gesprochen wird,  erkennt  aber  den  Fall  der  Dienstwohnungen  schon  an,  nicht  die  beiden 
anderen. 

§.  257.  Die  Beibehaltung  oder  vollends  die  neue  Erwerbung 
von  Gebäuden  bloss  des  Miethertrags  wegen,  also  aus  rein 
finanz i eilen  Gründen,  wird  für  den  Staat  gewöhnlich  unzweck- 
raassig  sein.  Denn  die  vermietheten  Wohnungen  machen  im  Ver- 
hältniss  zu  ihrem  Ertrage  dem  Staate  leicht  viel  Baukosten.  Es 
müssen  daher  besondre  Gründe  hinzukommen,  um  die  Beibe- 
haltung oder  Erwerbung  von  Wohngebäuden  zu  empfehlen.  Solche 
Gründe  können  liegen: 

1.  in  Dienstinteressen  unf  in  Staatsdienerinter- 
essen, in  welchem  letztern  Falle  die  Frage  zu  derjenigen  der 
Gewährung  von  N  at  u  r  a  1  w  o  h  n  u  n  g  für  die  Beamten  wird,  worüber 
oben  in  §.  162  gehandelt  wurde. 

2.  In  den  speciellen  Verhältnissen  rasch  in  Aufschwung 
begriffener  Orte,  wo  die  Grund-  und  Hausrente  sehr 
steigt. 

Hier  kann  der  Staat  durch  Besitz  von  eigenen  Gebäuden  an  diesem  Vortheil 
Theil  nehmen  und  i'ur  die  häufig  in  solchen  Orten  neu  hervortretenden  öffentlichen 
Bedürfnisse  eine  passende  Boden-  und  eventuell  Kapitalreserve  für  neue  Staatsgebäude 
erlangen  —  nicht  selten  auch  in  seinem  Kinanzinteresse.  Auch  die  Gemeinde  könnte 
and  sollte  mehr  so  verfahren  (Berlin!). 

3.  Auch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  können  im  socialpolitischen  Interesse  einen 
solchen  Besitz  wtinschenswerth  erscheinen  lassen. 

Doch  würde  hier  Staat  und  Gemeinde  in  geeigneter  Weise  sich  in  die  be- 
zügliche Aufgabe  thcilen  müssen.  Vgl.  Näheres  in  der  Grundlegung  §.  352— :M2, 
bes.  §.  359. 

Vierter  Hauptabschnitt. 

Handels-,  Geld-  und  Bankgeschäfte  und  werbendes  bewegliches 

Vermögen. 

1.  Abschnitt. 
Handelsgeschäfte. 

§.  258.  Dem  Handel  eigenthümlich  ist  die  grosse  Bedeutung 
des  Moments  der  Speculation  und  das  Vorwalten  des  immer 

A   Wairiwr.  Finanz* i^UM-haft  1.    .1.  Antl.  \{) 
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wieder  rasch  disponibel  werdenden,  also  stets  nach 
neuem  Plane  anzulegenden  umlaufenden  (Betriebs  ) 
Kapitals.  Wegen  dieser  beiden  Umstände  eignet  sich  der  Handels- 
betrieb vorzugsweise  für  die  reine  Privatunternehmung,  schon  etwas 
weniger  für  die  offene  Handelsgesellschaft,  erfahrungsgemäss  aber 
am  Wenigsten  für  die  Actiengcscllschaft  und  vollends  für  den  Staat. 

Der  Betrieb  muss  hier  mit  Beamten  geführt  werden,  denen  das  eigene  InteresS' 
und  das  eigene  Kisico  fehlt,  weshalb  sie  nicht  so  vorsichtig  als  der  Privatmann  zu 
speculiren  pflegen,  wahrend  andererseits  die  unvermeidlichen  C'onirolen ,  der  schwer- 
fälligere (lesehäftsgang  auch  dem  eifrigen,  geschickten  und  pflichttreuen  Beamten  die 
Hände  lästig  binden.  Die  Bctheiligung  der  Beamten  am  (iewinn ,  welche  sich  auch 
nicht  immer  leicht  durchfuhren  lässt  (.Tantiemesyatem),  hebt  einige  dieser  Üebelstind». 
aber  selten  ausreichend.  Im  (ianzen  wird  die  d'efahr  von  Verlusten  im  Staatshandels- 
geschäft  rerglichen  mit  dem  Privatgeschäft  erhöht,  die  Aussicht  auf  besondere  Ge- 
winnst geschmälert.    Vgl.  Schäffl.-,  Capitalism.  u.  Soc,  Tüb.  1*70,  S.  174. 

Aus  diesen  Erwägungen  lässt  sich  Folgendes  ableiten: 

1.  Man  hat  sich  bei  un#  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
selbständiger  Handelsgeschäfte  durch  den  »Staat  zu  erklären. 
Ein  solcher  ist  auch  nur  ausnahmsweise  vorgekommen. 

2.  Oefters  knüpfen  sich  Handelsgeschäfte  an  andere  privat 
wirtschaftliche  Unternehmungen  des  Staats  an,  z.  B. 
bei  der  Eigenverwaltung  von  Domänen  (Weinberge),  Forsten,  Berg 
werken,  Hütten,  Staatsfabriken.  Soweit  dies  unvermeidlich  ist, 
spricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  solche  Unternehmungen 
des  Staats.  Erweist  sich  die  Beibehaltung  der  letzteren  gleichwohl 
aus  anderen  Gründen  noth wendig,  so  muss  soweit  als  möglich  das 
speculative  Handelsgeschäft  von  dem  eigentlichen  Productionsgeschäft 
abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  B.  im  Staatsforstwesen  beim  Absatz 
des  Holzes  auch  mit  Recht  erstrebt  wird  (S.  595).  Durch  grössere 
feste  Lieferungscontracte  der  Staatsverwaltungsbehörde  z.  B.  eines 
Berg-,  Hüttenwerks  mit  Privaten  lässt  sich  wenigstens  gegenwärtig 
bei  uns  das  Speculationsmoment  wesentlich  einschränken ,  was 
durchaus  anzurathen  ist. 

Handel  der  Österreich.  Begierung  im  vorig.  Jahrhundert  mit  idrianer  Queck- 
silber, Vorräthe  davon  auf  Lager  in  Amsterdam,  (ienua  (auch  als  Pfand  für  Anlehen 
beuutzO. 

3.  Bei  einer  Colon ia lhan d elspolitik,  wie  der  früher  so 
allgemein  in  Europa  herrschenden,  vollends  etwa  bei  einem 
Colonials)  stem,  wie  dem  holländischen,  wo  die  Colonialverwaltung 
eine  grosse  feudale  Grundherrn-  Naturalwirthschaft  darstellt,  kann 
die  Betreibung  des  Colonialhandels,  besonders  des  Absatzes  der 
Colonialproducte  auf  eigene  Rechnung  des  Staats  im  Mutterlandc 
und  überhaupt  im  Occidente,  auch  im  finanziellen  Interesse 


Digitized  by  Google 


Handelsgeschäfte. 


627 


eher  räthlich  erscheinen.  Aber  auch  hier  empfiehlt  es  sich,  wenigstens 
den  directen  Staatshandelsbetrieb  in  Europa  lieber 
aufzugeben  und  wie  es  Seitens  der  holländischen  Regierung 
geschieht,  diesen  Handel  einer  Gesellschaft  zu  Ubertragen. 

Soweit  ein  solcher  Handel  des  Staats  mit  Colonialproducten  noch  rechtlich 
gegenüber  dem  Inlande)  oder  auch  bloss  thatsächlich  (gegenüber  anderen  Ländern) 
monopolistisch  ist  fällt  er  übrigens  mit  unter  den  Gesichtspunct  der  Hosteuerung. 
Dies  möchte  vom  holländ.  Kaffeehandel  angesichts  des  grossen  Einflusses  der  Auctionen 
der  Maatschappij.  die  den  Preis  für  halb  Europa  bestimmen,  selbst  heute  noch  etwas 
gelten.  Durch  die  monopolist.  Organisation  eines  solchen  Handels  kann  den  Consu- 
menten  in  anderen  Ländern  ähnlich  wie  durch  die  Erhebung  eines  Ausfuhrzolls  auf 
Artikel  eines  Naturmonopols  (A.  Wagner,  Art.  Zölle,  Staatsw.  Ii.  XI,  850)  eine  Ver- 
brauchssteuer aufgelegt  werden. 

Die  1824  gegründete  Niederländ.  Handelsgesellschaft  (Handels- 
Maatschappij)  besorgt  u.  A.  den  Transport  u.  Verkauf  der  ihr  von  der  Regierung  in 
Indien  gelief.  Colonialproducte  in  Holland  auf  Rechnung  der  Regierung  gegen  Pro- 
vision. Ueber  die  Verhältnisse  der  Colonialproduction.  bes.  in  Java.  s.  Brauer,  in 
Stein- W'appäus  Geogr.  II,  3,  S.  317.  Nach  d.  holl. -ostind.  Colon.-Budg.  für 
1807  war  die  Einn.  123  00  Mill.  iL,  wovon  02*42  M.  fl.  als  muthinassl.  Erlös  aus  d. 
Colonialwaarenverkauf  in  Holland,  wahrscheinl.  Ueberschuss  der  Einnahmen  Uber  die 
Ausgaben,  der  dann  als  Zuschuss  der  Colon.-Verwalt.  in  dem  Einnahmeetat  Hollands 
steht,  14*80  Mill.  fl.  Nach  d.  A.  für  1S70  sind  dieselben  Zahlen:  14u*90,  50*79 
10  S5  Mill.  fl.,  nach  d.  Et.  f.  1>H2  bez.  ISS  tU  (wov.  Verkauf  v.  Katree  45  71,  v.  Zinn 
1*83,  v.  Chinarinde  0  ls  M.  fl.)  —  148  50  u.  Deficit  v.  9  5»  M.  fl.  Nach  Ba um- 
haue r  war  d.  Ueberschuss  aus  d.  Geldmitteln  der  Colonien  für  d.  Budget  des  Mutter- 
landes von  1847 — 59  im  D.  jährlich  2214  Mill.  fl.  im  Ganzen,  incl.  jährlich 
9*8  Mill.  fl.  Zinsen  für  die  auf  die  Colonien  übertragenen  oder  für  sie  aufgenommenen 
Schulden.  Dieser  Ueberschuss  schwankt  sehr,  besonders  nach  den  Conjuncturen  und 
Preisen  der  Colonialwaarcn  in  Europa,  namentlich  von  Kaffee  und  Zucker.  Er  war 
(incl.  Zinsen)  z.  B.  1850  nur  17,  1801  32  19  Mill.  fl.  nach  d.  Ergebn.,  1802  nach  A. 
18*57  Mill.  fl. 

4.  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  monopolisirten 
Artikeln  (Salz,  Tabak,  Pulver  u.  8.  w.)  im  Inlande  gehört  nicht 
zu  den  privatwirthschaftlichen  Thätigkeiten,  sondern  zu  den  Be- 
steuerungsformen und  ist  daher  aus  einem  anderen  Gesichtspuncte 
zu  betrachten  (§.  210  ff.). 

2.  Abschnitt. 
Geld-  und  Bankgeschäfte. 

In  meiner  0  A.  Rau's  §.  20S  IT.  Seitdem  habe  ich  die  Frage  der  Staatsbank 
eingehend  principiell  in  der  2.  Abth.  meines  Systems  der  Zettel  bankpolitik  (2.  A. 
Freib.  187H)  S.  594  ff.,  009 — 014  u.  mit  spec.  Beziehung  auf  die  Deutsche  Keichs- 
bank  in  meiner  Zettelbankreform  im  D.  Reiche  (Berl.  1^75)  S.  149  fl'.  behandelt: 
im  Wesentl.,  so  wie  in  der  0.  A.  d.  Rau'sehen  Finanzw.,  aber  im  Principe  noch 
etwas  günstiger  f  ur  d.  reine  Staatsbank.  Die  Frage  hängt  mit  d.  allg.  Bankpol.  zu- 
sammen :  ob  neml.  Centralisation  od.  Decentralis.  d.  Hankwcs.  u.  inbes.  d.  Banknoten- 
aosg.  stattfinden  soll.  Die  Antwort  hierauf  kann  kaum  unbedingt  zu  Gunsten  od.  Un- 
gunsten d.  einen  od.  andern  Systems  ausfallcu  ,  da  die  Vorzüge  u.  Nachtheile  sehr 
getheilt  sind,  s.  meine  Zettelbankpolitik,  S.  021  ff.  Bei  der  Centralisation  fragt  sich 
dann:  ob  Monopol-,  ob  privilegirtc  Bank,  und  in  beiden  Fällen:  ob  Staats-  oder 
Actienbank.   Genauer  ist  auf  d.  credit-  u.  bankpolitische  Seite  der  Frage,  bei  deren 
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Zusammenhang  mit  der  gesatnmten  Organisation  des  Credit-  u.  Bankwesens,  aber 
wieder  nMit  hier  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  d.  Volksw.sch.polit.  einzugehen.  Vgl. 
jetzt  auch  meine  Abh.  in  Holtzendorff  s  Hechtslexikon  3.  A.  Art.  Keichsbauk  u. 
meine  Abh.  Bankwesen  in  Schoubcrg's  Handb.  d.  pol.  Oek.  I.  bes.  §.  86.  ^8.  Die 
Notwendigkeit  einer  „mehr  gemein wirth schaftlich «  n"  Organisation  des  Bank» 
wesens  mittelst  Staats-.  Provinzial-,  Kreis-,  Commnnalbauken  u.dgl.,  auch  um  dem 
Privatkapitalismus  eine  seiner  ihm  zu  ausschliesslich  dienenden  Stutzen  zu  entziehen 
und  die  Function  des  Bankwesens  gemeinnütziger  u.  erfolgreicher  f.  d.  ganze  Volks- 
wirthsch.  zu  gestalten,  ist  mir  seit  d.  Erscheinen  der  vor.  Aufl.  —  ähnlich  wie  Wim 
Versicher.wcsen  —  immer  klarer  geworden.  Doch  gehört  die  nähere  Erörterung,  wie 
freilich  auch  die  analoge  Krage  beim  Eisen  b.wesen  nicht  hiehcr,  sondern  in  d.  Volk>- 
wirthschaftspolitik,  weshalb  ich  hier  mich  noch  nicht  genauer  darauf  einlasse,  sondern 
wesentlich  uur  die  Darstelluug  der  vor.  Aufl.  (§.  224  ff.  daselbst)  wiedergebe,  üeber 
einen  Unverstand.  Angriff  Stein  's  s.  S.  202. 

I.  —  §.  259.  Die  Frage  der  RUthlicbke it  von  Staats- 
banken. 

A.  Für  die  Betreibung  von  Geld-  und  Bankgeschäften  durch 
den  Staat  kann  man  sehr  beachtenswerthe  Gründe  geltend  machen, 
so  dass  solche  Geschäfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige  Handels- 
geschäfte abzulehnen  sind.  Auch  liegen  erfolgreiche  Beispiele  des 
Staatsbankbetriebs  vor. 

Es  darf  hier  vor  allen  auf  die  Preuss.  Bank,  jetzt  auch  auf  die  De  uts  che  Reichs- 
bank hingewiesen  werden.   Allerdings  war  jene  seit  der  Bankordnung  ven  1846  keine 
reine  Staatsbank  mehr,  weil  ihr  Stammkapital  grossentheils  Privatpersonen  gehörte. 
Aber  nicht  nur  hatte  der  Staat  noch  ein  eigenes  Kapital  von  fast  2  Mill.  Thlr.  (fast 
10%  des  Privatkap.)  in  ihr  stehen:  die  Verwaltung  der  Bank  erfolgte  beinahe 
ganz  dorch  Staatsbeamte,  was  der  entscheidend.'  Puuct  für  die  im  Text  behandelte 
Frage  ist.  S.  A.  Wagner,  Zcttclbankpolit.  S.  1 14 — 148.   -  Auch  die  Preuss.  See- 
handlung  kann  genannt  werden    Vergl.  über  diese  Bergius,  Finanzwiss.,  2.  Aufl.. 
Berlin  1*71,  S.  370  ff.,  u.  oben  S.  (»21.  Der  Keincrtrag  der  Soehandl. ,  grössten- 
theils  aus  d.  (Jehl-  u.  Bankgeschäft,  war  jahrlich  1800  u.  Ol  »00,000.  1862  400,000, 
IS63— 00  500,000,  1*07  00(1,000,  1M5S— 71  700,000,  1873  u.  74  Ergebn.  1\H3,  115. 
A.  1S75  P33,  1870  115  Mill.  Thlr.  Im  Staatshaushaltsetat  sind  d.  Kosten  gleich  abgesetzt. 
Näheres  in  d.  Beilagen  z.  Etat.  Ende  1 874  schlössen  d.  Activen  u.  Pass.  mit  V7'8"  Mill. Thlr. 
ab,  unter  d.  Pass.  13*40  Mill.  Thlr.  Kap.eoiiio  (eig.  Kap.).  Die  Anstalt  besorgt  allein  oder 
mit  Consortien  v.  Bankhäusern  neue  Emissionen  v.  Obligationen  d.  Staats,  der  Eisen- 
bahnen u.s.w.   Das  Missliche  der  Seehandliing  liegt  in  solchen  (jeschaften,  die  unver- 
meidlich ein  grosseres  Kisico,  ein  stärkeres  speculatives  Moment  mit  sich  bringen  und 
leicht,  von  einem  St  aats  Institut  betrieben,  einen  nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Kapital- 
bewegung ausüben.   Das  hat  sich  auch  in  den  J.  1*71  II.  wieder  bei  der  Seehandlung 
etwas  gezeigt.    Diese  Anstalt  unterliegt  daher  mehr  volkswirtschaftlichen  und  jw>Ü- 
tischen  Bedenken  als  die  Preuss.  Bank,  aber  sie  hat  gleichwohl  gerade  gegenwärtig, 
auch  als  Vermittlerin  f.  d.  Emission  v.  Staatsanleihen  ihre  gute  Seite.   Im  Et.  f.  18S3,'>4 
steht  sie  mit  3  Mill.  M.  „Beitrag  z.  d.  allgem.  Staatsausgabeu'*  (wovon  2'73  Mill.  M. 
Reingewinn,  —  dem  Keiucrtr.  v.  1*81/82)  u.  0*27  Mill.  M.  Kap.ablieferong.  Das 
Kapitalconto  d.  Sechandl.  ist  1882  34  02  M.  M.   Seit  März  1880  werden  alle  preuss. 
Staatsanlehen  durch  d.  Sechandl.  begeben,  bis  dahin  durch  Consortieu.   Die  Soehandl. 
verwaltet  auch  d.  Herl.  K.  Leihamr. 

Jene  Gründe  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Bedürfnis»  der  Fiuauzvcrwaltung  nach  einem 
Bankinstitut  zur  Vermittlung  der  Geldgeschäfte  des  Staats, 
einschliesslich  der  Kassenoperationen  lässt  sich  durch  eine 
eigene  Staatsbank  zweckmässig  befriedigen. 
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Der  Staat,  namentlich  der  moderne  Grossstaat,  hat  z.B.  hei  der  Aufnahme  und 
Abzahlung  von  Anlehen,  bei  grossen  öffentlichen  Unternehmungen,  wie  Eisenbabn- 
bauten .  bei  den  Geldoperationen  fUr  die  Kriegsführung  u.  s.  w.  unvermeidlich  grosse 
Geldgeschäfte  auszuführen.  Ferner  veranlasst  dir  laufende  Oassengcbahrung  der  Finanz- 
verwaltung ebenfalls  eine  Menge  Geschäfte,  bei  welchen  die  Vermittlung  eines  Bank- 
instituts, besonders  bei  Zahlungen  /.wischen  verschiedenen  Orten,  sehr  nützlich  sein 
kann.  S.  über  diesen  Punct  o.  §.  122.  Die  Durchführung  dieser  Geschäfte  mit  Hülfe 
der  ausgebildeten  Technik  und  des  Zahlungsmcchanismus  des  modernen  Bankwesens 
hat  irrosse  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  Vortheile  und  wirft  einen  erheblichen 
(iewiuii  fur  die  vermittelnde  Bank  ab.  Endlich  hat  der  Staat  regelmässig  grössere 
oder  geringere  Gassen  bestände,  welche  er  im  Augenblick  nicht  braucht.  Diese  können 
daher  auf  kurze  Termine  ausgeliehen  werden,  was  wiederum  als  regelmässiges  Geschäft 
nur  durch  eine  Bank  geschehen  kann  und  dann  nicht  unbedeutenden  Gewinn  gewährt. 
Dieser  Gewinn  kommt  statt  ganz  oder  wenigstens  theilweise  Dritten,  dem  Staate  selbst 
wieder  zu  Gute  und  der  Staat  wird  zugleich  zuverlässiger  und  wohlfeiler  als  von  Privat- 
baiiijuiers  oder  Actieuhankcn  bei  seinen  Geldgeschäften  bedient,  wenn  er  aus  eigenen 
Mitteln  eine  Bank  als  eigentliches  Staatsiustitut  zu  diesem  Zweck  errichtet  und  auf 
seine  Rechnung  betreibt.  In  dieser  Weise  fungirt  die  Kuss.  Keichsbank  mit, 
welche  von  grossen  Banken  die  einzige  wahre  Staatsbank  ist,  da  sie  ganz  im  Eigen- 
thume  des  Staats  steht  und  ihre  Verwaltung  von  Staatsbeamten  —  unter  einer  gewissen 
Mitcontrolc  von  Privatpersonen  —  besorgt  wird.  Sie  ist  insoferne  nur  eine  etwas  selbst- 
ändig hingestellte  Abtheil,  des  russ.  Finanzministeriums.  Goldiuann,  russ.  Papier- 
geld, S.  SO.  A.  Wagner,  russ.  Papierwähr.,  S.  22ff.  Ein  solches  Institut  kann  auch 
anderen  Zweigen  der  Staatsverwaltung,  z.  B.  der  Post,  namentlich  bei  der  Einrichtung 
von  Postsparkassen .  ferner  wenn  der  Staat  das  Lebensversicherungswesen  selbst  mit 
in  die  Hand  nimmt,  nützliche  Hülfe  leisten,  hei  Ablösungen  u.  dgl.  m.  als  Kentenbank 
dienen,  wo  es  dann  keiner  besonderen,  sonst  doch  öfters  hierfür  erforderlichen  eigenen 
Anstalten  für  solche  Sonderzwecke  bedarf,  sondern  nur  etwa  einer  eigenen  Abtheilung 
einer  allgemeinen  Bank  oder  Zweiganstalten  im  Lande. 

2.  Der  Betrieb  des  gewöhnlichen  Handeisbankge- 
schäfts und  des  Bodencreditbankgeschäfts  durch  den  Staat 
ist  in  banktechnischer  Hinsicht  wohl  zulässig. 

Einige  der  gewöhnlichen  Schwächen  des  Staatsbetriebs  werden  zwar  auch  im 
Bankwesen  leicht  etwas  hervortreten:  das  Privatgeschäft  wird  vorsichtiger  und  doch 
zugleich  energischer  betrieben  werden,  weniger  nach  bureaukratischer  Schablone,  mehr 
mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  deren  Wechsel.  Aber  schwer  fallen 
diese  Nachtheile  im  gewöhnlichen  Hamlclsbankgcschäft  nicht  ins  Gewicht.  Auch  muss 
die  Staatsbank  vornehmlich  mit  der  Actienu -escllschaftsbank  verglichen  werden. 
Einrichtung  und  Betrieb  dieser  beiden  Banken  sind  im  Wesentlichen  nothwendig  gleich- 
artig. Die  kleinen  gegenseitigen  Vorzüge  und  Schwächen  werden  sich  ziemlich  aus- 
gleichen. Für  die  Staatsbank  passt  nur  noch  weniger  «las  Spemlations-  vCredit- 
Mobilier-)  Geschäft,  welches  aber  von  den  gewöhnlichen  Actien  -  Handelsbanken  und 
Actieu-Bodenrreditanstalteii  ebenfalls  ausgeschlossen  werden  muss.  (A.  Wagner. 
Xcttelbankpol. .  S.  Iii».;  Die  hauptsächlichen  Aetiv-  und  Passivgeschäfte  der  grossen 
modernen  Handelsbank,  nemlieh  Wechseldiscontinmg.  Lombardierung  ^Beleihung 
gewisser  Faustpfänder),  selbst  ein  beschränktes,  vorsichtiges  A«  tiv«  ontocorrentgescliäft 
einer-,  Depositen-  und  Passiv-Contocorrent-  (in<  1.  (,'heck-)  und  Noten-  (Banknoten-  oder 
Zettel-)  geschäft  andererseits  lassen  sich  auf  ziemlich  feste,  beinahe  mechanische. 
Regeln  zurückführen.  (Meine  Zettelb.polit.  S.  270  II'..  iUMi  IT.,  H'M)  II.,  '.ITA  ff.,  2*19  ff.) 
Wesentlich  dasselbe  n Llt  von  den  Geschäften  der  Bod  e  n  cred  it  bauke  n:  der  Aus- 
leihung auf  Hypothek  von  ländlichen  und  städtischen  Grundstücken  und  Häusern  und 
der  Ausgabe  von  Pfandbriefen  auf  Grund  der  erworbenen  Hypotheken.  Ebendeshalb 
eignen  sich  alle  diese  Geschäfte  für  den  Betrieb  durch  Actiengesellschaften ,  wie  die 
Erfahrung  zeigt,  recht  gut,  aber  im  Ganzen  kaum  weniger  fur  den  Betrieb  durch  den 
Staat  mit  seinen  Behörden  und  Beamten. 

3.  Eine  Staatsbank  kann  namentlich  das  Zettel-  oder 
Notengeschäft  Ubernehmen  und  dadurch  dem  Staate,  also 
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der  Gesammtheit  den  vollen  Gewinn  daraus  zu- 
führen. 

Diese  Frage  hängt  mit  der  gcsammten  Bank-  und  nam.  d.  Zcttclbankfrage  enge 
zusammen,  worauf  nicht  hier,  sondern  in  d.  Bankpolitik  weiter  einzugehen  ist.  Naher»* 
bei  A.  Wagner,  Beitr.  z.  Lehre  v.  d.  Banken,  Lp/.  1S57,  bes.  Kap.  4 — 10;  ders.,  die 
Geld-  u.  Credittheor.  d.  Peerschen  Acte,  Wien  1802;  ders.,  Art.  Zettel bank  im  Staats- 
wörterb.  XI;  ders.,  Syst.  d.  Zettelbankpol.;  ders.,  Art.  Bankwesen  in  SchOnbenr*» 
Haudb.  I,  §.  60  ff.,  80  ff. 

Jener  Vortheil  fällt  besouders  in  denjenigen  Staat«.* n  ins  Gewicht,  wo  diu  Bank- 
not«-nausgabe  nicht  freigegeben  ist,  sondern  von  Privat-  oder  Actienbanken  auf  (Jrand 
eines  Privilegs  oder  Monopols  ausgeübt  wir«l,  —  in  unseren  Staaten  die  Regel. 
tZettelb.polit.  S.  20  ff.  d.  2.  A  )    Hier  muss  demgeinäss  ein  eigentliches  Noten- 
regal  rechtlich  bestehen  oder  als  bestehend  angenommen  werden.  (Eb.  2.  A.  S.  1  A  ff  . 
501.    Es  ist  ein  Mangel,  wenn  ein  ausschliessl.  Recht  der  Banknotenausgabe  ohne 
Weiteres  f.  d.  Staat  beansprucht  wird,  ohne  dass  dieser  sich  auf  ein  dieses  Recht 
begründendes  (Je setz  der  Notenregalität  berufen  kann.    Aus  dem  Münzregal  folgt 
ein  Banknot«;nr«'gal  mitnichten.    Eb.  S.  2  A.  d.  2.  A.    Ein  eigentl.  Notenregal  wird 
constituirt  durch  d.  bad.  Ges.  v.  5.  Juni  1860,  Art.  0,  u.  jetzt  f.  d.  Deutsch- 
Reich  durch  d.  Bankg«*,s.  v.  14.  März  1875.)    Mit  Reeht  soll  ein  Theil  des  Gewinns, 
welchen  die  Bank  aus  dem  Noteng«-schäft  zieht,  in  solchen  Fallen  dem  Staate  zufliesscu, 
aber  statt  dieses  Th«-ils  würde  eine  Staatsbank  den  ganzen  Gewinn  der  Staatskasse  ver- 
schaffen. Central isation  und  D«  centralisation  der  Notenausgabe  haben  speeiflsche  Vor- 
züge und  Nachtheile,  so  dass  schwer  zu  sagen  ist,  welches  System  vorzuziehen  ist. 
(Nasse,  Preuss.  B.,  Bonn  1866,  S.  21;  A.  Wagner,  Th.  d.  Peel'schen  Acte  S. 257  ff 
[veräud.  Auffass.  gegen  Beitr.  Kap.  10],  Art.  Zettelb.  im  Staatswörterbuch  S.  333. 
System,  2.  A.,  S.  13  ff.,  60  ff.,  Schömbergs  Handb.  S.  SO  ff.)    Stellt  man  sich  aber 
einmal,  wie  die  Gesetzgebung  der  grossen  europäischen  Staaten,  auf  den  Standpunkt 
der  Centralisation,  wo  eine  grosse  Centraibank  allein  —  Frankreich,  Oesterreich. 
Niederlande  u.  and.  kleinere  Staaten,  Baieru.  Würtemb.,  Baden,  Hessen  u.a.m.; 
auch  Russland  gehörte  hierher,  wenn  die  Reichs -Creilitbillete  eben  nicht  reines 
Staatspapiergeld  wären,  trotzdem  sie  formell  das  Passivum  der  Roichsbank  bilden  — 
oder  ganz  überwiegend      Grossbritannien,  Preusseu,  jetzt  Deutsches  Reich 
nach  d.  Bankgesetz  v.  1875,  K.  Sachsen  —  die  Notenausgabe  vornimmt,  so  lässt  sirh 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eine  solche  Function  ebenso  gut  als  eine 
Actienbank  in  banktechnischer  Hinsicht  ausüben  kann.  Eine  eigene  Staatspapier- 
geldausgabe ohne  bankmässitre  Deckung  unterbleibt  dann  auch  eher  gänzlich  —  ein 
weiterer  Vortheil.    ^Ueber  die  Bedenken  auch  gegen  das  zwangscurslose,  nominell 
sogar  meistens  einlösbare,  aber  nicht  bankmässig  gedeckte  Staatspapiergeld  s.  A.W  ag  uer, 
Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  VII,  653—662  u.  System  S.  71,  194.  Ders.,  Staats- 
papiergeld, Reichskassesscheine  u.  Banknoten,  Berl.  1874.  bes.  S.  14  ff.    Ders.  in 
Schönberg's  Handb.  II,  Abth.  öff.  Credit,  §.  34.) 

4.  Eine  Staatsbank  kann  das  stark  hervortretende  Be- 
dürfniss  der  Centralisation  im  Geld-  und  Bankgeschäft 
besonders  gut  unterstützen  und  andererseits  doch  durch 
ein  sehr  entwickeltes  Filialennetz  die  bankmässige 
Organisation  des  Credits  Uber  das  ganze  Land  aus- 
dehnen. 

In  dieser  Hinsicht  übertrifft  sie  leicht  noch  die  Actien- Centraibank.  Sie  über- 
nimmt damit  eine  wichtige  volkswirtschaftliche  Aufgabe,  an  deren  Erfüllung  dem 
Staate  viel  gelegen  sein  muss.  und  bezieht  dorh  dafür  eine  genügende  Rente.  Der 
Gewinn  der  Banken  resultirt  daraus,  dass  ein  Maximalgeschäft  mit  einer  Minimal- 
baarreserve  betrieben  wird,  —  wohin  die  Eutwickelung  der  ganzen  Creditwirthschaft 
strebt,  u.  was  bei  vermehrter  Centralisation  besser  zu  erreichen  ist.  A-  Wagner. 
Theor.  d.  P.  A.,  S.  111  ff. ,  121.  Am  Meisten  von  allen  Centraibanken  hat  die 
Preuss.  B.  in  der  Ausdehnung  ihres  Filialnetzes  geleistet,  was  von  den  Handels- 
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kauiwcru  stets  rühmend  anerkannt  worden  ist.  Nasse,  Preuss.  B.,  S.  1  IL  A.Wagner, 
Zettel  bankpol.,  2.  A.,  S.  14.  579  ff.,  603,  606,  634. 

5.  Durch  ihre  Stellung  als  Banquier  der  Finanz  Verwal- 
tung kann  besonders  eine  Staatsbank  in  erspriesslicher  Weise 
den  Geldumlauf  zwischen  den  Staatskassen  und  dem  Publicum  ver- 
mitteln und  die  Störungen  des  Geldmarkts,  welche  aus  der  Ein- 
wirkung der  Staatskassengebahrung  auf  den  Geldumlauf  leicht 
hervorgehen  (§.  122)  verhüten. 

In  allen  diesen  Beziehungen  wird  durch  das  Staatsbanksystem 
das  F inanz interesse  und  das  volks wirtschaftliche  Fro- 
rt u  c  t  i  o  n  8  interesse  an  einem  gut  geordneten  und  geleiteten  grossen 
Credit-  und  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazu  kommen 
aber  auch  hier  noch: 

6.  Erwägungen  aus  dem  Gesichtspuncte  des  Volkswirt  h- 
schaftlichen  Vertheilungs-  und  des  socialpolitisc hen 
Interesses. 

Durch  eine  mächtige  Staatsbank  beschränkt  der  Staat  in  oft  sehr  erwünschter 
W  eise  die  Macht  des  grossen  Privatkapitals  und  übt  über  das  letztere  jederzeit  eine 
wirksame  Controle  mit  aus.  Hierin  kann  z.  B.  die  reine  Staatsbank,  welche  das  Noten  - 
monopol  ausübt,  auch  noch  einen  Vorzug  vor  der  A'tien-Monopolbank  haben,  weil 
letztere  von  den  grossen  Kapitalisten  unmittelbar  abhängt,  trotz  etwaiger  Mitwirkung 
des  Staats  bei  der  Verwaltung. 

§.  260.  —  B.  Von  den  Gegengrtinden  gegen  Staatsbanken 
haben  einige  zwar  nur  einen  relativen  Werth,  andere  fallen  aller 
ding»  erheblich  ins  Gewicht. 

1.  Das  in  grösserem  Umfange  durchgeführte  Staats bank- 
system  bringt  wieder  neue  grosse  Kreise  der  Bevölkerung 
in  eine  gewisse,  oft  recht  fühlbare  Abhängigkeit  von 
der  Staatsgewalt. 

Ein  solches  neues  Clientelverhältniss  bat  seine  politischen  Hedenken.  Auch 
kann  die  Unparteilichkeit  der  Creditgewährung  in  wirthsebaftli«  h  nachtheiliger  Weise 
gefährdet  werden.  Der  Staat  erlangt  feruer  mittelst  solcher  Banken  über  den  ganzen 
Geldmarkt  und  über  die  Volkswirtschaft  eine  grosse  Macht,  welche  wirthschaftlicli 
bedenklich  werden  kann,  weil  die  Politik  dann  leicht  noch  unmittelbarer  und  stärker 
auf  die  wirthschaftlicheu  Verhältnisse  einwirkt.  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  würde 
in  demselben  Maasse  die  bestehende  Ucbermacht  der  grossen  Privat-  und  Aktien- 
banken und  damit  der  ..Privatkapitalismus'1  par  excellouce  beschränkt,  das  Patronage- 
wesen  derselben  beseitigt  werden,  was  seine  grossen  socialpolitischen  Vortheile  hätte, 
lu  dieser  Hinsicht  sind  neuerdings  bemerkenswerthe  Wunsche  und  Bestrebungen  hervor- 
getreten. Die  Creditbedurfnisse  der  kleinen  Geschäftsleute  wurden  leicht  besser,  sicherer, 
wohlfeiler  bei  einem  Staatsbanksystem  als  bei  dem  bisherigen  befriedigt  werden. 

2.  Eine  Staatsbank  wie  die  bisher  üblichen,  welche  als 
Zettel-  und  Depositenbank  fungirt,  befriedigt  vorzugsweise  das 
Creditbedürfniss  einzelner  Geschäftskreise,  dient  daher 
vornehmlich  einem  Classeninteressc. 
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Aach  eine  Staatsbank  —  ja  sie  gerade  doppelt  —  muss  nemlicli  die  erste  Kepol 
alles  Bankwesens  befolgen:  nur  ähnlichen  Credit  zu  geben,  wie  sie  selbst 
nimmt;  also  in  diesem  Falle  kurzfristigen.  (Ueber  dieses  erst«)  Bankgesetz  s». 
A.  Wa  gn  er,  Art.  Zettclb.  im  Staatswörterbuch  XI,  305,  in  Schönberg 's  Handb.  I.  §.  67.) 
Denn  die  Gelder,  über  welche  sie  im  Depositengeschaft  mit  dem  Staate  und  mit  Primaten 
und  durch  die  Notenausgabe  verfügt,  sind  sämmtlich  stets-  oder  kurzfällige  Passir  a. 
Demgemäss  darf  sie  auch  nur  Wechsel  discontiren,  die  kurze  Zeit  laufen,  und  Darlehen 
gegen  Unterpfand  auch  nur  auf  kurze  Zeit  gewähren  u.  s.  w.  In  Folge  hiervon  giebt 
sie  allerdings  vornehmlich  den  Handel  treibenden  Classen  Credit:  ist  insofernc,  nach 
diesem  ihrem  natürlichen  Wirkungskreise  benannt,  eine  Handelsbank.  Das  hieraus 
gegen  Staatsbanken  abgeleitete  Bedenken  ist  jedoch  auch  nicht  durchschlagend.  Nicht 
aus  irgend  einer  parteiischen  Absicht,  sondern  nach  der  Natur  ihres  ganzen 
Geschäfts  kommt  die  Creditgew&hrung  einer  solchen  Bank  vorzugsweise  den  Handel- 
treibenden zu  (iute.  Wechsel  aus  anderen  Geschäftskreisen,  wenn  sie  nur  den  noth- 
wendig  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Bank  zu  stellenden  Bedingungen  entsprechen, 
werden  ebensogut  discontirt,  nur  finden  sie  sich  thatsächlich  seltener.  Das  Lombard- 
geschält  ist  allgemeiner  zugänglich.  Die  Befriedigung  des  Creditbedurfnisses  der 
Handeltreibenden  nützt  endlich  indireet  auch  den  anderen  Classen,  denn  dadurch  ver- 
mindert sich  die  Concurrenz  um  Credit  bei  anderen  Kapitalverleihern  und  Banken. 
Bei  allgemeinerer  gemein  wirthschaftlicher  Organisation  des  Bankwesens  Hessen  sich  übrigens 
auch  Einrichtungen  troffen,  den  Notencrcdit  der  Centraibank  mittelbar,  neinlich 
durch  Gewährung  von  Darlehen  an  andere  öffentliche  Banken  gegen  geeignete  Sicher- 
heit,  auch  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  als  gegenwartig  zugänglich  zu  inachen. 
Und  schliesslich  würden  neben  solchen  Staats-Handelsbankcn  Staats-Bodencredit- 
banken  mit  Pfandbriefausgabe  banktechnisch  recht  wohl  zulässig  sein. 

3.  Ein  Staatsbanksystem,  besonders  die  Uebertragung 
der  Notenausgabe  auf  die  Staatsbank,  fttbrt  leicht  zu  einer 
engen  Verbindung  der  Staatsfinanzen  und  des  Geld-  und 
Creditwesens  eines  Landes. 

Daraus  können  grosse  wechselseitige  Gefahren  hervorgehen,  namentlich  die,  dass 
die  Bank  aus  ihren  vom  Publicum  entlehnten  Mittelu  (Noten  und  Depositen)  dem 
Staate  zu  willfährig  Credit  gewährt,  der  dann  schwer  zu  realisiren  ist,  —  was  nur 
zu  leicht  zur  Zerrüttung  des  Geldwesens  führt:  zur  Wirtbschaft  mit  unein lösbarem 
Papiergelde.  Dies  wirkt  dann  wieder  auf  die  Verschlechterung  der  Finanzen, 
höheres  Deficit  u.  s.  w.  hin.  Allerdings  können  nun  diese  Gefahren  durch  eine  gute 
Gesetzgebung,  strenge,  auch  parlamentarische  Controle  des  Finanz-  und  Staatsbank- 
wesens, vorsichtige  Beschränkung  der  statthaften  Creditgewährung  der  Bank  an  den 
Staat  'Zettelb.pol.,  S.  612  ff.,  die  Cautelen,  welche  ich  für  eine  reine  Staatsbank  vor- 
geschlagen; —  Vorschlag  f.  d.  D.  Reichsb.  in  meiner  Zettelbankref.,  S.  181  [Art.  33]'. 
bewährte  und  genau  befolgte  Deckungsvorschriften  für  die  Noten  und  die  stets-  und 
kurzfälligen  Depositen,  namentlich  grundsätzlichen  Ausschlus-s  einer  Forderung  d*r 
Bank  an  den  Staat  von  der  speciellen  Deckung  dieser  Passiva  (Z<  ttelbankpol. ,  S  269. 
41  11.,  4 1 8  ff.),  erheblich  vermindert  werden,  —  in  Staaten  mit  sehr  gefesteten  öffent- 
lichen Zuständen  so  sehr,  dass  sie  wenigstens  in  Friedenszeiten  beinahe  verschwinden. 
Auch  hat  die  Erfahrung,  noch  neuerdings  wieder,  gezeigt,  dass  Papiergeldwirthscbaft 
ohne  Vermittlung  von  Staatsbanken  und  Banken  Uberhaupt  gleichfalls  leicht  einreisst 
(Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  franz.,  österr.  Papiergeldwirthsch.  in  der  Revolutions- 
zeit, russ.  im  Krimkriege  u.  letzten  Türkenkriege),  und  dass  grosse  Actienccntral- 
banken  vom  Staat  ausgebeutet  werden  (England  in  d.  französischen  Revolutionszeit, 
Oesterreich  1848  ff.,  1854,  1859,  1S66,  Frankreich  1S70,  Italien  1866).  Deunoch 
möchte  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  eine  eigentliche  Staatsbank  in  politischer 
Bedrängniss,  in  Kriegsgefahr,  in  grosser  acuter  Flnanzuoth  des  Staats  die 
Versuchung  noch  erhöht,  mittelst  der  Notenpresse  den  Finanzbedürfuissen  gerecht 
zu  werden,  und  dazu  eine  noch  bequemere  Handhabe  giebt  als  eine  Actienbank  selbst 
mit  der  willfährigsten  und  schwächsten  Verwaltung  an  der  Spitze.  (Selbst  die  Ocstcrr. 
Nationalbank  1848 — 62  ist  anzuführen.)  Ebenso  liegt  in  ruhiger,  normaler  Lage,  wo 
jede  Gefahr  für  die  Solvenz  der  Bank  fem  scheint,  die  Versuchung  näher,  die  Activa 
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der  Bauk  zu  verschlechtern,  unrealisirbarc  und  schwer  realisirbaro  Ausstände  zu  erlangen, 
die  leicht  rcalisirbar  zu  haltenden  Fonds  der  Bank  im  Staatshaushalte  festzulegen  u.  s.  w. 
( Bemerkenswert  ist  z.  B.  die  Verwendung  der  grossen  Depositen  der  ehemaligen  russ. 
Banken  für  die  Finanzzwceke  des  Staats  in  ganz  normaler  Zeit,  (ioldmann,  russ. 
Papiergeld.  S.  60.)  Im  Kriegsfall  kommt  endlich  immerhin  bei  feindlicher  Invasion 
auch  die  Gefahr  der  Beschlagnahme  der  Bankfonds  als  Staatseigenthum  mehr  in 
Betracht. 

§.  261.  —  0.  Ergebnis 8.  Zu  einer  unbedingten  allge- 
meinen Entscheidung  kommt  man  bei  einer  Abwägung  dieser 
(jründe  für  und  wider  kaum.  In  der  neueren  europäischen  Praxis 
hat  man  sich  meistens  aus  politischen  und  finanzpolitischen  Gründen 
bestimmen  lassen ,  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  und  Hankge- 
schäften Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende 
privatwirthschalltliche  Thätigkeit  anzusehen  und  desshalb  auf  reine 
Staatsbanken  zu  verzichten. 

So  ist  man  namentlich  in  dem  wichtigen  Kall»;  verfahren .  wo  die  Entscheidung 
gewöhnlich  praktisch  allein  vorlag:  bei  der  Wahl  zwischen  einer  privilegirten  oder 
Monopol- Noten  bauk  in  Form  einer  Actionbank  oder  einer  Staatsbank:  Errichtung 
der  Geste rr.  Nationalbank  181U  als  Actieubank,  Beiziehung  von  Privatkapitalisten 
und  Einrichtung  einer  Mitcoutrole  durch  Privatpersonen  bei  der  Preuss.  B.  1846. 
B.  v.  England,  von  Frankreich  Privatinstitute.  Umgestaltung  der  Preuss.  Bank 
in  die  Reichsbank  u.  Wahl  der  Actieugesellschaftsform  für  diese  1875.  Di« 
nationalökonomischen  Schulansichten  gegen  dircete  Staats  übernähme  solcher  Wirth- 
bchaftsgebiete  sprachen  dabei  froilieh  mit. 

Die  Wissenschaft  wird  am  Richtigsten  verfahren,  wenn  sie 
zugesteht,  dass  die  allgemeinen  Gründe  für  und  wider 
nicht  allein  entscheiden  können,  sondern  dass  die  Entscheidung 
stets  mit  nach  der  concreten  politisch-finanziellen  Lage, 
der  inneren,  wie  der  äusseren,  des  betreffenden  Staats  und 
Landes  zu  treffen  ist.  Demnach  werden  die  Gründe  für  und  wider 
ein  verschiedenes  Gewicht  erhalten. 

Für  die  Wahl  der  Act ien bauk  kommt  in  Betracht,  dass  sich  der  Staat  bei 
der  Uebertragung  des  Kechts  zur  Ausübung  des  Noteuregals  hinlänglich  finanzielle 
Vortheile  und  Controle  und  Mitwirkung  bei  dor  Verwaltung  vorbehalten 
kann,  um  ohne  wesentliche  Bedenken  auf  eine  reine  Staatsbank  zu  verzichten.  Dieser 
I  instand  muss  zwar  nicht  durchaus,  darf  aber  wohl  mitunter,  z.  H.  in  der  Lage  Deutsch- 
lands, den  Ausschlag  gegeu  eigene  Staatsbanken  geben.  So  habe  ich  das  Vorgehen 
im  Kalle  der  Deutschen  Reichsbank  inotivirt.  Zettelbaukreform ,  S.  14!)  fl*.  Namentl. 
«lie  äussere  polit.  Lage  sprach  hier  wohl  dafür  mit.  Ich  hatte  mich  aber  schon 
damals  mit  einer  reinen  Staatsbank  auch  befreundet.  Varl.  Zettelbankpolitik  S.  594— 59(i. 
lieber  d.  besond.  Einrichtungen,  welche  eine  reine  Staatsbank  nöthig  macht,  s.  eb. 
S.  099  ft".  Am  Wichtigsten  s.  d.  Bestimmungen  über  Geschäfte  zwischen  der  Bank 
u.  der  Finanzverwalt. .  eb.  S.  612  fl.  —  Auf  die  Gestaltung  der  Verwaltung  einer 
privil.  Actieu -Zettelbank  ist  hier  nicht  naher  einzugehen.  S.  eb.  S.  596  II*.  014  H'. 
u.  d.  Reichsbankges.  v.  1875.  Die  üebertraguog  der  Leitung  u.  Verwaltung  d.  Bank 
an  Staatsbeamte,  wie  bei  der  Preuss.  u.  jetzt  d.  Keichsbank.  ist  empfehlenswert 
Q.  nimmt  die  wichtigsten  Bedenken  gegen  den  Verzieht  auf  eine  reine  Staatsbank  fort, 
zumal  genügend  f.  d.  Finanz interesse  des  Staats  gesorgt  werden  kann,  s.  §.  202. 
Die  Cautelen  gegen  eine  Ausbeutung  der  Bank  zu  Finanzzwecken  des  Staats  sind  stets 
'»es.  wichtig,  s.  Zettelbankpol.  S.  (312,  (»IS.  147,  meinen  articul.  Bankgesetzentwurf  in 
der  Zettelbankreform,  s.  Art.  33,  Preuss.  Bankordn.  §.91.  Reichsbankges.  §.35.  Ich 
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Itätte  diese  Bestimmungen  noch  etwas  sehärfcr  gewünscht,  etwa  so  wie  im  Gesetz 
Hl»or  den  Reichsinralidenfonds  ?.  23.  Mai  1878  (l>es.  §.  12). 

II.  —  §.  262.  Die  Geschäftsverbindung  des  Staats 
mit  Privatbanken  und  die  Gegenleistungen  der  letzteren, 
besonders  der  Zettelbanken,  an  den  Staat. 

Hier  wird  jetzt  nur  die  finanzielle  Seite  der  Bankfrage  betrachtet.  AU-> 
Andere  gehört  in  die  Bankpolitik  als  Theil  der  Volkswirthsch.politik. 

Der  Staat  tritt  sehr  zweckmässig  in  regelmässige  Geschäfts 
Verbindung  mit  einer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrem 
führt,  in  welchem  er  regelmässig  der  Creditor  sein  wird  und  sein 
soll:  sog.  öffentliches  Depositengeschäft. 

A.  Waguer,  Zettelbankpol.  S.  3SÖ  U.  Grosse  Entwicklung:  bei  der  Enal.. 
Kranz,  (auch  liuss.)  B.;  noHi  nicht  geuagend  bei  der  Preuss.  o.  Üestcrr.  H 
Bedeutender  bei  der  Deutsehen  Reichshank.  S.  o.  §.  122.  Eine  solche  Verbindonir 
hat  das  Gute,  da&s  inüssigc  Staatsgelder  fmetiheirt  werden  und  aoeh  in  der  Zeit  foi> 
einem  grösseren  Kinuahme-  (z.H.  Steuer-)  Tennin  bis  zu  einem  grösseren  Zahlumv 
tcmiin  (z.  R.  für  die  Zinsen  der  Schuld)  im  Verkehr  sind. 

Aus  dieser,  sowie  aus  den  weiteren  Verbindungen  des  Staats 
mit  einer  Bank  und  aus  der  Verleihung  von  Bankprivilegien, 
insbesondere  des  Rechts  der  Ausgabe  von  Banknoten  in 
Gemässhcit  des  dem  Staate  zustehenden  Regals  der  Noten 
ausgäbe,  gehen  dann  Ansprüche  des  Staats  auf  Ver 
glttungen  hervor. 

A.  Berechtigung  einer  Gegenleistung  der  Bank. 

1.  Da  die  Bank  aus  den  Staatsgeldern,  welche  bei  ihr  stehen 
und  zum  Theil  in  ihrem  Geschäfte  ausgeliehen  werden  können, 
nicht  unerhebliche  Vortheile  zieht,  so  ist  es  zunächst  billig,  das» 
sie  dem  Staate  dafür  eine  Vergütung  gewährt.  Diese  kann,  wie 
im  Depositengeschäft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wob! 
feil  berechneten  Uebcrnahme  mancher  Dienste,  Besorgung 
von  Geldgeschäften,  Kassenverwaltung,  Staatsschuldenverwaltung 
oder  auch  in  der  Gewährung  von  Zinsen  auf  das  StaatsconV 
eorrent  bestehen. 

Ueber  die  Methoden,  wie  eine  Rank  ihren  Deponenten  die  Uebcrlassung  de: 
I>e|K>siteu  z.  Benutzung  vergütet.  A.  Wagner,  Beitr.  S.  51—56,  Art  Depositen  im 
Handwörterb.  d.  Volkswirtschaftslehre.  Die  Engl.  u.  Franz.  B.  u.  jetzt  aoeb  d\c 
Deutsche  Keichsbank  gewähren  weder  auf  die  Privat-  noch  auf  d.  Staatsdepos- 
Zinsen.  Bei  der  Festsetzung  der  finanziellen  Gegenleistungen  dieser  Baaken  an  dt* 
»Staat  wird  jedoch  auf  den  Umstand  Rücksicht  genommen,  dass  grosse  Saldi  öff.  Deb- 
atten fruetificirt  werden  können.  D.  D.  Reichs»,  muss  nach  §.  22  d.  (Jes.  r.  ls'-> 
unentgeltlich  f.  d.  Reich  Zahlungen  annehmen  und  bis  zur  Höhe  des  Reichsguthabe»? 
leisten.    S.  o.  §.  122. 

2.  Wenn  keine  volle  Zettelbankfreiheit  existirt,  sondern  die 
Befugniss,  Banknoten  auszugeben,  einer  Bank  durch  besondere 
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Cuncessioneu,  Privileg  oder  Monopolgewährung  vom  Staate  Uber- 
tragen werden  muss,  so  kann  und  muss  hierlllr  eine  Gegenleistung 
der  Zettelbank  ausbedungen  werden. 

Dies  ist  gerechtfertigt,  auch  wenu  sich  der  Staat  das  ausschliessliche  Recht 
der  Notenausgabe  nicht  im  finanziellen  Interesse,  daher  nicht  als  Finanzregal, 
sondern  im  volkswirthschaftlichcn  Interesse  wegen  der  besseren  Sicherung  des  Geld- 
nnd  (Kreditwesens  vorbehalten  hat.  Denn  nur  für  letzteren  Zweck  ist  ein  Notenregal 
zulässig.  (Nur  missbräuchlich  kann  im  Vorbehalt  des  Notenrechts  ein  Finanzregal 
gefunden  werden,  aber  es  macht  sich  diese  Auffassung  verführerisch  leicht  geltend, 
wenn  einmal  der  Staat  das  Recht  auch  bloss  aus  wirthschaftspolizuilichen  Gründen 
vorbehielt.  Eh.  S.  2  ff.  (d.  1.  A.).  Andere  Auffassung  bei  Stein,  1.  A..  S.  160). 
l>ic  Ausbedingung  einer  Gegenleistung  ist  sogar  geboten,  weil  von  einer  solchen 
Bank  ein  Gewinu  gemacht  werden  kann,  der  andern  wegen  des  Ausschlusses  der 
Zettelbankfreiheit  untersagt  ist.  Nur  wenn  das  Recht  der  Notenausgabe  auf  Grand 
allgemeiner  Bedingungen  von  jeder  Bank  zu  erwerben  ist.  also  keine  Sonderrechte 
ertheilt  werden,  wird  von  einer  besonderen  Gegenleistung  abzusehen  sein.  Diese 
letztere  fallt  andernfalls  unter  den  Begriff  der  Gebuhr.  Hierüber  Näheres  bei  A. 
Wagner,  Zettelbankpol.  S.  460—463.  In  d.  Reichsb.-Gesetzg.  v.  1875  ist  auch  den 
alteren  Banken  gegenüber,  die  das  Recht  der  Notenausgabe  bereits  belassen  u.  be- 
hielten, von  einer  regelmässigen  Abgabe  für  das  Privilegium,  res]«,  für  dessen 
Fortdauer  nach  dem  I.  Jan.  1876,  abgesehen  worden.  Dio  sog.  Notensteuer  trifft  mit 
5°/0  p.  a.  uur  denjenigen  Betrag  der  durch  den  gesetzlichen  Baarvorrath  nicht  ge- 
deckten Banknoten,  welcher  den  einer  jeden  Bank  im  Gesetze  zugemessenen  Antheils- 
betrag  an  dem  sog.  ungedeckten  Notenumlauf  übersteigt.  Eine  „Steuer",  dio  doch 
wohl  noch  am  Erstell  als  eine  in  dem  besonderen  Falle  des  ausgedehnteren  Noten- 
umlaufs zu  zahlende  Gebühr  zu  «jualiöciren  ist,  als  Gegenleistung  für  diese  be- 
sondere Erlaubniss  des  Staats.  Ertragsanschlag  im  Reichsbudg.  1876  50,000  M., 
aber  thatsächl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag.  Seitdem  ist  derselbe  mehrfach,  neuer- 
diugs  auch  durch  bczugl.  Zahlungen  der  Reiehsb.  (so  f.  1S81  27,171)  M.),  aber  durch- 
weg nur  in  kleinen  Summen  vorgekommen  (A.  f.  1884/85  im  Reichset.  26,300  M.). 

3.  Oft  gewährt  der  Staat  einer  Bank,  welche  er  zur  Noten- 
ausgabe ermächtigt,  besonders  einer  hierzu  in  höherem  Maassc  oder 
ausschliesslich  privilegirten,  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  er 
ihre  Noten  an  seinen  Kassen  in  Zahlung  anzunehmen 
verspricht. 

Hierdurch  giebt  er  selbst  der  Bank  für  den  durchschnittlich  in  seinen  Kassen 
befindlichen  Notenbetrag  einen  beträchtlichen  Credit,  und  macht  ausserdem  die  Noten 
im  Verkehr  viel  umlaufsfähiger,  weil  dieselben  zu  den  Zahlungen  an  den  Staatskassen 
benutzt  werden  können.  Für  die  Bank  stellt  sich  dieser  Notencredit  als  unverzinslich 
heraus,  soweit  sie  dafür  nicht  Baardecknug  hält  Mit  Recht  wird  daher  auch  für  die 
Einräumung  dieses  werthvollen  Vortheils  eine  Gegenleistung  der  Bank  zu  fordern 
sein.  Zettelb.pol.  S.  43—46,  450  über  d.  Bedeutung  dieses  wichtigen  ümstands,  51)7. 
Die  bei  den  preuss.  Banknoten  bestehende  Verpflichtung  der  Staatskassen,  die  Noten 
in  Zahlung  zu  nehmen,  ist  nicht  auf  die  Noten  der  Reichsbank  übergegangen  (Keichs- 
bankges.  von  1875,  §.  2),  aber  factisch  ist  der  frühere  Zustand  geblieben. 

B.  Form  der  Gegenleistung.  Die  Gegenleistung  für  die 
einer  Bank  im  ZettelgeschätTt  gewährten  Privilegien  und  Vortheile 
kann  mit  derjenigen  fUr  die  Uebcrlassung  der  Benutzung  der  Staats- 
depositen verbunden  werden,  so  bei  d.  Engl.  u.  Franz ös.  Bank. 
Sie  ist  in  der  Regel 


uigmzea  Dy  Vjüü 


83(5  H.  Urd.  Kinn.    2.  K.  Prkaterwerb.    4.  IL  A.  Banken.  §.  262. 


1.  eine  finanzielle,  und  zwar: 

a)  entweder  ein  directes  Darlehen  aus  dem  Stammkapital 
der  Bank,  unverzinslich  oder  niedrig  verzinslich,  während  der  Dauer 
des  Privilegs  gar  nicht  oder  nur  bedingt  kündbar. 

Näheres  bei  A.  Wagner,  Zcttelbankpol.,  S.  460  lf.  Solche  Darlehen  bei  d. 
Engl.,  Französ..  Ücstcrr.,  Frankfurter  B.  Kb.  S.  461.  Näh.  über  die  ver- 
wickelten Abrechn.  zw.  der  Engl.  ß.  u.  dem  Schatz  Uber  die  Leistungen  u.  Gegen- 
leist., cb.  S.  460,  Anm.  859.  Bei  den  3  ersten  Banken  war  es  Finanznoth  oder  Scheu, 
ein  Anlehcu  auf  offenem  Markte  aufzunehmen,  was  zu  dem  Anlehen  bei  der  Bank 
fahrte  Der  finanzielle  Werth  eines  solchen  Darlebns  bemisst  sich  in  der  Hauptsache 
nach  dem  Zinsgewinn.  Jedes  solches  Darlehen  macht  aber  einen  grösseren  oder 
geringeren  Theil  der  Bankactiva  un  realisirbar  oder  schwer  realisirbar,  selbst 
wenn  für  den  Nothfall  vom  Staate  Theilschuldvcrschreibungen  in  börsengängiger  Form 
zur  eventuellen  Vcräusserung  hinterlegt  werden  (so  bei  d.  Frankfurter  u.  Französ. 
B.).  Dadurch  kann  die  Lage  der  Bank  in  Krisen  erschwert  werden.  Jedenfalls  wird 
ihre  Leistungsfähigkeit  gerade  in  solchen  Zeitpunkten ,  wo  eine  grosse  Centraibank  am 
Güustigsten  wirken  kann,  beeinträchtigt.  Besser  ist  daher  diese  Form  der  finanziellen 
Gegenleistung  zu  vermeiden. 

b)  Oder  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  Antheil  am 
Reingewinn,  die  passende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei 
am  Besten  derjenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  zu  bemessende 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  Ubersteigt,  nach  einem  zu  ver- 
abredenden Satze  getheilt  wird. 

So  bei  der  Preuss.,  Belg.  Nat-,  Bad.,  Üldeub.,  Wurtemb.  Zettelbank  u.  a.  m. 
jetzt  bei  der  D.  Reichsbank. 

Je  grössere  Vortheile  die  Bank  vom  Staate  bezieht,  z.  B.  je  umfassender  ihr. 
Notenprivileg  ist  oder  je  höber  die  Staatsdepositen  durchschnittlich  sind,  desto  grösser 
kann  der  Gewinnanteil  des  Staats  werden.  Diese  Einrichtung  stört  den  Baukbetrieb 
weiter  nicht 

Bei  d.  Preuss.  B.  bezog  der  Staat  die  Hälfte  des  Reingewinns,  welcher 
bleibt,  nachdem  er  für  sein  Activkapital  3'/a.  die  Privaten  für  das  ihre  41/9  Proc.  er- 
halten haben.  Dieser  Gewinnanteil  betrug  im  D.  1S58— 61  «13,000,  1862—65 
1.356,000,  1866-60  1,601,000,  1870—71  2'19,  1872  2*46,  1873  3*79,  1874  2*33 
Millionen  Thlr.,  incl.  Zins  auf  die  Staatskap.  u.  Verzins,  u.  Tilgung  der  Anleihe  v. 
1856  (vornehml.  zur  Einziehung  r.  Staatspapiergcld).  Bei  der  Keichsb.  wird  d.  Ge- 
winn über  47«%  vom  Stammkapital  von  120  Mill.  M.  hinaus  auch  zur  Hälfte 
zwischen  Reich  u.  Bankactionären  getheilt.  aber  der  Gewina,  der  nach  Zahlung  einer 
Dividende  v.  8%  auf  die  Actien  restirt,  fällt  zu  an  d.  Reich,  zu  V4  an  d.  Actionär««. 
Bei  dem  bisher  immer  noch  sehr  massigen  Gewiuu  der  Reichsbank  (Div.  an  die  Bc- 
theiligten  1876— >2  67«,  6  20,  6  3,  5,  6,  6%.  7  057,,)  war  auch  der  Reichsantheil 
nur  massig  0878  2*156,  1879  0610,  1880  1  793.  1881  5-599,  1S82  höher).  —  Bei 
d.  Belg.  B.  1  a  des  Kcingew.;  hei  der  Bad.  Vs  von  dein  Gewinn,  der  nach  Zahlung 
vou  5%  Diviil.  bleibt.  Ein  gewöhnt.  Vorwurf  der  Gegner  der  Zettelbanken  ist,  da** 
der  Staat  diesen  Banken  einlach  die  Rente  aus  dem  Ertrag  des  Rechts  der  Noten- 
ausgabe, bez.  des  ungedeckten  Theils  derselben  schenke,  also  z.  B.  bei  100  Mill. 
M.  Notenrecht  jährlich  4  oder  5  Mill.  M.  Dies  wäre  nur  richtig,  wenn  eine  Bank 
nicht  ein  eigenes  grosses  Stammkapital  für  die  Führung  dieses  Geschäfts  bedurfte 
u.  dasselbe  nicht  in  wenig  lucrativen  Anlagen  (Wechsel  u.  s.  wj  placiren  mllsste. 
Die  4'/,%  (so  1S75  ti.  II.,  jetzt  wenigstens  4'7M)  z.  B..  welche  die  Aetionäre  der 
Reichsbank  vorweg  aus  dem  Gewinn  erhalten,  würde  das  Reich  ebenfalls  bei  einer 
reinen  Staatsbank  aufwendeu  mtlssen,  die  mit  demselben  Stammkapital  zu  dotiren  wäre. 
S.  Zettelbankpol.  S.  576.  Dieser  Punct  wird  in  der  heurigen  neuesten  Polemik  gegen 
die  Reichsbank  als  „Acticnuuternchmen"  gewöhnlich  ganz  Ubersehen. 


Digitized  by  Google 


Finanzielle  Leistungen  der  Hauken  au  den  Staat.  637 


Die  finanzielle  Gegenleistung  der  Rank  lässt  sich  auch  als  eine  Art  Pacht- 
zins betrachten,  welcher  für  die  Ueberlassung  der  Ausnutzung  der  massigen  Staats- 
gelder und  bei  einer  privilegirten  oder  Monopolbank  für  die  Gewährung  des  Rechts 
der  Notenausgabe  und  des  Privilegs  der  Annahme  der  Nuten  bei  den  Staatskassen 
entrichtet  wird.  Statt  der  Selbstverwaltung  der  eigenen  Staatsgelder  und  des  Noten- 
rechts wird  also  gewisscrinassen  die  Verpachtung  vorgezogen.  In  den  Beziehungen 
zwischen  d.  Engl.  B.  u.  dem  Staate,  die  ja  allein  eine  längere  Geschichte  haben, 
tritt  ein  solches  Quasipachtvcrhiiltniss  immer  mehr  hervor.  Es  wird  hier  sehr  genau 
von  beiden  Thcilcn  der  Werth  der  Vortheile  u.  der  Gegenleistungen  ausgerechnet. 
Dieselbe  Entwicklung  wird  wohl  auch  in  den  and.  Staaten  eintreten,  welche  grosse 
Monopolzettclbanken  in  der  Form  der  Actiengesellsch.  oder  dgl.  besitzen. 

2.  Au  Stelle  der  finanziellen  Gegenleistung  oder  wenigstens 
eines  Theils  derselben  kann  der  Staat,  besonders  bei  grossen  Mono- 
pol- und  Centraizettelbanken,  mitunter  passend  auch  eine 
andere  Form  der  Gegenleistung  treten  lassen,  welche  dem 
wahren  Wesen  des  vorbehaltenen  Notenrechts  auch  besser  entspricht. 
Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Begründung,  Ober 
die  sich  streiten  lässt,  findet  sich,  wenn  überhaupt,  so  vornehmlich 
in  den  Interessen  des  Geld-  und  Creditwcsens,  über  welche  der 
Staat  zu  wachen  hat.  Demgcmäss  kann  der  Staat  in  Betreff  der 
Höhe  der  Metall tleckung  und  der  Beschaffenheit  der 
übrigen  Deckungen  der  Noten,  ferner  hinsichtlich  der  Grösse 
des  Stammkapitals  der  Bank  Bedingungen  stellen,  welche  die 
Sicherheit  der  Banksolvenz  und  daher  der  Banknoten  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  in  Krisen  erhöhen. 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  auf  eine  Verminderung  des 
Reinertrags  der  Bank  hinaus,  so  dass  dann  eine  finanzielle 
Entschädigung  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  verringert  werden 
müsste.  Der  dem  Staate  hierdurch  entgehende  Gewinn  (lucrum 
cessans)  bildet  gleichsam  einen  Ausgabeposten  auf  dem  Conto  der 
Volkswirthschaftspflege ,  —  eine  der  verhüllten  Staatsausgaben, 
welche  bei  rein  privatwirthschat'tlicher  Behandlung  des  Verhältnisses 
allerdings  zu  vermeiden  wäre. 

Hei  grossen  Ccntralbaukcu ,  welche  wie  die  B.  v.  England,  Frankreich  u.  mehr 
u.  mehr  auch  die  von  Preussen  u.  jetzt  die  Keichsbank  die  Edelmetallbehälter 
ihrer  Volkswirtschaften  zu  sein  pflegen,  ist  die  stete  Bereithaltung  eines  genügend 
grossen  Baarvorraths  bes.  wichtig.  Letzterer  muss  hinreichen  bei  einer  starken  Ab- 
strömuug  des  Metalls  ins  Ausland  (in  England  z.  B.  nach  Misseruten)  oder  bei  einer 
Beanspruchung  des  Baarfonds  der  Bank  aus  anderen  Ursachen  (vgl.  darüber  meine 
Zettelbaukpol..  S.  552  fl'J,  ohne  dass  der  Geldmarkt  durch  zu  starke  Crcditeinschraukung 
zu  sehr  erschüttert  wird.  Es  liegt  daher  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  u  folglich 
des  Staats,  dass  ein  starker  Baarbestand  gehalten  wird.  Eine  darauf  bezügl.  Vorschrift 
kann  also,  wie  u.  A.  Tooke  vorgeschlagen  hat  (hist.  of  prices  II,  330,  V,  599)  einer 
Centraibank  als  eine  passende  Gegenleistung  für  ihre  Privilegien  auferlegt  werden. 
Aehnliche  Argumente  in  Bagchot,  Lombardstreet. 
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3.  Abschnitt. 

Werbendes  bewegliches  Vermögen  und  speclelle  Kapitalfonds. 

Vgl.  Kau,  5.  A.  §.  155,  Ii.  A.  §.  212.  Stein  Fin.  I,  252.  Er  saift  „von 
de»  „Fonds"  bei  ihm  (Wagner)  nichts".  Da  ist  von  Stein  §.  230  d.  vor.  (2.)  Aul. 
auf  die  er  sich  doch  ausdrücklich  bezieht,  übersehen  worden. 

I.  —  Allgemeine  Würdigung.  §.  263.  Solches  Vermögen 
anzusammeln,  zufällig  vorhandenes  zu  behalten  und  es  verzinslich 
anzulegen,  dafür  liegt  selten  ein  genügender  finanzwirthschaftlicber 
Grund  vor  und  volkswirtschaftliche  Gründe  sprechen  oll  dagegen. 

D<:r  nahe  liegende  Gedanke,  etwa  einen  Staatsschatz  auf  diese  Weise  zu  ver- 
wenden, um  den  Zinsverlast  zu  ersparen,  ist  wegen  des  Zwecks  der  Institution  ein«* 
solchen  Schatzes  nicht  ausführbar.  (§.  75>.  Bei  der  Berathang  aber  den  Deutschen 
Koichsschatz  im  D  Reichstag  im  Nov.  1871  gab  der  Abg.  Alique I  zur  ErwäiruDj. 
ob  nicht  ein  Theil,  etwa  die  Hälfte  des  Schatzes  zur  Zinsersparung  in  fremden,  be>. 
engl,  öirentl.  Fonds  angelegt  werden  köunte.  Zu  einem  eigentl.  Antrag  kam  es  nicht 
Mir  scheint  dagegen  zu  sprechen:  1)  die  Möglichkeit  eines  Kriegs  mit  einem  der 
Staaten,  in  dessen  Fonds  das  Kapital  placirt  ist  (engl.,  russ.,  nordainerik.  Werthot ; 
2)  die  notorische  Thatsache.  dass  in  Zeiten  des  Kriegsausbruchs  alle  Fonds,  auch  die 
ganz  mibetheiligtcr  Staaten  mehr  oder  weniger  stark  afheirt  werden,  so  dass  ein  erhebL 
Verlast  doch  unvermeidlich  ist.  Es  sanken  z.  B.  im  Juli  1870  6%  Amer.  von  i»7  auf 
79,  5%  Russ  v.  87  auf  unter  8U,  russ.  Prämienanl.  v.  119  auf  90  in  Berlin.  Da» 
Vermögen  als  eine  Art  bleibenden  Depositums  einer  Bank  zur  Benutzung  m 
Uberlassen,  empfiehlt  sich  auch  nicht,  weil  damit  doch  ein  unnöthiger  Zinsverlust  ver- 
bunden wäre  und  die  Behandlung  solcher  Gelder  etwa  als  subsidiärer  Staatsschatz 
wiederum  bedenklich  and  schwer  durchfahrbar  ist.  Denn  die  Einziehung  währcnJ 
einer  politischen  Krisis,  wo  sie  regelmässig  würde  stattfinden  müssen,  würde  die  Laee 
noch  verschlimmern.  Die  dauernde  Verwendung  zu  gewöhnlichen  Darlehen, 
namentlich  auf  Hypotheken,  und  die  Anlage  in  verschiedenartigen  Werth- 
papieren  (Actien.  besonders  Prioritätsobligationen  von  Eisenbahngesellschaften,  Schuld- 
verschreibungen der  Selbstverwaltungskörper,  auswärtige  Staatspapiere  u.  dgl.  m.)  giebt 
allerdings  in  der  Kegel  einen  genügenden  Zins  und  kann,  wenn  einmal  ein  solches 
Vermögen  vorhanden  ist  und  dasselbe  keine  zweckmässigere  Benutzung  findet,  mitunter 
wohl  am  Platze  sein.  Grössere  Beträge  Geld  hatten  früher  d.  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft u.  mehrere  einzelne  Kantone  auf  Zinsen  ausgeliehen.  Mathy,  in  Rau'sArch. 
IV,  64.  Stämpfli,  Finanzbüchl.  f.  d.  Berner  Volk,  1850,  S.  73.  Verschieden« 
ältere  Daten  darüber  bei  Kau,  5.  A.,  §.  155  (a).  Kleinere  Boträge  verzinsL  Geld- 
anlagen kommen  vielfach  vor.  Z.  B.  Preusseu:  A.  f.  1871.  Ausser  220,204  Thlr. 
Zinsen  u.  Divid.  v.  d.  aus  d.  Ertrag  der  Eisenbahnabgabe  angekauften  Actien  noch 
andere  989,000  Thlr.  Zinsen  von  Staatsactivkapitalien,  neml.  v.  7,623,697  Tblr.  (nom ■) 
div.  Oblig.  u.  Actien  u.  v.  1,910,400  Thlr.  hypothek.  Forder.  u.  Darlehen  (unter  beiden  , 
Posten  verschied.  Zinssätze  u.  kleine  unverzinsl.  Summen).  A.  solcher  Zinsen  1875 
1*3  Mill.  M.  Auch  im  Etat  der  Domänenverw.  kommen  Zinsen  aus  Activkapital.  vor 
<A.  1S70  72,968,  1871  22,446  Thlr.,  1875  24,730  M.).  Ausserdem  hatte  der  Staats- 
schatz i.  J.  1870  ausstehen  2,603,850  Thlr.  unverzinslich,  1,174,713  Thlr.  zinstrae. 
u.  2,254,795  Thlr.  nicht  zinstragende  Activkap.  —  Der  churhess.  Staatsschatz,  der 
der  Provinz  jetzt  als  Provinzialfonds  überlassen  ist,  trug  c.  1li  Mill.  Thlr.  Zinsen.  — 
Baiern.  A.  für  1871  Zinsen  aus  Staatsactivkapit.  22,380  fl.,  wozu  etwa  noch  dir- 
Kntschäditfungsrente  v.  d.  Krone  Oesterreich  mit  102,083  fl.  gerechnet  werden  kann. 

Aber  etwa  absichtlich  UeberschUsso  der  Einnahmen  zu  diesem  Zweck  anzusammeln, 
ist  wenigstens  im  Allgemeinen  nicht  räthlich.  Das  Geld  bleibt  dann  besser  in  den 
Händen  des  Publicums  und  eine  Steuervenninderune:  oder  die  Vornahme  wichtiger, 
bisher  verschobener  Reformen,  Ausfuhrung  öflentlicher  Werke  u.  s.  w.  erfolgt  statt 
der  Ansammlung  von  Unterschüssen. 
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Einmal  vorhandenes  bewegliches  Vermögen  wird  sonst  am 
Besten  entweder  zur  Schuldentilgung,  wobei  dann  meistens 
noch  eine  Zinsdifferenz  gewonnen  werden  wird,  oder,  mitunter 
lieber  noch,  zur  Anlegung  öffentlicher  Werke,  Hau  von  Land- 
und  Wasserstrassen ,  Eisenbahnen,  zu  Urbarmachungen,  zu  Unter- 
sttitzungen bei  Reallastenablösungen  u.  dgl.  m.  verwendet.  Auch 
können  Provinzen,  Bezirke,  Gemeinden  ftir  gemeinnützige  grössere 
Unternehmungen,  Eisenbahngesellschaften  für  ihre  Bauten  wohl 
daraus  Zuschüsse,  als  Staatsbeitrag  oder  vorschussweise,  erhalten, 
oder  der  Staat  sich  als  Actionär  bei  einer  Privatbahn  mit  solchen 
Fonds  betbciligen. 

Dauernde  Anlagt:  von  Staatsactivkapitalien  im  Ausland«',  etwa  in 
fremden  Staatspapieren  —  früher  /.  B.  Seitens  des  K.  Hern,  ein  neueres  Heispiel 
bildet  der  Ankauf  ron  französ.  Rente  für  c.  50  Mill.  Fr.  Gold  Seitens  Russlands 
i.  J.  1S47,  t'ourcelle-Seneu il,  traite  des  Oper,  de  hamjue,  Par.  1S57,  3.  cd. 
p.  220,  —  hat  doch  überwiegende  politische  und  wirtschaftliche  Bedenken,  kann 
indessen  in  Ausnahmefällen,  /..  B.  iu  Ländern,  welche  <tark  an  das  Auslaud  verschuldet 
sind,  iui  Interesse  der  grosseren  Stabiiitat  des  Wechsele urses,  besonders  in  Papier- 
währungsländern ,  in  Betracht  kommen.  Vorschlag  dieser  Art  für  Oesterreich  in 
einer  Denkschr.  d.  nst.  Finanzinin.  1  Stil ,  für  Kussland  mit  näherer  Begründung  von 
A.  Wagner,  russ.  Papierwähr.,  S.  204  II.  Aehnl.  Vorschlag  als  Maassregel  der 
Bankpolitik,  eineu  Theil  des  Baarfunds  in  fremden  Wechseln  anzulegen,  bei  de  ms.,  • 
Zettel  b.  S.  276  II".,  ein  in  England,  Krankreich,  bei  der  französ.  Enquete  v.  IMjfJ  (I. 
mehrfach  erörterter  (iedanke. 

II.        §.  264.    Besondere    Beachtung   verdienen  folgende 
zwei  Fälle: 

1.  Eine  besondere  Function  können  Fonds  beweglicher  Kapi- 
talien zur  einstweiligen  Anlage  grösserer  disponibler 
Geldsummen  haben,  welche  man  erst  später  bestimmten 
Verwendungen  zuführen  will  und  an  welchen  daher  Zinsver- 
luste vermieden  werden  sollen. 

Hier  wird  es  sich  gewöhnlich  um  abnorm e  politische  und  bilanzielle  Verhält- 
nisse handeln,  welche  zur  Verfugung  über  solche  Summen  führten,  z.  B.  bei  Kricgs- 
contri  butionen  u.  dgl.  in.  Denn  durch  Anleihen  wird  man  selten  für  lange  im 
Voraus  grössere  Beträge  disponibel  machen.  In  jenen  Fällen  möchte  es  auch  zweck- 
mässiger sein,  die  Summen  einstweilen  hei  Banken  zu  massigen  Zinsen,  als  sie  eigens 
in  Darlehen,  Wertpapieren  u.  dgl.  m.  anzulegen,  aus  dem  im  Folgenden  tunter  Nr.  2) 
angegebenen  Gründe,  der  auch  hier  gilt. 

Im  Deutschen  Reich  hat  man  «Irci  solche  „Fonds"  aus  d.  franz.  Kriegscontribution 
gegründet:  Den  Keichsfestu  ngsbaufonds,  d.  Fonds  für  d.  Reichs  tag  sgebäud  e 
u.  deu  f.  Keii  hseisen bahnen.  Für  ersteren  gilt  d.  Ges.  v.  CJO.  Mai  1873,  Art.  III; 
er  ist  zuerst  mit  53  Mill.  Thlr.  dotirt  worden,  welche  im  Wesentl.  nach  denselben 
Grundsätzen,  wie  die  Kapitalien  des  Invalidenfonds,  zinsbar  angelegt  werden.  Die 
Zinsen  des  Fonds  messen  zu  den  allgem.  Rcichseinuahmen ,  die  Ausgaben  f.  «I. 
Festungsbau  selbst  werden  aus  den  llussig  gemaehten  Kapitalbcständen  gedeckt.  Der 
bezügl.  Betrag  wird  in  den  Jahresetat  des  Reichs  eesetzt.  Das  Kapital  des  Fonds 
bestand  E.  1S75  aus  124  34  Mill.  M.  deutscher,  4  65  Mill.  Doli,  uordauurikan., 
»30.550  Pfd.  Sterl.  and.  ausländ.  Papieren,  £.  1SS1  noch  nominell  5110  M.  M.  u. 
404,950  Pfd.  St.  Oblig.,  547,851  M.  baar.  S.  meinen  Aufs.  Reichsfinanz.,  Jahrb. 
HI,  IIB.  —  Der  Fonds  d.  Roichstagsgebäudes  beruht  auf  d.  Ges.  v.  >.  Juni  IST«. 
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beträgt  N  Mill.  Thlr.,  die  zinsbar  anzulegen  sind.  Die  Zinsen  sollten  dem  Fonds  bis 
zur  Verwendung  des  Kapitals  zuwachsen,  was  später  modifkirt  wurde  (im  Et.  f. 
1SS4/S5  stehen  >S  M.  M.  Zinsen  f.  d.  Reich),  (Stand  E.  1S75  27  09  Mill.  M.,  E. 
lSSl'2!»"«ü  M.  M.V  —  Der  Reichseisenbahnfonds  beruht  auf  d.  Ges.  v.  18.  Juni  1873  u. 
betrug  ursprunglich  c.  24  8  Mill.  Thlr.,  die  ebenso  behandelt  werden,  wie  die  Kapiuli-:;* 
des  restungsbaufonds.  A.  der  Zinsen  im  Etat  f.  1876  1  45  Mill.  M.,  der  Kapitalw- 
wendung  16*69  Mill.  M.,  seitdem  aufgezehrt.  —  Etwas  Aehnliches  bildet  die  ErWhaf: 
des  Herzogs  Karl  v.  Braunschweig  an  die  Republik  Genf,  weh  he  diese  angetreten  hat. 

2.  Solche  Fonds  beweglicher  Kapitalien  können  auch  den 
Zweck  haben,  zur  Sicherstellung  künftiger  finanzieller 
Verpflichtungen  und  zur  Bestreitung  der  daraus  her- 
vorgehenden Zahlungen  mittelst  der  Zinsen  (eventuell 
unter  Mitverwendung  von  Amortisationssummen,  wenn  die  allmälige 
Aufzehrung  des  Kapitals  in  Aussicht  genommen  wird)  zu  dienen. 
Ein  Beispiel  liefert  der  Invalidenfonds  des  Deutschen  Reichs. 

Kapitalien  für  solche  Zwecke  werden  wohl  auch  nur  in  abnormen  politischen 
und  finanziellen  Verhältnissen  verfügbar  sein,  wie  in  diesem  Beispiel  Eine  riebtiirt 
Finanzpolitik  wird  aber  selbst  in  solchen  Lagen  kaum  zu  derartigen  Einrichtungen 
eines  wesentlich  privatkapitalistischen  Characters  greifen.  Dieselben  bieten  für 
die  Dauer,  bei  ungünstiger  Finanzlage,  doch  keine  Sicherheit  für  ihren  Zweck,  wofei 
aber  führen  sie  fast  unvermeidlich  zu  Geschäften,  welchen  eine  Staatsbehörde  schwerf  - 
wachsen  ist.  Die  genügenden  Cautclen  politischer  Art  sollen  getroffen  und  doch  finanzielle 
Verluste  verhütet  werden:  das  sind  zwei  kaum  vereinbare  Wünsche.  Denn  am  des  letzteren 
Willen  muss  die  Behörde  freier  verfügeu,  z.  B.  öfter  in  den  Anlagenwechseln  können, 
was  ihr  bei  jenen  Cautclen  unmöglich  ist.  die  doch  wieder  nicht  zu  entbehren  sind. 

Daher  auch  hier  lieber  eine  Verwendung  solcher  Kapitalien 
zur  Schuldentilgung  oder  zu  grossen  öffentlichen, 
Rente  gebenden  Unternehmungen,  wie  Staatsbahnen, 
Staatsbanken  u.  dgl. 

Eingehende  Begründung  dieses  ürthcils  in  der  Kritik  des  Reichsinvalidenfond* 
in  meinem  Reichsfinanzwes.,  Jahrb.  III,  S.  131  11'.  S.  auch  o.  §.  164.  S.  377.  Uu 
Oes.  v.  23.  Mai  lt>73  dotirt  den  Iuvalidenfonds  mit  187  Mill.  Thlr.  (zu  viel  für  d<-n 
Zweck),  die  in  verschied.  Effecten  angelegt  sind,  s.  §.  2  des  Gesetzes.  Bis  1.  Juli  187f> 
durfte  interimistisch  eine  Anlage  in  weiteren  Papieren  erfolgen  (§.  3).  Es  hat  sich 
aber  nicht  durchführbar  erwiesen,  diese  Anlage  bis  zu  diesem  Zeitpuncte  zu  realisiren 
u.  in  die  gesetzliche  des  §.  2  zu  verwandeln.  Deshalb  uiusste  im  Ges.  v.  23.  Febr.  l**t> 
die  Frist  f.  jene  interimistische  Anlage  bis  1.  Juli  1SS0  verlängert  werden.  Di«* 
Vorgänge  dienen  zur  Bestätigung  des  im  Text  Gesagten.  Stand  des  Invalidenfond"* 
Ende  nominell  534.42  Mill.  M.  u.  0.459  Mill.  fl.  süddeutsch  in  Obligationen 

2,61  Mill.  M.  baar.  Die  unnöthig  grosse  Höhe  des  Fonds  hat  ermöglicht,  dem  Fond; 
auch  noch  weitere  Kricgspeiisionen  zuzuschieben.. 


Fünfter  Hauptabschnitt. 

Communications-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 
(im  engeren  Sinne),  besonders  Eisenbahnen. 

Rau  hat  bloss  den  Staatseisenbahnen  einen  besonderen  kurzen  Abschnitt,  <b> 
b.  Hauptst.  v.  d.  Regalien  gewidmet,  indem  er  (5.  A.)  in  §.  219c  glaubte,  ein  eigenes 
Eisen  bahn  r  egal  aufstellen  zu  müssen.  Die  eimrehendere  Darstellung  in  Rsu'> 
Volkswirthschaftspolit-  «•  $•  25$— 263.   mit  kurzer  Berührung  der  Streitfrage,  ob 
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Staats-  oder  Privatbahnen,  berücksichtigt  die  eigentlich  staatswirthschaftliche  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  neben  der  Erörterung  der  volkswirtschaftlichen  Seite  noch 
zu  wenig.  Jene  beiden  Seiten  müssen  nothwendig  specicller  behandelt  werden.  Ferner 
ist  das  Eisenbahnwesen  im  Zusammenhange  mit  dem  gesammten  Verkehrswesen  zu 
betrachten,  um  die  Stellang  des  Staats  zu  ihm  und  seine  finanzielle  Behandlung  prin- 
cipieller  n.  nach  einem  höheren  u.  allgemeineren  Gesichtspuncte  Zu  begründen. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  neben  dum  Forstwesen  das  Hauptgebiet  des 
modernen  Domänenwesens.  Seine  finanzielle  Regelung  ist  noch  schwieriger,  weil 
volkswirthschaftspolitische  und  privatwirthschaftliche  Gesichtspuncte  sich  noch  manch- 
facher  kreuzen.  Die  Post  behandelt  Kau  auch  unter  den  Regalien,  §.  205 — 219a, 
desgleichen  die  Tclegraphie  §.  210b.  Meine  abweichende  Auflassung  ist  schon 
oben  §.  199  lf.  begründet  worden.  Die  Landstrassen  stellt  dagegen  auch  Kau  bereits 
unter  die  Gcbührenzwci»e,  unter  Verwerfung  eines  Strassenreirals ,  §.  239  -243.  In 
Kau 's  Volkswirthschaftspolitik  ist  das  Verkehrswesen  —  Herstellung  der  Strassen 
§.  255  ff.,  Mittel  zur  Benutzung  der  Strassen  26$  ff.  — ,  etwas  zu  eng  und  der  all- 
gemeinen culturlichen  und  wirtschaftlichen  Bedeutung  desselben,  sowie  den  heutigen 
Verhältnissen  nicht  mehr  recht  entsprechend,  als  „Erleichterung  der  Waarenfortschaflüng" 
bei  der  ..Beförderung  des  Tauschverkehrs"  besprochen.  Auch  hier  fehlt  noch  zu  sehr 
eine  principielle  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  auf  die  Stellung  des 
Staats  zum  Verkehrswesen  u.  auf  die  ganze  finanzielle  Kegelung  beziehen.  Das 
Verkehrswesen  in  seiner  moderneu,  ja  noch  manch  fach  in  Entwicklung  begriffenen 
Gestaltung  bildet  f.  d.  Finanzwiss.  ein  besond.  wichtiges  u.  lehrreiches  Gebiet  der 
Staatsthätigkeit,  weil  der  geschichtliche  Wechsel  zwischen  den  vier  leitenden  Finanz- 
prineipien  i§.  201)  und  die  Notwendigkeit ,  die  einzelnen,  doch  so  nahe  verwandten 
Gebiete  nach  verschiedenen  Principien,  die  sich  aber  auf  ein  oberstes  Hauptprincip 
zarückführen  lassen,  statt  nach  einer  einzigen  Schablonendoetrin ,  zu  behandeln,  be- 
sonders deutlich  hervortritt.  —  Die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens  in  dieser  Ausführ- 
lichkeit hier  in  der  Finanzwissensch.  kann  vom  Standpunct  strenger  Systematik  aus 
bemängelt  werden,  wie  ich  L.  Stein  (Finanzwiss.  3.  A.  S.  255)  einräume.  Aber  sie 
entspricht  immerhin  der  ähnlichen  Behandlung  der  Domänen-  und  Forstlehre  schon  in 
Kau 's  Finanzwissenschaft.  Jedenfalls  habe  ich  sie  auch  in  dieser  Auflage  des  1.  B. 
der  Finanzwissenschaft  noch  nicht  wesentlich  verändern ,  bez.  verkurzen  wollen ,  weil 
der  das  Verkehrswesen  behandelnde  Band  dos  Lehrbuchs,  wohinein  die  Eiscnbahnlehre 
gehört,  noch  aussteht.  Später  wird  vielleicht  eine  Aenderung  passend  sein.  Sonst 
gilt  übrigens  über  die  Hercinziehung  solcher  Lehren,  wie  der  Eisenbahnlehre,  in  die 
Finanzwiss.  das  oben  §.  7  S.  10  Gesagte. 

Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftspol.  II,  §.  255—272.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  A. 
H,  §.  174—180.  Bes.  Schäffle,  Nationalök.  2.  A.  §.  262—269,  mit  besonderer 
Kucksicht  auf  Eisenbahnen,  aber  mit  manchen  trefft.  Erörterungen  über  Verkehrswesen 
im  Allgemeinen.  L.  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  50  ff.  und  Handb.  d.  Verwal- 
tungslehre Stuttg.  1870,  S.  173—224,  2.  A.  S.  3S4  ff.,  wichtig  und  in  vieler  Hinsicht 
wohl  massgebend  für  die  systemat.  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  des  Verkehrswesens. 
Im  Einzelnen  ist  Manches  schief,  z.  B.  gerade  die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens 
S.  210  (die  Eisenbahnen  den  Actiengcsellschaften,  als  einer  Form  des  Vereinswesens, 
principicll  zugewiesen,  wieder  eine  falsche  Verallgemeinerung  speeif.  österr. 
Erfahrungen,  wobei  die  neueren  Bestrebungen  in  England.  Amerika  übersehen  werden). 
Hers.,  Fin.  1.  A.  S.  134  lf.,  2.  A.  S.  184  209,  3.  A.  S.  237  lt.,  wo  Post,  Eisen- 
bahnen u.  Telegraphen  als  die  „Kegalien  des  Comtuunicationswescns"  bezeichnet 
werden.  S.  dagegen  oben  §.  201.  Die  Staatseisenbahnen  stellte  auch  Stein  früher 
zu  den  Domänen,  jetzt  (4.  A.  I,  342)  behandelt  er  sie  kurz  bei  den  Gebühren,  geht 
aber  in  der  Finanzwissenschaft  absichtlich  nicht  auf  die  Frage  „Staats-  oder  Privat- 
bahnen" näher  ein.  Umpfenbach,  Fin.  §.  34—43  (hier  unter  den  Gebührenzweigen 
Kergius,  S.  119—148  (2.  Aufl.,  §.  22—25,  unter  Dom.  u.  Regalien,  in  der  Auf- 
fassung so  einseitig  manchestcrlioh  wie  früher).  Wagner,  Grundleg.  I,  §.  367.  — 
Vgl.  ferner  Engel's  geistvolle  Erörter.  in  d.  Aufs.  ..die  Grenzen  des  Erfindungsgeists 
im  Transportwesen",  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1864,  S.  113.  —  A.  Wagner,  Art.  Schiff- 
fahrt in  Rentzsch's  Handwörterb.  —  Mancherlei  werthtrolle  Bemerk,  über  Verkehrs- 
wesen im  AUgem.  auch  in  der  Spccialliter.  Uber  einzelne  Wege  u.  Anstalten,  bes.  über 
Eisenbahnwesen,  s.  d.  Liter.  Uber  letzteres  unten  vor  dem  zweiten  Abschnitt.  Ueber 
Strassen,  Post  u.  Telegr.  s.  Fin.  II,  §.  303—313. 

A.  \V  a  kii*  r.  Finnn/wi^nm-lian.  !.    .'..Ann.  41 
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In  dem  nunmehr  vorliegenden  B.  III  von  Roscher'»  System  werden  dem 
Transportwesen  drei  Kapitel  gewidmet,  in  der  1 .  Abth.  vom  „Handel",  also  systematisch 
noch  so  wie  bei  den  Früheren,  was  mir  unrichtig  erscheint.  Unter  dem  Keichthum 
an  einzelnen  Notizen .  der  Frucht  einer  erstaunlichen  Beledenheit  und  unter  der 
schönen,  wenn  auch  etwas  schablonenuiässigen  Betrachtung  auch  dieses  Gegenstand* 
aus  dem  historischen  Gesiehtspuncte  tritt  die  principiclle  staatswirthsch&ftliche  Behand- 
lung nur  etwas  /u  sehr  zurück  u.  die  finanzwirthschaftliche  u.  vcrwaltungsrechtiichf 
Seite  noch  melir.  Im  Einzelnen  lehnt  sich  Boscher  sehr  au  Sax  an.  Meine  eigene, 
der  Sax  sehen  vielfach  verwandte  u.  ihr  vorausgegangene  Behandlung  wird  dabei 
nicht  näher  von  Boscher  berücksichtigt  Das  wahrhaft  vorzügliche,  allen  Seiten  de? 
Gegenstands  »-credit  werdende ,  scharfe  principiellc  Aullassung  und  systematische  Er- 
schöpfung mit  reichem  Detail  und  schöner  Form  der  Darstellung  verbindende  deutsche 
Werk  ist  jetzt:  E.  Sax,  d.  Verkehrsmittel  in  Volks-  u.  Staatswirthsch.  2  B.  Wieu,  1S7S. 
1S"V).  (1.  B.  Allgem.  Lehre,  dann  Land-  u.  Wasserwege,  Post  u.  Telegr. ,  2.  Ii. 
Eisenbahnen).  Eine  gute  Zus.fassung  des  Gegenstands  giebt  Sax  sell»t  in  s.  Abh. 
Transp.  u.  Cutnniuiiic.weseii  in  Sehönbcrgs  llandb.  d.  polit.  Uekon.  1.  Auch  für  die 
allgemeine  Lehre  vom  Verkehrswesen  sind  die  ausgezeichneten  Arbeiten  G.  Cohn 's 
über  Eisenbahnwesen  (bes.  Untersuchungen  über  engl.  Eisenbahnpolitik .  2  B 
Leipz.  1874.  1S75,  neuerdings,  lSS'f,  fortgesetzt  im  Archiv  f.  Eisen b.wes..  auch  Cohn'? 
Aufs.  Staat  u.  Eisenbahnen,  zugleich  eine  Kritik  v.  Sax,  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  33. 
1S79)  höchst  beachtenswerth ,  bes.  wegen  der  Zurückfuhrung  der  Einzelfragen  auf 
die  grossen  Priticipienfrageu  der  Volks-  u.  Staatswirthschaft  u.  wegen  der  Fülle  feiner 
kritischer  Bemerkungen.  Ans  d.  fremden  Liter,  s.  u.  A.  A.  de  Foville,  tran»- 
formation  des  moyens  de  transport,  Par.  1*>S0. 

1.  Abschnitt. 

Das  Verkehrswesen  und  seine  staatliche  und  finanzielle 

Behandlung  im  Allgemeinen. 

Eisenbahnen,  Canale  und  Schilffahrt  sollen  nach  dem  Früheren  hier  unter  den 
privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  mit  betrachtet  werden  (§.  203  . 
Um  diese  Einrichtungen  überhaupt  und  die  Stellung  des  Staats  zu  ihnen,  sowie  die 
tinanzielle  Behandlung  derselben  Seitens  des  Staats  richtig  zu  heurtheilen,  müssen  sie 
im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  t'ominunications-  und  Transportwesen 
oder  Verkehrswesen  (in  diesem,  engeren  Sinne  des  Worts)  betrachtet  werden. 
Es  ist  daher  hier  dieses  g.sammte  grosse  volkswirtschaftliche  Gebiet  ins  Auge  zo 
fassen ,  auch  wenn  manche  Theile  desselben ,  soweit  sie  überhaupt  bei  den  Staatsein- 
nahmen iu  Betracht  kommen,  nach  unserer  früheren  Scheidung  erst  bei  den  Gebühren 
zu  besprechen  sind.  Durch  die  nachfolgende  Erörterung  lindet  die  Ueberweisung 
eines  Theils  der  Einnahmen  aus  dem  ( 'ommunications-  und  Transportwesen  unter  die 
privatwirthschaftlichen  und  eines  andern  Theils  unter  die  Gebühren  zugleich  ihre 
nähere  Begründung.  Unvermeidlich  ist  es  dabei,  auf  die  allgemein  -volkswirtschaft- 
liche und  volkswirthschaftspolitische  Seite  des  Verkehrswesens  neben  der  finanziellen, 
soweit  dies  durch  den  Zusammenhang  beider  Seiten  geboten  ist.  etwas  mit  einzugehen. 
Weiteres  gehört  in  die  Volkswirthsehaftspolitik. 

I.  -  -  §.  2(55.  Allgemeine  Bedeutung  und  Gestaltung 
des  Verkehrswesens. 

Das  Verkehrswesen  vermittelt  die  räumliche  Bewegung 
oder  die  0  rtsveränderung  der  Personen,  Güter  und  Nachrichten. 
Diese  Ortsveränderung  bildet  die  Voraussetzung  flir  die  Erreichung 
einer  grossen  Menge  der  wichtigsten  Wirthschafts-  und  Culturzwecke 
der  Menschheit.  Nach  der  Möglichkeit  der  Ortsveränderung 
überhaupt  sind  Sicherheit  und  Schnelligkeit,  Kegelmässig- 
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keit  und  Billigkeit  die  hauptsachlich  an  das  Verkehrswesen  zu 
stellenden  Anforderungen.  Maassgebend  sind  hierbei  drei  Momente, 
der  Weg,  das  Fahrzeug  und  die  bewegende  Kraft,  sodann 
die  zweckentsprechende  Combination  der  Fahrzeuge  und  be- 
wegenden Kräfte  auf  den  Verkehrswegen  zu  bestimmten  Ver- 
kehrsgestaltungen oder  Transportleistungen.  Die  Auf- 
gabe des  Staats  im  Verkehrswesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrs- 
wegen und  Verkehrs  gestaltungen,  sodann  zum  Theil  auch 
wieder  bei  den  verschiedenen  Arten  beider  verschieden. 
Danach  ändert  sich  auch  die  finanzielle  Behandlung,  der  folgendes 
allgemeine  Schema  zu  Grunde  zu  legen  ist: 

1.  Verkehrswege:  Strassen  und  Plätze  in  den  Ortschaften, 
Landstrassen  aller  Art,  vom  einfachen  Feldweg  bis  zur  vollendeten 
Kunststrassc  (Chaussee),  Eisenbahnen,  natürliche  und  künstliche 
Binnenwasserwege,  die  offene  See,  die  Telegraphenleitungen,  Rohr- 
postleitungen. 

2.  Die  Transportleistungen  auf  diesen  Wegen.  Sie 
lassen  sich  in  freie  und  organisirte  unterscheiden. 

a)  Jene  erfolgen  so,  dass  Jedermann  gewisse  Wege  zu  belie- 
biger Benutzung,  obschon  eventuell  unter  Erfüllung  bestimmter 
Bedingungen,  z.  B.  der  Zahlung  einer  Gebühr  (Weggeld),  offen 
stehen. 

b)  Organisirte  Transportleistungen  oder  Verkehrsanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  und  unabhängig  von  der  je- 
weiligen wirklichen  Benutzung  erfolgende  Transportdienste 
für  Personen,  Güter  und  Nachrichten  oder  für  eines  dieser  Trans- 
portobjecte  auf  bestimmten  Arten  von  Wegen  zwischen  gewissen 
Orten  zu  bestimmten  Zeiten,  neben  oder  auch  unter  Ausschluss 
jenes  freien  Verkehrs. 

Die  wichtigsten  Verkehrsanstalten  sind:  innerhalb  der  Orte  selbst  das 
Omnibuswesen,  die  Pferde-  und  hie  und  da  auch  die  Da mp leisen bahnbetriebe. 
vornehmlich  für  den  Peisonenverkehr.  (Das  Drosc  hken  wesen ,  als  die  Einrichtung, 
wonach  bespannte,  jederzeit  sofort  zum  Fahren  benutzbare  Personenfuhrwerke  auf 
öffentlichen  Strassen  bereit  stehen,  hat  zwar  aucli  Merkmal«?  einer  Vcrkehrsanstalt, 
aber  steht  doch  insofern  apart,  als  hier  nicht  bestimmte  Curse  unabhängig  von  der 
wirklichen  Benutzung  des  Transptrtdienstes  gefahren  werden.  Lctztres  Moment  habe 
ich  in  dieser  Aufl.  in  den  Begriff  der  „Verkehrsanstalt"  wohl  mit  Recht  eingeschaltet 
u.  danach  hier  das  Droschkenwesen  vom  Omnibuswesen  getrennt.  S.  vor.  Aufl.  S.  52S). 
Hauptsächlich  zwischen  verschiedenen  Orten:  der  regelmässige  Boten- 
dienst für  den  Nachrichten-  und  den  Verkehr  von  kleinen  Gütermassen;  der  Fahr- 
ours auf  Landstrassen  für  den  Personen-  (Diligem  «-)  und  den  (iuter-(Fracht-)verkehr ; 
die  Post  für  die  Nachrichten-  (Brief-),  Drucksachen-,  Packet-  ((iilter  in  kleinen  Massen), 
Geldübersendung,  auch  für  den  Personentransport:  der  Eisenbahn-,  besonders 
Dampfbahnbetrieb  für  den  P«;rsonen-,  Güter-  und  Nachrichtenverkehr;  der  Schiff- 
fahrts-.  insbesondere   der  Damp  fschif  f  fah  rtscu  rs  desgleichen,   auf  Binncn- 
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gewässern  und  auf  offener  See;  der  Telegraphen  betrieb  für  den  NachrichteD- 
verkehr. 

1.  Die  Verkehrswege  stehen  als  natürliche  Grundlage  des 
freien  Verkehrs  und  der  Verkehrs  an  stalten  selbst  auch  den 
letzteren  im  öffentlichen  Interesse  noch  voran.  Schon  dieser  Um- 
stand äussert  auf  die  Stellung  des  Staats  zu  den  Verkehrs- 
wegen und  auf  die  finanzielle  Behandlung  derselben  besonderen 
Einflu8s.  Die  Herstellung  neuer  Wege  berührt  ferner  die 
vom  Staate  wahrzunehmenden  Interessen  der  Gesammtheit  noch 
mehr  und  tiefer,  als  diejenige  neuer  Verkehrsanstalten.  Auch  setzt 
sie  vielfach  die  Gewährung  des  Zwangs ente ig nungsreebts 
Seitens  des  Staats  voraus.  Daraus  folgt  zwar  noch  nicht  die  Not- 
wendigkeit, dass  der  Staat  allein  die  neuen  Wege  herstelle,  wohl 
aber,  dass  die  Anlage  und  die  Benutzung  der  Wege,  welche 
mit  Hülfe  dieses  bloss  im  öffentlichen  Interesse  gewährten  Rechts 
hergestellt  werden,  unter  der  Aufsicht  des  Staats  erfolge. 
Wo  der  fertige  Weg  mit  einer  Verkehrsanstalt  in  einer  Hand, 
vielleicht  sogar  mit  Ausschluss  anderer,  verbunden  ist,  wie  in  der 
Regel  schon  aus  technischen  Gründen  beim  Eisenbahn-  und  Tele- 
graphenwesen, da  erweist  sich  vollends  eine  eingreifende  dauernde 
Staatscontrole  unvermeidlich. 

Die  Herstellung  der  grossen  und  kostspieligen  Kunst- 
wege der  Neuzeit,  der  Chausseen,  Eisenbahnen,  Telegraphen, 
Canäle,  die  Verbesserung  und  Schiff barmachung  der  natürlichen 
Wasserwege  erfolgt  sodann  durch  das  Zusammenwirken 
grosser  Kapitalien  und  besonderer  technisch  hoch- 
ausgebildetcr  Arbeitskräfte,  in  wesentlich  gleicher  Weise, 
ob  der  Staat  oder  Private,  d.  h.  die  practischen  Hauptfalle  berück- 
sichtigend richtiger  gesagt  Erwerbs-,  besonders  Actiengesellschaften 
bauen.  Die  Verwendung  grosser  Kapitalien  Seitens  des  Staats  oder, 
bei  den  Verkehrswegen  mehr  localer  Bedeutung  Seitens  der  Selbst- 
verwaltungskörper, kann  zwar  ein  finanzielles  Kisico  mit  sieb 
führen.  Aber  in  einem  umfangreichen  Netz  von  Verkehrswegen 
übertragen  sich  auch  wieder  die  Betriebsergebnisse  guter  und 
schlechter  Routen.  Ferner  hat  der  Staat  oder  ein  öffentlicher  Körper 
die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  immer  in  seiner 
Hand,  was  in  hohem  Maassc  im  Gesammtinteressc  liegt.  Wenn 
dagegen  eine  Privatwirtschaft ,  wie  z.  B.  eine  Actiengesellschaft 
solche  Wege  übernimmt,  so  muss  sie  nicht  nur  wegen  der  langen 
Kapitalfixirung  und  des  hohen  finanziellen  Risico's,  sondern  ihrer 
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wirtschaftlichen  Erwerbsnatur  nach  das  gewerbliche  Finanz 
prineip  in  ihrer  Verwaltung  befolgen.  Dazu  kommt  noch  die  Er- 
wägung, dass  die  zeitliche  Kapitalverwendung  nur  beim  Wege-, 
besonders  beim  Eisenbahnbau  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper eine  einigermassen  gleichmässige  sein  kann,  was  ttir 
die  ganze  Volkswirthschaft  ein  Segen  ist  (G.  §.  244a,  367  u.  unten 
S.  650). 

Endlich  geniesst  der  fertige  kostspielige  Weg  (Eisenbahn, 
Canal)  rein  durch  sein  Bestehen  oft,  wenn  auch  kein  recht- 
liches, doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein  facti  sehe  8  Mo- 
nopol, weil  das  Zusammenbringen  eines  grossen  Kapitals  zur 
Herstellung  eines  Concurrenzwegs  schwierig  ist  und  daher  gar 
nicht  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt.  Kommt  aber  trotzdem 
ein  Concurrenzweg  zu  Stande,  so  fuhrt  dies,  je  grösser  die  darin 
angelegten  Kapitalien  sind  um  so  leichter,  oft  nur  zu  einer  Ver- 
ständigung der  beiden  Interessenten  Uber  das  Verbleiben  und  die 
Theilnng  des  Monopols,  zumal  in  dem  Falle,  dass  Weg  und  Ver- 
kehrsanstalt, wie  bei  Eisenbahnen,  in  einer  Hand  sind. 

Alle  diese  Umstände  bedingen  eine  weitgehende  Oberauf- 
sicht des  Staats  Uber  das  gesammte  Wegewesen  und  rechtfer- 
tigen im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirthschaft- 
lichen  Angelegenheiten  die  Uebernahme  desselben  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper,  daher  namentlich 
den  Bau  neuer  Wege  auf  deren  Rechnung,  soweit  nicht  be- 
sondere Gründe  dagegen  sprechen.  Nach  den  einzelnen 
Arten  von  Wegen  ist  die  Frage  dann  weiter  zu  entscheiden. 

2.  Die  freie  Tran spo rtleist u ng,  soweit  sie  überhaupt 
Gegenstand  des  Tauschverkehrs  werden  kann,  ferner  wenigstens 
zum  Theil  auch  die  Verkehrsanstalt  selbst  besteht  dagegen  in 
einer  solchen  Combination  von  Arbeitsleistungen  und  Kapitalver- 
wendungen, in  welcher  der  Staat  und  oft  auch  die  Selbstvenval- 
tungskörper  leichter  gegen  den  Privaten  und  mitunter  auch  gegen 
die  Erwerbsgcsellschaft  zurückstehen.  Auch  schliesst  die  Trans- 
portleistung häutig  ein  für  den  Staat  und  diese  Körper  weniger 
geeignetes  speculatives  Moment  ciu.  Iusoferne  wird  man  im 
Allgemeinen  als  Kegel  die  Uebernahme  von  freien  Transport- 
leistungen auf  den  Staat  und  diese  Körper  ausschlössen  müssen 
und  hinsichtlich  der  Uebernahme  von  Yerkehrsanstalten  wird  eben- 
falls die  Vermuthung  im  Ganzen  zunächst  eher  gegen  den  Betrieb 
durch  sie  sprechen.  Im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Entscheidung 
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nach  der  Art  der  einzelnen  Verkehrsanstalt  und  ihrer  Ver- 
bindung mit  einem  Wege  zn  treffen. 

II.  —  §.  266.  Die  einzelnen  Arten  der  Verkehrswege. 
Für  die  richtige  Stellung  des  Staats  zum  Wegewesen,  ins- 
besondere für  die  Frage  der  Ueber nähme  von  Wegen  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltu  ngs  k  ö  rper,  und  sodann  in 
dem  Fall  dieser  Uebcrnabmc  für  die  Frage  der  finanziellen 
Behandlung  des  Wegewesens  müssen  die  Arten  der  Wege 
unterschieden  werden.  Wir  gehen  dabei  yon  folgender  Ein- 
teilung der  Wege  aus: 

1.  Unterscheidung  der  Wege  nach  ihrer  Entsteh 
ungsart:  Natur-  und  Kunstwege  und  nach  ihrer  Verk eh rs 
fu  nc  tion. 

Im  Wesentlichen ,  wenn  auch  nicht  völlig,  fallt  diese  erste  Unterscheidung  zu- 
sammen mit  derjenigen  von  natürlichen  Wasserwegen,  der  See,  den  Strömen, 
Flüssen.  Landseen  einer-  und  von  Landwegen  (einschliesslich  Eiseubahnen  . 
Telegraphen,  Canalen  andererseits.  Soweit  die  naturlichen  Wasserwege  durch 
die  Kunst  und  daher  durch  Kapitalaufwand  erhalten  und  verbessert  werden, 
treten  sie  indessen  in  wirtschaftlicher  und  finanzieller  Hinsieht  in  die  Classc  <\<i 
Kunstwego  mit  hinüber. 

a)  Die  Herstellung  derjenigen  Kunstwege  und  die  Er 
haltung  und  Verbesserung  derjenigen  natürlichen  Wasser- 
wege, welche  vornehmlich  dem  freien  Verkehr  und  den 
einfacheren  („niederen")  Formen  der  Verkchrsanstalten 
(Fuhrmannswesen,  Schifffahrtslinien)  dienen  und  daher  am  Unmittel 
barsten  die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangehörigen  berühren, 
ist  am  Besten  eine  öffentliche  Angelegenheit,  wie  seit  Uralten? 
thatsächlich  meistens  in  den  Culturstaaten.  Diese  Wege  stehen  dem 
gemäss  im  öffentlichen  oder  Gcmein-Eigcnthum,  welches  durch 
dasjenige  des  Staats  und  der  Selbstvcrwaltnngskörper  vertreten  wird. 

(Grundleg.  I,  §.  25,  254  ff.,  367).  Namentlich  gilt  dies,  bei  uns  in  der 
Kegel  schon  seit  Alters,  von  den  Urts-  und  Landstrassen  aller  Art.  wobei 
jedoch  die  näehstbetheiligten  Privaten,  wie  z.  B.  öfters  bei  den  Ortsstrassen, 
gewisse  Tbcile  der  Strassen  auf  ihre  Kosten  herzustellen  haben  können.  Di? 
„Oeffentlichkeit"  der  Wege  liefert  die  beste  Bürgschaft  dafür,  dass  sich 
der  freio  Verkehr  und  die  niederen  Verkchrsanstalten  auf  ihnen  in  der  den  Volks- 
wirthschafts-  und  Culturinteressen  förderlichsten  Weise  gestalten.  Am  Passendsten 
wird  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Laudstrassen  und  allenfalls 
auch  die  Erhaltung  der  natürlichen  Wasserwege  im  Binnenland»1 
und  an  den  Seekusten  zwischen  dem  Staat,  den  kleineren  räumlichen  üc- 
meinwirthschaften  oder  Selbstverwaltungskörporu.  den  Provinzen. 
Kreisen,  Gemeinden  oder  etwa  besonders  zu  bildenden  öffentlichen  Wege- 
bau vereinen  nach  einem  festgesetzten  Modus  getheilt.  Das  Nähere  gehört  in  die 
Verwaltungslehre  oder  in  die  Voikswirthschaftspolitik.    S.  auch  Fin.  II.  §.  303  ff. 

b)  Die  finanzielle  Behandlung  dieser  wie  aller  dem  Staate 
oder  öffentlichen  Körperschaften  gehörenden  Wege  kann  an  sieb 
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nacb  einem  der  vier  im  §.  201  aufgestellten  Finanzprincipien  er- 
folgen. Mit  Recht  gilt  aber  gegenwärtig  in  unseren  Staaten  bei 
den  vorgenannten  Wegen  nur  noch  das  Gebühren  prineip 
oder  das  Prineip  der  reinen  Staatsausgabe  (bez.  des 
„allgemeinen  Genussguts",  Sax)  als  anwendbar,  so  dass 
die  Kosten  ganz  oder  theilweise  durch  Gebühren  gedeckt  werden, 
oder  absichtlich  vollständig  auf  Einnahmen  verzichtet  wird. 

S.  jetzt  iiarul>er  Fin.  II,  §.  304  IT.  u.  hes  Sax  I.  1 IL.  wo  mit  Recht  nach 
dein  Intcnsivitätsgrad  dos  Wegenetzes  unterschieden  wird.  Sax  (s.  I.  üO,  S4)  bestimmt 
die  leiteudeu  Kin.principicu  etwas  anders  als  ich  es  thue  (s.  o.  §.  201).  indem  er 
zwischen  das  Gcbtihrenpriucip  u.  das  privatwirthschaftliche  noch  eine  Mittclkatcgorie 
(„Prineip  der  olfentl.  l*uteruehuiung")  einschiebt.  Seine  bearhtenswerthen  Eiuwändc 
gegen  meiue  Behandlung  haben  mich  indessen  dennoch  nicht  zu  einer  Aenderuug 
bestimmt.  Es  liegt  in  diesen  Ausführungen  von  Sax  ein  Bischen  von  einer  petitio 
prineipii,  —  zu  Gunsten  der  „renulirteu  Privatunternehinung"  u.  „delegirten  Ver- 
waltung".   S.  auch  Koscher  III,  §.  SS  II. 

Abgaben  für  die  Henutzuug  solcher  natürlicher  Wasserwege,  welche  kein« 
Kosten  machen,  fallen  nicht  unter  den  Begrilf  der  Gebühr,  sondern  der  eigentlichen 
Steuer,  werden  aber  auch  als  solche  mit  Recht  heute  verworfen  und  bestehen  selten 
mehr.  Üas  wichtigste  Beispiel  solcher  eigentlichen  Wass  «rstrassen  Steuer  n(  Wasscr- 
zölle»  war  der  ehemal.  diu».  Sund  zoll.  Er  wurde,  noch  immer  massig,  mit  .'J5  Mill. 
däo.  K.  B.  Thlr.  (2b.iSO,000  Thlr.  preuss.)  im  J.  1S5T  abgelöst.  Ein  anderes  Bei- 
spiel: der  ehem.  hannov.  St  ad  er  oder  Brunshäuserzoll.  Ertrag  vor  s.  Aufhebung 
ISO  bis  220,000  Thlr.  Dabei  gar  keine  Gegenleistung,  wahrend  Hamburg  den 
Aufwand  für  Herstellung  des  Fahrwassers  auf  der  Unterelbe  trug.  Auch  die  ehem. 
belg.  Scheide-  u.  die  deutschen  Rhein-,  Weser-,  Klbe-  uud  and.  1). 
Flusszolle  waren  nach  ihrer  Hohe  mehr  Steuern  als  Gebühren,  namentlich  vor  den 
neueren  Ermässigungen. 

2.  Unterscheidung  der  Wege,  je  nachdem  sie  eine 
gleichzeitige  Benutzung  zu  verschiedenen  Transport- 
diensten neben  einander  gestatten  oder  nicht. 

a)  Einerseits  die  für  den  freien  Verkehr,  für  Fussgänger,  Vieh, 
Wagen  dienenden  gewöhnlichen  Orts-  und  Landstrassen, 
die  Binnengewässer  (wenigstens  in  der  Regel,  etwa  von  ge- 
wissen Fahrzeugen  abgesehen,  wobei  sie  unter  b  kämen),  die 
offene  See,  zum  Theil  auch  die  Canäle  (namentlich  diejenigen 
von  genügender  Breite  zum  Ausweichen  in  den  schle u ssen- 
freien  Strecken). 

b)  Andererseits:  die  Canäle  in  den  Schleussenstrecken, 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  h.  „Strassen,  auf  welchen 
sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  »Stellen  ihrer  Breite, 
sondern  auf  festbestimmten  eisernen  Spuren  bewegen"  (v.  Weber); 
die  Telegraphcnleitungcn,  (auch  die  Rohre  der  Rohr- 
post jetzt). 

Dieser  wichtige  Unterschied  bewirkt,  dass  dort  (bei  a)  keine, 
hier  (bei  b)  eine  gewisse  feste  Regelung  oder  sogar  eine 
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einheitliche  Organisation  des  gesammten  Transport- 
dienst»  auf  dem  betreffenden  Wege  nothwendig  wird,  damit 
letzterer  überhaupt  seinem  Zwecke  dienen  könne.  Dadurch  werden 
aber  leicht  factische  Monopole  geschaffen,  sowohl  in  dem  gc 
wöhDÜchen  und  natürlichsten  Falle,  wenn  der  Eigcnthtimer  einer 
solchen  Strasse  (Eisenbahn)  selbst  allein  den  Transportdienst 
übernimmt,  als  in  dem  anderen  Falle,  wenn  dieser  Dienst  von 
einem  Dritten,  aber  der  einheitlichen  Organisation  wegen  mit 
Ausschluss  Anderer,  betrieben  wird.  Dieser  Umstand  legt 
es  wieder  nahe,  die  Ausführung  solcher  Wege  dem  Staate 
oder  in  gewissen  Fällen  den  Selbstverwaltungskörpern  zu 
übertragen. 

Die  Nachtheile  des  factischen  Monopols  hei  eigener  Uebernahuie  des  Trausport- 
dienstes werden  hier  eher  vermieden,  weil  der  gewerbliche  Standpu.nct  nicht  der 
tnaassgebende  sein  muss,  oder  weil  die  aus  einem  solchen  Monopol  hervor- 
gehenden finanziellen  Vortheile  wenigstens  wieder  der  Gesamintheit  zu- 
gewendet werden.  Bei  der  Uebertragung  des  Transportdiensts  auf  solchen,  dem 
Staate  u.  s.  w.  gehörigen  Strassen  an  Dritte  kann  ferner  der  Staat  noch  an 
Ersten  solche  Bedingungen  stellen,  durch  welche  ein  fac tisch  es  Monopol  wenigstens 
mögliehst  vermieden  wird.  Diese  Erwägungen  verdienen  um  so  mehr  Beachtung, 
weil  ohnehin  der  Staat  im  Bau  dieser  Strassen  und,  wie  sich  zeigen  wird,  wegen 
der  Eigentümlichkeit  des  Transportdiensts  auch  im  Betrieb  der  Eisenbahnen.  Tele- 
graphen gegen  Private  oder  vielmehr  gegen  Gesellschaften,  den  hier  meist  alleüt 
in  Betracht  kommenden  Privatwirtschaften,  nicht  zurücksteht. 

3.  Unterscheidung  der  Wege  nach  den  Transport- 
objecten,  welche  auf  ihnen  befördert  werden  können: 
Telegraphenleitung  bloss  für  den  Nachrichten  verkehr ,  dgl. 
jetzt  Rohrpostleitungcn,  —  alle  anderen  Wege  für  sämmtlichen 
Verkehr. 

Die  Uebernahuie  der  Telegraphenleitungeit  auf  den  Staat  wird  durch  diese 
beschrankte  Bcnutzbarkeit  für  eine  Verkehrsart,  welche  ohnehin  eine  gewisse  Ein- 
heitlichkeit der  Organisation  des  Transportdiensts  verlangt,  wieder  unbedenklicher. 

4.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Ent- 
stehungszeit: alte,  bereits  bestehende  Wege,  wie  die  Mehrzahl 
der  gewöhnlichen  Strassen,  —  neue,  erst  herzustellende,  wie 
die  Eisenbahnen,  oft  die  Canäle,  die  Telegraphenleitungen,  bessere 
Chausseen  u.  s.  w. 

Da  bei  diesen  neuen  Wegen  der  notwendige  Grund  und  Boden  sich  gewöhnlich 
im  Privateigen thum  befindet,  so  muss  evoutucll  das  Expropriationsverfahrcn 
Platz  greifen.  Auch  hierbei  werden  viele  Schwierigkeiten  und  Missstande  am  Ersten 
beseitigt,  wenn  der  Staat  selbst  die  Anlage  der  neuen  Wege  ubernimmt.  Die  zahl- 
und  umfangreichen  Eingriffe  in  das  Privatjrrundeigenthura ,  welche  namentlich  die 
ungeheuere  Ausdehnung  des  Eisenbahnwesens  erfordert,  werden  dunh  volle  Ent 
Schädigung  des  Werths  noch  nicht  immer  gut  gemacht.  Sic  sind  am  Meisten  zu 
rechtfertigen,  wenn  sie  ganz  und  gar  nicht  zu  Gunsten  anderer  Privaten,  sondern 
bloss  zu  Gunsten  des  Staats  (und  der  kleineren  räumlichen  Zwangsgemeinwirth- 
BehatWi  erfolgen.    Auch  diese  Erwägung  spricht  filr  Staatseisenbahnen  u.  s.  w. 
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ftTuer  der  Umstand ,  dass  die  Telegraphenleituiigcn  an  d»n  Habix  ii  und  ollcutlichcii 
Wegen  entlaug  den  uöthigen  Hoden  schon  finden,  wieder  für  Uchernahme  derselben 
auf  den  Staat. 

5.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Höhe 
ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege,  wie  vor 
allen  die  Eisenbahnen ,  Canäle,  grosse  Fluss-  und  Seeufer -Correc- 
tionen  —  und  verhältnissraässig  wohlfeile  Wege,  wie  die 
gewöhnlichen  Landstrassen,  selbst  die  Chausseen  inbegriffen,  die 
Telegraphenleitungen. 

a)  Die  Uebernabme  der  Landstrassen  auf  den  Staat  und 
die  Selbstverwaltungskörper  der  Kreise,  Gemeinden  u.  8.  w.,  der 
T.elegraphen  auf  den  Staat  ist  aus  anderen  Gründen  passend: 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kaum  etwas. 

Ob  der  Kapitalaufwand  für  diese  Wege  durch  Anleihen  oder  durch  ordentliche 
Staatseinnahmen  (Steuern)  gedeckt,  ob  etwas  höhere  oder  etwas  niedrigere  Gebühren 
erhoben  oder  die  Landstrassen  der  unentgeltlichen  Benutzung  uberlassen  werden,  ist 
im  Ganzen  doch  eine  Finanz  frage  von  untergeordneter,  wenn  auch  eine  volkswirt- 
schaftliche Trage  von  hoher  Bedeutung.  Denn  der  in  kurzen  Zeiträumen  (Finanz- 
jahren) erfolgende  Aufwand  und  die  hierin  eingehende  Einnahme  pflegt  wenigstens 
verbältnissmässig  gering  zu  sein  Erfolgt  jedoch  die  Ucbernahme  auf  den  Staat,  so 
hat  dies  den  Vortheil,  die  Wahl  der  für  die  Verwaltung  maassgebenden 
Finanzprincipicn  ziemlich  frei  zu  stellen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.  Wenn  der  Staat  die  Anlage  dieser  Wege 
übernimmt,  so  kann  er  den  Kapitalaufwand  dafür  nicht  wohl  aus 
den  ordentlichen  Einnahmen  decken,  sondern  muss  ausserordent- 
liche Mittel  flüssig  machen,  also  meistens  Staatsschulden  auf- 
nehmen. So  lange  diese  den  Etat  mit  Zinsen  und  Tilgequoten 
belasten,  muss  wenigstens  als  Regel  verlangt  werden,  dass 
diese  Wege  genügende  Einnahmen  zur  Deckung  dieser 
Ausgabebeträge  abwerfen. 

Das  verwendete  Kapital  wird  bei  Eisenbahnen,  Ganälen  u.  s.  w.  aus  unilaufendem 
in  stehendes  verwandelt  und  besten  Falls  für  den  Eigen  thumer  —  anders  eventuell 
für  die  Kauze  Volkswirtschaft  —  nur  langsam  in  den  Kenten  wieder  disponibel. 
Nur  eine  ungewöhnlich  hohe  Kcnte  bietet  also  die  Mittel  zu  einer  rascheren  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals,  worauf  alsdann  erst  statt  des  privatwirthschaftlichcn 
das  reine  Gebuhrenprincip  mit  massigen  Sätzen  zur  Deckung  der  Betriebskosten 
anwendbar  wird. 

Diesen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Verhältnissen  kann 
man  allerdings  Gründe  gegen  die  Uebernahme  solcher  kost- 
spieligen Wege  auf  den  Staat  entnehmen. 

Denn  die  Finanzen  des  Staats  werden  durch  den  Kapitalaufwand  lange  und  oft 
»chwer  belastet,  was  gewiss  seine  Bedenken  hat.  Die  Möglichkeit,  das  Gebuhren- 
princip bei  Staatswegen  dieser  Art  anzuwenden,  welche  für  die  Staatsubernahme 
»pricht,  ist  eben  aus  finanziellen  Gründen  doch  oft  eine  entfernte.  Sie  ist  ferner  auch 
vorhanden,  wenn  solche  Wege  nach  einer  für  die  Amortisation  des  Anlagekapitals 
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angemessenen  Zeittrist  aus  dem  Privatbesitz  an  den  Staat  hehnfallen,  wie  dies  au:>- 
bedungen  werden  kann  und  bei  Eisenbahnen  Öfters  ausbednngen  worden  ist  (Frank- 
reich, Oesterreich). 

Trotzdem  kann  man  aber  noch  mit  besserem  Grunde  gerade 
aus  dem  grossen  Kapitalaufwand  ftir  solche  Wege  und  aus 
dem  Umstände,  das  das  Kapital  so  lange  Zeit  in  der 
Unternehmung  gebunden  bleibt,  ableiten,  dass  die  Ueber- 
nahme  dieser  Wege  durch  den  Staat  den  Vorzug  verdient 

Haut  der  Staat  nicht,  so  müssen  an  seine  Stelle  in  der  Regel  grosse  Erwerbs- 
gescllschaften  treten.  Bei  der  Höhe  des  Kapitalaufwands  und  der  laneea 
hapitalfixirung  haben  solche  Gesellschaften  eine  Sicherung  in  Betrelf  des  Kapitals 
und  der  Rente  nothwendig.  Diese  Sicherung  linden  sie  nur  in  einer  vom  Staate  und 
seiner  Controle  der  finanziellen  Erfolge  eiuigermaassen  unabhängigen  Stellung.  Der 
gewerbliche  Staudpunct  muss  unvermeidlich  bei  einer  Erwerbsgesellsehaft  anwendbar 
sein,  und  natürlich  um  so  mehr,  je  grösser  das  Risico  ist,  damit  die  Gewinnchance 
dio  Ausgleichung  bringt.  Das  Gcbührenprincip  wird  daher  bei  einer  Gesellschaft  das 
privatwirthschaftiiehe  Princip  der  höchst  möglichen  Rente  nicht  verdrängen  können, 
(ie wisse  Vorbehalte  des  Staats  in  Betrelf  der  Tarifregelung,  ohnehin  praktisch  schwt  r 
durchzuführen,  können  einige  Uebclstünde  vermindern,  aber  sie  durchaus  nicht  bt>ei- 
tigen.  Auch  von  der  denkbar  besten  Eiurichtuug  der  „regulirten  Privatunternchwung" 
und  „dclegirten  Verwaltung"  —  Formen,  in  welchen  Saz  in  schönen  und  auch  prin- 
eipiell  bedeutsamen  Ausführungen  das  Privateisenbahnwesen  zu  Sahiren  sucht  — 
möchte  a  priori  und  nach  aller  Erfahrung  dasselbe  gelten.  Durch  einen  Gewinn- 
autheil des  Staats  an  einer  höheren  Rente  oder  durch  die  Besteuerung  der  letzteren 
kann  der  Janziellc  Erfolg  der  privatwirthsehaftlichen  Verwaltung  der  Wege  dem 
Staate  umJP  der  Gesammthwit  zu  einem  Theile  mit  zu.  Gute  Kommen.  Jedoch  d^r 
grosse  \ cdPwi rthschaftliche  üebelstand,  die  wichtigsten  Verkehrswege  der  Neuzeit 
gewerblich,  wenigstens  während  der  Concessionsdaucr,  ausgenutzt  zu  sehen,  bleibt 
immer.  Die  Concessionszeit  muss  aber  im  Durchschnitt  nach  der  Wahrscheinlichkeit 
zur  Amortisation  des  Baukapitals  ausreichen,  wenn  sich  Privatkapitalien  zur  Ueber- 
nahine  der  Wege  bereit  linden  sollen,  also  meistens  einige  Menschenalter  dauern.  Je 
kurzer  sie  ist,  desto  mehr  muss  während  ihrer  der  gewerbliche  Gcsichtspunct  allein 
entscheiden  können,  damit  durch  eine  Maximalrente  wonigstens  die  Amortisation  de? 
Kapitals  erleichtert  werde.  Uebernimmt  der  Staat  dagegeu  diese  Wege,  so  wird  in  der 
Regel  das  privatwirthschaftiiehe  Princip  während  der  Amortisationszeit  des  Haukapitals 
maassgebend  sein;  aber  selbst  in  dieser  Zeit  wird  der  bloss  gewerbliche  Gesichts- 
punet  selten  allein  hervortreten  und  noch  weniger  allein  hervortreteiijnussen.  Denn 
jedenfalls  ist  der  Staat  in  der  Lage,  jeden  Augenblick  den  höhcrenvBteres*cn  des 
Verkehrswesens  zu  Liebe  au  Stelle  des  privatwirthsehaftlichen  das  Gebühren  princip  zu 
setzen.  Bleibt  aber  die  rein  gewerbliche  Verwaltung  bestehen,  so  bietet  sie  wenigstens 
durch  die  üeberschüssc  guter  Strecken  die  Mittel,  ein  Hahnsystem  möglichst  voll- 
ständig auszubauen  und  den  Verlust  an  schlechten  Linien  zu  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kostspieligen  Wegen  die  zeit- 
lich gleichmässigere  Vertheilung  der  Kapital  Verwendung  im 
höchsten  Maasse  erwünscht,  wenn  eine  nachtheilige  Verschie- 
bung der  ganzen  nationalen  Productionstahigkeit  vermieden 
werden  soll. 

Bei  der  unvermeidlichen  Abhängigkeit  einer  solchen  Kapitalverwendung  für 
Wegebauten  Seitens  der  Privatwirtschaften  (Actiengesellschaften)  vom  Gang  der 
Speculation  spricht  diese  Rücksicht  stark  mit  für  die  üebertragung  des  kostspieligen 
modernen  Wegewesens  (Eisenbahnen)  auf  den  Staat.  Das  halte  ich  anch  Roscher 
(§.  *5)  gegenüber  fest,  der  meint,  ..durch  einen  weise  im  Voraus  entworfenen  Plan, 
welchen  der  Staat  bei  Goncessionirung  der  Privatbahnen  im  Auge  behält",  Hessen  sich 
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diese  u.  ähnliche  üebel>tande  beim  Privatbahnsystem  beseitigen.  Iu  flauer  Itö-rsen/eit 
werden  eben  keine  neuen  Conccssionen  begehrt  u.  die  Ausführung  crthoiltor  stockt. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Betrachtung  über  die 
Stellung  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkehrswegen,  über  die 
Frage  der  Staatstibernahme  und  über  die  finanzielle  Behandlung 
der  Wege  im  Falle  der  Uebernahme  durch  den  Staat  lässt  sich 
folgendermaassen  für  unsere  Zeit  und  Länder  zusammenfassen: 

1.  Die  natürlichen  Wasserwege  und  die  Land-Kunst- 
wege für  den  gewöhnlichen  Verkehr  sind  vom  Staate 
und  öffentlichen  Körperschaften  zu  Ubernehmen  und  nach 
dem  Gebühren  prineip  zu  verwalten.  Doch  kann  in  manchen 
Fällen  die  kostenfreie  Benutzung  statthaft  und  selbst  rath- 
sam sein. 

2.  Die  Wege,  welche  keine  gleichzeitige  Benutzung 
zu  verschiedenen  Transportdiensten  gestatten,  also 
namentlich  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  führen  leicht 
zu  einem  factischen  Monopol.  Sie  werden  deshalb  passend  vom 
Staate  (Eisenbahnen  mehr  localer  Bedeutung,  Pferdebahnen  auch 
von  Provinzen,  Kreisen  und  Gemeinden)  übernommen. 
Der  rein  gewerbliche  Standpunct  in  der  Verwaltung  im  Inter- 
esse der  Sache  braucht  hier  nicht  ausschliesslich  maass- 
gebend  zu  sein,  aber  er  hat  wenn  er  gleichwohl  obwaltet, 
weniger  Bedenken. 

3.  Die  Wege,  welche  nur  für  eine  Art  von  Transportobjecten 
geeignet  sind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshalb  auch  für 
die  Uebernahme  durch  den  Staat. 

4.  Die  Wege,  welche  das  Expropriationsverfahren  im 
grossen  Umfange  nothwendig  machen,  die  neuzeitlichen  Eisen- 
bahnen, Canäle,  werden  insofern  passend  vom  Staate  über- 
nommen, als  in  diesem  Falle  die  Eingriffe  in  das  Privatgrund- 
eigenthum  ganz  und  gar  ausschliesslich  nur  im  öffentlichen  Interesse 
erfolgen. 

5.  Die  Uebernahme  der  wohlfeileren  Kunstwege,  der 
ge wöhnlichen  Landstrassen,  Chaussee n,Te leg raphen- 
leitungen,  auf  den  Staat,  theilweise  auch  auf  die  Se  lbstvcr- 
waltungskörper,  ist  finanziell  unbedenklich,  volkswirtschaft- 
lich gut,  weil  sie  die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips 
freistellt.  Die  Uebernahme  der  kostspieligen  Wege,  der 
Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  Bedenken.  Doch 
kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staate  durch  die  Annahme  des 
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privatwirthsenaftlicheu  Finanzprincips  für  die  Verwaltung  sicher 
gestellt  werden,  wo  dann  die  Vortheile  des  factischen  Monopols 
wenigstens  der  Gesammtheit  zu  Gute  kommen.  Ausserdem  bleibt 
aber  immer  der  grosse  volkswirtschaftliche  Vortheil,  erwünschten 
Falles  das  rein  gewerbliche  Princip  vermeiden  und  be 
liebig  das  Gebührenprincip  einfuhren  zu  können.  Und 
die  Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgt  zeitlich 
gleichmässiger  und  dadurch  vorteilhafter  für  die  Productions- 
interessen  der  ganzen  Volkswirtbschaft  und  für  die  ökonomische 
Lage  der  verschiedenen  Bevölkerungsclassen,  womit  auch  wichtige 
socialpolitische  Interessen,  welche  sich  an  die  Kapitalverwendnng 
im  Wegebau  knüpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Ganzen:  die  verschiedensten  Gründe  sprechen  bei  allen 
verschiedenen  Arten  von  Wegen  für  die  Uebernahmc  anl 
den  Staat  (oder  bei  einzelnen  Wegen  auf  die  kleineren  räum- 
lichen Zwangs-Gemeinwirthschaften),  sowie  bei  den  wohlfeileren 
Wegen  für  das  Gebührenprincip  und  bei  den  kostspieli- 
geren wenigstens  vor  der  Amortisation  des  Anlagekapitals  für 
das  pri vatwirthschaftlicbe  Princip,  das  aber  eventuell 
maassvoll  durchgeführt  werden  kann. 

III.  —  §.  267.  Die  einzelnen  Transportleistungen, 
insbesondere  die  Verkehrsanstalten.  Die  Stellung 
des  Staats  zu  denselben  und  ihre  finanzielle  Behandlung 
im  Falle  der  Staatsübernahme  ergeben  sich  zum  Theil  als 
Folgerungen  aus  der  vorhergehenden  Erörterung  über  die  Staat 
liehe  und  finanzielle  Behandlung  der  Verkehrswege.  Zum  Theii 
hängen  sie  von  besonderen,  aus  der  Natur  der  einzelnen  Transport- 
leistungen und  Verkehrsanstalten  entnommenen  Entscheidungs- 
gründen ab. 

A.  Die  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  durch 
den  Staat,  und  eventuell  durch  die  Selbstverwaltungskörper. 

1.  Es  liegt  bei  uns  kein  Grund  dazu  vor,  dass  der  Staat  im 
allgemein  volkswirtschaftlichen  oder  in  seinem  besonderen  finan- 
ziellen Interesse  gewöhnliche  Transportleistungen  des 
freien  Verkehrs  übernehme ,  zu  denen  er  technisch  wenig 
geeignet  ist. 

Dies  gilt  namentlich  da.  wo  die  Herstellung  drs  Weges  in  der  Hauptsache  aach 
nicht  Staatssachc  ist,  also  in  Betreff'  der  gewöhnlichen  freien  (nicht  als  regclmasasrer 
Curs  betriebenen)  SchiflTahrt  auf  natürlichen  Gewässern,  besonders  auf  der  See;  ferner 
wo  der  Weg  zu  verschiedenen  gleichzeitigen  Transportdieosten  beliebig  benutzbar  i>t, 
also  wiederum  auf  jenen  Wasser-  und  auf  den  gewöhnlichen  Landstrassen:  endlich  wo 
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die  Transportleistung  am  Meisten  den  Charakter  gewöhnlicher  gewerblicher  T  hätigkeit 
hat,  insoweit  also  auch  bei  den  „niederen"  Verkehrsanstalten,  dem  städtischen  Fuhr- 
wesen, dem  Boteneurs.  dem  Personenfahr-  und  dem  Güterfrachtcurs  auf  deu  Land- 
strassen  u.  s.  w.  Thatsächlich  kommen  denn  auch  solche  Transportleistungen  und 
Verkehrsan stalten  des  Staats  bei  uus  kaum  vor. 

Etwas  antlers  muss  die  Entscheidung  wohl  in  Betreif  der  Selbstverwaltungs- 
körper, namentlich  grösserer  städtischer  Gemeinden  (Grossstädte)  lauten. 
Die  grossen  Anhäufungen  von  Menschen  rufen  hier  das  Bedürfnis*  nach  möglichst 
vollkommenen  Anstalten  für  den  Fersonenverkchr  innerhalb  verhältnissmässig-  geringer 
Entfernungen  hervor.  Diesem  Bedürfnis*  kommt  die  moderne  Technik  entgegen.  Der 
Verkehr  inass  häufig,  regelmässig,  rasch  und  wohlfeil  sein.  Kr  verlangt  ein  ent- 
wickeltes Omnibus-,  Pferdeeisenbahn-  und  zum  Theil  bereits  Dam  pf  bahn  - 
wesen.  Das  Princip  der  Uebcrtraguug  der  Betriebsergebnisse  zwischen 
Activ-  und  Passivlinien  und  Cursen  kommt  hier  in  ungewöhnlichem  Maasse 
zur  Geltung.  Die  in  dm  städtischen  Strassen  selbst  angelegten  Eisenbahnen  haben 
ein  natürliches  Monopol,  sobald  man  dem  EigeiithUmer  der  Bahn  das  ausschliess- 
lich«; Kecht  des  Betriebs  auf  derselben  giebt,  was  üblich,  mitunter  vom  Erwerbs- 
unternehmet  ausbedungen,  wenngleich  bei  Pferdebahnen  nicht  unbedingt  nothwendig 
ist.  Alle  diese  Imstande  legeu  es  nahe,  solche  städtische  Hahnen  und  Verkelirs- 
anstalten  den  Städten  selbst  zu  übertragen,  in  dicht  bevölkerten  ländlichen 
Districten  auch  den  Landgemeinden  und  Kreisen.  Communalc  Behörden  sind  zur 
l'ebernahuie  dieser  Anstalten  in  technischer  und  ökonomischer  Beziehung  so 
irut  befähigt  als  zur  L übernähme  stäiltischer  Gas-  und  Wasserwerke,  und  ebenso  gut, 
als  es  Actiengescllschaften  sind.  Das  finanzielle  Interesse  lässt  sich  dabei  auch 
ganz  gut  wahrnehmen.  Eine  g  leich  massigere  und  allseitigere  Entwicklung 
dies«*  Vcrkehrsanstalteu  und  die  Verhütung  eines  neuen  Monopols  zu  Gunsten 
des  Privatkapitals  ist  nur  so  möglich.  Die  Gemeinden  aber  gewönnen  eine  neue 
pass«nde,  halb  privatwirthschaftliclie ,  halb  gobühreiiartige  Einkoinmcnquelle.  Diese 
Autfassung  des  modernen  städt.  oder  localen  Communicationsweseiis  ist  ciue  Con- 
sequenz  der  in  der  ,.Griiiidlegung"  von  mir  mehrfach  naher  dargelegten  u.  begrün- 
deten Lehren.  Auch  hier  ist  Gewicht  zu  legen  auf  die  moderne  Technik  (Eisen- 
bahnen!), ähnlich  wie  bei  Gas-  und  Wass<:rleitung.  Man  kann  wohl  voraussagen,  dass 
•  inst  die  Pferdebahnen  mit  ihrem  ausserordentl.  Monopol  von  den  Gemeinden  auf- 
gekauft werden  müssen,  ebenso  wie  in  Berlin  die  Wasserwerke.  Vgl.  meine  Gründl. 

I.  §.  142.  140.  mein  Kefer.  )ib.  Acticngcsellsch.  auf  d.  Eisen,  socialpol.  Congress  1S73, 
bes.  These  5  u.  Ö,  u.  meine  Ausfuhr,  in  llildebr.  Jahrb.  XXI,  337.  Mit  vollem  Hecht 
gilt  es  jetzt  schon  immer  allgemeiner  als  ein  Fehler,  dass  man  in  Berlin,  welches 
sieh  für  die  Anlegung  von  Pferdebahnen  so  vorzüglich  eignet,  dieses  wichtige  Vehikel 
für  30  Jahre  lang  an  Gesellschaften  zur  Ausnutzung  übertragen  hat.  Die  Erfahrungen 
mit  den  Missständen  des  Privateisen  bahnwesons  wiederholen  sich  hier.    S.  auch  Fin. 

II,  §•  307.  S.  S5. 

2.  Die  Personen  fahr post  und  die  Packetpost  ist  jeden- 
falls anders  als  die  Brief-  und  Geldpost  des  Staats  zu  beurtheilen 
nnd  im  Allgemeinen  bei  uns  in  der  heutigen  Verkehrgestaltung 
nicht  mehr  als  unbedingt  nothwendig,  die  ersteren  mitunter  selbst 
nicht  als  gerechtfertigt  anzuerkennen.  Doch  verhält  es  sich  hier- 
mit auf  anderen  Wirthschaftsstufen  leicht  anders  und  selbst  auf 
der  unsrigen  lässt  sich  Manches  für  die  Beibehaltung  der  Personen- 
und  Vieles,  im  Ganzen  wohl  Entscheidendes  für  diejenige  der 
Packetpost  in  Händen  des  Staats  und  in  der  Ökonomisch  und 
technisch  zweckmässigen  Verbindung  mit  den  anderen  Postzweigen 
geltend  machen. 

Solange  nemlich  auf  niedrigerer  Stufe  die  erforderliche  Betriebsamkeit  der 
Privaten  fehlt,  der  genannte  Verkehr  aber  eine  grosse  allgemeine  Bedeutung  beanspruchen 
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darf,  kann  sich  die  Ausdehnung  der  Por>t  auf  die  genannten  Transportobjectc  aus  di.-s-.i. 
(jruuden  empfehlen.  Das  ausschliessliche  Recht  de*  Staats  auf  postmässige  Personen- 
und  Packet  he  förderung  hat  dauu  den  Vortheil,  eine  jr leichinässige  Ausdehnung 
dieser  Transportleistungen  Uber  da»  jranze  Staatsgebiet  zu  ermöglichen, 
indem  der  l  eberschuss  guter  Strecken  die  Mittel  liefert,  das  Deücit  schlechter  Strecken 
zu  decken.  Auch  auf  höherer  Entwicklungsstufe ,  so  jetzt  bei  uns,  kann  der  Mangri 
an  Concurrenz  unter  den  Privatbeförderern  wohl  die  Beibehaltung  sellist  der  Pcr- 
>orienpo>t  noch  für  manche  (legenden  rechtfertigen.  Ausserdem  wird  durch  eiür 
Hinzufügung  dieser  Zweige,  besonders  der  Paeketpost  zur  Briefpost  auch  ^pat^r 
noch  und  so  in  unseren  heutigen  Verhältnissen,  zumal  was  die  Paeketpost  anlan^r.. 
noch  eine  bessere  Ausnutzung  des  Bctriebspersouals  und  -Materials,  al-+ 
eine  ve rhäl tn issinässigc  Billigkeit  des  Gcsaumi  thetriebs  ermöglicht,  »'eiche 
die  Uebernahme  dieser  Zweige  auf  die  Staatspost  passend  erscheinen  lässt. 

Aehülich  liegen  die  Verhaltnisse  mitunter  bei  anderen  Verkehrsanstalten  de- 
Staats oder  bei  Transportdien&ten,  die  der  Staat  für  seine  eigenen  Zwecke  -jinrichM. 
So  kann  die  Verbindung  des  Tel  egraphenwesens  mit  der  Post  und  mit 
E isenbahnen  ökonomische  Vortheile  bieten  und  für  die  Uebernahme  der  G esam an- 
bei t  dieser  drei  Vcrkehrsanstalten  wegen  ihres  nahen  Zusammenhangs  auf  den  Staat 
sprechen.  Personen-  und  Gütertransport  kann  mit  den  Schilffahrtscurseu  der  Kriegs- 
sehille verbunden  werden  u.  dgl  in.  Dies  war  z.B.  der  Fall  mit  den  österr.  klein« -u 
Kriegsdampfern  auf  den  italien.  Seen:  wenn  ich  nicht  irre  unter  Louis  Philipp  aoeL 
mit  franz.  Kriegsdampfern  auf  dem  Mittelmeer.  S.  über  die  Post  als  Gebühren 
sehende  Anstalt  Fin.  II,  §.  308—312.  u.  im  Allg.  Sax,  I,  211  ff.,  Koscher  III. 
§.  84,  SS,  U5. 

3.  Die  Uebernahme  anderer  Verkehrsanstalten  auf  den 
Staat,  namentlich  solcher  der  „höheren"  Art,  wie  Brief-  und 
Geldpost,  Tclegraphie,  Eisenbahnbetrieb,  ist  in  vielen 
Fällen  von  vornherein  nicht  nur  nicht  unpassend,  sondern  aus  ent- 
scheidenden Gründen  zweckmässig. 

Im  einzelnen  Lande  wird  die  Entscheidung  mit  nach  den  concreten  Ver- 
hältnissen und  mit  Recht  unter  Berücksichtigung  der  einmal  vorliegenden  geschicht- 
lichen Entwicklung  stattfinden.  Doch  lassen  sich  folgende,  allgemeine  Sätze  ab 
Richtschnur  aufstellen: 

a)  Die  Ueberuahme  einer  Verkehrsanstalt  auf  den  Staat  empfiehlt  sich  namentlicL 
dann,  wenn  die  Güte  der  technischen  Leistung  einer  solchen  Anstalt  voij 
der  möglichst  weiten  und  gleichheitlichcn  Ausdehnung  des  regelmässigen 
Transportdionsts  über  das  ganze  Staatsgebiet  und  selbst  von  der  internationale» 
Verbindung  der  V  erkehrsanstalt  mit  den  glei  chen  Anstalten  in  fremdei. 
Staaten  bedingt  ist.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  besonders  bei  der  Brief- 
post, bei  dem  Telegraphenbetrieb  und  zum  Theil  auch  bei  dem  Eisenbahn- 
betrieb vor. 

b)  Wenn  der  Transportdienst  einer  Vcrkehrsanstalt  nur  mittelst  einer  fest 
bestimmten,  regelmässig  organisirten  llctiutzungsweise  eines  Wegs  mög- 
lich ist,  auf  welchem  nicht  gleichzeitig  neben  einander  verschiedene  Transportdienst' 
stattfinden  können,  so  liegt  es  nahe,  dass  der  Eigonthümer  des  Wegs  auch  der  Unter- 
nehmer der  Vcrkehrsanstalt  wird:  Fall  der  Eisenbahnen,  Telegraphen.  Das 
factische  Monopol,  welches  hierdurch  au  ch  für  di  e  Vcrkehrsanstalt  entsteht, 
verliert  wiederum  am  Ersten  seine  Bedenken ,  wenn  der  Staat  mit  dem  Wege  auch 
die  Verkchrsanstalt  ubernimmt. 

c)  Wenn  eine  Verkehrsanstalt  durch  Private  (Einzelne  oder  ErwerbsgeselUcbaften 
gegründet  werden  soll,  so  muss  ihr  mitunter,  wenigstens  für  eine  Zeitlang,  selbst  ei» 
rechtliches  Monopol  vom  Staate  gegeben  werden.  Dies  ist  namentlich  in  dem 
Falle  nicht  immer  zu  vermeiden,  wenn  für  die  Verkehr»anstalt ,  wie  bei  Eisenbahnen, 
erst  der  kostspielige  Weg  hergestellt  werden  muss.  Die  Uebernahme  der  Verkehrs* 
anmalt  auf  den  Staat  ist  dann  ein  Mittel,  um  die  etwaigen  Nachtheile  eines  solchen 
Monopols  zu  verhindern,  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  leitenden  Finanzpriucips  bei 
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der  Verwaltung  freier  gestellt  ist  und  ihm,  also  der  Gesauiuitheit,  «He  etwaigen  finan- 
ziellen Vortheile  des  Monopols  zukommen:  wiederum  Fall  der  Bahnen.  Telegraphen  . 
auch  wohl  der  Schi  fffahrts-,  besonders  der  Dampfsc  hif  I  fah  rtsc  u  rse.  Mehr- 
fach ist  früher  bei  Dampfcrlinien  ein  Monopol  vorgekommen,  z.H.  bei  der  österr. 
Donaudampfschiirfahrtsgcscllscli.  (in  Folge  der  späteren  Freigebung  der  DoiiauschihTahrt 
von  d.  österr.  Regierung  gegen  Entschädigung  in  Form  von  Zinsgarautic  abgelöst). 

di  Je  mehr  der  Trausportdicust  einer  Verkehrsanstalt  aus  der  regelmässigen 
Wiederholung  einer  grossen  An  zahl  gleicher  einzelner  Tbätigkeitcti 
besteht  und  sich  auf  ziemlich  feste  in  cehatiis  che  Hegeln  zuniekführen  lässt, 
also  nach  bestimmten  Schablonen  geführt  werden  kann  und  muss;  ferner  je 
mehr  in  Conse<jii»  nz  hiervon  der  Spielraum  des  speculativ  <  n  Moments  eingeengt 
wird:  endlich  je  mehr  wegen  der  Natur  und  Ausdehnung  und  Grösse  der  Verkebrs- 
anstalt  der  Betrieb  mittelst  eines  grossen  Kcamtciiuicchanisuius  durchgeführt 
werden  muss.  desto  gleichartiger  betreibt  der  Staat  und  betreiben  Private  und 
vollends  die  hier  unvermeidlichen  Erwerbsgescllsehaften  natürlicherweise  eine 
Verkeh rsanstalt  und  desto  weniger  steht  der  Staatsbetrieb  wegen  seiuer  sonstigen,  ihm 
etwa  anklebenden  Mangel  hinter  dem  Privatbetrieb  technisch  und  ökonomisch  zurück. 
Dagegen  kommen  der  Staat svcrkchrsanstalt  die  allgemeinen  Vorzüge  der  Staatsbeamten- 
schaft gegenüber  der  Privaibeamtcus<  halt,  welche  aus  der  cigciithUiulichcu  Organisation 
des  Staatsdiensts  hervorgehen,  zu  (Jute.  Dieser  Kall  liegt  bei  der  Post,  beim  Eisen- 
bahn- und  Tele» raphen bet r ieb,  unter  Umständen,  wenn  auch  selten  und  in 
geringerem  Maasse,  beim  Damp  fschi  ff  fah  rtsc  u  rse  vor.  Daher  ist  die  Uebernahme 
dieser  Verkehrsanstalten  auf  den  Staat  auch  aus  solchen  (iruuden  wieder  passend. 

e)  Manche  Verkehrsanstalten  lassen  sich  zweckmässig  miteinander  ver- 
binden, weil  die  in  einem  einzelnen  Dienste  nicht  vollständig  ausgenutzten 
Arbeitskräfte  und  Kapitalien  zum  Theil  Dienstthätigkeiten  fur  mehrere  solche  Anstalten 
übernehmen  können.  Daraus  ergiebt  sich  'ine  grössere  Ockonomie  des  Betriebs. 
Auch  dieser  Umstand  spricht  fur  den  Staatsbetrieb,  da  die  Vereinigung  mehrerer 
Verkehrsanstalten  in  Privathandel)  zu  leicht  bedenkliche  factischc  Monopole  schallt. 
Manchfach  bietet  sich  für  den  Staat  Gelegenheit,  gewisse  Post-,  Bahn-  um!  Telegraphen- 
ämter zusammenzulegen,  wodurch  der  gesammteii  Volkswirthschaft  Kosten  erspart  uud 
eventuell  niedrigere  Tarife  ermöglicht  werden.  Je  kleiner  die  Post-  und  Telegraphen  - 
ämter,  desto  notwendiger  naturlich  die  Zusammenlegung,  so  z.B.  in  d.  Schweiz. 
Neuerdings  hier  auch  öfters  Verbindung  beider  Zweige  mit  Bahuäinteru  der  Privat- 
bahuen.  oder  Uebcrtragung  des  Post-  uud  Tclegraphendiensts  an  Privatbahnbeamte, 
was  aber  immer  grössere  Schwierigkeit  macht,  als  wenn  alle  drei  Verkehrsanstalten 
dem  Staate  gehören.  Auch  in  Deutschland  jetzt  immer  mehr  Zusammenlegung  von 
Post-  11.  Telegraph  •nämtern. 

f)  Wenn  Privatvcrkchrsanstaltcii  nur  mit  Hülfe  bedeutender  finanzieller  Sub- 
ventionen, wahrscheinlich  wirksam  werdender  Zinsgarantiee  n  u.  s.  w.  zu  Stande 
kommen,  so  wird  oftmals  auch  die  directe  Staatsubcrnahinc  besser  als  eine  solche 
indirecte  sein,  im  Fiuanzinteresse  wie  im  volkswirtschaftlichen:  häutiger  Fall  bei 
Hahnen,  auch  wohl  bei  Canälcn.  Wird  aber  so  vorgegangen,  so  gelaugt  wieder  in 
heilsamer  Weise  das  Princip  der  Uebcrtragung  der  Ertragsergebnisse  von 
Activ-  und  Passivcursen  zu  praktischer  Wirksamkeit;  es  vermindert  sich  dann  das 
finanzielle  Risico  für  den  Staat  uud  es  steigert  sich  seine  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Ausdebuuug  der  betrcllenden  Verkehrs- 
anstalten. 

g)  Je  grösser  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Verkehrsanstalt  für  das 
gesammte  Cultur-  uud  Wirtschaftsleben  eines  Volks  ist  uud  je  gleichmässi ger  die 
Vortheile  derselben  den  einzelnen  Hevölkerungsclasscu  zu  Gute  kommen,  desto  mehr 
erscheint  wiederum  die  Uebernahme  auf  den  Staat  passend,  und  als  das  beste  Mittel, 
die  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wahren:  daher  mehr  und  mehr  bei  intensiverer 
Verkehrsgestaltung.  Zugleich  bietet  alsdann  die  mögliche  Auswahl  zwischen  den 
verschiedenen  Finauzprincipieu  den  Vorteil,  durch  die  differente  Nor- 
mirung  der  Benutzungspreise  (Tarife)  der  einzelnen  Verkehrsanstalten 
und  der  verschiedenen  Leistungen  der  letzteren,  die  etwaige  Verschiedenheit 
der  Interessen  der  einzelnen  Gesellschaftskreise  unter  nothwendiger  Wahrnehmung  des 
staatlichen  Finanzinteresses  richtig  zu  berücksichtigen. 
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Aus  allen  diesen  Gesichtspuncten  empfiehlt  sich  die  Ueber- 
nahme  der  Post,  besonders  der  Briefpost  (nicht  so  unbedingt 
der  Packetpost,  noch  weniger  der  Personenpost),  ferner  diejenige 
der  Telegraphen  und  zum  Theil  auch  der  Eisenbahnen  und 
Canäle  auf  den  Staat,  während  der  Schiff fahrts-  und  auch  der 
Dampf schifffahrtscurs  wohl  nur  ausnahmsweise  vom  Staate 
zu  Ubernehmen  ist. 

Es  wird  hier  Manches  auf  die  geograph.  Lage  eines  Landes  ankommen  und 
ob  die  Privatbetriebsamkeit  ausreicht.  England  wird  freilich  keiner  Staatsdampfer- 
linien nach  dem  Contiucrit  bedürfen,  aber  es  subventionirt  immerhin  die  Linien  nach 
Nordamerika  u.  s.  w.  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  werden  wenigstens  nach 
einigen  Kü  hlungen  ebenso  gut  Staatsdampier-  als  Staatsbahnlinien  einrichten. 

§.  268.  —  B.  Die  finanzielle  Behandlung  der  Ver 
kehrsanstalten  des  Staats  (und  der  Se lbstver waltungs- 
körper)  im  Allgemeinen.  Auf  Staatsstrassen  und  auf  Staats- 
verkehrsanstalten lassen  sich  allevierFinanzprincipien(§.  201} 
anwenden  und  in  der  Geschichte  wie  in  der  Gegenwart  finden  sich 
Beispiele  der  Anwendung.  Schon  dieser  Umstand  spricht  dafür, 
dass  sich  auch  hier  nicht  ein  einziges  Princip  als  das  Uberall 
und  allzeit  und  für  alle  Verkehrsanstaltcn  richtige,  als  das  schlecht- 
weg „rationelle"  bezeichnen  lässt,  sondern  dass  hier,  wie  so 
oft,  das  Gesetz  der  „historischen  Relativität"  und  demgemäß 
auf  diesem  Specialgebiete  die  mehr  oder  weniger  extensive  und 
intensive  Entwicklung  des  Verkehrswesens  für  die  Wahl  des 
Finanzprincips  mit  zu  beachten  ist.  Nur  fUr  eine  gegebene  Zeit 
und  ftir  gegebene  Länder  auf  einer  bestimmten  Stufe  der  Cultnr 
und  Volkswirtschaft  kann  man  eine  bestimmte  Entscheidung  unter 
Erwägung  aller  einschlagenden  Verhältnisse  treffen.  Dieselbe  wird 
für  unsere  (west-  und  mitteleuropäischen)  Länder  in 
der  Gegenwart  etwa  folgendermassen  ausfallen: 

1.  Die  Verwaltung  von  Staats  Verkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Regalität«-  oder  Besteuerungspri neip,  wo  durch 
Ausschluss  der  freien  Concurrenz  ein  grösserer  Reinertrag  erzielt 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen. 

Sie  widerspricht  dem  Hauptgründe,  dessentwegen  der  Staat  Vorkehrsanstalten 
übernimmt,  neinlich  dem  allgemeinen  Verkchrsintercsse.  Si.-  hemmt  die  Benutzung 
der  Verkehrsanstalten  statt  si<:  zu  fordern.  Sit;  führt  endlich  zu  einer  schlechten, 
unglcichmässigen  Form  der  Besteuerung--  Mit  Recht  ist  daher  dieses  Finanzprincip, 
wo  es  etwa  bestand,  wie  gelegentlich  bei  der  Post,  fast  allgemein  aufgegeben  worden. 
Die  Bemerkung  über  die  Porti  unten  steht  mit  dem  hier  Gesagten  nicht  im  Widerspruch. 

2.  Die  Verwaltung  nach  dem  Princip  der  reinen  Staats  - 
ausgäbe  (als  „allgemeines  Genussgut",  Sax)  wäre  im 
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Allgemeinen  ein  unrichtiges  Zugeständn iss  für  die  Benutzer 
der  betreffenden  Anstalten  gegenüber  der  ganzen  Bevölkerung, 
welche  dann  die  vollen  Kosten  aus  den  allgemeinen  Steuern  zu 
decken  hätte. 

Sie  ist  nicht  gerechtfertigt,  \reil  die  Vortheile  sich  niemals  ganz  glcichmässig 
vcrtheilen;  nicht  mithig,  weil  die  Benutzer  einen  Dienst  geleistet  erhalten  und  wenigstens 
zum  Thcil  sich  leicht  in  der  Kcansprnchung  dieser  Dienste  beschränken  können ;  und 
finanziell  bedenklich,  weil  nicht  bloss  die  Anlagckosten,  sondern  auch  nicht  einmal 
die  laufenden  Betriebskosten  gedeckt  werden,  wahrend  diese  durch  die  unentgeltliche 
Benutzung  noch  steigen.  Durch  eine,  wenn  auch  mässige  Gebühr  wird  die  Benutzung 
auf  das  wahre  Bedürfniss  eingeschränkt,  Uberhaupt  ökonomischer  verfahren.  Die 
Finanzlage  einer  Verkehrsanstalt  lässt  sich  auch  nur  bei  allgemeiner  Zahlung  aller 
Benutzer  richtig  erkennen.  Daher  ist  mit  Recht  die  Beseitigung  der  Portofreiheiten, 
der  freien  Eisenbahnfahrt  u.  s.  w.  zu  verlangen ,  und  neuerdings  auch  meistens  in  der 
Praxis  durchgeführt.  Unentgeltliche  Dienstleistung  der  Staats  verkeil  rsanstaltcn 
soll  demnach  nur  die  seltene  Ausnahme  bilden.  Sie  stellt  dann  eine  verhüllte 
Staa  tsausgabe  dar,  wird  aber  besser  ganz  vermieden,  im  Nothfull  sogar  gegen 
Uebernahme  offener  Zahlungen  der  Staatskasse  an  die  Benutzer,  damit  diese  alsdann 
die  gewöhnlichen  (iebuhreu  entrichten. 

3.  Die  Verkehrsanstalten  des  Staats  sind  daher 
entweder  nach  dem  Geb ührenprineip  oder  nach  dem 
privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten.  Welches 
von  beiden  gewählt,  wie  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteren 
auf  volle  oder  bloss  auf  tbeilweise  Kostendeckung,  und  bei  der 
Anwendung  des  zweiten  auf  den  höchst  möglichen  erreichbaren 
Gewinn  abgezielt  werden  soll,  das  hängt  ab  a)  von  dem  Grade 
der  Gemeinnützigkeit  der  einzelnen  Verkebrsanstalt  und  ihrer  ver- 
schiedenen Transportleistungen,  b)  von  der  Höhe  des  Kostenauf- 
wands für  die  Anstalt  und  für  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg, 
c)  von  der  Art  und  Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt 
hat  (durch  Schuldaufnahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Ein- 
nahmen, besonders  Steuern)  und  d)  von  dem  Umstände,  ob  und 
wieweit  die  Kosten  (Schulden)  bereits  amortisirt  sind. 

Hiernach  wird  im  Ganzen  gegenwärtig  die  Post,  eventuell 
jedoch  nur  mit  Ausnahme  einzelner  Theile,  wie  des  Personen-  und 
unter  Umständen  des  Packettransports ,  die  Telegraphie  unter 
das  Geb  ührenprineip,  der  neu  erbaute  Can  al ,  die  Eisenbahn 
und  der  Schifffahrtscurs  sowie  die  Personen-  und  eventuell 
die  P  a  c  k  e  t  p  o  s  t  unter  das  privatwirthschaftliche 
Princip  fallen. 

Demgcmäss  sind  die  Kinnahmen  aus  diesen  Verkehrsanstalten  in  diesem  Werke 
auch  in  die  Abschnitte  thcils  von  den  Privatwirtschaft  liehen  Einnahmen,  theils  von 
den  Gebühren  gereiht  worden  (§.  203).  nur  dass  des  sonstigen  Zusammenhangs  wegen 
alle  Zweige  der  Post  im  Abschnitt  von  der  Postgebühr  behandelt  werden.  S.  Fin. 
II,  §.  309—312  über  die  Post,  §.  313  über  den  Telegraphen.  Das  Nähere  über  die 
einzelnen  Anstalten  s.  in  den  betreffenden  Abschnitten. 

X.  Wagner,  Finatuw-iss<wliaft.    I.  3.  Aull.  42 
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4.  Die  Grundsätze,  welche  bei  uns  in  der  Gegenwart  passend 
für  die  finanzielle  Behandlung  der  einzelnen  Anstalten  maassgebend 
sein  dürften,  bestimmen  sich  wesentlich  mit  nach  den  Verhältnissen 
der  letzteren,  müssen  aber  doch  aus  einem  gemeinsamen  obersten 
Princip  abgeleitet  werden.  Sie  lassen  sich  kurz  etwa  folgender- 
maassen  für  jede  Anstalt  zusammenfassen: 

a)  Die  Briefpost  und  wohl  auch  die  etwa  mit  vom  Staate 
betriebene  Gelpost  und  die  Zeitungs-  (und  Druckschriften) 
Post  ist  nach  dem  Gelb  ühren princip,  die  Packetpost  auch  jetzt 
noch  —  in  Abweichung:  vom  neuesten  Tarifsystem  —  doch  mehr 
mit  Annäherung  an  das  pri vatwirthsch af tliche  Princip,  die 
Personenpost  wohl  gewöhnlich  wesentlich  nach  letztcrem  zu 
verwalten. 

Die  (iebühreneinnahme  bei  der  Brief-,  Zeitunics-  und  Geldpost  soll  die  Kosten 
und  zwar  unbedingt  die  laufenden  Betriebskosten,  im  Allgemeinen  aber 
auch  die  Zinsen  des  im  Postwesen  steckenden  Anlage-  und  Betriebskapitals 
decken,  braucht  aber  nicht  nothwendig  üebe rseh Usse  oder  nur  solche,  welche 
zur  Tilgung  des  Anlagekapitals  und  zur  Ausdehnung  und  Verbesserung  des  Postwesens 
dienen,  zu  geben.  Poitoerinässigungcn,  welche  mit  erheblichen  und  langer  dauernden 
Einnahmcausfällen  verbunden  sind,  können  sich  zwar  später  in  Folge  der  Verkehrs- 
steigerung wieder  völlig  bezahlt  machen.  Immerhin  wird  bei  ihnen  zu  beachten  sein, 
ob  und  wie  weit  sie  vornehmlich  einer  Classe  der  Bevölkerung  zum  Vortheil 
gereichen,  und  zwar  derjenigen,  welche  durch  dircete  Steuern  schwer  entsprechend 
zu  treffen  ist:  dein  Handels-  uud  zum  Theil  dem  Gewcrbcstande.  In  diesem  Falle 
fehlt  das  Merkmal  der  gleichmässigen  Gemeinnützigkeit,  so  dass  mindestens  eine 
sehr  sorgfältige  Prüfung  verlangt  werden  muss.  ob  der  Einnahmeausfall  nicht  doch 
auf  der  Staatskasse  wird  sitzen  bleiben.    Dies  muss  möglichst  vermieden  werden. 

Die  Personen post  muss  bei  uns  wohl  meistens  nach  dem  privatwirthschaft- 
lichen  Princip  verwaltet  werden.  Es  ist  daher  bei  ihr  der  höchst  mögliche  Rein- 
ertrag zu  erzielen,  wie  er  unter  den  bestehenden  Concurrenzcn  erreichbar  ist.  Unsere 
geltenden  Personenposttarifsätze  möchten  vielfach  zu  niedrig  sein.  In  der  Praxis 
wird  der  Preis  freilich  nicht  so  hoch  steigen  dürfen,  dass  die  Post  coneurrenzunfihig 
würde,  aber  doch  so  hoch,  dass  der  sich  bildende  Verkehr  die  Mitausnutzung  des 
Personals  und  Materials  der  übrigen  Postzweige,  und  damit  die  ganze  Postanstalt 
möglichst  rentabel  macht  Tarifreductionen  in  der  Personenpost  müssen  daher  um 
gerechtfertigt  zu  sein  gewöhnlich  einen  linanziellen  Zweck  haben,  solche  in  der  Brief- 
post können  auch  einem  volkswirtschaftlichen  Zwecke  entspringen,  also  selbst  zu 
einer  dauernden  Einbusse  am  bisherigen  Reinertrag  führen.  Abweichungen  hiervon 
sind  indessen  statthaft  mit  Kucksicht  auf  die  Entwicklung  des  Landstrassen-  und  des 
Kiscnbahn wesens  und  auf  die  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes.  Landcstheilo..  welche 
in  letzterer  Beziehung  zurückgeblieben  sind,  können  wohl  einstweilen  im  Pereonen- 
postwescn  des  Staats  einige  Begünstigung  erfahren.  Hier  sind  eben  die  Zusammen- 
hange des  gesaminten  Verkehrswesens  immer  zu  beachten. 

Für  die  Packetpost  liegt  die  Sache  ähnlich,  jedoch  nicht  ganz  so,  wie  für  die 
Personenpost.  Bei  ihr  können  wenigstens  zum  Theil  dieselben  Erwägungen  wie  hei 
der  Briefpost  in  Betracht  kommen. 

Wenn  Personen-  und  Packetpost  dem  Staate  directen  Verlust  bringen,  so  muss 
bei  uns  wohl  auf  ihre  Einstellung  hingearbeitet  werden.  Alsdann  sind  die  vielleicht 
früher  im  finanziellen  Interesse  eingeführten  etwaigen  ausschliesslichen  Rechte  der 
Post  auf  den  Betrieb  der  regelmässigen  Personen-  und  Packetbefördenmg  zu  be- 
seitigen, damit  die  Privatindustrie  die  erforderlichen  Verkehrsanstalten  schaffen 
kann.    Nach  di.scin  G.-sichtspuncte  hat  man  mit  Recht  neuerdings  manche  im  Post- 


by  Ooogl 


Finanzielle  Behandlung  der  Verkehrsanstalten. 


regal  enthaltene  Vorrechte  aufgehoben,  so  auch  in  der  neueston  deutschen  Postgesctz- 
srebung. 

b)  Die  Telegraphie  ist  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nach 
dem  Geblihrenprincip  zu  verwalten,  aber  doch  schon  mit  einer 
weiteren  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  Princip. 

Sil-  dient  in  höherem  Maassc  einem  Classenintercsse  der  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden, sogar  voraeinlich  dem  Großhandel  und  Grossgewerbe.  Daher  ist  soweit 
als  möglich  der  Ersatz  der  Betriebsauslagen  und  der  Zinsen  und  Amortisationsquoten 
des  Anlagekapitals  zu  verlangen  und  ein  Ueberschuss  darüber  hinaus  weniger  anfecht- 
bar als  im  Postwcscii. 

c)  Canäle  sind,  so  lange  die  grossen  Anlagekosten,  welche 
meistens  durch  Schuldaufnahme  bestritten  werden,  nicht  amorlisirt 
sind,  möglichst  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip 
zu  verwalten. 

Der  rein  gewerbliche  Standpunct  einer  höchstmöglichen  Kente  braucht  dabei 
jedoch  selbst  während  der  Amortisationszeit  nicht  innegehalten  zu  werden,  wegen  der 
grossen  Gemeinnützigkeit  und  hohen  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  billigen  Trans- 
ports von  Massenproductcn  zur  Consumtion  wie  zur  Verwendung  in  der  Production 
der  Gewerke  und  der  Laudwirthscluft.  Es  genügt,  wenn  aus  dem  Reinertrag  das 
Kapital  verzinst  und  getilgt  werden  kann.  Dies  ist  aber  auch  gewöhnlich  zu  verlangen 
und  ein  Gewinn  darüber  hinaus,  der  bei  massigen  Tarifen  erzielt  wird,  ist  immerhin 
auch  statthaft.  Spater,  nach  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals  wird  bei  den 
Oanälen  das  Gebührenprincip  um  so  eher  eintreten  dürfen,  je  ausschliesslicher  sie  dem 
Massentransport  dienen.  Die  thatsäch liehe  Schwierigkeit,  für  die  hohen  Kosten  von 
Canfden  eine  halbwegs  ausreichende  Verzinsung  zu  erlangen,  bildet  den  kritischen 
Punct  in  der  Frage  des  Neubaus  von  Canälen.  Auch  hier  lässt  sich  ein  Zinsverzicht 
um  so  eher  rechtfertigen,  wenn  die  grossen  Verkehrsanstalten .  namentlich  die  Eisen- 
bahnen und  Post,  in  den  Händen  des  Staats  sind  und  dann  zwischen  den  einzelnen 
Gattungen  dieser  Anstalten  das  Princip  der  Uebcrtragung  zwischen  A«  tiv-  und  Passiv- 
anstalten Platz  greifen  kann.    S.  u.  Abschn.  7. 

d)  Eisenbahnen  sind  zunächst  ebenfalls  nach  dem  pri- 
vatwirthschaftlichen Princip  zu  verwalten,  solange  das 
grosse  in  ihnen  steckende  Kapital  zu  verzinsen  und 
zu  amortisiren  ist.  Sie  dürfen  selbst  zu  einer  höheren 
Rente  gebracht  werden,  wenn  diese  nicht  durch  monopolistische  Aus- 
beutung, Ausschluss  berechtigter  Concurrenzlinien  u.  s.  w.,  sondern 
durch  die  freie  Verkehrsgestaltung  erreicht  wird,  wo  sie  nicht 
Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbsgewinn  ist. 

Der  Vortheil  beim  Staatsbahnwesen  besteht  jedoch  eben  darin,  dass  eine  solche 
Verwaltung  nach  dem  rein  gewerblichen  Grundsatz  nicht  unbedingt  nöthig  ist. 
I>t  dieser  Grundsatz  gleichwohl  der  die  Verwaltung  leitende,  so  wird  die  Sachlage 
aber  immer  noch  nicht  schlimmoT.  wio  beim  Privatbahnsystem.  Dagegen  enriebt  sich 
der  "V  ort  heil,  dass  die  grösseren  Ueberschusse  der  Staatskasse  zurliesseu  und  dann  zur 
Deckung  etwaiger  Deficite  anderer  Bahnen  oder  selbst  anderer  Glieder  des  Verkehrs- 
wesens, wie  z.  B.  in  dem  soeben  erwähnten  Falle  der  Canäle,  verwendet  werden  können. 
Auf  diese  Weise  lässt  sich  am  Leichtesten  ein  gutes  Balmsystem  im  ganzen  Staats- 
gebiet durchfuhren.  Das  Streben  nach  höherer  Rente  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
wenn  es  durch  Tarifreductionen ,  besonders  im  Güterverkehr  verwirkliebt  wird,  —  oft 
das  beste  Mittel  dafür.  Ein  absichtlicher  Verzicht  auf  einen  möglichen  ücbersehuss, 
der  durch  übermässige  Tarifreductionen  bewirkt  wurde,  ist  dagegen  im  Allgemeinen 
nicht  nothwendig  und  wohl  erst  zweckmässig  nach  vollendetem  Ausbau  wenigstens  der 
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llauptrouten  des  Bahnnetzes.  Kin  sohlu-r  Verzicht  sogar  auf  den  vollen  Ersatz  der 
Zinsen  —  also  die  Anwendung  des  (iebührenprineips  —  ist  vor  erfolgter  Amorti- 
sation des  Haukapitals  selbst  ungereeht.  Letzteres  um  so  mehr,  y  mehr  bloss  der 
Fersoncn-,  besonders  der  Vcrgnugungsvcrkehr  prolitirt,  je  weniger  wichtig  eine  Bahn 
für  den  Guter-,  besonders  für  den  Massenproduetenverkehr  ist,  und  je  ungleichmäßiger 
die  Staatsbahnen  sich  über  das  Staatsgebiet  erstreeken.  I>eun  hier  nehmen  die  riß 
zelncn  Landcstheile  ungleichen  Antheil  an  dem  Nutzen  der  Bahnen.  Es  gilt  dann 
von  billigen  Tarifen  etwas  Aehnliches  wie  im  Staatsforstwesen  von  der  billigen  llolz- 
abgabe  (S.  593) 

Erst  wenn  das  Baakapital  der  Bahnen  ganz  oder 
grossentheils  getilgt  ist,  die  Bahnen  sich  möglichst 
gleichmässig  «bei*  das  Staatsgebiet  ausdehnen,  ist 
das  GebUhrcnprincip  zulässig,  aber  auch  alsdann 
seine  Anwendung  nicht  unbedingt  not h wendig,  sondern 
die  Erzielung  von  weiteren  lieber  schlissen  unter  Um- 
standen recht  wohl  gestattet  und  selbst  zweckmässig. 

Von  den  einzelnen  Transportleistungcn  der  Hahnen  wird  es  besonders  der  Massen- 
güterverkehr und  der  Personenverkehr  in  den  niederen  Wagenclassen  sein,  welcher 
durch  starke,  selbst  dauernde  Einbussc  bringende  Tarilrediietiomn  am  Ersten  zu  be- 
günstigen ist.  Bei  »lern  sonstigen  Transport  wären  «Ingegen  Tarif reduetionen  nur  zu- 
lässig, soweit  sie  den  Reinertrag  der  Unternehmung  steigern. 

Daher  Umpfenbaeh's  Anwendung  des  (iebührenprineips  auf  die  Staatsbahn.  n 
verfrüht,  Fin.  §.  37  —  3».  tianz  in  tVbcrcinstimin.  mit  Obigem  Nasse,  Frage  d. 
Tariferhöh.    Jena  1S74  (ans  llildebr.  Jahrb.  XXII)  S.  31  IT. 

c)  Schifff  ahrts-,  insbesondere  Dampfschifffahrts- 
curse  sind  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten. 
Nur  auf  sehr  wichtigen  Strecken,  für  gewisse  Transporte  darf 
statt  dessen  das  Gebührenprincip  angewendet  werden.  Eine  Sonder- 
stellung kann  solche  Schifffahrt  ausserdem  als  Zweig  des  Post- 
wesens einnehmen. 

Die  vorstehenden  Sätze  sind  das  Resultat  einer  zusammen- 
fassenden Betrachtung  des  gesammten  Verkehrswesens.  Eine 
solche  Betrachtung  rouss  der  Besprechung  der  einzelnen  Wege 
und  Anstalten  vorangehen.  Jene  Sätze  dürfen  als  Regel  für 
unsere  Staaten  gelten.  Sie  können  und  werden  mitunter  Aus- 
nahmen erleiden,  alsdann  aber  mit  der  nicht  zu  Ubersehenden 
Consequenz  flir  die  Volkswirthscbaftspolitik  und  die  Finanzen :  der 
Staat  betrachtet  die  Ucbernahmc  von  Verkehrsanstalten  als  eine 
so  wesentliche  Aufgabe,  dass  er  ihre  Kosten  wie  diejenigen 
der  meisten  Thätigkeiten  zur  Durchführung  wesentlicher  Staats- 
zwecke ganz  oder  theilweise  aus  allgemeinen  Steuern 
bestreiten  zu  dürfen  glaubt.  Ob  diese  Consequenz  richtig  ist,  muss 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden:  im  Allgemeinen  ist 
es  zu  bezweifeln. 
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2.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 

L  Die  Systemfrage:  Staatsbahnen  oder  Privatbahnon? 

In  der  Entscheidung  dieser  Frage  ist  mein  Staudpunct  iui  Gan/.cu  den  Staat s- 
«jUcnbahnen  principiell  noch  etwas  günstiger  als  in  d.  i\.  A.  von  Kau,  wo 
der  bezügliche  Abschnitt  bereits  ausseh  Ii  esslich  von  mir  herrührte.  Ks  erklärt  sich 
dies  einmal  aus  den  neneren  Erfahrungen  im  Eisenbahnwesen,  die  auch  in  der 
Eiscnbahnliteratur  der  neuesten  Zeit  eine  grosse  Bewegung  und  hier  wie  bei  den 
Politikern  eine  bemerkenswerthe  Wandelung  zu  Gunsten  der  Staatsbahneu  hervor- 
gerufen haben,  so  dass  man  wenigstens  für  Deutschland  die  Frage  jetzt  als  zu  Gunsten 
d'-s  Staatsbahuprincips  (u.  zugleich  der  Eigcnverwaltung  der  Staatshahnen)  entsc  hieden 
ansehen  kann;  mehr  noch  erklärt  es  sich  sodann  aus  der  immer  mehr  gewonnenen 
Hinsicht  in  die  Organisation  der  Volkswirtschaft,  welche  ich  in  der  „Grundlegung" 
darlegte:  der  Einsieht  von  der  Aufgabe  des  zwangsgemeinwirthschaftliehen 
Systems  und  der  volkswirtschaftlich  und  sozialpolitisch  richtigen  •  Scheidung 
zwischen  eigentlichem  Privateigenthum  der  Privatwirtschaften  und  „öffent- 
licheui  Eigenthum"  in  den  Händen  des  Staats  und  der  Selbstverwaltung«-  - 
körper,  oiler,  dies  in  meiner  ökonomischen  Terminologie  in  der  Gruudleg.  ausgedrückt, 
der  Zwungsgemcin  wirtschaften.  Endlich  war  speciell  in  dieser  Frage  für  mich 
noch  massgebend  die  schärfere  Erkenntniss  von  der  notwendigen  und  berechtigten 
Function  der  „Öffentlichen  Unternehmung"  auch  in  der  materiell-wirtschaftlichen 
Sphäre,  als  eines  hauptsächlichen  Mittels  zur  richtigen  Eincugung  des  Gebiets 
des  Privatwirtschaft!.  Systems  überhaupt  und  des  Acticngcscllschaf  tsw  esens 
speciell.  Ich  beziehe  mich  hierfür  auf  mein  Referat  über  Actiengcsellschaftcn  auf 
dem  Eiscuachcr  socialpolit.  Congr.  \S~'A  (vgl.  die  Verhaudl.  u.  llildebrand's  Jahrb.  XXI*. 
Die  prinzipiellen  Anschauungen  über  die  Fragen  der  „Organisation  der  Volkswirt- 
schaft", welche  in  der  Hauptsache  schon  in  meiner  Eisenbahnlehro  in  der  f>.  Ausg. 
von  Kau  n.  in  jenem  Referate,  sowie  in  der  „Grundlegung"  entwickelt  u.  begründet 
worden  sind,  wurden  früher  vielfach  angegriffen  u.  auch  von  den  Fachgenossen  ver- 
wandter Richtung  bemängelt.  Ich  kann  mit  Genugtuung  constatireu,  dass  sich  jene 
Anschauungen  seitdem  immer  mehr  Hahn  gebrochen  haben,  und.  wie  dies  in  Volks- 
wirtschaft!. Fragen  öfters  so  geht,  schon  jetzt  beinahe  als  „selbstverständliche"  sogar 
bei  ehemaligen  principiellcn  Gegnern  gelten.  Namentlich  ist  die  Schwenkung  in  der 
ötleutl.  Meinung  und  bei  vielen  Stimm  lahrern  der  „Deutscheu  Freihandelsschub"  zu 
Gunsten  d.  Staatsbahnsystems  sehr  bemerkenswert.  Unsere  Zeit  lebt  schnell:  was 
in  den  50er  u.  tiller  Jahren  kaum  erst  die  Ansicht  einzelner  „Theoretiker"  (R.  v.  Mohl, 
Knies)  war,  ist  heute  schon  in  der  Eisen  bahn  frage  Gemeingut  der  Nation  geworden. 
Vielleicht  geht  es  ähnlich  auf  dein  verwandten  Gebiete  des  Versicherungsw  esens, 
wo  die  von  mir  mit  zuerst  befürwortete  u.  principicll  begründete  Hinüberfuhrung  der 
privatwirthsehaftlichen  Unternehmungs-  in  die  gemeinwirthschaftliche  Anstaltsform  (nicht 
durchaus  mittelst  eigentlicher  „Verstaatlichung")  gegenwärtig  noch  ähnliehem  Kopf- 
schutteln  begegnet,  wie  vor  2  —  H  Jahrzehut«n  die  gleiche  Forderung  hinsichtlich  des 
Eisenbahnwesens. 

Die  Gcsichtspuiictc,  welche  im  Text  in  der  Eisenbahnfrage  vertreten  werden, 
habeu  seit  10  Jahren  immer  allgemeinere  Zustimmung  gefunden.  Die  schlimmen 
Erfahrungen  mit  dem  „Gründungsw  eseu"  bei  den  jüngeren  deutscheu  Privateisenbahnen, 
die  in  der  gan/cu  Welt  gewonnene  Einsicht,  dass  die  „Coneurrenz"  im  Eisenbahn- 
wesen in  keiner  Weise  die  erwarteten  Fruchte  trug,  der  Tarifwirrwarr  in  Deutschland, 
die  Erprobung  des  Staatsbahnwesens  bei  uns  —  und  zwar  Bau  und  Betrieb  durch 
den  Staat  —  erklären  die>c  Wandelung  der  Meinungen  zur  Genüge.  Vielleicht  kann 
eine  so  eingehende  Beweisführung,  wie  sie  im  Texte  in  der  Frage  des  Staats-  u.  Privat- 
t>ahn>ystems  erfolgt,  in  nicht  zu  ferrn-r  Zeit  als  ein  hor>  dVuvro  erscheinen.  Einst- 
weilen habe  ich  sie  nur  wenig  kürzen  zu  dürfen  geglaubt,  auch  wegen  Sax's  Antikritik. 

Die  literarische  Bewegung  in  den  Eisenbahn  fragen  war  im  letzten  Jahrzehent 
sehr  lebhaft.  Wir  haben  besonders  werthvolle  Untersuchungen  „induetiver  Art"  erhalten 
über  „das  Problem  der  Coneurrenz  unter  den  besonderen  Umständen  des  Eisenbahn- 
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wesens",  wo  Cohn's  u.  gen.  Werk  hauptsächlich  hervorzuheben  isL  Die  Bedeutung 
dieser  Arbeit  und  einzelner  kleinerer  anderer  liegt  vornehmlich  darin,  mit  dem  That- 
sachcnmaterial  die  Sätze  zu  belegen,  welche  nach  der  deduetiveu  Methode 
aus  dem  Wesen  der  Eiscnbahnunternehmung  und  der  bei  ihr  bestehenden  Gestaltung 
der  Ooncunvnz  abgeleitet  werden  können  und  wurden.  „Einige  Lehrbuchparagraphetr 
können  natürlich  die  Beweisführung  nicht  allseitig  liefern,  aber  doch  dio  prinei- 
picllen  Hauptpunctc  richtig  und  mit  genügender  Schärfe  darlegen.  Dies  Verdienst 
glaub«'  ich  meiner  Eisenbahnlohre  in  d.O.  A  der  Kau 'sehen  Finanzwissenscbaft  auch 
den  neueren  „induetiven"  Forschungen  gegenüber  vindiciren  zu  d urten  (vgl.  G.Cohn, 
Streitfragen  d.  Eiscnbahnpolitik.  Berlin  1*7-1,  S.  b\  so  hoch  ich  speciell  gerade  G.  Cohu'> 
Verdienste  hier  stelle. 

Eine  ganze  Broschüronfltith  hat  sich  in  Deutschland  an  zwei  neuere  Vorginge  in 
der  Eiseiibahnpolütf  angeknüpft,  an  die  preuss.  ünte  rsuc  hungscominission 
über  das  Eisenbahncon  ecssionswesen  (1S74)  und  an  das  Projcct,  die  deut- 
schen Bahnen  in  Reichseisenbahnen  zu  verwandeln  (1S76).  Grossist  das 
wissenschaftliche  Ergebnis*  dieser  Streitschriftliteratur  für  die  Ökonom.  Seite  der  Eisen- 
bahnfrage nicht.  Spreu  überwiegt  den  Weizen  weitaus.  Ich  führe  indessen  Vieles  daran- 
unten  an,  soweit  ich  diese  Literatur  selbst  kennen  lernte,  weil  sie  immerhin  ein  gutes 
Bild  von  dem  Principicnkampf  giebt.  Der  Bericht  jener  UntersuchungscomniLssion 
kommt  über  Halbheiten  leider  nicht  hinaus.  In  der  neuesten  Periode  der  preuss. 
Eiseub.verstaatlichungen  hatten  die  prineip.  Gegner  dieser  Massregel  den  Kampf 
meistens  schon  aufgegeben.  Daher  auch  in  Öff'entl.  Presse  u.  populärer  Literatur  keine 
ähnliche  Bewegung  wie  bei  dem  Keichseisenb.projcct,  bei  d«-in  die  politischen 
Momente  wesentlich  mitspielten. 

Werthvoller  sind  die  vielfachen  Erörterungen  über  Tarifpolitik,  die  z.  Th. 
auch  ihr  rein  wissenschaftliches  Interesse  für  die  Theorie  der  Preisbildung  haben. 

Auch  die  immer  reichere  technische  Literatur  über  Eisenbahnwesen  beginnt 
allmälig  mehr  die  national  ökonomische  Seite  der  Bahnen  zu  würdigen,  freilich 
bisher  meist  ohne  genügende  Beherrschung  dieser  Seite  der  Fragen.  Besonders  hervor- 
zuheben sind  hier  v.  Weber's  Schriften,  namentlich  die  neuesten.  Hier  tritt  zwar 
klar  die  rein  au  todidac tische  nationalökonomischc  Bildung  des  Verfassers  hervor. 
In  der  von  ihm  sehr  richtig  behandelten  Frage  der  Haupt-  und  Secundärbahuen  hat 
Weber  z.B.  noch  keine  Ahnung  davon,  dass  hier  ein  blosser  bedeutsamer  Special- 
fall  dos  allgemeinen  Gesetzes  des  extensiven  u.  intensiven  Bodenanhaus  gerade  in  Bezog 
auf  das  Wege  Wesen  vorliegt,  wie  ich  schon  in  der  G.  A.  von  Kau  §.  246  näher 
nachgewiesen  halte.  Aber  uberall  kommt  Weber  doch  als  etnin.ntor  Techniker  und 
Kenner  des  Eisenbahnwesens  auf  die  richtige  Spur  des  Nationalökonomen. 

(Jan/,  isolirt  steht  die  sonderbare  Ansieht  von  L  Stein,  der  —  im  Privatbahn- 
wesen, dieser  Bluthe  dos  speculativen  Kapitalismus,  „eine  Erscheinung  des  Principe 
der  Selbstverwaltung"  (!)  sehen  will  und  „nicht  versteht,  wie  man  die  letztere 
allenthalben  befördern,  aber  in  diesem  wichtigen  Theile  der  Verwaltung  grundsätzlich 
ausschliessen  will"  (Haudh.  d.  Verwaltungslchr«,  2.  A.,  Stuttg.  1S76,  S.  406).  Da> 
Prineip  der  Selbstverwaltung  im  Eisenbahnwesen  kann  nur  zu  Bahnen  der  Selbst- 
verwaltungsUrper,  der  Provinzen.  Kreise,  Gemeinden,  neben  den  Staatsbahneu  (sogen. 
Local  bahnen),  aber  doch  wahrlich  nicht  zu  Bahnen  von  Actiengesellschaften  führen. 
St  e  in  's  Ausfuhrung  a.  a,  0.,  S.  40S,  scheint  mir  zur  netnl.  Conse<|uenz  gelangen  zu  müssen. 

S.  auch  G.  Cohn  in  Hildcbr.  Jahrb.  B.  33  S.  10  II.  Seit  dem  Erscheinen  der 
vorigen  Aufl  dieses  Bands  (1*7")  ist  in  der  deutschen  Praxis  besondors  durch  die 
euergische  u.  erfolgreiche  Politik  der  Eisenbahn -Verstaatlichung  in  Prcussen  das 
Staatsbahnpriucip  zum  Siege  gelaugt.  Vorgänge  in  anderen  europ.  Staaten  (Italien, 
Oesterr.,  Frankr.)  bewegen  sich  wenigstens  in  der  Richtung  dieses  Princips.  In  der 
Theorie  hat  indessen  das  grosse  u.  bedeutsame  Werk  von  Sax  noch  einmal  die 
Controveree  aufgenommen,  allerdings  mit  einer  so  grossen  Concession ,  dass  man  Sax 
gar  nicht  mehr  .  inen  Vertreter  des  Privatbahnsystems  nennen  kann.  Die  ältere  vor- 
kehrte Theorie,  wehh«'  das  Eisenbahnwesen  mit  den  gewöhnlichen  Gründen  für  das 
privatwirthsch.  (.'oncurrenzsystein  vindicirt.  giebt  auch  Sax  völlig  preis.  Er  sieht  viel- 
mehr ebenso  wie  ich  die  Eisenbahnen  als  „Objecto  der  Gemein wirtbschaft" 
an  (Sax  IL  82  ff.  vgl.  mit  L  SO  ff.  in  Schönbcrg's  Handb.  I.  379  ff.,  38S.  392,  399  ff.. 
401  tl'.).  Nur  glaubt  er  nachweisen  zu  können,  dass  damit  die  Eisenbahnen  noch 
nicht  ausschliesslich  als  Staatsbahnen  zu  constituiren  seien,   solidem  dass  eine 
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andere,  unter  Umständen  passendere,  aber  auch  „gemeinwirthschaftliche"  Form 
diejenige  der  „regulirten  Pri vatunternehmung",  bez.  der  „delegirten  Ver- 
waltung" sei,  wo  Bau  und  Betrieb  der  Bahnen  unter  genau  festgestellten 
Bedingungen,  welche  die  öffentlichen  Interessen  wahren  sollen.  Privaten,  bez.  Actien- 
gesellschaftcu  „übertragen"  werden.  Mit  dieser,  im  Einzelnen  sehr  gut  durch- 
geführten Theorie  ist  der  Hoden  der  Verständigung  mit  den  Anhängern  des  reinen 
Staatsbahnsystems  geschaffen.  So  gern  ich  nun  anerkenne,  dass  in  der  Praxis  öfters 
nichts  übrig  bleibt,  als  nach  diesem  .System  der  „delegirten  Verwaltung"  vorzugehen, 
und  dass  mit  demselben  gegenüber  dem  „Privatbahnprincip"  in  der  älteren  Auffassung 
ein  grosser  Fortschritt  auch  in  der  Theorie  erreicht  ist,  so  gern  ich  also  auch  in 
dieser  Sax'schen  Lehre  das  „Gesetz  der  Relativität"  in  solchen  praktischen  Fragen 
richtig  hervorgehoben  fiude,  so  kann  ich  ihr  in  Ucbereinstimmung  mit  G.  Cohn  (Hildebr. 
Jahrb.  B.  33  S.  1  ff.,  10  ff.)  doch  zwei  Einwürfe  nicht  erspare^  von  denen  der  eine 
auch  Roscher's  ähnliche  Kelativitätsentscheidung  der  Systemfrage  betrifft  (III.  §.  85): 
1)  Wo  ist  es  denn  irgend  thatsächlich  gelungen,  die  „dclegirte  Verwaltung" 
halbwegs  befriedigend  einzurichten  und  das  in.  E.  unlösbare  Problem  zu  lösen,  ein 
richtiges  „Pflichtenheft"  für  eine  solche  Verwaltung  zu  construiren?  (Auch  Koscher's 
Ausführungen.  §.  85,  sind  in  dieser  Beziehung  mit  den  Thatsachen  in  völligem  Wider- 
sprach und  seine  Auffassunir  viel  zu  optimistisch.)  Und  2)  klingt  nicht  in  allen  Beweis- 
führungen von  Sax,  so  sachverständig  sie  sind  u.  so  unparteiisch  sie  zu  sein  suchen, 
dennoch  immer  di<-  Tendenz  durch,  ein  System  wie  das  bestehende  des  Eiscuhahn- 
Actiengesellschaftswcsens  eben  einmal  auch  principiell  zu  rechtferiigen ,  es  theo- 
retisch zu  salviren,  weil  es  existirt,  nicht  weil  es  befriedigend  fuugirtV 
Das  scheint  mir  die  „pelttio  prineipii"  in  Sax'  Lehre  von  der  ..delegirten  Verwaltung" 
zu  sein.  Vgl.  zur  Kritik  von  Sax  in  diesen  Punctcn  bes  Cohn's  gen.  Aufs,  in 
Hildebr.  Jahrb.,  wo  nur  das  trotzdem  verbleibende  grosse  wissenschaftliche  Verdienst, 
des  Sax'schen  vortrefflichen  Werks  nach  anderen  Seiten  nicht  ganz  ausreichend 
anerkannt  wird. 

Literatur.  Geschichte  u.  z.  Th.  Statistik  d.  Eiscnbahnw.  s.:  Stürmer, 
Geschichte  d.  Eisenbahnen,  1.  Th..  Bromb.  1872,  2.  Th.  1870.  Schmeidlcr.  Geschichte 
d.  deutsch.  Eisenbahnwesens.  Lpz.  1871.  J.  Michaelis,  Deutschi.  Eisenbahnen, 
3.  A.,  Lpz.  1863.  Behin,  d.  mod.  Verkehrsmittel.  Krgänzungshcft  19  zu  Petermann's 
geogr.  Mittheil.  Fr.  X.  v.  Ncuman  n-Spallart  (Wien),  Uebersichten  über  Product., 
Welthandel  u.  Verkehrsmittel,  früher  in  Behm's  Geogr.  Jahrb.,  jetzt  jährl.  selbständig. 
Dann  die  meistens  jährlichen  amtlichen  und  halbamtlichen  Statistiken  des  Eisen- 
bahnwesens der  einzelnen  Länder.  Für  Deutschland  bes.  die  deutsche  Eisenbahn- 
statistik, herausgeg.  von  der  geschäftsf  uhrenden  Direction  des  Vereins  1).  Eiscnbahn- 
verwalt.  Für  Preussen,  Statist.  Nachrichten  v.  d.  preiiss.  Eisenbahnen .  herausgeg. 
v.  Handelsministerium,  bisher  die  beste  amtl.  Eiscuhahnr>tatist.  Jetzt:  Statist,  d.  in 
Betrieb  befindl.  Eisenb  Deutschl.s,  bearbeitet  im  Keichseiscnh.amt,  zuerst  f.  1880/81, 
Berl.  1882,  dann  Ergänz.h.  12  d.  preuss.  stat.  Ztschr.:  Ilist.  Eutwickl.  d.  deutschen 
u.  deutsch -österr.  Eisenb  netzes  1838  —  81.  Berl.  18s3  (Atlas).  Umfangreiche  Aus- 
züge aus  diesen  neuesten  amtl.  Publicationen  giebt  Kollmann  in  Schmoller's  Jahrb. 
d.  D.  Weichs  18S3,  II.  4.  Für  Oesterreich ,  Nachrichten  v.  d.  österr.-ungar.  Bahnen. 
ELsenbahnjahrb.  v.  Oest.-Ung.  v.  Kohn,  jährl.  Für  d.  Geschichte  des  engl.  Eisen- 
bahnrechts u.  bes.  f.  d.  wichtig.  Enqueten  d.  1.  B.  d.  u.  gen.  Werks  v.  G.  Cohn 
u.  dessen  neueste  Fortsetz.  Der  Bericht  des  pari a in.  Ausschusses  v.  1872  auch  bei 
Dorn  a.a.O.  (s.  u.'i.  Als  eigene  Fachzeitschrift  reichsten  Inhalts  (auch  bezügl.  aysscr- 
deutscher  Dinge)  erscheint  seit  mehreren  Jahren  das  ..Archiv  f.  Eisenbahnwesen", 
her.geg.  im  (preuss.)  Minist,  d.  ölf.  Arbeiten.  Daselbst  auch  vollständige  Uebersichten 
über  alle  Zweige  der  Eisenb  liter. ,  worauf  zur  Ergänzung  des  Folgenden  hier  hin- 
gewiesen sei 

Volkswirth^chaftl.  und  volks wirtbschaftspolitisch«-  (verwaltungs- 
rechtliche) Seite.  Knies,  d.  Eisenbahnen  u.  ihre  Wirkungen.  Braunschw.  1853, 
(noch  immer  Ixachtenswerth,  richtige  Betonung  der  Relativität  der  Argumente, 
für  u.  wider  iu  der  Staats-  u.  Privatbahnfrage,  S.  38  II.).  O.  Michaelis,  d.  Monop. 
d.  Eisenbahnen,  1861,  ders..  Haftpflicht  u.  naturl.  Monopol  der  Bahn,  volkswirthsch. 
Vierteljahrsschr.,  1863.  11,  ders.,  Di«.  Tarife  d.  Bahnen,  cb.  1S64.  I,  der>. ,  Eisen- 
bahnactionäre  u.  Interessenten,  cb.  Ib04,  II,  jetzt  z.  Th.  im  1.  B.  seiner  volkswirt- 
schaftlichen Schriften  (Michaelis  damals  in  diesen  wie  iu  seinen  and.  Arbeiten  ein 
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typischer  Vertreter  der  „Deutschen  Freihandelsschule 4i^.  —  Schäffle,  in  s.  gesell- 
scbaftl.  System  nienschl.  Wirthsch. ,  2.  A.,  §.262  11.,  3.  A.,  II,  230  tt.  —  Jager, 
Lehre  v.  d.  Eisenbahnen.  München  1805.  —  Vogt,  Schweiz.  Studien  über  Eisenbahn- 
wesen, deutsche  Vicrteljahrsschr.  1^59;  de. rs.  über  die  Frage,  ob  Eisenbahnen  u.  6.  w. 
voin  Staate  oder  v.  d.  Privatiudustric  zu  bauen,  in  d.  Anualcs  de  l'associat.  internat- 
p.  le  propres  des  scienees  social.  4.  sess.  (Bi-rne),  Par.  et  Brüx.  1866,  p.  «35—650 
(mit  unbedeut.  Debatte).  —  Per  rot,  d.  deutschen  Eisenb.,  Kost.  1870,  ders. .  die 
Reform  d.  Eisenbahntarifs  im  Sinno  d.  Pennyporto,  Bremen  1869.  u.  viele  Aufs,  in 
Zeitsohr.,  die  Beweisführung  immer  sich  in  gleicher  Weise  wiederholend.  S.  Perrot*» 
Eiscnbahnrci'oriu ,  Kost.  (1S71),  ders.,  Deutsche  Eisenbahnpolit.,  Berlin  1872,  ders., 
die  Differentialtarife  der  Eisenbahnen,  Berl.  1874.  —  Mehrfache  Verhandlungen  auf 
den  deutschen  volkswirthsc]|^oimr.,  so  zu  Stuttgart  1861,  zu  Danzig  1872,  zu  Wien 
1873,  mit  dem  sUitttfc  Bemühen,  durch  Aufstellung  irrend  einer  Formel  (Trennung  v. 
Fahr-  u.  FrachtvcTf^^  bestimmte  Tarifprincipien  u  s.  w.)  das  unliebsame  Zugestaudui^s 
vermeiden  zu  können .  dass  die  Grundsätze  des  privatwirthschaftl.  Concurrenzsystems 
sich  im  Eisenbahnwesen  unanwendbar  /.eigen.  S.  auch  in  dieser  Kichtung:  Dorn, 
Aufgaben  d.  Eisenbahnpolit.,  Berl.  1874  (..nicht  Coucurrenzlinie,  andern  Concurrenz 
auf  der  Linie",  „Beseitigung  des  Tarif inouopols  der  Eisenbahnen"  u.  s.  w.).  Vgl. 
darüber  u.  dagegen  ü.  Cohn,  Streitfr.  d.  Eisenbahnpol.,  S.  8  ü'.,  wo  alle  diese  Vollei- 
tiiten  gerade  nach  den  engl.  Erfahrungen,  unter  Bezugnahme  auf  Cohn's  grosses 
Werk,  abgewiesen  werden.  „Freiheit  auf  der  Schieue  gilt  in  England  bei  alleu  Thailen, 
«iusehlicsslich  der  Agitatoren  f.  Eisen  bah  nie  form ,  als  in  der  Wirklichkeit  undenkbar." 
Sax  weist  alles  dgl.  ebenfalls  ab.  S.  auch  die  nach  dem  prineip.  Standpuncte  wandel- 
baren Verhandlungen  Uber  Eisenbahnwesen  auf  d.  deutsch.  Haudelstagc,  z.  B.  1871 
(D.  Handelsbl.  1871,  Nr  20,  21),  mit  den  Arbeiten  v.  Alex.  M  ay  er  u.  A.m.;  so  auch  spater. 

Die  deutschen  Hauptwerke  Uber  Eisenbahnpolitik  sind  jetzt  die  mehrfach  genannten 
v.  ü.  Cohn  u.  E.  Sax:  des  erstcren  Untersuchungen  über  engl.  Eisenbahnpolit., 
1.  B.  die  Entwickl  d.  Eiscubahngesetzgob.  in  England,  Lpz.  1874,  mit  d.  Mittheil, 
aus  den  engl.  Eiscubahucnqueten  (s.  bes.  S.  316  tf..  321  II'.),  2.  B.  zur  Beurtheil.  d. 
engl.  Eisenbahnpolit.,  1875.  Die  Resultate  des  Verf.  stimmen  in  deu  Hauptprincipien 
durchaus  mit  meiner  Eisenbahnlehre  uberein.  Ders.  in  der  obeugen.  Broschüre 
^Quintessenz  des  grossen  Werks);  ders.  über  eine  akadem.  Vorbildung  zum  höheren 
Eisenbahnverwaltuugsdtenst,  Zürich  1876;  ders.,  der  Staat  u.  d.  Eisenbahnen,  in 
Jiildebr.  Jahrb.  B  33  (18711).  S.  1  11.  (die  gen.  Kritik  ron  Sax);  ders.,  d.  engl. 
Eiscnb.pol.  in  d.  letzten  10  Jahren,  Arch.  f.  Eis.b.wcs.  1883  (auch  selbständig;;  dann 
Sax.  als  Vorläufer,  Oekonoinik  d.  Eisen  baltneu,  Wien  1871  (unausgeführt):  ders., 
il.  Verkehrsmittel  in  Staat  u.  Volks  wirthsch.,  bes.  B.  IL.  Wieu  1879;  ders.,  Abh. 
Transp.-  u.  Comuiun.wes.  in  Schönberg's  llandb.  II.  ' —  Sonst  u.  A.  de  Franquc- 
ville,  Eisenb. -Concurrenz  u.  Fusionen  in  England,  deutseh  (aus  „du  regime  des 
travaux  publ.  eu  Angleterre").  v.  Wilke  u.  v.  Nördling.  Wien  1875.  —  Handbuch 
d.  Eisenbahnwesens  v.  Hau  s ho  f er  (B.  1,  (jrundzüge  d.  Eisenbahnwes.,  wirthschafil. 
Seite,  umfassendes  systemat.  Werk),  v.  Paulus  (B.  2,  Bau  u.  Ausrüst.  d.  Eiscubahn.\ 
u.  Schmidt  (B.  3,  VerwalL  d.  Ewcnb.  u.  Buchfuhr,  im  Eisenbahnbetrieb).  Stuttg. 
1875.  —  L.  Stein,  Finanzwiss.,  3.  A..  S.  250.  Handb.  d.  Verwaltungslehre,  2.  A., 
S  402  tf.  —  Koscher,  Syst.  III,  §.  7.6 — IM»  passim.  bes.  85. 

Eise  nbahnrechtu.  Verwandtes  (Expropriation) :  K  e  y  s  c  h  e  r ,  d.  Recht  d. 
Staats  a.  d.  Bahnen,  Tüb.  1852.  Bessel  u.  Kühl  weiter,  preuss.  Eisenbahurecht. 
Köln  1855-  57.  Be schorner,  Deutsches  Eiseubahnrccht,  Erl.  1858.  Koch,  D.'s 
Eisenb.,  Marb.  1860.  ü.  Meyer,  Recht  d.  Expropr.,  Lpz.  1868.  I'örstcmann, 
preuss.  Eisenbahnrecht,  Berl.  1869.  II.  Köster,  soc  Verwaltungsrecht,  II.  B.,  Erl. 
1^73,  §  410  II'.  Michel,  österr.  Eisenbahnrecht,  Wien  1860.  L.  Stein,  z.  Eiscn- 
bahnrechtsbildung,  Wien  1872.  Höper,  preuss.  Eis.b.lin  ges.gcb.,  Berl.  1879.  Kosul», 
Organis.  d.  preuss  Staatseisenb.verwalf.,  "Beil.  1S81;  ders..  d.  Verwalt.  d.  preuss. 
Staatsbahnen,  Berl.  18M).  Pollanetz  u.  Witteck.  Samml.  d.  Gesetze  über  österr. 
Eis.b.wes.,  Wieu  Hodges,  law  alfeet.  railways,  6.  ed.,  Loudon  1*>77.  Shelford, 
law  of  railways.  4.  ed.,  2.  vol.,  Lond.  1869.  Browne,  a.  Theobald,  law  of  raihvay 
eompanies,  Lond.  1881.  Kedmaun,  law  of  railw.  comp..  Loud.  1880.  Picrce.  law 
of  railroads,  Boston  1 8S1 .  p a  1  a a ,  dict.  legisl.  et rcglem. des cheminsde  fer, 2. ed., Paris  1 872. 

Technisches,  Verwaltung  im  Allgem.  z.  Th.  schon  in  obiger  Literatu 
über  d.  Ökonom.  Seite  d.  Bahnen  u.  über  Eiseubahnrccht.  Sonst  besonders:  v.  Weber* 

• 
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Schule  d.  Eisenbahnwes.  (Abriss  d.  Gesch.,  Techu.,  Aduiinist..  Statistik).  2.  A.,  Lpz. 
1862,  3.  A.  v.  Schmitt,  Lpz.  1  ST.1*  (sehr  beachtenswerth  auch  für  die  National- 
flkonomcu).  Daun  zahlreiche  meist  kleinere  z.T.  populäre  Schriften  v.  v.  Weber: 
Die  Individualität  u.  Eutwickelbarkeit  d.  Eiseub.,  I.pz.  1ST5  (gelangt  zu  sehr  bedeuts. 
nat.-ökon.  Gesiehtspuncten ,  die  die  Techniker  und  die  Staatsverwaltung  meist  bisher 
übersahen);  Popul.  Erörterungen  von  Eisenb.  Zeitfragen,  4  Hefte,  Wien  u.  s.  w.  1S76. 
Nr.  1,  Normalspur  u.  Schmalspur,  Nr.  2,  Werth  u.  Kaut  der  Eisctib.,  Nr.  3,  Praxis 
d.  Sicher,  d.  Eisenbahnbetriebs,  Nr.  1,  Priv -.  Staats-  u.  Reichsbahnen,  alle  wichtig 
f.  d.  Nationalökou.  u.  Fiiian/.inanii ,  bes  Nr.  4;  Natioualit.  u.  Eiseubahnpolitik,  Wien 
u.s  w.  1  S7(j.  —  Schwabe,  Uber  die  engl.  Eisenbalmeu,  Berlin  1  ST  1 .  —  Hartwig, 
über  das  Eisenbahnwesen  bes.  Londons,  Berl  1874.  —  Wehr  mann.  Reisestudien 
über  Anlagen  u.  s.  w.  der  engl.  Eisen  bahu,  Elberf.  1*77.  —  Pcrdonuet,  traite 
> lern  ent.  d.  chemins  de  fer,  Par.  (z.B.  3.  cd  1SG5).  Goschler,  exploit.  d.  chemins 
de  fer.  4.  vol..  Par.  1  s<>5  —  68.  —  Jacqmin,  exploit.  d.  chemins  de  IVr.  Paris  1867, 
1868.  —  v.  Leber,  Eisenb.wcs.  in  Frankr.,  Wien  1880. 

Ei  s  e  n  ba  h  ii  r  e  form.  Fragen  der  Staatsaufsicht  über  die  Privatbahrien, 
Deutsche  Reichseisenbahnfrage  u.  dgl.  in.  Bericht  der  Spccialcommission  z. 
Untersuch,  d.  Eiscnbahnconcessionswesens.  Mit  Anlagen.  Berlin  1S74  (Nr.  1 1,  Papiere 
des  Hauses  der  Abgeordn.,  12.  Legislaturperiode,  1.  Sess.  1873 — 74 1.  -■  Faucher, 
d.  allg.  Fragebogen  d.  Untersuchungscouun.  üb.  d.  Eiscnbahnconcessioiiswcs.  beantw.. 
Berl.  1S73.  —  Entwurf  eines  Rcichsei.Mubahngcsotzes,  aufgestellt  im  Reichseisenbahn- 
amte,  Berl.  1874.  Vorläufiger  Entwurf  eines  Reichseiseiibahngesetzes  (2.  amtl.  Entw.), 
Berl.  1875.  —  Dieser  vorläuf.  Entwurf.  Beurth.  v.  Ver.  d.  Privateisenb.  im  D.  Reiche, 
Berl.  1875.  —  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  d  Uebertragung  der  Eigenth.-  u.  sonst. 
Rechte  des  Staats  an  Eisenb.  auf  d.  D.  Reich,  Berl.  1876.  Bemerk,  des  Vereins  d. 
Privateisenb.  zu  dicsetn  Entwürfe,  Berl.  1876.  Viel  u.  reichhaltigstes  legislatives  u. 
statist.  Material  zu  den  neueren  Fragen  üb.  Eiseubabnpolit.,  bes.  auch  über  d.  Roichs- 
eisenbah n frage  in  Hirth's  Annalen  d.  D  Reichs,  bes.  im  Jahrg.  1876.  —  E.  Roth- 
schild, Ideen  üb.  Umwandt,  d.  Bahnen  zu  Reichseiseiibahnen .  Braunschw.  1875.  — 
V.  Bob  inert  (Gegner  d.  Rcichsb.),  Enquete  üb.  die  Reichseisen  bahn  frage,  3  Lief., 
Lpz.  1876.  —  Tariferhöhung  oder  Reichseiseiibahnen?  Von  einem  Fachmann  (f.  R.-K.). 
Berlin  187t).  —  Weizmann,  die  Deutsche  Reichsbahn,  Berlin  1876  (für).  (S.  auch 
der».,  die  Eisenb.  als  Öfl'entl.  Strasic,  Berl  lt>75,  u.  zur  Eisenbahnreform.)  —  Zehn 
Jahre  preuss.  deutscher  Eiseubahnpolitik.  Lpz.  1876  (für  Reichsb.)  —  ('.  W aIcker, 
z.  Oricntir.  in  d.  Reichseisen  hahnfragc.  1870.  —  Die  Reichseisenbahnfrage,  Beitr.  z. 
Lösung  derselben  von  einem  Faclunaiine,  I.  Heft.  Erwerb  d.  deutschen  Bahnen  durch 
d.  Reich,  Lpz.  1876.  —  Schaf fle,  Mater,  z.  Eisenbahnfragc.  Tüb.  Zeitschr.  1S76. 
S.  :i52  II".  —  A.  Wagner,  la  quistionc  delle  s  trade  ferrate  dell'  Impero  Germanien. 
Rivista  Internazionale.  Mai/.o  1876.  —  A.  Held,  d.  Ucbergang  d.  deutsch.  Bahnen 
au  das  Keich  (für),  Landwirth.ch.  Jahrb.  1876,  S.  1065  —  1128.  —  Kunde,  das 
Reichseiseiihahnproj.,  Braunschw.  1876.  —  Boden  hei  in.  Verkehrswege  Deutschlands, 
Hanno?.  1876.  —  l'nter  den  Gegnern  gegen  die  Cenfralisation  d.  Eisenbahnwesens  u. 
gegen  die  Reichsbahnen:  Mor.  Mo  hl,  ub.  d.  Entw.  eines  Keichseiscnbahuges..  Stutt- 
gart 1874  u.  1875,  ders. ,  die  Frage  v.  d.  Reichseisenb.  erörtert,  Stuttgart  1876.  — 
v.  Weber  in  der  oben  gen.  Sehr,  über  die  Privatbahnen  n.s.  w.  —  \.  Unruh  in 
der  „Gegenwart"  von  Lindau  1876  (altes  Maucbcsterthum).  —  v.  Varubüler,  Soll 
d.  Reich  d.  deutsch.  Eisenbahnen  erwerben  V  S.  auch  die  Veihandl.  über  die  Reieh>- 
eiseubahnfrage  auf  d.  Bremer  \olkswirthsch.  ('ongr.  1*76  (Verb.  Berl.  1876).  mit  dem 
Referat  v.  Bö  h  inert  gegen  (Standpunct:  mehr  Privatbahiisystcin),  von  mir  für  (als 
(Konsequenz  des  Staatsbahnsystcui>);  in  der  Debatte  bes.  Nasse  gegen  (für  Staatsbahu, 
aber  gegen  Reichsbahn).  Stephan  gegen  (Furcht  vor  weiteren  Consequciizen).  - 
Zu  dem  Bemerkenswerthesteu  für  Privat-  u.  gegen  Staatsbalineu  gehören  die  viel- 
fachen Stellen  in  Strouss  berg's  „Dr.  Strausberg  u.  sein  Wirken",  Berlin  1*^76. 

Eingeh.  Erörter.  der  Systemfrage  auch  in  neueren  ..Enqueten",  bes.  der  Italien. 
il878— 81),  s.  darüber  Pieck  im  Aich.  f.  Eis.b.  1882  S.  iU— 134;  auch  d.  nieder- 
land.  (Aich.  1*83  S.  571  II'.) 

Für  Oesterreich  vgl.  z.  B  Denkschr.  der  Prager  Handelskammer  Sein  bek) 
Reform  d.  Eiseiibahnwes. .  Prag  1874.  Bing.  Eisenbahuprogr..  1875  Denkschr.  d. 
Ausschusses  d.  nieder -österr.  Handelskammer.  Wien  1876. 
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666     3.  B.  Ord.  Einn.    2.  K.  Privaterwerb.    5  H.  A.  Eisenbahnen.  §.  269. 


Die  Tariffragen  werden  in  d.  meisten  Schriften  mit  berührt  u.  sind  auch  f.  d. 
prineip.  Frage:  Ob  Staats-,  ob  Privatbahn  V  mit  von  Bedeutung.   S.  u.  vor  Abschn.  5. 

§.  269.  Einleitung.  Das  Urtbcil  lautet  nach  dem  Ergebniss 
der  Erörterungen  über  das  gesaramte  Verkehrswesen  im  vorigen 
Abschnitt  im  Aligemeinen  zuGunsten  derStaatsbahnen, 
denen  unseres  Eracbtens  mutbmasslich  die  Zukunft  gehören  wird. 

Dieses  Urtheil  ist  jetzt  noch  einer  Prüfung  bloss  nach  den 
Verhältnissen  des  Eisenbahnwesens  an  und  für  sich 
zu  unterziehen.  Diese  Prüfung  muss,  wie  in  den  analogen  anderen 
Fällen,  immer  von  dem  doppelten  Standpuuctc  des  volkswirt- 
schaftlichen Productionsinteresses  einer-  und  das  all- 
gemein- volkswirtschaftlichen,  des  Vertheilungs-  und  des 
socialpolitischen  Interesses  anderseits  erfolgen. 

1.  Von  dem  erstgenannten  Standpunete  aus  ist  die  Frage 
nach  dem  Bahnsystem,  ob  »Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ein  aus 
Staats-  und  Privatbabnen  „gemischtes"  System  den  Vorzug 
verdiene,  meistens  allein  betrachtet  worden.  Dasjenige  System  ist 
hier  vorzuziehen,  welches  das  unmittelbare  Bedürfniss  der  Conitnu- 
nication  und  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient,  am 
Besten  befriedigt.  Grade  in  dieser  Beziehung  muss  im  Voraus  die 
Relativität  aller  einzelnen  Argumente  für  und  wider  Staats- 
und Privatbahnen  anerkannt  werden:  es  lässt  sich  aus  diesen 
Beweisgründen  allein  ein  allgemeingültiges  „Gesetz" 
oder  „Axiom"  nicht  einmal  für  ein  bestimmtes  Land 
in  bestimmter  Zeit  gewinnen. 

Licht  und  Schatten  sind  im  Einzelnen  manchfach  verschieden,  im  Ganzen  ziemlich  gleich 
vcrthcilt.  Sicherlich  ist  es  ein  Irrthum  /.u  meinen,  wie  es  von  einseitigen  Parteigängern  oft 
geschieht,  gewisse  Uebelstände  wurden  mit  dem  Wechsel  des  Systems  ohne  Weitere* 
verschwinden.  Denn  dieselben  liegen  oftmals  tiefer  und  hangen  mit  dem  Umstände,  oJ> 
die  Halmen  eines  Landes  Staats-  oder  Privatbahnen  sind,  oft  wenig  oder  gar  nicht  zusammen. 

Die  Relativität  der  einzelnen  Argumente  hindert  aber  nicht, 
selbst  wenn  die  Frage  zunächst  nur  von  diesem  ersten  Stand- 
punete  aus  betrachtet  wird,  schon  zu  einem  festen  Ergebniss 
für  die  Wissenschaft  und  die  Praxis  zu  gelangen.  Dieses 
Ergebniss  ist  nur  wieder  kein  absolutes.  Zeit  und  Ort 
sprechen  ein  entscheidendes  Wort  mit.  Für  unsere  jetzige  Zeit 
und  für  unsere  Länder,  d.  h.  in  erster  Linie  für  Deutschland, 
dann  für  das  continentale ,  besonders  westliche  und  mittlere 
Europa,  endlich  im  Wesentlichen  für  die  gesammte  europäisch- 
amerikanische Staatenwelt  folgt  die  Entscheidung  für  Staats- 
bahnen  aus  der  Stellung  der  Bahnen  im  Verkehrswesen 
und  wieder  aus  der  Stellung  des  Staats  zu  dem  letzteren. 
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Die  Durchsicht  der  einzelnen  Beweisgründe  in  der  Controvcrse  im  Folgenden 
wird  aber  zeigen,  dass  manche  triftige  Grunde  auch  für  Privatbahnen  anzuführen 
sind  und  manche  ander«-  gegen  Staatsbahnen  sprechen.  Die  bisherige  geschicht- 
liche Entwicklung  und  der  gegenwärtige  Zustand  des  Eisenbahnwesens,  wo  Staats-  und 
Privatbahnen  bunt  wechseln,  beweisen  zwar  in  der  principicllcn  Krage  wenig,  weil 
notorisch  nicht  feste  Principien.  sondern  zufällige  geschichtliche  Um- 
stände diese  Entwicklung  beherrscht  haben.  Sie  zeigen  jedoch  erfahrungsmässig, 
dass  alle  Beweisgründe  nur  einen  relativen  Werth  besitzen.  An  dem  früher 
gewonnenen  Ergebniss  darf  man  vornehmlich  deshalb  festhalten,  weil  die  mancherlei 
einzelnen  Gründe  für  Privat-  und  gegen  Staatsbahncn  nicht  den  Aus- 
schlag geben  und  ihnen  stets  andere  ebenso  gewichtige  gegenüber 
gestellt  werden  können.  Auch  diese  entscheiden  nicht  allein,  obgleich  sie  mit- 
unter sehr  beachtenswert  sind,  jedenfalls  beleuchten  sie  die  Frage  aber  noch  von 
manchen  anderen  Seiten  in  erwünschtester  Weise. 

2.  Den  Ausschlag  für  Staatsbahnen  geben  vornehmlich 
die  Erwägungen  aus  dem  zweiten  Gesichtspuncte.  Es  lässt  sich 
nachweisen ,  dass  die  Summe  der  materiellen  Interessen 
und  daher  der  ökonomischen  und  socialen  Macht,  welche  das 
Eisenbahnwesen  in  sich  vereinigt,  zu  gross  ist,  als  dass  die 
bürgerliche  Gesellschaft  diese  Institution  den  Privatwirtschaften 
überlassen  kann.  Das  gilt  auch  gegenüber  dem  Sax' sehen  Plan  der 
an  Actiengesellschaften  übertragenen  („  delegirten ")  gemeinwirth- 
schaftlichen  Verwaltung  der  Eisenbahnen. 

Man  steht  daher  von  vorneherein  vor  dem  Dilemma:  ein  vom  Staate  beaufsich- 
tigtes und  geregeltes  P  riv  atbahnwesen ,  dem  im  Gesammtintcresso  wenig  Selb- 
ständigkeit, ein  ungemein  werthvolles  Eigenthumsobject,  bei  dem  aber  dem  Eigeu- 
thümer  wenig  „Hechte"  mehr  bleiben  dürfen,  oder  —  ein  Staatsbahnwesen,  bei 
welchem  diese  Confliefe  zwischen  Privat-  und  öffentlichem  Interesse  fortfallen.  Das 
Staatseisenbahnwesen  bildet  den  wichtigsten  Fall  auf  dem  Gebiete  di  r  materiellen 
Production.  wo  der  Staat  passend  und  erfolgreich  das  (ohnehin  nur  durch  die  A etien - 
g  e  s  e  1 1  s  c  h  af  t  vertretene)  privatwirthschaftliche  System  e  i  n  e  u  g  c  n  kann  Alle  Vor- 
theile der  grossen  „Öffentlichen"  Unternehmung  kommen  boi  ihm  zar  Geltung: 
richtiger  G ross betrieb,  durch  den  Zweck  geboten,  vom  Staate  so  gut  als  von  eiuem 
anderen  Unternehmer  durchzuführen,  ohne  die  volkswirtschaftlichen  und  socialpoli- 
tischen  Bedenken  des  p r iv a t wirtschaftlichen  Grossbetriebs;  Möglichkeit  einer  zeit- 
lich gleich  massigeren  Kapitalverwendung,  statt  der  unvermeidlich  ungleich- 
massigen,  weil  ganz  vom  Gange  der  Spcculation  abhängigen  bei  dem  Privatbahusy*tetn ; 
geringere  Gefahr  des  fac  tischen  Monopols  oder  bei  einem  solchen  wenig- 
stens der  finanzielle  Nutzen  für  die  Gesatntnthcit;  hinlängliche  Sicherung  des 
finanziellen  Interesses  für  die  Gesammtheit,  aber  dennoch  Möglichkeit,  statt  des 
reinen  Iicntabilitatsstandpuncts  das  öffentliche  Interesse  bei  Anlage  und  Betrieb 
entsprechend  mit  zu  berucksichiiircn;  Ausgleichung  der  „guten  u ml  schlechten 
Fälle"  durch  Vereinigung  der  guten  und  schlechten  Kouten  in  einer  Hand  und 
dadurch  grössere  Fähigkeit,  mit  geringerem  Kisico  das  Bahonctz  auszudehnen. 
Da  nun  anderpeits  das  Ergebniss  der  Untersuchung  vou  dem  erstgenannten  Siand- 
puuetc  aus  mindestens  nicht  gegen  Staatsbahnen  ausfällt  und  da  sich  zeigen 
lässt,  dass  die  Mängel  der  Staatsbahnen  den  Privatbahnen  ähnlich  anklcbeu,  weil 
es  sich  in  beiden  Fällen  um  riesige,  ähnlich  zu  organisirende  Einrichtungen  handelt, 
so  darf  mit  Recht  das  Urtb'il  allgemein  bei  uns  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen 
lauten.  Dies  im  Einzelnen  mögliehst  objectiv  zu  begründen,  ist  die  Aufgabe  des 
Folgenden.  Für  die  Grundanschauung  in  Betr.  des  zweiten  Gesichtspuncts  beziehe  ich 
mich  hier  ein  für  allemal  auf  meine  Grundlegung,  bes.  1.  Abth.  Kap.  3  u.  4  u. 
2.  Abth.,  ferner  auf  mein  Heferat  über  Actiengosellschaftswesen  auf  d.  Eisen,  soeial- 
IK>lit.  Congresse  1S73  u.  auf  meine  oben  gen.  Abhandl.  Uber  Versicherungswesen  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  1S81  u.  in  Schöiibergs  Haudb.  I. 


(568      ß-  «>ril.  Emu.    2.  K.  Privaterwerb.    .').  H.  A.  Eisenbahnen.  §.  270,  271. 

I.  —  §.  270.   Die  Fragstelluug. 

S.  bes.  Sa\  II,  139  iT. ,  wo  die  Frage  wesentlich  iu  Form  einer  theils  bei- 
stimmenden, th.  ablehnenden  und  berichtigenden  kritischen  Erörterung:  Uber  meine 
Beweisführung  in  der  2.  Aufl.  §.  2 14  ff.  discutirt  wird.  Ich  kann  indessen  Sax  wenig' 
Zugeständnisse  machen.    Kose  her  III,  §.  S5,  Sü. 

In  der  CoDtrovcrsc,  ob  Staats-,  ob  Privatbabnen,  ist  Allem 
zuvor  die  schiefe  Fragstellung  zu  berichtigen.  Der  un- 
deutliche Ausdruck  „Privatbabnen"  hat  den  Anhängern  der 
letzteren  den  Anlass  gegeben ,  mit  den  üblichen  Gründen  vom 
„natürlichen"  und  „  erf  ahrungsmässigen  "  Vorzug  des  privaten  vor 
dem  staatlichen  „Gewerbe" -Betrieb  auch  in  dieser  Frage  zu  argu- 
mentiren.  Allein  diese  Gründe,  welche  ohnehin  oft  schon  zu  sehr 
verallgemeinert  zu  werden  pflegen,  passen  vollends  hier  zum 
grössten  Thcilc  gar  nicht,  weil  die  sogen  Privatbahnen  eben  nicht 
eigentliche  Privat  Unternehmungen  im  gewöhnlichen  Sinne  sind 
und  im  Eigenthum  und  in  der  Verwaltung  eines  oder  weniger 
Privaten  stehen,  sondern  grossen  kapitalis  tischen  Erwerbs- 
gesellschaften, insbesondere  A et ien gesellst' haften,  ge- 
hören und  von  diesen  verwaltet  werden.  Die  Fragsicilung  ist  also 
nicht:  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen,  sondern  ob  Staats-, 
ob  A  ctien  gesell  sc  hafts  bahnen. 

Durch  diese  Berichtigung  fallen  sogleich  viele  Argurncute  gegen  Staats-  und  für 
die  sogen  Privatbahnen  iranz  fort.  Statt  dessen  ergeben  sich  viele  und  sehr  bedeutende 
Aehnlichkeitcn  beider  Arten  von  Bahnen,  welche  in  der  Wirklichkeit  jeden 
Augenblick  dein  Beobachter  aufstossen  und  fast  absichtlich  übersehen  werden  müssen, 
als  notwendige  Conse<|Uenzcn  unverkennbarer  Aehnlichkeitcn  des  Wirthschaftsbetriebs 
des  Staats  und  der  Actiengcscllschaften.  Aus  diesen  Aehnlichkeitcn  erklärt  es  s»ich 
zum  Theil.  da»s  die  üblichen  Argumente  in  der  Controverse  Uber  Staats-  und  Privat- 
hahnen nur  relativ  richtig  sind.  Namentlich  zeigen  sich  vielfach  bei  beiden  Inter- 
nebrnungen  die  dem  Staats-  und  dem  Acticuge.->cllschaft»be»ricb  gemeinsam  eigenen 
Schwachen  verglichen  mit  dem  reinen  Privatgeschäft.  Endlich  treten  auch  speci- 
fische  Schwächen  der  Privatbabnen,  neben  kaum  wesentlichen  Vorzügen ,  hervor, 
weil  diese  Bahnen  eben  Erwerbs-  und  noch  dazu  Actiengescllschaftcn  gehören. 
Zum  Theil  hat  grade  die  Eiseiibahnacticugescllschaft  ihre  besonderen  Mangel  rur 
anderen  Aktiengesellschaften,  weniger  was  den  Itctrieb  der  fertigen  Hahn,  als  was 
die  (iründung  des  Unternehmens  anlaugt. 

Die  zahlreichen  aprioristischen  Argumente  gegen  Staats-  und  fur  Privat  bahnen, 
welche  somit  hinfällig  werden,  solleu  dann  zwar  oft  eine  Stutze  in  der  Erfahrung 
lindeu.  Dabei  wird  aber  übersehen,  dass  in  der  Kegel  ein  exaeter  Vergleich  der 
Erfahrungstatsachen  auf  diesem  Gebiete  unmöglich  ist  Soweit  jedoch  ein  solcher 
allenfalls  zulässig  erscheint,  ergiebt  sich,  wie  es  sieh  richtiger  Weise  st  hon  von  vorn- 
herein vermuthen  lüsst.  dass  die  Erfahrung  ebenso  oft  Vorzüge  des  einen  wie  des 
aridem  Bahnsystetns  hinsichtlich  der  Anlage  und  der  Verwaltung  ihr  Bahn,  der 
Technik  und  Uckonomik  herausstellt,  dass  aber  immerhin  gewisse  sneeifisehe  Ver- 
zuge de»  Staatsbahnsystems  eine  Folge  grade  der  nur  diesem  möglichen  und  nur  bei 
ihm  zulässigen  Netzcsausdchnuiig  und  Verwaltungseinrichlung  sind. 

II.  Ucbersicht  der  einzelnen  Beweisgründe. 

§.  271.  —  A.  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und 
Wahl  der  Bahnlinien. 
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1.  In  beiderlei  Beziehung  pflegen  den  Staatsbahnen 
folgende  Vorwürfe  gemacht  zu  werden: 

Vgl.  z.B.  Bergius,  Fin..  2.  A  .  §.  23,  S.  212  IT.,  der  mit  gewöhnlicher  Ein- 
seitigkeit den  Standpunct  der  Privat  bahnen  vertritt. 

a)  Das  Bahnnetz  wird  sich  nicht  nach  den  natür- 
lichen Bedürfnissen  der  Vol kswirthschaft,  wie  das- 
jenige der  Privatbahnen,  sondern  nach  der  Willkühr  der  Regierung 
oder  allenfalls  dieser  und  der  Volksvertretung  ausdehnen.  Nament- 
lich drohen,  sagt  man,  zwei  Extreme: 

«)  entweder  wird  das  Bahn  netz  ganz  übermässig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Ver- 
kehrsentwicklung der  einzelnen  Landestheile,  —  eine,  wie  be- 
hauptet wird,  nothwendige  Folge  des  Staatsbahnsystems. 

Denn  der  Staat  wird  sich  den  an  ihn  von  allen  Seiten  gestellten  Anforderungen 
nicht  entziehen,  keine  Bevorzugung  gewähren,  keine  Vernachlässigung  wagen  dürfen. 
Dann  tritt  die  Rentabilitätsrate  zurm  k,  grosse  Staatsschulden  häufen  sich  an  und  die 
Finanzen  werden  auf  das  Aeusserste  gefährdet,  an  Stelle,  des  privatwirthschaftlichen 
tritt  das  Princip  der  reinen  Staatsausgabe  im  Staatsbahnwesen,  das  bei  den  grossen 
Anlagekosten  der  Bahnen  gar  nicht  durchführbar  ist  Mit  dein  Hinweis  auf  Belgien, 
deutsche  Mittelstaaten  wie  Baiern,  welche  mit  dem  ganz  oder  fast  ganz  aus- 
schliesslichen Staatsbahnsystem  begonnen,  aber  dasselbe  doch  nicht  hätten  durchfuhren 
können,  wird  dies  wohl  zu  beweisen  gesucht.  Auch  in  d.  deutscheu  Reichs  bahn- 
frage hörte  man  wohl  dgl.  Befürchtungen,  wie  freilich  auch  umgekehrt  die  grade 
entgegengesetzten.  Achnlich  ging  es  in  den  Debatten  über  d.  preuss.  Eisen  bahn- 
Verstaatlichungen. 

ß)  Oder  das  Bahnnetz  wird  gerade  mit  Rücksicht  auf  diese 
Gefahr  nur  wenig  entwickelt,  ein  bestimmter,  von  vorn- 
herein am  grünen  Tisch  entworfener  Plan  wird  ausgeführt,  die 
Herstellung  jeder  Concurrcnzlinie  wird  gescheut,  -■  kurz,  das 
privatwirthschaftliche  Princip  macht  sich  (als  Fiscalismus)  geltend. 

Dann  sieht  sich  der  Verkehr  in  BetrcfT  seines  wichtigsten  modernen  Hilfsmittels 
beschränkt,  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  stockt  und  das  Staatshahnsystem 
verfehlt  seinen  Zweck.  (Hinweis  auf  Verhältnisse  in  Baiern,  Würtcmberg, 
Baden,  Hannover,  auih  auf  preussische  Vorkommnisse,  z.B.  mit  der  Schwie- 
rigkeit der  Entstehung  von  Concurrenzhnicn  der  ßcrl.-Schlcs.  Staatsbahnen.).  Gunstigsten 
Falles  werden  dann  doch  Privatbahnen  concessionirt.  aber  kostbare  Zeit  ist  darüber 
verloren  gegangen  (Hinweis  auf  Belgien.  Baiern  [Ostbahnen],  Oesterreich)  und 
immer  wird  sich  die  Furcht,  die  Rente  der  Staatshahnen  beeinträchtigt  zu  sehen,  von 
nachüiciligcm  Einflüsse  auf  die  Entwicklung  der  Privatbahnen  erweisen. 

Im  Gegensatz  hierzu  wird  dann  hervorgehoben,  dass  bei  einer 
übermässigen  und  besonders  bei  einer  sehr  raschen  Ausdehnung 
des  Privatbahnnetzes  höchstens  die  Actionäre  und  Bahn- 
gläubiger etwas  riskirten,  die  Volks  wirthschaft  immer 
gewänne  und  der  Staat  ganz  uninteressirt  urtheilen  könne, 
namentlich  jede  Vermehrung  von  Concurrenzlinien  nur  zu  be- 
günstigen habe. 
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Gewiss  liegt  dieser  ans  dem  Wesen  der  Sache  dedocirenden 
Beweisführung  viel  Wahres  zu  Grunde:  d.  h.  was  hier  behauptet 
wird,  ist  theoretisch  recht  wohl  möglich.  Auch  lassen  sich  Be- 
lege aus  der  Wirklichkeit  wohl  für  jeden  einzelnen  Satz  auffinden. 
Aber  übersehen  wird,  dass  diese  an  und  für  sich  mögliche  und 
mitunter  thatsächlich  eintretende  Entwicklung  durchaus  nicht 
nothwendig  ist. 

Bei  der  Ausdehnung  des  Staatshahnsystems  können  jene  beiden  Extreme  vor- 
mieden, der  privatwirthschafUirhe  Gesichtspunkt,  soweit  nöthig,  beachtet,  aber  gerade 
dann  auch  Mittel  zum  Ausbau  weniger  srntcr  Linien  gewonnen  worden,  wie  man  jetzt 
schon  in  Prcnssen  sieht.  Ein  gutes  Staatshahnsystem  setzt  eben  wiederum  besonders 
eine  s^itc  Finanzcontrolc  der  Volksvertretung  voraus.  Beim  Privat  l>alins\stem  drohen 
trerade  mehr  Lücken.  Der  Staatsbahnhau  wird  zwar  aus  finanziellen  Rücksichten  auch 
nicht  immer  panz  gleic  hmässiir  im  Gang  bleiben,  aber  der  Privatbahnbau  thut  das 
wegen  seiner  grösseren  Abhängigkeit  vom  Geldmarkt  uud  vom  Gange  der  Börsen  - 
speculation  noch  viel  wcniirer.  Endlich  ist  die  Kapitalvertreudung  bei  Übermässiger 
('oneurrenz  der  Privatbabnen  auch  ein  volkswirthschaftlicher  Verlost,  der  dem  Staute 
nicht  gleichgültig  sein  kann,  zumal  das  Endergebnis*  solcher  Concurrcnz  oft  bloss 
ein  Coinpromiss  der  Coru  urrenten  ganz  nl>er  die  Köpfe  des  Publicum*  hinweg  ist. 

b)  In  der  Wahl  der  Bahnlinien  und  in  der  Zeitfolge, 
in  der  diese  gebaut  werden,  wird  der  Staat  oft  einseitig  Spccial- 
interessen  einer  Gegend,  eines  Orts  berücksichtigen,  die  Regierung 
selbst  politische  Parteizwecke  verfolgen,  so  dass  von  allen  anderen 
Bedenken  hiergegen  abgesehen  wieder  die  volkswirtschaftlichen 
Interessen  nicht  maassgebend  sind.  Auch  diese  Behauptung  kann 
begründet  sein  und  läset  sich  durch  vorgekommene  Fälle  belegen. 

Vorwürfe  namentlich  jjejrcn  kleinere  Staaten,  einseitige  Begünstigung  der  Resi- 
denzen u. s.w.,  kunstliche  Leitung  des  Verkehrs  von  alten  Routen  weg  über  diese 
Plätze.  Sicher  ist  dergleichen  vorgekommen,  z.B.  in  Baiern,  Hannover.  Aber  es 
wäre  hier  und  ist  anderswo  ebenso  gut  )>ei  Privatbahnen  passirt.  Erst  jetzt  kommt 
durch  nachträglichen  Ausbau  von  Bahnen  auf  alten  Hauptrouten  der  Verkehr  wieder 
in  alte  Gleise,  z.B.  in  beiden  eben  gen.  Landern.  Vielfach  wirkten  an  den  Grenzen 
auch  specielle  Landesinteressen,  in  Deutschland  particul.  Interessen  auf  die  Wahl  der 
Bahnlinien,  zumeist  in  den  Mittelstaaten,  besonders  in  Süddeutschland,  Hannover, 
Braunschweii:. 

Aber  nothwendig  ist  diese  Gestaltung  der  Dinge  wieder 
nicht,  eine  gute  Volksvertretung  bietet  in  dieser  wie  in  anderen 
solchen  Fragen  genügende  Bürgschaft  und  als  Regel  lässt  sich  ein 
falsches  oder  gar  parteiisches  Vorgehen  der  Regierungen  nicht 
nachweisen. 

Meistens  sind  es  dieselben  Routen ,  welche  zuerst  und  welche  überhaupt  gebaut 
wurden,  die  auch  Gesellschaften  hergestellt  hätten:  ebeu  die  guten  Strecken,  oder 
—  die  noth  wend  igon ,  von  der  Privatinduitrie  aber  vermiedenen. 

2.  Hinsichtlich  der  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  der  Wahl 
der  Bahnlinien  zeigen  sich  gerade  hei  Privatbahnen  folgende 
Missstände. 
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a)  Erwerbsgesellschaften  wählen  regelmässig  die  besten, 
auch  wohl  die  am  Leichtesten  zu  bauenden  Routen  zu- 
erst aus,  namentlich  im  Beginn  einer  Bahnbauperiode  in  einem 
Lande.  Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Routen 
oft  die  volkswirtschaftlich  wichtigsten  sein  werden.  Allein  die 
Folge  dieses  Vorgehens  ist,  dass  sich  später  für  weniger 
gute  Routen  keine  Privatunternehmer  finden,  dass 
grosse  Lücken  im  Bahnnetze  bleiben  und  dem  letzteren 
Planmässigkeit  und  Einheitlichkeit  fehlt. 

Concreto  Beispiele  zum  Roleg  des  Gesagten:  In  Deutschland  gehören  z.  B. 
folgende  Privatbahnen  zu  den  ältesten  Bahnen  überhaupt,  wobei  daran  zu  denken  ist, 
dass  man  anfangs  bei  Eisenbahnen  vornemlich  nur  auf  den  Personenverkehr  rechnete, 
daher  Linien  zwischen  g rossen  Städten,  womöglich  nicht  sehr  weit  von  einander 
entfernten,  und  mit  bequemen,  einen  wohlfeilen  Hau  gestaltenden  Terrainverhältnissen 
vorzog.  Nürnberg- Fürth  (gegründ.  1S33,  cröffn.  1835).  Leipzig-Dresden  (1834  35 
gegr.,  erste  Strecke  eröff.  1S37),  Magdeburg  -  Leipzig  (getrr.  183«,  cr»te  Str.  eröffn. 
15*39),  Berlin-Potsdam  (gegr.  1835,  cri'dfn.  1838;  Potsd.-Matfdeb.  erst  1843  gegründet), 
Berlin-Stettin  (geirr.  1835 — 40,  begonn.  1841),  Berlin-Anhalt  (für  d.  Anschluss  an 
Leip/..-Drcsd.  zuerst  gegr.  1836—31),  Berlin-Hamburg  (gegr.  1840—43,  begonn.  1844), 
Herlin-Frankf.  a.  0.  (1840/41  gogT.,  1842  eröiln  ,  neue  Ges.  für  d.  Bau  nach  Bresl. 
erst  1843 — 44),  Taunusb.  (Frankf.-Wiesb.,  1835 — 40  gegr.),  Rheinische  B.  (Cöln-Aachen- 
Hetg.  Grenze  gegr.  1833—1838,  theilw.  eröffn.  18.H9).  Bonn-Cöln  (1836—41  gegr.). 
Cflln-Minden  dagegen  erst  1843/44  gegr.  Aehnliche  Beispiele  aus  England  (Man- 
chester-Liverpool), Frankreich  (Paris-St.  Germain),  Oesterreich  (Wicn-Gloggnitz, 
Wien-Brünn  u.  Wien-Galicien .  eine  der  ältesten  grösseren  Bahnanlagen,  —  K.  Ferd.- 
Nordb.  —  aber  unter  Rothschilds  Aegide)  beweisen  obige  Regel  ebenfalls.  Ein 
characterist.  Urtheil  Uber  Eisenbahnen  noch  aus  d.  Jahr  1843  in  d.  russischen  Finanz  - 
minist.  Kankrin  Tagebüchern  (Braunschw.  1865,  II,  31):  in  Frankfurt  a.  M.  sei 
auch  weuig  Glauben  an  die  Eisenbahnen;  Baron  Rothschild  meine,  die  Frequenz  der 
Personen  werde  schon  merklich  geringer  mit  dem  Verschwinden  des  Reizes  der  Neu- 
heit u.  s  w. ! 

Keine  Privatunternehmer  z.B.  für  die  Preuss.  Ostbahnen.  Stocken  des  Privat- 
hahnbaus.  sowie  mehr  Kapital  als  nach  dein  Anschlag  gebraucht  oder  in  Zeiten  ungünst. 
Geldmarkts  u.  polit  Unruhe  (1848  ff.,  1873  ff.).  Daher  öfters  nothgedmngene  Ueber- 
nahme  der  begonnenen  Privatbahnen  durch  den  Staat,  z.  B.  Sachs.  Bair.  B.  Lcipz.- 
llof  1845—47. 

Lücken  im  "Bahnnetz  z.  B.  lange  u.  z.  Tb.  noch  jetzt  in  Frankreich  (Mangel 
der  Querbahnen  zur  Verbindung  der  von  Paris  auslautenden  Radial bahneu),  was  sich 
im  Kriege  1870 — 71  f.  Frankreich  nachtheilig  erwies.  Sax  I,  145  meint,  daran  seien 
die  Gesellschaften  nicht  schuld  gewesen,  aber  sie  widerstrebten  bei  der  Unsicherheit 
der  Rente.  In  Deutschland  freilich  bis  1866  auch  viele  Lücken  durch  die  particul. 
Staatspolitik,  z.  B.  in  Südwestdeutschl.  lange  Vernachlässigung  der  west-östl.  Ver- 
bindungen vor  den  aüd-nördlichen. 

Keine  Planmässigkeit  wenigstens  bis  jüngst  in  Deutschland,  doch  auch  mit 
aus  dem  eben  erwähnten  Grunde,  dann  lange  bes.  in  England. 

Sollen  gleich  anfangs  grosse  Bahncomplexe  von  Gesellschaften 
Übernommen  werden,  bevor  man  noch  die  Rentabilitätsverhältnisse 
aus  der  Erfahrung  kennt,  so  entstehen  Schwierigkeiten,  welche  oft 
nur  durch  besondere  Begünstigungen  (Subventionen,  Zins- 
garantieen)  für  den  ganzen  Complex  oder  wenigstens  für  schlechtere 
Routen,  Nebenlinien,  Seitens  des  Staats,  also  durch  eine  finanzielle 
Belastung  Oberwunden  werden  können. 
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So  bes.  seit  d.  Eisetibahnsrcs  v.  14.  Sept.  1854  in  Oest  crrcic  h  bei  den  neuen 
Bahnen,  meistens  5%  Kente  1  570  Amortisation  garantirt  für  ein  bestimmtes  Maxim. 
Baukapital,  wogegen  allerdings,  abgesehen  von  der  vorbehaltenen  Rückzahlung  der  als 
(regelmässig  zu  4u/0  verzins!.)  Vorscbuss  geleisteten  Zinszahlungen  aus  der  Garantie. 
d«-r  Grund  u.  Boden  und  die  Bauwerk'*  der  Bahn  ohne  Weiteres  an  d.  Staat  heiinfallen. 
meist  narh  HO  Jahren.  Statt  d.  (iarantie  in  Oesterreich  neuerdings  auch  Steuer- 
befreiungen (Ges.  v.  20.  Mai  18t»9).  Ganz  ähnliche  Bestimmungen  und  Garantieen 
(meist  in  ders.  Höhe)  bei  den  meisten  russ.,  z.  Th.  bei  Italien.  Bahnen. 

Sind  die  rentabelsten  Linien  von  Gesellschaften  bereits  gebaut, 
ohne  dass  den  letzteren  noch  Verpflichtungen  für  den  Bau  minder 
guter  Linien  obliegen,  so  bleiben  solche  Linien  ungebaut  oder  die 
alten  Gesellschaften  oder  neue  dafür  besonders  zu  gründende  über- 
nehmen sie  nur  gegen  eine  finanzielle  Beihülfe  oder  Zinsgarantie 
des  Staats,  oder  der  Staat  muss  selbst  noch  die  Strecken  als 
Staatsbahnen  bauen.  Dann  wird  natürlich  leicht  das  Finanzinter- 
esse des  Staats  sehr  verletzt,  wahrend  die  alten  Gesellschaften  vor 
trefflich  gedeihen. 

Als  Beispiel  für  Erstens  s.  d.  charaoterist.  Entwicklung  in  Frankreich,  wo 
die  älteren,  meistens  durch  Fusion  zu  grossen  geograph.  Eisenbahngruppen  verbundeneu 
einzelnen  Privatbahngesellschaften  (6  an  der  Zahl),  welche  meistens  gut  rentirten,  zu 
ihrem  alten  Netz  in  ihrem  Beiirk  ein  neues  Netz  von  Nebenlinien  auszubauen  üt>er- 
nahmen,  gegen  4'650/o  Zinsgarantie  und  Verlängerung  der  Concession  von  40  auf 
99  Jahr  ;  so  IS.VJ  u.  von  Neuem  1MJ2.  Nach  einer  Convention  von  180$  sollte  eine 
neue  starke  Ausdehnung  (etwa  Verdopplung)  der  Eisenbahnen  erfolgen,  mit  einem 
angcschlag.  Aufwand  von  101/«  Milliarde  Fr.,  wovon  der  Staat  über  1'7  Milliarden  an 
Subventionen  zu  übernehmen  hat.  Von  den  bis  E.  1808  fert.  u.  concess.  Linien  ge- 
hörten Uber  %0  den  6  grossen  Gesellschaften.  —  Aehulich  in  Preusscn  z.B.  Zins- 
garantie an  die  Berlin  -Stctt.  Ges.  für  die  vor-  u.  hiuterpomm.  (incl.  Cöslin-Danzig) 
Bahm-u  u.  mehrfach. 

Als  Beispiel  für  nothgedrungencs  Eintreten  des  Staats:  in  Preussen  Bau  der 
Ost  bahn  (Berlin-Kü>trin,  früher  Frankfurt  a.  d.  0.  —  Küstrin  —  Danzig  —  Königs- 
berg —  russ.  Grenze;  Erweiterung  dieses  Bahnnetzes  seit  1807 — 68  durch  Neben- 
linien in  Westprcussen  nnd  Ostpreussen.  Linie  Schneidcmühl  —  Dirschau  —  Thorn  — • 
I nster bunrV,  lehernahme  der  Niedcrschles.-Märk.  B.  (Berlin  —  Breslau)  auf  den 
Staat  1S52. 

Die  Entwicklung  in  Preusscn  gewährt  ein  typisches  Beispiel  in  Betreff  der 
Bahnen  im  mittleren  Theil  des  Staats  (um  Berlin».  Die  Staatsbahnen  (Ost-,  Nieder- 
schles.-Märk ,  Westphäl.  Saarbr..  Berl.  Bahnh.  \  erbd.bahn  in  d.  alten  Provinzen)  ver- 
zinsen seit  Jahren  ihr  Kapital  auch  ausreichend  (von  d.  vorübergehenden  ungünstigen 
Zeit  Mitte  der  70er  Jahre  abgesehen)  u.  geben  Ueberschüsse.  Aber  nameutl.  die  Ost- 
bahn hat  Jahre  lang  schlecht  rentirt.  1852—57  z.  B.  1  —  3°  0.  Die  in  Berlin  münden- 
den Privatbahnen  gaben  dagegen  auf  die  S^rammactien  Jahre  lang  sehr  bedeutende 
Dividenden,  die  erst  in  der  Zeit  v.  Is74  ff.  bei  eiuigen  davon,  besonders  BerL-Magdcb„ 
Berl.  Anhalt  wegen  starker  Vermehrung  des  Actienkapitals,  Erweiterungsbauten  zeit- 
weise sich  reducirten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem 
völligen  Ausbau  des  Bahnnetzes  in  solchem  Falle,  wo  ihm.  vor- 
nehmlich nur  die  sehlechteren  Linien  bleiben,  auch  nur  langsam 
vorgehen  und  muss  vielleicht  ganz  darauf  verzichten.  Den  Be- 
dürfnissen der  Volkswirtschaft  wird  ein  solches  Privatbahnwesen 
auch  nicht  besonders  entsprechen.    Denn  es  entwickelt  sich  nach 
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zufälligen  Umständen,  oft  nach  den  Tagesinteressen  der  Hörsen- 
speculation,  und  in  den  ärmeren  und  schwächer  bevölkerten 
Gegenden  bleibt  es  vollends  zurtick,  so  dass  diese  abermals  zurück- 
kommen. 

Die  nordüstl.  Provinzen  Preussens.  Pommern.  West-  u.  0>tpreussen,  Posen 
sind  ein  Beispiel.  Es  ist  nicht  ungerechtfertigt,  dass  sie  weniger  Bahnen  und  diese 
später  bekommen  haben,  als  d.  entwickelteren  u.  bevölkert,  ren  Mittel-  u  Westprovinzen. 
Aber  der  Abstand  hätte  nicht  so  gross  zu  sein  brauchen.  Die  Ostbahn  ist  erst  seit 
1  So  1—53,  bez.  1S57  u.  1800  fertig.  Sax  meint  entgegnend  ill,  145  Note)  hier  habe 
ja  der  Staat  den  Hau  in  die  Hund  genommen:  Dctieitbahncn  kann  er  freilich  nicht 
in  grösserem  Maassc  bauen,  wenn  die  ücberschussbahnen  in  andereu  Landestheilen 
ihm  nicht  auch  gehören. 

Uebernimmt  dagegen  der  Staat  das  ganze  Bahnweseu,  so 
kann  er  ein  einheitliches  und  planraässiges  Bahnsystem 
entwerfen,  die  schlechteren  Linien  mit  den  Ueberschtissen 
der  besseren  tragen  und  das  Land  vollständiger  und  doch 
auch  gleich mässiger  mit  Bahnen  versehen. 

Selbst  wenn  das  Eisenbahnwesen  sich  aber  rascher  und  bedeutender  in  einem 
Laude  mit  dem  Privatbahn-  ,  statt  mit  dem  Staatsbahnsystein  entwickeln  sollte  und, 
wie  z.  II.  von  England,  Nordamerika,  auch  Deutschland  wohl  behauptet  wird,  sich 
wirklich  nur  Dank  der  Privatbahnen  in  kurzer  Zeit  so  grossartig  entwickelt  hatte ,  so 
wäre  dies  noch  kein  unbedingter  11  e weis  für  die  volkswirtschaftliche  Vor- 
zuglichkeit  des  Pivatbahnsystems  Denn  es  wird  dabei  ohne  Weiteres  stets  ange- 
nommen, dnss  in  gegebener  Zeit  und  im  gegebenen  Lande  die  Verwendung  eines 
Theils  des  Nationalkapitals  gerade  im  Hahnbau  immer  nothwendig  die  volks- 
wirtschaftlich produetivste  sei,  die  sich  denken  liisst.  Das  ist  in  dieser  AI  I- 
getneinheitvnicht  zu  behaupten,  um  so  weniger,  da  n  ich  t  das  Privatkapital  der  an  der  Bahn 
Interessirten.  souderu  das  Privatkapital  vieler  anderer  Personen  gewöhnlichnuraus 
S  p  e  c  u  1  a  t  i  o  n  s  r  ü  c  k  s  i  c  h  t  c  n  zum  Hahnbau  herangezogen  wird.  Oftmals  wird  daher  grade 
bei  dem  Privatbahnsystem  eine  volkswirtschaftlich  nachteilige  Hichtung  der 
YerwendungdesNatioualkapitals  erfolgen.  Ks  werden  hier  die  alten  einfachen  u. 
richtigen  Sätze  der  engl.  Nationalökon.  über  die  u  n  v  e  r  m  e  i  d  1  i  c  Ii  e  H  e  g  r  e  u  z  u  n  g  der  ge- 
sammten  nation.Production  durch  das  in  einem  Zeitpuncte  vorhandene,  im  Wesentl.  hier  eine 
feste  (irösse  bildende  Nationalkapital  vergessen.  S.  Hill,  pol.  Oek.  H.  I,  Kap.  5,  §.  1. 
Auch  miiSN  wieder  Nationalkapital  u.  Privatkapital  unterschieden  werden,  s.  (irundleg. 
I,  $}.  2-8,  287.  Ks  Ut  eine  unrichtige  Fiction,  im  privatwirthsch.  System  die  auch  nur 
jeweilig  Volkswirt  lisch,  produetivste  Kapitalverwcndung  grade  als  durch  die 
Speculation  erfolgend  anzunehmen. 

b)  Der  Pri vatbabnbau  hängt  viel  mehr  als  der  Staats 
bahnbau  von  der  j e weiligen  Lage  des  Geldmarkts  ab 
und  kommt  im  grösseren  Umfange  vornehmlich  nur  perio- 
disch in  Speculationszeiten  in  Gang,  weil  hier  die  Agio 
tage  mit  den  Actien  lebhafter  anlockt. 

So  bes.  die  englische  railway - mania  1843—47,  bes.  1810,  Tookc,  bist, 
of  prices,  V.  352,  A.  Wagner,  Beitr.  z.  L.  v.  d.  Hanken.  S.  192.  (i.  Cohn.  engl. 
Eisenbahnpolit.  I,  231,  259.  Dem  engl.  Pari,  lagen  im  Jan.  1816  815  neue  Eisen - 
bahnprojeetc  vor.  Act.  f.  neue  Lin.,  Erweiter,  u.  s.  w.  wurden  ertheilt  1844  57  f. 
805  engl.  Miles  mit  20  5  M.  Pf.  St.  Kap.,  1S45  120  für  2700  M.  mit  59  5  M.  Pf., 
1S46  270  f.  453S  M.  mit  132  5  M.  Pf.,  1847  190  f.  1354  M.  mit  39  5  M.  Pf.  St  — 
Aehnlich  in  Frankreich  1S52— 50,  meine  Beitr.  S.  248,  dsgl.  in  Oesterreich 
1851—  50,  nach  d.  Erlass  des  Eisenbahnconcess.-Ges.  v.  1854  u.  der  Hekanntmachung 

A.  Wagner.  Fiiiauz*i^eu*hafl  I.    3.  Aull.  |:J  £ 
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eines  Bahnnetzes,  «las  ausgeführt  worden  sollte,  v.  10.  Nov.  1854,  s.  Czörnig, 
Neugestalt.  S.  870,  ebeudas.  wieder  nach  l*>b»i  (hier  auch  Zusammenhang  mit  der 
PapicrsreldausgabeV.  in  gerin$rer*>m  Maasso  in  Deutschland  1843 — 44  lt.  Is54  ff.  Auch 
muss  hier  vorausgesetzt  werden,  das*  die  Speculation  nicht  gerade  andere  Unternehmungen 
^•hr  bevorzugt,  wie  /.  B.  in  De  utschland  in  d.  Speeulationspcr.  von  ls.">4  —  1S5U  ä7 
<lie  Hanken  u.  Credits-Mobiliers,  Bert-  u.  Hüttenwerke,  1871  z.  Tb.  eben- 
falls Hanken  u.  s.  w.,  z.  Th.  div.  industr.  Etabliss.  (.Umwandlung  von  Privatgeschäften 
in  Aetienges.),  Bergwerke  u.  dgl.;  in  Oesterreich  1M»'J.  1>71  |f.  Hanken. 

Daher  entwickelt  sieh  das  Privatbahnnetz  nur  sprungweise, 
bald  stockt  die  Entwicklung  selbst  hinsichtlich  guter  Strecken, 
bald  werden  durch  den  Einfluss  von  Privatiii teressenten  unwich- 
tigere Routen  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  zeigt  sich  eine 
übertriebene  Bauwuth.  Dies  entspricht  den  volkswirtschaft- 
lichen Interessen  keineswegs,  die  Deplacirungder  Kapitalien, 
die  jeder  grössere  Bahnbau  bewirkt,  schon  wegen  der  Umwandlung 
grosser  Massen  umfaufenden  in  stehendes  Kapital,  wird  noch 
störender.  Der  Staat  kann  den  Bahnbau  viel  gleichmassiger 
in  Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwünschter  ist. 

Beginn  des  Baus  d<  r  neuen  Linien  der  pre u ss.  Ostbahn  in  1867  OS.  in  schwirr 
Zeit.  Sax  II.  144  (auch  Ho  scher  z.  Tb.  ähnlich  III  §.  83,  s.  schon  oben  S.  ßöOi 
giebt  das  Zutreffende  dieser  Bew<-i>fubrunn  zu,  wie  die  Dinge  oft  »elegen  hätten,  meint 
aber,  diese  Mangel  wären  bei  einem  richtigen  Conccss.sy  stein  abzuheilen  u.  »ucht 
das  durch  das  m.  E.  nur  für  meine  Ansicht  sprechende  Beispiel  Frankreichs  zu  be- 
gründen. Die  Abhängigkeit  der  Concessioncn  vom  Stande  des  (ieldinarkts  u.  der 
Speculation  wird  dabei  aber  übersehen.  Diese  ist  so  gross  u.  die  Schwierigkeit,  zu- 
künftige Bedürfnisse  im  Voraus  zu  ermitteln,  so  bedeutend,  dass  mir  eben  dies  Problem 
eines  „weisen  Conccss. Verfahrens"  unlösbar  erscheint. 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  einheitlichen  Bahnsystems  und  bei 
der  mehr  ruckweisen  Entwicklung  des  Bahnbaus  entsteht  im 
Privatbahnwesen  regelmässig  leicht  eine  grosscAnzahlselbst- 
ständiger  Bahnunternehmungen.  Dadurch  wird  die 
Verwaltung  des  ganzen  Bahnnetzes  weitläufiger,  un- 
gleich massiger,  kostspieliger,  als  bei  einheitlichem  Staats- 
bahnsystem. Diese  Uebelstände  lassen  sich  zwar  durch  grosse 
Bahngesellschaftcn,  welche  von  vornherein  gebildet  werden 
oder  aus  der  nothgedrungenen  Zusammenlegung  einzelner  Unter- 
nehmungen (sogen.  Fusion)  hervorgehen,  zum  Theil  beseitigen 
Aber  dann  entstehen  um  so  eher  factische  Monopole  von 
Erwerbsgesellschaften.  Beim  Staatsbahnsystem  lässt  sich 
die  Verwaltung  zweckmässiger  einrichten,  intern  das,,  ganze  Netz 
in  passende  geographische  Landesbczilke  eingetheift  wira  (Preussen). 
Beim  Staate  hat  ferner  auch  ein  factisches  Monopol  viel 
weniger  Bedenken,  weil  für  ihn  der  rein  gewerbliche 
Standpunct  nicht  geboten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Mo- 
nopolgewinn   der  Gcsamnitheit  zu    Gute  kommt  und 
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gerade  wieder  Mittel  zum  weiteren  Ausbau  des  Netzes 
bietet. 

Beispiele :  Im  Verein  deutscher  Eisenbalinverwaltungen(incl.  Oesterr.  Ungarn"!  befanden 
sich  1S71  78  selbständ.  Verwaltungen ,  die  StaatsbahnFcrwaltungen  inbegriffen,  von 
denen  die  preuss.  nicht  zu  einer  einzigen  eentralisirt  waren.  Davon  kamen  auf 
Deutschland  49  mit  255t»  Meilen,  also  auf  1  Verw.  52  M.,  auf  Oesterr.  Ungarn  24 
mit  1 30.H  M.,  auf  1  54  M..  auf  Ausland  5  mit  293  M.  Die  Privatbahnverwaltunircn 
hatten  durchschnittlich  noch  kürzere  Strecken  zu  verwalten,  neinlich  .HO  Verwaltungen 
lim  Meilen,  also  auf  1  35  Meilen.  Im  J.  1874  gehörten  dem  Verein  101  Ver- 
waltungen an,  ncuil.  15  Staatsbahnverw.  (wovon  8  preuss.)  mit  10,702  Kil.  Eigen- 
thums-  u.  11,080  Kilorn.  Betriebslünjre ,  also  auf  1  Verw.  durchschnittl.  resp.  713  u. 
7/iS  Kil.,  4  Staat<verwalt.  v.  Privatbahnen  mit  bez.  2.705  u.  2,720  Kil.,  d.  i.  auf 
1  Verw.  076  u.  080  Kil.:  30  Privatbahnv.  rwaltungen  mit  10.849  u.  11.000  Kil.  oder 
auf  1  Verw.  301  u.  307  Kil.  Ausserdem  3n  österr.  Verw.  mit  10,186,  bez.  10.208  Kil., 
«I.  i.  auf  1  426  u.  427  Kil..  u.  8  auslandische,  mit  3130  u.  3280  Kil.  Jetzt  zerfallen 
die  preus>.  Staahjbaltncn  in  9  grosse  geograph.  Bezirke  unter  eigenen  Directionen,  im 
Dorchschn.  mit  1768  Kilometer  (Min.  1149,  Max.  2925)  far  ein  Netz  v.  15,910  Kil. 

Die  Consequenzen  des  Fusionirungsprincips  zeigt  Frankreich,  wo  1  der  6 
grossen  Compagnieen  schon  1870  im  D.  fast  400  Meilen  verwaltete  Eben  hier  denn 
noch  factischc  Monopole  schroffster  Art  u.  anders,  starke  Staatsabhängigkeit  in  Folge 
dessen  nothwendig.  Ueber  d.  engl.  Fusionen  s.  Cohn,  engl.  Eisenhahnpolit.  I.  K.  5, 
de  I  ran  i|  u  e  vi  Iii-  a.  a.  0.,  mit  d.  Karte,  welche  zeigt,  wie  die  grossen  Gesellschaften 
das  Land  geographisch  in  „Kiscnbahnprovinzen"  unter  sich  vertheilten,  nicht  ganz  so. 
aber  ähnlich  wie  in  Frankreich.  —  Koscher  III  §.  85  meint,  die  Neigung  der  Actien- 
bahnen  zu  Fusionen  könne  durch  Staatsaufsicht  beliebig  beschränkt  werden;  allerdings, 
dann  bleibt  ab.  r  auch  die  Zersplitterung  der  Verwaltung,  die  man  aus  ökonomisch - 
tertin.  Gründen  durch  Fusionen  beseitigen  will. 

§.  272.  —  B.  Kapitalbeschaffung.  Diese  hat  Uusser- 
lich  bei  Staats-  und  Privatbahnen  grosse  Aehnlichkeit.  Denn  bei 
dem  grossen  Aufwand  für  Eisenbahnen  kann  auch  der  Staat  das 
Kapital  fast  nur  durch  Schuldenaufnabme  beschaffen,  wie  die 
Gesellschaft,  welche  meistens  sogen.  Prioritätsobligationen  neben 
den  Actien  ausgiebt.  Beide  fordern  das  Privatpublikum  zum 
Zeichnen  auf  und  wenden  sich  sonst  an  die  Banquiers  und  die 
Börse.  Die  Actienemission  bewirkt  jedoch ,  dass  die  Kapital- 
beschaffung einer  Privatbahn  manche  bemerkenswerthe  und  nicht 
günstige  Unterschiede  von  derjenigen  der  Staatsbahn  zeigt  und 
auch  in  der  Schuldaufnahme  treten  gewisse  Verschiedenheiten 
hervor : 

1.  Wegen  der  Actienausgabe  wird  eine  Privatbahn  viel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts 
als  eine  Staatsbahn,  woraus  sich  der  vorerwähnte  Nachtheil 
ergiebt. 

Die  Actienausgabe  für  ganz  n e u e  Unternehmungen  gelingt  oft  nur  in  Specu- 
lationszeiten ,  wenn  nicht  eine  ungewöhnlich  gute  Linie  in  Aussicht  steht,  was  natür- 
lich mit  dem  weiteren  Ausbau  des  Hahnnetzes  immer  seltener  wird.  Die  neuerlieh 
auch  in  Deutschland,  z.  B.  bei  den  Stroussberg'schen  Bahnunternehuiungen  (Berlin- 
Forlitz,  Hallc-Sorau-Gubcn  u.  a.  m.)  erörterte  Frage  über  die  Zuliissigkeit  der  Aus- 
gabe von  Actien  unter  Pari,  mit  oder  ohne  Verzinsung  aus  dem  Baufonds  während 
der  Bauzeit,  weist  auf  die  Schwierigkeit  der  Aeticnemission   für  neue  Bahnunter- 
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nehtnungen  in  der  Gegenwart  hin.  Jene  Frage  ist  zu  Gunsten  der  Zulässigkeit  von 
Unter-Pari-Actien  zu  beantworten,  zumal  wenn  keine  Verzinsung  wahrend  der  Bauzeit 
stattfindet,  denn  sonst  wird  das  Aktienkapital  oftmals  nicht  zusammen  zu  bringen  sein. 
Diese  Ansicht  vertrat  ich  auch  IST:*  in  Eiscnadi  in  der  Frage  das  Actienwe*- ns. 
Auch  die  preuss.  Eisenbahnunt<rsuchungs- Commission  gestund  die  bedingte  Not- 
wendigkeit der  Ausgabe  von  Actien  unter  Pari  zu  u.  machte  Vorschläge  zur  Cautcl 
dabei,  s.  Nr.  IV,  3  ihrer  Vorschlage  u.  Bericht  S.  1 75.  Zusammenhang  der  I  rag.- 
mit  der  der  Zulüssigk»  it  der  G<  ncralcntr«  j>ris<-.  S.  Stroussbcrg's  Wirken,  Kap.  4. 
Koscher  nennt  (III,  *>5  Note  8)  die  Ausgabe  v.  Actien  unter  Pari  bei  jeder  staatl. 
Zinsgaramie  eine  Prellerei:  da>  geht  zu  weit.  Ks  kommt  auch  hier  auf  die  Höhe 
der  Garantie  u.  auf  die  Lage  des  Geldmarkts  an.  Sein  Verlass  auf  ein  „gutes  Acti«  n- 
gesetz"  (eh.  §.  $.">  Note  16)  bricht  angesichts  der  Schwierigkeit  eines  solchen  Ge>etze» 
u.  der  n  o  tli  w  e  n  d  i  ge  n  Abweichungen  f.  Ei  se  n  b.actien  zusammen  Die  neue 
Actienemission  für  alte  Bahnen  hängt  vom  Cur^stande  der  bisherigen  Actien  and 
sonst  ebenfalls  von  der  Aussieht  oder  deui  Urthcil  über  die  neue  Linie  und  von  ein  i 
speculativen  Tendenz  de>  Geldmarkts  wesentlich  mit  ab.  Die  Interessen  der  bisherigen 
Aktionäre  sind  öfters  einer  V« •rmehrung  der  Actien  entgegen,  ncmlich  wenn  Jic  neuen 
Actien  etwa  nach  dem  Our>e  (Uber  Pari)  verkauft  würden  und  es  fraglich  ist,  ob  d<  r 
auf  neue  Bauten  verwendete  Erlös  eine  der  bisherigen  Dividende  der  alten  Actien 
entsprechende  Kcnte  abwerfen  wird;  mitunter,  wenn  die  neuen  Actien  al  Pari  oder 
zu  einem  billigeren  als  dem  Börsencurse  den  alten  Actionären  uberlassen  werden.  l>ei 
einer  hoch  stehenden  Actie  auch  sehr  dafür.  Im  ersten  Fall  unterbleibt  vielleicht 
aus  einem  solchen  Grunde  ein  volkswirtschaftlich  erwünschter  Ausbau  des  Bahnnetzes, 
wenn  etwa  die  Ausgabe  einer  Anleihe  unstatthaft  ist,  von  der  Regierung  nicht  er- 
laubt wird  u.  s.  w.  Im  zweiten  l  alle  wird  vielleicht  ans  blossen  Spcculationsgründen 
eine  unnütze  Linie  gebaut.  In  beiden  Fällen  entscheiden  aber  nicht  oder  doch  nicht 
allein  volkswirtschaftliche  Erwägungen  über  den  Werth  einer  neuen  Bahn,  sondern 
blosse  Speeulationsgründe  und  Gcsichtspuncte  einer  Erwerbsgesell- 
sehaft.  Je  besser  eine  Bahn  rentirt  desto  günstiger  ist  natürlich  für  die  Aktionäre 
ein  relativ  kleines  Actienkapital  gegenüber  dem  Gesammtkapital  (incl.  Prioritätsschuld, 
und  umgekehrt.  Das  günstige  Vcrhältniss  zwischen  Actien-  u.  Prioritätskapital  kann 
für  die  Dividende  wichtiger  sein,  als  der  hohe  Nettoertrag  der  Bahn  per  Meile  und 
der  billige  Kostenpreis  der  Bahn.  Die  Emission  von  ,.jungen"  Actien.  welche  an  die 
Actionäre  unter  dem  Curs  abgelassen  werden,  zum  Zweck  des  weiteren  Ausbaus  des 
Netzes,  wozu  u.  A.  oft  die  Furcht  vor  Concurrenz  zwingt,  war  auch  bei  deutsch  -  n 
Bahnen  neuerdings,  ähnlich  wie  bei  anderen  Actiengesellschaftcn  (Banken  u.  s.  w.) 
ein  beliebtes  Manoeuvre.  Dabei  wird  gew.  Masseu  ein  Theil  des  bisher.  Dividenden- 
gewinns kapitalisirt  u.  in  dieser  Forin  realisirt.  —  Operationen,  an  welche  sieh  dann 
wieder  Börsenspeculatiouen  aller  Art  knüpfen.  Man  muss  solche  Massregeln  aber  al> 
nothwendige  Folge  des  Actienwescns  gelten  lassen.  Die  Emission  neuer 
Actien,  al  pari  zu  beziehen  von  d<u  alten  Actionären,  sichert  die  letztem  vor  sonst 
oft  unvermeidlichen  Verlusten  durch  das  spätere  Sinken  des  Curses  der  vermehrten 
Actien.  Kino  solche  Sicherung  ist  gerechtfertigt,  zumal  weun  man  sich  die  Sachlage 
vergegenwärtigt,  dass  doch  keineswegs  die  ursprunglichen  Besitzer  oder  Zeichner  noch 
immer  die  heutigen  Actionäre  sind ,  sondern  viele  Personen  im  Lauf  der  Zeit  Actien 
zur  Kapitalanlage  zu  einem  viel  höheren  als  dem  Paricurse  kauften  und  daher  eine 
viel  kleinere  Verzinsung  ihres  Kapitals  al*  die  nominelle  Dividende  bezogen.  In  der 
Zeit  aufsteigender  -.Hausse-)  Conjunctur  liegt  bei  dem  Eisenbahnwesen  stets 
die  Gefahr  vor,  dass  rasch  auf  einmal  ein  enormer  Theil  des  National - 
kapitals  in  den  Eisenbahnhau  hineingezogen  wird,  worauf  dann  später  die  Ver- 
minderung der  Kapitalverwendung  um  so  stärker  ist.  Dies  bewirkt  nothwendig  eine 
ungemeine  Störung  und  Verschiebung  aller  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  mit  weiteren 
schlimmen  socialpolitisehen  Folgen,  wie  es  in  der  „Grundlegung"  (§.  214*)  näher  dar- 
gelegt wurde. 

2.  An  das  Eisenbahn  actienwesen  schliesst  sich  das  Agio- 
tagetreiben besonders  leicht  an,  da  bis  zur  Vollendung  der 
Bahn,  also  immer  für  geraume  Zeit  jede  sichere  Grundlage  für 
die   Rentabilitätsberechnung  fehlt  und  später  die  Kente  von  so 
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vielen  zufälligen  Umständen,  mehr  als  die  vieler  anderen  Actien- 
unternchmungen  und  als  der  Curs  der  Staatsrenten,  welche  für 
Staaatsbahncn  ausgegeben  wurden,  abhängt. 

Daher  die  Eiscnbahnaetien  so  vielfach  mit  die  beliebtesten  Spielpapiere  der 
H<>rse,  mehr  als  die  mit  fester  Konto  versehene«  Obligationen,  die  ein  solider  Staat 
für  Eisenbahnen  ausgab.  An  d.  Berlin,  Börse  z.  B.  vor  iler  Verstaatlichungsära  neben 
österr.  Staatsb.  („Franzosen"),  Sudb.  < Lombarden),  tializ.  u.  a.  m.  v.  inländ.  Pap. 
nauicntl.  Berg.-Märk.,  Bcrl.-(iörl.,  Cöln-Mind..  Oberschles..  Rhein.,  Mainz-Ludwigsh. 
Kir-eubahnactien ,  kein  inland.  Staatspap.  regelmäßig  zu  Präinienschlüssen  u.  Dill.- 
(ios»  h.  verwandt.  Auch  der  dauernde  Besitz  von  Eiscnbahnaetien  führt  bei  dein 
wechselnden  Geschick  einer  Bahn  bald  zu  grossen  Uewinnsteii.  bald  zu  ebenso  grossen 
Verlusten  an  Zins  und  fol.ircweise  au  Kapital,  woraus  grosse,  in  beideu  Fällen  aber 
ungerechtfertigte  Veränderungen  der  Privatvcrmöiren  hervorgehen,  —  eine  volks- 
wirthschaftlich  und  sittlich  bedenkliche  Sache,  die  auch  dem  Staat  nicht  gleichgültig 
sein  kann:  ., ( Jon j  u n  c  t  u  r e n" gewinne  und  Verlust«-.  S.  (»rundlegung  I.  76  II".  — 
Das  bedeutendste  Beisp.  des  Kentabiiitätswcchsels  einer  Bahn  ist  wohl  die  bekannte 
Cosel-Oderburger  (Willielmsbahn),  deren  Dividende  von  4%  llx  auf  1-  i'» 

lfröi  u.  l(l0/„in  P«55  gestiegen,  dann  von  1S50  an  Jahre  lang  Null  war  u.  erst  in 
<len  letzten  Jahren  wieder  zum  Vorscbeiu  kam.  Der  Curs,  lS5t»  noch  '221.  sank  bis 
Ende  1S5T  auf  einiire  40%  ur,tl  war  J.  lang  ungef.  so.  Jener  Umschwung  im  J.  183t*> 
war  die  Folge  der  Erülfuuu»  der  österr.  Concurron/linie  Oderberg-K rakau  ganz  auf 
Österreich.  Gebiet,  während  dieser  Verkehr  bisher  über  die  Wilhclmsbahn  gegangen 
war;  ferner  des  Baues  zweier  unrentabler  Zweigbahnen.  Enormer  Curswechsol  auch 
seit  JS71  bei  manchen  deutschen  Bahnen.  Berl.-Magdeb.,  Magdeb.-Halberst.  u.  a.  in. 

3.  Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  der  Privat- 
bahnen und  die  Sc h uldau f n a h m c  des  Staats  zu  Eisenbahn- 
zwecken sind  ganz  gleichartige  Operationen,  auch  wenn 
die  Staatsbahnen  nicht  ausdrücklich  als  spcciellcs  Pfand  der 
»Staatseisenbahnschulden  bestellt  werden.  In  beiden  Fällen  besteht 
eine  geringere  Abhängigkeit  von  der  Lage  des  Geldmarkts  als  bei 
der  Actienausgabe ,  jedoch  bei  der  Staatsbahn  zu  deren  Vortheil 
für  das  ganze  Haukapital,  bei  der  Privatbahn  bloss  für  den  oft 
kleineren,  mitunter  ganz  fehlenden  Theil  des  Haukapitals,  welcher 
durch  Prioritätsobligationen  gedeckt  wird.  Sonst  ist  derjenige 
von  beiden,  Staat  oder  Privatgesellschaft,  in  HetrefT  der  Kapital- 
beschattung günstiger  gestellt,  der  die  Schulden  vortheilhaftcr,  also 
namentlich  billiger  aufnehmen  kann.  In  dieser  Hinsicht  gilt  Folgendes : 
a)  Die  Möglichkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  zu  begeben, 
und  die  jeweilige  Höhe  des  Kealziusfusses  der  Hahnschulden  (oder 
des  Emissionscurses  bei  einem  bestimmten  Nominalzinsfuss)  hängen 
einmal  von  der  Lage  des  Geldmarkts  ab.  Hier  wird  eine 
Gesellschaft  selten  vor  dem  Staate  im  Vortheil  sein. 

Ist  der  (ieldmarkl  durch  wirthschaftliehe  Verhältnisse  gestört  (Handels-  und 
( 'reditkrisen  ,  staik  passive  Zahlungsbilanz  z.  B.  bei  Misse rnten  u.  dgl.  in.),  so  wird 
der  Zinsfuss  höher  sein,  l'ilr  das  Privatpapier  aber  eher  mehr  als  für  das  Staatspapier 
steigen  (bez.  der  Curs  sinken).  Auch  die  Begebung  einer  Eisenbabnanleihe  wird  dem 
Staate  in  solcher  Zeit  immer  noch  leichter  werden.  Bei  einer  Störung  des  deldmarkts 
durch  politische  Verhältnisse,  namentlich  wenn  diese  den  eignen  Staat  betrellen  — 
also  besonders  im  Kriegsfall  —  wird  dem  Staate  die  Begebung  einer  Eisenbaliiianh  ihc 
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momentan  vielleicht  schwerer  werden  und  nur  zu  ungünstigeren  Bedingungen  gelinget! 
als  einer  Gesellschaft.  Aber  die  Erfahrung  zeigt,  dass  sich  Kursstand  und  Anleihe- 
bedingungen doch  für  die  Obligationen  beider  Schuldner  in  solcher  Zeit  ziemlich 
gleichmässig  verschlechtern,  mitunter  selbst  für  die  Privatpapiere  noch  mehr,  — 
w  egen  der  geringeren  Ausdehnung  ihres  Markts.  Der  Fall  ist  indessen  wenig  praktisch, 
denn  in  Kriegszeiten  werden  nicht  leicht  für  Eisenbahnen  neue  Anleihen  aufgelegt 
werden.  Die  besten  deutschen  Eisenbahnprior,  standen  in  der  Zeit  niedriger  Cursc  iu 
den  letzten  Jahren  vor  dem  französ.  Kriege,  ferner  während  desselben  u  stehen  jetzt 
wieder  bei  dem  hohen  Curestande  nach  dem  Kriege  etwas  ungünstiger  als  die  preus». 
n.  mittelstaatl.  Staatspap.  gleichen  Zinsfusses.  Dabei  ist  der  Cure  der  älteren  Prior, 
durch  die  Tilgung  oft  noch  etwas  erhöht.  Nur  die  erste  Paniquc  im  Juli  1S70  hat 
die  preussisch.  Staatspapicrcurse  etwas  mehr  abj  die  der  Prioritäten  goworfen ,  wobei 
aber  die  letzteren  Curee  z.  Th.  nur  nominell  waren  und  eben  später  die  Ausgleichung 
erfolgte. 

b)  Sonst  kommt  noch  der  regelmässige  Durchschnitts- 
Credit  der  Schuldner  in  Betracht.  Ein  Staat  in  guter 
Finanzlage  erhält  für  Eisenbahnzwecke  zumal  das  Kapital  notorisch 
eher  noch  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Privatbahn  auf  eine 
frühe  Priorität. 

Z.  B.  1877  4%  preuss.  Staatspap.  95— 1)6,  41  20/0  consolid.  Anleihe  101  u. 
darüber,  beste  41As°/0  Prior.  100,  vielfach  9G-9S. 

Ein  Staat  mit  schlechten  Finanzen ,  etwa  mit  starkem 
chronischen  Deficit,  muss  allgemein  zu  viel  höheren  Zinsen  oder 
niedrigeren  Cursen  anleinen,  auch  für  Eisenbahn-  und  ähnlich  pro- 
dnetive  Zwecke.  Aber  dies  beeinflusst  oft  auch  die  Bedingungen, 
den  Zinsfuss  und  Ours,  unter  denen  eine  Eisenbahngesellschaft 
seines  Landes  Credit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zu  Gunsten 
der  Privatbahn  wenigstens  nicht  immer  gross  ist. 

Die  zahlreichen  Östcrr.  Eisenbahnprior,  stehen  sämmtlich  erheblich  schlechter 
nls  die  deutschen,  aber  doch  seit  Jahren  die  besseren  unter  ihnen  (Nordb.,  französ. 
Staatsb.)  höher  als  die  Staatspapiere.  Dies  Verhältniss  ist  jedoch  das  Product  der 
österr.  polit.  u.  Finanzgeschichte  der  letzten  20  Jahre.  In  den  50er  Jahren  noch,  also 
zur  Zeit  der  grossen  Eisenbahnära  nach  1854,  waren  die  Curse  der  Staabpapicre  u. 
der  Priorit.  wenig  verschieden,  z.  B.  im  Dcc.  1S5S  (wo  Silber  fast  kein  Agio  hatte) 
5%ige  Staatspap.  Sä— 8«,  selbst  Nordbahnprior.  5°/0  nur  90—91,  3°/0  Staarsbahn- 
prior.  57°/0  Pap- 

Papiergeldwirthsehaft,  hohe  Coupon>teuern  bedrohen  die  Sicherheit  beider  Arten 
der  Kapitalanlage,  auch  wenn  die  Papiere  auf  Metallwähning  lauten  und  ihnen  Steuer- 
freiheit versprochen  ist.  Kegelmässi«:  können  ferner  nur  gute  Prioritatsobligationen 
von  Privatbahnen  mit  Staatspapieren  erfolgreich  coneurriren.  Bei  einer  späten  un- 
sicheren Priorität  und  bei  schlechten  Bahnen  verschlechtern  sich  die  Anleihcbcdingungen 
oder  der  Staat  muss  die  Zinsen  garantiren.  Wird  diese  Ziusgarantic  muthtnas&licb 
praktisch,  so  wird  sich  für  das  Bahnpapier  auch  kein  besserer  Ours  als  für  das  Staat«  - 
papier  ergeben.  Prioritatsobligationen  stark  verschuldeter  oder  schlechter  Bahnen 
werden  aber  noch  ungünstiger  als  neue  Eisen bahuschuldeii  eines  bereits  mit  solchen 
sehr  belasteten  Staats  zn  begeben  sein.  Denn  «las  ganze  Stiatsbahnweseu  stellt  doch 
eine  Finanzein  heit  dar,  die  guten  wie  die  sehlechten  Abschlüge  trellen  die  ein* 
Staatskasse,  so  dass  die  letzteren  leichter  zu  tragen  sind.  Bei  den  getrennten  Finanzen 
der  Privatbahnen  hängt  Alles  von  deu  speciellen  Ergebnissen  der  einzelnen  Bahn  ab. 
Ausserdem  kommt  dann  noch  die  allgemeine  Garantie  der  Staatskasse  den  Staatsbahueo 
zu  (Jute. 

Bei  der  VorzUirlichkeit  fast  aller  deutscher  Bahnprior,  ist  in  dem  Cursstand-' 
der  verschied.  Emissionen  eiuer  Bahn  u.  selbst  der  Priorit  verschied.  Bahnen  kaum 
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oin  Unterschied  zu  bemerken,  der  auf  verschied.  Creditwurdigkeit  zurückzuführen  wäre. 
Denn  «ler  kleine  öfters  zu  findende  Unterschied  —  etwas  höherer  Ours  d.  Prior, 
früherer  Einiss.  und  der  Prior,  alter  Bahnen  —  erklärt  sich  meist  aus  der  hei  diesen 
schon  weiter  geschrittenen  Tilgung  u.  aus  der  noch  nicht  vollständig  erfolgten  festen 
Classirung  der  jüngeren  Papiere.  Aber  bei  fremden  Bahnen  treten  die  Unter- 
schiede schon  hervor,  z.  B.  Oesterr.  Gali/..  Prior.  (JS77)  1.  Km.  S4— S3,  2.  E.  S2, 
:j.  E-  7'J— SU,  4.  E.  7S— 79. 

So  wird  den  Privatbahnen  nur  selten  ein  Vorzug  vor  den  Staats- 
bahnen in  Betreff  der  Kapitalbeschaffung  einzuräumen  sein.  Nur 
bei  ausserordentlicher  Zerrüttung  der  Staatsfinanzen  kann  ein  solcher 
erheblicher  werden.  Dies  wird  dann  vielleicht  zur  Wahl  des  Privat- 
bahnwesens zwingen,  wie  es  auch  vorgekommen  ist. 

Hauptbcisp. :  Oesterreich  seit  ls55,  auch  Italien.  Dennoch  in  Ungarn 
Staatsbahnbau  wieder  begonnen,  jetzt  auch  in  West- Oesterr.  u.  Ankauf  v.  Privatbahucn 
wieder  in  Italien. 

Darin  zeigt  sich  jedoch  nur  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
schlechten  Finanzlage  und  keinerlei  massgebender  und  zur  Nach- 
ahmung auffordernder  Vorgang  für  die  principiclle  Entscheidung 
der  Frage. 

Wie  im  (iiundc  wieder  Stein  die  Sache  auflasst,  Handb.  d.  Verwaltungsbhre. 
S.  210:  dem  Princip  nach  soll»-  der  Staat  sich  selber  seine  Bahnen  bauen  u.  sie  selbst 
v.  rwalt.  n.  Alb  in  er  könne  <s  nicht,  theils  weil  die  Bahnen  ein  zu  grosses  Kapital 
forderten,  ÜVils  weil  >h-  den  Character  v.  Unternehmungen  hatten,  die  der  Staat  nie 
•jiit  verwalte.  Wahr  zeitweise  iu  Oesterreich,  unwahr  in  vielen  anderen  Ländern. 
Mehrfach  abweichend  von  mein.-r  Auflassung  Sax  II.  140  ff,  149  ff.  Er  meint  u.  A. 
..dii-  Mtossweise  Beschaffung  der  Kapitalien  zu  Bahnbauten  sei  kein  Unglück  für  die 
(lesaiiiuitwirthsehafr*.  Das  ist  sie  vielfach.  Die  (iesammtwirkung  auf  die  Volkswirt- 
schaft ist  so  nachtheilig.  Vermeiden  kann  das  der  Staat  durch  Regelung  der  Cou- 
eebsionen  aber  nicht  genügend,  weil  die.  Krtheilung  der  letzteren  vom  Stand  des  Geld- 
markts abhängt.  Beim  Staatsbahnbau  lässt  sich  diese  „stossweise  Beschaffung"  ver- 
meiden.  was  ich  auch  geireii  Nasse  (Abb.  Verbot,  v.  Prod.krisen,  im  Jahrb.  d.  D. 
Weichs  1^79  S.  107  11.)  festhalte.  S.  Grundier.  2.  A.  S.  473.  Audi  in  d.  Bemerk. 
II,  151  Uber  Agiotage  u.  Curswechsel  kann  ich  Sax  nicht  beistimmen. 

§.273. —  C.  Beschaffenheit  des  Bahnbaus  und  Bau- 
kosten. Hinsichtlich  dieses  und  des  folgenden  Punctes  wird  von 
den  Gegnern  der  Staatsbabnen  noch  häutig  ein  „natürlicher" 
und  „erfahrungsmassiger"  Vorzug  der  Privatbahn  be- 
hauptet, weil  eben  in  solchen  Dingen  „immer"  die  Privatunter- 
nehmung besser  wirtschafte.  Danach  sollen  denn  die  Privat- 
bahnen regelmässig  zweckmässiger  und  wohlfeiler  gebaut 
werden  als  die  Staatsbahnen,  weil  Staatsbeamte  weniger  practisches 
Vcrständniss  der  Vcrkchrsbedlirfnisse,  um  zweckmässig  und  weniger 
oder  gar  kein  eigenes  Interesse  hätten,  um  wohlfeil  zu  bauen. 
Mit  Staatsgcld,  „auf  Regiments  Unkosten"  werde  notorisch  immer 
verschwenderischer  umgegangen. 

Diese  Behauptungen  sind  jedoch  nicht  nur  durch  die  Erfah- 
rung in  keiner  Weise  zu  begründen:  es  lässt  sich  auch  leicht 
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nachweisen,  das»  hier  gar  kein  innerer  „natürlicher" 
Grund  einen  Vorzug  der  Actiengesellschaft  bedingt,  welcher  letzteren 
gerade  in  diesen  Puncten  die  Vorzüge  der  Privatunternehmung  rein 
angedichtet  werden. 

Stroussberg  nimmt  die  Geii.-Entrepri>c  u.  Achnlichcs  in  Schutz  bei  Privat- 
bahnen, wegen  der  Schwerfälligkeit  der  Bauleitung  einer  Actiengesellschaft.  Die 
Actiengesellschaft  steht  aber  auch  der  Staatsverwaltung  hier  nicht  unbedingt  nach. 
Einzelne  Erfahrungstatsachen  lassen  sich  nur  zur  Entscheidung  einer  solchen 
Krage  schwer  verwerthen  und  am  Wenigsten  kann  man  aus  ihnen  eine  allgemein 
gültige  Regel  ableiten.  Bald  ist  eine  Privat-,  bald  eine  Staatsbahn  überlegen,  l^ind 
und  Zeit  entscheiden  hierbei  wesentlich  mit.  Aus  dem  inneren  Wesen  beider 
Verwaltungen  kann  man  aber  jnindestens  ebensoviel,  ja  eigentlich  mehr  Gründe  lur 
den  Vorzug  der  Staatsbahn  wie  der  Privatbahn  ableiten.  Der  gute,  zweckmäßige 
und  wohlfeile  Bau  einer  Eisenbahn  hängt  ollenbar  von  drei  Umstanden  ab:  vom  Können . 
Wollen  und  Müssen  der  den  Bau  leitenden  und  ausführenden  Personen.  In  all«  n 
drei  Beziehungen  möchte  aus  inneren  Gründen  eher  noch  d<  r  Staatsverwaltung  ror 
derjenigen  der  Actiengesellschaft  der  Vorzug  einzuräumen  sein,  wenn  auch  nicht 
immer  unbedingt  in  praxi  und  wenn  auch  bei  der  Staatsverwaltung  mitunter  wieder 
eine  speeifische  bureaukratische  Schwerfälligkeit  vorkommen  kann. 

Wesentlich  beistimmend  Sax  II,  152  II',  nur  mit  einigen  Einwendungen  Regen 
meine  Aeusserungen  in  d.  *i.  Aufl.  Uber  gewisse  Verwaltuugsinivbräuchc.  Gau/  wider- 
legt bin  ich  dadurch  in.  E.  nicht.  In  der  Sache  selbst  glaubte  ich  aber  doch  die 
eingehendere  Beweisführung  hinsichtlich  der  Momente  „Können.  Wollen.  Müssen" 
(vor.  Aufl.  S.  571  —  573)  als  kaum  mehr  nothwendig  hier  jetzt  weglassen  za  können. 

Mitunter  wird  in  der  Kostenfrage  selbst  der  Versuch  gemacht, 
mit  genauen  statistischen  Vergleichen  der  relativen 
Baukosten  (p.  Meile)  für  oder  gegen  das  eine  oder  andere 
System  etwas  zu  beweisen.  Allein  es  ist  klar,  dass  zwei  ver- 
schiedene Bahnen,  selbst  in  sehr  ähnlichen  Terrainverhältnissen, 
niemals  eine  derartige  irgend  genaue  Vergleichnng  gestatten. 
Denn  die  Umstände,  welche  nachweisbar  in  erster  Linie  immer 
die  Kosten  bestimmen,  sind  stets  mehr  oder  weniger  verschieden. 
Ob  Uberhaupt  etwas  und  wieviel  von  dem  Kostenunterschiede 
ausserdem  auf  den  Umstand  der  Verschiedenheit  der  Verwaltnngs- 
systeme  zu  setzen  ist,  lässt  sich  schlechterdings  nicht  crmessen. 

Genau  ein  und  dieselbe,  gleich  ausgestattete  Linie  innsste  zu  derselben  Zeit  von 
einer  Gesellschaft  und  vom  Staate  gebaut  und  dieses  Experiment  so  und  so  oft  wieder- 
holt seiu.  um  Beobaehtungslchler  und  zufällige  Einflösse  zu  eliminiren ,  wenn  ein 
solcher  Vergleich  nur  einigermaßen  statthaft  sein  sollte. 

Jede  eingehendere  Kostenstatistik  von  Eisenbahnen  zeigt,  dass  der  Werth 
des  Grand  und  Bodens,  die  Terraiubescliall'enheit,  wovon  der  Umfang  der  eigentlichen 
Erdarbeiten  (Bewegung  von  Erdmasse)  u.  a.  m.  hauptsächlich  abhängt,  das  Vorkommen 
von  grossen  Einschnitten,  Tunneln,  grossen  Dämmen,  Viaducten,  Brücken,  die  von  der 
Babnfre.|Ueuz  abhängige  Masse  des  Fahrinat«  rials.  selbstverständlich  die  Ein-  oder 
Doppel dewgkcit  der  Bahn  u.  v.  a.  m.  die  grasten  Verschiedenheiten  der  Kosten  be- 
dingen. Ebenso  i>t  die  Zeit  des  Bahnbatis  auch  in  derselben  Geirend  wegen  der  Ver- 
änderung der  Preise  und  Löhne  von  wesentlichem  Einflüsse.  Endlich  i>t  doch  auch 
schon  jetzt  der  ..Bang"  einer  Bahn  im  Transportsystcm  —  ob  Haupt-,  ob  Seeundar- 
bahn  ii.  s.  w.  —  von  Eiufluss  auf  die  Baukosten ,  so  wenig  leider  bisher  gewöhnlich 
bei  Staats-  und  Privatbahnen  diese  verschiedene  naturliche  Rangordnung  einer  Bahn 
für  Anlage,  Bau.  Ausstattung  genügend  berücksichtigt  wurde  iS.  folg.  Abschnitt). 
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Auch  aus  statistischen  Durchschnittszahlen  für  eine  grossere  Anzahl 
o<ler  für  alle  Privat-  und  Staatsbabiicn  eine«  oder  mehrerer  Länder  ist  der  etwaige 
Einfluss  des  Verwaltung>iuoinents  auf  die  Kosten  nicht  zu  ermitteln.  Denn  auch  diese 
Zahlen  werden  ganz  von  obigen  Faktoren  bestimmt. 

Eine  Vergleichung  von  ungefähr  gleichzeitig  gebauten  Bahnen  in  Nachbarschaft 
und  in  ungefähr  gleichen  Terrainverhältnissen  zeiirt,  dass  alsdann  auch  die  Kosten 
sich  nicht  so  verschieden  stellen.  Aber  ob  es  Staats-  oder  Privatbahneu  sind,  i>t 
hierfür  ganz  gleichgültig. 

Die  unmittelbare  Beobachtung  und  Prüfung  kann  im  concreteu  Kalle  gewiss  oft 
theuereti ,  verschwenderischen  oder  einfachen,  sparsamen  Bau  nachweisen  und  /.eigen, 
wie  «lies  hier  mit  dem  Staats-  oder  Privatbahnsystem  zusammenhangt.  Daraus  mag 
mitunter  für  ein  bestimmtes  Land  eine  Folgerung  in  der  Streitfrage  hervorgehen, 
nicht  aber  für  die  principielle  Entscheidung  der  Frage.  Und  sicherlich  wird  sich 
bei  der  nftthigen  zeitlichen  und  räumlichen  Ausdehnung  solcher  directer  Beobachtungen 
wieder  Licht  und  Schatten  bei  beiden  Systemen  gleichmässig  vcrtheilt  linder.. 

Hier  einige  Beispiele  aus  d.  preuss.  Eisenbahnstatistik  für  ISO!»,  die  aus  d. 
früheren  Aufl.  herdbergcnouimen  worden,  da  es  zweckmässig  erscheint,  etwas  ältere 
Daten  zu  vergleichen,  statt  der  neueren,  bei  denen  die  grosse  Umgestaltum:  der  volk>- 
wirthschafllichen  Verhältnisse  von  Einfluss  war.  Die  Daten  au>  den  letzten  Jahren, 
wo  durch  die  grossen  Verstaatlichungen  Alles  verschoben  ist,  cigneu  sich  zum  Ver- 
gleich noch  weniger.  Für  die  System  frage  \<  aus  Daten,  wie  den  folgenden,  wie 
gesagt  nichts  zu  entnehmen,  wohl  aber  geben  dieselben  einen  Einblick  in  die  Bau- 
kosten u.  damit  in  die  finanziell  besonders  wichtige  Seite  des  Ei>enbahnwe>cns.  Des- 
halb habe  ich  diese  Uebersichten  auch  in  dieser  Aufl.  beibehalten.  Kosten  p.  Meile 
in  lÖOOen  Thlrn.  u.  in  Procentcn  der  (lesitnmtkostcn,  wobei  hier  nur  die  llauptposten 
aufgeführt  sind.  Die  amtliche  Statistik  speetheirt  noch  etwas  weiter  (zu  d.  Erdarb, 
wurden  die  Ausg.  fur  Böschungen,  Einfriedigungen.  Wege  Ubergänge,  zu  Bahnhöfen 
u.  Wärtern,  die  Signale,  zum  Aufwand  für  Vcrwalt.  u.  Zinsen  während  der  Bauzeit 
auch  der  für  aus>erord.  Anlagen  u.  Insgemein  gerechnet!.  Die  Statistik  des  Vereins 
1).  Eiscnbahnverwaltuiigen  enthält  ähnliche  Daten  auch  Uber  die  meisten  anderen  D. 
Bahnen.  Die  Daten  beider  Werke  stimmen  übrigens  nicht  immer  ganz  genau  überein. 
Die  in  dem  2.  Werke  befindliche  Rubrik  „Ausgaben  für  Vorarbeiten"  fehlt  in  d. 
preuss.  anitl.  Statistik,  z.  Tb.  belinden  sich  auch  darunter  Zinsen  während  der  Bau- 
zeit. In  Bezug  auf  Berechnung  der  letzteren  besteht  übrigens  am  h  manche  Ver- 
schiedenheit. Bei  den  Staatsbahnen  pflegen  sie  nicht  eingerechnet  zu  werden,  so  dass 
die  Zahlen  fur  di«-«c  insofern  etwas  /.u  niedrig  sind. 
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Die  Kosten  »1er  ><  liiefen  Ebenen,  die  bei  d.  Berg.-Mark.  und  Rhein,  ß.  vorkommen, 
sind  zu  dem  letzten  Titel  (Ausserord.  u.  s.  w.)  gerechnet.  —  Verhältnismässig  die 
gnisste  Gleichheit  des  absol.  and  relat.  Aufwands  besteht  noch  beim  Ober  >•  au 
(Si.'hienen ,  Schwellen,  Drehscheiben  u.  s.  w.),  wo  die  grössere  oder  geringere  Aus- 
dehnung des  zweiten  Gleises,  der  Rahnhofschicnen  u.  s.  w.  die  uu  iste  Verschiedenheit 
bewirken  wird.  Der  stärkste  Unterschied  besteht  in  den  Kosten  des  Betriebs- 
ina terials,  wie  selbst  ähnlich  situirte  Bahnen  wie  die  drei  grossen  westlichen  Linien 
iu  ob.  Uebersicht  (Üöln-Mind. ,  Berg.-Märk.  und  Rhein.)  u.  wie  Berl.-Anh.  u.  Berl.- 
Hamb.  einer-,  Bcrl.-Magdeb.  anderere,  zeigen.  Für  die  Abhängigkeit  der  Kosten  von 
der  Privat-  oder  Staatsverwaltung  wäre  es  nicht  ohne  Interesse,  zu  seheu ,  wie  die 
sog.  Genera!  entreprise  sich  herausstellt.  Aber  auch  hier  ist  der  EinÜuss  der  einzelnen 
obigen  l'actorcn  natürlich  massgebend  u.  beim  Vergleich  weiss  mau  nicht,  wie  die 
Arbeit  qualitativ  ausgefallen  ist.  Tilsit- lu>terburg  mit  446,000,  Berlin -Görlitz  mit 
131,000  Thlr.  p.  Meile  in  Gcneralcutreprise  gebaut  erscheinen  nicht  eben  wohlfeil 
u.  manche  Klagen  verlauten  über  die  Baubeschaü'enheit  der  letzteren.  Die  schleswür'- 
w:heii  Bahnen  kamen  nach  diesem  System  auf  326,000  Thlr.,  fast  genau  dieselbe 
Summe,  wie  für  Altona-Kiel  (329,000  Thlr.),  welche  Linie  von  der  Privatverwaltung, 
allerdings  früher,  gebaut  wurde.  (Vgl.  über  Generalcntreprise  Stroussberg  a.  a.  Ü.. 
natn.  auch  über  die  Mögli.  hk.  seiner  Gewinne  dabei,  wo  sich  allerdings  der  Vonheil 
des  für  si<  h  handelnden  Privatunternehmers  zeigt.  S.  209  iL).  —  Remerkenswcrth 
ist,  das»  die  neuen  Hauten  immer  theurer  und  die  Durchschnittskosten  p.  Meile  iu 
den  grossen  Bahnnctz«  n  immer  höher  ausfallen.  Zum  Theil  hangt  dies  wohl  mit 
Lohn-  und  Preissteigerungen,  auch  des  Rodens,  {%o  bes.  in  neuester  Zeit),  mehr  aber 
gi'wiss  noch  mit  der  starken  Vermehrung  des  Retriebsmaterials  und  mit  den  grosseren 
t<chni>cheu  Schwierigkeiten  der  neuen  Bahnen  zusammen.  Denn  in  der  Gegenwart 
werden  solche  Schwierigkeiten  gerade  wegen  d<  r  Fortschritte  der  Technik  nicht  mehr 
sm  gescheut  wie  früher  u.  deshalb  schwierigere  Linien  unteniommeu,  auch  in  bergigen« 
Terrain  u.  s.  w.  Das  verwi  ndet--  Kapital  p.  Meile  ist  bei  d«n  preuss.  Bahnen  fas.t 
ohne  jede  Unterbrechung  jährlich  gestiegen,  aber  noch  starker  vermehrte  sich  relativ 
der  Guterwagcnpark,  ferner  aui  Ii  die  Locomotivenzahl,  z.  B.  per  Meile 
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Kapital  Locomot.       Personenwagen  Guterwagen. 

Stuck  Stück  Stuck 

1868  540.705  22  3*6  48"7 

1869  552,072  2-4  38  510 
1874          030,660                3  2                   42  69"H 


Die  Zahlen  v.  186$  an  incl.  neue  Provinzen;  daher  die  Veränderung  der  Durehschnitb- 
grössen,  aber  schon  1869  die  alte  Richtung.  In  England  sind  dagegen  die  relativen 
Baukosten  seit  25  Jabren  nur  wenig  gestiegen.  Es  ist  auch  nur  ein  Zufall.  da»s  z.  B. 
in  Preusscn  die  Durchschnitte  für  Staats-  und  Privatbahnen  fast  gleich  sind,  wie 
1860  p.  M.  für  jene  551,070,  für  diese  552,905  Thlr.  oder  wie  1874  $2,857  Thlr. 
p.  Kil.  f.  d.  Staats-,  79,289  Thlr.  f.  d.  Privatbahnen  in  eig.  Yerwalt.  (101,170  Thlr. 
f.  d.  Privatb.  in  StaatsvcrwalC  Innerhalb  der  Staatsbahnen  finden  sich  beim  Ver- 
gleich der  onter  einer  besond.  Verwaltung  stehenden  Linien  Unterschiede  wi<-  4  :  7 
(Ostb.  u.  Saarl»rücker) ;  innerh.  der  Privatb.  wie  1  zu  fast  5  (Rhcin-Nahcb.  u.  Neissc- 
Brieger)  (in  1869).  Vergleicht  man  die  einzelnen  Bahnlinien  nach  diesen  Kosten- 
durchschnitten, so  stehen  in  1869  in  Preussen  die  westlichen  Bahnen  im  Ganzen 
oben,  die  nördlichen  u.  östlichen  unten  in  der  lieihe  der  Meilenkosteu ,  doch  mit 
bemerkenswerten  Ausnahmen,  z.  B.  unter  den  theueren  die  uiederschlcs.-märk.  (Bcrl.- 
Bresl.,  von  einer  Privatges.  gebaut)  u.  d.  Berl.-Magdeb.  Neben  den  schwierigeren 
Terrainverhältnissen,  grösserem  Verkehr,  also  Betriebs material  sind  höhere  Preise  u. 
Löhne  im  Westen  daran  wohl  Schuld.  —  Ucbrigcns  sind  alle  Schlüsse  aus  den  Meilcn- 
kosten  der  einzelnen  Bahnunternehmungcn  mit  Vorsicht  zu  ziehen,  denn  der  zufällige 
Umstand,  ob  eine  Bahn  z.  B.  hier  aufhört  oder  ein  paar  Meilen  weiter  «cht,  bewirkt 
oft,  dass  besonders  kostspielige  (z.  B.  Tunnels,  Brücken  u.  s.  w.)  oder  billige  Strecken 
(z.  B.  in  der  Ebene)  bald  bei  dieser,  bald  bei  jener  Bahn  eingerechnet  werden,  wo- 
durch sich .  vollends  bei  kürzeren  Bahnen ,  die  Durchschnitte  sehr  verändern.  Es  ist 
dies  auch  beim  Vergleich  zwischen  Staats-  und  Privatbahnen  zu  beachten,  namcntl. 
/wischen  grossen  Staatsbahnnetzen  u.  kleineren  Privatlinien.  Die  Durchsclinittskosten 
der  ersteren  sind  mehr  wirkliche  Mittelwerthe,  weil  der  EinUm-s  theurer  und  billiger 
Strecken,  die  meistens  beide  vorkommen,  hier  schon  ausgeglichen  ist.  Dies  zeigt  sich 
z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  kleineren  Kostenuuterschied  der  einzelnen  preuss. 
Staatsbahnen  gegenüber  dem  grösseren  der  einzelnen  Privatbahnen. 

Nach  der  oben  gen.  amtl.  Eiscnb.  Statist,  f.  1880/S1  stellen  sich  die  Kosten  I*. 
alle  deutsche  Bahnen  auf  248,850  M.  p.  Kil..  der  Staatsbahuen  auf  263.023,  der 
Priv. bahnen  unter  Staatsverwalt.  auf  281.503,  unter  Priv.verwalt.  auf  191,279  51., 
woraus  höchstens  das  Eine  folgt,  dass  die  alten  wohlfeilen  gut  fundirteu  u.  hoch 
rentirenden  Priv.bahncn  mit  wegen  ihrer  Theuerheit  bis  dahin  noch  nicht  erworben 
werden  konnten.  Die  Quoten  der  Haupikostentheile  weichen  wenig  bei  den  verschied. 
Kategorieen  ab,  (Staatsb.  —  worunter  freilich  viele  alte  Priv.bahncn  —  u  Priv. bahnen 
in  eigener  Yerwalt.  bez.  (irunderwerb  1 0*55  u.  1140.  Hcrstell.  d.  Bahnkörpers  durch 
Erdarb.  1 5*1  ei  u.  16  00.  Wegeuberg.  u.  Einfricdig.  2*45  u.  2"  13,  Durchlässe,  Brücken 
10  11  u.  7*87,  Tunnels  245  u.  098,  Oberhau  2195  u.  24  71,  Signale.  Bahnhöfe. 
Haltestellen.  Werkst.  14*45  u.  14*82,  Betriebsmittel  u.  And.  22'8^>  u.  22  09"/ü). 

§.  274.  D.  Betrieb,  Betriebskosten. 
1.  Betrieb.    Relativ  ist  auch  hier  Alles. 

Häufig  wird  den  Privatbahnen  vor  den  Staatsbahn-n  nachgerühmt .:  grössere 
Kucksicht  auf  Bedürfnisse  und  Wünsche  des  Publicum*,  coulant.rcr  Betrieb,  mehr 
nach  kaufmännischer  statt  nach  bürokratischer  Art,  besonders  im  Güterverkehr, 
grössere  Höflichkeit,  Gefälligkeit  des  Personals  u.  s.  w.  Mitunter  hört  man  aber  auch 
den  Staatsbahnen  in  Bctrelf  solcher  Puncto  den  Vorzug  geben.  Es  ist  klar,  dass  hieb 
keine  allgemeinen  Urth-  ile  dieser  Art  fällen  lassen  und  das*  sich  weder  aus  dem 
Wocn  der  Sache,  noch  aus  der  Erfahrung  ein  solcher  Vorzug  d<  r  Staats-  od.  r 
Privatbahnen  ergiebt.  Bezeichnend  genug  wechseln  selbst  in  kurzer  Zeit  die  Meinungen 
im  Publicum  in  solchen  Dingen.  Die  Verhältnisse  der  Zeit  und  des  Landes  Hiid 
eben  entscheidend.   Aber  für  die  principielle.  Krage  folgt  aus  solchen  Urtheilen  nichts. 

Eher  lässt  sich  schon  in  Ordnung  und  Pünctlichkeit,  Sicherheit  und  Schnelligkeit 
des  Betriebs.  Unparteilichkeit  und  Unbestechlichkeit  des  Dienstpersonals  im  Staats- 
und Privatbahnsystem  eine  charaeteristischc  Verschiedenheit  nachweisen,  obwohl  auch 
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liier  die  Verhältnisse  in  verschiedenen  Ländern  sich  oft  wesentlich  unterscheiden. 
Die  allgemein  strengere  Ordnung  im  Staatsdienst  giebt  aber  wohl  von  vornherein  eine 
gewisse  Bürgschaft  auch  für  die  Staatsbahnen.  Wenigstens  bei  uns  wird  diese  Er- 
wartung nicht  durch  die  Erfahrung  Lügen  gestraft.  Desshalb  brauchen  gewisse 
Klagen  über  einzelne  Staatsbahnen  nicht  immer  unbegründet  zu  sein.  Aber  dass  z.  lt. 
das  Unheil  über  die  verschiedenen  preuss.  Staatbahnen  ungleich  i>t,  zeigt,  dass  hier 
keine  iio  th  wendige  Inferiorität  des  Staatsbetriebs  gegen  den  Gesellschaftsbetrieb 
vorliegt.  Am  Khein  wurde  vielfach  Klage  geführt  über  die  Staatsverwalt.  der  Berg.- 
Märk.  Bahn  verglichen  mit  der  Privatverwalt.  der  Cöln- Mindencr  u.  namentlich  der 
trell  lich  admiuistrirten  Klteinisclien  Mahn.  Aber  der  preuss.  leidige  „AssessorismuV. 
die  i  inseitig  privat  rechtliche  Ausbildung  der  Staatsbeamten ,  übst  sich  do<  h  auch 
abstellen.  S.  auch  Sax  II,  150  mit  einer  den  Privatbahneu  etwas  gunstigeren  Auf- 
fassung. Seine  Beweisführung  hat  mich  nicht  überzeugt.  Die  Statist.  Daten  S.  159  H. 
beweisen  nichts  Sicheres  in  d.  Frage,  weil  zu  mancherlei  u.  andere  1  actoren  ein- 
wirken. Der  Auslegung  dieser  Daten  u.  dem  Schluss  auf  S.  104,  dass  ..die  Be- 
hauptungen über  die  minder  befriedigenden  Leistungen  der  Privat-  gegenüber  den 
Staatsbahnen  in  Prcnssen  durch  die  Thatsachen  desavouirt  würden",  kann  ich  nicht 
ganz  beistimmen.  Wenn  wirklich  die  Kosten  bes  bei  der  4.  Wagcnclasse  im  Fern- 
verkehr bei  d.  preuss.  Bahnen,  zumal  den  Staatsbahnen  grösser  als  die,  Einnahm*-  sein 
sollten  i20  gegen  15—10  Plenn.  p.  Meile  u.  Pers.?;,  so  läge  darin  nur  wieder  ein 
*Bei>piol,  ähnlich  wie  im  öilentl.  Versieh. wesen ,  dass  maji  bei  ofl.  Anstalten  social- 
jtolitiseh  gunstige  Uchert  ragungen  zwischen  den  verschiedenen  Kosten  (bez.  Gefahr-! 
('lassen  zum  Vortheil  der  unteren  Bevölkerung  machen  kann,  l'eber  die  mancherlei 
Kolonnen  in  Preiissen  seit  d.  Verstaatlichung  s.  u. 

2.  Hinsichtlich  der  Betriebskosten  hört  man  mitunter  die- 
selben Lobspritche  wie  hinsichtlich  der  Baukosten  den  Privatbahnen 
crthcilen,  aber  ebenso  unrichtig.  Es  sind  hier  einzelne  Bahnen 
und  ganze  Bahn  netze  zu  unterscheiden. 

a)  Ein  innerer  Grund,  dass  eine  einzelne  Staatsbahn  als 
solche  theurer,  absolut  und  namentlich  relativ,  nemlich  zu  einem 
höheren  Procent  der  Betrie bs kosten  von  der  Bruttoein- 
nahme verwalte,  besteht  nicht. 

Nach  der  Natur  der  Sache  muss  in  dem  ganzen  Mechanismus  der  Vcrwaltuii:. 
der  Betriebsleitung  und  Betriebsl'uhrung  zwischen  beiden  Arteu  Bahnen  eine  gro>s>« 
Gleichartigkeit  bestehen,  was  auch  that»äehlich  der  Fall  ist.  Der  Staat  mag  hier  und 
da  etwas  schwerfälliger,  bureaukratischer  verwalten,  ein  paar  Beamte  mehr  haben. 
Noth wendig  und  regelmässig  ist  auch  dies  nicht.  Auch  dies  ist  nicht  wohl  aus  dem 
Vergleich  der  statist.  Durchschnittszahlen,  sondern  nur  durch  unmittelbare  Beobachtung 
festzustellen.  Der  Bedarf  an  Beamten  und  niederen  Arbeitskräften  hängt  natürlich 
besonders  voii  der  Grösse  des  Verkehrs,  Anzahl  der  Stationen,  deren  Bedeutung  u.  s.  w. 
ab,  selbst  in  Bot  i  ch"  der  allgemeinen  Centralverwaltung.  In  Preussen  kamcu  IsO'.» 
bei  den  Staatsb.  Beamte  und  Hülfaarbeiter  bei  d.  allgcm.  Vcrwalt.  auf  100.000  Thlr. 
Brnttoeinn.  H'h,  bei  den  unter  Staatsverw.  steh.  Privatbahneu  3*7,  bei  d.  and.  Privat- 
bahnen auch  .'{'7,  oder  p.  Meile  2  5,  3'ß,  2'0,  aber  in  jeder  Gruppe  crhebl.  Verschicd-  n- 
heiten  bei  den  einzelnen  Bahnen.  Die  Directioncu  kosteten  bei  d.  Staatsb.  p.  M.  DU. 
bei  d.  seihst.  Privatb.  '{22  Thlr.  Iuteress.  statist.  Material  für  sonst.  Vergleiche  s. 
Prelis».  Eisenbahnstatistik  für  IM'»»»,  S.  178;  deutsche  dsgl  S.  12S.  Der  etwaig-c 
kleine  Nachtheil  der  Staatsbahnen  gleicht  sich  oft  schon  dadurch  aus.  dass  die  (ichalte 
der  höheren  Beamten  im  Staatsdienst  etwas  niedriger  sind  und  c>  bis  zu  einem  gewissen 
<irade  sein  können.  Die  mancherlei  kleinen  Verschiedenheiten  in  d.  Stellung  der  ein- 
zelnen Beamten  erschweren  genaue  Vergleiche  von  Bahn  zu  Bahn.  Aus  den  Durch- 
schnittszahlen ist  wieder  ?u  wenig  Sichere*  zu  entnehmen.  Bei  d.  obersten  Leitung 
int  l.  Vcrwaltungsrath)  werden  die  Einnahmen  der  Beamten  durch  Tantiemen  öfter* 
wesentlich  erhöht,  z.  B.  bei  manchen  österr.  Privatbahnen,  auch  bei  Berl.-Anh.  n.  a  in. 
Die  höhereu  Stelleu  in  d.  Directionen  d.  preuss.  Staatsb.  waren  um  1>7<»  meist 
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mit  1200 — 2000  Thlr.  dotirt,  ebenso  bei  d.  preuss.  Privatb.  unter  Staatsvcrw.;  )>ei  den 
sächs.  Staatsb.  waren  die  Sät/e  1200  —  2500,  der  würtemb.  OSO  (Hur.)  —  2280, 
der  baier.  015—1714  (ohne  (iencraldircetor),  der  Lad.  OSO  (Rur.)  —  1371—2285 
Thlr.  Dagetren  z.B.  Berl.-Hamb.  2500—0000,  B.-Gr>rlitz  lSOO— 4000,  Berl.-Magdeh. 
800  —  4200,  B-Stettin  500—5000.  Magdeb.-Lcipz.  1000—4500,  Baier.  Osth.  3420, 
Pfalz.  2S57  Ins  4572  Thlr.,  indessen  Thüring. ,  Leipz.-Dresd.  doch  wieder  in  den 
Maassen  der  Staatsbahnen.  In  den  70  er  Jahren  sind  meist  Erhöhungen  der  Gehalt«1 
eingetreten.  So  bezogen  die  Mitglieder  der  obersten  Verwalt.  um  ls74  bei  d.  preus>. 
Staatsbahnen  000—3800  TKlr.,  gewöhnlich  1400-  3100  Thlr.,  bei  d.  sächs.  Staats!». 
1000—3500.  wurt.  1067  —  3000  Thlr.,  bei  Berl.-Hamb.  jetzt  2500—7500,  B.-GOrlitz 
2100  —  5000.  B.-Magd  80<>  — 0000,  B.- Anhalt  2750-8000.  B.-Stettin  1000  —  5500, 
Magdeli. -llalberst.  2000  — SO00,  bei  Magd.-Leipz.  bis  8500  Thlr.:  nach  deutschen 
Staatsbeaintcnverhältuissen  also  z.  Th.  übertriebene  Steigerungen  bei  den  Privatbahn»  n. 

Eine  Verschiedenheit  der  Betriebskosten  wird  sich  daher  aus 
anderen  Ursachen  erklären  müssen.  Einen  Vorzug  hat  aber  sogar 
die  Staatsbahn  öfters  vor  der  Privatbahn  voraus.  Ein  Theil  der 
Betriebskosten,  nemiieh  diejenigen  der  all  gern  einen  und  Centrai- 
verwaltung, stellt  sich  bei  grösserer  Länge  der  Linien  und  absolut 
höherer  Gesamroteinnahme  relativ  günstiger.  Daraus  folgen  natür- 
liche Vorzüge  der  grossen  vor  den  kleinen  Bahnen  und  dcmgeniäss 
öfters  auch  schon  der  einzelnen,  eine  längere  Strecke  verwaltenden 
Staatsbahn  vor  der  Privatbahn,  wenn  auch  der  Einfluss  dieses 
Moments  bei  der  allgemein  geringen  relativen  Höhe  der  Ausgaben 
für  die  allgemeine  Verwaltung  gegenüber  den  sonstigen  Betriebs- 
kosten nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Die  Rechnungen  der  einzelnen  Bahnen  sind  bes.  im  Posten  der  „allgemeinen" 
Ausgaben  nicht  immer  genau  vergleichbar,  weil  demselben  besondere  Zahlungen,  z.  B, 
für  Bahnpacht  (Ilanno?.  B.)  zugerechnet  werden,  auch  die  Vorbuchung  auf  die  ein- 
zelnen Hauptrubriken  verschieden  ist.  Bei  kleinen  selbständig  verwalteten,  vollends  bei 
wenig  fretjuenten  solchen  Privatbahnen  stellt  sich  das  Proceut  der  allgcin.  Ausg.  v.  «I. 
(lesammtausgabe  sehr  hoch,  z.B.  1800  Tils.-Insterb.  20%  (preuss.  Stat,  189  Deutsche 
Stat.i,  überh.  bei  mehreren  Privatb.  Preussens  Uber  10,  meist  0—0%.  Dagegen  bei 
einzelnen  grossen  und  lre«ju.  Privatbahnen  auch  unter  5°/,,,  z.B.  Cöln-Mind.  4  7, 
ebenso  B.-Stctt,  B-Hamb,  nnr  3  7,  bei  d.  älteren  preuss.  Staatsbahnen  5  —  6%  (wo 
aber  Inspection  inbegrill'en;  deutsche  Stat.  giebt  4  05 — 4'3l  an»,  nur  Ostb.  7*8  (5  05), 
Bad.  3-2S,  Baier.  1*78,  Sächs.  4*00,  Wurt  2"49%.  Im  J.  1874  hei  naeh  d.  Vercinsstit. 
auf  d.  allg.  Verw.  bei  d.  deutschen  Staatsbahnen  4  80%  d.  (iesammtausg.  (Baier.  nur 
I  SS),  bei  d.  Privatb.  in  eigen.  Verwalt  5  48  (Tik-Insterb.  17  44,  am  h  bei  anderen 
kleinen  Verwalt  10 — 20%\  Nach  d.  neuen  deutschen  Eis.b.statist  f.  1880  (mit  einigen 
Abweichungen  der  Verbuchung  gegen  früher)  sind  die  Ausgaben  f.  allg.  Verwalt.  bei 
d.  Staatsb.  8*20,  bei  d.  eigensverwalt.  Priv.b.  10  73.  davon  bloss  die  persönl.  Ausg. 
5  70  u.  712%  der  Üesammt-Betricbsausg.  oder  p.  Kil.  d.  Betriebslänge  1180  u.  1271, 
p.  1000  NutzkÜ.  188  u.  258  M. 

Hiervon  abgesehen  hängt  die  Höhe  des  Procents  der  Be- 
triebskosten von  der  Roheinnahme  wieder  von  ganz  anderen 
Factoren  ab:  vor  Allem  die  Grösse,  Art,  Richtung  des  Verkehrs 
selbst,  das  davon  vornehmlich  bedingte  Verhältniss  des  todteu  zum 
nützlichen  Gewicht,  die  Niveauverhältnisse  der  Bahn,  selbst  das 
Klima  der  Gegend,  endlich  die  Höhe  der  Arbeitslöhne,  der  Preise 
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des  Brennstoffs  u.  dgl.  m.  sind  hier  entscheidend.  Aus  diesem 
Kostenprocent  lässt  sich  also  für  die  Staats-  oder  Privatbahn  frage 
nichts  entnehmen. 

Auch  in  diesem  Puncte  sind  die  Berechnungen  nicht  immer  gleichartig,  die 
atntl.  preuss.  u.  die  Statbt.  des  D.  Eisenhahuvcreins  zeigen  Abweichungen  in  den 
Pimenten  der  Bctriebsausg.  von  d.  Betriebseinn.,  so  bei  d.  preuss.  Staatsb.  Ungünstiger 
stellt  sich  das  Proccnt  besonders  bei  weniger  frciju.,  bei  neuen,  bei  kleinen  (wegen 
Hobe  der  allgem.  Kosten  u.  geringerer  Ausnutzung  des  Materials),  bei  älteren  Bahnen, 
denen  neue,  noch  wonig  fret-uente  Strecken  hinzutreten.  Nach  der  preuss.  Eisen- 
bahnstat, für  1869  S.  73  war  das  Procent  bei  d.  Staatsb.  46  7  (Min.  Ostb.  37  *». 
Max.  Bebra -Hanau,  eben  crüllhct,  632%),  vin  d.  bes.  ungünst.  Jahre  1874  nach  d. 
Vereinsstatist.  S.  95  bei  allen  deutsch.  Staatsb.  70*17,  Min.  oldenb.  48*62,  wintern b. 
57  08,  bad.  5833,  baier.  60-25,  sächs.  02  26,  niederschles.  miirk.  mit  üebirgsb.  67  65, 
Ostb.  7632,  Jrankf -Bebra  05*20%),  bei  d.  unter  Staatsvcrw.  steh.  Privatbahnen  426 
(Min.  Oberschics.  Hauptbahn  35  4,  in  1874  44  58  nach  d.  Yercinsstat.) ,  Max.  Khcio- 
Nahe  Bahn,  schwacher  Verkehr  u.  theurer  'f ransportdienst,  61 '7%)  (1»>74  160%), 
bei  den  selbsherwalt.  Privatb.  42  9  <  I ST4  5015),  (Min.  Rheinische  33  9,  ferner 
zwischen  37  und  39  bei  Berl.-Anli.,  B-Magd.,  Cöln-Mind.,  Magd.-Leipz. ,  Max.  die 
neuen,  schwach  fre»ju.  Linien  v.  Vorpommern  81  2,  Hinterpomm.  79  4.  Tils.-Insterb. 
64  3%).  (1874  Rhein.  4611,  B.-Anh.  51  67.  B.-Magd.  5938,  vorpomm.  B.  72*18 
nach  d.  Yercinsstat.)  Eine  Abnahme  des  Procents  dieser  Betriebsausgaben  im  D. 
aller  preus>.  Bahnen  hat  nach  u.  nach  stattgefunden;  lb59  46*6,  1861  4P9,  1865 
10-3,  lsi;s  45  1,  1869  44  0,  die  Steigerung  1S0S  erklärt  sich  aus  der  Einrechn.  der 
Bahnen  der  neuen  Pror.  Dagegen  ist  das  Procent  aller  Ausg.  von  der  Roheinnahme, 
nach  vorübergell.  Abnahmt;,  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben:  1  b44  52,  Min.  Ib51 
46-6.  Max.  18.-.8  501.  neues  Min.  1862  u.  1865  48;9.  1*67  54  4,  1869  52  1%.  — 
Bei  d.  sächs.  Staatsbahnen  war  186!)  d.  Procent  sämmtl.  Ausg.  r.  d.  Bruttoeinn. 
I2"l,  bad.  5105,  würt.  6011  (viel  neue  Routen),  baier.  6308  (incl.  Pachtzahl. V), 
braunschw.  4813.  In  d.  70er  Jahren,  bes.  1872  —  74,  ist  eine  enorme  Steigerung 
d.  Ausgaben  u.  der  Proceutc  ders.  v.  d.  Eiun.  eingetreten.  Die  Quote  d.  Betriebs- 
ausgabe von  d.  Bruttoeinn.  war  bei  d.  preuss.  Bahnen  1871  44  8,  1S72  50*4,  1S73 
54  0,  1S74  57  7,  d.  Steiger,  v.  1S73  auf  1874  bes.  stark  bei  d.  Staatsb.  Später 
wieder  Verbesserungen.  Nach  d.  deutschen  Eisen b.stat.  f.  1*80  %  der  Betrielsatisg. 
v.  d.  Eiunahme  bei  d.  Staatsb.  54*29,  eigens  verwalt.  Priv.b.  55*00,  v.  Staate  verwalt. 
Priv.b.  51*14.  i.D.  bei  allen  53*93%. 

b)  Bei  einem  Vergleich  ganzer  Bahnnetze  kommt  dagegen 
ein  Vorzug  des  Staatsbahnwesens  in  Betracht.  Die  einheitliche, 
selbst  centralistiscbc  Staatsverwaltung  aller  Bahnen  eines  Landes 
ermöglicht  immerhin  eine  nicht  unwichtige  Ersparung  an  Central 
Verwaltungskosten,  an  Abrechnungsarbeit  u.  dgl.  m.  verglichen  mit 
der  Zersplitterung  der  Privatbahnen  in  zahlreiche  kleine  Verwal- 
tungen. 

Viele  unnütze  Koten,  z.  B.  für  Vcrwaltungsräthe  in  ganzen  und  halben  Sinecure- 
pusten,  lassen  sich  da  Inn  ersparen.  Seit  1869  sind  die  früher  getrennten  sächs. 
St;iatsbahrien  unter  eine  Centralverwaltung  gestellt.  Für  Aehnliches  in  Preussen, 
wo  damals  8  Staatsbahnverw.  bestanden,  plädirte  Perrot.  Da  hier  einige  wicht.  Privat- 
bahnen (Obcrschl.  mit  d.  fusion.  Wilhclinsb. .  Berg-Mark.,  Rhein-Nabc-B.)  vom  Staate 
verwaltet  wurden,  wodurch  wenigstens  2  zusammenhängende  Gruppen  bestanden,  eine 
westl.  (Saarbr.,  Khein-Naho.  Nass.«  Main-Wcs.,  Hannov.,  Wcstf. ,  Berg.-Märk.)  und 
eine  östl.  (Ost,  Niederschles.,  OherscbD,  so  hätten  sich  wohl  zwei  Verwaltungen 
bilden  lassen.  Indessen  ist  es  fraglich,  ob  hierbei  nicht  eine  zu  grosse  Centralis, 
entstände.  Weber  u.  A.  nehmen  au.  dass  das  heut,  baier.  Staatsbahnnetz,  incl.  Ost- 
bahnen. 1876  schon  über  3000,  1881  Uber  4200  Kil. ,  das  Maximum  der  ßnhnlänge 
unter  einer  Central  verwalt.  darstellt.    Das  Richtige  ist  wohl,  in  einem  einheitlichen 
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Staatsbahunctz  «las  contralist.  u.  decentralist.  Trincip  zu  verbinden,  wie  es  jetzt 
mit  den  9  preuss.  Staatseisonb.directionen  geschehen  ist.  Den  ries.  Aufwand  f.  d. 
Abrechnungsp'ers.,  zur  Wagcncontrole  u.  s.w.  bei  der  Zersplitt.  d.  Verwalt. 
heben  Weizinann  u.  d.  Verf.  d.  „Tariferhöh,  od.  Keichseisenb.?"  (S.  18)  u.  v.  A.  m. 
b'-rvor. 

3.  Die  Einheitlichkeit  des  Betriebs  bietet  auch 
grosse  ander  weite  Vortheile  fttr  Schnelligkeit,  Pünct- 
lichkeit,  Einfachheit  des  Verkehrs.  Eine  ähnliche  Concen- 
tration  der  Bahnen  unter  einer  Privatverwaltung  ruft  dagegen 
wieder  die  grössten  Bedenken  wegen  des  factischen  Monopols 
hervor. 

Das  „Verbandswesen"  der  Privatbahucn,  wio  z.  B.  das  deutsche,  kann  die  Uebel 
der  Zersplitterunir  der  Verwaltungen  nicht  genügend  beseitigen;  Verwirrung,  Ungleich- 
mässigkeit  der  Tarife,  nachteilige  Concurrenzmacherei,  Uebertreibungen  und  unrichtige 
Regelung  des  Difi'ercntialtarifsystcms  u.  s.  w.  Auch  die  Kegicrungscoutrole  der  Privat- 
l>;thneu  wird  solchen  Uebclständen  nur  wenig  abhelfen  können. 

Der  Hauptpunct  der  Klage  früher  in  Deutschland!  Ucbcr  1500  Tarife  in  Kraft  u. 
immer  weitere  Vermehr,  und  Verwirr.,  so  dass  im  Güterverkehr  Niemand  mehr  aus 
noch  ein  weiss:  die  consequente  Folge  des  Privatbahnsystems,  wenn  man  nicht  in 
„Fusionen"  das  Heil  sucht,  die  in  andrer  Bezieh,  wieder  bedenklich.  Praktischer 
ukoriom.  technischer  Hauptgrund  für  das  deutsche  Kcichseisenbahnproject.  S.  bes.  di<- 
o.  S.  005  gen.  Broschüren,  nam.  „Tarifcrhöh.  od.  Reichsbahnen  ?".  „Zehn  Jahre  preuss. 
dtseber  Kt>enbahnpolit.".  Wcizmann  u.  s.  w„  früher  Perrot's  Schriften. 

Man  hat  das  Heil  in  einem  Staats-Kisenbahnamt  zur  Oberaufsicht  u.  s.  w.  suchen 
wollen.  S.  über  die  wenig  ermuthigenden  englischen  Versuche  Cohn,  engl.  Eisen- 
bahnpolit.  I.  K.  4,  auch  II.  K.  1  u.  [  pas>.  Im  Deutschen  Reiche  drängte  d. 
Uandclsstand  lange  auf  ein  Reichscisenbahnamt  hin.  Im  J.  1S13  erfolgte  die  Er- 
richtung desselben  (s.  „Zehn  Jahre"  u.  s.  w.  S.  37  II*.,  Gesetz  v.  27.  Juni  1873';.  Aber 
den  gehegten  Erwartungen  hat  die  neue  Behörde  in  keiner  Weise  entsprochen,  weil 
sie  zu  machtlos  ist,  ihren  Beschlüssen  Anerkennung  u.  R.  folgung  zu  verschaffeu.  Das 
gilt  auch  heute  noch. 

Gerade  hier  sind  mit  der  Verstaatlichung  von  Priv.bahnen  in  Preusscn  bereits 
manche  Reformen  möglich  geworden.  S.  u.  Sax  wird  diesem  Pnncte  nicht  ganz 
gerecht. 

§.  275.  —  E.  Tarifwesen.  Der  wichtigste  Punct  in  volks- 
wirtschaftlicher Hinsicht  ist  die  Höhe  der  Tarifsätze  (bei  der 
Vergleichung  richtiger  Weise  combinirt  mit  der  Zeitdauer  des 
Transports)  und  die  Einrichtung  des  Tarifwesens.  In  der 
Frage  des  Eisenbahn  System  8  handelt  es  sich  hier  um  die 
grössere  oder  geringere  Neigung  zu  solchen  Tarifermässi- 
gungen, Tarifreformen  und  Einrichtungen  des  gesumm- 
ten Tarifwesens  Uberhaupt,  welche  nicht  schon  durch  das  eigene 
Interesse  der  Eisenbahn  angezeigt  sind.  Hier  kann  man  unmög- 
lich von  einem  natürlichen  Vorzug  der  Privatbahn,  wohl  aber 
mu8s  von  einem  solchen  der  Staatsbahn  gesprochen  werden.  Denn 
diese  ist  wenigstens  nicht  durch  ihr  ganzes  Wesen  genöthigt, 
den  rein  gewerblichen  Standpunct  einzunehmen.  Dass  auch  sie 
dies  oft  thatsächlich  thut,  beweist  nicht  für  das  Gegentheil.  Viel- 
mehr zeigt  dies,  dass  eine  Befürchtung  in  Bezug  auf  Staatsbahnen, 
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dieselben  würden  nemlich  durch  das  Drängen  des  Publicuras 
nach  Tarifermässigungen  leicht  um  die  nothwendige  privatwirth- 
schaftliche  Rente  gebracht,  was  die  Finanzen  übermässig  gefährde, 
mindestens  sehr  t bertrieben,  wenn  nicht  ganz  haltlos  ist. 

Käsonnement  von  Baudot,  das  Bergius  2.  A.  S.  241  heachtensw«  rth  nennt 
Auch  die  Gegner  d.  d.  lieichshahncn  haben  gelegentlich  so  gesprochen.  Indessen 
selbst  (i.  Cohn,  Arch.  f.  Eis  b.wes.  1*53  S.  10,  erwähnt  des  Bedenkens.  Eb.  S.  91  Ü. 
ul»er  d.  neuesten  engl.  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des  Tarifwvscns.  S.  sonst  Sa\ 
II,  175  —  184  mit  mehrfachen  Einwänden  gegen  meine  Beweisführung.  Er  operirt 
Iiier  stets  mit  seiner  rcgulirten  Priv.unternehmung,  worin  schon  die  Abweisung  der 
Meinung  li<gt,  dass  die  blosse  Coneurrenz  genügend  zur  Abstellung  von  Hebeln  sei: 
aber  er  hat  doch  auch  nicht  /eigen  können,  dass  dies.  „Kegulirung"  praktisch  aus- 
reichend eingerichtet  werden  könne. 

Eine  Privatbahn  wird  freiwillig  immer  nur  solche  Tarif- 
reduetionen  vornehmen,  bei  welchen  sie  in  Folge  des  vcrhUitniss- 
mässig  stärker  steigenden  Verkehrs  doch  eine  höhere  Rente  erzielt. 
Uuter  diesen  Satz  herabzugehen,  kann  sie  nur  durch  den 
Staat,  wie  die  Einen  verlangen  und  die  Anhänger  der  „delegirten 
Verwaltung",  wie  Sax,  eben  als  selbstverständlich  beim  System 
der  „rcgulirten  Privatunteruehmung"  voraussetzen,  oder  durch 
die  freie  Coneurrenz,  wie  die  Anderen  erwarten,  gezwungen 
werden.  Beides,  auch  das  Eistere,  Hülfsmittel  von  sehr  zweifel- 
haftem Werthe. 

1.  Oft  und  mit  Recht  pflegt  den  Privatbahnen  ein  Maximal- 
tarif  flir  den  Personen-  und  Güterverkehr  und  die  einzelnen 
Hauptclassen  beider  gesetzt  zu  sein.    Dadurch  wird  eine  Grenze 
llü*  eine  mögliche  monopolistische  Ausbeutung  nach  Oben  zu  ge 
zogen,  mehr  aber  auch  nicht. 

Dies  hat  G.  Cohn  in  s.  Werke  öfters  gezeigt,  vgl.  II,  H2  IT.  u.  überh.  bes.  II. 
Kap.  3  daselbst.  Die  englischen  Maxima  sind  ohnedem  meist  so  hoch,  dass  d.  Bahneb 
im  eigenen  Interesse  darunter  bleiben.  Die  Vorbehalte  mancher  Eisenbahngesetze  and 
Concessiousurkundcn,  dass  bei  einer  gewissen,  sogar  recht  hoch  gegrillenen  Maxitnal- 
rente  eine  Tarifreduction  eintreten  solle,  haben  sich  dagegen  fast  immer  als  werthlos 
erwiesen.  Z.  B.  preuss.  Eisenbahnges.  v.  3.  Nov.  1838,  §.  33:  wenn  der  Reinertrag 
nach  Abzug  der  Ausgaben  u.  des  Beitrags  z.  Hcservefonds'lÖ0',,  des  in  dem  über- 
nehmen angelegten  Kap.  überschreitet,  müssen  die  Fahrpreise  in  dem  Maasse  herab- 
gesetzt werden,  dass  dies  nicht  geschieht.  Diese  Vorschrift  kann  zur  Ausdehnung 
des  Unternehmens  nöthigen,  was  immerhin  eine  gute  Folge  ist,  aber  erreicht  ihren 
eigentl.  Zweck  schwerlich.  Durch  eine  richtige  \ Vrtheilung  des  Anlagekap.  auf  Actien 
und  Prioritäten  bisst  sich  für  die  Actionäre  eine  viel  höhere  Dividende  als 
1()°/u  erlangen,  wie  so  viele  preuss.  Privatbahnen  zeigen,  ohne  dass  eine  Tarifreductior< 
nach  oliiger  Bestimmung  nöthig  wird.  —  Auch  im  österr.  Eisenbahnges.  v.  185-1 
behält  sich  die  Staatsverwaltung  eine  liilligc  Herabsetzung  der  Tarife  vor,  wenn  die 
Kente  des  Anlagekapitals  15°/,,  übersteigt.  Praktisch  sind  die  preuss.,  österr.  und 
ahnliche  gelegentlich  in  d.  engl.  Eisen bahnacts  vorkommende  Bestimmungen  niemals 
geworden.  Vgl.  Cohn  II.  552.  Selbst  solche  Tarifermässigun^en ,  welche  nur  zeit- 
weise dio  Kente  schmälern,  scheuen  Privatbahnen.  Sie  experimentiren  überhaupt 
nicht  gern  in  den  Einrichtungen,  iu  der  Tarifpolitik,  sofern  nur  von  fern  eine  Ver- 
ringerung der  Erträge  droht.  Schwierigkeiten  bei  d.  Einführung  einer  4.  Wagenclass«' 
für  d.  Personenverkehr  in  Preuss en  bei  manchen  Privatbahnen,  z.  B  der  Berlin- 
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Anhalter,  die  erst  sehr  spät  dazu  überging;  ebenso  früher  hei  der  Einführung  von 
Narhtzügen.  Der  Einwand,  dass  hier  eben  die  Selbstkosten  nicht  gedeckt  wurden, 
ist  nicht  durchschlagend.  tS.  o.  S.  GS4.)  Dagegen  kann  eine  Staatsbabu  durch  die 
Gesetzgebung  einfach  zu  einer  anderen  Tarifpolitik  veranlasst  werden,  wenn  das 
(iemeinwohl  es  fordert  Experimente  und  Reformen  in  den  Tarifen  und  in  d<  n 
uesamintcn  Fahrcinrichtungen  sind  besonders  bei  Staatsbahnen  vorgekommen:  Ein- 
fuhrung der  4.  Wagenclasse  bei  allen  alteren  preuss.  Staatsb.,  bald  nach  der  Annexion 
auch  in  Hannover.  Leider  haben  die  Staatsbahnen  der  D.  Mittelstaatcn  dies  nicht 
nachgeahmt.  Baden  hat  sogar  die  4.  CI.  wieder  beseitigt.  Die  Eiuführnng  der  1.  Cl. 
bei  den  Privatb.  erfolgte  in  Preussen  meist  durch  Anregung  oder  Drängen  des  Staats. 
Freiwillig  ist  sie  bisher  in  and.  D.  Landen  von  keiner  Privatb.  vorgeuommen  (ausser 
bei  d.  ehem.  mccklenb.).  In  Oesterreich  sind  es  auch  fast  nur  die  neuen  Bahnen, 
die  4.  Cl.  haben,  nicht  die  grossen  alten  GeSellsch.  (Nord-,  Süd-,  Staats-,  Westb .).  — 
Belgische  Tarifreform  im  Personenverkehr  der  Staatsb.,  1S05,  eiue  prineip.  wicht., 
wenn  auch  verfehlte  Maassregel,  s.  darüber  unten.  —  Tarifreductionen  im  Massen- 
verkehr, z.B.  zur  Zeit  von  Theuerungcn  für  wicht.  Nahrungsmittel  in  Preussen 
zuerst  bei  d.  Staatsb.  (übrigens  eine  Maassregel  von  zweifelhaftem  Werth).  —  In  der 
mit  dem  Tarifwesen  zusammenhängenden  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs oder  der  Annahme  des  soiren.  „natürlichen44  (Wagen räum-)  Tarifsystems  haben 
sich  Staatsbahnverwaltungen  entgegenkommender  gezeigt.  Nass.  Staatsb.,  Elsass  - 
Lothr.  Rcichsb.  Bcrehwilligk.  anderer  Staatsbahnen,  nicht  der  Privatbahnen,  auf 
«inen  bczügl.  in  Hamburg  auf  der  Ycreinsversaminl.  1  SCO  gefassten  Besehluss  ein- 
zusehen, Perrot,  Eisen bahnref.  S.  41.  Vgl.  auch  die  Verhandl.  d  Commiss.  d. 
I).  Handelstags  für  Eisen bahnwes.,  D.  H.  Bl.  1871,  S.  216  (Nr.  20).  Sax  (II,  17b) 
u.  A.  wenden  in  solchen  Füllen  wohl  ein,  jenes  Tarifsystein  habe  sich  zur  allgemeinen 
Anwendung  unbrauchbar  gezeigt  u.  im  Wesen tl.  wieder  aufgegeben  werden  müssen. 
Es  sei  daher  ein  sehr  zweifelhafter  Vorzug  der  Staatsbahnen,  solchen  Tarifexperimenten 
zugänglicher  zu  sein:  mitnichten,  denn  vielfach  ist  eben  nur  im  Wege  des  Experi- 
ments der  richtige  Weg  zu  linden.  Ueber  die  Frage  selbst  s.  u.  Thatsächlich  sind 
endlich  die  Tarife  der  Staatsbahnen  in  den  Ländern  des  gemischten  Systems  allerdings 
nicht  immer  niedriger  als  die  der  Privatbahnen.  Berücksichtigt  man  aber  die  schwächere 
Rente  der  Staats-  gegenüber  den  guten  Privat  bahnen,  so  erscheinen  die  gleichhohch. 
oder  selbst  etwas  höheren  Tarife  vieler  der  letzteren  im  Grunde  wesentlich  hoher. 

Die  Fraire  ist  nicht  so  einfach  zu  entscheiden,  als  es  scheint.  Es  kann  z.B. 
eine  Bahn  niedrigere  Personenturifc  haben,  aber  sie  nöthigt  die  Leute  wegen  ihrer  nur 
1  oder  2  Gassen  führenden  Schnellzuge,  wegen  der  geringen  Zahl  und  der  unbequemen 
Zeit,  des  langsamen  Fahrens  der  Personenzüge,  die  höhere  ('lasse  eines  theureren  Schnell- 
zuges zu  benutzen,  wie  nur  zu  sehr  auf  verschied,  deutschen  u.  vollends  fremden  Staats- 
und Privatbahnen  (bes.  z.B.  in  Baiern)  üblich,  auch  öfters  durch  die  Ergiebigkeit 
der  Bahn  geboten  ist.  (Cohn  theilt  aus  England  Chicanen  d.  Bahnen  in  Betr.  der 
Beförderung  der  sogen.  Parlamcotszüge ,  wenigstens  früher,  mit.)  Bei  den  Durch- 
schnittszahlen der  Rechenschaftsberichte  über  die  Erträge  einer  Person  und  eines 
Centners  Güter  p.  Meile,  die  gleichwohl  zum  Vergleich  noch  die  geeignetsten,  ergiebt 
sich  ferner  z.B.  für  Bahnen  mit  ausgedehnten  Differentialtarifen,  zu  denen  Massen- 
güter Uber  die  Bahn  gingen,  ein  niedrigerer  Satz  der  Frachten,  während  der  interne 
Verkehr  höher  belastet  ist.  Auch  beim  Personenverkehr  begaun  schon  in  der  letzten 
Zeit  der  Privatverwaltung  das  Differentialtarifsyst.  Platz  zu  greifen,  z.B.  für  die  ver- 
schied. Routen  Berlin- Frankfurt,  über  Thüringen  und  über  Kreiensen-Cassel,  für  Berlin- 
erin dsgl.,  Magdeb.  u.  Lehrter-Hannov.  Route,  Berlin-Dresden  über  die  Anhalter  und 
die  directe  Route.  Dadurch  erscheinen  öfter*  die  Tarife  kleiner  u.  mittlerer  Privat- 
bahnen, die  zufällig  innerhalb  einer  Bahngrnppe  von  Coneurrenzrouten  liegen,  zu 
günstig  gerade  im  Vergleich  mit  grossen  Staatsbahngruppen.  Eine  Verschiedenheit 
der  Tarifsätze  ist  endlich  auch  durch  ungleiche  Baukosten  und  ungleiche  Frequenz 
gerechtfertigt:  hohe  Sätze  billiger  Bahnen  mit  grossem  Verke.hr  u.  hoher  Rente  sind 
dann  aber  besonders  übel.  Sie  zeigen  sich  öfters  bei  Privatbahuen.  Zum  Vergleich 
für  unsere  Frage  muss  man  möglichst  ähnliche  nachbarliche  Staats-  u  Privatbahnen 
wählen,  wie  es  in  einer  Zusammenstellung  nach  der  D.  Eisenbahnstatist,  für  lSt>9  in 
d.  vor.  Aufl.  S  583  geschehen  ist,  von  der  hier  nur  das  Resultat  angeführt  wird. 
Beim  Personenverkehr  ist  zu  beachten,  dass  in  Norddeutschi,  allgemein  50  Pfd.  Gepäck 
frei  befördert  wird,  in  Süddeutschland,  theoretisch  richtiger,  nicht,  woneben  die  Gcpäck- 
A.  Wugner,  Finantwueeniehaft.  I.  3.  Aofl.  44 
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tarife  sehr  hoch  sind.  Grosse  Unterschiede  in  den  Tarifsätzen  fanden  sich  nicht. 
Bei  gleichzeitiger  Yerglcichung  der  Tarife,  Baukosten  und  Kenten  fällt  jedoch  das 
Urtheil  fast  durchweg  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  aus:  so  bei  den  preuss.  östl.  Slaats- 
bahnen  verglichen  mit  den  schles.  u.  in  Berlin  mündenden  Privatbahnen;  bei  den 
Sachs.  Staatsb.  gegenüber  Magd.-Leipz.  u.  Leipz.-Dresd.;  ebenso  im  Ganzen  doch  auch 
in  d.  nordwestd.  u.  in  d.  südwestd.  Gruppe,  wo  die  Kenten  der  Staatshalt nen  der  '.'> 
»üdd.  Staaten  durch  starke  Ausdehnung  der  Netze  neuerdings  geschmälert  sind. 

2.  Die  Anhänger  des  Privatbahnsystems  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  „freien 
Concurrenz",  welche  letztere  im  Staatsbahnsystem,  wo  der 
Staat  an  der  Erhaltung  einer  guten  Rente  interessirt  sei,  sich 
niemals  so  geltend  machen  könne.  Die  freie  Concurrenz  wirkt 
aber  thatsäeblich  gerade  im  Eisenbahnwesen,  wie  in  so  vielen 
anderen  Fällen,  nicht  immer  so,  wie  es  eine  einseitige  Theorie 
annimmt. 

S.  d.  Arbeiten  von  U.  Michaelis,  Dorn  und  and.  Mitgliedern  d.  D.  Frei- 
handelsschule, die  Vieles  von  der  Trennung  des  Fahr-  und  Frachtverkehrs  erwarten, 
ein  wenn  Uberhaupt,  so  erst  noch  zu  lösendes  Problem.  Scholz,  d.  preuss.  Eisen- 
bahnen in  Rucks,  auf  d.  Tarif w es.  (1870,  ohne  Jahreszahl).  Andererseits  die  Schritte  u 
von  Perrot  u.  bes.  G.  Cohn,  der  die  Zuversicht  auf  d.  „freie  Conrurrcnz"  u.  die 
Möglichkeit  der  Trennung  v.  Fahr-  u.  Frachtverkehr,  „Concurrenz  auf  der  Linie"  u.  s.  w. 
nach  d.  engl.  Erfahrungen  abweist.  Sax  stimmt  letzterer  Auffassang  völlig  bei 
(II,  113  IU.  121  tl.). 

a)  Eisenbahnen  gemessen  einmal  oft  lange  für  ihre  ganze 
Linie  und  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Bahnnetz  beinahe 
stets  für  einen  grossen  Theil  ihrer  Linie  ein  facti  sehe  8  Mono- 
pol, wodurch  sie  ganz  oder  theilweise  ausserhalb  der  Concurrenz 
anderer  Bahnen  stehen. 

Es  zeigt  sich  di<s  gerade  in  dein  Differentialtarifsystem ,  der  viel  ge- 
rühmten „Frucht  der  Concurrenz  ',  wo  die  Tarife  zwar  für  größere  Entfernungen 
im  Durchgangsverkehr  ermassiirt  werden,  aber  für  kleinere  Entfernungen,  zumal  im 
Uinncnverkebr  der  Bahn,  hoch  bleiben.  (Michaelis  a.  a.  ()..  bes.  Vierteljahrschr.  für 
Volkswirthsch.  1804,  B.  1,  Schäffle,  National.*.,  2.  A.  §.  208.  S.  Perrot,  Eisen- 
bahnref. ,  S.  50,  u.  unten. )  Denn  hier  zwingt  die  Concurrenz  nicht  zu  Er- 
mässigungen, die  sich  sonnt  vielleicht  nicht  rentiren.  Das  Di  Herentialtarifsy  stein  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  als  blosse  Frucht  der  Concurrenz  unter  Bahnen,  welche  ver- 
schiedenen Eigentümern  gehören,  hat  aber  so  viel  Missliches,  weil  es  sich  —  ab- 
gesehen von  Coucurrenzcn  der  Wasserwege  —  durchaus  nur  nach  dein  zufälligen 
Umstände  entwickelt,  ob  mehrere  Bahnen  nicht  allzu  ungleicher  Lüngo  zwischen  zwei 
weiter  von  einander  entfernten  Orten  existireu  und  unter  verschiedenen  Ycrwaliungeu 
stehen.  Bei  einem  allgemeinen  einheitlichen  Staatsbahusystem  würde  der  Differential- 
tarif auch  nicht  ganz  fehlen  müssen,  aber  er  würde  sich  rationell  und  gleichmässig 
nach  einem  festen  Grundsätze  entwickeln.  Der  Tarifsatz  würde  netnlich  auch  hier 
bei  grösserer  Entfernung  relativ  kleiner  und  unter  Umstünden  zwischen  zwei  von  ein- 
ander entfernteren  Puncten  selbst  absolut  kleiner  als  zwischen  zwei  einander  näheren 
sein  können,  sobald  die  Selbstkosten  der  Transportleistung  der  Bahn  sich  im  erstereu 
Fall  niedriger  als  im  zweiten  stellten ,  was  oftmals  vorkommen  kann.  Wenn  z.  B.  auf 
einer  Linie,  die  von  A  über  B  nach  C  fuhrt,  der  Verkehr  von  A  nach  C  meistens 
volle  Wagen  giebt  und  zugleich  volle  Kückfracht,  während  die  Wagen  nach  B  halb- 
leer gehen  müssen  und  keine  Rückfracht  finden,  so  wird  in  der  That  oft  der  Trans- 
port zwischen  A  und  C  relativ  und  mitunter  selbst  absolut  billiger  als  zwischen  A 
und  B  geliefert  werden  können.    So  ungefähr  ist  das  Verhältuiss  zwischen  Binncn- 
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gegenden  mit  starker  Getreide-,  Berg  werksprodu  den-  and  Fabrikatenausfuhr  nach  See- 
plätzen und  letzteren  mit  grosser  Rückfracht  an  Colon  ialwaarcn,  Baumwolle,  n.  and. 
Wollstoffen  nach  jenen  Gegenden.  Dies  ist  das  richtige  Diffcrcntialtarifsystem  und 
auch  gesren  das  heutige  ist  nichts  einzuwenden,  soweit  es  auf  diesem  Principe 
beruht,  wo  es  dann  sehr  wolil  auch  im  Binnenverkehr  einer  etwas  grösseren  Bahn 
anwendbar  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staats-  und  Privatbahnsystem 
wird  daher  darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allge- 
meiner Tarif  und  daneben  ein  noch  massigerer,  aber  rationeller 
und  ökonomisch  richtiger  Differentialtarif,  hier  dagegen  ein 
höherer  allgemeiner  und  daneben  nur  für  einige  Routen  nach  den 
zufälligsten  Concurrenzvcrhältnissen  ein  ermässigter  Differential- 
tarif bestehen  wird. 

b)  Auch  Letzteres  gilt  aber  nur  dann  und  so  lange,  als  es 
den  Concurrenten  nicht  passender  erscheint,  sich  Uber  gleich- 
massige  höhere  Tarife  zu  verständigen,  was  oft  das 
Ende  des  Concurrenzkampfs  ist,  oder  bis  etwa  die  Co  neu  r  reu  z- 
linien  durch  Fusion  in  eine  Hand  kommen.  Hier  wird  dann 
vollends  ein  factisches  Monopol,  mindestens  für  geraume 
Zeit,  geschaffen,  ein  neues  Concurrenzunternehmen  noch  schwerer 
entstehen,  weil  es  mit  einer  noch  mächtigeren  Concurrentin  kämpfen 
müs8te,  und  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

Die  vorhergehenden  Sätze  sind  vornehmlieh  deduetiv  gewonnen,  d.h.  an s  dem 
inneren  Wesen  beider  Bahnarten  abgeleitet.  Sie  finden  aber  durch  die  im  Obigen 
schon  berührten  Erfahrungstatsachen  ans  Geschichte  und  Statistik  des  Eisenbahn- 
wesens ihre  volle,  Bestätigung  und  werden  durrli  die  vorgekommenen  Fälle  «  iner  711 
einseitig  privatwirthschaftlich  oder  fiscalisch  geleiteten  Staatsbahnverwaltung  nie  Ii  t 
widerlegt.  Denn  diese  Verwaltungsart  ist  nicht  notliw.  ndig  gewerbsmässig,  wie 
sie  es  bei  einer  Privatbahn  ist,  und  immerhin  kommen  doch  wenigstens  ihre  finan- 
ziellen Ergebnisse  dem  Gemeinwesen  zu  Gute. 

Es  ist  das  Hauptverdienst  des  Cohn'schon  Wcrk>,  den  unumstösslichen  Er- 
fahning»beweis  aus  den  Thatsachcn  des  engl.  Eisenbahnwesens  für  die  gar  nicht  auf- 
zuhaltende Tendenz  der  Privatbahnen  zum  Abschluß  von  Compiomissc n ,  Kartellen, 
Betriebsverträgen,  zu  mehr  oder  weniger  rollständigen  Fusionen  geliefert  zu  haben, 
s.  z.  B.  B.  I,  Kap.  .")  über  die  „Verschmelzungen".  Stein,  Handb.  d.  Yerw.  I,  2.  A. 
S.  407,  lässt  die  Anhänger  d.  Privatbahnen  hier  durchaus  Gründe  vorbringen,  welche 
gegen  die  Erfahrung  sind.  Sax  giebt  ausdrücklich  oder  implicite  für  die  nicht 
genügend  „regulirte"  Privatbahn  unsero  Einwendungen  zu,  bestreitet  aber  deren 
Berechtigung  bei  seiner  „regulirten  Unternehmung",  wobei  ihm  jedoch  die  Erfahrung 
nicht  allgemein  als  Stütze  dienen  kann. 

§.  27G.  —  F.  Politische,  socialpolitische  und 
ethische  Seite  der  Frage. 

S.  Sax  II,  185  —  191.    Auch  Roscher,  Syst  III,  §.  815. 

Hier  sind  namentlich  folgende  Puncte  erwägenswerth. 

1.  Ein  häufig  zu  hörender  und  nicht  ganz  unrichtiger  Ein- 
wand gegen  Staatseisenbahnen  lautet,  dass  durch  solche  Bahnen, 
welche  nicht  nur  im  Eigen th um,  sondern  in  der  Regel  -- 
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und  mit  Recht  —  auch  in  der  eigenen  Verwaltung  des 
Staat»  stehen,  ein  neues  zahl-  und  einflussreiches  Staats  - 
dienercontingent  und  auch  sonst  noch  eine  neue  grosse 
Staatsclientel  geschaffen  werde.  Selbst  die  Gewerbetreiben- 
den, welche  für  die  Bahn  arbeiten,  die  Befrachter  sogar  geriethen 
leicht  in  eine  gewisse  Abhängigkeit,  die  politisch  bedenklich  sei. 
Es  ist  dies  nicht  ganz  zu  leugnen  und  Spuren  davon  haben  sich 
mitunter  schon  gezeigt.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ruft  auch 
das  Privateisenbahnwesen  ähnliche  Bedenken  wach.  Die  grossen 
Eisenbahncompagnieen  der  Neuzeit,  die  doch  unvermeidlich  sind, 
wenn  man  die  endlose  Zersplitterung  der  Verwaltung  vermeiden 
will,  erlangen  leicht  eine  bedenkliche  Macht,  bilden  förmlich 
Staaten  im  Staate. 

Dies  Vcrhältniss  bat  sich  in  kleinen  Staaten  selbst  unmittelbar  für  den  ganzen 
Staat  gefährlich  (z.B.  in  Luxemburg,  ähnliche  Bedenken  in  Belgien),  und  sogar 
in  grossen  Staaten,  besonders  bei  Gesellschaften  auswärtiger  Kapitalisten  unter  der 
Oberleitung  von  Auslandern  (österr.  Staats-  u.  Südb.,  italien.  Bahnen,  Ruckkauf  d. 
nordital.  Bahnen  von  der  österr.  Südbahngcscllschaft  in  Italien  im  J.  1S76  mit  aus 
dieser  Kucksicht)  misslich  erwiesen.  Auch  entwickelt  sich  hier  ein  Patronage-  und 
Clientelwcsen,  eine  Yerwaltungseoterie,  ein  „Eisrnhahukönigthum",  lauter  Formen  der 
unerfreulichsten  Gcldoligarchie  und  alles  zusammen  Dinge,  welche  bedenklicher  sind 
und  doch  schwerer  Abhülfe  gestatten,  als  jene  politischen  Gefahren  des  Staatseisen- 
bahnwesens  wenigstens  in  dem  constitntionellen  Staate.  Die  grosse  Abhängigkeit  der 
rrivatbahnlieamten ,  selbst  der  höheren ,  von  der  obersten  Verwaltung  hat  mit  Recht, 
unter  dem  Hinweis  auf  die  gesicherte  und  ehrenvolle  Stellung  im  Staatsdienst  schon 
wiederholt  Anlass  zu  Klagen  gegeben,  z.  B.  in  Oesterreich.  Auch  darf  Gewicht  darauf 
gelegt  werden,  dass  der  Staat  als  grosser  Arbeitgeber  für  die  Handarbeiter  dann 
leichter  in  der  Lage  ist.  auf  passende  Reformen  im  Arbeitsrecht  und  auf  Ver- 
besserung der  ökonomischen  Lage  der  unteren  Arbeiterklasse  hinzudrängen, 
sobald  er  seine  bezügliche  Mission  nur  richtig  auffasst.  (G.  §.  176.)  Sax  II, 
meiut.  wesentlich  nur  bei  den  nicht  genügend  regulirten  engl.  Gesellschaften  gelte  da« 
Gesagte  u.  sucht  mich  mit  Hinweis  aaf  Frankreich  zu  widerlegen,  wo  der  Staat  eine 
so  vielfache  Ingerenz  auf  die  Bahnen  übe.  Die  Vorgänge  der  letzten  Jahre  in  Fraukr. 
geben  mir  wohl  Recht,  wenn  man  auch  auf  die  misslichc  Lage  der  französ.  Staats- 
verwaltung in  heut  Zeit  Rucksicht  nimmt.  S.  v.  d.  Lcyen,  Niederlage  d.  Privat- 
bahnen im  französ.  Abgeordn. hause,  Arch.  f.  Eisenb.  1SS2  S.  867  iL  Eb.  S.  387  die 
Aeusserung  v.  Allai n-Targe:  „Wissen  Sie,  was  diese  Macht  der  grossen  Eisenbahnen 
ist?  Sie  ist  die  grösste,  die  es  in  diesem  Augenblicke  in  Frankreich  giebt  nächst  dem 
Staate  u.  nächst  den  Jesuiten."  Roscher  a.a.O.  lässt  —  echt  deutsch  —  schon 
wieder  in  unserem  noch  so  wenig  durch  materielle  Einrichtungen  innig  verbundenen 
Vaterlande  die  Furcht  vor  übermässiger  Zentralisation  u.  Staatsomnipotenz  in  seinen 
Erörterungen  durchblicken. 

2.  In  Kriegen  sind  die  Staatsbahnen  mehr  als  die  Privat- 
bahnen dem  Feinde  preisgegeben.  Practisch  geht  daraus  vornehm- 
lich nur  in  Betreff  des  Fahrmaterials  eine  nicht  zu  leugnende 
Gefahr  hervor,  da  dasselbe  als  Staatseigenthum  im  Falle  einer 
feindlichen  Erbeutung  auch  im  Friedensschluss  nicht  wie  doch 
wohl  meistens  dasjenige  der  Privatbahnen  ohne  Weiteres  wieder 
herausgegeben  werden  wird. 
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Im  österr.  Kriege  v.  1S66  ist  von  Prcussen  keinerlei  ßahninaterial  zurück- 
behalten, das  säehs. ,  worunter  Staatseigentum,  wohl  aus  besond.  Rücksichten  zurück- 
gegeben. Auch  die  französ.  Ost  bahn  erhielt  nach  den  Friedensbcstiminungen  von 
Versailles  u.  Frankfurt  1871  alles  Material  zurück.  Die  elsäss.-lothring.  Linien  dieser 
Bahn  sind  ausdrücklich  ohne  Betriebsmaterial  an  Deutschland  abgetreten  worden.  Hier 
wurden  völkerrechtliche  Abmachungen  wünschenswert!)  und  doch  wohl  kaum  unmöglich 
sein.  Eine  Entschädigung  für  die  Beuutzung  der  Staatsbahnen  durch  den  siegreichen 
Feind  lässt  sich  freilich  wohl  nicht  erlauben.  Aber  auch  diejenige  für  die  Benutzung 
der  Privatbahneu  wird  doch  oft  nur  durch  den  besiegten  heimischen  Staat  gewährt 
werden. 

3.  Bei  der  ungeheueren  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatsbahnsystem  auch  den  Vortheil, 
dass  die  Benutzung  der  Bahnen  für  militärische  Zwecke  sich  doch 
noch  rascher  und  einfacher  wird  einrichten  lassen,  als  wenn  erst 
an  viele  einzelne  Privatverwaltungen  Ordres  ergehen  und  mitunter 
doch  auch  erst  mit  ihnen  Vereinbarungen  getroffen  werden 
mttssen. 

Je  nach  der  geographischen  Lat^e  eines  Landes  und  den  politischen  n  bloss  das 
die  sie  mit  sich  bringt,  kann  dies  ein  wichtiger  Grund  mehr  für  Staatsbahnen  wefueb, 
wie  wohl  in  Deutschland.  Dies  ist  ein  Hauptgrund  vieler  Anhänger  des  Beichseisen- 
bahnprojects,  —  ein  durchschlagender  übrigens  auch  für  mich  nicht.  Die  gute  Erfah- 
rung in  1870  —  71  ist  freilich  nicht  beweisend  genug  für  das  Ausreichen  mit  dem 
bestehenden  Zustande.  Der  Hinweis  der  Gegner  des  gen.  Projects  auf  Art.  47  der 
Beichsverf.  ebensowenig.   S.  übrigens  Sax  Ii,  189. 

4.  Man1  hat  auch  behauptet,  das  Staatsbahnsystem  ge- 
fährde die  politische  Unabhängigkeit  der  Bevölke- 
rung gegenüber  der  Regierung,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort, 
um  eine  Eisenbahn  zu  erlangen,  politisch  gefügig  sein  müssten 
und  würden.  Auch  die  Integrität  der  Staatsbeamten  und  vollends 
der  Volksvertreter  werde  .leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen 
unterliegen,  die  eine  Bahn  wünschten.  Auch  diese  Gefahren  sind 
nicht  ganz  zu  leugnen  und  einzelne  vorgekommene  Fälle  können 
als  Belege  dienen.  Eine  Abhülfe  liegt  in  möglichster  Oeffentlich- 
keit,  in  strenger  parlamentarischer  Controle,  in  genügender  Höhe 
der  Gehalte  u.  s.  w.  Jedenfalls  sind  aber  die  ähnlichen  Ge- 
fahren im  Privatbahnsystem  ungleich  grösser  und  bereits 
öfters  schlimm  hervorgetreten. 

Auch  bei  einer  sehr  liberalen  Gestaltung  des  Eisen  bahnrech  ts  ist  das  Con- 
«  essionssystem  nicht  zu  beseitigen.  Die  Aufstellung  blosser  Normativbedingungen, 
bei  deren.  Erfüllung  das  Hecht,  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen,  einem  Privaten  oder 
einer  Gefellschaft  ohne  Weiteres  gewahrt  werden  müsste,  ist  unthunlich  und  nirgends 
in  der  Praxis  üblich.  Die  Noth wendigkeit  der  Expropriationsbefugniss,  die  manch- 
lachen  Interessen  hinsichtlich  der  Richtung,  Bauart,  Tarife  u.  s.  w.  machen  eine 
specielle  Genehmigung  jeder  einzelnen  Hahnuritcrnehmung  und  Hahn- 
route unumgänglich.  Auch  in  England  hat  mau  davon  nicht  absehen  können, 
i^gl.  das  ganze  Werk  v.  Cohn,  bes.  1$.  I.  Die  engl.  Eisciibahngcsctzgcbung  entwickelte 
sich  historisch  aus  d.  Wetfegesetzgebung )  Unliebsame  Folgen  hiervon  sind  nicht  zu 
verkennen,  mag  die  Ooncension  durch  Regierungsverordnung  oder  durch  Gesetz. 
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durch  ein-  Verw alt  uugsbehörde  oder,  wie  ia  England,  durch  das  Parlament 
ürthcilt  werden.  Die  Beamten  der  entscheidenden  Instanzen,  im  zweiten  Falle  selbst 
die  Abgeordneten  in  den  Parlamenten  werden  dann  nur  zu  leicht  in  die  Interessen 
der  Speculatiou  hineingezogen  und  der  ll»  st«  chung  und  Corraption  iat  Thor  und  Thür 
jrcöirhet.  Dbse  tiefahr  ist  entschieden  grösser  als  boim  Staatsciscubahnwcseu  und  der 
damit  verbundenen  Aufnahme  von  Staatsschulden.  Denn  namentlich  in  Zeiten  lebhafter 
Itörsenspeculation  locken  grosso  (iewinnste  bei  der  Erlangung  einer  Concession.  Solche 
Ijewinuste  werfen  genug  ab  für  „Bestechungspräinien"  und  die  um  eine  Concession 
bich  bcwerbemlen  Speculanten  sind  wahrlich  nicht  immer  die  Leute,  die  vor  solch«  n 
Mitteln  zurückscheuen.  Es  ist  ein  oü'enes  Geheimuiss,  dass  sich  an  das  Eisenbahn- 
i  oneessionsweseu  hie  und  da  eine  schlimme  Corruptiou  angeknüpft  hat.  Auch  iu 
England  ?>eheint  es  nicht  an  Beispielen  zu  fehlen.  S.  Cohn  I,  214.  Die  preuss. 
Untersuchungscommission  hat  die  volle  Integrität  des  preuss.  Beamteuthums  klar  heraus 
nestellt.  Aber  es  ist  schon  der  Verdacht  übel.  S.  ubrigeus  auch  Strou*  sberg'* 
Wirken,  S.  150  II.,  229  H".    Auch  Sax  II,  187. 

5.  Die  besonderen  Bedenken  gegen  die  Staatsbahnen,  weil 
diese  auf  dem  Gebiete  der  V  er wal tu ng  (Tarifwesen,  Einrichtung 
des  Verkehrs  u.  s.  w.)  zu  unabhängig  werden  könnten,  mögen 
nicht  immer  unbegründet  sein.  Aber  einmal  heisst  es  auch  hier: 
in  gros^sbhängigkeit  von  »Staatsbahnverwaltungen,  für  weiche  doch 
wieder  der  Minister  verantwortlich  ist,  und  Uber  welche  sc  immer 
durch  das  Parlament  eine  gewisse  Controle  geübt  werden  kann, 
als  Abhängigkeit  von  Privatverwaltungen,  denen  auch  im  System 
der  „regulirten  Privatunternehmung"  6chwer  beizukommen  ist; 
sodann  lässt  sich  eine  practische  Verwaltuugs controle 
durch  das  neuerdings  in  Deutschland  eingeführte  System  von 
„Landeseiscnbahnräthcn",  mit  berathender,  bez.  entschei- 
dender Stimme  gerade  bei  Staats  bahnen  einrichten. 

6.  In  socialpolitischcr  und  allgemein-volkswirthschaftlichcr  Be- 
ziehung muss  man  endlich  wieder  den  grossen  Vortheil  anerkennen, 
den  die  glcichmlissigcro  Kapitalvcrwcndung  beim  Bahn 
bau,  die  bewusste  Einengung  des  Gebiets  privatwirth- 
schaftlicher,  hier  besonders  leicht  extravaganter 
Spcculation  und  die  Hinübernahme  eines  Grund-  und 
Kapitaleigcnthumobjects,  das  so  leicht  zur  Ausbeutung 
Anderer  gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer 
Staatscontrole  unterzogen  werden  kann,  aus  dem  Privat-  in  das 
öffentliche  Eigenthum  mit  sich  bringt. 

Auch  hier  sind  Sax's  Gegenbemerkungen  II,  1!H)  nicht  ausreichend. 

So  spricht  auch  diese  Seite  der  Frage  mindestens  nicht  gegen 
Staatsbahnen,  eher  entschieden  für  sie. 

Aus  keinem  der  im  Vorhergehenden  vorgeführten  einzelnen 
Beweisgründe  für  und  wider  Staats-  und  Privatbahnen  lässt  sich 
ein  unbedingtes  Princip  für  das  eine  oder  andere  System,  wie 
früher  schon  zugegeben  wurde,  ableiten.    Aber  irgend  durch- 
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schlagende  Gründe  gegen  das  Staatsbahnsystem  haben  sich 
nicht  gefunden,  vielmehr  möchte  eher  noch  das  Gewicht  der  hier 
geprüften  Gründe,  namentlich  diese  in  ihrer  Gesammtheit  ge- 
nommen, zu  Gunsten  dieses  Systems  den  Ausschlag  geben. 
Jedenfalls  lässt  sich  das  Ergebniss  der  früheren  Erörterungen  über 
das  gesammte  Verkehrswesen  aufrecht  erhalten.  Danach  ge- 
bührt dem  Staatsbahnwesen  für  unsere  Länder  in 
der  Gegenwart  der  Vorzug. 

Zu  diesem  Ergebniss  waren  Männer  der  Wissenschaft  wie  R.  Mohl  und  im 
Ganzen  auch  Knies  schon  vor  längeren  Jahren  gelangt.  Solche  Stimmen  kamen  aber, 
gegenüber  den  Vertretern  der  ausschliesslichen  Privattbätigkeit  auch  auf  diesem  Ge- 
biete, nicht  zur  Geltung.    Erst  in  neuerer  Zeit  begann  aueb  bei  den  Praktikern,  in 
den  Regierungskreisen ,  sogar  Grossbritanniens,  der  Schweiz,  selbst  Nordamerikas,  und 
in  dem  Theile  der  öffentlichen  Presse,  welcher  sich  von  den  Einseitigkeiten  der 
Manchesterpartei  losgemacht  hat  u.  nicht  den  blossen  Interessen  der  Börsenspcculation 
dient,  ein  Umschwung  einzutreten.    Dadurch  kommt  die  Ansicht  der  „Theoretiker" 
wieder  zu  Ehren.    Selbst  die  deutsche  lreihandelsschule  zeigt  viele  „Bekehrte",  nur 
dass  man  hier  in  der  alten  Liebe  zur  „freien  Concurrenz"  vorläufig  noch  bloss  das 
Eigenthum  am  Eisen wege  dem  Staate  vindicirt,  nicht  die  Verwaltung,  und  dem 
Phautom  „Concurrcnz  auf  der  Linie"  uachjagt,  die  ganze  Eisenbahn  frage  in  d.  Tarif- 
frage  aufgehen  lässt  u  s.  w.   Ueber  die  Ansichten  in  England  belehrt  uns  G.Cohn 
vortrefflich,  vgl.  bes.  den  Bericht  u.  die  Stimmen  im  Ausschuss  r.  1872,  Cohn  I,  346, 
II,  Kap.  4,  bes.  609.  Wenn  auch  unter  der  Aera  der  schwächlichen  gegenwärtigen 
Staatsmänner  Englands  wenig  Aussicht  zu  baldiger  Verwirklichung  des  Staatsbahn- 
systems daselbst  besteht,      ist  doch  die  Neigung  für  dasselbe  schon  verbreitet  genug 
u.  bei  hervorragenden  Männern.  —  Zu  einem  durchaus  halben  Resultat  gelangt  der 
Bericht  der  preuss.  Untersuchungscommission  v.  1S74  iS.  155).    Er  nennt  den  aus- 
schliesslichen Staatseisenbahnbau  in  der  Gegenwart  unausführbar,  meint  aber  doch, 
dass  „volkswirthsch.  Rücksichten  und  Gründe  auf  die  Vereinigung  aller  Eisenbahnen 
in  den  Händen  des  Staats  als  letztes  Ziel  hinführen."    Nur  zwingende  finan- 
zielle Gründe  hätten  den  Standpunct  verrückt  u.  Bau  u.  Erhaltung  der  Bahnen  dem 
Staate  weggenommen  und  der  Speculation  und  der  Industrie  ubergeben.    Es  müsse 
indessen  in  Zukunft  nicht  mehr  die  Frage  ziusgewinnender  Rentabilität,  sondern 
unabhängig  davon  das  Bedürfnis*  des  öffentl.  Verkehrs  in  den  Vordergrund  treten. 
Der  speculativen  Privatunternehmung  solle  nur  das  Trausport-  und  Befrachtungswesen 
bleiben.    Abgesehen  von  diesem  letzten  Puncte,  wo  ein  vielleicht  unlösbares  Problem 
ohne  Weiteres  fur  richtig  erklärt  wird,  mus>  man  fragen:  wie  denn  die  Finanzlage 
noch  werden  solle,  wenn  diejenige  Preussen-Deutschlands  um  1S73  die  Durchführung 
des  Plans  nicht  erlaubt!    Auch  gegen  das  Reichsbahnproject  sind  die  finan- 
ziellen Gegengründe  (bei  v.  Varnbüler  u.  A.)  die  schwächsten.  Vgl.  die  Bremer 
Debatte.    In  den  letzten  Jahren  hat  die  Staatsbahnidee  in  Deutschland  den  entschie- 
denen Sieg  errungen  u.  im  Ausland  an  Verbreitung  gewonnen.    S  u.  A.  die  Debatte 
im  preuss.  xlbg.hause  am  1U.  Februar  1S83  u.  daselbst  meine,  Rede  über  die  Ver>taat- 
lichung  der  Eisenbahnen  in  Preisen  (auch  selbständig  erschienen  Berl.  1SS.V. 

III.  -  §.  277.  Die  bisherige  thatsächliche  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnwesens.  Sie  war  in  den  verschie- 
denen Cultorstaaten  eine  manchiach  verschiedene.  Wie  schon 
bemerkt  wurde:  nicht  teste  Principien  der  Verkehrs- 
politik im  Allgemeinen,  der  Eisenbahnpolitik  im 
Besonderen  haben  sie  beherrscht,  sondern  zufällige  ge- 
schichtliche   Umstände    im    Leben    der  einzelnen 
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Staaten.  Beachtenswerth  ist  aber  immerhin  für  unsere  Frage 
auch  diese  rein  thatsächlicbe  Entwicklung  schon  vor  der  jüngsten 
Zeit,  in  welcher  man  begonnen  hat,  prineipiell  auf  Staatsbahnen 
hinzulenken,  in  folgenden  Beziehungen. 

1.  Wo  wie  z.  B.  früher  in  Oesterreich  u.  a.  L.  einmal 
das  Staatsbahnsystem  allein  oder  neben  Privatbahnen  Platz  ge- 
griffen hatte,  da  waren  es  meistens  wiederum  nur  fremdartige 
Gründe,  namentlich  die  aus  ganz  anderen  Ursachen  als 
etwa  aus  der  Eisenbahn politik  entstandene  Finanz 
noth  des  Staats,  welche  zur  Veräusserung  der  bereits 
vorhandenen  Staatsbahnen  und  zum  Uebergang  zu  dem 
Privatbahnsystem  führten.  Auch  mit  diesen  Thatsachen  lässt  sich 
also  nicht  erfolgreich  gegen  das  Princip  der  Staatsbahnen  argu 
mentiren.  In  dem  regelmässigen  Vorbehalt  des  Heimfalls  oder 
Rückfalls  der  Bahnen  in  einigen  Ländern  (Oesterreich,  Frankreich) 
an  den  Staat,  in  dem  ähnlichen  Vorbehalt  eines  Wiedereinlösungs- 
rechts  bei  verkauften  Bahnen  (Oesterreich),  findet  sich  das 
Princip  des  Staatsbahnwesens  meist  von  Anfang  an  auch  ge- 
wahrt: nur  vorübergehende,  namentlich  finanzielle  Rücksichten 
zwingen,  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 

Die  sogen.  Veräusserung  von  Staatsbahnen  lär>st  sich  nach  der  Fassung  der 
Verträge  auch  regelmässig  mehr  als  eine  langjährige  Verpachtung,  denn  als  wirk- 
lichen Verkauf  betrachten.  Dieser  Gesirhtspunct  würde  noch  schärfer  hervor- 
treten, wenn  nicht  gerade  mehrfach  nur  diu  Finan/noth  Bestimmungen  in  die 
Verträge  gebracht  hätte,  die  mehr  in  einen  Kauf-  als  in  einen  Pachtcontract  gehören, 
l.  B.  in  Oesterreich. 

Der  principielle  Grund,  welcher  auch  in  Staaten  mit 
wohlgeordnetem  Haushalt  in  neuerer  Zeit  so  oft  zur  Veräusserung 
von  Feldgtitern,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  u.  s.  w.  ge- 
führt hat:  dass  der  Uebergang  dieses  werbenden  Vermögens  aus 
dem  Staats-  in  das  Privateigenthum  und  aus  der  Staatsverwaltung 
in  die  Privatvorwaltung  wünschenswerth  oder  selbst  nothwendig 
im  volks-  und  staatswirthschaftüchen  Interesse  sei,  —  dieser 
Grund  hat  notorisch  bei  den  vorgekommenen  Veräusserungen  von 
Staatsbahnen  nicht  mitgewirkt. 

Er  wurde  höchstens  von  einseitig  doctrinäivn  Theoretikern  und  etwa  von  inter- 
es>irten  Kapitalisten  nnd  ihrer  Pres>e  aufgestellt:  von  den  Theoretikern  auch  nicht 
aus  speciellcn  sachlichen  Gründen,  sondern  selbst  in  richtiger  Couse<|oenz  eines  eben 
durchaus  nicht  absolut  wahren  Dogmas  von  der  Notwendigkeit  möglichster  Ein- 
schränkung der  Staatsthätigkeiten  im  Gebiete  der  Volkswirtschaft.  Dies  z.  B.  der 
Standpunct  von  Berg  ins.  In  der  2.  Hälfte  der  50  er  Jahre,  als  die  Smith'schen 
tbeoret.  Anschauungen  in  dem  preuss.  Abgeordnetenhause  die  Herrschaft  gewonnen, 
war  einmal  eine  Gefahr  einer  solchen  Eisen bahnpoliük  da.  Man  verdankt  diesen  Ein- 
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Austen  (nt-ben  dein  Mitwirken  finanzieller  Momente)  die  unrichtige  Aufhebung  des 
jj.  0  d.  (itjs.  v.  30.  Mai  1853  über  die  Verwendung  der  E^enbahnab^abe  (§.  38  -40 
d.  Eisenbahnges.  v.  3.  Novcmb.  1838)  zum  Ankauf  von  Eis.  nbahDactien  behufs  deren 
Amortisation  durch  das  Gesetz,  v.  21.  Mai  1859,  —  Kejren  d«-n  Wunsch  u.  die  bessere 
Einsicht  der  .Regierung.    S.  „Zehn  Jahr«'4'  S.  1 1. 

2.  Wo  sich,  wie  in  Deutschland,  zufälliger  Weise  ein 
gemischtes  System  von  Staats-  und  Privatbahnen  entwickelt 
hat,   da  neigte  auch  die  thatsilchliche  Entwicklung  gerade  aus 
principiellen  und  aus  der  erfahrungsmässigen  Zweck- 
mässigkeit geschöpften  Gründen  schon  seit  lange  immer  mehr 
dazu   hin:  a)  entweder  die  Privatbahnen  Seitens  des 
Staats    zu   erwerben,    b)  oder  sie  wenigstens  theilweise 
unter  Staatsverwaltung  zu  stellen,  welche  sich  in  solchen 
Fällen   wiederholt  gut  bewährt  hat,  —  sogar  im  Interesse  der 
EigenthUmer   der   Privatbahn,    c)  oder   die  Privatbahnen  zu 
grossen  Bahnunternehmungen  zu  vereinigen,  sei  es 
durch  Vereinigung  des  Eigenthums  mehrerer  Bahnen  in 
einer  Gesellschaft  (Fusion)  (Frankreich,  England,  auch  Deutsch- 
land) oder  durch  Betriebsliberlassungsverträge  u  dgl.  m.,  sei  es 
durch    Uebernahme    der   Verwaltung    kleinerer  Bahnen 
Seitens  einer  llanptgesellschaft,  sei  es  endlich  wenigstens  durch 
Einrichtung  von  grossen  Eisenbahnverbänden  zwischen  den 
getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders  in  Deutschland,  (mit 
manchen  günstigen,  aber  durchaus  nicht  ausreichenden  Erfolgen): 
d.  h.  man  suchte  Eigenthum,  Verwaltung,  Betrieb  mehr  zu  cen- 
tralisiren,   wie   es   die   ökonomisch  -  technisch  -  administrative 
Natur  des  Eisenbahnwesens  fordert,  im  Staatsbahnsystem 
aber  von  vorneherein  erreicht  ist,  und  ohne  die  bei  dem  anderen 
System  dann  nicht  zu  vermeidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsächliche  Entwicklung  der 
Dinge  in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder 
ausschliesslichen  Privatbahnsystems,  immer  mehr  dazu,  —  da  die 
Durchführung  der  Puncte  a,  b  und  c  so  schwierig  ist  und  im 
letzteren  Falle  selbst  durch  die  thatsächlichen  Monopole  grosser 
fusionirter  Privatbahngesellschaften  neue  Uebelstände  entstehen,  — 
die  Abhülfe  in  einer  weitgehenden  Staatscontrole 
der  Privatbahnen  zu  suchen.  (Einrichtung  von  Staats- 
Eisenbahnämtern.)  Diese  Controle  ist  aber  nicht  so  erfolgreich 
und  doch  wieder  in  mancher  anderen  Hinsicht  bedenklicher  und 
schwieriger,  als  das  reine  Staatsbahnsystem. 

Sie  fuhrt,  wenn  si<:  wirklich  wirksam  werden  soll,  zu  einer  rechtlichen  Ent- 
wertung des  Privatcisenbahneigenthums,  welche  im  schlimmen  Sinne  commu- 
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nis tisch  ist.  Dagecren  erscheint  die  Uebernakinc  der  Eisenbahnen  auf  den  Staat 
gegen  genugende  Entschädigung,  selbst  wenn  sie  in  der  Rechtsform  der  Zwangs- 
enteignung  erfolgte,  als  gerechter  und  socialpolitisch  unbedenklicher.  Ist  nach  deT 
Sa x' sehen  Forinulirung  der  Theorie  des  Privatbahnwesens,  als  einer  blossen  Abart 
des  öffentlichen  Eisenbahnwesens  in  Form  der  regulirten  Privatuntcruehinung,  ron  vorn- 
herein eine  entsprechende  Ingerenz  des  Staats  vorbehalten,  so  entfallt  zwar  dieses 
letztgenannte  bedenken.  Aber  die  praktischen  Schwierigkeiten  der  Lösung  des  Problems 
bleiben  dennoch  bestehen  und  sind  noch  nirgends  uberwunden  worden. 

3.  Wo  sich,  wie  in  Grossbritannien  und  Nordamerika, 
das  Privatbahn wesen  am  Reinsten  und  Ausschliesslichsten  ent- 
wickelt hat,  haben  sich  allmälig  so  grosse  Schäden  gezeigt  und 
die  Gesetzgebung  und  Staatscontrole  zu  deren  Abhülfe  so  unzu- 
reichend erwiesen,  dass  selbst  hier  der  Gedanke  an  die  Ueb er- 
nannte des  gesammten  Eisenbahnwesens  auf  den 
Staat  nicht  nur  auftaucht,  sondern  schon  mehr  und  mehr  Ver- 
breitung gewinnt  und  Versuche  zu  seiner  Verwirklichung  be- 
ginnen. 

Eine  unbefangene  Würdigung  dieser  Thatsachen  führt  daher 
eher  zu  einer  Bestätigung,  als  zu  einer  Verwerfung  des  Staate 
bahnsysteras.  Soviel  Werth  darf  man  auf  diese  thatsächliche  Ge- 
staltung der  Dinge  legen,  auch  wenn  zuzugeben  ist,  dass  die  im 
Ganzen  principlose  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens nicht  für  sich  allein  eine  principielle  Entscheidung  der 
Frage  gestattet. 

IV.  —  §.  278.  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik. 
Für  unsere  Staaten,  insbesondere  für  West-  und  Mitteleuropa  und 
im  Wesentlichen  überhaupt  für  die  europäisch-amerieanische  Welt, 
sind  demnach  gegenwärtig  wohl  folgende  eisenbahnpolitische 
Grundsätze  aufzustellen. 

Für  Deutschland  vereinfacht  sich  die  Sache  seit  der  Annahme  des  Staatsbahn- 
systcuis;  für  andere.  Länder,  z.B.  Oesterreich,  erscheinen  diese  Grundsätze  noch 
unmittelbar  anwendbar. 

1.  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  im  Eigenthum 
(und  in  der  Verwaltung)  des  Staats  zu  behalten. 

Nur  besondere  Verhältnisse  einzelner  Linien  können  eine  Ausnahme  von  dieser 
Regel,  aber  auch  dann  lieber  eine  Verpachtung  auf  nicht  zu  lange  Zeit,  keine  V-t- 
ausserung  bedingen,  z.  K.  bei  kleinen  Grenz-  u.  Endstrecken. 

2.  Neue  Eisenbahnen  sind  in  der  Regel  auf  Kosten 
des  Staats  zu  bauen  (und  zu  verwalten).  Namentlich  gilt 
dies  von  solchen  wichtigen  Linien,  welche  eine  Hauptver- 
bindung herstellen  und  das  Bahnnetz  systematisch  erweitern; 
ferner  in  Ländern  des  gemischten  Systems  von  solchen  Linien, 
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welche  die  getrennten  Stücke  der  Staatsbahnen  ver- 
binden. 

Mit  Hecht  wäre  daher  z.B.  zu  wünschen  gewesen,  dass  die  neue  direete  Linie 
Berlin -Hannover  (Berlin- Lehrter  B.  E.  1S71  cröH'uot)  nicht  von  einer  Gesollach.,  der 
Magd.-Halberst.,  sondern  vom  preuss.  Staate  gebaut  worden  wäre,  wodurch  schon 
Jamals  zwischen  deu  westliclicn  u.  östlichen  jueuss.  Staats-  u.  unter  Staatsverwaltung 
steh.  Privatbahnen  die  kürzeste  Verbindung  hergestellt  worden  wäre. 

Um  die  nacht  heil  igen  volkswirtschaftlichen  und  social- 
politischcn  Wirkungen  einer  sehr  ungleich  massigen  Ver- 
wendung von  Nationalkapital  im  Eisenbahnbau  zu  verhüten, 
rauss  der  Staat  einen  umfassenden  Bauplan  für  eine  Keine 
von  Jahren  entwerfen  und  jährlich  cinigermassen  gleiche 
Beträge  Kapital  zur  Verwendung  bringen. 

3.  Der  Uebcrgang  der  vorhandenen  Privatbahnen 
in  das  Staatseigenthum  ist  im  Princip  zu  erstreben. 
Ob  und  wieweit  dies  alsbald  verwirklicht  werden  kauu,  hängt 
von  den  concreten  Verhältnissen,  namentlich  von  der  Finanz- 
lage des  Staats  ab.   Jedenfalls  ist  aber  Folgendes  zu  verlangen: 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Gesetz,  Concessionsurkuude  oder 
Vertrag  zustehenden  Rechte  hinsichtlich  des  Heimfalls 
oder  des  Ankaufs  der  Privatbahnen  unter  im  Voraus 
bestimmten  Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbe- 
halte zu  Gunsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher 
gemehrt  als  gemindert  und  nicht  für  ablösbar  Seitens  der 
Bahnen  erklärt  werden. 

llcinifallsrcchtc  regelmässig  in  der  österr.  (Ges.  v.  1 S54) ,  französ.  Ge- 
setzgeb., nach  DO,  bez.  00  (früher  40)  Jahren;  in  der  «rstcren  so,  dass  das  Koal- 
vermügen  au  den  Staat  kommt,  das  M obil.- Vermögen,  Trausportiuater.  u.s.  w.  der 
Ges.  bleibt.  Achnlich  auch  sonst,  aber  keineswegs  allgemein.  So  kanu  nach  d.  Privil. 
der  österr.  Ferd.-Nordb.  v.  4.  März  1836,  das  nach  50  J.  abläuft,  die  Ges.  dann  mit 
Keal-  u.  Mobiliarvcrin.  frei  schalten,  mit  d.  Staate  od.  Privaten  in  Unterhandl.  treten 
oder  um  Verlängerung  nachsuchen.  Uebcr  diese  Bahn  u.  ihr  weiteres  Schicksal  wird 
daher  gegenwärtig  in  Oesterreich  discutirt.  Heiinfallsreehto  nach  den  besonderen 
Coocc&ionsurkunden  mitunter  auch  bei  deutschen  Bahnen,  so  bei  der  Pfalz.  Lud- 
wigsb.  uach  00  J.  ^ohnc  Transportmittel,  Ges.-Gebäude,  Mobiliarverm.).  Das  preuss. 
Ges.  v.  1838  liat  kein  Heimfallsrocht,  aber  ein  Ankaufsrecht  (s.  u.);  bei  den 
preuss.  Privatbahnen  besteht  daher  als  Kegel  beständiges  Eigcnth.  der  Ge- 
sellsch.  (vgl.  preuss.  Gesetz  v.  1S3S,  §.  42,  Nr.  4.  Ch.  d,  —  abgesehen  vom  Ankanf- 
vorbehalt),  ebenso  Mar  es  auch  bei  der  säe  Iis.  L»ipz.-Dresd.  Privatb.  Doch  kommen 
Ausnahmen  vor.  So  bestand  ein  cigenthuml.  Vcrhältniss  des  preuss.  Staats  zur  Coln- 
Mindener  B.,  wonach  d.  Staat  aus  den  Zinsen  u.  Divid.  des  von  ihm  übernoium. 
Siebentels  der  Actien  u.  aus  denjenigen  der  amortis.  Actieii  die  in  Privathandel 
befindlichen  Actien  amortisirte,  indem  er  den  betretf.  Betrag  Aetieu  jährlich  ausloste 
u.  zur  Ruckzahlung  al  pari  eiurief.  Bei  d.  Erweiterung  jenes  Bahnuuternehmens  (Coln- 
Giessen)  gewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  dieses  Recht  für  15  J.,  von  1»»55  an, 
vertra^sweise  u.  später  entsagte  er  diesem  Rechte  gegen  eine  besond.  Entschädigung 
von  12  Mill.  Thlr.  (wovon  5,704,100  Thlr.  baar,  der  Rest  in  Stammactieu)  für  immer, 
Vertrag  vom  10.  August  1SG5,  wobei  zugleich  Seitens  der  Ges.  auf  die  älteren  Zins- 
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garantien  verachtet  wurde.  Aehnlich  wie  zu  C.-M.  ist  das  Verhältnis«  des  Staats  zur 

Oberschi.  B. 

U  Uckkau  fsrechtc.  Hierhin  gehören  zunächst  die  vorbehaltenen  Rück- 
kaufsrechte bei  veräuss.  Staatsbahnen  vor  Ablauf  der  Heimfallfrist.  So 
behielt  sich  Oesterreich  ein  solches  Hecht  bei  den  1S50  verkauften  lombar<l.  B. 
von  l^S'.l  an,  bei  den  1S5S  abgetretenen  Sudbahnen  von  1VJ5  an  vor,  nach  Mass- 
gabe des  Reinertrags  der  letzteu  7  Jahre,  excl.  die  2  schlechtesten,  u.  unter  Fest- 
setzung eines  Mini  malert  rags  oder  einer  Miuimalablösungsrcnte  von  3\s  %  des  Anlage- 
kapitals. Aehnlichcs  Recht  bei  d.  S t aat sba Ii uges.  nach  30  Jahren  u.  in  anderen 
Fallen  mehr. 

Ferner  Kaufrechte  bei  ursprünglichen  Privatbahnen.  Auch  bei  deutschen 
Privatbahnen  kommen  solche  Vorbehalte  vor.  Die  hess.  Ludwigsbahn  kann  nach 
Ablauf  v.  25  J.  nach  d.  Concessionirung  vom  Staate  gegen  Erstattung  der  An- 
lagekosten,  nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  von  99  Jahren  gegen  Erstattung 
des  Taxwerths  der  Bahn  und  des  Betriebsmaterials:  die  baier.  Ostbahnen  konnten 
vom  Ablauf  der  35 jähr.  Zinsgarantieze.it,  d.h.  v.  1898  ab,  in  der  Weise  vom  Staate 
erworben  werden,  dass  das  Actienkapital  nach  dem  Frankfurter  Börsencurs  der 
letzten  10  Jahre  abgelöst,  im  Minimum  aber  der  Betrag  des  conecss.  Bau-  u. 
Einrichtu ngskapitals  sainmt  dem  Reinertrag  des  Ablösungsjahrs  bezahlt  wird. 

Ganz  allgemein  bestimmt  endlich  der  wichtige,  aber  bisher  nicht  bei  den  „Ver- 
staatlichungen" verwertete  §.  42  des  preuss.  Eisen  bahn  gesetzes  von  lh3b:  dem 
Staate  bleibt  der  Ankauf  des  Eigenthums  der  Bahn  sammt  allem  Zubehör  gegen 
volle  Entschädig,  vorbehalten.  Diese  Erwerbung  kann  auch  zwangsweise 
geschehen  nach  Ablauf  von  30  Jahren  von  der  Transporteröflnung  an  (ob  die  erste 
StreckeueröHuung  hier  für  die  ganz.-  Bahnunteruehmung  entscheidet?  Bei  einigen 
Bahnen  ist  diese  Frist  v.  30  J.  abgelaufen  oder  dem  Ablauf  nahe).  Ankündigung  der 
Erwerbsabsicht  des  Staats  mindestens  1  Jahr  vorher.  Entschädigung:  25 fache s  der 
jährl.  Di\ id.,  die  an  sämmtl.  Actiouarc  im  Durchs« hn.  d.  letzten  5  Jahre  gezahlt 
ist;  Uebergang  der  Schulden  an  den  Staat,  der  sie  nach  den  contractl.  Beding,  zu 
behandeln  hat;  Uebergang  alles  Eigeuthums,  auch  des  luveutars,  Reservefonds,  der 
Activford.  au  den  Staat.  Diese  gesetzl.  Bestimmung  ist  wcrthvoll  u.  könnte  doch  von 
praktischer  Bedeutung  auch  f.  die  Finanzen  werden.  Aber  freilieh  ist  die  Ablösum: 
danach  sehr  theuer.  Die  4°/0ige  Kapitalisirung  der  äjahr.  Divid.  enthält  eine 
starke  Berücksichtigung  v.  lucrum  cessaus  mit.  —  Der  preussische  Staat  hat  schon 
vor  der  jüngsten  Acra  der  Eisenbahnpolitik  bei  Betriebsuberlass.-Vcnrägen  mit  Prirat- 
bahnen  sich  auch  den  Erwerb  des  Eigenthums  in  späteren  Perioden  vorbehalten, 
so  bei  Halle-Sorau-Gubcn,  bei  Berl.-Dresd.  unter  im  Voraus  stipul.  Bedingungen. 

Sonstige  Vorbehalte  zu  Gunsten  des  Staats.  Unter  Vorbehalten  dieser 
Art  werden  hier  nicht  volkswirthschaftspolitische  in  Betr.  der  Tarife  u.s.  w. ,  sondern 
finanzielle  in  Betr.  der  Uebernahiue  von  Leistungen  für  den  Staat,  —  unentgeltlich 
wie  oft  hinsichtlich  der  Beförderung  der  Post  u.  s.  w.  ^preuss.  Ges.  §.  36)  oder  gegen 
mass.  Maximaltarif,  wie  auch  mitunter  bei  der  Post,  für  Militär  u.  s.  w.  (grosse,  di» 
Bahnen  erheblich  mit  belastende  Rechte  des  franz.  Staats  iu  diesen  Puucten)  — , 
ferner  andere  finanzielle  in  Betr.  der  »leichterung  der  Erwerbung  der  Privatlohoen 
durch  den  Staat  verstanden.  Hierhin  gehörten  die  wichtigen  Bestimmungen  der  p reu s*. 
Gesetzgeb.  über  Eiseubahnabgabeu  u.  über  deren  Verwendung.  §.  3S  de*  Ges. 
v.  1S3S  behielt  die  Einfügung  einer  besond.  Abgabe  v.  d.  Bahnen  vor,  wogegen  dir 
Gescllsch.  v.  d.  Gewerbstcucr  frei  blieben.  Nach  §.  39  sollte  der  Ertrag  dieser  Abgabe 
z.  Entschädig,  der  Staatskasse  für  die  ihr  durch  d.  Bahnen  entzogenen  Einnahmen 
(wohl  an  Post-  u.  Chausseegeld  gedacht)  u.  zur  Amortis.  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Kapitals  dienen.  Art  der  Verwendung  blieb  vorbehalten. 
Nach  vollendeter  Amortis.  sollte  das  Unternehmen  so  eingerichtet  werden,  dass  der 
Ertrag  des  Bahugelds  die  Kosten  der  Unterhalt,  d.  Bahn  u.  der  Verwalt. 
nicht  Ubersteige  (§.40):  also  Anwendung  des  Gehuhrenp riueips  schon  damals 
in  Aussicht  genommen.  Die  durch  tiesetz  v.  30.  Mai  1S53  eingericht  progress. 
Eisenbahuabgabe  (s.  §.  4)  sollte  dann  zur  Amortis.  der  in  d.  Eisenbahnunternehmen 
angel.  Actienkapitalien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ihrem  Ertrag  u.  uuter  Zuwachs 
der  Zinsen  u.  Divid.  der  erworb.  Papiere  Stammactie n  frei  angekauft  wünbu. 
Durch  dieses  Gesetz,  welches  kein  Recht  schädigte,  ■—  die  Höhe  der  Abgabe  ist  keine 
priueip.  Frage,  —  war  also  der  allmälige  Uebergang  der  Privat  bahnen  in's 
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Eigentham  des  Staats  vorbereitet.  Späterhin  hätte  diese  Anlaufs  weise  durch 
Ourssteigen  bei  vermind.  Acticnzahl  u.  stärkerer  Amortis.  theuer  werden  können. 
Allein  durch  Ges.  v.  21.  Mai  185»  ist  leider  diese  Amortis.  beseitigt  u.  sogar 
§.  3»  n.  40  des  Gesetzes  v.  1838  aufgehoben  worden.  Eine  Massregel  von  schon 
damals  mindestens  zweifelhaftem  volkswirthschaftspolit.  u.  tinanz.  Werth.  Seitdem  u. 
auch  nach  d.  neuen  Eiscnbnhnsteuerges.  v.  16.  März  1807  fliesst  der  Eitra.?  der  Eisen- 
bahnabgabe in  die  Staatskasse  zu  allgemeinen  Staatsau sirabcn.  S.  ,,H»  J.  preuss. 
1).  Eisen bahnpolitik".  S.  12. 

b)  Es  ist  ferner  statthaft,  dass  in  geeigneten  Fällen,  wenn 
eine  Privatgesellschaft  selbst  die  Abtretung  ihrer  Linien  nnter 
billigen  Bedingungen  an  den  Staat  wünscht,  die  Erwerbung 
erfolge. 

Mehrfache  Talle  in  Preussen,  Sachsen.  Langjähr.  Wuusch  der  Actiouäre  der 
Rhein- Nahe  -Bahn,  der  aber  erst  in  der  jüngsten  Zeit  realisirt  ist.  Bei  der  neuesten 
Verstaatlichungspolitik  in  Baiern,  Sachsen,  Preussen  rief  man  seit  ns  des  Staats  durch 
günstige  Angebote  solche  Bereitwilligkeit  hervor. 

c)  An  Stelle  der  Fusionirung  von  Privatbahnen,  namentlich 
der  Verschmelzung  von  kleinen  mit  grossen  Unternehmungen,  soll 
möglichst,  wenn  es  die  geographische  Lage  der  Linie,  ihr  bereits 
bestehender  oder  leicht  herzustellender  Zusammenhang  mit  anderen 
Staatsbahnen  irgend  erlaubt,  die  Fusionirung  solcher  Privat- 
bahnen mit  Staatsbahnen  treten. 

So  sollte  nach  Beschlüssen  v.  Herbst  1871  die  Taunusb.  mit  d.  hess.  Ludwigs- 
bahn fusionirt  werden.  Die  Vereinigung  der  ersteren  —  Wiesbaden-Frankfurt  —  mit 
der  nass.  u.  der  Main-Weser-Staatsb.,  die  sie  verbindet,  lag  wabrlieh  näher  u.  erfolgte 
auch  naeh  spät.  Vertrage  d.  preuss.  Regierung  mit  d.  hess.  Ludwigsb.  Aehnlich  1S70 
die  Einverleibung  der  Halle-Cass.  ler  Privatbahn  in  die  im  Bau  befindliche  Staatsbahn 
Berlin-Wetzlar. 

d)  Solange  der  Uebergang  in  das  Eigenthum  (bez.  bleibende 
Betriebsüberlassung  und  Uebernahme  auf  Rechnung  des  Staats 
gegen  Gewährung  fester  Rente  an  die  Actionare)  nicht  zu  erzielen 
ist,  sollten  wenigstens  die  wichtigsten  Privatbahnlinien, 
welche  leicht  factische  Monopole  erlangen,  ferner  solche  Privat- 
neben bahnen,  welche  in  Staatsbahnen  münden,  in  die  Verwal- 
tung des  Staats  übergehen. 

Die  Uebernahme  der  Verwaltung  von  Privatbahnen  durch  den  Staat  beruhte  in 
Preussen  auf  keinem  so  bestimmten  Princip,  als  den  beiden  im  Text  genannten, 
obgleich  finanz.  Gesichtspuncte  mit  massgebend  waren.  Bei  d.  Oberschi.  B.  hatte 
sich  der  Staat  die  Uebernahme  des  Betriebs  für  den  Fall  vorbehalten,  dass  er  aus  der 
/inss:arantie  ein  bestimmtes  Mass  von  Zahlungen  leisten  mUsse.  Die  Berg.-Märk. 
Bahn  ging  in  Zeit  schlechter  Finanzlage  1850  auf  10  J.,  1853  auf  beständig  in  Staats- 
verwaltung über,  die  Cosel-Od  erb.  B.  nach  der  Katastrophe  v.  1*50  i.  J.  1S57. 
Die  Rhein-Nahe-B.  stand  von  Anf.  an  unter  Staatsverwaltung.  Die  Halle-Sor. -Gubener 
Bahn  wurde  1870,  die  Berl.-Dresd.  B.  1877  in  Staatsverwalt.  übernommen,  als  Be- 
dingung zu  gewährender  Finanz -Hilfe.  In  Baiern  u.  Baden  die  Sclbstvcrwaltungs- 
körpern  u.  kl.  Gesellschaften  gehörenden  Localbahnen  in  Staatsbetrieb.  In  Oester- 
reich Uebernahme  in  Staatsverwaltung  auch  namentlich  aus  finanz.  Gründen,  bei 
hohen  Staatsgarantie-  Züsch usseji  (Rudolfsbahn). 
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4.  Wird  gleichwohl  die  Concession  zu  neuen  Privat- 
bahnen noch  ertheilt,  sei  es  an  alte  Gesellschaften  zur  Erweite 
rung  ihres  Netzes  oder  an  neue  Unternehmungen,  so  bat  sich  der 
Staat  möglichst  weitgehende  und  unzweideutige  Rechte 
hinsichtlich  des  Heimfalls  und  des  Ankaufs  der  Bahn 
vor  der  Heimfallsfrist  vorzubehalten,  etwa  eine  regel- 
mässige und  nicht  zu  langsame  Amortisation  des  Kapitals  (d.  b. 
der  Actien  neben  den  Prioritätsschulden)  einzurichten,  und  auch 
hier,  erforderlichen  Falls  (Nr.  3  ad  c),  die  Verwaltung  selbst  zu 
Ubernehmen. 

5.  Bei  der  Erwerbung  wie  bei  der  blossen  Verwal tun gs - 
Übernahme  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  sind  wohl- 
erworbene Privatrechte  sorgfältig  zu  schonen,  mögen 
sie  auf  dem  allgemeinen  Privatrecht  oder  auf  besonderem  Gesetz 
oder  Privileg  beruhen.  Eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
zu  Gunsten  des  Staats  ist  aber  gleichwohl  möglich  und 
statthaft : 

a)  Einmal  selbstverständlich  auf  dem  Wege  freier  Verein- 
barung. 

Letztere  wird  im  Ganzen  am  Wünschenswerthesten  und  oft  auch  bei  Privatbahnen 
in  schlechter  Finanzlasre  und  ohne  Aussicht  auf  eino  bessere  Zukunft  unter  nicht  zu 
lästigen  finanziellen  Bedingungen,  bei  gut  rentirenden  und  zukunftsreichen  Bahnen 
wenigstens  unter  Anlegung  eines  angemessenen  Kauf-  oder  Paehtprciscs  —  oder  der 
Gewissheit  guter  Staatsverwaltung,  falls  nur  dieso  an  Stelle  der  Privatvcrwaltang 
tritt  —  möglich  sein. 

Beispiele  der  Erwerb ungschlcchtsituirter  Bahnen.  Die  Xicderscbles-. 
Mark.  B.  ging-  im  Winter  1S51  —  02  Vortragsweise  gegen  eino  feste  Actienrento  von 
4w/0  Zins  u.  regelmiiss.  A mortis,  an  den  Staat  über.  Curs  der  Actien  1850  meist 
c.  83,  Auf.  1  Sö  1  dsgl.,  Ende  1^51  c.  937„;  nach  Genehmigung  des  Vertrags  durch 
die  Hegierung  07 — 98%.  —  Die  Sächs.-Baier.  B.  ging  1846  an  d.  sachs.  Staat  über 
•regen  4"/o  Actienzinsen  für  8  Jahre  (1847—54)  u.  gegen  Austausch  mit  3 °/w  Staats- 
papieren alsdann.  Curs  um  die  Zeit  des  Vertragsabschlusses  76—83,  nach  demselbea 
ii.  J.  1847)  M  —  90.  Einigt-  der  jüngsten  Erwerbungen  des  Staats  in  Preusscu  (die 
bankerotten,  noch  unvollend.  Bahnen:  Berl.  Xordb.,  Pomm.  Centralb. ,  Rhein -Nahe-, 
Berl.-Görl.  B.  u.a.m.).  Sachsen  (kleinere  Privatbahnen  in  balbbankerottem  Zustande* 
sind  dem  Staate  billig  gekommen  (1S70,  1*77  u.  seitdem  mehrfach).  —  Der  Vertrag 
zwischen  dem  K.  Italien  u.  der  Osferr.  Sud  bahn  1 870  ist  angesichts  der  preeären 
Finanzlage  der  Gesellschaft  relativ  günstig  für  den  Staat  ausgefallen.  Seine»  Detail- 
punete  lassen  sieh  hier  nicht  in  Kürze  angeben  u.  sind  ohne  Eingehen  auf  die  ver- 
wickelte Lage  der  Gesellsch.  nicht  verständlich. 

Beispiele  der  Erwerbung  gut  situirter  Bahnen.  Die  Wicn-Gloggnitzer 
Bahn  erwarb  der  österr.  Staat  1853  in  der  Weise,  dass  der  Ges.  die  B.  Wien- Raab 
verblieb  u.  er  für  jede  der  13,210  Actien  zu  500  fl.  675  fl.  C.-M.  in  5%  Staats- 
oblig.  gab.  Ours  Auf.  1853  155-  160°/«,  nach  dem  Vertragsabschluss  170°/o  u.  mehr, 
nach  der  Umgestaltung  noch  92— 93°/0.  Die  baier.  Ostbahnen  gingen  durch  Vertr.  t. 
1.  Marz  1S75  u.  Ges.  v.  15.  April  1875  an  den  Baier.  Staat  über.  Sie  hatten  1874 
nur  4Vij%  Di\id.  geben  können.  Der  Staat  zahlte  für  eine  Actie  von  200  fl.  d. 
1.  Emiss.  »20,  der  2.  Emiss.  410  M.,  wovon  je.  -100  M.  in  4°/„  baier.  Staatspapieren, 
den  Rest  baar.  —  Die  Leipz.-Dresd.  Bahn  ging  zu  dem  relativ  hohen  Preise  von 
1000  M.  in  3°^  igen  -achs.  Staatsrenten  für  die  Actie  von  190  Tblr.  im  J.  1876 
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an  den  Staat  über.  Zu  diesem  Preise  (am  so  höher,  als  der  Staat  die  eben  ein- 
irestUrzte  Kiesaer  Elbbrücke  erst  wieder  auf  s.  ine  Kosten  zu  bauen  hatte)  truir  die 
polit.  Situation  bei  (Consolidirung  des  sächs.  Staatsbahnnetzes  gegenüber  der  Keichs- 
eiscnbahncontrole  und  dem  Reichseiscnbahnprojcet).  Uebor  die  neuesten  preuss.  Er- 
werbungen s.  unten. 

Die  Aussicht  guter  Verwaltung  wirkte  z.  R.  wohl  für  die  Uelx  riassung  der  Berir.- 
M&rk.  Bahn  an  die  Staatsverw.  mit. 

Indessen  gewährt  der  Weg  der  freien  Vereinbarung  keine 
genügende  Sicherheit,  die  Bahnen  überhaupt  oder  sie  zu  ange- 
messenen Preisen  zu  erwerben.  Es  bedarf  daher  noch  der  Aner- 
kennung des  Princips: 

b)  dass  Privatbahnen  auch  zwangsweise  im  Wege  des 
Expropriationsverfahrens  oder  eines  nach  dessen  Analogie 
auszubildenden  Rechts  Verfahrens  gegen  volleEntschädigung 
der  EigenthUmer  in  das  Eigenthum  (und  analog  in  die  Verwaltung) 
des  Staats  tibergehen  können. 

Dieses  Princip  wird  den  Rechten  der  Privatbahnen  gegenüber  nicht  nur  wie  im 
Kalle  mancher  anderer  Privatrechte,  besonders  des  Grundeigenthümers,  sanetionirt 
durch  das  Überwiegende  öffentliche  Interesse,  sondern  bei  den  Bahnen  noch 
speciell  durch  den  Umstand,  dass  sie  selbst  bloss  der  Gewährung  des  Expro- 
priationsrechts ihre  Entstehung  verdanken.  Erörtert  wurde  dieser  Punet 
1893  mit  in  Oesterreich  bei  Gelegenheit  von  pariain.  Eisenbahndebatten  u.  „Peage- 
Verträgcn". 

Dieses  Verfahren  ist  bei  alten  wie  bei  neuen  Bahnen,  mag  es 
vorbehalten  sein  oder  nicht,  statthaft.  Es  verlangt  nur  folgende 
Beschränkungen  in  seiner  Anwendung,  damit  keine 
Rechte  und  selbst  keine  berechtigten  Interessen  der 
BahneigenthUmer  verletzt  werden  und  das  Privatkapital,  wenn  es 
einmal  noch  zur  Anlegung  in  Privatbahnen  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  sich  nicht  zurückschrecken  lasse: 

«)  Die  zwangsweise  Eigenthums-  oder  Verwaltnngsllber- 
nahme  von  Privatbahnen  ist  vor  demjenigen  Zeitpuncte  absolut 
unstatthaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ausdrücklich  im  Gesetz 
oder  in  der  Concessionsurkunde  (Privileg)  ausgeschlossen  ist. 
Ebenso  müssen  etwaige  früher  festgesetzte  Bedingungen  für 
die  Anwendung  des  Expropriationsverfahrens  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  sind  aber  andererseits  nur  die  notwen- 
digen Beschränkungen  der  Rechte  des  Staats  vorzunehmen,  damit 
die  Geltendmachung  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer  mög- 
lich sei. 

Die  Fristen,  nach  deren  Ablauf  der  Staat  das  Eigenthum  erwerben  kann,  sind 
in  den  bestehenden  Gesetzen  u.  Verträgen  doch  sehr  lange;  25,  30,  35  Jahre  in 
Deutschland  u.  Oesterreich,  oder  gar  50.  00,  i>0,  nach  Ablauf  der  Conccss.-Zeit. 
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ß)  Das  Zwangsverfahren  gegen  eine  Privatbahn  ist  erst 
von  einem  ^eitpunete  an  zulässig,  in  welchem  die  Betriebd- 
ergebnisse der  Bahn  ein  einigermassen  sicheres  Urtheil 
Uber  die  finanzielle  Lage  des  Unternehmens  gestatten. 

Namentlich  muss  für  unrentable  Bahnen  eine  Minimalfrist  bezeichne 
werden,  vor  welcher  sie  nicht  /.wangsweise  an  den  Staat  übergehen  dürfen,  um  <lk 
Actionärc  möglichst  vor  Kapitalverlusten  zu  sichern ;  z.  B.  eine  Frist  von  20  Jahrea 
bei  Bahnen,  welche  in  einer  bestimmten  Reihe  (z.B.  5 — 10)  der  letzt  verflossenen  auf- 
einander folgenden  Jahre  ihren  Actionären  eine  gewisse  Minimalrentc  (z.B.  4%) 
Actienkapitals  nicht  liefern  konnten.  Bei  rentablen  Bahnen  kann  diese  Frist  olm? 
Gefährdung  des  Kapitals  der  Actionäre  verkürzt  werden,  z.B.  auf  10—15  Jahre,  wcdh 
in  den  letztverflossenen  z.  B.  ö  Jahren  die  Dividende  der  Actionare  einen  gewisse 
Satz  (etwa  5—6%)  überschritten  hat. 

y)  Die  Entschädigung  der  Actionäre  hat  nach  dem 
vollen  Werthe  des  Eigenthumsrechts  zu  erfolgen,  und 
zwar  nach  dem  Taxwerthe  —  so  namentlich  bei  Bahnen, 
welche  ihren  Actionären  gar  keine  Dividende  zahlen  konnten  — 
oder,  wenn  dies  für  die  Actionäre  günstiger  ist,  auf  der  Basis 
der  Kapitalisirung  der  von  den  Actionären  binnen  einer 
bestimmten  Reihe  (z.  B.  5)  der  letztverflossenen  Jahre  be 
zogenen  Rente  nach  einem  für  die  Actionäre  günstigen,  also 
vielleicht  etwas  niedrigeren  als  dem  üblichen  Zinsfusse  für  gute 
Sicherheit;  ferner  eventuell  noch  weiter,  namentlich  bei  der 
Uebernahme  nach  dem  Taxwerthe,  aber  selbst  auch  in  dem 
zweiten  Falle,  unter  Zuschlag  eines  bestimmten  Procents  (z.  B.  1") 
zu  dem  sich  nach  dieser  Rechnung  ergebenden  Kapitalbetrag. 

Eino  Ablösung  nach  dem  zukünftigen  Börsencurs,  wie  z.B.  bei  d.  btkr 
Ostbahnen  stipulirt  war,  scheint  mir  unzulässig.  Denn  hier  wird  dem  BahneiKenthufli 
nur  durch  die  Aussicht  des  Ueb«rgangs  der  Bahn  an  den  Staat  an 
künstlich  hoher  Werth  gegeben.  Ausserdem  wüxdo  es  dann  nicht  so  schwer  *?ie. 
durch  Speculationcn  den  Curs  in  die  Höhe  zu  treiben.  Drgl.  zeigte  sich  seit  1S76 
schon,  als  mehrfach  von  Erwerbsabsichten  der  preuss.  Kegierung  die  Bede  war. 

Die  Abfindung  der  Actionäre  muss  in  Baarem  oder  nnr 
mit  ihrer  Einwilligung  in  Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Schulden  der  Bahn  (Prioritätsobligationen)  werden 
unter  verbleibender  Verpfändung  der  Bahn  zu  Staats 
schulden  und  müssen  genau  nach  den  Anleihecon 
tracten  verzinst  und  getilgt  werden.  Auch  hinsichtlich 
der  Con version,  etwaiger  Zinsreduction  u.  dgl.  m.  tritt  der 
Staat  ganz  in  das  Rechtsverhältniss  der  Gesellschaft  als  Schuld 
nerin  ein. 

So  schon  die  besteh.  Bestimmung  im  preuss.  Eiscnbahnges.  §.42  u. am.  n 
jetzt  regelmässig  bei  allen  neueren  Priv.bahn-  Erwerbungen  in  Preusscn  u.  anderen 
deutschen  Staaten. 
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5.  Neben  dem  Staate  selbst  können  auch  die  anderen 
„räumlichen"  Zwangsgemein  wirtschaften"  oder  die 
Selbst  Verwaltungskörper,  Provinzen,  Kreise  und  Ge- 
meinden das  Recht  erhalten,  auf  ihre  Rechnung'  Eisen- 
bahnen zu  bauen,  wobei  jedoch  der  Betrieb  öfters  passend 
von  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  und  nach  den  Grund- 
sätzen für  letztere  (auch  in  der  Tarifpolitik)  geführt  wird. 

Auf  diese  Weise  wird  die  Einheitlichkeit  des  Eisenbahnwesens  g.wahrt,  während 
Hahnen,  die  vielleicht  d<r  Staat  noch  nicht  ausführen  wurde,  doch  bereits  gebaut 
werden.  Die  Anlage  von  Eisen  bahnen  durch  die  Selbstverwaltungskörper  wird  nament- 
lich in  AnknQpfung  an  eine  richtige  Unterscheidung  der  Eisenbahnen  nach 
ihrem  technischen  und  Ökonomischen  „Rang"  (s.  fohr.  Absch.),  in  Zukunftimmer 
wichtiger  werden,  indem  jene  Körper  gewisse  Hahnen  von  „untergeordneter  Bedeutung", 
Secundär-  und  Localbahncn,  mit  Normalspur  und  eventuell  mit  Schmalspur, 
Dampf  bahnen  und  daneben  Pferdebahnen  übernehmen.  Auf  diese  Art  wird  das 
Princip  der  Selbstverwaltung  auch  bei  diesem  modernsten  Verkehrsmittel. richtig 
angewendet.  Je  nach  der  Bedeutung  und  Art  der  betreffenden  Bahnen,  kann  dann 
der  Betrieb  zwischen  dem  Staat  und  diesen  Körpern  getheilt  werden. 

In  Preussen  sollen  die  den  Provinzen  zugewies.  Chaussee -Dotationen  auch  mit 
für  den  Bau  von  Secundärbahnen  verwendet  werden  dürfen.  Hier  liegt  die  Ein- 
fuhrung einer  rieht.  Selbstverwalt.  im  Verkehrswesen  vor.  nicht  in  Stein's  Ideen 
(Handb.  d.  Vcrw.,  2.  A„  S.  406). 

§.  27'.*.  Uebersicht  über  den  Stund  des  Eisenbahnwesens  und  die 
Entwicklung  des  Staats-  und  Privatbahnsystems. 

Vgl.  bes.  Stürmer,  Gesch.  d.  Eisenbahnen  (f.  die  Welt  II,  3,  f.  Deutschi.  II, 
t;  11.),  Neu  mann  a.  a.  <).,  Ooth.  Jahrb.  (Jahrg.  ISS3  S.  1041 1,  Ergänz.  H.  XII  d. 
preuss.  Statist,  mit  d.  dazu  gehür.  Atlas  v.  Kuhn  u.  überh.  die  oben  S.  663  gen.  bist, 
statistische  Literatur.  Aeltere  Daten,  für  1871  meU>t,  in  d.  6.  A.  v.  Kau  §.  239,  Note  k. 
In  den  neueren  Statistiken  sind  gewöhnlich  die  Berechnungen  auf  die  neuen  Maassc. 
Währungen  und  MUnzfusse  gestellt.  Die  „Intensität"  des  Eisenbahnnetzes  pflegt  durch 
«ine  Veiyleichung  der  Länjfe  der  Linien  mit  d.  Flächen-  u.  Bevölkern ngsgrösse  zur 
Anschauung  gebracht  zu  werden.  Enbrel  hat  (nach  Stürmer  II,  2)  eine  „mittlere 
Proportionale"  aus  d.  Quadratwurzel  aus  dem  Productc  der  Kilometerzahl,  weh  he  auf 
1  geoirr.  Quadratineile  und  auf  10,000  Einw.  kommt,  gebildet,  um  eine  „Eisenbann- 
ausstattungszitfer"  zu  berechnen,  —  doch  sehr  willkürlich,  als  ob  sich  1  Quadratmeile 
und  10,000  Einw.  entsprächen.  —  Verschied,  graph.  Darstellungen  in  d.  gen.  deutschen 
Eisenb.atlas.  Wh;  bei  allen  solchen  Vergleichen  erscheinen  ausserdem  auch  hierbei 
kleine  dicht  bevölk.  Staaten  (z.  B.  Belgien,  Schweiz)  in  bes.  günstigem  Lichte,  während 
in  manchen  Provinzen  grosser  Staaten  die  Verhältnisse  vielleicht  ebenso  sind,  was 
aber  in  der  Durchschnittszahl  für  den  grossen  Staat  verschwindet.  Es  war  Anf.  1876 
(nach  Sturmer.  ganz  unbedeut.  Abweichungen  im  G ü t lt.  Jahrb.),  u.  Anf.  1882  (uacb 
(ioth.  J.b). 


Ualuicu 
im  (ianzon 
in  üotriob 

Kil.  tu. 

Auf  lüu 
ir.  Qu.  M. 
Mahnen 
Kil.  m. 

Auf  1  Mill. 
Bwwohner 
Bahnen 
Kil.  »i. 

1».  KiL 
lonü  Mark 
um  1*7  t  7'- 

Kähnen 
i.  Betrieb 

lSS- 

Anf 

lU.'KM 

Wu.Kil.m 
Kil. 

Eu  ropa. 

(1876) 

Belgien  .... 

3,517 

657 

67ü  i^tAftt«»».)  440 

4,182 

1419 

Gr.-Britann.  .    .  . 

26,870 

469 

786 

461 

2^,257 

929 

1.80.» 

294 

478 

223 

1,976 

59  8 

Deutschland  .    .  . 

27,980 

285 

676 

251 

34,727 

642 

Schweiz  .... 

2,066 

275 

774 

272 

2,635 

636 

Frankreich    .    .  . 

21,587 

225 

59H 

369 

27,419 

519 

Dänemark     .    .  . 

1,260 

181 

672 

100 

1,576 

411 

<  toterreich  -  Ungarn 

17,368 

153 

473 

262 

18,903 

302 

7,704 
5,796 

143 

287 

219 

8.713 

294 

Spanien  .... 

64 

356 

296 

6,199 

124 

A    Nagncr.  Kitiaiizwi^nwlmn.    I.  ».  Aufl.  J,*, 
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70f»      3.  R.  «ml.  Kinn.    2.  K.  Privnterwerb.    5.11.  A.  Eisenbahnen.  §.  279. 


Kuropa. 
Portugal  .    .  . 
Rumänien     .  . 
Schweden     .  . 
Türkei     .    .  . 
Kussland  .  . 
Norwegen 
tiriechenland 
Havarien  .    .  . 
Kinnland  .    .  . 
Summa  Europa  . 

Ausser  Europa: 


Bafaiion 
im  ( huizen 
in  Betrieb 

Kil.  m. 

0870) 
14033 
1.233 
4,138 
1,537 
18.488 
555 
12 


Auf  100 
g.  Qu.  M. 

Bahanit 
Kil.  Min. 

Iii 

5« 

5»; 

23 
19 
96 
13 


Auf  1  Mill. 
ItawohntM 
Bahnen 
Kil.  Mm. 

235 
273 
953 
183 
251 
399 
8 


P.  KiL 
1000  Mark- 
um  1874  75 


Bahnen 
i.  Brtri.* 
1**2 


172 
270 
73 

19« 
75 


112,944  — 

Kil.  in.     KU.  m. 
1876  1882 

Verein.  Staaten  119.352  150,74« 

(3091  p.  1  Mill.  Mensch.) 

Brit.  Nordam   «.719      II, «S4 

(1850  p.  1  Mill.  Mensch.* 

Uebr.  America   7.481 

(ianz  America   133,552 


Australien  .  . 
Asien  .  .  .  . 
Africa .  .  .  . 
Zus.  au ss.  Europa 
Welt    .    .    .  . 


1.073 
1.475 
6.177 
1,432 
22,653 
1.524 
12 
224 
873 
171,990 
Kil.  m. 
1876 
3.079 
1 2,302 
2.372 
151.305 
294,249 


Auf 

10.OWJ 
lJu.Kil.i4.  . 
Kil. 

im; 

1  13 
137 
54 
45 
47 
l-> 
35 
23 
176 
Kil  in. 
1882 
7>59 
17.20?, 
4.78* 
20*v30<» 
380,29t; 


16,026 
178,456 

Hei  Niederlande  1S7«  mit.  J8S2  ohne  Luxem«.  \letztrcs  hier  300 Kil.).  Die  Daten  in  d. 
Cd.  f.  1nS2  bei  Spanien  f.  1878,  bei  Schweiz  f.  1SS0.  bei  Ramin.  u.  Norwesr.  f.  I8s3. 

Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  der  Erde  nach  St  Urin  er  in  Kil.  in.  zu  End*- 
d.  J.  vf-  IST«  abweichend  im  (ioth.  Jahrb..  sonst  imist  irleich  i: 


1830 
1810 


1S50 
1860 


332 
8591 
Davon 

1860 
1S70 
1876  u. 
I  nterscheidung  von 


1870  211.859 
1S75  295,783 
America 
52,235 
96.39S 


lss-2  380.29« 


Hahnen 


.. untergeordneter 


Bc 


3S.022 
106,886 
Europa 
51,544 
103,774 
82  s.  o. 

Die  l  nterscheidung  von  Vollbahneu  u. 
deufunp"  ist  übrigens  in  diesen  Statistiken  ni<  ht  gleichmiissig  tremacht.   Die  zweite 
Kateir.  ist  oft  unvollständig  anirejrehen. 

Für  den  Uinfanjr  des  heut.  D.  Reichs  ersrebm 
befmdl.  Hahnen  in  Kilom.  immer  Ende  d.  .1.: 

8.272 
11,644 
14.658 
19,638 

und  Privat  bah  neu 


folgend»-  Daten  f.  d.  in  Betri.  b 


6 
581 
2,315 
6,054 
h  ä  1 1  n  i  s  s 


1855 
1860 
1865 
187t» 

der  Staats- 


1875 
1880 
1882 


27.934 
33,695 
34,962 


zn  einander  hat  in 


1835 
1S40 
1845 
1850 
Das  Ve 

-  ini-j.  n  Staaten  früher  mehrfach  gewechselt,  indem  Staatsbahnen  au  H  «Seilschaften 
verkauft  ibez.  auf  lange  Jahre  zur  Ausbeutung  oder  Nutzniessung  überlassen),  oder 
Privatbahm  n  vom  Staate  angekauft,  mitunter  aber  später  selbst  wieder  verkauft  Würden 
Der  bunteste  Wechsel  zeigt  sich  z.  B.  in  Oesterreich.  Oefters  ist  auch  zwischen 
den  Verhältnissen  des  Eigenthum-  und  der  Verwaltung  der  Hahnen  zu  unterscheiden  (s.  u.). 
Zustand  in  187«. 

Auf.  1876  (nach  Sturm  er). 
Kil.  in. 


Deutsches  Reich. 

Kil.m. 

Staatsbahneri  ....  12,515 
neml.  preussische  .  .  4335 
sachsische  .  .  1087 
oldenburgische  .  271 
Main-Neckar  .  .  >>7 
badische  .  .  .  1152 
wilrtembcnrische  1 270 
elsxss-lothr.  .  .  863 
«aierische  .  .  3435 
Militärb    ...  15 


Privatbahnen  unter  Staats- 
verwaltung   

neml.  Benr.-märk.  (preuss.) 
Obersehles. 
Rhein-Nahe 
andre  (meist  in 
Sachsen)  .... 
Privat  «ahnen  unter  Privat- 

verwaltunsr  

Summa 


Kil.m 


1184 
1404 
122 

203 


Kil.m 
2.913 


12.010 
28.142 
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Wird  die  Länge  einiger  hier  doppelt  gerechneten  Strecken,  die  gleichzeitig  von  zwei 
Verwaltungen  betrieben  werden ,  abgezogen ,  so  redacirt  sich  die  Gesammtlänge  auf 
'28,084  Kil.  Davon  liegen  195  Kit.  nicht  im  Reichsgebiet ,  während  91  Kil.  andre 
Bahnen  im  Reichsgebiet  v.  ansländ.  Verwaltungen  betrieben  werden,  so  dass  im  Reichs- 
gebiete liegen:  27,980  Kil.,  ausserdem  857  Kil.  sog.  Industriebahnen,  wovon  582 
f.  Locom.betrieb.  Die  preuss.  Staatshahneu  standen  früher  unter  8  Verwalk,  also 
hatte  eine  derselben  durchschnitt!,  unter  sich  542  Kil..  Max.  Ostb.  1495  Kil.  Eine 
Ausdehnung  erfolgte  schon  im  J.  1876  durch  den  Ankauf  der  Halle-Casseler  Privat- 
bank Bei  den  ba  ier.  Staatsbahnen  sind  305  Kil.  Pachtbahnen,  ferner  die  im  J.  1875 
angekauften  baier.  Ostb.  (bisher  Privatb.,  1874  769  Kil.)  bereits  inbegriffen.  Die 
sächs.  Staatsbahnen  haben  sich  im  J.  1876  durch  Ankauf  v.  Privatbahnen  (bes.  die 
Leipz.-Dresd.  mit  285  KiU  noch  weiter  ausgedehnt,  auf  1667  Kil.  Anf.  1877.  Bei 
den  bad.  Staatsbabnen  sind  ebenfalls  103  Kil.  Pacbtb.  eingerechnet.  Die  Privat- 
bahnen in  eigener  Verwaltung  zerfallen  in  52  selbständige  Gesellschaften,  durch- 
schnittl. von  einer  Länge  von  bloss  242  Kil.  Die  grössten  waren  Anf.  1876:  Cöln- 
Mind.  mit  1054,  Rheinische  mit  1044,  Magd.-Halberst.  mit  935,  Berl.-Stettin  mit  S53, 
Pfälzer  Bahnen  mit  508,  5  and.  Gesellschaften  mit  4—500.  5  mit  3—400,  9  mit 
2—300,  7  mit  100—200,  21  unter  100  Kil.  Einige  dieser  kleinen  Bahnen  werden 
von  anderen  Gesellschaften  mit  verwaltet.  Aber  die  ungemein  grosse  Verwaltungs- 
zersplitteruna:  vermindert  sich  dadurch  doch  nur  wenig.  Trotzdem  hat  sich  meist 
durch  Fusion  u.  dgl.  m.  schon  eine  Besserung  ergeben.  Die  46  in  Preussen  von 
1838 — 66  concession.  Gesellschaften  hatten  sich  z.  B.  bis  1867  schon  auf  23  reducirt 

Zustand  in  der  neuesten  Zeit 

In  den  letzten  Jahren  sind  nun  durch  die  grossen  „Privatbahn-Verstaatlichungen" 
in  Preussen  die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  völlig  zu  Gunsten  der  Staats- 
mann en  verschob,  n  worden,  nachdem  die.  beiden  Mittilstaaten,  welche  neben  ihreu 
alten  Staatsbahnen  noch  grössere  Privatbahnen  lx'-ass.n ,  Baiern  u.  K.  Sachsen, 
diese  fast  alle  (in  Baiern  bisher  nur  noch  mit  Ausnahme  der  Priv.b.  in  d.  Pfalz) 
für  den  Siaat  schon  kurz  vorher  erworben  hatten.  Nach  d.  gen.  Erg.h.  XII  d.  preuss. 
Statist.  S.  180  waren  Ende  1882  in  Betrieb  in  Kilometern: 


Staatsb. 

Priv.b. 
unter 
Staatsverw. 

Dsgl.  unter 
eig.  Verwalt. 

Summe 

Preussen 

14,204 

2336 

3996 

20,537 

Baiern 

4,287 

619 

4,906 

Sachsen 

1,984 

90 

2,074 

Wurtemberg 

1,431 

17 

1,448 

Huden 

1,187 

99 

37 

1,322 

Hessen 

331 

513 

843 

Elsass-Lothringen 

1.228 

5 

11 

1,244 

And.  Staaten 

1,246 

50 

1291 

Reich 

25,898 

2580 

«484 

34,962 

Dazu  ausserh.  Reichs- 

gebiets (u.  ausser- 

preuss.  Strecken) 

9b 

26 

125 

Die  Strecken  der  Kleinstaaten  gehören  meistens  zur  Verwalt.  anderer  (preuss.  u.  s.  w.) 
Staatsbahnen  (nur  Oldcnb.  hat  eine  eigene  Staatsb. verwalt.)  oder  grösserer  preuss. 
Priv.bahnen  (eigeue  Priv.verwalt.  in  Mecklenb.,  Braunschw.,  Thüringen^ 

Ueber  die  zeitliche  Entwicklung  des  Deutschen  Eisenb.netzes  u.  seiner  Ver- 
waltungen in  d.  gen.  Heft  f.  jeden  Staat  u.  jede  Eisen b.gesellsch.  u.  s.  w.  detaillirtes 
MateriaLS.  zur  Ergänzung  des  folg.  histor.  Abrisses  Sax  II,  465—552  u.  f.  d.  neueste 
Zeit,  bes.  f.  die  im  Folgenden  nur  kurz  behandelten  ausserdeutschen  Länder  d.  Archiv 
f.  Eisenb.wesen.    Ueber  die  finanz.  Ergebnisse  speciell  s.  u.  den  Abschnitt  6. 

In  Preussen  wurde  durch  d.  Ges.  v.  3.  Nov.  183S  die  Grundlage  für  die  Ein- 
fuhrung des  Privatbahnsystems  geschaffen.  Durch  letzteres  sind  auch  Ende  der 
30er  u.  bis  Ende  der  40er  Jahre  eine  Reihe  der  besten  u.  leicht  zu  bauenden  Linien 
hergestellt  worden  (s.  o.  S.  671V  In  Betrieb  1S44  114-3,  1847  237-9.  1850  37T8  Meilen. 
Im  J.  1847  wurde  dann  zuerst  die  Anlage  der  Ostbahn  u.  d.' Saarbr.  Bahn  auf 
Staatskosten  beschlossen ,   1848  begonnen ,  1 849  von  den  Kammern  «renchmigt. 

4f>* 
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708      3.  B.  Ord.  Einn.    2.  K.  Privaterweib,    ö.  II.  A.  Eisenbahnen.  §.  271«. 


Ebenso  siud  von  vornherein  auf  Staatskosten  gebaut  die  »eueren  Erweiterungen  diesci 
beiden  Bahnen,  ferner  die  Berliner  Verbindungsbahn  (alte  und  1871  eröffnet 
neuei.  Dagegen  wurde  die  von  einer  Gesellschaft  gebaute  Nieders  chles.-Mä  rk. 
B.  (Berl.-Bresl.)  1*>50  in  Staatsverwaltung  Übernommen  u.  1852  gekauft  u  die  mit  ihr 
verbundene  Schles.  Gebirgab.  dann  später  auch  auf  Staatskosten  gebaut;  ebenso 
wurde  die  Westfül.  B.  von  einer  Gesellschaft  begonnen,  noch  vor  ihrer  VoUenduar 
1S50  v.  Staate  Übernommen,  1854  die  Münster-Hammer  Bahn  dazu  gekauft  an<J 
sie  auf  Staatskosten  erweitert.  Die  «renannten  Bahnen  bilden  die  älteren  Staat>- 
bahnen  d.  alten  Provinzen,  in  G.  E.  1869  268*3  Mcil.,  1472  Mill.  Thlr.  verwendete 
Kapital  oder  p.  M.  549,000  Thlr.  Anf.  187«  betrug  ihre  Lange  2753  KU.,  Auf.  1*77 
2790  KU.  mit  721 'S  Mill.  M.  verwendetem  Kapital,  p.  Kil.  258,000  M.  In  Folge  der 
1  866er  Annexionen  fielen  dem  preuss.  Staate  die  säinintlich  auf  Staatskosten  gebaute* 
h a nn.  <  ausschlicssL  Staatsbahusystein  iu  d.  ehem.  Kön. Hannover,  womit  1841  begonnen  — 
Linie  liraunschweig-Hanuover-Minden,  dauu  Harburg  Lehrto-llildesheim  — ,  1650  fort- 
gefahren. Sud-  u.  Westb),  die  churhoss.  u.  Frank  f.  Strecken  der  Main- Weser- 
bahn (Cassel-Frankf.  als  Staatsbahn  der  8  betheiligten  Staaten  1845 — 46  begonnen. 
1852  vollendet),  an  die  sich  dann  die  seitdem  gebaute  Bebra- Hanauer  Staatsbank 
anschloss,  ferner  die  nas sau' sehen  Staatsbahnen  zu.  Letztere  waren  von  einer  Ge- 
sellschaft begonnen.  1S58  vom  nass.  Staate  Übernommen  und  weiter  ausgebaut  Ge- 
samintlänge  der  Staats b.  der  neuen  Prov.  1809  1793  M.,  102*7  MU1  Thlr.  ver- 
wendetes Kap.,  p.  M.  573,000  Tbl.  A.  1876  war  die  Länge  dieser  Staatsbahnen  d-:r 
neuen  Provinzen  1582  Kil.,  Anf.  1877  (mit  Einrechn.  der  1876  angekauften  Halle- 
Cass.  Bahn)  1802  Kil.  mit  479  1  Mill.  M.  verwendetem  Kapital  od.  p.  Kil.  266,000  M 
In  S  c  hl  es  w.- Holst,  bestanden  und  bestehen  noch  jetzt  (,1883)  nur  Privatbahnen. 
Eine  Veräusserung  von  Staatsbahnen  ist  bisher  iu  Preussen  nicht  vorgekommen;  <m 
Vertrag  der  Regierung  Uber  d.  Verkauf  der  westfäl.  Staatsb.  an  die  Berg.-Mirk.  G> -n 
wurde  v.  Landtasr  nicht  genehmigt.  Auch  eine  Verwalt.  v.  Staabb.  durch  Privat- 
es, besteht  nicht.  Dass  man  schon  von  Anfang  an  nicht  durchaus  d.  Privatbahusyste.ui 
für  immer  behalten  wollte,  zeigen  die  Vorbehalte  des  §.  42  d.  Eisenbahnges.  v.  l^SV 
Leider  fehlte  bis  vor  Kurzem  noch  immer  eine  dir«- et«-  Verbindung  des  öst- 
lichen Staats-Bahnnetzes  der  alten  und  des  westlichen  der  neuen  Provinzen. 
Durch  den  Erwerb  der  Halle-Casseler  Bahn  u.  durch  die  sogen.  Berlin-Wetzlar  Bahn 
wurde  diese  Lücke  zunächst  ergänzt. 

Dazu  kam  schon  länger  Staats be trieb  von  Privatbahnen.  Die  vom  Staat 
verwalteten  Privatbahnen  werden  auf  Rechnung  der  betreffenden  Gesellschaften 
geführt,  u.  wenigstens  geraume  Zeit  mit  sehr  guustigein  liuanziellen  Erfolg.  E:-  waren 
bis  zu  den  neuesten  „Verstaatlichungen"  die  (mit  der  Obcrschl.  fusionirte)  Wilhelmsb. 
i  < 'osel- Oderberg),  die  Übe  rsc  hl  es.  (Hauptb.  v.  Gosel  nach  Breslau  nebst  Zweigen 
Bresl.-Pos.-Glog.  u.  Pos.-Starg.  u.  a.  m.,  im  G.  Anf.  1 S77  mit  d.  Huttenrevierbahnen 
1682  Kil.),  wonach  das  ganze  Bahnnetz  östlich  von  Berlin  (ausser  iu  der  Richtung 
nach  Pommern):  nach  Ostpreuss..  Russl.,  Polen,  Schlesien,  Galicien  u.  Oest-Schlesien 
unter  Staats  verwalt.  stand;  ferner  die  allmälig  sehr  erweiterte  (Anf.  1877  1290  Kil.» 
Berg.-Märk.  B..  welche  mit  der  früh.  hess.  Nordb.  fusionirt  war  u.  mit  der  Westfäi. 
Staatdb.  zusammen  eine  mächtige  Ooucurrcntin  der  Cöln.-Mind.  Privatl».  bildete.  Durch 
die  hess.  Xordbahn  war  sie  mit  dem  Staatsbahnsystem  in  d.  Provinz.  Hessen,  Hannover. 
Sachsen  u.  in  Nassau  verbanden.  Endlich  stand  die  Rhein-Naheb.  <  J 22  Kil  )  u 
die  Munste r-Enscbcder  B.  (56)  unter  Staatsverwaltung.  Mit  Hülfe  der  ersteren  konnte 
die  Verbindung  mit  der  Nass.  Staatsbahu  Uber  Bingen-Rüdesheim  hergestellt  werden. 
Die  Nahebahn  schloss  sich  an  die  Saarbr.  u.  durch  diese  an  die  Elsäss.-Lot h rinp. 
Reichsbahnen  (A.  1877  925  KiU  au.  welche  das  D.  Reich  für  325  Mill.  Fr.  ohn- 
I  ahrinaterial  übernahm  (A.  1877  verwend.  Kap.  >chon  341*2  Mill.  M.  od.  p.  Kiloin. 
397.000  M.)  So  bestanden  schon  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  im  Osten 
u.  Westen  des  preuss.  Staats  grosse  Netze  v.  Staatsb.  oder  unter  Ver- 
walt. des  Staats  stehenden  Pri  vat  bahn  en .  von  ersteren  A.  1877  4593.  vou 
letzteren  3150  KU.,  zusammen  7743  Kil. 

In  «Ii«  »em  Stadium  der  Entwicklung  tauchte  das  Reichscisenbahnproject  auf. 
Die.  preuss.  Staatsregierung  liess  sieh  durch  d.  Ges.  v.  4.  Juni  1876  ermächtigen,  mit 
dem  Deutschen  Reiche  iu  Unterhandlung  über  die  l'ebcrtraguug  des  gesam inten  preuss. 
Staatseisen  bahn  besitzes  u.  aller  Rechte  a.  s.  w.  an  Privatbahnen  auf  das  Reich  iu 
treten.    Indessen  kam  dies  Projert  nicht  zur  Ausführung,  wohl  vornehmlich  weg-en 
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politischer  Abneigung  »Irr  Mittelstaaten  gegen  ein«-  solche  politisch  freilich  so 
erwünschte  Stärkung  der  Uentralgewalt  u.  ungeachtet  der  eminenten  volkswirthsch.  u. 
verkehrspolit.  Gründe,  welche  dafür  sprachen.  Nachdem  das  entschieden  war.  ging 
Preussen,  —  wie  schon  sofort  unter  dem  Einfluss  jenes  Projects  Baiem  (Ostbahnen) 
u.  K.  Sachsen  —  mit  grosser  Energie  daran,  seinen  Staatsbahnbesitz  durch  Er- 
werbung von  l'rivatbahnen  zu  arrondiren :  und  zwar  nicht  nur,  wie  schon  mehrfach 
bisher  von  kleinen  einzelneu  Hahnen,  die  in  Nothstand  waren,  oder  von  einzelnen 
Verbindungsstrecken,  sondern  von  grossen,  auch  gut  fundirten,  wenn  auch  durch 
die  Renteiiverminderungen  in  den  "Oer  Jahren  wohlfeiler  gewordenen  Unternehmungen. 
Zum  Erwerb  bediente  man  sich  der  l'lauseln  des  Eisenb.gesetzes  v.  IS'l>  nicht  u. 
konnte  das  auch  schwer.  Ebensowenig  wurde  an  Zwangsenteignungswassregeln  gedacht. 
Man  ging  vielmehr  dunhaus  auf  dem  Wege  der  Vertragssehlusse,  vor  u.  erwarb 
dabei  freilich  die  meisten  Bahnen,  wo  nicht  itber  ihrem  wirklichen  dauernden  Wcrtli, 
so  zu  einem  mit  dem  Curss lande  der  Actien  in  keinem  Verhältnis*  stehenden 
höheren  Preise.  Die  Actionäre  haben  so  vielfach  erheblieh  gewonnen.  Denn  selbst 
in  den  Fällen,  wo  die  vom  Staate  gewährte  Ifente  die  bisherige  Acticnrente  nicht 
ubertraf,  war  der  Ours  der  Staatsrente  beträchtlich  höher  als  derjenige  der  Actien 
vor  der  Aufsicht  auf  die  Verstaatlichung  der  Bahn.  Der  Staat  hat  gleichwohl  Dank 
seiner  guten  Verwaltung  u.  dem  wieder  erfolgten  Verkehrsaufsehwung  kein  schlechtes 
Geschäft  gemacht  u.  noch  Ueberschüsse  erzielt.  Bei  der  Beurthcilung  der  Rentabilität 
des  prcii>s  lähnlieh  des  k.  säch>.  u.  baier.)  Staatsbahnnetzes  ist  aber  des  relativ 
t heu«  reu  Preises  der  jüngst  verstaatlichten  Bahnen  zu  gedenken. 

Die  wichtigsten  ..Verstaatlichungen"  betrafen:  da*  Priv.eisenb.unternchuien  Ber  I.- 
Stettin (Vertr.  v.  13.  Juni  1879;  gegen  eine  Aetienrente  v.  4%%;  die  hinterpomm. 
Zweigbahn  dieser  Gesclbch.  war  schon  E.  1S77  aufgrund  der  Zinsgarantieverträge  in 
d.  Verwalt.  des  Staats  übergegangen i ;  Magdeb.- Kalberst.  { Vertr.  v.  5.  Juni  1879; 
gegen  eine  Rente  !'.  d.  verschied.  Actienkategorieen  von  0.  H1^  u.  5%);  Hannover- 
Alte  ubeckeu  (Vertr.  v.  S.  Juli  1S79:  gegen  einen  Preis  v.  18°/0  d.  Stammactic 
u.  36°/0  f.  d.  St.prior.actieV.  Köln-Minden  (Vertr.  v.  27.  Aug..  10.  Oct.  1879; 
gegen  6w/0  Aetienrente).  Ueber  den  Erwerb  dieser  1  Bahnen  wurde  d.  (ies.  vom 
20.  Dec.  1S71>  erlassen,  dem  die  bezügl.  Verträge  beigefügt  sind.  Diese  erste  grosse 
Vcrstaatliehuugsoperation  umfasste  dann  noch  den  Erwerb  der  Berl.- Potsdamer 
Bahn  (Vertr.  v.  24.  Dec.  IS79;  gegen  4°/0  Aetienrente)  u.  der  Kheinischen  Bahn 
(Vrert.  v.  3./1S.  Dec.  1879:  gegen  t»Va0/,,.  bei  einer  Kategor.  gegen  4°/«  Aetienrente). 
Ueber  d.  Erwerb  dieser  2  Bahnen  Ges.  v.  14.  Febr.  1  SSO.  So  war  der  Staat  in  den 
Besitz  der  westlichen  u.  der  mittleren.  Berlin  mit  dem  Westen  verbindenden, 
sowie  der  nördlichen  Routen  (nach  Pommern)  gelangt.  Erwerb  d.  kl.  Homburger 
B.  f.  I  S  Mill.  M.  <xGes.  v.  25.  Febr.  1SS0).  dsgl.  des  grossh  hess.  Antheils  an  d. 
Main- Weser  It.  Ges.  v.  7.  März  1880,  f.  Mill.  M  ).    Eine  zweite  grosse  Ver- 

staatl.operation  fand  1882  statt,  nachdem  inzwischen  mehrfache  Erweiterungen  des 
Staatsb.nctzes.  u.  \.  nach  Ges.  v.  25.  Febr.  1881  auch  die  Herstellung  einer  Reihe 
von  kleinen  Bahnen  „uutergeordn.  Bedeutung/4  erfolgt  waren.  Durch  Ges.  v.  7.  Dec.  1881 
wurden  6  Privatbahnen  erworben:  Berg. -mürk.  B.  nach  Vertr.  v.  7.  Dec.  1SS1, 
gegen  5°/u  Aetienrente .  d:is  Unternehmen  hatte  schon  bisher  unter  Staatsverwalt.  ge- 
standen; Thür.  B.,  Vertr.  v.  29.  Oct.  IsSl  gegen  91/./,«,  Aetienrente.  unter  gleich- 
zeitiger Ablösung  der  Hnanz.  Betheiligung  der  thur.  Staaten  an  dieser  Bahn  durch 
Preussen;  Berlin-Görlitzer  B.,  Vertr.  v.  14.  Nov.  IsM,  gegen  einen  Preis  v. 
900  M.  4°i0  consol.  Anl.  f.  2400  M.  Stammactien  n.  v.  000  M.  dieser  Anleihen  f.  000  M. 
Stainmprior.actie ;  Cottbus-Grossenhain.  Vertr.  v.  14.  Nov.  l*Sl  gegen  H  u.  bez. 
5%  Aetienrente;  M  ärk.-Posene  r  B..  Vertr.  v.  14.  Nov.  1S81,  gegen  einen  Preis 
in  4°/„  consol.  Anleihe  v.  000  M.  f.  1500  M.  Stammactien  u.  von  5700  M.  f.  4800  M. 
St.priorjictieii  (nebst  kl.  Zuzahlung):  Rhein-Naheb.,  Vertr.  v.  0./ 10.  Jan.  1882,  gegen 
einen  Preis  v.  200  M.  4°/„  consol.  Anloihe  u.  10  M.  baar  f.  1200  M.  Actien.  Durch 
ein  weitres  Ges.  v.  13.  Mai  1882  wurde  auch  das  wichtige  Herl.- An halt'sche 
Eiscnbahnunternehmcn  —  die  Hauptverbindung  mit  Sachsen.  Baien»  u.  Thüringen  — 
erworben.  Vertr.  v.  S.  März  1882,  gegeu  6%  Aetienrente.  Die  Form  der  Erwerbung 
war  in  diesen  Fällen  regelmässig  die  eines  „Verwaltungs-  u.  Betriebsüber - 
I  assungsvertrags  auf  ewige  Zeiten  an  den  Staat",  wobei  der  Staat  das  Unter- 
nehmen auf  eigene  Rechnung  betreibt  u.  der  Eigenthumserwerb  u.  die  Liquidation 
der  Gesellschaften  eventuell  für  später  ins  Auge  gefasst  wird.    Man  entging  »o  den 
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sonstigen  Schwierigkeiten  einer  Neuregelung  der  Verhältnisse  der  Prior.obligatiouen 
bei  allgemeiner  sofortiger  Auflösung  der  Gesellschaften.    Die  Rechtsverhältnisse  der 
Prior.obligationen  blieben  zunächst  dieselben.    Eine  tbeilweise  Kündigung  (behufs 
Zinsred uetio ii  u.  sonst)  u.  Conversion  r.  Prior.oblig.  in  consol.  Anleihe  hat  ubriirens 
schon  stattgefunden.   Die  Einlösung  der  Actieu  mittelst  auszugebender  consolid.  (4Ä'„< 
Staatsanleihen  wurde  vorbehalten.  Durch  diese  beiden  grossen  VerstaaUichungsoperationen 
ist  das  Privateisenbabnwesen  in  Preussen  sehr  eingeengt    Mit  Ausnahme  der  eigens 
verwalteten  Bcrl.-Hamb.  Hahn  (427  KiL>  sind  die  Hauptrouten  v.  Berlin  aus  schon  u. 
Staatsbesitz,  die  directe  Berl.-Dresd.  Hahn  wenigstens  in  Staatsverwaltung.    An  be- 
deutenderen Priv.bahncn  siud  nur  noch  übriggeblieben:  die  Oberschicsische  (1590  Kii 
f.  1  SSI .  wovon  137  Kil.  Secundärbahncn) ,  in  Staatsverwaltung  stehend;  die  Rechfe- 
Uder-Ufcrb. ,   in  eigener  Verwalt.  1,315  Kil.r,  die  Brosl.-Freib.-Schweidn.-Gesellsch. 
(599  Kil. ) :  die.  Altona-Kieler  B.  (2SS  Kil.);  die  schlesw.  B.  (237  KU.);  ausserdem 
eine  Anzahl  meist  kleinerer,  jedenfalls  unbedeutenderer  Priv.bahnen  in  verschied. 
Provinzen.    Der  Erwerb  der  wichtigsten  dieser  noch  restirenden  Priv.bahnen ,  insbes 
auch  der  Berl-Hamb.,  Altona- Kieler.  ( )berschles. ,  Kcchte-Oder-Uferb. ,  Bresl.-Freib.- 
Schweidn.  ist  in»  Sommer  1SS3  in  Aussicht  genommen  u.  würde  eine  dritte  gm*. 
Verstaatl.operation  bilden.    (Vorlagen  darüber  an  d.  Landtag  im  Nov.  1883).  Damit 
würde  im  Wesentlichen  das  preuss.  -  norddeutsche  Bahnnetz  fast  ganz  in  Staatsbesitz 
gelangt  sein  u.  sich,  inbegriffen  die  neuen  in  Hau  befindlichen  Strecken  auf  c.  1 9000  Kil. 
belaufen.    Am  1.  April  lSSI  war  der  Staatsb.besitz  bereits  15,403  KU.,  der  sich  im 
J.  18S3/S4  durch  neu  eröffnete  oder  noch  zu  eröffnende  Strecken  auf  15,907  Kil.  er- 
weitert: mehr  als  das  Dreifache  des  Besitzes  in  1877. 

Natürlich  hat  sich  die  Schuld  des  preuss.  Staats  durch  diese  Verstaatlichungen 
v.  Privatbahnen  u.  durch  die  erfolgtet!  Neubauten  stark  vermehrt  Die  finanr 
Regelung  dieser  Eisenbahnschuld  ist  durch  Ges.  v.  27.  März  1882  betr.  die  Ver- 
weudnug  der  Jahresuberschusse  der  Verwalt.  der  Eisen b.angelegenheiten  erfolgt,  Prin- 
cipicll  wichtig  ist  hierbei  die  aparte  Behandlung  dieses  erheblichsten  modernen 
„Domanialobjects"  in  der  Finanzwirthsehaft  u.  die  Festsetzung  einer  besondere u 
Tilgung  der  Eisenbahnschold.  Letztere  ward  f.  d.  1.  Apr.  lsSO  auf  149S.S5S.100  M.  be- 
stimmt. Derselben  wachsen  in  der  Regel  zu:  die  auf  Grund  neuer  Credite  f.  Bahnen  auf- 
genommenen Schulden,  die  Beträge  der  im  Staafshaush  et.  ausserord.  oder  durch 
bes.  Gesetze  bewilligten  Summen,  die  im  Fall  des  Eigenthnmserwerbs  von  verstaat- 
lichten Hahnen  selbstschuldnerisch  zu  übernehmenden,  auf  die  Hauptverwaltung  der 
Staatsschulden  übergegangenen  Prior.schulden.  Die  Eisenb.schuld  vermindert  sich 
dagegen  um  die  erfolgte  Tilguug.  Durch  die  verschiedenen  Finanzoperationen  seit 
I.  Apr.  1SS0  ist  die  Schuld  im  Et.  f.  1883/84  auf  2091.644,469  M.  angewachsen. 
Hierbei  sind  nur  die  erfolgten  Conv«  r>ionen  von  Actien  u.  Prioritäten  iu  consoL 
Anleihe  eingerechnet.  Diese  Sehuld  ist  nuu  nach  dem  gen.  Gesetz  zunächst  aus  d. 
Ueberschuss  der  Eisenb. Verwaltung  zu  verzinsen  (nach  gen.  Ges.  03,914,324  M.. 
welchem  Betrage  die  Zinsen  neuer  Eisen b.schuldon  u.  4°/u  Zinsen  f.  andere,  aus 
Staatsmitteln  beschaffte  Summen  hinzutreten;  im  Et.  f.  1883/84  ist  die  Zinssummo  auf 
109.487,079  M.  berechnet);  vom  Rcstüberschuss  sind  erfordert.  Falls  2  2  Mill.  M. 
eines  sonst  etwa  durch  Anleihen  zu  deckenden  Dehcits  zu  verwenden ;  der  weiter* 
Rest  ist  zu  einer  jährlich  mit  3/4°/u  erfolgenden  Tilgung  der  Eisenb.schuld  bestimmt; 
eine  Tilgung  über  diesen  Betrag  hiuaus  hängt  von  neuer  Bestimmung  des  Staatshaush.- 
etats  ab.  Hiernach  wären  f.  1883/84  20.187,3:>4  M.  zu  tilgen  gewesen.  Diese  Summe 
würde  nach  den  Voranschlägen  f.  1883/84  voll  erreicht  sein,  wenn  nicht  vom  Ueber- 
schuss  der  Eisenb.verwalt.  jene  2'2  Mill.  M.  zur  Defizitdeckung  in  diesem  Jahre  ab- 
gingen. So  steht  zur  Tilgung  nur  18,458.296  M.  zur  Verwendung,  also  1,729,038  M. 
weniger  als  die  */t  Tilgungsquote.  Im  Ergcbuiss  wird  der  Ueberschuss  f.  1883/84 
aber  inuthmasslich  hoher  sein.  Der  Et.  d.  preuss.  Eisenb.verwalt.  ergiebt  f.  18S3S4 
517-72  MiU.  M.  Einnahme,  3M"58  M.  M.  ord.  Ausgabe  (inel.  der  Zins-,  Renten- 
u.  Aiuortis.betriige  aus  den  seit  1879  abgeschlossenen  Vcrstaatiiehungsverträgen). 
130*15  M.  M.  Ueberschuss.  Die  hier  in  der  „Ausgabe"  eingerechn.  Zins-.  Kenten - 
u.  Amortbeträge  belaufen  sich  auf  80  97  M.  M.  f.  noch  nicht  in  Consols  convertirte 
Actien  u.  Prior.oblig..  hierunter  allein  10,421,524  M.  M.  A mortis.su mme ,  welcher 
Betrag  daher  dem  „Ueberschuss"  eigentlich  zuzurechnen  wäre.  Die  Eiscnbahnschuld 
zuzüglich  der  Schuld  aus  nicht  eonvertirten  Actien  u.  Prioritäten  wird  also  aus  den 
IMriebsubersehiissen  trotz  des  (heueren  Preises  der  verstaatlichten  Privatbahueu  nicht 
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nur  vollständig  verzinst  <i  G.  mit  180-04  M.  M.  oder  p.  KU.  e.  11,600  M.),  es  steht 
auch  noch  ein  Rest  dieses  Ueberschusses  mit  31*08  M.  M.  zn  Tilgungen  oder  zu  anderen 
Staatsausgaben  zur  Verfügung,  so  das*  eine  Eisenbahn  ronte  von  c.  4af4~ 5%  inr  Jetzl 
angenommen  werden  kann.  Dieselbe  wird  thatsächlich  im  laufenden  Jahr«:  höher  sein. 
Sic  unterließt  natürlich  gewesen  Schwankungen.  Aber  auch  trotz  des  theuen  n  Erwerbs 
der  verstaatlichten  Priv.bahnen  darf  auch  finanziell  das  pr<  ussische  Staratsbahnwesen 
als  gesichert  fundirt  u.  aus  seinen  Reinerträgen  allein  sieh  verzinsend  u.  sein  Anlage- 
kapital allmälig  tilgend  angesehen  werden.  S.  v.  d.  Leyen.  Durch fQhr.  d.  Staatsb.- 
systems  in  Preussen,  in  Schmoller's  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1SS.M  H.  2,  S.  SO. 

Im  K.  Sachsen  waren  seit  lange,  mit  Ausnahme  der  alten  Leipz.-Dresd.  Priv- 
Hahn  u.  ihrer  neueren  Verzweigungen,  ferner  einiger  neueren  kleinen,  meist  uuter 
Staatsverwalt.  stehenden  Strecken,  alle  Bahnen  eigentl.  Staatsbahnen.  Die  Sächs.- 
BOhm.  Bahn  (1812 — 4">  begonnen),  die  neueren  (iebirgsb.  u.  and.  m.  sind  auf  Staats- 
kosten angelegt,  die  Sachs  .-Baier.  11.  (Lcipz.-Hof)  ging  !vt7,  die  (.Miemnitz- 
Ri  esaer,  die  Sachs. -Sc  hl  es.  IS'il  von  Gesellschaften  verkaufsweise  an  den  Staat 
über.  Im  J.  WO  ist  das  sächs.  Staatsbahnnetz  durch  den  rasch  beweiksteUigten  An- 
kauf fast  des  ganzen  Rests  der  Privatbahnen,  bes.  der  Leipz.-Presd.  i285  Kil.)  sehr 
arrondirt  und  das  Staats hahnsy stein  zum  so  gut  wie  ausschliesslich  herrschenden  ge- 
macht worden.  Durch  weitere  Ankaufe  kl.  Priv.bahnsfrecken  ist  es  jetzt  dahin  ge- 
kommen, dass  es  unter  eigener  Verwalt.  gar  keine,  unter  Staatsverwalt.  nur  noch  kleine 
Strecken  Priv.bahuen  «riebt.  Länge  Auf.  1877  1608  Kil..  Kapitalaufwand  330*8  Mill.  M., 
p.  Kil.  (excl.  einige  kl.  neue  Strecken)  323.000  M.  Privatb.  in  Staatsverw.  126  Kil. 
Daten  für  1882  s.  o.  tf.  707. 

Die  Mccklenb.  B.  hat  wechselnde  Schicksale  gehabt.  Die  Bahnen  der  ehem. 
Mecklenb.  Eisenbahugesellschaft  (1844 — 40  gegr.f  sind  eine  Zeit  lang  an  den  Gross- 
herzog v.  Mecklenb. -Schwerin  übergegangen  gewesen  im  Wege  des  Kaufs,  konnten  also 
eher  zu  den  .Staatsbahnen  gerechnet  werden.  Eine  Strecke  davou  hatte  schon  1844 
auf  Staatskosten  gebaut  werden  sollen.  1873  sind  diese  Bahnen  aber  an  eine  Actien- 
iresellschaft  übergegangen  A.  1877  321  KU.,  431  Mill.  M.  verwendetes  Kap.,  p.  Kil. 
134,000  M.  Länge  18M  3S1  KU.).  Diese  Rüekverwandlung  in  eine  Privatbahu 
hangt  mit  den  cigenthüinl.  staatsrechÜ.  Verhältnissen  des  Landes  zusammen. 

Die  Oldenb  Staatsb.  gehört  th.  dem  Staate  Oldenburg,  th.  Preussen  (Wilhelms- 
bafen-Oldenb.  u.  A.  m  ).  wird  v.  Oldenburg.  Staat  verwaltet,  der  den  Betrieb  auf  der 
preuss.  Strecke  gegen  einen  best.  Antheü  au  der  Bruttoeinn.  führt,  n.  liegt  mit  auf 
preuss.  u.  brem.  Gebiete.  Sie  hat  neuerdings  Erweiterungen  erfahren.  Anf.  1^77  204 
Kil.  Länge.  1882  ohne  Wilh.h.-Oldenb.  281  Kil. 

Die  Braunschw.  Staatsbahnen,  die  schon  1837  als  solche  angelegt  u.  allmälig 
zu  einem  kl.  Netz  ausgebaut  worden  waren,  sind  durch  Vertr.  v.  8.  März  1870  an  die 
Darm8t.  Bank  u.  von  dieser  an  eine  Gesellschaft  übergegangen,  hinter  welcher  die 
Berg.-M&rk.  u.  Berlin- Magdeb.  GeseUschaften  stehen,  die  den  ganzen  Actienbesitz  aus- 
schliesslich in  Händen  haben.  Kaufpreis  11  Mill.  Thlr.  u.  v.  1.  Jan.  1860  au  64  J. 
lang  eine  Annuität  von  873,000  Thlr.  (bei  bloss  13'4  Mill.  Thlr.  ursprüngl.  Kostend 
wogegon  die  Verwaltung  v.  diesem  Zeitraum  an  schon  auf  Rechnung  der  Gesellschaft 
geht.  Zum  Verkauf  der  treifl.  situirten  Bahnen  führten  nicht  prineip.  Gründe,  send, 
vornehm!,  pol  it.  Rücksichten  in  Betr.  der  Unsicherheit  der  Zukunft  des  Landes,  das 
sich  so  einen  reichen  Provinzialfonds  sicherte.  Unter  braunschw.  Verwalt.  steht  auch 
eine  kl.  preuss.  Grenzstrecke.  Länge  A.  1877  331  Kil.  (nach  Stürmer  A.  1876  344^. 
verwend.  Kapital  03  6  Mill.  M„  p.  Kil.  283.000  M.  Länge  1882  345  Kil.  Da  die 
Actien  der  Bahn  mit  d.  2  Gesellschaften,  die  sie  besassen,  an  den  Staat  Preussen 
gekommen  sind,  liegt  hier  jetzt  ein  bes.  eigenthtimliches  Verhältnis  vor.  In  d.  amtl. 
Eisenb.statist.  werden  die  braunschw.  Bahnen  aber  als  Priv.bahuen  geführt. 

Von  norddeutschen  Kleinstaaten  haben  S.-Weim..  S.  Mein.,  S.-Cob.- 
Gotha,  Sch w a rz b  -Sondersh.,  Hamburg  (Hamb. -Bergedorf .  an  d.  Berl-Hamb. 
Priv.b.gesellsch.  verpachtet),  Bremen  i Uelzen- Langewedel ,  wovon  d.  Betrieb  v.  Anf. 
au  d.  Magdeb.  -  Halberst.  Priv.b.ges.  uberlassen  war'  kleine  eigene  Staatsb. st  recken, 
z.  Th.  verpachtet  (so  die  kl.  thüring.  Bahnen  meist  ,  ausser  Antheilcn  an  preuss. 
Staatsb.strecken  (Bremen.  Schaumb.-Lippo  bisher).  Ausserhalb  Preussens  sind  auch 
in  Norddeutschlund  jetzt  nur  noch  kleine  Privatbahnen  vorhanden,  die  z.  Th.  auch 
noch  preuss.  Gebiet  berühren.  Die  wichtigsten  in  Thüringen,  bes.  die  Werrabahn. 
•  Länge  164  Kil.). 
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Die  baier.  Staatshahuen  sind  grösstenteils  gleich  auf  Staatskosten  äugelest 
worden.  Eine  1836  abbildete  Acticngesellsch.  für  <1.  Bahn  Nürnb.  -  Sachs.  Grenzt: 
gelangte  nicht  bis  zutn  Beginn  der  Bauten  u.  wurde  1840  wieder  aufgelöst,  worauf 
der  Staat  die  Linie  haute.  Die  Linie  München- Augsb.  war  bis  1S40  durch  eine 
1936/37  gegründete  Ges.  gebaut  worden  u.  wurde  dieser  1844  abgekauft.  Lautre  Zeit 
bestanden  dann  im  östl.  Baiern  ausser  der  kl.  B.  Nürnb. -Fürth  nur  Staatsbahneu ,  bis 
1856  die  Ges.  d.  Bai  er.  Ostbahnen  gegründet  wurde,  die  ihr  Netz  allinälig  stark 
ausdehnte  (E.  1861)  82  5  Mcil..  1875  761)  Kil.).  Au  diesem  Abgehen  v.  Staatsbahn- 
system  scheinen  damals  theor.  Gründe  zu  Guusten  der  Phvatb.  einen  gewissen  Antheil 
gehabt  zu  haben.  Ausserdem  sind  v.  Gesellschaften  u.  r.  Gemeinden  eine  Anzahl 
Zweigbahnen  gebaut,  welche  die  Staatsbahn  »«pachtet  hat.  Nach  längerer  Pause  ist 
d.  baier.  Staatsbabnsysteni  seit  Ende  der  60er  Jahre  wieder  in  grösserem  Umfang 
ausgedebut  worden.  Durch  den  Ankauf  s&mtntl.  Linien  der  baier.  OstbahngeseJlsch. 
im  J.  1875  hat  Baiern  in  seinem  compacten  rechtsrheio.  Gebiet  sein  Staatsbahnsyst<  m. 
ähnlich  wie  Sachsen  das  seine,  neuerdings  sehr  arrondirt  u.  zum  allein  herrschenden 
gemacht  (mit  Ausn.  d.  Ludwigsbahn.  Nürnb. -Fürth,  d.  ältesten  deutschen  Dampf b.  v. 
6  Kil.  Anlagekosten  der  eigentl.  Staatsbahneu  (exel.  Pachtbahnen)  E.  1975  715*^ 
Mill.  M.  oder  p.  Kil.  231,000  M.  Nach  einer  dem  baier.  Landtage  gemachten  Auf- 
stellung sind  f.  Eisenbahubau' u.  Dotationsmittel  der  baier.  Staatsb.  v.  1842/43  bis  E. 
1881  verausgabt  237*65  (?)  M.  M..  dsgl.  f.  \  ieinalbahnen  v.  1869  bis  E.  1881  1693 
M.  M.  Nacli  der  Ueichsverf.  hat  Baiern  auch  im  Eiscnbahnwes.  in  der  Hauptsache 
eine  exemte  Stellung,  was  ftir  ilie  Fragen  der  deutschen  Eisenbahnpol.  wichtig  ist. 
Die  Pachtbahnen  gehören  mehrfach  (iemeinden,  gehen  aber  durch  A mortis,  d.  Bau- 
kapitals in  Staatsbesitz  über,  lu  der  Pfalz  wurde  dagegen  das  Privatbahosyst.  allein 
beliebt  u.  bisher  erhalten.  Grund,  der  Pfalz.  Ludwigsbahn  1839—1844  <E.  1869 
38  2  Meil.,  E.  1S75  508  Kil.,  1882  625  KilA 

Die  würtemb.  Staatshahnen  sind  alle  von  vorneherein  auf  Staatskosten  gebaut, 
womit  man  1842 — 43  begann,  nachdem  eine  1836  gebild  würtemb.  Eisenbahnges.  sich 
1838  wioder  aufgelöst  hatte.  Das  Netz  ist  in  den  letzten  Jahren  sehr  erweitert  wordeu. 
Die  einzige  Privatbahu  ist  die  kl.  Kirchheimer.  Kl.  Grenzstrecken  sind  /.w.  \V.  u.  Bai« tu 
wechselweise  verpachtet.  Auf.  1877  war  die  Länge  d.  würt.  Staatsb.  1304  Kil.,  ver- 
wendetem Kap.  352  7  Mill.  M.,  p.  Kil.  274,000  M. 

Auch  die  bad.  Staatsbahnen  sind  gleich  anfangs  als  solche  angelegt,  womit  schvii 
1939  begonnen  wurde.  Spater  traten  einige  kl.  Privatbahnen ,  Üi.  von  Privatges. .  th. 
v.  Gemeinden  gebaut,  hinzu,  worden  aber  v.  d.  Staatsbahn  mit  verwaltet  Grosse  Er- 
weiterung der  Staatsbahnbauten  ueuerdings.  Ausserdem  ist  eine  baier.  Grenzstrecke 
gepachtet.  Lange  der  bad.  Staatsbahneu  incl.  Pachtb.  Auf.  1877  1191  Kil.  mit  339*5 
Mill.  M.  verwend.  Kap..  p.  Kil.  293,000  M. 

Die  grossenth.  in  Hessen  lieg.  Main -Neckarb.  Frankf.- Heidelb.  u.  Manuheiui 
sollte  ur>prüngl.  von  einer  Gesellsch.  gebaut  werden,  die  aber  nicht  zu  Stande  kam. 
worauf  .sie  1842  auf  Kosten  der  3  betheil.  Staaten  hergestellt  wurde.  Sic  gehört  auch 
jetzt  Hessen,  Preussen  (f.  Frankf.)  u.  Baden  gemeinsam  u.  steht  unter  einer  eigenen, 
in  Darmstadt  domicil.  Direction.  (95  Kil.*  Ausserdem  hatte  Hessen  bis  1990  den  Antheil 
an  d.  Main-Wescrb.  Durch  Ankauf  ist  1976  die  Hess.  Nonlb.  v.  Staate  erworlien, 
A.  1*77  176  Kil..  487  Mill.  M.  verwend.  Kap.,  277,000  M.  p.  Kil.  Länge  1882 
175  Kil.  Das  Privatbahnsystem  (Hess.-Ludwigsb.)  wurde  1944 — 47  eingeführt  u.  i»t 
vorherrschend  geblieben  in  Sudhesseu.  Umf.  der  Hess.  Ludwigsb.  A.  1977  500  Kil., 
1892  621  Kil. 

Es  haben  sonach  von  Anfang  an  fast  alle  D.  Mittelstaateu  das  Staata- 
bahnsystem  adoptirt  u.  sind  meistens  sogar  ausschliesslich  oder  doch 
weit  ü borwiegend  dabei  geblieben.  Polit.  Grunde  mögen  dabei  mitgewirkt 
haben.  In  neuester  Zeit  haben  die  MittcJ>taaten  dies  System  noch  weiter  au»- 
gedehnt  und  in  der  Hauptsache  zum  herrschenden  gemacht  (Baicru,  Sachsen), 
wozu  jetzt  wohl  wesentlich  politische  Momente  (Beziehungen  zum  Keiche;  mit- 
gewirkt haben.  Die  baierischeu  und  badischen  Verhältnisse  bieten  zugleich  schon  ein 
Beispiel  passender  Betheiligung  der  Selbstverwaltungskörper  in  d.  Anlage  der  Bahn, 
mit  Überlassung  d.  Betriebs  an  den  Staat.  Dagegen  hat  Preussen  erst  später 
u.  bis  vor  der  neuesten  Phase  mehr  nur  in  einzelnen  Fällen,  nicht  syste  ma- 
use Ii.  das  Staatsbahusystem  angenommen ,  halb  und  halb  aber  schon  früher  durch 
lebernahine  der  Verwaltung  grosser  u.  wichtiger  Privatbahne«  auf  den 
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Staat  das  Versäumte,  so  möchte  mau  sagen,  gut  zu  machen  gesucht,  von  den  Vor- 
behalten dos  §.  42  des  Eisenbahn gesetzes  v.  1S3S  abgesehen.  Im  Ganzen  hatte 
schon  iu  der  Mitte  der  70er  Jahre  das  Staatsbahnsystem  in  Deutsch- 
land die  Oberhand  u.  hatte  durch  Einverleibung  von  Privatbahnen  zu- 
genommen, wahrend  die  zwei  e  i  n  z  i  g  e  n  Beispiele  eines  Uebergangs  v.  Staa ts- 
bahnen  an  Gesellschaften,  das  braunschw.  u.  mecklenb.,  sich  aus  den 
eigenthüml.  polit.  Verhältnissen  der  Länder  erklären.  Durch  die  erwähnten  Er- 
werbungen von  Privatbahnen  Seiten*  der  einzelnen  Staaten  u.  durch  d.  rüstigen  Aus- 
bau des  Staatsbahnnetzes  war  es  dahin  gekommen,  dass  im  Deutschen  Reiche,  ohne 
Baiern,  E.  1870  die  Längt-  der  Staatsbahnen  ;incl.  Pachtb.)  schon  10,2S2  KU.,  der 
Privatbahnen  in  Staatsve rwalt.  31S0,  d.  Privatbahnen  in  Privatverwalt.  nur 
noch  11,53«  Kil.  war.  Immerhin  waren  bis  vor  Kurzem  aber  sehr  wichtige  Koutcn 
/wischen  der  belg.  Grenze,  dem  Rhein  einer-,  der  Oder  und  Ostsee 
andererseits  auf  preuss.  Gebiete  im  Eigenth.  u.  der  Verwalt.  von  Gesell- 
schaften (namentlich  Rhein,  u.  Cölu-Mind  B.,  Thuring.  u.  alle  Bahnen,  welche 
ungefähr  von  der  Elbe  an,  von  Sachsen,  Mecklenb..  Pommeni  nach  Berlin  fuhren) 
geblieben,  wahrend  in  Süddeutsch!,  nur  noch  zwei  bedeutendere  Bahn- 
gesellschaften existirten  (Hessische  und  Pfälzische  Ludwigsbahn).  Erst  die 
jüngste  preuss.  Politik  der  Eiseubahnverstaatlichuugen  hat  nun  auch  in  Preusseu 
u.  damit  in  Norddeutschland  das  Staatsbahnsystem  zum  herrschenden  gemacht. 
Wenn  die  gegenwärtig  (Ende  1883)  angebahnten  Verstaatlichungen  in  Preussen  durch- 
geführt sein  werden,  giebt  es  ausser  dem  gen.  mittolrhein.  pfälz.,  hess.  u.  dem  mecklenb. 
Gebiet  keine  wichtigeren  Privatbahnen  mehr.  Deutschland  hat  das 
grosse  moderne  Wirt  Ii  schaftsproblem  des  Eisenbahnwesens  vor  alle  u 
Ländern  der  Welt  zuerst  voll  im  Sinuc  des  Staatsbahuprincips  ge- 
löst. Bei  einer  Beurtheiluug  der  Leistungen  der  deutschen  Privatbahnen  verglichen 
mit  fremden  darf  man  gewiss  nicht  vergessen,  dass  die  Verbreitung  des  Staatsbahn- 
systems u.  die  durch  dieses  gesebafl".  Concurrenz  wahrscheinlich  manche  anderswo  zu 
findenden  Uebel  des  Privatbahnsystems  nicht  hat  aufkommen  lassen;  —  freilich  viel- 
leicht auch  vice  versa. 

Die  Staatsschuld  ist  allerdings  durch  das  Staatsbahnweseu  sehr  vermehrt,  wie 
<lie  angegeb.  Daten  schon  zeigten,  aber  sie  verzinst  u.  tilgt  sich  aus  Einnahmen  der 
Bahnen  doch  im  Ganzen.  Betrag  aller  D.  Eisenbahnschulden  1S70.  nach  Herrn. 
Waguer,  Goth.  Alm.  1S72,  S.  311 .  57b  Mill.  Thlr.  neben  544  6  Mill.  Thlr.  sonst. 
Schulden,  nemlich  erstere  in  Preussen  1U2*7 ,  Bai»rn  1)3-4,  Sachseu  75,  Wurt. 
80.  Baden  71*7  Mill.  Thlr.;  f.  E.  1875  wird  das  verwendete  Aulagekapital  von 
23,181  Kil.  Hahn.  (exrl.  Baiern)  auf  59704  Mill.  M.  amtlich  angegeben,  wovon  f. 
S974  Kil.  Staatsb.  24 13  3  Mill.  M.,  200,000  M.  p.  Kil.,  f.  2708  Kil.  Privatb.  in  Staats- 
verwaltung 820*8  Mill.  M.,  300,000  M.  p.  Kil  .  f.  11,490  Kil.  Privatb.  in  Privat- 
verwalt. 27272  Mill.  M..  237,000  M.  p.  K.  —  Kur  alle  deutscheu  Bahnen  vor-  \ 
anschlagt  Sturm  er.  II.  20: 

Länuv  Kil.    verwend.  Kap.  Mill.  M.    p.  Kil.  Mark 


E.  1850 

5,856 

9565 

103,000 

E.  1860 

11,080 

21388 

103,000 

E.  1870 

1S.667 

4100-7 

220,000 

E  1875 

28,083 

7048-H 

251,000 

lAuitl.  Stati  1881 

33,645 

8735  1  1 

(Aender.  weg. 

249,000 

Eig.th.w.chsi.)  1881 

33,045 

8877  5  j 

Der  Reichseisen  bahnplan  ist  vorläufig  zurückgetreten.  M.  E.  ist  er  die  Conseiiueu: 
des  Staatsbahnprineips  und  d<r  deutschen  polit.  Verhältnisse,  nach  welchen  da» 
Reich  die  dem  Staat*-  gebührenden  Aufgaben  im  Verkehrswesen  iu  Deutschland  zu 
übernehmen  hat.  S.  die  Debatten  auf  dorn  t.ougr.  iu  Bremen,  wo  eine  dieser  Ansicht 
gegnerische  vou  Nasse  verfochten  wurde.  Weitere  Cousolidationeu  der  Eisenbahu- 
verwaltungs- Verhältnisse  in  den  Kleinstaaten  (Mecklenb.,  Oldenb.,  Thüringen,  Hamburg, 
wohl  auch  Hessen^  u.  wenigstens  hier  im  Anschluss  au  preuss.  Staatsbahuverwaltungeii 
*ind  doch  wohl  unausbleiblich,  so  dass  dann  das  gesammte  deutsche  Eisenbahnwesen 
wenigstens  auf  6  grosse  Cowplexe  'unter  Voraussetzung  der  schon  eingeleiteten 
weiteren  Verstaatlichung  der  wichtigsten  preuss.  Privatbahnen)  reducirt  wurde. 
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Oesterreich.  Hier  war  die  Entwicklung  unter  dem  Einflüsse  einer  wechselnden 
Politik  u.  später  in  Folg«*  der  Finanznoth,  die  zur  Anspannung  des  durch  die  Staats- 
babnen  repräsentirten  Realcredits  nöthiirtc ,  eine  ganz  andere  als  in  Deutschland.  Ioi 
Beginn  der  Eisenbahnära,  1837,  beliielt  sich  der  Staat  das  Recht,  Eisen- 
bahnen zu  bauen  u.  zu  betreiben,  vor.  ohne  davon  einstweilen  Ge  braue  1. 
machen  zu  wollen.  Schon  1830  war  die  K.  Fcrdin.-Nnrdbalmges.  ^Wieii-schle>. 
Grenze  u.  Galic.  niit  Abzweig,  nach  Brünn*  concess.  worden.  1 S3S  wurde  die  Wien- 
Glogguitzer  Ges.  begründet,  ani.  zugleich  für  die  Linie  Wien-Raab  u.  Pressb.  Gleich- 
wohl ging  der  Staat  IM! — 12  zum  Staat* bahnsyste in  über,  durch  welches  die 
Hauptlinien  ausgeführt  weiden  sollten  (Wien- Prag -sächs.  Grenze,  Wien  - Triest.  vestl 
Wien-Jlaiern .  Venedig-Mail.-Como).  Dies  geschah  auch  grossentheils.  Ferner  wurde 
1853  die  Wien  -  Gloggnitzer  R.  gekauft,  lsr>l  die  Krak.  -  Obersehl.  il844  Tora  Freist 
Krakau  concess.),  1850  die  Ungar.  Centralb.  übernommen,  so  dass  im  Beginn  der 
"»Oer  Jahre  alle  Hauptbahnen  mit  Ausnahme  der  wirbt.  Ferd.-Nordb. 
(u. d. alten Budw.-Linz-Gmund. Pferdeb.) i mEige nth.  u.  Ret  ri cb  d es  Staats  waren. 

In  der  Mitte  der  50  er  Jahre  wurden  diese  sümmtl.  Bahnen  aber  rasch  nach- 
einander meistens  au  grosse  zu  diesem  Zwecke  neu  gegründ.  Gesellschaften 
abgetreten,  —  in  der  Form  gewöhnlich  für  90  Jahre  zur  Ausbeutung  überlassen, 
nicht  gegen  ein  j&hrl.  Pachtgeld,  das  nur  bedingt  beim  Steigen  des  Reinertrags  über 
eine  gew.  jährl.  Rente  noch  hinzutritt,  sondern  gegen  eine  in  wenigen  Raren 
rasch  nach  einander  fällige  Zahlung  einos  grösseren  Kapitals.  Dabei 
wurden  die  meistens  sehr  theureii  ^SUdbahn  Wien  -Triest!),  aber  noch  nicht  einmal 
alle  ganz  vollendeten  und  erst  in  den  Beginn  ihrer  Rcntabilitätspcriode  getretenen 
Rahnen  weit  unter  den  Kosten  weggegeben,  obgleich  anfangs  der  günstige  Stand 
iles  Geldmarkts  beim  Schluss  des  Krimkriegs  die  Yeräusserung  gerade  um  diese  Zeit 
mit  empfohlen  haben  mag.  Nur  der  zufällige  Umstand,  dass  Oesterreich  die  italien. 
Provinzen  bald  darauf  verlor,  lässt  «las  Verkaufsgeschäft  für  einen  Theil  der  Linien 
nicht  so  ganz  ungünstig  erscheinen.  Ausserdem  hat  speciell  die  unkluge  u.  verfrühte 
Rankpolitik  Rruck's.  in  Folge  deren  ohne  irgend  genügende  Yorbereit.  die  Baarzahlung 
dem  Wiener  Münzvertrag  gemäss  am  1.  Jan.  Is59  aufgenommen  werden  sollte,  zu 
einigen  dieser  raschen  Ycräusserungen  der  Bahnen  beigetragen,  ohne  Erfolg  für  den 
Zweck.  Zuerst  wurden  l S54  55  auf  90  J.  v.  1858  an  gerechnet  die  nürdl.  (böhm  - 
mähr.)  u.  südöstl.  (ungar.)  Staatebahnen  nebst  einem  grosseren  Bergw.-  u.  Forst- 
complex  an  die  sog.  Staatseisenbahngesellschaft  (österr.-französ. .  vulgo  im 
Börsenjargon  „Franzosen")  für  200  Mill.  Fr.  in  Edelmetall,  zahlbar  in  30  Monats- 
raten, abgetreten.  Dann  folgten  1850  die  lomb.-venet  Bahnen  für  92  Jahre  (bis 
1948)  abgetreten,  wofür  70  Mill.  Lire  biunen  5  Jahreu  zu  zahlen  waren,  ev^utnell 
30  Mill.  mehr,  zu  zahlen  aus  d.  Hälfte  des  7%  Rcinertr.  tt  berstet  g.  Gewinns,  statt 
welcher  Summe  auch  eine  Abfindung  des  Staats  mit  20  Mill.  L.  eintreten  konnte,  in 
0  u.  7  J.  zur  Hälfte  zahlbar.  Rückkaul'sreeht  des  Staats  von  1889  an.  gemäss  dem 
wirkl.  Ertrag,  unter  Festhaltung  eines  Minimums.  Ebenfalls  1 850  wurden  begonnene 
Staatsbahustre«  keu  im  mittleren  Ungarn  der  Thcissb.  gegen  Kapitalzahlnng  über- 
lassen. Die  fert.  u.  im  Rau  hcgrillencn  galie.  Rahnen  (Krakau-Deinbica  u.  Zweigb., 
Dcmb.-Rzcscow-Przcmysl)  wurden  1 S5S  bis  z.  J.  1952  abgetreten  für  13*19  MilL  fl. 
C.-M.,  aber  erst  v.  1MJ3  an  in  10  Jahresraten  zu  zahlen,  also  um  den  Discont 
niedriger  anzureehnen.  Kleine  andere  westgalic.  Strecken  kaufte  1858  die  Ferd - 
Nordb.  dem  Staate  ab.  Endlich  wurden  185s  noch  »I.  th.  fert.,  th.  begonnenen  südL 
( W  ien  -  Triest)  u.  Tiroler  Rahnen  an  die  mit  der  lombard.  Ges.  verbundenen  Süd- 
bahnges.  abgetreten,  gegen  100  M.  fl.  ö.W..  wovon  nur  10  Mill.  sofort,  weitere  60  MUL 
in  verschiedenen  Raten  von  1859—0(5  u.  30  Mill.  überhaupt  nur  bedingungsweise  ans 
der  Hälfte  des  etwaigen  Reinertrags  über  7%  von  1870  an  zu  entrichten  waren;  von 
dieser  Zahlung  h.ittc  sich  d.  Ges.  coutractlich  auch  mit  20  Mill.  fl.  Avcrsionalsumme. 
v.  1^71  an  in  4  Raten  zahlbar,  befreien  können  ;  über  diese  eventuelle  Schuld  ist  in 
dem  Vertrage  vom  13.  April  ls07  Art.  12  Neues  verabredet  worden,  neml.  Zahlung 
von  1  J(l  des  Rruttoertrags  über  107,000  Ii.  p.  Meile  —  östr.  Netz  u.  venet.  Linien  — 
u.  v.  1  4  dsgl.  übet  110,000  fl. .  oder  20  Mill.  fl.  in  4  Raten  ä  5  Mill  fl.  1.  Nov. 
|s73  —  70.  Durch  die  Abtretung  v.  Lomb.  Venet.  an  Italien  sind  diese  Verhältnisse 
verwickelter  geworden.  Concess.  dauert  bis  1954.  Vorbehalt  d.  Wiedereinlösung  d. 
aligeti.  »ahnen  v  IVI5  an.  Na«  h  lange  vergcbl.  Bemühungen  ist  im  J.  1870  eine 
Trennung  des  österr.  Sudbahnnetzes  von  <len  derselben  Geselhch.  gehörigen  Linien  im 
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K.  Italien  gelangen,  die  zu  neuen  Transaktionen  zwischen  der  österr.  Regierung  u. 
der  genannten  Gesellschaft  fahrte.  —  Die  meisten  Gesellschaften  hatten  Verpflichtungen 
/.um  Ausbau  bestimmter  Linien  übernehmen  müssen.  Für  fast  alle  diese  Bahnen  hat 
der  Staat  aber  noch  eine  Zinsgarantie  v.  5°/0  ^ius  u.  1/;,°/Q  Amortis.  gewahrt.  Die 
Höhe  der  aus  diesen  und  späteren  Zinsgarantien  zu  zahlenden  Vorschüsse  ist  sehr 
bedeutend,  s.  die  Daten  oben  S.  457.  Sämmtl.  abgetretene  Hahnen  hatten  bis  E.  1S59 
33626  Mill.  11.  C.-M.  gekostet  u.  waren  für  168-56  Mill.  fl.  C.-M.  (z.  Th.  in  Silber) 
verkauft  worden,  also  fast  genau  mit  50°/0  Verlust  (wenn  man  von  den  später  nur 
eventuell  fälligen  Zahlungen  absieht),  —  im  Grunde  noch  mit  einem  grösseren,  da  der 
Gewinn  am  Agio  der  in  Metall  gezahlten  Kaufgelder  hinter  dem  Verlast  an  Discont 
der  später  fäll.  Summen  zuruckblieb. 

Seitdem  herrschte  in  West- Oesterreich  fast  ausschliesslich  das  Privat- 
bahn- u.  Privatverwaltungssystem.  Es  haben  sich  aber  wesentliche  Uebel- 
stände  desselben  auch  in  finanz.  Beziehung  herausgestellt:  Schwierigkeiten  bei  der 
Kegelung  der  Garantieverhältnisse,  bei  d.  Uebernahme  von  sogar  vorgekommenen 
Betriebsdefici teu  auf  den  Staat,  und  bei  den  ungarantirten  neueren  Privatbahnen 
noch  jrrösserc  Mängel,  indem  die  Bahnen  z.  Th.  nicht  lebensfähig  sind  u.  dem 
Bankerott  verfallen.  Deshalb  ist  in  neuester  Zeit  auch  in  Oesterreich  der  Gedanke, 
diese  Bahnen  Seitens  des  Staats  zu  ubernehmen  u.  Staatsbahneu  zu  bauen,  wieder 
ernstlicher  in's  Ange  gefasst  worden,  u.  in  den  letzten  Jahren  in  Aasführung  begriffen, 
u.  zwar  gerade  mit  aus  finanz.  Rücksichten.  Einmal  wurden  seit  1S74  verschiedene 
kleinere  Bahnstrecken  vom  Staate  gebaut  oder  von  kleinen  Priv.gesellschaften  über- 
nommen, wobei  der  Betrieb  zunächst  gewöhnlich  von  den  benachbarten  grösseren  Priv.- 
bahnen  nach  vertragsmäss.  Bedingungen  geführt  wurde  (Staatsbahnen  f.  1881  616  KU., 
ausserdem  die  dalmatinischen'.  In  anderen  Falleu  wurde  umgekehrt  —  auf  Grund 
der  Zinsgarantieverhältnisse  —  die  Verwaltung  von  Privatbahnen  vom  Staate  über- 
nommen ^Kronprinz  Rudolf-B.  S00  Kil.,  in  Staatsverwalt.  seit  1 880 ,  Vorarlberg!),  dsgl. 
seit  1S82,  90  KU.).  Jüngst  ist  dann  auch  eine  eigentliche  Verstaatlichung  einer 
Priv.b.gescllsch.  erfolgt,  neml.  der  Elis.-Wcstb.,  Ges.  v.  23.  Dec.  1881,  v.  Anf.  1882 
an,  1)46  Kil.  gegen  59'2  Mill.  5°/,,  Goldrente  f.  d.  Actien.  Diese  Bahn  steht  geogr. 
mit  der  Kronpr.- Rudolf-B.  u.  demnächst  mit  der  Vorarlbergb.  durch  die  in  Bau 
begriffene  Staatsb.  Innsbr.  -  Bludenz  (Arlbergtunnel)  in  Verbindnng  u.  wird  wie  diese 
vom  Staate  verwaltet.  So  ist  bereits  wieder,  ein  grösserer  westösterr.  Staats- 
bahncomplcx  für  die  Verbindung  Wiens  mit  Baiern  u.  der  Schweiz  ent- 
standen (die  fehlende  Strecke  Wörgl-Innsbruck ,  zur  Südbahn  gehörig,  wird  von  der 
Staatsb. verwalt.  mit  benutzt).  Aach  die  steirische  Staatsb.linie  (Pola,  Rovigno-Divaoea) 
ist  18S3  in  eigene  Verwalt.  des  Staats  übernommen.  Gleiches  gilt  von  den  nieder- 
österr.  Stuatsbahnen.  Für  die  eigens  verwalteten  Staats-  u.  die  vom  Staate  verwalteten 
Privatbahnen  besteht  die  „Direction  f.  Staatseisenb.betrieb"  in  Wien.  <S.  Arch.  f. 
Kisenb.wes.  1882  S.  213  IT.)  Länge  der  Staatsbahnen  A.  1883  c.  1750  Kil.  Der  dein- 
nächstige  Ablauf  des  Privilegs  der  wichtigen  K.  -  Ferd.  -  Nordbahn  könnte  zu  einer 
bedeutsamen  Vergrösserung  des  Staatsbahnuetzes  t  Ober  -Schlesien  u.  Galizien)  führen 
Doch  ist  das  Ergebnis»  zu  führender  Verhandlungi  n  noch  nicht  abzusehen.  In  Gali- 
zien ist  1882  ebenfalls  mit  d.  Bau  v.  Staatsb.  begonnen  worden.  (Abzweigungen 
galiz.  Transversalb.»,  dsjrl.  in  Böhmen  u.  Mähren  (Transv<  rs.b.>,  wobei  die  betreff. 
Kronländcr  aus  eigenen  Mitteln  contribuiren. 

In  Ungarn  hat  man  bald  nach  der  wiedererlangten  finanz.  Selbständigkeit  den 
Staatsbahn  bau  selbst  in  ziemlich  erhebl.  Umfange  in  Angriff  genommen,  wie  es 
scheint  zu  schnell,  ohne  genügende  Berücksichtigung  der  möglichen  Rentabilität,  auch 
ohne  richtige  Beachtung  des  Priocips,  dass  bei  dünner  Bevölkerung  zunächst  die 
Hahnen  nach  dem  extensiven  System  zu  bauen  sind.  Länge  der  im  gar.  Staat s- 
bahn  Anf.  1870  1004  KU.  Ausserdem  Privatbahneu  mit  Zinsgarantien.  In  den 
letzten  Jahren  hat  sich  durch  Neubau  u.  Uebernahme  von  Privatbahnen  das  Staatsk- 
netz  noch  weiter  ausgedehnt,  so  dass  es  bereits  den  grössten  Theil  der  ungar.  Bahnen 
timfasst.  Die  Reinerträge  sind  dürftig,  aber  in  kleiner  Steigerung  begriffen.  (Auch 
über  Ungarn  Näheres  Uber  d.  neueren  Verhältnisse  im  Arch.  f.  Eiscnb.wes.k 

Auf.  1871  waren  in  Betrieb  in  Cisleithan.  883,  in  Transleithan.  489,  zua. 
1372  M.  geogr.,  Kostenaufw.  f.  1046'5  M.  im  Betrieb  916  2  Mill.  fl.  ö.  W.  (ob  hier  die 
u  rspi  unirl.  Baukosten  der  Staatsb.  voll  gerechnet  sind,  oder  nur  die  Kaufpreise,  welche 
die  Gesellschalten  gezahlt  haben V;  Anf.  1870  in  Betrieb  incl.  Local-  u.  Montanbahnen 
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in  der  westlichen  Rcichshälftc  10,695,  in  d.  östlichen  6673,  zus.  17,36S  KU.  — 
Kapitalaufw.  bis  E.  1873  nach  Stürmer  4054*2  Mill.  M.  (wohl  fl.  zu  2  M.  gerechnet '•. 
p.  Kil.  262,i>00  M.  Länge  der  eröffn.  Bahnen  A.  1882  in  Westöstcrr.  11.692,  in 
Ungarn  7211.  zu?.  18,403  KU. :  ausserdem  291  Kil.  in  Bosnien. 

Belgien.  Hier  wurde  durch  d.  (ies.  v.  1.  Mai  1S.H4  ein  Staatsbahnsysteni  für 
die  wichtigsten  Routen  des  Inlands  u.  die  liauptsäehl.  Verbindungen  mit  dem  Ausland 
eingeführt  u.  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1837  erweitert.  —  ein  für  das  Staatsbahnsystem 
überhaupt  folgenreicher  und  zur  Nachahmung,  z.  B.  in  den  deutschen  Mittelstäaten. 
auffordernder  Vorgang.  Bis  Mitte  der  40  er  Jahre  war  dies  Netz  auf  Staatskosten  aus- 
gebaut. Dann  trat  eine  Stockung  ein.  Es  erfolgten  Cuneosionen  an  Privatgesellsch.. 
durch  welche  das  belg.  Bahnm-tz  längere  Zeit  fast  allein  weiter  ausgebaut  worden  ist. 
Erst  in  neuester  Zeit  bat  der  Staat  den  Bau  selbst  wieder  in  die  Hand  genommen, 
anfangs  in  kleinem  Umfange.  >eit  1870  wieder  starker.  Auch  ist  seitdem  eine  grossere 
Anzahl  Privatbahnen,  theils  in  das  Eigenthum,  theils  in  die  Verwaltung  des  Staat* 
übernommen  worden.  Im  (tanzen  stellt  Belgien  daher  jetzt  ein  Land  des  gemischten 
Systems  dar,  wo  die  Staatsbahnen  aber  die  wichtigsten  Kouten  umfassen.  Die  Staats- 
bahnen fast  »ranz  und  ein  kleinerer  Theil  der  Privatbahneii  stehen  unter  Staats- 
verwaltung, dsgl.  viele  kleine  Bergwerks-  u.  dgl.  m.  Nebenbahnen,  die  übrigen  Hahnen 
unter  Privatverw.,  wobei  öfters  Pachtverhaltnisse  vorkommen.  Auch  einzelne  kleine 
Staatsbabnsti  ecken  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet.  Auf.  1870  waren  in 
Betrieb  1163  Meil.  Staatsb.,  wofür  243  7  M.  Fr.,  u.  263  3  Mill.  Privatbahnen,  irof. 
bis  A.  186$  51511  Mill.  Kr.  verwendet  waren.  Auf.  1876  umfassten  die  Staatsb. 
2024,  die  Privatbahnen  1475,  zus.  :t499  Kil.  Nach  Stürmer  (II.  42)  kosteten 
E.  1873  d.  Staais-  u.  angekauften  Privatbahnen  307  Mill.  M..  p.  Kil.  440.000  M. 
A.  1882  umfasste  da»  bei».  Netz  4182  KU.,  wovon  in  Staatsbetrieb  2888  (davon 
vom  Staate  gebaut  1153,  v.  Staate  Privatgesellsch.  abgekauft  1409,  zus.  2562  Kil. 
Staatsb.  in  Staatsbetrieb,  ferner  Privatb.  in  Staatsbetrieb  325  Kil.);  in  Privatbetrieb 
1294  (wovon  Staatsb.  10.  Priv.b.  1284  ».  Die  Staatsbahnen  hatten  bis  dahin  789  7  M.  Kr. 
nebst  319  8  M.  Fr.  Annuitäten  f.  rückgekauftc  Bahnen  gekostet,  zus.  1109  5  Mill.  Kr. 

Niederlande.  Ein  gemischtes  System  besteht  auch  hier.  Man  begann 
Endo  der  30er  Jahre  mit  Privatb.  <  Holland.  B.  Amsterd.  -  Haa«  -  Rottetd..  eröffnet 
1839—47.  Rhein,  lt..  Amst.-Utrecht-preuss.  Grenze,  1843— 56V.  eine  v.  Staat  begonn. 
Strecke  (Amst.- Arnheimi  wurde  1852.  der  Khein.  lt.  überlassen.  Auch  für  die  Ver- 
bindungsbahnen mit  Belgien  wurden  Gesellschaften  concessionirt.  Nach  d.  Ges.  v. 
18.  Aug.  1860  worde  dagegen  ein  grosses  Staatsbahnnetz,  das  sich  namentlich 
auch  auf  die  nordöstl.  abgeleg.  Theile  erstreckt,  begründet,  mit  einem  Kostenanschlag 
von  100  Mill.  fl.,  wovon  jährl.  wenigstens  10  Mill.  11.  verwendet  werden  sollten.  Dies 
Netz  ist  jetzt  vollendet.  Umfang  d.  Staatsb.  Anf.  1*70  108*6  M.,  Kosten  107  66  M.  fl.. 
also  p.  Meile  nicht  viel  mehr  als  im  D.  d.  deutschen  Bahnen.  E.  1875  war  d.  Staatsb. 
990  Kil.  lang,  Kapitalaufwand  bis  E.  1874  155  2  M.  Mark,  p.  Kil.  nur  198.000  Mark. 
Deu  Betrieb  auf  d.  Staatsb.  besorgt  die  ..Gcscllsch.  für  d.  Betrieb  d.  niederl.  Staars- 
bahnen",  eine  Acticnges.  mit  12  Mill.  11.  Kap.,  wovon  A.  1871  die  Hälfte  emittirt 
war  (s.  S.  733).  Die  Privatbahnen  (excl.  Grossbcrz.  Luxemburg)  bildeten  1876  3  Gesell- 
schaften  von  zus.  551  Kil.  Länge.  Daher  Länge  im  Königreich  1541  KU.,  z.  Th.  nach 
Belgien  u.  Deutschland  hineinragend,  wogegen  umgekehrt  belg.  u.  deutsche  Betriebs« 
strecken  in  Holland  liegen.  Anf.  IS82  im  Ganzen  2022  Kil..  wovon  1117  bei  d. 
„Ges.  f.  d.  Betrieb  v.  Staatsb.",  der  Beat  bei  2  grösseren  u,  4  kleineren  Gesellschatten. 

Luxemburg.  Die  Wilh.  Luxeinb.  Bahn  von  170  Kil.  Länge  ist  bis  1912 
dauernd  zum  Betriebe  der  Verwaltung  der  elsäs<-.-lothr.  Reichsbahnen  überlassen  (Vertr. 
d.  I).  Reichs  mit  d.  Luxetnb.  Regier,  v.  II.  Juni  1872,  Reichstes,  v.  15.  Juli  1872 
u.  18.  Juni  1873.  s.  mein  Reichsfinanzwes.  in  v.  HoltzcndorlTs  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
III.  163).  Der  Betrieb  erforderte  Jahre  lang  Zubusse  <1874  37°/0  der  Bruttoeinnahme), 
jetzt  giebt  er  Ueberschüsse.  Ausserdem  existirt  in  Lux.  die  v.  d.  belg.  Staat- b.  ver- 
walf.  Prinz-Heinr-B.  von  jetzt  149  Kil.  Länge,  dann  40  Kil.  kl.  Sec.bahnen. 

Schweiz.  Bisher  fast  ausschliefst.  Privatbahnen,  wohl  unter  d.  Einfluss  polit. 
Anschaunngen.  Aber  auch  erst  späte  Entwicklung.  Noch  1*53  war  die  kleine  Linie 
Züric  h  -  Baden  die  einzige  Scbw.  B.  Das  Bundesges.  v.  1852  überliess  den  Bau  der 
Privatiudustrie.  die  t'onccssionirung  den  Kantonen,  mit.  gew.  Oberaufs.  d.  Bundes. 
Seitdem  gröss.  Ausbau  des  Netzes,  sämmtl.  Privatbahnen,  mit  Ausnahme  der  Berner 
Staatsb.  v.  >l  Kil.   <»esanimtlänge  I.Jan.  1870  1368  Kil..  wovon  57*6  Kil.  auf  fremde 
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Bahnen  38*8  auf  bad..  3'5  auf  elsäss.,  153  auf  französ.i  kommen.  Kosten  für 
1321  KiL  423  9  Mill.  Fr.  Länge  Mitte  1876  2243  Kil. ,  ausser  64  KiL  fremden 
Hahnen  gehörig  Länge  A.  1882  2606  Kil.,  excl.  68  Kil..  die  fremdeu  Bahnen 
gehören.  Baukosten  der  betriebenen  Strecken  bis  E.  1881  739-0  Mill.  Fr.,  p.  Kil. 
300*946  Fr.  Mehrlach  kautonalc  Beihilfen  /um  Hau.  so  iusbes.  für  die  (iotthardtb. 
Bestrebungen,  das  Eisenbahnwesen  an  den  Bund  zu  übernehmen,  sind  bei  schweiz. 
Politikern  schon  öfters  herrorgetreten.  Di<-  Gotthardtbahn  wurde  von  einer  Aotieu- 
t?«5sellschaft  mit  Hilfe  von  Beiträgen  einiger  Kantone,  dann  Italiens  u.  des  Deutschen 
Keiclis  (Ueich  auf  s.  K.chn.  u.  Beitrage  v.  deutschen  Bahnvcrwaltuniren)  u.  des  Bundes 
gebaut.  Die  in  Baten  zu  zahl,  deutsche  Subvention  ist  20  Mill.  Fr.  «.Ges.  v.  2.  Nov. 
1S71.)  Der  Fall  der  (iotthardtbahn  ist  von  prineip.  Bedeutung  f.  d.  Eisenbahn- 
politik :  er  zeigt  die  ungenügende  Kraft  des  Privatbahnwesens  (wenigstens  bei  so  zer- 
splitterten Linien  wie  in  d.  Schweiz),  solche  gewaltige  Unternehmungen  durchzuführen, 
sowie  die  Unfähigkeit  so  kleiner  Staatskörper,  wie  diu  Schweiz,  u.  so  organisirter.  wie 
der  dort.  Bundesstaat,  solche  Aufgaben  zu  bewältigen.  S.  üeigy,  Erört.  üb.  d. 
Schweiz.  Eisenbahnwcs.  Bas.  1874.  Auch  dio  jüngsten  Bestrebuniren  auf  Erwerb, 
v.  Priv  bahnen  durch  Bund  oder  Kantone  Hessen  sich  noch  nicht  verwirklichen. 

Dänemark.  Gemischtes  System.  Staatsb.  in  .Intl.  u.  Fühnen,  A .1876  819  Kil  . 
Priv  atb.  auf  Seel.,  Laal.,  Falster  348  Kil.,  zus.  1260,  1881  i.<J.  1576  Kil.,  wov.  1241  Staatsb. 

Schweden-Norwegen.  Mit  Privatbahnsystem  in  Schweden  1852  begonnen, 
alier  ohne  genüg.  Erfol».  Daher  dir  Hauptstrecken  vom  Staate  gebaut,  seit  1855, 
grösseres  Hahnnetz  1862  entworfen.  Die  Privatges.  haben,  z.  Tb.  mit  Staatsbeihülf»'. 
meistens  nur  kleine  Zweigbahnen  uebaut,  neuerdintrs  sich  aber  stark  ausgedehnt.  Im 
Betrieb  A.  1870  105*5  M.  Staatsbahu.  Kosten  91  1  Mill.  K.  D.  <zu  Ii  Sgr.  ;V4  Pf. 
•»rcuss.  ,  s88  M.  Privatb.,  ohne  kl.  Strecken  Pferdob.  A.  1876  1920  Kil.  Staats!.., 
2218  Kil.  Privatb.,  zus.  4138.  E.  1S74  kosteten  die  Staat>b.  A.  I4V9  M.  Mark.  p.  Kil. 
101,000  M.  A.  1SS3  i.  G.  6305  Kil.,  davon  2232  Kil.  Staatsb.  Kosten  der  letzteren 
2IP9  Mill.  deutsche  Mark,  der  Priv.b.  20P1,  an  d.  Priv.bahnen  gewährte  Staats- 
unterstütz, bis  E.  1881  48"7  Mill.  M.  In  Norwegen  ebenso  Staatsbahnen,  davon  % 
schmalspurig.  Kosten  E.  1873  37*4  M.  M  ,  p.  Kil.  breitspur.  9S,000,  Schmalspur. 
61,000  M.  1881  in  Betrieb  1117  Kil.  mit  945  M.  Mark  Anlagekosten,  E.  1882 
Länge  1329  Kil.  (Aich.  f.  Eis.ub.  1883  S.  375). 

Frankreich.  Mit  kl.  Pferdeprivat b.  wird  schon  1826  begonnen  (St.  Etienn<- 
Amlrczieux).  Erste  eigcntl.  Dampfb.  1857  crölfnet.  Paris-St.  Gcrmain.  Die  Priv  at- 
industrie erwies  sich  aber  nicht  ausreichend.  Daher  durch  d.  Ges.  vom 
II.  Juni  1842  Eingreifen  des  Staats,  Feststellung  eines  grösseren  Netzes,  an 
dessen  Ausführung  Staat,  nach  d.  ursprüugl.  Plan  auch  Depart.  U.Gemeinden,  wen 
später  fortfiel,  u.  Gesellschaften  sich  betheiligten.  Der  Staat  stellt  den  Unterbau,  die 
Gesellsch.  den  Oberbau  u.s.  w.  her  u.  übernehmen  den  Betrieb  für  40  .1..  wonach 
die  Bahnen  an  den  Staat  zurückfallen.  Dieses  Systein  war  erfolgreicher.  Bis 
1S48  waren  2222  Kil.  fertig,  für  797  Mill.  Fr.,  wovon  der  Staat  110  Mill.  geliefert 
hatte.  Aber  die  Entwickl.  war  doch  gegen  die  Nachbarlander  zurückgebliehen  u. 
gerieth  1848  ff.  wieder  in's  Stocken.  G rosser  Aufschwung  des  Privat  bah  n- 
systems  nach  dem  Staatsstreich.  Verlängerung  der  Concess.  auf  99  J.,  von  der 
Keid<  rung  begünstigte  Fusionirung  der  kl.  Gesellschaften  u.  neuer  Linien  mit  alten 
grossen  Gesellschaften,  Uebcrnahme  mancher  last.  Bedingungen  binsichtL  des  Baus 
von  Nebenlinien  in  der  Zeit  des  günst.  Geldmarkts  1852  II. —  1856.  N'-ue  Stockung 
durch  die  Geldkrisen  v.  1856  u.  57  u.  abermal.  Staatsi  nter venti  on.  Diese  bestand 
in  dem  1859  gesetzl.  und  durch  Vcrtrair  mit  den  Gesellschaften  eingeführten  System 
von  Zinsgarant.  (4  65 °/0)  für  den  Ausbau  eines  zweiten  Netzes  von  Zwischenbahnen 
durch  die  6  grossen,  meist  gut  rentir.  Gesellschaften  des  alten,  ersten  Netzes,  woran 
sich  1863  ein  drittes  Netz  unter  ähnl.  Beding,  anschloss.  Die  Zinsgarant,  bestanden 
1*63  für  4038  Mill.  Fr.  Durch  ein  Ges.  v.  12.  Juli  1865  wurde  auch  den  Depart. 
B.  Gemeinden  erlaubt.  Eiscnb.  v.  loc.  Interesse  zu  bauen  oder  zu  subventioniren.  Im 
J.  1870  waren  (incl.  Els.-Lothr.)  2346  6  Meil.  Bahnen  in  Betrieb,  wov.  231  Local-  u. 
3b'~  M.  Industrieb..  3352  M.  im  Ganz«  n.  einschliessl.  d.  fertigen,  concessionirt.  wovon 
205  2  M.  Localb.  Ges.  Aufw.  bis  1867  6173.  bis  1870  7059  Mill.  Fr.  v.  d.  Gesellsch., 
979  u.  bez.  1085  Mill.  Kr.  v.  Staate,  i.  G.  7152  u.  bez.  8024  Mill.  Im  Sept.  1871 
war  die  Lange  der  eröfftt.  Bahnen,  ohne  Eis.  u.  Lothr..  2228*5  Mill.  Es  ist  sehr 
wiihrsrheinlieh.  dass  der  Staat  sieh  linan/.iell  besser  ^  standen  hätte,  wenn  er  von  vorn 
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herein  alle  Balinen  ganz  allein  gebaut  und  betrieben  hätte  für  eigene  Rechnung, 
während  jetzt  die  gut  rentirenden  Linien  den  Privaten  gehören. 

Der  vorbehalten«;  Heimfall  sainmtl.  Bahnen  an  den  Staat  sichert  iutless«  u 
Frankreich  in  der  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  die  unentgeltl.  Verfügung 
über  ein  höchst  werthvolles  Object:  ein  Panct.  der  auch  f.  d.  deutsche 
Eisenbahnpolitik  beachtenswerth  ist,  weil  Frankreich,  ähnlich  wie  Oesterreich  und  alle 
Staaten,  die  sich  Heimfall  der  Bahnen  vorbehielten,  so  später  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  eine  Tarifwirthschaft  ganz  nach  d.  Gesichtspunctcn  d.  öffent- 
lichen Interesses  zu  betreiben.  —  In  Folge  des  Kriegs  und  seiner  Nachwirkungen 
ist  der  Eiseubahnhau  dann  eine  Zeitlang  nicht  sehr  rasch  vorgerückt.  In  Betrieb 
A.  1S74  n.  IST«  bez.  20,005  u.  21.701  KU.,  davon  Hauptbahnen  18,564  n.  19.7S4. 
Localb.  1278  u.  1803,  Industrieb.  163  u.  174.  Wirkl.  u.  noch  zu  machenden  Aufw. 
f.  d.  1S73  concess.  Netz  (ohne  Localb.)  8110  8  M.  Mark.  p.  KU.  309,000  M.  Davon 
Staatssubvention  13108  M.  M.,  wovon  bis  E.  1873  gezahlt  805*2  M.  M.  Die 
0  grossen  Gesellschaften  umfa&sten  v.  d.  Hauptbahnen  E.  1875:  17,885  Kil. .  neml. 
Nordb.  1762.  Sudb.  2031.  Ostb.  2255,  Westb.  2540,  Paris-Orleans-B.  41S6,  Par.  Lyon- 
Mittelmeer-B.  5102  KU.,  also  letztere  mehr  als  damals  noch  sämmtl.  preuss.  Staatsbahnen. 
Die  übrigen  1S99  Kil.  gehöreii  24  kleinen  Gesellschaften  (Sturmer  II,  36,  Franc  zu 
SO  Pfenn.  R.-W.  gerechnet). 

In  der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre  wurde  jedoch  wieder  mehr  gebaut.  Zu- 
gleich ist  iu  der  neuesten  Zoit  auch  in  Frankreich  der  Ueb  er  gang  zum 
Staaatseisen  bahnbesitz  u.  Betrieb  erfolgt:  ein  Punct.  von  besondrer  Bedeutung 
für  die  Systemfrage,  indem  man  dort  die  Erfahrung  machte,  dass  auch  ein  ge- 
thciltes  Privatmonopol  auf  diesem  Gebiete  schwere  Ucbclständc  habe  o.  dass  das 
System  der  „regulirten  Privatunternehmung*'  sich  nicht  bewährt,  indem  ..die 
Aulsichtsbehörden  mit  all  ihren  auf  d.  Papier  stehenden  Rechten  der  Misswirtbschaft 
der  Privatbahnen  gegenüber  von  Jahr  zu  Jahr  machtloser  wurden44  (Arch.  f.  Eisenb. 
1SS1  S.  21).  Für  den  Sax  schen  Standpunct  ist  diese  neuo  Erfahrung  ungünstig. 
U.  wenn  die  mehrfach  angeregte  Verstaatlichung  der  Priv.ltahncn  noch  nicht  gehingen 
ist  u.  zunächst  der  Sturm  gegen  letztere  sieh  noch  zu  verlaufen  scheint,  indem  man 
abermals  eine  ..Verständigung"  mit  den  grossen  Compagnieen  einging  (1883),  so  be- 
weist das  auch  nur.  dass  zumal  im  heut  Frankreich  die  Macht  dieser  Ge- 
sellschaften und  des  hinter  ihnen  stehenden  Privatkapitalismus  schon 
beinahe  unüberwältigter  geworden  ist:  eine  Bestätigung  unserer  früheren 
Auffassung  (§.  276)  u.  wiederum  eine  dem  Sax'schen  Standpunct  ungünstige  Er- 
fahrung, nach  der  es  kaum  mehr  Wunder  nehmen  kann,  dass  bereits  die  „Wiederher- 
stellung d.  Königthums"  als  „kapitalistische  Entreprise"  ins  Auge  gefasst  worden  ist,  — 
lauter  Belege  für  die  Berechtigung  des  socialpolit.  Standpuncts  dieses  Werks.  S.  bes. 
d.  Aufsätze  u.  Notizen  im  Arch.  f.  Eisenbahnwesen,  u.  A.  v.  v.  d.  Leyen.  1S81. 
Priv.  u.  Staatsb.  in  Fr.  (Abdr.  einiger  staatsb.freundl.  Artikel  d.  Gambetta'schen  Journals 
Republ.  franc.).  1S82,  Niederlage  d.  Priv.b.  im  franz.  Abg.hausc.  Durch  Ges.  v. 
18.  Mai  1S7S  wurde  durch  Erwerbung  einiger  kleinen  6  Gcsellsch.  gehörigen  Bahnen, 
die  in  der  Maehtsphäre  der  Orleansbahn  -  Gescllsch.  lagen ,  der  Anfang  mit  einem 
Staatsbahn  netz  gemacht.  Die  Linien  waren  z.  Th.  noch  in  Bau  begrilTen  (2615  Kil.. 
wovon  bei  (Jebernahine  1575  in  Betrieb).  Es  sind  durchwog  kleine  Nebenlinien  noch 
geringen,  aber  docli  steigenden  Ertrags,  bei  denen  die  schwierige  Staatsverwaltung 
sich  dennoch  gut  bewährt  hat  (s.  Arch.  f.  Eisenb.wes.  1  SSI  S.  157  IT.  u.  d.  gen.  Art 
der  Rep.  franc.).  Weitergehende  Pläne ,  bes.  betreffend  den  Ankauf  ,der  Örleansb.. 
sind  unter  mitwirkendem  Einlluss  der  ungünstigeren  Finanzlage  doch  voruemlich  der 
kapitalistischen  Opposition  zum  Opfer  gefallen.  Man  will  wieder  neue  Verträge  mit 
den  grossen  Compagnieen  schliessen,  um  die  weitere  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  zu 
bewirken  u.  sucht  abermals  sein  Heil  in  Verbesserung  der  Staatsaufsicht.  Angelegen- 
heiten, über  welche  i.  J.  1883  verhandelt  wurde.  Das  Monopol  der  6  grossen  Com- 
pagnieen  ist  so  im  Wesentlichen  noch  ungebrochen  geblieben.  Immerhin  ist  das 
Staatsbahnnetz  aber  noch  weiter  ausgedehnt  worden  u.  die  eigen«;  Verwaltung  des 
Staats  hat  Anerkennung  gefunden.  Namentlich  in  d.  Tarif politik  gingen  verschiedene 
Reformen  von  den  Staatsbahnen  aus.  Ueber  die  Höhe  u.  die  Verwirrtheit  der  französ. 
Privatbahnen  wird  viel  geklagt.  E.  1882  umfasste  das  sog.  „alte  Netz44  10,700  Kil.. 
wovon  auf  die  6  grossen  Gesellsch.  10,584  (Nord  1358  K.  mit  kilometr.  Einn.  in  1882 
auf  die  durehschnittl.  Betriebslänge  v.  102.182  fr..  Ost  744  u.  75.153  fr.,  West  MU 
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u.  95,978  fr.,  Paris-Orleans  2017  0.  01,068  fr.,  Paris-Lyon-Mitt. lmeer  4705  u.  67.671!  frM 
Süd  820  u.  »7,254  fr.).  Das  „neue  Netz4'  umfasstc  10,003  KU.  iNord  712,  Ost  2208, 
West  2247,  Par.-Orl.  2342,  Par.-Lyon-Mittelm.  1570,  Süd  1518,  die  kilom.  Einnahme 
in  1882  bei  diesen  Compagnieen  zwischen  15.545.  Par.-Mitt<dm.,  u.  34,715  fr.,  Ostb.). 
Beide  Netze  zus.  also  21,303  Kil.  Die  Staatsbahnen  haben  eine  Länge  v.  402**  KiL 
E.  18*>2,  mit  bloss  8350  fr.  p.  Kil.  Einnahme:  wieder  ein  Helen  dafür,  das*  auch 
bei  dem  System  der  „regulirtcn  Unternehmung"  in  Frankreich,  neben  grossen 
Zuschüssen  für  die  Priv.bahnen  (E.  1870  schuldeten  5  der  grossen  Comp,  dem 
Staate  für  Zmsgarantie/.uschüsse  583*2  M.  fr.,  wovon  475*9  M.  fr.  Kapital, 
107*4  IC  fr.  Zins  dafür,  nur  die  Nordb.  hat  alles  getilgt),  dem  Staate  die  Auf- 
gabe, die  schlechten  Linien  zu  übernehmen,  bleibt.  Das  ganze  französ. 
Netz,  incl.  808  Kil.  diversen  Gesellschaften  gehörender  Hahnen  u.  i:<2  Kil.  der  Rhone- 
11  Cenisb.  war  E.  1882  26,334  Kil.  lang  (Arch.  f.  Eisenb.wes.  1883  S.  882). 

Italien.  Kleine  Privatbahnen  in  Toscana,  Staatsbahnen  in  Sardinien  (Festland), 
aber  Uberh.  wenige  Bahnen,  zumal  ausserhalb  Oberitalien  (ein  paar  kl.  Strecken  bei 
Neapel),  bestanden  vor  der  Bildung  des  ital.  Staats  1859,  im  (ianzen  ausserh.  Venetiens 
19S  Meil.  Seitdem  zieml.  rascher  Aufschwung,  aber  Veräusser.  resp.  langjähr.  Ver- 
pachtung fast  aller  Staatsbahnen  und  Zinsgarautiesystein,  das  i.  A.  iur  1871  37*085 
Mill.  Fr.  Ausgaben  macht.  Im  Betrieb  E.  1868  759,  E.  1869  785  g.  IC.,  dazu  röm. 
Bahnen,  D»69  39  M.  Vereinigung  1865  zu  5  grossen  Gesellschaften.  In  neuester  Zeit 
1?5"6)  hat  d.  Staat  aber  begonnen  Privatbahnen  zu  erwerben  und  die  veräußerten, 
bez.  verpachteten  Staatsbahnen  zurück  zu  erwerben:  so  sämmtl.  Linien  der  österr. 
Südbahngesellsch.  in  Ober-  u.  Mittelitalien,  die  röm.  u.  d.  calabr.  sicil.  Bahnen.  Dazu 
trugen  neben  politischen  (Emancipation  von  d.  ausländ.  Einflüssen)  auch  f'inan/. 
Rücksichten  bei.  Im  Et.  f.  1876  sind  die  Zahlungen  auf  Zinsgarantieen  auf  47*5  M.  Fr. 
veranschlagt.  Doch  beabsichtigte  man,  die  Linien  an  Gesellschaften  auf  kürzere  Zeit 
zu  verpachten,  Kapitalaufw.  bis  E.  1874  2302  Mill.  Fr. 

In  jünirster  Zeit  lebhafte  theoret.  u.  pract.  legislative  Erörterung  der  Eisenbahn- 
frage in  Italien.  S.  darüber  verschied.  Mittheil,  im  Arch.  f.  Eisenb.wes..  bes.  d. 
zus.fass.  Aufs.  v.  Pieck,  nach  d.  ital.  Eisenb.-Enquetc-Commisa.,  Arch.  P*»82  S.  91. 
Diese  grosse  Untersuchung  (1878 — 81)  ist  reich  an  Thatsachen  u.  Argumenten  über 
die  System  fratre.  Die  Commission  entschied  sich  schliesslich,  ohne  durchschlagende 
Gründe,  für  die  Befürwortung  von  Verpachtung  von  Staatsbahnen  an  grössere 
Gesellschaften,  bes.  an  2.  die  sicli  nach  der  Längsaxe  Italiens  in  das  Baiinnetz  zu 
tbeilen  hätten  (adriat.  u.  Mittclmccrnctz.  Mit  nach  holländ.  Muster  wird  ein  Entwurf 
von  solchen  Pacht-  od.  Betriebsüberlassungsvcrträgen  (auf  60  J.)  aufgestellt,  bei  dein 
es  mir  durchaus  zweifelhaft  bleibt,  ob  man  damit  bessere  Erfahrungen  als  mit  dem  französ. 
System  der  „regulirtcn*'  Privatbahnen  inachen  würde.  S.  Absen.  4  u.  Die  Begründung  des 
tli.  allgemeinen  th.  f.  Italien  geltenden  vermeintl.  Vorzuirs  des  Privatbetriebs  der 
Bahnen  überzeugt  nicht  u.  die  nicht  durchaus  rünstigen  Erfahrungen  mit  dem  Staats- 
betrieb auf  den  oberital.  Bahnen  sind  aueh  kein  genügender  Beweis  in  der  Frage. 
Vorläufig  ist  aber  auf  den  neu  erworbenen  oberital.  u.  röm.  Staatsbahnen  der  Staats- 
betrieb gesetzlich  nur  als  Provisorium  genehmigt  so  v.  Neuem  durch  Ges.  v. 
24.  Dec.  1882  bis  Ende  1^S'{).  Der  Ankauf  der  Sndbahnen  warf.  18s3  vertragsmäss. 
vorbehalten.  Länge  der  Linien  im  Mittel  l^si  8953  Kil.,  davon  Staatsb.  5638  (4295 
provis.  v.  Staate  selbst  betrieben).  Priv.bahnen  4315.  (935  v.  Staat  betrieben  !. 

Spanien.  Erste  B.  erst  1848,  stärkerer  Bau  in  den  50er  und  00er  Jahren. 
Privatbahnsystem  u.  Privatbetrieb,  /ahlreiche  zersplitt.  Unternehmungen,  aber  Staats - 
Subventionen.  Länge  fertig  A.  1870  733  M.,  im  Bau  273  M.  Kapitalaufw.  bis 
1809  746*9  Mill.  Escudos  (zu  2  Fr.  70  c).  E.  1875  fertig  5796  Kil.,  Vermehr,  seit 
1870  nur  327  Kil.  Kosten  bis  1870  1073*8  M.  M.,  wovon  303*1  M.  M.  Staatssubv. 
Länge  d.  Bahnen  E.  1*>81  7739  Kil.,  au  c  00  Gesellsch.  concessionirt.  davon  die 
grösrten  2666—1847—1074—734  Kil.  Baukapital  bis  E.  1880  147  1  Mill.  M.  Staats- 
subvent  525  Mill.  M. 

Portugal.  Privatb..  (französ.  Ges.  v.  ISOOl  u.  Staatsb.  Neuerdinirs  Ausdebn. 
d.  Staatsbahnen.    1882  i.  G.  1219  Kil.,  wovon  584  Staatsb. 

Rumänien.  Privatb.,  mit  Staatsgarantie,  namentl.  die  bekannte  Stroussberg'sehe 
Eiscnbahnunteriiehrnung.  die  nach  Aufhebung  d.  früh,  t'oncession  in  eine  Actiengcs. 
verwandelt,  danu  verstaatlicht  wurde*,  neuerdings  weitere  Ausdehnung  des  Staatsb.  - 
systems,  woneben  aber  noch  Priv.bahnen. 
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Türkei.  Kleine  Strecken  Gescllschaftsbahnen  schon  älter.  Grosses  Eisen- 
bahnnetz der  „Gescllsch.  d.  türk.  Bahnen"  mit  Staatsgarantie  in  theilweiser  Aus- 
führung begriffen,  wofür  1870  eine  Prämicnanl.  v.  noin.  792  MilJ.  Fr.  (reell  356  6  M  i 
ausgegeben  wnrde.  Fertig  J580  Kil.  1876.  Seitdem  Verkleinernng  der  Linienlänr- 
durch  die  Gebietsverluste  o.  Störung  der  Entwicklung  durch  die  neuen  polit  Ereignisse 

Kussland.  Grosse  u.  bedeut.  Ausdehnung  bald  nach  d.  Krimkrieg,  bes.  in 
den  60er  Jahren  u.  in  allerneuester  Zeit.  Fast  ausschliesslich  Privatbahn- 
system, aber  mit  Zinsgarant  und  starken  Vorschüssen  ans  d.  Staats- 
kasse zu  welchem  Zwecke  Anleihen  aufgenommen  wurden.  Die  wichtigsten  Staatsb.. 
Petersburg-Moskau  (Nicolaib.),  ist  aus  Finanzrücksichten  verkauft  worden.  Die  oherc. 
Staatsb.  Warschau  -  österr.  Grenze  wurde  sehon  1657  veräussert,  bez.  auf  75  J.  ver- 
pachtet. Lange  d.  Bahnen  1SV2  22*788  Kil.,  wovon  1021  Kil.  Staatsbahne«.  Di* 
.  Vorschüsse  an  Eisenbahngesellschaften  betrugen  1875  205*6  M.  Kübel  Papier  qdJ 
397-5  Mill.  Kübel  Silber,  1880  bez.  318  3  u.  666*5  Mill.  K.  Bei  dieser  Sachlage 
wo  die  Kapitalbeschaffung  grossenthcils  nur  durch  Vermittlung  des  Staatscredits  er- 
folgt ist,  läge  die  Verstaatlichung  der  Bahnen  in  Russland  noch  naher, 
als  in  anderen  Ländern.  S.  Arch.  f.  Eisenb.wcs.  1SS2,  S.  148.  Die  finnlind. 
Bahnen  (S43  Kil.)  sind  Staats  bahnen. 

Gross britannien.  S.  Cohn  a.  a.  <).,  (auch  d.  Forts,  im  Arch.  f.  Eisenb. . 
Keines  Privatbahnsystem.  Erste  Bahn  1830  eröffnet,  dann  langsame,  zuerst 
1836  stärkere  Vermehrung,  darauf  bes.  nach  giinst.  finanz.  Folgen  der  bisher.  Bahnen 
grosse  Ausdehnung  1845  (I.  Bedent.  Abnahme  der  Kente,  grosse  Fusionirungen. 
Periodisch  sehr  schwank.,  aber  im  Ganzen  doch  stetig  fortschreit.  Ausbau,  jedoch 
vielfach  schlechte  Finanzlage  und  andere  mit  dein  Privatbahnsystem  zusammenhäng 
Uebelstände.  AUuiäli»  grössere  Controle  des  Staats  auch  über  das  Finanzwos.  der 
Bahnen  versucht,  aber  wenig  in  Betr.  der  Verwaltung,  Tarife,  erreicht.  Neuerding* 
häuf.  Erörterung  der  Frage,  die  Bahnen  (wie  bereits  die  Telcgr.)  auf  den  Staat 
zu  übernehmen,  was  mit  irl.  Bahnen  beginnen  soll.  Hier,  in  Irland,  sind  aueb 
Staatsunterstützungen  in  Form  v.  Darlehen  an  Eisenbahngesellschaftcn  erfolgt 
iCohn  I.  315).  Drei  Viertel  der  brit.  Bahnen  gehören  20  grossen  Gesellschaften.  di<- 
meist  aus  einer  Anzahl  Amalgamationon  entstanden  sind,  s.  Cohn,  bes.  I,  K.  5.  So 
hatten  1875  3  Gesellsch.  2585,  2495.  2286  Kil.  Länge.  5  zwischen  1000—2000.  Ge- 
sammtes  Anlagekapital  E.  1875  630  2  M.  Pf.  St.  p.  Kil.  1874  461.000  M..  —  seit 
25  Jahren  im  Durchschnitt  wenig  gestiegen.  1850  p.  Kil.  442,000  M.,  s.  Stürmer 
II,  33.  Cohn  II,  276.  Länge  E.  1881  29  257  Kil.  (Engl.  u.  Wales  20615,  Schott!. 
4715.  Irl.  3927),  Anlagekapital  745*52  Mill.  Pf.  St.,  Nottoeinnahme  31'83  Pf.  Sl 
Für  die  Unlösbarkcit  des  Problems  eines  nach  öffentlichem  Interesse  regulirtcn 
Priv. bahn wesens  liefert  die  Geschichte  in  England  bes.  treffende  Belege.  S.  auch 
Cohn 's  gen.  Aufs,  im  Archiv. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Fast  ganz  Privat  bah  nsystem 
aber  mit  oftmal.  erhcbl.  Unterstützungen  der  Staaten  u.  selbst  der  Bundes- 
regierung in  Land,  Gold  n.  s.  w.  Oft  sehr  unsolide,  rein  bctrügl.  Verwaltung. 
Länge  A.  1842  767,  1S51  2361.  1861  6644,  1870  10.248  1871  11,581  geogr.  Meilen. 
E.  1*75  119.352  Kil..  Kosten  2573  5  Mill.  Doli,  bis  1871.  bis  E.  1875  4674  Mill.  D., 
Länge  A.  1S82  168,749  Kil.  Im  J.  18S2  kosteten  152  122  Kil.,  für  die  Bericht- 
vorlagen.  25544  Mill.  Deutsche  Mark,  Rohcinn.  3083,  Keineinn.  1176  M.  Mark 
lArch.  Iss2.  S.  410).  Das  amerikan.  Eisenb.wcsen  zeigt  potencirt  die  Schaden  de> 
britischen.  Grosse  Tarifmiiswirthsch.  u.  Ausbeutung,  die  wieder  Gegenagitationen  im 
Volke  hervorruft:  ungleiche  Spurweiten;  freilich  aber  kühnes,  speculatives  Vorgeben, 
wie  die  verschiedenen  Paciticbahnen  zeigen. 

Brit.  Ostindien.  Länge  A.  1876  10,153  Kil.,  wovon  fast  Vit,  Staatsb. 
Länge  E.  1881  15.992  Kil.  Die  Bahnen  jetzt  in  erhcbl.  Maasse  Staats-  u.  Provine- 
bahnen.    S.  Arch.  f.  Eis.  1883.  S.  354. 

Dieser  Ueberblick  iiber  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  u.  der  System- 
frage zeigt,  dass  es  in  der  europ.-amerk.  Cnltnrwclt  zu  einem  völligen  Siege  de* 
Staats  bahn-  u.  Staats  betriebsprineips  zwar  auch  jetzt  noch  nicht  gekommen  ist. 
dass  dieses  Princip  aber  immer  mehr  Boden,  wie  in  der  Theorie,  so  in  der  Praxis 
gewonnen  hat  und  wie  in  Deutsch land,  so  wohl  in  Oesterr.,  Frankr.  u.  Italien 
in  nicht  ferner  Zeit  herrschen  wird. 
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3.  Abschnitt. 

Eisenbahnen. 
2.  Anlage  der  Eisenbahnen. 

Das  Folgende  war  in  der  Ausfuhrung  neu  in  der  vor.  (2.)  Aufl.  dieses  Bands. 
Einige  massgebende  Gesichtspuncte  sind  jedoch  schon  in  §.  246  d.  G.  A.  Kau 's  von 
mir  gegeben  worden.  Dre  ökonomische  Seite  der  Frage  war  mir  damals  schon  klar, 
aber  wesentlich  förderte  mich  seidem  bes.  v.  Weber  hinsichtl.  der  technischen 
Seite  a  der  Folgerungen  daraas  f.  d.  ökonomische  Seite.  S.  o.  S.  665,  bes.  Weber's 
Individualis.  d.  Eisenbahnen  u.  seine  Secundärbabnen.  Die  Gestaltung  des  Staatsbahn- 
wesens muss  nach  den  Gesichtspuncten  des  Texts  erfolgen.  Vgl.  auch  v.  Kubeck, 
Selbstkosten  des  Eisen  bahn  baus,  Herl.  Viertcljahrschr.  f.  Volkswirthscb.  1876. 

Was  hier  für  die  Eisenbahnen  spcciell  ausgeführt  ist.  gilt  principiell  für  das 
ganze  Gebiet  des  Communications-  u.  Transportwesens.  Vgl.  die  dafür  leitenden  ähn- 
lichen Gesichtspuncte  von  SchSffle,  ges.  Syst.  2.  A.  S.  4S9  ff.,  Roscher  Syst.  III 
§.  76  fT.  u.  bes.  Sax's  gen.  Werk,  wo  das  Princip  der  Entwicklung  vom  extensiven 
zum  intensiven  Verkehrswesen  consequent  überall  nachgewiesen  wird,  nam.  I,  44  ff., 
auch  in  Schunberg's  Handb.  I,  369  ff. 

I.  —  §.280.  Die  Individualisirung  des  Eisenbahn- 
baues oder  extensiver  und  intensiver  Eisenbahn  bau. 
Die  Anlage  von  Eisenbahnen  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 
Leistungsfähigkeit  dieses  Communicationsmittels  erkannt  hatte,  bei 
Staats-  und  Privatbahnen  zu  einseitig  nach  rein  technischen 
Rücksichten  erfolgt,  unter  Hintansetzung  der  ökonomischen 
Seite,  namentlich  in  Bezug  auf  den  erforderlichen  Kapital- 
aufwand. 

Unter  den  technischen  Momenten  wurden  wieder  einseitig  diejenigen,  welche 
die  Schnelligkeit  des  Transports  ermöglichen,  ins  Auge  gefasst.  Dabei  hat  theils 
eine  Ueborschätzung  der  ökonomischen  Bedeutung  der  Schnelligkeit,  welche 
die  Eisenbahnen  erlaubten,  theils  keine  genugende  Unterscheidung  des  Bedürf- 
nisses der  Schnelligkeit,  nach  Kategorieen  von  Trausportobjecten  —  Personen  und 
Guter,  dann  Güterarten  —  und  nach  Zeit-  und  Ortsverh&ltnissen  stattgefunden. 
Es  wurde  übersehen,  dass  vielfach  der  ökonomisch-technische  Hauptnutzen  der  Eisen- 
bahnen nicht  in  erster  Linie  in  der  Schnelligkeit  des  Transports,  sondern  in  der 
Ermöglichung  eines  Massen transports  mit  einem  relativ  geringen  Kraftaufwand, 
insofern  mit  geringen  Kosten  liegt.  Und  es  worde  ebensowenig  beachtet,  dass 
die  grosse  Schnelligkeit  (die  „normalmässige",  die  „eisen  bahnmässige") 
im  Allgemeinen  nur  für  den  Personen-,  nicht  für  den  Güterverkehr,  Bedürfniss 
ist,  ferner,  dass  schon  bei  ersterem,  vollends  bei  dem  zweiten  je  nach  Personen-  und 
Güterkategorieen,  nach  Landes-  und  Zeit  Verhältnissen  sehr  verschiedene 
Schnelligkeitsgrade  bedurft  werden,  bez.  ausreichen.  Ein  andrer  Vortheil  der 
Eisenbahnen,  die  möglichste  Pünctlichkeit  des  Transports,  daher  die  sichere 
Vorausberechenbarkeit  seiner  Zeitdauer,  verglichen  mit  anderen  Transport- 
arten, besonders  mit  der  Schiüfahrt.  worde  ebenfalls  nicht  immer  in  seiner  grossen 
ökonomischen  Bedeutung  gewürdigt  oder,  wenn  er  erkanut  wurde,  zu  leicht  mit 
dem  Schnelligkeitsmoment  in  Verbindung  gebracht.  Er  besteht  aber  unabhängig 
von  letzterem  und  kommt  auch  bei  verhältnissmässig  sehr  langsamem  Transport 
ganz  ähnlich  als  Glanzseite  der  Eisenbahnen  in  Betracht. 

Die  ökonomisch  nachtheilige  Folge  war,  dass  unsere  Eisen- 
bahnen bis  vor  Kurzem  fast  allenthalben  nach  einer  Schablone, 

A.  Wjfnnr.  Finanmi<iv»n.x»)isft.   I.  :i.  Aull.  \() 
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mindestens  in  demselben  Lande  fast  ganz  gleichartig  in  tech- 
nischer Beziehung,  namentlich  was  die  Beschaffenheit  des 
Bahnbaus  anbetrifft,  angelegt  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  auf  die  Ermöglichung  schnellsten  Transports,  den 
doch  nicht  einmal  aller  Personenverkehr  benöthigte.  Dieser 
schnellste  Transport  bedingte  dann  aus  SicherheitsrUeksichten. 
zumal  bei  dem  bevorzugten  und  früher  meist  überwiegend  be- 
achteten Personenverkehr,  eine  entsprechende  technische  Be- 
schaffenheit des  Bahnkörpers.  Daraus  ergab  sich  zwar  eine 
technisch  hohe  Vollendung,  aber  folgeweise  nothwendig 
auch  eine  enorme  Kostspieligkeit  des  gesammten  Eisenbahn- 
wesens, besonders  des  eigentlichen  ßahnbaus. 

Neben  den  nachtheiligen  Folgen  für  die  Volkswirtbschaft ,  die 
einen  so  unermesslichen  Theil  des  Nationalkapitals  dem  Eisen- 
bahnbau zuwenden  und  dadurch  doch  unvermeidlich  anderen  Pro- 
duetionszweckeu  entziehen  musste,  ging  daraus  natürlich  auch  eine 
langsamere  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  hervor,  als  sie 
bei  geringerer  Kostspieligkeit  des  Bahnbaus  möglich  gewesen  wäre. 

Die  jetzt  vorliegende  Aufgabe  ist  daher,  mit  Webers 
Worten,  die  „grössere  Indi  vidualis  irung  des  Eisenhahnbaus", 
wovon  die  Entwicklungsfähigkeit  des  Eisenbahnwesen* 
und  die  Grösse  seines  volkswirthschaftlichen  Nutzens  wesentlich 
mit  abhängt.  Diese  „Iudividualisirung"  des  Eisenbahnbaiis  ist 
aber  nichts  Anderes  als  die  Anwendung  des  von  v.  Thtinen 
gelehrten  Gesetzes  der  Relativität  des  Werths  der 
Ackcrbausysteme  oder  des  Gesetzes  der  nothwendigen 
Bedingtheit  des  Acke  rb  ausy  stem  8,  der  Extensivität 
und  Intensi  vität  der  Landwirtschaft  durch  die  allgemeinen 
volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Orts  und  der 
Zeit,  auf  den  Wegebau,  hier  speciell  auf  den  Eisenbahn- 
bau, —  wie  denn  jenes  Thttnen'schc  Gesetz  sich  überhaupt  zn 
einem  allgemeinen  Gesetze  des  Bodenbaus  erweitern  lässt. 
Es  muss  demnach  auch  im  Eisenbahnbau  extensiver  und 
intensiver  Bau  und  beide  in  verschiedenen  Graden  statt- 
rinden, im  Interesse  der  ganzen  Volkswirtschaft,  namentlich  in 
Betreff  der  möglichst  produetiven  und  möglichst  sparsamen  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals,  wie  im  besonderen  Interesse  des 
Eisenbahnwesens,  seiner  weiteren  Entwicklung  und  seiner 
richtigen  Stellung  und  Function  im  Communications-  und  Trans 
portwesen. 
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Die  hohe  volkswirtschaftliche  Bedeutung  einer 
richtigen  Indi vidualisirung  des  Eisenbahnbaus  tritt  durch 
eine  nähere  Betrachtung  des  Einflusses  der  volkswirtschaftlichen 
Entwicklung  eines  Landes  auf  die  ökonomischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbaus  und  der  Rückwirkung  des  letzteren  auf  die 
Volkswirtschaft  in  folgender  Weise  hervor. 

Für  d.  tcchn.  Momente  s.  bes.  Weber's  Schule  d.  Eisenbahnwesens,  .1.  A.  v. 
Schmitt  und  die  S.  (565  gen.  kleinen  Schriften  Weber's,  die  sehr  reich  an  wicht, 
nationalökon.  Gcsichtspuncten  sind.  Jetzt  auch  Sax,  bes.  I,  35 — Iii,  II,  2G5 — 356, 
ders.  in  Schönberg 's  Handb.  I,  360  ff.  Abschn.  1. 

Nach  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  die  Höhe  der  Zinsfüsse  und  der 
Arbeitslöhne  verschieden,  indem  in  der  höher  entwickelten, 
reichen  Volkswirtschaft  der  Zinsfuss  niedriger,  der  Lohn  höher 
ist  und  umgekehrt.  Zugleich  macht  dort  dieBeschaffungeines 
grossen  Kapitals  weniger  Schwierigkeit.  Dies  äussert  Alles 
seinen  wesentlichen  und  ganz  berechtigten  Einfluss  auf  die  Ver- 
theilung  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals 
bei  einer  Unternehmung  und  fällt  vor  Allem  schwer  ins  Gewicht 
bei  stets  so  ausserordentlich  kostspieligen  Anlagen  wie  Eisenbahnen 
(und  manchfach  analog  überhaupt  bei  Wegebauten  und  Verkehrs- 
anstalten). 

Die  möglichst  vollkommene  Herstellung  einer  Bahn,  die  Vermeidungen  starker 
Steigungen  —  also  mehr  Einschnitte  —  Curven  —  also  längere  Hahnlinie  oder  bei 
kürzerer  Linie  umfänglichere  Erdarbeiten  oder  Bauten  — ,  der  Bau  von  Tunneln,  be- 
sonders auch,  um  theuren  Grumlerwerb,  um  Steigungen  zu  vermeiden,  von  eisernen 
oder  massiven  statt  Holzbrücken,  die  Ueber-  oder  Unterführung  der  Bahn  bei  Wege- 
Ubergängen,  statt  der  Passage  im  Bahnniveau,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  für  zwei 
und  mehr  Geleise,  die  Ausfuhrung  des  Doppelgeleises ,  die  Benutzung  schwererer 
Schienen  (breitbasiger  statt  Stuhlsehicncn)  oder  von  Stahlschienen  statt  Eisenscbicnen, 
von  imprägnirten  statt  nicht  imprägnirten,  von  eichenen  statt  buchenen  und  kieferaen 
Schwellen,  die  Einführung  eisernen  Oberbaus,  die  Legung  von  zahlreichen  Geleisen 
auf  den  Bahnhöfen,  das  Drehscheiben-  statt  des  Weichensystems,  die  Einrichtung 
grosser  Bahnhöfe  und  grosser,  massiver  Gebäude  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  —  das  Alles  re- 
pr&sentirt  einen  relativ  grösseren  Aufwand  an  stehendem  Kapital  und 
erfordert  daher  Uberhaupt  von  vorneherein  die  Ansetzung  eines  grösseren 
Anlagekapitals  verglichen  mit  einer  möglichst  einfach  und  billig  gebauten  Bahn. 
Bei  letzterer  wird  dann  aber  gerade  wegen  der  geringeren  technischen  Qualität  der 
Anlage  der  regelmässige  Aufwand  für  die  Bahn verwaltu n g  unter  den 
Betriebskosten  relativ  grösser  sein,  d.  h.  das  umlaufende  Kapital  wird 
verhältnissmässig  stärker  hervortreten.  Soll  dann  bei  einer  solchen  Bahn  die 
Sicherheit  einigermaßen  gewährleistet  sein,  so  bedarf  es  —  wenigstens  bei  Voraus- 
setzung schnellen  Fahrens —  vollends  eines  um  so  grösseren  Aufsichtspersonals 
(Bahnwärter  u.  s.  w.\ 

Im  Grossen  und  Ganzen  vertritt  das  nordamerikanischc  Bahnsystem  die 
Kategorie  des  zweiten,  des  „extensiven"  mit  verhältnissmässig  weniger  stehendem 
Kapital,  das  europäische,  besonders  das  englische  die  Kategorie  des  ersten, 
des  intensiven,  mehr  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden  Eisenbahnwesens,  —  nur 
dass  das  nordamer.  Eisenbahnwesen  wegen  des  hohen  Arbeitslohns  und  geringerer 
Rücksicht  auf  Sicherheit  die  letzt  erwähnte  Forderung:  viel  Aufsichbpersonal,  nicht 
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iinincr  peinigend  erfüllt.  Einige  Hauptuhel  des  uordamer.  Bankwesens  erklären  sich 
aus  dem  Zusammentreffen  schlechten  Baus  (weuig  steh.  Kap.^  imd  trot/dem  geringem 
Aufsichtspersonals  und  geringer  Sorgfalt  der  Unterhaltung  der  Bahn,  also  glcichzeiri? 
zu  wenig  umlauf.  Kapital.  Auch  /wischen  England  einer-,  dein  Contüient  anderer- 
seits, ebenso  /wischen  Westeuropa  und  Theilen  von  Ost-  und  Nordeuropa  zeigt  siel 
.  in  solcher  Unters,  bied  in  einigen  wichtigen  Puucten.  Die  Folge  ist  der  gleich 
anfänglich  höher.-  Kostensatz  der  englischen  verglichen  mit  den  andere 
Hahnen  und  der  äusserst  niedrig«*  der  nordanierikaiiischen  und  einiger  nacl 
deren  Muster  gebauten  europäischen  Halmen.  /..  B.  in  Schottland.  Skandinavien.  Suti- 
russlaud.  Vd.  die  vortrell  1.  Schilderung  des  Oharacters  der  Eisenbahnen  der  Hanp> 
Jänder  von  Weber.  Schule  d.  Kisenbahuw.s.  2.  A  .  Fr.  32  u.  II..  /.  Ii.  Fr.  40.  3.  A 
Kap.  2.  S.  32  II.  In  England  niedrige  Lage  der  Bahn  im  Terrain,  häutiger  Tonnet 
ti.  Einschnitte  als  Brucken  und  Dämme,  unigekehrt  in  Deutschland.  In  England  tntt 
eben  in  d.  ganzen  Anlage  und  ausseien  Erschein,  der  Bahn  das  Vorwalten  des  steh  n- 
den  Kap.  hervor.  Weber  hat  früher  das  den  verschiedenen  Bahnsysteuien  zu  Grund' 
liegende  natioualök.  Princip  nicht  erkannt,  d.  h.  er  war  noch  zu  sehr  Techniker,  uich: 
Nationalökonom.  In  s.  neueren  Schriften  tritlt  mau  grade  auch  die  richtige  volks- 
wirthsch.  Autfassung.  Es  würde  sich  ein  noch  stärkerer  Unterschied  kundgeben  unti 
kundgeben  müssen,  wenn  man  auf  dem  Contim-nt.  besonders  im  Osten  und  auch  ii. 
Theilen  von  Deutschland,  nicht  unter  Missachtuug  des  richtigen  volkswirthsc  Haft  liehen 
Princips  die  Bahnen  zu  allgemein  schon  anfänglich  mit  stärkerem  Aufwand  an  steh«  n- 
dein  Kapital  angelegt  hätte. 

Offenbar  kann  man  dem  „englischen"  und  dem  „amerika- 
nischen" Princip  keinen  unbedingten  Vorzug  vor  ein 
ander  geben.  Vielmehr  kann  hier  nur  von  einer  Relativität 
der  Vorzüge  der  Eisen  bah  nbausysteme  die  Rede  sein, 
wie  sonst  bei  den  Ackerbausystemen.  Das  amerikanische  System 
stellt  extensiven,  das  englische  intensiven  Eisenbahnbau  dar. 
Jedes  ist  für  seine  Verhältnisse  berechtigt. 

Bei  hohem  Zinsfusse.  geringer  Frequenz,  also  auch  geringer  Abnutzung  der 
Bahn  durch  den  Betrieb,  bei  geringerer  Bedeutung  des  Schuelligkeitsmomcnts  int 
Transport  empuchlt  sich  das  extensiv«.-,  bei  niedrigem  Ziusfusse  und  hoher  Frequenz, 
also  starker  Abnutzung,  und  bei  grosser  Werthlegung  auf  Zeitersparniss  das  intensive 
System;  das  erste re  um  so  mehr  da,  wo  auch  die  Löhne  niedrig  sind,  das  letzter-, 
da,  wo  sii-  hoch  sind  und  wo  die  Oonstruction  der  Bahn  für  grossen  Verkehr  und 
rasches  Fahren  bei  wenig  Aufsichtspersonal  vollends  >olid  sein  muss.  In  deu  weniger 
verkehrsreichen  (iegeudeu  Deutschlands  und  zumal  des  europäischen 
Ostens  hatte  man  also  das  extensive  System,  (auch  trotz  relativ  höherer  Betriebs- 
kosten für  die  Bahnverwaltung)  von  vorneherein  bevorzugen  und  erst  nach  und 
nach  bei  veränderten  Zinsfussen,  Lohnsätzen,  grosserer  Frequenz,  höherem  Werth  der 
Zeitersparniss,  in.  a.  W.  bei  grösserer  Volksdichtigkeit  und  entwickelterer 
Volkswirtschaft  mehr  stehendes  Kapital  in  die  Bahnaulagc  verwenden,  d.  h 
letztere  entsprechend  aus-  und  umbauen  und  intensiv  gestalten  sollen. 

Das  richtige  Princip  gelangt  jetzt  bei  «ler  Anlage  sog.  See  und  är bahnen  zur 
(ieltuug.  Aber  man  baut  ollenbar  noch  immer  zu  viel  Bahnen  als  Primär-  oder  Haupt- 
bahueii  gleich  von  Aufaug  au.  Bei  dem  jetzt  auch  bei  uns  erfolgenden  Uebergang  zu 
schwereren  Schienen,  Stahlschienen,  zu  Doppeltrelcisen ,  zu  einzelnen  Veränderungen 
der  Bahntrace,  /..  B.  der  Beseitigung  vou  Steigungen.  Gurveu ,  Umwegen,  schiefen 
Kbeucu.  Kopfstationen,  bei  der  Ersetzung  vou  rlolzcoustruction  durch  Eisen  u.  dgl.  tu 
wird  dasselbe  richtige  Princip  befolgt.  Es  ergiebt  sich  dann  auch  eine  Vermin- 
derung der  Bahnverwaltungskoäten.  aber  ein  höheres  Zinse rfordcriiiss  des  Anlage- 
kapitals. Auch  mit  dieser  Veränderung  hängt  die  wahrnehmbare  Steigerung  der 
Meilenkosten  in  Deutschland  wohl  etwas  zusammen,  während  das  relative  Gleichbleiben 
dieser  Kosten  in  England  sich  wohl  mit  daraus  erklärt,  dass  die  Bahnen  von  vorne- 
herein dort  sehr  intensiv  gebaut  wurden.    Bei  uns  hat  im  Staats-  wie  —  allerdings 
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zum  Thcil  in  Folge  des  Verlangens  des  Staats  —  im  P  ri  rat  bahn  bau  bis  vor  nielit 
langer  Zeit  zu  einseitig  der  technische  Staudpunct  bei  d.  Bahnanlagc  geherrscht.  So 
war  /..  B.  die  Anlage  von  Doppelgelcisen,  die  in  Conccssionsurkundcn  mitunter  von 
vornherein  vorgeschriebene  Anlage  des  Bahndamms,  der  Brücken  für  d.  Doppelspur 
auch  in  Deutschland  öfters  verfrüht,  ein  Verstoss  gegen  obige  Kegel.  Nicht  aus 
l'eberlegiing  und  Ökonom.  Verständniss.  sondern  aus  Unterschätzung  der  Verkehrs- 
eutwickiung,  also  aus  Zufall  ist  uian  in  Deutschland  u.  a.  L.  wenigstens  theilweisc 
bei  d.  ersten  Anlage  der  Bahnhöfe  richtig  verfahren:  man  hat  sie  anfangs  zu  klein 
angelegt  und  baut  sie  jetzt  um,  sparte  dadurch  früher  an  Kapital  u.  kann  jetzt  dem 
Bedarf n iss  gemäss  bauen,  —  kein  ökon.  Xachtheil  in  der  Kegel,  wie  man  wohl  irr- 
thumlich  mitunter  annahm.  Der  Kehler  war  nur,  dn>>  man  die  Bahnhöfe  gleich  zu- 
erst zu  kostspielig  baute  (.massiv). 

Besonders  wichtig  in  ökonomischer  Hinsicht  ist  der  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Höhe  der  Bahn  Verwaltungsaus- 
gaben, des  zweiten  Haupttheils  der  Betriebsausgaben  und  der 
Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage.  Es  kann  ein 
absolut  höherer  Betrag  an  solchen  Ausgaben  durch  geringere 
Beschaffenheit  der  Bahnanlage  und  daher  durch  grössere  Repara- 
turausgaben und  Beaufsichtigungskosten  verursacht  werden.  Dies 
ist  indessen  so  lange  ein  Vortheil,  als  das  Plus  dieser  Ausgaben 
über  den  bei  technisch  vollkommenerer,  aber  ökonomisch  noch 
nicht  nöthiger  Anlage  zu  verwendenden  Betrag  kleiner  ist  als 
der  Zins  des  in  diesem  Falle  erforderlichen  Plus  des  Anlage 
kapitals.  Damit  ist  auch  gleichzeitig  die  weitere  Regel  gegeben, 
wann  bloss  zum  Behufe  einer  Reduction  der  Bahn- 
verwaltungskosten eine  leichtere  Bahnanlage  in  eine  voll- 
kommenere verwandelt  werden  muss:  sobald  die  erwähnte  Zins- 
ersparung  kleiner  wird  als  die  von  der  Bahnbeschaftenbeit  bewirkte 
Steigerung  jener  Kosten.  Also  bei  steigendem  Arbeitslohn, 
vollends  wenn  damit  ein  Fallen  des  Zinses  verbunden  ist, 
und  bei  grösserer  Frequenz,  welche  die  Bahnverwaltungs- 
kosten leicht  auf  der  unvollkommeneren  Bahn  mehr  steigert  oder 
aus  technischen  und  Sicherheitsgründen  auf  ihr  etwa  gar  nicht 
möglich  ist. 

Analog  ist  in  verwandten  Fällen  zu  entscheiden.  Z.  B.  die  Anlage  einer  Bahn 
für  starke  Frequenz  koste  p.  Meile  000,000  Thlr.,  voraussichtlich  aber  habe  die  Bahn 
solche  Frequenz  erst  nach  längerer  Zeit,  wahrend  einstweilen  eine  leichtere  Anläse 
f.  400.000  Thlr.  ausreicht,  deren  Ausbau  später  noch  300.000  Thlr.  erfordert:  dann 
ist  dennoch  die  spätere  Bahn  für  700.000  Thlr.  billiger,  wenn  bis  zum  Zeitpuncte  des 
Bedarfs  die  Zinsen  und  Zinseszinsen  der  anfangs  ersparten  200,000  Thlr.  mehr  als 
100,000  Thlr.  betragen,  tiewiss  ein  uftmaligcr  Fall  bei  hohem  Zinsfusse,  z.  B.  in 
vielen  ostlichen  Theilen  Europas. 

Neben  dieser  Individualisirung  der  Eisenbahnen  nach  ganzen 
Ländern  und  Provinzen,  nach  Verhältnissen  der  Volksdichtigkeit 
und  nach  Stufen  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  muss  aber 
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nunmehr  noch  eine  consequente  weitere  Individualisirung 
der  Bahnen  nach  Local-  und  Z c i t Verhältnissen  erfolgen. 

II.  —  §.  281.  Die  practische  Durchführung  des  In 
dividualisirungsprincips.  Hier  liegt  nun  die  am  Schlosse 
des  §.  278  (S.  705)  schon  berührte  wichtige  Aufgabe  des  Staats 
vor,  eine  passende  Combination  der  eigenen  Staats 
thätigkeit  und  der  Thätigkeit  der  Selbstverwal- 
tungskörper bei  der  Anlage  und  dem  Bau  der  Bahnen  eintreten 
zu  lassen. 

S.  auch  hierfür  l>es.  d.  verschied.  Schriften  v.  Wcber's,  der  nur  zu  sehr  \oa 
seiner  Vorliebe  f.  d.  Privatbahnen,  mindestens  f.  d.  gemischte  System  geleitet  wird. 
Aber  seine  techn.  Gesichtspunctc  müsseu  auch  für  den  Nationalökonomen  die  leiteudrii 
werden.   Jetzt  Sax  II,  265  ir.,  bes.  284  ff. 

1.  Die  Hauptbahnen  ftir  den  grossen  durchgehenden 
Massenverkehr  der  Personen  und  Güter  muss  der  Staat 
selbst  Ubernehmen  und  sie  in  derjenigen  technischen  Voll- 
kommenheit, daher  auch  mit  demjenigen  ökonomischen  Kosten- 
aufwand herstellen  und  ausrüsten,  welche  durch  die  ganze  volks- 
wirtschaftliche Entwicklungsstufe  des  Landes  bedingt  werden. 

Auch  hier  ist  nacli  den  vorentwickelten  Grundsätzen  nicht  von  einer  gleiche n 
technischen  Vollkommenheit  der  Herstellung'  und  Ausstattung  in  allen 
Ländern  die  Rede,  also  z.  B.  nicht  der  technisch  an  sich  mögliche  höchste  Grad 
der  Vollendung  des  Bahnbaus  zu  erstreben,  wohl  aber  der  jeweilig  nach  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  des  Landes  passend  erscheinende  Vollkommenheitsgrad. 

Diese  Bahnen  können  Primärbahnen  genannt  werdeu.  Bei 
ihnen  ist  gleiche  Spurweite  im  ganzen  Lande,  womöglich  auch 
mit  den  Hauptbahnen  aller  angrenzenden  Länder ,  Haupt- 
bedingung auch  ihres  ökonomischen  Nutzens,  damit  das  Fahr 
material  beliebig  verwendbar  sei.  Letzteres  muss  daher  mit 
Rücksicht  auf  die  Verwendbarkeit,  d.  h.  thunlich  gleichartig, 
beschaffen  sein. 

Auf  d.  Continent  gleiche  Spurweite,  mit  Ausnahme  Kusslands  u.  z.  Th.  Spaniens 
In  England  lange  2  Systeme  der  Spurweite  in  Kampf.    Selbst  in  diesem  Puncte  di 
Gesetzgebung  sehr  ängstlich  in  Betr.  d.  Vorschrift  zu  nachträglicher  Aenderuinr  <i 
Spurweite.    Cohn  1.  201)  II'.    Die  ehemals  breitere  Spur  d.  bad.  Staatsbahnen  i>< 
umgeändert  worden. 

Die  weitestgehende  Gen  cralisirun  g  oder  Gleichmässigkeit  aller 
Gebrauchsgegenstände  vieler  Linien,  also  bes.  der  Wagen  (weniger  der 
Locomotiven)  verlangt  auch  v.  Weber  neben  intensivster  Individualisirunc; 
der  Bahnanlagen,  wobei  vielleicht  dem  Kelativitätsprincip  auch  beim  Wagenpart 
etwas  zu  wenig  Rechnung  getragen  wird.  ludivid.  d.  Bahneu  S.  43,  32  ff.  —  W 
Signalsysteme  sind  ebenfalls  nicht  einseitig  naeh  Sichcrbeitsrücksichten  gleicb- 
mässig  u.  technisch  möglichst  vollkommen  vorzuschreiben,  sondern  wegen  der  grossen 
Kostenverschiedenheit  nach  dem  Charactcr  der  Bahn  u.  ihres  Verkehrs  zu  Individuali- 
smen.   Weber  eb. 

2.  An  die  Primärbahnen  schliessen  sich  die  Bahnen  zweiten 
Rangs,  die  See undärbahnen  („Bahnen  untergeordneter  Be- 
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dciitung")  an.  Sie  zerfallen  nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr 
wieder  in  manche  verschiedene  „Rangclassen Die  wich- 
tigeren unter  ihnen  —  bedeutendere  Seitenbahnen,  Verbindungs- 
bahnen zwischen  mehreren  Bahnnetzen  u.  dgl.  m.  —  wird  in  der 
Regel  wieder  der  Staat  am  Besten  selbst  anlegen:  die  Secundär- 
bahnen  erster  Classc.  Aber  er  muss  sie  bereits  extensiver 
bauen,  nur  mit  gewisser  Rücksicht  auf  ihre  etwaige  spätere  Um- 
gestaltung zu  PrimUrbahnen.  Bei  den  weniger  wichtigen  Secundär- 
bahnen  können  sich  die  Selbstverwaltungskörper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betheiligen,  und  zwar  je  nach  dem 
Grade  der  Bedeutung  der  Linien  für  den  Verkehr  die  Provinzen, 
Bezirke  an  den  Secundärbahnen  2.  oder  3.  Classe,  die  Kreise 
und  Gemeinden  an  denen  3.,  4.  und  weiterer  Classe.  Die  Ex- 
tensivität des  Bahnbaus  kann  im  Allgemeinen,  von  besonderen 
Abweichungen,  welche  die  Terrainverhältnisse  nöthig  machen, 
abgesehen,  entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  h.  der 
Kapitalaufwand  für  die  Bahnanlage  relativ  immer  kleiner 
werden. 

Die  wichtige  Folge  wird  dann  sein,  dass  die  Dampf bahnen  schliesslich  in 
Pferdebahnen,  eventuell  die  Normalspur  in  Schmalspur  ubergeht  und  der  Wagenpark 
entsprechend  leichter  und  wohlfeiler  gebaut  wird.  Indessen  lässt  sich  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  auch  bei  den  Secundärbahnen  der  niederen  Classe  ein  etwas  grosserer 
Kapitalaufwand  für  die  Hahnanlage  rechtfertigen,  wenn  dadurch  der  leistungsfähigere 
Dampfbetrieb  und  die  Normalspur  erhalten  und  so  der  Uebergang  des  Wagenparks 
vou  einer  zur  anderen  Bahn  ermöglicht  wird.  Der  Dampfbetrieb  an  sieh  setzt  nicht 
nothwendig  immer  eine  technisch  viel  vollkommenere,  daher  kostspieligere  Bahnanlag.- 
voraus,  sobald  sich  nur  mit  einem  massigen  Maximalmaass  der  Schnelliu  k.  it 
begnügt  wird,  was  volkswirtschaftlich  oft  ganz  ausreicht.  Unter  dieser  Voraus- 
setzung steigert  sich  auch  der  Kostenaufwand  der  Normalspur  gegen  die  Schmalspur 
nicht  so  erheblich,  dass  nicht  der  »rosse  Vortheil  der  Glcichspnr  eine  hinlängliche 
Compensation  dagegen  bildete. 

Vgl.  auch  hiezu  lies.  Weber,  nam.  in  d.  „Secundärbahnen"  S.  8  II'.  Kr  wei^t 
nach,  dass  die  Verth  euerung  der  Bahnen  hauptsächlich  durch  die  Bedingungen, 
welche  die  Durchführung  der  eisenbahnmäss.  Schnelligkeit  stellt,  dann 
durch  die  Vorkehrungen,  welche  der  Personenverkehr  an  Oonstructionen  und 
Sicherheitsmassregeln  erfordert,  bewirkt  wird.  Bei  d.  oft  genügenden  geringeren 
Schnelligkeit  können  die  Bahnanlagen  auch  bei  Normalspur  viel  wohlfeiler  u. 
doch  genügend  sicher  werden.  Hier  liegt  dann  ein  techn.  Problem  in  d.  Con- 
struetion  v.  Locomotivcii,  die  auf  solchen  Secundärbahnen  eine  massige  Maxitnal- 
schnelligkeit  haben,  z.  B.  12  Kil.  p.  Stunde.  S.  W  eber  a.  a.  O.  S.  11  II'.  — 
„Grundzüge  f.  d.  Gestalt,  d.  secund.  Eisenbahnen"  (v.  d.  techn.  Commiss.  d.  Ver.  D. 
Eisenbahnern,  1S70.  Weber  veranschlagt,  eb.  S.  22,  die  Ersparung  von  Anlagekosten 
bei  Secundärbahnen  mit  Normalspur,  aber  langsamer  Geschwindigkeit,  verglichen  mit 
Hauptbahnen  schneller  Geschwindigkeit  auf  25-^-30%  im  Flachland,  ;?0--40  im  Hngcl- 
landc.  50 — 60  im  Gebirge.  —  S.  auch  Dem  arteau,  Gcdankenlese  üb.  d.  Fairlie'schc 
l^ocoinotivsystein  u.  Schmalspur.  S<  hienenstrassen  in  Oest.-Ung.,  Wien  (1874).  In  den 
letzten  Jahren  ist  die  Frag«;  der  Secundärbahnen  nach  allen  in  Betracht  kommen- 
den Seiten  auch  literarisch  lebhaft  erörtert  worden.  S.  u.  A.  noch  v.  Weber, 
staatl.  Ein  flu  ss  auf  de  Entwickl.  der  Secundärbahnen ,  Wien,  1878.  Die  preuss. 
Eisenbahnverstaatlichung  hat  auch  hier  forderlich  auf  die  Entwicklung  der  Anlage  \i. 
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des  Betriebs  v.  Secbahnen  gewirkt.  Mehrfach  sind  neuerdings  besondre  Mittel  f.  d. 
Rau  solcher  Bahnen  in  Prcossen  bewilligt  worden. 

3.  Die  See  undär bahnen  tieferer  Classe  kann  man 
Tertiär-,  Quartär  bahnen  u.  s.  w.  nennen.  Sie  dienen  wesent- 
lich rein  localen  Bedürfnissen  von  immer  geringer  werdender 
Bedeutung.  Deshalb  sind  sie  vornehmlich  von  den  Gemeinden 
für  deren  externen  Verkehr  in  der  Nachbarschaft  und  besonders 
für  den  internen  Verkehr  zu  bauen. 

liier  wird  die  Dampf  bahn  oft  durch  die  Pferdebahn  zu  ersetzen  sein.  Die 
Normalspur  sollte  indessen  auch  hier  nur  bei  wesentlichen  Vonheilen  in  ökonomischer 
Hinsicht  zu  Gunsten  der  Schmalspur  aufgegeben  werden.  Diese  reinen  Local bahnen 
wurden  dann  das  extensivste  Bahnbausystem  darstellen.  Auf  ihnen  wird  die  Ver- 
waltung von  der  Gemeinde  zu  fuhren  seiu,  während  die  Secundärbahncn  höheren 
Rangs  vornehmlich  von  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  mit  admiuistrirt  werden. 

Diese  Durchführung  des  Individualisirungsprincips  im  Eisen- 
bahnwesen entspricht  den  heutigen  Verkehrsbedürfnissen  und  der 
richtigen  Ausbildung  des  Systems  öffentlicher  Unternehmungen 
auch  in  der  materiell  -wirtschaftlichen  Sphäre  statt  der  privat- 
wirth6chaftlichen ,  speculativen  Unternehmungen.  So  vorzugehen 
ist  ökonomisch-technisch  möglich  und  in  dieser  wie  in  social- 
politischer  Hinsicht  wtinschenswerth.  Die  Ueberweisung  der  Primär- 
bahnen und  der  wichtigeren  Secundärbahnen  an  das  specnlative 
Actienkapital,  das  meist  allein  für  diese  Bahnen  bereit  steht,  ist 
aus  den  dargelegten  Gründen  zu  vermeiden.  Die  Secundärbahnen 
niederer  Classe,  die  Tertiärbahnen  u.  s.  w.  durch  Erwerbsgesell- 
schaften  oder  Private  herstellen  zu  lassen,  hat  einmal  wegen  der 
oft  geringen  Aussiebt  auf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  führt, 
wie  bei  internen  städtischen  Pferdebahnen,  vollends  zu  einem  fac- 
tischen  Monopol  und  entzieht  in  prineipieil  nachtheiliger  Weise 
der  localen  Selbstverwaltung  einen  für  diese  besonders  passenden 
Wirkungskreis. 

Weber  ist  hier  der  Privatthätigkeit  zu  einseitig  gunstig.   Stein  im  Handb. 
d.  Verwaltungslehre  vertritt  iu  diesen  Puncten  einen  unhaltbaren  Standpunct.  Auch^ 
in  England  schon  Stimmen  für  die  üebernahme  der  Tramways  Seitens  der  Commonen/ 
Cohn  II,  621. 

III.  —  §.  282.  Der  Eisenbahnbau  selbst.  Mit  der 
Durchführung  eines  richtigen  Eisenbahnsystems  der  geschilderten 
Art  ist  in  folgender  Weise  vorzugehen. 

1.  Es  mus8  zunächst  ein  allgemeiner  Eisen  bahn  b  an- 
plan („geographischer"  oder  „Linienplan")  für  das 
ganze  Staatsgebiet  entworfen  werden,  unter  steter  Berück- 
sichtigung der  Anschlüsse  an  den  Staatsgrenzen.   Ist  dies,  wie 
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vielfach,  früher  verbäumt  worden  und  demgemäß  schon  ein 
grösseres  Eisenbahnnetz  vorhanden,  so  muss  der  Plan  („Er- 
gänzungsplan") dennoch  nachträglich  entworfen  werden, 
nach  dem  leitenden  Gesichtspuncte,  die  Lücken  in  dem  wuthmass- 
lich  dann  noch  wenig  einheitlichen  Eisenbahnwesen  des  Landes 
passend  auszufüllen.  Abänderungen  der  Pläne  sind  natürlich  für 
die  Zukunft  nicht  ausgeschlossen. 

Ein  Hauptmangel  im  deutschen ,  engl.  Eisenbahnwesen.  —  Vorschlag  eines 
solchen  Eisenbahnplans  Seitens  d.  preuss.  Eisenbahn -Untersuchungscomm.  S.  157. 
Entwurf  u.  Bekanntm.  eines  Bahnnetzplans  in  Oesterreich  1854,  Czörnig,  Neu- 
gestalt S.  370.    Schwab«-.  Entwurf  eines  Eisenbahnplans  für  Preussen.    Berl.  1879. 

2.  Ein  solcher  erster  oder  Ergänzungsbauplan  ist  bei  jedem 
Eisenbahnsystem ,  auch  bei  dem  reinen  Privatbahn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  nothwendig,  ohne  dass  deswegen  von 
vorneherein  genau  für  jede  Linie  bestimmt  wird,  ob  sie  der  Staat 
oder  eine  Gesellschaft  bauen  soll.  Bei  dem  ausschliesslich  „öffent- 
lichen" oder  Staatsbahnsystem  werden  die  Hauptlinien 
dem  Staate  vorzubehalten  sein,  andere  können  gleich  den 
Selbstverwaltungskörpern  Überwiesen  werden,  entweder 
definitiv  oder  so,  dass  der  Staat  es  diesen  Körpern  Uberlässt,  eine 
Linie  etwa  früher  zu  bauen,  als  er  dazu  kommen  würde,  wobei 
dann  Staatsuntersttttzungen  besonders  zulässig  sind,  der  Staat 
sich  aber  die  spätere  Uebernahme  der  Linie  vorzubehalten  hat. 

3.  Der  Linienplan  ist  nach  dem  dargelegten  Princip  der 
Individualisirung  der  Bahnen  aufzustellen  und  demgemäss 
auch  die  Betheiligung  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper 
nach  diesen  „technischen  Rangclassen"  der  Bahnen  einzurichten. 

4.  Im  Staats  bah  nsy  stem  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass 
die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Eisenbahnbau  in  der  mehrfach 
erwähnten  Weise  thunlichst  gleichmässig  erfolgt:  m.  a.  W. 
neben  dem  geographischen  oder  Linienplan  ist  ein  Zeit- 
plan für  den  Ausbau  der  Linien  aufzustellen  und  möglichst  innc 
zu  halten. 

Dies  ist  gerade  bei  dem  Staatsbahnbau  ausführbar  und,  wie  gezeigt,  von  segens- 
reichen Folgen  für  die  Volkswirtschaft  als  Organismus,  bisher  aber 
auch  in  der  Praxis  des  Staatsbahnsystems  selten  gehörig  zur  Geltung  gekommen .  in 
Uebcreinstimmung  mit  der  allgemeinen  „Planlosigkeit",  welche  auf  diesem  Gebiete 
zu  beklagen  war  (Preussen!\  Auch  in  finanzieller  Beziehung  ist  eine  Ueber- 
stürzung  des  Staatsbahnbaus  in  kurzer  Zeit  zu  vermeiden.  Jede  Bahn  pflegt  eine 
gewisse  Zeit  zur  Entwicklung  ihres  Verkehrs,  mithin  ihrer  Kentabilität  zu  brauchen. 
Das  finanzielle  Risico  vermindert  sich  also  bei  einem  besonnenen  Vorgehen  im  Eisen - 
bahnbau.  In  Ungarn  zeigen  sieh  jetzt  die  Folgen  dieser  Nichtberücksichtigung  der 
Hilfsmittel  des  Landes.  —  In  Preussen  hatte  sich  bis  vor  Kurzem  die  so  einfache 
Erkenntniss  der  Abhängigkeit  des  Gangs  eines  grossen  Tlieils  des  Erwerbslebens  vom 
Eisenbahnbau  auch  noch  zu  wenig  Geltung  verschafft. 
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5.  Die  Geldmittel  zum  Eisenbahnbau  haben  Staat  und 
Selbstvcrwaltungskörper,  der  Praxis  gemäss,  in  der  Regel  durch 
Benutzung  ihres  Credits,  durch  Aufnahme  von  Anleihen 
zu  beschaffen. 

Die  gelegentlich  vorgeschlagene  sogar  mehr  oder  weniger  auss-  hliessliehe 
Verwendung  ordentlicher  Einnahmen  (Steuern!  zum  Eisenbahnbau  selbst  ist  jeden- 
falls nur  ausnahmsweise  passend.  Die  grossen  Summen,  um  welche  es  sich  hier 
stets  handelt,  sind  in  der  immer  unvermeidlich  etwas  drückenden  Form  von  Steuern 
schwerer  richtig  aufzubringen,  als  durch  Anleihen.  Und  während  solche  Steuern  einen 
ungleichen  Druck  ausüben,  vertheilen  sich  die  Y  ortheile  des  Eisenbahnwesens  eben- 
falls ungleich,  nach  Gegenden  und  V olkscl aasen .  ohne  dass  diese  beiden  Ungleich- 
heiten sich  compensircu.  Einen  bezügl.  Vorschlag  machte  Perrot,  der  liier  wie  in 
anderen  Eisenbahnfragen  sehr  zu  einseitiger  Auffass.  neigt. 

Um  in  Zukunft  hinsichtlich  des  leitenden  Finanzprincips  bei 
der  Bewirtbschaftung  der  Staatsbahnen  freie  Wahl  zu  erlangen,  ist  i  m 
Princip  aber  eine  regelmässige  Tilgung  der  Eisenbahn- 
schulden nach  bestimmtem  Plan  zu  befürworten,  —  abweichend 
von  dem  Grundsatze,  der  für  die  sonstige  allgemeine  Staatsschuld 
aufzustellen  ist,  deren  regelmässige  Tilgung  nach  gesetzlich 
festgestelltem  Modus  nicht  principiell  geboten  erscheint. 

Wie  diese  Tilgung  vorzunehmen  und  in  welcher  Form  die  betreffenden  EUea- 
bahnanleihen  aufzunehmen  sind,  das  ist  erst  in  der  späteren  Lehre  von  den  Staats- 
schulden (Band  8  d.  Fin.wiss.)  zu  behandeln.  Vorläufig  genügt  die  Bemerkung ,  dass 
die  Tilgung  der  Eisenbahnschulden  die  Aufnahme  der  letzteren  in  der  Form  sogen. 
Rentenschulden  nicht  nothwendig  ausschlicsst.  Ich  verweise  einstweilen  auf  meinen 
Art.  Staatssehuldeii  in  Bhmtschli  s  Staatswörterb.  X.  21  ff.  für  diese  Form  fragen,  -mch 
S.  H»  für  die  Tilgungsfrage.  Auch  meine  Abb.  iu  Schönbergs  Handb.  über  öffentl. 
Credit.  II.  4M  ff.,  bes.  §.  20.  Ueber  die  Einrichtung  der  Tilgung  der  Eisenb.schuld 
in  Preussen  nach  lies.  v.  27.  März  1SS2  s.  o  S.  710. 

Einzelne  weitere  Puncto,  welche  Anlage  und  Bau  der  Bahnen  bet reifen,  werden 
des  Zusammenhangs  halber  im  folgenden  Abschnitte  mit  berührt. 

4.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 

3.    Die  Verwaltung  der  Staatsbahnon. 

Durch  die  grossen  Verstaatlichungen  der  Bahnen  in  Preussen.  dann  auch  in 
<  »esterreich,  Italien,  Frankreich  ist  die  Verwaltungsfrage  in  ein  neues  Stadium  geruckt. 
B-  i  -1er  mit  Recht  meist  gewählten  Selbstverwaltung  der  Staatsbahnen  ist  für  ein  grosses 
Landesbahnnetz  die  Schwierigkeit  nicht  zu  verkennen ,  übermässige  Centralisation  der 
Verwaltung  zu  vermeiden.  liier  dürfte  die  neue  preuss.  Einrichtung  wobl  im  Ganzen 
das  allgemein  für  ein  grosses  Land  u.  -las  speciell  für  das  lang  gestreckte  preuss. 
Stnatsbahnuetz  Richtig.-  getroffen  haben.  Auch  auf  Verpachtungen  von  Bahnen 
oder  „Bctriebsüberlassungsverträge"  zwischen  dein  Staat  als  Eigenthünier  u. 
Betriebsgesellscbaften  ist  durch  die  Vorgänge  in  Italien  (o.  S.  7P.fi  manches  neue 
Licht  geworfen.  Endlich  hat  sich  gerade  beim  Staatsbahnsystctu  die  Vcrtret  ung  der 
Interessen  des  Publicums  erwünscht,  aber  auch  am  ehesten  möglich  gezeigt, 
indem  „Eisen bahnräthe"  zu  Vertretuugsk.-rp-  rn  gebildet  wurden,  die  zur  Verwaltung 
in  gewisse  Beziehung  gesetzt  werden.  Dies  alles  kann  hier  an  diesem  Orte,  dem  Zwecke 
dieses  Werks  gemäss,  nur  kurz  berührt  werden.    Eine  speciellere  Ausfuhrung  darüber 
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gehört  auch  nicht  einmal  in  die  „Eiscnbahupolitik"  als  Theil  der  Yolkswirthschafts- 
politik,  sondern  in  die  technisch- administrativ!;  Eisenbahnlchre. 

Das  verwaltungsrcehtlichc  Material  (Gesetze,  Verordnungen  u.s.w.)  Uber 
alle  Staaten  im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen.  Für  Preusson  s.  Kosub,  Organisation 
d.  Staatseisonb.venvalt. ,  Berl.  1881;  ders. ,  Verwalt.  d.  preuss.  Staatshahnen,  Berlin 
1881.  Reiches  Material  mit  kritischen  Erörterungen  bietet  die  italien.  Eisenbahn- 
enquete. S.  darüber  den  Aufs.  v.  Pieck  im  Archiv  1882,  wo  diese  Verwaltungsfragen 
bes.  eingehend  behandelt  sind  (S.  103  Uber  Verpachtungsformen).  —  Im  Allgemeinen 
s.  sonst  Sax  II.  190  fl.,  255  lf.,  357  AT.  passim.  Für  Vergleichspuncte  mit  «lein 
Privatbahn  system  ausser  Sax  auch  Cohn 's  gcu.  Hauptwerk  u.  dessen  neuere  Forts, 
im  Eisenb.-Arch. 

1.  —  §.  283.  Die  Verwaltungssysteme.  Die  Kegel  ist 
bisher  bei  den  Staats  bahn  en : 

1.  Die  eigene  Administration  durch  Behörden  des 
•Staats  selbst.  Nur  diese  Verwaltungsform  ermöglicht  es  voll- 
ständig, die  allgemeinen  Vortheile,  welche  das  Staatsbahnsystem 
haben  kann  und  derentwegen  es  gewählt  werden  soll,  zur  Geltung 
zu  bringen.  Nur  bei  ihr  kann  jederzeit  diejenige  Modifikation  des 
Bewirthschaftungsprincips  erfolgen,  welche  im  volkswirtschaft- 
lichen gegenüber  dem  finanziellen  Interesse  etwa  geboten  ist.  Die 
eigene  Verwaltung  des  Staats  lässt  sich  auch  technisch  und  öko- 
nomisch mindestens  ebensogut  einrichten  als  diejenige  einer  Ge- 
sellschaft. In  der  Hauptsache  muss  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nach  gewissen  gleichartigen  allgemeinen  Grundsätzen  besorgt 
werden,  wer  immer  ihn  führe.  Auch  erfahmngsmässig  steht  die 
Staatsverwaltung  des  Betriebs  hinter  der  Gesellschaftsverwaltung, 
wenigstens  bei  uns,  durchaus  nicht  zurück.  So  darf  die  eigene 
Administration  des  Staats  als  die  grundsätzlich  richtige  bc 
zeichnet  werden. 

Hieran  ändert  das  Ergebniss,  zu  dem  die  Eisenbahnuiitcreuchungs- Commission 
in  Italien  gekommen  ist,  m.  E.  nichts.  Ihr  Endbeschluss ,  ,.es  sei  vorzuziehen ,  den 
Betrieb  der  italien.  Eisenbahnen  der  Privatindustri.'  anzuvertrauen",  ist  nicht 
einmal  für  Italien  Uberzeugend  begründet  Die  ganze  Beweisführung  bewegt  sich 
iinim-r  noch  ifi  dem  alten  Geleise  der  brit.  ökonomischen  Doctrin  („in  der  burgerl. 
(iesells(  Ii.  hat  jede  Institution  ihr<>  eigene  Aufgabe  zu  erfüllen;  dem  Staate  lietrt  es 
ob.  zu  regieren,  den  Privaten  die  Gewerbe  zu  betreiben.  Deshalb  werde  auch  das 
Eisenbahn, ge werbe'  (sie!)  den  Privaten  anvertraut").  S.  Pieck  im  Archiv  1882 
S.  117.  Vgl.  auch  d.  kurze  Bcsprech.  d.  ital.  Enquete  in  Conrads  Jahrb.  18s2,  N.  F. 
B.  V.  62  f. 

2.  Für  die  zweite  Hauptform  der  Staatsbahn -Verwaltung, 
die  Verpachtung  oder  Betriebsüberlassung  an  Dritte, 
regelmässig  an  nachbarliche  Privatbahngesellschaften  oder  an 
eigens  für  den  Betrieb  gebildete  „ Betriebs- Acticngesellschaften" 
sind  wohl  folgende  drei  Fälle  zu  unterscheiden,  von  denen  nur  der 
dritte  hier  Bedeutung  hat,  weil  es  sich  bei  ihm  absichtlich  um  ein 
der  Eigenverwaltung  entgegengesetztes  Verwaltungssystem  handelt: 
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a)  Verpachtungen  von  grossen  Strecken  Staatsbahnen  sind 
mehrfach  als  Finanzoperationen  einer  in  bedrängter  Finanz- 
lage befindlichen  Regierung  vorgekommen. 

l'ebor  den  Inhalt  der  Verträge  entscheiden  ia  solchem  Falle  nicht  sachliche 
Erwägungen  hinsichtlich  der  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  der  Gcsammtheit  und 
im  finanziellen  des  Staate  liegenden  Puncte.  sondern  eben  die  concrete  Finauzlag<\ 
die  Notwendigkeit,  unmittelbar  möglichst  grosse  baare  Geldsummen  zu  erhaltet!  u.  s.  h  . 
Meistens  wird  hier  der  Pachtscbilling  auf  einmal  oder  in  wenigen  grossen  Kateu  ün 
Voraus  entrichtet,  also  kapitalisirt .  und  nur  etwa  für  spätere  Zeiten  dem  Staate  noch 
ein  Antheil  an  demjenigen  Reinertrag,  welcher  eine  gewisse  Höhe  überschreitet,  vor- 
behalten.  (Oesterreich  s.  o.  S.  714.1 

b)  Für  den  Inhalt  der  Verträge  bei  der  Verpachtung 
kleiner  Neben-  und  namentlich  G r e n z strecken  zur  Verbindung 
mit  anderen  Bahnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  auch  oft  nicht 
rein  ökonomische  Erwägungen  massgebend,  sondern  der  Wunsch 
des  Staats,  durch  günstige  Bedingungen  den  Anschluss  zu  ermög- 
lichen, oder  selbst  Verpflichtungen,  welche  er  in  dieser  Hinsicht 
eingehen  niuss  u.  dgl.  m. 

Heispiele  von  Pachtverhältnissen  bei  d.  Bahnen  in  §.  279  S.  712,  z.B.  bei  der 
Baior.,  Üldenb.  Bahn,  üeber  die  Pachtverh.  bei  d.  baier.  B.  s.  D.  Eisen bahnsUt 
IH65  S.  135,  1S66  S.  130.  Einn.  für  die  verpacht.  Strecken  18G9  34U,fiS6  fl.,  A.  f.  187! 
353.613  fl.,  Ausg.  für  d.  gepacht.  Strecken  1809  1,037.707  fl..  A.  1871  1,037.640  fl.. 
Bemerkeiiswerth  ist  die  Verpachtung  der  der  Übcrschles.  B.  gehörenden  Bergwerks- 
bahn an  Privatunternehmer  auf  kurze  Termine,  1S71  wieder  auf  12  J.  ausgeschrieben. 
Ein  neueres  Beispiel  der  Bahnpacht  bietet  d.  Vertrag  des  D.  Reichs  mit  der  Wilh.- 
Luxem  burgbahn,  s.S.  710.  —  Oeftere  Bahnpachten  in  Belgien,  mit  mancherlei  ver- 
schiedenen Stipulationen,  z.B.  einein  gewissen  Proeent  der  Bruttoeinn.  als  Pachtzins 
oder  einer  festen  Bahnmietbe  p.  Kilometer. 

c)  Soll  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  oder 
grosser  Hauptlinien  von  Staatsbahnen,  d.  h.  also  die 
Ueberlassung  des  Betriebs  der  Bahn  an  einen  Dritten,  daher  wohl 
meistens  wieder  an  eine  Erwerbs-,  speciell  Acticngesellschaft, 
keine  wesentlichen  volkswirtschaftlichen  und  finanziellen  Inter- 
essen des  Staats  beeinträchtigen,  so  müssen  wohl  folgende  sehr 
schwer  zu  erfüllende  Bedingungen  gestellt  werden,  weswegen 
wiederum  die  Selbstverwaltung  vor  der  Verpachtung  den  Vorzug 
verdient: 

«)  Verbleiben  einer  eingehenden  Controlc  über  den  Be- 
trieb, und  eines  Genehmigungsrechts  des  Staats,  namentlich 
für  das  Tarifwesen  (mit  Feststellung  von  Maximaltarifen  im 
Vertrage)  und  für  die  Transporteinrichtung. 

ti)  Gute  Instandhaltung  des  Bahnbaus  und  der  Ge- 
bäude u.  8.  w.  durch  den  Pachter;  Uebernahme  von  Neubauten 
(Gebäude)  eventuell  durch  ihn  gegen  Entschädigung  bei  Ablauf 
der  Pachtzeit.    Stellung  des  Fahrmaterials  oder  mindestens  des 
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während  der  Pachtzeit  neu  erforderlichen  womöglich  durch  den 
Pachter  und  ebenfalls  Ueberlassung  desselben  an  den  Staat  gegen 
Entschädigung  nach  Ablauf  der  Pachtzeit. 

y)  Nicht  zu  lange  Pachttermine  und  Möglichheit  für 
den  Staat,  unter  im  Voraus  grundsätzlich  festgestellten 
Bedingungen  den  Contract  vor  Ablauf  des  Termins 
zu  lösen,  ein  Punct,  an  welchem  freilich  der  Abschluss  von 
Betriebsttberlassungsverträgen  mit  Gesellschaften  leicht  scheitern 
kann,  in  welchem  nachzugeben  aber  leicht  auf  eine  ebensolche 
Preisgebung  der  Verkehrsintcressen,  wie  beim  vollen  Privatbahn- 
systeni,  hinausläuft. 

<) )  Bestimmung  des  Pachtgeldes  theils  in  einem  gewissen  Geld- 
betrag (etwa  einer  Quote  des  Bruttoertrags)  als  Minimum ,  theils 
in  einem  Antheil  des  Staats  an  dem  Reingewinn,  welchen  der 
Pachter  über  einen  Minimalprocentsatz  hinaus  (z.  B.  4—5—6  0  0) 
erzielt. 

Das  wichtigste  Beispiel  der  Praxis  ist  bisher  die  allgem.  Verpachtung  der 
uiederlünd.  Staatsbahnen  an  eine  „Gescllsch.  f.  d.  Betrieb  der  niederl.  Staatsb." 
auf  50  Jahre,  s.  D.  Eisenbuhnstat.  1807,  S.  204,  Jahrg.  1»69,  S.  260,  Jahr*.  ibVi, 
S.  2S0.  Pieck  iui  Eis.b.-Arch.  1882  S.  104.  Ges.  v.  3.  Juli  IS6S  bestimmte  die 
Bedingungen,  unter  denen  der  Betrieb  der  Staatsbahueii  einriß  Dritten  Uberlassen 
Verden  könne:  alle  Tarife  und  Fahrpläne  sind  zuvor  dem  Minist,  d.  Innern  z.  Genehm, 
vorzulegen;  v.  allen  Einnahmen  ist  der  Ife-rierung  Rechnung  zu  legen  (s.  Erl.  v.  5. Mai 
1865);  keine  Beschlüsse  sind  ciii^eitiir  zu  fassen  über  Verhältnisse  der  Betriebs- 
einnahmen; die  Ges.  hat  alle  criord.  Betriebsmittel,  Telegr. ,  Werkzeuge  zu  liefern; 
die  Ges.  bezieht  einen  T heil  der  ßruttoeinn.  als  Betriebskosten  uacli  einer  Scala.  die 
im  Verh.  z.  Einu.  p.  Meile  steht,  ferner  von  der  verbleib.  Nettoeinn.  ty«,  */4  der  Staat. 
Concessionsurk.  v.  3.  Juli,  Stat.  v.  7.  Sept.  1863.  Neu«  Vertr.  v.  1S75  u.  76.  „Die 
Pachtung  umfasst  die  Traction  (Beftrder.  d.  Beizenden  u.  Guter)  u.  d.  ordeiitl.  Unter- 
halt, der  Bahnstrasse  u.  Guter."  (Pieck  S.  104.)  Bildumr  eines  ErneuerUiiL-sfonds  f. 
Geleis»«-.  roll.  Material  u.  zugleich  f.  gewisse  Schäden.  Wollendes  Material  u.  Ausrust. 
d.  Stationen  trägt  d.  Gescllsch. ,  Verbesser,  u.  Erweiter,  d.  Bahustr.  u.  Gebäude  u. 
ausserord.  Unterhaltungskosten  der  Staat.  Die  der  Gesellsch.  zufallenden  80°'o  v. 
Bruttoertrage  (nach  Abzug  der  Dutatiou  d.  Reservefonds)  müssen  der  Ges.  mindestens 
(incl.  der  Beiträge  z.  Kes.fouds  Isoo  11.  p.  Kil.  i.  Jahr  ilbrig  lassen,  sonst  wird  der 
Staatsautheil  entsprechend  gekürzt.  Bei  Ges.div.  über  4*/$%  w^  das  nächste  halbe 
Procent  ZW.  Staat  u.  Ges.  zur  Hälfte  getheilt.  von  dem  Plus  ttoer  5 %  Ges.divid.  bezieht 
der  Staat  d.  Ges.  1  ,.  Pachtdatier  50  Jahre,  vorbehaltlich  des  stand.  KundJ^ungs- 
rechts  nach  20  J.  Unter  fast  gleichen  Beding,  übernahm  di«.s.  Ges.  die  Linie  Aluielo- 
Salzbergen  v.  einer  and.  Ues.  Die  tinauz.  Ergebnisse  uugüustiir.  Der  Staat  erhielt  im 
Durchschu.  nicht  1  0  0  Zins  f.  s.  Kapital,  die  Gesellseh.  konnte  f.  d.  ihre  seit  1876 
immer  über  5%  rertnetten.  Antheil  des  Staats  im  Et.  f.  1882  2"  12  M.  M. 
Mit  «ler  ganzen  Einrichtung  ist  mau  aber  unzufrieden  u.  triebt  dem  reinen  Staats- 
oder reinen  Privatbahnsysteui  den  Vorzug,  wie  dies  eine  französ.  offic  Untersuchung 
des  niederläud.  Systems  coustatirte.  —  Mehr  aus  politischen  u  doctriuären  Gründen 
der  älteren  Wirthschaftspol.  beabsichtigt  Italien  seine  neu  erworbenen  grossen  Bahn- 
strecken zu  verpachten.  8.  o.  S.  71!».  Formal.  Vorschläge  der  ital.  Eisen  b.- 
Commission  f.  Betriebsuberlass.verträge  s.  Pieck,  Areli..  S.  128.  Die  Ges.  soll  danach 
Ei genthumerin  des  gesammten  beweglichen  Materials  u.  Inventars  nach  Taxe 
»erden  u.  dasselbe  in  gutem  Bestand  erhalten.  Sie  hat  alle  Betriebskosten  (incl.  Bahn- 
nnterhaltung  u.s.  w.i  zu  tragen.  Es  werden  durch  Rücklagen  aus  den  Einnahmen 
Fonds  dotirt:  fur  Vermehrung  des  beweglichen  Materials,  für  Erneuerung  des  Oberbaus. 
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für  (jutiuachunff  von  Schäden  durch  höhere  Gewalt,  für  Dockung  von  Betriebsdeficiten 
neuer  Bahnen:  lauter  vertragsmässig  ausnehmend  schwierig  zu  regelnde  Puncto.  Bei 
der  Vertheilung  der  Einnahmen  an  Oes.  u.  Staat  ist  ersterer  die  Verzinsung  a.  Amortis. 
ihres  Kapitals,  letzterem  „sowoit  als  möglich"  diejenige  seines  Bau-  u.  Kaufkapitals  zu 
gewähren.  Zu  diesem  Zwecke  Vorsehlag  der  Theilung  der  Bruttoeinnahme  (nach 
Dotation  jener  Fonds),  wobei  aber  der  Staat  ein  Minimum  bestimmt  zu  erhalten  hat; 
sodann  bei  Ueberschreibung  einer  gewissen  Acticndividende  auch  Antheil  des  Staats 
am  Nettoerträge,  also  ähnlich  wie  in  Holland.  Dauer  des  Vertrags  00  ',!)  Jahre.  Ab- 
gesehen von  der  sicheren  Aussicht  auf  zahlreiche  Reibereien  u.  Differenzen  zwischen 
d.  Ges.  u.  dem  Staate  über  die  Betriebsergebnisse,  Fondsdotirungen  u.  s.  w.  laufen  eben 
doch  solche  Verträge  darauf  hinaus,  den  Staat  das  Hauptrisico  tragen  zu  lassen,  ohne 
ihn  an  den  finanz.  Vorthcilen  passend  zu  bethciligen. 

II.  —  §.  284.  Die  eigene  Administration  der  Staats- 
bahnen. 

Vgl.  darüber  auch  Weber  a.a.O.,  Schule  d.  Eisenbahnwes. ,  2.  A. ,  190»  ff. 
3.  A.  K.  12).  danach  z. Tb.  Perrot,  D.  Eisenb.  u.  Eiscn)>ahnref.  —  Im  Texte  ist 
die  Darstellung  von  Weber  neben  d.  amtl.  (Quellen  (Staatshandbuchern),  Rechenschafts- 
berichten, d.  deutschen  u.  preuss.  Eisenbahn^tatistik  benutzt  worden;  für  Preussen 
auch  d. Staatsbudget.  Saxll,  194  ff.  357  ff.  („Ausgangs-  u.  Zielpuncted.  Bctriehsökonotnie"). 
Kür  Preussen  s.  bes.  d.  K.  Verordn.  v.  24.  Nov.  1S79  betr.  d.  Organisation  der 
Staatseiscnbahnverwaltung  (u.  der  v.  Staate  verwalteten  Priv.bahnen),  Kos  ob  a.a.O. 
7  ff.  Für  West-Oesterr.  s.  „(irundzüire  f.  d.  Organisation  d.  Staatsbetriebs1*  u.  s.  w. 
v.  24.  Febr.  1^2  (Arch.  f.  Eis.b.wes.  18S2,  S.  213  ff.).  Für  F ran  kr.  Organis  d. 
Staatsb.verwalt.  in  1S78  s.  Block,  Dictionn.  de  ladmin.,  Suppl.  I,  1&7S,  S.  20,  Pieck, 
im  Eis.b.aich.  1SS2,  S.  107. 

Die  Eigenverwaltung  der  Staatsbahuen  stimmt  in  vielen  Puncten  mit  derjenigen 
der  Privatbahnen  uberein,  in  anderen  weicht  sie  davon  ab  und  ist  auch  bei  den  ver- 
schiedenen Staatsbahuen  nicht  ganz  gleichartig  eingerichtet  Die  Verwaltung  der 
Staatsbahnen  hat  sich  auch  nicht  gleich  anfangs  nach  einem  festen  Plane  ausgebildet, 
sondern  bei  der  Neuheit  der  ganzen  Einrichtung  ist  manchfach  experimentirt  und  erst 
durch  die  allmälig  gesammelten  Erfahrungen  die  anfangs  ziemlich  naturalistische  Ver- 
waltungsorganisation den  aufgetretenen  Bedurfnissen  gemäss  entwickelt  worden.  In 
gewissen  grossen  Gruudzügen  bestand  aber  schon  langer  eine  wesentliche  Ueber- 
einstimmung,  ganz  entsprechend  dem  massgebenden  Einflüsse  der  gegebenen  Technik 
des  Eisenbahnwesens.  Neuerdings  ist  daun  auch,  wie  jetzt  in  Preussen,  die  Ver- 
waltungsorganisatiou  nach  bestimmtem  Plaue  für  grosso  Bahnnetze  entworfen  worden, 
wobei  sich  gezeigt  hat,  dass  eine  den  Verkehrsbedürfnissen  u.  der  Technik  des  Eisen- 
bahnwesens gleichmässig  entsprechende  Organisation  der  Verwaltung  überhaupt  nur  bei 
einem  einheitlichen,  vom  Staate  selbst  betriebenen  Staatsbahnnetze  möglich  ist;  ein 
Punct  von  Bedeutung  auch  für  die  Priucipien frage:  Staats-  oder  Privatbahnen. 

Eine  zweckmässige  und  wohlfeile  Verwaltungs- 
einrichtung der  Bahnen  ist  von  ebenso  grosser  volks- 
wirtschaftlicher als  finanzieller  Bedeutung.  Von 
der  zweckmässigen  Einrichtung  der  Verwaltung  hängt  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bahn  ftlr  den  Verkehr,  von  der 
möglichst  sparsamen  Einrichtung  die  niedrige  Höhe  der 
laufenden  sogen.  Betriebsausgaben  —  absolut  und  im  Ver- 
hältniss  zur  Bruttoeinnahme  bemessen  —  ab.  Die  Höhe  dieser 
Ausgaben  ist  der  eine  Factor,  von  welchem  die  Grösse  des 
Reinertrags  und  der  Rente  des  Anlagekapitals  bestimmt  wird. 
Der  andere  Factor  ist  die  Höhe  der  Bruttoeinnahme  und  für  die 
Rente  tritt  als  dritter  Factor  die  Grösse  des  Anlagekapitals  hinzu. 
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Die  Höhe  der  Betriebsausgaben  bestimmt  aber  auch  wieder  mit 
die  Minimalhöhc  der  Tarifsätze  und  insoferne  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahn  für  den  Verkehr  und  die  Grösse  der  Brutto- 
einnahme. Die  thunlichste  Verminderung  jener  Aus- 
gaben und  die  dem  entsprechende  Einrichtung  der  Verwaltung 
ist  daher,  —  selbstverständlich  neben  möglichst  billigem  Bahnbau 
und  daher  einem  kleineren  Erforderniss  an  Zins  und  Tilgungsquote, 
soweit  die  technisch  erforderliche  Beschaffenheit  des  Bahnbaus 
nach  den  im  vorigen  Abschnitt  dargelegten  Gesicbtspuncten  einen 
billigen  Bau  zulässt  -—  die  Voraussetzung  eines  guten 
Reinertrags  und  einer  genügenden  Rente  sogar  bei 
massigem  Verkehr  und  niedrigen  Tarifen,  also  bei 
geringer  Bruttoeinnahme.  Sie  steigert  Reinertrag 
und  Rente  leicht  erheblich  bei  starker  Bruttoeinnahme 
und  sie  bildet  endlich  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 
für  bedeutende  Tarifermässigungen  ohne  zu  grosse  oder 
selbst  ganz  ohne  Verminderung  des  Reinertrags.  Mit  Recht  ist 
daher  namentlich  die  möglichste  Verminderung  der  Selbst- 
kosten des  Transports  als  eine  hochwichtige  volks- 
wirtschaftliche und  finanzielle  Aufgabe  im  Eisenbahn- 
wesen neuerdings  immer  mehr  erkannt  worden.  Hauptpuncte 
dabei  sind:  richtige  A rbeitstheilung  in  Betreff  der  ver- 
schiedenen Functionen  der  Verwaltung,  genügende  • 
Berücksichtigung  des  Privatinteresses  der  Functio- 
näre,  sichere  und  leichtere  Controle  der  letzteren, 
günstiges  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Ge- 
wicht beim  Transport. 

Vgl.  z.B.  Sc  Ii  äff  k  a.a.O.,  Scholz  S.  14  £ 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Betriebs  der  Staats- 
bahnen sind  nnn  folgende  einzelne  Pnncte  zu  erörtern: 

1.  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  und 
die  Betriebsökonomik. 

2.  Das  Tarifwesen. 

3.  Die  Einnahmeverhältnisse. 

4.  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  Nr.  3  und  4  zu- 
sammen gefasst:  die  finanziellen  Ergebnisse.  Von  den 
letzten  drei  Gegenständen  handeln  die  zwei  folgenden  Abschnitte. 

III.  — -  §.  285.  Die  Organisation  der  Verwaltung  und  die 
Betriebsökonomik.  Es  ist  hier  zu  unterscheiden  die  allge- 
meine Organisation  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  für  das 
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ganze  Bahnnetz  nebst  der  ob  ersten  Leitung  und  Ce  ntral- 
verwaltung  der  Eisenbahnangelegenheiten  überhaupt  von  der 
speciellen  Betriebsverwaltung.  In  ersterem  Puncte  treten 
specirische  Eigentümlichkeiten  des  Staatsbahnsystems  hervor, 
z.  Th.  gerade  solche,  welche  den  administrativen  Vorzug  dieses 
Systems  vor  dem  Privatbahnsystem  bedingen.  Die  Organisation 
der  Betriebsverwaltung  ist  dagegen  bei  Staats-  und  Privatbahnen 
im  Wesentlichen  die  nemliche.  Diese  Verwaltung  zerfällt  hier  in 
drei  grosse  Zweige,  in  die  allgemeine,  in  die  Bahn-  und 
die  Transportverwaltung.  Diese  Eintheilung  entspricht  der 
ökonomisch  -  technischen  Natur  des  Eisenbahnbetriebs  und  findet 
sich  daher  Überall  einigermassen  ähnlich  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltungsorganisation  und 
oberste  Central  Verwaltung. 

Als  Staats-  und  volkswirtschaftliche  Anstalten  ersten  Rangs 
sollen  die  Staatsbahnen  auch  zunächst  nach  Staats-  und  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspuncten ,  nur  unter  gleichzeitiger  genügender 
Wahrnehmung  des  finanziellen  Interesses  verwaltet  werden.  Dem- 
nach erscheint  es  zweckmässig,  sie,  wie  die  Staatsforsten  und 
neuerdings  mehrfach  selbst  die  Domänen,  unter  eines  der  volks- 
wirtschaftlichen Ministerien,  nicht  direct  unter  das  Finanz 
ministerium  zu  stellen.  Das  geeignetste  Ministerium  ist  wohl  das 
der  öffentlichen  Arbeiten,  allenfalls  auch  das  Handels 
ministerium.  Bei  allgemeinem  Staatsbahnsystem  und  beim 
Vorhandensein  eines  grösseren  Bahnnetzes  möchte  jedoch,  we 
nigstens  in  einem  grösseren  Staate,  entweder  ein  eigenes 
Eisenbahnministerium  oder  ein  Ministerium  für  die 
Verkehrsanstalten  des  Staats,  Eisenbahnen,  Post,  Tele 
graphie  zusammen,  dem  dann  aber  auch  das  sonstige  Wegewesen 
und  die  Wasserstrassen  zu  überweisen  wären,  das  Zweckmässigste 
sein.  Im  Uebrigen  wird  sich  auch  hier  in  den  einzelnen  Staaten 
wieder  Manches  nach  der  Grösse  des  Landes,  des  Bahnnetzes  und 
nach  der  sonstigen  Organisation  der  obersten  Staatsbehörden 
(Ministerien)  richten  müssen  und  auch  ohne  entscheidende  Gegen- 
bedenken richten  dürfen.  Kessortiren  die  Staatsbabnen  zu  einem 
der  noch  mit  anderen  Angelegenheiten  betrauten  Ministerien,  so  ist 
alsdann  entweder  eine  eigene  Ministerialabtheilung  mit 
einem  Ministeiialdirector  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Rätben 
und  Hülfsarbeitern  (Preussen,  früher  Sachsen)  für  die  Staats- 
bahnen zu  bilden,  oder  es  wird  unmittelbar  unter  dem  Ministeriam 
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eine  Generaldirection  der  Staatsbahnen  (so  unter  diesem  Titel 
in  den  vier  grösseren  deutschen  Mittelstaaten,  ehemals  auch  in 
Hannover,  in  Belgien)  als  besondere  Behörde  eingerichtet,  welche 
zugleich  das  oberste  ausführende  Organ  der  allgemeinen  Betriebs- 
verwaltung der  Staatsbahnen  und  durch  ihren  Vorstand  oder  eines 
ihrer  Mitglieder  im  Ministerium  vertreten  sein  kann. 

Die  Ministerialabtheilung  fiir  Staatsbahnen  sollte  dann  aber  nicht  das  etwa 
bestehende  Privat I »ahn wesen  unter  sich  haben,  um  Interessencollisionen  zu  vermeiden. 
Sie  odi-r  anderseits  das  Ministerium  mit  der  Generaldirection  hat  die  Entscheidung 
Uber  die  Principien fragen  zu  fallen.  Die  Ministerialabtheilung  und  die  fieneral- 
direetion  müssen  daher  aus  juristisch  und  technisch  gebildeten  Personen  zu- 
sammengesetzt sein,  von  denen  namentlich  die  ersteren  aber  auch  eine  umfassende 
administrative,  nationalökonomische  und  commcrcielle  Bildung  haben 
sollten.  Fehlt  es  daran  bei  den  berufsmässigen  Staatsbeamten,  so  ist  womöglich  durch 
Herbeiziehung  tüchtiger,  wissenschaftlich  gebildeter  Praktiker  Ersatz  zu  schaffen.  Im 
(ianzen  geschieht  dgl.  bei  dem  strengen  Abschiuss  der  Bureaukratie  im  Eisenbahudep. 
u.  in  verwandten  Fallen  (Finanzen,  Handelsangelegenheiten  u.  iu  m.)  in  Deutschland  zu 
selten;  öfters  und  nicht  zum  Schaden  in  Oesterreich  (Bruck,  Brentano  u.  a.  m ).  Die 
leidige  Klage  Uber  den  „Assessorismus",  d.  h.  über  das  Vorwalten  des  lediglich  privat  - 
rechtlich  gebildeten  Juristenthums  in  Preusseu,  ist  nur  zu  begründet.  Hier  thut  eine 
Reform  an  Haupt  u.  Gliedern  noth,  wenn  das  Staatsbahusystem  weiter  ausgedehnt  wird. 

Ob  die  Ministerialabtheilung  oder  die  Generaldirection  unmittel- 
bar auch  die  allgemeine  Betriebsverwaltung  der  Staatsbahnen  leiten 
soll,  hängt  vornehmlich  von  der  Länge  des  Bahnnetzes  und  der 
Verkehrsstärke  auf  den  Bahnen  ab.  In  kleineren  Ländern, 
wie  z.  B.  den  deutschen  Mittelstaaten,  kaum  noch  in  Baiern,  ist  es 
wohl  nicht  nur  zulässig,  sondern  betriebsökonomisch  zweckmässig. 
In  Gros 8 Staaten  müssen  dagegen  unter  der  wie  immer  organisirten 
Centralstelle  besondere  Directionen  der  einzelnen  Linien 
oder  Liniengruppen  für  die  Betriebsverwaltung  eingerichtet  werden. 
Demgemäss  ist  denn  das  Bahnnetz  passend  in  Directions- 
bezirke  einzutheilen.  Dies  kann  hier  nach  dem  der  Sache  am 
Besten  entsprechenden  Princip  der  Bildung  geographischer 
Eisenbahnprovinzen  von  verschiedener  Grösse,  d.  h. 
von  einer  unter  Berücksichtigung  der  Verkehrsstärke  be- 
stimmten verschiedenen  Netzlänge  geschehen  (Preusscn): 
ein  beim  „gemischten"  oder  beim  Privatbahnsystem  nicht  oder  nur 
um  den  Preis  der  Gewährung  factischer  territorialer  Monopole 
an  die  Eisenbahnen  (Frankreich)  anwendbares  Princip,  — 
daher  ein  Punct  von  principieller  Bedeutung  für  die  Systemfrage. 
So  erfolgt  bei  einem  umfassenden  Staatsbahnnetz  die  nothwendige 
Vereinigung  der  Centralisation  und  Decentralisation 
in  der  obersten  und  allgemeinen  Verwaltung:  „die  Eisenbahn- 
Provinz  ial- Directionen"  vertreten  mit  einem  soweit,  als  es 

A.  Wagner.  FiDanzwissenackaft.  I.   3.  Aufl.  47 
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die  Einheitlichkeit  zulässt,  selbständigen  Wirkungs 
kreise  die  richtige  Decentralisation  der  Verwaltung,  die  die  Ein- 
heitlichkeit des  Betriebs  garanti rende  Centraisteile 
vertritt  die  erforderliche  Centralisation.  Eine  Verwaltungsorgani- 
sation, welche  die  Vortheile  des  Staatsbabn Systems  zu  erreichet] 
ermöglicht  und  die  an  und  für  sich  ja  nicht  durchaus  unbegrün- 
deten Befürchtungen  der  Gegner  dieses  Systems  zu  entkräften  ge 
eignet  ist.  Nach  demselben  geographischen  Princip  der  Linien- 
eintheilung  werden  dann  kleinere  „  Betriebsamts-Bezirke" 
unter  den  Directionen  gebildet. 

Für  die  Organis.fragc  vgl.  aus  d.  früheren  I.it.  u.  A.  d.  Schriften  v.  Weizinatiu. 
Das  jetzt  in  Preiissen  befolgte  System  der  Bildung  \.  Provi  ncial  directionen  schon 
in  d.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  liefQrwortut  (S.  626).  Doch  hatte  ich  dort  (§.  25»,i 
zwischen  der  alldem.  IJentml- Verwaltung  u.  der  allgemeinen  Verwaltung  als  einem 
Zweige  der  Betriebsverwaltung  nicht  gehörig  unterschieden. 

Die  Resso rt  Verhältnisse  betr.,  so  stehen  die  St&atshahncn  in  Prcussen  jetzt 
unter  dem  Min.  d.  offentl.  Arbeiten  (früher  in  dem  ehemals  damit  vereinigten 
llandelsmitü .  u.  bilden  hier  die  2.  Minist. -Abtheilung  (3  Directoren,  20  vortng. 
R&thc,  50  Sulutlternboninte  [Expedienten .  Oleulatoren,  Registratoren  u.s.  w.],  nebst 
Mitbenutzung  von  2**  Kanzleisecret.  u.  25  Kanzleidienern,  deren  Gehälter  auf  d.  Minist  - 
abth.  d.  Kiscnb.  u.  der  Itauvcnvalt.  repartirt  sind);  ferner  gehört  zu  dieser  Abthei!. 
ein  teebn.  Bureau  u.  die  Eiscnhahncoinmissariatc.  (icsammtausg.  f.  diese  Centrd- 
verwalt.  d.  Eisenb.wesens  im  Et.  lvS.Wt  1*286  M.  M.  —  In  Baiern  besteht  eine 
„(Jen. -Direction  der  kttn.  Vcrkehrsanstalten  "  unter  dem  Staatsmin.  d.  K.  Hauses  u.  de- 
Aoussern.  Sie  zerfällt  in  3  Abtheil.,  2  für  Staatsbahnon  (Bau  u.  Betrieb),  1  für  Fast 
u.  Telegr.  Iiis  1871  dependirte  diese  Direetion  von  dem  aufgelösten  Handelsmin.  — 
In  Wtirtcmb.  hat  das  Minist.  Depart.  d.  Auswärtigen  eine  Abiheil.  f.  d.  YVrkchrti- 
anstalten:  darin  die  (ien.direetion  f.  d.  Staatsbahnen  u.  eine  andere  (ieu.dir.  f.  d.  Post 
u.  Telcgr.  Di»*  cigenthüml.  Stellung  unter  d  Min.  d.  Acussern  iu  «Uesen  2  Staaten 
erklärt  sich  wohl  aus  dem  Mangel  einer  sonstigen  grösseren  Yerwalt.thätigkeit  diese? 
Minist,  u.  aus  d.  Vielfalt.  Beziehungen  dieser  Verkehrsanstalteu  mit  den  Nachbarstaaten. 
Verwaltungstochniseh  passend  erscheint  diese  Ressortirung  kaum.  —  In  Baden  stand 
die  „(ien.dir.  d.  Staatshahnen"  früher  unter  dem  (aufgelösten)  Handelsmin.,  jetzt 
unter  »bin  Finanzmin.  —  In  Sachsen  ebenso.  —  In  Oldenburg  steht  die  Ver- 
walk d.  Staats!»,  unter  einer  als  obere  Vcrwalt.hchördc  dem  Staatsministeriutn  unmittelbar 
untergeordneten  „Eisenb.direction".  —  In  West-Oesterreich  ist  ausserhalb 
Handelsmin..  aber  unter  dessen  Oberaufsicht  eine  einheitlich  fttngireiidc  Central» cr- 
waltu  ngsstcl  le  iu  Wien  für  die  Staat*>bahnverwaltuug  eingerichtet  worden  (15./24.  Febr. 
1882).  Diese  Stelle  umfasst  f.  d.  Leitung  des  executiven  Dienstes  u.  zur  Ver- 
tretung nach  aussen  die  „K.  K.  Direction  f.  Staatseisen  b.  betrieb**  in  Wien  und 
den  dieser  Direction  hcigcgcheneii  ,.Staatseiseu  bahnrath"  fAreh.  f.  Eis.li.wes. 
1*?S2  S.  221  II.).  Dem  öst.  Handelsmin.  unterstellt  auch  die  Tost  u.  Telegr.  —  In 
Ungarn  rcssortiren  die  Eisenbahnen  zum  Min.  f.  öfl.  Arb.  u.  ('ommunicationen.  — 
In  Belgien  werden  d.  Staatsbahnen  unter  d.  Min.  d.  ölF.  iitl.  Arbeiten  von  einem  diesem 
direet  unterstellten  Administrations-Comite  verwaltet.  —  In  Frankreich  besteht  unter 
d.  Min.  d.  Alf.  Arbeiten  ein  Administratiousrath  v.  U  Mitgliedern  (v.  Präsidenten  d. 
Republ.  ernannt'  f.  d.  Staatsbahnen ;  die  administr.  u.  techn.  Oberleitung  hat  ein 
unmittelbar  diesem  Rath  unterstellter  technisch  gebildeter  Director.  —  In  Dänemark 
bilden  die  Bahnen  mit  Posten .  Telegr.  u.  öllentl.  Arbeiten  eine  der  beiden  Abtheü. 
d.  Min.  d.  Innern.  Ebenso  in  Schweden  u.  in  Norwegen.  —  In  Italien 
ressortin  d.  Staatsbetrieb  z.  Min.  d.  ölf.  Arbeiten. 

Für  die  verwaltungstechnisch  zulässige  Ma  viuialgrösse  eines  einheitlich  ver- 
walteten Eiseubahnhezirks  hat  mau  wohl  Zittern  aufgestellt,  z.B.  2  —  3000  Kil..  doch 
kdiuiut  es  offenbar  ausser  auf  die  Länge  der  Bahn  auch  auf  die  Verkehrsstärke  an  K 
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triebt  schon  grössere  Privatbahnunternehinungen  (so  in  Frankr.  Paris-Orleans,  altes  u. 
neues  Netz  c  4400.  Par.-Mittelmeer  schon  jetzt  über  6800t  u.  die  baier.  Staatsbahneii 
umfassten  in  den  letzten  Jahren  schon  4800  Kil.  in  einheitl.  Verwaltung.  Beim  System 
eigensverwalteter  Staatsbahnen  kann  man  aber  nicht  blos  in  geeignetster  Weise  nach 
geographischem  Gesichtspunkt  ein  beliebig  grosses  Bahnnetz  in  passende  Bezirke 
zerlegen,  sondern  auch  die  Grössen  Verhältnisse  nach  verwaltungstechnischem 
Gesichtspunct  bestimmen.  Dabei  können  dann  die  einzelnen  Directionsbezirke .  wie  es 
in  Preussen  jetzt  geschehen  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrsstärke  die  geeignete 
verschiedene  Grösse  (Linienlänge)  erhalten.  In  Preussen  bestehen  gegenwärtig 
folgende  9  Directionsbezirke  (s.  d.  Karte  zu  dem  Aufs.  v.  v.  d.  Leyen  in  Schmoller's 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  1883  H.  2). 

Länge   Erwart.  Roh- 
Bezirk  om  ^""lahme  "n  Einn. 

1.  Berlin  (Linien  nördl.  u.  nordöstl.  nach  Pommern, 

sndl.  u.  südöstl.  nach  Sachs,  u.  Schles.) .... 

2.  Bremberg  (Berl.  nach  Ostpreussen  [Ostb.J.  Linien 

in  Ost-  u.  Westpreuss.,  Hinterpomm.,  nördl.  Pos.) 

3.  Hannover  (Prov.  Hannover,  ohne  Ostfriesl.  u.  ohne 

Berl.-Hannover,  mit  westfal.  Linien)  

4.  Frankfurt  a.  M.  (Bahnen  in  Nass.,  Hess.,  Linie  Berl.- 

Wetzlar  u.  Abzweigungen)  

5.  Magdeburg  (Berl.-Hannover,  Berl.-Magdeb.  u.  Linien 

in  Prov.  Sachs.,  Anhalt,  östl.  Hannover)  .  .  . 

6.  Köln  (linksrhein.)  (linksrhein.  Staatsbahnen)  .... 

7.  Köln  (rechtsrbein.)  (südöstl.  u.  nördl.  v.  Köln,  nach 

Holland,  Westfalen,  Ostfriesl.,  Bremen  u.  Köln- 

Mind.  Netz  [westl.  Th.])  

S.  Elberfeld  (Hauptth.  d.  ehem.  berg.-märk.  Netzes, 

südl.  u.  ftstl.  v.  Elberf.,  östl.  v.  Köln  in  Rheinl. 

u.  Westf.  bis  Kassel)  

9.  Erfurt  (Thüring.  B.,  Bcrl.-Anhalt.  B.  mit  Abzweig.) 
(Die  Kilometer- Einnahme  in  der  letzten  Colonne  ist  nach  d.  etwas  kleineren  Längen 
der  Bahnen  der  einzelnen  Dir.bezirke  am  1.  Apr.  1883  berechnet.) 

Die  Directionsbezirke  zerfallen  dann  wieder  in  Betriebsämter,  deren  Anzahl  bei 
den  einzelnen  Bezirken  verschieden  ist  (i.  G.  57,  bei  Berl.  u.  Bromb.  je  9,  bei  d.  anderen 
4  —  7).  An  d.  Spitze  jedes  Bezirks  steht  eine  Direction,  eine  collegiale  Behörde 
mit  einem  Präsid.  (10,500  M.  Geh.,  weniger  als  die  meisten  ersten  Directoren  von 
viel  kleineren  Priv.bahnen  beziehen)  u.  einer  grösseren  Anzahl  Mitglieder  (im  Ganzen 
180,  bei  d.  einzelnen  Directioncn  zwischen  17  u.  10,  Gehalt  4200— 60U0,  i.  D.  5100  M., 
Wohn. geldstufe  III).  Jedem  Betriebsamt  steht  ein  Betriebsdircctor  (Geh.  wie  d.  Dir.- 
initglieder)  vor.  Von  weiteren  etatmäss.  Beamtenkategorien  sind  zu  nennen:  198  stand. 
Hilfsarbeiter  d.  Betriebsämter,  121  Eisenbahnbau-  u.  Betriebsinspectoren,  121  Masch. - 
inspectoren,  1 1  Verkehrsinsp.  (Normalgehalt  dieser  4  gen.  Kategor.  3600 — 4800 ,  i.  D. 
4200  M.),  17  Telegr.insp.  (Geb.  i.D.  3600  M.),  10  Hauptkassen  -  Rendanten  (Geh. 
4800  M.),  23  Betriebskass.rend.  (Geh.  i.D.  3600  M.),  10  Kassirer  (Geh.  i.D.  2850  M.). 
1144  Buchhalter  u.  Eisenb.secr.  (Geh.  i.D.  2850  M.K  3156  Betriebssecr.  (Geh.  i.D. 
1875  M.),  157  Betriebs-  u.  Verkehrscontroleure  u.s.w. 

Zur  Vertretung  der  Interessen  des  Publicums  an  der  Einrichtung 
des  Eisenbahnverkehrs,  der  Regelung  der  Tarifverhältnisse,  speciell 
der  Tarifsätze  soll  die  neue  Schöpfung  von  „Eiseubahnräthen" 
dienen. 

Dieselben  bestehen  aus  Delegirten  der  verschiedenen  Interessentengruppen,  können 
in  grösseren  Ländern  iu  einen  Centrairath  (Landes-  oder  Reichs-Eisenbahn- 
rath)  und  in  Bezirksräthe  zerfallen  und  theils  ein  berathendes,  theils  in  einigen 
Angelegenheiten  ein  entscheidendes  Votum  erhalten.  Sie  stellen  so  den  Anfang  einer 
»reordneten  Interessenvertretung  neben  der  wichtigsten  modernen  Verkehrsanstalt  dar. 
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Anf. 
1883. 

Et  f.  1883/84 
Mill.  M. 

p.  Kil. 
Mrk. 

2485 

7135 

29,000 

2925 

4735 

17.700 

1933 

6883 

35,600 

1152 

31-55 

27.400 

1505 
1688 

5428 
63-32 

36,700 
88,800 

1857 

70-55 

42,500 

1229 

61-70 

51,200 

1149       39-57  34,400 
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Ueber  ihre  Bewährung  lässt  sich  noch  nicht  sicher  urtheilen.  Wenn  auch  nein. 
Privatbahnsystem  nicht  un/ulüssig,  kann  ein  solcher  Eisen  bah«  rath  doch  hier  gegen 
über  der  Privatrechts-  u.  Privatinteressensphäie  der  Privateisenbahnen  nicht  wohl  eint 
so  durchgreifende  Wirksamkeit  erlangen,  wie  es  wenigstens  beim  Staatshahnsysteni 
möglich  und  gegenüber  der  Staatsverwaltung  der  Bahnen  auch  zweckmassig  erscheint 
Eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  dieser  Institution  zu  hohen,  ist  nicht  zu  sanguinis-  h 

In  Eis. -Lothringen.  Preusseu  u.  auderen  deutschen  Staaten  sind  schon  s*-i: 
mehreren  Jahren  freie  Eisen  hahmonferenzen  aus  Vertretern  de**  Handels,  der  Industri- 
u.  Landwirthsch.  für  wichtigere  Eisen bahnangclegenheitcn  eingerichtet  gewesen,  di^ 
Vorläufer  der  gesetzlichen  Beirathsorgane.  S.  f.  Prcussen  fies.  v.  1.  Juni 
Danach  ist  in  jedem  Direetionsbezirk  ein  Bezirks -Eiscnbahunttb.  bei  der  Ccntral- 
verwaltung  ein  Landcscisenh.rath  zu  errichten.  Die  Mitglieder  des  ersteren  bestehe 
aus  Vertretern  des  Haudclsstands,  der  Industrie,  der  Land-  u.  Forstwirthst  h.  u.  werde* 
von  Handelskammern,  kaufmänn.  Corpurationen ,  landwirthsch.  Prov.vereincn  u.  ähni 
Körpern  auf  Jahre  gewählt.  Dieser  Bez.rath  ist  „in  allen  die  Verkchrsintcressen  de- 
Bezirks  ...  berührenden  wichtigen  Kragen  zu  hören'*  (bes.  bei  Feststell,  u.  Abänder 
d.  Fahrpläne  u.  Tarife).  Er  kann  auch  selbständig  Anträge  stellen  u.  Auskunft  ver- 
langen. Der  Landcseisenb.rath  hat  einen  vom  König  auf  3  Jahre  ernannte!)  Vorsitzende!! 
u.  Stellvertreter  dess..  dann  je  .M  vom  Landwirthschafts-  u.  vom  Haiidelsministcr.  je  ü 
v.  Finanz-  u.  v.  Minister  d.  ölf.  Arbeiten  berufene  Mitglieder  u.  MO  im  Gesetz  auf  di? 
Provinzen  u.  s.  w.  vertheilte.  von  d.  betrelf.  Bezirkseiscnb.räthcn  aus  Localinteressent. -t: 
gewählte  Mitglieder.  Der  Landeseisen  Inrath  bestellt  einen  ständigen  Ausschuss  zur 
Vorbereitung  seiner  Arbeiten  aus  seiner  Mitte.  Er  ist  zu  hören  Uber  die  dem  Ent- 
wurf des  Etats  beizulegende  Uebersicht  der  Nurmaltr.uisp.gebuhren  f.  Personen  u 
Güter,  über  die  allgein.  Tarifvorschriften  u.  die  tiuterclassihcation.  über  Zulassung  u.  Ver- 
tagung v.  Ausnahme-  u.  Differentialtarifen,  über  allgem.  Aenderungen  der  Betriebs- 
u.  Bahupolizei-Betrlements,  soweit  sie  nicht  te-ehn.  Bestimmungen  betreffen.  Der  Ka:h 
hat  auch  das  Hecht.  Anträge  in  den  gen.  Sachen  zu  stellen  u.  vom  Min.  d.  ötf.  Arl 
Auskunft  zu  verlangen.  %Er  muss  jährl.  mindestens  zweimal  berufen  werden.  Seine 
Mitglieder  beziehen  Diäten.  S.  auch  v.  d.  Leyen  a.a.O.  S.  122  II.  —  S.  f.  Baieru 
d.  K.  Verordn.  v.  16.  März  l^M.  d.  Bildung  eines  Eisenb.raths  f.  d.  Staataeisenb  - 
verwalt.  I»etr..  der  (icn.direction  d.  Verkehrsanstalten  beigegeben  (2i  Mitgl.,  Ernennung 
durch  d.  König,  Vorschlagsrecht  dafür  haben  d.  Handelskammern  u  IandwirthscL 
Vereine,  auch  nur  berathendes  Votum ,  keiue  Diäten,  aber  freie  Eisenb.fahrt  auf  d. 
baier.  Staatsb.).  —  Wurtemberg.  Beirath  d.  Verkehrsanstalten ,  K.  V.  v.  20.  Marz 
1S81.  —  Sachsen.  Eisenb.rath.  K.  V.  v.  «>.  Juli  1  SSI .  —  West-Oesterreich. 
Staatseiscnb.rath  V.o.  v.  I5./24.  Febr.  iss»  §.  !•  II.).  Präsident  u.  2(i  Mitgl..  von: 
llaud.  lsminister  auf  .'!  .1.  ernannt.  »»  nach  freiem  Ermessen,  2  nach  Bezeichn.  des 
Finanzmin..  1  na.  h  derj.  des  Ackerbauministers,  10  auf  Vorschlag  d.  Handels-  u 
(icwerbekaininem,  7  auf  denj.  der  laudwirthsi h.  Faclicorporationcn,  (Kompetenz  s.  $$.  IT 
d.  V.o.,  ähnl.  wie  in  Preussen.  bloss  begutachtend,  auch  u.  A.  betr.  der  Grundsätze  t.  d. 
der  Vergeh,  v.  Liefer.  u.  Arbeiten.  Aus  d.  Bath  ein  stand.  Beirath  de*  Präsid.  v.>r. 
Handclsmin.  ernannt. 

Von  Seiten  der  Gegner  des  Staatseisenb.wesens  wird  die  Wirksamkeit  solche: 
Eisenbahnräthe  mit  bloss  berath.  Votum  neben  der  „omnipotenten"  Staatsverwaltung 
th.  bezweifelt,  th.  die  Einrichtung  als  ein  Beweis  für  die  Bedenken  dieses  Bahnsysten^ 
bezeichnet.  M.ig  .iber  selbst  die  Wirksamkeit  eine  bescheidene  werdet! :  immer  beweis* 
die  Institution  doch,  dass  man  hier  solche  Käthe  bestellen  kann,  obgleich  sie  hi«- 
weniger  nöthig  als  beim  Privatbahnsystem  erscheinen,  wo  ihre  Wirksamkeit  jedenfalls 
uoch  viel  geringfügiger  sein  wurde. 

§.  *28G.  B.  Die  specielle  Betriebsverwaltung  und 
die  Betriebs  ökonomi  k. 

Auf  die  kleineren  Verschiedenheiten  in  der  Abgrenzung  der  drei  Verwaltungv 
abtheilungen  braucht  hier  nicht  eingegangen  zu  werden.  Im  Wesentlichen  ist  die  Eiu- 
theilung  durchgreifend  u.  übereinstimmend.  Doch  bedingen  die  vorkommenden  Ver- 
schiedenheiten auch  kleine  Verschiebungen  der  Kosten procente.  was  bei  Vergleiche!1 
mitunter  zu  beachten  ist.  Die  deutschen,  spec.  die  preuss.  Verhältnisse  werden  au<-t 
im  Folgenden  tnrnehmlioh  der  Darstellung  zu  Grunde  gelegt. 
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Specielle  Betriebsverwaltung.  741 
1.  Die  allgemeine  Verwaltung. 

a)  Ihre  Aufgabe  besteht  in  der  oberen  Leitung  des  Betriebs 
und  in  der  Besorgung  der  damit  zusammenhangenden  Geschäfte 
der  Controle,  des  oberen  Kassendienstes  und  Rechnungswesens, 
eventuell  der  allgemeinen  Inspection.  Diese  Aufgabe  liegt  einer 
Centralverwaltungsstelle  ob,  zu  welcher  theils  unmittelbar,  theils 
mittelbar  im  Dependenzverhältniss  das  erforderliche  Verwaltungs- 
personal gehört. 

Beispiel.  Preussen,  wo  in  d.  Anlagen  zuiu  Eisenb.etat  die  Verthoilung  der 
Betriebsausgaben  auf  die  drei  Vcrwaltungszwcige  gemacht  wird.  Die  allgemeine  Ver- 
waltung wird  von  der  Betriebsdirection  u.  von  den  Bctriebsäintern .  spec.  von  deren 
Directoren  geführt.  Die  Kosten  des  leitenden  Personals  stehen  auf  dem  Conto  der 
allgr.  Verwalt. ,  diej.  des  Hilfspersonals,  einschliessl.  der  diätar.  Auslagen  werden  auf 
die  drei  Verw.zweige  repartirt.  Der  obere  K  issen-  u.  Kechn.dienst  zählt  meist  zur 
illgein.  Yerw..  von  sachlichen  Auslagen  die  Steuern.  Coinmunalahgahen  u.  öfT.  Lasten, 
die  Ersatzleistungen. 

b)  Die  Kosten.  Die  Gesamm tau sgabe  für  die  allgemeine 
Verwaltung  bildet  regelmässig  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  aller 
Ausgaben,  bei  grösseren  Staatsbahnen  2—4 — 5,  neuerdings  2  bis 
6,  incl.  einige  allgemeine  Posten  (Abgaben,  Ersätze)  6 — 10  Procent. 
Kr  sparungen  auf  diesem  Gebiete  fallen  also  finanziell  für 
den  Reinertrag  und  für  die  Tarif reduetion  nicht  schwer 
ins  Gewicht.  Sie  sind  auch,  da  hier  wenig  sachliche  Aus- 
gaben vorkommen,  fast  nur  möglich  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Angestellten  (Bureaupcrsonal),  also 
Vereinfachung  des  Behördenorganismus  und  Verringe- 
rung der  Arbeitsmenge,  ferner  durch  geringere  Bezah- 
lung dieser  Personen. 

Das  Erstere  ma«  mitunter  ausfuhrbar  sein,  das  lüsst  sich  aber  nur  nach  den 
coucreten  Verhältnissen  beurtheilen.  Vieles  ist  auf  diese  Weise  gewiss  nicht  zu  er- 
reichen und  allgemeine  Vorwurfe  können  den  Staatsbahnen  schwerlich  mit  Recht  etwa 
gegenüber  den  Privatbahnen  gemacht  werden,  deren  Direktionen  im  Gegentheil  stärker 
besetzt  und  deren  Directoren  besser  bezahlt  zu  sein  pflegen.  (D.  Sehr.  .,D.  <)rgani>. 
d.  preuss.  Staatsb."  klagte  über  die  Uebeizahl  \.  Seeret.  In  den  Bureau's  d.  Staatsb. 
(Betriebtiinspe<tion).l  Im  Ganzen  zeigen  beide  Arten  Rahneu  in  der  Höhe  des  Auf- 
wands ziemliche  Gleichheit.  Ersparungen  durch  verminderte  Gehalte  sind  wenigstens 
in  Deutschland  sicher  unthunlich,  vielmehr  mitssen  die  Gehalte,  wie  in  anderen 
Zweigen  des  Staatsdiensts.  erhöht  werden,  was  gerade  in  der  Gegenwart  zu  fortlern 
ist.  Die  Anwendung  des  Tantieme-  und  Prämiensystems  für  die  höheren 
Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  ist  nicht  unstatthaft,  aber  da  sich  ein  Maass 
•tafnr,  wie  die  Thätigkeil  des  Einzelnen  den  finanziellen  Erfolg  der  Unternehmung 
beeinflusst,  kaum  findet«  so  ist  dieses  System  im  Gebiete  dieses  Verwaltungszweigs 
doch  von  zweifelhaftem  Werthe. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher  in  der  allgemeinen  Verwaltung 
schwerlich  eine  erhebliche  Verminderung  der  Ausgaben  erzielen, 
eine  relative  nur  durch  Vereinigung  bisher  getrennter  Verwal- 
tungen und  Vergrößerung  des  Verkehrs.    Die  etwaigen  Reformen 
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tüchtiger  Directoren  und  Techniker  können  dergleichen  aber  um 
so  mehr  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen  zu  Wege 
bringen,  weil  hier  Ersparungen  an  sachlichen  Ausgaben  mög- 
Jich  sind. 

Bei  Dir.bez.  Berlin  1883/S4  z.B.  3*62  Mill.  M.  AUg.  Verwalt  kosten  oder  V2\ 
S.  o.  S.  üStt.  Die  Gebalte,  Tagegelder  u.  Emolamente  in  der  allg.  Verwaltung 
betrugen  1869  bei  den  preuss.  Staatsbahn.  p.  Meile  1488  (Max.  2356  Main -Weser 
BM  Min.  1101  Nass.^  oder  p.  100,000  Thlr.  Bruttoeinn.  2046  (Max.  3529  Bebr.-Haa , 
eben  erhöhet.  Min.  1754  Saarbr.),  bei  dt-n  eigens  verwalt.  Privatb.  bez.  1352  u. 
1918  Thlr.,  also  kein  grosser  Unterschied.  Auch  diese  Ausgaben  sind,  wie  alle  per- 
sönlichen, Anfang  der  30  er  Jahre  stark  gestiegen.  Sie  betrugen  p.  KU.  (also  p.  Meil« 
das  7*5  fache)  in  1S74,  dem  in  Betreff  der  Betriebsausgabe  (und  Finanzergebnisse 
ungünstigsten  der  neueren  Zeit  im  D.  Bahnwesen,  bei  d.  preuss.  Staatsb.  604 .  den 
Privatb.  in  Staafsverw.  661,  den  Privatb.  in  eigen.  Verw.  356,  i.  D.  479  Thlr.  1S7-1 
nur  483,  1S72  353  Thlr.,  also  Zunahme  von  1S73  gegen  1872  um  22*66,  ron  187.1 
auf  1874  um  10  62  °f0.  1875  dagegen  nur  460  Thlr.  oder  4  03%  weniger  als  1*74. 
Eine  ganz  genaue  Vergleicbuug  ist  nicht  immer  zulässig,  da  diese  Ausgaben!  bnk 
doch  nicht  immer  die  völlig  gleichen  Posten  umfasst.  1880  —  81  bei  d.  deutschen 
Staats!).  S  29,  eigens  verwalt.  Privatb.  10  73  %. 

§.  287.  —  2.  Die  Bahn  Verwaltung.  Sie  umfasst  die- 
jenigen Verwaltungsthätigkeiten,  durch  welche  ftir  die  Erhaltung 
der  Bahn  selbst,  der  Gebäude,  der  Bahntelegraphen, 
der  Signale  und  anderer  fester  Anlagen  in  dem  für  den 
regelmässigen  ordentlichen  und  gesicherten  Betrieb 
erforderlichen  Zustande  gesorgt  wird. 

a)  Die  Organisation  dieses  Verwaltungszweigs  ist  auch 
in  Deutschland  besonders  in  Betreff  der  Oberleitung  etwas 
verschieden. 

Mitunter  >teht  an  drr  Spitze  der  Oberleitung  ein  Techniker  als  Oberingenie ur. 
was  Vortheile  hinsichtlich  der  Einheitlichkeit  aller  Massregem  bietet,  oder  es  fungiren 
Ingenieure,  fur  cinzelue  Hahnabtheilungen  unmittelbar  unter  der  Hauptverwaltung. 
S.  Weber,  Trage  369,  2.  A.  d.  Schule  d.  Eisen  bah  nwes..  3.  A.,  S.  403  fl.  Dieser 
Dienstzweig  wird  bisweilen  auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gerechnet  und  besteht 
dann  gleichzeitig  mit  fur  die  Oberleitung  der  Transportverwaltung.  So  bei  d.  preuss. 
Staats  bahnen. 

Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Bahnverwaitung  zerfallen  in  die 
beiden  Hauptzweige  der  speciellen  Beaufsichtigung  der 
Bahn,  welche  dem  sog.  Streckenpersonal  Ubertragen  ist,  nnd 
der  Stationsverwaltung,  welche  dem  Stationspersonal 
anheimfallt. 

Zur  Stationsverwaltung  gehört  auch  die  Bahn tclegraphen Verwaltung  (deren 
Kosten  in  Preussen  z.  Th.  bei  der  Transp.verwaltung  verrechnet  werden)  und  die 
Verwaltung  der  ßahnunterhaltungs-  und  Betriebsmagazine,  doeh  stehen  diese 
Zweige  mitunter  auch  unabhängig  neben  der  Stationsverwaltung. 

er)  Das  Strecken  personal  besteht  ans  Abtheilungs-  (Bezirks-)  Ingenieuren 
(Bahnin8pectoren) ,  Baumeistern,  sämmtlich  ausgebildeten  Technikern,  mit  dem  not- 
wendigen Httifs-  (Bureau-)  personal,  ferner  aus  Bahnmeistern  (Bahnaufsehern,  Ober- 
bahnwärtern) ,  etwa  1  auf  7  —  8  Kil. ,  endlich  aus  den  unter  den  Bahnmeistern 
stehenden  Bahnwärtern  (Bahn  wftchteru),  0*8  — 12  — 16  und  mehr  p.  Kil.  in 
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nicistcr.  1  1  elejrranneniiisp.,  J  »emeossecr  ,  a  lei^i^u.»..— ..  ,. 
weiter  304  Weichensteller  (incl.  !»  Brückenwärter),  IS" 4  55b,  1<  Portiers  loi  Nacht- 
wächter. Uc9.au fw.  A.  für  1S71  4!  3,330  Thlr.  -  Die  jetzig«  Ktataufstelluns:  gestattet 
nicht,  alle  einzelnen  Beamten  auf  die  verschied.  \  erwalt./.weige  zu  vertheileu.  hin 
Beispiel  für  einige  Kate-Beamten  ist  aber  folgendes  f.  -I.  Dir.bc/.  Berlin  1.  Apr. 
1SS3  2407  1  Apr.  1884  2485  KU.).  Antheil  der  B  a  Ii  n  verwalt.  am  Gehalte  der 
Directbeamten  92.400  M.,  d.-r  Eis<«b.socr.,  Betriebssecr.,  Zeichner  u  s  w.  15)7,400  iL. 
1S8  Bahnmeister  (1  auf  131  KU..  Gehalt  1650  M.)  zus.  303,562  M„  1409  Bahn- 
wärter {1  auf  1-75  KU.,  Geh.  705  iL),  zus.  9^6,475  iL,  IS  lelcgr.aufscher  Un 
1650  M  Geh.);  ferner  diätar.  Be*old.,  Löhne  B.a.w.  1,047  596  M.  ^er Jen  sachj. 
Ausgaben  erscheinen  für  die  Bahnanlagen  auf  freier  Strecke  2,037  900  M.,  1.  <i. 
Bahnhofsanlasren  1,906,600  iL,  f.  Telegr.,  Signale  u.  s.  w.  22o,o00  iL,  t.  hrneuer. 
d.  Oberbaus  3,560,000  M.  —  Die  Ausgaben  f.  d.  Stationspersonal  werden  in 
Preussen  jetzt  unter  d.  T  raus  p  ort  verwalt  rubricirt  ü.  A.  bei  d.  Dir.bez.  Berlin 
33  Vorsteher  1.  Ol.  zu  2650  iL  Geh.,  84  2.  Cl.  zu  1950  iL  686  StationsaulseJier  ». 
Assist  zu  1575  iL,  1033  Portiers,  Billetschaffner.  Weichensteller  zu  930  M.  — 
Summa  f.  Bahnverw.  bei  Bez.  Berlin  11  66  MH1.  iL  oder  26  4  °/„. 

b)  Kosten.  Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltung,  natürlich 
bei  den  einzelnen  Bahnen  etwas  verschieden,  je  nachdem  Abtheil- 
ungen der  Oberleitung  zur  allgemeinen  Verwaltung  oder  untere 
Dienstzweige,  wie  in  Preussen  die  persönlichen  Kosten  der  Stations- 
vcrwaltung  zur  Transportverwaltung  gestellt  werden,  sind  absolut 
■inri  rp.ln.tiv  vip.l  bedeutender  als  diejenigen  der  all- 
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Bei  den  einzelnen  Bahnen ,  Staats-  wie  Privatbahnen,  zeigeu  sich  aber  wieder 
erhebliche  Abweichungen  dieser  Quoten.  S.  auch  u.  S.  756.  Abweichungen  auch  nach  »1 
Berechnungsart .  z.  B.  in  den  amtl.  preuss.  u.  in  d.  deutschen  Verein sstatbt. 
Von  Einfluss  hierbei  die  Zureehn.  oder  Abrechn.  der  Kosten  des  Stationspersonak 
In  der  neuerlichen  Abnahme  vielleicht  schon  Einfluss  der  intensiveren  Anlage 
der  Bahn  sichtbar,  wobei  die  laufenden  Verwaltungskosten  sinken  (s.  u.\ 

Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltun»  sind  theils  persönliche,  Besoldung  d«r 
Bahnbeamten  u.  s.  w.  (Kleidung,  Heizung  der  Bahnwärterhäuscr),  theils  sachlich«. 
Unterhaltung  des  Bahndamms  und  Oberbaus,  der  Schienen,  Schwellen,  Brucken,  Durch- 
lässe, Tunnel,  anderen  Anlagen,  der  Gebäude,  Telegraphen,  Siguale,  des  Inventars  und 
der  Arbeitsgeräte,  Ausgaben  für  Reinigung  von  Schnee,  Feuerversicherung,  Steuern. 
Bureaubcdurfnissc  u.  s.  w.  Die  sachlichen  Ausgaben  pflegen  erheblich  höher 
als  die  persönlichen  zu  sein,  «loch  äussert  das  Verwaltungssystem  und  das 
oben  in  §.  280  hervorgehobene  Moment,  der  Grad  d»r  Intensivität  des  ganzen  Bahn- 
baus, namentlich  das  Verh&ltniss  des  stehenden  zum  umlaufenden  Kapital,  auch  sein^o 
Einfluss  auf  die  Relation  beider  Posten.  Unter  den  sachlichen  Ausgaben  befinden 
Rieh  viele  Werkverrichtungen  gegen  Taglohn. 

Beispiel:  Preuss.  Ost  b.  nach  d.  Berechnungsart  in  d.  deutschen  Eisen  - 
bahnstatist.  Gesammte  Ausg.  in  Tausenden  Thlr.  1869  (in  d.  Klammer  1874):  11SS 
(3148);  davon  Besoldung  der  Bähnbeamten  incl.  Dienstkleidong  u.  s.  w.  462  t967). 
Heizung  der  Wärteriocale  S'7  {Tn  (bei  Niederschi.- Märk.  S4,  bez.  127,  woraus  hervor- 
geht, dass  auch  solche  Posten  nach  den  Besoldungssystemen  abweichen),  Unterhaltung 
d.  Bahndammes,  d.  Schienen,  Schwellen  453  (1132^,  d.  Brucken,  Durchlässe  11*8  (37'i. 
d.  Gebäude  S2  (259),  Telegr.  26  (51),  Übrig.  Anlag.u  71  (271),  Inventariom,  Geräihe 
14  s  (48),  Grundsteuer,  Feuerversich.  u.  s.  w.  33  (78\  Schueereinig.  Ii»  (59),  Bureao- 
bednrfnisse ,  Formulare  u.  s.  w.  4*4  (11).  Sonstiges  2*9  (198)  Im  Ganzen  pereöni 
Ausg.  40,  saehl.  60  70  (1874:  30*7  u.  6!r3):  dsgl.  bei  d.  niederschles.-inärk.  bez.  36 .1 
n.  63  7,  hannov.  37  9  u.  621 ,  sächs.  Staatsb.  42*7  u.  57  3,  baier.  c.  28  u.  72.  wart 
19  1  u.  80  9,  bad.  36  7  u.  Ii3  3  %.  Auch  bei  Privatb.  ähnliche  Schwankungen,  25 
bis  40  %  pflegt  die  persönliche  Ausg.  von  den  ges.  Bahnenverwaltungskosten  meistens 
zu  betragen.  Die  unter  die  sachl.  Ausgaben  gerechneten  Taglöhne  f.  Werkverricht. 
im  Gebiet  d.  Bahnverw.  erheben  sich  öfters  zu  bedeutenden  Summen,  z.  B.  1869  Ostb. 
167,  Niedersehles.  206,  Hannov.  300.  Sächs.  Staatsb.  239,  Wtirt  230  Tausend  Thlr. 
Nach  d.  deutschen  Eisen b.statist.  f.  1S80/81  betragen  die  persönl.  Kosten  der  Babn- 
verwalt.  7  41  %  aller  Ausgaben  bei  d.  Staatsb.,  7'80  %  bei  d.  eigensverwalt  Priv.- 
bahnen,  d.  sachl.  Kosten  (allgemeine.  Unterhalt,  d.  Bahnanlagen,  Erneuerungen,  incl. 
derj.  d.  Betriebsmittel.  Erweiter,  u.  Verbess.)  bez.  22'57  u.  25*98.  was  ein  Verh.  vod 
c.  1:3  u.  1  :  3*3  wäre,  wobei  aber  d.  Kosten  d.  Ernouer.  der  zur  Transp.rerwalt.  ge- 
hörigen Betriebsmittel  hier  unter  d.  saehl.  Kosten  d.  ßahnverwalt  stehen. 

Die  Höhe  der  sachlichen,  indirect  aber  auch  diejenige  der  persönliche 
Auagaben  hängt  vornehmlich  von  folgenden  Bestimmungen  ab:  von  Klima,  Boden- 
beschaffenheit  des  Landes,  durch  das  die  Bahn  führt  iSchneereinigung  z.  B.  bei  d. 
öst.  Süd-  u.  Tir.  R.  1869  50,314  Thlr.  unter  1*81  Mill.  Thlr.  Bahnverwaltungsauslagen. 
1874  165,000  Thlr.  unter  2  63  Mill.  Thlr.  Selbst  solche  Posten  stehen  mit  unter 
dem  Einfluss  des  in  §.  2S0  besproch.  Priucips.  Mehr  Tunnelbauten  im  Gebirge. 
Schneeschutz  wehren  (sogen.  Gallonen)  verhüten  die  Verwehung,  erfordern  aber  einen 
viel  grössereu  Aufwand  v.  steh.  Kapital);  —  von  der  mehr  oder  weniger  sorgfältigen 
und  technisch  vollkommenen  ersten  Anlage  und  seilherigenErhaltung  der  Bahn  etc.: — 
von  der  Frequenz,  welche  die  Abnutzung  durch  den  regelmässigen  Betrieb  bedingt;  — 
endlich  von  der  Sorgfalt,  mit  der  dfe  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  der  Bahn  ün 
eigenen  Interesse  der  Verwaltung  oder  nach  Landessitte  oder  in  Folge  von  Staatsge- 
setzen geschieht  In  letzterer  Beziehung  werden  namentlich  in  Deutschland  und  z.  Tb. 
überhaupt  auf  dem  Continente  mit  Recht  um  der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Betriebs 
und  der  dabei  beschäftigten  Personen  Willen  grössere  Anforderungen  gemacht,  als  m 
England  und  vollends  in  Nordamerika.  Das  bedingt  aber  auch  etwas  grössere  Aus- 
gaben für  diesen  Titel  der  Bahnverwaltung,  besonders  für  ein  grösseres  Aufsichts- 
personal (Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Die  Höhe  der  Bahnverwaltungsansgaben,  besondere  der  sach- 
lichen, aber  auch  der  persönlichen,  steht  nun,  wie  gesagt,  im  Zn- 
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minderung  der  Ausgaben  der  Bahnverwaltang  in  erheb- 
licherem Maasse  schwer  möglich. 

Die  Verminderung  der  Zahl  der  Boaiiiton  und  Angestellten  wurde  bei 
Hauptbahnen  grosser  Frequenz  und  Schnelligkeit  ineist  nur  au f  Kosten  der  Sicher- 
heit geschehen,  was  im  Durchschnitt  wegen  öfterer.  Koston  für  Entschädigung  und 
Material  hervorrufender  Unglücksfälle  nicht  einmal  immer  eine  Ersparnis»  wäre.  Mit 
der  steigenden  Frequenz  wird  sogar  die  Zahl  der  Beamten  wachsen  müssen.  So 
wurde  /.  Tl.  J8I>9  jede  Meile  der  Ostb.  ll'O,  die  N iedersch les.  21*7  Mal  täglich 
durchschn.  befahren,  das  Streckenpereonal  der  ersteren  war  p.  Meile  9*3.  der  zweite* 
15  3,  das  Starionspersonal  bez.  4\H  u.  9  6  Mann.  Die  Gehalte  und  Löhne,  (in  Deutsch- 
land 1871  einige  Zeit  lang  ausserordentlich  gestiegen  —  eine  Hauptursachc  der  Ver- 
teuerung des  Betriebs  — )  gehen  in  längeren  Zeiträumen  eher  einer  Erhöhung  ent- 
gegen. Durch  ^srntercumulirung  kann  nur  eine  unerhebliche  Ersparung  ent- 
stehen, meist  gegen  das  sachliche  Interesse.  In  den  sachlichen  Ausgaben  lässt 
sich  durch  technisch  vollkommenen-  Anlage  (z.  Ii.  bei  Schieueu,  Brucken) 
spareu.  Dafür  gelten  die  erörterten  Principicn  über  extensiven  und  intensiveu  Bahn- 
bati.  Für  gewisse  kleinere  Keparaturarbeiten  und  dabei  verwendete  Mate- 
rialien ist  endlich  aus  Ersparnissrucksichten  ein  Prämien-  uud  Tanticiuesystem  für 
Ersparungen  an  Material  anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  Bahniugenienren.  theil- 
weise  auch  bei  dem  unteren  Personal.  Weber,  Schule,  2.  A,  Fr.  370.  —  Detail 
der  Bahnunterhaltungskosten  der  preuss.  Hahnen  in  d.  amtl.  Stat 

§.  288.  —  3.  Die  Transportverwaltung.  Ihr  Gebiet 
ist  die  Ueberwachung  und  Besorgung  des  gesammten 
Transportdienstes  der  Bahn,  welcher  in  den  Personcn- 
und  Güterverkehr  zerfällt. 

Kurze  prägnante  Characteristik  d.  Functionen  d.  ciuzeluen  Organe  der  Transport- 
verwaltung  bei  Weber,  Fr.  H 1  Ii'.,  Schule  2.  A.  (3.  A.  S.  414  ir.). 

a)  Die  Organisation  der  Transportvcrwaltung  ist  wiederum 
nicht  ganz  gleichmässig.  Gewisse  Grundzüge  ergeben  sich  aber 
aus  dem  Wesen  der  Sache  und  kehren  daher  ziemlich  überein- 
stimmend wieder.  An  der  Spitze  der  Oberleitung  und  Beaufsich- 
tigung des  Betriebs  steht  das  Bctriebsdirectorium  oder  die 
Betriebsinspection,  deren  Functionen  mitunter  über  die 
Transportverwaltung  hinausgehen;  Behörden,  welche  daher  bis- 
weilen, neuerdings  nach  preussischem  Vorgang  bei  uns  regelmässig 
auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden.  In  der  Trans- 
portverwaltung wird  dann  der  executive  Betriebsdienst  und 
die  Maschinen-,  Wagen-  und  Werkstättenverwaltung, 
daneben  auch  wohl  noch  die  Materialienverwaltung 
(Magazindienst)  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Werk- 
stättenverwaltung verbunden  ist. 

a)  Der  executive  Betriebsdienst  zerlallt  in  den  Expedi tio nsdie u>t 
uud  den  Fahrdienst.  Der  erstere,  welcher  an  die  Station  geknüpft  ist,  ist,  wenigstens 
an  den  grösseren  Stationen,  wieder  in  deu  Dienst  fit r  den  Personenverkehr 
(incl.  Gepäck)  und  in  die  Gutere Spedition  getrennt.  Das  zum  Expeditionsdienst 
gehörondf  Personal  besteht  aus  Einnehmern  (Billetverkäufern,  Stationscassenrendanten\ 
Gepäckexpedienten,  mitunter  noch  besonderen  Gepäckwiegern,  dann  Gepäckträgern,  und 
etwaigem  H  ulfspersonal  (Assistenten)  für  den  Personentransportdienst.  Zur  Güterexpedi- 
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tion  gehört  das  Personal  der  Gutcrcxpcdieuten .  Boden-,  Lade-  und  Wiegemeister  und 
das  nothwendige  Hulfspcrsonal  für  Kasse.  Buchhaltung,  Kechnung  u.  s.  w.  Viele  ge- 
wöhnliche Werkrerrichtungen  im  Güterdienst  (Auf-  und  Abladen.  Wagenrangiren  etc.) 
erfolgen  im  Taglohn.  Das  gesammte  Gütertransportwesen  einer  Bahn  steht  mitunter 
noch  unter  einem  besonderen  Obcr-Gütcrverwalter.  Die  Ueberwachunsr  und  Ober- 
leitung des  Expeditionsdiensts  fällt  dem  Bahnhof  Vorsteher  zu,  welcher  durch  Schirr- 
meister (Wagenmeisten  die  Zusammenstellung  der  Züge  besorgen  lässt. 

Das  Fahrdienstpersonal  höherer  Ordnung  sind  die  Locomotiv fuhrer,  Zug- 
führer (Oberschaflher)  und  Paekmeister,  dasjenige  niederer  Ordnung  die  Heizer, 
Schaffner,  Zugschirrmeister,  Bremser,  deren  Dienst  mit  dem  der  St  hatlncr  mitunter 
vereinigt  ist.  An  dieses  Personal  schliefst  sich  als  stehendes  Personal  auf  den  Sta- 
tionen für  den  Fahrdienst  dasjenige  der  Wagcnput/er,  Schmierer,  Wagenmeister  (.Schirr- 
meister,  Wacenrcvisoren'i  u.  dgl.  in. .  bisweilen  aueh  besonderer  Maschinenheizer  an. 
Dieses  Personal  oder  ein  Theil  desselben  wird  mitunter  auch  zum  Stationspersnnal 
(Bahn Verwaltung)  oder  zur  Wagcnverwaltung  gercehnet. 

ß)  An  der  Spitze  des  Werkstatt  endiensts  (für  Reparaturen  des  Fahr- 
raaterials  u.  s.  w;)  stehen  Techniker,  sog.  Maschinen-  und  Obermasehiuenmeister. 
welche  Zeichner  zur  Seite  haben:  unter  ihnen  Werkstattenvorsteher,  Werkmeister, 
Wagenmeister ,  ausserdem  das  nothwendige  Buchhaltung- .  Kechnungs-,  Kassen- 
personal  u.  s.  w.  Die  meisten  Werkverrichtungeu  ireschehen  gegen  Tagelohu.  Auf 
grösseren  Stationen  bestehen  besondere  Magazine  verschiedenen  Umfangs  für  die  erforder- 
lichen Betriebsmaterialien  unter  Materialienverwaltern,  unter  denen  Aufseher  etc.  fungiren. 

Beispiel  der  Organ  isat.  u.  der  Zahl  u.  Yertheilung  des  Transportverwaltungs- 
personals: Prcuss.  Ostb.  Expeditionsdienst  (1870):  1  ObergUtcrverwalter. 
1  Eisenbahnsecr.,  Iß  Stationskassetirend.  u.  Einnehmer.  9  Gepäckexpodieuten,  63  Güter- 
expedienten ,  56  Boden  meiste  r  (an  1*2  Haltestellen  sind  Weichensteller  geg.  Kemuner. 
mit  dem  Bill  et  verkauf  betraut).  Fahrdienst  135  Loeomotivenführer,  43  Zugführer, 
44  Packmeister,  135  Heizer,  112  Schaffner,  28  Schmierer.  Werkstittenbetrieb 
1  Obermaschinenmeister,  7  Maschinenmeister,  S  Zeichner,  7  Eisenbahnsecr.,  32  Be- 
triebssecr.,  5  Werkstätten voret,  18  Werkmeister,  22  Waffenmeister;  —  27  Maschinen- 
heizer (fehlen  bei  ander,  prcuss.  Staatsb.).  8  Portiers,  10  Nachtwächter;  Material- 
verwaltung  auf  d.  Strecke,  9  Materialverwaltcr  1.,  7  dsgl.  2.  Classe,  wozu  bei  and. 
pr.  Staatsb.  noch  Aufseher,  Wächter  u.  dgl.  treten.  —  Dir.bez.  Berlin  1888/84: 
Stationspersonal  s.  o.  S.  743.  Exp.personal,  1 4  Stat.ka>senrendanten  u.  Guterexped.- 
vorsteher  (Geh.  2800  M.),  zus.  39,200  M. ,  102  Stat.einnehmcr  und  Guterexpedienten 
(2175  M.  Geh.),  zus.  218,925  M. ,  122  Lade-  u.  Bodenmeister  (1200  M.  Geh.),  zus. 
145,050  M. ,  Fahrdienstpers.  589  Locom.fuhrer  (1500  M.  Geh.),  zus.  865,650  M., 
612  Loc.heizer  u.  dgl.  (1050  M.),  zus.  634,840  M. ,  112  Zugführer  (1200  M.),  zus. 
170,400  M.,  196  Packmeister  (1020  M.),  zus.  199,155  M.,  391  Schaffner  (885  M.\ 
zus.  343,350  M..  330  Bremser  u.  Schmierer  (840  M.).  zus.  266,085  M.,  Werkstätt.- 
verwalt.  8  Vorsteher  (2400  M.),  zus.  19,200  M. ,  64  Werkmeister  (2175  M.),  zus. 
139,200  M.,  Material-  u.  M a <* a z.verwalt. ,  6  Verwalter  1.  Cl.  (2400  M.),  zus. 
14,400  M.,  21  2.  Cl.  (1725  M.),  zus.  36.225  M.,  15  Mag.au fseher  (1125*  zus.  16,875 
u.  noch  einzelne  aud.  Beamtenarten  (u.  A.  71  Nachtwächter  zu  600  M.,  143  Rangir- 
u.  Wagenmeister  zu  1125  M.) 

Die  Organisation  einzelner  Zweige  der  Transportver- 
waltung und  die  Zahl  des  Personals  in  denselben  hängt 
begreiflicher  Weise  von  der  Frequenz  der  Bahn,  besonders 
was  den  Fahr-  und  Werkstättendienst,  und  von  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Stationen,  was  den  Expeditions- 
dienst  anlangt,  wesentlich  mit  ab. 

Beispiele.  P.  Meile  Bahn  kamen  1869  iu  d.  Transport  Verwaltung  vor  bei 
der  peuss.  Ostb.  7*0  Beamte  u.  Hülfsarbeiter .  19*6  Arbeiter,  bei  der  nieder- 
schles.  221  u.  43*3,  westfäl.  126  u.  249,  Saarbr.  20*2  u.  309,  hanuor.  11*9 
n.  23*1,  nass.  8*3  u.  13*2.  Dagegen  war  die  beförd.  ßrattolast  auf  1  Meile  Bahn 
reducirt  bei  diesen  Bahnen  bez.  259,  51  0,  29'0,  37  7,  32'8  u.  20"3  Mill.  Centner 
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(sog.  Centnermeilen,  Gewicht  der  Pers..  Guter,  Wagen,  Locomot.  n.  Tender  zus.)  und 
die  Bruttoeijm.  p.  Meile  64,  101,  56,  104,  75  u.  43  Tausend  Thlr.  —  Bei  einer 
Länge  von  122  M.  der  Ostb.  u.  von  72  M.  der  niederschles.  (incl.  schles.  Gebirgsb.) 
(bez.  v.  139!)  u.  562  Kil.  in  1S74»  hatte  die  erste  u.  zweite  bez.  130  u.  167  (1S74 
227  u.  227)  Locoinotiv fuhrer.  130  u.  194  Heizer  (1*74  Feuerloute  436  u.  507).  51» 
u.  2b  Zugführer  (1S74  104  u.  4«),  34  u.  54  Packmeister  (1874  76  u.  105),  101  u. 
223  ^1874  241  u.  292)  Schallner. 

Auf  kleinen  Stationen  und  bei  schwachem  Verkehr  können  manche  Arbeiten  von 
einem  Beamten  besorgt  werden,  die  sonst  getrennt  werden  müssen  (z.  B.  Billetverkauf 
und  Gepäckexpedition,  beides  und  Güterexpedition). 

Einige  Verschiedenheiten  in  der  Organisation  und  in  der  Zahl 
des  Personals  werden  im  Personenverkehr  auch  durch  das 
Billct-  und  Controlsy stein,  im  Güterverkehr  durch  das 
Verladnngssystem  bedingt,  in  beiden  endlich  durch  die  ob- 
waltende Rücksicht  auf  Betriebssicherheit  und  durch  den 
Zustand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  280  hervorgehobene 
Moment  in  Betracht  kommt. 

Auch  wegen  dieser  Umstand«  in  Deutschland  mehr  Fahrpersonal  auf  den 
Zügen,  wie  mehr  Strcckenpcrsoual  auf  der  Bahn.  Hier  rechnete  man  nach  Weber 
vor  einigen  Jahren  2—3  Personenwagen  auf  1  Schaffner  oder  Bremser,  5— 8  Guter- 
wagen auf  1  Begleiter;  in  Kurland  und  Krankreich  dagegen  auf  1  Personenzug  selten 
mehr  als  1  Oborscb.  u.  1  —  2  Sch.  oder  Bremser.  Landessitten  thun  hier  auch  viel. 
Das  deutsche  Publicum  verlangt  jetzt  auch  mehr  Schaffner  u.  wurde  das  französische 
ßilletcoutrolsystem  schwerlich  bevorzogen. 

lieber  das  Billct-  u.  Coutrolsystein.  Wenn  die  Controle  und  Abnahme  der 
Personenbillete  nur  in  den  Wagen  erfolgt,  wie  fast  allgemein  in  Deutschland,  bedarf 
es  unvermeidlich  mehr  Schaffner ,  die  dann  wenigstens  in  den  Personenzügen  auch 
nicht  so  umfasseud  als  Bremser  mit  beschäftigt  sein  können,  zumal  sie  oft  im  Fahren 
die  Billete  coupiren  müssen.  Anders  im  Ausland,  bes.  in  Frankreich,  wo  die  Bahn- 
höfe streng  abgesperrt  sind  u.  die  Hauptcontrole  der  Billete  beim  Eintritt  in  u.  Aus- 
tritt aus  dem  Bahnhof  erfolgt.  Bei  der  Billetexpeditiou  ergeben  sich  durch  da» 
jetzige  System  der  zahllosen  Einzelbillete  für  Hunderte  ron  Stationen,  für  verschiedene 
Wagenclassen .  Züge  u.  s.  w.  grosse  Weitläufigkeiten ,  an  allen  Hauptstat.  zumal,  für 
Stempelung.  Verkauf  der  Billete,  Controle  der  Einnehmer.  Das  Edmondson'sche  Billet- 
system  (die  Kärtchen  mit  blosser  Angabe  von  Abgangs-  u.  Bestimmungsort.  Preis  u. 
Fahrnummer  od.  Datum,  die  Kärtchen  werden  dann  von  den  Schall  nern  oder  Bahnhof- 
portiers  gesammelt  u.  zur  Mitcontrole  abgeliefert),  das  auch  in  Deutschland  allimtlis 
ganz  das  altere  Zettelsystem  verdrängt  hat  u.  den  Vortheil  rascher  Stempelung  vum 
Hülfe  be/.ügl.  Maschinen  schon  vor  längerer  Zeit  in  1  Stunde  bis  5000  Stuck,  jetzt 
wohl  noch  mehr)  bietet,  reicht  jetzt  immer  weniger  aus.  Eine  grosse  Vereinfachung 
des  Billetweseus  gestattete  das  von  Perrot  vorgeschlag.  einfache  Tarifsystem,  dessen 
Durchführung  nur  problematisch  ist.  Aber  auch  bei  wesentl.  Festhaltung,  wenu  auch 
einiger  Vereinfachung  des  heutigen  Personcntarifsystems  sind  Reformen  in  dem  Billet- 
wosen  möglich,  vgl.  z.B.  den  Vorschlag  von  Scholtz  a  a.  O. ,  Weber,  Schule 
Jl.  A.,  S.  420. 

Ueber  das  Verla  dnngssysteins.  die  Schriften  v.  Michaelis,  Perrot,  Scb  oltz. 
Dorn,  Cohn  u.a.  m.  Die  von  manchen  Seiten  gewünschte,  doch  unzulässige  Trennung 
des  Fahr-  u.  Frachtverkehrs  würde  den  (iütercxpeditionsdieiist  der  Bahnen  fast  ganz 
in  Wegfall  bringen,  da  hier  die  Befrachter  eintreten  würden.  Es  ist  wohl  möglich, 
dass  dadurch  auch  an  Arbeitskosten  im  Ganzen  einige  Ersparung  entsteht,  wenn  auch 
keine  sehr  wesentliche.  Auch  die  Stellung  ganzer  Wagen  zur  Disposition  vou  Be- 
frachtern, zum  belieb.  Vollladeu,  die  Beförderung  von  Massengütern  in  Wagenladungen, 
welche  die  Befrachter  selbst  anfüllen,  haben  neben  anderen  Vortheilen  den,  der  Bahn 
Arbeitskraft  zu  ersparen.  Bei  der  Stellung  eigener  Wagen  durch  die  Befrachter 
würden  sich  für  die  Bahn  selbst  im  Werkstättendienst  Einsparungen  ergeben.  Fraglich 
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bleibt  nur,  wie  weit  solche  Reformen  nach  der  ganzen  Technik  des  Bahnbetriebs  über- 
haupt durchführbar.  S.  toi« .  Abschnitt.  Am  Meisten  Last  in  der  Expedition  macht 
der  Stückguterverkehr. 

Die  Aufgabe  ist  hier  offenbar,  diejenigen  Systeme  zu  wählen, 
welche  bei  aller  Sicherung  vor  Unterschleif  und  Verlust  in  volks- 
wirtschaftlicher Hinsicht  günstig,  für  das  Publicum  möglichst 
bequem  und  ttir  die  Verwaltung  durch  Vereinfachung  des  Diensts, 
Ersparung  von  Arbeitskräften  u.  s.  w.  möglichst  wohlfeil  sind.  In 
beiden  Beziehungen  bleibt  noch  viel  zu  wünschen  übrig. 

b)  Die  Kosten  der  Transportverwaltung  bilden  der  Regel 
nach  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  Betriebs- 
ausgaben, in  Deutschland  nahezu  zwei  Drittel,  '  früher 
etwas  unter,  dann  etwas  über,  jetzt  wieder  annähernd  60  °f0,  mit 
Schwankungen  nach  Bahnverwaltungen  von  ca.  50 — 75  %•  Eine 
Ersparung  an  ihnen  fällt  daher  für  den  Reinertrag  und 
für  die  Möglichkeit  der  Tarifred  uetionen  gewöhnlich  am 
»Schwersten  ins  Gewicht.  Sie  ist  aber  auch  in  grösserem 
l'mfange  möglich,  als  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen. 

Hei  d.  deutschen  Bahnen  1S80— 81  Trans]»,  vcrwalt.  v.  U  esain  in  tausg.  bei  d.  Staatsl>. 
00-70,  bei  d.  «  igensverwalt.  Priv.b.  5047.   Prcuss.  Staatsb.  nach  Et.  f.  1883/84  GM0/.. 

Auch  die  Ausgaben  der  Transportverwaltung  sind  theils  per- 
sönliche, Besoldung  u.  s.  w.  der  Beamten,  theils  sachliche, 
bei  letzteren  einschliesslich  grosser  Summen  von  Taglohn  für 
niedere  Werkverrichtungen. 

Die 'sachlichen  Ausgaben  ün<  1.  Tauclöhn-  u.  dgl.)  überwiegen  bei  der  Trafisport- 
verwaltung  die  persönlichen  noch  starker  als  bei  der  Bahuvcrwaltung.  Sie  zerfallen  in 
«lie  unmittelbaren  Kosten  der  Zugkraft  (Feuerung  der  Locomotiven.  Schmieren  und 
Putzen  der  Maschinen  und  Tender),  der  Zuge  (Schmieren  und  ({einigen  der  Wagen, 
Beleuchtung  der  Zusrc,  GflterTcrladnng);  in  die  Reparaturkosten  der  Fahrzeuge;  in 
die  zu  einem  Theil  mitunter  aus  den  laufenden  Betriebseinnahmen  erfolgende  Er- 
gänzung der  Transportmittel,  ako  Neubcscüaffung  (nicht  nur  Ersatz)  solcher, 
welche  indessen  vielleicht  richtiger  von  dea  laufenden  Ausgaben  gauz  ausgeschlossen 
u.  besonders  reffechnet  wird;  ferner  in  die  Ausgaben  für  Heizung  und  Reinigung 
der  Betriebslo<  alitaten;  für  Wageniniethc  an  fremde  Bahnen:  für  Ent- 
schädigungen im  Personen-  und  Güterverkehr :  fnr  Drucksachen  und  Bureau- 
bedurfnisse  u.  a.  Divcrsa.  Diese  sachlichen  Austraben  lassen  sich  wieder  mit 
denjenigen  persönlichen  Ausgaben,  welche  sich  an  die  einzelnen  Zweige  knüpfen, 
zusammenfassen,  was  für  einzelne  Punctc  ein  richtigeres  Bild  gewährt. 

Beispiel.  Preus».  Ustb.  Ausg.  f.  ges.  Transportverw.  1869  2131  (1874 
6505)  Tausend,  wovon  auf  Besoldung  etc.  106  (1505),  sachl.  Ausgaben  1635  (5090) 
Tausend,  mit  Ausschluss  der  Ergänz,  d.  Betriebsmittel  1435  (4326i  von  i.  G.  1931 
(5831),  oder  pers.  A.  25*7 0  ,  (25'S)  n.  sacbl.  Ausg.  74'3°/0  i742>,  neml.  Feuerung  d' 
Locomot.  315  (1171),  Schmieren  d  Masch,  u.  Tender  21  (58<,  Putzen  dsgl.  53  (128), 
Sehmieren  d,  Wagen  17  (136).  Reinigen  10  (25),  Beleuchtung  d.  Zrtire  17  « 56),  üüter- 
verlad.  71  (195),  sonst.  Kosten  102  (240),  i.(i.  Kosten  der  Zugkraft  u.  der  Züge  609 
(2018);  Reparaturkosten  4s5  (10S7),  Loc.  u.  Teuder  282  (606),  Personenwag.  62  (150\ 
Lastw.  13s  (31  T.  and.  2  (20);  Heiz.  u.  Reinig,  d.  Betriebsioc.  81  (122),  Wagenmiethe 
1  43  (271),  Entschad.  im  (iütenvrk.  25  (35),  Drucksachen,  Bureaubed.  31  (88),  Sonstiges 
62  (705)  Tausend  Thlr.    Bei  d.  ni  ede  rschles.  B.  ist  d.  Verhältniss  d.  pers.  zu  den 
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sachlichen  Ausg.  (excl.  neue  Transportmittel)  in  1S69  16*5  u.  S3*5°/o.  bei  der  hannot. 
23*7  u.  76*8,  sächs.  Staatsb.  1S'4  u.  82'«,  baier.  30  5  o.  69*5,  würt.  299  u.  701, 
bad.  84*1  u.  65  9°/0.  Ganz  gleich mäss.  Vertheilung  der  Ausgaben  erfolgt  auch  hier 
nicht.  Nicht  unwesentlich  verschieden  stellen  sich  unter  dem  Eintluss  der  Frequenz- 
verhältnissc  auch  die  Reparatarkosten  der  einzelnen  Arten  Fahrzeuge ,  z.  B.  1869 
(u.  1874)  bei  d.  niederschl.  B.  weniger  als  bei  d.  Ostbahn  für  Locom.  u.  Tender 
<206  :  282  u.  428  :  600),  etwas  mehr  für  Personenwagen  IOC»  :  62),  erheblich  mehr 
für  Lastwagen  (250  :  138  Tausend;  Kohlenverkehr  u.  s.  w.  auf  der  ersteren;  1S74  bei 
beiden  Wagenarten  476  :  461).  (legen  Tagelohn  erfolgten  Werkverrichtungen  i.  d. 
Transportverw.  bei  d.  Ostbahn  1869  für  472,  niederschl.  für  328,  hannov.  535,  sächs. 
215.  wiirt.  275  Tausend  Thlr.  Dir.Rez.  Berlin  1883/84  sachl.  Ausgaben  d.  Transp.- 
verw.:  allgem.  1,226,032  M.  Kosten  der  Züge  3,455,000  M.,  Unterhalt,  d.  Betriebs- 
mittel  4,794,000,  Erneuerung  derselben  3.043,000,  Benutzung  fremder  Bahnanlagen 
275,670  M..  Miethc  fremder  Wagen  u.  Leihgeld  1,575,000  M.  —  Bei  d.  deutschen 
B.  1880/81  bei  Staatsb.  u.  bei  eigensverwalt.  Priv. bahnen  bez.  persönl.  Ausg.  d. 
Transp.verwalt.  34*12  n.  29  53  (nenü.  äusserer  Bahnhofsdienst  1158  u.  9*79.  Exped.- 
dienst  713  u.  69.H,  Zughegleitdienst  6  82  u.  5*52,  Zugförd.dienst  8  59  u.  7*23  V, 
sachl.  Ausg..  neiul.  allgem.  Kosten  d.  Transp.vcrw.,  2*90  u.  3  01,  Bahntransport  20  24 
ti.  IS' 15,  Kosten  d.  Benutz,  fremder  Anlagen  U.Betriebsmittel  4*68  u.  5*10.  zus.  27*82 
u.  26*26  °/u  von  allen  Betriebsausgaben.  Nach  dieser  Statist  Berechnung  wären  die 
sachl.  Ausgaben  bei  der  Transp.verwaltung  nicht  uur  nicht  grosser,  sondern  etwas 
kleiner  als  die  personlichen.  Diese  Abweichung  von  d.  früheren  Daten  u.  der  damals 
abgeleiteten  Regel  muss  sich  aus  Veränderungen  der  Rubricirung  der  einzelnen  Posten 
erklären. 

Besonders  wichtig  sind  die  so  gebildeten  Kosten  des  eigent- 
lichen Fahrdienstes  und  unter  diesen  wieder  diejenigen  der 
Zugkraft. 

Ein  Theil  dieser  Kosten,  besonders  für  die  Besoldung  des  Fahrpersonals  auf 
den  Zügen  —  zahlreicheres  Aufsichtspersonal  bei  unvollkommenerem  Bau  und  Fahr- 
uiatcrial  — ,  für  Reparaturkosten  der  Locomotiven,  Tender.  Wagen  —  etwas  leichterer, 
technisch  unvollkommenerer  Bau  der  Fahrzeuge  bei  leichtem  Bahnbau  — .  auch 
gelegentlich  fUr  Miethc  fremder  Wagen  —  Ersparung  an  Kapital  für  Betriebsmittel, 
also  an  stehendem  Kapital,  Seitens  einer  ärmeren,  und  einfacheren  Bahn  (äbnst  hängt 
die  Benutzung  fremder  Wagen  wesentl.  von  d.  geogr.  Lage ,  Durchfuhrverkehr  einer 
Bahn,  Grosse  der  letzteren  ab;  daher  meist  verhältnissinässig  grössere  Benutzung 
fremder  Wagen  bei  den  Privatbahnen;  bei  den  Staatsb.  war  sie  früher  bei  d.  nieder- 
schlcs.,  hannov.,  westfäl. ,  sächs.,  bad.  gross,  bei  d.  and.  bedeutend  kleiner,  bes.  d. 
witrt.,  baicr. ,  nass.  Seit  den  grossen  Verstaatlichungen  wird  dieser  Ausgabeposten 
bei  d.  Staatsb.  natürlich  viel  kleiner);  —  für  Entschädigungen  bei  Unfällen  hängt 
wieder  mit  den  in  §.  280  besprochenen  Principien  in  Betreff  der  Bahnanlage 
zusammen:  bei  dem  intensiven  Systeme  wird  dieser  Kostenbetrag  kleiner  als  bei 
dem  extensiven,  daher  z.B.  in  England  kleiner  als  in  Deutschland  sein.  Erspa- 
rungen au  diesen  Kosten  hängen  also  unter  Umständen  von  dem  Uebergang  zu 
vollkommenerem  Bahnbau  und  Fahrmaterial  ab,  wofür  das  oben  Entwickeitc 
gilt.  Ein  weiterer  Theil  der  Kosten  ergiebt  sich  aus  der  Zahl  des  Fahrdienstpersonals, 
wofür  Sicherheitsrücksichten ,  gesetzliche  Vorschriften  mit  massgebend  sind ,  aus  der 
Höhe  der  Besoldungen,  der  Preise  des  Brennstoffs  u.  s.  w.,  worüber  allgemeine  Landes- 
und Zeitverhältnisse  entscheiden,  endlich  aus  dem  mehr  oder  weniger  sparsamen  Ver- 
brauch von  Brennstoff,  Ocl,  Schmier-  und  Putzmaterial  u.  s.  w..  wo  sich  ein  ratio- 
nelles System  von  Kokes-,  Oelprämien  u.  s.  w.  vorteilhaft  erwiesen  hat 

Die  Kosten  der  Zugkraft  (Besold.  u.  Löhno  d.  Maschinenmeist.,  Locoinoäven- 
führer,  Heizer,  Prämien,  Reisegelder,  Arbeitslöhne.  Reparaturkosten  d.  Loc.  Tender. 
Werkstättenbetrieb ,  Repar.  d.  Wasserst.,  Brennst.,  Schmier-  u.  Putzmat.)  betrugen  iu 
Preussen  bei  allen  Bahnen  1858  29*6,  1869  25*4%  sämintl.  Betriebs-,  47r8  un<! 
41*3%  der  Transportausg. ;  bei  d.  Staatsb.  1869  27*6  von  allen,  45*8%  letzterer 
Ausg.  Auf  BrennstofT  kam  ein  Drittel  der  Ausg.  der  Zugkraft.  Durch  die  neaer- 
liehen  Verschiebungen  der  Preise  u.  Löhne  haben  sich  diese  Quoten  verändert,  vor- 


)igitized  by  Google 


Prämien.  Neuerdings  hat  man  aber  auch  Bedenken  gesren  d.  Priimiensystein  erhoben 
ii.  es  dein  Vernehmen  nach  niodificir>-n  wollen. 


ie  so  gebildeten  Kodak* 
mter  diesen  wieder  diejafl 


§.  289.  —  c)  Die  Gewichtsmasse  des  Transports. 
Todtes  und  nützliches  Gewicht. 

Im  Uebrigen  wird  die  Hohe  der  Fahrdienstkosten 
wesentlich  mit  bestimmt  dnreh  die  Gewichts masse,  welche 
auf  den  Eisenbahnen  bewegt  wird.  Namentlich  ist  diese 
Gewichtsmasse  für  die  Kosten  der  Zugkraft,  der  Züge,  der 
Reparatur  und,  innerhalb  gewisser  Grenzen,  auch  tili*  die  Zahl 
des  Fahrd  ienstpersonals,  also  Hör  die  Besoldungssumme  ent- 
scheidend. Die  Züge  verlangen  fast  das  gleiche  Dienstpersonal, 
mögen  die  Wagen  voll  oder  leer  sein. 

Die  hierher  gehörigen  Lehren  gelten  für  alles  Transportwesen,  verlangen  nur  bei 
'l'T  Eisenbahn  aus  technischen  (irunden  wieder  besondere  Beachtung. 

Die  zu  bewegende  Gewichtsmasse  zerfällt  bei  der  Eisenbahn 
wie  bei  jeder  Transportleistung  in  das  sog.  todte  und  nützliche 
Gewicht.  Letzteres  begreift  die  Gegenstände,  deren  Bewegung 
Zweck  der  vanren  TrananniMpistunp'  ist.  welche  daher  der  Trans- 
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möglichst  geringer  absoluter  Betrag  des  todten  Ge- 
wichts, also  namentlich  des  Eigengewichts  der  Wagen  u.  s.  w.: 
zweitens  eine  möglichst  starke  Ladungsfähigkeit  der 
Wagen,  absolut  und  im  Verhältniss  zum  todten  Gewicht;  drit- 
tens eine  möglichst  grosse  wirkliche  Belastung  der 
Wagen  durch  das  nützliche  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende 
Ausnutzung  der  Ladu n gs fähigkeit.  Je  günstiger  diese  drei 
Puncto  sich  stellen,  desto  höher  der  Reinertrag,  auch  bei 
gleicher  Bruttoeinnahme,  desto  grös ser  ferner  der  Spiel- 
raum für  Tarifreductionen,  selbst  bei  gleichem  Fracht- 
quantum, und  desto  leichter  möglich  eine  höhere  Brutto- 
einnahme ganz  ohne  oder  ohne  entsprechende  Kosten- 
steigerung. 

Bei  den  Eisenbahnen  ist  das  Streben  nach  jenem  Ziel  begreif- 
licher Weise  ganz  besonders  wichtig,  aber  seiner  Erfüllung  stehen 
auch  eigentbümliche  Schwierigkeiten  in  den  technischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbetriebs,  namentlich  bei  „eisenbahnmässiger"  Schnellig- 
keit des  Transports,  entgegen. 

S.  im  Allg.  Weber'«  Schule,  H.  A.,  Kap.  9 — 11.  u.  d.  gen.  Schriften  über 
Individualis.  d.  Bahnen  u.  Secundärbahnen.  Das  Ges.  der  Extensivität  gilt  in  gewissen 
Fällen  auch  bei  dein  Fahrmaterial,  was  mir  Weber  bei  seinem  Verlangen  nach 
(ieneralisirung  in  demselben  nicht  ganz  genügend  zu  beachtet!  scheint 

a)  Das  Eigengwicht  der  Wagen,  einschliesslich  der 
Locomotiven  und  Tender,  ist  aus  technischen  Gründen  ein 
ganz  enormes. 

Nothwendig  vorwaltende  Verwendung  von  Eisen  in  grossen  Massen;  Notwendig- 
keit solidester  Constroction ,  was  vielfach  wieder  starke  Eisenrerwendung  bedingt: 
Erforderniss  einer  erheblichen  Schwere,  um  einen  entsprechenden  Druck  auch  der 
len-en  Wagen  auf  die  Schienen  auszuüben  und  eine  genügende  Tragfähigkeit  und 
Widerstandsfähigkeit  bei  schneller  Bewegung  heladcuer  Wagen  zu  bieten  u.  dgL  in. 

Es  lässt  sich  in  diesem  Eigengewicht  durch  Fortschritte 
der  Technik  eine  Verminderung  erzielen ,  aber  die  Grenzen  dieser 
Fortschritte  scheinen  eng  gezogen  zu  sein.  Ja,  die  Anforderungen, 
welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  Betreff  des  Fahrmaterials 
stärker  hervortreten,  nemlich  grössere  Tragfähigkeit  der  Wagen, 
grössere  Dampf  kraft  der  Locomotiven,  rascheres  Fahren, 
seltenere  Reparaturen,  damit  das  Material  beständiger  im  Dienst 
sein  kann  u.  s.  w.,  lassen  sich  theilweise  gerade  nur  mit  Hülfe 
gleichzeitiger  Erhöhung  des  Eigengewichts  erfüllen, 
theilweise  verhindern  sie  wenigstens,  dass  das  Eigengewicht  in 
demjenigen  Maasse  vermindert  wird,  wie  es  bei  gleichbleibenden 
Anforderungen  obiger  Art  möglich  wäre. 
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4300  C.  also  ein  Verb,  von  0*91  :  1  «les  todten  /um  nutzlichen  Gewicht  bei  voller 
Ladung,  die  kaum  vorkommt:  dagegeu  von  2*21  :  1  bei  der  proass.  Durchschnitt*- 
beU8tang  v.  41%.  —  Bei  den  Personenwagen  ist  naturlich  das  Vcrhiltniss  des 
Eigen-  zum  nUtzl.  Gew.  viel  ungunstiger  u.  wie  aus  den  Daten  bei  «)  hervorgeht, 
neuerdinsrs  noch  ungünstiger  geworden.  Eine  Achse  trug  1S59  Personengewicht 
(lVi  C.  a.  d.  Peis.)  255,  1SH9  27  75  (Raumcrspar.  bei  ?{.  u.  4.  Glane).  d.h.  bez. 
42'b  u.  H8'7%  '1<'S  jeweil.  Eigengewichts.  Ein  Personenzug  von  30  Achsen  wiegt 
mit  Loc.  u.  s.  w.  c.  3200  Centner,  die  Personen  in  ihm  durchschu.  S30  C,  also  todte» 
/.um  nützl.  Gew.  wie  3*H5  :  1,  bei  d.  preuss.  Durchschnittsbesetzung  von  bloss  26'3*/„ 
der  Plätze  aber  gar  wie  147  :  1,  d.h.  um  einen  Menschen  zu  befördern.  mu<s  mau 
i.D.  fast  das  15 fache  seines  Gewichts  mitschleppen!  Im  J.  1869  beförderten  die 
preuss.  Bahnen  ein  nütz].  Gewicht  von  fast  11  Milliarden  Centn.  1  Meile  weit,  zu 
welchem  Zweck  aber  30  Milliarden  Centn,  todtes  Gewicht  mitgeschleppt  wurden.  — 
Nach  d.  deutschen  Eisenb.statist.  f.  1880/S1  war  die  Ladefähigkeit  (Tragfähigk.)  einet» 
Gepäckwagens  bei  allen  Bahnen  2*72.  bei  d.  Staatsh.  allein  2*51  Tonnen  oder  66*5  u. 
61*5*/o  des  Eigengewichts,  bei  d.  bedeckten  Guterw.  4*57  u.  4*58  Tonnen  oder  137  u. 
140%  des  Eigengewichts,  bei  d.  offenen  Guterw.  4*81  Tonn.,  in  beiden  Fällen  aber 
177  u.  178%  des  Eigengew.  Die  Ladefähigkeit  scheint  danach  auch  neuerdings  noch 
grösser,  aber  das  Verhftltniss  zwischen  ihr  u.  dem  Eigengewicht  nicht  besser  geworden 
/.n  sein. 

y)  Die  Ausnutzung  der  Ladungstähigkeit  hängt  dagegen 
vornehmlich  von  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen 
Umständen  ab.  Hier  bieten  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Gesellschaftsklassen  der  Reisenden  und  der  ver- 
schiedenen Voluminosität  und  Schwere  und  des  ver- 
schiedenen Werths  der  Güter,  ferner  wegen  der  verschie- 
denen natürlichen  Richtungen  des  Güterverkehrs  im  Ganzen 
und  in  seinen  Hauptarten,  wegen  der  verschiedenen  Zeiten 
im  Jahre,  in  denen  sich  Personen  und  Güter  naturgemäße  vor- 
nehmlich auf  den  Bahnen  bewegen  und  wegen  des  oft  unvermeid- 
lichen längeren  Leer  Stehens  der  Wagen  auf  den  Stationen, 
eigentümliche  Schwierigkeiten,  welche  die  Erreichung  des  Ideals, 
d.  h.  der  vollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit 
hindern.  In  dieser  Hinsicht  muss  man  sich  vor  Illusionen  hüten. 
Aber  die  Weiterentwickelung  des  Verkehrs  selbst  fllhrt 
doch  zu  einer  Annäherung  an  das  Ziel.  Ferner  kann  die 
Eisenbahnverwaltung  dazu  selbst  mächtig  beitragen  durch 
eine  richtige  Tarifpolitik,  durch  welche  sie  einen  gar  nicht 
existirenden  Verkehr  erst  hervorruft  und  einen  ihr  sonst 
entgehenden  an  sich  zieht.  Sonst  wird  die  Ladungstähigkeit 
der  Wagen  nur  zu  einem  geringen  Theile  ausgenutzt  bleiben,  was 
gegenwärtig  bei  uns  noch  sehr  zu  beklagen  und  wenigstens  doeh 
in  Etwas  noch  zu  vermindern  möglich  ist.  Das  Verhältniss  zwischen 
todtem  und  nützlichem  Gewicht  ist  solange  noch  viel  ungünstiger, 
als  es  nach  der  Natur  der  Eisenbahnen  ohnehin  bleibend  wird 
sein  müssen  oder  in.  a.  W.  der  Betrieb  bleibt  zu  theuer,  die 
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Pro?.)  26  3,  lb75  23*2%,  also  sogar  Abnahme.  1S09  Staatsb.  27  2  (Min.  nass.  210, 
Max.  Ostb.  29  0),  Privatb.  unt.  Staatsverw.  23*5,  and.  Privatb.  20  5  (Min.  Cosel-Oderb 
14*8,  Max.  34  3  Berl.-Potsd.-Magd.).  1875  die  3  Kategor.  bez.  21«  (Min.  Ostb.  191. 
Max..  westf.  2.V4),  26*0  u.  28*5%.  —  Die  wirkl.  Belastung  säiumtl.  Güterwagen 
Preussens  war  in  Procenten  der  Maximaibelastung  ( Ladungsfähigk.)  1859  41*5,  1M15 
42-6,  1S69  41,  1875  4 1  2,  also  auch  kein  Fortschritt  (d.  kleine  Rückgan«  rührt  v.  d. 
Einrechn.  d.  neuen  Bahnen  herV  WI9  Staatsb.  32  9  (Min.  Bebra-Han..  eben  erötln . 
18*1,  sonst  Ostb.  31  6.  Max.  Saarbr.  58'4  —  Kohlenverk.).  Privatb.  unter  Staatsverw. 
40,  and.  Privatb.  39-8%  (Min.  1 84  Taunusb.  [Frankf.-Wiesb.J.  Max.  54%  Neisse- 
Brieg).  1875  die  3  Kat.  bez.  38  8  (Min.  Frankf.-  Bebra  30*6.  Max.  Saarbr.  59  5 1, 
—  50-7  —  40-9%.  Nach  d.  deutschen  Eisenbahnstat.  für  ls09  u  1874  waren  die 
Personenwagen  der  baier.  Staatsb.  zu  c.  20  7  u.  21*7.  d.  bad.  zu  278  u.  2.V4.  d. 
sächs.  zu  221  u.  224.  d.  würt.  zu  27  0  u.  24*4%,  d.  preuss  Staatsb.  Is74  zu 
19*4  —  24*4  (Ostp.- Saarbr  B.)  besetzt:  ähnlich  bei  d.  ausserpreuss.  Privat)». ,  nur 
in  ganz  wenigen  Fallen  über  30%,  DArchschn.  all.  D.  Privatb.  in  Staatsverw.  1874 
25*25,  in  eig.  Verw.  23110:  etwas  starker,  t'rulier  bis  35  —  30%,  l»ei  d  fisterr. 
Bahnen,  meist  auch  unter  30°/,,.  Durchschn.  Is74  22  07.  hol  l.  Staatsb.  21*82,  Waweh.- 
Wien  36*34%.  Die  Güterwagen  waren  belastet  1809,  bez.  1874:  Vi  d.  baier. 
Staatsb.  3.T8  u.  4131,  bad.  29  u.  3.V9.  säch*.  30  u.  11  3,  würt.  40*1  u.  42*7%r 
bei  d.  übr.  deutschen  u.  rtstorr.  Privatb.  zieml.  dieselben  Zahlen  wie  bei  d.  preuss  . 
Max.  österr.  Südb.  49*35  bez.  45  68,  »üilfctl.  Staatsb.  49  05,  Aussig-Teplitz  50  0  bez. 
48'0%.  Nach  d.  deutschen  Eisenb.statist.  1'.  1S80/*>1  waren  ausgenutzt  iu  den 
Personenwagen  bei  allen  deutschen  Bah neu  im  Durchseht),  die  Plätze  I.  Gass.-  zu 
10  94%  (vermuthlich  weniger,  weil  sehr  viel--  Billete  1.  Cl.  fiir  2  Kinder  iu  I.  oder 
für  1  Erwachs,  u.  1  Kind  in  II.  Cl.  genommen  werden  u.  die  Statistik  nur  den  Billet- 
absatz  coustatirt),  IL  Cl.  2102,  III.  Cl.  26*90,  IV.  Cl.  31*26.  alle  Cl.  25*40%.  Keine 
Verbesser,  der  Ausnutz,  in  neuerer  Zeit. 

§.  290.  —  4.  Gcsammtc  Betriebsausgabc  und  Mög- 
lichkeit ihrer  absoluten  und  relativen  Verminderung. 

Die  gesammti'n  Betriebsausgaben  waren  nach  der  amtl.  preu  ss.  Kiseiibabnstatistik 
in  1874  p.  KU.  bei  deii  Staatsb.  7924,  Privatb.  unter  Staatsverw  8450,  Privatb.  in 
eig.  Verw.  6063.  im  Durchschn.  7012  Thlr..  nach  älterer  Berechnungsmethode  6973. 
gegen  6584  Thlr.  in  1873,  5758  Thlr.  in  1872,  daher  Zunahme  1873  gegen  1872  unt 
14*35.  1874  gegen  1873  um  5'91°/0,  Im  .1  1^75  ist  d.  Betriebsausgabe  dagegen  ge- 
wichen auf  6224  Thlr.  (6184),  d.  h.  gegen  1874  11*2%  weniger.  Nach  d.  deutschen 
Bahnstat.  f.  1880 — Sl  war  d.  gesammte  Betriebsausgabe  mit  Kosten  f.  erhebl.  Ergänz, 
ii.  f.  Benutz,  fremder  Bahnanlagen)  p.  Kil.  bei  allen  Bahnen  13,968,  bei  d.  Staatsb. 
alleiu  14,010,  bei  d.  eigcnsvcrwalt.  Priv  b.  1 1,505  M.,  bei  d.  v.  Staate  verwalt.  Priv.b. 
18,923  M.,  was  eine  weitere  erhebl.  Kostenverminderung  seit  1875  ergiebt. 

Die  Quot«-  von  der  Betriebsausgabe,  welche  bei  allen  preuss.  Bahnen  auf  di<- 
3  grossen  Verwaltungszweige  fällt,  war  in  %: 


AUg.  Verw. 

Bahnt'erw. 

Trausportv 

1859] 

von  der 

6*2 

31*9 

61*9 

1865 

>  Gesammt- 

6*5 

30*9 

620 

1869] 

1  anhabe 

8*3 

30*6 

01*1 

1869 

6*8 

311 

621 

1871 

von  der 
>  Betriebs- 
ausgabe 

6*2 

29*9 

63*9 

18721 
18731 
1874 

61 

6*6 
6*8 

29*7 
29*2 
28*5 

64*2 
64*2 
04*7 

1875) 

7*4 

29*7 

62*9 

Die  ausserord.  Gehalts-.  Lohn-  u.  Preissteigerungen  seit  1871  haben  die  Betriebsaus- 
gaben der  Eisenbahnen  sehr  erhöht.  Seit  1S75  ist  aber  ein  allgemeiner  Rückschlag 
eingetreten,  bes.  wegen  sinkender  Preise  (Eisen  u.  s.  w.).  Das  Verhältnis*  der  Ein- 
nahmen zu  den  Ausgaben  hat  sich .  trotz  der  meist  erfolgten  absoluten  und  relativen 
Steigerung  auch  dieser,  bei  dem  stärkeren  Steigen  der  Betriebskosten  ungünstiger  ge- 
stellt. 
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Bei  allen  preuss.  Bahnen  war 

(ie*.-B«tr.- 

Mill.Ukrk 
1807  974 

1861»  1340 

1871  1767 

J873  2682 

1874  297  7 

1875  294  8 

Nach  d.  deutschen  Bahnstatist. 

$taat>bahnen. 

Mill.  M.  % 
Alldem. -V  erw.  .  .  .    2726  829 

Bahn   10170  30-95 

Trausport  19981  0070 

Summ.-  .  .  .  328*83  100 

In  den  letzten  2  Colomien  die  Prit  . Kähnen  unter  Staatsvcrwalt.  inbeu  i iHV»n. 

Nach  d.  preuss.  Etat  f.  1883'l>4  ergebt  sich  für  das  icanzc  preuss.  Staats- 
bahnn-  t/.:  allir.  Vcrwalt.  2711  M.  M  .  Bahnverw.  s7*37,  Transp.verw.  180  34 ,  zus. 
295-42  M.  M.  oder  9-3-29-6-01  1-1007u. 

Die  preuss.  aintl.  n.  jetzt  die  aintl.  deutsche  Eisen bahnstatistik  gestatten  noch 
andere  (iruppirungcn  der  gesatntut.cn  eigcntl.  Betriebsausgaben,  welche  für  die  Fragen 
im  Texte  wichtig  sind,  so  d.  preuss.  nach  den  Rubriken:  Besoldung,  —  Diäten. 
Arbeitshilfe  etc.,  —  materielle  Verwaltunjrskosten,  —  Unterhaltung  d.  Bahnanlagen,  — 
Kosten  d.  Bahntransports,  —  unbestimmte  Ausgabe.  -  Die  <juotc  für  Besoldung  ist 
nach  vorübergehendem  Falb  n  1S75  wieder  so  hoch  als  1S69:  28*2  u/0-  Die  sachl. 
Aasgalien  können  durch  dauerhaftere  Construction  v.  Bahn  u.  Material  u.  durch  d. 
Accord-  u.  Prämiensystem  etwas  ermässigt  werden  im  absol.  Betrage.  Relativ  ist  die 
Aus-,  f.  l'nterh.  d.  Bahnanlagen  gesunkeu:  1867  16,  1S7 1  13  4.  1875  1 1'6°  „. 
Die  Ausg.  f.  Bahntransp.  ist  zeitweise  1871 — 74  absolut  u.  relativ  am  Meisten 
gestiegen,  jetzt  wieder  bes.  stark  gesunken:  1869  27.  1871  276.  1873  29*7,  1874 
26'9U0.  Nach  der  deutschen  Statist,  f.  1880/81  bind  bei  allen  Bahnen  u.  spec. 
hei  d.  S taatsbahnen :  die  pcrsflnl.  Ausg.  4617  u.  47*23  (neml.  allgem.  VerwalL 
0  u.  570.  Bahnv.  7*31  u.  741.  Transp.verw.  33-76  u.  3412),  die  sachl.  Ausg. 
5.VS3  u.  52-77  0/o. 

Fasst  man  die  einzelnen  Zweige  der  Eisenbahnverwaltung  zu- 
sammen ,  so  ergiebt  sich  hinsichtlich  einer  Verminderung  der 
laufenden  Betriebsausgaben  und  der  Herbeiführung  eines 
günstigeren  Verhältnisses  der  letzteren  zur  Brutto- 
einnahme Folgendes. 

a)  Bei  gleichbleibender  Beschaffenheit  der  ganzen 
Balinanlage  (§.  280)  wird  nur  in  Ausnahmelällen,  bei  bisheriger 
mangelhafter  Vcrwaltungsorganisation,  durch  Verminderung  der 
Beamten-  und  Arbeiterzahl  und  beider  Gehalte  und 
Löhne  eine  Ersparung  zu  erzielen  sein.  In  der  Kegel  wird  dieser 
wichtige  Ausgabeposten  bei  steigendem  Verkehr  und  wegen  der 
Notwendigkeit  der  Lobnsteigerungen  in  der  Gegenwart  absolut 
wachsen  und  wegen  des  letzteren  Umstands  möglicher  Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  von  der  grösseren  Bruttoeinnahme  eine 
stärkere  Quote  beanspruchen,  eine  gerade  bei  uns  schon  Ende  der 


p.  Kilutu. 
Kahnlani;» 
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Kil. 
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Wagenarh*- 

Mark 

Mark 
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13,887 

Z  J.) 
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13,044 

-  Uo 

0  U 

14,946 
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19,752 

258 
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21,036 
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2'51 

0  > 

f.  1880—81 

war: 

Eigens  verwalt 
Priv. bahnen. 

Alle  Baliueii. 

Mill.  M. 
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60er  Jahre  in  Aussicht  stehende  Möglichkeit,  die  sich  seitdem 
wenigstens  zeitweise,  im  Beginn  der  70er  Jahre  in  grossem  Um- 
fange verwirklicht  hat. 

b)  Dagegen  wird  eine  absolute  und  relative  Vermin- 
derung der  Betriebsausgaben  auf  folgende  Weise  zu  er- 
zielen sein: 

«)  Durch  Vervollkommnung  der  Bahnanlage  und 
des  Fahrmaterials  in  der  Weise,  dass  in  Folge  kost- 
spieligerer, aber  dauerhafterer  erster  Construction 
das  stehende  Kapital  mehr  vorwaltet  (§.  280). 

Daun  werden  die  sachlichen  Bahnunterhaltungs-  nnd  die  Reparaturkosten  des 
Kahnnaterials,  ferner  manche  Beaufsichtigungskosten  (also  persönliche  Ausgaben 
sinkeu.  Diesen  Ersparungen  ist  zwar  der  grössere  Bedarf  an  Zinsen  für  das 
erhöhte  Anlagekapital  gegenüber  zu  stellen.  Allein  es  wird  dabei  doch  schliess- 
lich oft  eine  Ersparung  übrig  bleiben.  Diese  zu  erzielen  ist  auch  der  eine  Haupt- 
zweck einer  solchen  Umgestaltung  der  Bahnaulagc.  Der  andere  Hauptzweck  dieser 
Massregel,  die  Bahn  für  den  Verkehr  leistungsfähiger  zu  machen,  führt  aber 
zu  erhöhter  Bruttoeinnahme  und  damit  zugleich  wieder  zu  einem  günstigeren 
Verhältnis*  dur  Ausgaben  zur  Einnahme.  Aus  Statist  Vergleiehungen  lässt 
sich  der  Einfluss  der  vollkommeneren  Bahnanlage  auf  die  absolute  u.  relative  Höhe 
der  Bahnunterhalt.  u.  Reparaturkosten  nicht  mit  genügender  Sicherheit  erkennen.  Hier 
können  nur  specielle  Untersuchungen  im  einzelnen  Fall  ergeben,  wie  weit  obige  Sätze 
in  Wirklichkeit  zutreffen.  Das  Alter  der  Bahn,  die  bisher.  Sorgfalt  u.  s.  w.  üben  eben- 
falls einen  Einfluss  aus,  der  nur  im  Einzelnen  zu  ermitteln  ist. 

ß)  Durch  ein  umfassendes,  rationelles  Accordverfahren  für 
Arbeitsleistungen  und  Prämiensystem  fttr  sparsamen 
Materialverbrauch  können  viele  sachliche  Ausgaben,  theils 
in  der  Bahn-,  namentlich  aber  in  der  Transport  Verwaltung, 
annähernd  auf  den  unumgänglichen  Minimalbetrag  herab- 
gemindert werden.  Es  gilt  dies  im  Allgemeinen  von  allen  solchen 
Ausgaben,  bei  denen  durch  Controle  von  Oben  höchstens  die 
Innehaltung  eines  gewissen,  nicht  zu  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbrauchs  an  Material  und  eine  bestimmte 
Durchschnittsqualität  der  Arbeitsleistung  erzwungen 
werden  kann. 

öm  einen  geringeren  Materialverbrauch  und  eine  höhere  Qualität  der  Arbeitsleistung 
und  die  aus  Beidcm  resultirende  Ersparung  zu  erzielen,  empfiehlt  sich  das  Accord-  und 
Prämiirungssystein  auch  hier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeiter  und  Beamten,  bes. 
der  Unterbeamten,  erweckt.  Auch  nach  Abzug  der  Prämien  bleibt  dann  doch  eine  Ersparung 
für  die  Verwaltung  übrig.  Immer  neue  Gebiete  erweisen  sich  diesem  System  zugäng- 
lich. Durch  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  kann  schliesslich  auch  an  Arbeits- 
kraft, daher  an  persönlichen  Ausgaben  für  Besoldung  n. s.  w.  gespart  werden. 
Uebrigens  darf  von  dem  System,  wie  es  wohl  vorgekommen,  auch  nicht  zu  viel 
erwartet  werden.  d<jnn  die  Summe  der  auf  diese  Weise  mögliehen  Ersparungen  ist 
doch  keine  für  das  (iatize  so  sehr  bedeutende.  S.  Per  rot,  Eisenbahnref.  S.  157  ff. 
u.  die  dortigen  interess.  Mittheil,  aus  d.  Bcr.  d.  Rhein.  B.  is.  o.  S.  761V  Hier  war 
d.  Prämiirungssystein  für  spare.  Verbrauch  eingeführt  für  Locomotivenführer  u.  Heizer 
in  Betr.  d.  Brennstolls  bei  Locomotivenheizung;  für  erstere  i.  Betr.  des  Oels  beim 
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Schmieren  der  Lo<om.;  für  d.  Bremser  in  Betr.  d.  Üels  beim  Schmieren  der  Wagen; 
für  ökon.  Ausführung  der  Unterhaltungsarbeiten  des  Oberbaus  f.  Wärter  U.  Weichen- 
steller, Arbcitsrottenfuhrcr  u.  Arbeiter:  endl.  Accordpräm.  verf.  beim  Betrieb  auf  d. 
Uentralgüterstat.  Cöln,  für  d.  Wagen  rangirgeschäft  u.  d.  Ladegeschäft  Manche  Schwie- 
rigkeit bei  d.  Einfuhr.,  bes.  in  Vorurtheihn  d.  Arbeiter:  mehrf.  V3  —  V*  der  gegen 
eine  Maximal  summe  erzielten  Ersparn.  an  d.  Beamten  u.  Arbeiter,  die  sich  darein 
nach  gew.  Quoten  theilen.  Sehr  günst.  Ergebnisse.  Ob  hierin  seit  der  Verstaat- 
lichung der  Rhein.  Bahn  Aendeningen  eingetreten  sind,  ist  mir  nicht  bekannt. 

y)  Den  grös8ten  Vortheil  in  jeder  Hinsicht  muss  die  günsti- 
gere Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zum  nütz- 
lichen Gewicht  im  Transport  und  die  absolute  Verminderung 
des  ersteren  bieten,  weil  sie  die  Selbstkosten  des  Transports 
und  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Bruttoeinnahme  vermindern. 
Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Tarifpolitik 
auch  volks wirthsch ältlich,  nicht  nur  finanziell  und  privat- 
wirthschaftlich  (für  die  Bahnunternehmung  oder  die  dabei  be- 
theiligten Beamten)  die  wichtigste.  Einer  befriedigenden  Lösung 
derselben  muss  daher  doch  die  Aufmerksamkeit  in  erster  Linie 
gewidmet  sein. 

•  • 

5.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 
4.  Tarifwesen. 

Dieser  hochwichtige,  für  Theorie  und  Praxis  schwierige  Gegenstand  ist  noch 
wenig  eingehend  vom  volkswirthschaftl.  Standpunete  aus  untersucht  worden  und  kann 
hier  nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen  Aufnahme  linden,  muss  dies  aber  auch 
wohl,  gerade  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter  dieses  Werks.  Bei  den  Domänen, 
Torsten  und  anderen  privatwirthschaftlichen  Einnahmezweigen  linden  sich  die  analogen 
Abschnitte. 

Vgl.  zu  dem  Folgenden  bes.  il,  gen.  Arbeiten  von  ().  Michaelis,  Schäfffe 
(bes  3.  A.  Syst  II.  239  ff.),  Perrot,  Scholtz  u.  die  meisten  oben  S.  668  ff.  gen. 
Schriften,  ferner:  Gareike,  coinpar.  Berechnungen  <l.  Kosten  d.  Pen.-  U.  Güter- 
transporte auf  d.  Eisenb.,  z.  Beurtheil.  d.  Krage  über  d.  zuläss.  od.  rnögl.  Minimal- 
sätze  Berlin  1859.  —  Scheffler,  d.  Transportkosten  u.  Tarife  d.  Eisenb  ,  unter- 
sucht auf  Grund  d.  Betriebsresult.,  Wiesb.  1360.  ders.,  Statist.  Beitritte  z.  Eisenbahn- 
tariffrage, Braunschweig  1873.  —  Westphaleu.  üb.  Güterbeweg.  auf  Eisenb  .  u. 
ders. ,  Erläutei.  z.  dieser  Brosch..  Beitrag  z.  Lös.  d.  Tariffrage.  IS70.  72.  —  Schüller, 
d.  natürl.  Höhe  d.  Eisen hahntarife.  Wien  1872.  —  Mulvany,  Deutschi.  Eisenbahn- 
tariffrage, Düsseldorf  1 5*74.  —  Nasse,  die  Frage  d.  Tariferhöh  auf  d.  pixuss.  Eisenb., 
Jena  1874  (aus  Hildebr.  Jahrb.  XXII).  Gehe,  die  Tarifwirthsch.  auf  D.  Eisenb., 
Berlin  1875  (u.  mehrfach).  —  Reitzen stein,  d.  Gutertar.  d.  Eisenb..  Berl.  1878.  — 
Harychar,  Berechn.  über  d.  Selbstkosten  d.  Betriebs  d.  österr.  Elisabeth -Westb..  in 
der  Tüb.  Ztschr.  1878  (29).  S.  102  ff.,  mit  den  Zusätzen  v.  Schäfflc;  letzterer  in  *. 
System  a.  a.  0.  —  v.  Bilinski,  d.  Eisenbalmtarife,  Wien  1875.  —  Krön  ig,  d.  Diller.- 
Tarife  d.  Eisenb.,  Berl.  1877.  —  Th.  Petermann.  Sächs.  Eisenbahnfragen,  Differ- 
Tarifsätze,  Leipz.  1870,  ders.,  die  Schattenseiten  d.  neuen  Tarifsyst.  f.  d.  Güterrcrk  . 
Leipz.  1877.  —  Vielfache  Erörterungen  d.  Tariffrageu  in  den  Handelskammer- 
berichteil d.  letzten  Jahre,  bes.  bei  Gelegenheit  der  Frage  der  Tariferhöh.  1878, 
1S74.  Dann  Verhandlungen  des  Deutschen  Handelstags,  volksw.  Congr.. 
Denkschrift  »1.  Reichseisenbahnamts  u.  Tarifen«iueten  JS75).    Aus  allen 
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diesen  Quellen  Teiche  Materialiensamml.  in  Hirth's  Aunalen  z.  Th.  mit  selbständ. 
Verarb.,  bes.  in  d.  Jahrg.  1874  —  70,  so  Tromm  er,  Icrit.  Beitr.  z.  Vcrständn.  der 
Eisenbabnw.,  bes.  über  die  Tarife,  Jahn;.  1S75,  S.  560,  1057,  Jahrg.  1876.  S.  121.  — 
Gutachten  der  Tarifenquetecommiss.  v.  Dec.  1875,  Jahrg.  1876,  S.  463,  596,  Jahrg. 
1877,  S.  683.  1106.  —  Ueber  d.  engl.  Verhältnisse  bes.  Cohn's  Werk,  nam  B.  II, 
Kap.  3  pass. .  S.  318,  über  d.  Tarifweb.,  u.A.  S.  452  über  die  Unausführbarkeit  der 
Zugrundelegung  des  Princips  der  Selbstkosten.  Uber  die  relative  Berechtig,  des  Werth- 
tarifprinc,  cbend.  in  Kap.  2  ül>er  die  verwandten  Fragen  der  Trennung  des  Fahr-  u. 
Frachtverkehrs,  S.  88,  über  Wagenleihe  S  112,  über  Besorg,  der  An-  u.  Abfuhr  durch 
die  Bahnverwalt.  selbst  S  85.  über  ..running  powers"  S.  68. 

Ich  hatte  mich  schon  in  d.  vor.  Aufl.  S.  645  (1.  z.  Th.  durch  Cohn's  Werk  u 
durch  die  Opposition  bes.  d.  deutsch.  Priv.bahnen  gegen  den  sogen,  „uatürl.4*  Ms  - 
lothr.l  Tarif,  mehr  als  da  ich  die  6.  Ausgabe  von  Bau  bearbeitete,  davon  uberzeugt, 
dass  die  Berücksichtigung  der  Selbstkosten  als  Grundlage  der  Tarife  vornehml  nur 
vom  Staats  bah  ii  system  zu  erwarten  ist,  dass  aber  eine  gewisse  Berücksichtig.  d«*s 
Werths  der  Waareu  doch  auch  hier  statthaft  bleibt  (bes.  Cohn  II,  455).  Mir  schien 
jedoch,  dass  Cohn  das Selbstkostenprincip  zu  sehr  zurückschiebe:  als  Ziel,  dem  mau 
sich  freilich  nur  annähern  könne,  hielt  i<  h  es  fest.  Weiteres  Studium  hat  mich 
seitdem  in  dieser  Frage  dein  Cohn 'scheu  Staudpuncte  noch  etwas  näher  gebracht. 
Auch  hier  sind  es  Aualogiueu  mit  dem  Versicherungswesen  u.  die  Beachtung 
der  hier  möglichen,  in  E.  priucipiell  zulässigeu  u.  in  der  Praxis  (beim  deutschen 
öffentl.  Feuerversich.wesen)  vorkommenden  Abweichung  der  Prämiensätze  von  den 
Kostensätzen  (Bisicos),  welche  mich  mehr  noch  wie  die  neueren  Arbeiten  —  von  Neu- 
mann  (Tüb.  Ztschr.  1880,  Preis  unter  d.  Einfluss  d.  Eigennutzes,  U.A.  S.  288  iL, 
30>>  IL,  s.  auch  Neumaun's  Abh  über  d.  Preis  in  Schönberg 's  Handb.  I),  Lehr 
(Eisenbahutarifwes<n  u.  s.  w  ,  Berl.  1870,  eine  umfassende  kritische  Prufuug  der  ver- 
schiedenen Tarifsystetnc,  worauf  hier  für  «lic  Einzelfragen  specicll  verwiesen  wird), 
Sax  II,  404  ff.,  bes.  415  II'.,  u  jetzt  wieder  v.  G.  Cohn  (Arch.  f.  Eisenb.  1883 
S.  113  fl'.  über  das  Tarifprincip)  —  davon  überzeugt  haben,  dass  ein  Tarifsystem 
mit  Tarifsätzen  für  die  einzelnen  Transportobjectc  möglichst  genau 
proportional  den  Selbstkosten  des  Transports  der  Objecto  nicht  all- 
gemein richtig  noch  erstrebenswerth,  nicht  unbedingt  volkswirtschaft- 
lich zweckmässig  u.  gerecht  ist.  Letztere,  früher  von  mir  mit  vertretene  Auf- 
fassung, gegen  welch«'  sich  auch  Neu  mann  a.  a.  0.  mit  mich  theilweise  überzeugeuden 
Ausführungen  wendet,  ist  eine  Conscquenz  der  individualistischen  Betrachtuugs- 
weise  des  Wirtschaftslebens  n.  beruht  streng  genommen  auf  einer  petitio  priueipii. 
Ich  halte  daher  nur  daran  fest,  dass  die  Summe  der  Selbstkosten  durch  die  Ein- 
nahmen möglichst  gedeckt  werden  soll  —  obwohl  beim  Staatsbabnsystem  auch  hiervon 
unter  Umständen  Abweichungen  berechtigt  sind;  dass  «las  Privatbahusystcm  zu  einer 
möglichst  hohen  Uebcrschreitung  der  Selbstkosten  strebt,  und  dass  eine 
richtige  Tarifpolitik  von  Fall  zu  Fall  untersuchen  mnss,  ob  und  wie- 
weit sie  ein  den  relativen  Selb^tkostensätzcn  der  einzelnen  Trans- 
portobjectc proportionales  System  von  Tarifsätzen  für  dieso  Objecto 
durchfuhren  oder  nach  anderen  Momenten  (Leistungsfähigkeit  oder  Zablungb- 
kraft  der  Personen,  socialen  Verhältnissen;  Werth  der  Güter)  die  individuellen  Tarife 
bilden  soll  Die  Freiheit  des  Verfahrens,  welche  in  dieser  Hinsicht  wieder  das  Staats- 
bahnsystem  giebt,  ist  ein  weiterer  Vorzug  des  letzteren.  Die  hier  befürwortete,  nicht 
bloss  nach  der  Selbstkosten-Proportion  die  Tarifsätze  bildende  Tarifpolitik  möchte  ich 
als  die  gern  ei  u  wirth  schaf  tlichc  bezeichnen.  Dass  hier  mehrfach  ähnliche 
Gesichtspunctc ,  wie  in  der  Besteuerung  bei  der  Durchführung  des  (auch  ..  gemein - 
wirtschaftlichen")  Princips  der  .. Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit" 
(Fin.  II,  §  II",  425  fi  ),  mitspielen,  hebt  Cohn  (Arch.  1883  S.  128/  mit  Kecht  hervor. 
Auf  die  von  Neumann  u.  Cohn  angeregten  interessanten  Piincipien  fragen  der  Werth  - 
u.  Preistheorie  u.  auf  das  ethische  Moment  dabei  (vermeintlich  alleinige  „Gerechtigkeit 
des  Selbstkostenprincips")  kann  an  diesem  Orte  nicht  weiter  eingegangen  werden. 

Beachtenswert  ist,  dass  in  neuerer  Zeit  der  Einfluss  der  Bahntarife  auf 
die  Zollsätze  immer  mehr  bemerkt  worden  ist,  was  ebenfalls  auf  die  Notwendigkeit 
einer  einheitlichen  Begelung  der  Bahntarifc  durch  die  Staatsgewalt  hinweist,  um 
willkürliche  Kreuzungen  der  Zoll-  und  Handelspolitik  zu  verhüten;  ein  neues  Argument 
von  praktischer  Bedeutung  für  das  Staatsbahnsystem. 
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I.  §.  291.  Die  Grundlage  des  Tarifwesens.  Üic 
Feststellung  des  Preises  der  Transportleistungen  erfolgt  bei  den 
Eisenbahnen  wie  bei  den  anderen  grossen  öffentlichen  Verkehrs- 
anstalten nicht  wie  im  gewöhnlichen  Verkehr  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  specieliem  Uebereinkommen  der  Bahn  und  der  Fracht- 
geber, sondern  nach  Taxen,  welche  in  den  sog.  Tarifen  zu- 
sammengestellt und  veröffentlicht  werden.  Die  eigenthümliche  Natur 
des  Eisenbahntransports,  wo  eine  Menge  Personen  und  Verschiedenen 
gehörende  Güter  für  eine  Transportgelegenheit  (Babnzug)  zu- 
sammengefasst  und  die  Reihenfolge  dieser  Transporte  streng 
geregelt  werden,  rechtfertigt  und  bedingt  dies  Tarifwesen.  Mit 
Taxe  und  Tarif  steht  die  Eisenbahnunternchmung  aber  schon 
wieder  anders  da,  als  eine  gewöhnliche  wirtschaftliche  Unter- 
nehmung mit  ihrer  Preisbestimmung:  die  Einwirkung  der 
Conen rrenz  wird  not h wendig  von  vornherein  eine 
weniger  directe. 

Als  Grundlage  des  Bah n tarifwesens  diente  bisher  fast 
ausschliesslich  die  Messung  des  Werths  der  Transport  - 
leistungen  für  den  Beansprucher  der  letzteren,  wobei 
folgende  Momente  als  massgebend  gelten: 

1.  Die  von  dem  Transportobject  mit  dem  Fahrmaterial  zurück- 
gelegte Entfernung,  also  die  Weg  länge. 

Nur  ausnahmsweise  finden  hiervon  Abweichungen  statt:  a)  theils  in  gering- 
fügigen Fällen  zum  Zweck  iler  Abrundung  der  Tarifsätze;  b>  thoils  wegen  der  be- 
sonderen Kostspieligkeit  ein/einer  Wegstrecken,  indem  die  wirkliche  Weg- 
lange  oud  die  tarif massige  Länge  unterschieden  wird,  so  dass  /..  ß.  eine  kleine  kostspielige 
Wegstrecke  im  Tarif  als  eine  längere  betrachtet  wird;  < "»  theils  im  ..üifferential- 
tarifsy stein'*,  wo  die  Taxe  für  die  Transportleistuug  im  Personen-,  namentlich 
al>er  im  Güterverkehr,  l>esonders  für  längere  Strecken,  niedriger  augcset/.t  wird,  als 
•  s  der  Bemessung  des  Werths  der  Transportfeisruiig  nach  der  Weglänge  unter  Inn«- 
lialtuug  des  allgemeinen  Tarifsatze>  entspricht. 

2.  Auf  gleicher  Weglänge  die  Schnelligkeit  der  BefÖrde 
rnng,  also  die  beim  Transport  (bei  Gütern  einschliesslich  der 
Ginladung  und  Ausladung)  verbrauchte  Zeit.  Dieser  Massstab 
ist  beim  Personen-  und  Güterverkehr  fast  allgemein,  aber  nicht 
immer  ganz  consequent  in  Anwendung  (Schnellzug,  Personenzug, 
Eilzug,  Frachtzug). 

3.  Bei  gleicher  Wegläuge  und  gleichem  Zeitverbrauch  die 
Sicherheit  des  Transportobjects  vor  Beschädigung  u.  s.  w. 
(offene,  bedeckte  Güterwagen  etc.),  und  die  Bequemlich- 
keit und  Annehmlichkeit  des  Reisenden  im  Personenverkehr 
(Classensystem). 
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4.  Die  Art  und  Beschaffenheit  des  Transportobjects, 
die  damit  verbundene  Expeditions-  und  Manipulations- 
arbeit, besonders  aber  die  Fähigkeit  des  Transportobjects. 
einen  gewissen  Tarifsatz  zu  ertragen:  Unterscheidung  zu- 
nächst von  Personen-  und  Güterverkehr,  dann  weitere  Unter- 
scheidungen in  jedem  von  beiden. 

a)  Im  ersten  massgebender  Factor:  das  Individuum,  daneben  Berücksich- 
tigung des  Alters  i  Kinder,  Erwachsene),  mitunter,  aber  selten,  des  Berufs.  Standes 
und  der  ökonomischen  Lage  u.  a.  in.  (Auswanderer,  Schüler.  Militär.  Wagenclasseii . 
wobei  aber  freilich  die  Wahl  der  Classe  dem  Benufzcr  freigestellt  ist,  —  im  Unter- 
schied vom  Waaren- ClassihVationssystem).  b)  Im  Guter  verkehr  massgebender 
Factor:  das  Gewicht,  daneben  aber  Berücksichtigung  des  Volumens  (Sperrgut, 
der  Manipolationsarbeit,  dann  namentlich  des  ungefähren  Werths  des  Guts  und 
der  davon  abhängigen  Transportabilität  oder  der  Fähigkeit,  bei  einem  ge- 
wissen Tarifsystem  mehr  oder  weniger  weit  oder  eventuell  gar  nicht  versandt  werden 
/u  können  (Waarenclassif ication  der  Tarife,  insbesondere  nach  dem  Werth  der 
Waaren;  Normalgut,  ermässigte  oder  billigere  Tarife  für  schwere  und 
Waaren  niederen  Werths  —  d.  h.  „geringeren  speeifischen  Werths"  —  oder  für 
sog.  Massenproducte). 

Der  principielle  Mangel  dieser  Grundlage  unserer  heutigen 
Bahntarife  liegt  darin,  dass  hier  das  eine  Element,  welches  bei 
der  Werthbestimmung  eines  wirtschaftlichen  Guts  (daher  auch 
einer  Transportleistung)  in  Betracht  kommt,  zu  ausschliesslich 
seine  Berücksichtigung  gefunden  bat:  dasjenige  Element,  welches 
die  Grenze  des  Tauschwerths  und  Preises  nach  Oben  bestimmt, 
nemlich  der  Gebrauchs werth  für  den  Begehrer  und  die 
Zahlungsfähigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
Eisenbahntarifwesens  ist  sehr  characteristisch  und  verräth  wieder 
deutlich  die  Monopolnatur  der  Eisenbahnunternehmung. 

Vgl.  Cohn  II,  387  (f.,  aber  die  Motive  der  Tarifbestimmung  in  England,  nach 
den  Enqueten.  Eigennutz  als  der  vorherrschende  Factor  anerkannt.  Im  Einzelnen 
die  induetive  Beweisführung  für  das  im  Text»;  gegebene  ürtheil.  Die  principielle 
Formulirung  lässt  die  wesentlichen  Momente  doch  schärfer  hervortreten.  Cohn 
will  in  seiner  Keaction  gegen  die  „Aufstellung  v.  Gesetzen"  nicht  dazu  gelangen, 
womit  aber  m.  E.  mit  Unrecht  die  Ziehung  eines  'wenn  auch  nur  vorläufigen)  „Farit" 
einer  solchen  „induetiven"  Untersuchung  unterbleibt.  S.  auch  Cohn  im  Archiv  lSv: 
S.  174.  —  Wenn  ich  auch  jetzt  noch  von  einem  ..prineip.  Mangel*'  der  bestehenden 
Tarifgrundlage  spreche,  so  steht  das  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  Zugestandniss. 
dass  die  Selbstkosten- Proportion  nicht  ohne  Weiteres  die  richtige  Grundlage  für  die 
Tarifsätze  der  einzelnen  Transportobjecte  sei. 

Das  andere,  den  Tauschwerth  und  auf  die  Dauer  den 
Preis  nach  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
getragene  (Productions-)  Kosten-  oder  Selbstkosten-Satz 
für  das  Gut.  Dieser  Satz  wird  zwar  in  den  vier  Momenten,  welche 
die  Grundlage  unserer  Tarife  bilden,  etwas  mit  berücksichtigt,  aber 
im  Ganzen  ungenttgend  und  im  Einzelnen  oft  zu  willkürlich,  so 
auch  im  bisherigen  Differentialsystem  und  in  der  bestehenden 
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Waarenclassilication  der  Gütertarife,  besonders  in  derjenigen  nach 
dem  Werth e.  Dieses  zweite  preisbildende  Element  ist  wegen  der 
unzureichenden  Wirksamkeit  des  Concnrrenzprincips  im  Eisenbahn- 
wesen nicht  ordentlich  zur  Geltuiig  gelangt.  Dem  kann  und  soll 
gerade  durch  das  Staatsbahnsystem  wieder  abgeholfen  werden. 
Nicht  zwar  so,  dass  nun  tiberall  unbedingt  die  Tarifsätze  der 
Transportobjecte  genau  nach  Höhe  und  Proportion  der  Selbst- 
kostensätze dieser  Objecte  gebildet  werden  sollen.  Wohl  aber  so, 
dass  mittelst  des  Tarifsystems  zunächst  auf  eine  Deckung  der 
Gesammtselb8tkosten  durch  die  Einnahmen  hingestrebt  und 
sich  eventuell  damit  begnügt,  demgemäss  das  Tarifsystem 
eingerichtet  und  bei  den  einzelnen  Tarifsätzen  nach  richtigen 
Erwägungen  entschieden  wird,  ob  und  wie  weit  ihnen,  den  dabei 
in  Betracht  kommenden  Interessen  und  deren  Berechtigung  gemäss, 
die  Beträge  und  die  Proportion  der  Selbstkosten  zu  Grunde 
gelegt  werden  oder  Abweichungen  nach  der  Berücksichtigung 
anderer  Momente  stattfinden  sollen. 

Im  volkswirtschaftlichen  Interesse  kanu  die  thunlichste  Keduction,  daher 
die  Annäherung  der  Tarife  an  die  Selbstkostenbeträge,  d.  h.  an  gewisse  Minimal- 
sätze,  statt  wie  bisher  mehr  an  Maximalsätze  zu  verlangen  sein.  Der  rein  gewerb- 
liche Standpunct  in  der  Verwaltung:  der  Eisenbahnen  spricht  für  eine  solche  Keduc- 
tion der  Tarife  allerdings  nur  soweit,  als  daraus  eine  mehr  als  proportional«* 
Vcrkehrssteigeruug  und  demgemäss  gerade  eine  höhere  Heute  hervorgeht.  Dieser 
Standpunct  ist  aber  nur  für  eine  Privat  Unternehmung,  nicht  für  den  Staat  aus- 
schliesslich massgebend:  ein  weiterer  Grund  gegen  Privat-  und  für  Staatsbabnen. 
Der  Staat  kann  vielmehr  eine  Tarifpolitik  annehmen,  bei  welcher  das  volkswirtschaft- 
liche Interesse  selbst  dauernd  auf  Kosten  des  finanziellen  gewinnt.  Ob  und  wieweit 
dieser  Gesichtspunct  beim  Staatsbahnsystem  leiten  soll,  ist  im  conereten  Fall  und 
entschieden  auch  unter  Berücksichtigung  der  Finanzlage  —  u.  A.  auch  der  Möglich- 
keit und  Zweckmässigkeit,  Ueberschusse  der  Eisenbabnverwaltoiig  durch  andere  Ein- 
nahmen oder  umgekehrt  letztere  durch  solche  Ueberschusse  zu  ersetzen  —  zu  ent- 
scheiden. Auch  wenn  indessen  die  Tarifsätze  aus  finanziellen  Rücksichten  nicht  — 
oder  noch  nicht  gleich  —  so  weit  herabgesetzt  werden,  dass  bloss  die  Deckung  der 
(iesammtkosten  erfolgt,  so  kann  sich  der  Staat  einem  solchen  Tarifsystem  wenigstens 
mehr  nähern,  weil  ihm  gewisse  Verkehrsvortheile  mit  einem  etwaigen  vorüber- 
gehenden Einnahme-  und  Kciucrtragsausfall  nicht  zu  theaer  erkauft  sind,  was  bei 
einer  Privatunternehmung  wegen  der  Unsicherheit  des  Ergebnisses  oft  der  Fall 
sein  wird. 

Die  Selbstkosten  der  einzelnen  Arten  von  Transportleistungen  siud  uatur- 
gemäss  manchfach  verschieden.  Die  Proportion  der  Selbstkosten  bildet 
mit  Recht  nicht  die  einzige  Grundlage  der  Stufenbild u ng  im  Tarife,  aber 
doch  öfters  ein  Moment,  das  neben  und  zum  Theil  statt  der  anderen,  bisher 
zur  Grundlage  der  Tarifstufen  dienenden  Momente,  besonders  des  Werths  der  Trans- 
portobjecte im  Güterverkehr,  mehr  zur  Geltung  gebracht  werden  darf.  Dadurch  nähert 
sich  der  Bahntarif,  soweit  das  gegenwärtig  vor  einer  Amortisation  des  Bahnkapitals 
schon  zulässig  ist,  bereits  mehr  einem  Gebühr entarif,  in  welchem  die  Höhe  der 
Koste nprovocation  Seitens  des  Benntzers  einer  Verkehrsanstalt,  wie  bei  anderen 
Gebührenzweigen ,  thunlichst  für  die  Höhe  der  Gebührensätze  mit  bestimmend  ist. 
Dieser  Gesichtspunct  scheint  mir  doch  auch  jetzt  noch  bei  Cohn  in  s.  Werke  u.  im 
Archiv  a.  a.  0.  etwas  zu  sehr  zurückzutreten,  auch  in  dem  gclcgcntl.  Hinweisen  aaf 
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einen  st «;  u  e  rartigen  Character  der  Tarifsätze  mit  Oonsuuitionsabgabeu».  In  Zukunft 
übrigens  nicht  unmöglich,  ebenso  wie  ehedem  bei  der  Post. 

II.  —  §.  292.  Die  Selbstkosten  des  Transports. 
A.  Die  drei  Elemente  derselben. 

1.  Ein  Zinsbetrag  für  das  in  der  Unternehmung  steckende 
(also  noch  nicht  amortisirte)  Kapital.  Dieser  muss  mit  Rücksicht 
auf  das  mit  der  Unternehmung  verbundene  Risico  den  üblichen 
Zinsfuss  für  beste  »Sicherheit  übersteigen,  aber,  wenigstens  bei 
Staatsbahnen,  nicht  nothwendig  so  hoch  sein,  um  noch  einen  Unter- 
nehmergewinn zu  enthalten.  Bei  uns  wird  der  Ansatz  von  5  —  6, 
jetzt  wohl  von  4— 5°/0  genügen.  Unter  Umständen  kann  indessen 
auch  eine  höhere  Rente  als  Ziel  gesteckt  werden. 

Z.  B.  zur  Erziclung  grösserer  Ueberschüsse  auf  sruteii  Streben,  um  damit 
Deficite  schlechter  Linien  zu  ducken.  Auch  Nasse  a.  a.  0.  befürwortet  5  0/o  u.  mit 
Einrechn.  f.  Erneucr.  U  °/0.  Es  wird  natürlich  mit  auf  die  Höhe  des  Zinsfusses  der 
Eisenbahnschuldcn,  auch  auf  deren  Form  «unkündbare  Reiiteusehuld)  ankommen.  Bei 
den  neuen  deutschen  Verstaatlichungen  braucht  nur  mit  4  u  0  Zins  für  diese  Schulden 
gerechnet  zu  werdcu,  ein  Satz,  den  der  Staat  bei  der  Form  der  Kentenschuld 
(„consolidirte  Anleihe")  nicht  zu  erhöhen  genöthiirt  werdeii  kann,  auch  wenn  der 
Staats/ins  fuss  wieder  steig«!»  sollte.  —  Ob  eine  höhere  Heute  erzielt  werden  m>11. 
hängt  auch  von  der  finau/.wi  rthsc  haftlichen  Betrachtung  mit  ab,  ob  ein  be- 
treffender Ueberschuss  der  Bahnen  eine  zweckmässigere  Einnahme  als  eine  andere 
privatwirthschaftliche,  gebührenartige  u.  auch  steuerartige  im  concreten  Falle  darstellt. 

2.  Eventuell  ein  Amortisations betrag  für  dieses  Kapital. 
So  bei  derjenigen  Privatbahn,  welche  nach  Ablauf  der  Concession 
ohne  weiteres  an  den  Staat  heinifallt.  Bei  anderen  Privatbahnen 
und  bei  Staatsbahnen  wäre  der  Betrag  unter  Umstanden  entbehrlich, 
nemlicb  a)  wenn  die  Bahn  aus  den  laufenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  daraus  namentlich 
auch  alle  erforderlichen  Erneuerungen  bestritten  werden;  b)  wenn 
eine  für  P.  1  genügende  Ertragsfähigkeit  der  Eisenbahnen  für 
immer  sicher  ist;  und  c)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet 
wird,  dass  das  für  sie  aufgenommene  Schuldkapital  hin- 
reichend verzinst  wird.  Die  erste  dieser  drei  Bedingungen  lässt 
sich  erfüllen,  die  zweite  hängt  von  der  weiteren  Entwicklung  der 
Technik  im  Communicationswesen  und  von  der  zukünftigen  Ge- 
staltung der  Volkswirtschaft,  die  dritte  von  der  immerwährenden 
Aufrechthaltung  entsprechender  Tarife  ab.  Um  für  die 
Zukunft  das  in  den  Bahnen  steckende  Kapital  nicht  zu 
riskiren,  auch  um  das  Risico  für  die  Finanzen,  eventuell 
-aus  anderen  Mitteln  die  Zinsen  der  Eisenbahnschuldcn  mit  decken 
zu  müssen,  zu  vermindern  und  endlich  und  namentlich  um  freiere 
Hand  für  die  Tarif rcgelung  zu  gewinnen  (etwaige  Ein- 
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führung  des  Gebühren princips  mit  massigen  Sätzen),  ist 
daher  die  Einrechnung  einer  massigen  Amortisations- 
quote für  eine  nicht  gar  zu  lange  Tilgeperiode  (30  bis  50  Jahre) 
unter  die  Selbstkosten  auch  für  Staatsbahnen  empfehlenswert!). 

Für  d.  .«Erneuerung"  wird  hei  der  preuss.  u.  andern  Privatbahnen  einsog. 
Erneu  erungsfouds  dotirt,  welcher  bei  den  Staats  bahnen  »ausser  d.  sächs  )  fehlt. 
Dafür  weiden  bei  diesen  aller  nicht  unerhebliche  Verwendungen  für  Uutmachung  der 
Abnutzung  u.  «lirl. .  selbst  für  Xeubeschaflunireii  von  Fahrmateria]  aus  den  laufenden 
Einnahmen  gemacht,  z.  B.  bei  der  preuss.  Staatsb.  im  Et.  f.  1883/94  für  Erneuer, 
d.  Oberbaus  2T*65t>  M.  M  .  fül  diej.  d.  Betriebsmittel  I7'M  M.  M.,  oder  bez. 
9\S0  u.  .VSO,  zus.  15'22  %  der  fiesamrntausgabe. 

S.  über  die  cetotzL Tilgung  desEUenbahn-Schuldkapital*  in  Preussen  o.  S.  Tlo. 
Eine  noch  stärkere  Tilgung  als  die  hier  vorgeschriebene  v.  a/t  "/„  schiene  mir  er- 
wünscht. Man  sollte  sieh  in  den  gegenwärtigen  günstigen  Zeiteu  nicht  schon  an  die 
Feberschüsse  der  Eisenbahnen  als  an  ein  Mittel  für  die  Deckung  anderer  Ausgaben 
gewöhnen. 

3.  Den  dritten  Bestandteil  der  Selbstkosten  bildet  die  lau- 
tende Betriebsausgabc,  einschliesslich  eines  genügen- 
den Ersatzes  für  die  Abnutzung  und  auch  für  die  Erneue- 
rung der  Bahn  und  des  Fahrmaterials,  wenn  letzterer  PoBten  nicht 
schon  unter  N.  2  besonders  eingesetzt  ist.  Dieses  Element  ist  nun 
offenbar  immer  nur  für  eine  bestimmte  Verkehrsgestaltung 
auf  der  Bahn  (namentlich  u.  A.  auch  für  ein  bestimmtes 
Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht)  zu 
ermitteln  —  eine  an  sich  schon  recht  schwierige  und  mühsame 
Aufgabe  der  Technik  und  Verwaltung.  Denn  die  Selbstkosten 
ändern  sich  selbst  mit  dieser  Verkehrsgestaltung,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarif  höhe  abhängt,  während 
für  die  Normiruug  der  letzteren  gerade  der  Selbstkostensatz  ein 
wesentlich  entscheidendes  Moment  sein  soll.  Diese  gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welcher  die  Tarif  höhe,  der  Selbstkostensatz  und 
die  Verkehrsgestaltung  stehen,  erschwert  die  Aufgabe  der  Tarif- 
regelung sehr. 

Vgl.  über  diese  Selbstkosten  bes.  die  Schriften  v.  (iarcke,  Scheffler, 
Barychar.  die  sehr  spec.  Berechnungen  enthalten.  Aus  d.  aintl.  preuss.  Eisen- 
bahnstatist.  ist  fur  einige  Theile  der  Betriebsausgabe  der  SelbstLostenbetrag  des  Trans- 
ports berechnet.  So  für  die  Kosten  der  Zugkraft.  1809  1F5S  Mill.  Thlr.,  auf 
die  Centnermeile  Itruttolast  010  Pf..  1S59  noch  0  *21  PL,  per  Centnenneile  Nettolast 
0*38,  bez.  0  70  Pf.  Letzterei  Betrag  wird  bei  einer  stärkeren  Durchschnittsbeladung . 
welche  diese  Aosg.  nur  sehr  wenig,  die  Einnahme  bedeutend  steiirert.  sofort  viel 
gunstiger.  Er  war  1889  2.  B.  bei  der  Ostb.  0T>0.  Bebr.-Han.  0'S2,  dagegen  bei 
n  iederschles.-märk.  nur  0*34.  hannov.  0  41  Pf.,  wogegen  d.  Betrag  p.  Bruttocentnei- 
mefle  nur  variirt  wie  0-13,  014,  0  12,  0'  14.  Bei  Privatbahnen  mit  günst.  Frequ.  Ii. 
starker  Verladung  sinkt  der  Satz  p.  Nettocentnermeile  bis  auf  11*28  (.Brutto  017,  Cöln- 
Mind.) ,  steigt  aber  unter  ungünst.  Frequenz  bis  auf  132  (Brutto  0*28  Pf.  Vorpomw. 
B.).  Die  Selbstkosten  der  Zugkraft  variiren  also  hier  fast  wie  1:0.  In  den  ersten 
Jahren  nach  1871.  bes.  bis  1S74,  sind  die  Kosten  der  Zugkraft  bedeutend  ge- 
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stiegen.  Sie  betrugen  bei  sämrntlicheii  preuss  Kalmen  in  den  neuen  Maassen  und 
Gewichten : 
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Nach  d.  deutschen  Eisen  bah  nstatist.  f.  1S80/S1  werden  die  Kosten  der  Zu^ 
kraft  in  unmittelbar  laufende  u.  mittelbar  laufende  unterschieden.  Im  Ganzen  betrafen 
sie  bei  allen  Mahnen  111*32,  bei  d.  Staatsb.  allein  76'3S  Mill.  M.  oder  p.  Kuuidl. 
53*S  u.  54*0,  p.  Achskil.  1'355  u.  1*383  Pfennig,  was  auf  ein  Zurückgehen  auf  die 
Betrüge  von  1S70  hinweist,  wenn  auch  die  Berechnungsmethode  etwa*  anders  ist. 


Man  wird  sich  darauf  beschränken  müssen,  zu  erforschen, 
wie  sich  der  unter  bestimmten  Umständen  gefundene 
Selbstkostensatz  unter  hypothetischer  Annahme  so 
und  so  veränderter  Tarifsätze,  Bahnfrequenzen  der 
einzelnen  Transportobjecte,  todter  Gewichtsmengen 
und  Verhältnisse  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  Momenten  abhängige  Grösse  verändert 
und  welcher  Reinertrag  und  welche  Rentabilität  alsdann 
erzielt  werden.  Nach  den  Ergebnissen  dieser  Untersuchung  sind 
dann,  wenn  ein  sich  mehr  dem  Selbstkosten-Ersatz  anschliessendes 
Tarifsystem  gewählt  werden  soll,  solche  Tarifsätze  zunächst 
versuchsweise  zu  wählen,  bei  denen  eine  gewisse,  hypothetisch 
angenommene  Verkebrsentwicklung  und  demgemäss  eine  in  Aus- 
sicht genommene  Rente  wahrscheinlich  eintreten  wird.  Von  der 
Erprobung  des  Versuchs  hängt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen 
angenommenen  Sätze  dauernd  festhalten  und  ob  und  wieweit 
man  mit  Rücksicht  auf  das  Finanzinteresse  in  der  eingeschlagenen 
Richtung  weitergehen  oder  umkehren  soll. 

Atthnlich  Cohn.  II,  540,  abweisend  gegenüber  den  ausschweifenden  Reform - 
project  ron  Perrot  u.  ähnlichen  in  England  (Galt,  Brandon),  womit  aber  die 
Berücksichtigung  des  Selbstkostenbetrags  nicht  ausgeschlossen  wird. 

Die  Grösse  der  jedesmaligen  einzelnen  Tarifveränderung, 
—  oftmals,  aber  durchaus  nicht  immer  nur,  einer  Tarif  er  m  äs  si- 
g  u  n  g  —  kann  auch  bei  den  Staatsbahnen  nicht  allein  von  volks- 
wirtschaftlichen Erwägungen,  sondern  muss  zugleich  von  der  Höhe 
des  dabei  gelaufenen  Risicos  der  Einbusse  für  die  Finanzen  und 
daher  von  der  ganzen  Finanzlage  abhängen. 

In  der  Opposition  der  gewerblichen  Interessenten  in  Deutschland  gegen  di«> 
Tariferhöhungen  der  Bahnen  1S73  H.  wurde  dies  übersehen.    Es  ist  selbstverständlich 
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muulässig,  einerlei  ob  Staats-  od.  Privatbahncn  bestellen,  bei  einer  allgemeinen  Preis- 
steigerung die  Preise  gewisser  Leistungen  allein  auf  dem  früheren  Stande  zu  halten, 
wie  z.  ß.  die  d.  Bahn.  Hier  stimme  ich  im  Prinr.  Nasse  a.  a.  0.  bes.  S.  3  ff'.. 
Scbeffler  u.  A.  bei.  Auch  beim  Staatsb.system  kann  es  sehr  wohl  einmal  nöthig 
werden ,  im  Interesse  der  gebotenen  Rentabilität  und  selbst  um  für  andere  Staatsbe- 
dürfnisse auf  diese  Weis«-  Ucberschussc  zu  erzielen  —  wenn  dies  passender  als  die 
Eröffnung  oder  Beibehaltung  anderer  Einnahmequellen  sein  sollte  — .  die  Tarife  zu 
erhöhen. 

B.  Das  Verhältniss  des  bestehenden  Tarifsystems 
zu  dem  Selbstkostenprincip.  Die  Analyse  der  Selbstkosten 
zeigt,  dass  diese  letzteren  durchaus  nicht  immer  denjenigen  Mo- 
menten proportional  sind,  welche  zur  Messung  des  Werths  der 
Transportleistung  und  zur  Grundlage  unserer  Tarifsysteme  zu 
dienen  pflegen. 

1.  Der  Weglänge,  Uber  welche  ein  Object  transportirt 
wird,  ist 

a)  der  unter  die  Selbstkosten  zu  setzende  Zins  und  Amor- 
tisationsbetrag nicht  proportional,  wegen  der  ganz  ungleichen 
Kosten  der  einzelnen  Strecken. 

Gerade  bei  dem  jetzigeu  Strecken-Tarifsystem  —  statt  eines  etwaigen  Zonen- 
systems  —  wäre  es  unter  Umständen  möglich,  bisweilen  wohl  auch  richtig,  diese 
l'ngleichheit  der  Kosten  bei  der  Bildung  der  Tarifsätze  zu  berücksichtigen. 

b)  Ebensowenig  sind  die  eigentlichen  Transportkosten 
(einschliesslich  der  Bahnunterhaltung)  der  zurückgelegten  Weglänge 
proportional. 

Denn  die  Kosten  der  Expedition  sind  von  der  Länge  dieser  Strecke  fast 
ganz  unabhängig,  die  Kosten  des  Fahrdienste,  selbst  die  eigentlichen  Zagkosten,  sodann 
diejenigen  der  Bahnverwaltung  hangen  auch  nicht  immer  vorwiegend  von  der  zurück- 
gelegten Weglänge,  sondern  oft  noch  mehr  von  den  Steiglingsverhältnissen,  der  Mit- 
fuhrung  todten  Gewichte  aof  bestimmten  Strecken  u.  dgl.  m.  ab. 

Die  Tarifregelung  möglichst  nach  den  Selbstkosten  führt  daher 
folgerichtig  zu  einem  Differentialtarif  System,  in  welchem  die 
Sätze  nicht  durchweg  den  Längen  der  zurückgelegten  Strecken 
proportional  sind. 

2.  Von  der  Schnelligkeit  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft,  Sorgsamkeit  der  Aufsicht, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desselben,  verschieden  nach  der 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Construction  u.  a.  m.)  ab. 
Die  Tarifabstufung  danach  ist  demnach  auf  der  Basis  des  Princips 
der  Selbstkosten-Proportion  berechtigt 

Sie  könnte  wahrscheinlich  sowohl  den  wirklichen  Proportionen  der  Selbst- 
kosten, als  in  diesem  Falle  auch  dem  Gebrauchswert))"  der  Leistung  gemäss  oftmals 
strenger  als  jetzt  durchgeführt  werden.  Wahrscheinlich:  nicht  gewiss,  weil  bei 
einer  grösseren  Preisdifferenz  zwischen  schneller  und  langsamer  Beförderung  die 
Nachfrage  nach  ersterer  so  sehr  abnehmeu  könnte,  dass  die  Bahn,  wenn  sie  die 
schnelle  Beförderung  nicht  ganz  einzustellen  vermag.  wa9  rein  finan- 
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ziell  olt  das»  Vorteilhaftere  sei«  kanu,  sich  bei  einer  geringereu  Diliereuz  und  bei 
niedrigerem  Tarif  inr  diese  Transportart  leicht  besser  steht. 

3.  Im  Tarif  classe nsystem  des  Personenverkehrs  und  der  in 
verschiedenartigen  Wagen  zu  versendenden  Güter  werden 
die  Selbstkosten  des  Transports  (verschiedene  Kosten  und  Eigen- 
gewichte der  Wagen,  verschiedene  Ausnutzung  der  Ladungsfähig- 
keit, verschiedene  Manipulation  der  Güter  u.  s.  w.)  etwas  mit 
berücksichtigt,  aber  nicht  durchgreifend  und  nicht  auf  Grand  genauer 
Berechnungen. 

Die  Schwierigkeit  ist  auch  hier  wieder  die  unter  Nr.  2  angedeutete:  bei  einer 
geuau  den  bisherigen  erfahrungsm&ssigen  Selbstkosten  entsprechenden  Abstufung  der 
Tarife*  und  bei  demgemässen  genügend  hohen  Sätzen  der  höheren  Gas  en  kanu 
die  Frequenz  in  letzteren  leicht  zu  sehr  abnehmen ,  was  dann  doch  wieder  niedrigere 
Sätze  gerade  dieser  Classen  bedingt.  Im  Personenverkehr  lässt  sich  durch  Verein- 
fachung der  Ausstattung  der  mittleren  Classe  (zweite)  neileicht  ein  richtigeres 
Frequenz-  und  Tarif  Verhältnis*  der  einzelnen  Classen  zu  einander  mit  herbeifuhren. 
Ein  grosser  Vortheil  läge  in  der  Beseitigung  oder  wenigstens  in  der  Verminde- 
rung der  Wagen  classen  im  Personenverkehr  ähnlich  selbst  im  Güterverkehr  ' 
Denn  das  Classen  System  orhöht  unvermeidlich  die  Selbstkosten  des  Transports,  weil 
es  die  Durchschnittsmasse  des  todten  Gewichts  steigert,  die  Ausnutzung  der  Ladungs- 
fähigkeit verringert  und  das  V erhält niss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  ungunstiger 
gestaltet.  Aber  unsere  Gesellschaftszustände  widerstreiten  dem  Gebrauch  einer  einzigen 
Wagenclasse.  Vielleicht  könnte  jedoch  nach  der  zweckmässigen  Einführung  der 
4.  Classe  die  erste  fortfallen.  Im  Güterverkehr  kann  man  sich  wenigstens  auf  2  Haupt- 
arten von  Waj-cn  (offene  und  bedeckte)  beschränken;  daneben  noch  Viehwagen. 

Weber  tadelt  mehrfach  die  zu  gute  Ausstattung  der  deutschen  2.  Wagenclasse, 
weshalb  die  erste  so  wenig  benutzt  sei.  In  der  That  ist  der  Unterschied  zwischen 
beiden  Classen  iu  diesem  Puncte  wohl  zu  gering.  Um  so  mehr  spricht  für  eine  Auf- 
hebung der  1.  Cl.  Di«;  Zahl  der  Reisenden  1.  Cl.  sinkt  bei  einzelneu  deutschen 
Bahnen  unter  1  tt/A  der  Gesammtzahl,  ist  oft  nur  2  —  3,  im  D.  bei  d.  preuss.  Bahnen 
1*6.  nach  Personenmeilen  3*1  °/„  (1869).  1S75  kamen  in  Preusseu  v.  der  Gesammt- 
zahl der  beförderten  Personen  (excl.  Abonnenten)  bei  den  Zügen  mit  erhöht  Fahr- 
geld auf  die  Cl.  I.  IL  III  bez.  0'4,  1'9  u.  11  %,  bei  den  Zügen  mit  gewöhnl. 
Fahrgeld  bez.  0'5 .  5*5.  IM  u.  (IV.  Cl.)  29  *t.  mit  ermäss.  Fahrgeld  bez.  05,  7  »i. 
310  u.  1*3  %,  Militärs  19  0  „.  Von  3760  7  Mill.  Personen- Kilometer  kamen  im 
Ganzen  nur  113*3  MilJ.  auf  die  I.  Classe.  Nach  d.  deutschen  Eisen b.stat ist.  f. 
1  ssO/H]  kommen  von  6479-26  Mill.  Perskil.  auf  d  1.  Cl.  IGO'45  iwabrscheinl.  nocl 
woniger  in  Wirklichk.  als  nach  dieser  Billetstatist. s.  o.  S.  750).  2.  Cl.  1251*21. 
3.  Cl.  3362*75,  4.  Cl.  1383*77.  Milit.  32109  Mill. 

4.  Von  der  Art  und  Beschaffenheit  der  Transport- 
objeetc  hängen  gewisse  Theile  der  Selbstkosten  des  Transport* 
ab,  deren  Berücksichtigung  in  unseren  Tarifsystemen  richtig  ist, 
so  namentlich  die  durchgreifende  Unterscheidung  von  Personen 
und  Güterverkehr.    Innerhalb  jeder  dieser  beiden  Verkehrsarten 
Hesse  sich  aber  das  Princip  der  Tarifregelung  nach  den  Selbst- 
kosten genauer  durchführen,  und  mehrfach  möchte  dies  auch  von 
einem  Standpuncte  aus,  von  welchem  dies  Princip  nicht  als  das 
allein  oder  auch  nur  immer  als  das  in  erster  Linie  zu  berück 
siebtigende  anerkannt  wird,  empfehlenswert!]  sein.  Dies  gilt,  ohne 
dasa  die  unter  Nr.  2   und  3  hervorgehobenen  Bedenken  allzu 
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störend  eingreifen,  in  Betreff  der  untern  Classen  des  Personen- 
und  Güterverkehrs,  also  der  vierten,  bedingt  der  dritten  Wagen- 
e lasse  bei  ersterem  und  der  Massenproducte  (vornehmlich  ge- 
ringeren speeifischen  Werths)  bei  letzterem.  Demgemäss  sind  hierfll  r 
niedere  Tarife,  welche  den  Selbstkosten  möglichst  genau  ent- 
sprechen, ja  aus  Gründen  des  socialen  und  wirthschaftlichen  Inter- 
esses mitunter  selbst  Tarife,  welche  absichtlich  unter  diesen 
Selbstkosten  gehalten  werden,  zu  billigen. 

Durch  solche  Tarifo  wird  auch  hier  die  stärkste  Frequenzzunahme  erzielt  werden 
können,  indem  dadurch  ein  ganz  neuer  Verkehr  ins  Leben  gerufen  wird.  Dann 
wird  aurh  wieder  das  Verhältnis^  des  todten  zum  nützlichen  (iewicht  günstiger,  da- 
durch der  Betrag  der  Selbstkosten  niedriger  und  eventuell  eine  neue  Tarifennässimini: 
ohne  finanzielle  Einbusse  innerlich. 

Bei  den  höheren  Classen  des  Personen-  und  in  gewissen 
Grenzen  auch  des  Güterverkehrs  mttsste  experimentell  erprobt 
werden,  wieweit  die  Erhöhung  der  Tarifsätze  derjenigen  der  Selbst- 
kostensätze, verglichen  mit  den  unteren  Classen,  proportional  sein 
kann  oder  aus  finanziellen  tffld  sonstigen  Gründen  davon  nach 
Oben  oder  nach  Unten  abzuweichen  sei. 

Eine  solche  Abweichung  lässt  sich  principiell 
rechtfertigen:  um  z.  B.  einerseits  die  erforderliche  Deckung 
der  Summe  aller  Selbstkosten  (einschliesslich  der  Verzinsung  u.  s.  w. 
des  Kapitals)  für  den  gauzen  Betrieb  zu  erzielen,  anderseits  aber 
im  allgemeinen  Interesse  die  untersten  Personen- Wagenclassen  und 
die  Massengüter  des  allgemeinen  Consums  und  der  Verarbeitung 
billiger  zu  betordern,  ist  eine  höhere  Tarifirung,  als  die  der 
Steigerung  der  Selbstkosten  proportionale,  für  die  oberen  Wagen- 
classen im  Personenverkehr  und  für  die  werthvol leren  Güter 
statthaft.  Hieraus  folgt  die  Hechtfertigung  des  Waarenclassi- 
ricationssystems  im  Gütertarif  (besonders  bei  Stückgütern)  mit 
nach  dem  Werth  der  Güter. 

S.  Cohn  H,  45.H  IT.,  471»  IT.,  der  zu  einer  bedingten  Festhaltung  des  Wcrth- 
prineips  kommt. 

S.  o.  die  Vorbein.  S.  761).  (iarke,  a.  a.  0.,  S.  9  und  in  den  Tabellen,  S.  S7. 
berechnet  die  Kosten  der  Züae  nach  Achsineilen  und  theilt  die  dabei  in  Betracht 
kommenden  Ausgaben  in  3  Classen:  a)  solche,  welche  von  der  Länge  der  von  den 
Zügen  zurückzulegenden  Touren  <d.  i.  von  der  Fahrtlänge)  unabhängig  sind  und  sich 
direct  nach  ihrer  (iattunu  p.  Achsmeile  bestimmen  lassen  (oder  variabel  nach  den 
Zugtrattungcn  sind),  neml.  Befeuerung  d«  r  Loeomotivo,  Versorgung  derselben  mit 
Wasser,  Putzen  u.  Schmieren  der  Locomotive  u.  Wagen  (Arbeit  u.  Material,  Repara- 
turkosten der  Locomotive  u.  Wagen,  cinschliessl.  der  Unterhaltung  der  erforderlichen 
(iebäude.  Heleucht.  d.  Züge;  —  b)  Küsten,  d.  für  einen  bestimmt  begrenzten  Betrieb 
v.  d.  Art  u.  Curslängc  »I.  Zütre  unabhängig  sind.  neml.  Kosten  d.  AJlg.  u.  d.  Bahn- 
verwalt..  Verzins,  d.  Anla-rekap.  n.  Besteller,  (im  Hauptbeispiel  */4  Mill.  Thlr.  e.v<  I. 
Betriebsrat,  p.  Meile  u.  5%  gerechnet);  —  ci  Kosten,  welch«-  von  der  Länge  der 
Fahrt  abhängig  sind,  neml.  Abnntz.  d.  Schienen  (vom  Verf.  aus  bes.  (irund  unter  b 
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gestellt).  Zinsen  u.  Erneu  erungskosten  d.  l,o<-om.  u.  Tender,  dsgl.  der  Achsen  und 
Wagen.  Kosten  des  Zugpersonals.  Die  Gesa  min  tkostcn  p.  Achsmeile  i.für  wirkl.  Wagen- 
achsen.  e.vcl.  Achsen  v.  Masch,  u.  Tender),  zu  denen  noch  ein  approxim.  Betrat;  lnr 
Kosten  des  StatiousdicnsLs  geschlagen  wird,  stellen  sich  nach  der  Ga ttu  n g  (Schnell-. 
Per*.-,  Güterz.).  Stärke  Achsenzahlt  des  einzelnen  Zugs  u.  nach  d.  Bah  nf  req  neu/. 
(dies  wegen  der  unter  c  genannten  Kosten)  wesentlich  verschieden.  Du-  Kosten 
^excl.  Stationsdienst)  p.  Achsineile  in  Thlr.  variiren  in  den  angestellten  Berech- 
nungen /wischen  diesen  Grenzen : 

bei  V4  Mill.  Thlr.  bei  %  Mill.  Tblr. 

Anlagecap.  p.  Meile  (excl.  Betriebsmittel) 
u.  5  %  Zins  u.  tägl.  Frequenz  von  2  mal 
6  Zügen  zu  50  Nurzach-eri. 
Fah  rtläuge. 

Maxim.      Minint.         Maxim.      Min  im. 
Schnellzug  v.  30  Pers.-Wag.-Achsen  .    .    0  2604       0*311»  0-3855  0*3S"U 

bei  tägl.  Achsm   3000  300  3000  300 

DsgL  v.  IS  Personen vageu-A  02923       0.35t»2  0  3674  (»-4333 

bei  tägl.  Achsm   1800  ISO  ISOO  Isu 

Personenz.  v.  48  Paekwauen-A.     .    .    .    0  2280       (12753  0  3031  0*8504 

bei  tägl.  Achsm   3360  336  3360  33», 

Dsgl.  v.  12  Packwagen- A  0  3020       0*4163  0*8771       0  4911 

bei  tägl.  Achsm   840  84  S40  >4 

Güterzug  v.  120  Gutcrwagen-A.     .    .    .    O  l 873       0*2574  0*2624  0*3325 

bei  tAgl.  Achsin   6000  600  6000  600 

Dsgl.  v.  24  Güterwagen-A  *0*2254       0*3563  0*3005       0  43U 

bei  tägl.  Achsm   1200  120  1200  I2u 

Durchschn.  Hinnahme  pr.  uss.  Personenz. 

p.  Achsm.  1S57    0*5733  —  — 

Dsgl.  1865    0*5133  —  — 

Dsgl.  1869    0*4438  —  — 

Dsgl.  d.  Guterzuire  1H57    0*2466  - 

Dsgl.  1865    .  0*2333 

Dsgl.  IS69   0*2233 

Hätten  (Jarcke's  Berechnungen  den  Werth  von  Durchschnittszahlen  für  Preussen  .  >o 
ergäbe  >ieh.  dass  die  Personentarife  damals  auch  bei  sehr  schwacher  Frequenz  und 
auf  theuerer  Bahn  einen 'erklecklichen  Uebers«  huss  i.V.  das  Umgekehrte  soll  der  Fall 
sein),  die  Gütertarife  aber  nur  bei  starker  Frequenz  auf  billiger  Bahn  einen  massigen 
Gewinn  gegeben  hätten.  Stärkere  Tarifreductioneu  im  Güterverkehr  hingen  daher 
schon  damals  von  der  Steigerung  der  Frequenz  voniehmlich  ab.  Die  Verminderun-: 
der  Einn.  18H5  und  1S69  gegen  1S57  erklärt  sich  wohl  besonders  aus  der  allge  - 
meineren Verbreituntr  der  4.  Ol.  im  Personenverk.  u.  der  ermäss.  Tarife  für  Massen - 
produetc  u.  dgl.  m.  ;fur  iMii)  wirkt  auch  die  Einreehn.  d.  Bahnen  d.  neuen  Pro;, 
ein  .  —  Werthvoll  sind  die  Berechnungen  von  Barychar  a.  a.  0.  und  danach  dii 
Erörterungen  von  Schäffle  im  Syst.  II,  230  Ii..  5s  J  11'.  Die  dort  gegebenen  Daten 
sind  bei  Befolgung  des  Sclbstkostenpriucips  im  Tarifsystem  für  einige  der  im  Te\' 
liesprochenen  Tarifprobleme  unmittelbar  zu  benutzen.  Vgl.  z.  B.  die  Abweichungen 
zwischen  dem  bestehenden  Tarif  der  «»st.  Westbahn  und  einem  der  Leistonir  proportio- 
nalen Tarif  eh.  S.  580. 

III.  —  §.  293.  Principicn  der  Tarifregelnng,  insbe- 
sondere tili*  Staats  bahnen. 

Bei  Privat  bahnen  wird  danach  durch  die  staatl.  Tarifpolitik  hinzustreben  sein. 
Aber  die  Erwerbsnatur  derselben  wird  mehr  oder  weniger  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten machen.       S.  bes.  T.ehr's  -reu.  Werk.  Sax  II.  104. 

Unter  Combination  der  im  Vorausgehenden  dargelegten 
Gesichtspnncte,  daher  nur  unter  bedingter  Berücksichtigung  des 
Princips  der  Tarifbildung  nach  der  Proportion  der  Selbstkosten, 
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gelangt  man  etwa  zu  folgendem  Ergeh  niss  in  der  Frage  des 
Tarifsysteuis. 

A.  Personenverkehr. 

1.  Eine  nie drigste  Wagenclasse  (die  bisherige  vierte)  ist  zu 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Verkehrsgestaltung  mög- 
lichst nahekommenden,  eventuell  selbst  etwas  darunter  bleibenden 
Tarifsatze  zu  führen.  Auch  diese  Classe  sollte  jedoch  den  aus 
humanen  und  sanitären  Rücksichten  nothwendigen  Grad  der 
Annehmlichkeiten  bieten  (so  namentlich  Sitz-  statt  Stehplätze). 
Die  Zahl  der  höheren  Classen  ist  dagegen  möglichst  auf  zwei 
zu  beschränken.  Der  Tarifsatz  derselben  sollte  zu  demjenigen  der 
niedersten  Classe  mindestens  im  Verhältniss  der  relativen 
Selbstkosten  höher  sein,  soweit  finanzielle  Rücksichten  dies 
durchzuführen  erlauben.  Auch  eine  Erhöhung  über  dieses  Maass 
hinaus  ist  statthaft  ,  wenn  dies  zur  Erzielung  der  nothwendigen 
Durchschnitts-Rentabilität  der  Hahn  nöthig,  unter  Umständen  auch, 
wenn  es  zur  Ermöglichung  zweckmässiger  Tarifermässigungen  für 
die  unterste  Wagenclasse  oder  im  Güterverkehr  erwünscht  ist. 

2.  Die  Tarifregelung  nach  der  Distanz  (Längeneinheit)  bleibt 
zwar  das  leitende  Hauptprincip,  das  jedoch  nur  mit  wesent- 
lichen Modificationen  durchzuführen  ist. 

Namentlich  sind  a)  niedrigere  Sätze  statthaft  und  auch  finanziell  zweckmässig 
a)  zwischen  nahen  Puncten  mit  sehr  lebhaftem  Localverkehr  ifheilweis«  erfüllt  im 
System  der  Retourbillete,  der  A  ho  nn  e  in  outs  karten),  daher  auch  mit  im  Interesse 
der  De<  entrali>ation  des  Wohnungswesens  der  (irossstädtc  und  zum  Zweck  eines 
Bruchs  des  städtischen  W olinunirsbodenmonopols;  ferner  ß)  für  grossere  Ent- 
fernungen, wo  der  feste  Distanzensatz  verhältnissmässig  etwas,  aber  nicht  zu  stark, 
abnehmen  kann  (massiger  Differentialtarif,  Retourbillete  (bei  denen  jedoch 
tlie  Beschränkung  auf  zu  kurze  Zeitdauer  (wenige  Tage)  oder  auf  d.  Personenzüge 
oft  noch  die  Bcnutzharkeit  ganz  vereitelt):  Reisebillete),  jedoch  in  der  Regel 
nur,  wenn  und  soweit  als  die  Selbstkosten  gleichfalls  abnehmen.  Um- 
gekehrt b)  sind  höhere  Sätze  auf  ganzen  Linien  und  auf  einzehieu  Strecken,  welche 
besonders  theuer  zu  bauen  oder  zu  betreiben  sind,  auch  volkswirtschaftlich  zulässig 
und  mitunter  —  freilich  nicht  immer,  wegen  der  (jefahr  sich  noch  verkleinernden 
Verkehrs!  —  finanziell  augebracht,  z.  B.  bei  Tunnels,  Brücken,  wo  auch  öfters 
schon  hOhcn  Sätze  in  Kruft  sind. 

Viel  radicaler,  aher  auch  phantastischer  sind  die  oft  von  ihm  schon  wiederholten 
Vorschläge  Perrots.  s.  z.  B.  Eisenbahnref.  S.  UM.  Nach  Analogie  der  Penny- 
portoreform  wird  hier  eine  Bahutarifreform  proponirt,  mit  Zugrundelegung  eines  ein- 
fachen Zonensystems  oder  ganz  ohne  Rucks,  auf  die  Entfernung.  Kur  den 
l'crsoneutarif  schlug  P.  anfangs  2  Entfern unn ^stufen,  bis  10  und  über  10  Meilen  vor. 
mit  Sätzen  für  die  S  verbleib.  Classen  von  1  u.  1  Thlr.  für  1  CL,  5  gr.  u.  1.*»  gr. 
für  2.  GL,  M  u.  10  gr.  für  3.  GL;  neuerdings  ging  er  noch  weiter  u.  plädirte  für  H 
Classeiistufcn  bei  d.  preuss.  Staatshahnen,  ohne  jede  Rucks,  auf  d.  Entfern.,  ueml. 
2  Thlr..  10  gr.  u.  5  gr. .  was  bei  gleicher  Frequenz  wie  I  Stil*  3.324,000  Thlr.  Ein- 
nahme statt  S.702.OO0  Thlr.  gäbe.  In  der  Motivirung  wird  richtig  betont,  dass  manche 
Selbstkosten  gar  nicht  von  der  zurückgelegten  Weglänge  abhängen,  bei  niedrigem 
Tarif  ohne  oder  ohne  eiitsprech.  Steigerung  der  Selbstkosten  viel  mehr  nützliche 
Gewicht  befördert,  also  eine  bessere  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  erzielt  werden  und 
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die  Frequenz  ausscrord.  steigen  würde.  Wahrschein),  ist  Letzteres,  aber  P.  sebeiut 
die  Wirkaug  einer  solchen  Tarifrefonn  gerade  im  Porso  neu  verkehr  zu  überschätzen. 
Ein  bedeutendes  Deficit  möchte  bleiben.  Denn  1)  die  Kosten  der  Bahnfahrt  bilden 
doch  nur  einen  u.  selbst  jetzt  schon  sehr  oft  nur  einen  geringen  —  Theil  »1er 
Gcsainuitkosten  von  Geschäfts-  u.  Vergnügungsreisen,  namentlich  bei  grosserer  Knt- 
feruung.  weshalb  die  Ermässigung  dieses  einen  Elements  der  Kosten  nicht  uothwcndip 
die  Frequenz  selir  zu  vermehren  braucht;  u.  2^  die,  vermehrte  Benutzung  der  Eisen- 
bahn«^ erheischt  doch  vor  Allem  mehr  freie  Zeit,  die  aber  für  Geschäfts-  und 
Vergnügungsreisen  beschränkt  ist.  Auch  hängt  immerhin  ein  wesmtl.  Theil  dir 
Selbstkosten  von  «ler  zurückgelegten  Weglänge  ab,  weshalb  es  nicht  richtig  »är«. 
dieses  Moment,  ähnlich  wie  beim  Briefporto,  gar  nicht  mehr  im  Tarif  zu  bennl- 
sichtigvn.  Post  und  Eisenbahn  gestatbn  hier  doch  nur  in  einitren  Puncten  ein. -n 
Vergleich  u.  unterscheiden  sich  in  anderen  sehr  wesentlich,  namentlich  aber  gilt  dies 
vom  Personenverkehr.  Die  Durchführung  der  P. 'sehen  Vorschläge  wurde  endlich  vor- 
nehmlich dem  weiterreisenden  wohlhabenderen  Publicum,  besond.  auch  den  V.  r- 
gnüguugsrcisendcu  zu  Statten  kommen,  was  von  zweifelhafter  Billigkeit  wäre. 

Wichtiger  ist  die  bedeutsame  Personentarifreform  auf  den  be lg.  Staats bahueii 
vom  J.  1SGG,  die  alhrdiugs  im  J.  1S71  durch  «las  gegnerische  Ministerium  (Kltratnon. 
wieder  rückgängig  gemacht  wurde.  Sie  wirft  auf  Vorschläge  wie  die  eben  erwähnten 
auch  einig«;*  Licht.  Vgl.  den  eingeh.  Ministcrialbcricht  v.  10.  Dec.  1S69  über  di- 
am  1.  Mai  1SGG  eingeführte  Tarifreform  in  d.  Sitzungsber.  d.  belg.  Kepräsentauten- 
kammer  lSGi* — 70.  p.  53 — 100.  ebendas.  d.  Debatte  einer  techn.  Cominission  darüber. 
Näheres  darüber  und  über  die  ganze  Krage  der  Personeutarifermässigung  (gegen 
Perrot's  Project)  in  meinen  bezügl.  Aufs,  im  „Deutschen  Economisf,  1S72.  Kr.  1 
und  3,  wogegen  dann  Perrot  poleinisirte  in  s.  „Anweud.  tl.  Pcimyportosyst.  anf  «I 
Eisenbahntarif  *,  Kost.  1S73.  Ich  habe  us  nicht  für  nöthig  gcfundi-n,  au  meiner  Dar- 
stellung in  d.  G.  A.  von  Kau  (§.  255  Note  c)  etwas  zu  ändern. 

Zu  d.  Tarifrefonn  wurde  d.  b«lg.  Kegierung  durch  Ges.  v.  I.  .luli  1S65  er- 
mächtigt, sie  erfolgte  durch  V.  v.  20.  März  IsGG.  wurde  aber  vorerst  nur  theilweisc 
durchgeführt.    Die  Principien   waren  «licse:  an  Stelle  des  festen  Distanz.uprcises  v. 
S,  Ii  "und  4  cent.  p.  Kilometer  für  d.  3  Gl  der  gewöhul.  Züge  trat  ein  Difft  - 
i  outialtarif  mit  abnahm.  Sätzen  für  weitere  Entfern.,  neinlich  für  d.  Linie  '.zu 
.">  Kil.)  bei  d.  ersten    ls  Lieues  80,  20  u.  15.  bei  «I.  zweiten  10  L.  15.  10  u.  7  *», 
lM-i  d.  21.-52.  L.  10,  V    u.  5  Cent.    Schnellzüge  mit  2<i  °,0  (bisher  25  "/V*  Erhöh., 
aber  jetzt  versehen  mit  allen  3  Gl    Kur  «len  internat.  Verkehr  blieben  die  alt-u 
Tarife  in  Kraft,  doch  war  nicht  zu  verhindern,  das>  «I.  Keisenden  vielfach  keine 
«lurchgeh.   Billete  m<-hr  nahmen,  sondern  an  den  Grenzen  iL  billigeren  Billete  des 
inneren  Verkehrs  kauften.    Beispiele  der  Tarifsätze  nach  «I.  :i  T.  v.  a)  1S3S,  b)  ISöti 
u.  c)  1SGG:  Brü>s«l-Mecheln  die  3  Gl  ai  150.  100,  00.  1»)  gewöhnl.  Z.  1M>.  130.  Sä. 
c)  dsgl.  ISO,  130,  S5.    Brüssel-Antwerpen  a)  300,  200.  125,  b)  gewöhnl.  Z.  350,270. 
I>5.  c)  dsgl.  320,  225,  155.     Brüssel-Gent  ai  450.  300,  175,  M  470.  350,  230,  n 
340,  235.  170.    Brüssel-Ost.  nde  a,  900,  000,  350.  b<  1000,  750,  500.  c)  500.  335. 
250  cent.    Die  einstweilen  wirklich  geltenden  Tarife  v.  ISüO  waren  ithle^seti 
etwas  anders  geregelt:   für  die  ersten  7  Lieues  blieben  die  alten  Sätze,  f.  die 
V—  15te  L.  erfolgte  eine  wachsend«-  Keduction  nach  den  3  Cl.,  1.  Cl.  v.  «.3  —  .W7. 
2te  v.  S'3—43-3.  3te  v.  0.4  — 36*7  M/0;  v.  d.  1«.  L.  an  trat  die  Keduction  nach  V.  v. 
20.  März  l^GG  ein,  neinl.  steig.  Satz  bis  zur  52ten  L.,  1.  Cl  u.  3.  Cl.  39— G;;. 
2.  Cl.  45*S~  G5'2  u/0;  einige  Abweich,  f.  Schnellzüge.    Der  Erfolg  der  Maassr-g«  ! 
konnte  nicht  unzweifelhaft  festgestellt  werden,  die  Berechnungen  der  Kegierung  wur- 
den z.  Th.  als  unrichtig  oder  doch  unsicher  bestritten.  Aus  dem  Vergleich  von  1SG»* 
mit  1M)5  seheint  sich  indessen  zu  ergeben,  «lass  eiu  E  i  nn  ahmen  usf  all  v.  miu- 
(L'Stcns  GOO.000  Kr.    (Andere  schätzet!  ihn  auf  1%  bis  I  G  Mill).  dagegen  ein- 
Zunahme  der  längeren  Reisen  ('  ä  Mill.  Pers.  u.  keine  merkbar«;  Kostenvenn.hruni 
eingetreten  ist.    Dass  die  Kefurm  sich  nur  auf  1    der  Keiseuden  (über  10  Lieuesi 
ii.  in  crhebl.  Masse  nur  auf  '/,„  derselben  mber  21  L.)  erstreckte,  ist  dabei  zu  b- - 
achten.    Darin  lag  wohl  der  Hauptmangel.    Die  belg.  Erfahrung  möchte  immerhin 
das   Obengesagte  bestätigen,  dass  selbst  eine  starke  Ermässigung  der  Tarife  für 
längere  Strecken  nach  d.  Differentialprincip  die  Kre«iuonz  nie ht  entsprechend  steigert. 
Durch  Minist. -Verordn.  v.  IS.  Sept.  1S71  wurde  vom  1.  Nov.  1S71  an  das  Diflenvi- 
lialsyxtem  wieder  verlassen,  für  alle  Enttarnungen  10  %  Ermässigung  an  d*n  TarilV» 
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zllgen  (sog.  gemischte  Züge)  womöglich  etwas  wohlfeiler  als 
die  Personenzüge  sind,  der  Verschiedenheit  des  Gebranchswerths 
der  Leistung  entsprechend. 

Auch  liier  besteht  nur  wieder  die  Schwierigkeit,  da»  durch  billigere  Tarife  der 
Personenbeförderung  in  •.■vuiisditon  Zttsren  letzten-  zum  Nachtheil  des  Dienste  über- 
setzt, dte  Personenzüge  zu  sehr  entleert  werden  konnten.  Eine  klein.-  Preisdifferenz 
erscheint  aber  doch  möglich.  Eine  Beschränkung  der  Schnellzüge  auf  die  ob  ersten 
Classen  ist  Üiunlichst  zu  vermeiden,  mindestens  ist  eine  solche  nicht  bei  allen  Schnell- 
zügen anzuwenden.  Vollends  aber  darf  ein  indirecter  Zwang  zur  Benutzung  höherer 
Classen  nicht  durch  zu  grosse  Seltenheit  uud  unbequeme  Fahrzeit  der  Personenzuge 
stattfinden.  Engl.  u.  franz.  Prin< .  lange  Zeit  nur  1.  Cl.  In  Deutschi,  fast  immer 
auch  2.  Cl..  aber  längere  Zeit  nur  in  Ausnahmefällen,  bes.  wieder  bei  nordd.  Staatsb.. 
auch  3.  Cl..  in  Belgien  seit  l^ib  alle  3  Cl.  Sicherlich  trägt  die  Menge  der  Passagiere 
'«.  Cl.  den  Zeitverlust  in  längs.  Zügen  oft  schwerer,  als  es  die  wohlhabenderen  Leuto 
in  I.  ii.  2.  Cl.  thun.  —  Neuerdings  ist  in  England  v.  d.  grossen  Bahnen  bei  allen, 
auch  den  Schnellzügen,  d.  '!.  Cl..  mit  gutem  linanziellen  Erfolg  bei  starker  Zunahme 
des  bezuglichen  Verkehrs,  also  im  eigenen  Interesse  der  Bahnen  eingeführt  worden. 
Cohu  II,  507  11".  Bei  uns  hat  »ich  die  pren ss.  Staatsbahnverwaltung  auch  in  diesem 
Puncic  Verdienste  erworben,  die  süddeutschen  freilich  weniger. 

4.  Freigepäck  ist  nur  für  die  unterste  Wagenclasse  zu 
gewähren.    Für  die  Tarifirunc  des  Gepäcks  der  höheren  Classen 
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der  Verwaltung  aber  ein  gewisser  Spielraum  für  kleinere  Ab- 
änderungen  im  Verordnungswege  durch  das  Tarifgesetz  ein- 
zuräumen ist.  Regelmässige  Revisionen  auf  Grund  der 
gemachten  Erfahrungen  müssen  in  nicht  zu  langen 
Perioden  stattfinden.  Im  Verordnungswege  dlirfen  sonst 
nur  provisorische  Veränderungen  getroffen  werden,  die  dann 
durch  die  Gesetzgebung  zu  genehmigen  sind.  Bei  starken  Tarif- 
reduetionen  von  zweifelhafter  finanzieller  Tragweite  empfiehlt  es 
sich,  auch  durch  die  Gesetzgebung  erst  ein  Provisorium  von 
bestimmter  Maximal-Lange  einzuführen. 

Die  Personentarife  erfordern  im  Ganzen  nicht  die  leichte  Beweglichkeit  wie 
die  Gütertarife.  Daher  lässt  sich  bei  jenen  die  gesetzliche  Regelang,  unserem 
sonstigen  öffentlichen  Finanzrecht  gemäss,  doch  als  das  Richtig«;  bezeichnen,  auch 
wenn  der  Verwaltung  im  Gütertarif  die  Normirung  der  Sätze  ganz  oder  in  grösserem 
Maasse  Überlassen  bleibt. 

Unsere  Personontafifc  sind  hoch  und  von  Beginn  der  Eisenbahnära  an  fast 
unverändert  geblieben,  abgesehen  von  Massregeln,  wie  die.  Einführung  einer  4.  Claas«' 
(Preussen),  während  die  Frachttarife  stark  ermässigt  wurden.  Eine  Reduction  der 
enteren  liegt  mehrfach  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  und  wird  durch  das  finan- 
zielle Interesse  nicht  immer  ausgeschlossen. 

Auf  den  preuss.  Halmen  —  u.  ähnlich  war  fast  überall  in  Deutschland  und 
anderswo  die  Entwickl.  —  war  d.  Ertrag  p.  Pen.  u.  Meile  1*44  3-5,  1856  3*5,  1859 
3  1,  1865  u.  1867  2  9,  1869  2*7,  1875  2  7  Sgr.  (od.  1875  3  6  Mark-Pfenn.  p.  Kit.  m.). 
alle  Classen  zusammen  gerechnet;  eine  erringe  Abnahme,  die  noch  dazu  der  Ein- 
führung u.  stärkeren  Benutzung  der  4.  Gl.  hauptsächlich  zu  verdanken  ist.  P.  Pen. 
u.  Meile  ergab  sich  für  d.  1.  Cl.  1859  71,  1869  6  6,  1875  5*98,  2.  Cl.  4  6,  43  n. 
419,  3.  Cl.  3,  2  6  u.  3  02,  4.  Cl.  Tb,  16  u.  PüO,  Militär  10.  14.  123  Sgr.  Bei  d. 
Angaben  1*.  1875  sind  hier  d.  Erträge  bei  gewöhn  1.  Fahrgeld  mitgetheilt,  d.  Durch- 
schnitt wurde  etwas  höher  stehen  (Veränder.  in  d.  AufsteÜ.  d.  amtl.  Statist).  Ganz 
anders  war  die  Reduction  der  Frachttarife:  1814  p.  Centn,  u.  Meile  für  alle 
Guter  i.  D.  71,  1*56  3  1.  1*59  3  4,  1861  3  2,  1865  2*6,  1867  u.  1869  2  3  Pfenn. 
Ertrag.  In  den  10  J.  1S59— 1869:  Eilgut  108  u.  10*2  Pf.,  Frachtgut  d.  Normale]. 
5  u.  15,  d.  ermäss  Cl.  u.  Kohlen  2*7  u.  2  Pf.  Neuerdings  ist  diese  Ermässigung 
der  relativen  Erträge,  im  Güterverkehr  allerdings  nicht  weiter  fortgeschritten .  sondern 
die  umgekehrte  Entwicklung  hat  auch  liier  zeitweise  Platz  gegriffen,  entsprechend 
den  stark  gestiegenen  Betriebsausgaben.  Es  war  in  den  neuen  Maasse u  u.  Werthea 
p.  Tonne  u.  Kilometer  der  Ertrag  in  Markpfennigen: 

Frachtgut  in 


Stückgut 


1867 
1869 
1871 
1873 
1874 
1875 


Kilgnt. 

2300 
22-50 
2166 
21-33 
2250 
24-77 


Nornialcl. 

incl. 
sperrige». 

(  - 

(  ~ 


11-  10 
1T50 

12-  79 


Tarif.:). 

5-50 
4.83 
450 
8-16 
9(i0 
9.60 


in  Quant, 
v.  .i  Touo. 
o.  inuhr. 


466 
183 
1-95 


tu  ToUen 
guochluss. 
Wagen  lud. 

t.  jo  10  T. 

-  ) 

-  ) 

-  ) 
333 
3- 16 
3-^8 


Durchgchu. 
aller 


51« 
4*83 
4-83 
450 
4*60 
479 


Vgl.  auch  die  Tariftabellen  ul>er  d.  Norddeutschen  Eisenb.- Verband  in  Srhefflcr' 
Statist.  Boitr.  S.  38  ff.  (1848  —  73). 
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der  Theoretiker  und  der  verfrachtenden  Gewerbetreibenden  (kaum 
bei  den  technischen  und  administrativen  Practikcrn  des  Eisenbahn- 
wesens selbst)  Pläne  zu  eiuer  völligen  Umgestaltung  des  Eisen- 
bahnwesens, in  der  Regel  mit  der  Beschränkung  auf  den  Gilter-  • 
verkehr,  aufgetaucht  und  öfters  ernstlich  verhandelt  worden.  Es 
sind  dies:  a)  der  Plan  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs; b)  das  System  der  Wagen  leihe  oder  das  Recht 
der  Einstellung  von  Eisenbahnwagen  Dritter  (Privaten)  in  die  Züge 
der  Bahn;  c)  das  Recht  einer  Eisenbahngesellschaft,  auch  gegen 
den  Willen  eines  anderen  Eisenbahncigenthtimers  dessen  Schienen- 
wege zu  befahren,  das  englische  sog.  System  der  running  powers. 
Die  beiden  ersten  Pläne  haben  die  Bedeutung  einer  allgemeinen 
Kcformmaassregel ,  auch,  und  nach  einzelnen  Stimmen  gerade 
beim  Staatsbahn  System.  Der  dritte  Plan  bezieht  sich  auf  die 
Verhältnisse  des  nach  Eigenthumseinheiten  zersplitterten  Privat- 
oder gemischten  Bahnsystems.  d)  Eine  weitere  Frage  betrifft  die 
Uebernahme  der  An-  und  Abiuhr  der  Gilter  durch  die 
Bahnverwaltung  selbst. 

Vgl.  f.  all«-  diese  Pläne,  bes.  den  ersten,  die  Erürte rangen  v.  Michaelis, 
Dorn.  AI.  Meyer  u.  and.  Mitgliedern  d.  Deutschen  Freihaudelspartei ,  sowio  die 
Verhandlungen  der  unter  dem  Einlluss  dieser  Partei  stehenden  Vereine:  Deutscher 
Ilaudelstag,  volkswirthscli.  Oongress  (Wien  1873*.  Die  Behandlung  des  Gegenstands 
macht  den  Eindruck,  als  ob  eigentlich  alle  diese  problein.  Experimente  nur  errtrtert 
werden,  um  das  „l'reie-Concurrenz-Princip*  wenigstens  noch  cinigermassen  halten  zu 
können.  S.  dagegen  bes.  Cohn  II.  Kap.  ü.  auch  i.  Th.  Perrot.  dann  Scheffler. 
Statist.  ßeitr..  nicht  minder  Sax  II.  Vi—  pjs,  bes.  107,  117,  121. 

a)  Die  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
geschäfts auf  den  Eisenbahnen,  in  der  Weise,  dass  die  Bahn- 
verwaltung nur  den  Weg,  die  Transportmittel  und  die 
Locontotion  zu  liefern  hätte,  die  Verfrachtung  aber  der 
Privatindustrie  Uberlassen  würde,  kann  hinsichtlich  ihrer 
Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  am  Unbefangensten  von  den 
Staatsbahnen  geprüft  werden,  erscheint  aber  unzulässig. 

Diese  Trennung  bitte  das  Güte,  eine  neue  Arbeitsteilung  durchzuführen ,  den 
Bahnen  besonders  lastige  Geschäfte  abzunehmen  und  vielleicht  zu  einem  günstigeren 
Yerhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Geirichl  zu  fuhren,  weil  die  W  agen  besser  aus- 
genutzt wurden.  Aber  es  fragt  sich,  ob  der  Verkehr  auf  diese  Weise  besser  und 
weniger  monopolistisch  bedient  wurde,  was  unwahrscheinlich  ist:  ferner,  ob 
nicht  gerade  die  Natur  der  Eisenbahnen  dir-  Vereinigung  jener  Geschäfte  im 
Interesse  der  (Jekunomie  verlangt.  Einstweilen  wird  man  für  weitere  Vorschläge 
über  das  Tarifwesen  des  Güterverkehrs  von  der  Vereinigung  des  Fahr-  u.  Fracht- 
geschäfts in  der  Hand  der  Hahnen  ausgehen  müssen.  Cohn  II.  II.,  kommt  nach 
d.  engl.  Erfahrungen  zu  diesem  Ergebnis»  u.  widerlegt  dann  treffend  die  in  Deutsch- 
land verbreit.  Ansichten.  Ebenso  Sax  II.  122.  Scheffler,  Statist.  Beitr.  S.  17.  — 
Die  preuss.  Eisenbahnlinie  rsuchungs<oinmiss.  hat  die  ..  Oberlaßsung  des  Transport-  u. 
Befrachttmgswosens  an  die  Privatunternehmung"  gerade  beim  Staatsbahnsystem  f.  rt. 
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Zukunft  auch  in  Aussicht  genommen,  Ber.  8.  15.5.    Eine  solche  Stellungnahme  war 

bei  der  völligen  Unreife  des  Projeets  mindestens  verfrüht,  u.  nur  die  Folge  der  Vor- 
liebe für  gewisse  doctrinäre  Projekte  der  Manchesterpartei. 

b)  Das  Recht  der  Privaten,  die  Beförderung  eigener 
Eisenbahnwagen  mit  Frachtgütern  durch  die  Bahn, 
also  die  Einstellung  fremder  Wagen  in  die  Züge  der 
Bahn  zu  verlangen,  welche  letztere  dann  nur  den  Weg  und 
die  Locomotion  (Locomotiven ,  Tender,  Zugkraft  und  einen 
Theil  des  Fahrdienstpersonals)  liefern  würde,  ist  nur  eine 
besondere  Formulirung  der  Forderung  der  Trennung  von  Fabr- 
und Frachtverkehr  und  ähnlich  zu  beurtbeilen. 

Es  hätte  ähnliche  Vortheile  und  Bedenken  wie  dieser  erste  Vorschlag,  ausserdem 
aber  den  weiteren  Vortheil ,  das  Kapital  der  Eisenbahn  zu  verringern.  Dem  entgegen 
steht  jedoch  das  schwerwiegende  Bedenken,  dass  mit  einer  Pflicht  der  Bahn,  fremd- 
Privatwagen  in  ihre  Züge  einzustellen,  die  andere,  jetzt  doch  im  Ganzen  einigermassen 
anerkannte  Pflicht,  ihren  Wagenpark  den  Verkehrsbedürfnissen  anzu- 
passen, schlechterdings  unvereinbar  ist  Denn  eine  solche  Pflicht  kann  doch 
nur  bestehen,  wenn  eine  Bahn  dann  auch  das  Monopol  der  Wagenverwendung  bat. 
auch  droht  die  Gefahr  eines  doppelten  factischou  Monopols,  desjenigen  der  Bahn  und 
der  Wagenbesitzer.  So  wäre  leicht  zu  fürchten,  dass  der  Verkehr  im  Ganzen  unter  dem 
neuen  System  mehr  leiden  würde,  als  unter  dein  alten.  Auch  Sieherheitsrtteksichten 
scheinen  gegen  letzteres  zu  sprechen.    Aehnlich  Cohn  II,  112  nach  engl.  Erfahr. 

c)  Von  zweifelhafter  Durchführbarkeit  und,  wenn  diese  nach- 
gewiesen werden  sollte,  von  ungewisser  Nützlichkeit  ist  auch  das 
dritte  System.  Jedenfalls  bietet  das  Staatsbahnwesen  den  Vortheil, 
dass  man  auf  solche  problematische  Experimente  von  vornherein 
verzichten  kann.  Für  kleine  Verbindungsstrecken  mögen  sie  aus- 
nahmsweise am  Platze  sein. 

Cohn  II,  68  11.  Kunning  power  bedeutet  übrigens  nicht  nur  ein  gesetzliche» 
Zwangsrecht  /.um  Befahren  einer  fremden  Bahn,  sondern  auch  ein  bezügliches  vertrags- 
mäss.  Abkommen.  Eb.  S.  Öl».  Sax  II,  118.  Einzelne  solche  Fälle  vi-rtragsmäs*. 
Ucbercinkommcns  neuerdings  in  Frankreich,  Oesterreich  t Worgl-Innshruck,  Strecke  der 
Südb.gesellsch.  mit  benutzt  von  der  Staatsbahn  zur  Verbindung  der  Elisabethb.  u.  der 
ArlbergiO. 

d)  Hinsichtlich  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  bei  den 
Stationen  lässt  sich  wohl  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Bei 
grossen  Stationen  und  bei  gewissen  Gütern  scheint  aber  die  Aus- 
führung dieser  Leistungen  durch  die  Bahnverwaltung  selbst  ökono- 
misch zweckmässig  und  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
darauf  hinzudrängen. 

Cohn  II.  S5  11.  Also  abermals  vermehrt«.-  Concentration  aller  Geschäfte,  welche 
mit  dem  Eisenbahnwesen  in  Verbindung  stehen,  iu  einer  Hand.  Daraus  geht  wiederum 
eine  Verstärkung  des  monopolistischen  Charakters  dieser  Anstalten  hervor,  woraus 
neue  Grunde  für  Staatsbahnen  folgen. 

§.  21>5.  —  2.  Grundsätze  für  die  Gütertarif bildung. 

Bleibt  demnach  die  Vereinigung  vou  Fahr-  und  Frachtverkehr  iu 
der  Hauptsache  bestehen,  was  das  Wahrscheinlichste  ist,  so  werden  auch  die  wesent- 
lichen Puncte  des  bisherigen  Tarifwesens  verbleiben.   Nur  können  die- 


Digitized  by  Google 


Grundsatz  fnr  Gütertarif«'. 


777 


selben  entsprechende  Moditicatioiun  gemäss  dem  Priucip,  bei  der  K>g"lung  der  Tarif- 
sätze mehr  die  Selbstkosten  zu  berücksichtigen,  erleid.n,  ras  nach  dorn  Gesagten  zwar 
nicht  allgemein  nothwendig  and  passend  ist,  abi-r  doch  unter  Umständen  zweckmässig 
sein  mag. 

a)  Die  Unterscheidung  von  Eilgut  mit  höheren  und  Fracht- 
gut (i.  w.  S.)  mit  niedrigeren  Tarifsätzen  für  rasche  und  lang- 
samere Beförderung  ist  ganz  richtig.  Bei  der  Proportion  der  Tarif- 
sätze kann  man  sich  freier  bewegen. 

Oeftcrs  ist  wohl  das  Eilgut  zu  hoch  tarilirt,  auch  wenn  man  auf  die  erheblich 
höheren  Selbstkosten  des  Transports  Kucksicht  nimmt.  Eine  Ermässigung  des 
Eilguttarifs,  der  eventuell  weiter  classificirt  werden  kann,  aber  nicht  nothweudij? 
weiter  classificirt  zu  werden  braucht,  ist  daher  wohl  mitunter  zu  erwägen. 

Eilgut  wird  in  Deutschland  i.D.  gut  2 mal  so  hoch  als  Normal- Frachtgut  u. 
4 — 5 mal  so  hoch  als  ermäss.  Gut,  8  — 10 mal  so  hoch  als  Massenguter  wie  Kohlen 
ii.  dgl.  tarißrt.  S.  S.  774.  Expedition,  Manipulation  sind  bei  Eilgut  mühsamer, 
Ausnutzung  der  Wagen  geringer.  Bei  einem  massigeren  Satz  würde  Letzteres  sich 
wohl  verbessern,  mitunter  die  Einrichtung  besonderer  Kilgütorznire  rentabel. 

b)  Im  Frachtgutverkehr  sind  folgende  Grundsätze  anzu- 
wenden. 

a)  Einmal  sind  Stückgüter  (Frachtgut  i.  e.  S.)  und  Massen- 
güter oder  Wagenladungsgüter  zu  unterscheiden. 

Dies  geschieht  in  unseren  Tarifen  auch,  nur  mitunter  zu  sehr  nach  dem  ein- 
seitigen Ermessen  der  Bahnverwaltung.  Statt  dessen  kann  die  Bestimmung,  in  welch« 
der  beiden  Classcn  dir  einzelnen  Güter  zu  reihen  sind,  im  Allgemeinen  dem  Iracht- 
geber  überlassen  werden,  wenn  er  sich  den  Bedingungen  für  die  Beförderung  der 
Classe  fügt.  Als  Massengüter  gelten  dann  z.B.  diu,  welche  in  mindestens  einer 
vollen  Wagenladung  (10  Tonnen)  aufgegeben  oder  für  die  der  Tarifsatz  für  eine 
solche  volle  Ladung  bezahlt  wird. 

ß)  Weiter  sind  die  Stückgüter  und  Massengüter  im  Tarife  nach 
der  Gattung  der  Wagen,  die  zu  ihrer  Beförderung  dienen  (also 
namentlich  bedeckte  und  offene  u.  s.  w.)  zu  unterscheiden.  Auch 
hier  aber  sollte  der  Frachtgeber  in  der  Regel  wählen  können,  in 
welcherlei  Wagen  er  seine  Güter  befördert  haben  will. 

y)  Sperriges  Gut,  welches  als  Stückgut  aufgegeben  wird, 
darf  nach  einem  bestimmten  Verhältniss  höher  als  anderes  Stück- 
gut tarifirt  werden. 

<J)  Bei  solchen  Gütern,  welche  bei  der  Verladung  u.  s.  w. 
grössere  Manipulationsarbeit  machen,  sind  bestimmte 
Frachtzuschläge  zulässig.  Auch  hier  muss  aber  die  Willkühr 
der  Bahnverwaltung  beschränkt  werden,  soweit  nicht  den  Fracht- 
gebern die  Verladung  selbst  überlassen  werden  kann,  wenn  sie 
dies  wünschen, 

c)  Eine  weitere  Classification  der  Güter  mit  Rücksicht 
auf  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tarife  danach  ist 
zwar  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenbahnen 
nicht  unbedingt  begründet    Es  würde  daher  genügen,  alles  Stück- 
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und  Massengut  bloss  nach  dem  Gewicht  zu  tarifiren,  jedoch  auch 
nur  bis  zu  einem  nicht  zu  hohen  Maximum  für  eine  Gewichtsein- 
heit im  Fall  des  Y'crlnsts,  der  Beschädigung  u.  s.  w.  Vergütung 
zu  gewähren.  Höherer  Werth  müsste  durch  Tarifzuschläge 
versichert  werden.  Indessen  ist  nach  dem  Gesagten  eine  Ab- 
weichung von  solchem  gleichmässigen  Gewichtstarif  aus  anderen 
Gründen  zulässig  und  oftmals,  besonders  zurHerbeiführung 
einer  volkswirtschaftlich  und  socialpolitisch  bes- 
seren Vcrtheiluug  der  Selbstkosten  auf  die  Fracht- 
geber zweckmässig,  insofern  mit  Hecht  auch  allgemein  üblich. 

So  fragt  sich,  ob  bei  der  Anwendung  eines  blossen  Gewichtstarifs  die  ge- 
nügende Rentabilität  der  Bahn .  oder  die  vollständige  Deckung  der  die  Ve  r- 
zinsung und  Amortisation  des  Kapitals  mit  enthaltenden  Selbstkosten  Überhaupt 
zu  erzielen  und  ob  nicht  zu  diesem  Zwecke  dann  die  Tarif*-  aller  Güterclassen  so 
viel  zu  erhohen  wären,  dass  die  Massenguter  dabei  zu  theuer  tariiirt  wurden 
und  deshalb  wieder  weniger  den  Bahntransport  benutzen  könnten.  So  kann  dk 
Sache  öfters  recht  wohl  liegen. 

Demnach  werden  bei  den  Massen-  und  besonders  bei  den 
Stückgütern  nach  grossen  Gruppen  der  Waaren  von 
ungefährer  Werthgleichheit   die  erforderlichen  Werth 
c  1  a  s  s  e  n  dem  Massengüter-  wie  dem  Stttckgütertarif  eingefügt. 

Dadurch  wird  die  Differcntirung  der  Tarife  in  einer  von  dem  notwendigen 
rinanzinteresse  der  Bahn  gebotenen  Umfange  aufrecht  erhalten,  und  zugleich  l>ereeh- 
tigteu  volkswirtschaftlichen  und  socialpolitischen  Rücksichten  Rechnung  getragen. 
Eine  gewisse  Vereinfachung  der  Tarife  gegenüber  dem  Tarifwirrwarr  und  der 
Tarifwillkuhr  im  Privatbahnsvstein  ist  aber  hierbei  sehr  wohl  möglich  und  zweckmässig 
und  lässt  sich  durch  das  Staatsbuhnsystem  herbeiführen. 

Vgl.  hiermit  die  1 S7 1  von  mir  aufgestellten  (irundsät/.c  in  vor.  Aufl.  §  270  u.  dk- 
damit  mehrfach  übereinstimmenden  Beschlüsse  der  Tarifenquete-Commission  v.  13.  De* . 
1ST5,  Hirth'>  Aunalen  ISTti,  S.  4<>.H.  590:  Annahme  des  ein  wenig  m od il'ici rteu 
sogen.  natürlichen"  (,.els;i«.s-l»>tlir.">  Tarifsysteius.  Dies  war  indessen  praktisch 
nicht  durchzuführen  u.  hatte  doch  auch  mehr  theoret.-princip.  Bedenken,  wie  die» 
bes.  Sax  LI,  440  II.  nachweist.  Kr  bringt  auch  diese  Tariffrage  mit  derjenigen  des 
leitenden  Verwalt.prinejps  in  Verbindung .  wo  er  aber  seinerseits  ebenfalls,  wie  früher 
ich  u.  A.  in.,  zu  sehr  schablonisirt.  S.  auch  v.  d.  Ley* n  in  Sehmoller's  Jahrb.  f.  d. 
Deutsche  Reich  1*83  II,  1  vi  1  II*,  über  Vereinfachungen  im  deutschen  Tarifweseu. 

§.  2i)G.  —  3.  Durchführung  eines  .solchen  Tarif- 
systems. 

a)  Als  unterste  Classe  des  Güterverkehrs  wird  die  Beförderung 
von  Massengütern  in  offenen  Wagen  gerechnet.  Der  Tarif- 
satz („unterster  Normaltarif")  dafür  wird  zunächst  möglichst 
dem  bisherigen  Selbstkostensatze  des  Transports  angenähert,  kann 
aber  nach  (TÜterarten  wieder  in  einige  Stufen  zerfallen. 

Eine  noch  weitere  Keductiou  dieses  Tarifs  erweist  sich  öfter»  thunlich.  Wr-il 
gerade  bei  diesen  (iütern  ein  niedriger  Tarif  die  Frequenz  sehr  steigert .  —  zumal 
wenn  eine  unbeschränktere  Zulassung  der  Güter  zu  flieser  Beförderungsart  stattfindet  — 
weil  dann  das  Verhältnis»  des  todteti  zum  nützlich--!!  Gewicht  sich  sehr  verbessert  un  f 
<\  eil  wiederum  aus  socialen  und  volkswirthschaftlichen  Rücksichten,  bleibend  oder  zeit- 
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weise,  gewisse  ordinäre  Unter  eine  besondere  Tarif bcguiuitigung  verdienen  (Kohlen, 
Steine,  Erze,  OungstoH'e.  mitunter  Kartoffeln,  Getreide),  Versuche  in  dieser  Richtung 
sind  daher  namentlich  von  den  Staatsbahnen  zu  verlaufen. 

So  war  bei  den  preuss.  Bahnen  die  auf  1  Meile  Bahnlängc  befürd.  Ceutner- 
uiassc  1859 — 65 — 1809  (in  diesem  J.  unter  Einrechn.  der  neuen  Prov.)  verglichen  mit 
der  Bewegung  der  Tarifsätze: 

.  Frachtg.  der  Ermäss.  Frachtg. 

MlliUt  NormaM.  u.  Kohl.  u.  Kok.  s 

Menge      Tarif        Menge,       Tarif         Menge  Tarif 
lb.VJ  100  100  100  100  100  100 

1865  140  97  96  98  242       c.  81 

1869  171  94  87  90  268  74 

b)  Theils  in  der  Proportion  der  steigenden  Selbst- 
kosten des  Transports,  theils  nnter  Mitberticksichtigung  des 
Werths  der  Güter  werden  höhere  Normaltarife  für  Massen- 
güter in  bedeckten  Wagen,  für  Vieh  in  ganzen  Ladungen 
(eventuell  mit  weiterer  Unterscheidung  der  Wagenart),  für  »Stück- 
güter in  offenen  und  in  bedeckten  Wagen  bei  den  Massen- 
tind  Stückgütern  mit  einigen  Stufen,  festgestellt. 

Mitunter  wird  der  Tarif  noch  etwas  hoher  al>  in  der  Proportion  die  Selbstkosten 
steigen  können,  oftmals  dahinter  zurückbleiben  müssen,  um  das  (iut  nicht  in  die 
unterste  Xormaltarifclasse  zu  drängen.  Das  muss  experimentell  ermittelt  werden.  Ent- 
sprechend dem  unter  N.  c  des  vor.  Paragraphen  dargelegten  Puncto  wird  eine  kleine 
Anzahl  Tarifclassen  nach  dem  Werthe  der  Waaren  bei  den  Stückgütern  und 
auch  bei  den  Massengutern  gebildet. 

c)  Der  Tarif  ist  in  der  Hauptsache  ein  Streckentarif. 
Neben  dem  Satz  für  die  Strecke  ist  die  Erhebung  einer  Expe- 
dition Bgeb  üb  r  dem  l'rincip  der  Selbstkosten  angemessen  und 
im  Tarifwesen  statthaft. 

Vgl.  P.  VIII  d.  Beschlüsse  d.  Tarifcommiss.  v.  I?s75. 

d)  Die  Regelung  des  Streckentarifs  nach  der  Distanz 
bleibt  zwar  auch  im  Güterverkehr  als  allgemeines  Princip  bestehen, 
das  aber  ebenfalls  zahlreiche  und  einschneidende  Moditicationen 
erleidet. 

«)  Höhere  als  die  Normalsätze  dürfen  eintreten  bei  abnorm 
hohen  Bau-  und  Betriebskosten  einzelner  Strecken. 

ti)  Niedrigere  Sätze  und  dementsprechend  richtige  Diffe- 
rentialtarife sind  statthaft  in  Fällen  einer  erheblichen  Ver- 
minderung der  Selbstkosten  des  Transports,  daher  be- 
sonders einmal  zwischen  Puucten ,  welche  günstige  Rück 
frac  hten  geben;  ferner  für  grössere  Entfernungen,  durch 
welche  die  Wagen  voll  laufen,  wobei  sich  ein  Theil  der  Kosten 
repartirt:  endlich  überhaupt  da,  wo  auf  ein  besseres  Verhält 
uiss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  zu  rechnen  ist. 

Daher  z.  B.  auch  auf  (irundlagc  allgemeiner,  veröf  fen  tlichte  r  Bedingungen 
nach  besonderem  Ue'wreinkommcn  im  einzelnen  Fall  mit  einem  Frachtgeber,  der  gleich 
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eine  bestimmte  Anzahl  voller  Wagen  aaf  einmal  befördern  l&sst.  oder  im  besonderen 
Abonnement  mit  einzelnen  Frachtgebern,  welche  in  dieser  Hinsicht  gewisse  Be- 
dingungen zu  erfüllen,  namentlich  ein  gewisses  Fracht«[Uantnm  in  regelmässigen  Perioden 
zu  liefern  versprechen. 

y)  Differentialtarife  und  sog.  Particulartarife  (be- 
günstigende niedrigere  Tarife  für  einzelne  Frachtgeber,  wenn  sie 
die  bestimmte  Bahn  benutzen)  sind  auch  als  Mittel  der  Con- 
currenz  fUr  Staatsbahnen  solange  unvermeidlich,  als  es  sich  um 
die  Concurrenz  mit  ausländischen  Bahnen,  mit  inländischen 
Privatbahnen,  mit  der  Schifffahrt  etc.  handelt,  um  gewisse 
Frachtquanta  an  sich  zu  ziehen. 

Differentialtarife  dieser  Art,  daher  die  meisten  Ins  jetzt  besteheuden,  —  Ja> 
Ergcbniss  zufälliger  Entwicklungen  im  Eisenbahnnetz.  —  wurden  alwr  mit  Recht 
wenigstens  im  Inlande  bei  der  Durchführung  des  St:iatsbabnsy5tcm>  grossentheUs  ver- 
schwinden und  nur  etwa  vwie  in  England)  wegen  der  Concurrenz  des  Seetrausports 
hie  und  da  verbleiben  inQssen.    Cohn  II.  4öü. 

Viel  weitergehende  Vorschläge  macht  auch  hier  Perrot  a.  a.  0.,  der  ein  Zonen - 
systcin  von  8  Zonen,  bis  20,  20  —  30,  Uber  30  Meilen  mit  Tarifsätzen  per  Wagen 
v.  3,  Sn.  12  Thlr.  befürwortet.  Auch  dies  geht  wohl  zu  weit  u.  über  die  Richtigkeit 
«les  ganzen  Princips  lässt  sielt  streiten.  Immerhin  hätte  eine  solche  Reform  mehr  als 
die  im  Personenvcrk.  verlangte  (o.  S.  771)  ein«-  Aussicht  auf  günstigen  Erfolg,  denn 
für  die  Waare  ist  der  Frachtsatz  in  der  Tbat  ein  Hauptmoment  der  Trnnsportfahigkeit 
für  den  Menschen  nur  ein  secundäres. 

e)  Die  Normaltarife  sind  unter  Gewährung  eines  Spiel- 
raums für  Abweichungen,  wenigstens  filr  Herabsetzungen 
Seitens  der  Verwaltung,  durch  die  Gesetzgebung  festzustellen, 
die  Differentialtarife  durch  die  Regierung  im  Verord- 
nungswege. Alle  das  Tarifwesen  betreffende  Verhältnisse  sind 
amtlich  zu  veröffentlichen  und  durchaus  keine  geheimen 
Begünstigungen  einzelner  Frachtgeber  zu  gewähren.  Eine  Revision 
der  Tarife  nach  den  gemachten  Erfahrungen  hat  in  kurzen 
Perioden  (2 — 3  Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarifreduc- 
tionen  eventuell  zunächst  provisorisch  auf  eine  bestimmte 
kurze  Zeit  zu  erfolgen. 

Ueber  das  Verhältniss  der  gesetzgebenden  und  anders,  der  Verordnungs- 
gewalt zum  Tarifwesen  überhaupt  u.  speciell  auch  zu  den  (iütertarifen  der  Staats  - 
bahnen  bezüglich  der  Einrichtung,  Reglements,  Classification.  Höhe  der 
Sätze  u.x.w.  m  auch  in  Deutschland  mehrfach  neuerdings  discutirt  worden,  so  in 
Preussen  gelegentlich  der  Itcrathung  Uber  den  Eiscnbahurath  (o.  S.  730».  Bei  der 
eingreifenden  Bedeutung  dieser  Dinge  ist  die  l'ompetenz  der  gesetzgebenden  Gewalt 
doch  an  sich  zu  verlangen,  aber  das  praktische  Bedürfnis  erheischt  wieder  «ine 
gewisse  freiere  Bewegung  der  Verwaltung. 

Die  Kcichsvcrfassung  hat  in  Art.  II — 47  einige  Bestimmungen  ul>er  das 
Eisenbahnwesen  getrolfen.  darunter  auch  Uber  da>  Tarifwesen  ^Art.  45  u.  IG), 
wonach  dem  Reiche  eine  „Controle  über  das  Tarif wesen*-  zusteht  u.  speciell 


soll  (uam.  ..bei  grösseren  Entfernungen  ein  dein  Bedürfnis*  der  Landwirthscbalt  a. 
Industrie  möglichst  entsprechender  ertnüssigter  u.  zwar  zunächst  thunlichst  der 
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E  in  pfennig-Tarif"  —  f.  Centner  u.  Meile  —  für  Kohlen,  Kokes,  Holz,  Er/o,  Steine, 
>»alz,  Roheisen,  Düngungsmittel  u.  ähnliche  Gegenstände").  In  Art.  4fi  werden  die 
Hahnen  „hei  Nothständen,  bes.  bei  ungewöhnlicher  Theuerung  der  Lebensmittel, 
verpflichtet,  für  Getreide.  Meld,  Hülsenfrüchte,  Kartoffeln  zeitweise  einen  dem 
ßedürfniss  entsprechenden,  vom  Kaiser  auf  Vorschlag-  des  betreffenden  Bundesraths- 
ausschusses  festzustellenden  niedrigen  Specialtarif  einzuführen-'  (jedoch  nicht 
unter  dem  niedrigsten  für  Kohproduete  auf  d.  betreff.  Bahn  geltenden  Satz .  Ein«-  gut 
gemeinte,  im  „privatwirthschaftl.  Vorkehrssystcm"  aber  ihren  Zweck  leicht  verfehlende 
Bestimmung,  weil  die  Herabsetzung  der  Tarife  leicht  durch  die  darauf  hin  erfol- 
gende speculative  Preissteigerung  der  Producte  am  Versendungsorte  wettgemacht  wird. 
Diese  u.  andere  Bestimmungen  der  lieichsvcrfa-sung  sind  dem  damaligen  zersplitterten 
Zustande  des  deutscheu  Eisenbahnwesens  angepasst  u.  vornehmlich  mit  für  die  Privat- 
bahnen berechnet.  Das  als  Centraibehörde  dienende  Keichseiseiibahnamt  hat  den 
Hahnen  gegenüber  keine  reinigende  Macht  entwickeln  können.  Bei  einer  so  grossen 
Yerwaltungszersplitterung.  wie  vollends  der  früher  bestehend«  n.  konnte  die  Vor>chr.  in 
Art.  42  der  Keichsvcrfass.,  die  Bahneu  wie  ein  einheitliches  Netz"  zu  verwalten, 
auch  nicht  strict  ausgeführt  werden.  Das  ist  auch  nicht  vom  Staatsbahnsystem, 
sondern  nur  vom  Kcichsbahnsystenf  zu  erwarten. 

Die  Errichtung  der  „  Eisen  bahnräthe"  hat  nun  (ieletrenheit  gegeben,  die 
Interessentenkreise  über  das  Tarifw.sen.  spec.  über  die  Tarifsätze  gutachtlich 
zu  hören  (s.  o.  S.  73!»,  preuss.  Ges.  v.  1.  Juui  l*»s>  14  .  lYut  „Normal trans- 
piMtgebühren"  sind  in  Pr«-ussen  dem  Entwurf  des  Staatshaushalts-Etats  beizulegen. 
In  d.  gen.  preuss.  Ges.  über  d.  Eiscub.rath  ist  aber  au«  h  in  §.20  die  Bestimmung 
getroffeu.  dass  „Erhöhungen  der  für  die  einzelnen  Classen  des  Gutertarifschemas 
zur  Zeit  der  Public,  dieses  Gesetzes  bestehenden  Normal-  (Maximal- 1  Transportgchühren, 
soweit  sie  nicht  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  d.  Tarife  oder  in 
Folge  v.  Aendorungen  des  Tarifsehemas  vorgenommen  werden,  nur  durch  Gesetz 
erfolgen  können. 

Erhebliche  Verbesserungen  im  deutschen  u.  spt-c.  unter  dem  Eintiuss  der  Staats- 
baun  Verwaltung  im  preuss.  Eisenb.wesen  im  Gebiete  des  Tarifwesens  halten  die  letzten 
Jahro  gebracht.  So  1977  das  ul)ereinstimmende  Gütertari t'sch cina  f.  alle  deutsche 
Bahnen,  au  welchem  wie  and.  Classification  der  Specialtarife  Aenderungen 
jetzt  nur  durch  tremeinsamen  Ueschluss  sämmtl.  Bahnen  statthaft  sind.  „Besondere, 
period.  zus.  tret.  Orgaue,  die  Tarifcommission  u.  die  Generalcoufereuz  der 
deutschen  Bahnen,  prüfen  u.  berathen  unter  Zuzieh.  v.  Sachverständigen  aus  d.  Ver- 
kehrsk reisen  alle  v.  Public,  oder  v.  d.  Eisenbahnen  gewünschten  Aenderungen"  (v.  d. 
Leycn,  a.a.O.  S.  IHW  Siehe  Deutscher  Eisenb.gütertarif,  Th.  I,  allgcm.  Bestimm, 
f.  d.  Giit'-rtarif,  A.  Betriebsrcglem.  nebst  allgem.  Zusatzbestimin.,  B.  allg.m  Tatifvor- 
s«hriften  nebst  Güterclassitic.".  Berl.  IbS.'t  (mäss.  Heft)  . 

Auf  d.  preuss.  Staatsbahucn  (u.  v.  Staate  verwalteten  Priv.bahnen)  ist  ein 
gern  einsam«  r  Normal-Strec  keii  tarif  in  Geltung,  neben  dem  iniiss.  Expedi- 
tionsgebühivn  erhoben  werden.  Die  Einheitssatz«-  f.  d.  Tonne  (10  metr.  Centn.)  u. 
d.  Kilometer  sind  in  diesem  Tarife:  Stückgut  II  Pfennig,  Wagenlad.classe  A1  0*7, 
B  0.  A'J  ö.  Spec.tar.  I  4\">,  II  III  2'6  {bis  100  Kilometer),  2*2  bei  grösseren 
Entfernungen,  also  f.  d.  Ceutner  Oll,  f.  d.  Meile  »*S25  Pf.,  noch  etwas  unter  d. 
verfass.mäss.  Normalsatz);  Eilstückgut  22  Pf.,  Eil -Wagenladungsgut  der  doppelte  Satz 
d.  allgem.  Wagenlad.classe.  Vgl.  v.  d.  Leyen  a.  a  O  S.  I S2.  auch  f.  weitere  Details 
der  Reformen  u.  über  die  Bewährung  des  Staatsbahnsysfems  in  l'r «aussen  nach  d. 
verschied. -neu  Seiten. 

Im  Einzelnen  sind  die  Erfolge  de»  Systems  in  Pnussen  durch  die  That- 
sai  ben  nachgewiesen,  welch«-  in  d.  »lein  I^andtag  vorgelegten  minister  Berichten 
zugestellt  sind.  S.  Ber.  f.  1ssL>2  v.  11.  Dec.  1**2  (N.  47  d.  Vorlagen  im  Abg.- 
hause.  I.Sess.  «I.  K>.  Legislator.)  u.  Nachtrag  «lazu  v.  21.  Juui  l^v'J  (N.  03).  Dar 
über  meine  Rede  im  Landtage  v.  l*lj;.l.r.  1S*>2.  Neben  den  günstigen  —  u.  seit- 
dem noch  günstiger  gewordenen  f  inänz.  Ergebnissen,  denen  man  u.  A.  auch  die 
leichtere  Entwicklung  des  Bahnnet/.es  u.  des  Baus  von  Sccundärltahn e n 
verdankt,  ist  bes.  die  einhcitl.  Verii^altuug  u.  Betriebsleitung  im  ganzen 
Bereich  der  Staatsbahnen  zu  rühmen.  Dabei  U.A.  die  Construction  der  Fahr- 
pläne nach  den  allgein«'inen  \  erkehrsinttr  A^en .  nicht  nach  d«^nen  der  einzelnen 
Linie,  die  Gleichmässigkeit.  I  ehe raichtlichkeit,  unbedingte  Publicität 
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des  Tarifs  (keine  Ketaetien!i;  die  Tarifermässiguugen.  bes.  auch  für  Jeu 
l.ocalverkehr  u.  die  Beseitigung  willkürl.  I'rachtdillerenzirungen ;  die  einheitlich? 
Wagend  ispositiou  u.  erhöhte  Ausnutzung  des  Wagenparks;  die  einheit- 
liche Verkehrs  I  ei  tun  g  unter  Beseitig,  uuwirthschaftl.  Imwegstransporte;  die  ein- 
heitlichen llctriebseinrichtungcn  auf  den  Uebergangsstationen.  Der 
Local verkehr  ist  durch  Einlcgung  v.  Localztlgcn,  Vermehrung  der  Haltestellen 
befördert  worden.  Nicht  unerheblich  sind  auch  bereits  die  eingetretenen  Verbesse- 
rungen in  der  okon.  Lage  der  Beamten,  bes.  d.  mittleren  u.  unteren,  u.  der  Arbeiter, 
worin  sich  der  speciell  soci  apolitische  Vortheil  des Staatsbahnsystems  zeigt,  während 
l'rivatbabnen  auch  hier  übermässig  besoldete  höchste  Beamte  u.  schlecht  besoldetr 
mittler«1  u.  niedere  haben  [S.  Uber  Holland.  Arch.  1SS.SS.  5SS,  Ergebn.  d.  Enquete\ 
Aber  hier  bleibt  durch  Ermässigung  der  Dienststunden  und  «jehalts- 
erhohung  auch  f.  d.  Staatsb.  Preussens  noch  viel  zu  thun  übrig. 

6.  Abschnitt, 
5.  Finanzielle  Ergebnisse  der  Staatsbahnen. 

1.  —  §.  297.  Erträge.  Die  Erträge  der  Eisenbahnen  zer 
Hillen  in  die  drei  grossen  Gruppen  der  Einnahmen  aus  dem  Per 
sonenverkehr  (einschliesslich  GepUckfracht,  meist  auch  Equipagen, 
Pferde,  Hunde),  aus  dem  Güterverkehr  (einschliesslich  Vieh, 
Eisenbahnfahrzeuge  u.  dgl.  m.)  und  der  sonstigenEinnahmen, 
worunter  namentlich  Wagenmiethe  (besonders  für  Guterwagen), 
andere  Pacht-  und  Mietheinnahmen,  besondere  Transporte,  Lager- 
geld, Provisionen,  Telegraphie  u.  s.  w. 

Nach  deutschen  Erfahrungen  —  und  wohl  im  Allgemeinen 
in  Ländern,  wo  die  Schiffifahrt  dem  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
keine  sehr  grosse  Concurrenz  macht,  und  die  Volksdichtigkeit  und 
die  Wohlstand8vcrbältnisse  ähnliche  wie  in  Deutschland  sind  - 
pflegt  in  ganzen  iiahnsystemen  und  auch  bei  den  meisten  einzelneu 
Hahnen  anfangs  die  Einnahme  aus  dem  Personenverkehr 
zu  Uberwiegen,  später  tritt  sie  in  der  Regel  mehr  und  mehr 
trotz  ihrer  eigenen  Vermehrung  absolut  und  relativ  hinter  die 
Einnahme  aus  dem  Güterverkehr,  und  oft  sehr  beträchtlich, 
zurück,  während  auch  die  diversen  Einnahmen  selbst  relativ 
steigen.  Der  Güterverkehr  ist  daher  in  späterer  Zeit,  wie  z.  B. 
in  der  Gegenwart,  gewöhnlich  auch  der  finanziell  wichtigste 
Theil  des  Eisenbahntransports. 

Die  Crsachen  dieser  Entwicklung  sind  wohl  vornehmlich:  die  Verknüpfung  volk- 
reicher Orte  um)  (legenden  im  Itcginn  der  Eiscnbahnzeit  (S.  i»71);  die  Ausdehnung 
der  Linien  in  weniger  bevölkerte,  in  Ackerbau-  und  Bergbaligegenden  erst  später  :  di' 
Notwendigkeit  des  Vorhandenseins  eines  grosseren  Bahniietzcs  fur  die  Ausbildung 
mancher  <ititerverkehis/.weige  so  ergiebt  sich  ans  d.  preusx  Eisen Itahnstat..  *ie  «Ii» 
Kino,  aus  d.  din  eten  Outerverk.  mit  an).  Bahnen  stärker  als  diej.  aus  dem  local-n 
(iuterverkehr  /uniinmt      It.  1*>">H — 05-      — 75  jene  v.  10  auf  24  — 10*.*t  —  7'»*2.  die« 
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der  Prnduetions-  und  A  b  s  a  t  z  v e  r  h  ä  1 1 1 1  i  s  s  e  det  Guter;  die  nach  und  nach  durch  die 
Elisen  bahnen  bewirkt»'  grössere  lorale  Con«  entration  iler  Ilevolkerung  (Grossstädte  i 
Grundleg.  §.  230 — 288),  welche  wieder  grössere  und  weitere  Zufuhren  von  Consump- 
t i Ijilieu  und  Kohstollcn  bedarf;  die.  naturgemäß  beschränktere  Transportfähigkeit  der 
Mensehen  als  der  Güter;  die  stärkere  TarifermässiEung  im  (inten erkehr,  die  immer 
mehr  Guter  niedrigen  specilisehen  Werths  transportfähig  macht  U.  dirl.  in.  Bei  Staats- 
und  Privatbahnen  ist  diese  Entwicklung  begnil  lieber  Weise  im  Ganzen  die  nämliche. 
Das  relative  Zurückbleiben  oder  Stillstehen  der  Kinnahmen  aus  dem  Personenverkehr 
und  die  günstige  Einwirkung  der  l-raehttarifermäasiglingen  auf  die  Steigerung  der 
Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr  weisen  nur  wieder  daraufhin,  datts  die  Opportunität 
von  Tarifreductionen  im  Personen-  und  von  weiteren  Ermässiuunucn  im  Güterverkehr 
auch  im  finanziellen  Interesse  ebenso  ernstlich  zu  prüfen  ist,  als  im  volkswirt- 
schaftlichen. 

Man  kann  die  deutsehen  Erfahrungen  nicht  unbedingt  für  tyj)iseh  halten,  wie 
ich  es  in  der  !L  A.  v.  Ra u  §.  257  gethan.  In  England  zeigt  sieh  fortdauernd  eine 
relativ  grossere  Bedeutung  des  Personenverkehrs  für  die  Roneinn.  der  Bahn  als  in 
Deutschland.  Die  Concurreuz  der  Schulfahrt  auf  Canälen  u.  bes.  auf  der  See  trägt  zu 
der  relativ  ^erinireren  linanz.  Bedeutung  des  Güterverkehrs  der  Bahnen  wohl  bei.  Noch 
jetzt  kommt  bei  d.  Hauptbahnen  30 — 40—50%,  im  Durchschu.  neuerdings  (1870— 72) 
44  %  d.  Einn.  auf  den  Personenverkehr;  aber  abgenommen  hat  die  Quote  doch  auch 
hier  stark:  von  1842—72  von  üfi  auf  44"/,,.  S.  Cohn  II.  137^  Q3_L  Aehnlieh  in 
Holland  (z.B.  1>81  Kinn,  au-  Pers.verk.  20*69,  aus  d.  Güterverk.  10-55  M.  M.); 
auch  in  Italien. 

Unsere  amtlichen  Eisenbahnstatistiken  enthalten  reiches  Material  zum  Beleg  obiger 
Sätze,  so  z.B.  die  preiiss.  Statistik.  Es  war  bei  säinmtl.  preuss.  Bahnen  die  Brutto- 
einnahme: 
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Im  .1.  1*51  überstieg  zuerst  die  Einn.  aus  dem  Güterverk.  diejen.  aus  dem  Personen- 
verkehr. 1809  hier  wieder  incl.  Bahnen  d.  neuen  Prov.  >>ur  durch  die  Eimvchnuug 
dieser  Bahnen  verändert  sich  die  Kichtung  der  Bewegung  einen  Moment.  Bei  den 
einzelnen  Bahnen  ist  da^  Verhältnis  verschieden,  aber  die  Entwicklungstendenz  dieselbe 
u.  nur  in  den  seltensten  lallen.  z.B.  bei  kleinen  Privatb.  zwischen  grossen  Städten, 
die  Einn.  aus  d.  Personenverkehr  jetzt  noch  grösser  (z.B.  Taunusb..  Ilomb.  B.  lsoo 
U.  bez.  1S74  war  bei  d.  preuss.  Ostb.  d.  Einn.  aus  d.  Person enverk.  zu  derj. 
aus  d.  Güterverkehr  nie  e.  %  \  bez.  wie  c  1  :  1*1.  bei  d.  uicderschl.  wie  1  :  L 
bez.  wie  c.  1  :  3^ .  westfälisch.  1  :  fast  4,  bez.  1  :  lilL  Saarbi.  1  :  iL  bez.  1  :  l^L 
hannov.  1  :  2.  bez.  1  :  2*iL  nass.  2  :  über  iL  bez.  1  :  etwas  übel  L  Bebra-Hanau  neu 
1  :  wenig  über  |_,  bez.  1  :  p_2.  Main-Wes.  2  :  iL  bez.  1  :  etwas  Uber  iL  sächsische 
Staatsbahu  1800  l  :  :\,  baier.  1  :  über  iL  würt.  1  :  über  iL  bad.  4  :  5^  \  olksdichiiti- 
keit.  Darehrelseverichr,  Slaasenproductentransport  (Kuhlen  ils.  w.»  zeigen  hier  ihre 
.  harakt.  Einflüsse. 

Nach  d.  deutschen  ßahnstatist.  f.  1^N>  M  kamen 
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1.  Die  Einnahme  ans  dem  Personenverkehr  rührt  in 
Deutschland  bei  Staats-  und  Privatbahuen  mit  sehr  seltenen  Aus- 
nahmen nur  zu  einem  ganz  kleinen  Theil  (6 — 8%)  vom  Verkehr 
in  der  ersten,  zu  etwa  einem  Drittel  von  demjenigen  in  der  zweiten, 
zur  vollen  Hälfte  bis  zu  Dreit'tlnfteln  von  dem  Verkehr  in  der 
dritten  oder  in  dieser  und  der  vierten  Wagenclasse  her. 

Die  einzelnen  Linien,  auch  der  Staatsbahnen ,  zeigen  indessen  manche  Ver- 
schiedenheiten. Die  Quoten  d<  r  Erträge  der  einzelnen  Classen  bleiben  sich  al»er,  von 
Neueinführung  «ranzer  Classen  wie  der  vierten  abgesehen,  im  Durchschnitt  aller  Bahnen 
und  bei  den  einzelnen  Linien  von  Jahr  zu  Jahr  ziemlich  gleich. 

Viel  statiät.  Material  hierüber  in  d.  aintl.  Statistiken.  Die  Durchschuitte  der 
1.  —  4.  Gl.  und  des  Militärs  bei  allen  preuss.  Hahnen  ergeben  Einiiahinequotcu  1859 
(»  0 — 363  — 42*3—  10*5—  4*3,  bei  Quoten  der  speeif.  Personcnfre<iueuz  (PersoncnmeilciO 
ohne  Militär:  31—  26'4— 480 — 22*5;  1S69  incl.  neue  Provinzen)  Einuahuieqnoten : 
7-1—  339  —  40-3—  1.V.V  32.  Fre«.uenz(|iioteii :  31  —  22'9— 447— 29-3%,.  Erheblich 
über  d.  Dureh>chii.  ist  die  Einn.  aus  1.  Ol.  bei  d.  preuss.  Staatsb.  nur  bei  nass.  B. 
(11*5,  aber  keine  4.  Cl.).  u  Ostb.  V9;  bei  den  Privatb.  bei  der  Khein.  (206),  homb.. 
Taunusbahn.  Im  J.  1  ST 4  kam  auf  die  4.  Cl.  u.  Militär  eine  Quote  d.  Einn.  von 
7-2— 32*8— 40-0-—1 8-5-  - 1*3 •/..  (Die  preuss.  Statist,  specialis,  diese  Daten  auch  nach 
den  Zuirarten.  gegen  erhöht.,  gewöhnl.,  errniiss.  Fahrgeld. i 

2.  Von  der  Einnahme  aus  dem  Güterverkehr  rührt  nur 
eine  sehr  kleine,  bei  den  hohen  Tarifen  mitunter  noch  etwas  ab- 
nehmende Quote  aus  Post-  und  Eilgut  (3—5%  meisteus),  der 
Haupttheil  (90%  und  mehr)  aus  Frachtgut  her. 

Die  Einnahmcquoteii  der  anderen  Tarifclasseu  ändern  sich  von  Hahn  zu  Bahn 
und  von  Jahr  zu  Jahr  erheblich  nach  den  wesentlich  wieder  von  der  absoluten  und 
relativen  Tarif  höhe  jeder  Classe  und  dem  Tarifsystem  abhängigen  Frequenzen  und 
nach  der  Natur  des  Verkehrsgebiets  der  einzelnen  Hahn.  Aus  ersterem  Grunde  meist 
zunehmende  Quoten  der  .  rmassigten  Tarifelassen  für  Güter  geringen 
speeifischen  Werths. 

Im  Durchschn.  aller  preuss.  Bahnen  war  in  Procenten  der  gesammten  Gutei- 
einnahmen  1  So*.* ,  1805  u.  1869  (incl.  neue  Vrox.)  die  Einn.  aus  Post-  u.  Eilgut  bez. 
4-1 — 3  0 — 4*2 ,  aus  Frachtgut  der  Normale!.  34*7— 21-0—17  7 .  Kohlen  u.  Frachtgut 
d«T  ermüss.  Cl.  zus.  30'4 — 09-5—71  7.  aus  Viehtransport  2*9 — 3'4— 3  3,  aus  anderen 
Transp.  u  Nebenertr.  1-9—2-5—3  17«  I"  1874 »  bei  etwas  anderer  Classification, 
kam  von  der  ganzen  Einn.  im  Güterverkehr  0-5u/u  au'  Post-,  4*0  auf  Eil-,  9'S  auf 
Stückgut  der  Kurmalclassc,  incl.  d.  sperr.  Guts,  10*3  auf  Stückgut  der  ermäss.  CK.  341 
auf  Frachtgut  in  Wnsreulad.  in  Quantit.  v  190  Centn,  u.  mehr,  32'9  auf  dsgl.  in 
geschlossenen  Wagenladungen  v.  200  Centn..  3  3  auf  Vieh,  48  auf  Eisenbahnfahrzeuge. 
Dielist-  u.  Haugut  u.  Kcbencrträ<re.  Also  rund  %  aus  dem  Massengut,  '/3  aus  den 
Ubrigeu  Gütertransporten  (hier  incl.  Vieh).  Die  einzelnen  Bahnen  zeigen  natürlich  hier 
grosse  Unterschiede,  z.B.  in  1869  Einn.  aus  Kohlcntransp.  preuss.  Ostb.  1*4,  nieder- 
schles.  35-3,  westfäl.  281,  Saarbr.  619,  hannov.  162,  uass.  9*7.  Hubra-Hann.  02. 
Main-Wes.  8'1u/0.  Alicr  wenn  nur  Stück-  u.  Frachtgut  unterschieden  wird,  so  sind 
die  Verschiedenheiten  doch  massiger,  z.B.  in  1S74  bei  den  Staatsbahn.  bez.  21  "2  u. 

Max.  der  letzteren  bei  der  Saarbr.  B.  (Kohlen)  90'0.  Min.  Frankf.  -  Bebra 
506%.  —  Xai-h  d.  deutschen  Hahnstat  f.  1880/81  kamen  90 •/„  der  Einn.  der 
gesammten  Guterverk.  von  Frachtgut,  3*40  v.  Vieh,  2*74  v.  Eil-  u.  Expressgut,  0  33 
v.  Postgut,  der  Rest  v.  ;«nd.  Objecten  u.  Nebeucrträgen. 

11.  —  §.  298.  Reinertrag,  Rente  und  deren  Verwendung. 
Der  ersterc  genügte  bei  denjenigen  Staatsbahnen,  welche  eine 
Zeitlang  im  Betriebe  stehen,  bisher  wenn  auch  nicht  in  jedem  ein 
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zelnen  Betriebsjahr,  so  doch  im  Durchschnitt  der  Jahre  bei  uns  in 
Deutschland  fast  immer,  um  das  aufgenommene  Schuldkapital 
zu  verzinsen  und  eventuell  zu  tilgen. 

Genaue  Vergleiche  für  längere  Zeiträume  sind  nur  für  die  einzelnen  Linien, 
iiirht  für  die  ganzen  Staatsbaunsysteme  zulässig,  weil  in  letzteren  sieb  oft  neue  Linien 
mit  noch  unentwickeltem  Verkehre  befinden,  die  den  Durch->chnittsertrag  herabdrücken. 
Das  ist  besonders  bei  der  Vergbichung  mit  älteren,  stabilen  oder  nur  «renig  sieh  aus- 
dehnenden einzelnen  Privatbahnunternelimungen  zu  beachten. 

Bei  einer  raschen  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes  aut 
weniger  lrequente  Routen,  wie  sie  auch  in  Deutschland  (Preusseu, 
süddeutsche  Staaten)  in  neuerer  Zeit  vorgekommen,  und  in  einer 
Periode  stark  steigender  Betriebsausgaben  (1871 — 74)  kann  freilich 
auch  ein  grösseres  Staatseisenbahnnetz  wohl  einmal  zur  Deckung 
der  auf  ihm  lastenden  Zinsen  und  Tilgequoten  der  noch  nicht 
amortisirten  nnd  vollends  der  ursprünglichen  Baukapitalien  einen 
Zuschuss  aus  der  Staatscasse  bedürfen.  Dies  muss  thunlichst  ver- 
ändert werden  (§.  268).  Es  ist  aber  auch  mit  hinlänglicher  Sicher- 
heit zu  verhüten,  wenn  nur  nicht  die  besseren  Linien  des 
Landes  der  Privatindustrie  verbleiben  oder  gar  zu  theuer  er- 
worben werden,  wenn  ferner  das  Staatsgebiet  entsprechend 
gross  genug  ist,  um  eine  Ausgleichung  schlechter  und  guter  Linien 
leichter  herbeizuführen,  und  wenn  endlich  eine  richtige  Tarif- 
politik befolgt  wird.  Bei  dauernder  Steigerung  der  Betriebs- 
kosten ist  natürlich  bei  Staatsbahnen  so  wenig  als  bei  Privatbahnen 
ohne  Tariferhöhung  eine  genügende  Rente  sicher  zu  stellen. 

Aus  dem  Reinertrage  werden,  wenn  auch  nicht  immer  formell, 
so  doch  reell  zunächst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  Bahnen 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  für  diese  Anleihen  etwa  stipu- 
lirten  Tilgequoten  bestritten.  Der  Rest,  welcher  bei  fortschreitender 
Tilgung  also  immer  grösser  wird,  bildet  einen  freien  Ueber- 
8chuss  und  eine  eigentliche  privatwirth  sc  haftliche  Einnahme. 
Dieselbe  kann  ganz  oder  theil weise  zur  weiteren  Tilgung  der 
Eisen  bahn  schulden  oder  als  Hülfsmittel  zur  weiteren 
Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  zur  Deckung  etwaiger 
Deficite  ungünstiger  Linien  oder  endlich  unter  Umständen 
recht  wohl  auch  als  Staatseinnahme  zur  Deckung  eigent- 
licher Staats  ausgaben  dienen.  Die  erste  Verwendung  ermög- 
licht eine  frühere  Annäherung  an  das  Geb ü h  re n  p r i  neip 
in  der  finanziellen  Behandlung  der  Staatsbahnen;  die  zweite  einen 
immer  umfassenderen  Ausbau  des  Bahnnetzes  (ein 
schliesslich  See  und  ii  rbahnen),  worauf  es  bei  dem  Staatsba 
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System  gerade  abgesehen  ist;  die  dritte  macht  Steuereinnahmen 
überflüssig  oder  gestattet  ohne  neue  oder  vermehrte  Steuern 
die  Vornahme  passender  neuer  Staatsthätigkeiten  und  führt,  wie 
die  Forsteinnahmen,  auch  den  finanziellen  Nutzen  grosser 
allgemeiner  Fortschritte  der  Volkswirtschaft  dem  Oe- 
meinwesen  unmittelbar  zu,  statt,  wie  beim  Privatbahnwesen, 
in  die  Taschen  einzelner  Privaten:  der  Staat,  also  die  Gemein- 
schaft, nimmt  an  der  Kapital-  und  Grundrente  und  dem 
Unternehmer-Einkommen  der  Nation  in  erwünschter 
Weise  Theil,  —  auch  eine  günstige  Wirkung  für  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  also  zugleich  in  socialpoli 
tischer  Hinsicht.  Welche  Verwendung  des  Erlöses  statthaben 
soll,  ist  mit  nach  den  concreten  Verbältnissen  des  einzelnen  Staats 
zu  entscheiden.  Die  erste  und  zweite  Verwendungsart  verdienen 
aber  wohl  principiell  den  Vorzug,  bis  die  Schulden  getilgt  und 
wenigstens  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind. 

Der  Vortheil  »1er  Schuldentilgung  zeigte  sieb  schon  früher  deutlich  z.  B.  bei  d. 
preuss.  JUhn.  ii,  wo  Iiis  Ende  1870  von  der  ursprüngl.  Schuld  von  226*15  M.  Tlilr. 
sehon  33*43  M.  Thlr.  (ncml.  Schulden  der  alten  Landi»sth.  u.  neue  Schulden  seit  186»»: 
v.  159  36  auf  142-17,  hannov.  v.  28*28  aof  15*06,  churhess.  v.  16*73  auf  15.  nass.  r 
16*69  auf  16  37,  Frankf.  v.  .V09  auf  3.50  M.  Thlr.  herabjregangen,i  getilct  waren. 

Die  finanzielle  Seite  der  Staatsbahnfragc  ist  in  Deutschland  angesichts  drt 
sinkenden  Rente  der  Bahnkapitalicn  in  der  Mitte  der  70<>r  Jahre,  lies,  nach  den  un- 
günstigen Ergebnissen  des  .1.  1874,  etwas  ängstlich  von  den  Anbänjrcrn.  etwa» 
triumphirend  von  den  Gegnern  der  Staats-  und  speciell  der  Reichsbahnen  bebandelt 
worden:  wohl  beiderseits  mit  Unrecht  Schon  das  Ergebniss  des  J.  1875  fiel  wied.r 
erheblich  besser  aus.  namentlich  in  Folge  der  wieder  gesunkenen  Betriebskosten  (Preise  i. 
was  jedenfalls  bewies,  dass  man  es  nicht  mit  einer  nothwendig  dauernden  Eni- 
werthung  des  Eisenbahnbcsitzes  zu  thun  hat.  wie  sich  seitdem  auch  gezeigt  hat.  Di 
eigentümliche  Ansicht,  als  ob  die  Bahntarife  nicht  steisren  durften,  wenn  alles  Andere 
sich  verthenert,  inuss  freilich  aufgegeben  werden.  Die  zeitweise  schlechtere  Renta- 
bilität der  bad.,  wUrtemb..  baier.  Bahnen  beweist  nur,  dass  man  dort  etwas  zu  n)<l- 
sichtslos  rasch  in  finanz.  Beziehung  vorging  und  dass  diese  Lander  —  im  heutigen 
Verkehrswesen  nur  von  der  Bedeutung  mittlerer  Provinzen  —  noch  zu  klein  sind,  ntn 
die  genugende  Ausgleichung  der  Chancen  der  günst.  und  ungünstigen  Fälle  zu  ver 
bürgen.  In  Preussen  aber  muss  man  nicht  obersehen,  dass  unter  den  Staatsbank -n 
vor  1878  einige  grosse  Linien  mittlerer  Frequenz  und  grosser  Kostspieligkeit  und  um- 
gekehrt unter  den  Privatbahnen  noch  ziemlich  die  Hauptlinien  grosser  Frequenz  n.  /.. 
Tb.  auch  billigen  Baus  sich  befanden.  Dabei  erfolgte  noch  nicht  die  dem  alleinigen 
oder  dem  sehr  ausgedehnten  Staatsbahnsystem  eigenthllmliche  Gewinnausgleichun«  d<r 
verschiedenen  Linien.  Auch  bei  dem  Reichseisenbahnproject  wäre  in  finanz.  Hin- 
sicht zu  bedenken  gewesen,  dass  das  Reich  bei  den  guten  Privatbahnen  eine  fP/jf 
Aetienretite  mit  einer  4*/4 — 4%°/oigen  Reichsrente  kaufen  konnte,  wie  es  Prenss-i« 
dann  für  sich  gethan  hat.  (Ein  ähnlich  wichtiger  Factor  wie  in  England  bei  eine» 
etwaigen  Erwerb  der  Privatbahnen,  s.  Cohn  II,  6! 7).  Soweit  aber  allgemein*' 
Conjn  n  ctu  ren  kürzere  oder  längere  Zeit  die  Bahnrente  drücken,  ist  es  rolkswirth- 
schaftlich  u.  socialpolitisch  wieder  besser,  dass  die  staatliche  Gemeinschaft,  nicht  di«* 
zufälligen  Eigenthümer  oder  Aetionäre  (öfters  zum  erheblichen  Theile  Personen,  den«-*« 
die  „geriebeneren"  Geschäftsleute  die  Actien  vor  dem  Sinken  der  Dividende  n.  Cor^- 
in  die  Hände  spielten)  auch  diese  Verluste  tragen. 


J 

)igitized  by  Google 


— c  — 


IK  zeigt?  si'-b  v.-b«i  frtbfl^ii 
v,H!  .1er  orfprtagl-  *M  » •• 

der  alten  Lad**»-  •*  ""^V 
k  mf  l.VM.  ctonV*' |f"  l 
'.1  ;,n  M.  Thlr.  heni««»» 

D  der  Mine  der  7»ff^;*!.. 
I  etwas  a?***'" 

,t  Schon  toEt?*«^;, 
,,-ht  mit  ointT  notl»"4--. 
total*  nicht  V 

nfJ  dl*  dl«* 


1867 

1869 

1S71 

1872 

1873 

1874 

1875 

5  83 

577 

li-61 

5'9S 

495 

3*58 

4-78 

505 

5*31 

531 

5*01 

4-18 

407 

441 

5-79 

576 

604 

5.4s 

4-63 

4-33 

4-41 

554 

567 

607 

554 

464 

406 

451 

(incl.  f. 

d.  Main 

-Weser 

Hahn  an 

Kesten) 

abgeführte  l 

"eber- 

42-4°/„.  In  dem  ungünstigen  Jahre  1874  war  er  noch  am  Höchsten  bei  d.  Niodcr- 
schL-märk.  (incl.  schien,  (iebirgsb.)  mit  44*8%  der  Bruttoeinn.  (1S75  43*9).  am 
Niedrigsten  bei  d.  Kraukf.- Bebraer  u.  d.  BerL-Vorbindungsb.  mit  28-0%  (1875  bez. 
394  u.  29  4).  Das  verwendete  Anlagekapital  verzinste  sich  aus  dem  Uebcr- 
sthuss  (bei  d.  Privatbahnen  ohne  Einrechn.  der  Zuschüsse  aus  d.  Titel  d.  Zinsgaratitiei 
mit  % 

Staatsb. 

Privatb.  in  Staatsvcrw. 
Privatb.  in  eig.  Verw. 
AJIc  Hahnen 
Der  au  dio  Staatscasse 
schuss  d.  preuss.  Staatsbahnen 
Keute  schwankte   bei   den  8 
inassauischc  1875  1*83)  und  T 
1874  ii.  75  bez.  3*28  und  4  41, 
2*H0 ,  die  saarbrücker  2  92  und 
U*4S  und  1*35.    Das  verwend. 

Mill.  Thlr.,  p.  Kilometer  82,857  Thlr.    1875  bez.  366*3  und  87,193.    Max.  1S74  Kerl. 
WrbimluDgsb.  136,306  Thlr.  p.  KU.,  Saarbr.  133,520.  Min.  Ostb.  66.697  Thlr.  Bei 
der  starken  Schuldentilgung,  die  in  Preussen  seit  dem  fmn/..  Kriege  mittelst  der  Con- 
iributionsgelder  u.  s.  w.  erfolgt  i>t.  reichte  selbst  der  geringe  Uebcrschuss 
liahnen  im  J.  1874  fast  ganz  hin.  «H«-  sämmtlichen 
decken,  die  z.  II.  im  J.  1876  38*8  Mill.  M.  betrugen. 

Die  Daten  der  letzten  Jahn-  c.  der  Gegenwart  sind  mit  denjenigen  der  liühcren 
Zeit  vor  der  grossen  Verstaatlichungsara  (S.  709)  nicht  genau  zu 


war  für  1874  11*68.  f.  1875  17  03  Mill.  Thlr.  Die 
einzelnen  preuss.  Staatsbahmn  1S74  zwischen  0"2U 
707o,  (Niederschi. -mark..  1S75  7*46\    Die  Ostb.  gab 
die  hannoversche  4*11  und  6*52,  die  westfäl.  1*87  und 
4*91,  die  Main -Weser  3*61  und  4*90.  b'rankf.  -  Bebr. 
Anlagekapital  der  preuss.  Staatsbabnen  war  1874  334*3 
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Eisenh.schuld  mit  95*76  M.  M.  abgezogen,  bleibt  ein  reiner  Ueberscbuss  Ton  42*35  M.  M 
Der  Voranschlag  f.  1SS.H/81  giebt  bei  514  72  M.  M.  Einn.  u.  384*58  M.  M.  Aus-, 
einen  Ueberscbuss  v.  130*15  M.  M.  (muthmasslich  10 — 20  M.  M.  mehr),  nach  Abzus: 
der  Zinsen  der  Hahnschulden  (109*49  M.  M.)  20  66  M.  M.  (evont.  10—20  M.  M.  mehr». 
Nach  d.  Nov.  1^8'J  dem  Landtage  vorgelebten  Et.  I*.  1884  85  ist  die  Einn.  auf  552  *»*». 
die  Ausg.  auf  388  19,  der  Rohübersch.  auf  164*68,  der  Rcinüberschuss  (nach  Abzii? 
v.  128*39  M.  M.  Eiscnb.schuldzinsen)  auf  36*20  M.  M.  veranschlagt.  Diese  G«  «am  int - 
ergebnisse  der  preuss.  Eisen I».  Vcrwalt.  umfassen  übrigens  die  Eiun.  „aus  d.  Betheilig, 
d.  Staats  an  Priv.bahnen"  mit  (A.  18S3/84  4  52,  1884/So  4*33  M.  M.).  Die  Eiiw. 
u.  s.  w.  der  1883  84  neu  zu  verstaatlichenden  Hahnen  sind  hierbei  nocli  nicht  inbcgritfH. 

Die  Daten  im  Folgenden  z.  Th.  aus  dem  Material  im  Arcb.  f.  Eisenb.wciJ. 

Sachsen.  Die  Staatsbahnen  haben  andauernd  bis  Mitte  der  70er  Jahre  ein-: 
reu  hl.  Verzinsung  gegeben,  gegen  die  Kosten  der  betr.  Staatsschulden  1 — 2,/2**  „  mehr 
Für  die  20  J.  1850 — 75  wird  die  Durchschnittsrente  auf  6*48%  berechnet,  für  cm 
Kapital,  das  von  1)0  4  Mill.  M.  in  1856  auf  330*8  Mill.  M.  zu  Ende  1S75  gestiegen 
ist.  Nur  3  mal  sank  die  Rente  in  diesen  20  ,1.  unter  5%.  185s  4  37 ,  1S59  4  41. 
1866  4-50,  Max.  1865  7*23  u.  wieder  1871  7  07,  1872  -75  bez.  5*75.  5*54,  5*8T. 
602%.  Später  wurden  die  Ergebnisse  schlcrhter.  mit  in  Folge  des  Erwerbes  un- 
rentabler Priv.bahnen.  So  war  die  Rente  1875  nach  neuester  amtl.  Borechn.  o'7T 
(also  geringer  als  nach  ob.  Angrabe).  1878  3*67,  1880  4  11,  Issl  4  *25%  des  Bau- 
Kapitals,  oder  in  diesem  J.  1  SS  1  4*571.  des  Anlagekapitals;  dies  betrug  f.  1*»M 
623*5  M.  M.,  der  BetriebsUbcrschuss  26*52  M.  M. 

Baiern.  Hier  eine  von  der  allgemeinen  Staatsschuld  getrennte  EisenbahnschuM. 
Anf.  1876  noniin.  729*4  Mill.  M.,  meist  zu  4  u.  4%%.  mit  einem  Zins-  und  Tilge 
erforderniss  v.  28-8  Mill.  M.  Der  Ueberscbuss  der  Eisenbahnen  war  veranschlagt  auf 
29*8  Mill.  M.  Im  .1.  1874  (noch  ohne  Ostbahnen  *  berechnet  sich  nach  d.  Vereinsstat. 
(ilcreu  Berechu.  bei  Preussen  mehrfach  von  denen  der  preuss.  Eisen  bah  nstatistik  ab- 
weichen) eine  Rente  v.  4*24  %  aus  «lern  Reinerträge  f.  d.  Anlagekap.  (excl.  11*43  Mili. 
Thlr.  f.  d.  gepacht.  inlaud.  Bahnen)  von  153  Mill.  Thlr.  Der  Ueberscbuss  von  6*4% 
Mill.  Thlr.  hat  über  die  Zinsen  der  Bahnschulden  (4  755  Mill.  Thlr.)  u.  der  Tilgung 
derselben  (0  931  Mül.  Thlr.)  immerhin  in  diesem  ungünstigen  Jahre,  noeh  773.oou 
Thlr.  betragen.  Seitdem  sind  auch  hier  die  Ergebnisse  mehrfach  ungünstiger  geworden 
1881  war  d.  Baukostenaufwand  f.  d.  Staatsb.  885*95  M.  M..  die  Roheinn.  79*S>. 
Ausg.  44*96,  Ueberscb.  34*92  oder  3.82%  des  Kap.  (1»80  33.51  M.  M.^.  derZus.  hu« 
zur  Verzins,  der  Bahnschulden  demnach  doch  unerhebl.  (Anschl.  der  Uebcrs«  h.  1  >S*i 
ii.  83  je  33-s  M.  M..  bei  Kosten,  Zins,  Amort.  u.  s.  w.  der  Eisenb.schnld  37  21  M.  M 
also  3  4  M.  M.  Zuschuss). 

W  u  rtemberg.  Die  in  d.  allgem.  Staatsschuld  enthaltene  Kisenbahnsrhuld  be- 
trug 1876  c.  271  Mill.  M.  Nach  d.  Etat  f.  1S75— 76  wurde  auf  eine  NeUooinnabiH' 
der  Staatsbahnen  von  12*52  Mill.  M.  gerechnet,  womit  die  Zinsen  jener  Schuld  wohl 
gedeckt  sind.  Im  J.  I*v4  verzinste  sich  nach  der  Vereinsstatistik  das  verwendete  An- 
lagekapital von  101*6  Mill.  Thlr.  durch  den  Ueberscbuss  von  3.357  Mill.  Thlr.  nur 
mit  3*30  %.  Seitdem  auch  hier  noch  ungünstigere  Entwb  kl.  Neuerliche  Wrzinsuiür 
des  Bahukap.s  nur  27.,— 3%.  woran  aber  fehlerhafte  Hahn  bauten  mit  schuld.  Anlage- 
kapital d.  Staats!».  1881 /Vi  455  31  M.  M.  (bez.  anders  berechnet  446*86).  Roheinn 
1880  sl  26  54,  1881  ,/>2  27*88  M.  M.,  Reinertr.  1 1  20  u.  J2S5  M.  M..  oder  mit  einige 
weiter  abzure<  hn.  Summen  12*66  M.  M.  oder  2  s6%  des  tres.  Anl.kap.s  (1880  81 
2  54%),  c.  21/,  M.  M.  werden  v.  heut.  Betrage  der  Zinsen  der  Eisenb.schuld  danach 
sonst  zu  decken  sein. 

Baden.  Iiier  besteht  neben  der  allgem.  Staatsschuld  eine  besondere  Eisenbahn- 
scluild.  Auf.  IS76  von  275*2  Mill.  M.  oder  nach  Abzug  der  Activa  der  Eisen,  bahn - 
schuldentilgungskasse  mit  4*4  Mill.  M.  eine  reine  Schuld  von  270  8  Mill.  M.  1W 
Anschlag  der  Eisenbahnbetriebsverwalt.  schliesst  f  1876  mit  12*ti4  Mill.  M.  Reinertr. 
ab,  wozu  noch  der  Antbeil  am  Ueinertrag  d.  Main-Ne<  karb.  mit  0*51  Mill.  M.  kommt 
Nach  d.  Vereinsstatistik  ergab  sich  1871  auf  ein  verwend.  Anlagekap.  v.  103*4  Mill 
Thlr.  '-in  Ueberscbuss  r.  4164  Mill.  Thlr.  oder  eine  Verzins,  v.  4*03%.  Auch  in 
Baden  sind  die  neueren  Ergebnisse  ungünstiger  dank  einer  f.  d.  Kraft-'  des  kl.  Land-, 
nicht  immer  rationellen  Ausdehn.  d.  Hahnnetzes  ((jebirgsbnhncn).  Anl.kap.  d.  Staatsb. 
f.  1S81  389  64,  f.  d.  Keiitenberechn.  397  09  M.  M.  Roheinn.  lssl  30S4  M.  M. 
Ueberscbuss  13*30  (lssl)  13*46)  M.  M.  oder  3*35  (1880  3*44)%  d.  Anl.kap*. 


Digitized  by  Googl 


✓ 


Reinerträge  der  Staatsbahucn.  789 

Diese  Verhältnisse  in  den  süddeutschen  Staaten  zeigen,  dass  letztere  für  das 
Staatsksystem  noch  nicht  gross  und  leistungsfähig  genug:  ein  finanzwirth schaff  • 
lieh  g u nstig er  Panct  für  das  Reichseisenb.project. 

Boichs  bahnen  in  Elsass-Loth  ringen.  Diese  auf  Rechnung  der  franzos. 
Coutribution  für  325  Mill.  Kr.  jedenfalls  zu  theuei  (nach  neuerer  durchsch.  Beiechn. 
1)1*4  M.  M  über  d.  Hcrstcll.kosten)  übemoinuienen  ehemal.  Linien  der  französischen 
()stbahni:<  sellschaft  sind  mit  bedeutenden  Kapitalverwendungen  erweitert  worden.  Nach 
der  Vcreiusstatistik  ergab  sich  1 S74  ein  Betriebsüherschuss  von  2  080  Mill.  Thlr.  otJer 
auf  d.  bis  dahin  verwendete  Anlagckap.  (itfcl.  jene  Summe  von  32.*)  Mill.  Fr.)  von 
10H1  Mill.  Thlr.  (p.  Kil.  1 2S.:*87  Thlr.)  eijic  Rente  von  nur  1*91  •/••  Weser  kleine 
Ueberschuss  wurde  durch  die  Mehrausgabe  ftti  den  Betrieh  der  übernommenen  Wilh.- 
Lu.vcinb.  Bahn  noch  um  5S4.ÜOÜ  Thlr.  vermindert  Nach  d.  Reiehsetat  f.  1S70  wurde 
auf  eine  Weineinn.  d.  Reiehsb.  v.  9  47  Mill.  M.  gerechnet.  Anl.kap.  f.  1*n>1/82:  v. 
Reiche  verwend.  incl.  504  M.  M.  f.  Willi.  Lux.  450.00.  effect.  incl.  dgl.  49  5  M.  M  . 
10219  M.  M.  Ueberschuss  f.  eis.  lothr.  B.  allein  erhebl.  sestie^en,  so  I  ^ S 1  ^ "J 
15  4  M.  M.,  womit  freilich  die  Zinsen  des  verwend.  Kap.s  noch  nicht  ganz  gedeckt, 
auch  Wilh.  Lux.,  die  früher  bis  10  M.  M.  Deficit  ergeben,  im  letzten  Jahre  Fcber- 
selitiss  v.  0-72  M.  M.    S.  Arch.  f.  Eisenb.wesen  l^s3  S.  492. 

Die  hess. -preuss.-bad.  Staatsb.  Main-Neckar  rentirt  gut.  (Ansclil.  1833/84 
7- 10.  1SS4/S5  0  75%.). 

Die  Oldenb.  Staatsb.  ergaben  naeh  den  Anschl.  f.  Iss2  einen  Reinertrag  v. 
T203  M.  M. 

Belgien.  S.  d.  Tab.  in  Mulvany,  Deutschlands  Eisen  bahntari  ff  rage.  Nach 
d.  Rudjr.  f.  1^75  u.  1870  wurde  auf  einen  Ueberschuss  d.  Eiscnbahnverwaltung  von 
22'4.  bez.  27  4  Mill.  Fr.  gerechnet.  Das  Resultat  f.  1871  war  ein  Ueberschuss  von 
2'M  Mill.  Fr.,  noch  immer  eine  Verzinsung  von  fast  0u/o.  Im  J.  18^2  war  der  Roh- 
ertrag der  belg.  Staatsb.  1134  M.  Fr.,  der  Reinertr.  433  M.  Fr.  oder  54870  des 
Anlagekap.s  (dieses  ohne  den  Werth  der  den  Gesellschaften  geschuld.  Rückkaufs  Annui- 
täten gerechnet.) 

Niederlande.  Die  verpachteten  Staatsb.  repräsentirten  nach  d.  deutschen 
Vereinsstatistik  ls74  ein  verwend.  Anlairekap.  von  51  "77  Mill.  Thlr.,  wogegen  der 
r>etriebsuberschu>s  D5S5  Mill.  Thlr.  war,  was  eine  Rente  v.  3  00%  ergäbe.  Nach 
Hinterlegung  in  d.  Erneuerungsfonds  u.  s.  w.  blieben  1  "52  Mill.  Thlr.  Ubriir,  wovon 
der  vertragsmässige  Antheil  des  niederländ.  Staats  944,1 30  Thlr.  war.  Letzterer  moss 
daher  erheblich  zuschiessen.  Im  Etat  für  1870  stehen  die  Staatsbahnen  mit  187s  Mill.  Ii. 
Kinn.,  aber  mit  00  Mill.  fl.  A)isg.  (Zinsen).  Auch  seitdem  sind  alle  Ergebnisse  f.  d. 
Staat  sehr  ungünstig,  s.  Arch.  f.  Kisenb.wes.  Issj"  S.  583.  Im  besten  Jahre  Js"5 
verzinste  sieh  das  Anlagekapital  d.  Staats  durch  das  vertraifsmäss.  Pachtgeld  nur  mit 
1I.V"„,  seitdem  immer  unter  1%,  wogegen  die  (iescllsch.  seit  1S70  stets  über  5% 
liezo*  s.  o.  S.  71«,  733. 

Ungarn.  Die  Ertrage  der  Staatsbahnen  bisher  sehr  gering.  Nach  der  deutscheu 
Vereinsstatistik  war  der  Ueberschuss  f.  d.  nördl.  Staatsbahnlinien  1874  721,000  Thlr. 
oder  104%  f.  d.  verwend.  Kap.  v.  43  9  Mill.  Thlr.  Bei  den  südl.  Staatsbahnlinien 
(Kap.  22-0  Mill.  Thlr.)  ergab  sich  so<rar  IST4  ein  Betriehsdcficit  V.  88,383  Thlr., 
bei  den  Schmalspur.  Staatsb.  (verwend.  Kai».  000,000  Thlr.)  dsgl.  v.  13,384  Thlr. 
Ktwas  haben  sich  die  Verhältnisse  irebessert,  aber  eine  Deckung  der  Zinsen  der  Bahn- 
schulden wird  bei  Weitem  nicht  erreicht,  obwohl  die  Staatsbahnen  linanz.  besser  als 
die  Privatbahnen  bewirtschaftet  werden.  Schätzung  des  Reinertr.  im  Et.  f.  1*>82  mit 
MS  M.  fl. 

In  West-Oestorr.  u.  in  Frankreich  sind  bei  der  bisher.  Zerstückelung  uud 
Kleinheit  der  Staatsbahnlinien.  die  meist  blossen  Nebenverkehr  habet),  die  linanz.  Er- 
gebnisse gerinir,  aber  wie  bes.  für  Frankreich  nachgewiesen  wird,  günstiger  als  auf 
Linien  nnter  gleichen  Verhältnissen  bei  den  Prhatbahnen.  Die  kleineren  öst.  Staatsb.- 
strecken  (vor  d.  Erwerb  d.  Elisb.b.)  z.  Th.  mit  Bctriebsdcficiteii. 

In  Italien  hat  der  vielfach  bemängelte  Staatsbetrieb  der  ober  it.  Bahnen  •' 
schon  in  der  ersten  Zeit  rech  Dongs  massig  gunstige  Ergebnisse  gehallt  (2.  See 
Betriebsüberschuss  22  42,  1*^79  89'99.  1880  40*10  M.  Fr.).    Doch  nach  de- 
bericht  „nur  unter  Ausscrachtlassunsr  der  dringendsten  Verkehrs- und  Bctriel. 

Die  Staatsb.  in  Norwegen  kosteten  bis  Ifcsl  0085  Mill.  M* 
diesem  J.   .inen  Reinert,   v.   1410  M.  M.,   also   c.  l1/»*/««  T 
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der  Reinertr.  der  Staatsb.  1V>0  7  32  M.  M.  oder  3-42%  des  Aiilagckap.  (JS'ft 
258%. 

Die  Staats!).  Fiunlaiids  kosteteu  lSbl  ö422  M.  M.  u.  gaben  rein  21!)  M.  M.. 
also  3-4  «V 

in  Landern,  wie  den  elieu  ircnannten  q.  wie  in  deserten,  weniger  bevölkerten, 
gebirgigen  liegenden  Oesterreichs,  Italiens,  Frankreichs.  Ungarns  u.  s.  w.  kann  man 
die  uu genügenden  linanz.  Ergebnisse  nicht  dem  Siaatsbahnsystcin  u.  Staatsbetrieb  za- 
schieben,  sondern  nur  den  gegebenen  wirthscbaftl.  Verhältnissen.  In  solchen  Ländern 
rentireu  Priratbahncn  ebensowenig  u.  sind  meist  nur  durch  theucre  Zinsgarauticn  recht 
ins  Leben  zu  rufen.  Der  Staat  muss  hier  das  Eisenbahnwesen  wohl  oder  u)»el  a!> 
•  ine  Zuschuss- Anstalt  ansehen.  Hat  er  aber  wenigstens  alle  Bahnen  in  der  Hand, 
dann  kauu  er  doch  holfen.  einige  aetive  neben  dun  passiveu  Linien  zu  erhalten.  Iii 
Frankreich  u.  Oesterreich  ist  es  das  Uebel,  dass  die  stark  activen  Liuieu  deu  Geaell- 
sehaften  gehören  u.  dem  Staate  nur  die  passiven  bleiben. 


7.  Abschnitt. 
Staatscanälc  und  SchiflYahrtsdienste. 

§.  2UÜ.   Hinsichtlich  etwaiger  Anlage  und  Verwaltung  von 
Staatscanälen  und  Schift'fahrtslinicn,  insbesondere  Dampf- 
schiff fahrtscursen,  muss  es  im  Wesentlichen  hier  genügen,  auf 
die  früheren  allgemeinen  Bemerkungen  zu  verweisen  (§.  26 7,  268). 
Die  Anlage  eines  neuen  Canalsystems  wird  in  der  Gegenwart,  wo 
die  Concurrenz  mit  den  Eisenbahnen  so  schwer  selbst  für  eigent- 
liche Canalartikel,  wie  Massenproducte,  ins  Gewicht  lallt,  kaum 
anders  als  durch  den  Staat,  in  einzelnen  Fällen  durch  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden,  oder  nur  mit  erheblichen.  Subven- 
tionen, Zinsgaranticcn  n.  s.  w.  seitens  des  Staats  und  der 
genannten  Selbstverwaltungskörpcr  durch  Privatunternehmungen 
erfolgen  können.    Die  grossen  Anlagekosten  machen  dies  gleich- 
falls nothwendig.    Wenn  ferner  die  Verwaltung  von  Canälen 
und  Schifffahrtslinien  vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals 
möglichst  nach  dem  privat  wir  thsebaft  liehen  Princip  geschehen 
niüsstc  (§.  268),  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  For- 
derung in  der  Praxis  oft  nicht  durchzuführen  sein  wird. 
Denn  häufig  wird  bei  den  entsprechend  normirten  Tarifen  der 
Verkehr  zu  klein,  bei  niedrigen  Tarifen  (gemäss  dem  Gebühren- 
prineip)  aber  die  Rente  doch  noch  zu  niedrig  bleiben.   Das  muss 
wieder  zur  Vorsicht  im  finanziellen  Interesse  mahnen.  Eine  eigent- 
liche privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  werden  Canäle  und  Schiff 
fahrt  daher  bei  uns  gegenwärtig  nicht  leicht  werden.  Ob  trotzdem  der 
Staat  im  allgemeinen  Interesse  des  Verkehrs  Canäle  nen 
bauen  oder  Gesellschaften,  Provinzen  u.  s.  w.  dabei  finanziell 
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unterstützen  soll,  lässt  sich  gleichwohl  principiell  aus  dem 
Gesichtspunctc  der  ganzen  Verkehrspolitik  bejahen, 
in u ss  aber  practisch  ganz  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
hältnisse entschieden  werden.  Die  Concentration  der 
grossen  anderen  Verkehrsanstalten  (Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen)  im  Staatsbesitz  hat  auch  hier  wieder  den 
Vortheil,  selbst  die  Uebernahrae  passiver  Canäle  (und  unter  Um- 
ständen solcher  Schiffahrtslinien)  dem  Staate  zu  ermöglichen,  in- 
dem sich  hierbei  das  Princip  der  Ueb ertragung  der  tte- 
triebsergebnisse  auch  zwischen  diesen  verschiedenen 
Anlagen  und  Anstalten  selbst,  wie  sonst  zwischen  den 
Theilen  einer  jeden  für  sich  anwenden  lässt.  Dabei  ergänzen  sich 
namentlich  Eisenbahnen  und  Canäle  und  befruchten  dann  auch 
gegenseitig  ihren  Verkehr.  Auch  für  Deutschland  lässt  sich  so  wohl 
noch  jetzt  im  „Eisenbahnzeitalter"  die  Anlage  eines  grossen  kost- 
spieligen, muthmasslich  sein  Baukapital  gar  nicht  oder  nur  zu 
einem  kleinen  Theile  verzinsendes  Canalnetzes  rechtfertigen :  eine 
practische  Frucht  des  Staatseisenbahn  Systems. 

Vgl  ilen  Aufsatz  von  Meitzer)  über  Canalban  in  Deutschland.  Pronss.  statist. 
Zeitschrift  1S70,  S.  98  11".,  mit  Kostenberechnungen.  Das  hier  näher  untersuchte  Net/ 
v.  354*5  Meli.  Canäle  w  ird  schon  damals  auf  89*425  Mill  Thlr.  Kosten,  252,000  Thlr, 
p.  Meile  angeschlagen.  —  S.  ferner  die  Petition  des  Deutsch.  FlussschitlTahrtsvereiuM 
an  den  I,'.  iohskanzler,  vom  24.  März  1871  ,  Deutsches  Handelsblatt  Nr.  13.  wo  zwar 
die  Canäle  wesentlich  der  Privatindustric  zugewiesen  werden,  dennoch  aber  die  Unter- 
stützung mit  Zuschüssen,  Prämien  oder  Zinsgarantien  für  eine  Reihe  von  Jahren  »ls 
onnmlünglich  bezeichnet  wird,  obgleich  hier  meist  strenge  (iegner  solcher  Staatshülfe 
sprechen.  —  Der  Donau  -  Main  -  Canal  in  Baiern  ist  jetzt  ganz  passiv,  d.h.  die 
Einnahmen  decken  d.  Verwalt. kosten  bei  Weitem  nicht  (A.  1883  mit  Frankcnth.  Canal 
zus.  Einn.  1  15,742  M..  Ausg.  321,426  M.)  —  Pläne  zu  Staats-Canalbauten  junger 
in  Preussen.  S.  bes.  d.  Vorlage  z.  13.  Dec.  1882  uber  den  Bau  eines  Schifflahrts- 
.  anals  v.  Dortmund  (berg.-märk.  Kohlenrevier)  an  d.  untere  Ems  (46  Mill.  M.  Credit- 
fordemng)  Das  Gesetz  wurde  im  Abg.hause  angenommen,  fiel  im  llerrenhause,  nicht 
aus  princip.  (iründen.  Kostenanschl.  f.  Canäle  in  dieser  (iogend  u.  Itichtnng  in  einer 
amtl.  Denkschr.  v.  1882  auf  101,000— 205,000  M.  p.  Kil.  Die  Frage  ist  nur,  ob  man 
ohne  Aussicht  auf  irgend  erhebliche  zur  Verzinsung  des  Baukapitals  beitragende 
Reinerträge  jetzt  mit  Canalbanten  beginnen  will.  wa>  doch  dann  fast  unvermeidlich 
nfithigt,  weiter  zu  gehen  u.  bedeutende  Kapitalien,  für  Preussen  einige  100  Mill.  M. 
so  anzulegen,  d.h.  z.B.  bei  500  Mill.  M.  u.  selbst  1%  Reinertr.  jährlich  das  Budget 
mit  15  Mill.  M.  zu  belasten.  Unter  Verwendung  der  Ueberschüsse  der 
anderen  Verkehr<anstalten ,  bes.  der  Staatsbahnen .  liesse  es  sich  wohl  auch  finan- 
ziell rechtfertigen. 

Die  drei  suddeutschen  Staaten  unterhalten  eine  Da  mpfschif  Bahrt  auf  dem  Boden- 
see, die  jetzt  in  enger  Verbindung  mit  den  dortigen  Staatsbahnen  steht.  Rohertrag 
f.ir  Baiern  1868  250,213,  rein  52.299  fl..  A.  für  1871  in  Einn.  260.395,  Reinertr. 
15.234  11.,  A.  1876  roh  362,000.  rein  33.400  M„  1883  bez.  538,000  u.  197,000  M. 
Wörtern);.  1876,  A.  roh  327,090  M.,  rein  9500  M.,  1882  rein  28000  M.  Baden 
1876  roh  497.000  M..  Deficit  c.  70,000  M..  1883  dagegen  272,000  M.  roh  u.  48,000  M. 
rein.  Bai  ern  hatte  früher  auch  wenig  rentable  Staatsdampfschifffahrt  auf  der  Donau, 
deren  Material  später  der  flsterr.  Donaudainpfschiflfahrtsges.  rerkauft  wurde.  —  Auf 
der  Ostsee  früher  mehrfach  prenss.,  rnss.,  schwed.  StaatsdainpfsdiillT.  zwischen  Haupt- 
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häfen,  noch  in  neuester  Zeit  zwischen  Stralsund  und  Malinö,  mit  erheblichein  Deficit, 
weshalb  jetzt  Abgabe  an  Privat«-,  mit  bedeutender  Postsubvention  Seitens  d.  bcthetl. 
Staaten. 


§.  300.  —  Das  Schluss-Ergebniss  der  vorausgehenden 
Untersuchungen  Uber  die  Staatseinnahmen,  welche  heutzutage  bei 
uns  noch  als  privatwirtbschaftliche  zu  betrachten  sind  (§.  203),  ist 
folgendes.  Im  Allgemeinen  sind  vor;  den  besprochenen  fünf  Haupt- 
arten privatwirthschaftlicher  Unternehmungen  nur  die  Waldungen 
und  die  Eisenbahnen  in  das  Eigenthum  und  zugleich  in  die 
Selbstverwaltung  des  Staats  zu  tibernehmen,  bez.  darin  zu 
behalten.  Auch  dafür  sprechen  aber  nicht  in  erster  Linie 
finanzielle,  sondern  volks-  und  staatswirthschaftliche 
und  s ocial politische  Gründe,  jedoch  spielt  das  finanzielle 
Interesse  erheblich  dabei  mit.  Von  den  anderen  privat- 
wirthschaftlichen  Unternehmungen  sind  nur  einzelne  ausnahmsweise 
vom  modernen  Staat  zu  behalten  oder  zu  erwerben  (Feldgüter, 
gewisse  Bergwerke,  Banken).  Die  Domanialein nähme  ist  demnach 
nicht  schlechtweg  für  die  Gegenwart  zu  verwerfen,  wie  mit- 
unter in  der  Theorie  geschehen  ist,  sondern  sie  ist  nur  passend 
umzugestalten.  Forsten  und  Eisenbahnen  sind  das  rich- 
tige Haupt-Do mani um  des  heutigen  Staats,  wie  Feldgtiter, 
Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  z.  Th.  auch  Fabriken  und  Banken 
dasjenige  des  früheren  Staats  waren.  Die  Einnahmen  aus  jenem 
Eigenthum  bilden  daher  auch  jejzt  noch  ein  passendes  Staats- 
einkommen neben  den  Gebühren  und  Steuern,  welches 
mit  der  Weiterentwicklung  der  Volks wirthschaft  und  mit  fortschrei- 
tender Amortisation  der  Eisenbahnschulden  auch  von  immer  grös- 
serer finanzieller  Wichtigkeit  werden  wird  und  dadurch  erwünsch- 
termassen  die  sonst  erforderliche  Ausdehnung  der  Besteuerung  etwas 
zu  beschränken  erlaubt. 
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